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Gegenwartsfragen des Sozialismus 


Von Hermann Schumacher 


Jahalts verzeichnis: J. Der Sozialismus als Produktionslehre S. 1—7. 
1. Die Grundanſchauung ſtammt aus der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
S. 1. 2. Sie hat ſich unverändert erhalten trotz aller Wandlungen in der 
Zwiſchenzeit S. 3. 3. Sie iſt von Marx zu der praktiſch unfruchtbaren 
zehre von der Überproduktion ausgebaut worden S. 4. 4. Die Programm⸗ 
lefigkeit des 9. November 1918 iſt die notwendige Folge der Grund⸗ 
anſchauung des Marxismus S. 5. — II. Die Verſtaatlichung der Pro⸗ 
raktionsmittel S. 7— 10. 1. Die bisherige Lehre S. 7. 2. Die heute 
is verbreitende Anſchauung S. 9. — III. Die „Vergeſellſchaftung“ 
xt Produktion S. 10-16. 1. Die Konſtruktion der „Geſellſchaft“ S. 10. 
2 Die Entdeckung des Unternehmers S. 14. — IV. Die „Demokratiſierung“ 
der Unternehmung S. 16— 28. 1. Die Auflehnung gegen Führerſchaft 
S. 16. 2. Das Betriebsrätegeſez S. 20. 3. Der Sozialismus als Er⸗ 
niehungsaufgabe S. 25. 


I 


Nil man den Sozialismus richtig erkennen und würdigen, fo 
muß man von der Zeit ausgehen, die als die eigentliche Zeit 
ſemer Entſtehung bezeichnet werden kann, von dem halben Jahr⸗ 
bundert, das der großen franzöſiſchen Revolution gefolgt iſt. In 
hier Zeit vor allem entwickelt ſich gegenüber den politiſchen Idealen, 
de noch die franzöſiſche Revolution beherrſcht haben, das wirtſchaft⸗ 
iche Ideal einer gerechten Verteilung der Güter, das die eine 
auptquelle für die Anziehungskraft iſt, die der Sozialismus auf die 
Naſſen der Bevölkerung in wachſendem Maße ausüben ſollte. 

Man war ſich jedoch bald klar darüber, daß eine bloße Neu⸗ 
verteilung der Güter nicht viel nutzen werde. Durch fie konnte 
won Ungleichmäßigkeiten beſeitigen, aber die Sehnſucht nach 
Glück, die doch ſchließlich allen ſozialiſtiſchen Bewegungen zugrunde 


1 Diefer Vortrag wurde in der Arbeitsgemeinſchaft der volkswirtſchaftlichen 
und juriſtiſchen Studierenden an der Univerſität Berlin am 23. Oktober 1919 
gehalten. Er iſt eine Umgeſtaltung der urſprünglichen Fortſetzung meiner Dar⸗ 


| legungen über Sozialismus und Unternehmertum, die in dieſem Jahrbuch 1919, 
Seit 2, abgedruckt worden find; ſolche Umgeſtaltung wurde nötig, weil der 


Gang der Ereigniſſe ſo ſchnell und wechſelnd iſt, daß der Druck unter den 
heutigen Verhältniſſen nicht mit ihm Schritt zu halten vermag. Der Vortrag 
in in den Anmerkungen durch einige nachträgliche Darlegungen ergänzt worden. 
Ene llers Jahrbuch XLIV I. 1 
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liegt, nicht befriedigen. Eine Neuverteilung der Güter iſt — wie 
Kautsky ſich ausgedrückt hat — nur „eine vorübergehende und un⸗ 
vollkommene Erleichterung für das Proletariat, nicht ein dauernder 
Fortſchritt“. 

Man wollte deshalb mehr: nicht nur eine beſcheidene Gleich⸗ 
mäßigkeit, ſondern einen gleichmäßigen Wohlſtand. Ein ſolcher ließ 
fi aber nicht allein durch Maßnahmen der Güterverteilung (ctielen. 
Darum tritt der Sozialismus auch alsbald als Produktionslehre 
auf!“. Er übt ſogleich bei feinen erſten Erſcheinen feine Kritik nicht 
nur an der Verteilung, ſondern auch an der Erzeugung der G"*er. 

Schon Thomas Morus, der als erſter aus der Erkenntnis er 
wirtſchaftlichen Not heraus das Bild eines „Zukunftsſtaates“ ent- 
worfen hat, hat das getan und gemeint, die Produktion ließe ſich 
leicht ſo ſteigern, daß man mit einer täglichen Arbeitszeit von ſechs 
Stunden auskommen könne. Dieſe vereinzelte Annahme erhielt eine 
außerordentliche Verbreitung mit dem Aufkommen der Maſchine. 
Die großen Neuerungen auf dem Gebiete der Technik und Organi- 
ſation ſetzten ſich ja anfangs nur vereinzelt durch. Nur lang ſam 
vollzog ſich der Übergang vom Werkzeug zur Maſchine, vom Klein⸗ 
betrieb zum Großbetrieb. So gab es viel techniſche und wirtſchaft— 
liche Rückſtändigkeit. 

Daher bot ſich auch in der Übergangszeit der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts reichlich Anlaß zur Kritik der Erzeugung. Sie 
war ebenſo, wie die Rückſtändigkeit ſelbſt, eine natürliche und not⸗ 
wendige Begleiterſcheinung des Fortſchritts und fand ihre hervor— 
ragendſten Vertreter in den großen franzöſiſchen Sozialiſten Saint- 
Simon und Fourier. N 

Auch Karl Marx teilte dieſe Anſchauungen ſeiner Zeit. Er 
konnte ſogar in England, wo er die Licht: und Schattenſeiten der 
neuen Maſchineninduſtrie viel genauer kennen lernte, als es in 
Frankreich und auf dem Feſtland überhaupt möglich war, die Kritik 
weiter vertiefen und verbreitern und damit zugleich die Überzeugung 
befeſtigen, daß die neue Maſchineninduſtrie einer faſt unbegrenzten 
Steigerung ihres Ertrages fähig ſei. Damit baute er, wie ſeine 
Vorgänger, die Hoffnung auf, daß eine ſozialiſtiſche Organiſation, 


1 Cohen-⸗-Reuß hat auf dem deutſchen Wirtſchaftskongreß vom 16. April 
1919 (S. 17) dieſen Zuſammenhang mit den folgenden Worten bezeichnet: 
„Sozialismus bedeutet die Verteilung der Produktion nach Bedürfnis. Wenn 
man nach Bedürfnis verteilt, muß man vor allen Dingen, wenn auf jeden ein⸗ 
zelnen viel kommen ſoll, ungeheuer viel produzieren.“ 
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die mit Hilfe des Staates alle Möglichkeiten zur vollen Entfaltung 
bringe, dauernd die Güterverſorgung eines Jeden erheblich ver⸗ 
beſſern werde. Engels gab dieſer Erwartung Ausdruck mit den 
Worten: „Die Möglichkeit, vermittels der geſellſchaftlichen Produktion 
allen Geſellſchaftsgliedern eine Exiſtenz zu ſichern, die nicht nur 
watriel vollkommen ausreichend iſt und von Tag zu Tag reicher 
wird, ſondern die ihnen auch die vollſtändige freie Ausbildung und 
Betätigung ihrer körperlichen und geiſtigen Anlagen garantiert, dieſe 
Möglichkeit iſt jetzt zum erſten Male da, aber ſie iſt da.“ 
Dieſe Anſicht, die ſich damals in den Anfangszeiten des ſoge⸗ 
anten Kapitalismus gebildet hat, hat ſich nun unverändert bis 
in die Gegenwart erhalten. Einſt aus der Welt der Tatſachen ge⸗ 
boren, iſt ſie durch gläubiges Bücherſtudium vom einen auf den 
andern jahrzehntelang übertragen worden. ALS fie entſtand, war die 
mit Maſchinen arbeitende Induſtrie noch in den erſten Anfängen, mitten 
in den ſchlimmſten Kinderkrankheiten, ohne eigentlichen Unternehmer⸗ 
ſtand, ohne Tradition und Erfahrung, ohne Plan und Organiſation, 
beherrſcht vom Zufall. Seitdem ſind 70 Jahre gewaltiger Entwicklung 
dahingegangen. Niemals zuvor iſt die Ergiebigkeit menſchlicher Arbeit 
ahnlich geſteigert worden. Natürlich iſt auch jetzt noch für Kritik 
und für Verbeſſerungen viel Raum. Aber den Hauptnadteilen hat 
man doch zu begegnen gelernt und in großartigem Maße iſt das 
Unternehmertum ſelbſt zum Träger des Organiſationsgedankens ge: 
vorden 1. So groß auch die Meinungsverſchiedenheiten im einzelnen 
ioch ſein mögen, darüber können Zweifel nicht beſtehen, daß die 


1 Am bartnädiaften hat ſich das populäre Schlagwort von der „Anarchie“, 
dem Chaos“ der bisherigen „kapitaliſtiſchen“ Produktion erhalten. Aber auch ihm 
beginnen Sozialiſten, denen enge toltrinäre Bücherweisheit nicht den Blick für 
die weite Welt der Tatſachen verdunkelt hat, entgegenzutreten. Mit beſonderem 
Kachdruck hat Profeſſor Lederer, der den Unabhängigen naheſteht und Mitglied 
der deutſchen Sozialiſierungskommiſſion und Berater für Sozialiſierungsfragen 
im Wiener Miniſterium war, auf der Generalverſammlung des Vereins für 
Sozialpolitik in Regensburg am 16. September 1919 (Verhandlungen S. 115) 
erklärt: „Meine Meinung geht dahin, daß die kapitaliſtiſche Wirtſchaft tatſächlich 
einen Wirtſchaftsplan realifiert hat ... Das alles iſt kein Geheimnis für den, 
rer die kapitaliſtiſche Wirtſchaft nicht nur in ihrem Marktbild betrachtet und ſie 
anſiebt als eine ungeregelte, wilde Konkurrenz, ſondern welcher unter der ſchein⸗ 
bat aller Regel ſpottenden Fülle von Einzeltatſachen die innere Geſetzmäßigkeit 
dieſer Wirtſchaft anerkennt ... Der Organiſationsgedanke hat auch die Unter: 
nehmerſchicht erfaßt. Infolgedeſſen können wir von einer Anarchie der kapita⸗ 
liſtiſchen Produktion keineswegs ſprechen.“ 

1 * 
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Lage im ganzen ſich ſo von Grund aus geändert hat, wie vielleicht 
noch nie in der Geſchichte der Menſchheit. 

Trotzdem hat man mit einer konſervativen Gläubigkeit, die 
kaum noch geſteigert werden kann, an der alten Produktionslehre 
unverändert feſtgehalten. Kautsky! hat noch kürzlich, genau wie 
Marx vor 70 Jahren, verkündet: „Der marxiſtiſche Sozialismus 
ſieht heute die techniſchen Bedingungen gegeben, durch zweckmäßige 
Ausnutzung der Großproduktion die Produktivität der Arbeit ſo hoch 
zu ſteigern, daß für jeden Arbeitenden Verminderung ſeiner Arbeits⸗ 
zeit und Erhöhung ſeines Wohlſtandes dauernd möglich tft ?.“ 

Ich will hier heute im einzelnen nicht nachweiſen, wie dieſer 
durch ſein Alter ehrwürdige Glaube, der einſt richtig war, unter den 
gänzlich veränderten Verhältniſſen, wenn nicht alle Berechtigung, ſo 
doch einen ſehr großen Teil eingebüßt hat; das behalte ich mir für 
eine andere Gelegenheit vor. Ich will heute nur darauf hinweiſen, 
welche entſcheidende Rolle dieſer einſt berechtigte Glaube, den Marx 
ſeiner Zeit und ſeinen Vorgängern entnommen hat, in dem ganzen 
Syſtem des Marxismus ſpielt. 

Marx erblickt nämlich mit Recht in dieſer Steigerungsfähigkeit 
der Produktion die Hauptbeſonderheit des ſogenannten kapitaliſtiſchen 
Zeitalters. Ungerechtigkeit, Armut und Klaſſenkampf hat es nach 
ihm ſtets gegeben. Während aber früher dem beſchränkten Verbrauch 
eine beſchränkte Erzeugung entſprach, iſt jetzt die Beſchränkung der 
Erzeugung fortgefallen. Dem beſchränkten Verbrauch ſteht hinfort 
eine unbeſchränkte Erzeugung gegenüber. Auf dieſen Gegenſatz baut 
Marx dann die kühne Folgerung auf, daß die ſogenannte kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft einer dauernden Überproduktion entgegengehe. Es be⸗ 
ginnt — wie er im Kommuniſtiſchen Manifeſt ſagt — „die Epidemie 
der Überproduktion“. „Die bürgerlichen Verhältniſſe — ſo heißt es 
dort — werden zu eng, um den von ihnen erzeugten Reichtum zu 

1 „Der Kampf“ vom 19. Juli 1919, S. 472. 

2 Die populäre Form, in der dieſer Glaube ſich zu äußern pflegt, kommt 
zum Beiſpiel in den Worten des Abgeordeten Bender in der Nationalverſammlung 
vom 14. Januar 1920 zum Ausdruck: „Wir können uns heute den Luxus nicht 
mehr leiſten, die Beſitzer der Produktionsmittel mit ihrem Beſitz frei ſchal ten 
und walten zu laſſen. Die bittere Not zwingt uns dazu, die Produktionsmittel 
unſeres Landes intenſiv und reſtlos auszunützen, die Produktivität unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeit bis auf das Höchſte zu ſteigern und für eine nach ſozialen 
Geſichtspunken ſich richtende Produktion zu ſorgen.“ Miniſter Schlicke hat in 
derſelben Sitzung unſere Zeit „eine Zeit der Verblendung über die eigene Kraft“ 
genannt. 
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faſſen.“ Oder — wie es im heute noch gültigen Erfurter Programm 
der ſozialdemokratiſchen Partei heißt: „die Produktivkräfte wachſen 
der heutigen Geſellſchaft über den Kopf“. Aus den immer häufiger 
and ſchwerer werdenden Kriſen dieſer chroniſchen Überproduktion 
mtſteht dann eine Zwangslage, die mit Notwendigkeit ein ſozia⸗ 
hiihes Gemeinweſen mit Übernahme der Produktionsmittel auf den 
Staat erwachſen läßt. Auf dieſe Weiſe leitet Marx — treu ſeiner 
„dialektiſchen“ Methode — aus dem Hauptvorzuge der ſogenannten 
kapitaliſtiſchen Produktion ihre unvermeidliche Selbſtzerſtörung ab. 
Im eigenen Überfluß erſtickt der „Kapitalismus“ und räumt damit 
bedingungslos das Feld. Dieſe „Theorie des mangelnden Abſatzes 
für die kapitaliſtiſche Produktion“ iſt es vor allem, die der Sozia⸗ 
lismus „aus dem Reich der Utopie in das der Wiſſenſchaft“ hin⸗ 
überführen ſollte !. Durch ſie ſind „Naturnotwendigkeit und Pro⸗ 
duktivität“ zu den „beiden Angelpunkten“ des „wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus“ geworden und in dieſer „Naturnotwendigkeit“ wurzelt 
die ſchwere geiſtige Kriſis des Sozialismus noch ſtärker und tiefer 
als in jenem der Vergangenheit entliehenen Glauben an die Rück⸗ 
ſändigkeit des bisherigen Wirtſchaftslebens. 

Denn aus dieſer Lehre des Marxismus ging es mit Notwendig⸗ 
keit hervor, daß der Sozialismus am 9. November 1918 ohne Pro⸗ 
gramm die Herrſchaft übernehmen mußte. Er ſtand — wie einer 
ſeiner Verkünder, Paul Lenſch?, ſich ausgedrückt hat — „voll⸗ 
kommen geiſtig unvorbereitet vor dieſem gewaltigen Schickſal“ und 
derſelbe Schriftſteller ſucht“ die Erklärung für dieſe faſt einzig in 
der Weltgeſchichte daſtehende Tatſache in der „Befangenheit in einer 
veralteten Geiſteswelt, ihrem mangelnden Mut, mit dem Alten zu 
brechen, und ihrem Unvermögen, eine neue Welt konſtruktiv zu er⸗ 
richten. Zwar darf man ſich nicht vorſtellen, daß Marx mit ſeiner 
ſogenannten „wiſſenſchaftlichen“ Lehre von der Naturnotwendigkeit 
des Sozialismus, die ſo viel dazu beigetragen hat, den Sozialismus 
aus einem Sektenglauben zu einer Maſſenbewegung zu machen, den 
Arbeiter zu einem bloßen abwartenden Nichtstun beſtimmen wollte. 
Die weltgeſchichtliche Bedeutung des kommuniſtiſchen Manifeſts be⸗ 
ſteht vielmehr darin, daß es einen flammenden Aufruf zum „Klaſſen⸗ 
kampf“ darſtellt. Neben dem neuen wirſchaftlichen Ideal, das der 
Sozialismus zuerſt dem politiſchen zur Seite geſtellt hat, iſt es dieſe 


I Bgl. Tugan⸗Baranowsky, Theoretiſche Grundlage, S. 209, 215. 
* Lenſch, Am Ausgang der deutſchen Sozialdemokratie, 1919, S. 17. 
à a. a. O. S. 18. 
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Kampfesformel, die Marx in Frankreich als gerade populär ge⸗ 
wordenes Schlagwort aufgriff und dann mit allen wiſſenſchaftlichen 
und pſeudowiſſenſchaftlichen Mitteln zu einem Feldgeſchrei von mög⸗ 
lichſter Nachhaltigkeit zu geſtalten wußte, die zweite Hauptkraft ge⸗ 
weſen, welche die Maſſen in Bewegung brachte. 

Aber in dieſer immer neuen Aufforderung zum Klaſſenkampf 
erſchöpft ſich die praktiſche Seite des Marxismus. Indem ſich die 
Arbeiterſchaft zum Klaſſenkampf aufrafft, wird ſie zum Werkzeug in 
der großen Entwicklung, die den „Zukunftsſtaat“ mit Naturnot⸗ 
wendigkeit heraufführt. Alſo: der Arbeiter ſoll nicht untätig bleiben, 
aber, indem er dem Klaſſenkampf ſich hingibt, ſoll er vertrauensvoll 
den Zukunftsſtaat erwarten. Über ihn ſich im voraus den Kopf 
zerbrechen, iſt zwecklos, ja ſchädlich, da es die einheitliche Wucht 
des Klaſſenkampfes lähmen kann. Dieſe taktiſche Berechnung iſt der 
erſte Grund, weshalb der Sozialismus — wie ein begeiſterter Vor⸗ 
kämpfer Profeſſor Wilbrandt! ſchmerzlich ſagt — am 9. November 
„keine Idee hatte, was er nun anfangen ſollte“. 

Der zweite Grund dafür beſtand darin, daß ſich die Sozial⸗ 
demokratie „vom Ausbruch der Revolution genau ſo hat über⸗ 
raſchen laſſen, wie vom Ausbruch des Krieges“ 2. Heute beginnt 
man es ja ſchon allgemein einzuſehen, daß es eine den Tat⸗ 
ſachen nicht entſprechende Betrachtungsweiſe iſt, welche in der 
November: Revolution den Umſchwung ſieht, den Marx angekündigt 
hat. Reifere Geiſter des Sozialismus haben heute erkannt, daß 
zwiſchen der von Marx verheißenen und der tatſächlich eingetretenen 
Revolution in Wirklichkeit Beziehungen kaum vorhanden ſind. 
Reifere Geiſter des Sozialismus haben eingeſehen, daß es ſich, ſoweit 
überhaupt ein wirtſchaftlicher Zuſammenbruch vorlag, nicht um 
eine von innen heraus entſtandene Kriſis der Überproduktion, wie 
ſie Marx erwartete, ſondern um eine von außen erzwungene Kriſis 
ſchlimmſter Unterproduktion gehandelt hat?, daß es aber in erſter 


1 Wilbrandt, Sozialismus, 1919, S. 180. 

2 Lenſch, a. a. O. S. 11. 

° In der Bewertung dieſer Tatſache find die ſozialiſtiſchen Parteien ſich 
nicht ganz einig. Die Mehrheitsſozialiſten ſehen in ihr das Haupthindernis für 
die Verwirklichung des Sozialismus. Die unabhängigen Sozialiſten ſahen in 
ihr urſprünglich das Gegenteil. Hilferding, der Hauptſchriftleiter der „Freiheii“, 
meint ſogar in einem Aufſatz im „Kampf“ vom 27. Dezember 1919, die Lage 
hätte am 9. November 1918 „für die Verwirklichung des Sozialismus nicht 
günſtiger“ fein können; „denn die rein wirtſchaftlichen Schwierigkeiten find für 
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mie der Zuſammenbruch nicht eines Wirtſchaftsſyſtems, ſondern 
eines Staatsſyſtems war, hervorgewachſen aus der „Itärfiten Span- 
mung zwiſchen Individuum und Staat, die jemals die Menſchen be: 
berrſcht hat“, gerichtet viel mehr gegen den Krieg und das Heer⸗ 
reſen, als gegen den ſogenannten Kapitalismus. Und es iſt wiederum 
m eifriger Vorkämpfer des Sozialismus, der den Ausſpruch getan 
bat“, daß, „wenn es eines Beweiſes für die nur bedingte Richtigkeit 
der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung — die Marx bekanntlich ver: 
mit — gibt, jo hat ihn die deutſche November⸗Revolution erbracht“. 
Fit tiefem Kummer konſtatiert daher auch Wilbrandt?: „Programm- 
les überrafht von der Stunde der Macht, hat fie — die Sozial⸗ 
demokratie — im Glück das ſchwerſte Unglück zu tragen: nicht jo 
ſcht den Mangel der vollen politiſchen, als den Mangel der geiſtigen 
keherrſchung der Dinge“; und er meint“: „Sozialiſt kann nur fein, 
sr nicht Marxiſt iſt. Man muß von der ganzen Theorie des Ab⸗ 
rertens, Reifenlaſſens und Prophezeiens ſich frei gemacht haben.“ 


II 


Allerdings bedarf das Geſagte einer Einſchränkung. Ein prak⸗ 
iſches Ziel hat der Marxismus ſtets vertreten. Das iſt die Ver: 
kallihung der Produktionsmittel. Wenn es auch in dieſem Punkte 
u den Schriften von Marx an Widerſprüchen nicht ganz fehlt, fo 
u doch die Auffaſſung, die im Kommuniſtiſchen Manifeſt nieder⸗ 
«legt iſt, für den Sozialismus in Deutſchland beſtimmend geworden. 


ws kapitaliſtiſche Syſtem ebenſo vorhanden; die ſozialiſtiſche Produktions weiſe 
* aber der kapitaliſtiſchen durch die Beſeitigung der Anarchie, durch die Ord⸗ 
ung und Nationaliſierung der Produktion überlegen (!) und kann daher die 
Schwierigkeiten um ſo eher überwinden, als ſie auf die freudige und willige 
Sıtarbeit des wichtigſten Produktionsfaktors, der Arbeiter, hätte rechnen können. 
wer die Gunſt der Stunde iſt nicht ausgenutzt worden. „Was Du von der 
Ninute ausgeſchlagen, gibt keine Ewigkeit zurück“, ſagt der Dichter, und wenn 
ich auch bei der Zukunft des Sozialismus zum Glück dieſes Wort nicht be⸗ 
vahtheiten kann, weil der Sieg des Sozialismus eine hiſtoriſche Notwendigkeit 
m, jo wird es doch noch viel Arbeit und viel Zeit koſten, bis die Stunde wieder 
iclägt.“ Das Ergebnis iſt daher doch in beiden Fällen das gleiche. Auch 
düferding iſt der Anſicht, „daß die Entwicklung ſeit dem 9. November eine 
unte Schwächung bedeutet“. 

Beck, Sozialiſierung als organiſatoriſche Aufgabe, 1919, S. 9. 

1 Beck, a. a. O. 

 Bilbrandt, a. a. O. S. 337. 

. d. D. S. 309. 
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Danach gliedert ſich der große Akt der „Expropriation der 
Expropriateure“ in drei Phaſen. Zunächſt hat das Proletariat mit 
Hilfe des Klaſſenkampfes die Herrſchaft zu erringen. Damit ſoll 
der Staat nach der Auffaſſung von Marx eine Umwandlung von 
Grund aus erfahren. Bisher — wie Engels ſagte — „weſentlich 
Maſchine zur Niederhaltung der unterdrückten ausgebeuteten Klaſſen“, 
wird der Staat durch die Revolution mit einem Schlage zum Organ 
der „Geſellſchaft“. Er kann jetzt natürlich nicht mehr ein „Staat 
der Kapitaliſten“, der „ideelle Geſamtkapitaliſt“ (Engels) ſein, wenn 
auch im einzelnen nie dargelegt wird, worin die Anderung ſich 
äußert. | 

Es folgt die zweite Stufe der Entwicklung. Sie wird durch das 
Kommuniſtiſche Manifeſt mit den folgenden Worten bezeichnet: „Das 
Proletariat wird ſeine politiſche Herrſchaft dazu benutzen ... alle Pro⸗ 
duktionsmittel in den Händen des Staates, d. h. des als herrſchende 
Klaſſe organiſierten Proletariats zu zentraliſieren und die Maſſe der 
Produktionskräfte möglichſt zu vermehren.“ Dieſe Verſtaatlichung⸗ 
der Produktionsmittel wird von Marx geradezu mit Sozialismus 
identifiziert. Sie iſt es, die den entſcheidenden Unterſchied zwiſchen 
der bisherigen und der neuen Organiſation des Wirtſchaftslebens dar⸗ 
ſtellt. Und ſie beruht nach ihm im Rechtsverhältnis an den Kapital⸗ 
gütern. Stehen die Maſchinen im Eigentum Privater, ſo liegt ſo— 
genannter Kapitalismus vor, befindet ſich alles Kapital in der Hand 
des Staates, jo iſt Sozialismus gegeben 1. 

An dieſe Übernahme der Produktionsmittel ſchließt ſich dann 
unmittelbar die dritte Phaſe an. Denn mit den bisherigen Pro⸗ 
duktionsverhältniſſen hebt das Proletariat nach den Worten des 
Kommuniſtiſchen Manifeſtes „die Exiſtenzbedingungen des Klaſſen⸗ 
gegenſatzes, die Klaſſe überhaupt und damit ſeine eigene Herrſchaft 
als Klaſſe auf“. So ſoll der Sozialismus, im ausdrücklichen Gegen⸗ 
ſatze zur „Geſchichte aller bisherigen Geſellſchaften“, die Klaſſen⸗ 


1 Das Wichtigſte, was Marx bierzu ſagt, iſt in den bemerkenswerten 
Worten enthalten: „Der erſte Akt, wenn der Staat wirklich als Repräſentant 
der ganzen Geſellſchaft auftritt, — die Beſitzergreifung der Produktionsmittel 
im Namen der Geſellſchaft — iſt zugleich fein letzter fetbftändiger Akt als Staat. 
Das Eingreifen einer Staatsgewalt in geſellſchaftliche Verhältniſſe wird auf 
einem Gebiete nach dem anderen überflüſſig und ſchläft von ſelbſt ein. An die 
Stelle der Regierung über Perſonen tritt die Verwaltung von Sachen und 
die Leitung von Produktionsprozeſſen. Der Staat wird nicht abgeſchafft, er 
ſtirbt ab.“ i 
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berrſchaft zum Verſchwinden bringen. Er will eine Heilslehre nicht 
mit für einen Teil des Volkes, ſondern für das ganze Volk, die 
zenze Menſchheit fein. 

Die wenigen Monate ſeit der November⸗Revolution haben ge⸗ 
tägt, in die bisher faſt als unantaſtbar geltende Lehre einen unheil⸗ 
baren Riß zu bringen. Zunächſt hat man immer allgemeiner ein⸗ 
geſehen, daß die „Verſtaatlichung der Produktionsmittel“ überhaupt 
richt als Ziel, ſondern nur als ein Mittel angeſehen werden kann. 
Eine Anderung im Kapitaleigentum bedeutet an ſich noch keine 
Anderung in der Kapital verwertung. Sie iſt rechtlicher Art und 
berührt nur wenig die wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Die Einwir⸗ 
bungen, die das Kapital, insbeſondere die Maſchine auf den Betrieb 
ausübt, find die gleichen, ob das Eigentum dem einen oder andern 
zufteht. 

Darum hat auch ſchon Bernſtein in ſeiner Flugſchrift „Was 
ii Sozialiſierung?“ die Frage aufgeworfen: „Glaubt jemand im 
ernſt, daß dann etwas verbeſſert iſt, wenn man da, ſtatt der Unter: 
nehmer, überall ſchlechtweg Beamte hinſtellt.“ Und heute ſieht man 
in der Verſtaatlichung der Produktionsmittel überhaupt nicht mehr 
den Unterſchied zwiſchen „Kapitalismus“ und „Sozialismus“, macht 
nelmehr nach den Eigentumsverhältniſſen nur noch eine Unter⸗ 
ſceidung innerhalb des „Kapitalismus“. Man ſtellt heute Privat⸗ 
kpitalismus und Staatskapitalismus einander gegenüber und macht 
dabei überraſchenderweiſe nicht den geringſten Unterſchied zwiſchen dem 
rüberen Staat und dem neuen Staat, auch wenn er fi) ganz, wie 
u Oſterreich, in den Händen der Arbeiterſchaft befindet. Ohne jede 
kinſchränkung ſagt der keineswegs gemäßigte bisherige ſozialiſtiſche 
Niniſter Otto Bauer in Oſterreich in feiner Schrift „Der Weg zum 
Sezialismus“ !, die von vielen Seiten als eine Programmſchrift 
des öſterreichiſchen Sozialismus angeſehen wird: „Niemand ver⸗ 
valtet Induſtriebetriebe ſchlechter als der Staat.“ Und die ſoziali⸗ 
ſiſchen Stimmen mehren ſich, die darlegen, daß der Staatsbetrieb 
zicht nur volkswirtſchaftlich, ſondern auch ſozialpolitiſch ſchwere 
Nachteile hat. | 

Außerungen, die früher als extrem „kapitaliſtiſch“ gegolten 
hätten, finden ſich heute, verſchärft in der Form und kaum noch be- 
ſchwert mit Beweiſen, in der ſozialiſtiſchen Literatur. In der 
führenden Zeitſchrift des öſterreichiſchen Sozialismus „Der Kampf“ 
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wurde kürzlich! gejagt: „Heute denkt kein Menſch mehr an einen 
Staatsſozialismus, der darin beſteht, daß ſich an die Stelle der 
privaten Kapitaliſten der Staat ſetzt.“ Wer das bekämpft, wende 
ſich gegen ein „Phantom“. Ganz ähnlich hat die Geſamtheit der 
deutſchen Sozialiſierungskommiſſion in der gemeinſamen Einleitung 
zu ihren beiden Berichten über die Frage der Sozialiſierung 
des Kohlenbergbaues? ſich ausgeſprochen: „Jegliche Ausdehnung 
des ſtaatlichen Betriebes iſt unökonomiſch und daher abzulehnen, 
ſolange nicht die völlige Loslöſung dieſer wirtſchaftlichen Tätigkeit 
des Staates von ſeiner politiſchen und verwaltungsmäßigen 
erfolgt ö.“ 


III 


Aber wer den Staatsſozialismus ablehnt, will damit noch nicht 
den Sozialismus überhaupt ablehnen. Man ſucht nur ſeinen Inhalt 
heute nicht mehr ausſchließlich bei Karl Marx; und zwar ſtellt man 
der Verſtaatlichung, gegen die das Verantwortungsgefühl und die 
Selbſterkenntnis der unvermutet zur Staatsleitung Berufenen immer 
allgemeiner ſich auflehnen, die Vergeſellſchaftung als etwas durchaus 
anderes gegenüber. In dieſem Sinne jagt. Otto Bauer in feiner be⸗ 
reits angeführten Programmſchrift“: wir Sozialdemokraten haben 
„nie die Verſtaatlichung, immer nur die Vergeſellſchaftung der In⸗ 
duſtrie gefordert“. Darunter verſteht man aber die Übernahme der 
Induſtrie nicht durch den Staat, ſondern durch die Geſellſchaft. 


1 Engel, Warum nicht ſozialiſieren? Im „Kampf“ vom 2. Auguſt 1919. 

2 Vorläufiger Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Sozialiſierung 
des Kohlenbergbaues. Berlin, R. v. Deckers Verlag, S. 5. 

s Ein ähnlicher Umſchwung hat auch im Ausland, insbeſondere in Frank⸗ 
reich, das durch den Wiederaufbau der durch den Krieg zerſtörten Gebiete für 
uns eine ſo große Bedeutung gewonnen hat, ſtattgefunden. Die für den Wieder⸗ 
aufbau ins Leben gerufene ſtaatliche Unternehmung, die urſprünglich „Service 
des travaux de premiere urgence“ hieß und dann wegen der von allen Seiten 
gegen fie gerichteten Angriffe in „Service des travaux entrepris par l'état“ 
umgetauft wurde, hat in Frankreich einen ſcharfen Kampf gegen den „Etatismus“ 
hervorgerufen. Ihre Tätigkeit iſt einſtimmig als Mißerſolg aufgefaßt worden. 
Der Abgeordnete Dubois ſagte in der Sitzung der Kammer vom 23. Januar 
1919: „Die Budgetkommiſſion iſt nicht der Anſicht, daß der Staat Fabrikant 
und Unternehmer werden und ſich durch die Übernahme der Wiederaufbauarbeiten 
in eigene Regie an die Stelle der privaten Initiative fetzen kann.“ Heute iſt 
Dubois Handelsminiſter. 

Bauer, Der Weg zum Sozialismus, S. 9. 
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Was iſt aber die „Geſellſchaft“? 

Das kann nicht im Einzelfall die Geſamtheit aller Volksgenoſſen 
win. Das ſoll vielmehr — wozu bei Marx noch kein Anſatz ſich 
det — der Teil der Geſellſchaft fein, der mit der betreffenden 
Unternehmung irgendwie in näherer Verbindung ſteht. Er ſoll die 
szitung der Induſtrie übernehmen, fo daß „Vergeſellſchaftung“ das⸗ 
ſelbe iſt, was Moellendorff und Wiſſel in unbewußter Anlehnung 
an den älteren Genoſſenſchaftsſozialismus als „gemeinwirtſchaftliche 
Selbſtverwaltung“ bezeichnen. 

So wandelt ſich die allgemeine Frage: was iſt die Geſellſchaft, 
m jedem Fall in die Tatſachenfrage: welche Perſonenkreiſe ſtehen 
zum betreffenden Unternehmen oder zum betreffenden Induſtriezweig 
u näherer Verbindung? Das find bei Otto Bauer vier, bei Moellen⸗ 
kr und Wiſſel fünf Perſonengruppen. 

Zunächſt die Unternehmer, die bisherigen Leiter, die aber bei 
derer fortfallen, wenn eine Verſtaatlichung mit der Vergeſellſchaftung 
verbindet. Von ihnen iſt in dieſem Zuſammenhang nichts weiter 
is fagen. 

Zweitens die Arbeitnehmer, alſo Arbeiter, Angeſtellte, Beamte. 
Segen ihre Beteiligung iſt grundſätzlich nichts einzuwenden. Denn 
it ſtehen auf dem Boden der Unternehmung, von deren Gedeihen 
in Exiſtenz abhängt. Dieſe Gemeinſamkeit des Intereſſes gilt es 
tanßt zu machen und damit zum Vorteil des Ganzen auszunutzen. 
de iſt vielleicht die Hauptaufgabe unſerer Zeit, und es fragt ſich 
den, in welchen Formen fie am beiten gelöſt werden kann. Nur vom 
eundpunkt des gemeinſamen Intereſſes aus iſt das zu beantworten. 
et ſchadet man dem Ganzen und damit jedem einzelnen Teile. In 
netem Zuſammenhang iſt davon ſogleich noch weiter zu handeln. 

Eine dritte Gruppe bilden die Vertreter des Staates. Auch 
nu ihrer Beteiligung an der Leitung kann man ſich grundſätzlich 
aserftanden erklären. Wie die Arbeiterſchaft ift auch die Geſamt⸗ 
dl am Gedeihen eines Unternehmens intereſſiert. Die Intereſſen 
r Geſamtheit und der Unternehmung laufen unter normalen Ver⸗ 
kiltnifen überwiegend parallel und, wo fie voneinander abweichen, 
die es unter dem unnatürlichen Zwang des Krieges ſo oft geſchehen 
it, kann es nur nützlich ſein, wenn die Geſamtintereſſen gebührend 
m Geltung gebracht werden. Der Staat wird vor allem es ver⸗ 
indem müſſen, daß ſich nach abſchreckendem amerikaniſchen Vorbilde 
genannte „closed shops“ bilden, in denen Unternehmer und Arbeiter 
un engem Bunde bewußt darauf ausgehen, die Verbraucher, die nur 
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in feltenen Fällen der Organiſation der Arbeiter und Unternegmer u 
Gleichwertiges gegenüberzuſtellen vermögen, ſkrupellos ausbeuten. Auch. 
bei der Beteiligung des Staates iſt allerdings Fürſorge dafür zu . 
treffen, daß der berechtigte Produktionszweck durch fie nicht zum — 
Schaden der Geſamtheit leidet. Der individuellen Machtbefugnis des 
einzelnen Staatsvertreters ſind klare und feſte Grenzen zu ziehen. | 

Anders liegt es bei der vierten Gruppe, die durch die Verbraucher e 
gebildet wird. Hier iſt eine unmittelbare Intereſſengemeinſchaft nicht 
vorhanden. Hier handelt es ſich vielmehr um den ſtärkſten Gegen⸗ 85 
ſatz, der das Wirtſchaftsleben überhaupt durchzieht, den Gegen ſatz 
zwiſchen Käufern und Verkäufern, Verbrauchern und Erzeugern, einen = 
Gegenſatz, der unabänderlich in den Verhältniſſen begründet ift und . 
daher nicht, wie bloße Verſchiedenheiten in der Auffaſſung, durch 
gegenſeitige Ausſprache ausgeglichen werden kann. 

Es iſt eine ſehr weiſe Beſonderheit der bisherigen a u 
des Wirtſchaftslebens, daß dieſer Gegenfag aus der — 3: 
unternehmung hinaus verlegt iſt und fern von ihr auf dem Markte Im 
nach den Preisgeſetzen eine mehr oder minder automatiſche Löſung ie 
findet!. Trägt man dieſen Gegenfag in die Produktion hinein, dann 
wird unfruchtbarer Streit hervorgerufen, wo harmoniſches ae 2 
wirken dringendſtes Gebot iſt. Das muß eine lähmende und kann 
eine ſprengende Wirkung auf die Unternehmung ausüben. ich 

Drganifieren heißt, Menſchen unter einem Zweck fo een * 
zufaſſen, daß ſie dem Ganzen dienen, wenn ſie ihre eigenen Intereſſen . 
verfolgen. Je vollkommener es gelingt, den einzelnen fo einzuſchalten, 5 
daß er, indem er feine eigenen Ziele verfolgt, unbewußt dem Ganzen . 
nützt, um ſo wirkſamer iſt die Organiſation. Es iſt eine dilettantiſche N 
Verkennung des Organiſationsgedankens, Träger dauernd widerſtreiten W 
der Intereſſen in eine Unternehmung gleichwertig zuſammenzukoppeln 
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1 Auch ein jo extremer Vorkämpfer der Sozialiſierung, wie Neurath, ver⸗ 5 
kennt nicht die hier vorliegenden Schwierigkeiten, meint aber, mit „allgemeinen 
Betrachtungen“ ſie meiſtern zu können. Er ſagt in ſeinen Vorträgen, Die 8 * 
Sozialiſierung Sachſens (Chemnitz 1919, Verlag des Arbeiter- und Soldatenrats „ un 
im Induſtriebezirk Chemnitz, S. 15): „In der freien Verkehrswirtſchaft war ein. in, 
automatiſches Element enthalten. Ganz von felber bildeten ſich auf dem Markt 
die Preiſe ... In einer Verwaltungswirtſchaft (wie Neurath die ſozialiſierte “ 
Wirtſchaft nennt) fehlt ein folder Automat. Da müſſen die verwaltenden Stellen 5 
auf Grund allgemeiner Betrachtungen (1) entſcheiden, welches Einkommen dem ER: 
einzelnen zufällt (). Wenn wir uns auch eine noch fo vollkommene Organiſation d, 
denken, ſo dürfen wir nicht überſehen, daß bei dieſer Verteilung Protektion eine e 
große Rolle ſpielen kann“ (). 7 nl; 
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und dann die Forderung aufzuftellen, es müſſe ein Solidaritätsgefühl 
otsidelt werden. Das kann man in der gemeinſamen Not eines 
juchtbaren Krieges tun, wo nichts anderes übrig bleibt und der 
eng zur Unterordnung aufs äußerſte geſteigert iſt. Im Frieden, 
ö diefer Zwang, der ſchon im Kriege fo vielfach verſagt hat, fort⸗ 
falt, iſt ein ſolches Vorgehen unmöglich. Da darf nicht vergeſſen 
zerden, daß Politik in erſter Linie eine ſchwierige pſychologiſche 
fem der Menſchenbehandlung iſt. Die Aufgabe iſt im Frieden mit 
ſo fimplen Mitteln nicht zu löſen. 

Schwierigkeiten anderer Art liegen endlich bei der letzten, dem 
bandel angehörigen Gruppe vor, die nur von Moellendorf und Wiſſell 
vergefehen iſt. Sie find einmal darin begründet, daß die berufliche 
Ireitäteilung in der Produktion und im Handel vielfach verſchieden 
nachgeführt iſt. Die Induſtrie wird regelmäßig durch fachliche, der 
zndel vielfach durch territoriale Spezialiſierung beherrſcht. Den 
Sialfabriten für ganz beſtimmte Erzeugniſſe ſtehen allgemeine 
zndelsfirmen (general exporters) gegenüber, die ein beſtimmtes 
du mit allem, nach dem es Bedarf hat, verſorgen. Solche Handels- 
men, die für Deutſchlands Handel von größter Bedeutung find, 
banen natürlich unmöglich in allen Fabrikationszweigen Vertretung 
inden, die für fie Intereſſe haben. Die Vertretung des Handels in 
ie Leitung muß daher — von ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen — 
azureichend und willkürlich bleiben. 

Anderſeits, wo der Handel Vertretung findet, wird ſie un⸗ 
Kriedigend fein müſſen, da die durch die Beteiligung an der Leitung 
wonnenen Kenntniſſe, zum Beiſpiel über Preiſe, niemals allen 
Fureſſenten gleichmäßig mitgeteilt werden können, ohne fie vorzeitig 
nuch Veröffentlichungen zu entwerten. Solange der Handel nicht 
im Staat zu Staat allgemein betrieben wird, muß dem mit dem 
Issland arbeitenden Kaufmann, der heute, wo unſere ganze Auslands- 
aganiſation zertrümmert daliegt, unſerem Wirtſchaftskörper unent⸗ 
ihtlicher iſt als je, ein hohes Maß perſönlicher Bewegungsfreiheit 
m Intereſſe der Geſamtheit gewahrt bleiben. 

Dadurch, daß man alle dieſe Intereſſentengruppen an der Leitung 
de Produktion beteiligt, glaubte man, dem demokzatiſchen Gedanken 
in Virtſchaftsleben zum Siege zu verhelfen. Aber die wahre Demo⸗ 
batie beſteht nicht darin, an den Entſcheidungen die breiteſten Kreiſe 
der Intereſſenten zu beteiligen. Das demokratiſche Prinzip iſt in 
Airllichleit nicht ein Prinzip des Handelns, ſondern nur eines der 
Ausleſe. Es will zur Löſung einer Aufgabe nur jemanden berufen, 
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der ſich des Vertrauens der Beteiligten erfreut; es ſoll nicht den — 
einmal Berufenen durch Beſchlüſſe der Intereſſenten hindern, ſein Er 


eigenes ſachverſtändiges Urteil frei zu betätigen. 
Das hat auch Karl Marx, obwohl ihm ſeine materialiſtiſche 


Geſchichtsauffaſſung die richtige Würdigung der ſchöpferiſchen Kraft 
der menſchlichen Perſönlichkeit ſo außerordentlich erſchwert hat, klar 


erkannt. Im erſten Buche ſeines „Kapitals“ ſpricht er ſich über 
die Frage der Führerſchaft im Wirtſchaftsleben wie folgt aus: 


„Alle unmittelbar geſellſchaftliche oder gemeinſchaftliche Arbeit auf 
größerem Maßſtab bedarf mehr oder minder einer Direktion, welche die 
Harmonie der individuellen Fähigkeiten vermittelt ... Ein einzelner 


Violinſpieler dirigiert ſich ſelbſt, ein Orcheſter bedarf des Muſik⸗ 
direktors.“ Oder: „Der Befehl des Kapitaliſten auf dem Produktions⸗ 


feld wird jetzt jo unentbehrlich wie der Befehl des Generals auf . 


dem Schlachtfeld.“ 
An „Gleichheit der wirtſchaftlichen Rechte aller Volksgenoſſen“, 
wie fie heute verſchiedentlich gefordert worden ift?, hat Marx nach 


dieſen Worten nicht gedacht. Eher könnte man ſagen, daß er mit . 5 


ihnen ſich in Bahnen bewegt, wie ſie unter den Sozialiſten keiner 
zielbewußter als Saint⸗Simon beſchritten hat. Keiner hat ſo klar 
wie dieſer die moderne Induſtrie als einen Bund von Induſtrie 
und Wiſſenſchaft erfaßt. Keiner hat mit ſolcher Begeiſterung das 
Ziel verfolgt, ihre Erzeugniſſe ganz den Geſamtintereſſen des Volkes 
dienſtbar zu machen. Will man aber Induſtrie und Wiſſenſchaft 
zum Höchſten entwickeln, ſo muß der Staat nach Saint⸗Simon mit 
Hilfe der „Chefs des différents genres de travaux d' industrie“, 
d. h. der Unternehmer, die er ſcharf von dem Kapitaliſten ſcheidet, die 
ganze induſtrielle Tätigkeit des Volkes in einem „Systeme industriel“ 
zuſammenfaſſen. Nur fie beſitzen die nötige „capacité administrative“ 8. 

Dieſen Vorſtellungen Saint Simons nähern ſich heute die An⸗ 
ſchauungen der Sozialiſten in erſtaunlichem Grade. Es geht etwas, 
wie die Entdeckung des Unternehmers, durch die neueſte ſozialiſtiſche 


1 Marx, Das Kapital. Erfter Band. Volksausgabe, herausgegeben von 
Karl Kautsky, 1914, S. 278. 

2 Vgl. zum Beiſpiel die Reſolution, die am 17. September 1919 in 
30 Groß⸗Berliner Maſſenverſammlungen der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands gefaßt worden iſt. 

3 Saint⸗Simon, Oeuvres, L'Organisateur, Bd. 20, S. 48, ſowie 
Du Système Industriel, Bd. 23, S. 7. Vgl. Muckle, Henri de Saint⸗Simon, 
1908, S. 203, 220, 227, 229. 
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Literatur. Das Loblied, das der genannte Mehrheitsbericht der 
deutſchen Sozialiſierungskommiſſion auf ihn angeſtimmt hat, iſt nicht 
vereinzelt geblieben. In immer weiteren Kreiſen ſieht man ein, daß 
der Unternehmer für abſehbare Zeit nicht zu entbehren iſt, und daß 
man, wenn man feiner Hilfe ſich vergewiſſern will, ihm nicht nur 
tinen „ausreichenden Spielraum für perſönliche Initiative einräumen, 
ſondern auch die Motive ſozialen Pflichtgefühls und fachlicher 
Arbeits freude mit einem wirtſchaftlichen Intereſſe am Produktions⸗ 
erfolge verbinden muß!. Zahlreiche Stimmen in gleichem Sinne 
lien ſich anführen“. Ich muß mich hier begnügen, in Er- 
iamrung zu rufen, daß auch kein anderer als Lenin den Schrei. 
nuch dem Unternehmer in dringendſter Form hat ertönen laſſen. 
er ſucht heute „die beſten Organiſatoren und die größten Fachleute“? 
beranzuziehen und zwar gegen „eine ſehr hohe Bezahlung“? und 
indert „die widerſpruchsloſe Unterordnung der Maſſen unter den 
enkeitlihen Willen der Leiter des Arbeitsprozeſſes“. Die Geſamt⸗ 
mtwidlungen find vielleicht durch nichts beſſer gekennzeichnet als 
nnch die Tatſache, daß die ſozialiſtiſche Regierung in Deutſch⸗ 


J 8 Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Frage der 
Soſialiſierung des Kohlenbergbaues. Berlin, R. v. Deckers Verlag. 

Aus der Fülle ſei nur Weniges herausgegriffen. Erſtens ſei aus der 
Grit von Karl Korſch, Was iſt Sozialiſierung? Ein Programm des prak- 
ren Sozialismus. Hannover 1919, S. 34 hervorgehoben: „Die ſpezifiſche 
dezabung des induſtriellen Unternehmers“ im beſonderen wird in dieſer erſten 
!aje der Gemeinwirtſchaft keine ſchlechtere, ſondern eher eine beſſere Bezahlung 
zen als im heutigen kapitaliſtiſchen Staat ... Und nicht nur die Entlohnung, 
mdern auch die Machtſtellung von Perſonen mit befonderer Unternehmer⸗ 
ksabung wird im autonomen Einzelbetrieb ohne Syndikat eher eine un- 
lechtänktere fein, als in der heutigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaft.“ Ferner ſei 
azeführt, was Cohen⸗Reuß auf dem Deutſchen Wirtſchaftskongreß vom 
15 April 1919 (S. 17) geſagt hat: „Die Arbeiter allein find nicht in der Lage, 
zr Produktion fo zu verankern ohne die Hilfe der Unternehmer, daß dabei 
Sezialismus herauskäme. Man braucht die Hilfe der Unternehmer, die die 
Dinge kennen. Man braucht nicht allein die Hilfe der ſogenannten techniſchen 
detriebsleiter, die doch im großen und ganzen nach den Plänen der wirklichen 
Unternehmer gearbeitet haben, ſondern man braucht auch dieſe vor allen 
Dingen. Demſelben Gedanken hat Hue Ausdruck gegeben, wenn er nach den 
Fuungen geſagt hat: „Wenn Sie die Sozialiſierung durchführen wollen, dürfen 
Sie nicht annehmen, daß wir in unſeren Arbeiter- und Angeſtelltenkreiſen die 
kräſte hätten, die auch nur teilweiſe die Sozialiſierung durchführen könnten.“ 

Lenin, Die nächſten Aufgaben der Sowjetmacht, 1919 (Verlag Der 
Tochenſchrift „Die Aktion“), S. 16. 

a. a. O. S. 44. 
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öſterreich begonnen hat, die übernommenen alten Staatsbetriebe in 
gemiſcht⸗wirtſchaftliche Betriebe umzuwandeln, um „den perſönlich 
intereſſierten Kapitaliſten mit allen ſeinen wertvollen Erfahrungen 
zur intenſiven Mitarbeit heranzuziehen“! und daß zu gleicher Zeit 
an die Arbeiter in den bisherigen Staatsbetrieben die Mahnung er⸗ 
geht, daß ſie „bei Durchſetzung ihrer gewerkſchaftlichen und perſön⸗ 
lichen Forderungen nicht einem Mehrwert einſtreichenden Unternehmer 
gegenüberſtehen“ ®. | 


IV 


Die dargelegte Wandlung hängt aufs engſte mit der Aufgabe 
zuſammen, welche als die ſchwierige organiſatoriſche Hauptaufgabe 
unſerer Zeit bezeichnet werden kann. | 

Nie zuvor iſt Führerſchaft auf wirtſchaftlichem wie auf poli- 
tiſchem Gebiet ſo nötig geweſen, und nie zuvor war ſie ſo ſchwierig. 
Denn die Revolution ſtellt eine Auflehnung gegen die Führerſchaft 
dar, gegen Führerſchaft jeglicher Art, Führerſchaft im Heer, im 
Staate, in der Unternehmung, in der Gewerkſchaft. Daß Individuum 
lehnt ſich auf gegen den Zwang, der im Kriege für Mle Millionen 
eine Steigerung erfahren hat, wie noch nie in der Geſchichte der 
Menſchheit. | 

Nachdem er fait fünf Jahre lang außerindividuellen Zwecken ſich 
unter oft namenloſen Opfern hingegeben hat, bäumt der Menſch als 
Selbſtzweck ſich auf gegen eine Ordnung, die in ihm in erſter Linie 
ein Mittel fieht?. Das iſt aber ein Gegenſatz, der den Sozialismus 
und ganz beſonders den Marxismus mindeſtens ebenſo ſtark trifft, 
wie den ſogenannten Kapitalismus. Denn gerade der marxiſtiſche 
Sozialismus will ja, wie Kautsky“ ſich ausgedrückt hat, „durch 


1 Vgl. Arſenalicus, Zur Frage der ſtaatlichen Induſtriebetriebe, im 
„Kampf“ vom 13. Dezember 1919. 

2 a. a. O. 

2 Man könnte fagen, daß Marx dieſe Auflehnung gegen die Führerſchaft 
dadurch vorbereitet hat, daß er die Verſtändnisloſigkeit für geiſtige Arbeit all⸗ 
gemein verſtärkt und verbreitet hat. Denn er hat ja — wie Muckle, Das 
Kulturideal des Sozialismus, 1919, S. 178 ſich ausdrückt — „den grotesken 
Verſuch gemacht, die geiſtige Arbeit als ein Vielfaches der ſogenannten einfachen 
Arbeit hinzuſtellen ... Er ſtreift ihr den Goldglanz der Vornehmheit ab und 
begünſtigt eine Haltung der überragenden Perſönlichkeit gegenüber, die nicht 
ohne pöbelhaften Beigeſchmack iſt.“ 

„ Kautsky, Die Schwierigkeiten der Sozialiſierung, im „Kampf“ vom 
19. Juli 1919. 
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medmäßige Ausnutzung der Großproduktion die Produktivität der 
Arbeit ſteigern“. Gerade er ſteht ja auf dem Boden des Groß⸗ 
ketriebes und möchte ihn mit Hilfe des Staates über die bisherigen 
grenzen hinaus ins Ungemeſſene, ins Unmögliche ſteigern. Im Weſen 
den Großbetriebes liegt aber die Unterordnung vieler unter wenige. 
din Großbetrieb kann man daher wirkſam nur ſteigern, indem man 
tnerſeits die Fähigkeit, zu leiten, andererſeits die Fähigkeit, ſich 
Inten zu laſſen, entwickelt . In weſſen Händen das Kapital liegt, iſt dabei 
ticht von ausſchlaggebender Bedeutung. Auch wenn das Kapital voll⸗ 
fündig gleichmäßig unter Arbeiter, Angeſtellte und Unternehmer ver⸗ 
kilt wird, bleibt der Zwang der Unterordnung derſelbe. Im Groß⸗ 
serieb und nicht im Kapital wurzelt in letzter Linie das Gefühl 
e Abhängigkeit, das man drückend empfindet. Es handelt ſich nicht 
m den Gegenſatz von Kapital und Arbeit, ſondern um den Gegen⸗ 
ij zwiſchen dem ſogenannten wirtſchaftlichen Prinzip, an dem der 
ialismus als dem Prinzip vernünftigen Handelns mit äußerſter 


i Auch das hat Lenin heute eingeſehen. Er ſagt in feiner Schrift: Die 
when Aufgaben der Sowjetmacht, S. 43: „Jede menſchliche Großinduſtrie 
erdert die bedingungsloſe und ftrengfte Einheit des Willens, der die gemein⸗ 
an Arbeit von Hunderten, Tauſenden und Zehntauſenden von Menſchen lenkt. 
&: techniſch, ſo auch ökonomiſch und hiſtoriſch iſt dieſe Notwendigkeit augen⸗ 
teich, und fie wurde von allen, die über den Sozialismus nachgedacht hatten, 
is eine erſte Bedingung erkannt. Aber wie kann die ſtrengſte Einheit des 
Sams geſichert werden? Durch Unterordnung des Willens von Tauſenden 
mer den Willen eines Einzigen. Dieſe Unterordnung kann bei idealer Er- 
intnis und Diſzipliniertheit der an der allgemeinen Arbeit Beteiligten mehr 
a die linde Leitung eines Orcheſterdirigenten erinnern. Sie kann die ſcharfen 
hen eines Diktatorentums annehmen, wenn keine ideale Diſzipliniertheit und 
Stenntnis vorhanden find.“ 

! Muckle, der pathetiſchſte Vertreter des Sozialismus, der in ſeinem neuen 
dice „Das Aulturideal des Sozialismus“ in allen Teilen, die nicht aus der 
mrevolutionären Zeit, aus der fein wiſſenſchaftlich wertvolles Buch über 
demi Simon hervorgegangen iſt, ſtammen, in einer unerträglichen Schwulſt von 
Borten jeden Gedanken erſtickt, ſagt a. a. O. S. 211 f. ſehr richtig: „Das ganze 
üfere Gefüge des Kapitalismus, fein wirtſchaftlich⸗techniſcher Aufbau, würde ja 
m der neuen Ordnung nicht im geringſten angetaftet werden.“ Noch weiter geht 
daldſcheid, der ſonſt gern ſeiner menſchenfreundlichen Phantaſie die Zügel ſchießen 
m: er meint nämlich in feinem Buch „Sozialiſierung der Wirtſchaft oder Staats- 
antrat, 1919, S. 33: „Es macht für ein Unternehmen keinen weſentlichen 
luterſchied aus, in weſſen Beſitz es ſich befindet, wofern es nur nicht zerſtückelt 
vd und einheitlicher Leitung unterſtellt bleibt. Alle Großbetriebe, namentlich 
ne modernen Riefenbetriebe, ſtellen heute ihrer ganzen Einrichtung und Funktion 
nag eigentlich ſchon öffentliche Unternehmungen dar.“ 

Ehmsilers Jahrbuch XLIV I. 2 
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Konſequenz feſthält, und der oberften ethiſchen Norm, die im Men⸗ 
ſchen den höchſten Zweck ſieht. Es iſt der Gegenſatz von Marx⸗Kant, 
der die Wiſſenſchaft ſchon vor dem Kriege beſchäftigt hat! und uns 
heute dumpf und wirr entgegentönt aus den Maſſen. 

Der Sozialismus, da er ſeine Volksbeglückungspläne auf der 
Grundlage des Großbetriebes aufbaut, kann die Abhängigkeit des 
einzelnen nicht beſeitigen?. Er kann nicht, wie er verſpricht, die 
Unfreiheiten des Arbeits verhältniſſes aufheben?. Was allein in Be⸗ 
tracht kommt, iſt vielmehr, die im Großbetrieb nie zu beſeitigende 
Abhängigkeit ſo umzugeſtalten, daß man ſich freiwillig ihr fügt. 
Das int alſo ebenſo ſehr ein Erziehungsproblem, wie ein Organi— 
ſationsproblem. Wird das erſtere nicht durch die Führer der Arbeiter⸗ 
ſchaft gelöſt, dann kann auch die Löſung des zweiten durch den Staat 
wenig nützen. Sind einſichtsvolle Kräfte nicht vorhanden, dann nützt 
es nichts, Schranken zu beſeitigen, die ihrer Betätigung bisher im 
Wege ſtanden. Solche Schranken fortſchaffen, das iſt es aber allein, 
das man mit geſetzlichen Maßnahmen erreichen kann. Man kann 
durch ſie das Gefühl zu beſeitigen trachten, völlig einem fremden 
Willen ausgeliefert zu ſein. 
| Dieſes heute fo verbreitete Gefühl ift unzweifelhaft ftarf über: 
trieben. Eine „abſolutiſtiſche“ Abhängigkeit hat vor dem Kriege 
regelmäßig nicht mehr beſtanden. Otto Bauer“ jagt in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſehr richtig: „Der Abſolutismus iſt durch die Macht der Ge⸗ 
werkſchaften gebrochen. Der Unternehmer mußte die Macht in der 
Werkſtätte mit den Vertrauensmännern der gewerkſchaftlich organi- 
ſierten Arbeiterſchaft teilen, ganz ähnlich wie der Monarch im Staat 
ſeine Macht mit dem Parlament teilen mußte“. Dieſes frühere 


1 Vgl. Schulze⸗Gävernitz' Kektoratsrede über Marx oder Kant, 1908, 
ſowie ſeinen Aufſatz, Noch einmal Marx oder Kant, im Archiv für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft, März und Mai 1910, ferner Vorländer, Kant und Marx, Tübingen 
1911. 

2 Auch Muckle, Das Kulturideal des Sozialismus, 1919, S. 211 betont: 
Auch die wirtſchaftliche Tätigkeit des Sozialismus „beruht auf Arbeitsteilung. 
Solche aber bedeutet für den Menſchen innere Zerſtückelung ſeiner Seele, Unter⸗ 
bindung von Kräften, bedeutet Druck und Not. Und die Maſſen find nun ein- 
mal auch in der neuen Ordnung dazu verurteilt, ihre Arbeit in dieſen Niede⸗ 
rungen zu verbringen.“ 

2 Das fordert die erwähnte Reſolution der 30 Groß⸗Berliner Maſſen⸗ 
verſammlungen der ſozialdemokratiſchen Partei vom 17. September 1919. 

a. a. O. S. 14. 

5 Vgl. zum Beiſpiel im gleichen Sinne Fränkel, Die ſoziale Bedeutung 
des Betriebsrätegeſetzes, im „Kampf“ vom 16. Auguſt 1919. — Wenn auch 
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Verhältnis iſt heute nur ſehr vielen, zumal unter den Jungen, nicht 
weht bekannt. Die Auflehnung gegen die Führerſchaft hat ja 
sah die alte Organiſation, die die Arbeiterſchaft mühevoll und wirk⸗ 
am ch aufgebaut hatte, zum größten Teil ſchwer erſchüttert. Die 
Arbeiter haben ſelbſt die Gewerkſchaften, wenn ihre Mitglieder⸗ 
wulen heute auch gewaltig anſchwellen, zum ſehr großen Teil aus⸗ 
zeſchaltet und ſie wiſſen oft gar nicht mehr, was ihnen alles durch ſie 
m Gegenſatze zur marxiſtiſchen Lehre von der „ kapitaliſtiſchen 
Knechtſchaft“, errungen worden iſt. Es handelt ſich deshalb heute 
nicht mehr darum — wie Otto Bauer meint — die Teilnahme der 
Vertrauens leute der Arbeiterſchaft an der Regierung der Fabrik aus 
emet „tat ſächlichen“ in eine „rechtlich geregelte“ zu verwandeln, 
ſondern es muß vielmehr von neuem aufgebaut werden. 

Es iſt tief bedauerlich, daß das wegen der Auflehnung gegen 
die überkommene Führerſchaft nicht durch die Gewerkſchaften unter 
äer Nutzung ihres reichen Kapitals an Erfahrungen geſchehen 
um. Es iſt auch bedauerlich, daß das nicht ohne einen geſetzlichen 
Eingriff erfolgt. Denn fo ſicher der Boden an vielen Stellen für 
ane volle „Demokratiſierung der Fabrikleitung“ günſtig iſt, ſo ſicher 
it er allgemein noch nicht dazu vorbereitet, weder bei Arbeitern noch 
Unternehmern. Es wäre daher wünſchenswert und zweckmäßig ge⸗ 
neſen, wenn zunächſt auf dem Boden der Arbeitsgemeinſchaft vom 
5. November 1918, unter Sonderung der Beſonnenen von den 
ünbeſonnenen, eine emſige Kleinarbeit im ſtillen ausgeübt worden 
are. Man hätte überzeugende Vorbilder ſchaffen müſſen. Sie find 
rirkſamer als heiſchende Paragraphen. Man hätte, mit anderen 
Sorten, dem engliſchen Beiſpiel folgen ſollen. Für die Engländer 
tommt es nie auf den Buchſtaben des Geſetzes an, ſondern immer 
zur auf das, was in der Wirklichkeit aus ihm werden kann. Das 


krporragende politiſche und gewerkſchaftliche Führer der Arbeiterſchaft den Tat⸗ 
kuhen die ihnen gebührende Anerkennung nicht verſagen, fo muß für Agitations⸗ 
ede natürlich ein anderer Ton angeſchlagen werden. So ſtand in den 
Naſſenverſammlungen, welche die ſozialdemokratiſche Partei in Groß⸗ Berlin 
im 17. September 1919 veranſtaltet hat, die „Befreiung von der dienſtherrlichen 
Untertänigkeit des Kapitals“ im Vordergrunde. Ebenſo mußte bei der ent⸗ 
ſcheidenden dritten Leſung des Betriebsrätegeſetzes in der Nationalverſammlung 
em 14. Januar 1920 der Vertreter der ſozialdemokratiſchen Partei ſprechen, als 
db Gewerkſchaften in Deutſchland nie beſtanden oder erfolgreich gewirkt hätten. 
Er ſmach davon, daß die Arbeiter bisher „einer uneingeſchränkten Willkür 
preisgegeben“ ſeien und nicht in die „alte Hörigkeit“ zurückgeführt werden dürften. 
Tas verlangt aus begreiflihen Gründen die parteipolitiſche Taktik. 
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Geſetz iſt daher regelmäßig für fie nur die rechtliche Feſtlegung 
natürlicher Entwicklungen und verhindert es nicht, die Differen⸗ 
zierungen vorzunehmen, die das wirkliche Leben, wenn es nicht 
Schaden nehmen ſoll, erfordert. Von dieſem Wege wirkſamer Tat, 
der hier beſonders geboten und nicht ohne Ausſicht auf Erfolg auch 
bereits eingeſchlagen worden war, hat ſich die Regierung unter dem 
Druck unglücklicher Streiks abdrängen laſſen. Sie hat aus einer 
Maßnahme wirtſchaftlichen Aufbaus eine politiſch⸗taktiſche Be⸗ 
ſchwichtigungsmaßregel werden laſſen und meint, mit dem Worte 
des Geſetzes ein Problem, das ſtiller differenzierter Arbeit bedarf, 
löſen zu müſſen und löſen zu können. 

So iſt der Entwurf des Betriebsrätegeſetzes zuſtandegekommen, 
von dem nicht mit Unrecht geſagt worden iſt, es ſchneide tiefer ins 
Wirtſchaftsleben ein als irgendein Geſetz je zuvor. Die Vorlage 
dieſes Geſetzes iſt heute aber eine Tatſache, die nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden kann!. Um ſo ſorgſamer muß geprüft und 
berückſichtigt werden, was das Geſamtwohl ihm gegenüber fordert. 
Das Geſetz ſoll — wie es in der Begründung heißt — nicht dem 
Unternehmer ein in der Betriebsleitung gleichberechtigtes Organ zur 
Seite ſtellen. Es wird dargelegt, daß dies entweder zu ſtändigen 
Reibungen und Kämpfen führen würde, die das Unternehmen läh⸗ 
men und ſchließlich dem Untergang zuführen würden, was eine 
ſchwere Schädigung der geſamten Volkswirtſchaft und damit auch 
einer wirkſamen Sozialiſierung bedeuten würde; oder eines der beiden 
Organe — Vorſtand oder Betriebsrat — würde die tatſächliche ein: 
ſeitige Herrſchaft an ſich reißen, und das würde heute in der Mehr: 
zahl der Fälle wohl der Betriebsrat ſein. 

Dieſen verſtändigen Grundſätzen kann man vom Standpunkt des 
Geſamtintereſſes nur zuſtimmen. Aber nicht alle Geſetzesbeſtimmungen 
ſtehen mit ihnen im Einklang. Das gilt nicht ausſchließlich, aber 
doch vor allem von der Abgrenzung der Aufgabe der Betriebsräte. 
Soweit die ihnen zugewieſenen Aufgaben ſozialer Art ſind, ſich auf das 
Verhältnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer unmittelbar beziehen, 
kann es keine Frage ſein, daß die Gleichberechtigung von Unter⸗ 
nehmer und Arbeiter im neuen Geſetz ebenſo ihre volle Anerkennung 
finden muß, wie das ſchon in der Vereinbarung über die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft im November 1918 geſchehen iſt. Soweit aber dieſe 


1 Das Geſetz iſt am 4. Februar 1920 vom Reichspräſidenten vollzogen und 
am 9. Februar 1920 im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht worden. 
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Aufgaben die Leitung des Unternehmens ſelbſt berühren, liegt die 
Sache anders. Auch hier muß freilich anerkannt werden, daß die 
irbeiterſchaft ein berechtigtes Intereſſe an der Leitung hat und daher 
er Leitung nicht jo völlig fern ſtehen darf, wie es bisher faſt immer 
de Fall war. Ein Bewußtſein gemeinſamen Intereſſes kann ſich nur 
euwickeln, wenn es gepflegt wird. Der Arbeiter kann nur das 
Kühl gewinnen, daß es ſich in der Unternehmung um die eigene 
Sache handelt, wenn er wenigſtens im allgemeinen weiß, was in der 
Unternehmung überhaupt vorgeht. Nur aus einem Zuſammen⸗ 
arbeiten geiſtiger Art kann er Arbeitsfreude und Verantwortungs⸗ 
gefühl von neuem und auf die Dauer ſchöpfen. Sein begreiflicher 
Drang, „über die Arbeitsſtelle hinaus das wirtſchaftliche Ganze zu 
ehen“, darf nicht unberüdfichtigt bleiben. 

Aber wenn dieſes Intereſſe an Informierung als berechtigt vom 
Standpunkt des Geſamtintereſſes anerkannt werden muß, ſo iſt da⸗ 
nit nicht geſagt, daß eine Befriedigung im Rahmen der Formen zu 
wihehen hat, die für ganz andere Zwecke geſchaffen worden find. 
Jahresbilanz und Aufſichtsrat ſind ſicherlich nicht die richtigen Mittel 
u ſeiner Befriedigung. Die Bekanntmachung der Jahresbilanz iſt 
hi Aktiengeſellſchaften nicht zu einem Bande zwiſchen der Unter: 
whmung und den Aktionären geworden. Und die Prüfung der Bilanz 
eres großen Unternehmens iſt keine einfache Sache. Sie erfordert ein 
Mmer zu erringendes Sachverſtändnis, das in allen Ländern einen 
Seltenheitswert hat, und von dem nur Laien glauben können, daß 
s fh in kurzen Kurſen erwerben läßt. Was wird aber durch die 
delanntgabe der Bilanzen gewonnen? Vielleicht eine Richtigſtellung 
er übertriebenen Anſichten, die über die Gewinne und das Luxus⸗ 
ken der Unternehmer durch die Hetzereien des Klaſſenkampfes und 
ud durch die Unwahrhaftigkeiten des Kinos verbreitet worden find. 
dem ſteht aber ſicher als Nachteil gegenüber, daß durch die Bekannt⸗ 
nde der Bilanz ein junges Unternehmen, das mitten im harten 
dumpf ums Daſein ſteht, ſchwer erſchüttert, der Aufſtieg des Tüch⸗ 
ngen, der ſelten ohne Wechſelfälle erfolgt, gefährdet werden kann. 
dem läßt ſich auch durch ziffernmäßige Abgrenzung nicht voll be⸗ 
knen; denn im Zeitalter des Großbetriebes fallen Jugend und 
Reinheit nicht mehr zuſammen . 


— 


Nan hat trotzdem an der Vorſchrift der Bilanzvorlage feſtgehalten, 
ganbt aber durch zwei Anderungen die vorliegenden Bedenken gemildert zu 
haben Erſtens fordert man die Vorlage einer anderen Bilanz, als fie das Handels⸗ 
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Was aber den Auſſichtsrat anbelangt, ſo ſteht er dem Arbeiter 
und vielfach auch dem Unternehmer zu fern. Er iſt außerdem mit 
Aufgaben betraut, für die das Geſetz die „Sorgfalt eines orden t⸗ 
lichen Geſchäftsmannes“ fordert und für die ein beſonderes Sach⸗ 
verſtändnis geboten iſt. Zwiſchen den Mitgliedern des Aufſichtsra ts 
und den Arbeitervertretern kann ſich ein gegenſeitig förderndes Ver⸗ 
trauensverhältnis nicht entwickeln. Das gegenſeitige Fremdſein kann 
nicht in wenigen Sitzungen überwunden werden. Eine Aufnahme 
der Arbeitervertreter in den Aufſichtsrat wird daher aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach dem Unternehmen im ganzen und damit auch 
ſeinen einzelnen Teilen mehr Schaden als Förderung bringen. Sie 
wird entweder bei den Arbeitervertretern eine Enttäuſchung mit 
allen ihren Folgeerſcheinungen hervorrufen oder ſie in den Verdacht 
bringen, „Knechte des Kapitals“ geworden zu ſein. In beiden Fällen 
wird das gegenſeitige Vertrauen erſchüttert und die Gemeinſchaft 
der Intereſſen bedroht, ſtatt gefördert. Auf dieſe Weiſe läßt ſich 


geſetzbuch vorſchreibt. Nach dem Handelsgeſetzbuch muß nämlich das Vermögen 
des Privatunternehmers in der Bilanz mit aufgeführt werden. Das iſt als 
„zweifellos für die Zwecke der Betriebsräte nicht notwendig“ und als ein „un⸗ 
zuläſſiger Eingriff in die Privatverhältniſſe“ angeſehen worden. Darum ſind 
die neuen Begriffe der „Betriebsbilanz“ ſowie der „Betriebs⸗Gewinn⸗ und Berluft- 
rechnung“ aufgeſtellt worden. Wie ſich die Praxis mit ihnen abfinden wird, 
läßt ſich noch nicht überſehen. Wer die Schwierigkeiten der Umwandlung einer 
Privatunternehmung in eine Aktiengeſellſchaft kennt, weiß, daß die Feſtſtellung 
der in einer Privatunternehmung tätigen Kapitalien nicht einfach iſt. 

Zweitens hat der Regierungsvertreter namens der Regierung die folgende 
Erklärung abgegeben: „Die in den Anträgen Nr. 112 und 113 vorgeſehene 
Faſſung des § 35, wonach dem Betriebsausſchuß oder dem Betriebsrat die 
Bilanz vorzulegen und zu erläutern iſt, kann nur dahin verſtanden werden, daß 
ein darüber hinausgehendes Recht des Betriebsrats auf Vorlegung auch der 
Unterlagen der Bilanz nicht beſteht.“ Ebenſo hat der Vorſitzende als „einmütige 
Auffaſſung des Ausſchuſſes“ ausdrücklich feſtgeſtellt, „daß die Vorlegung der 
Bilanz keine Verpflichtung zur Vorlegung und zur Einſichtnahme (sic!) in ihre 
Unterlagen in ſich ſchließt“. Vgl. Bericht der Nutionalverfammlung vom 18. De⸗ 
zember 1919 (Druckſache Nr. 1838), S. 28. 

Anderſeits iſt dieſer erfreulichen Ablehnung eines Nachprüſungsrechts eine 
ſchwere Strafbeſtimmung gegenübergeftellt worden. Im § 99 Abſ. 4 wird näm⸗ 
lich der Unternehmer, der „in den Darſtellungen, Berichten und Überſichten über 
den Vermögensſtand beſtimmte falſche Tatſachen angibt oder beſtimmte richtige 
Tatſachen unterdrückt“, mit Gefängnis und hoher Freiheitsſtrafe bedroht. Es 
iſt zu fürchten, daß daraus Verdächtigungen und Streitigkeiten erwachſen, welche 
die Gemeinſamkeit der Intereſſen, die angeblich durch das Geſetz gefördert 
werden ſoll, ſchwer beeinträchtigen. 
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dad nicht erreichen, was in den Beſtrebungen des Geſetzgebers als 
berechtigt anerkannt werden muß. 

Viel eher führt zum Ziele eine Beſtimmung, die kürzlich in den 
Statuten des Carl Zeiß⸗Werks Aufnahme gefunden hat, nämlich 
uß der Vorſtand einer neu eingerichteten Vertrauenskommiſſion aus 
hd Angeſtellten und ſechs Arbeitern allmonatlich über die Geſchäfts⸗ 
lage Bericht erſtattet und im Ausſchuß daran eine Erörterung ſtatt⸗ 
ſudet. Durch ſolche regelmäßig ſich wiederholende Beſprechungen 
lun das Bewußtſein der Gemeinſamkeit der Intereſſen viel wirf: 
mere Förderung erfahren, als durch die Vorlage der Jahresbilanz 
md die Aufnahme in den Aufſichtsrat ®. 

Wichtiger ſind aber zwei andere Beſtimmungen. Die eine will 
ven Betriebsrat, wie es im Entwurf heißt, an der „Einführung 
ruet Arbeitsmethoden“ beteiligen und damit ſoll ihm nach der 
was ſehr knappen Begründung eine „beſonders bedeutungsvolle 
Role“ zugewieſen werden. Wenn das heißen ſoll, daß der Betriebsrat 
mitzuentſcheiden hat, ob techniſche Neuerungen irgendwelcher Art 
im Arbeitsprozeß zur Einführung gelangen ſollen, fo bedarf dieſe 
detimmung dringend der Abänderung, nicht etwa im einſeitigen 
utereſſe des Unternehmers, ſondern in dem der Geſamtheit und 
sn beſonders der Arbeiterſchaft. Die Geſchichte der Technik zeigt 
iberall, daß die Arbeiterſchaft regelmäßig für neue Erfindungen kein 
Lentändnis hat. Und das iſt natürlich. Das kann nicht anders 
en. Kein anderer als wiederum Kautsky hat darauf hingewiefen, 
x die Einführung neuer Erfindungen nicht jo einfach ift, wie man 
b gern heute meint. Er fagt?: „Die Erfahrung hat uns gezeigt, 
aß alle die modernen Maſchinen und Verbeſſerungen, die heute fo 
lägeheures leiſten, Jahre der Erprobung erheiſchten, die oft ſehr 
bees Lehrgeld koſteten, ehe das an ſich richtige und fruchtbare 
i in allen Einzelheiten ſo ausgearbeitet war, daß es allen 


! Bea Die neueſte Entwicklung des Carl⸗Zeiß⸗Werkes, in dieſem 
Anrzuch 1919, Heft 4, S. 278. 

Etwas Ahnliches iſt nachträglich in das Betriebsrätegeſetz mit dem 
l Abiatz 2 hineingebracht worden, der beſtimmt: „Ferner hat der Arbeit⸗ 
«eher vierteljährlich einen Bericht über die Lage und den Gang des Unter⸗ 
demens und des Gewerbes im allgemeinen und über die Leiſtungen des Be⸗ 
wirds und den zu erwartenden Arbeitsbedarf im beſonderen zu erſtatten.“ 
deſfentlich entwickelt ſich aus ſolchen häufigen Beſprechungen etwas, das man 
© ‚ Sertrauenskommiſſion“ im wahren Sinne des Wortes bezeichnen kann. 


Kautsky, Schwierigkeiten der Sozialiſierung, im „Kampf“ vom 
1e. Juli 1919. 
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Schwierigkeiten ſtandhielt, auf die man erſt in der Praxis ſtieß, 
denen der Konſtrukteur nicht von vornherein Rechnung tragen konnte.“ 
Jede neue Maſchine habe „eine Periode des Lehrgelds zu über: 
winden, die mit jedem Fortſchritt verknüpft iſt, mag er noch ſo 
vorteilhaft und erfolgreich ſein“. Darum gehört Mut zur Ein⸗ 
führung neuer Arbeitsmethoden. Mut iſt aber eine höchſt individuelle 
Eigenſchaft. Mutige Handlungen ſind Einzelhandlungen! 

Anderſeits iſt jeder Fortſchritt nicht nur mit Lehrgeld, ſondern 
auch mit Reibungen und Nachteilen verbunden. Und dieſe Nachteile, 
die in der Natur des Fortſchritts liegen, treffen leider zum / großen 
Teil den Arbeiter. Sie ſtehen für den Arbeiter im Vordergrund. 
Die Arbeiter ſehen ſomit ſtatt den in der Zukunft liegenden dauernden 
Nutzen den vorübergehenden Nachteil in der Gegenwart. Wenn nian 
daher den Arbeiter mitbeteiligt an der Entſcheidung, ob techniſche 
Neuerungen zur Einführung gebracht werden ſollen, dann entſteht 
die Gefahr, daß der vorübergehende Nachteil den dauernden Fortſchritt 
verhindert, d. h. Stagnation eintritt, wie fie in der Zeit der ver⸗ 
fallenden Zunftverfaſſung das deutſche Wirtſchaftsleben aus ähn⸗ 
lichem Grunde befallen hat!. f N 

Anders dagegen iſt die Frage, ob der Betriebsrat nicht gera de 
darum, weil die Nachteile die Arbeiterſchaft treffen, an der Durch⸗ 
führung einer beſchloſſenen Neuerung zu beteiligen iſt. Allerdings 
muß man ſich klar ſein, daß auch hier das Arbeiterintereſſe nicht 
immer ausſchlaggebend iſt. Das Tempo der Durchführung wird 
ſehr oft herriſch durch den internationalen Wettbewerb vorgeſchrieben, 
auf den ſorgſam zu achten auch das Intereſſe des Arbeiters gebietet. 
Aber bei der Durchführung ſo weit wie möglich auf die betroffenen 
Arbeiter Rückſicht zu nehmen, gehört ſicherlich in den Tätigkeitskreis 
der Betriebsräte. In dieſer Beſchränkung kann ihre Teilnahme 
ſegensreich wirken. 

Wenn aber der Unternehmer auch weiter die Verantwortung für 
die Einführung neuer Arbeitsmethoden wird tragen müſſen, dann 


1 Der Geſetzgeber hofft den Gefahren daßurch begegnen zu können, daß er 
als die Aufgabe des Betriebsrats in § 66 Nr. 8 bezeichnet hat, an der Ein⸗ 
führung neuer Arbeitsmethoden „fördernd mitzuarbeiten“. Damit ſoll jeder 
Widerſtand gegen techniſche und organiſatoriſche Fortſchritte ausgeſchloſſen 
werden. Leider iſt nur zu befürchten, daß darüber, was als „fördernd“ anzu⸗ 
ſehen iſt, große Meinungsverſchiedenheiten ſich entwickeln werden. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung zeigt wohl eine Einſicht in die vorliegenden Gefahren, reicht aber 
nicht aus, ſie zu beſeitigen. 
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mb er auch die Freiheit haben, die Maßregeln ergreifen zu können, 
die ihm für die Einführung nötig zu fein ſcheinen. Das heißt: er 
wi ſich die Mitarbeiter wählen können, die ihm geeignet erſcheinen. 
du er allein das Ziel genau kennt, kann auch er allein den Weg 
uchtig ausfindig machen. Dabei kann er ſich natürlich auch irren. 
Trotz guter Menſchenkenntnis wird er manchen, der ſich als ungeeignet 
eve, alsbald wieder entlaſſen müſſen. Dem Unternehmer darf 
aſo im Intereſſe des Ganzen die Freiheit nicht genommen werden, 
ſch die ihm geeignet dünkenden Menſchen auszuwählen und ſie inner⸗ 
dalb einer Probezeit auch wieder zu entlaffen!. Bei Entlaſſungen 
bereit erprobter und bewährter Kräfte liegt das anders. Da kann 
re Mitwirkung eines Vertrauensausſchuſſes in Frage kommen, wie 
& verſchiedentlich bereits bisher der Fall war?. 

Das ſind die wichtigſten Beſtimmungen, die in bezug auf den 
Lirkungskreis der Betriebsräte in Betracht kommen. Aber Be: 
mungen allein reichen natürlich nicht aus. Hauptvorausſetzung für 
m ſegensreiches Wirken iſt es vielmehr, daß ſich die Arbeiterſchaft 


' Die Verhandlungen haben zu einer grundſätzlichen Ablehnung der un- 
utelbaren Mitwirkung der Arbeiter bei den Einſtellungen geführt, und zwar 
den die baveriſchen Erfahrungen mit den Betriebsräten dazu entſcheidend bei- 
rungen. Der Vertreter der Zentrumspartei, Schwarzer, hat in der Sitzung 
ie Nationalverſammlung vom 14. Januar 1920 mit Nachdruck erklärt: „Gerichts⸗ 
word iſt weitgehend — und wir erleben es noch alle Tage —, daß viele 
Kniebsräte dieſes Mitbeſtimmungsrecht, das ganz gut gemeint war, zugunſten 
ber Parteirichtung und ihrer Genoſſen direkt mißbrauchen.“ Darum ift im 
181 Abfag 4 ausdrücklich beſtimmt worden, daß „über die Einſtellung des 
Welnen Arbeitnehmers der Arbeitgeber allein ohne Mitwirkung oder Aufſicht 
N Arbeiterrats oder Angeſtelltenrats zu entſcheiden“ hat. Allerdings ſoll der 
Berriebörat mit dem Unternehmer „Richtlinien über die Einſtellung von Arbeit⸗ 
em’, für die einige „Vorſchriften“ gegeben werden (§ 81 Abſatz 1), ver- 
deren (§ 78 Nr. 8) und „im Rahmen dieſer Richtlinien“ hat der Unter: 
iner die Einſtellungen vorzunehmen. Wird gegen die vereinbarten Richtlinien 
rrioßen, fo kann der Arbeiterrat oder Angeſtelltenrat Einſpruch erheben, was 
mich zu Verhandlungen des Arbeiter» oder Angeſtelltenrats mit dem Arbeit⸗ 
an und, wenn fie keine Einigung erzielen, zu einem Schlichtungs⸗ 

N. 

2 Bei Entlaſſungen können die Arbeiter in vier im 8 84 aufgezählten 
due Einſpruch erheben, indem fie den Arbeiter- oder Angeſtelltenrat anrufen. 
den ein Vertrauensverhältnis zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſich 
lamnsbildet, ſind dieſe Beſtimmungen unbedenklich, können ſie ſogar als Sicher⸗ 

til ſegensreich wirken. Wenn es jedoch an gegenſeitigem Vertrauen 
derden fie zu einer ſtändigen Quelle von Streitigkeiten werden und den 
Weiligten wie der Geſamtheit ſchweren Schaden zufügen. 
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auch auf den Boden des Geſetzes ftellt und ernftlich eine gemeinfame 
Förderung der gemeinſamen Intereſſen erftrebt!. Das iſt aber nur 
zum Teil der Fall?. Die Hauptvorausſetzung muß erſt geſchaffen 
werden. In letzter Linie handelt es ſich daher nicht um eine Auf⸗ 
gabe der Geſetzgebung, ſondern um eine Aufgabe der Erziehung. 
Dieſe mehr und mehr ſich verbreitende Erkenntnis, daß es der Geiſt 


— — nn nn — 


1 Aus dieſer Erkenntnis heraus iſt der $ 68 in das Geſetz hineingekommen. 
Er lautet: „Bei der Wahrnehmung ſeiner Aufgaben hat der Betriebsrat dahin 
zu wirken, daß von beiden Seiten Forderungen und Maßnahmen unterlaſſen 
werden, die das Geſamtintereſſe ſchädigen.“ Aber das ſind machtloſe Worte, ein 
frommer Wunſch ohne praktiſche Bedeutung. 

2 Die Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands hat auf ihrem erſten Parteitag 
verlangt, daß die Betriebsräte „in allen Angelegenheiten, die das Arbeits 
verhältnis des Arbeiters und des Angeſtellten zum Unternehmer betreffen, ſelb⸗ 
ſtändig nach Anhören des Unternehmers () entſa eiden“ und „die Kontrolle über 
den Produktions- und Geſchäftsbetrieb des Unternehmers ausüben“. Lauffen: 
berg geht in ſeiner Rede „Was iſt Sozialiſierung?“ (1919) S. 12 hierüber ſo⸗ 


gar noch hinaus, indem er ausführt: „Aufgabe der Räte iſt die Ausſchaltung 
und Beſeitigung der Funktionen der Kapitaliſten. Von einzelnen Seiten wird 


befürwortet, die Räte follten ſich auf eine bloße Kontrolle der Betriebe nach der 
ſozialen, techniſchen und kaufmänniſchen Seite beſchränken. Bloße Kontrolle. 
kann keinesfalls auf die Dauer genügen. Mehr und mehr müſſen die Räte die 
ganze Verwaltung der Betriebe in die Hand nehmen.“ Aus einer ähnlichen 
Auffaſſung heraus wird Däumig nicht müde, den Arbeitern zuzurufen: „Schafft 
Euch jetzt Leute in die Betriebsräte, die Kontrolle und Mitbeſtimmungsrecht 
verlangen, dann wird jeder Betrieb Brandherd der ſozialen Revolution werden.“ 

Andererſeits haben die Unabhängigen die Geſetzesvorlage mit äußerſter 
Heftigkeit bekämpft. Ihr Vertreter Geyer hat fie in der Nationalverſammlung 
am 14. Januar 1920 als „Spottgeburt“ bezeichnet; die „Freiheit“ ſieht in der 
Mitarbeit an ihr „einen offenen Verrat an den Intereſſen der Arbeiter und an 
den Errungenſchaften der Revolution“. Wichtiger iſt, daß man auch in den 
Kreiſen der Mehrheitsſozialiſten ſich keineswegs allgemein auf den Boden des 
Geſetzes ſtellt. Die erwähnten 30 Groß ⸗Berliner Maſſenverſammlungen vom 
17. September 1919 ſahen im Betriebsrätegeſetz nur „den erſten Schritt, um das 
Wirtſchaftsleben zu demokratiſieren“. Auch der „Vorwärts“ wünſcht, daß die 
Betriebsräte „in ſtetiger Weiterentwicklung dem Sozialismus den Weg ebnen“. 

So erklärt es ſich, daß es auch in ſozialiſtiſchen Kreiſen an Beſorgniſſen nicht 
gefehlt hat. Anfangs haben die Gewerkſchaften aufs ſchärfſte gegen die Betriebs⸗ 
räte Stellung genommen; in ihrem Korreſpondenzblatt wurde die Befürchtung 
ausgeſprochen, ſie würden „die Betriebe in fortwährender Unruhe halten“. Auch 
von anderer Seite betonte man die Gefahr, daß ſie ſich zu „ſyndikaliſtiſchen 
Organen“ entwickeln würden, zu „Organiſationen der Organiſationsloſen, in 
denen entweder der Kommunismus oder die gelbe Gewerkſchaft herrſchen“. Be⸗ 
ſonders Kaliski warnte vor ihnen; ſie würden zu „Inſtrumenten der Schikane 
und anderen Störungen für die Produktion werden“. 


se 
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einen „, der lebendig macht, iſt unter allen Wandlungen der letzten 
honate die eigenartigſte und bedeutſamſte. Immer allgemeiner ſieht 
jan ein, daß die wahre Löſung nur „in den Menſchen ſelbſt“ liegt. 
bei handelt es ſich nicht etwa nur um die große Zahl von Mit- 
lieder der Betriebsräte !, mit denen in Zukunft zu rechnen fein 
d. Die Erziehungsaufgabe iſt viel umfaſſender. Lange iſt fie 
fhon vernachläſſigt worden. Der Unternehmer hat ſich ihr nicht 
gel omügend gewidmet, aber vor allem hat die Überſchätzung der rein 
era dan tirtſchaftlichen Faktoren, die den Marxismus kennzeichnet, auch bei 
unterizfe den Arbeitern zu einer Vernachläſſigung der Erziehungsaufgabe ge— 
Wort a fbtt. Das macht ſich heute um jo ſchlimmer fühlbar, als hinfort 
aach die Disziplin, die für jeden Großbetrieb auf die Dauer un- 


geſchoße 
Thum | 
der Ge 


„ kabehrlich iſt und bisher überwiegend aus der militäriſchen Dr: 
refſen, h nisation als fertiges Erziehungsprodukt übernommen wurde, auf 
trolle a im Boden der Wirtſchaft herangebildet werden muß?. Unternehmer 
— m Arbeiter ſelbſt müſſen fie entwickeln“. Da iſt der Anfang un- 
1 0 . eilig ſchwer und es iſt die Schickſalsfrage unſeres Volkes, ob die 
Seiten un Habſterziehung ausreichen oder der ſtrenge Erzieher bitterſter Not 


ebe nach ee Mi noch unvermeidlich fein wird. 
donttole. Dieſe Erkenntnis, daß es ſchließlich auf den Menſchen ankommt, 
die Nite e rect ſich aber über dieſe Einzelfrage hinaus auf das ganze Gebiet 


re | Sozialismus. Was Adolf Wagner uns ſchon immer lehrte, daß 
mung Verwirklichung des Sozialismus weſensandere Menſchen fordere, 


ion werden 
tit äußerß ij 
verjannmlung 
ſieht in de 
siter und UM 
auch in den 
1 Boden der 


1 beginnt man heute im Kreiſe der Sozialiſten ſelbſt ſchmerzlich 


Soögler hat in der Sitzung der Nationalverſammlung vom 14. Januar 
ihre Geſamtzahl auf 5—600 000 geſchätzt. 

Fränkel (Die ſoziale Bedeutung des Betriebsrätegeſetzes, a. a. O.) 
1K t: „Die Organiſationen werden keine Ausgaben ſcheuen dürfen, um die 
rauensmänner in allen Wiſſenszweigen — es find deren nicht wenige — 


un 8 "zn 2 . . — 
3 gi Fin unterrichten, daß ſie ihrer ſchweren Aufgabe gerecht zu werden vermögen ... 
kt, da Va deranbildung der Vertrauensmänner wird um fo wichtiger fein, weil fie 


Reg einen M bloß allen Kollegen mit Rat und Tat zur Seite ſtehen jollen, ſondern ſich 
i e Achtung und das Vertrauen der Betriebsinhaber erringen müſſen.“ Dem 
Etreben, das in dieſen Ausführungen zum Ausdruck kommt, kann man 
nicht verſagen. Leider aber iſt nicht Alles lehrbar und lernbar. Die 
Lebens kann durch die ſchönſten Kurſe nicht erſetzt werden. 
Igl. meinen Aufſatz „Unternehmertum und Sozialismus“, a. a. O. S. 23. 
Lenin hat in einer Rede im Kongreß der Volkswirtſchaftsräte am 
Fi) Nai 1918 geſagt: „Die ſchwierigſte der uns bevorſtehenden Aufgabe 
r Einführung der Arbeitsdiſziplin“. Vgl. Kaplun⸗Fogan, RNuſſiſches 
töleben feit der Herrſchaft der Bolſchewiki, 1919, S. 10. 


\ 
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zu erkennen. Wilbrandt, der begeiſterte Vorkämpfer des Sozialismus, 
ſteht nicht allein, wenn er heute die bange Frage aufwirft!: „Iſt die 
Seele reif für den Sozialismus? Iſt der Seelenzuſtand des deutſchen 
Volkes ein ſolcher, daß ſozialiſiert werden kann, ohne daß nachher 
alles — Wilbrandt ſperrt dies ‚alles‘ — zuſammenbricht.“ Und 
wie ſein Buch ungewollt die ganze geiſtige Wirrnis unſerer Tage 
widerſpiegelt, ſo iſt vielleicht für die Kriſis im Sozialismus nichts 
bezeichnender als der Satz, mit dem er ſein Buch ſchließt: „Der 
Sozialismus wird, wenn jemals verwirklicht, als Geſellſchaftsbedürfnis 
pflegen, was heute gepredigt, doch in der Welt fremd iſt: das 
Chriſtentum.“ 


1 Wilbrandt, a. a. O. S. 327. 
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Bolſchewismus und Marxismus 


Von Dr. Wilhelm Mautner - Amſterdam 


Juhaltsverzeichnis: Einleitung: Die Wiederherſtellung des wahren Marxismus 

S. 29— 33. — 1. Entſtehung und Untergang des Staates S. 34—39. — 

II. Staat und Revolution S. 39—44. — III. Der Weg der ſozialen Re⸗ 

dolution S. 44—49. — IV. Die Zerſtörung der Staatsmaſchine S. 49—54. 

— V. Die Mittel der Zerſtörung des alten (bürgerlichen) und die Schaffung 

des neuen (proletariichen) Staates S. 54—59. — VI. Die Diktatur des 

Proletariats S. 60 66. — VII. Die Form der neuen Geſellſchaft S. 66—72. 
— VIII. Die Vorausſetzungen der ſozialen Revolution S. 72— 79. 


An dn der unerhörten Verbreitung, die die Entſtellungen 
des Marxismus gefunden haben“ !, der Verſuche, die großen 
Revolutionäre Marx und Engels nach ihrem Tode „zu unſchädlichen 
Gottesbildern zu machen“ !, gegenüber „dieſer Verflachung des Marxis⸗ 
mus durch die Opportuniſten“, — wozu nicht nur Bernſtein, ſondern 
auch Kautsky gerechnet werden — gilt es, „die wahre Lehre des 
Narrismus vom Staat wiederherzuſtellen“!; aber nicht nur die 
dom Staat. So tritt der Bolſchewismus mit der Behauptung und 
dem Anſpruch auf, der einzig wahre Marxismus zu ſein, jener 
Natxismus, der allein dem revolutionären Denker Marx entſpricht 
uud den die heutigen Auch⸗Marxiſten, zu Konzeſſionen an die kapita⸗ 
litiſche Welt- und Wirtſchaftsordnung nur allzubereit, vergeſſen, ent— 
iellt und verfälſcht haben. 

Dieſe von den erſten Führern des Bolſchewismus aufgeſtellte 
Zehauptung wird nicht nur von ihren Anhängern kritiklos über: 
aommen, ſondern ebenſo bereitwillig auch von jenen, die mit der 
Verurteilung des Bolſchewismus auch den Marxismus zu treffen 
meinen und erſteren daher gern als äußerſte Konſequenz des letzteren 
darſtellen. Nicht weniger unkritiſch wird dieſe Theſe vielfach von 
jenen abgelehnt, die dadurch den Marxismus in der öffentlichen 
Meinung „retten“ zu müſſen glauben. So bewegen ſich beide, Gegner 
wie Anhänger dieſer Anſchauung, auf dem gleichen Boden gefühls— 
mäßig beſtimmter Stellungnahme, die nur verwirrend, nicht klärend 
zu wirken vermag; und daß auch andere Opportunitätsgründe die ſo 
dringend notwendige kritiſche Unterſuchung dieſes Problems wohl nur 
außerſt mangelhaft zu erſetzen vermögen, wird ruhig ausgeſprochen 


Lenin, Staat und Revolution, S. 5. 
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werden dürfen. Namentlich einer von dieſen Gründen ſcheint, bewußt 
oder unbewußt, bei den bolſchewiſtiſchen Verkündern der Behauptung 
„Bolſchewismus iſt Marxismus“ nicht zu fehlen. Der Gedanke, den 
jedem denkenden Arbeiter ehrwürdigen und auch für den weniger 
denkenden mit einem faſt myſtiſchen Glanze verklärten Namen 
Karl Marx' parteimäßig in dem Sinne auszunutzen, daß die eigene 
Anſicht als die Marx' ausgegeben wird, liegt nur zu nahe. So er⸗ 
ſcheint es notwendig, die bolſchewiſtiſche Behauptung kritiſch nach- 
zuprüfen und zu verſuchen, das Verhältnis des Bolſchewismus zum 
Marxismus, mag es nun das der Identität, der Verwandtſchaft oder 
des Gegenſatzes ſein, an Hand der Schriften Marx' und jener der 
bolſchewiſtiſchen Theoretiker aufzuhellen. Dieſe Ahnlichkeiten und 
Gegenſätze der wichtigſten bolſchewiſtiſchen und marxiſtiſchen Gedanken⸗ 
gänge nachzuweiſen, iſt Aufgabe dieſer Ausführungen !. 

Sie können ſich auf einige, und zwar die wichtigſten, Anſchau⸗ 
ungen um ſo eher beſchränken, als ein großer Teil der marxiſtiſchen 
Lehren überhaupt von der bolſchewiſtiſchen Theorie nicht behandelt, 
ſondern als unbeſtreitbare Wahrheit, als Axiom, auf dem weiter⸗ 
gebaut werden kann und muß, übernommen wird. So etwa iſt kaum 
je von der Marxſchen Wert⸗ und Mehrwertlehre die Rede; die Kon⸗ 
zentrationd- und Ausbeutungstheorie werden einfach als der Dis⸗ 
kuſſion nicht mehr bedürftige Lehrſätze angeſehen uſw. 

Die Punkte aber, die zu einer Stellungnahme Anlaß geben, weil 
in ihnen der Bolſchewismus auch vordem als „orthodox-marxiſtiſch“ 
angeſehene Führer von der wahren Lehre Marx' abweichen ſieht, 
laſſen ſich auf drei zurückführen: Staat, Revolution und künftige 
Geſellſchaft (und das Verhältnis des Sozialismus zu ihnen). Da⸗ 
neben wird ſelbſtverſtändlich noch den Vorausſetzungen der möglichen 
Umwandlung der kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ordnung eingehendere Erörterung gewidmet, da ja nur von dieſen 
aus die Entwicklung, welchen Gang immer ſie gehen möge, begriffen 
zu werden vermag. 5 

Noch muß hier vorausſchickend bemerkt werden, daß auch die 
bolſchewiſtiſche Theorie nicht durchaus einheitlich aufgebaut iſt. Viel⸗ 
mehr laſſen ſich die Schwankungen, die die bolſchewiſtiſche Praxis 
kennzeichnen, deutlich auch in den Schriften der Parteitheoretiker ver⸗ 


—— —́ĩ——— — 


1 Eingehender habe ich die Frage des Verhältniſſes der bolſchewiſtiſchen 
zur marxiſtiſchen Theorie zu unterſuchen und zu löfen verſucht in meinem unter 
der Preſſe befindlichen Buche „Der Bolſchewismus. Vorausſetzungen, Geſchichte, 
Theorie. Zugleich eine Unterſuchung ſeines Verhältniſſes zum Marxismus.“ 
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folgen. Wil man nun zu einer gerechten Würdigung der bolſche⸗ 
wiſtiſcen Lehte gelangen (und nur mit dieſer, nicht mit der Praxis 
hat es die vorliegende Arbeit zu tun), fo wird fie vor allem in der 
Gefalt geprüft werden müſſen, wie fie ſich aus den Schriften ihrer 
Belenner in erſter Reinheit ergibt, unbeeinflußt von der Geſtaltung, 
die die Wirklichkeit ihr ſpäter aufzwang. 

Eine Befimmung des Begriffes „Bolſchewismus“ ergibt, daß 
derunter heute dreierlei verſtanden werden muß, drei Begriffe alſo, 
he weder in den theoretiſchen Erörterungen noch im politiſchen Tages⸗ 


fumpfe mit der wünſchenswerten Deutlichkeit auseinandergehalten = 


verden, und die das eine Wort umfaßt. 

J. Bolſchewismus als Kommunismus. Die bolſchewiſtiſche Partei 
nennt ſich ſelbſt „kommuniſtiſche“, teils um den Namen jener wieder 
aufleben zu laſſen, an deren Spitze Marx ſtand, als er das Kom: 
nuniſtiſche Manifeſt, „das Evangelium der jetzigen Revolution bis 
uf den heutigen Tag“!, ſchrieb, teils um durch den Namen bereits 
den Gegenſatz zu den ſeitherigen ſozialiſtiſchen Parteien darzutun. 

2. Der Bolſchewismus als Methode, dieſes Ziel zu erreichen, 
Ylihemismus nicht als Kommunismus, ſondern als „Weg zum 
mmunismus“ ?. 

3. Die dieſer Methode anhaftenden und aus ihr hervorgehenden 
Ingeheuerlicleiten. Sie find es vor allem, die dem Bolſchewismus 
fände machen, auch dort, wo feine Lehre nicht gekannt iſt. 

Wiſſenſchaftlicher Behandlung, ſoweit ſie nicht pſychologiſche 
Inſchung ſein will, find natürlich nur die erſte und zweite Bedeutung 
wunglich. Für die vorliegende Unterſuchung iſt aber auch das 

dublem des Kommunismus als ſolches auszuſcheiden, mag man ihn 
un dem Sozialismus gleichſetzen, wie es die Wiſſenſchaft der letzten 
Jünente vielfach tat e, oder fie unterſcheiden, wie es früher in der 

Angetlichen Wiſſenſchaft geſchah und wie es jetzt der Bolſchewismus 

u, der als Sozialismus ein Stadium nicht reſtloſer Erfüllung kom⸗ 

mischer Ideale bezeichnet. Denn einmal greift die Erörterung 

E Sqalismus oder Kommunismus über den Rahmen dieſer Arbeit 

Mau, und zum andern ift das Ziel, dem der Sozialismus marxiſti⸗ 

"der Prägung und der Kommunismus zuftreben, das ſelbe: die — in 


— 


"Sugarin, Programm der Kommuniſten, S. 67 (Ausgabe „Die Soziale 
Krzalation‘) 


8er Adler, „Arbeiterzeitung“, Wien, 2. April 1919. b 
er Iruenderg, Art. „Sozialismus und Kommunismus“, Wörterbuch der 
dittſchaft, Bd. II. S. 828. 
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ihrem Ausbau freilich nicht immer eindeutig vorgeſtellte — klaſſen⸗ 
und wohl auch ſtaatsloſe Geſellſchaft. 

So bleibt für die Unterſuchung des Verhältniſſes von Marxismus 
und Bolſchewismus vor allem die zweite Bedeutung des Wortes 
übrig: der Bolſchewismus als Methode. Hier, und vor allem hier, 
behauptet er die Identität mit dem wahren Marxismus, und Lenin 
verſucht, für dieſe Behauptung den Beweis zu erbringen in feiner 
für die ganze bolſchewiſtiſche Theorie grundlegenden Schrift „Staat 
und Revolution“. Mit ungewöhnlichem Aufwande grübelnden Scharf 
ſinns unternimmt er es, „die Lehre des Marxismus vom Staat und 
die Aufgaben des Proletariats in der Revolution“ klarzuſtellen und 
Marx' Anſichten hierüber zu entwickeln, fie der gewollten und un: 
gewollten Unkenntnis, die darüber herrſcht, zu entreißen. 

Marx hat kein Werk hinterlaſſen, das ſeine endgültige und wohl: 
. ermogene Stellungnahme zum Problem des Staates und der Revo⸗ 
lution enthielte, und auch die bisherige marxiſtiſche Theorie hatte es 
unterlaſſen, eine einheitliche Darſtellung von Marx' Anſchauungen 
zu dieſem Gegenſtande zu geben. Lenin verſucht dies. Ja, mehr als 
das. Auf ihr aufbauend, will er die marxiſtiſche Theorie in dieſem 
Punkte zu einem Syſtem ausbauen und feſtigen. Die Frage ſpitzt 
ſich nun dahin zu, ob ihm dies gelungen iſt oder ob dieſer Gedanken⸗ 
bau, zwar aus marxiſtiſchen Bauſteinen aufgeführt, nicht durch 
ſeinen Schöpfer ſoviel Eigenart aufgedrückt erhielt, um als neue Lehre 
gelten zu müſſen. 

Lenin muß das Material zu dieſem Bau aus den über eine 
Zeitſpanne von etwa vierzig Jahren zerſtreuten gelegentlichen Auße⸗ 
rungen Marx-Engels' zu gewinnen verſuchen. Darin allein ſteckt 
ſchon etwas Mißliches. Denn es läßt ſich von Anfang an annehmen. 
daß dieſe Außerungen nicht ſtets gleichleibend ſein werden, daß auch 
Marx, ein Lernender und Lehrender ſein Leben lang, zu verſchiedenen 
Zeiten ſich verſchieden zu dieſen Fragen äußerte. Lenin hält ſich, um 
hier eine einheitliche Richtung im Denken Marx' aufzuzeigen, vor 
allem an den „echten“, d. h. den revolutionären Marx, namentlich 
— doch nicht ausſchließlich — der Jugendjahre. 

Das Fehlen einer ſyſtematiſchen Darſtellung des Verhältniſſes 
des Proletariats zu Staat und Revolution beſagt nun freilich nicht, 
daß Marx an dem Problem „Staat“ etwa achtlos vorübergegangen 
wäre. Es war vielmehr ſein Plan, den vierten Teil jenes un⸗ 


I Untertitel feines Buches. 


U 
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geheuren Werkes, das zu ſchaffen er als feine Lebensaufgabe anſah 
und von dem die drei Bände des „Kapital“ nur den erſten bilden“, 
eben dieſer Frage zu widmen. Die Sorge um das tägliche Brot, 
Krankheit, Erlahmen der Schaffenskraft, ein zu früher Tod haben 
biefen Plan trotz treuer Freundeshilfe unausgeführt gelaſſen. 

Wenn daher Marx Anſchauungen und ihre Darſtellung durch 
Lenin nachgeprüft werden ſollen, ſo muß auf die erwähnten ver⸗ 
tinzelten Außerungen zurückgegriffen werden. Die Gefahr, nach dem 
Satze zu handeln: „Im Auslegen ſeid friſch und munter, legt ihr's 
nicht aus, jo legt was unter“, iſt bei einem Thema, das leicht finden 
laßt, was man finden will, nur zu beträchtlich. Ein beſonderer Um⸗ 
ſund vergrößert fie. Das iſt die bereits angedeutete, von ſozialiſtiſchen 
ind nichtſozialiſtiſchen Schriftſtellern aufgezeigte Gegenſätzlichkeit der 
Perſönlichkeit Marx, der ſich auch feine Lehre nicht immer entziehen 
kann. Oftmals iſt ſie ſo ausgelegt worden, als habe der gereifte, 
der Gelehrte Marx evolutionär, der jugendliche, der Stürmer Marx, 
roolutionär empfunden und geſprochen. Gewiß iſt etwas Wahres 
daran und Marx ſelbſt muß es empfunden haben; fo in feiner Auße⸗ 
ung zu Engels: „Aber die gemütlichen delusions und der faſt 
indliche Enthuſiasmus, mit dem wir vor Februar 1848 die Revo⸗ 
ltionsära begrüßten, find zum Teufel. Zudem wiſſen wir jetzt, welche 
wlle die Dummheit in Revolutionen ſpielt und wie fie von Lumpen 
oploitiert werden““. Zutreffender aber ſcheint, daß Marx, der nüchtern 
md enthuſiaſtiſch empfinden konnte, oft unter den Eindrücken des 
duges ſtand und jo in gärenden Zeiten revolutionärer, in anderen 
mbiger dachte. Doch darf darüber nicht die Einheit des Menſchen 
und des Werkes überſehen werden. Sie gelangt auch in den ver⸗ 
freuten Außerungen über das hier zu behandelnde Problem ſchließlich 
um Durchbruch. Und find fie vorwiegend Gelegenheitsäußerungen, 
Tagesſchriften und Briefen entſtammend, wo das einzelne Wort nicht 
ſo genau gewogen wird, jo muß um fo höhere Bedeutung jenen 
Außerungen beigelegt werden, wo Marx gewiſſermaßen „ex kathedra“ 
ſprach. Nicht eine einzige Außerung darf daher zur Grundlage eines 
Syſtems genommen werden, ſondern nur ihre Geſamtheit. 


—— — — 1 


—— — — — — 


"Brief Harz’ an Engels vom 2. April 1858. Briefwechſel, Bd. II, 
S. 285. | 

hi Ebenda vom 13. Februar 1863. Bd. III, S. 116. Vgl. dazu die ganz 
ünlihen Außerungen in den Briefen vom 9. April 1863 und 6. Mai 1868 
(8d. II. S. 127 und Bd. IV, S. 46); der letztgenannte von Engels an Marx. 
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I 

Dieſes ift nun, nach Lenin, die Auffaſſung Marx' von Staat, 
Revolution und künftiger Geſellſchaft. „Der Staat iſt das Produkt 
und die Außerung der Unverſöhnlichkeit der Klaſſengegenſätze“ ! und 
er iſt „ein Organ der Klaſſenherrſchaft, ein Organ der Unter⸗ 
drückung der einen“ (der ökonomiſch ſchwächeren) „Klaſſe durch die 
andere“ (die ökonomiſch herrſchende). Dieſe Anſicht Marx' werde in 
doppelter Hinſicht verfälſcht: einmal von jenen, die „Marx ſo zu⸗ 
rechtſtutzen, daß der Staat als Organ der Klaſſenverſöhnung er⸗ 
ſcheint“?, zum andern von jenen, die wohl feine Eigenſchaft als 
Organ der Klaſſenherrſchaft zugeben, aber vertuſchen, daß die Be⸗ 
freiung der geknechteten Klaſſen ohne gewaltſame Nevolution und 
ohne „Beſeitigung des Apparates der Staatsgewalt der herrſchenden 
Klaſſe““ unmöglich iſt. N | 

Und der Gang dieſer Befreiung ftellt ſich alſo dar: Als Pro: 
dukt der heutigen Geſellſchaftsordnung ſei der Staat mit ihrem 
Verſchwinden auch ſelbſt zum Verſchwinden verurteilt, und der Weg 
der Entwicklung werde der ſein, daß auf den bürgerlichen Staat der 
proletariſche, der „kein eigentlicher Staat“ mehr ſei, folge, der, aber 
nicht etwa in der Form der Demokratie, ſondern in der der Diktatur 
des Proletariats den Sozialismus (als unterſchieden vom Kommu⸗ 
nismus) verwirklichen werde“. Auf eine erſte werde eine zweite 
Phaſe der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, die des vollkommenen Kommu⸗ 
nismus, folgen, in der dann gelten werde: Jeder nach ſeinen Fähig⸗ 
keiten, jeder nach ſeinen Bedürfniſſen. Der Übergang des bürger⸗ 
lichen in den proletariſchen Staat erheiſche das Zerbrechen der 
Staatsmaſchine. Die erſte Phaſe der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
werde aber langſam und unmerklich in die zweite übergehen können. 

Dieſer Grundgedanke dürfte — Einzelheiten ſeien hier zunächſt 
außer acht gelaſſen — als im weſentlichen mit der marxiſtiſchen 
Auffaſſung übereinſtimmend angeſehen werden. Mit aller Schärfe 
aber offenbart ſich ein Gegenſatz zu ihr, wo die Formen und Einzel⸗ 
heiten des Überganges zu der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft zu beſtimmen, 
die Vorausſetzungen für ihr Kommen, die Mittel für ihre Durch⸗ 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 6. 

3 Ebenda S. 7. 3 Ebenda S. 8. 

4 An anderen Stellen wird, worauf noch zurückzukommen fein wird, der 
Verſuch gemacht, die Diktatur als die „Demokratie der Ausgebeuteten, der 
Armen uſw.“ erſcheinen zu laſſen. 
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führung anzugeben ſind. Erleichtert wird dieſe Abweichung durch 


die unklare Anwendung der auch bei Marx nicht immer mit der 


erwünſchten Schärfe gebrauchten Begriffe „Staat und Revolution“, 
ſoziale Revolution” uſw. 

Das Entſtehung des Staates nach der marxiſtiſchen Auffaſſung 
dat Engels in ſeinem Buche „Der Urſprung der Familie, des Privat⸗ 
eigentums und des Staats“ geſchildert, daſelbſt auch den Begriff 
des Staates feſtgeſtellt!. Ihm iſt der Staat „die Zuſammenfaſſung 
der ziviliſierten Geſellſchaft, der in allen muſtergültigen Perioden 
eusnahmslos der Staat der herrſchenden Klaſſe iſt und in allen 
Fällen weſentlich Maſchine zur Niederhaltung der unterdrückten, 
ausgebeuteten Klaſſe bleibt“. 

Der Staat iſt alſo „Klaſſenſtaak“?. Während er aber für 
Engels weſentlich Maſchine zur Niederhaltung . ..“ bleibt, iſt er 
für Lenin nur das. Das ſcheint nur ein quantitativer, unbedeu⸗ 
tender Unterſchied zu ſein, verdient aber inſofern Beachtung, als 
mind ganze Theorie und Darſtellung des Staates eben auf dem 
Gedanken von dem nur unterdrückenden Staate fußt. Wie weit 
ber das ruſſiſche Vorbild, das Staat und Deſpotismus gleichſetzen 
lehrte, auf dieſe Auffaſſung eingewirkt hat, muß ununterſucht bleiben, 
und es ſei nur erwähnt, daß man in dieſem Punkte wie anderwärts 
n Bolſchewismus Erſcheinungen und Anſchauungen begegnet, die 


ae Erklärung nur durch den Hinweis auf das Milieu, in dem 


tine Führer aufwuchſen, zuzulaſſen ſcheinen. 

Daß und welche andere Funktionen Engels dem Staate zu⸗ 
ſhrieb, geht aus folgenden Worten hervor: „Der Staat hat zwar 
in großen und ganzen der Bewegung der Produktion zu folgen, 
reagiert aber auch, kraft der ihm innewohnenden, d. h. ihm allein 
übertragenen und allmählich weiter entwickelten relativen Selbſt⸗ 
tandigleit wieder auf die Bedingungen und den Gang der Pro: 
duktion .“ | 

Die Behauptung, als ob der Staat von Marr- Engels als 
dtgan der Klaſſenverſöhnung angeſehen wurde, kann hier aus⸗ 
geſchaltet werden; fie ſcheint uns in ihren Schriften keine Stütze zu 
inden, es ſei denn, daß man etwa die Worte Engels’ von der „Geſell⸗ 


Engels, Urſprung, S. 1778. 

* Dies iſt er auch in der Auffaſſung des orthodoxen Marxismus; vgl. 
Lauts ly, Entwurf des neuen Parteiprogrammes. „Neue Zeit“, Jahrgang 9, 
N. II, S. 727. 

„Sozialdemokrat“, Berlin 1895, Nr. 44. 

35 


36 Wilhelm Mautner [36 


ſchaft, zuſammengefaßt im Staate“ !, dahin ausdeuten will. Ihr 
wahrer Sinn geht aber aus dem Satz im „Anti⸗Dühring“ unzweifel⸗ 
haft hervor: „Der Staat war der offizielle Repräſentant der ganzen 
Geſellſchaft; aber er war dies nur, inſofern er der Staat derjenigen 
Klaſſe war, welche ſelbſt für ihre Zeit die ganze Geſellſchaft vertrat ?.“ 

Vielleicht mag dieſe Auffaſſung vom Staate als Organ der 
Klaſſenverſöhnung dadurch entſtanden ſein, daß die dialektiſche Ent⸗ 
wicklung des Staatsbegriffs eine Vereinigung von Theſis (herrſchende 
Klaſſe) und Antitheſis (beherrſchte Klaſſe) zu einer Syntheſis (Staat) 
notwendig zu machen ſchien. Und ſo hat es tatſächlich nicht an 
Stimmen gefehlt, die in Marx einen „Staatsſozialiſten“ ſehen 
wollten, eine Auffaſſung, in der ſich ſo verſchiedene Denker, wie 
einerſeits Nieuwenhuis und Bakunin, dem Marx „der glühendſte 
Anhänger des Staatskommunismus iſt“ “, anderſeits Philippovich, 
der auch der Sozialdemokratie ſtaatsſozialiſtiſchen Charakter zu⸗ 
ſchreibt“, begegnen. 

Doch das ruſſiſche Vorbild mag noch anders gelehrt haben als 
die Auffaſſung des Staates als Deſpotismus: die wiſſenſchaftliche 
Anwendung jener naiven Auffaſſung, die im Staat nur den Gendarmen 
und den Steuerexekutor, den Soldaten und den Beamten ſieht, jene 
menſchlichen Organe der Exekutivgewalt, und die ſo Staat und 
Staatsmaſchine, Staat und Staatsapparat gleichſetzt, eine Auf⸗ 
faſſung, die bei Lenin fortdauernd wiederkehrt und gegen die ſich 
Marx, namentlich in den höhnenden Worten des Gothabriefes ſo 
entſchieden gewendet hat. Dies iſt ein zweiter, dem erſten ver⸗ 
wandter Unterſchied in der vom Marxismus abweichenden Auffaſſung 
des Bolſchewismus vom Staat. 

Als Produkt der Klaſſengegenſätze wird dieſer Staat mit ihnen 
verſchwinden. Wie wird ſich dies vollziehen? In der bisherigen 
Marx⸗Literatur waren Engels' Worte, vom „Abſterben“ und „Auf⸗ 
heben“ des Staats, wie Lenin hervorhebt, dahin gedeutet worden, 
daß es ſich um einen Gegenſatz gegen die von den Anarchiſten ge⸗ 


I Engels, Urſprung, Vorrede, S. VIII. (16. Aufl.) 

2 Engels, Herrn Eugen Dührings Umwälzun uſw., S. 302. (3. Aufl.) 

3 Brief Bakunins an Herzen vom 28. Oktober 1869, zitiert bei Mehring, 
Karl Marx, S. 430. 

4 Philippovich, Grundriß der Politiſchen Okonomie, Bd. I, S. 478. 
(11. Aufl.) 

5 Vgl. Lenin, Staat und Revolution, S. 23, 56. Marx, „Neue Zeit“, 
Jahrgang 9, Bd. I, S. 565. 
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suerte „Abſchaffung“ des Staates handle, alſo um ein allmähliches 
gegenüber einem jähen Ende des Staates, wogegen eingewendet 
raden müßte, daß Engels’ Worte, daß „das Proletariat durch 
llenahme der Staatsgewalt ‚au den Staat als Staat' aufhebe“, 
ne auf den bürgerlichen Staat (durch die Revolution des 
duletariats), die vom Abſterben aber auf „die Überreſte proletariſcher 
Suallichkeit“ bezögen. Das „Abſterben“, „Einſchlafen“ des Staates 
kiehe ih auf die Zeit nach der ſozialiſtiſchen Revolution, d. h. auf 
fe geit nach der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel, einer 
dit der auf die Diktatur folgenden vollkommenen Demokratie, welche 
aft als letzte Staatsform abſterben werde. 

Dieſe Auslegung erſcheint geiſtreich, doch dürfte ſie einer kriti⸗ 
ſhen Unterſuchung nicht Stand halten. Denn: Wenn wir uns be⸗ 
nie, den Sinn der Engelsſchen Worte richtig zu erfaſſen, dann 
Knnen die Worte: „das Proletariat hebe den Staat als Staat auf“, 
uc mur den Sinn haben, daß fie ſich auf jeden Staat, nicht nur 
uf eine ſpezifiſche Staatsform (den bürgerlichen Staat) beziehen, 
aß der Staat als ſolcher, als Inſtitution aufgehoben wird. Das 
icht aus dem Wortlaut der ganzen Stelle hervor, wo es heißt: 
„da Proletariat ergreift die Staatsgewalt und verwandelt die 
duduktionsmittel zunächſt in Staatseigentum. Aber damit hebt es 
ic ſelbt als Proletariat, damit hebt es alle Klaſſenunterſchiede 
md Klaſſengegenſätze auf und damit auch den Staat als Staat.“ 
Us: durch die Verwandlung der Produktionsmittel in Staats⸗ 
antum werden die Klaſſengegenſätze aufgehoben und mit ihnen der 
Einat, der ja auf ihnen beruht, ihr Produkt iſt und mit ihrem Fall 
md nur durch ihn aufgehoben werden kann. Das Mittel zur Herbei⸗ 
ſihrung dieſer Beſeitigung des Staates iſt das Ergreifen der Staats⸗ 
walt durch das Proletariat und dieſes Ergreifen bedeutet die Um⸗ 
mndlung des „bürgerlichen“ Staates in einen „proletariſchen“, 
der noch nicht die Aufhebung der Inſtitution Staat, des „Staates 


. al Staat“. Das ſagt auch mit aller Deutlichkeit das Kommuniſtiſche 
Nunifeſt: „Wenn das Proletariat ... als herrſchende Klaſſe 


die alten Produktionsverhältniſſe ... die Exiſtenzbedingungen des 
Raflengegenfages, die Klaſſen überhaupt aufhebt“ , jo auch damit 
deine eigene Herrſchaft als Klaſſe“, und jetzt „verliert die öffentliche 


r den politiſchen Charakter“, d. h. der Staat als Staat ver⸗ 
Binder. 


Lenin, Staat und Revolution, S. 17. 
Narx⸗Engels, Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 
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So kann ſich die Umgeſtaltung des bürgerlichen in den prole⸗ 
tariſchen Staat freilich, wie Lenin ſagt, nicht im Wege des Ab⸗ 
ſterbens vollziehen, denn das, was abſtirbt, iſt, darin muß ihm bei⸗ 
gepflichtet werden, der proletariſche Staat; aber: nur dieſer und kein 
anderer wird „aufgehoben“ durch die auf die Verwandlung der Pro⸗ 
duktionsmittel in Geſellſchaftseigentum beruhende Beſeitigung der 
Klaſſengegenſätze. Andernfalls müßte man, wenn das „Abſterben 
des Staates“ nicht dem „Aufheben“, alſo dem reſtloſen Verſchwinden 
gleichgehend wäre, folgern, daß der proletariſche Staat, der auf den 
bürgerlichen folgen ſoll, überhaupt kein Staat mehr iſt. Und in der 
Tat erſcheint es notwendig, den Charakter dieſes Staates etwas 
näher zu betrachten, zumal im Hinblick auf die ſpäter zu erörternde 
Frage, ob die kommuniſtiſche Geſellſchaft ein Staat ſein wird. 

Gegen die Auffaſſung, daß der proletariſche Staat kein „Staat“ 
ſein werde, ſprechen aber nicht nur Engels' Worte, daß der Staat 
die Beſitzergreifung der Produktionsmittel vornehmen werde, ſondern 
auch die von Marx, nach denen dies durch einen Staat und zwar 
den des als „herrſchende Klaſſe organiſierten Proletariats“! erfolgen 
ſolle; ſchließlich und vor allem Lenin ſelbſt, der dieſe Marxſchen 
Worte wiederholt und unterſtreicht?. Allerdings taucht der Einwand 
auf: Iſt der Staat Reſultat der Klaſſenherrſchaft, dann iſt der pro⸗ 
letariſche Staat, der Staat der proletariſchen Diktatur, Staat kat’- 
exochen; da er aber ſtets Staat der ökonomiſch (nicht nur politiſch) 
herrſchenden Klaſſe ſein ſoll, als ſolche das Proletariat aber doch 
nicht gut angeſprochen werden kann, ſo ſcheint die Möglichkeit der 
Exiſtenz eines proletariſchen „Staates“ zu fehlen. 

Dieſer Unklarheit ſucht Lenin dadurch zu entgehen, daß er den 
proletariſchen Staat verſchwommen einen „Halbſtaat“ nennt, was an 
Engels Worte, daß die Kommune „kein Staat im eigentlichen Sinne“? 
war, erinnert. Die Begründung für dieſe Auffaſſung gibt Lenin da⸗ 
mit, daß er ſagt, in dieſem Staate unterdrücke nicht die Minorität 
die Majorität, ſondern umgekehrt. Der Sinn der Worte Engels’ iſt 
aber wohl ein anderer. Ein Staat, der bewußt auf ſeinen eigenen 
Untergang hinarbeitet — und das tut der proletariſche durch Auf⸗ 
hebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln und der 
auf ihm beruhenden Klaſſen —, iſt von jedem anderen durch Selbſt⸗ 


1 Marx⸗Engels, Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 
2 Len in, Staat und Revolution, S. 23. ö 
Engels bei Bebel, Aus meinem Leben, Bd. II, S. 322. 
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verneinung fatt Selbſtbejahung grundverſchieden, und er iſt es auch 

in, baß er eben Staat wohl der mächtigſten, aber nicht der 
okononiſch herrſchenden Klaſſe iſt. 

Und nur aus dieſer unklaren und ſchwankenden Auffaſſung heraus 
komm Lin denn eine Behauptung aufſtellen wie die: „Es iſt klar, 
daß von einer Beſimmung des Zeitpunktes, zu dem das Abſterben 
einſeten wird, keine Rede fein kann, um fo mehr, als es ſich ſelbſt⸗ 
rerftändlich um einen Dauerprozeß handelt“ 1. Denn nach Marx 
wird dieſer Zeitpunkt ſehr genau beſtimmt: durch den erften Akt 
det Verſuatlichung. Dieſer, der die Beſeitigung des Privateigentums 
einleitet, bahnt die Aufhebung des auf ihm und ſeinen Folgen be⸗ 
muhendm Staates an. Daran ändert natürlich auch der Umſtand 
nichts daß es ſich um einen Dauerprozeß handelt; auch der muß 
einen und zwar den erwähnten — Anfangspunkt haben. 

‚ As: letzte, höchſte und zugleich verfallende Form des Staates 
wird der proletariſche Staat fein, der auf den bürgerlichen folgt. 
e wit durch fein Abſterben den „Staat“ als „Staat“ aufheben. 
Der hürgerliche wird freilich bereits durch den proletarifchen „auf⸗ 
gehoben“, nicht aber der Staat als Staat. Auch dieſe Unterſcheidung 
mag ubedeu tend erſcheinen; ſie gewinnt ihre Bedeutung aber durch 


die rungen, die für dieſes „Aufheben und Abſterben“ gezogen 
rerden. 


II 


Lon der dialektiſchen Geſchichtsauffaſſung Marx⸗Engels' aus⸗ 
chend, erhält dieſe Forderung, daß auf den bürgerlichen ein prole⸗ 
wiſcher Staat folge, ihre weitere Begründung. Im Schoße der 
umerlichen Geſellſchaft bilden ſich die Keime der ſozialiſtiſchen; der 
55 gerliche Staat erzeugt ſein dialektiſches Gegenſtück, den proletari⸗ 
den; und beider höhere Vereinigung wird eine neue Form des 
dummen lebens ſein, mag es nun „Staat“ in einem höheren Sinne 
* ſaats log ſein. 

. Wie aber erfolgt dieſes Auſheben des bürgerlichen Staates und 
> des Staates überhaupt? Durch ein Hineinwachſen in die 
5 Or nung, durch eine gewaltſame Revolution oder eine Kette 
ſocher? Für Lenin iſt es nicht zweifelhaft, daß nur eine gewalt⸗ 
Iame Beſeitigung der alten Ordnung möglich ſein wird, und er führt 
m Unterſrützung einige Stellen aus Marx⸗Engels an, die eine „wahre 


\ 
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Lobpreiſung“! der Gewalt darſtellen. Zugegeben, daß dieſe Stellen 
recht eindrucksvoll ſein mögen, den wahren Sinn Marx⸗Engels' wieder⸗ 
zugeben dürfen ſie kaum beanſpruchen. Der geht aus einer Reihe 
anderer Außerungen hervor, die zuſammengehalten ein getreues Bild 
der Marx⸗Engelſchen Gedankengänge geben. 

Die eine dieſer Außerungen — und die bekannteſte — iſt Engels' 
Vorrede vom 6. März 1895 zu Marx' „Klaſſenkämpfen in Frank⸗ 
reich“, kurz vor ſeinem Tode geſchrieben. Sie ſetzt ihn faſt dem 
Verdachte aus — gegen den er ſich übrigens entſchieden gewehrt 
hat —, ein „friedfertiger Anbeter der Geſetzlichkeit um jeden Preis 
zu fein“ ?. So liegt die Behauptung, daß Engels „wohl ehedem. 
ſehr revolutionär empfand, die Unhaltbarkeit ſeines revolutionären 
Standpunktes erkannte und auch anerkannte“, nahe, wird aber von 
Kautsky mit triftigen Argumenten widerlegt. Mag dem aber ſein 
wie immer, ſo laſſen Engels' Worte eine grundſätzliche Bevorzugung 
der „friedlichen“ Methode unzweifelhaft hervortreten. Sie tritt aber 
als wahre Grundauffaſſung Engels' hervor, wenn man ſie zufammen⸗ 
hält mit jenen Anſchauungen, die er zur Zeit der Abfaſſung des 
kommuniſtiſchen Manifeſtes niederlegte. 

Bekanntlich hatten Marx und Engels hierfür je einen Entwurf 
ſelbſtändig verfaßt. In dem von Engels werden in ſchlichten, der 
Katechismusform, in der ſein Entwurf gehalten iſt, angepaßten Sätzen 
die für das Proletariat weſentlichſten Fragen erörtert. Und da wird 
auch die Frage: Wird die Aufhebung des Privateigentums auf fried⸗ 
lichem Wege möglich ſein? geſtellt und ſo beantwortet: „Es wäre zu 
wünſchen, daß dies geſchehen könnte und die Kommuniſten wären ge⸗ 
wiß die letzten, die ſich dagegen auflehnen würden ... Sie ſehen 
aber auch, daß die Entwicklung des Proletariats in faſt allen zivili⸗ 
ſierten Ländern gewaltſam unterdrückt, und daß hierdurch von den 
Gegnern der Kommuniſten auf eine Revolution mit aller Macht hin⸗ 
gearbeitet wird. Wird hierdurch das unterdrückte Proletariat zuletzt 
in eine Revolution hineingejagt, ſo werden die Kommuniſten ebenſo 
gut mit der Tat, wie jetzt mit dem Wort die Sache der Proletarier 
verteidigen“ ?. Daraus geht wohl deutlich hervor, daß der alte wie 
der junge Engels den Weg der nicht gewaltſamen Revolution lieber 
beſchritten ſah, als den der Gewalt. Die wollte er nur, wenn anders 


I Lenin, Staat und Revolution, S. 19. 
2 „Neue Zeit“, Jahrgang 27, Bd. I, S. 7 ff. 
Engels, Grundſätze des Kommunismus, S. 23. 


' 
| 
1 
| 
| 
| 


11 Bolſchewismus und Marxismus 41 


die Befreiung des Proletariats nicht zu erreichen wäre. Dann, aber 
auch nur dann, fordert er ſie. Will eine Lehre, die Gewalt fordert, 
ſch alſo auf Marx⸗Engels berufen, ſo müßte fie erſt den Nachweis 
chringen, daß die Befreiung des Proletariats auf anderem Wege 
nmoglich iſt. 

Bevor die Auffaſſung Marx⸗Engels hierüber erörtert wird, 
denden wir uns der Auffaſſung des Bolſchewismus von der Revo⸗ 
lution zu. Für ihn iſt nur die Revolution wirklich Revolution, wo 
ie „Gewalt als Geburtshelferin der neuen Geſellſchaft“ auftritt, 
im das berühmte Wort Marx' auch hier anzuwenden. Doch find 
di Begriffe „gewaltſam und ungeſetzlich“, „friedlich und geſetzlich“ 
vohl zu ſcheiden“, und auch Gewaltſamkeit iſt mit Gewalt durchaus 
nicht identiſch. Für den Bolſchewismus iſt die Revolution „Revo⸗ 
lution im Heugabelſinne“, wie dies Laſſalle einmal nannte, nur die 
Anwendung rückſichtsloſeſter phyſiſcher Gewalt: „Die Revolution 
diskutiert nicht mit ihren Feinden, fie zerſchmettert ſie“ ?. Dieſe 
emeitige Auffaſſung des Begriffes der Revolution führt zu weiteren 
nichtigen Unterſchieden hinſichtlich ihrer Rolle. 

Marx⸗Engels ſahen die Revolution mit zunehmender Ziviliſation 
wmer unblutiger werden: „In demſelben Maße, in welchem das 
Proletariat ſozialiſtiſche und kommuniſtiſche Elemente in ſich auf⸗ 
wumt, genau in demſelben Verhältnis, wird die Revolution an 
Butvergießen, Rache und Wut abnehmen“ 3. Und: „Wäre es 
werhaupt möglich, das ganze Proletariat kommuniſtiſch zu machen, 
che der Kampf ausbricht, fo würde er ſehr friedlich verlaufen. 
Ich glaube indes, daß bis zum Ausbruch des ganz offenen direkten 
Krieges der Armen gegen die Reichen . . ſich wenigſtens ſoviel 
Aarheit über die ſoziale Frage im Proletariat verbreiten wird, 
daß nit Hilſe der Ereigniſſe die kommuniſtiſche Partei imſtande 
ſein wir, das brutale Element der Revolution auf die Dauer zu 
überwinden?“ Nur nebenbei ſei angemerkt, wie ſehr dieſe Außerung 
ait den vorerwähnten über die Bevorzugung der friedlichen gegen⸗ 
über den gewaltſamen Mitteln übereinftimmt. Das find Worte des 


ungen, des „revolutionären“ Engels, Worte eines Zwei⸗ oder Drei- 
undzwanzigäährigen! 


Dal Kauts ty, Soziale Revolution, S. 8. 
f Kadek, Die Diktatur des Proletariats, S. 25. 
Engels, Lage der arbeitenden Klaſſen in England, S. 299 ff. 
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Anders denkt der Bolſchewismus. Ihm wird nicht nur der 
Klaſſenkampf unbedingt phyſiſcher Kampf, er wird ihm ſogar Bürger⸗ 
krieg im brutalſten Sinne des Wortes. So heißt es: „In Wirk⸗ 
lichkeit hat der Klaſſenkampf ſtets und unvermeidlich die Form 
des Bürgerkriegs angenommen, und der Bürgerkrieg iſt undenkbar 
ſowohl ohne Zerſtörungen der ſchlimmſten Art, wie auch ohne Terror 
und Einſchränkungen der formalen Demokratie !.“ Oder: „Bürger: 
kriege zu verneinen oder zu vergeſſen, hieße in den äußerſten Oppor⸗ 
tunismus verfallen und auf die ſozialiſtiſche Revolution verzichten ?.“ 
Erſt war dieſe Anſicht von Lenin mehr als Forderung, dann als 
hiſtoriſches Geſetz aufgeſtellt worden; bei den Jüngeren iſt ſie nur 
ſolches: „Die Unglücklichen ſchrecken uns mit dem Bürgerkrieg. 
Meinen ſie, daß in anderen entwickelteren Ländern die ſozialiſtiſche 
Revolution ohne Bürgerkrieg von ſtatten gehen wird? ... Tauſende 
niedergeſchoſſener finniſcher Genoſſen ſind der beſte Beweis, daß 
der Bürgerkrieg in den entwickelten kapitaliſtiſchen Ländern noch 
heftiger, noch grauſamer ſein wird. Man kann vorausſehen, daß 
zum Beiſpiel in Deutſchland der Klaſſenkrieg außerordentlich er⸗ 
bittert ſein wird ... Nur durch den Bürgerkrieg und die eiſerne 
Diktatur des Proletariats kann man zur kommuniſtiſchen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Produktion gelangen?. Und fo jagt Radek ſchließlich 
mit Worten, deren Vorzug zwar nicht logiſche Schärfe, aber große 
Deutlichkeit iſt, was für den Bolſchewismus Revolution iſt: „Die 
Revolution beſteht eben darin, daß fie ein Bürgerkrieg iſt“.“ Das 
Urteil darüber, wie weit dieſe Auffaſſung ſich als marxiſtiſch be⸗ 
zeichnen darf, muß Anhängern und Gegnern der marxiſtiſchen Lehre 
überlaſſen bleiben. 

Weitere Unterſchiede der bolſchewiſtiſchen und der marxiſtiſchen 
Lehre haben ſich hiermit herausgeſtellt: die Verſchiedenheit der 
Anſicht über die grundſätzliche Bevorzugung friedlicher oder gewalt⸗ 
ſamer Mittel; die über die Revolution im allgemeinen und über 
ihren Charakter in Zeiten zunehmender kultureller Entwicklung im 
beſonderen. 

War bisher nur von der Revolution ſchlechthin die Rede, ſo ſei 


1 Lenin, Brief an die amerikaniſchen Arbeiter. „Aktion“ 1918, S. 672. 
2 Len in⸗Trotzki, Krieg und Revolution, S. 164. 

3 Bucharin, Programm der Kommuniſten, S. 66/67. . 

Radek, a. a. O. S. 25. 
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run auf die Frage eingegangen, was „ſoziale“ Revolution für Marx 
und Engels it. 0 | 
Für Marx ift „ſoziale Revolution“ die „durch Veränderung der 
ianomiſchen Grundlagen bewirkte, langſamere oder raſchere Um⸗ 
wülgung des ganzen ungeheuren juriſtiſchen und politiſchen Überbaues 
de Geſellſchaft“ “. Das Verhältnis der ſozialen zur politiſchen Revo⸗ 
ution wird dann dahin zu beſtimmen fein, daß wohl jede ſoziale 
Feolution eine politiſche fein muß (Umwälzung des ganzen juriſti⸗ 
item und politifchen Überbaues“), nicht aber auch jede politiſche 
tin soziale. Jene iſt vielmehr, wie Kautsky ausführt, „die Eroberung 
e Staatsgewalt durch eine neue Klaſſe“?2. Man könnte nun bei 
den engen Verwachſenſein ökonomiſcher, geſellſchaftlicher und politiſcher 
dacht nahezu jede politiſche Revolution, da fie in der Regel von 
iner nicht nur politiſch, ſondern auch ökonomiſch unterdrückten Klaſſe 
migeht, als ſoziale anſprechen, und gerade die große franzöſiſche 
Woclution könnte hierfür als Beiſpiel dienen. Und fie war wohl 
od eine ſoziale Revolution“ für ihre Zeit. Aber die ſoziale Revo⸗ 
htion im Marxſchen Sinne war fie nicht. In ihr tritt ein — zwar 
mpandenes — Element nicht genügend deutlich in Erſcheinung: 
die Umwälzung des ganzen juriſtiſchen Überbaues“. Für dieſen 
ua gibt die juriſtiſche Kategorie „Eigentum“ den auf die kürzeſte 
Formel gebrachten Ausdruck, und da hierunter wieder das bürgerliche 
Fiateigentum als der „letzte und vollendetſte Ausdruck der Erzeugung 
m Aneignung der Produkte“ anzuſprechen iſt, jo muß ſich die voll- 
bamene ſoziale Revolution als eine durchgreifende Umwälzung in 
da Eigentumsverhältniſſen — unter unſeren Verhältniſſen als Über⸗ 
9m von Privat- zu Kollektiveigentum — darſtellen. Dies oder eine 
fu die damalige Zeit gleichbedeutende Umwälzung brachte die fran- 
Hide Revolution nicht, da fie, wenngleich „das Feudaleigentum zu⸗ 
guten des bürgerlichen Eigentums abſchaffend““, doch das Prinzip 
ua Privateigentums unangetaſtet ließ. Erſt in der Vollſtändigkeit 
ner Umwälzung liegen aber Weſen und Bedeutung der ſozialen 
Revolution; iſt doch die „kommuniſtiſche Revolution das radikalſte 
drehen mit den überlieferten Eigentumsverhältnifjen“ °. 


=: öl 


el 


1 Natz, Kritik der politiſchen Okonomie, S. I. V. 
5 e Soziale Revolution S. 8/9 und die weiteren hierauf bezüglichen Aus⸗ 
fihrungen in dieſem Buche. 

’ Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 38. 
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Es läßt ſich annehmen, daß die von Marx und Engels als not- 
wendig erachteten Mittel zur Durchführung der politiſchen und der 
ſozialen Revolution als verſchiedenen Zielen angepaßt voneinander 
verſchieden ſein werden. Der Bolſchewismus aber ſpricht unter⸗ 
ſchiedslos nur von den der „Revolution“ gemäßen Mitteln und 
Methoden. 


III 


Es fragt ſich aber, wie ſich dieſe Methode, dieſer Weg oder dieſe 
Wege im einzelnen darſtellen. Führt er, wenn die moderne Revo⸗ 
lution durch das Proletariat durchgeführt wird — und nur mit 
dieſem Fall iſt nach Marx in den modernen Induſtrieſtaaten zu 
rechnen —, vom nichtdemokratiſchen Staatsweſen weg zum demo⸗ 
kratiſchen und über dieſes zur ſozialen Gemeinſchaft durch immer 
weiteren Ausbau jenes oder iſt das demokratiſche Staatsweſen eine 
überflüſſige Zwiſchenſtufe? | 

Marx und Engels haben dieſen Weg, und das überſieht mit 
Lenin die ganze bolſchewiſtiſche Literatur, ſo deutlich und greifbar 
aufgezeigt, daß man ſich nur wundern mag, daß ihre Anſchauung 
gerade hierüber nicht von marxiſtiſcher Seite mit Berufung auf Marx 
widerlegt wurde. Es handelt ſich eben um die Verſchiedenheit 
der der politiſchen und der ſozialen Revolution an⸗ 
gemeſſenen Mittel. 

Vor Erörterung dieſer Wege und ihrer hier vorweggenommenen 
Ergebniſſe: demokratiſches Staatsweſen als Ergebnis der politiſchen, 
ſozialiſtiſches Gemeinweſen als Ergebnis der ſozialen Revolution, ſei 
darauf hingewieſen, daß die Möglichkeit dieſer Wege von Marx⸗ 
Engels natürlich als von gewiſſen ökonomiſchen Vorausſetzungen ab⸗ 
hängig gedacht war. Das iſt für Anhänger des ökonomiſchen Materia⸗ 
lismus eine platte Selbſtverſtändlichkeit. Die Stellungnahme des 
Bolſchewismus zu den dazu von Marx geäußerten Anſchauungen 
wird ſpäter dargelegt werden. ö 

Grundſätzlich wäre neben dem revolutionären Weg auch der 
reformiſtiſche möglich. Der iſt aber für Marx⸗Engels wohl aus⸗ 
geſchloſſen. Ihn aus ihren Schriften herausleſen wollen, iſt vergeb⸗ 
liches Bemühen. Vielmehr ſtellt ſich ihnen der Weg, den ſie von 
Jugend auf wieſen, folgendermaßen dar: „Der nächſte Zweck der 
Kommuniſten iſt derſelbe, wie der aller übrigen proletariſchen Parteien: 
Bildung des Proletariats zur Klaſſe, Sturz der Bourgeoisherrſchaft; 
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Eroberung der politiſchen Macht durch das Proletariat“! und „der 
erſte Schritt in der Arbeiterrevolution iſt die Erhebung des Prole⸗ 
tsriat3 zi herrſchenden Klaſſe, die Erkämpfung der Demokratie““, 
zorunter natürlich das demokratiſche Staatsweſen zu verſtehen tft 
denn nur in einem Staatsweſen kann es eine herrſchende Klaſſe 
geben und umgekehrt). Die weiteren Worte des Kommuniſtiſchen 
Manifeſtes, daß das Proletariat „durch den gewalt ſamen Sturz 
der DBourgeoifie feine Herrſchaft begründet” ?, zeigen, daß es ſich bei 
der Erkämpfung der Demokratie um wirklichen Kampf handelt, 
beiten Ziel eben das demokratiſche Staatsweſen iſt. Und fo beant⸗ 
wortet auch der Engelsſche Katechismus die dort geſtellte Frage: 
„Welchen Entwicklungsgang wird die Revolution nehmen?“ folgender⸗ 
maßen: „Sie wird vor allen Dingen eine demokratiſche Staats- 
ver faſſung und damit direkt oder indirekt die politiſche 
Herrſchaft des Proletariats herſtellen““. Dieſe und andere 
Äußerungen, von denen nur noch die des ganz jungen Engels in 
ſeinem Brief vom 23. Oktober 1846 an das Brüſſeler Komitee über 
die Abfichten der Kommuniſten hervorgehoben ſei: „. .. kein anderes 
Nittel zur Durchführung dieſer Abſichten anzuerkennen als die ge⸗ 
valtjame demokratiſche Revolution“, laſſen wohl unzwei⸗ 
deutig erkennen, daß ſich Marx⸗Engels als Ziel der politiſchen Revo⸗ 
kıtion die Erkämpfung eines demokratiſchen Staatsweſens vorgeſtellt 
baden und zwar die wahrſcheinlich gewaltſame Erkämpfung, was 
mtürlich nichts über die grundſätzliche Bevorzugung dieſer oder der 
fredlichen Methode ausſagt. 

Dieſer Standpunkt iſt auch durchaus zu verſtehen: Marx' und 
Engels Erfahrungen zeigten ihnen — und die ſeitherigen haben es 
betätigt —, daß die demokratiſche Staatsform oder wenigſtens die 
Grundlagen dazu, kaum je ohne Gewaltſamkeit errungen worden ſind. 
Begreiflich. Hier ſtehen den unterdrückten die herrſchenden Klaſſen 
un Beſitze aller Machtmittel des Staates gegenüber, und gutwilliger 
Selbſtverzicht wird von dem, der über alle Macht verfügt, kaum er: 
nartet werden können. Die Demokratie muß abgetrotzt werden. 

Von dieſer Erkenntnis der Marx⸗Engelsſchen Auffaſſung über 
die politiſche Revolution und ihr Ergebnis ausgehend, iſt weiter zu 
fragen: Bedeutet oder gewährleiſtet für Marx⸗Engels die demokratiſche 


' Kommuniftifches Manifeſt, S. 38. 

Ebenda S. 44. 3 Ebenda S. 36. 
Engels, Grundſätze, S. 24. 

"Marr-Engeld, Briefwechſel, Bd. I, S. 42. 
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Republik bereits die Herrſchaft des Proletariats, und wenn ja: Iſt 
anzunehmen, daß der Übergang des Privateigentums an den Pro⸗ 
duktionsmitteln in Kollektiveigentum, alſo das, was die politiſche 
Revolution zur ſozialen macht, auch „gewaltſam“, mit Mitteln 
phyſiſcher Gewalt vor ſich gehen wird? 

Die erſte dieſer beiden Fragen erſcheint durch die Worte im 
Kommuniſtiſchen Maniſeſt und mehr noch jene im Katechismus (Her: 
ſtellung einer „demokratiſchen Staatsverfaſſung und damit direkt 
oder indirekt die politiſche Herrſchaft des Proletariats“) bejaht zu 
werden. Volle Klarheit über dieſen Punkt vermag aber nur die Dar⸗ 
legung der Marx⸗Engelsſchen Stellungnahme zur demokratiſchen Re⸗ 
publik zu geben. | 

Sich auf ein Engelsſches Zitat ſtützend!, behauptet Lenin: „Die 
demokratiſche Republik iſt die denkbar beſte politiſche Umhüllung des 
Kapitalismus“ und daß „daher das Kapital, nachdem es. . „von 
dieſer beſten Umhüllung Beſitz ergriffen hat, ſeine Macht derart ſicher 
und feſt begründet, daß kein Wechſel der Perſonen, Behörden oder 
Parteien dieſe Macht in der demokratiſchen Republik zu erſchüttern 
vermag“ ?. Und mit ihm und ſchärfer noch als er, ſagt Radek: „Sie 
(die bisherige Demokratie) iſt konkret genommen nichts anderes als 
die Herrſchaft des Kapitals, das ſo ſtark iſt, ſo verankert in den An⸗ 
ſchauungen der Volksmaſſen, daß es ſich den Luxus erlauben kann, 
ihnen die Freiheit zu gewähren, über Staatsangelegenheiten zu reden?“ 
und die „moderne Demokratie iſt“ nichts anderes als „eine Kuliſſe 
der Kapitalherrſchaft“ ?. 

Für die bolſchewiſtiſche Theorie iſt alſo die demokratiſche Re⸗ 
publik nur eine andere Form der Unterdrückung (wieder ſpielt der 
Gedanke, ſie iſt Staat und daher nur Unterdrückung, mit hinein), 
und einen anderen Vorzug als den, „eine breitere, freiere, offenere 
Form des Klaſſenkampfes und der Klaſſenknechtung“ und ſomit „eine 
gigantiſche Erleichterung im Kampfe für die Beſeitigung der Klaſſen 
überhaupt“ zu ſein, geſteht Lenin ihr nicht zu. So kann denn auch für 
ihn die demokratiſche Republik beſtenfalls der nächſte Weg zur Dik⸗ 
tatur, nicht Staatsform dieſer ſelbſt ſein und, merkwürdig 
genug, beruft er ſich zur Stütze dieſer Anſchauung auf Engels’ Worte: 
„Wenn etwas feſtſteht, ſo iſt es dies, daß unſere Partei und die 


I Engels, Urſprung, S. 181. 
2 Lenin, Staat und Revolution, S. 13. 
3 Radek, Diktatur, S. 24. 
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Arbeiterklaſſe nur zur Herrſchaft kommen kann unter der Form der 
demoktatiſchen Republik 1.“ 

Unbefangen geprüft, erſcheinen dieſe Worte freilich anderen Sinn 
H haben, nämlich den, daß die demokratiſche Republik die Staats⸗ 
form ſein wird, unter der das Proletariat ſeine Herrſchaft üben, die 
Bourgeoisie endgültig beſeitigen wird. Der auf den von Lenin zitierten 
Satz Engels unmittelbar folgende (pon Lenin aber verſchwiegene) 
erdärtet dies zur Gewißheit: „Dieſe (die demokratiſche Republik) iſt 
ſegar die ſpezifiſche Form für die Diktatur des Prole— 
tat iats, vie ſchon die große franzöſiſche Revolution gezeigt hat“ 2. 

Und mur mit dieſer Auffaſſung in Einklang zu bringen, aber 
fe auch unterftügend, find die Worte Engels’, daß die demokratiſche 
Kepublik „die höchſte Staatsform ... iſt, die in unſern modernen 
Seſelſchaftsverhältniſſen mehr und mehr unvermeidliche Notwendig⸗ 
keit wird und die Staatsform iſt, in der der letzte Entſcheidungs⸗ 
tamıp! zwichen Proletariat und Bourgeoiſie allein ausgekämpft werden 
kann 


So erſcheint denn, mag im übrigen die demokratiſche Republik 
eine Form ſein, in die ein ſehr verſchiedener Inhalt gegoſſen werden 
tem — daher die verſchieden klingenden Urteile Engels“! — die 
demofratiiche Republik als die ſpezifiſche Form der Diktatur des 
Sroletariatd, und Kautsky hat in klarer und einwandfreier Weiſe 
tn Narr⸗Engelsſchen Gedanken wiedergegeben, als er ſchrieb: „Wir 
Basen unter der Diktatur des Proletariats nichts anderes verſtehen, 
als ſeine Herrſchaft auf der Grundlage der Demokratie 5.“ 

So ſtellt ſich die Erkämpfung der demokratiſchen Republik nicht 
mn jwed3, ſondern auch als Durchführung der proletariſchen Diktatur 
als weiterer Schritt auf dem Wege der ſozialen Revolution nach 
Ratx⸗Engels heraus. 

Die Erörterung der Rolle der demokratiſchen Republik bei Marx 
ind Lenin iſt natürlich unzertrennlich von dem Problem der Demo⸗ 
katie überhaupt und des Verhältniſſes der Diktatur zu ihr. 

Zweierlei iſt nun unter „Demokratie“ zu verſtehen: Der Ge⸗ 
Engels, Kritik des Erfurter Programms. „Neue Zeit“, Jahrgang 20, 
88. J, S. 11. 2 Ebenda. 

"Engels, Urſprung, S. 181. 

So im Briefe Engels’ an Marx vom 15. November 1862. Brief: 
regel, Od. III, S. 98, wo der Wert der bürgerlich demokratiſchen Republik 
defrochen wird. 

Kautsky, Diktatur oder Demokratie, S. 38. 


48 Wilhelm Mautner [48 


danke der Demokratie, der „Demokratismus“!, wie es Steffen nennt, 
und die Staatsform, in der der Gedanke Wirklichkeit gewinnen ſoll. 
Sie wird um ſo mehr dieſen Namen verdienen, je mehr ſich in ihr 
der Demokratismus durchſetzt. Der Demokratismus läßt als Ge— 
danke, als platoniſche Idee, keine Teilung zu. Er iſt oder iſt nicht. 
Beſonders deutlich wird dies, wenn wir das Wort überſetzen: Volks⸗ 
herrſchaft. Herrſchaft des Volkes, unterſchiedslos, des ganzen Volkes 
(ſoweit gewiſſe natürliche Vorausſetzungen gegeben ſind), daher es 
denn auch keine „Demokratie der Mehrheit und der Minderheit, der 
Reichen und der Armen uſw.“ geben kann. Demokratismus im 
politiſchen Sinn iſt eben, wie Steffen jagt: „Volksſouveränetät“ ?. 
Nur die Verwirklichung der Idee kann vollkommener oder unvoll⸗ 
kommener erreicht werden. 

Lenin iſt dieſe Scheidung von Demokratie als Gedanken und 
ihn verwirklichende Staatsform wohlbefannt?. Allein um den Ge⸗ 
danken der Diktatur als Staatsform mit dem des Demokratismus 
zu verſöhnen, wird mit unklaren Begriffen gearbeitet, wird die 
„Demokratie der Mehrheit“ erfunden, dann darauf hingewieſen, daß 
„volle Demokratie“ unmöglich ſei, man ſich alſo mit jener begnügen 
müſſe. An anderer Stelle aber wird von der „Heuchelei der for⸗ 
malen Demokratie“ geſprochen, der gegenüber der Staat der Sowjets 
die wahrhafte Demokratie verkörpert, und aus all dieſen Außerungen 
iſt ſchließlich vor allem das eine klar, daß dem Gedanken der viel⸗ 
geſchmähten Demokratie doch Konzeſſionen gemacht werden, was ſich 
beſonders in dem Bemühen verrät, nachzuweiſen, daß der Bolſche⸗ 
wismus die Mehrheit des Volkes hinter ſich habe’. Auf der einen 
Seite alſo das ariſtokratiſche (und ſyndikaliſtiſche) Wort „Mehrheit 
iſt Unſinn“, auf der anderen das Streben, nachzuweiſen, daß man 
eben dieſe Mehrheit hinter ſich habe. 

Und zwiſchen der Anſicht jener, die eine proletariſche Bewegung 
als „Bewegung der ungeheuren Mehrheit“ fordern und jenen, die 
von der Demokratie überhaupt nichts wiſſen wollen, verſucht Trotzki 
die Brücke zu ſchlagen: „Als Marxiſten ſind wir nie Anhänger der 
formalen Demokratie geweſen“.“ Allerdings iſt es gerade wieder 


1 Steffen, Das Problem der Demokratie, paſſim. 
2 Ebenda S. 120. 
Lenin, Staat und Revolution, S. 94. 
Lenin, Brief an die amerikaniſchen Arbeiter, S. 677. 
5 Lenin, Nächſte Aufgaben der Sowjetmacht, S. 6 und 7, 
6 Trotzki, Von der Oktoberrevolution bis zum Brefter Frieden, S. 95. 
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Trotzki, der die Überlegenheit der Demokratie prinzipiell zugeſtand: 
„Er (Kautsky) bewies, daß für die arbeitende Klaſſe die Veibehaltung 
der Grundlagen demokratiſchen Aufbaues letzten Endes ſtets von 
Witzen je. Im großen und ganzen iſt dies natürlich richtig. 
. . Wenn es letzten Endes für das Proletariat vorteilhaft ſei, 
ſeinen Klaſſenkampf und ſogar feine Diktatur in die Rah⸗ 
men demokratiſcher Inſtitutionen zu leiten, fo bedeutet 
das noch keineswegs, daß die Geſchichte dem Proletariat immer eine 
ſolche Kombination ermöglicht. !.“ Ganz läßt ſich eben die lange 
Schulung im Geiſte des Marxismus nicht verleugnen, und dieſer 
forderte, wie nachgewieſen werden ſoll, Demokratie ſtets und überall. 


IV 


Die volftändige Demokratie, die aber als Endziel aufgeſtellt 
wird, erſcheint nur auf dem Wege des Ausbaues der proletariſchen 
Demokratie möglich. Darin ſind ſich Marxismus und Bolſchewismus 
wohl einig. Eine glatte Überführung der bürgerlichen in die end⸗ 
gültige wahrhafte Demokratie wird für unmöglich gehalten. Dafür 
im vielmehr Zerſtörung der Staatsmaſchinerie Vorausſetzung und Be⸗ 
dingung. Aber, von ähnlichen Grundſätzen ausgehend, weicht der 
dolſchewismus wieder in den zu ihrer Verwirklichung dienenden 
Fopnahmen vom Marxismus ab. 

Marr hat nicht ausdrücklich geſagt, was unter „Staatsapparat, 
Euatsmaſchine uſw.“ zu verſtehen ift, hat nur Beiſpiele dafür ge⸗ 
ht. Nach dieſen wird angenommen werden dürfen, daß er vor 
alem die äußeren Machtmittel der Exekutivgewalt darunter ver: 
fanden willen wollte. 

Staat aber darf mit dieſer oder mit jenen nicht gleichgeſetzt 
werden, jo wenig politiſche und öffentliche Gewalt für Marx zu: 
tammenfalen. Letztere wird es auch im ſozialiſtiſchen Gemeinweſen 
geben („die öffentliche Gewalt verliert den politiſchen Charakter“) ?. 
So bedeutet denn auch „Zerſtörung der Staatsmaſchinerie“ nicht 
ctwa Vernichtung des ganzen Staates oder der ganzen Staats⸗ 
sealt, ſondern nur die Vernichtung der politiſchen Gewalt des 
bürgerlichen Staates. Daß es ſich nur um ein Zerſtören in 
neſen Sinne handelt, erhellt nicht nur aus Marx' Worten in feinem 


Trotzki, a. a. O. S. 95. 
e Lommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 
künellers Jahrbuch XLIV I. 4 
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Brief an Dr. Kugelmann: „. .. daß ich als nächſten Verſuch der 
franzöſiſchen Revolution ausſpreche, nicht mehr wie bisher die 
bureaukratiſch-militäriſche Maſchinerie aus einer Hand 
in die andere zu übertragen, ſondern fie zu zerbrechen“ !, ſondern 
beſonders klar auch aus denen Engels'; daß nur die „unter⸗ 
drückende Macht der bisherigen zentraliſierten Regierung, Armee, 
Polizei, Bureaukratie ... fallen ſolle!'“. „Die Kommune mußte 
gleich von vornhinein anerkennen, daß die Arbeiterklaſſe, einmal zur 
Herrſchaft gekommen, nicht fortwirtſchaften konnte mit der alten 
Staatsmaſchine ?.“ 

In Marx' Worten „die bureaukratiſch⸗militäriſche Maſchinerie 
zu zerbrechen“ iſt nach Lenin kurz ausgedrückt, „die Hauptlehre des 
Marxismus zur Frage über die Aufgaben des Proletariats in der 
Revolution gegenüber dem Staat enthalten“ ?. Aber dies bringt 
nicht klar zum Ausdruck, daß es ſich nicht nur um ein Zerſtören, 
vielmehr auch um ein Erſetzen handelt. (Lenin vermeidet dieſes 
Mißverſtändnis wohl, doch liegt es bei der ſtarken Betonung der 
endgültigen Abſchaffung des Staates für den mit dieſer Frage we⸗ 
niger Vertrauten nicht ferne, und dies mag, trotz der ſcharfen Po⸗ 
lemik, die Lenin gegen die Anarchiſten führt, manche Anziehung auf 
anarchiſtiſch geſinnte Kreiſe ausgeübt haben.) So ſoll die Revolution 
nicht darin beſtehen, „daß eine neue Klaſſe das Kommando über⸗ 
nimmt und mit Hilfe der alten Staatsmaſchine die Herrſchaft übt, 
ſondern darin, daß dieſe neue Klaſſe die alte Maſchine zerſtört und 
mit Hilfe einer neuen Maſchine leitet und verwaltet“ “. All das 
wird als im ganzen mit Marx Auffaſſung übereinſtimmend an⸗ 
geſehen werden können, und wieder offenbart ſich, daß die bolſche⸗ 
wiſtiſche Lehre zwar vielfach auf marxiſtiſche Grundlagen aufgebaut 
iſt, aber und namentlich in den aus ihnen gezogenen und zu ziehen⸗ 
den Folgerungen von ihnen abweicht s. 

So auch hier. Marx hatte in dem erwähnten Briefe an 
Dr. Kugelmann dieſes Zerbrechen der bureaukratiſch⸗ militäriſchen 

1 „Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. 1, S. 709. 

2 Engels, Vorrede zu Marx. Bürgerkrieg in Frankreich, Ausgabe „Die 
Aktion“, S. 14. 

3 Lenin, Staat und Revolution, S. 34. 

4 Ebenda S. 109. | 

5 Ausgenommen bei dem Problem Diktatur oder Demokratie und der 
Frage der ökonomiſchen Vorausſetzungen und der Durchführung der ſozialen 


Revolution, die freilich die Kernpunkte der Diskuſſion abgeben, wo nicht einmal 
dies der Fall iſt. 
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Maſchine als die „Vorbedingung jeder wirklichen Volks revolution. 


auf dem Kontinent“ bezeichnet! und damit offenbar das An⸗ 
wendungsgebiet dieſer Notwendigkeit eingeſchränkt. Lenin legt dies 
nun dahin aus, daß Marx 1871 ſo ſchreiben konnte und durfte, 
weil England damals „noch das Muſter eines rein kapitaliſtiſchen 
Staates ohne Militarismus und in hohem Grade ohne Bureau⸗ 
kratie war“ . Dieſe Auslegung ſcheint auf den erſten Blick manches 
für ſich zu haben, doch zeigen andere Schriften und Außerungen 
Marx', daß ihm eine ganz andere Begründung vorſchwebte, als er 
dieſen Satz niederſchrieb 5. 

Der wahre Grund war vielmehr, daß Marx⸗Engels in Eng⸗ 
land ein freiheitliches Staatsweſen erblickten, eine Demokratie, und 
die Anſicht vertraten, daß in einer ſolchen und von einer ſolchen 
aus ein Übergang zur ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung ohne Ge⸗ 
waltjamfeit durchaus möglich ſei, im Gegenſatz zu anderen Staaten, 
die im Abſolutismus oder einer andern das Volk bedrückenderen 
Regierungsform verharrten; denn fie unterſchieden in „ihrer Politik“ 
ſcharf „zwiſchen demokratiſchen und nichtdemokratiſchen Staaten“, wie 
Kautsky betont und nachweiſt“. > 

Die Begründung diefer Auffaſſung läßt ſich unſchwer erbringen: 
Schon in feinem Katechismus hatte Engels gejagt, „daß die Revo⸗ 
lution .. . eine demokratiſche Staatsverfaſſung und damit direkt oder 
direkt die politiſche Herrſchaft des Proletariats herſtellen werde. 
direkt in England, wo die Proletarier ſchon die Majorität des 
Volkes ausmachen, indirekt in Frankreich und Deutſchland“, wo dies 
noch nicht der Fall war. Und 1872, nach dem Schluß des Haager 
Kongreſſes der Internationale (2.— 7. September 1872), alſo nur 
wenig über ein Jahr nach der Niederſchrift des Briefes an Kugel⸗ 
nann (12. April 1871), führt Marx in einer Volksverſammlung in 
Amſterdam aus: „Der Arbeiter muß eines Tages die politiſche Ge⸗ 
walt in der Hand haben, um die neue Organiſation der Arbeit zu 
begründen. Er muß die alte Politik umſtürzen, welche die alten 
Inſtitutionen aufrecht erhält ... Aber wir haben nicht behauptet, 
daß die Wege, um zu dieſem Ziele zu gelangen, überall dieſelben 
ſeien. Wir wiſſen, daß man die Inſtitutionen, die Sitten und das 

1 „Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. 1, S. 709. 

2 Lenin, Staat und Revolution, S. 34. 

2 Bol. zu dem ganzen folgenden Kautsky, Diktatur des Proletariats 
und Demokratie oder Diktatur. 
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Herkommen der verſchiedenen Gegenden berückſichtigen muß, und wir 
leugnen nicht, daß es Länder gibt, wie Amerika, England und, 
wenn ich eure Einrichtungen beſſer kennte, würde ich vielleicht hin⸗ 
zufügen, Holland, wo die Arbeiter auf friedlichem Wege zu ihrem 
Ziel gelangen können. Doch nicht in allen Ländern iſt dies der 
Fall.“ | 
In den Worten: „Aber wir haben nicht behauptet, daß die 
Wege, um zu dieſem Ziel zu gelangen, überall dieſelben ſeien,“ liegt 
nur die grundfägliche Anerkennung der Gangbarkeit eines ſolchen 
Weges; die Aufzählung der Länder, in denen Marx ihn für möglich 
hält, tut dar, daß es ſich um ſolche handelt, wo die Demokratie 
mehr oder weniger weitgehend verwirklicht iſt (und nicht um die 
größere oder geringere kapitaliſtiſche Entwicklung). 

Jeder Zweifel an der Richtigkeit dieſer Auslegung dürfte 
ſchwinden, wenn man ſich Engels' 1891 geſchriebene Sätze vor Augen 
hält: „Man kann ſich vorſtellen, die alte Gefellſchaft könne friedlich 
in die neue hineinwachſen, in Ländern, wo die Volksver⸗ 
tretung alle Macht in ſich konzentriert, wo man ver- 
faſſungsmäßig alles tun kann, was man will, fobald man die Majo⸗ 
rität des Volkes hinter ſich hat, in demokratiſchen Republiken, 
wie Frankreich und Amerika, in Monarchien wie England ... wo 
die Dynaſtie gegen den Volkswillen ohnmächtig iſt?.“ 

Vergeblich verſucht Lenin dies abzuſchwächen durch die Worte: 
„Er (Engels) erkenne an, daß in Republiken oder in Ländern mit 
weitgehender Freiheit man ſich vorſtellen kann (bloß vorſtellen“!) eine 
friedliche Entwicklung zum Sozialismus“.“ Denn Engels ergänzt 
ſeine obigen Sätze noch durch dieſe: „Aber das Faktum, daß man 
nicht einmal ein offen republikaniſches Parteiprogramm in Deutſch⸗ 
land aufſtellen darf, beweiſt, wie koloſſal die Illuſion iſt, als könne 
man dort auf gemütlich-friedlichem Wege die Republik einrichten, 
und nicht nur die Republik, ſondern die kommuniſtiſche Geſellſchaft. 
Indeſſen kann man an der Republik ſich allenfalls vorbeidrücken. 
Was aber nach meiner Anſicht hinein ſollte und hinein kann, das iſt 
die Forderung der Konzentration aller politiſchen Macht 
in den Händen der Volksvertretung“.“ Und er fährt, nach⸗ 
dem er die Zuſtände in Deutſchland und die Möglichkeit ſeiner Um⸗ 


1 Zitiert bei Kautsky, Demokratie oder Diktatur. S. 10. 
2 Engels, Kritik des Erfurter Programmes, S. 10. 

3 Lenin, Staat und Revolution, S. 64. 

Engels, Kritik, S. 11. 
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wandlung in eine unteilbare Republik beſprochen hat, fort: „Von 
allen dieſen Sachen wird nicht viel ins Programm kommen dürfen. 
Ich erwähne ſie auch hauptſächlich, um die Zuſtände in Deutſchland 
zu kennzeichnen, wo ſo etwas nicht angeht, und damit gleichzeitig 
die Selbſttäuſchung, die ſolche Zuſtände auf geſetzlichem Wege in 
die kommuniſtiſche Geſellſchaft führen will “.“ 

Dieſe Sätze tun nicht nur dar, wie Engels die Methode des 
Kampfes den Verhältniſſen angepaßt willen wollte, ſondern auch, 
die ſehr ihm die demokratiſche Staatsverfaſſung die Möglichkeit der 
herrſchaft des Proletariats — bei entſprechender Schichtung der Be⸗ 
völkerung — zu gewährleiſten ſcheint. Damit iſt unſere oben geſtellte 
Frage beantwortet. | 

Die zitierte Stelle vom „friedlichen Hineinwachſen“ zeigt auch, 
vas Engels, der es liebte, die Dinge derb und deutlich auszuſprechen, 
neinte, wenn er in ſeinem Brief an Kautsky von dem „Loshauen“ 
uf das „friſch⸗fromm⸗fröhlich⸗ſreie Hineinwachſen“ der alten Sauerei 
in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft“? ſprach: die Vorſtellung, daß dies 
mer jeder Staatsform geſchehen könnte. 

Die Wirklichkeit hat auch hier der Theorie des Bolſchewismus 
eine neue Faſſung aufgezwungen. Nicht Zerſtörung und Neuaufbau 
und zwiſchen beiden ein Interregnum, ſondern gleichzeitiges Einreißen 
ind erſetzendes Neuaufbauen iſt notwendig. Und in dieſer Frage, 
die in ſo mancher andern hat ſich Engels' Wort, daß es die Ironie 
kr Geſchichte gewöhnlich, wenn Doktrinäre ans Ruder kommen, wolle, 
uß die einen wie die andern das Gegenteil von dem tun, was ihre 
Schuldoktrin vorſchrieb?, als prophetiſch erwieſen. So werden die 
Narrſchen Worte von der Zerſtörung der Staatsmaſchine bald in 
einer weniger phraſenhaften Anwendung, doch in einem der Wirklich⸗ 
keit angemeſſeneren Sinn von Trotzki gebraucht. Er hat fie dahin 
wögelegt, daß das Proletariat den Staatsapparat „gänzlich um⸗ 
bauen muß““, und fo heißt es: „wenn wir . . . als Arbeiterklaſſe uns 
einach des alten Apparates der Staatsgewalt nicht bemächtigen 
können, ſo bedeutet das keineswegs, daß wir ohne alle die Elemente, 
tie den Beſtand des alten Apparates der Staatsgewalt ausmachten, 
ausfommen können. .. Nachdem fie zur Macht gekommen iſt, muß 
he den alten Staatsapparat als einen Apparat der Klaſſenunter⸗ 


„ Engels, Kritik, S. 12. 
Ebenda S. 5. 
»Engels, Vorwort zu Marx, Bürgerkrieg, S. 13. 
Trotzki, Arbeit, Diſziplin und Ordnung, S. 7. 
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drückung betrachten. Aber ſie muß gleichzeitig aus dieſem Appa rat 
alle qualifizierten Elemente, die für fie techniſch notwendig find, 
herausholen, ſie an die richtige Stelle ſetzen und durch dieſe Elemente 
ihre proletariſche Klaſſenmacht erhöhen“ !. Und das Schickſal, das 
ihn an die Spitze des Volkskommiſſariats für militäriſche Angelegen⸗ 
heiten berufen hatte, zwang ihm die Erkenntnis auf: „Tatſächlich 
. .. konnte das Kommiſſariat nicht umhin, ſich auf jenen mili⸗ 
täriſchen Apparat zu ſtützen, den es von der vorhergegangenen Epoche 
übernommen hatte?.“ 


V 


Als Mittel des Zerbrechens und Zerſtörens finden wir bei Marx⸗ 
Engels: Abſchaffung der ſtehenden Heere und ihre Erſetzung durch 
das bewaffnete Volk; Beſeitigung der Bürokratie durch Beſetzung 
aller Staatsämter durch Wahlen nach dem allgemeinen Stimmrecht 
und auf jederzeitigen Widerruf durch die Beteiligten; Beſorgung des 
öffentlichen Dienſtes für Arbeiterlohn und ſchließlich Ausgeſtaltung 
der Kommune nicht zu einer „parlamentariſchen“, ſondern zu einer 
„arbeitenden“ Körperſchaft, einer zugleich geſetzgebenden und voll⸗ 
ziehenden. 

In der Durchführung dieſer Maßnahmen, die ſie zu verwirklichen 
verheißt, weicht nun wieder die bolſchewiſtiſche Theorie und Praxis 
vollſtändig vom Marxismus ab. „Das erſte Dekret der Kommune 
war ... die Unterdrückung des ſtehenden Heeres und feine Erſetzung 
durch das bewaffnete Volk.“ Durch das Volk, das alle umfaßt; das 
iſt keine gezwungene Auslegung, denn ausdrücklich heißt es bei Marx: 
„Paris konnte nur Widerſtand leiſten, weil es infolge der Belagerung 
die Armee losgeworden war, an deren Stelle es eine hauptſächlich 
aus Arbeitern beſtehende Nationalgarde geſetzt hatte?.“ Aus dieſer 
Forderung der Volksbewaffnung macht Lenin die Bewaffnung nur 
des Proletariats (oder vielmehr nur der Anhänger der kommuniſtiſchen 
Partei) als des Vortruppes der Ausgebeuteten“. 

Die Beſetzung aller Staatsämter durch Wahlen nach dem all⸗ 
gemeinen Stimmrecht wird erſetzt durch Wahlen nach einem aus⸗ 
geklügelten Syſtem, das einmal den bürgerlichen Einfluß und dann 

ı Trotzki, Arbeit, Disziplin und Ordnung, S. 7. 

2 Trotzki, Rote Armee, S. 3. 


5 Marx, Bürgerkrieg, S. 49. 
41 Lenin, Staat und Revolution, und anderwärts. 
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den des Landes ausſchaltet oder ſchwächt zugunſten des Proletariats 
und der Stadt. So in der Jugendzeit des Bolſchewismus. Dies, 
ja ſogar die ſpäter geforderte (und geübte) Beſetzung der wichtigſten 
Stellen durch Ernennung und Bekleidung der Ernannten mit dikta⸗ 
toriſcher Gewalt! ſoll dem Geiſte des Marxismus entſprechen, jenes 
Narr, der gerade über die Kommune, die wieder Lenin als maß⸗ 
geblichſtes Vorbild hinſtellt, geſchrieben hatte: „. .. Nichts konnte 
ka Geiſte der Kommune fremder ſein, als das allgemeine Stimm: 
acht durch hierarchiſche Inveſtitur zu erſetzen!“? 

Die gleichartige Entlohnung für alle Beamten und Arbeiter hat 
der Bolſchewismus längſt wieder aufgegeben; damit hat er zweifellos 
beſer nach dem Geiſte als nach den Worten der Marxſchen Lehre 
handelt. Denn: der proletariſche Staat wird, als Staat der öko⸗ 
milden Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus 
not energiſchſten Strebens, den Sozialismus zu verwirklichen, in 
ölonomifcher Beziehung ein Miſchgebilde beider Wirtſchaftsprinzipien 
dırttellen müſſen, in dem anfangs die kapitaliſtiſchen, ſpäter die 
ſtzialiſtiſchen Elemente überwiegen. In einer ſolchen müſſen aber die 
Barrihen Preis⸗ und Wertgeſetze weitergelten, und ihnen entſpricht 
acht die gleiche Bezahlung bei ungleichen geſellſchaftlichen Repro⸗ 
keltionskoſten, die doch wohl noch auf lange vorliegen werden“. 
diſe gleichmäßige Bezahlung wird ſonach mehr aus politiſchen Zweck⸗ 
näßigkeitsgründen denn als Ergebnis wiſſenſchaftlicher Unterſuchung 
fordert werden können. Nur wer die abſolute Gleichwertigkeit aller 
Irdeit nicht nur in ethiſcher, ſondern auch in praktiſcher Beziehung 
lchaupten wollte, könnte dies vertreten. Marx tat dies, aber nicht 
für eine nahe Gegenwart, ſondern für eine ferne Zukunft. Die 
Schrift Lenins aber ſieht eine derartige Vereinfachung der ſtaats⸗ 
litenden und verwaltenden Tätigkeit gegeben, heute ſchon gegeben, 
daß fie ſich ihr in mechaniſche „Regiſtrierung und Kontrolle“ fo ein⸗ 
aher Art auflöſen, daß fie von jedermann geleiſtet werden können; 
ind jo kann er auch die praktiſche Gleichwertigkeit der Arbeiten be⸗ 
upten und demgemäß gleiche Entlohnung fordern. Doch auch in 
dien Dingen hat der Bolſchewismus bald „umlernen“ müfjen. , 

über die Frage der Möglichkeit und des Vorteils jederzeitiger 
Bühl und Abſetzbarkeit iſt wenig zu ſagen. Das find heute viel⸗ 


Lenin, Die nächſten Aufgaben der Sowjetmacht, paſſim. 
1 Marx, Bürgerkrieg, S. 51. 
Siehe Marx, Kapital, Bd. I, S. 126, 127 und 152 (Bolldausgabe). 
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leicht zu wenig beachtete Fragen, aber Fragen, die nichts dem Marxis⸗ 
mus allein Eigentümliches enthalten. Und ebenſo wird die letzte 
hierhergehörige Forderung, die Umwandlung der parlamentariſchen 
in arbeitende Körperſchaften, zu beurteilen ſein. Marx war kein über⸗ 
mäßiger Freund des Parlamentarismus und konnte es ſchwerlich ſein, 
wenn man ſich die geſetzgebenden Körperſchaften ins Gedächtnis ruft, 
die er vor Augen hatte, und dazu ſeine ganze Geiſtesrichtung und 
ſein Temperament hält. Damals wie ſpäter öfter fehlten die zwei 
Vorausſetzungen, die Kautsky für das Gedeihen des Parlamentarismus 
aufſtellt: „Eine ſtarke einheitliche Majorität“ und „ein großes ſoziales 
Ziel, dem dieſe Majorität energiſch zuſtrebt“!, und fo iſt Marx' bitteres 
und böſes Wort vom „parlamentariſchen Kretinismus“? zu werten, 
das den antiparlamentariſchen Tendenzen in der Arbeiterbewegung 
willkommene Stütze bot. 


Mit der Erwähnung der Stellungnahme Marx' zum Parlamen⸗ 
tarismus iſt ein Punkt erreicht, der wieder zurückführt zu dem Thema 
Demokratie und Diktatur, das zwecks Erörterung der Frage der 
Staatsmaſchine und ihrer Zerſtörung verlaſſen worden war; zugleich 
aber haben wir es hier mit der vornehmſten Grundlage der Demo: 
kratie zu tun — mit dem allgemeinen Wahlrecht. Hier, wie in allen 
Fragen der praktiſchen Politik, trennt ſich die bolſchewiſtiſche Lehre 
wieder in augenfälligſter Weiſe von der marxiſtiſchen und läßt die 
Weſensverſchiedenheit beider beſonders klar zutage treten. 

Lenin beruft ſich bei der Bildung ſeiner Vertretungskörperſchaften 
auf das Vorbild der Kommune. Deren Bildung aber war, wie Marx 
ſchreibt, folgendermaßen erfolgt: „Die Kommune bildete ſich aus den 
durch allgemeines Stimmrecht in den verſchiedenen Bezirken 
von Paris gewählten Stadträten... Ihre Mehrzahl beſtand ſelbſt⸗ 
redend aus Arbeitern oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklaſſe.“ 
Und: „Das allgemeine Stimmrecht ſollte dem in Kommunen 
konſtituierten Volk dienen, wie das individuelle Stimmrecht jedem 
andern Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter ... auszuſuchen?s.“ Und 
Engels bekräftigt es: „Sie beſetzte alle Stellen ... durch Wahl nach 
dem allgemeinen Stimmrecht der Beteiligten, und zwar auf 


1 Kautsky, Weg zur Macht, S. 47. 

2 Marx, Revolution und Konterrevolution, S. 107 und ganz ähnlich im 
Brief an Engels vom 27. Dezember 1863. Briefwechſel, Bd. III, S. 151. 

3 Lenin ſelbſt zitiert dieſe Worte, S. 37 und 40. 


57] Bolſchewismus und Marxismus 57 


jederzeitigen Widerruf durch dieſelben Beteiligten .“ Demgemäß war 
auch ihre Zuſammenſetzung keineswegs derartig, daß politiſchen Geg⸗ 
rern die Teilnahme, ſei es an der Wahl, ſei es an der Vertretungs⸗ 
körperſchaft, unmöglich gemacht war r. 

Ganz anders die bolſchewiſtiſchen Schriften und die Sowjet⸗ 
ꝛerfaſſung, ſowie die ſich auf fie ſtützende praktiſche Politik. Da 
zerden nicht nur die Bourgeois oder die „nicht Werktätigen“ vom 
Wahlrecht ausgeſchloſſen“, ſondern ſogar Beſchlüſſe auf Ausſtoßung 
auf Grund dieſes Wahlrechtes gewählter Rätemitglieder gefaßt, ſo⸗ 
fern ſie mit den bolſchewiſtiſchen Parteigrundſätzen nicht überein⸗ 
kimmen. So dekretiert das Allruſſiſche Zentral⸗Exekutivkomitee am 
18. Mai 1918 nach Aufzählung der Gründe für dieſe Maßnahme: 
„Die Vertreter der ſozialrevolutionären Partei (des rechten Flügels 
und des Zentrums) und der Menſchiwiki werden ausgeſchloſſen; zu⸗ 
gleich wird allen Sowjets der Arbeiter⸗, Soldaten⸗, Bauern⸗ und 
woſakendeputierten vorgeſchlagen, die Vertreter dieſer Fraktionen aus 
iber Mitte zu entfernen “.“ 

Vielleicht ließ ſich Lenin bei ſeiner Forderung, das allgemeine 
Vahlrecht durch ein Ein klaſſenwahlrecht ſchlimmſter Art zu erſetzen, 
ach das Urteil beeinfluſſen, das Engels einmal darüber ausſprach: 
„Das allgemeine Wahlrecht ift jo der Gradmeſſer der Reife der 
Ubeiterklaſſe. Mehr kann und wird es nie fein im heutigen Staat.“ 

Doch hiergegen iſt einzuwenden: erſtens, daß Engels ſeine Worte 
a den „heutigen“, d. h. den bürgerlichen, nicht demokratiſchen Staat 
kieht und nicht auf den proletariſchen, demokratiſchen; zweitens, 
baß bei Lenins Bemerkung, Engels ſpreche hier „unter offenſichtlicher 
derückfichtigung der langjährigen Erfahrungen der deutſchen Sozial⸗ 
mokratie“, Behauptung für Beweis ſteht. Engels' Buch erſchien 
1884, eine deutſche Sozialdemokratie gab es ſeit 18757. Ganz anders 


Engels, Vorwort zu Marz, Bürgerkrieg, S. 15. 

* Unter den 90 Mitgliedern der Kommune waren 21 Oppoſitionelle. Auch 
„Lepitalifien" gehörten ihr an. Von einem unter ihnen (Beslay) ſagt Marx, 
ard ihn dieſe Eigenſchaft „nicht verhinderte, ein aufopferndes Mitglied der 

er Kommune zu fein‘. Bürgerkrieg, S. 35. 

” Eomjetverfaffung, Art. 64. 

R * ginert in dem — kommuniſtiſchen — Buche „Der Bolſchewiſtiſche 
Staat“ von Hans Berliner. Berlin 1919. 

„ engels, Urſprung, S. 182. 

- Lenin, Staat und Revolution, S. 13. 

8 Selbst wenn man die Erfahrung ihrer Vorläuferinnen im Norddeutſchen 
und und im Reich hinzunimmt. ſtanden ſolche erft feit 1869 zur Verfügung. 
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klingt denn auch, als die Erfahrungen älter geworden waren, als 
das allgemeine Wahlrecht in der ſchweren Zeit des Sozialiſtengeſetzes 
ſeine Schuldigkeit getan hatte, die Wertung, die ihm Engels zuteil 
werden läßt. So heißt es in der erwähnten Vorrede zu den „Klaſſen⸗ 
kämpfen“: „Sie (die deutſchen Arbeiter) haben .. . ihren Genoſſen 
aller Länder eine neue, eine der ſchärfſten Waffen geliefert, indem 
ſie ihnen gezeigt, wie man das allgemeine Stimmrecht gebraucht. 
Das allgemeine Stimmrecht hatte ſchon lange in Frankreich beſtanden, 
war aber in Verruf gekommen durch den Mißbrauch, den die bona⸗ 
partiſtiſche Regierung damit getrieben. .. Die Arbeiter der roma⸗ 
niſchen Länder hatten ſich angewöhnt, das Stimmrecht als einen 
Fallſtrick, als ein Inſtrument der Prellerei anzuſehen. In Deutſch⸗ 
land iſt das anders. Schon das Kommuniſtiſche Manifeſt hatte die 
Erkämpfung des allgemeinen Wahlrechts, der Demokratie, als eine 
der erſten und wichtigſten Aufgaben des ſtreitbaren Proletariats 
proklamiert.“ Das iſt nichts anderes als die vertiefte und konſe⸗ 
quente Fortführung des von dem franzöſiſchen Parteiprogramm von 
Le Havre (1880), das unter der Mitwirkung von Marx, Engels, 
Guesde und Lafargue aufgeſtellt worden war, verkündeten Satzes: 
„Daß eine ſolche Organiſation mit allen dem Proletariat zu Gebote 
ſtehenden Mitteln angeſtrebt werden muß, inbegriffen das allgemeine 
Stimmrecht, das ſo aus einem Mittel der Prellerei, das es bisher 
war, zu einem Mittel der Emanzipation wird (transformé ce moyen 
de duperie qu'il a été jusqu’iei en instrument d' ëmancipation)“ ?. 

Alſo: Mittel zur Emanzipation der Arbeiterklaſſe, das iſt für 
Marx und Engels das allgemeine Wahlrecht; das lehren ſie in ſorg⸗ 
fältig erwogenen programmatiſchen Kundgebungen. 

Nicht ſo erſcheint es den bolſchewiſtiſchen Führern. Da wird 
ſeine Verwerfung als demokratiſche Inſtitution mit dem Argument 
begründet, „in der Klaſſengeſellſchaft beſeitigen die demokratiſchen 
Inſtitutionen nicht nur den Klaſſenkammpf nicht, ſondern fie verleihen 
den Klaſſenintereſſen einen höchſt unvollkommenen Ausdruck“ ?. Es 
iſt, als hätte Marx dieſen Einwurf vorausgeſehen, und ſo erwidert 
er bereits ſieben Dezennien früher: „Aber wenn das allgemeine 
Stimmrecht nicht die wundertätige Wünſchelrute war, wofür re⸗ 
publikaniſche Biedermänner es angeſehen hatten, beſaß es das 


1 S. 16. Intereſſant iſt hier die Gleichſtellung des allgemeinen Wahl⸗ 
rechts mit der Demokratie. 

2 Abgedruckt in „Neue Zeit“, Jahrgang 9, Bd. II, S. 508. 

Trotzki, Oktobecrevolution, S. 93. 
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ungleich höhere Verdienſt, den Klaſſenkampf zu entfeſſeln, 
die verſchiebenen Mittelſchichten der kleinbürgerlichen Geſellſchaft ihre 
Iduſionen und Enttäuſchungen raſch durchleben zu laſſen, ſämtliche 
Funktionen der erploitierenden Klaſſe in einem Wurfe auf die Staats⸗ 
köbe zu ſchleudern und ihnen fo die trügeriſche Larve abzureißen“ !. 
Aber Trozki hält an feiner unmarxiſtiſchen Auffaſſung feſt. 
In feiner Rede über die Rote Armee heißt es: „Wir leben nicht 
unter den Bedingungen des Regimes einer formalen Demokratie und 
des allgemeinen Wahlrechts, das beſtenfalls in einer Zeit von revo⸗ 
lutionären Zuſammenſtößen einen Appell an die Arbeiterbevölkerung 
erlaſſen kann; nach dieſem Appell würde die Hauptrolle immer noch 
dem materiellen Kräfteverhältnts der Klaſſen überlaſſen fein . 
Dies vermögen nur jämmerliche Doktrinäre des Kleinbürgertums 
nicht zu begreifen“ 2. Offenbar muß zu dieſen auch Marx gerechnet 
werden, da er die Bedeutung des allgemeinen Wahlrechts für den 
Klaſſenkampf mit dieſen Worten zeichnet: „Der umfaſſende Wider⸗ 
frruch dieſer Konſtitution beſtand darin: Die Klaſſen, deren geſell⸗ 
ſchaftliche Sklaverei fie verewigen fol, Proletariat, Bauern, Klein⸗ 
barger, ſetzt fie durch das allgemeine Stimmrecht in den 
Zeſitz der politiſchen Macht. Und der Klaſſe, deren alte geſell⸗ 
ſchaftliche Macht fie ſanktioniert, der Bourgeoiſie, entzieht ſie die 
zslitiſchen Garantien dieſer Macht, fie zwängt ihre politiſche 
derſchaft in demokratiſche Bedingungen, die jeden Augen⸗ 
ul den feindlichen Klaſſen zum Sieg verhelfen und die Grund⸗ 
legen der bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt in Frage 
ellen“. 
Noch ein letztes Wort Marx', das klar erkennen läßt, was für 
im das Verwerfen des allgemeinen Wahlrechts bedeutet: „Die 
Beurgeoifie, indem fie das allgemeine Wahlrecht, mit dem ſie ſich 
biäber drapiert hatte, aus dem fie ihre Allmacht ſaugte, verwirft, 
giebt unverhohlen: Unſere Diktatur hat bisher beſtanden 
durch den Volkswillen, fie muß jetzt befeſtigt wider den 
dolkswvillen““. Was von der Diktatur der Bourgeoiſie gilt, muß 
on jeder anderen gelten; und daß ein Marx die Diktatur der 
Atbeiterklaſſe wider den Volkswillen errichtet ſehen wollte, das kann 
mm behaupten, wer fein Werk nicht kennt oder es nicht kennen will. 


Narx, Klaſſenkämpfe, S. 39/40. 
Trotzki, Rote Armee, S. 11. 
Narx, Klaſſenkämpſe, S. 52. 
Ebenda S. 97. 
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VI 


Durch die angeführten Mittel ſoll der alte Staat zertrümmert, 
der neue aufgebaut werden. Während aber bei Marx Zerſtörung und 
Aufbau Werk des ganzen Volkes ſein ſollen, als wirkſamſtes Werkzeug 
das allgemeine Wahlrecht dargeſtellt wird, kurz, all dies „Bewegung 
der ungeheuren Mehrheit im Intereſſe der ungeheuren Mehrheit“ ſein 
muß, ſieht der Bolſchewismus dieſe Aufgabe nur dem Proletariat, dem 
„Vortrupp der Ausgebeuteten“, ja in ſpäteren Schriften nur dem 
„kommuniſtiſchen Proletariat“ zufallen. Die Diktatur des Proletariats 
wird gefordert, aber in einer, dem marxiſtiſchen Gedanken durchaus 
widerſprechenden Weiſe. 

Denn: trotzdem mehr als einmal der Verſuch unternommen 
wird, den Gedanken der Diktatur mit dem der Demokratie zu ver⸗ 
ſöhnen (durch die Behauptung, daß man die Mehrheit des Volkes 
hinter ſich habe und die Diktatur in ihrem Intereſſe übe), iſt doch 
daran feſtzuhalten, daß die Diktatur eines „Vortrupps“, einer Partei 
und ihre Ausübung durch Rechtloserklärung der der Partei Nicht⸗ 
angehörigen, gefordert uud als gerechtfertigt hingeſtellt wird. Die 
logiſche Fortführung dieſes Gedankens aber fordert die Einſchränkung 
der die Diktatur Übenden auf einen immer kleineren Kreis, auf die 
Diktatur immer kleinerer Minderheiten, ja Einzelner, während der 
Anwendungsbereich ein immer ausgedehnterer wird, vom politiſchen 
auf das ökonomiſche Gebiet, vom Staate auf die einzelne Fabrik 
übergreift. 

A priori wäre hierzu bereits zu bemerken, daß es ſonderbar und 
widerſpruchsvoll erſchiene, hätte Marx, deſſen demokratiſche Neigungen. 
wie aus allen ſeinen Schriften, auch aus den oben gebrachten Beleg⸗ 
ſtellen deutlich hervorgehen, dem Gedanken der Diktatur des Prole⸗ 
tariats wirklich jene Geſtalt gegeben, die ſie in der bolſchewiſtiſchen 
Lehre erhält. Marx hat die Diktatur des Proletariats gefordert, 
aber er forderte ſie auf demokratiſcher Grundlage; die demokratiſche 
Republik iſt ihm die ſpezifiſche Form dieſer Diktatur und das all⸗ 
gemeine Stimmrecht die hierfür unerläßliche Vorausſetzung. Es be⸗ 
darf aber auch kaum eines anderen, als dieſes Mittels, folgerichtig 
angewendet. Denn da in der Demokratie die Zahl das ausſchlag⸗ 
gebende Moment iſt, wird in ihr herrſchen können, wer über ſie ver⸗ 
fügt, und ſo kann in der Demokratie die unumſchränkte Herrſchaft 
einer Partei beſtehen, die über eine ſtarke Mehrheit verfügt. Iſt 
dieſe Partei eine Klaſſenpartei, dann wird eben dieſer Klaſſe die 
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Herrſchaft und die Regierung zufallen. Der Staatsapparat, auf den 
ſie ſich ſtützt und den ſie handhabt, wird dann freilich den Forde⸗ 
rungen des neuen Geiſtes gemäß umgeſtaltet werden müſſen und um 
fo gründlicher, je grundſätzlicher die Verſchiedenheit der neuen von 
der alten Auffaſſung auf allen Gebieten geſellſchaftlichen Lebens be⸗ 
tent wird. Und ſo durfte Kautsky ſchreiben: „Die Diktatur war 
ihm (Marx) ein Zuſtand, der bei überwiegendem Proletariat aus der 
Demokratie notwendig hervorgeht !.“. | 

Es bleibt aber immer noch die Frage zu beantworten, ob über- 
baupt der Gedanke der Diktatur mit dem der Demokratie verträglich 
it und ob die Anſicht, die das behauptet, nicht eine Art Taſchen⸗ 
ſpielerkunſtſtück vornimmt. Iſt der Gedanke nicht an und für fi 
durchaus undemokratiſch und daher unmarxiſtiſch? Was Marx und 
engels begrifflich unter der „Diktatur des Proletariats“ verſtanden 
daben, iſt bereits gejagt worden: die politiſche Übergangsperiode, 
die der revolutionären Umwandlung der kapitaliſtiſchen in die kom⸗ 
muniftifche Geſellſchaft entſpricht; oder, wie dies Kautsky zu einer 
Nit, wo das Problem keineswegs ein aktuelles war, formulierte: 
die politiſche Alleinherrſchaſft des Proletariats als der einzigen 
Form, in der es die politiſche Macht auszuüben vermag“ ?. 

Nun iſt wohl zu beachten, daß der Gedanke von der Diktatur 
des Proletariats von Marx nicht erſt 1875 im Gothabrief aus⸗ 
gſprochen wurde, alſo nach den Erfahrungen der Kommune, wie 
nes Lenin behauptet“, und worin ihm offenbar auch Kautsky bei- 
ylichtet, der darauf hinweiſt, daß Marx dieſe Worte einmal und 
et im Gothabrief gebraucht habe“. Marx hat dieſem Gedanken 
vielmehr bereits in feiner Jugend Wort verliehen, und zwar in den 
Iufſätzen der „Neuen Rheiniſchen Zeitung“, die ſpäter zu der 
Schrift „Die Klaſſenkämpfe in Frankreich“ zuſammengefaßt wurden“. 
dier gebraucht Marx eine Definition, die ſich mit der ein Viertel⸗ 
jahrhundert ſpäter aufgeſtellten im Gothabrief faſt wörtlich deckt: 
„ . . der revolutionäre Sozialismus, der Kommunismus 
Dieſer Sozialismus iſt die Permanenzerklärung der Revolution, die 
Aaſſendiktatur des Proletariats als notwendiger Durchgangspunkt 


ı Kautsky, Demokratie, S. 38. 

1 Rautsky, Weg zur Macht, S. 20. 

3 Lenin, Staat und Revolution, S. 23. 

Kautsky, Diktatur, S. 20 und 60. 

So ſpricht er von der Diktatur des Proletariats und der der Bourgeoifie 
af S. 43, 69, 89, 92, 94. | 
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zur Abſchaffung ſämtlicher Produktionsverhältniſſe, worauf fie be⸗ 
ruhen, zur Abſchaffung ſämtlicher geſellſchaftlicher Beziehungen, die 
dieſen Produktionsverhältniſſen entſprechen, zur Umwälzung ſämt⸗ 
licher Ideen, die aus dieſen geſellſchaftlichen Beziehungen hervor⸗ 
gehen!.“ Alſo: Die Diktatur des Proletariats ift kein gelegentlicher 
Einfall von Marx, ſondern eine von ihm zu verſchiedenen, weit aus⸗ 
einander liegenden Zeitpunkten geäußerte Anſicht. 

Aber dieſe Schrift, die nicht nur den Gedanken von der Diktatur 
des Proletariats zum erſtenmal formuliert, gibt auch den Schlüſſel 
zu dem Verſtändnis deſſen, was Marx unter ihr verſtand. Sie iſt 
ihm, das geht nicht nur aus einzelnen Stellen dieſer Schrift hervor, 
das Spiegelbild der Diktatur der Bourgeoiſie, wie die Kommune 
nach Marx eben der Gegenpol des Kaiſerreichs war?. Das iſt ganz 
begreiflich. In dieſen Jahren, in denen Marx dialektiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung in allen Schriften hervortrat, konnte für ihn der prole⸗ 
tariſche Staat als Gegenpol zum Bourgeoisſtaat, nichts anders denn 
die Diktatur des Proletariats als Gegenbild jener der Bourgeoifie 
fein. Hatte ſich ihm die Bourgeoisdiktatur etwa in Form der „kon⸗ 
ſtitutionellen Republik“ (eine Phraſe der Jahre 1848/49) dargeſtellt, 
ſo die Diktatur des Proletariats als „ſoziale“, als „demokratiſche“ 
Republik. Nur das ganze Volk oder ſeine übergroße Mehrheit kann 
die Diktatur üben: „Es iſt da freilich einzuwenden, daß das vrai 
peuple, einmal ſiegreich, ſelbſt Diktator geweſen wäre?.“ Nur aus 
dieſer dialektiſchen Gegenüberſtellung ſcheint der Gedanke der Diktatur 
des Proletariats begreiflich, denn von Diktatur haben Marx⸗Engels 
auch bei anderen Gelegenheiten geſprochen: So, wie erwähnt, von 
der der Bourgeoiſie, von der des Volkes, aber auch von der der 
Nationalverſammlung“. Aber eben dieſe verſchiedenen Subjekte der 
Diktatur weiſen wieder darauf hin, was für Marx die Diktatur 
als ſolche im allgemeinen und die Diktatur einer einzelnen Klaſſe 
im beſonderen bedeutete. Eine wie die andere, die Bourgeoiſie⸗ 
wie die Proletariats-Diktatur, iſt dadurch gekennzeichnet, daß in ihr 
eine Klaſſe die „Allein“ herrſchaft auf die vorübergehende, der ökono⸗ 
miſchen Umwandlung entſprechende Zeit innehat. Das bedeutet aber 
nicht die vollſtändige Rechtloserklärung, die Vogelfreiſtellung der 


1 Marx, Klaſſenkämpfe, S. 94. 

2 Marx, Bürgerkrieg, S. 48. 

8 Engels an Marx, Brief vom 11. Dezember 1851. Briefwechſel 
Bd. I, S. 276/7. 

Marx an Engels, Brief vom 9. Dezember 1851. Ebenda S. 274. 
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anderen Klaſſe. So wenig der Proletarier im Bourgeoisſtaat nur 
Objekt, nicht Subjekt der Rechts ordnung ſein konnte, fo wenig der 
Bürger im Feudalſtaate rechtloſer Sklave war, kann dies der Bour⸗ 
geois im proletariſchen Staate ſein; ja weniger noch, den geänderten 
Humanitätsidealen entſprechend. Diktatur einer Klaſſe bedeutet viel⸗ 
nehr, daß die Klaſſe, der ſie zufiel, den allein maßgebenden, aus⸗ 
jchlaggebenden Einfluß in dem ihr und ihren ökonomiſchen Zuſtänden 
gwäben Staatsweſen ausübt. Gebrauch und Umwandlung des 
Staatsapparates vor allem im Sinne ihrer Wünſche, zur Sicherung 
ihrer Herrſchaft und ihrer ökönomiſchen Ziele. Und weiter: übt die 
argeoiſie ihre Diktatur durch das ihr eigentümliche Machtmittel, 
das wirtſchaftliche, dann entſpricht ihm die Waffe der Zahl als die 
dem Proletariat eigentümliche. | 

Darum alſo keine Diktatur des Proletariats ohne demokratiſche 
publik, ohne allgemeines Wahlrecht, ohne weitgehende und immer 
pelergehende Verwirklichung des demokratiſchen Gedankens. Dieſe 
ud nur dieſe Staatsform gibt den Rahmen ab für die Diktatur 
de Proletariats im Marxſchen Sinne; einen Rahmen, den es aus⸗ 
filen kann, ſobald es an Zahl und Reife, im weiteſten Sinne des 
Bortes, ſtark genug dazu iſt. Es handelt ſich darum, dieſe Möglichkeit 
m Wirklichkeit zu machen, dieſen eroberten Rahmen mit einem be⸗ 
Mmten Inhalt zu erfüllen. Der kann ſehr wohl der Sturz einer 
leiehenden und der Aufbau einer neuen Ordnung ſein, wenn das 
d Anſchauungen der allgewaltigen Mehrheit entſpricht. Und er: 
Meint ihr dies nur möglich durch eine Anderung der Eigentums⸗ 
dercältniſſe — wofür natürlich beſtimmte ökonomiſche Vorausſetzungen 
füt Marx⸗Engels gegeben ſein müſſen —, dann kann ohne weiters 
auch dieſe Gegenſtand der in demokratiſchen Formen gehandhabten 
Staatstätigkeit und Geſetzgebung bilden. Auf dieſem Wege ſoll das 
ſozialiſtiſche Gemeinweſen Wirklichkeit werden. 


Unter den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und der ihnen 
entſprechenden Schichtung der Bevölkerung läuft aber jeder Verſuch, 
die Diktatur des Proletariats zu verwirklichen, auf nichts anderes 
heraus, als den Erſatz einer Minderheitsherrſchaft durch eine andere. 
Darum iſt die Verwirklichung des marxiſtiſchen Grundgedankens im 
Augenblick unmarxiſtiſch zu nennen. Die bolſchewiſtiſche Lehre kann 
nd dem nur durch Anwendung zweier Kunſtgriffe entziehen und ſo 
verſuchen, ſich mit der marxiſtiſchen als identiſch hinzuſtellen. Der 
eme iſt, daß das „Proletariat als Führer der Werktätigen die 
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Leitung der ungeheuern Maſſe der Bevölkerung . ..“ übernehmen 
ſoll; der andere, daß der Begriff des Proletariers überhaupt durch 
den des „Werktätigen“ erſetzt wird, der aber ſelbſt wieder vor 
allem in dem Sinne der Handwerktätigen gebraucht wird. 

Marx und Engels haben den Begriff des Proletariers jo auf: 
gefaßt: „Unter Proletarier iſt ökonomiſch nichts zu verſtehen als 
der Lohnarbeiter, der das „Kapital“ produziert und verwertet und 
aufs Pflaſter geworfen wird, ſobald er für die Verwertungsbedürf⸗ 
niſſe des „Monſieur Kapital‘, wie Pecqeur dieſe Perſon nennt, über: 
flüſſig iſt?.“ Und Engels gibt in ſeinen „Grundſätzen“ auf die 
Frage: „Was iſt das Proletariat?“ eine längere, im gleichen Sinne 
gehaltene Antwort“. 

Der Begriff der Werktätigen wird weder bei Lenin, noch in der 
ſonſtigen bolſchewiſtiſchen Literatur, noch in der Sowjetverfaſſung, 
die mit ihm operiert, definiert. Er nähert ſich aber — das geht 
beſonders aus ihren Artikeln 64 und 65 hervor — wohl dem, was 
Marx als „produktiven Arbeiter“ bezeichnet hat: „Unter die pro⸗ 
duftiven Arbeiter gehören natürlich alle, die zur Produktion der 
Ware in der einen oder anderen Weiſe mitarbeiten, vom eigentlichen 
Handarbeiter bis zum Direktor, Ingenieur (als unterſchieden vom 
Kapitaliſten)“ *. | 

Aber ſchließlich ſollen weder die Werktätigen, das wäre ja 
wirklich die ungeheure Maſſe der Bevölkerung, noch das Proletariat, 
nach der bolſchewiſtiſchen Theorie die Diktatur üben. So heißt es 
bei Lenin, daß der durch den Marxismus erzogene „Vortrupp des 
Proletariats“, die Arbeiterpartei, die Macht an ſich nehmen und 
das ganze Volk zum Sozialismus führen fol! (Alſo nicht Klafien-, 
ſondern Parteidiktatur). Die Arbeiterpartei ſoll „die neue Ordnung 
leiten und organiſieren, Lehrer, Leiter und Führer aller Werktätigen 
und Ausgebeuteten bei Geſtaltung ihres geſellſchaftlichen Lebens 
ohne und entgegen der Bourgeoifie ſein“ . So bahnt ſich unmerk⸗ 
lich der Weg von der Diktatur der Arbeiterklaſſe zur Diktatur der 
Partei über die Arbeiterklaſſe und von dieſer zur Diktatur einer 
Gruppe innerhalb der Partei und ſchließlich einzelner innerhalb der 
Gruppe. Wird der Gedanke der Diktatur der ungeheuren Mehrheit 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 25. 

2 Kapital, Bd. I, S. 550. 

3 S. 9 und 11. 

* Theorien über den Mehrwert I, S. 258. 
5 Lenin, Staat und Revolution, S. 25. 
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aufgegeben, ſo iſt alles Weitere nur mehr logiſche Entwicklung der 
Wirklichkeit und der ihr gemäßen Begriffe. Aufgabe des Gedankens 
von der Diktatur der Mehrheit und doch Feſthaltenwollen an dem 
Gedanken der Diktatur ſelbſt bedeutet Verkehrung der marxiſtiſchen 
Forderung in ihr Gegenteil. 

Daß nur die dargeſtellte Auffaſſung von der Diktatur des Prole- 
tariats den Anſpruch erheben kann, die marxiſtiſche zu ſein hat nie⸗ 
mand überzeugender nachgewieſen — als Karl Liebknecht. In ſeiner 
Polemik gegen Jean Jaures ſchrieb er 1902: „Wenn ſich Jaures mehr⸗ 
mals mit Emphaſe gegen die angebliche Idee des Manifeſtes wendet, 
den Kommunismus mit Hilfe einer Minorität durchzuführen, ſo 
ſei nur auf den nirgends abgeſchwächten Satz verwieſen: „Die prole⸗ 
tariſche Bewegung iſt die ſelbſtändige Bewegung der ungeheuren 
Mehrzahl im Intereſſe der ungeheuren Mehrzahl.“ Auch über die 
Diktatur des Proletariats und das Revolutionsprogramm verfällt 
Jures einem entſcheidenden Irrtum. Das Manifeſt ſetzt, wie er: 
wähnt, einen Sieg der Majorität, deren Herrſchaft mit der 
Demokratie wohl vereinbar iſt, voraus. Weil aber eine, wenn auch 
demokratiſche Klaſſenherrſchaft des Proletariats ſtabiliert und 
dieſe Klaſſenherrſchaft zu einer energiſchen Ausnutzung der Staats— 
nuſchinerie im proletariſchen Sinne verwendet werden ſoll, fo ſpricht 
das Manifeſt von ‚Diktatur‘ des Proletariats. Das iſt — wie auch 
Engels“ Programmbrief zeigt — der Sinn beſonders der Sätze auf 
S. 24 des Manifeſts, in denen das Wort „Demokratie freilich einen 
etwas weniger verſchwommenen Sinn hat, als im reviſioniſtiſchen 
Jargon.“ 

Und weil Lenin ſchon früh von der Tätigkeit energiſcher Minori⸗ 
täten allzuviel hielt — das mag wohl auch in bedeutendem Maße bei 
ſeiner Auffaſſung der Diktatur des Proletariats mitgeſpielt haben —, 
hatte er ſich von Anfang an gegen den Vorwurf des „Blanquismus“ 
zu wehren, den Marx und Engels ſo ſcharf verurteilten. Es kann 
nicht geleugnet werden, daß für fie fein Weſen dies iſt: „... die 
Anſicht ..., daß eine verhältnismäßig kleine Zahl entſchloſſener, 
wohlorganiſierter Männer imſtande ſei, in einem gegebenen günſtigen 
Moment das Staatsruder nicht nur zu ergreifen, ſondern auch durch 
Entfaltung großer, rückſichtsloſer Energie ſolange zu behaupten, bis 
es ihr gelungen, die Maſſe des Volkes in die Revolution hineinzu⸗ 

1 Liebknecht, Die neue Methode. „Neue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. II, 
S. 719 ff. 

Eqmollers Jahrbuch XLIV I. 5 
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reißen und um die führende kleine Schar zu gruppieren. Dazu ge⸗ 
hören vor allen Dingen ſtrengſte diktatoriſche Zentraliſation aller 
Gewalt in der Hand der neuen revolutionären Regierung.“ Lenin 
geht darüber hinaus: er will nicht nur die politiſche, ſondern auch 
die ſoziale Umgeſtaltung durch eine Minderheit erzwingen. Doch auch 
das wird als Marxismus hingeſtellt, wie die Vertauſchung des Begriffs 
der Diktatur der Mehrheit mit dem der Diktatur einer Minderheit. 

Faſſen wir alle die geſchilderten Abweichungen des Bolſchewismus 
gegenüber dem Marxismus in der Frage der Bildung der Vertretungs- 
körperſchaften, des allgemeinen Wahlrechtes, des Begriffs und der 
Anwendung der Diktatur zuſammen, dann ſtellt ſich uns die Ver⸗ 
neinung der Demokratie und die unterſchiedsloſe Anwendung der ge⸗ 
waltſamen Methode auf die politiſche und ſoziale Revolution als der 
entſcheidende Unterſchied der beiden Lehren dar. 


VII 


Am Ende der Übergangsperiode, deren Ausdruck die ſoziale Revo⸗ 
lution und die Diktatur des Proletarials ſind, ſteht nun die neue 
Geſellſchaft. In ihr iſt die Quantität in die Qualität übergegangen 
und konnte es, denn durch die — demokratiſche — Diktatur wird 
der wirtſchaftliche Demokratismus herbeigeführt, der das unerläßliche 
Komplement des politiſchen im Begriff des Sozialismus iſt. Denn: 
wirtſchaftlicher und politiſcher Demokratismus zuſammen ſtellen den 
Sozialismus dar, wie Steffen betont. „Die Bourgeoiſie iſt nur 
politiſch demokratiſch, will nur politiſch den Gedanken der Gleich⸗ 
berechtigung gelten laſſen, lehnt feine Verwirklichung auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete ab?.“ Denn „die Bourgeoiſie hat, höchſtens, 
ein politiſches Demokratismusideal. Wirtſchaftlich iſt die Bourgeoiſie 
ſtets Anhängerin der ſozialen ‚Diktatur‘ der Kapitaliſtenklaſſe ge⸗ 
weſen “.“ So kann es wohl eine (politiſch) demokratiſche Bourgeoiſie 
geben, aber keine ſozialiſtiſche; denn zu gut weiß und empfindet ſie: 
konſequente Demokratie auch auf wirtſchaftlichem Gebiete heißt Sozia⸗ 
lismus. So muß begriffsnotwendig jedes ſozialiſtiſche Syſtem ein 
demokratiſches ſein, um dieſen Namen zu verdienen, und erſt recht 
jenes, das dem Sozialismus die wiſſenſchaftliche Grundlage geben 
will: das marxiſtiſche, und die Partei, die ihn zu verwirklichen ſtrebt. 
Darum ſagt Grünberg in klarſten Worten: 


! Engels, Vorrede zu Marx' Bürgerkrieg, S. 14. 
2 Steffen, Problem der Demokratie, S. 84. 3 Ebenda S. 148. 
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„Als ſozialdemokratiſch bezeichnen wir alle politiſchen Parteien 
mit ſozialiſtiſchem Programm, d. h. mit dem Ziel einer Neuordnung 
der Nechts⸗, Wiriſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung auf ſozialiſtiſcher 
Grundlage nach vorhergegangener Erringung der Staatsgewalt. 
Die Sozialdemokratie iſt angewandter Sozialismus, wie umgekehrt 
eine Anwendung des letzteren auf anderer als demokratiſcher Grund⸗ 
lage begrifflich ausgeſchloſſen iſt !.“ 

So tritt denn auch bei Marx überall die Forderung nach politiſcher 
Demokratie als Mittel zur Erringung des Sozialismus, alſo auch 
der wirtſchaftlichen, auf, und dieſer ſelbſt iſt nur Stufe zur Erfüllung 
des Ideals: der Demokratie als Gleichberechtigung aller in allen 
Außerungen des geſellſchaftlichen Lebens. 

Dieſe Auffaſſung, daß Sozialismus nicht nur politiſcher, ſondern 
auch ökonomiſcher Demokratismus iſt, tritt bei Engels deutlich zutage: 
„Die Vorſtellung, daß alle Menſchen als Menſchen etwas Gemein⸗ 
ſames haben und, ſoweit dieſes Gemeinſame reicht, auch gleich find, 
it ſelbſtverſtändlich uralt. Aber hiervon ganz verſchieden iſt die mo⸗ 
derne Gleichheitsforderung; dieſe beſteht vielmehr darin, aus jener 
gmeinſchaftlichen Eigenſchaft des Menſchſein, jener Gleichheit der 
Renſchen den Anſpruch auf gleiche politiſche reſp. ſoziale 
Geltung aller Menſchen oder doch wenigſtens aller Bürger eines 
Staates oder aller Mitglieder einer Geſellſchaft abzuleiten.“ Und: 
„Die Proletarier nehmen die Bourgeoiſie beim Wort: die Gleichheit 
ſol nicht bloß ſcheinbar, nicht bloß auf dem Gebiete des 
Staates, ſie ſoll auch wirklich auf dem geſellſchaftlichen, 
ökonomiſchen Gebiete durchgeführt werden ?. ..“ 

Haben die Epigonen dies auch bisweilen verkannt“, ſo hat doch 
gerade Kautsky ſpäter den Zuſammenhang von Demokratie und 
Sozialismus klargeſtellt und ihn alſo ausgeſprochen: „Man unter⸗ 
ſcheidet mitunter zwiſchen der Demokratie und dem Sozialismus, alſo 
der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel und der Produktion, in 
der Weiſe, daß man ſagt, dieſe ſei unſer Endziel ..., die Demokratie 
bloßes Mittel zu dieſem Zweck... ‚Genau genommen iſt jedoch nicht 
der Sozialismus unſer Endziel, ſondern dieſes beſteht in der Auf⸗ 


1 Art. Sozialdemokratie. Wörterbuch d. Vw., Bd. II, S. 799. 

Engels, Anti⸗Dühring, S. 100. 

Ebenda S. 104. N 

Kautsky, „Neue Zeit“, Jahrgang 9, Bd. II, S. 816: „Indes iſt die 
Demokratie ſür uns nicht Selbſtzweck, ſondern nur das Mittel zu einem größeren, 
vichtigeren Zweck: der ſozialen Neugeſtaltung der Geſellſchaft.“ 
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hebung ‚jeder Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte ſie ſich 
gegen eine Klaſſe, eine Partei, ein Geſchlecht, eine Rafje‘. Die ſozia⸗ 
liſtiſche Produktionsweiſe ſetzen wir uns in dieſem Kampfe deshalb 
als Ziel, weil ſie bei den heute gegebenen techniſchen und ökonomiſchen 
Bedingungen als das einzige Mittel erſcheint, das Proletariat zu 
befreien. Würde uns nachgewieſen, daß wir darin irren, daß etwa 
die Befreiung des Proletariats und der Menſchheit überhaupt auf 
der Grundlage des Privateigentums an den Produktionsmitteln allein 
oder am zweckmäßigſten zu erreichen ſei, wie noch Proudhon annahm, 
dann müßten wir den Sozialismus über Bord werfen, ohne unſer 
Endziel im geringſten aufzugeben, ja wir müßten es tun, gerade im 
Intereſſe dieſes Endziels. Demokratie und Sozialismus unterſcheiden 
ſich alſo nicht darin, daß die eine Mittel iſt und der andere Zweck. 
Beide ſind Mittel für den gleichen Zweck!.“ Kautsky ſieht hier als 
„Sozialismus“ nur den wirtſchaftlichen Demokratismus an, nicht 
ſeine Vereinigung mit dem politiſchen. Doch dieſer entſprechen ſeine 
weiteren Worte: „Wir verſtehen unter dem modernen Sozialismus 
nicht bloß geſellſchaftliche Organiſierung der Produktion, ſondern 
auch demokratiſche Organiſation der Geſellſchaft?.“ * 

Das deutet uns das Gemeinweſen der kommenden Geſellſchaft 
im marxiſtiſchen Sinne an: es wird politiſch und ökonomiſch ein 
durchaus demokratiſches ſein müſſen, was ja auch Lenin behauptet. 
So hat es ſich auch Marx gedacht; es ſoll dieſe Geſellſchaft „eine 
Aſſoziation fein, worin die freie Entwicklung eines jeden die Be— 
dingung für die freie Entwicklung aller iſt“ “. Hinſichtlich der Einzel- 
heiten, ja auch hinſichtlich des Weſens dieſer ökonomiſchen Organi— 
ſation war Marx nicht ganz Eonfequent*. 

Hier intereſſiert aber vor allem die Frage, welches die politiſche 
Geſtalt dieſes neuen demokratiſchen Gemeinweſens ſein wird, ob es 
Staat oder Nichtſtaat ſein wird. Hier ſtehen Außerungen Marx', 
die beiden Auffaſſungen zur Stütze dienen können, unvermittelt gegen- 
über. Scheinen ſchon die Worte im Kommuniſtiſchen Manifeſt, daß 
„die öffentliche Gewalt den politiſchen Charakter verlieren werde“, 
dafür zu ſprechen, daß das kommende Gemeinweſen nichtſtaatlichen 


1 Kautsky, Demokratie oder Diktatur, S. 7. 

2 Ebenda S. 8. 

3 Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 

Vgl. hierzu Cunow, Diktatur. „Neue Zeit“, Jahrgang 37, Bd. I, 
S. 170 ff. ö 

s Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 44. 
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Charakters ſein werde, ſo wird dieſe Auffaſſung noch verſtärkt durch 
die viel ſpäteren: „Alle Sozialiſten ſind darin einverſtanden, daß der 
Staat und mit ihm die politiſche Autorität verſchwinden werden, 
d. h. daß die öffentlichen Funktionen ihren politiſchen Charakter ver⸗ 
lieren und ſich in einfache adminiſtrative verwandeln werden, die die 
ſozialen Intereſſen überwachen !.“ 

Aber auch die Außerungen, die mehr oder minder deutlich da⸗ 
gegen ſprechen, fehlen nicht. So klingen die Worte im Gothabrief: 
. ſtatt die beſtehende Geſellſchaft (und es gilt das von jeder künf⸗ 
tigen) als Grundlage des beſtehenden Staates (oder künftigen für 
künftige Geſellſchaft ...)“? und „welche Umwandlung wird das Staats⸗ 
weſen in einer kommuniſtiſchen Geſellſchaft erleiden“?, ganz danach, 
als habe ſich Marx die kommende Geſellſchaft als in einem Staats⸗ 
weſen organiſiert vorgeſtellt. Beſonders verſtärkt wird dieſer Eindruck 
durch die von dem proletariſchen Staat als der Diktatur des Prole— 
tartat3 ausgehenden Worte: „Das Programm hat es weder mit 
lezterer noch mit dem zukünftigen Staatsweſen der kom— 
muniſtiſchen Geſellſchaft zu tun!.“ 

Nicht mühelos ſind dieſe Ausſprüche miteinander zu verſöhnen. 
Vielleicht liegt — begrifflich — die Löſung dieſer Frage darin, daß 
das eine Mal, wenn der künftigen Geſellſchaft die Staatlichkeit ab⸗ 
eſprochen wird, an den Begriff des Staates als „Unterdrückungs⸗ 
organ“ gedacht wird, in dem andern aber der Staat einfach als Ge— 
neinweſen mit öffentlicher Gewalt angeſehen wird. Iſt dies der Fall, 
dann iſt der von Engels in ſeinem Briefe an Bebel empfohlene Aus⸗ 
druck „Gemeinweſen“ trotz feiner Farbloſigkeit zutreffender. Seine 
tehte Bedeutung erhält er erſt durch den Gegenſatz, in den ihn Engels 
zum Staat (als Unterdrückungsorgan) ſtellt. 

An dieſer Unklarheit der Begriffe hat auch Steffen Anſtoß ge- 
nommen, der der Frage eine etwas eingehendere Unterſuchung widmet“. 
Und dieſe Unklarheit der Begriffe vermeidet auch Lenin nicht. War 
ihm ſchon der proletariſche Staat ein „Halbſtaat“, ſo ſpricht er 
ſpäter, wo er von den beiden Phaſen der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
handelt, davon, daß „bis zum Eintritt der höheren Phaſe des Kom⸗ 
nunismus die Sozialiften die ſtrengſte Kontrolle durch die Geſell⸗ 


1 „über das Autoritätsprinzip“, bei N. Rjaſanow. Ein Beitrag zur 
weſchichte der Internationale. „Neue Zeit“, Jahrgang 32, Bd. 1, S. 39. 

Marx, Gothabrief, S. 572. 

Ebenda S. 573. Ebenda. 

Problem der Demokratie, S. 22 ff. 
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ſchaft und durch den Staat über das Maß der Arbeit und Kon⸗ 
ſumtion fordern“ . Dieſe „Zuchtloſigkeit der Begriffe“ erreicht den 
Gipfel in den nachſtehenden Worten von der „dringenden und aktuellen 
Frage der heutigen Politik: ... Umwandlung aller Bürger in Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte eines großen ‚Syndikates“, nämlich des ganzen 
Staates, und völlige Unterordnung der geſamten Tätigkeit dieſes 
ganzen ‚Syndifates‘ ! unter den ‚wahrhaft demokratiſchen Staat, den 
Staat der Soldaten und Arbeiterdeputiertenräte“!,“ womit man 
einerſeits Lenins eigene Worte vom Weſen wahrer Demokratie ver⸗ 
gleiche, anderſeits auch bedenke, wie es überhaupt zu ermöglichen ſein 
ſoll, daß ſich das Syndikat, „nämlich der ganze Staat“, dem Staat 
der Arbeiter⸗ und Soldatenräte unterordne. „Begreife, wer kann,“ 
wie Marx ſagen würde. Doch weil gilt: „Gewöhnlich glaubt der 
Menſch, wenn er nur Worte hört, es müſſe ſich dabei auch etwas 
denken laſſen,“ ſo darf wohl geſagt werden, daß dieſe unvollziehbare 
Vorſtellung ſicher aus der Unklarheit der Begriffe ſtammt, mit denen 
gearbeitet wird: einmal iſt „Staat“ gleich der Aſſoziation Marx', 
dem Syndikate Lenins, das andere Mal gleich dem Gewaltorganismus. 

Vielleicht iſt es aber doch möglich, auch dieſe Widerſprüche der 
Terminologie in höherer Einheit des Gedankens aufgehen zu laſſen; 
vielleicht iſt hier einer jener — angeblich nicht ſo ſeltenen — Fälle, 
wo der Blick des Dichters tiefer dringt als der des Forſchers, oder 
jener noch ſeltenere, wo der Dichter den Gelehrten beſſer verſtand, 
als es die Umwelt tat. Wenigſtens ſcheinen die Worte Anatole 
Frances, die er ſeiner vollendetſten Geſtalt, ſeinem literariſchen Selbſt⸗ 
bildnis, Mr. Bergeret, in den Mund legt, die vielleicht einzige 
Möglichkeit einer Löſung zu bieten: „Und was iſt denn der Staat? 
Mlle. Bergeret beeilte ſich, auf dieſe Frage zu antworten: Der 
Staat, lieber Vater, das iſt ein armſeliger, unliebenswürdiger Herr 
hinter einem Schalter. Du verſtehſt wohl, daß man keine Luſt ver⸗ 
ſpürt, ſich ihm zuliebe etwas abgehen zu laſſen. — Ich verſtehe, er⸗ 
widerte Herr Bergeret lächelnd. Ich habe mich immer bemüht, zu 
verſtehen und habe darüber wertvolle Energien verloren. Erſt ganz 
ſpät entdeckte ich, daß Nichtverſtehen Stärke und Kraft bedeutet. Das 
erlaubt bisweilen, eine Welt zu erobern. Hätte Napoleon ſo viel 
Verſtand gehabt wie Spinoza, dann hätte er vier Bände in einer 
Manſarde geſchrieben. — Ich verſtehe. Aber dieſem unliebenswürdigen 
und armſeligen Herrn, der hinter einem Schalter hockt, dem ver⸗ 


1 Lenin, Staat und Revolution, S. 91. 
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trauſt du deine Brieſe an, Pauline, die du der Agentur Tricoche 
nicht anvertrauen würdeſt. Er verwaltet einen Teil deines Ver⸗ 
mögens und wahrlich weder den kleinſten noch den unbedeutendſten. 
Du ſiehſt nur ſein verärgertes Geſicht. Aber wenn er alles ſein wird, 
wird er nichts mehr ſein. Oder vielmehr, er wird nur wir ſelbſt 
ſein. Vernichtet durch ſeine Allumfaſſendheit, wird er aufhören, ein 
Schwierigkeitenſucher zu ſein, Argernis zu erwecken. Man iſt nicht 
boshaft, mein Kind, wenn man ein Niemand iſt. Was uns an ihm 
u jetziger Stunde mißfällt, iſt, daß er das Privateigentum benagt, 
hier etwas, dort etwas zuſammenkratzt und ſcharrt, den Großen 
wenig und den Kleinen viel abbeißt. Das macht ihn unausſtehlich. Er 
iſt habgierig. Er hat Bedürfniſſe. In meinem Gemeinweſen wird er 
die die Götter ſein: wunſchlos. Er wird alles und wird nichts 
haben. Wir werden ihn nicht ſpüren, denn unſerem Weſen ent- 
ſprechend wird er von uns ununterſchieden ſein. Es wird fein, als 
od er nicht beſtünde. Und wenn du glaubſt, daß ich die Einzelnen 
dem Staat opfere, das Leben einem Begriff, ſo iſt es im Gegenteil 
der Begriff, den ich der Wirklichkeit unterordne, der Staat, den ich 
unterdrücke, indem ich ihn mit der geſamten geſellſchaftlichen Tätig⸗ 
keit gleich ſetze.“ 

Und ſo erſcheint es auch nicht zufällig, daß alle Welt von einem 
„Zukunftsſtaat“ ſpricht, ſich die künftige Ordnung halb unbewußt 
als eine ſtaatliche vorſtellt; wäre das anders, jo wäre dieſer Aus⸗ 
druck kaum geprägt, oder, wenn von der Studierſtube aus in Um⸗ 
lauf geſetzt, nicht zum Gemeineigentum geworden. 

Wie aber dieſes Gemeinweſen, für deſſen Aufbau die Vergeſell⸗ 
ſchaftung der Produktionsmittel und der Produktion die ökonomiſche 
Grundlage abgibt, ſich weiter entwickeln ſoll, das hat Lenin durch 
den Hinweis auf die zwei Phaſen der kommuniſtiſchen Geſellſchaft 
ſcharf herausgearbeitet. Doch darf hier, da wir uns an den ſelbſt 
geſteckten Rahmen halten wollen, vor allem die bolſchewiſtiſche Me⸗ 
thode aufzuzeigen, von der Erörterung dieſes Teiles der Lehre wohl 
abgeſehen werden. 

Damit iſt nun, etwa in der gleichen Reihenfolge, wie ſie Lenin 
ſeinen Ausführungen zu den ſtrittigen Fragen zugrunde legt, der 
Gang gezeigt, wie ihn nach bolſchewiſtiſcher und marxiſtiſcher Auf⸗ 
faſung die Entwicklung nehmen fol, die vom heutigen bürgerlichen 
über den proletariſchen Klaſſenſtaat zum klaſſenloſen Staat (oder, 


1 Anatole France, Mr. Bergeret à Paris, S. 253 ff. (dieſe Stelle zitiert 
auch Bandervelde, Le socialisme contre l'Etat). 
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da dies fait als contradietio in adiecto erſcheint) zur ſtaatsloſen 
Geſellſchaft führen wird. Es bleibt nur noch übrig, die Voraus⸗ 
ſetzungen für dieſe Entwicklung bei Marx und im Bolſchewismus zu. 
prüfen. 


VIII 


Die Spaltung der Geſellſchaft in eine ausbeutende und eine 
ausgebeutete Klaſſe, ein herrſchende und eine unterdrückte, iſt Engels 
Ergebnis der geringen Entwicklung der Produktion und als ſolche 
hat ſie ihre geſchichtliche Berechtigung. Freilich nur für einen ge⸗ 
gebenen Zeitraum. Sie wird hinweggefegt werden durch die volle 
Entfaltung der Produktivkräfte. Ihr Verſchwinden hat zur „Voraus- 
ſetzung einen hohen Grad der Entwicklung der Produktion, auf dem 
Aneignigdg der Produktionsmittel und der Produkte und damit der 
politiſchen Herrſchaft, des Monopols der Bildung und der geiſtigen 
Leitung durch eine beſondere geſellſchaftliche Klaſſe nicht nur über⸗ 
flüſſig, ſondern auch ökonomiſch, politiſch und intellektuell ein Hinder⸗ 
nis der Entwicklung geworden find!." Und mit ihm übereinſtim⸗ 
mend, und die durch die ökonomiſche Entwicklung gegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen unterſtreichend, ſagt Marx: „Eine Geſellſchaftsform geht 
nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwickelt find, für die ſie 
weit genug iſt, und neue, höhere Produktionsverhältniſſe treten nie 
an die Stelle, bevor die materiellen Exiſtenzbedingungen derſelben 
im Schoße der alten Geſellſchaft ſelbſt ausgebrütet ſind?.“ Dieſe 
Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe ſetzt ihre vorherige 
höchſte Entwicklung als notwendig voraus: „das Kapitalmonopol 
muß zur Feſſel der Produktionsweise geworden ſein, „die mit und 
unter ihm aufgeblüht iſt, die entraliſation der Produktionsmittel 
und die Vergeſellſchaftung der Arbeit“ müſſen „einen Punkt erreicht 
haben, wo ſie unverträglich werden mit ihrer kapitaliſtiſchen Hülle“ 
Dann erſt wird „dieſe geſprengt, die Stunde des kapitaliſtiſchen 
Privateigentums hat geſchlagen, die Expropriateurs werden expro⸗ 
prüert“ 2: 

Dagegen genügt es für den Bolſchewismus, um die Voraus⸗ 
ſetzungen zur ſozialen Revolution als gegeben zu ſehen, wenn „in 
einem Lande die kapitaliſtiſche Entwicklung ſo weit vor ſich gegangen 
iſt, daß die wichtigſten Zweige der Induſtrie, des Kredits und Ver⸗ 


1 Engels, Anti⸗Dühring, S. 3034. 
> Marx, Kapital, S. XVI. 3 Ebenda S. 691. 
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kehrs ſich in den Händen kapitaliſtiſcher konzentrierter Gruppen, be⸗ 
finden“ 1, denn „dann wird das Proletariat, das ſich erhoben hat, 
nicht nur können, ſondern es wird müſſen verſuchen, die Induſtrie, den 
Lerkehr und den Kredit in ſeine Hände zu nehmen, in die Hände 
des ſiegreichen, als Staatsgewalt organiſierten Proletariats“ !. 

Erſchien Marr der Übergang von der einen zur andern Form 
der Produktion und Geſellſchaftsordnung nur von dieſer höchſten 
entwicklung der Produktionsmittel aus möglich, ſo bedeutet ein 
Dawiderhandeln ein Überſpringenwollen einzelner Entwicklungs⸗ 
phajen, vor dem niemand eindringlicher gewarnt hat als er: „Auch 
mn eine Geſellſchaft dem Naturgeſetz ihrer Bewegung auf die 
Spur gekommen iſt, kann ſie naturgemäße Entwicklungsphaſen weder 
üderſpringen noch wegdekretieren, aber fie kann die Geburtswehen 
artürzen und mildern ?.“ Und fo ruft er der Arbeiterklaſſe zu: „Die 
Arbeiterklaſſe verlangte keine Wunder von der Kommune. Sie hat 
kene fir und fertigen Utopien durch Volksbeſchluß einzuführen. Sie 
weiß, daß um ihre eigene Befreiung und mit ihr jene höhere Lebens⸗ 
ſorm hervorzuarbeiten, der die gegenwärtige Geſellſchaft durch ihre 
eigene öknonomiſche Entwicklung unwiderſtehlich entgegenſtrebt, daß 
fe, die Arbeiterklaſſe, lange Kämpfe, eine ganze Reihe geſchichtlicher 
Frogme durchzumachen hat, durch welche die Menſchen wie die Um⸗ 
tinde gänzlich umgewandelt werden. Sie hat keine Ideale zu ver⸗ 
wüllichen; fie hat nur die Elemente der neuen Geſellſchaft in Frei⸗ 
bat zu ſetzen, die ſich bereits im Schoß der zuſammenbrechenden 
Jeurgeoisgeſellſchaft entwickelt haben ?.“ 

Daß dieſe Auffaſſung des unbedingten Rechnunghaltens mit 
den beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen, dem wahren Marxis⸗ 
mus entſpricht, hat klar Lenin ſelbſt klargelegt. In dem namens 
der aus der Schweiz abreiſenden Mitglieder der R. S. D. A. P. 
den ihm verfaßten „Abſchiedsbrief an die Schweizer Arbeiter“ vom 
„April 1917 — alſo kaum eine Woche, bevor er, in Rußland an- 
langt, die ſofortige ſoziale Revolution forderte — “, heißt es: 
„Dem ruſſiſchen Proletariat iſt die große Aufgabe zuteil geworden, 
eine Reihe von Revolutionen zu beginnen, die mit objektiver 
Aotwendigkeit durch den imperialiſtiſchen Krieg erzeugt worden find. 


1 Kadek, Diktatur, S. 15. 

Marx, Kapital, XXXXVIII. 

RNarx, Bürgerkrieg, S. 53/54. 

Jgl. ſeine beiden Reden vom 16. und 17. April 1917, abgedruckt in den 
Auslandslektoratsberichten nach verſchiedenen ruſſiſchen Zeitungen. 


74 Wilhelm Mautner [74 


Wir wiſſen ſehr gut, daß das ruſſiſche Proletariat ſchwächer organi⸗ 
ſiert und weniger geiſtig vorbereitet iſt, als die Arbeiterklaſſe 
anderer Länder ... Beſondere hiſtoriſche Bedingungen haben das 
ruſſiſche Proletariat für eine möglicherweiſe kurze Zeit zum 
Vorkämpfer des revolutionären Proletariats der ganzen Welt ge⸗ 
macht. Rußland iſt ein Agrarland, eines der rückſtändigſten aller 
europäiſchen Länder. Unmittelbar kann jetzt der Sozialis⸗ 
- mus in Rußland nicht fiegen. Aber der Bauerncharakter 
des Landes kann angeſichts des großen feudalen Grundbeſitzes — 
wie die Erfahrung des Jahres 1905 gezeigt hat — der bürgerlich⸗ 
demokratiſchen Revolution in Rußland einen ungeheuren Schwung 
geben, ſie zu einem Vorſpiel der ſozialiſtiſchen Weltrevolution 
machen und damit die Einleitung zu ihr bilden !.“ 

Wenige Sätze ſpäter wiederholt Lenin bekräftigend das Geſagte: 
„In Rußland kann der Sozialismus nicht ſofort und 
direkt ſiegen.“ „Aber die Bauernmaſſe kann die unausbleib⸗ 
liche und ſchon reife agrariſche Umwälzung bis zur Konfiskation 
des ungeheuren feudalen Beſitzes in Rußland führen !.“ 

Es muß Lenin beigeſtimmt werden, wenn er fortfährt: „Eine 
ſolche Umwälzung wäre an nnd für fich keine ſozialiſtiſche?,“ und 
nachdem er dargelegt, was die Revolution in Rußland durchführen 
könnte, zieht er die Folgerung: „Das ruſſiſche Proletariat iſt nicht 
imſtande, mit eigenen Kräften allein die ſozialiſtiſche Revolution 
durchzuführen?“, fie kann als Auslöſehebel der Weltrevolution 
wirken, zur ihrer Vollendung als ſozialiſtiſche bedarf ſie der Mit⸗ 
wirkung des Weltproletariats.“ 

Die gleiche Auffaſſung, daß eine ſozialiſtiſche Revolution in 
Rußland unmöglich ſei, ſpricht auch aus den Worten der Reſolution 
der Berner Konferenz der Auslandsgruppen der R. S. D. A. P. vom 
1. November 1914, wo in dem Satze: „Der Bürgerkrieg, den die 
revolutionäre Sozialdemokratie in dieſer Epoche zu ihrer Loſung 
macht, das iſt der Kampf des Proletariats mit den Waffen in der 
Hand gegen die Bourgeoiſie für die Expropriation der Kapitaliſten⸗ 
klaſſe in den führenden kapitaliſtiſchen Ländern, für die demo⸗ 
kratiſche Revolution in Rußland (demokratiſche Republik, 
Achtſtundentag, Konfiskation des Großgrundbeſitzes), für die Re 
publik in anderen rückſtändigen Monarchien“ zum Ausdruck kommt, 


— — — 


1 Lenin⸗Trotzki, Krieg und Revolution, S. 157. 
2 Ebenda. 3 Ebenda S. 158. Ebenda S. 146. 
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daß Rußland für eine ſoziale Nevolution nicht reif gehalten wird. 
Denn eine andere Begründung iſt der Unterſcheidung zwiſchen den 
Zielen und dem Charakter der Revolution in Rußland und ander⸗ 
wärts nicht zu geben !. 

Als aber die „proletariſche“ Revolution mit Unterſtützung des 
kleinbürgerlichen“, d. h. am Kleineigenbeſitz hängenden Bauern ge⸗ 
fegt hatte, da verkündete Trotzki, daß nicht nur die Unvermeidlichkeit 
det Revolution vorausgeſagt worden war, ſondern auch, daß ſie, 
denn „fie zur ſiegreichen Vollendung kommen wird, unvermeidlich die 
Arbeiterklaſſe, geſtützt auf die ärmſten Klaſſen der Bevölkerung, an die 
Nacht ſtellen wird.“ 

Vor allem aber ſucht Radek dem Geſchehenem nachträglich eine 
theoretiſche Grundlage zu geben; aber welcher Abſtand vom Marris: 
mus, der, wie obige Ausſprüche Marx' zeigen, gerade in dieſem 
Punkte das evolutionäre Moment überaus ſtark betonte. Radek 
ſchreibt, daß die Auffaſſung, die durch den Marxismus den Arbeitern 
gezeigt habe, daß der Sieg des Sozialismus von der Entwicklung 
der Produktionskräfte abhängig, daß „die ſozialiſtiſche Revolution 
nur dann möglich ſei, wenn der Kapitalismus die ganze Wirtſchafts⸗ 
weile einer Nation erfaßt habe, wenn er ſozuſagen fie reſtlos in 
einen kleinen Haufen von Kapitaliſten und in die erdrückende prole⸗ 
triihe Mehrheit geſpalten habe“, eine „verballhornte“ iſt?. Dem⸗ 
gegenüber ſei, was gerade dieſen Punkt betrifft, auf Marx' Worte 
im Kapital verwieſen: „Dort handelte es ſich um die Expropriation 
der Volksmaſſe durch wenige Uſurpatoren“ (bei der Verwandlung 
des zerſplitterten Privateigentums in kapitaliſtiſches), „hier handelt 
es ſich um die Expropriation weniger Uſurpatoren durch die Volks⸗ 
mafie" * (bei Verwandlung des bereits auf geſellſchaftlichem Pro⸗ 
duktionsbetrieb beruhenden kapitaliſtiſchen Eigentums in geſell⸗ 
ſchaftliches). 

An den Marxſchen Worten feſthalten heißt aber nach Radek 
‚aus dem Marxismus ein mechaniſches Rechenexempel machen“ und 

Marx ⸗ Engels haben die Vorausſetzungen, ſpeziell der ruſſiſchen 
ſozialiſtiſchen Revolution mehrmals erörtert. Mehr gelegentlich zum Beiſpiel 
in Briefe Engels an Marx vom 23. Mai 1851 und eingehender in der Vorrede 
u der von Wera Saſſulitſch vorgenommenen Überſetzung des Kommuniſtiſchen 
Aanifeſts im Jahre 1882. — Sie iſt in den neueren deutſchen Auflagen mit 
sbgedrudt. a 

: Trotzki, Arbeit, Diſziplin und Ordnung, S. 3. 

Nadel, Diktatur, S. 13 ff., beſonders S. 15. 

Narx, Kapital, S. 691. 
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„der Menſchheit zu Ehren iſt zu ſagen, daß die mechaniſche Auf— 
faſſung vom Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus allen 
Tatſachen der bisherigen hiſtoriſchen Auffaſſung widerſpricht, wie 
jeder vernünftigen Auffaſſung der kapitaliſtiſchen Entwicklung“, und 
„auch die früheren Wirtſchaftsweiſen ſind nicht erſt dann unter⸗ 
gegangen, wenn ſie die Grundlagen einer neuen Ordnung völlig 
fertig zurückgelaſſen haben, ſondern wenn ſie für die Elemente der 
neuen Ordnung zum drückenden Hemmſchuh wurden!.“ 

Demgegenüber wird als der Sinn der marxiſtiſchen Auffaſſung 
wohl feſtzuhalten ſein, daß Marx forderte, daß die „Elemente der im 
Schoße der alten Geſellſchaft vorgebildeten neuen“ mindeſtens ſoweit 
vorgebildet ſein müſſen, daß ſie ſich beim Zuſammenbruch der alten 
Geſellſchaftsordnung als lebensfähig erweiſen. Wird das nicht be— 
achtet, dann wird von jeder proletariſchen Revolution gelten müſſen, 
was Marx von der Pariſer Februarrevolution betonte: „Von dem 
Proletariat, die Waffen in der Hand, ertrotzt, prägte es ihr ſeinen 
Stempel auf und proklamierte ſie als ſoziale Republik. So wurde 
der allgemeine Inhalt der modernen Revolution angedeutet, der im 
ſonderbarſten Widerſpruch ſtand zu allem, was mit dem vorliegenden 
Material, mit der erreichten Bildungsſtufe der Maſſen unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden und Verhältniſſen zunächſt ins Werk geſetzt werden 
konnte“ ?, und ähnlich äußerte ſich Engels über die ſpaniſche Republik 
von 1873. „Spanien iſt ein in der Induſtrie ſo ſehr zurückgebliebenes 
Land, daß dort von einer ſofortigen vollſtändigen Emanzipation 
der Arbeiterklaſſe noch gar nicht die Rede ſein kann. Ehe es dahin 
kommt, muß Spanien noch verſchiedene Vorſtufen der Entwicklung 
durchmachen und eine ganze Reihe von Hinderniſſen aus dem Wege 
räumen“ ?. Und ſchon viel früher billigte Marx die Worte Jones' 
an Koſſuths Adreſſe: ... „the revolutions of Europe mean the, 
crusade of labour against capital and ... are not to be cut down 
to the intellectual and social standard of an obscure semibarbarous 
people like the Magyars .“*. 

Die Logik ift aber unerbittlich; und jo muß es nach Radek 
von der ruſſiſchen Revolution, von der ein Jahr zuvor Lenin be- 


1 Radek, Diktatur, S. 15. 

2 Marx, Der Achtzehnte Brumaire, S. 13. 

à Engels, Internationales aus dem Volksſtaat, S. 17 ff., zitiert bei 
Kautsky, Terrorismus und Kommunismus, S. 109. 

* Brief Marx an Engels vom 1. Dezember 1851. Briefwechſel, Bd. 1. 
S. 269. 
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bauptet hatte, daß ſie unmöglich eine jozialiftifche werden könnte, 
bald heißen, „daß ſie aber eine Revolution des Proletariats iſt, daß 
ne heroiſch die anarchiſtiſch⸗kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe durch 
ſozialiſtiſche Organiſation zu überwinden ſucht, daß ſie alſo eine 
ſozialiſtiſche Revolution iſt. . . . können ihr ebenſowenig die Menſche⸗ 
wiki noch ihre europäiſchen Nachbeter nehmen, ſo wenig ſie auf ihren 
jozialiſtiſchen Grundcharakter verzichten kann: denn der ſozialiſtiſche 
Charakter ſteht über ihr als ihr Schickſalsſtern, er iſt mit eiſerner Not⸗ 
vendigkeit aus dem imperialiſtiſchen Charakter des Krieges geboren“ !. 

Gewiß, ſie iſt ein „heroiſcher Verſuch“, die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsordnung zu überwinden, die ſozialiſtiſche zu ſchaffen. Doch 
beſagt dies etwas darüber, ob ſie kam, als die Stunde des Kapita⸗ 
lismus, die kommen muß, wahrhaft erfüllt war? 

So erſcheint auch die mit der mehrfach von Radek betonten Auf: 
faſſung übereinſtimmende Anſicht Bucharins: „Der Kapitalismus in 
Rußland zerſetzte ſich früher als der eines beliebigen anderes Landes, 
weil die Laſt des Weltkrieges ſich am ſchwerſten an dem jungen kapi⸗ 
talitiſchen Staate unſeres Landes äußerte. Bei uns gab es keine 
ſo ungeheure Organiſation der bürgerlichen Klaſſe wie in. England, 
Deutſchland, Amerika. Sie konnte daher weder mit den Forderungen 
fertig werden, die der Krieg ihr ſtellte, noch mit dem mächtigen An- 
unm der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe und der ärmſten Bauern, die in 
den Oktobertagen die Bourgeoiſie aus dem Sattel hoben und die 
Nacht in die Hände der Partei der Arbeiterklaſſe, der Kommuniſten⸗ 
Bolſchewiki gaben“, kaum mit der Anſchauung Marx' über die 
Vorausſetzung einer ſozialen Revolution vereinbar. Sie mag, das 
kann nur die Geſchichte lehren, durchaus zutreffend ſein, zutreffender 
vielleicht als die Marx'; aber den Anſpruch, die Anſchauung Marx' 
wiederzugeben, den darf dieſe Theorie nicht erheben. 

Und ebenſowenig bedeutet es eine mehr als ſcheinbare An— 
lehnung an die Worte Marx', wonach die revolutionäre Initiative 
wahrſcheinlich von Frankreich, alſo einem induſtriell weniger ent- 
wickelten Lande, ausgehen wird?, wenn Radek darlegt, „daß die 
ſozialiſtiſche Revolution keineswegs dort anfangen wird, wo der Kapi⸗ 
ulismus am höchſten entwickelt iſt““. Denn die Worte Marx' be: 


1 Radek, Diktatur, S. 18. 

1 Bucharin, Programm, S. 8 und dazu Radek, a. a. O. S. 17 u. 18. 

> In der weiter unten wiedergegebenen „Konfidentiellen Mitteilung“. 
"Reue Zeit“, Jahrgang 20, Bd. II, S. 476/77. 

RNadek, Diktatur, S. 17. 
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ziehen ſich nur auf den Ausbruch der Revolution überhaupt, während 
ihm die Möglichkeit einer ökonomiſchen an eine höchſte 
Stufe induſtrieller Entwicklung gebunden iſt, was 
— im geraden Widerſpruch zu Radek — klar aus den Sätzen der 
„Konfidentiellen Mitteilung“ hervorgeht, weshalb er denn die ſoziale 
Revolution von dem damals am weiteſten induſtrialiſierten England 
erwartet. In dieſer Mitteilung erſcheinen als Vorausſetzung der 
ſozialen Revolution unbezweifelbar feſtgeſtellt: 

Großkapitaliſtiſche Form faſt der ganzen Produktion; 

Volle Induſtrialiſierung des Landes; 

Majorität der Bevölkerung aus Lohnarbeitern beſtehend; 

Reife und Allgemeinheit des Klaſſenkampfes und der Organi⸗ 

ſation der Arbeiterklaſſe !. N 

Hier ſind die Vorausſetzungen ſo ſcharf formuliert, daß alle anderen 
Auffaſſungen, mögen ſie ſich auch als marxiſtiſch bezeichnen, durch 
den Hinweis auf dieſe Stelle als mit dem Marxismus unverträglich 
bezeichnet werden dürfen. Von ihnen kann meiſtens nur gelten, daß 
ihnen „ſtatt der wirklichen Verhältniſſe der bloße Wille zum Trieb⸗ 
rad der Revolution wird“ 2. So wird der „revolutionären Entwick⸗ 


1 Die betreffenden Sätze der „Konfidentiellen Mitteilung“ lauten: „Ob⸗ 
gleich die revolutionäre Initiative wahrſcheinlich von Frankreich ausgehen wird, 
kann England allein als Hebel für eine ernſthafte ökonomiſche Revolution 
dienen. Es iſt das einzige Land, wo es keine Bauern mehr gibt und wo der 
Grundbeſitz in wenigen Händen konzentriert iſt. Es iſt das einzige Land, wo 
die kapitaliſtiſche Form — d. h. die kombinierte Arbeit auf großer 
Stufenleiter unter kapitaliſtiſchen Unternehmern — ſich faſt der ganzen Pro— 
duktion bemächtigt hat. Es iſt das einzige Land, wo die große Majorität der 
Bevölkerung aus Lohnarbeitern beſteht. Es iſt das einzige Land, wo der 
Klaſſenkampf und die Organiſation der Arbeiterklaſſe durch die Trades Unions 
einen gewiſſen Grad der Reife und der Allgemeinheit erlangt haben. Dank 
ſeiner Herrſchaft auf dem Weltmarkte iſt es das einzige Land, wo jede Revo⸗ 
lution feiner ökonomiſchen Verhältniſſe unmittelbar auf die ganze Welt zurück⸗ 
wirken muß. Wenn der Landlordismus und der Kapitalismus ihren klaſſiſchen 
Sitz in dieſem Lande haben, ſo ſind hinwiederum die materiellen Be⸗ 
dingungen ihrer Vernichtung dort am höchſten entwickelt. Der General⸗ 
rat iſt jetzt in der glücklichen Lage, die Hand direkt auf den großen Hebel der 
proletariſchen Revolution zu legen 

Die Engländer beſitzen alle notwendigen materiellen Borbedingungen 
der ſozialen Revolution. Was ihnen fehlt, das iſt der Geiſt der Berallgemeine: 
rung und die revolutionäre Leidenſchaft. Es iſt nur der Generalrat imſtande, 
ſie einzuflößen und dadurch eine wahrhaft revolutionäre Bewegung in dieſem 
Lande und infolgedeſſen allenthalben zu beſchleunigen.“ 

2 Marx, Enthüllungen, S. 53. 
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lung die Phraſe der Revolution untergeſchoben“ !. Und dieſen Unter: 
ſchied zwiſchen revolutionären Worten und revolutionärer Entwicklung, 
pſeudorevolutionären Taten und wahrhaft revolutionärem Geſtalten 
haben Marx-Engels ſtets feſtgehalten. „Wir können der Sache nach 
mlutionärer fein als die Phraſenmacher, weil wir etwas gelernt 
haben und fie nicht, weil wir wiſſen, was wir wollen und ſie nicht ...“ “. 
wolutionäres Handeln muß vor der Geſchichte als ſolches beſtehen 
hnnen, darf nicht durch fie entlarvt werden als „eine ſcheinbar voll⸗ 
Hindig revolutionäre Bewegung .. ., die in der Tat eine reaktionäre 
dewegung iſt .. ., trotz ihres revolutionären Gebarens“ . 

So darf wohl gegenüber der Behauptung des Bolſchewismus 
.das, was wir jetzt in Rußland verwirklichen, das iſt nichts anderes 
als die große unverfälſchte Lehre des deutſchen Kommu— 
nismus, den Marx vor der Arbeiterklaſſe der ganzen Welt ver⸗ 
mat““, daran feſt gehalten werden, daß allein ſchon die ganz neue 
Lehre von den Vorausſetzungen der Weltrevolution, nicht minder als 
de angewendeten Methoden, dartut, daß dieſer Anſpruch wohl er⸗ 
hoben, nicht aber begründetermaßen aufrechterhalten werden kann. 

Dieſe Unterſchiede der Lehren und der Methoden müſſen ſich auf 
eine lezte Urſache zurückführen laſſen. Die ſcheint uns der eine 
stehe Gegenſatz zu fein, der Gegenſatz in der Anſicht darüber, wem 
der Vorrang gebührt: der Perſönlichkeit vor dem Individuum oder 
umgekehrt. Das trennt zutiefſt Marx und Lenin: deutſche oder 
mffſche Weltanſchauung; der Menſch als Ziel oder der Menſch als 
Nittel; Demokratismus oder Deſpotismus. Dieſe Anſchauung iſt 
e, die Mittel und Formen des Kampfes um die neue Weltordnung, 
die Bolſchewismus wie Marxismus wollen, ſo verſchieden geſtaltet 
und tro des gemeinſamen Endzieles beide Lehren jo entſcheidend 
trennt. 

'Rarg, Enthüllungen, S. 53. 

n 1 Brief an Marx vom 13. Februar 1851. Briefwechſel, Bd. I 

'Laſſalle, Schriften, Bd. II, S. 13, 14. 

KNadek, Die ruſſiſche und deutſche Revolution und die Weltlage. S. 29/30. 
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Arſachen und Wirkungen der Geld⸗ 
entwertung 


Von Dr. Otto Auhagen - Berlin 
Profeſſor an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule zu Berlin 


u einer der größten Sorgen unſeres jetzt ſo ſorgenreichen Volkes 

hat ſich die Valutafrage entwickelt. Der kataſtrophale Sturz 
unferer Wechſelkurſe erſcheint uns als ungeheure Schädigung; fie 
Ihredt uns zugleich als Symptom unſerer Lage; denn die innere 
Stärke unſerer Volkswirtſchaft, der Kredit, den wir im Auslande 
genießen, ſpiegeln ſich im Valutaſtande wider. N 
Vie find wir zu dieſem Unheil gelangt? Iſt eine kurzſichtige 
Fanz und Währungspolitik daran ſchuld, die uns mit Papiergeld 
lüctfnnig überſchwemmt hat? Oder hat uns die Gewalt der Er⸗ 
eaniſe auf die abſchüſſige Bahn gedrängt? 

Zuvörderſt müſſen wir uns über das Weſen unſeres Papier⸗ 
wide lar fein. Außerlich iſt es dem Papiergelde vor dem Kriege 
ahnlich wie ein Ei dem anderen; die innere Beſchaffenheit ift aber 
eue ganz andere. Die Reichsbanknoten vor dem Kriege waren An- 
"ungen auf Gold; fie konnten jederzeit gegen Gold eingewechſelt 
Beben, Mindeſtens ein Drittel der Noten mußte bar gedeckt fein, 
md dieje Deckung beſtand größtenteils aus Gold. Das reichte für 

Anfprüde in Friedenszeit aus. Im übrigen waren die Noten 
ung gute Wechſel gedeckt, die ihrerſeits ihren Gegenwert in wirt⸗ 
ſaflihen Gütern hatten. 

Der Ausbruch des Krieges zwang zu einſchneidenden Anderungen. 
Ri Sicherheit war vorauszuſehen, daß ein großer Krieg den Bedarf 
m aihlungsmitteln gewaltig vermehren würde, daß dieſer Mehr⸗ 
Nr nur durch Papiergeld befriedigt werden konnte und daß das 
Gage verſchwinden würde, wenn das Papiergeld gegen Gold 
mlt blieb. Gemäß der finanziellen Mobilmachung, die in 
Medendpeit vorbereitet war, erfolgte am 4. Auguſt 1914 eine Reihe 
Malice Anordnungen, die unſere Geldverfaſſung von Grund aus 

en. Die Pflicht zur Einlöſung des Papiergeldes gegen Gold 
ande aufgehoben. Damit traten wir aus der Goldwährung fak⸗ 


—— 


1 
at Icftoratörede (unter Auslaſſung des Schlußworts) an der Landwirt⸗ 
5 70 dochſchule zu Berlin im Februar 1920. 

ler gahrbuch XLIV I. 6 
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tiſch in die Papierwährung über. Die Papiermark hat ſeitdem 
nichts mehr mit dem Golde zu tun außer der Hoffnung, daß ſie 
dereinſt einmal wieder auf eine Goldbaſis geſtellt werden wird. 
An den Deckungsvorſchriften für die Banknoten wurde ſcheinbar 
nichts geändert; es blieb bei der Deckung zu mindeſtens einem 
Drittel durch Bargeld, im übrigen durch Wechſel. Aber die Deckungs— 
mittel wurden verwäſſert. Zur baren Deckung zählte auch vor dem. 
Kriege nicht nur Metall, ſondern auch Papiergeld, ſoweit dies nicht 
von der Reichsbank ſelbſt ausgegeben war. Die Papierdeckung war 
aber früher geringfügig; fie beſtand in der Haupſache aus Reichs— 
kaſſenſcheinen, deren Betrag ja ſehr beſchränkt war. Das änderte 
ſich ſeit dem 4. Auguſt durch die Errichtung der Reichs-Darlehns- 
kaſſen. Sie gewähren Kredit gegen Verpfändung von Wertpapieren 
und Waren und geben den kreditierten Betrag durch Vermittlung 
der Reichsbank, an die ſie angelehnt ſind, in Form der Darlehns⸗ 
kaſſenſcheine her. Dieſe Scheine gelten nun gleichfalls als bare 
Deckung der Reichsbanknoten. Bei Lichte betrachtet iſt das Lombard⸗ 
geſchäft der Reichsbank auf beſondere Inſtitute abgeſchoben und zur 
Quelle von Bardeckung gemacht, während vor dem Kriege die For⸗ 
derungen aus dem Lombardkredit nicht einmal zu der unbaren, 
ſogenannten „bankmäßigen“ Deckung zählten. Die Reichsbank hat 
es nun vollkommen in der Hand, große Beträge von Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheinen bei ſich zu behalten und dafür den dreifachen Betrag in 
Noten auszugeben. Es erinnert dies an Till Eulenſpiegel, der 
beim Kauf der Hühner den Preis ſchuldig bleibt und den mit⸗ 
gekauften Hahn zum Pfande läßt, oder an den Baron Münchhauſen, 
der ſich an ſeinem eigenen Zopf aus dem Sumpfe zieht. In der 
Tat macht die Reichsbank von jener Möglichkeit auch vollen Gebrauch. 
Am 7. Februar 1920 betrug ihr Barbeſtand 13,1 Milliarden, 
davon nur 1,1 Milliarden Gold, Kaſſenſcheine faſt 12 Milliarden. 
Die Bank durfte demgemäß 39,3 Milliarden an Noten ausgeben; 
tatſächlich liefen 38 Millarden um. (Zuweilen kommt der Noten⸗ 
umlauf der Höchſtgrenze noch näher.) 

Wie ſteht es nun um den inneren Wert der Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine? Nach dem Geſetze ſollen ſie dem Kreditbedürfnis vor⸗ 
nehmlich von Handel und Gewerbe dienen, und danach könnte man 
denken, daß dieſer Lombardkredit eine gute, reelle Unterlage habe. 
In Wirklichkeit aber werden die Darlehnskaſſen hauptſächlich von 
den Kommunalverbänden in Anſpruch genommen; im Jahre 1918 
entfielen auf ſie und die Bundesregierungen von den gewährten 
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Krediten 84,5 . Die Kriegsgeſellſchaften waren mit 4,6 0/0 beteiligt, 
der private Handel dagegen nur mit 1,6 %, die Induſtrie nur mit 
„8 %. Zum größten Teile dienen als Pfandobjekte Kreditpapiere, 
vor allem Kriegsanleihe. Je mehr Kriegsanleihe ausgegeben wurde, 
um ſo mehr wurde bei den Darlehnskaſſen lombardiert und an 
Kaſſenſcheinen ausgegeben, mit deren Deckung dann die Reichsbank 
den dreifachen Betrag an Noten in Umlauf ſetzen konnte. 

Doch zu zwei Dritteln müſſen die Noten bankmäßig durch Wechſel 
gedeckt ſein. Aber auch dieſer Teil der Deckung hat ſeinen inneren 
Vert völlig verändert. Seit dem 4. Auguſt 1914 gelten auch Reichs⸗ 
ſchatzwechſel als bankmäßige Deckung; dieſe, die lediglich durch den 
Kreditbedarf des Reiches geſchaffen ſind, drängen die Wechſel des 
Wirtſchaftslebens mit realer Unterlage immer mehr in den Hinter⸗ 
grund. 

Formell hält das Reich ehrbar an den alten Deckungsvorſchriften 
sit; in Wirklichkeit aber kann es fo viel Papiergeld ausgeben, wie 
es will, und von dieſer Möglichkeit hat es in rieſenhaft wachſendem 
Naße Gebrauch gemacht. Während vor dem Kriege nur 2½ Mil⸗ 
liarden Noten zirkulierten, waren am 15. Oktober 1918 an Reichs⸗ 
banknoten und Darlehnskaſſenſcheinen im Umlauf 28 Milliarden. 
Seit dem Zuſammenbruch iſt kein Halten mehr. In dem einen 
Jahre bis zum 15. Oktober 1919 kamen 13,6 Milliarden hinzu; im 
Turchſchnitt wurden alſo täglich 37,3 Millionen in Verkehr geſetzt. 
Und immer unheimlicher wird die Teuerung, immer rieſiger der 
Finanzbedarf, und immer fieberhafter muß die Notenpreſſe arbeiten. 
Seit dem 15. Oktober 1919 bis zum 7. Februar 1920 hat ſich der 
Umlauf um weitere 9,3 Milliarden vermehrt, alſo im Tagesdurch— 
ſchnitt um 80,6 Millionen. Im ganzen waren an dem genannten 
Tage im Umlauf rund 51 Milliarden, davon Reichsbanknoten 38, 
Darlehnskaſſenſcheine gegen 13 Milliarden. 

Seit dem 4. Auguſt 1914 hat ſich der Wert unſeres Geldes, 
wie geſagt, vom Goldwert getrennt. Unſer Papiergeld beruht heute 
lediglich auf dem Kredite des Reiches, d. h. auf ſeiner Finanzkraft 
und letzten Endes auf der Leiſtungsfähigkeit und den Ausſichten 
unſerer Volks wirtſchaft. 

Auch nach außen wurde die Verbindung zwiſchen unſerem Gelde 
und dem Golde dadurch zerſchnitten, daß private Goldzahlungen an 
das Ausland verboten wurden und ſelbſtverſtändlich verboten werden 
mußten. 

Die Kurſe unſerer Valuta ſäumten nicht, auf die Umgeſtaltung 
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unſeres Geldweſens zu reagieren. Werfen wir einen Blick auf die 
Entwicklung unſerer Wechſelkurſe ſeit Kriegsausbruch!! Wir ge⸗ 
winnen damit für die Erkenntnis der Urſachen der Geldentwertung 
eine wichtige Grundlage. 

Gleich nach Kriegsausbruch begann die Mark zu ſinken, zu 
unſerer Verwunderung ſchneller als die franzöſiſche Valuta, während 
wir doch des Sieges ſicher zu ſein glaubten. Ende Auguſt hatte 
die Mark an der Züricher Börſe 4% eingebüßt. Ende November 
machte der Kursrückgang annähernd 10% aus; dann tritt eine leichte 
Beſſerung ein, die aber bald durch eine Verſchlechterung abgelöſt 
wird. Immerhin vermag ſich nach dem Durchbruch bei Gorlice am 
2. Mai 1915 die Mark auf dem Niveau von etwas unter 90% zu 
halten. Von Oktober ab beginnt ſie ſchärfer zu ſinken; Anfang 
Januar 1916 ſteht fie nur noch auf 80%. Ein Jahr darauf hatte 
ſie weitere 10% eingebüßt. Die Vereinigten Staaten traten in die 
Reihe unſerer Feinde ein. Die Mark beginnt rapider zu ftürzen. 
Ende Juli 1917 ſteht fie in Zürich nur noch auf 53%; auf dieſer 
Höhe hält ſie ſich dort bis zum November, während ſie an anderen 
ausländiſchen Plätzen noch weiter ſinkt. Dann aber tritt eine jähe 
Wendung aufwärts ein, gleichzeitig mit den Erfolgen in Oberitalien, 
vor allem aber ſeit dem Siege der Bolſchewiſten in Rußland und 
ihrem Friedensangebot. Zur Jahreswende hat ſich der Kurs in 
Zürich auf 70 % erholt, in Amſterdam ſogar auf 76% . Dann 
bröckelt er etwas ab, um bei Beginn der großen Offenſive in Frank⸗ 
reich Anfang März 1918 ungefähr dieſelbe Höhe wieder zu erreichen. 
Aber gleich danach ſetzt eine neue Abwärtsbewegung ein. Während 
wir glaubten, es gehe dem ſiegreichen Ende zu, ſinkt der Kurs im 
April auf 66, im Mai auf 63, im Juni auf 56, im Juli auf 54%. 
In den folgenden Wochen verhält ſich die Bewegung nicht einheitlich; 
Anfang Oktober aber erfolgt als deutliche Wirkung unſeres Waffen: 
ſtandsangebotes, obgleich wir hiermit unſere Unterlegenheit bekennen, 
eine entſchiedene Aufwärtsbewegung. Man glaubte im neutralen 
Ausland, daß der Friede und damit die Wiederkehr geſunder Zuſtände 
vor der Tür ſtände. Die Mark hob ſich auf annähernd 60%, an 
einzelnen Plätzen ſogar darüber. Dies war das letzte Aufflackern 
der Hoffnung, daß die Mark die alte Goldparität wieder erreichen 
könne. Die en und der politiſche Umſturz 


1 Bis Ende 1919 nach der graphiſchen Darſtellung in der F 
der Außenhandelsſtelle Nr. 448 wiedergegeben. 
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offenbaren, daß Deutſchland zuſammengebrochen iſt. Von da an be⸗ 
ginnt die Mark in ſteiler Kurve, faſt ohne Unterbrechung, zu ſinken. 
Ende Dezember ſteht fie auf 48% , Ende Mai auf 30. Der Juni 
bringt eine kleine Beſſerung. Nach Unterzeichnung des Friedens⸗ 
vertrags ſetzt ein noch jäherer Sturz ein. Im September iſt die 
Mark auf 20% geſunken, zu Ende des Jahres auf 10 % , und heute 
bat fie nur noch 5% ihres früheren Wertes. Ende Januar war 
fie infolge einer beſonderen Panik ſogar auf 4 % geſtürzt. In 
abſoluten Zahlen bedeutet dies, daß man in Zürich für 100 Mk. 
ſtatt 123½ Franken nur noch 6 / Franken zahlt; in Deutſchland 
gibt man für 100 Franken, die in Friedenszeiten zu 81 Mk. zu 
haben waren, 1620 Mk. 

Welche Heiterkeit erweckte es in Fake e Gemütern, als vor 
einigen Monaten erzählt wurde, daß die öſterreichiſche Valuta ſo ge⸗ 
ſunken ſei, daß eine ſchweizeriſche Mineralwaſſerfabrik die Kronen⸗ 
ſcheine als Etiketten verwende. Heute iſt die Mark auf dieſem 
Standpunkt angelangt. Die Mark ſteht heute verhältnismäßig ſogar 
etheblich ſchlechter als die tſchecho⸗ſlowakiſche Krone. 

Die deutſche Regierung war während des Krieges bemüht, dem 
Sinken unſerer Valuta nach Möglichkeit Einhalt zu tun. Die Ein⸗ 
fuhr von Waren wurde aufs äußerſte beſchränkt, größtenteils ganz 
Rirboten. Alle Zahlungsmittel auf das Ausland wurden gemäß der 
im Kriege erlaſſenen Deviſenordnung der Kontrolle der Reichsbank 
unterſtellt. Im Reichsamt des Innern war eine Einfuhrkommiſſion 
tätig, die aufs ſtrengſte bedacht war, die Wareneinfuhr mit dem 
Vorrat an Deviſen in Übereinſtimmung zu bringen. Selbſt auf die 
Einfuhr dringend erwünſchter Lebensmittel wurde manchmal aus 
Valutarückſichten verzichtet. Anderſeits gaben wir in beträchtlichem 
Umfange Waren an das Ausland ab, wie Kohlen und andere wichtige 
Güter, um uns Guthaben im Auslande zu ſchaffen. Handels- und 
Kreditabkommen mit neutralen Ländern wie der Schweiz, Holland 
und den ſkandinaviſchen Ländern unterſtützten dieſe Politik. 

Die bisher betrachteten Deviſenkurſe geben nur die auswärtige 
Bewertung unſeres Geldes wieder. Noch viel wichtiger aber für uns 
waren die Anderungen, die der inländiſche Geldwert erfuhr. 
Leider ſind wir nicht in der Lage, die Bewegung der Kaufkraft des 
Geldes im Inlande ſo genau zu meſſen wie die der äußeren Kurſe. 
Eine genügend umfaſſende Index⸗Berechnung beſitzen wir in Deutſch⸗ 
land nicht. Die Preiserhöhung der verſchiedenen Bedarfsgüter zeigt 
große Abweichungen; manche Dinge find auf das 20 — 30 fache ihres 
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Friedenspreiſes geſtiegen, andere nur auf das Doppelte. Man wird 
ſagen dürfen, daß die Koſten des gewöhnlichen Lebensunterhaltes, 
wenn auf frühere Luxusgenüſſe verzichtet wird, auf annähernd das 
Fünffache des Friedensbetrages geſtiegen ſind. 

Wie iſt nun dieſe Entwertung des Geldes zu erklären? Die 
beiden Phänomene, die ungeheure Vermehrung der Zirkulationsmittel 
und die unerhörte Steigerung der Preiſe, ſtehen offenbar in innigem 
Zuſammenhang miteinander. Nach einer verbreiteten Anſchauung 
hat die Vermehrung des Geldes die Schuld an der Teuerung. In 
der Volkswirtſchaftslehre hat dieſe Anſicht ihren Ausdruck gefunden 
in der Quantitätstheorie, wonach die Höhe der Preiſe durch die 
Menge der Zahlungsmittel beſtimmt wird. Die Geſamtheit der 
Zahlungsakte teilt ſich in die Summe der Zahlungsmittel; je größer 
die letztere, ein um ſo höherer Betrag entfällt auf die einzelne 
Zahlung, d. h. um Jo höher ift der Preis. Auch für die Metall: 
währung beanſprucht die Ouantitätstheorie Geltung, und ſicher wird 
man ihr gerade für die Metallwährung einen berechtigten Kern nicht 
abſprechen können. Das geht ſchon aus der einfachen Überlegung 
hervor, daß der Wert des Goldgeldes auf ein Minimum ſinken 
müßte, wenn man den Stein der Weiſen erfände und Gold ſo 
gemein wie Kieſel würde. Aber mit Unterlegung einer abſurden 
Annahme läßt ſich die tatſächliche Tragweite wirtſchaftlicher 
Theorien nicht ermeſſen. Die wirkliche Bewegung der Preiſe kann 
durch die Quantitätstheorie nur zu gewiſſem Teil erklärt werden. 
Man muß verſuchen, eine lebendige Anſchauung von den Wirkungen 
einer Vermehrung der Geldmetalle, zum Beiſpiel des Goldes, zu ge⸗ 
winnen. Erhöhte Goldproduktion bedeutet: vermehrte Feſtlegung 
wirtſchaftlicher Kräfte für dieſen Zweck, Steigerung der Nachfrage 
nach Konſumgütern ſeitens der Goldproduzenten, beides preishebende 
Umſtände, ferner erhöhte Anſammlung von Gold bei den Zentral- 
banken, Senkung des Diskonts, Anſtoß zu lebhafterem Geſchäfts⸗ 
gang, der gewöhnlich zu ſteigenden Löhnen und infolge davon zu 
erhöhten Preiſen führt. Dieſe Einflüſſe ſind ſicherlich vorhanden, 
vermiſchen ſich aber mit anderen Kräften, gegen die die im Sinne 
der Quantitätstheorie denkbaren Wirkungen unter Umſtänden ſehr 
in den Hintergrund treten. 

Außerlich ſtellt ſich die Bewegung der Preiſe als Ergebnis der 
wirtſchaftlichen Kämpfe dar, die zwiſchen den verſchiedenen Intereſſen⸗ 
gruppen, ſich fortgeſetzt abſpielen. Jeder ſucht ſeinen Verdienſt zu 
mehren. Dieſe Kämpfe führen in ſtändigem Wechſel bald zur Ver⸗ 
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beſſerung, bald zur Verſchlechterung für die einzelne Gruppen. 
Das Ergebnis iſt aber nicht ein Verharren der Preiſe auf einer 
gleichbleibenden Durchſchnittslinie, indem etwa eine heutige Er- 
höhung morgen durch Herabſetzung kompenſiert würde: vielmehr pflegt 
die Gewerbegruppe, der der Rohſtoff oder das Arbeitsgerät verteuert 
wird, ſich dadurch ſchadlos zu halten, daß fie für ihre eigenen 
Erzeugniſſe den Preis hinaufſetzt. Dieſem Beiſpiel folgen andere, 
und ſo ſchrauben ſich die Preiſe ringsumlaufend allmählich höher. 

Ihren inneren Grund hat die Bewegung der Preiſe in den 
Schwankungen der Produktionskoſten und der Konjunktur. Die preis⸗ 
ethöhenden Umſtände wirken aber im allgemeinen nachhaltiger als 
die preiserniedrigenden. Gibt zum Beiſpiel eine Steigerung der 
Produktionskoſten den Anſtoß zur Erhöhung für beſtimmte Erzeug⸗ 
nie, jo überträgt ſich dieſe Bewegung in der geſchilderten Weiſe 
leicht auf andere Zweige; auch deren Erzeugniſſe ſteigen im Preiſe, 
dies kann auf den primär beteiligten Produktionszweig derart zurück⸗ 
wirken, daß er feine Preiſe nicht wieder auf das alte Niveau zurüd- 
fest, wenn der Grund der Preiserhöhung erloſchen iſt. Beſonders 
wegen der ſekundären Wirkungen, die eine Preisänderung auf andere 
Preife und damit auf das allgemeine Lohnniveau ausübt, unterliegt 
die Bewegung der Preiſe abwärts dem Geſetz der Trägheit ſtärker 
als die Aufwärtsbewegung. | 

Das ſtarke Rückgrat dieſer nach oben gerichteten Tendenz iſt 
in den Arbeitslöhnen zu ſuchen. Die Steigerung der Arbeitslöhne 
it gewöhnlich das Ergebnis ſozialer Auseinanderſetzungen von aus⸗ 
geprägt perſönlichem Charakter. Eine Wiederherabſetzung des Lohnes 
macht böſes Blut; der Arbeitgeber wird ſich hierzu nur im Notfall 
entihließen und es im allgemeinen vorziehen, ſich Erſatz durch 
Preisaufſchlag für feine Produkte zu verſchaffen. Die Arbeitslöhne 
als wichtiges Element der Produktionskoſten führen die Preiſe der 
Raten allmählich aufwärts. 

Bei Metallwährung kann dieſe Tendenz ſich nur inſoweit aus⸗ 
wirken, als das Metallgeld zur Zahlung der höheren Löhne und 
Preiſe ausreicht. Dieſe Schranke der Geldverfaſſung kann jedoch durch 
Entwicklung des unbaren Zahlungsausgleiches weit hinausgeſchoben 
werden. 

So wollen wir der Quantitätstheorie zugeſtehen, daß ein metalliſche 
Geldverfaſſung um jene ſäkulare Erhöhungstendenz einen Reif legt; 
dieſer Reif iſt aber nicht ſtarr, ſondern elaſtiſch. 

Bei einer ungebundenen Papierwährung kann ſich dagegen jene 
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Tendenz unbeſchränkt austoben. Ich deute damit meine Anſicht 
über die Anwendung der Quantitätstheorie auf unſere jetzigen Ver⸗ 
hältniſſe bereits an. Allerdings erſcheint dieſe Theorie gerade jetzt 
auf den erſten Blick ſehr plauſibel. Iſt nicht die ungeheuere Geld⸗ 
vermehrung, dieſe „wahnwitzige Inflation“ doch ſchuld an der furcht⸗ 
baren Teuerung? Müſſen die Preiſe nicht fteigen, wenn das Land 
derart mit Papiergeld überſchwemmt wird? 

Dieſe Auffaſſung wird jedoch dem wirklichen Gange der Ereig⸗ 
niſſe nicht gerecht. Man darf ſogar ſagen, daß die Quantitätstheorie 
in ihrer eigentlichen Formulierung! das urſächliche Verhältnis auf 
den Kopf ſtellt. Vergegenwärtigen wir uns doch die tatſächlichen 
Entwicklung! Sie iſt uns allen ja noch in lebhafter Erinnerung. 
Gleich nach Kriegsausbruch zogen die Preiſe für Lebensmittel an. 
Die Heeresverwaltung trat als rieſige Käuferin auf. Um den Preis 
wurde nicht ängſtlich gefeilſcht; alles war auf den baldigen Sieg 
eingeſtellt. Von Kriegslieferanten wurden bald große Gewinne er- 
zielt, die ihre Rückwirkungen auf das Niveau der Preiſe und Löhne 
ausüben mußten. Das ſind Vorgänge, die ſich bisher noch in jedem 
Kriege abgeſpielt haben. Allmählich tritt aber auch eine empfindliche 
Knappheit an Waren ein, die im Laufe der Jahre zu einem immer 
drückenderen Mangel wird. Die Herausziehung von Millionen von 
Männern, die immer umfaſſendere Einſtellung aller nationalen Kräfte 
für den Krieg, die Abſperrung vom Auslande tun ihre Wirkung. 
Der Kampf um die täglichen Bedarfsgüter, insbeſondere um die 
Lebensmittel, wird immer ſchärfer. Der Krieg zwingt den Staat 
zu immer rieſigeren Ausgaben, die durch die zunehmende Teuerung 
noch erhöht werden. Außer den Kriegsanleihen muß das Reich ge— 
waltige Beträge von Schatzwechſeln durch die Reichsbank diskontieren 
laſſen. Ungeheuer ſchwillt der Beſitz an Kriegsanleihen und ſonſtigen 
Guthaben gegen das Reich im Volke an. Breite Schichten, nicht 
nur die großen Kriegsgewinnler, haben das Gefühl, im Gelde zu 
ſchwimmen, und um ſo geringer wird der Widerſtand gegen die 
Preiserhöhung. So ſteigen Preiſe und Löhne immer höher. 

Nach dem Zuſammenbruch ſetzt ſich die Bewegung fort. Die 
Blockade hält noch lange an. Das Reich iſt zu arm und ſchwach 
geworden, als daß es den Mangel im Inlande durch Einfuhr hätte 
erſetzen können. Die Arbeitszeit wird verkürzt, die Arbeitslöhne 
ſchnellen empor, die Produktionskoſten in der Landwirtſchaft, im 


1 indem fie behauptet, die Geldvermehrung habe die Preiserhöhung ver- 
urſacht. N 
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Gewerbe und Bergbau ſteigen außerordentlich; der Mangel wird 
ſchlimmer, vor allem an Kohle, Kleidung, Metallen und Bauſtoffen. 
Infolgedeſſen wird das Reich, trotzdem der Krieg aufgehört hat, zu 
ungeheuren Ausgaben weiter genötigt. 

Aus dieſen Einwirkungen auf Angebot und Nachfrage ergab 
ſich die Teuerung. Selbſtverſtändlich wurde dieſe Entwicklung unter⸗ 
ſtützt, ja überhaupt nur möglich durch die ungemeſſene Ausgabe 
von Papiergeld. Es wäre aber ganz falſch, hierin den treibenden 
Grund der Teuerung zu ſuchen. Relativ, d. h. im Verhältnis zum 
Bedarf, iſt die Zunahme des Papiergeldes gar nicht ſo groß geweſen. 
Der Bedarf an Zirkulationsmitteln iſt ſeit Kriegsausbruch ganz ge— 
waltig geſtiegen. Das Heer gebrauchte rieſige Mengen an barem 
Gelde. Die militäriſchen Erfolge dehnten das Umlaufsgebiet unſerer, 
Dährung aus. Die Steigerung der Warenpreiſe und Löhne be⸗ 
anſpruchte wachſende Mengen an Zahlungsmitteln. Immer größere 
Geldmengen verſickerten bei Arbeitern, kleinen Händlern und Bauern, 
die nicht daran gewöhnt waren, ihre Zahlungsgeſchäfte möglichſt 
durch die Bank vermitteln zu laſſen. Die Umlaufsgeſchwindigkeit 
des Geldes nahm ab. Als die politiſche Lage unſicher wurde, 
namentlich nach dem Umſturz, wurde Geld in großen Beträgen ge⸗ 
hamftert; rieſige Summen wurden in das Ausland geſchafft; auch 
die Ausländer ſelbſt legten zu ſpekulativen Zwecken große Beträge 
fel. Man ſchätzt, daß ſich im Auslande 15—20 Milliarden unſeres 
Papiergeldes befinden. 

So beanſpruchten Staat und Volk eine immer größere Menge 
von Papiergeld, und auch das Ausland abſorbierte immer mehr da⸗ 
don. Die Reichsbank hatte Not, mit dem ſteigenden Bedarf Schritt 
m halten. | | 

Nicht der Überfluß an Geld trieb die Preiſe in die Höhe, 
sondern die Preiſe ſtiegen infolge der Knappheit und der erhöhten 
Kaufkraft im Volke, und dies zog einen erhöhten Geldbedarf nach 
Ad (der im übrigen auch durch andere Momente geſteigert worden 
it). Wenn die Ausgabe von Papiergeld dieſem Bedürfnis nicht 
entſprochen hätte und ein Mangel an Zirkulationsmitteln fühlbar 
geworden wäre, ſo hätte dies ſofort zu ganz unerträglichen Zuſtänden 
geführt. Von den Beſitzenden würde Geld im größten Maßſtabe an⸗ 
geſammelt und zurückgehalten worden ſein. Unter den allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen Bedingungen Deutſchlands war die Vermehrung 
der Zirkulationsmittel eine abſolute Notwendigkeit; ein Mangel an 
ihnen durfte nicht fühlbar werden. 
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Zu den Faktoren der Preiserhöhung gehörte, wie ich bereits 

bemerkte, auch die Steigerung der Kaufkraft im Volke. Dieſe 
Steigerung ergab ſich aber nicht etwa aus der Vermehrung des 
Geldes, ſondern daraus, daß infolge des Krieges breite Schichten 
der Bevölkerung ihren Verdienſt vermehrt hatten. Infolge der Kriegs- 
beſchaffungen zu hohen Preiſen hatte das Reich in Form von Kriegs- 
anleihen einen neuen Kapitalbeſitz von vielen Milliarden geſchaffen 
und hierdurch bewirkt, daß bei dem Kampf um die Waren immer 
höhere Preiſe gezahlt werden konnten. Es war eine bedauerliche 
Unterlaſſung der Finanzverwaltung, daß die vom Reich geſchaffene 
neue Kaufkraft nicht alsbald zu größerem Teile wieder weggeſteuert 
wurde, wie dies in England geſchehen iſt; anderenfalls hätten die 
Preiſe während des Krieges nicht ſo hoch klettern können. 
Daß die Quantitätstheorie die Entwicklung der Preiſe, alſo die 
Entwertung des Geldes ſeit dem Kriegsausbruch nicht befriedigend 
zu erklären vermag, geht auch ſchon aus der Überlegung hervor, 
daß die baren Zahlungen nur einen verhältnismäßig geringen Teil 
des geſamten Zahlungsausgleiches darſtellen. 

In die geſchilderte Entwicklung griff nun aber die Bewegung 
des Außenwertes, die Entwicklung der Deviſenkurſe ein, die zunächſt 
für ſich erklärt werden muß. 

Es kommen hierfür beſonders drei Momente in Betracht. Zu: 
nächſt die Rückſicht auf den augenblicklichen Wert des Geldes im 
Inlande. Wenn das Ausland deutſche Markwechſel annimmt oder 
kauft, ſo fragt es ſelbſtverſtändlich nach der Kaufkraft, die die Mark 
in Deutſchland hat. Wenn die Kaufkraft niedrig iſt, wenn alſo bei 
uns die Preiſe hochſtehen, ſo muß darunter auch der Wechſelkurs leiden. 

Das Ausland fragt aber nicht nur nach dem gegenwärtigen 
Geldwert, ſondern urteilt auch über die künftige Entwicklung. 
Denn große Mengen von Devifen find im ausländiſchen Beſitz, die 
nicht von heute auf morgen abgeſtoßen werden können. Es wird 
daher nach dor vorausſichtlichen militäriſchen, politiſchen und wirt: 
ſchaftlichen Entwicklung gefragt. Je ungünſtiger unſere Zukunft 
eingeſchätzt wird, um ſo tiefer müſſen die Kurſe ſinken. Sehr wichtig 
it dann ſchließlich die Geſtaltung der internationalen Zahlungs: 
bilanz, die ja früher, im Verkehr Deutſchlands mit anderen Gold: 
währungsländern, den Hauptfaktor der Valutaſchwankungen bildete. 
Je ungünſtiger das Verhältnis zwiſchen Ausfuhr und Einfuhr und 
je reichlicher aus ſonſtigen Gründen deutſche Deviſen angeboten 
werden, um ſo mehr wird der Kurs gedrückt. 
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Obgleich ſelbſtverſtändlich eine Ausgleichungstendenz zwiſchen 
dem Außen⸗ und Binnenwert vorhanden iſt, ſo fallen die beiden 
Bewegungen doch keineswegs zuſammen. Das Verhältnis zwiſchen 
ihnen hat ganz beſonders im Laufe des letzten Jahres höchſt be⸗ 
nerkenswerte Wandlungen durchgemacht. Zu Anfang des Krieges 
var der äußere Kurs im allgemeinen weniger zurückgegangen als 
der innere Wert. Die Preiſe waren bei uns durchſchnittlich ſchon 
eur das Doppelte geſtiegen, während der äußere Kurs nur 30 bis 
40% verloren hatte. Wer damals in das neutrale Ausland fuhr, 
hatte die Möglichkeit, dort mit Markvaluta billiger einzukaufen als 
in Deutſchland. 

Hierin iſt im Laufe des letzten Jahres, beſonders ſeit vorigem 
Sommer, eine jähe Wendung eingetreten. Der auswärtige Kurs iſt 
heute viel ſchlechter als der innere Geldwert. Dieſer ſteht augen: 
bliclich durchſchnittlich auf etwa 20% des Friedenswertes, während 
det Wechſelkurs nur noch 5%9 beträgt. Das Mißverhältnis iſt um . 
ſo größer, als ja auch im Ausland die Preiſe ſehr geſtiegen ſind, 
alſo auch der ausländiſche Geldwert geſunken iſt. Die Wandlung 
in dem Verhältnis zwiſchen Außen⸗ und Binnenwert erklärt ſich 
enmal aus der unheilvollen Entwicklung unſerer Zahlungsbilanz. 
Die haushälteriſche Valutapolitik des geſchloſſenen Staates, die 
rährend des Krieges getrieben wurde, konnte nach dem Waffen⸗ 
filfand nicht mehr fortgeſetzt werden. Wir waren nicht mehr 
her unſerer Grenzen; aus den beſetzten Gebieten ſtrömten un⸗ 
geheure Mengen von Waren ein, die größtenteils keinem not⸗ 
wendigen Bedarf, weder des Konſums noch der Produktion, dienten. 
Lom März bis zum Oktober ſollen durch das Loch im Weiten für 
17 Riliarden Mk. Waren eingeführt worden fein, darunter allein für 
Nilliarden Mk. Tabak und Zigaretten. Die Blockade hörte auf, die 
deviſenordnung wurde aufgehoben, auch bei der legalen Einfuhr 
rurde nicht mehr fo ſtreng gefragt, ob die Waren unbedingt not- 
vendig ſeien. Die Einfuhr von Kaffee, Apfelſinen uſw. wurde in 
großem Umfange zugelaſſen, ſtatt unſere Zahlungskraft ausſchließlich 
uf die Einfuhr von unentbehrlichen Lebensmitteln und notwendigen 
Nohftoffen für unſere Landwirtſchaft und Induſtrie zu beſchränken. 
Unjere Ausfuhr wurde durch die Störungen unſeres Wirtſchafts— 
lebens ſtark beeinträchtigt. So ergab ſich aus dem Verhältnis 
wilden Einfuhr und Ausfuhr eine rieſige Mehrforderung des Aus⸗ 
lundes 


Außerſt ungünſtig wirkte auf die Zahlungsbilanz die Flucht 
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deutſchen Geldes ins Ausland ein, mochte fie aus Furcht vor der 
Steuerſchraube oder vor unſerm völligen Zuſammenbruch, vor dem 
Geſpenſt des Staatsbankrotts erfolgen. Je kräftiger die Steuer- 
geſetze Vermögen und Einkommen zu faſſen ſuchten, um ſo größer 
ſcheint die Kapitalflucht geworden zu ſein. Die Defraudanten ſuchten 
im Auslande oder mit ausländiſchen Helfern im Inlande ihren 
Markbeſitz in fremde Werte einzuwechſeln. Die Folge davon war 
ein rieſiges Überangebot an deutſchen Deviſen. 

Noch verhängnisvoller war der Umſchwung in dem Vertrauen, 
das das Ausland unſerem Lande beimißt. Selbſt noch einige Monate 
nach dem Umſturz ſtand der Außenkurs im Verhältnis zum inneren 
Geldwert günſtig. Das neutrale Ausland war feſt überzeugt, daß 
das deutſche Volk, das ſo Gewaltiges im Kriege geleiſtet hatte, 
aus der Kataſtrophe ſich ſchnell wieder in die Höhe arbeiten würde. 
Die Ausländer konnten ſich nicht vorſtellen, daß ſich ſolch ein Wandel 
in Deutſchland vollzogen haben ſollte. Dann aber erhielten ſie Ge⸗ 
legenheit, ſich mehr und mehr von den Zuſtänden bei uns zu über⸗ 
zeugen. Entſetzt fragten ſie: iſt dies dasſelbe Land, dasſelbe Volk, 
wo dereinſt Fleiß und Redlichkeit herrſchten und wo ſich nun die 
Korruption breit macht und die Arbeitsſcheu prämiiert wird? Das 
Ausland wurde peſſimiſtiſch und begann zu glauben, daß Deutſchland 
vor völligem Ruin nicht mehr zu bewahren ſei. Dies ungünſtige 
Urteil über Deutſchlands Zukunft wurde ſelbſtverſtändlich geſtärkt 
durch die furchtbaren Opfer und Verpflichtungen, die uns der Ver⸗ 
ſailler Friedens ſchluß auferlegt. 

Sehr merkwürdig iſt im Gegenſatz zu dem Schickſal unſerer 
Mark das Verhältnis zwiſchen dem Außen: und Binnenwert des 
ruſſiſchen Rubels. Während der Rubel in Rußland kaum noch die 
frühere Kaufkraft einer Kopeke hat, gibt man in Stockholm für 
1000 Dumarubel noch 70 Kronen =: 79 Mk. Gold, für Zarenrubel 
ſogar 200 Mk. Gold. Der Binnenwert des Rubels beträgt daher 
nur 1% é, während ſelbſt der Dumarubel im Auslande noch 3 % 
ſeines früheren Wertes beſitzt. Offenbar kommt hierin das Vertrauen 
auf die unverwüſtlichen natürlichen Kräfte dieſes rieſigen Agrarlandes 
zum Ausdruck. 

Fragen wir uns nunmehr nach den Folgen unſerer Valuta⸗ 
entwertung! Zunächſt muß betont werden, daß die Entwertung des 
Geldes an und für ſich keine Verringerung unſeres Volksvermögens 
bedeutet. Sie führt zu gewaltigen Verſchiebungen zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Individuen und Klaſſen unſeres Volkes, im ganzen aber wird 
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das Volk unmittelbar dadurch nicht ärmer. Die für die Volksgeſamtheit 
ſchädlichen Wirkungen ergeben ſich nicht ſo aus dem Tiefſtand der 
Valuta wie vielmehr aus ihrer Unfeſtigkeit, aus ihren großen 
Schwankungen. 

Beſonders beklagt wird die Geldentwertung ſelbſtverſtändlich 
son allen Beſitzern von Forderungsrechten, die unter früheren Ver⸗ 
zältniſſen begründet waren, den Inhabern von Rentenanſprüchen, 
den Eigentümern von Hypotheken, von Obligationen, alſo auch von 
Neichs⸗ und Staatsanleihe. Überaus zahlreiche Angehörige des Mittel⸗ 
ſtandes, aber auch der Arbeiterſchaft werden hierdurch hart betroffen. 
Die Sparkaſſen, Genoſſenſchaften, die Landesverſicherungsanſtalten, 
alſo die Trägerinnen der Alters- und Invalidenverſicherung, haben 
große Verluſte erlitten und mit ihnen Millionen von Perſonen, die 
dinter dieſen Einrichtungen ſtehen. Es kommt hierbei nicht nur der 
kursrückgang der Kriegsanleihen und ſonſtigen Obligationen in Be- 
nacht, ſondern viel mehr noch die geringere Kaufkraft der aus ihrer 
Lerzinſung vereinnahmten Gelder. 

Für alle Schuldverpflichtungen aus früherer Zeit bedeutet die 
Seldentwertung dagegen eine entſprechende Erleichterung. Der Land: 
virt zum Beiſpiel hat an ſeinen Hypothekenzinſen weniger ſchwer 
u tragen, wenn die Preiſe feiner Produkte nicht nur abjolut ſteigen, 
ſndern auch im Verhältnis zu den Produktionskoſten, wenn alſo 
det Reinertrag ſeines Betriebes ſich vergrößert und hierdurch die 
Entwertung des Geldes ganz oder auch nur zum Teil ausgleicht. 
I grandioſeſtem Maße kommt dieſe Schuldentlaſtung dem größten 
Schuldner im Lande, dem deutſchen Reichsfiskus, zuſtatten. Infolge 
der Dehnung aller Wertverhältniſſe fließen auch ſeine Einnahmen, 
dir allem die Steuern, ergiebiger; die Zinſen⸗ und Tilgungslaſt da⸗ 
gegen bleibt unverändert. Wenn die Einnahmen des Reiches gleichen 
Schritt hielten mit der Erhöhung der Preiſe, ſo würden die 
270 Milliarden Reichsſchulden nicht drückender fein als nach früherem 
Naßſtabe 40 Milliarden, und wenn ſich der innere Geldwert und die 
krichseinnahmen dem Außenkurs anpaßten, fo würde die Schulden⸗ 
af nach ehemaligem Begriff nur einem Betrage von 10 Milliarden 
entſprechen. 

Eigentümliche Wirkungen übt die Papierwährung auf die Finanz⸗ 
delitik aus. Im Zeichen der Goldwährung konnte ſich der Finanz⸗ 
niniſter gegenüber den Forderungen der Reſſorts hinter dem Argu⸗ 
nent des friderizianiſchen Marginalbeſcheides verſchanzen: Non 
habeo pecuniam, ich habe kein Geld. Heute hat dies Wort feine 
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Beweiskraft, ſogar feinen Sinn verloren. Früher war das Geld ein 
feſter, realer Begriff; da hieß es, ſich nach der Decke ſtrecken. Heute 
gibt es das gar nicht, daß es kein Geld gibt. Es kann ja unbegrenzt 
gedruckt werden. Für Erwerbsloſenfürſorge, für verluſtbringende Ab: 
gabe teurer ausländiſcher Nahrungsmittel zur Verbilligung der Lebens⸗ 
haltung werden Milliarden ſchlank bewilligt. Begrenzt dagegen, ſo⸗ 
gar ſehr begrenzt iſt heute die Gütererzeugung, die der Nahrung, 
Kleidung und allem ſonſtigen Bedarf des Volkes dient. Geld iſt 
eine Anweiſung auf eine Quote an dieſen Gütern. Geld iſt der 
Verteilungsſchlüſſel. Je mehr Geld die einen an ſich bringen oder 
je mehr Geld vom Staate für beſtimmte Zwecke bewilligt wird, 
deſto kleiner wird die Quote für die übrigen. Für ſtaatliche Geld⸗ 
ausgaben gilt daher heute erſt recht, daß ſie weniger nach fiskaliſchen 
Geſichtspunkten als vielmehr nach ihren allgemeinen volkswirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Wirkungen erwogen werden müſſen. 

In den Beziehungen zum Ausland äußert ſich die Geldentwertung 
hauptſächlich nach folgenden Richtungen: 

Der Bezug von Lebensmitteln und Rohſtoffen aus dem Auslande 
erfährt eine Verteuerung, die um ſo drückender wirkt, je tiefer der 
Außenwert unter den Binnenwert des Geldes ſinkt. Was dies für 
unſer Volk in der jetzigen Lage bedeutet, bedarf keiner Ausführung. 

Das Mißverhältnis zwiſchen dem Außenkurs und dem inneren Geld— 
wert hat anderſeits die Warenausfuhr aus Deutſchland außerordent⸗ 
lich erleichtert. Mit 100 Franken kann der Schweizer für 2000 Mk. 
Waren bei uns kaufen. Deutſchland iſt für das Ausland das billigſte 
Land geworden. Keine andere Erſcheinung hat uns in den letzten 
Monaten ſo erſchreckt wie der ſogenannte Ausverkauf Deutſchlands. 
Unſer Land, das ſo arm an Bedarfsgütern geworden iſt, muß zu— 
ſehen, wie ſelbſt Kleidungsſtoffe und Schuhwerk in großen Mengen 
exportiert werden, und wie ſogar Getreide und Vieh in unheimlichem 
Umſang über die Grenze geſchmuggelt werden. Es handelt ſich aber 
nicht nur um einen Ausverkauf von Vorräten aus früherer Zeit, 
ſondern es ſcheint ſich überhaupt der künftige Verkehr mit dem Aus⸗ 
lande auf der Grundlage einrichten zu wollen, daß uns teure Roh- 
ſtoffe zugeführt werden, die wir als Fabrikate billig wieder abgeben 
— ein Veredelungsverkehr, in dem die Verſklavung des deutſchen 
Volkes zum Ausdruck gekommen iſt, noch ehe die eigentliche Aus— 
führung des Verſailler Friedens recht begonnen hat. Es iſt heute 
zum Beiſpiel möglich, Seide zu unerſchwinglich ſcheinenden Preiſen 
zu importieren, und trotzdem ſind die daraus hergeſtellten Erzeugniſſe 
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erportfähig. Dies iſt möglich, weil die Verarbeitung des Rohſtoffes 
in Deutſchland mit Kohle und menſchlicher Arbeitskraft erfolgt, die 
im Vergleich mit dem Ausland, im Verhältnis zu den Deviſenkurſen 
billig find. Denn fo ſehr die Löhne geſtiegen find, fo viel über 
„unvernünftige” Lohnforderungen der Arbeiter geklagt wird, in Wirk⸗ 
lichkeit ſind die Löhne niedrig. Der Arbeiter kann ſich für ſeinen 
Lohn lange nicht ſd viel leiſten wie in früherer Friedenszeit. Selbſt⸗ 
vertändlich gibt dies dem Arbeiter nicht das Recht, ſich als bejon- 
deren Märtyrer zu fühlen; viele andere haben unter der Geld— 
entwertung noch mehr gelitten. Im übrigen beruht der niedrige 
Arbeitslohn auch darauf, daß im Verhältnis zum Außenwert 
mſeres Geldes — ich betone dies — die Lebensmittel, wenigſtens 
die amtlich zugeteilten, billig ſind. Die amtlichen Preiſe, wie ſie 
zuletzt beſtanden, waren anch niedrig im Verhältnis zu den Pro⸗ 
duktionskoſten. 

So droht uns der „Ausverkauf“ bettelarm zu macheu. Es iſt 
dies eine Gefahr, die allgemein mit Papierwährung oder, genauer 
geſagt, mit ſtarkem Weichen der Wechſelkurſe verbunden iſt, wenn 
der innere Geldwert in der rückläufigen Bewegung ein langſameres 
Zeitmaß innehält. Schon vor 100 Jahren ſchrieb Heinrich Rau !: 

„Solange das Sinken des Papieres gegen Münze noch fort— 
währt, iſt es begreiflich, daß die Preiſe der Waren nicht ſchnell 
genug dieſer Veränderung folgen können“... „Die Folge .. 
iſt, daß .. .. inländiſche Waren von Fremden um einen allzu 
niedrigen Preis gekauft werden können, bei dem zwar nicht gerade 
die Verkäufer, aber wegen des zu geringen Lohnes die Arbeiter, 
die Erzeuger von Nahrungsmitteln und dergleichen, verlieren.“ 

Wie hat früher das Sinken der Papierrubels, der Sturz der 
Silberrupie Getreide aus Rußland, aus Indien herausgeſogen! 
Man pflegte zu ſagen, die Ausfuhr aus jenen Ländern beruhe weniger 
auf tatſächlichem Überſchuß als auf der Unterernährung des Hindu⸗ 
bauern und des ruſſiſchen Muſhiks. 

Wir ſuchen uns dieſer Kalamität zu erwehren, indem wir 
darauf gehalten, daß an Ausländer möglichſt mit Valutazuſchlägen 
verkauft wird. Eine weite Spannung bleibt aber dennoch zum 
Schaden unſerer Volkswirtſchaft beſtehen. 

Selbſtverſtändlich muß der Export unſere Inlandspreiſe in die 
Höhe treiben. Es beſteht ſomit eine ſtändige Ausgleichungstendenz 
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zwiſchen dem Außen- und Binnenwert des Geldes. Solange aber 
unſere allgemeine volkswirtſchaftliche und finanzielle Lage ſich nicht 
beſſert, iſt zu befürchten, daß die Außenkurſe dem inneren Geldwerte 
in der Abwärtsbewegung weiter vorausgehen. 

Auf ähnliche Weiſe wie der Warenausverkauf wird auch der 
Übergang deutſcher Vermögenswerte, immobiler und mobiler Werte, 
an das Ausland begünſtigt. Das Eindringen ausländiſchen Kapitals 
in unſere Aktiengeſellſchaften, das bis zu einer gewiſſen Grenze in: 
fofern erwünſcht fein kann, als das Ausland dadurch an der Wieder: 
kräftigung unſerer Wirtſchaft intereſſiert wird, kann zu einer Gefahr 
werden, wenn es zur dominierenden Macht wird. Gegen dieſe jo: 
genannte Überfremdung ſuchen ſich die Geſellſchaften durch Ausgabe 
von Vorzugsaktien mit erhöhtem Stimmrecht in geſichertem deutſchen 
Beſitz oder durch andere Maßnahmen zu ſchützen. Trotzdem werden 
wir anſcheinend nicht dem Schickſal entgehen können, daß bedeutende 
Teile des deutſchen Bodens und zahlreiche gewerbliche Unternehmungen 
gegen ein viel zu billiges Entgelt unter die Gewalt der Fremden 
kommen. 

Sehr empfindlich iſt auch die Erſchwerung der Auswanderung 
durch den Valutaſturz. Wie die Dinge bei uns nun einmal liegen, 
iſt es begreiflich, wenn Hunderttauſende und Millionen junger ſtreb⸗ 
ſamer Männer ſich aus der Engigkeit und dem grauen Elend der 
Heimat hinausſehnen, um in der Fremde ihr Glück zu begründen. 
Aber mit welchen Koſten iſt heute eine Reife über den Ozean ver- 
knüpft! Und wenn der Auswanderer vielleicht mit 20 000 Mk. drüben 
ankommt, ſo gilt dieſe Summe dort nur 250 Dollars. Nach wenigen 
Wochen iſt er am Ende ſeiner Mittel. 

Doch es kann hier nicht meine Aufgabe ſein, alle materiellen 
Wirkungen der Geldentwertung zu erſchöpfen. Aber vergeſſen dürfen 
wir nicht das furchtbare ethiſche Unheil, das aus der Bewegung der 
Preiſe und Valutakurſe entſpringt, die wilde Spekulation, die Un⸗ 
ſolidität, die immer mehr in Handel und Wandel einreißt, das 
Schiebertum, das ſeinen Nährboden in der ohnehin vorhandenen 
Teuerungstendenz findet und dadurch die Teuerung noch verſchlimmert. 

Kurzum, es ſind traurige, ja unleidliche Zuſtände. Parlament 
und Regierung, Theoretiker und Praktiker zerbrechen ſich die Köpfe 
über den Ausweg. Wäre es nicht das beſte, den Sprung in eine 
ganz andere Ordnung zu wagen, in den Kommunismus, der uns 
von allen Sorgen und Leiden dieſer (wie es ſcheint) unrettbar ver⸗ 
fahrenen Privatwirtſchaft zu befreien verſpricht. Sind wir dem 
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Kommunismus nicht ſchon durch die Geldentwertung praktiſch nahe⸗ 
gerückt. Ein Mann, der eine Million Kriegsanleihe beſitzt, iſt nach 
Rechnung des ausländiſchen Valutaſtandes und unter Berückſichtigung 
des Kursverluſtes dieſer Papiere nicht reicher als der Beſitzer von 
40000 Mk. in früherer Friedenszeit und auch dies nur inſoweit, als 
ihm der Reichsfinanzminiſter ſein Geld nicht abnimmt. Iſt dies 
nicht ſchon Verwirklichung des Kommunismus? Ja, dies wäre gut 
und ſchön vom Standpunkt des Ideals, daß jeder nur vom Ertrag 
ſeiner Arbeit leben ſoll. Aber wir wiſſen: gleichzeitig hat ſich ein 
ungeheurer neuer Beſitz gebildet, großenteils in erheblich weniger 
rinen Händen als der alte zerſtörte Beſitz. Es iſt begreiflich, wenn 
man beim Anblick der Kriegs⸗ und Revolutionsgewinnler kommuniſtiſche 
Anwandlungen empfindet. 

Indeſſen (von allem anderen abgeſehen): würde der Kommunismus 
das Geld abſchaffen können? Wie ſollen die unzähligen wirtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen den Millionen Subjekten einer kommu⸗ 
mfifhen Ordnung geregelt werden ohne den Jahrtauſende alten 
Negulator des Geldes. Wie will man zum Beiſpiel die Millionen von 
Kleinbauern bewegen, über den Bedarf ihrer Familie und Wirtſchaft 
ſuaus zu produzieren, wenn die Aufhebung der Geldwirtſchaft ſie 
der Möglichkeit beraubt, ihr Vermögen zu mehren und für ihre 
Kinder zu ſparen? Mag fein, daß im Laufe der Zeiten dieſe Pro⸗ 
bleme gelöſt werden. Jetzt würde die Beſeitigung des Geldes das 
Chaos und eine ungeheure Minderung der Produktion herbeiführen. 
Solange aber Geld beſteht, wird ſich immer wieder neuer Reichtum 
bilden, wenn auch der alte guillotiniert wird. Selbſt der kon⸗ 
ſeſuenteſte kommuniſtiſche Praktiker, Lenin, hat dies nicht verhindern 
men. Auch im RNäte⸗Rußland iſt das Geld nicht abgeſchafft, und 
denn ſich die Schleier lüften, wird man ſtaunen, was dort Speku⸗ 
Imtn, Schieber und Wucherer an ſich gebracht haben. Auch in 
bins Reich praſſen die einen, während die anderen darben. Der 
Solga⸗Kaviar will gegeſſen fein. 

Ohne Geld wird die Volkswirtſchaft für abſehbare Zeit nicht 
vefiehen können. Wir müſſen daher ſuchen, uns mit ihm erträglich 
anzurichten. 

Für die Reform kommen zwei Ziele in Frage: die Feſtigung 
md die Erhöhung des Geldwertes. Daß das erſte anzuſtreben 
ü, lann nicht zweifelhaft fein. Bezüglich der Erhöhung gehen die 
Juereſſen und Anſichten ſehr auseinander. Dem Auslande gegen⸗ 
iber bedeutet die Erhöhung der Deviſenkurſe an ſich keine . 
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rung unſeres Volkes; worauf es ankommt, iſt die Feſtigkeit der 
Kurſe und die unter dieſer Vorausſetzung unausbleibliche Aus⸗ 
gleichung des Außenwertes mit dem Binnenwert unſeres Geldes. 
Im inneren Verkehr iſt an der Erhöhung des Geldwertes natürlich 
der Beſitzer von Staatsanleihen und ſonſtigen Forderungen intereſſiert. 
Dem älteren Beſitz gegenüber iſt es ja auch recht und billig, auf 
eine Verbeſſerung des Geldwertes hinzuwirken. Hierbei iſt aber zu 
beachten, daß daraus auch der neue Beſitz Vorteil zieht, der bei 
niedrigem Geldwert begründet iſt, und im übrigen alle Schuldner 
benachteiligt werden, deren Verpflichtungen aus den letzten Jahren 
herrühren, an erſter Stelle das Reich. Der Ausgleich zwiſchen 
dieſen widerſtreitenden Intereſſen kann daher nur auf mittlerer Linie 
erwünſcht ſein. Eine Rückkehr der Mark zu dem Münzfuß unſerer 
ehemaligen Goldwährung kann nicht und darf nicht angeſtrebt werden. 
Eine Devalvation bei ſpäterer Rückkehr zur Gold⸗ oder Goldkern⸗ 
währung wird nicht zu vermeiden ſein. 

Zu einer Feſtigung unſerer Valuta fehlen augenblicklich noch 
die volkswirtſchaftlichen Vorausſetzungen. Unſer Schifflein ſchaukelt 
noch auf zu ſtürmiſchen Wellen. Einſtweilen kommen nur Maß⸗ 
nahmen in Frage, die auf eine Erhöhung des Geldwertes, alfo au) 
einen Abbau der Preiſe hinwirken. 

Es ſind zahlreiche finanzpolitiſche und währungstechniſche Aktionen 
vorgeſchlagen oder auch ſchon in Angriff genommen worden. Der 
„Erfolg erſcheint mir bei allen dieſen Mitteln zweifelhaft oder doch 
nicht durchſchlagend. 

Durch allerlei Steuern ſoll die Kaufkraft gemindert werden, 
die das Reich ſeit Kriegsausbruch geſchaffen hat. Ein anſcheinend 
zweckmäßiger Weg, wenn man berückſichtigt, daß jene Kaufkraft— 
vermehrung zu den Faktoren zählte, die die Preiſe in die Höhe 
trieben. Indeſſen wird eine rückläufige Entwicklung ſich bei weitem 
nicht fo glatt vollziehen wie die Aufwärtsbewegung. Viele Pro- 
duzenten und Kaufleute werden die Steuern durch Preisaufſchläge 
abzuwälzen ſuchen. Vor allem aber werden die Arbeiter ſchwer dazu 
zu bewegen ſein, in eine Reduktion der Löhne einzuwilligen, und die 
Löhne bilden nun einmal das Rückgrat der Warenpreiſe. 

Die Steuern verfolgen ja nun aber in erſter Linie den Zweck, 
unſere Finanzen zu ſanieren, mit den unſoliden ſchwebenden Schulden 
aufzuräumen und den Reichsfiskus durch den Einklang der Ein⸗ 
nahmen mit den Ausgaben der Notwendigkeit zu entheben, durch 
fortgeſetzte Begebung von Reichsſchatzwechſeln die Notenpreſſe in 
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Gang zu halten. Wenn dies gelänge, ſo würde dies zweifellos 
einen guten Eindruck auf das Ausland machen und unſere Wechſel— 
kurſe günſtig beeinfluſſen. | 

Aber der Erfolg iſt eben zweifelhaft. Die volkswirtſchaftliche 
Produktion wird durch die Steuergeſetze nicht gehoben. Die 
Knappheit an Lebensmitteln und Rohſtoffen wird nicht dadurch ge— 
andert. Die Preiſe werden daher weiter ſteigen, die zunehmende 
Teuerung wird den Finanzbedarf weiter erhöhen, das Reich kommt 
daher nicht aus dem Defizit heraus, und ſolange die Teuerung an⸗ 
bält, wird eine Einſchränkung des Notenumlaufs aus dem früher 
dargelegten Grunde nur mit Vorſicht ſtattfinden können. 

Es iſt nicht etwa ein Unkenruf, ſondern feſtſtehende Tatſache, 
daß alle die neuen Steuergeſetze eine weitere Preisſteigerung nicht 
verhindern können. Die Kohlenpreiſe werden in kurzen Zeitabſtänden 
immer höher hinaufgeſetzt, die Eiſenbahntarifſätze werden am 1. März 
verdoppelt, eine bedeutende Erhöhung der amtlichen Preiſe für 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſteht bevor und muß erfolgen, wenn 
die Produktion von Lebensmitteln nicht noch weiter ſinken ſoll. Ein 
Abbau der Zwangswirtſchaft liegt im dringenden Intereſſe der 
Landwirtſchaft; die unvermeidliche Folge wird eine weitere ganz 
außerordentliche Verteuerung der Lebenshaltung ſein. Die Steuer⸗ 
geſeze werden vorderhand hinter dieſer tatſächlichen Entwicklung 
einherhinken, das Defizit bleibt. Je ſchärfer die Steuerſchraube von 
neuem angeſetzt wird, deſto ſchlimmer wird die Kapitalflucht werden, 
deſto ſtürmiſcher werden deutſche Deviſen auf den Markt geſchleudert. 
Zu allem kommen ja noch die Forderungen der Feinde, die 
eigentlich auf den Betrag „unendlich“ lauten, ſo daß alle 
Sanierungsverſuche, ſelbſt wenn ſie an ſich zweckmäßig ſind, keine 
fühlbare Erleichterung ſchaffen können. Optimiſten hoffen ja nun 
allerdings, daß die Suppe nicht ſo heiß gegeſſen * wie ſie in 
Verſailles gekocht wurde. 

Wahrlich, unſere Lage iſt faſt ders eifel und es iſt nicht zu 
verwundern, wenn ganz verwegene Projekte auftauchen, um die 
Situation in letzter Stunde zu retten, ſo von Bendixen, der nicht 
mehr und nicht weniger vorſchlägt, als daß das Reich ſich mit einem 
Schlage aller ſeiner Sorgen um Verzinſung und Tilgung der Kriegs⸗ 
anleihen dadurch erledigt, daß es die Stücke anfordert und durch 
Anbringung eines Stempels die Talons als gleichlautende Darlehns⸗ 
kaſſenſcheine, alſo als Papiergeld zurückerſtattet. Eine Kur à la 
Eiſenbart. Die Folge wäre, daß der Staat ſich des Kredits für 
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abſehbare Zeit begäbe und durch die rieſige Vermehrung der Zirku⸗ 
lation, die in dieſem Falle tatſächlich eine Inflation im Sinne der 
Quantitätstheorie wäre, die Preiſe noch gewaltig emporſchnellen 
würden und damit auch der Finanzbedarf. Das Defizit wäre alſo 
doch gleich wieder da. Aber wer weiß? Die Not der Zeit wird uns 
vielleicht zu ganz abenteuerlichen Maßnahmen zwingen. 

Eine wirkliche Geſundung unſerer Währung, unſerer Finanzen, 
unſerer Volkswirtſchaft können wir nur von der Wiederhebung der 
Produktion erwarten. Die Arbeit muß wieder zu Ehren kommen. 
Der Sozialismus nennt ſich das Evangelium der Arbeit. Da darf 
ein Kautsky den Kleinbauern nicht als kulturloſen Heloten ſchelten, 
weil deſſen Tage von früh bis ſpät durch Arbeit für ſeine Scholle 
ausgefüllt wird. Wer ſo ſpricht, iſt ſich des Segens der Arbeit, des 
inneren Glückes, das ſie gewährt, nicht bewußt. „Das menſchliche 
Leben währt 70 Jahre, und iſt es köſtlich geweſen, ſo iſt es Mühe 
und Arbeit geweſen.“ 

Nur durch Wiederverlängerung der Arbeitszeit, durch Wieder⸗ 
herſtellung der Arbeitsdiſziplin, durch beſſere Verbindung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge mit der Arbeitspflicht kann Deutſchland wieder 
in die Höhe kommen. Manches hat ſich in den letzten Monaten ſchon 
gebeſſert, aber von einer wirklichen Geſundung ſind wir noch weit 
entfernt. Es ſcheint, als ob wir eine noch viel härtere Schule 
durchmachen müſſen. 
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ls die Bolſchewiſten am 21. März 1919 in Ungarn zur Regierung 

gelangten, fanden ſie dort ein ſpezifiſches Währungsproblem 
vor. Es bildete eine Grundlage, mit der die Durchführung der 
eigenen bolſchewiſtiſchen Geldpolitik in irgendeiner Art zu rechnen 
haben mußte. Es ſoll deshalb vorweg im folgenden kurz ſkizziert 
werben. 


Il. Die ungariſche Währung am 21. März 1919 


Gold hatte ſich in der Monarchie nie recht im Verkehr halten 
können und war alsdann während des Krieges ganz verſchwunden. 


! Diefer Auffa baut ein Teilgebiet meiner im vorigen Hefte dieſer Zeit⸗ 
ſcrift erſchienenen Abhandlung über die Wirtſchaftsführung der ungariſchen 
dolſchewiſten weiter aus. Ich unterlaſſe es infolgedeſſen an dieſer Stelle, die 
bolſchewiſtiſche Geldpolitik durch eine beſondere Einführung in den allgemeinen 
ahmen der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft einzugliedern und ſetze die Kenntnis 
dieſer Beziehungen als bekannt voraus. 

Für weitgehende Unterſtützung bei meiner Bearbeitung gerade dieſes 
Spezialgebietes bin ich Herrn Dr. Marzell Fiſchel zu beſonderem Danke 
verpflichtet. 

Die zur Ergänzung meiner eigenen Wahrnehmungen und Enqueten heran⸗ 
gepogene Literatur wurde bereits zu Beginn meiner erwähnten Abhandlung an⸗ 
gegeben. Neu zugezogen wurden u. a. noch die Zeitungen „Az ujsäg“ und 
„Pesti hirlap“. 

Quellennachweiſe für herangezogene Geſetze und Verordnungen ſowie einige 
Auszüge aus ihnen fin den ſich am Ende dieſes Aufſatzes. 
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Das Silbergeld war bereits ſeit 1915 allmählich eingezogen worden. 
So kurſierte am 21. März 1919 in Ungarn mit Ausnahme eiſerner 
und nickelner Scheidemünzen nur Papiergeld, und zwar handelte es 
ſich hierbei einmal um das früher gemeinſame Geld der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie. Es waren dies verſchiedene Banknoten⸗ 
emiſſionen der Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank mit der Stückelung: 
10 000, 1000, 100, 50, 20, 10, 2, 1 K, ſoweit ſie nicht von den 
Teilſtaaten der alten Monarchie überſtempelt waren. Dieſe nationale 
Überftempelung war bereits vor dem Auftreten der Räteregierung 
überall mit Ausnahme von Ungarn, Polen und Rumänien erfolgt oder 
doch begonnen. Schon in der zweiten Hälfte des Februar hatte die 
Tſchecho⸗Slowakei ihre freilich primitive Kennzeichnung der Noten, 
und zwar der Stücke von 10 — 10000 K, in Angriff genommen. 
In Jugoſlawien hatte ſich die Maßnahme überhaupt auf ſämtliche 
Werte erſtreckt, doch war ſie hier in beſonders leicht nachahmbarer 
Weiſe erfolgt. Deutſch⸗Oſterreich endlich hatte kurz vor dem 21. März 
überſtempelt, und zwar wie die Tſchecho⸗Slowakei nur die Noten von 
10-10 000 K. Ein weſentlicher Teil! der von dieſen drei nationalen 
Kennzeichnungen nicht betroffenen Noten der genannten Emiſſionen 
kurſierte nun in Ungarn. Sie wurden hier im Volksmunde ſpäter, 
mit Ausnahme der 2 und 1 K, „altes blaues“ Geld genannt. Zu 
dieſer Gruppe von in Ungarn gültigen Emiſſionen war jedoch noch 
eine zweite getreten. Einmal hatte nämlich die Oſterreichiſch⸗ 
ungariſche Bank unter dem Datum des 27. Oktober 1918 in Wien 
und Budapeſt primitiv einſeitig bedruckte Noten mit der Stückelung 
200 und 25 K, erſtere mit der Numerierung 1— 1999, letztere 
1—2999 herausgebracht. Dieſes Geld wurde im ungariſchen Volks⸗ 
munde ſpäter „altes weißes“ oder „weißes Einſergeld“ genannt. 
Es war urſprünglich beſtimmt für die ganze Monarchie und war in 
ſeiner Umlaufszeit bis zum 30. Juni 1919 beſchränkt. Infolge des 
Zerfalles der Monarchie wurde es jedoch von der Tſchecho⸗Slowakei 
und Jugoſlawien nicht mehr anerkannt und galt deshalb tatſächlich 
nur in Deutſch⸗Oſterreich und Ungarn. In Wien wurde es entgegen 
der urſprünglichen Beſtimmung bereits zum 31. März einberufen. 
In Wirklichkeit aber wurde dieſer Termin weder in Ungarn noch 
in Deutſch⸗Oſterreich eingehalten. Außer dieſer zunächſt eigentlich 
für alle Länder der Monarchie beſtimmten Emiſſion war endlich vor 


1 Ein geringerer Teil entfiel noch auf Siebenbürgen und die Bukowina 
und auf Galizien. 
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dem 21. März in Ungarn noch eine weitere in Umlauf. Sie war 
von vornherein nur für Deutſch-Oſterreich und Ungarn heraus— 
gebracht. Sie umfaßte einen Neudruck lediglich der alten blauen 
20 Kronennoten mit dem beſonderen Vermerke: 2. Auflage. 

Die Noten dieſer verſchiedenen Emiſſionen fand alſo der Bol⸗ 
ſchewismus nebeneinander in Ungarn vor. Sie alle aber zeigten 
eine bedeutſame Eigenſchaft: fie beſaßen zwar zum großen Teiler ihr 
dauptumlaufsgebiet in Ungarn, aber fie waren trotz der nationalen 
überſtempelungen infolge ihrer Herleitung aus der Währung der 
Konardie in mehr oder minder geringem Umfange auch 
noch außerhalb der Grenzen Ungarns im Verkehr. 
deswegen mußten auf alle geldpolitiſchen Maß— 
nahmen, welche die ungariſche Räteregierung etwa 
gegenüber dieſen Noten treffen wollte, Faktoren von 


außen her einwirken, denen gegenüber die ungariſchen. 


Zolſchewiſten keine Machtmittel beſaßen. 

Waren aber auch ſo die am 21. März in Ungarn im Umlaufe 
befindlichen Noten als anational charakteriſiert, jo trafen doch 
gerade wegen dieſer Eigenſchaft die Bolſchewiſten eine beſondere 
Tendenz der vorangegangenen Regierung zur Nationaliſierung der 
Währung an. Schon ſeit der Auflöſung der Monarchie wünſchte 
Ungarn über die alten gemeinſamen aus der Währung ſich ergebenden 
Schulden mit der Tſchecho⸗Slowakei, Jugoſlavien und Deutſch⸗ 
Oierreich zu verhandeln. Es begegnete aber einer Ungeneigtheit 
der beiden erſtgenannten Länder. Dadurch befand ſich Ungarn in 
ener ſchwierigen Lage. Ließ man die anderen Staaten durch Über⸗ 
fempelung und gleichzeitige Zählung ihren Schuldenteil ſelbſtherrlich 
regeln, fo blieb, falls nicht etwa ein anderer Verteilungsſchlüſſel 
fon der Entente beſtimmt wurde, auf Ungarn der ganze Reſt der 
Schuld haften. Dieſe Verteilung aber wäre im Falle einer Iden⸗ 
imziering der umlaufenden Notenmenge mit der Schuld des Staates 
(Umlaufgebieted) an die Notenbank ungerecht geweſen. Als Schutz 
zegen die Aufbürdung eines zu hohen Schuldenteiles blieb deshalb 
mr die ſelbſtherrliche Nationaliſierung der Währung auch in Ungarn 
übrig. Dieſer Frage trat man jedoch erſt ſehr ſpät näher, um nicht 
den Eindruck zu erwecken, daß gerade das beſiegte und Anſchluß an 
die Entente ſuchende Ungarn die Übernahme des Teiles der Schuld 
ablehne, zu der es rechtlich verpflichtet war. Erſt als die anderen 
Kinder mit ihrem Beiſpiele vorangegangen waren, bereitete man 
auch in Ungarn die Nationaliſierung vor. Und zwar wollte man 
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zunächſt die Noten der Emiſſionen der Monarchie überſtempeln. 
Darauf ſollte etwa im Juni 1919 nach Überwindung der großen 
Schwierigkeiten des in Budapeſt keine genügenden techniſchen Ein⸗ 
richtungen vorfindenden Notendruckes die Einführung ſelbſtändigen 
eigenen Geldes folgen. Die künſtleriſchen Entwürfe für dieſes Geld 
waren bis zum 21. März bereits fertig geſtellt. Auf dieſe Grund⸗ 
tendenz der Nationaliſierung der ungariſchen Währung, die übrigens 
ſchon in den Verhältniſſen der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie 
Wurzeln beſaß!, traf der Bolſchewismus. 


ll. Das urſprüngliche kommuniſtiſche Geldprogramm der 
Bolſchewiſten und die Aus ſichten für feine Verwirklichung 


Die Bolſchewiſten fanden alſo in Ungarn am 21. März eine 
Geldwährung. Das heißt fie fanden einen Verkehr in einem Spezialgut 
gls allgemein gebräuchlichem Tauſchvermittler. Sein Tauſchwert war 
mit geſtützt auf den Eigenwert einzelner Güter (Metall) oder Forde⸗ 
rungen. Die Rechnungseinheit des Tauſchvermittlers leitete ſich ab 
von der Mengeneinheit eines beſtimmten Gutes. Für den ſo charakteri⸗ 
ſierten Tauſchvermittler aber beſtand die Tendenz einer nationalen 
ungariſchen Umgrenzung. 

Dieſer Währung und dieſer Tendenz ſetzten nun die Bolſche⸗ 
wiſten zunächſt den allgemein kommuniſtiſchen Gedanken einer völligen 
Abſchaffung des allgemeinen Tauſchvermittlers entgegen. Zweitens 
aber wollten ſie die trotzdem noch für den Vergleich der Güter unter⸗ 
einander nötige Rechnungseinheit nicht mehr ſchöpſen aus dem 
Werte eines Spezialgutes, ſondern aus dem allen Gütern gemein- 
ſamen Produktionsprozeß. 

Für die ſehr kurz gedachte Übergangszeit bis zur gänzlichen 
Außerverkehrsſetzung des Geldes ſollte wenigſtens der Gebrauch von 
Bargeld in der Zahl ſeiner Transaktionen möglichſt eingeſchränkt 
werden. So beſtimmten die für das Finanzkommiſſariat aufgeſtellten 


1 Einerſeits war ſchon ſelbſt im Rahmen des gemeinſamen Noteninſtitutes 
den beſonderen ungariſchen Verhältniſſen Rechnung getragen (Agrarwechſel. 
Beſondere Inanſpruchnahme der Hypothekarabteilung der Bank durch die unga⸗ 
riſche Reichshälfte). Anderſeits beſtand ſeitens der Unabhängigkeitspartei ſchon 
ſeit Jahrzehnten die Forderung nach ſelbſtändiger Währung. Dieſes Programm 
mußte aber gerade bei der Auflöſung der Monarchie wie geſagt vorläufig zurück⸗ 
geſtellt werden. Selbſt die Unabhängigkeitspartei vertrat nun aus dem im 
Texte erwähnten Grunde die We die Verſelbſtändigung ſo lange als 
möglich aufzuſchieben. 
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Leitſätze, daß Bargeldzahlungen vermieden, alle Verrechnungen durch 
Rontoübertrag erfolgen und die ſtaatlichen Amter Zahlungen Privater 
in von der Poſtſparkaſſe garantierten Schecks annehmen ſollten. 
Dieſe Beſtimmungen ſollten jedoch, wie geſagt, überhaupt oder als 
allein daſtehend nur eine kurze Übergangszeit betreffen. 

Alsbald ſollte dann der Güterverkehr auf der Grundlage eines 
allgemeinen Tauſchvermittlers ein Ende nehmen. An ſeine Stelle 
ſollte ein unmittelbarer Verkehr in den Produkten der Geſellſchaft 
treten. Er ſollte ſich nur Verrechnungen und individuell aus⸗ 
geſtellter ſtaatlicher Quittungen über Anſprüche auf Güter bedienen. 
um jedoch dieſe Verrechnungen zu ermöglichen und die Anſprüche 
ſo zu fixieren, daß das Individuum auf Grund ihrer ſich aus der 
Nenge aller Güter nach ſeinem Geſchmacke wählen könnte, ſollte ein 
neuer gemeinſamer Nenner geſchaffen werden, auf Grund deſſen alle 
Güter miteinander vergleichsfähig wurden. Es ſollte eine neue 
Kechnungseinheit aufgeſtellt werden, und zwar eine ſolche, die in 
engſter natürlicher Verbindung mit der Produktion ſämtlicher 
Hüter ſtand. Dieſe geſuchte Rechnungseinheit bot fi in der Arbeits⸗ 
unde. Mittelſt ihrer ſollten nunmehr die Wertbeziehungen der 
einzelnen Güter untereinander, gemeſſen an der für die Produktion 
nufgewen deten Arbeitszeit, ausgedrückt und fortlaufend feſtgeſtellt 
nerden. Alsdann wollte man jedem Mitgliede der Geſellſchaft gemäß 
ſeinet Arbeits leiſtung eine individuelle Quittung über eine ent⸗ 
ſprechende Anzahl von Rechnungseinheiten ausſtellen. Für dieſe ſollte 
et entſprechend den jeweiligen Beziehungen zwiſchen Geſamtgütermenge 
und Zahl der Nechnungseinheiten und entſprechend den jeweils feſt⸗ 
geſtellten Wertrelationen der Güter untereinander einen Bruchteil der 
ſcialen Produkte erhalten. 

Die erwähnte Quittierung über Rechnungseinheiten und die daraus 
ſolgenden Anſprüche auf Güter ſollte in ſogenannten Arbeitsbüchern! 
erfolgen. In dieſen individuell ausgeſtellten Büchern ſollten die vom 
kigentümer geleiſteten Arbeitsſtunden und ſodann die Güterentnahme, 
atsgedrückt in ihrem Arbeitsſtundenwerte, vermerkt werden?. Dieſe 


— — — 


1 gl. als Vorbild der ungariſchen Bolſchewiſten hinſichtlich der Arbeits⸗ 
bücher: Bucharin, Das Programm der Kommuniſten (Bolſchewiki). Budapeſt 
1919, Berlag des VBolkskommiſſariats für Unterrichtsweſen, Kap. XII, S. 48 f.; 
d. XV, S. 61 f. 

2 al. hierzu den Auszug aus Vargas 1918 im Nepſzava⸗Verlage er⸗ 
ſcienenem Buche: „Die Herrſchaft des Geldes im Frieden, ihr Sturz im Kriege“ 
in dem Aufſatze: „Das Ende der Geldherrſchaft“ in „Penzviläg“ vom 29. März 
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Verrechnungen in Arbeitsbüchern ſollten aber auch nur einen Bruch⸗ 
teil der früheren Transaktionen in Geld erſetzen. Sie ſollten nur 
beim Eigentumsübergang von Gütern erfolgen. Ein ſolcher aber 
fand jetzt auf dem geſamten Wege des Gutes vom Produzenten bis 
zum Konſumenten nur einmal ſtatt, nämlich beim Übergang aus der 
Hand des Staates in die des Individuums. Im übrigen aber trat 
nur mehr Beſitzwechſel zwiſchen einzelnen ſtaatlichen Ämtern ein. 
Hier aber ſollte alles durch eine innere Verrechnung des Staates in 
ſich erledigt werden. Freilich Papiere mit gewiſſen, auch dem früheren 
Gelde verbundenen Funktionen wären auch dabei nicht zu umgehen 
geweſen. Auch die Arbeitsbücher hätten eine Tauſchfunktion beſeſſen, 
wenn auch nicht eine ſolche, allgemeine, daß ſie dadurch als Geld 
charakteriſiert worden wären. Die Bolſchewiſten allerdings glaubten, 
mit dem Gelde auch jede Geldfunktion aus der Welt zu ſchaffen! 
und waren ſich daher der wirklichen Tragweite ihres Programms 
nur unklar bewußt. 

Die erwähnten Tendenzen wurden von den ungariſchen Bolſche⸗ 
wiſten bereits vor dem Regierungsantritte und auch zu Beginn der 
Räteherrſchaft kräftig, auch publiziſtiſch, vertreten?. Und für die 


1919. Allgemein über den Unterſchied des Geldes in der Räterepublik und im 
Kapitalismus ſiehe auch den Aufſatz „Unſer Geld“ in „Peſter Lloyd“ vom 
20. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1f. Der Aufſatz iſt wiſſenſchaftlich allerdings 
ganz minderwertig, dagegen pſychologiſch intereſſant. Gerade das, was hier in 
den ſchärfſten Ausdrücken dem Gelde des Kapitalismus vorgeworfen wird, ſollte 
1—2 Monate nach dem Erſcheinen des Artikels die Räteregierung ſelbſt in einer 
Form getan haben, wie es ſich noch kaum je in kapitaliſtiſchen Staaten ereignet 
hatte. 

1 Nur ganz ſelten einmal wurde die Stimme eines Mannes laut, der 
anders dachte. So betont zum Beiſpiel Paul Einzig, Die Valutapolitik des 
Kommunismus („Pénzviläg“ vom 29. März 1919), daß das Geld als abſtrakte 
Rechnungseinheit werde immer bleiben müſſen. Dieſe Rechnungseinheit werde 
jetzt nur nicht mehr einer Quantität Edelmetall überbaut werden, ſondern 
der Arbeitszeit. Dieſe Anweiſung auf Arbeitszeit ſei prinzipiell gar nicht ſo 
verſchieden vom Sinne des kapitaliſtiſchen Geldes. Auch in dieſer neuen Wirt⸗ 
ſchaft könne man ſich eine Inflation vorſtellen. 

2 Ein Aufſatz: „Geldſurrogate ſtatt Bargeld“ in „Penzvilag* vom 
29. März' 1919 betonte, daß Varga eine weitere Inanſpruchnahme der 
Notenpreſſe vermeiden wolle. Das Publikum müſſe ihn jedoch unterſtützen, 
indem es überflüſſiges Geld in die Banken trage und ſich weitgehendſt der Geld⸗ 
ſurrogate bediene. Die Scheu vor dem bargeldloſen Verkehr zu bekämpfen, ſei 
nach Anſicht des Verfaſſers des Artikels jetzt die Hauptſache. Sie ſei es ſchon 
deshalb, weil der Übergang zu den Anweiſungen auf Grund der geleiſteten 
Arbeitsſtunden viel einfacher ſich vollziehen werde, wenn die Bevölkerung ſchon 
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Durchführung eines derartigen Programmes waren die Möglichkeiten 
in Ungarn tatſächlich günſtige. Denn einmal handelte es ſich um 
ein räumlich kleines Gebiet. In dieſem aber erhielt ferner der Staat 
einen großen Teil der Produkte und zudem alle Geldinſtitute un⸗ 
derſehrt — im Gegenſatz zu Rußland — in die Hand und zentrali⸗ 
ferte die letzteren in denkbar ſtarkem Maße. Dazu kam noch eine 
gewiſſe Gunſt der Verhältniſſe hinſichtlich der pſychiſchen Stellung: 
zahme der Bevölkerung gegenüber den geplanten Güteranweiſungen. 
Allerdings hatte ſich das Publikum gegenüber dem bargeldloſen Ver: 
keht bisher recht ablehnend verhalten . Aber ſeit langem ſchon war 
doch die Bevölkerung der Monarchie wenigſtens an Papiergeld ge: 
wöhnt. In dieſes hatte ſie ſich nicht bloß unter dem Zwange des 
Krieges widerwillig gefügt, ſondern ſeit geraumer Zeit brachte ſie 
ihm eine ſolche Zuneigung entgegen, daß insbeſondere Gold ſich nicht 
techt im Verkehr hatte halten können, ſondern zur Bank zurückſtrömte. 
So hatte man jetzt in Ungarn alſo nicht mehr mit dem anderwärts 
stt jo ſtarken traditionellen Haften des Volkes am Metall zu kämpfen. 
De Bevölkerung hatte ſich hier nicht mehr erſt pſychiſch an Papier 


scher an bargeldloſen Verkehr gewöhnt ſei. Ein Aufſatz ferner: „Erleichte⸗ 
men im Geldverkehr der Finanzinſtitute“ im „Peſter Lloyd“ vom 26. März 
1919, Norgenblatt S. 5 f., erklärt, daß über das zur Aufrechterhaltung der 
Prtaltion und die Sicherung des Lebensunterhalts aller Arbeitenden erforder⸗ 
lick Naß hinaus kein Bargeld mehr in den öffentlichen Verkehr gelangen ſolle. 
die Banknoteninflation würde zu einer weiteren Verteuerung des Lebens⸗ 
untethaltes führen, der im Intereſſe des arbeitenden Volkes mit allen Mitteln 
vorgebeugt werden müſſe. 

Der Aufſatz „Geldfurrogate ſtatt Bargeld“ in „Penzvilag* vom 29. März 
1919 beleuchtete dieſe Verhältniſſe durch die nachfolgenden Angaben. Der 
Letringverkehr der Poſtſparkaſſe umfaßte im letzten Friedensjahre faſt 
2 Riliarden. 1916/17 aber hatte er ſich kaum vervierfacht, während der Bar⸗ 
zeldumlauf ſich verzehnfacht hatte. Ferner betrug die Zahl der Teilnehmer am 
klerringver fehr: 


1912222 1084 041 
1913... 1129 756 
1914, 1. Halbjahr 605 473 
ı 1) N 908 008 
6) 57) u 910 277 
1916/117777. 881 221 


Allerdings iſt bei der Beurteilung des Rückganges in dieſen Zahlen mil: 
bernd in Betracht zu ziehen, daß in dieſer Zeit Konzentrationen wirtſchaftlicher 
Iıternehmungen ſtattfanden, die gerade als Teilnehmer am Clearingverkehr be- 
Iebers in Betracht gekommen waren. 
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überhaupt, ſondern nur noch daran zu gewöhnen, daß das Papier 
eine andere Form als die des Geldes erhielt, nicht mehr ein genereller, 
ſondern nur noch ein ſpezieller Taufchvermittler war und neuartig 
fundierte Rechnungseinheiten umfaßte. 

Den nicht ungünſtigen Möglichkeiten für die Durchführung des 
kommuniſtiſchen Geldprogrammes ſtanden nur drei gegebenenfalls zu 
beachtende Hemmungen gegenüber. Die erſte Schwierigkeit lag in 
den allgemeinen Verhältniſſen jedes Zuſammenſtoßes verſchieden ent⸗ 
wickelter Wirtſchaftskörper begründet. Für eine Übergangszeit mußten 
Bedürfniſſe nach Geld noch beſtehen bleiben, bis die neuen Organi⸗ 
ſationen der Güterſammlung und »verteilung, die ſtatiſtiſchen Vor⸗ 
arbeiten uſw. wirklich vollendet ſein würden. In dieſer Zeit konnte Geld 
erforderlich ſein, um inzwiſchen die Alten, Kranken und Kinder unter Be⸗ 
nutzung von Teilen ihres früheren Vermögens zu verſorgen. Es konnte 
gebraucht werden ferner für Transaktionen von Gütern, deren Pro⸗ 
duktionsweg oder deren fertig vorgefundene Mengen noch nicht ſoziali⸗ 
ſiert werden konnten. Gegebenenfalls konnte auch zur Auszahlung 
von Löhnen noch längere Zeit Geld vonnöten bleiben. Und es konnte 
ſogar geſchehen, daß ſich beſondere Bedürfniſſe nach erheblichen Mengen 
von Bargeld entwickelten. Zwar konnte dem durch die Unterſtützung 
des privaten Scheck⸗ und Kontoverkehrs und durch umfangreiche Ver⸗ 
rechnungen der Staatsämter untereinander entgegengewirkt werden. 
Aber es lag die Gefahr nahe, daß in der Bevölkerung ſchon aus 
pſychiſchen Motiven (Umlauf des am 21. März vorhandenen Geldes 
auch im Auslande!) Geld theſauriert und daher dem Verkehr ent- 
zogen werde. Und es konnte dazu geradezu ein materieller Zwang 
zur Theſaurierung treten. Wenn nämlich die in Ungarn ſo weit 
überwiegende landwirtſchaftliche Produktion nicht ſchnell insgeſamt 
ſozialiſiert werden konnte, würde man landwirtſchaftliche Produkte 
haben bezahlen müſſen. Sollte nun aber der Fall eintreten, daß man 
den landwirtſchaftlichen Produzenten infolge der zu erwartenden 
ſcharfen Blockade oder noch aus anderen Gründen nicht gewerbliche 
Erzeugniſſe bereitſtellen konnte, die ſie für ihr Geld zu kaufen in der 
Lage waren, ſo mußte das gezahlte Geld bei den Landwirten einfach 
liegen bleiben, ohne in den Verkehr zurückſtrömen zu können. Eine 
ſtändige ſtarke Saugſtelle für das Geld mußte damit auftreten. 

Aus dieſen Gründen konnte und mußte in einer Übergangszeit 
ein dem kommuniſtiſchen Programm durchaus nicht entſprechendes 
Geldweſen ſich in Ungarn breit machen. Wie lange dieſer Zuſtand 
dauern würde, hing aber nicht ſo ſehr von der Geldpolitik als ſolcher, 
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als von der Schnelligkeit der Durchführung der allgemeinen kom⸗ 
muniſtiſchen Maßnahmen ab. Doch brauchte es ſich hier immerhin 
eben nur um einen Übergang zu handeln, mit dem die ungariſchen 
Bolſchewiſten an ſich auch rechneten“, der nur unter Umſtänden viel 
länger dauern konnte, als man urſprünglich annahm. 

Gefährlicher dagegen konnte ein zweites Moment für die Durch⸗ 
isung des kommuniſtiſchen Programmes werden. Als ein ſolcher 
Faktor konnte ein politiſches Motiv ſich einſtellen. Sollte die Re⸗ 
gerung etwa abhängig werden von beſtimmten Lohnempfängern der 
Geſellſchaft, jo konnte fie verleitet werden, dieſe durch phantaſtiſche 
Lohnhöhen zu blenden. Das konnte in der Übergangszeit eine Geld⸗ 
inflation bedeuten. Aber es konnte auch über dieſe Zeit hinaus 
weiter wirken und auch dann noch dem kommuniſtiſchen Programm 
etgegenarbeiten. Auch nach der Einführung der Arbeitsbücher war 
nuch eine falſche Inbeziehungſetzung der vorhandenen Gütermengen 
ut Rechnungseinheit Arbeitsſtunde eine Inflation denkbar. Dann 
aber litt das kommuniſtiſche Programm trotz feiner Durchführung in 
ler äußeren Form an einer grundſätzlichen inneren Nichterfüllung. 
die äußerlich ſeinen Güteranweiſungen gegebene Deckung entſprach 
alsdann nicht der Deckung gemäß dem kommuniſtiſchen Prinzip. 

Und endlich war zu beachten ein drittes Moment. Es betraf 
ſiht wie die beiden erſtgenannten die innere, ſondern die äußere 
Gelwolitik. Es lag begründet in dem notwendigen äußeren Verkehr 
nit kapitaliſtiſchen Staaten für den Fall eines Ausbleibens oder 
fabſt einer Verzögerung der Weltrevolution. Ein Verkehr Sowjet⸗ 
mgarns mit anderen kommuniſtiſchen Organiſationen hätte zwar die 
Fuge der äußeren Geldpolitik ihrer ſelbſtändigen Bedeutung ſehr 
aheblich entkleidet. Es wären Beſonderheiten nur infolge des örtlich 
wrihiedenen Güterwertes der Arbeitsſtunde zu überwinden geweſen. 
Anders jedoch lag es hinſichtlich des Verkehrs mit kapitaliſtiſchen 
Suatsgebilden. Bei ihrem Regierungsantritte in Ungarn glaubten 
die Kommuniſten allerdings, daß auch in dieſem Falle zum mindeſten 
tie Durchkreuzung ihres kommuniſtiſchen Programms nicht zu be⸗ 
firhten ſei. Sie glaubten, einfach Waren tauſchen zu können, die 


— — 


Schon geſtützt auf ihr ruſſiſches Vorbild. Bucharin, Das Programm 
de Nommuniſten (Bolſchewili), Budapeft 1919, fagt zum Beiſpiel im XV. Kapitel: 
Lach den Eintragungen .. werden ... die Produkte. ohne Geld... 
vaadfolgt. Natürlich kann man das nicht auf einmal einführen“ (S. 62). Und 
ſernet: „Wir wiederholen, es iſt noch recht weit bis dahin. In der nächſten 
Zukunft kann davon keine Rede fein“ (S. 63). 
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im kapitaliſtiſchen Auslande Wert befaßen. Dabei meinten fie des 
Geldes als eines Mittlers entweder ganz entbehren oder im Aus⸗ 
lande ſelbſt für ihre Güter die fremde Valuta erhalten und dafür 
ſogleich an Ort und Stelle fremde Waren kaufen zu können. Auf 
dieſe Weiſe wäre ihr eigenes kommuniſtiſches Programm nicht be⸗ 
rührt worden. Dennoch aber lagen tatſächlich auf dieſem Gebiete 
für ihr Programm beſondere Gefahren vor. Verpflichtungen an das 
Ausland mußten in erheblichem Umfange beſtehen für Abfindungen 
an Ausländer bei der Sozialiſierung ihrer in Ungarn befindlichen 
Unternehmungen, ſodann für Zahlungen alter Schulden, ferner für 
Propaganda und endlich für die in Ungarn benötigten ausländiſchen 
Waren. Nun beſaß ein kommuniſtiſches Ungarn für die Begleichung 
ſolcher Verbindlichkeiten in Form von im Auslande geſuchten Gütern 
zwar an ſich Möglichkeiten von nie gekanntem Ausmaße. Zum erſten 
Male konnte ja hier eine völlige Überſichtlichkeit der intervalutariſchen 
Potenz des Staates beſtehen. Dieſe aber mußte bedeutend ſein. Der 
Staat konnte in Ungarn innerhalb kurzer Zeit verfügen über a) Edel⸗ 
metalle und Juwelen, die durch Beſchlagnahme bei Privaten und 
Juwelieren zu gewinnen waren. Er konnte b) beſitzen Effekten, Wert⸗ 
papiere und ausländiſche Valuta, die während des Krieges in großem 
Umfange von den Banken zwecks Vermögensverbergung im Auslande 
gehamſtert worden war !. Sodann war ) zu beachten, daß jetzt die 
Forderungen und Verpflichtungen gegen das Ausland offen vor dem 
Staate dalagen, ebenſo die während des Krieges ins Ausland ge— 
flohenen Vermögen (beſonders auch ſeitens der Banken und Bankiers), 
da man ja nunmehr in alle Bücher der Privaten Einſicht nehmen 
konnte. Endlich lag d) eine beſondere valutariſche Stärke im ſtaat⸗ 
lichen Beſitze der exportfähigen Produkte. Von dieſen waren auch 
ohne Berückſichtigung einer eigenen bolſchewiſtiſchen Erzeugung vor 
allem Wein und Wolle von früherer Zeit her in beachtenswerten 
Mengen vorhanden. Aber dieſe ſcheinbare Gunſt der Verhältniſſe litt 
an einem großen dreifachen Mangel. Einmal handelte es ſich bis 
auf die Produkte Ungarns um in der kommuniſtiſchen Wirtſchaft 
irreproduzible Güter. Ihre Verwertung kam deshalb nur für eine 
begrenzte Zeit in Betracht. Zweitens aber beſtand die dringende 
Gefahr, daß das kapitaliſtiſche Ausland in ſeiner Bekämpfung des 


So ſollen am 2. Mai infolge der Bankkonzentrierung in Budapeſt bei 
der Oſterreichiſch- ungariſchen Bank 48 Millionen K in fremder Valuta vor- 
gelegen haben. 
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kommuniſtiſchen Grundgedankens die Mehrzahl dieſer Güter als vom 
Staate nicht rechtmäßig erworben anſehen und daher als Austauſch— 
objekte nicht annehmen würde. Und drittens war zu gewärtigen, daß 
die Entente im Rahmen der Blockade die Ausfuhr ungariſcher Pro- 
dukte verhindern oder das Ausland ſogar dieſe als nicht im recht⸗ 
mäßigen Eigentum des Staates ſtehend betrachten würde. Dann 
aber konnte für den Verkehr mit dem Auslande, ſoweit er überhaupt 
niglich war, zum Beiſpiel für die Bezahlung der Auslandspropa⸗ 
gunda, nur Geld verwendet werden. Damit aber mußte eine grund: 
sende Durchbrechung der im kommuniſtiſchen Programm nahezu 
völligen Vereinheitlichung der inneren und äußeren Geldpolitik ein⸗ 
treten. Es mußte unabhängig von der inneren kommuniſtiſchen Gelb: 
ritit die Notwendigkeit entſtehen, für den äußeren Verkehr ein 
kwitaliſtiſch brauchbares Geld zu ſchaffen oder zu erhalten. Be 
imders ſtark aber konnte dieſe Hemmung des kommuniſtiſchen Pro⸗ 
aimmes werden, wenn die Bolſchewiſten in Ungarn etwa in der 
Foduktion eigener Güter nicht genügend leiſtungsfähig fein und 
win ſie ſich die bisher im ungariſchen Geldweſen leitenden Männer 
u im Auslande gegen die Annahme der ungariſchen Güter arbeiten⸗ 
den Feinden machen ſollten. 2 

So beitanden für die Durchführung des kommuniſtiſchen Geld⸗ 
krogramms in Ungarn nicht bloß günſtige Momente, ſondern es 
Rohten ihr auch beachtenswerte Gefahren. Ihre zum Teil unumgeh⸗ 
baren Wirkungen auf ein Mindeſtmaß herabzudrücken, war eine be⸗ 
ſendere Aufgabe der Sowjetregierung. Die Löſung dieſer Aufgabe 
aber erforderte beſondere Kenntnis des kapitaliſtiſchen wie des kom⸗ 
mniltiichen Geldweſens, einen weiten Blick und eine große Feſtigkeit 
in Einhalten des einzuſchlagenden Weges. Dieſe Eigenſchaften jedoch 
ſolten entwickelt werden — das war eine neue gewaltige Schwierig: 
kit — unter den ſpeziellen ungariſchen Verhältniſſen der menſchlichen 
düdung und Psyche und unter den generellen Bedingungen gerade 
mer Proletarierdiktatur. Was hat nun auf dem Gebiete der Geld⸗ 
role der Bolſchewismus tatſächlich geleiſtet? Wie berührten dieſe 
Leiſtungen die alten ungariſchen Geldverhältniſſe oder wurden von 
dieſen beeinflußt? Und wie verwirklichten fie das kommuniſtiſche 
programm? 
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III. Die geldpolitiſchen Maßnahmen der . 
und ihre Folgen 


1. Die innere Geldpolitik 


Die Bolſchewiſten ſahen ſogleich richtig ein, daß man für eine 
Übergangszeit bis zur Vollendung aller organiſatoriſchen Arbeiten 
noch Geld brauche. Für die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes hielt 
jedoch der Finanzkommiſſar Lengyel Anfang April die im Umlaufe 
befindlichen zuzüglich der mit der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank der 
Regierung in die Hände gefallenen Notenbeſtände! für durchaus zu⸗ 
reichend. Lengyel meinte?, die Räterepublik ſei für lange hinaus 
mit Noten verſorgt, weil die Geldzirkulation bereits in den erſten 
Tagen weſentlich verringert ſei. Die Sowjetregierung werde über⸗ 
haupt die Rolle des Geldes mit einem Schlage in einen engen Kreis 
zwingen, weil täglich neue Betriebe in Gemeinbeſitz übernommen 
würden und deren gegenſeitige Abrechnung geldlos durch die Gelb- 
inſtitutszentrale erfolge. Auch der ſkeptiſchere Varga erklärtes zum 
mindeſten, daß man das ruſſiſche Beiſpiel in der Geldpolitik nicht 
befolgen wolle. Die Regierung wolle das weitere Sinken der Kauf⸗ 
kraft des Geldes verhindern. Nur wenn das Publikum theſauriere 
und nicht bargeldlos verkehren wolle, werde man neue Noten drucken 
müſſen. Auch in Rußland ſei die Notentheſaurierung die Urſache 
für den Neudruck geweſen und habe ſo zu einer ganz unkommuniſtiſchen 
Geldpolitik geführt. In Ungarn wolle man dies vermeiden, aber die 
Politik der Regierung werde nur die Folge ſein können einer größeren 


1 Von den insgeſamt vorhandenen Noten waren durch die zwangsweiſe 
Übernahme der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank noch nicht in Umlauf geſetzte 
Noten in Höhe von 1 973 000 000 K am 21. März in die unmittelbare Ver⸗ 
fügungsgewalt der Räteregierung übergegangen. In dieſer Summe waren ent⸗ 
halten: 1 130 000 000 K in alten 200: Kronenſcheinen und 80 000 000 K in 
25⸗Kronennoten. In blauen 10 000 Kronennoten fanden ſich 227 000 000 K 
vor, in Wechſelgeld 5 Millionen. (Nach Angaben Lengyels im Zentral- 
Arbeiter- und Soldatenrat, „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919. Die Geſamt⸗ 
ziffer deckt ſich ungefähr mit einer Angabe der „Neuen Freien Preſſe“ Nr. 19 745 
vom 14. Auguſt 1919, S. 10, Sp. 3.) 

2 Bol. Békeſſy Imre im „A Kurir“ vom 5. April 1919 über fein 
Interview mit Julius Lengyel über die Übernahme der Oſterreichiſch⸗ungariſchen 
Bank, die Verſorgung mit Banknoten, die Theſaurierung, die Geldinſtituts⸗ und 
Devifenzentrale. 

3 gl. Paul Einzig, Die Valutapolitik des Kommunismus. „Penz- 
viläag“ vom 29. März 1919. 


113] Die Geldpolitik der ungarischen Bolſchewiſten 113 


oder geringeren Verſtändigkeit des Publikums. Von dieſem werde 
alles abhängen. Die Gefahr der Theſaurierung betonte auch 
Lengyel!. Er verſuchte, das Publikum zu der gewünſchten Einſicht 
durch Drohungen zu erziehen, die allerdings ſeinerſeits eine große 
Unkenntnis der Dinge verrieten. Er ſagte, daß die auf den Banken 
freigegebenen Guthaben ſtets in jeweils umlaufsfähigem Gelde aus⸗ 
ahlbar ſeien, wodurch das theſaurierte Geld automatiſch entwertet 
werde (). Sobald das Publikum theſauriere, könne jeder Betrag 
üder 2000 K, der nicht in einer Bank deponiert ſei, für wertlos 
erklärt werden. So hoffte man, falls das Publikum das Geld nicht 
verttedte, ohne Notenneudruck auszukommen, und hoffte, die Be⸗ 
völkerung von der Theſaurierung abzuhalten. Damit hätte ſich 
die geſamte innere Geldpolitik darauf erſtreckt, bis 
zur endgültigen Beſeitigung des Geldes überhaupt, 
einſach das bisherige Geld beſtehen zu laſſen und 
duch geeignete Maßregeln die Zahl feiner Bartrans⸗ 
altionen zu verringern. 

Aber ſehr raſch bereits erwies die Anfchauung, daß dies möglich 
ſei, ih ala Irrtum. Unlösbar zeigte ſich das Problem 
des Auskommens mit der alten Währung. Zunächſt um⸗ 
ſußte der Gedanke des Finanzkommiſſars überhaupt ſchon den Verzicht 
af eine Einberufung der weißen Noten zum 31. März. Denn das 
alte blaue, bei der Bevölkerung beliebte, im Auslande verwertbare 
Held wurde aus Furcht vor der Vermögensbeſchlagnahme tatſächlich 
maſenhaft verſteckt, beſonders auch von den Bauern feſtgehalten. 
Zudem wurde es, ſtatt der weißen Scheine, von der Regierung in 
erdeblichem Maße für Abfindung von Ausländern und Propaganda 
in Auslande ausgegeben. Die Verwendung des weißen Geldes für 
viele Zwecke iſt praktiſch augenſcheinlich nicht immer möglich geweſen. 
daß es ſich im übrigen bei der Auslandspropaganda im ganzen 
m ſehr große Summen handelte, erweiſt zum Beiſpiel die Tatſache, 
daß Anfang Mai der ungariſchen Geſandtſchaft in Wien 135000000 K 
entwendet werden konnten. So konnte die Räteregierung das weiße 


gl. das erwähnte Interview von Békeſſy Imre in „A Kurir“. 

n Es iſt dies ein dem ruſſiſchen Vorbilde entlehnter Gedanke. (Vgl. zum 
Beiipiel Ziffer 9 eines in „A Kurir“ vom 29. März 1919, S. 11 f. erſchienenen 
Infages: „Die Wirtſchaftspolitik der ruſſiſchen Sowjetregierung“.) Allerdings 
aberſah Lengyel den in Rußland bereits klar zutage getretenen Fehlſchlag der 
Refregel und insbeſondere auch den Einfluß der Tatſache, daß das alte unga⸗ 
niche Geld noch in ausländiſchen Staaten im Verkehr war. 
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Geld für den innern Umlauf nicht entbehren. Durch Verordnung 
vom 5. Mai mußte ſie es weiter als geſetzliches Zahlungsmittel er⸗ 
klären. Aber auch dieſes Geld erwies ſich als unzureichend. 


a) Die Wechſelgeldfrage 

Zunächſt zeigte ſich der erwähnte Mangel hinſichtlich beſtimmter 
Stückelungswerte, nämlich in der Frage des Wechſelgeldes. 
Die weißen Noten, in denen die Räteregierung ſchon im Monat 
April die Löhne der Fabrikarbeiter zahlte, lauteten ja nur auf 200 
und 25 K. Von den alten gemeinſamen Emiſſionen aber waren die 
20 und 10 Kronennoten nur in geringer Zahl vorhanden geweſen, 
und zudem wurden ſie wie geſagt jetzt theſauriert. Ebenſo wurden 
die 2 und 1 Kronennoten dem ungariſchen Verkehr entzogen. Durch 
die tſchechiſche Überftempelung hatten nämlich die dort national ge⸗ 
kennzeichneten Noten gegenüber den ungeſtempelten ein großes Agio 
erhalten. Nun waren jedoch in der Tſchecho⸗Slovakei die 2: und 1⸗ 
Kronennoten nicht mit überſtempelt worden. Da ihr Wert aber ein 
feſtſtehender Bruchteil deſſen der großen tſchechiſchen Geldſcheine war, 
ſo nahmen ſie im Gebiete der Tſchecho⸗Slovakei an dem Agio teil. 
Es war deshalb vorteilhaft, in Ungarn für ungeſtempelte große 
Scheine 2= und 1⸗Kronennoten zu kaufen, dieſe in die Tſchecho⸗Slovakei 
zu exportieren und dort in überſtempelte große Noten umzutauſchen. 
Ein derartiger Export erfolgte nun tatſächlich in großem Umfange 
ſeit Ende März, vor allem infolge der tſchechiſchen Überftempelung, 
ſei es zu rein ſpekulativen Zwecken, oder um die an ſich gerade nach 
Böhmen ausſtehenden erheblichen Zahlungen zu leiſten. Jedenfalls 
aber fand er ſtatt unter Einſtreichung der geſamten 20— 100 % be⸗ 
tragenden Kursdifferenz. Was aber an den genannten Noten nicht 
auf dieſe Weiſe aus Ungarn abfloß, wurde dort als den alten 
Emiſſionen angehörig theſauriert. Zu dieſen Gründen eines Ver⸗ 
ſchwindens des Wechſelgeldes kam ferner hinzu, daß auch das Nickel⸗ 
und Eiſengeld verſteckt wurde!, daß viel Kleingeld durch die Rote 
Armee in die Dörfer gelangte und dort blieb?, und daß endlich die 
Regierung als Stock zur Erleichterung des Verkehrs nur ſehr 
geringe Mengen Wechſelgeld bei der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank 


! enge erklärte im Interview mit Beékeſſy Imre („A Kurir“), daß 
es Dörfer gebe, in denen man nur für Nickel⸗ und Eiſengeld einkaufen lönne. 
Der Grund dieſer Theſaurierung ſei die Furcht vor einer ungariſchen Über⸗ 
ſtempelung und raſchen Einwechſelung in neues Papiergeld. 

2 Vgl. Varga im „Peſter Lloyd“ vom 15. Mai 1919, Morgenblatt, 
S. 7, Sp. 3. 
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vorgefunden hatte !. Unter dieſen Umſtänden leuchtet es ein, daß als⸗ 
bald ein erheblicher Kleingeldmangel eintreten mußte. Dieſer ge⸗ 
ſtaltete ſich in kurzer Zeit geradezu zu einer Kriſe?. Raſch trat der 
Zeitpunkt ein, in dem eine Prämie auf Kleingeld gezahlt wurde. 
Auch nahmen viele das weiße Geld, mit deſſen großen Stücken ſie 
nichts anſangen konnten, gar nicht mehr an. Dieſer Kriſe gegenüber 
half ſich das Publikum durch Zahlung in Briefmarken und An- 
nendung von privaten Schecks. Ferner verwandte es auf Depots 
— zum Beiſpiel eines 200⸗Kronenſcheines — in einem Geſchäftsladen 
jußende Kontoſcheine, auf denen gemäß den getätigten Einkäufen das 
Depot allmählich verrechnet wurde. In dieſer Art gingen Ge⸗ 
ihäfte aller Art bis hinab zum Grünzeughändler, ebenſo Kaffeehäuſer, 
Relaurationen, Friſeure vor. Auch der unterſte Arbeiter gewöhnte 
ſch auf dieſe Weiſe raſch an eine Art Scheckverkehr. Damit war 
eine gute Grundlage für ſpätere bargeldloſe Wirtſchaft geſchaffen. 
äber die Regierung ſelbſt tat in Wahrheit trotz mancher Preſſe⸗ 
uußerungen praktiſch nur wenig, um dieſe Richtung zu fördern. 
Sie beſchränkte ſich eigentlich auf eine verſpätete, mit dem Datum 
des 14. Juni publizierte Verordnung des Volksrates für Wirtſchafts⸗ 
wien (Nr. 43) über von der Poſtſparkaſſe garantierte Schecks. Der 
dekkehr in Briefmarken als Kleingelderſatz wurde ſeitens der 
ſaliſierten Betriebe oft ſogar geradezu behindert. Die Regierung 
wiuhte es vielmehr zunächſt mit der Prägung von eiſernen 10: und 
guhellerſtücken ?. Dieſe aber trafen das Bedürfnis ſachlich nur zu 
enen kleinen Teile und konnten zudem wegen der techniſchen 
Schwierigkeiten erſt ſehr ſpät hergeſtellt werden. Da mithin alles 
kim Alten blieb, ſuchte die Regierung durch Anwendung von Ge⸗ 
malt zum Ziele zu gelangen. Sie wies, nachdem eine Verordnung 


In einer Sitzung des Budapeſter Zentral» Arbeiter- und Soldatenrates 
b Lengyel dieſe vorgefundene Summe an mit 3 Mill. in 2⸗Kronen⸗, 
2 Kill. in 1Kronenſcheinen. Vgl. „Die wirtſchaftliche Lage“, „Volksſtimme“ 
wa 12. Juni 1919 ſowie „Peſter Lloyd“ vom 12. Juni 1919, Morgenblatt. 

Biekleicht lagen die Dinge in der Provinz ſtellenweiſe etwas beſſer. 
bier hatte zum Beiſpiel ſchon ſeit dem Mai 1918 und dem Januar 1919 die 
stadt Sopron Kleingeld im Werte von 10 und 50 Hellern herausgegeben. 

e Lengyel gab in der erwähnten Sitzung des Zentral-Arbeiter⸗ und 
Seldatenrates an, daß man die in Budapeſt lagernden abgenützten Maſchinen 
let Körmöczbänyaer (Kremnitzer) Münze in Cſepel wieder aufmontiert und 
II Nin. Stück jenes Eiſengeldes in Verkehr gebracht habe. Vgl. manche Einzel⸗ 
gaben über die Prägung des Eiſengeldes auch in dem Aufſatze „Behebung des 
keingeldmangels“ in „Peſter Lloyd“ vom 16. Mai 1919, Abendblatt, S. 1, 

8 * 
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über das Wechſeln (5. Mai) wirkungslos geblieben war, die Rote 
Wache zum Einſchreiten an, falls jemand das Herausgeben auf einen 
großen Schein verweigere, obwohl er im Beſitze von Kleingeld ſei !. 
Nunmehr erließ das Landes⸗Oberkommando der Roten Wache unter 
dem 25. Mai eine ſehr ſcharfe Verfügung. Auch dieſes Vorgehen 
blieb gänzlich erfolglos. So entſchloß man ſich endlich zur Heraus⸗ 
gabe eigenen Wechſelgeldes. In der Provinz wurde ſolches Geld, 
hauptſächlich von Anfang Mai ab, in Höhe von 20, 10, 5, 2, 1 K 
von zahlreichen Direktorien, Städten uſw. emittiert. Ferner gab 


ſowie in der Wiedergabe von Lengyels Rede auf dem Rätekongreſſe in 
„Peſter Lloyd“ vom 17. Juni 1919, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1. Ferner gab 
der Leiter des Staatsmünzamtes, Urmöſſy, nach „Az ujsäg“ (ungariſch) vom 
11. November 1919 an, daß in der Zeit vom 7. April bis zum 1. Auguſt 1919 
22 Millionen 20: und 10⸗Hellerſtücke geprägt worden ſeien. 

1 Lengyel glaubte im übrigen auch, gegebenenfalls Maßnahmen treffen zu 
können, die das verſteckte Eiſen⸗ und Nickelgeld entwerten würden (1). Er drohte 
wenigſtens mit ſolchen Maßregeln in dem erwähnten Interview von Bekeſſy Imre. 

2 Aus eigener Anſchauung lernte ich folgendes Geld kennen, deſſen Auf⸗ 
zählung keinerlei Anſpruch auf Vollzähligkeit macht: ; 

a) Czegleéd, Stadt, 20, 10, 1 K, 31. Mai. ' 

b) Eſztergom, Somitats-, Arbeiter- und Soldatenrat, 2, 1 K. Letztere 
vom 10. Juni. 

c) Györ, 50, 10 K, Peſter Ungariſche Kommerzialbank, 7. Mai. Ferner: 
20, 10 K, Allgemeine Sparkaſſe, 7. Mai. Ferner: 5 K, Ungariſche 
Allgemeine Kreditbank, 6. Mai. ö 

d) Keceskemét, 2 K, Ungariſche Allgemeine Kreditbank, 5. Juni. 

e) Miskolcz, Stadt, 10, 1 K. Letztere 14. Mai. 

f) Szombathely, Komitat und Stadt. 10, 5 K, 6. Mai. 

g) Wieſelburg, Komitat, 10, 2, 1 K, 7. Mai. 

Dieſes Provinzgeld iſt untereinander mannigfach verſchieden. Die Form 
iſt manchmal techniſch gut, häufig aber ganz primitiv, nur einſeitigen 
Druck aufweiſend. Die Deckung iſt ganz verſchiedenartig. Zuweilen erfolgt 
Einlöſung in irgendeinem geſetzlichen Gelde, in Eſztergom ſogar in Noten⸗ 
emiſſionen der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank. Zum Teil haften die Geldinſtitute 
für die Noten mit ihrem ganzen Vermögen. Dieſe Angabe iſt an ſich un⸗ 
verſtändlich, da es ſich ja um ſozialiſierte Geldinſtitute handelt. Man gewinnt 
hinſichtlich der Deckung häufig den Eindruck, daß bei Ausgabe dieſes Geldes 
entweder keinerlei Verſtändnis für die Grundgedanken der kommuniſtiſchen 
Organiſationsform vorlag, ſo daß man weiterhin deckte, als ob das einzelne 
Geldinſtitut Privatunternehmung geblieben wäre. Oder es ſollte eine bewußte 
Irreführung des Publikums ſtattfinden, welches der Sicherheit dieſer Bank⸗ 
inſtitute zu trauen gewohnt war. 

Zu bemerken ſind noch die eigentümlichen Verhältniſſe in Györ. Die 
Verſchiedenartigkeit und Höhe der hier ausgegebenen Noten iſt wohl durch die 
Nähe Deutſch⸗Oſterreichs zu erklären, die ein ſehr raſches Abſtrömen des blauen 
Geldes veranlaßte. 


= 


117 Die Geldpolitik der ungariſchen Bolſchewiſten 117 


der Staat in den größeren Fabriken und anderen Betrieben beſondere 
Bons heraus, in denen ein Teil der Löhne gezahlt wurde, und gegen 
welche die Arbeiter in den Lebensmittelgeſchäften der Fabriken kaufen 
konnten . Ferner aber ſtellte die Zentralregierung neben die bisher 
umlaufenden vorkommuniſtiſchen Notenemiſſionen eigene neue. Sie 
ſchuf durch Geſetz XCII vom 16. Mai als Emiſſion der ungarischen 
Poſtſparkaſſe 5⸗Kronennoten?. Sie trugen das Datum des 15. Mai. 
Sie mußten von jedermann in unbeſchränkter Menge als geſetzliches 
Zahlungsmittel angenommen werden. Die Poſtſparkaſſe verpflichtete 
ih, den vollen Gegenwert in von. der Oſterreichiſch-ungariſchen 
Bank emittierten Noten zu hinterlegen, und haftete außerdem mit. 
ihrem ganzen Vermögen. Bei dieſer Emiſſion handelte es ſich im 
Prinzip nicht um ein eigenes Geld der Räteregierung. Das früher 
gemeinſame Geld bildete die Währung? Als jedoch 
ſpäter die Räteregierung das früher gemeinſamte Geld zugunſten 


1 Aus eigener Anſchauung lernte ich folgende Scheine kennen: 
a) Athenaeum, 1 K. 5. Mai. Einwechſelbar in aa zu 25 Stück. 
d) Chinoin, Ujpeſt, 1 K, 1. Juli. 
c) Elektrizitätsfabrik, 1 K, Juni. Gültig bis 31. Dezember 1919. 
d) Ganz⸗Danubius (Werft), 2 K. 
e) Allgemeine Induſtriewerke, Budapeſt, 2 K, 20 h. 
f) Legrady (Buchdruckerei und Verlag), 1 K. 
) Peſter Lloyd, 2 K. 
d) Schlick⸗Nicholſon (Maggon⸗, Schiffbau⸗, eee IK. Gültig bis 
31. Juli. 
) Waffen⸗ und Maſchinenfabrik, 5, 1 K. Gültig bis 31. Auguſt 1919. 
k) Weiß, Manfred, Konſervenfabrik, Budapeſt, 6, 2½, 2, 1 K. 12. Mai. 

Gültig bis 30. September 1919. 

Dieſes für den inneren Gebrauch der ſozialiſierten Betriebe beſtimmte Geld 
zer in der Form manchmal künſtleriſch hochwertig. Häufig trug es den Ver⸗ 
werk, daß es für die Käufe im Konſumverein des Betriebes beſtimmt ſei. 

Urſprünglich wollte man auch 10⸗Kronenſcheine emittieren. Vgl. hierzu 
die Außerungen Lengyels in dem Aufſatze „Behebung des Kleingeldmangels“ 
m „Beier Lloyd“ vom 16. Mai 1919, Abendblatt, S. 1. 

Das wurde auch von den Bolſchewiſten beſonders betont. Vgl. auch 
den Aufſatz „Behebung des Kleingeldmangels“ in „Peſter Lloyd“ vom 16. Mai 
1919, Abendblatt, S. 1. — Allerdings wurde die Deckung der 5⸗Kronenſcheine 
durch früher gemeinſames Geld ſpäter fiktiv. Die Räteregierung brachte nämlich, 
wie wir noch ſehen werden, eine Fälſchung der früher gemeinſamen Noten 
deraus, die in Wirklichkeit eigenes Rätegeld darſtellte, aber durch die Bolſche⸗ 
viſten offiziell als von der Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank emittiert erklärt 


wurde und daher von ihnen im Rahmen jener Deckung mit verwertet werden 
konnte. 
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eines öffentlich zugegebenen eigenen aus dem Verkehr zu ziehen be: 
gann, es jedenfalls offiziell ſchrittweiſe nicht mehr als gültig an⸗ 
erkannte, konnte fie die 5: Kronenſcheine nicht mehr mit von der 
Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank emittierten Noten decken. Es erfolgte 
deshalb eine zweite Emiſſion der 5 Kronennoten. Sie war gleich⸗ 
falls vom 15. Mai datiert, gelangte jedoch erſt am 5. Juli in Ver⸗ 
kehr“. Dieſe Noten waren in anderen geſetzlichen Geldarten ein⸗ 
zulöſen, alſo in irgendeinem, auch zukünftigen, von der Sowjet⸗ 
regierung als in ihrem Gebiete gültig anerkannten Gelde. Hier 
handelte es ſich mithin um möglicherweiſe eignes Geld der Räte⸗ 
„regierung. Tatſächlich war dies der Fall. Denn inzwiſchen hatte 
der große Umſchwung in der Stellung der Regierung zur Einführung 
einer eigenen Währung eingeſetzt. 

Durch dieſe beiden, in der Stückelung neuen, aber nicht un— 
günſtigen Emiſſionen gelang es, dem Kleingeldmangel wenigſtens eine 
geringe Abhilfe zu ſchaffen. Unterſtützt wurde dieſer Erfolg noch 
durch eine zweite, freilich viel weniger einwandfreie Maßnahme. Sie 
betraf die Stückelung 2: und 1ꝑ⸗Kronen. Um dem Mangel an dieſen 
Scheinen abzuhelfen, gab die Räteregierung einfach auf photo⸗ 
chemiſchem Wege hergeſtellte Fälſchungen der 2- und 1⸗Kronennoten 
heraus. Doch wurde die Fälſchung immerhin gegenüber der Oſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Bank durch die Anbringung einer unterſcheiden⸗ 
den Seriennummer ohne weiteres erſichtlich gemacht?. Dieſe eigen⸗ 
tümliche Bekanntgabe der Fälſchung erfolgte wohl aus Rückſicht auf 
Deutſch⸗Oſterreich, das man als nächſtes Land für den Bolſchewis⸗ 
mus gewinnen und daher zuvorkommend behandeln und mit dem 
man ſich Verhandlungen in der Geldfrage offen halten wollte. Als 
Motiv aber für die Ausgabe dieſer 2- und 1⸗Kronennoten überhaupt 
dürfte neben dem Kleingeldmangel vielleicht auch der Wunſch geltend 
geweſen ſein, bolſchewiſtiſchen Parteigängern Spekulationen nach der 
Tſchechoſlowakei weiter zu ermöglichen. 

Durch die erwähnten Maßnahmen wurden bis zum 10. Juni 
57 Millionen Kronen in 5⸗, 2. und 1⸗Kronenſcheinen ausgegeben? 
und Mitte Juni täglich 800 000 Stück 5: Kronennoten in den Ver⸗ 


1 Vgl. „Peſter Lloyd“ vom 1. Juli 1919, Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. 

2 Von den 2⸗Kronennoten ſcheinen auch Fehldrucke in den Verkehr gelangt 
zu fein. Sie zeigen nur den Rot-, nicht aber den Graudruck. 

à Nach Angabe Lengyels in der Sitzung des Budapeſter Zentral-Arbeiter- 
und Soldatenrates. „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919. 
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kehr geworfen“. Trotzdem gelang es nicht, dem Stleingeldinangel 
wirklich erfolgreich zu ſteuern. Immerhin aber wurde doch manches 
zur Entſpannung der Kriſe erreicht. Freilich war das geſchehen auf 
Koſten des urſprünglich geplanten paſſiven Verhaltens gegenüber der 
allen Währung in der Übergangszeit. Aktiv hatte man eine neue 
Stückelung einführen müſſen, wenn auch geſtützt zunächſt vollkommen 
auf die alte Währung. Allmählich aber hatte man Geldſcheine 
eigener Währung emittiert in der zweiten Auflage der 5⸗Kronennoten 
und in der Fälſchung der 2⸗ und 1⸗Kronenſcheine, die in dieſer 
neuen Ausgabe von der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank nicht an⸗ 
erkannt wurden. Dieſer Umſtand jedoch ſtand in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhange mit einer allgemeineren Frage der Geldpolitik. 


b) Die Frage des Auskommens mit den vorhandenen Noten 
überhaupt 

Während man in der Löſung des Wechſelgeldproblemes langſam 
ntwärts ſchritt, zeigte ſich gebieteriſch ein anderes Bedürfnis von 
viel größerem Ausmaße und weiterer Bedeutung. Es erwies ſich 
bereits Anfang Mai von Tag zu Tag mehr, daß die Auffaſſung des 
Finanzkommiſſars, mit dem vorhandenen früher gemeinſamen Gelde 
auszukommen, nicht bloß hinſichtlich einzelner Stückelungswerte 
wttümlih geweſen war. Es wurde vielmehr unverkennbar, 
daß überhaupt zu wenig Geldmittel vorhanden waren. 
Einmal war dies der Fall infolge der großen Theſaurierungen. Was 
in Rußland geſchehen war, was in Ungarn die Bolſchewiſten ge⸗ 
fürchtet hatten, und was wir oben als Gefahr für die Durchführung 
des kommuniſtiſchen Programms drohen ſahen, trat ein. Unter dem 
Drucke der Vermögensbeſchlagnahme wurde das im Auslande ver: 
wertbare Geld verſteckt. Und bei den Bauern blieb es liegen, weil 
die Regierung nicht in der Lage war, es durch Bereitſtellung von 
Induſtrieartikeln wieder zu ſich zurückzuleiten. So verſchwanden 
große Mengen Geldes in der Bevölkerung. Immer wieder verſuchte 
die Räteregierung dieſer Entwicklung entgegenzutreten. Sie ſah aber 
wohl zumeiſt die pſychologiſche Bedingtheit des Werdeganges nicht 


i Sgl. Vargas Rede am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes („Volks⸗ 
ſtinmer vom 17. Juni 1919) Nach Lengyels Rede auf dem RNätekongreſſe 
naten bis zum 17. Juni etwa 12—13 Millionen Stücke in Verkehr gebracht 
. Peſter Lloyd“ vom 17. Juni. 1919, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1), danach wären 
alfo am 10. Juni ſiebenmal 800 000 Stück weniger, alſo etwa 7 Millionen im 
Verte von 35 Millionen K vorhanden geweſen. 
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ein. Sie erklärte vielmehr die Theſaurierungen zum Teil für ein 
bewußtes gegenrevolutionäres Kampfmittel, das Verwirrung erzeugen 
und Unzufriedenheit mit den Bolſchewiſten ſäen ſollte. Die Maß⸗ 
nahmen aber, welche die Regierung ergriff, waren erfolglos. Sie 
waren erfolglos, obwohl man alsbald das kommuniſtiſche Programm 
in erheblichem Maße opferte. Es wurden nämlich vollkommen frei 
verfügbare Einlagen geſchaffen, für die alſo die Sperrvorſchriften 
der Bankkonten nicht galten, und die man ſogar verzinfte!. Aber 
das Publikum ließ ſich durch dieſe Verlockung nicht bewegen, ſein 
verſtecktes Geld einzuzahlen. Es mißtraute dieſer Einlagemöglichkeit 
und theſaurierte weiterhin. So wurde die Menge des umlaufenden 
Geldes der alten Währung mehr und mehr vermindert. Auf der 
anderen Seite aber entſtanden große Ausgaben der Regierung für 
Abfindungen an Ausländer und für Auslandspropaganda. So waren 
die oben geſchilderten Gefahren hinſichtlich der Geldmenge in der 
Übergangszeit zur Wirklichkeit geworden. Aber der entſcheidende 
Faktor für ein raſches Wachſen des Bedürfniſſes nach mehr Geld⸗ 
mitteln trat noch von einer ganz anderen Seite her auf den Plan. 
Dieſen Grund ſuchte die Regierung allerdings ſtets zu verſchleiern. 
Er beſtand im Folgenden. Die Arbeiter ſtellten allmählich Anſprüche 
auf höhere Löhne. Dazu erforderte der Ausbau der Roten Armee 
die Verfügbarkeit bedeutender Mengen von Großgeld n. 


1 Man begründete die Maßnahme in doppelter Weiſe. Einmal wolle man 
den Proletariern die Möglichkeit geben, Arbeitseinkommen, das fie vorläufig 
nicht verwenden könnten, zu ſparen. Es war dies ein Geſichtspunkt, der aller⸗ 
dings dem früher aufgeſtellten Satze widerſprach, daß man Löhne nur ſoweit 
zahlen wolle, als ſie verwendbar ſeien. Es enthüllt ſich hier bereits der grund⸗ 
legende Fehler der Regierung, daß ſie eben Löhne zahlte, die nicht mehr in 
Gütern realiſierbar waren, womit ſie tatſächlich die Geldinflation herbeiführte, 
deren Gefahr ſie früher ſelbſt vorausgeſehen hatte. Als zweiter Grund wurde 
angegeben, daß der Einleger dem Proletarierſtaate nütze, indem er die kleinen 
Banknoten von 1—50 K in die Staatskaſſen zurüdleite und fo den Mangel an 
Wechſelgeld bekämpfen helfe. Vgl. Varga im „Peſter Lloyd“ vom 15. Mai 1919, 
Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. Vgl. ferner die Mitteilung des Ungar.-Tel.-Korr.- 
Bureaus in „Peſter Lloyd“ vom 11. Mai 1919, Morgenblatt, S. 8, Sp. 1. 

2 Zu welchen unkommuniſtiſchen Verhältniſſen die Bedürfniſſe der Armee 
in Verbindung mit dem Geldverlangen der nichtſozialiſierten Bauern führten, 
zeigt zum Beiſpiel folgender Fall: Man hatte aus Mangel an Organiſation, 
um die Verſorgung der Armee ſicherſtellen zu können, private Heereslieferanten 
heranziehen müſſen. Dieſe aber mußte man in Geld bezahlen, da ſie ſonſt von 
den Bauern nichts erhalten hätten. Vgl. Lengyel in dem mehrermähnten 
Interview von Békeſſy Imre in „A Kurir“. 
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Entziehung des Geldes aus dem Verkehr und 
gleichzeitig, trotz der Einführung umfangreicher 
ſtaatlicher Verrechnungen, ein raſches Wachſen des 
eldbedürfniſſes war alſo das Bild, das ſich ziemlich 
bald in der Räterepublik zeigte. Bei dieſen Umſtänden 
var eine Paſſivität gegenüber der alten Währung nicht mehr 
nöglich. Ein Doppeltes nur war denkbar: die ſofortige Einführung 
des kommuniſtiſchen Zahlungsmittelweſens oder die Ausgabe neuen 
Geldes. Der erſtere Weg war trotz einiger Anſätze zum Beginn der 
Vorarbeiten vorläufig aus Mangel an jeder entſprechenden Organi⸗ 
ſation ungangbar. Es blieb alſo nur der zweite Weg übrig. Hier 
aber beſtand eine Schwierigkeit. Eine Mitwirkung der Oſterreichiſch⸗ 
ungariihen Bank in Wien bei der Neuemiſſion war nicht zu er: 
zarten. Es mußte mithin die alte Währung verlaſſen und eigenes 
Geld ausgegeben werden. Der Räteregierung war jedoch daran ge- 
lezen, eine ſolche eigene Ausgabe nach Möglichkeit geheim zu halten. 
Sie beſaß ein Intereſſe hieran einmal, weil ſie nicht gern ein der⸗ 
ertiges Abgehen vom zuerſt fo ſcharf vertretenen kommuniſtiſchen 
prinzip eingeſtehen wollte, wie dies die Schaffung einer eigenen 
Geldwährung tatſächlich bedeutet hätte. Zweitens aber fürchtete ſie 
vohl, daß eigenes Geld in weiten Kreiſen der Bevölkerung Miß⸗ 
trauen begegnen oder wenn es kapitaliſtiſch brauchbar war, theſauriert 
werden würde. Aus dieſer Zwickmühle ſuchte fie nun einen Ausweg 
durch eine eigenartige Fälſchung. 


1 Die Schaffung eignen, aber als ſolches abgeleugneten 
Geldes 

Die Regierung ahmte von der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank 
eittiertes Geld nach. Techniſch möglich war das nur hinſichtlich 
des ſogenannten weißen Geldes, für das ſich Kliſchees in Budapeſt 
befanden. Dieſe 200- und 25⸗Kronennoten wurden deshalb etwa 
om Mai ab nachgedruckt, aber der Bank gegenüber wiederum durch 
keiondere Seriennummern als Fälſchung kenntlich gemacht!. Dieſes, 
rie wir noch ſehen werden, in immer größeren Mengen in den 
Lerkehr geworfene Geld bedeutete tatſächlich die Herausgabe eines 

1 Die Sſterreichiſch⸗ungariſche Bank in Wien war übrigens über Höhe und 
Iunerierung der Emiſſionen des neuen weißen Geldes ſtets fofort unterrichtet. 
Die Beamten der Hauptſtelle in Budapeſt waren faſt durchweg Gegner der 


delſchewiſten und unterrichteten ſtändig die deutſch⸗öſterreichiſche Geſandtſchaft 
un Budapefl. Vgl. „Reggeli hirek“ vom 18. Auguſt 1919 (ungariſch). 
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wirklichen eigenen Geldes des Näteregierung, die Loslöſung von der 
alten gemeinſamen Währung. Es wurde von der Oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Bank nicht als von ihr emittiert anerkannt. Auch war 
die verwendete Rechnungseinheit grundſätzlich anders fundiert als 
früher. Sie ſtellte weder theoretiſch noch faktiſch eine Mengeneinheit 
eines Einzelgutes mehr dar. Sondern man ſteuerte bereits ins 
Fahrwaſſer der kommuniſtiſchen Anweiſungen auf Produkte inſofern 
hinüber, als die Rechnungseinheit ein Bruchteil der Geſamtſumme 
der ſozialen Produkte wurde. Es gelang der Regierung jedoch, was 
ja auch das Ziel der Herausgabe in dieſer Form war, die Tatſache 
dieſes eigenen Geldes einige Zeit vor der Bevölkerung des Inlandes 
zu verſchleiern. Zu dieſem Zwecke wurde auch in der Preſſe ſtets 
der Schein gewahrt, als ob lediglich von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen 
Bank emittierte weiße Noten im Umlaufe ſeien. Freilich begann die 
Bevölkerung ſchon infolge der allmählich durchſickernden Kenntnis 
von der Nichtanerkennung durch das Ausland doch bald Mißtrauen 
zu hegen. Die Regierung aber betonte demgegenüber, das Geld ſei 
als unüberſtempelt nur noch in Ungarn anerkannt, und deshalb ſo⸗ 
zuſagen deſſen eigene Währung, es ſei aber der Herkunft nach doch 
immer noch gemeinſames Geld. Oder man beſchränkte ſich einfach 
auf die Ableugnung jeder Ausgabe eigenen weißen Geldes. Typiſch 
iſt in dieſer Hinſicht eine offiziöſe Auslaſſung, datiert vom 5. Juni, 
im Peſter Lloyd !. Hier heißt es ausdrücklich, daß nur die über⸗ 
nommenen 1,6 Milliarden weißer Noten, die ſich noch bei der Haupt⸗ 
ſtelle Budapeſt der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank befanden, allmählich 
ausgegeben worden wären. Alles andere ſei eine böswillige Erfindung 
der Gegenrevolutionäre?. So hielt die Räteregierung äußerlich am 


1 „Peſter Lloyd“ vom 6. Juni, Morgenblatt, S. 1. 

2 Die entſcheidenden Sätze lauten folgendermaßen: „Die Oſterreichiſch⸗ 
ungariſche Bank wollte von einer weiteren Banknotenemiſſion für die Zwecke 
Sowjet⸗Ungarns nichts hören, und ſo wurden wir in die Zwangslage gedrängt, 
an die Vermehrung der Banknoten zu ſchreiten. Bei dieſem Punkte befindet ſich 
aber auch unſere öffentliche Meinung in dem großen Irrtum, als ob die immenſe 
Maſſe der 25. und 200 ⸗Kronennoten durch die Sowjetregierung hergeſtellt 
worden wäre. In Wahrheit verhält es ſich damit ſo, daß mehr als 
1600 Millionen dieſer Noten auf Grund der mit der Ofterreihifch -ungarifchen 
Bank geſchloſſenen Vereinbarung noch von der Volksregierung des Kärolyi⸗ 
Regimes zur Emiſſion gelangt ſind, jedoch nur zu einem kleineren Teile auf⸗ 
gebraucht wurden, ſo daß dieſe weißen Noten nicht das Produkt der Käte⸗ 
republik bilden. Trotz dieſes Tatbeſtandes benützten die inneren und äußeren 
Feinde des jungen ungarländiſchen Proletarierſtaates den großen Umlauf an 
dieſen weißen Banknoten zu der Beſchuldigung der Geldfälſchung.“ 
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Beſtehen der alten gemeinſamen Währung feſt. In Wahrheit aber 
wat ſchließlich die große Menge des umlaufenden Geldes nicht mehr 
von der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank emittiert, ſondern von der 
Räterepublik. Sehr bald ſah auch die Bevölkerung das ein. Die 
mit der Herausgabe des Geldes gerade in dieſer Form bezweckte 
Tauſchung ließ ſich nicht lange aufrecht erhalten. Und hierin lag 
tier der Gründe, weshalb die Emiſſion dieſer eignen neuen Noten 
der Näteregierung ſich zur folgenſchwerſten aller ihrer geldpolitiſchen 
Naßnahmen entwickeln ſollte. 

Denn es entſtand jetzt eine ſcharfe Trennung zwiſchen dem 
„alten ( „blauen“ und „weißen“) und dem „neuen weißen“ Gelde. 
Die Bevölkerung, vor allem die durch den Beſitz zahlreicher Lebens— 
mittel den Ton angebenden nichtſozialiſierten Bauern, trauten dem 
neuen Gelde nicht. Sie erwarteten auch ſtets den baldigen Sturz 
der Näteregierung und fürchteten alsdann eine Außerverkehrſetzung 
des don ihr emittierten Geldes. Das Ausland aber wies das 
neue weiße Geld überhaupt völlig ab. Es tat dies ſchon deshalb, 
weil hinſichtlich dieſes neuen Geldes ſich noch eine beſondere Er: 
ſcheinung zeigte. Es war dies die Maſſenhaftigkeit, in der es auftrat. 
Das weiter oben als drohende Gefahr geſchilderte politiſche Motiv 
für die Näteregierung wurde nämlich in der Tat wirkſam. Die 
Tbeſaurierungen ſchufen alsbald gar nicht mehr den Kern des Geld— 
bedürfniſſes, ſondern die ungeheuren, auf politiſchen Effekt berechneten 
Lohnerhöhungen wurden entſcheidend. So ſtand die Menge des neuen 
Geldes zu dem Geſamtwerte der es deckenden ſozialen Produkte, ge- 
meſſen an landläufigen Preisbeziehungen zur Rechnungseinheit, bald 
ta gar keinem vernünftigen Verhältniſſe mehr. Eine Inflation 
des neuen Geldes entwickelte ſich. Das wirkte aber nicht 
kloß auf die un des Auslandes zu ihm und damit mittelbar 
auh auf die Stellungnahme der ungariſchen Bevölkerung, ſondern 
chenſo auf dieſe unmittelbar mißtrauenerweckend ein. So bildete ſich 
m ungatiſchen Volke allmählich der beinahe dogmatiſche Glaube 
heraus, in dem früher gemeinſamen, im Auslande unabhängig von 
alem Maßnahmen der Räteregierung verwertbaren Gelde einen Schatz 
m befitzen. Die Folge war ein großes Agio dieſes Geldes. Das 
aber führte zu ſchweren Ungerechtigkeiten zugunſten der Beſitzer alten 
Geldes und war bei der Korruptheit der früheren gemeinſamen 
Dährung! an ſich höchſt unvernünftig. In geringem Maße mitbe⸗ 
Am 31. Dezember 1918 betrug zum Beiſpiel die Metalldeckung der 
Dherteichiſch⸗ ungariſchen Bank nur noch 0,9 % und ſank ſpäter noch weiter. 
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ſtimmend für die Anſchauung der Bevölkerung war übrigens ſchließlich 
auch die Minderwertigkeit des noch dazu einſeitigen Druckes! der 
in Anlehnung an die alten weißen Noten hergeſtellten neuen Geld⸗ 
ſcheine. Das Hauptmoment allerdings lag in der geſchilderten Maſſen⸗ 
haftigkeit des Rätegeldes. So entwickelte ſich bis Ende Juni zwiſchen 
alten Noten und neuem weißen Gelde ein Kursverhältnis von 100: 170. 


ß) Der Kampf gegen die blauen Emiſſionen des früher 
gemeinſamen Geldes. 

Die ſchnelle Ablehnung der neuen weißen Noten veranlaßte nun 
die Räteregierung bereits ſeit Anfang Juni, doch dem Gedanken einer 
entſcheidenden Reform der Geldverhältniſſe näher zu treten. Das 
Ziel dieſer Reform konnte nicht mehr verkannt werden: man mußte 
die unbeliebten neuen weißen Noten beſeitigen und durch die Ein- 
führung der Arbeitsbücher oder durch neues Geld erſetzen. Wie aber 
auch dieſe Erſetzung ſchließlich ſtattfinden mochte, war bis zu ihrer 
Durchführung eine beſondere vorbereitende Maßnahme erwünſcht, die 
zur Erreichung des Endzieles doch einmal erfolgen mußte, und jetzt 
alsbald vorweggenommen vielleicht geeignet erſchien, wenigſtens das 
Fortſchreiten der Kriſe in etwas aufzuhalten. Es war dies die Maß⸗ 
nahme, ſofort das alte blaue? Geld aus dem Verkehr zu ziehen. 
Geſchehen mußte dies in jedem Falle einmal, wenn man das neue 
weiße Geld durch die Arbeitsbücher oder durch neues Geld erſetzen 
wollte, das ja jetzt von der alten gemeinſamen Währung abgehen 
und einer eigenen Währung angehören mußte. Gelang es aber er⸗ 
folgreich bereits alsbald, ſo war bis zur endgültigen Regelung der 
Geldfrage wenigſtens das eine erreicht, daß die im neuen weißen 
Gelde entlohnten Arbeiter nicht mehr unter einem Disagio ihrer 
Noten gegenüber in den Händen anderer Volkskreiſe befindlichen Geld⸗ 
ſcheinen zu leiden hatten. Darum wurden durch Verordnung CXI 
der Räteregierung (vom 6. Juni) die 10 000, 1000⸗, 100, 50⸗Kronen⸗ 
noten vom 1. Juli ab eingezogen mit Ablieferungstermin bis 31. Auguſt. 
Für die 20⸗Kronennoten erſter und zweiter Auflage und die 10⸗Kronen⸗ 
ſcheine war ein etwas ſpäteres Datum feſtgeſetzt. Zunächſt wollte 
dabei die Regierung die Ablieferung des alten Geldes gewaltſam er⸗ 


1 Gerade die Bevölkerung der früheren Monarchie war hinſichtlich der 
Vollkommenheit des Druckes ſeit jeher beſonders verwöhnt. 

2 Das alte weiße Geld kam jetzt hierfür nicht in Betracht, da man bei der 
Ableugnung ſeines Unterſchiedes gegenüber dem neuen weißen Gelde dann ſo⸗ 
gleich auch dieſes hätte mit einziehen müſſen. 
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zwingen. Aber ſchon nach wenigen Tagen war ſie durch die Wider⸗ 
ſtände in der Bevölkerung genötigt, den ſtillen Beſitz dieſer Noten 
unangetaſtet zu laſſen. Durch Verordnung des Diſtriktsoberkomman⸗ 
danten der Roten Wache von Budapeſt vom 2. Juli wurde dieſes 
Nachgeben offiziell feſtgelegt. Nunmehr wurden nur alle Zahlungen 
und alles Wechſeln in dem einberufenen Gelde ſtreng verboten und 
unter Strafe geſtellt. Die Folgen dieſer Maßnahme waren jedoch 
höchſt unerwartete und ungewollte. Arbeiterfrauen allerdings lieferten 
ihte Erſparniſſe in altem Gelde auf den Rat der wohl auch durch 
den eignen Mangel an Valuta für Auslandzahlungen beſonders ſtark 
intereſſierten Regierung in hohem Maße ab. Die Bauern dagegen 
und damit auch die Schleichhändler hielten es völlig zurück. Der 
Bauer war von ſeinem Glauben, in dieſem Gelde einen beſonderen 
Schatz zu beſitzen, und von feinem tiefen Mißtrauen gegen die Noten 
der Räteregierung durch nichts abzubringen. Und vor den Banken 
in dudapeft ſtanden in den Tagen der Ablieferung Lebensmittel: 
aufläufer, die vor der Tür den Eintretenden neues weißes Geld mit 
bohen Zuſchlägen anboten, wenn fie ihnen ſtatt der nur Pari be- 
zahlenden Bank ihr altes Geld abliefern wollten. Die Einziehung 
vies alſo tatſächlich einen völligen Mißerfolg auf. Dieſer war um 
ſo ſelbſtwerſtändlicher, als Verwertungsmöglichkeiten zum Beiſpiel in 
Galizien beſtanden und vor allem auch in Wien trotz aller Einziehungs⸗ 
verfügungen der Räteregierung das alte Geld mit dem geringen 
Disagio von 5— 6% in deutſch⸗öſterreichiſche, im Ausland Kurswert 
beftzende Noten umgewechſelt wurde. Ja der Erfolg der Einziehung 
dar geradezu ein negativer. Man glaubte, daß die Regierung die 
Roten einberufe, weil fie ſelber fie für wertvoller halte und für ſich haben 
vele. So ſtellte ſich das Verhältnis neuen weißen Geldes zu altem 
Gelde wie 2,5: 1 (Gold zu blauem Gelde wie 13,5: 1, alfo zu weißem 
See etwa wie 34: 1). Es bemächtigte ſich der Bevölkerung geradezu 
en Manie für die an ſich jo minderwertigen alten blauen Noten. 
debensmittel irgendwelcher Art über die geringen öffentlichen Zu- 
deiſungen hinaus waren überhaupt nur gegen altes Geld zu haben. 
ganze Dörfer wieſen jede neue Note hohnlachend zurück. Selbſt 
Inte ſcheuten fi nicht, mit großen Schmerzen zu ihnen kommende 
Kranke einfach abzuweiſen, wenn ſie nicht in altem Gelde zahlen 
kunnten. „Blaues Geld“ wurde das Schlagwort, das vor allem in 
Judapeſt ein jeder ſtändig im Munde führte. Zwar hätten in 
manchen Fällen vielleicht rigoroſe Strafen ſeitens der Regierung all⸗ 
nählich Abhilfe ſchaffen können. Die Bauern aber hätte man zur 
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Herausgabe ihres alten Geldes durch nichts bewegen können. Sie 
hätten es lieber verbrannt als abgeliefert. So wurde das neue weiße 
Geld faſt wertlos. Und das in Budapeſt umlaufende Scherzwort 
war durchaus nicht ganz unberechtigt: daß es nur eines gebe, das 
niemandem geſtohlen werde, die neue 200⸗Kronennote. 


] Die Schaffung eigenen, als ſolches offiziell zugegebenen 
Geldes 

Der Verſuch, der Geldkriſe wenigſtens in etwas Einhalt zu ge⸗ 
bieten durch die raſche Einziehung des alten blauen Geldes, war alſo 
fehlgeſchlagen. So mußte man die nur langſamer mögliche Erſetzung 
der neuen weißen Noten abwarten. Für dieſe hatte man bereits ſeit 
Anfang Juni mit den Vorarbeiten begonnen. Da die Einführung 
der Arbeitsbücher ſich aus organiſatoriſchen Gründen als immer noch 
nicht möglich erwies, hatte man ſich dabei entſchloſſen, wiederum 
Geld, und zwar wieder geſtützt auf die Rechnungseinheit Krone, aus- 
zugeben. Jetzt aber konnte man auch nicht einmal mehr den Schein 
der Aufrechterhaltung der alten gemeinſamen Währung bewahren. 
Denn nur das weiße Geld war in Budapeſt techniſch nachahmbar. 
Es blieb alſo der Räteregierung jetzt nichts anderes übrig, als die 
vorläufige Unmöglichkeit geldloſen Verkehrs und eines Auskommens 
jür die Übergangszeit mit dem alten Gelde offen einzugeſtehen. Sie 
mußte für alle Augen erſichtlich eine eigne Währung ſchaffen!. Um 
dieſe Abſicht durchzuführen, verband man mit der Verordnung der 
Einziehung des blauen Geldes die Beſtimmung, daß nach dem 31. De⸗ 
zember 1919 auch das geſamte weiße Geld (alter und eigner Emiſſion, 
deren Unterſchied aber immer noch nicht offiziell zugegeben wurde) 
aus dem Verkehr gezogen werden ſollte. Schon bevor dies erfolgt 
ſei, ſollte aber eigenes Sowjetgeld ausgegeben werden. Hinſichtlich 
dieſes Geldes verfolgte man von autoritativer Seite eine Zeitlang 
den Plan, zur Befriedigung der Arbeiter nunmehr Gold: und Silber⸗ 


1 Zuſammenfaſſende Außerungen Vargas über das neue Geldſyſtem 
wurden ſchon am 6. Juni im Abendblatte des „Peſter Lloyd“, S. 4, Sp. 2, 
veröffentlicht. Varga wies hier auf die an ſich günſtigen Deckungsmöglichkeiten 
des bolſchewiſtiſchen Geldes hin. Im übrigen enthält der Artikel bedeutende 
Verdrehungen der wirklichen Sachlage, an die Varga ſelbſt ebenſowenig geglaubt 
haben kann, wie die gebildeten Leſer ſie ernſt nahmen. Vgl. ferner über die 
eigene Währung auch Vägo Jänos, Räteungarn auf dem Wege zur finanziellen 
Unabhängigkeit (Szociälis termelés I, 7, S. 38 f., ungariſch). 
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münzen in Umlauf zu ſetzen!. So war man unter dem Zwang der 
Ereigniſſe ſchrittweiſe zu einem Plane gedrängt worden, der jedes 
kommuniſtiſche Programm über den Haufen warf. In feiner großen 
Re am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes gab Varga für 
dieſe Ausgabe von Gold: und Silbergeld neben der der Noten die 
Zegründung?. Er ſagte, die Regierung wolle auch damit dokumen⸗ 
tieren, daß fie von dem Beſtreben geleitet ſei, an Stelle des Geldes 
tale Werte zu geben. Deutlich zeigt ſich hierin die Verwirrung, 
selbe die der Regierung völlig über den Kopf gewachſenen Geld⸗ 
verhältnifje in den Köpfen auch ihrer kundigſten Mitglieder angerichtet 
hatten. Denn dieſe Begründung verkündete ja unter dem Scheine 
eines kommuniſtiſchen Prinzips eine völlig unkommuniſtiſche Idee, 
die erzwungen war durch die Unzufriedenheit der Arbeiter und ihr 
Hängen gerade an kapitaliſtiſcher Geldauffaſſung. Allerdings ließ die 
Nateregierung den Gedanken doch noch vor feiner Ausführung wieder 
jalen s. Seine Durchführung würde in dieſer Form, in der Ver⸗ 
dudung mit der Ausgabe kapitaliſtiſch nicht brauchbarer Noten lediglich 
ach nicht dageweſene Theſaurierungen zur Folge gehabt haben. 
Nan beſchloß nunmehr, nur ein neues eigenes Papiergeld heraus⸗ 
wbsringen. Am 21. Juli“ erſchienen die erſten Noten. Es waren 
W und 10⸗Kronenſcheine, emittiert von der ungariſchen Poſtſparkaſſe. 
Sie waren ebenſo wie die zweite Ausgabe der 5⸗Kronennoten einlösbar 
in irgendeiner anderen geſetzlichen Währung. Dieſes Geld vermied 
nunmehr den Anſchein einer Fälſchung und war klugerweiſe auch 
nicht mehr einſeitig bedruckt. Es verwendete aher wie das neue 
weibe Geld die einen Bruchteil der Geſamtſumme der ſozialen Güter 
bezeichnende Rechnungseinheit (die nur äußerlich noch den Namen 
„Krone“ beibehielt), ohne doch in ſeiner Menge auf dieſe Güter 


1 Lengyel erklärte in einer Sitzung des Budapeſter Zentral» Arbeiter- 
ind Soldatenrates, daß bereits am 1. Juli Gold⸗ und Silbermünzen vor⸗ 
sanden ſein würden. Vgl. „Die wirtſchaftliche Lage“ in „Volksſtimme“ vom 
12. Juni 1919. 

° Bol. „Volksſtimme“ vom 17. Juni 1919. 

1 Es haben aber tatſächlich bereits Probeprägungen der Goldmünzen vor⸗ 
ehen. Der Leiter des Staatsmünzamtes, Urmöſſy, teilte nach „Az ujsäg“ 
dem 11. November 1919 (ungariſch) mit, daß Prägungen von 200⸗Kronenſtücken 
m Gold ſtattgefunden hätten. Der Avers habe die Inſchrift: „Proletarier aller 
Lander vereinigt euch“, der Nevers die Inſchrift: „Ungariſche Räterepublik“ 
tragen. Das Feingehalt ſei 580/1000 geweſen, der Durchmeſſer habe 35 mm 
betragen. Goldene 10⸗Kronenſtücke ſeien projektiert geweſen. 

Bgl. „Peſter Lloyd“ vom 21. Juli 1919, Abendblatt, S. 4, Sp. 3. 
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irgendwie Bezug zu nehmen. Trotzdem aber und obwohl es gleich: 
falls im Auslande nicht benügbar war, wurde es von der Bevölkerung 
verhältnismäßig gern genommen. Jedenfalls wurde es gegenüber dem 
neuen weißen Gelde bevorzugt. Hierzu hat wohl auch mitgewirkt, 
daß es durch die Poſtſparkaſſe emittiert wurde. Dieſer brachte man 
von früher her immer noch Vertrauen entgegen, obwohl ſie jetzt nichts 
anderes war!, als der gleiche Staat, der hinter den neuen weißen 
Noten ſtand. Ebenſo dürfte wie bei den 5⸗Kronennoten mitgeſprochen 
haben, daß das neue nationale Geld in keiner Weiſe mehr als 
Fälſchung betrachtet werden konnte, außerdem auch in ſeiner Stückelung 
den Verkehrsbedürfniſſen gerecht wurde. Freilich aber konnte dieſe 
günſtige Aufnahme nur etwas Vorübergehendes ſein. Die Haupt⸗ 
ſchwierigkeiten konnten auch die neuen Noten nicht beheben. Sollten 
ſie allmählich das neue weiße Geld erſetzen, ſo mußten ſie bei den 
Verhältniſſen der Wirtſchaft ſchließlich in gleicher Menge wie dieſes 
auf den Plan treten, und dieſe Maſſe mußte durch neuauftretende 
Bedürfniſſe der Regierung noch vermehrt werden. So mußte nach 
einigen Monaten ſtatt des neuen weißen das neue nationale Geld 
den Verkehr überſchwemmen und dann mußte die Abneigung der Be⸗ 
völkerung dagegen die gleiche werden, wenn auch gewiſſe pſychiſche 
Momente, die gegen das weiße Geld mitgeſprochen hatten, aus⸗ 
geſchaltet waren. 

Dieſe notwendige Entwicklung wirkte ſich unter der Räteregie⸗ 
rung allerdings nicht mehr aus. Vorläufig ſah es ſo aus, als ob 
im Geldweſen eine gewiſſe Entſpannung eintreten wollte. Und dieſer 
Umſtand wurde noch begünſtigt dadurch, daß der Räteregierung plötzlich 
ein glücklicher äußerer Umſtand für ihr Beſtreben, das alte gemein- 
ſame Geld aus dem Verkehr zu ziehen, zu Hilfe kam. Eine Unter⸗ 
ſtützung der Vereinheitlichung der Währung trat ein und damit der 
Behebung der Kursunterſchiede. Das hierauf unverhofft von außen 
wirkende Moment war der Friede von St. Germain. Die bisherigen 
Außerkursſetzungen des blauen Geldes durch die Räteregierung waren 
von den meiſten nicht ernſt genommen worden, weil über die Gültig⸗ 
keit dieſer Noten gar nicht die Räteregierung, ſondern das Ausland 
zu entſcheiden hatte. Nach jedem Vorſtoß der Bolſchewiſten gegen 


1 Es iſt freilich nicht recht zu verſtehen, womit Geſetz XCII die Deckung 
durch das geſamte Vermögen der Poſtſparkaſſe eigentlich als eine beſondere 
Sicherheit begründen wollte. Es könnte vielleicht ein Immobilienbeſitz in Frage 
gekommen ſein. Dieſer aber war von jeher ſehr gering, da die Poſtſparkaſſe 
zumeiſt die Räume der Poſt benutzte. 
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das blaue Geld hatte ſich ſofort gezeigt, daß es durch ſie nicht zu 
erſchüttern war, und fo hatte ſich das Vertrauen der Bevölkerung in 
dieſes Geld mit jedem neuen Vorgehen der Bolſchewiſten geradezu 
befeſtigt. Nun aber verfügte der Friede von St. Germain die Liqui⸗ 
dierung der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank und die Einziehung ihrer 
emiſſionen. Jetzt wurden viele Beſitzer des blauen Geldes doch ſtutzig. 
Zwar legte ſich die erſte Panik bald wieder. Aber man wußte jetzt 
doch, daß die Tage der Auslandsgeltung des blauen Geldes gezählt 
waren. Im Laufe der Zeit wäre hierdurch die Räteregierung in 
ihrem Beſtreben nach Vereinheitlichung der Währung unterftügt 
vorden!. Nur die Bauern würden wahrſcheinlich nach ihren bis⸗ 
herigen Erfahrungen, daß das blaue Geld trotz aller Maßnahmen 
der Räteregierung feinen Wert behalten hätte, hartnäckig die Heraus⸗ 
gabe weiterhin verweigert haben. Aber die Wertloſigkeit dieſes Geldes 
näre dann doch bald offenbar geworden und die noch theſaurierten 
Bestände hätten in der Währung keine Verwirrung mehr anzurichten 
dermocht. 


e) Aberblick. 


Mitten in die Beſtrebungen, in faſt völliger Abkehr vom kom⸗ 
mmiſtiſchen Programm nach viermonatlicher Regierungszeit eine ein⸗ 
heitliche nationale Währung, ein wenn auch vom Spezialwert eines 
Eimelgute® unabhängiges, nur zur Summe der ſozialen Güter in 
Beziehung flehendes „Geld“ zu ſchaffen, fiel der Sturz der Räte⸗ 
regierung. Vom 21. März bis zu dieſem Zeitpunkte beſtand nach 
dem Geſagten, wenn wir die Ereigniſſe überblicken, ein völliges Chaos 
in Geldweſen und ein durchaus unkommuniſtiſcher Zuſtand. Es zeigte 
hd einmal eine tatſächlich bis zuletzt nicht behobene Vielfältigkeit 
der Emiſſionen. Allein an allgemein umlaufendem Gelde waren am 
l. Auguſt immer noch folgende Noten im Verkehr, die im Prinzip, 
denn auch nicht im Namen verſchiedene Rechnungseinheiten ver⸗ 
dendeten, im Ausland verſchieden benutzbar waren und daher die 
Tendenz zu Kursdifferenzen in ſich trugen: 

Altes Geld: | 
1. Die gemeinſamen Emiſſionen 10000, 1000, 100, 50, 20, 10, 
2, 1 Kronen. 


2 Die Näteregierung tat auch alles, um dieſen ihren Trumpf propagan⸗ 
"il zu verwerten. Vgl. zum Beiſpiel den Aufſatz „Das Ende des blauen 
geldes / in . Peſter Lloyd“ vom 26. Juli 1919, Abendblatt, S. 4. 
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2. Blaue 20⸗Kronennoten. 2. Auflage. 
3. In Deutſch⸗Oſterreich und Ungarn gültige Emiſſion weißer 
200 und 25 Kronen. 
Rätegeld: 
4. Emiſſion der ungariſchen Poſtſparkaſſe, 1. und 2. Auflage, 
5 Kronen. 
5. Photochemiſch hergeſtellte Fälſchungen der 2: und 1⸗Kronennoten 
gemeinſamer Emiſſion, mit neuen Seriennummern, 
6. Neue weiße 200⸗ und 25⸗Kronenſcheine mit veränderter Serien⸗ 
nummer. 
7. Das ungariſche nationale Geld, 20- und 10⸗Kronennoten der 
Poſtſparkaſſe. f 
Zu dieſer Geldverwirrung aber trat noch hinzu, daß ja nicht 
bloß allgemein im ganzen Gebiete der Sowjetrepublik umlaufende 
Noten beſtanden, ſondern zweitens ebenſo ſolche mit nur lokaler 
Geltung, die wiederum zu Kursdifferenzen — wegen der Wechſel⸗ 
bedürfniſſe — Anlaß geben mußten. Trotz Einheitlichkeit des 
emittierenden Staates gaben vielmehr in der Provinz eine Fülle von 
nachgeordneten Staatsſtellen örtlich verſchiedenes Geld aus. Es iſt 
erſtaunlich, wie man ſich hier augenſcheinlich ſelber gar nicht der Tat⸗ 
ſache bewußt war, daß es jetzt keine ſelbſtändigen Geldinſtitute, 
ſondern nur noch Amter ein und desſelben Staates gab. So brachten 
nicht bloß Direktorien! und Städte, ſondern ſogar einzelne Banken 
trotz ihrer Sozialiſierung Noten in den Verkehr, die ſie ſelbſtändig 
unterzeichneten. Die Geldverwirrung muß deshalb in der Provinz 
eine geradezu ungeheuerliche geweſen ſein. So gab es zum Beiſpiel 
in Györ außer dem früher gemeinſamen und dem neuen Gelde der 
Zentralregierung noch 50-Kronennoten der Peſter Ungariſchen Kom— 
merzialbank, datiert vom 7. Mai und mitunterzeichnet von einem 
Vertrauensmanne des Volkskommiſſars für Finanzen, alſo der gleichen 
Behörde, der die Geldemiſſion der Zentralregierung oblag! Ferner 
beſtanden in derſelben Stadt 20- und 10⸗Kronennoten der Allgemeinen 
Sparkaſſe, datiert ebenfalls vom 7. Mai. Sodann wiederum 10-Kronen⸗ 
noten vom 7. Mai, jedoch von der Filiale Györ der Peſter Ungariſchen 
Kommerzialbank. Und endlich kurſierten ebenda 5⸗Kronenſcheine 


1 Erft in der zweiten Hälfte des Mai wurde durch Verordnung XC VI 
der Räteregierung die Bezirks- und Städteverwaltung etwas zentraliſtiſcher. 
Die Ausgabe des Geldes in der Provinz fiel aber in erheblichem Maße vor 
dieſen Zeitpunkt. 
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der Filiale Györ der Ungariſchen Allgemeinen Kreditbank, datiert 
vom 6. Mai. | 

So kam in der Räterepublik eine unerhörte Vielfältigkeit der 
umlaufenden Geldmittel mit einer Tendenz zu vielfachſten Kurs: 
differenzen zuſtande. Hierzu trat aber, wie wir wiſſen, ein Zweites. 
Auch die Menge der umlaufenden Noten zeigte beſondersartige Ver⸗ 
bältniffe. Zu beachten iſt hier bereits das Mengenverhältnis der 
einzelnen Stückelungen zueinander. Es führte nach wie vor, wenigſtens 
in Budapeſt, eine ſcharfe Form einer Kleingeldkriſe herbei. Die Aus⸗ 
gabe der 5⸗, 2:, 1⸗Kronennoten der Zentralregierung war unzureichend. 
Bis zuletzt waren in Budapeſt ſelbſt Banken häufig nicht in der 
Lage oder nicht gewillt, auch nur einen einzigen 200⸗Kronenſchein 
einzuwechſeln. Und mit einer 5⸗Kronennote in der Taſche war es 
neiſt unmöglich, die Straßenbahn oder die Untergrundbahn zu be⸗ 
nügen, da das Herausgeben nicht möglich war oder verweigert wurde. 
Fiel beachtenswerter freilich noch lagen die Dinge hinſichtlich des 
Aengenmomentes bei der Emiſſion der neuen weißen Noten. Von 
ugendeiner Anpaſſung an die vorhandenen ſozialen Produkte auf der 
Baſis landläufiger Beziehungen der Güter zur Rechnungseinheit war 
keine Rede. Der Grund hierfür lag aber nicht wie in Rußland in 
dem kommuniſtiſch motivierten Gedanken, durch Maſſen neuen Geldes 
die verſteckten Vermögen der Kapitaliſten zu entwerten. Er erwuchs 
dielmehr einmal aus den Mißerfolgen gegenüber der Theſaurierung 
bei der Stadtbevölkerung, ſerner aus der Vernachläſſigung der Waren⸗ 
tuuſchaktion mit den nichtſozialiſierten Bauern. Dieſe beſaßen einfach 
leine Verwendungsmöglichkeit für Geld und mußten, nicht aus gegen⸗ 
reoolutionärer Abſicht, wie die Regierung ſagte, ſondern durch deren 
Zurückhaltung der Induſtrieartikel gezwungen, zur Saugſtelle für 
Geld werden, die eine natürliche Tendenz zur Geldvermehrung nach 
ſich führte. Der Hauptgrund für die Mengenſteigerung des Geldes 
allerdings war noch ein anderer. Als die große Armee geſchaffen 
wurde, wollte man die Soldaten durch ungeheure Löhne blenden !. 
Im Anſchluß hieran aber verfolgte man den gleichen Grundſatz 
gegenüber den Arbeitern. Ganz unkommuniſtiſch gedacht ſuchte man 
iht Augenmerk vom Entſcheidenden, der vorhandenen Gütermenge, 


Nach den nach dem Sturze der Bolſchewiſten angeſtellten Unterſuchungen 
hat in den 132 Tagen der Proletarierdiktatur die Rote Armee nicht weniger 
als 330 Mill., die Rote Wache 514 Mill., zuſammen alſo 3 821 Mill. K 
gdoftet (vgl. „Neues Wiener Abendblatt“ vom 4. November 1919, Nr. 302, 
S. 2, Sp. 1). 

9 * 


132 | Reinhard Junge [132 


abzulenken. Man appellierte an einen im kapitaliſtiſchen Fühlen 
wurzelnden Glauben des Arbeiters, der ihm vorſpiegelte, mehr Geld⸗ 
lohn bedeute mehr Güter. Zeigte ſich alsdann, daß wegen der Lohn⸗ 
höhe den Staat ein Produkt viel teurer zu ſtehen kam, als er es 
verkaufte, ſo ſetzte man den Preis herauf. Gleichzeitig aber erhöhte 
man wieder den Lohn der Arbeiter, um ihr nunmehr einſetzendes 
Grollen zu beſchwichtigen. Und ſo ging es fort in endloſer Kette 
bis beinahe ins Ungemeſſene. So lag ſchließlich das weiße Geld 
buchſtäblich auf der Straße. Und doch konnte für die ungeheuren 
Summen niemand ſich etwas kaufen!. Man wußte oft nicht, was 
man mit dem Gelde überhaupt anfangen ſollte. Ganz beſonders un⸗ 
ſozial aber wirkte dies alles auf die Alten, Kranken und Kinder und 
die im höheren Alter aus ihrem Berufe Geſchleuderten, die nur ſchwer 
umlernen konnten. Für ſie war die ſtaatliche Unterſtützung noch nicht 
organiſiert. Der Staat verwies ſie auf monatliche Abhebungsbeträge 
ihrer früheren Vermögen, die in neuem weißen Gelde ausbezahlt 
wurden, aber zu dem nunmehrigen geringen Geldwerte ſo wenig mehr 
im Verhältnis ſtanden, daß die Abheber faſt verhungerten. So wirkte die 
politiſche Tendenz einer Irreführung der Arbeiter durch übergroße 
Mengenſteigerung des Geldes unſozial. Und das Schlimme war, daß 
der einmal eingeſchlagene Weg die Räteregierung gegen ihren eigenen 
Willen immer weiter in die Inflation hineinführte. Alle Verſuche, 
die ſtets als eine beſondere Folge des Kommunismus gepredigte Ein⸗ 
ſchränkung des Geldumlaufes durchzuführen, blieben erfolglos. Trotz 
der Unterſtützung des Privatſcheckverkehrs, der umfangreichen Ver⸗ 
rechnungen des Staates in ſich ſelbſt und der Überweiſungen der 
Banken war ſoviel Geld im Lande, wie noch niemals zuvor. Die 
Regierung warf der Bevölkerung vor, daß ſie hieran durch törichte 
Theſaurierungen und ihre Vorliebe für das alte Geld die Schuld 
trüge. Sie ſagte ferner, daß ein großer Teil der Theſaurierungen 
bewußtes Kampfmittel der Gegenrevolution ſei. Die Regierung ſcheint 
auch tatſächlich ſelbſt nicht verſtanden zu haben, daß es ſich hier um 
ſelbſtverſtändliche Wirkungen ihrer eigenen Maßnahmen, vor allem 
der Verzögerung der Warentauſchaktion und der Lohnpolitik, handelte. 

1 Treffend hat ſchließlich Lengyel ſelbſt, freilich ohne die Schuld der 
Regierung einzuſehen, dieſe Zuſtände charakteriſiert. Er ſagte in einer Sitzung 
des Zentral⸗Arbeiter⸗ und Soldatenrates („ Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919): 
„Das ausgegebene Geld nimmt keinen Kreislauf. Bei den Arbeitern bleibt der 


Lohn, bei den Bauern das Geld, denn es gibt nichts zu kaufen. Aus dieſem 
Grunde müſſen immer neue und neue Geldmengen ausgegeben werden.“ 


— 
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Manchmal verſuchte ſie die Bedeutung der ganzen Frage überhaupt 
abzuleugnen 1. Jedenfalls zeigte fie ſich gänzlich hilflos ?. 

So mußte ſie gegen ihren eignen urſprünglichen Willen das Er⸗ 
gebnis ſich entwickeln ſehen, daß ſchließlich neben den früher in 
Ungarn kurſierenden 10 Milliarden (einſchließlich der beſetzten Gebiete, 
ausſchließlich Kroatiens und Slawoniens) noch etwa 7 Milliarden 
Kronen neuen weißen Geldes, 600 Millionen Poſtſparkaſſengeld ſowie 
das Provinzgeld umliefen. N 

So zeigt uns unſer Überblick über die innere Geldpolitik der 
ungariſchen Bolſchewiſten folgende Zuſtände: Ein wachſender Geld⸗ 
mangel treibt die Regierung zu einem Notendruck. Für dieſe Noten 
wird jede Metalldedung aufgegeben, vielmehr eine Deckung in der 
Geſamtſumme der ſozialen Produkte geſucht. Im Zuſammenhange 
damit wird die Rechnungseinheit als Bruchteil der Mengeneinheit 
eines Spezialgutes erſetzt durch eine ſolche als Bruchteil der Geſamt⸗ 
gätermenge. Dieſer Bruchteil aber wird nun ganz willkürlich, ohne 
jede innere Bezugnahme zur Güterſumme ſtändig verringert. Die 
Rürkfte Inflation entſteht. In dieſem Notendruck ſtemmt ſich ferner 
die Regierung bis faft zuletzt gegen das offene Eingeſtändnis ihres 
dedürfniſſes an. In ihren Verſuchen, dieſem Eingeſtändniſſe zu ent⸗ 
gehen, vermehrt fie in erheblichem Grade das Chaos vieler nebenein⸗ 
anderflehender Geldemiſſionen und veranlaßt ein Gewirr von A 
differenzierungen. Die Verhältniſſe zwingen fie, zuletzt das kommu⸗ 
niſtiſche Prinzip der Geldloſigkeit offen aufzugeben und eine eigene 
nationale Währung vor aller Augen zu ſchaffen. Trotzdem aber 


1 So konnte Lengyel in ſeiner Rede auf dem Rätekongreſſe es fi 
kraus nehmen, folgende Sätze zu ſprechen: „Es iſt hier zu erwähnen, obgleich 
es nebenſächlich iſt, in welchen Mengen die Geldzeichen ausgegeben find. Die 
mabläſſige Herausgabe der Geldzeichen ſtößt auf techniſche Schwierigkeiten.“ 
(‚Feier Lloyd“ vom 17. Juni 1919, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1.) 

» Typiſch zeigt ſich das ſchon aus dem bereits erwähnten Ausſpruche 
Sargas zu Beginn der Räteregierung, daß die Stellungnahme der Regierung 
im Rotenneudrud von der Verſtändigkeit des Publikums abhängen werde 
(.Penzviläg“ vom 29. März 1919). Man ſah das ruſſiſche Beiſpiel und wollte 
es vermeiden. Aber man verlangte dieſe Vermeidung von der ganz automatiſch 
auf die Maßnahmen der Regierung reagierenden menſchlichen Pſyche, anſtatt 
des eigene Vorgehen zu ändern. Ganz beſonders klar tritt die Hilflofigfeit 
auch in Vargas großer Rede am dritten Sitzungstage des Rätekongreſſes 
dervot (vgl. „Volksſtimme“ vom 12. Juni 1919), nicht minder in Lengyels, 
fen ganze Unfähigkeit enthüllender Rede auf dem Rätekongreſſe (. Peſter Lloyd“ 
dem 17. Juni, Morgenblatt, S. 3, Sp. 1). 
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gelingt es ihr praktiſch noch nicht, das übrige umlaufende Geld und 
damit die Kursdifferenzen zu beſeitigen; ſie hat nur noch ein neues 
Geld neben das alte geſtellt. 


2. Die äußere Geldpolitik 

Ebenſo wie ſich in der inneren Geldpolitik alsbald die mindeſtens 
vorläufige Unmöglichkeit der völligen Bargeldloſigkeit erwies, ſo 
auch in der äußeren. Trotzdem Ungarn über Tauſchgüter wichtiger 
Art verfügte, gelang es ſo gut wie gar nicht, einen wirklichen 
Warentauſch mit dem Auslande vorzunehmen. Hinſichtlich umfang⸗ 
reicher Güter bereitete einmal die Entente mittels der Blokade große . 
Schwierigkeiten. Dazu kam, daß das Ausland faſt durchweg die 
Annahme der ungariſchen Tauſchobjekte als von der Regierung den 
Privaten geſtohlen ablehnte. An der Schärfe dieſer Ablehnung trug 
allerdings die Räteregierung mit die Schuld. Und zwar war dies 
der Fall durch die Behandlung, die fie den früheren Bankiers an- 
gedeihen ließ. Sie ließ dieſe im allgemeinen nicht in Staatsämtern 
unter Kontrolle in ihrem Fache weiterarbeiten, ſondern machte ſie 
brotlos, ſtieß ſie geradezu aus der Geſellſchaft aus und verhinderte 
fie, ſelbſt Proletarier zu werden. Man behandelte gerade fie oft 
nicht einmal, als Ungarn mit Anſpruch auf Leben und Arbeit. So 
ſchuf man ſich in ihnen wütende Feinde. Sie gingen ins kapitaliſtiſche 
Ausland und ſtachelten dieſes, das der Aufhebung des Privateigens 
an ſich ſchon feindlich gegenüberſtand, dazu auf, die Annahme der 
ſozialiſierten Güter im Wege des Warentauſches abzulehnen. So 
blieb der Sowjetregierung nichts anderes übrig, als ins Ausland 
mit Geld zu zahlen. Für dieſen Zweck mußte fie aber ein Geld be- N 
ſitzen, das im Auslande anerkannt wurde. Dieſe Anerkennung wurde 
jedoch verſagt dem eigenen Sowjetgelde. Auf dieſe Weiſe ſtand die 
Sowjetregierung vor der Notwendigkeit, nicht bloß auf das kommu— 
niſtiſche Prinzip in der äußeren Geldpolitik zu verzichten und eine 
Zweiteilung ihrer Geldpolitik in innere und äußere vorzunehmen. 
Sondern ſie mußte dieſe Zweiteilung ſo ſcharf geſtalten, daß ſie ganz 
verſchiedene Geldarten für dieſe beiden Zwecke verwenden mußte. 
Außerordentlich ſchwierig geſtaltete ſich die Aufgabe der äußeren 
Geldpolitik damit. Mit allen Mitteln mußte die Regierung ver⸗ 
ſuchen, das vorhandene alte gemeinſame Geld an ſich zu bringen. 
Dieſes Geld aber war, da die Warenausfuhr unmöglich war, ohne 
Rückſtrömung. Und die Bedürfniſſe für Zahlungen an das Ausland 
als Abfindung für die Sozialiſierung von Betrieben, für die Propa⸗ 
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ganda der Weltrevolution und für Lieferungen von Kriegsmaterial 
waren bedeutende Raſch mußte ſich ſo die unter den gegebenen 
Verhältniſſen mögliche valutariſche Potenz der Sowjetrepublik immer 
nehr mindern. Und es mußte über kurz oder lang ein Zuſammen⸗ 
bruch der äußeren Geldpolitik eintreten. Zwar wurden die Ab⸗ 
ſindungen an die ausländiſchen Unternehmer ſehr bald vorläufig ein- 
geſtellt. Zwar beſchränkten ſich auch, ſchon infolge der Blockade, die 
Barenläufe im. Auslande auf ein Minimum und erftredten ſich nur 
auf gewiſſe Viehkäufe bei den Serben und die Übernahme von 
Kriegsmaterial aus Italien gegen Zahlung von rund 25 Millionen 
onen in Gold öſterreichiſch⸗ ungariſcher und ruſſiſcher Prägung. 
Aber ſehr große Summen wurden für die Auslandspropaganda be⸗ 
nötigt“. So kam es, daß bald eine große Knappheit an den von 
der Regierung benötigten Geldarten eintrat. Die faſt zwei Milliarden 
gemeinſamen Geldes, die am 21. März bei der Hauptſtelle Budapeſt 
det Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank lagen, ſcheinen bis zum 1. Auguſt 
ſit ganz aufgebraucht worden zu fein. Nur der Goldbeſtand der 
dank in Höhe von 73 Millionen Kronen? war mit Ausnahme von 
3 Rilionen nicht angegriffen. Dieſe ſchwierige Lage der äußeren 
Geldpolitik mußte die Regierung zu beſonderen Maßnahmen zwecks 
Sammlung des früher gemeinſamen Geldes veranlaſſen. Die Er- 
ömmg der freien verzinslichen Guthaben und die Einziehung des 
blauen Geldes vom 1. Juli ab find auch tatſächlich mit auf dieſes 
Notiv zurückzuführen. Wahrſcheinlich hoffte man zeitweilig auch, 
don Rußland in der äußeren Geldpolitik eine Unterſtützung durch 
Zuführung von Gold uſw. zu erhalten. Es hat aber den Anſchein, 
als ob tatſächlich dieſe Hoffnung ſehr trügeriſch geweſen ſei, ja 
Judapeſt ſtellenweiſe geradezu Zahlſtelle für Rußland geweſen ſei, 
ohne von dort die genügende Deckung zu erhalten. 

So zeigt uns auch die äußere Geldpolitik eine erzwungen rein 
upitaliſtiſche Note. Und fie erweiſt uns trotz objektiv hoher valu- 
trier Potenz der Sowjetrepublik doch ſubjektiv dieſe Potenz als 
gering und raſch dahinſchwindend ohne Ausſicht, daß geldpolitiſche 
Naßnahmen getroffen werden könnten, die für die Dauer eine ent⸗ 
ſcheidende Beſſerung herbeizuführen vermöchten. 

1 So fanden ſich. wie bereits erwähnt wurde, Anfang Mai in der 
mgariſchen Geſandtſchaft in Wien 135 Mill. K vorzüglich für Propaganda⸗ 
wede vor. 

2 Bol. „Reggeli hirek“ vom 18. Auguſt 1919 (die dort über den Noten⸗ 
keitand enthaltene Angabe ift jedoch gänzlich irrtümlich). 
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IV. Kritik der Geldpolitit der ungariſchen Bolſchewiſten 


Die ungariſchen Bolſchewiſten ſahen ſelber ein, daß für eine 
Übergangszeit noch Geld vonnöten ſei. War dies der Fall, fo er: 
hebt ſich als erſte Frage kritiſcher Betrachtung die, inwieweit die 
praktiſche Geldpolitik der Bolſchewiſten in dieſer Überleitung eine 
Anknüpfung an den Kapitalismus gefunden und dabei auch 
die ſpezifiſch ungariſche Note des Problems berückſichtigt hat. 

1. Ein kapitaliſtiſch brauchbares, insbeſondere ungariſche 
Farbe tragendes Geldweſen wurde durch die Geldpolitik der Räte- 
regierung ſehr ungünſtig beeinflußt. Erſtens wurde der Mangel an Ein⸗ 
heitlichkeit der Währung noch bedeutend verſtärkt. Zweitens wurde die 
bisher in kapitaliſtiſchen Wirtſchaftskörpern übliche Rechnungseinheit 
und die ihr entſprechende Deckung der Noten aufgegeben. Trotz der 
ſklaviſchen Anlehnung der 200⸗, 25, 2=, 1⸗Kronennoten an die Form 
der früheren Währung ſtellten ſie ebenſo wie die zuletzt ausgegebenen, 
als eigene Zahlungsmittel offen zugeſtandenen 20. und 10⸗Kronen⸗ 
ſcheine doch prinzipiell etwas anderes dar als die Noten der alten 
Währung und der derzeitigen kapitaliſtiſchen Staaten überhaupt. 
Die Rechnungseinheit leitete ſich nicht mehr her vom Bruchteile der 
Mengeneinheit eines Spezialgutes, des Metalls, ſondern vom Bruch⸗ 
teil der Geſamtſumme der ſozialen Produkte. Dementſprechend 
hörte auch jede Metalldeckung auf. Nun hätte allerdings mit ſolchen 
durch eine Staatsbank emittierten Noten ſich auch eine kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsform einverſtanden erklären können. Im Hinblik auf 
die ſchließlichen Beziehungen der früher gemeinſamen öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Währung zum Metall konnten fie ſogar kapitaliſtiſch be⸗ 
trachtet ein mindeſtens nicht ungeſünderes Geld darſtellen. Aber 
dieſer an ſich gegebenen Möglichkeit wurden die Noten der Räte⸗ 
regierung in Wirklichkeit nicht gerecht. Die Größe des Bruchteiles 
der Geſamtgütermenge, welche die neue Rechnungseinheit repräſen⸗ 
tierte, war nicht irgendwie, wenn auch in weiterem Spielraume, feſt⸗ 
ſtehend. Ganz ohne Rückſicht auf die ſozialen Güter wurde die Zahl 
der im Verkehr beſindlichen Rechnungseinheiten fortwährend vermehrt. 
Der Wert des Bruchteiles ſank beſtändig in raſchem Tempo, und 
niemand konnte wiſſen, bis zu welcher Grenze dieſe Entwicklung fort⸗ 
gehen würde. So entſtand eine hochgradige Inflation. Und ſo war 
das offen als ſolches zugeſtandene wie das nicht zugegebene eigene 
Geld der Räteregierung, obwohl es durchaus „Geld“ war, doch als 
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ſolches unbrauchbar und war daher vom kapitaliſtiſchen Geſichtspunkte 
aus abzulehnen. 


Dazu kam drittens, daß die zentrale Regelung des Notenumlaufes 


u höchſten Maße gefehlt zu haben ſcheint. Allerdings dürfte ſtaats⸗ 


ſmanziell techniſch eine Zuſammenfaſſung des in die Staatskaſſen 
znückſtrömenden Geldes in einer Zentralkaſſe und die Wiederausgabe 
don dort aus ſtattgefunden haben. Währungspolitiſch aber ſcheint 
veder eine Hinterlegung von Schatzwechſeln oder ſonſtiger Sicherheiten 
durch die bol ſchewiſtiſche Regierung noch eine Kontrolle noch auch 
eine intenfivere Unterſtützung des Rückſtrömens der Noten vorhanden 
geweſen zu ſein. Man zahlte wohl lediglich, was gerade zurückkam, 
durch die Zentralkaſſe wieder aus und druckte neu, wenn dies nicht 
ausreichte. Als ein Mittel, den Rücklauf zu regeln, iſt abgeſehen 
von der Preſſepropaganda faſt nur die Schaffung der freien Spar— 
emlagn anzuſehen. Tatſächlich jedenfalls fand ein Rückſtrömen des 
füher gemeinſamen Geldes fo gut, wie gar nicht ſtatt. Auch hin⸗ 
ichllich des neuen weißen Geldes aber ſcheinen, obwohl die Be⸗ 
döllerung mit ihm eigentlich gar nichts anderes anfangen konnte, 
als es dem Staate zurückzuzahlen, erhebliche Stockungen eingetreten 
u ſein. Das beweiſt zum Beiſpiel der Umſtand, daß bei der Er⸗ 
höhung der Bücherpreiſe der Wunſch ſeitens der Regierung mitſprach, 
af dieſe Weiſe mehr Geld in die Staatskaſſen zurückzuerhalten. 
ZJuem iſt es erwieſen, daß auch ſehr viel neues weißes Geld im 
dolle, und zwar gerade von den Arbeitern, theſauriert wurde. Sie 
kanten es eben in größeren Mengen vorläufig überhaupt nicht ver⸗ 
verten; auch ſeinem Eintauſche gegen teures blaues Geld im trotz 
über Gegenmaßregeln blühenden privaten Wechſelgeſchäft waren enge 
Grenzen gezogen. 

So war das Geldweſen der Räteregierung, unter dem Geſichts⸗ 
punkte des Geldes als ſolchem betrachtet, nicht brauchbar. Dieſes 
Beld und dieſe Geldpolitik konnte damit auch kapitaliſtiſchen Be⸗ 
ufniſſen in keiner Weiſe gerecht werden. Dazu kam aber endlich 
duch noch eine Vernachläſſigung des ſpezifiſch ungariſchen National⸗ 
ninjips im Geldweſen. Eine Durchführung des urſpünglichen eigenen 
Fogrammes der Bolſchewiſten hätte zwar in den Arbeitsbüchern 
lutſächlich national charakteriſierte Träger von Geldfunktionen, wenn 
auch nicht eine Geldwährung, geſchaffen. In Wirklichkeit aber ſuchte 
die Näteregierung das Nationalprinzip im Geldweſen während der 
größten Zeit ihres Beſtehens zu verleugnen. Allerdings ſchuf fie 
durch die von der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank nicht anerkannten 
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Fälſchungen der 200=, 25-, 2: und 1⸗Kronennoten eigene, ungariſche 
Zahlungsmittel. Aber ſie lehnte ſich in der Form völlig an die 
früher gemeinſame Währung an und behauptete offiziell, daß die 
Noten noch dieſer angehörten. Auch die Form der 5⸗Kronennoten 
änderte nichts an der Bekämpfung des Nationalprinzipes. Denn die 
erſte Emiſſion war gedeckt durch gemeinſames Geld, die zweite vor 
allem durch das zwar eigene, aber das Nationale nicht anerkennende 
Rätegeld. Und daß das den Zweikronenwert überſchreitende Wechſel⸗ 
geld nicht überhaupt auch die Form gemeinſamen Geldes annahm, 
lag nicht im Willen der Räteregierung, ſondern daran, daß die 
Oſterreichiſch⸗-ungariſche Bank ſelbſt es nicht drucken wollte und in 
Budupeſt nicht die techniſche Möglichkeit für die Nachahmung der 
blauen 10⸗Kronenſcheine befiand. Erſt die letzte Emiſſion der Räte⸗ 
regierung, vierzehn Tage vor ihrem Sturze, bedeutete das öffentliche 
Eingeſtändnis der Schaffung nationalen Geldes. Doch konnte dieſe 
Maßnahme ſich noch ſo gut wie gar nicht auswirken. Während 
beim Auftreten des Bolſchewismus in Ungarn die Entwürfe für ein 
nationales Geld bereits vorlagen und dieſes unter der Kaͤrolyi⸗ 
regierung vorausſichtlich ſchon im Juni in den Verkehr gelangt wäre, 
brachte alſo der Bol ſchewismus in der Nationalgeldfrage zunächſt 
einen Rückſchritt. Obne einen vorherigen Plan wollte er erſt ganz 
zuletzt, als er ſtaunend das wider Willen ſelbſt hervorgerufene 
Chaos ſah, dieſes durch offene Nationaliſierung der Zahlungsmittel 
beſeitigen. Inzwiſchen aber hatte er die Bevölkerung zu der Manie 
verleitet, gerade das nicht nationale, und zwar an ſich ganz 
minderwertige, früher gemeinſame Geld als höchſten Schatz zu be— 
trachten. 
Wir gelangen mithin zu dem Ergebnis, daß der ungariſche 
Bolſchewismus in ſeiner Geldpolitik an die Stelle der bisher im 
kapitaliſtiſchen Staate geltenden, allerdings bereits ſehr ungeſunden 
Währung ein neues Geldweſen ſetzte, das kapitaliſtiſch ganz un⸗ 
brauchbar war. Und wir ſehen ferner, daß er dabei die ſpezifiſch 
ungariſche Nationaliſierungstendenz faſt bis zum Ende ſeiner Herr- 
ſchaft zum mindeſten offiziell verleugnete. Die ungariſchen Bolſche⸗ 
wiſten betätigten alſo ihre Erkenntnis, daß für eine Überganszeit 
noch Geld vonnöten ſei, in der Weiſe, daß ſie Geld wohl der Form 
nach, aber nicht geſund in ſeinem Inhalte aufrechterhielten. 

Dieſer Umſtand aber zog beſondere wirtſchaftliche Wirkungen 
nach ſich. Daß ſolche Ergebniſſe, unter einem kapitaliſtiſchen Geſichts⸗ 
punkte betrachtet, ungünſtig ſein mußten, liegt in der Natur der Sache. 
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Gefahrbringend waren fie mittelbar nicht minder aber auch für die 
dolſchewiſtiſche Wirtſchaftsorganiſation ſelbſt. Der Mangel an brauch⸗ 
tarem Gelde führte zum Beiſpiel die Geringfügigkeit der Lebens⸗ 
mittellieferungen ſeitens der nichtſozialiſierten, noch ganz in kapita⸗ 
litiſchen Gedankengängen ruhenden Bauern mit herbei — im Verein 
ilerdings mit dem ſtarken politiſchen Mißtrauen gegen die Räte⸗ 
gierung. Er trug ferner bei zu den unfozial wirkenden Kurs⸗ 
diferenzen und zu den Schwierigkeiten in der äußeren Währungs⸗ 
politik hinſichtlich des Verkehrs mit dem kapitaliſtiſchen Auslande. Ferner 
brachte es die Inflation mit ſich, daß viele der vorläufig von Staats 
wegen noch auf ihr früheres Privatvermögen verwieſenen Alten, 
Kanken und Kinder ſchwerer, durchaus unſozialer Not preisgegeben 
wurden. Noch beſtanden in der bolſchewiſtiſchen Wirtſchaft Faktoren 
mit im Kapitalismus wurzelnden Geldbedürfniſſen. Das Fehlen eines 
brauchbaren Geldes mußte deshalb in dieſer Miſchwirtſchaft für ihre 
Deiterentwicklung auch nach der kommuniſtiſchen Seite hin unliebſame 
Folgen zeitigen, weil fie den Beſtand dieſer Übergangswirtſchaft über-- 
baupt gefährdete. Es zeigte ſich hier wiederum die Bewahrheitung 
eines allgemeinen Geſetzes aller Zuſammenſtäße verſchieden entwickelter 
Wittſchaftsſyſteme. Ich meine das Geſetz, demzufolge die Bedürfniſſe 
de primären Wirtſchaftsſyſtems aus techniſchen und pſychiſchen 
Gründen niemals in kurzer Zeit abſterben und deshalb die auf: 


ktieffende ſekundäre Wirtſchaft Überleitungsmaßnahmen finden muß, 


die zunächſt in Form und Inhalt noch an die der alten Wirtſchaft 
anlehnen. Dieſes Geſetz überſahen die ungariſchen Bolſchewiſten. 
Zwar beherrſchte ſie wohl ein inſtinktives Gefühl, an der alten 
Dahrung feſthalten zu ſollen. Aber fie zogen daraus, abgeſehen von 
dem in ſeiner Art verfehlten Gedanken der Ausgabe von Gold⸗ und 
Silbermünzen, nur den Schluß, bis zur Fälſchung lediglich an der 
zum hängen zu ſollen. In Wirklichkeit aber ſtand die Räteregierung 
xt der Aufgabe, in dem Augenblick, in dem fie mit den vorhandenen, 
früher gemeinſamen Noten nicht mehr auskam, ein eignes als ſolches 
brauchbares Papiergeld neben kommuniſtiſchen individuellen Güter⸗ 
mweiſungen zu ſchaffen und zu erhalten, bis es durch das Fort⸗ 
ſchreiten der allgemeinen kommuniſtiſchen Organiſation ſchrittweiſe 
son ſelbſt in Fortfall kommen würde. Auf dieſe Weiſe wäre eine 
ganze Reihe von tatſächlich eingetretenen unliebſamen Erſcheinungen 
vermieden und ſelbſt im Verkehr mit den Bauern wenigſtens eine 
beſchränkte Erleichterung geſchaffen worden. 
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Unſere kritiſche Betrachtung der Geldgebarung der ungariſchen 
Bolſchewiſten unter dem kapitaliſtiſchen Geſichtspunkte ergibt uns 
mithin, daß dieſe Geldpolitik erſtens eine relative Unbrauchbarkeit auf⸗ 
wies durch ihr Verſagen gegenüber dem kapitaliſtiſchen Werturteil. 
Sie lehrt uns jedoch zweitens, daß ſie mittelbar auch die Durchſetzung 
des kommuniſtiſchen Werturteils verletzte, weil ſie den Geſetzen des 
Überganges nicht Rechnung trug, damit die Übergangswirtſchaft 
ſchädigte und auf dieſe Weiſe auch die bereits kommuniſtiſchen 
Regelungen des Übergangs und ihre Weiterentwicklung ungünſtig 
beeinfluſſen mußte. Wir gelangen nach dieſer Erkenntnis nunmehr 
zu dem zweiten Teile unſerer kritiſchen Unterſuchung. Es handelt 
ſich jetzt darum, feſtzuſtellen, inwieweit die ungariſchen Bolſchewiſten 
der zweiten von ihnen ſelbſt erkannten Aufgabe gerecht wurden, 
nämlich die Geldpolitik überleitend anzuknüpfen nicht, worum es ſich 
bisher handelte, an die Vergangenheit, den Kapitalismus, ſondern an 
die Zukunft, an den Kommunismus. 

2. Man entfaltete in Ungarn zunächſt eine große Propaganda für 
das kommuniſtiſche Prinzip. Man verhieß, wenn auch vorderhand 
nicht ganz ohne Geld auszukommen ſei, doch die größte Unterſtützung 
des Verkehrs ohne Bargeld. Tatſächlich aber tat die Regierung in 
dieſer Hinſicht praktiſch nur wenig. Zwar fanden umfangreiche Ver⸗ 
rechnungen zwiſchen den einzelnen ſtaatlichen Inſtitutionen ſtatt. Aber 
gänzlich unkommuniſtiſch war die lange Verzögerung des organiſierten 
Warentauſches mit dem Lande. Statt deſſen bezahlte man die Bauern 
in Geld, noch dazu, ohne es wieder zurückerhalten zu können. Als 
man aber den Warentauſch einzurichten begonnen hatte, gab man 
den Bauern wiederum Geld für ihre Waren und ließ ſie für das⸗ 
ſelbe Geld die Induſtrieartikel vom Staate kaufen. Eine Vermeidung 
der Bargeldzahlung wäre hier mit Leichtigkeit zu erzielen geweſen. 
Die Bartransaktion war auch nicht etwa zu verteidigen unter dem 
Geſichtspunkte, daß die Bauern auf dieſe Weiſe Vertrauen in das 
Rätegeld gewinnen würden. Denn die Bauern wußten ganz genau, 
daß ſie für dieſes Geld Verwendung eben nur im Rahmen des 
Warentauſches haben würden, und hätten eine Annahme des Räte⸗ 
geldes bei anderen Gelegenheiten doch immer weiter verweigert. 
Überjah alſo in dieſem Falle die Regierung die Anlehnung der Geld⸗ 
politik an kommuniſtiſche Prinzipien ungerechtfertigt vollſtändig, ſo 
ging ſie ferner mindeſtens ſehr zaghaft vor in der Einſchränkung des 
Bargeldverkehrs durch die Unterſtützung der Privatſchecks. Ebenſo 
vernachläſſigte ſie die Naturallöhne in bedeutendem Maße. 
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In der genannten dreifachen Hinſicht wurde mithin nur wenig 
dazu getan, eine durchaus mögliche kommuniſtiſche Verminderung in 
der Zahl der an ſich für die Übergangszeit noch als notwendig er⸗ 
tannten Transaktionen von Bargeld vorzunehmen. Dazu aber kam 
noch ein Weiteres. Man begann auch nicht langſam, das Geld zu 
treten durch die kommuniſtiſchen individuellen Güteranweiſungen. 
für die Einführung der Arbeitsbücher fehlten noch fo gut wie alle 
Vorarbeiten. Nun wäre aber eine Reglung möglich geweſen, dahin 
gehend, auch ſolange das Syſtem der Arbeitsbücher noch nicht durch⸗ 
geführt werden konnte, doch ſchon allmählich Güteranweiſungen aus⸗ 
zugeben, die individuell waren, alſo kein Geld mehr darſtellten, und 
ne ſich einer Rechnungseinheit bedienten, welche bereits zum kommu⸗ 
nitiſchen Ideal hinüberleitete. 

Es hätte ſich dabei etwa um folgendes gehandelt. Man konnte 
als Rechnungseinheit einen Bruchteil der Summe der ſozialen Güter 
denuzen und dabei zum Beiſpiel den Namen „Krone“ oder „Gulden“ 
beibehalten. Dieſe Rechnungseinheit wäre dem Prinzip, das der 
Immunismus in der Verwendung der Arbeitsſtunde verfolgen wollte, 
hen nicht unerheblich nahegerückt. Nunmehr hätte man ſich klar 
vetden müſſen über die jeweils vorhandenen Gütermengen, ſodann 
über die Zahl der für jede Gütecart durchſchnittlich in Betracht 
lomenden Abnehmer und die Stärke ihrer Nachfrage. Geſtützt auf 
dije ſtatiſtiſch zu gewinnenden Kenntniſſe konnte man dann, aus⸗ 
gebend von bisherigen durchſchnittlichen Preisbeziehungen der Haupt⸗ 
güter zur Rechnungseinheit Krone, fortlaufend die Preisrelationen 
der einzelnen Güterarten zueinander notieren. Darauf war zu be⸗ 
technen, wieviel Rechnungseinheiten innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
taumed vorausſichtlich ungefähr gleichbleibender Mengenverhältniſſe 
und Preisbeziehungen der ſozialen Güter dieſe repräſentierten. Ebenſo 
var feſtzulegen, wieviele ſolcher Nechnungseinheiten nunmehr der 
ängelne Menſch erhalten müſſe, um dafür einen gerechten Anteil an 
xt Güterſumme eintauſchen zu können. Alsdann waren dem⸗ 
atiprehend dem einzelnen Individuum perſönlich ausgeſtellte in 
Kronen ausgedrückte Güteranweiſungen auszugeben, die für den er: 
dähnten Zeitraum ungefähr gleichbleibender Verhältniſſe befriſtet und 
nachher in Anpaſſung an die eingetretenen Wandlungen erneuert 
nurden. Zu verbinden waren dieſe Anweiſungen mit den „Lebens: 
mitelkarten“, in denen die durch die zeitliche Not erforderliche 
Lmitierung der wichtigſten primären Güter ausgedrückt war. Das 
beißt, in den Anweiſungen mußte vermerkt fein, für wieviele der 
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Rechnungseinheiten der Lohnempfänger die einzelnen primären Güter 
eintauſchen dürfe. Für den Reſt der Rechnungseinheiten hätte ſich 
der einzelne an ſekundären Gütern kaufen können, was ihm beliebte. 
Zu übergroßer oder zu geringer Nachfrage nach einem beſtimmten 
Gute hätte es dabei nicht kommen können, da ja der Staat bei 
ſeiner Auskalkulierung den durchſchnittlichen Abſatz in jeder Güterart 
bereits berückſichtigt hätte. Auf dieſe Weiſe hätte man in der Tat, 
verſuchsweiſe ausgehend von der Entlohnung einzelner Arbeitergruppen, 
Güteranweiſungen ſchaffen können, die auch ohne Einführung der 
Arbeitsſtunde als Rechnungseinheit bereits dem kommuniſtiſchen 
Prinzip nahegekommen wären und das Geld allmählich hätten er- 
ſetzen können. | 

Nun erweckte es den Anſchein, als ob die Räteregierung durch 
die Ausgabe der neuen weißen und der ſpäteren nationalen Noten 
den geſchilderten Weg zu beſchreiten beginnen wollte. Zwar handelte 
es ſich hier noch um ein allgemeines Tauſchmittel, nicht um individuell 
ausgeſtellte Scheine; es handelte ſich alſo um wirkliches Geld. Aber 
die Rechnungseinheit war doch bereits im Sinne einer Charakteri⸗ 
ſierung als Bruchteil der Geſamtgütermenge verändert. Trotzdem 
aber beſaßen in Wirklichkeit jene Noten gar keine Beziehungen zu 
den erwähnten Güteranweiſungen. Denn es war zwar die alte 
Rechnungseinheit abgeſchafft, aber die neue beſtand eigentlich nur 
dem Namen nach. Alles das, was fie praktiſch anwendbar mach te. 
fehlte. Es fehlten in hohem Grade die ſtatiſtiſchen Grundlagen und 
die notwendige zeitliche Limitierung der Anweiſungen. Es fehlte 
auch die wichtige Verbindung mit der Lebensmittelkarte. So waren 
die Rechnungseinheiten der Räteregierung in Wahrheit vollkommen 
losgelöſt von der ſozialen Produktion. Sie ſchwebten in der Luft. 
Die Zahl der in Verkehr gebrachten Rechnungseinheiten nahm keinerlei 
Rückſicht auf die Schwankungen der vorhandenen Gütermenge und 
auf dieſe überhaupt. Wahllos wurden die neuen Noten heraus— 
gebracht aus dem Motiv geradezu einer Irreführung der Arbeiter 
durch ihre Menge. So veränderten ſich die Beziehungen der Rechnungs- 
einheit zur Gütermenge fortwährend in einer Weiſe, mit der das 
Auffaſſungsvermögen der Menſchen nicht Schritt hielt. Und für viele 
der ausgegebenen Rechnungseinheiten, die theoretiſch einen Bruchteil 
der ſozialen Güter darſtellten, war es überhaupt nicht möglich, irgend⸗ 
welche Güter einzutauſchen. 

So bedeuteten die Noten der Räteregierung eine Verleugnung 


des kommuniſtiſchen Prinzips nicht bloß dadurch, daß ſie in der Tat 
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„Geld“ darſtellten. Sie beſaßen vielmehr auch in der Wandlung der 
Nechnungseinheit keine Anknüpfung an den Kommunismus. Das 
Ergebnis der Einführung dieſer Noten war vielmehr, daß fie zwar 
des auf eine in kapitaliſtiſchen Staaten bisher übliche Rechnungs- 
änbeit geſtützte Geld in hohem Grade verdrängten. Sie traten aber 
m feiner Stelle als ein neues Geld auf, das weder kapitaliſtiſchen 
nuch kommuniſtiſchen Bedürfniſſen gerecht werden konnte. Es nahm 
An der kapitaliſtiſchen Seite die äußere Form, von der kommuniſtiſchen 
te bloße Theorie der Rechnungseinheit. Und doch wäre innerhalb 
der vier Monate der Räteregierung ein Beginn der Einführung der 
emwähnten Güteranweiſungen praktiſch möglich geweſen. Auch die 
npchologiſche Stellungnahme der Bevölkerung würde dem nicht im 
Eege geweſen fein. Dazu aber hätte der intakt übernommene Apparat 
der Banken der Durchführung noch beſondere Erleichterungen gewährt. 
Statt deſſen aber ſchufen die Bolſchewiſten gerade am Ende ihrer 
derrſchaft eine offen zugeſtandene nationale Geldwährung und ließen 
de neue Rechnungseinheit auch jetzt noch jeder praktiſchen Grundlage 
deltbehren. So zogen fie kurz vor ihrem Sturze ſelbſt 
den Schlußſtrich unter ihr eignes urſprüngliches 
Programm!. 

Daß die Bolſchewiſten hinſichtlich ihrer Geldpolitik an der Über⸗ 
leitung zum Kommunismus ſcheiterten, führte in ihrer Wirtſchaft 
nannigfache Störungen nach ſich. Das zeigte ſich im einzelnen bei⸗ 
ſpielsweiſe in der Frage der Herausbildung völlig unſozial wirkender 
Kursdifferenzen. Hier hätte einmal durch den energiſchen Ausbau 
der Warentauſchaktion zwiſchen Stadt und Land vieles gebeſſert 
werden können. Selbſt beim Beſtehen einer objektiv verkehrsfähigen. 
auf Metall geſtützten eignen Währung der Räteregierung wäre, an⸗ 
gefichts des politiſchen Mißtrauens der Bauern in jedes Sowjetgeld, 
dieſe Aktion zur Vermeidung von Kursdifferenzen gegenüber dem 
früher gemeinſamen Gelde höchſt erwünſcht gemeſen. Abgeſehen hier⸗ 
von aber zeigte fi zweitens die praktiſche, ganz unkommuniſtiſche 
Stellung der neuen Rechnungseinheit zur Geſamtgütermenge als 
Agiobildungen begünftigend. Schuf man ſchon für die Übergangs⸗ 
geit kein auf der von früherher gewohnten Rechnungseinheit verkehrs⸗ 
fähig aufgebautes Geld, ſo hätte man dem Entſtehen von Kurs⸗ 
differenzen doch in hohem Grade den Boden entziehen können durch 


1 Seltſamerweiſe aber und bezeichnend für die Verworrenheit der ganzen 
Juffaſſung begann man gerade jetzt, die Warentauſchaktion zu entwickeln. 
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fortlaufende Einführung der kommuniſtiſchen Güteranweiſungen. Und 
man hätte das auch erreicht, wenn man von dem Individualcharakter 
dieſer Anweiſungen abſah und nur ein neues Geld auf Grund ihrer 
Rechnungseinheit praktiſch ſinngemäß entwickelte. In Wirklichkeit 
aber gab man unter gänzlicher Mißachtung des Charakters dieſer 
Rechnungseinheit ein nicht verkehrsfähiges Geld heraus und ſuchte 
zu ſeinen Gunſten das alte zwangsweiſe einzuziehen. Unter dieſen 
Umſtänden mußten Agiobildungen entſtehen und weiterwachſen, an⸗ 
ſtatt ſich zu verringern oder zu verſchwinden. Und es war jetzt auch 
nicht etwa möglich, was theoretiſch zunächſt denkbar erſcheinen mag, 
durch beſondere ſtaatliche Wechſelſtellen Abhilfe zu ſchaffen, die ohne 
Agio gewechſelt hätten nach dem Grundſatz: Willſt du altes Geld, 
gib mir neues; willſt du neues, gib mir altes. Denn ſehr raſch 
bereits war der Augenblick eingetreten, in dem die Räteregierung ihr 
eignes Geld gar nicht mehr in das alte umtauſchen konnte, weil ſie 
dieſes nicht oder nicht mehr in genügender Menge beſaß. Für ein 
ſolches ſtaatliches Wechſeln wäre ein ſehr erheblicher verfügbarer Stock 
alten Geldes notwendig geweſen. Denn es war mit einem raſchen 
Abſtrömen blauen Geldes im Privatverkehr zu den Bauern zu rechnen. 
Vielleicht hätte der Bauer in ſeiner hartnäckigen Art, ſolange die 
Regierung in der Warentauſchaktion verſagte und überhaupt wirt⸗ 
ſchaftlich und politiſch Anlaß zu Mißtrauen bot, ſeine Stellung 
niemals geändert. Er hätte unter Umſtänden ſelbſt in Jahren, und 
ſelbſt wenn in jedem Dorfe eine ſtaatliche Stelle weißes in blaues 
Geld ohne Agio umgewechſelt hätte, ſich nicht bequemt, weißes Geld 
als gleichwertig anzuſehen. Er hätte vielmehr nur die günſtige Ge⸗ 
legenheit benützt, noch leichter blaues Geld an ſich zu bringen. Es 
handelte ſich hier um eine gewaltige, die wichtigſte Produktion be= 
herrſchende Saugſtelle, die einſeitig nur altes Geld verlangte. Dieſen 
ſtändigen Anſprüchen aber waren die in der Hand der Räteregierung 
befindlichen Mengen alten Geldes, ſchon angeſichts ihrer eignen Be- 
dürfniſſe nach dieſem Gelde, nicht gewachſen. Die ſtaatlichen Wechſel⸗ 
ſtellen hätten binnen kurzer Zeit ihre Tätigkeit aufgeben müſſen. So war 
tatſächlich ein Kursausgleich durch ſtaatliche Wechſeleinrichtungen nicht 
möglich. Damit war der Entwicklung von Kursdifferenzen weiteſter 
Spielraum gelaſſen, ſolange die Regierung, nachdem ſie einmal die alte 
Rechnungseinheit aufgegeben hatte, die neue nicht wirklich ihrem kommu⸗ 
niſtiſchen Sinne gemäß in die Praxis umſetzte. Zum mindeſten hätten 
die Bolſchewiſten, wenn man ſchon nicht die individuelle Güter⸗ 
anweiſung, ſondern nur ein neues Geld ſchaffen konnte, dem Weſen 
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der veränderten Rechnungseinheit praktiſch tunlichſt nahezukommen 
trachten müſſen. Indem ſie auch dies verſäumten, ließen ſie ein Mittel 
ungenützt, zwar nicht die Kursunterſchiede ganz zu beſeitigen, aber 
doch ihre Schärfe mildern zu helfen. 

Aber nicht bloß in dieſem Einzelfalle hat das Fehlen der Über⸗ 
leitung zum kommuniſtiſchen Prinzip durch die fehlerhafte Behand⸗ 
lung der Rechnungseinheit die bolſchewiſtiſche Wirtſchaft geſchädigt. 
Auch ganz allgemein war dies der Fall aus dem gleichen Grunde. 
Unzufriedenheit jeder Art und Zurückweiſung des bolſchewiſtiſchen 
Geldes ſtellten ſich ein. Denn wegen der Gewöhnung der Menſchen 
an frühere Preisbeziehungen der Güter zur Rechnungseinheit ſowie 
wegen des anhaltenden Einſchrumpfens des in der Rechnungseinheit 
verkörperten Güterbruchteils erweckte das Rätegeld im Lohnempfänger 
Hoffnungen, die fortwährend getäuſcht wurden. Es zeigte ſich hier, 
daß auch im bolſchewiſtiſchen Wirtſchaftskörper die Frage der Bonität 
des noch umlaufenden Geldes, aber ebenſo auch der individuellen 
Güteranweiſungen, durchaus keine gleichgültige war. Berührte fie 
doch in Wirklichkeit überhaupt den Grundgedanken der kommuniſtiſchen 
Rechnungseinheit! Die unliebſamen Folgen der Vernachläſſigung 
dieſer Frage hätten die ungariſchen Bolſchewiſten noch dazu in Ruß⸗ 
\and ſtudieren können. Auch dort zeigten ſich die gleichen unkommu⸗ 
nitiſchen Wirkungen. Aber das Motiv war dort wenigſtens ein 
lommuniſtiſch gedachtes, wenn auch irrtümliches (Entwertung der ver- 
feckten Zaren⸗ und Kerenſkirubel). In Ungarn dagegen handelte es 
ſich um eine mehr oder minder bewußte Täuſchung der Arbeiter 
durch ungeheuer hoch erſcheinende Löhne. Freilich ſcheinen ſich die 
mgariihen Bolſchewiſten ſelbſt über die Wirkungen dieſes Vorgehens 
gat nicht im klaren geweſen zu fein. Mindeſtens machten ſie offiziell 
ne Theſaurierungen für alles verantwortlich und bezeichneten ſie als 
dewußte Bosheit der Gegenrevolutionäre. 

Faſſen wir zuſammen, ſo erkennen wir, daß die Räteregierung 
füt das kommuniſtiſche Prinzip der Geldloſigkeit ebenſo 
die für die Durchführung einer in engſter Beziehung 
jut Geſamtſumme der ſozialen Güter ſtehenden Red: 
tungseinheit ſehr wenig getan hat. Sie hat die An⸗ 
sendung der Verrechnungen und Schecks ſowie des Gütertauſches 
md der Naturallöhne nicht erheblich ausgebaut. Sie hat an Stelle 
des alten Geldes ferner ein neues eingeführt. Und ſie hat zwar 
ud die frühere Rechnungseinheit durch eine neue erſetzt; aber fie 
hat dies nicht im kommuniſtiſchen Sinne durchgeführt. 
konetlers Jahrbuch XLIV I. 10 
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Doch die Geldpolitik der ungariſchen Bolſchewiſten zeigt nicht 
bloß in den großen kommuniſtiſchen Programmforderungen der Bar⸗ 
geldloſigkeit und der Veränderung der Rechnungseinheit keine ent- 
ſcheidende Überleitung in den Kommunismus. Das gleiche gilt auch 
noch von einer beſonderen Einzelfrage, deren Behandlung dem kom⸗ 
muniſtiſchen Bedürfniſſe zuwiderlief.. Es handelte ſich hier um das 
Problem, ſolange man noch Geld im Umlauf ließ, oder auch wenn 
man kommuniſtiſche Güteranweiſungen einführte, für das Vor⸗ 
handenſein richtiger Stückelungen zu ſorgen. Einfach wäre 
dies geweſen bei der Durchführung der erwähnten kommuniſtiſchen 
Güteranweiſungen. Man hätte hier zum Beiſpiel analog der Lebens⸗ 
mittelkarte den Verbrauch der Einheiten feſtſtellen können. Das kam 
nun freilich infolge der Form, welche die Bolſchewiſten ihren An⸗ 
weiſungen gaben, nicht in Betracht. Hier entſtand vielmehr die Auf⸗ 
gabe, entweder genügend Noten der richtigen Stückelungswerte her⸗ 
zuſtellen oder doch wenigſtens die Notwendigkeit des Geldwechſelns 
einzuſchränken. Im Intereſſe einer reibungsloſen Verſorgung des 
einzelnen Geſellſchaftsgliedes mit den ihm zuſtehenden Gütern war 
die Löſung dieſes Problemes vom kommuniſtiſchen Geſichtspunkte 
aus recht wichtig. Auch auf dieſem Gebiete aber ſtellten ſich die 
Leiſtungen der Räteregierung als unzureichend dar. Die noch dazu 
in Ungarn faſt ungewohnte Stückelung 200 und 25 des neuen 
weißen Geldes war höchſt ungeeignet. Es bedurfte einer umfang⸗ 
reichen Ausgabe von beſonderem Wechſelgeld. Tatſächlich aber ge⸗ 
lang es der Regierung durch ihre Emiſſion von Eiſengeld ſowie der 
5, 2: und 1⸗Kronenſcheine nicht, der Kleingeldkriſe Herr zu werden. 
Aber auch in der Verminderung der Notwendigkeiten des Bargeld⸗ 
wechſelns verſagte ſie. Zu gering war die Aufmerkſamkeit, die ſie 
dem Privatſcheck⸗ und Kontoverkehr zuwendete. Typiſch für ihr 
Verſagen waren zum Beiſpiel auch die Zuſtände auf der ſtaatlichen 
Straßenbahn in Budapeſt, auf der man faſt niemals einen 5 Kronen⸗ 
ſchein wechſeln konnte, ſo daß zahlreiche blinde Paſſagiere mitfuhren 
oder die Bahn nicht benutzt werden konnte. Dabei wäre dieſe An⸗ 
gelegenheit ſehr leicht befriedigend zu regeln geweſen, wenn man 
ſtatt lediglich einzelner Billetts auch Billettblocks zu 17 Stück zu 
30 h gleich 5 K verkauft hätte. 

So hat auch in den um die Stückelung ji gruppierenden 
Fragen die Geldpolitik der ungariſchen Bolſchewiſten Verhältniſſe 
geſchaffen, die den Anforderungen des Kommunismus nicht entſprachen, 
auch für den Fall, daß man ſich noch mit dem Bargeldumlauf abfand. 
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3) Eine Zuſammenfaſſung unſerer Kritik führt 
uns zu dem Ergebnis, daß die Geldpolitik der unga⸗ 
riſchen Bolſchewiſten die Anknüpfung weder an den 
Kapitalismus noch im großen und ganzen an den Kom— 
munismus gefunden hat. Sie iſt damit nicht bloß relativ 
don einem einzigen Standpunkte aus betrachtet, ſondern abſolut ge⸗ 
nommen als verfehlt zu bezeichnen. Insbeſondere hat ſie auch jedes 
Erfordernis des Wirtſchaftszuſammenſtoßes außer acht 
gelaſſen. Anknüpfung nach beiden Richtungen hin war hier erfordert. 
Als die Beſtände der früher gemeinſamen Währung nicht mehr aus⸗ 
reichten, mußte für die noch im Kapitalismus wurzelnden Bedürfniſſe 
eine neue als ſolche verkehrsfähige Währung geſchaffen werden. 
Freilich war eine ſo geartete wohl nicht für lange Zeit zu halten. 
Denn es mußte mit einem ſtändigen Abſtrömen der Zahlungsmittel 
ju den nichtſozialiſierten Bauern, auch zu den theſaurierenden 
Gruppen der übrigen Bevölkerung ſowie auch vielleicht ins Ausland 
gerechnet werden. Letzteres wäre dann der Fall geweſen, wenn man 
ein Geld mit einer Rechnungseinheit geſchaffen hätte, die auf Metall 
fuzte, und wenn das Ausland — zum Beiſpiel auf Grund einer 


Kontrollmöglichkeit der Bankausweiſe durch die fremden Geſandt⸗ 


ſchaſten — das nötige Vertrauen beſeſſen hätte. Ob dieſes Ver⸗ 
kauen in vollem Umfange freilich gerade durch die ungariſche Räte⸗ 
iegierung zu erreichen war, iſt aus allgemeinen Gründen eine andere 
Frege. Doch hätte es von ihr angeſichts der Bedürfniſſe der äußeren 
Geldpolitik und der Einwirkungen der Auslandsgeltung des alten 
Geldes auf den inneren Verkehr wenigſtens verſucht werden müſſen. 
Sehen wir jedoch von dieſer Zweifelsfrage ab, ſo hätte für die 
forderungen der inneren Geldpolitik der vorhandene Beſtand an 
kdelmetallen und Valuten genügt, um für eine ausreichende Zeit 
tine auf der früheren Rechnungseinheit fußende verkehrsfähige Wäh⸗ 
mung aufrechtzuerhalten. Wenigſtens wäre dies der Fall geweſen, 
wenn eine vernünftige Preis⸗ und Lohnpolitik betrieben worden wäre 
und man die Aktion des Austauſches gewerblicher gegen landwirt⸗ 
ſcaftliche Produkte ausgebaut hätte, die den Theſaurierungen in 
gewiſſem Umfange geſteuert habe würde. Statt deſſen ließ man 
die Edelmetalle und Valuten für ſolche Zwecke ungenutzt. Hätte 
man aber eine derartige Währung vorerſt geſchaffen, ſo hätte die 
Jeit bis zur Aufbrauchung ihrer Beſtände genügt, um inzwiſchen in 
weiteſtgehendem Maße eine gleichzeitig ſchrittweiſe begonnene Ausgabe 
lommuniſtiſcher individueller Güteranweiſungen durchzuführen und das 
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Syſtem der Verrechnungen zu entwickeln. Wollte man jedoch durchaus 
von einer auf der alten Rechnungseinheit fußenden vorläufigen 
Währung nichts wiſſen, ſo mußte man bei dem neuen Gelde der 
Übergangszeit zum mindeſten dem Sinne der neuen Rechnungseinheit 
in der Praxis möglichſt nahezukommen ſuchen und ferner eine ge⸗ 
eignete Stückelung der Noten durchführen. 

Nichts von alledem geſchah. Mit einer völligen Unwiſſenheit 
in Geldfragen nach der kapitaliſtiſchen wie der kommuniſtiſchen Seite 
hin gingen die Bolſchewiſten ans Werk. Mit einer hilfloſen Plan⸗ 
loſigkeit ließen ſie ſich von den Ereigniſſen treiben, wie ſie ſchon im 
Anfange der Räteregierung die Worte ihres fähigſten Finanzmannes, 
Vargas, kennzeichneten, daß der Notenneudruck und die Inflation 
abhängig ſei vom Verſtändnis der Bevölkerung. In dieſem gänz⸗ 
lichen Verſagen der Bolſchewiſten in der Geldpolitik aber können wir 
deutlich die Wirkung einer tieferen Urſache erkennen. Es war zum 
guten Teile eine Folge der Einſeitigkeit der Proletarierdiktatur mit 
ihrem Angewieſenſein auf ungelernte Kräfte in leitenden Stellungen, 
auf Kräfte wie den unfähigen Finanzkommiſſar Lengyel. Es war 
eine Folge ferner der mit der Proletarierdiktatur Hand in Hand 
gehenden Notwendigkeit, durch alle erdenklichen Mittel politiſch auf 
gewiſſe Arbeitergruppen und die phyſiſchen Arbeiter überhaupt zu 
wirken, auch wenn man ihnen lediglich Sand in die Augen ſtreuen 
konnte. Zum Teil freilich hat auch das Budapeſter Milieu mit 
ſeinen Einflüſſen auf die moraliſche Verfaſſung vieler der leitenden 
Bolſchewiſten mit die Schuld am Verſagen der Geldpolitik getragen. 
Das zeigte ſich zum Beiſpiel hinſichtlich des Finanzkommiſſars und 
Bankgouverneurs Lengyel!. Nur aus dem Zuſammenwirken 


I Lengyel begann zum Beiſpiel ſeit dem Mai, die vorhandenen aus- 
ländiſchen Valuten in großem Umfange für Privatzwecke zur Verfügung zu 
ſtellen. Er tat dies zunächſt zwar in einem Augenblicke, in dem der Bolſche⸗ 
wismus in Ungarn zu enden ſchien und er ſie alſo nur dem Feinde entriſſen 
hätte. Aber als der Bolſchewismus erhalten blieb, fette Lengyel dennoch ſein 
Werk fort, obwohl die Bolſchewiſten ſelbſt ſich der Bedeutung dieſer Valuten 
für ihren Staat bewußt waren. Jetzt warf alſo der Finanzkommiſſar entweder 
die Flinte ins Korn, rechnete mit dem Erliegen des Bolſchewismus in einiger 
Zeit in einer neuen Kriſe und hielt für die Zwiſchenzeit einen Weiterbau des 
Kommunismus für weniger wichtig als die Sicherſtellung der Valuten für den 
Privatgebrauch flüchtender Parteigänger am Tage des Zuſammenbruches. Oder 
der Aufbau des Staates war ihm überhaupt niemals die Hauptſache und ſtaud 
ihm Privatintereſſen nach. Welches der beiden Motive aber auch wirkſam ge- 
weſen ſein mag, ſo konnte ein ſolcher Finanzkommiſſar jedenfalls nicht fähig 
fein, ein zum Kommunismus führendes Syſtem der Geldpolitik ernfthaft durch⸗ 
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dieſer beiden Faktoren: Prinzip der Proletarier- 
diktatur und Budapeſter Milieu iſt der tatſächliche 
Lauf der Dinge in der Geldpolitik zu erklären. 

Dieſe Erkenntnis der Erſcheinungen der bolſchewiſtiſchen Geld⸗ 
politik in Ungarn und ihrer Gründe vermittelt uns zugleich in be⸗ 
ſonderem Maße das Verſtändnis der geſamten Wirtſchaft überhaupt. 
Denn die Geldpolitik ſpielt in der kommuniſtiſchen wie der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Wirtſchaft eine viel entſcheidendere Rolle als im Kapita⸗ 
lismus. Sie iſt dort ein integrierender Beſtandteil der Güter⸗ 
verteilung. Dieſe aber bildet die wirtſchaftliche Kernfrage des Kom⸗ 
munismus. Daher liegt im Verſagen oder Gelingen 
der Geldpolitik und in den hierfür maßgebenden 
Zründen die Entſcheidung über den Erfolg der ge— 
ſamten Wirtſchaftsorganiſation. 


mführen. Er war dazu auch dann nicht imſtande, wenn er überhaupt hätte ein 
Syſtem auf Grund feiner Kenntniſſe aufſtellen können. 

Das Material über das erwähnte Verhalten des Finanzkommiſſars ergaben 
die nach dem Sturze der Räteregierung angeſtellten amtlichen Unterſuchungen. 
Des Ergebnis findet ſich zuſammengeſtellt in einem Aufſatze der Zeitung „Pesti 
tirlap“ vom 16. November 1919 (ungariſch), S. 7, Sp. 1—3. Die Angaben 
wies von Matskäſſy Joözſef unterzeichneten Artikels ſcheinen mir nicht 
angezweifelt werden zu können. Eine Beſchlagnahme allein oder ſelbſt vorwiegend 
fut ſtaatliche Zwecke kommt nach den dort angegebenen Einzelheiten des Ab⸗ 
nansportes der Valuten nicht Frage. Die angeführten Zeugen find durchaus 
glaubwürdig, und Beobachtungen, die mir aus der erſten Zeit der Räteherrſchaft 
über das Gebaren der Oſterreichiſch⸗ungariſchen Bank von zuverläſſiger privater 
Seile gemacht wurden, laſſen die Mitteilungen in „Pesti hirlap“ als durchaus 
derſtändlich erſcheinen. 

Der erwähnte Artikel teilt unter anderem mit, daß am 2. Mai, als die 
Jäteregierung mit ihrem Sturze rechnete, Lengyel den Befehl gab, binnen einer 
Stunde die folgenden ausländiſchen Valuten für den Abtransport zu verpacken: 
1000 000 Deutſche Mark, 41 000 Dollar, 15 030 engl. Pfd., 284 600 Leva, 
202 136 Romanowrubel, 116 000 Dumarubel, 150 000 franz. Fres., 70 000 
Schweizer Fres., 51 000 Lira, 1 000 000 Lei. Diefe Beträge wurden am Abend 
des 2. Mai, als die Lage der Regierung ſich gebeſſert hatte, in die Kanzlei 
rengyels gebracht und von dort unter dem Verſuche der Geheimhaltung im 
Laufe der nächſten Zeit durch Privatperſonen fortgetragen. Sie gelangten zum 
Teil in Privatwohnungen, zum Teil allerdings ins Unterrichtsminiſterium, wo 
he vielleicht zu Propagandazwecken ſtaatlich verwendet wurden. Die Werte der 
Iſterreichiſch ungariſchen Bank, die zum Teil erwieſenermaßen, zum Teil 
wahrſcheinlich privat verwendet wurden, belaufen ſich insgeſamt auf etwa 
8 Will. K in ausländiſchen Vakaten, 10 Mill. in blauem Gelde und 3 Mill. 
m Gold. Ein weiterer noch ungeklärter Poſten von 220 Mill. K erregt zudem 
noch wenigſtens für den Teilbetrag von 20 Mill. ſtarken Verdacht eines Ver⸗ 
ſchwindens im Privatbeſitz, und zwar unter unmittelbarer Mitwirkung Lengyels. 
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Verordnungen der Näteregierung 


Die im Text zitierten Verordnungen der Räteregierung ſind wegen 
der nach dem Sturze der Bolſchewiſten erfolgten weitgehenden Ver⸗ 
nichtung des Materials ſehr ſchwer im Wortlaute zu erhalten. Für 
denjenigen, der den in dieſem Aufſatze angeregten Fragen im einzelnen 
nachgehen will, ſollen deshalb im folgenden einige Angaben gemacht 
werden, an welcher noch am eheſten einzuſehenden Stelle die Geſetze 
publiziert ſind. Zugleich will ich einige Auszüge aus bedeutſamen 
Paragraphen der Verordnungen hinzufügen. 


1. Verordnung der Räteregierung vom 5. Mai über Annahme 
des weißen Geldes als geſetzliches Zahlungsmittel. Text im 
„Peſter Lloyd“ vom 6. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1. Die 
Verordnung erklärte, daß nach wie vor jedermann verpflichtet ſei, 
die 200- und 25⸗Kronennoten als geſetzliches Zahlungsmittel an- 
zunehmen. In der gleichen Nummer des „Peſter Lloyd“ erſchien 
eine Mitteilung der Budapeſter Hauptanſtalt der Oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Bank, Budapeſt, daß die erwähnten Noten nicht aus 
dem Verkehr gezogen ſeien. ö 

2. Verordnung der Räteregierung vom 5. Mai 1919 über Wechſeln 
des weißen Geldes. Sie iſt enthalten in § 2 der unter 1. er⸗ 
wähnten Verordnung. | 

3. Geſetz XCII der Räteregierung vom 16. Mai 1919 über die 
Emiſſion der 5⸗Kronennoten. Publiziert in „Peſter Lloyd“ vom 
17. Mai 1919, Morgenblatt, S. 1, Sp. 1. Es verpflichtete 
die Poſtſparkaſſe u. a., über die Deckung durch von der Oſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Bank emittierte Noten hinaus mit ihrem ge⸗ 
ſamten Vermögen zu haften. Die tatſächliche Bedeutung dieſer 
Beſtimmung bleibt mir jedoch unklar. Ferner erklärte das Geſetz, 
daß für die aus der Emiſſion erwachſenden Verbindlichkeiten 
außerdem noch die Räterepublik hafte. 

4. Verordnung des Landes⸗ Oberkommandos der Roten Wache vom 
25. Mai 1919 über das Geldwechſeln. Publiziert in „Peſter 
Lloyd“ vom 26. Mai 1919, Abendblatt, S. 1, Sp. 3. Wichtig 
iſt Abſatz 3: „Vermutet jemand, der mit einer 200: oder mit 
einer 25⸗Kronen⸗Banknote zahlen will, daß der Kaufmann, Ver⸗ 
ſchleißer uſw. den Kleingeldmangel nur als Vorwand für die 
Nichtannahme der Banknoten benützt, ſo möge er ſich an den zu⸗ 
nächſt im Dienſt ſtehenden Roten Wachtpoſten wenden, deſſen Pflicht 
es iſt, ſich zu überzeugen, ob die Behauptung des betreffenden 
Kaufmannes, Verſchleißers uſw. den Tatſachen entſpricht. Über⸗ 
zeugt er ſich vom Gegenteil, ſo iſt der Betreffende ſofort zu ver⸗ 
haften.“ | 

5. Die Beſchreibung der 5-Kronenndten ſcheint ſich nur in Nr. 61 
vom 6. Juni 1919 des Amtsblattes „Tanäcs- Köztärsasäg“ zu 
finden. 
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6. Verordnung 43 des Volksrates für Wirtſchaftsweſen über garan⸗ 


a 
1 


tierte Schecks. Publiziert mit dem Datum des 14. Juni 1919 
im „Peſter Lloyd“ vom 15. Juni, Morgenblatt, S. 7, Sp. 3. 
Danach konnte die Poſtſparkaſſe den auf ſie gezogenen Scheck mit 
einer Bekräftigungsklauſel verſehen. In dieſem Falle war ſie 
gegenüber dem Scheckinhaber zur Einlöſung verpflichtet und haftete 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung auch dem Ausſteller. Die 
Poſtſparkaſſe durfte die Bekräftigungsklauſel nur geben, wenn das 


Kontokorrent des Ausſtellers genügende Deckung bot. War ein 


Scheck aber einmal mit der Klauſel verſehen, ſo war die Poſt⸗ 
ſparkaſſe gebunden, auch wenn tatſächlich die Deckung fehlte. Einer 
ſtaatlichen Gebühr unterlag die Anbringung der Bekräftigungs⸗ 
klauſel nicht. 


Verordnung des Diſtriktsoberkommandanten der Roten Wache von 


Budapeſt über die Einziehung der blauen Noten. Publiziert im 
„Peſter Lloyd“ vom 2. Juli, Abendblatt, S. 1, Sp. 1—2. 
Dieſe Verordnung über die Tätigkeit der Roten Wache zwecks 
Verhinderung des verbotenen Verkehrs in blauen Noten beſagt in 
§ 1: „Es kann demnach nicht verfolgt werden derjenige, der blaues 
Geld in welcher Menge in Beſitz hält, wenn er es in Verkehr zu 
bringen nicht verſucht.“ Ferner heißt es, daß die Rote Wache 
alſo nicht befugt ſei, die Vorweiſung der Börſe zu verlangen oder 
Leibesviſitationen vorzunehmen, wenn nicht ein Inverkehrbringen 
der blauen Noten oder der Verſuch dazu vorliege. Angehörige der 
Roten Wache, die hier ihre Befugniſſe überſchritten, ſollten ſchwer 
beſtraft werden. Dieſe Beſtimmung war ſehr wichtig, da ſich 
augenſcheinlich ein Geſchäft der Roten Wachleute zu entwickeln, 
begann dahingehend, daß ſie irgendeinen Menſchen auffordeirten 
zu zeigen, ob er nicht blaues Geld beſitze, und ihm dann dieſes 
Geld einfach fortnahmen. Es wurde deshalb auch ferner in der 
Verordnung ($ 3 ff.) die Frage der Durchſuchung und Beſchlag⸗ 
nahme im Falle eines berechtigten Einſchreitens der Roten Wache 
genau geregelt. 
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Der ſubjektive Geldwert 


Von Dr. L. von Bortkiewicz 
Profeffor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin 


Saltiverzeichnie: 1. Die Schätzungsziffern als Grundlage des ſubjektiven 
Keldwertes S. 153. — 2. Der Satz vom Gleichgewicht des Haushalts 
E. 156. — 3. Abhängigkeit des ſubjektiven Geldwertes von Einkommenshöhe 
und Preisstand S. 164. — 4. Herzfelders Theorie von den Tauſchwert⸗ und 
Bertſhätungsänderungen S. 169. — 5. Widerlegung dieſer Theorie S. 170. 
— 6. paſſwer Charakter des ſubjektiven Geldwertes S. 178. — 7. Un- 
auhbarteit des Geldes als Maßſtab des ſubjektiven Güterwertes S. 181. 


N Begriff des ſubjektiven Wertes, wenn man darunter 
nit Carl Menger die Bedeutung verſteht, die ein Gegen⸗ 
Hand für dem Befiger dadurch erhält, daß ſich dieſer in der Befrie⸗ 
gang ſeiner Bedürfniſſe von der Verſügung über jenen abhängig 
=, laßt ſch auf das Geld als ſolches offenbar nur unter der 
Wong anwenden, daß man die Abhängigkeit, auf welche die 
immung Bezug nimmt, in einem ſozuſagen übertragenen 
San affaßt. Denn während ſonſt die in Frage ftehende Ab⸗ 
Wiel daran geknüpft iſt, daß das betreffende Gut entweder 
ther konſumiert oder vermöge ſeiner Verwendung als Pro⸗ 
mittel der Konſumtion dienſtbar gemacht werden kann, muß 
b, um eine Bedürfnisbefriedigung zu bewirken, zuvor in 
Au gegen etwas anderes — gegen ein „Kaufgut“, wie Menger 
= hingegeben werden “. Der „ſubjektive Geldwert“ leitet ſich 
don dem ſubjektiven Wert der betreffenden Kaufgüter her, 
m mu ſofern man letzteren als eine Größe aufzufaſſen ſich ent- 
Kit, kommen quantitative Ausſagen, ſomit eingehendere Betrach⸗ 
man, über den ſubjektiven Geldwert überhaupt in Frage. 
würde viel zu weit führen, wollte man hier das Problem 
rn eit von Luft: bzw. Befriedigungsgefühlen aufrollen. Es 
5 unterſtellt werden, daß das Wirtſchaftsſubjekt die Mög⸗ 
n dat und benutzt, mit den Intenſitätsabſtuſungen verſchiedener 
„ungen zahlenmäßige Vorſtellungen zu verbinden — derart, 
on irgenbeine Bedürfnisbefriedigung um fo und fo viele Male 
IR als irgendeine andere, ſomit auch irgendein wirtſchaft⸗ 
Daiber, daß es in der Lehre vom ſubjektiven Wert nicht angeht, den 


N des i 
is Geldes demjenigen eines Gutes höherer Ordnung gleichzuſetzen, habe 


Hin dieſem Jahrbuch XLII., S. 743 — 746, näher ausgeſprochen. 
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liches Gut um jo und fo viele Male bedeutender oder wertvoller 
als irgendein anderes erſcheint!. Wohlgemerkt iſt dabei jeder 
Gedanke an ein abſolutes Maß der Befriedigungsintenſität aus⸗ 
geſchloſſen. Damit iſt der Sinn der Schätzungsziffern, mit 
denen die Theorie des ſubjektiven Wertes operiert, dahin präziſiert, 
daß es bei ſolchen Ziffern nicht auf ihre abſolute, ſondern lediglich 
auf ihre relative Höhe ankommt; man iſt daher immer berechtigt, 
ſämtliche Schätzungsziffern, die das Verhalten eines beſtimmten 
Wirtſchaftsſubjekts zur Güterwelt ausdrücken, in einem beliebigen 
gleichen Verhältnis zu vergrößern oder zu verringern. Es darf zu- 
gleich nicht außer acht gelaſſen werden, daß die in Frage ſtehenden 
Schätzungen als rein individuelle aufgefaßt werden. Daraus folgt, 
daß auf der Grundlage von Schätzungsziffern, die ſich auf zwei 
verſchiedene Perſonen beziehen, Vergleiche zwiſchen dem ſubjektiven 
Wert, den dasſelbe Gut für die eine und für die andere Perſon 
hat, nicht ohne weiteres möglich ſind. Zu ſolchen Vergleichen bietet 
ſich auch kein Anlaß, ſolange man auf dem Boden der theoretiſchen 
Nationalökonomie verharrt?. Es iſt im übrigen zuzugeben, daß die 


1 Die tiefere pſychologiſche Auslegung ſolcher quantitativer Vergleiche bleibt 
hierbei außer Betracht. Sofern ſich das Wirtſchaftsſubjekt von ihnen leiten läßt, 
hat ſie der Nationalökonom hinzunehmen, möge auch, wie H. Bergſon nach⸗ 
zuweiſen ſucht (Essai sur les données immediates de la conscience. 
8ime édition, Paris 1911, S. 1— 55), die übliche Schätzung der Intenſität „piy- 
chiſcher Zuſtände“, insbeſondere der Luſt⸗ und Unluſtgefühle, in der Hauptſache 
auf einer irrigen Umdeutung qualitativer in quantitative Unterſchiede beruhen. 

2 Gegen die Forderung, keine „interperſonalen“, ſondern nur „intraperſonale“ 
Vergleiche in bezug auf den ſubjektiven Wert anzuſtellen, verſtoßen vielfach ſelbſt 
diejenigen Theoretiker, welche dieſe Forderung im Prinzip ausdrücklich anerkennen. 
Mehrere Beiſpiele dafür bringt G. Caſſel, Grundriß einer elementaren Preis⸗ 
lehre (Tübinger Zeitſchrift, 55. Jahrg., 1899, S. 400/402). Er geht aber in der 
Verurteilung ſolcher Verſtöße entſchieden zu weit. Auch ohne daß man ein ab⸗ 
ſolutes Maß des ſubjektiven Wertes beſitzt, erweiſen ſich die in Frage ſtehenden 
interperſonalen Vergleiche nicht notwendig als ſinnlos, nämlich dann nicht, wenn 
die betreffenden Perſonen ſich ſo ähnlich ſind, daß man bei ihnen ein annähernd 
gleiches Verhalten zur Güterwelt vorauszuſetzen berechtigt iſt. Vgl. V. Pareto, 
Cours d’&conomie politique, Lauſanne 1896, II, S. 46—49. So iſt denn auch 
die Behauptung von L. Walras (Elements d'économie politique pure, Lau- 
ſanne 1889, S. 325, 4. Auflage 1900, S. 373), daß der wirtſchaftliche Fortſchritt 
in einem ſtets tiefer ſinkenden Grenznutzen beſtehe — eine Behauptung, die Caſſel 
kurzerhand verwirft — durchaus annehmbar. Das Weſentliche iſt, daß man 
ſich der Vorausſetzungen bewußt bleibt, an welche dieſe und ähnliche Ausſagen 
geknüpft ſind. Im Text ſehe ich übrigens von interperſonalen Vergleichen der 
gekennzeichneten Art gänzlich ab. 
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Schätzungsziffern, ſelbſdt wenn man in konſequenteſter Weiſe an ihrem 
nlativen und individuellen Charakter feſthält, eine etwas gewagte 
Stilikerung der ökonomiſchen Wirklichkeit darſtellen. Für gewiſſe 
zuſgaben der theoretiſchen Nationalökonomie, darunter auch für die⸗ 
ken, an denen der Begriff des ſubjektiven Geldwertes irgendwie 
kerligt iſt, bildet aber die Annahme der (richtig verſtandenen) Meß⸗ 
bakit der „Genüſſe“ (Goſſen) bzw. der von den verſchiedenen 
Atem nach Anſicht des Wirtſchaftsſubjekts ausgehenden „Nutz⸗ 
rirhngen“ die einzige tragfähige Grundlage !. 


LTLabei berührt es das Weſen der Sache nicht, ob dieſe Annahme in eine 
aihnetiſche, analytiſche oder geometriſche Form eingekleidet wird. Ich halte 
ud im Zert hauptſächlich der Gemeinverſtändlichkeit halber an die arithmetiſche 
her und folge darin den Vertretern der öſterreichiſchen Schule. Sowohl bei 
i. Bieſer als auch bei v. Böhm⸗VBa werk führen ſich allerdings die Schätzungs⸗ 
nim nicht als eigentliche Größenausdrücke, ſondern als „Rangbezeichnungen“, 
SB Kardinal, ſondern als Ordinalzahlen ein, womit die Meßbarkeits⸗ 
zuuhm, von welcher im Text die Rede iſt, einer weniger gewaltſamen Annahme 
dan gnacht hätte, derzufolge ſich die verſchiedenen Nutzwirkungen jeweils nur 
ug ier Wichtigkeit in eine beſtimmte Reihenfolge an der Hand einer für alle 
don Bedürfniſſen gemeinſamen Skala bringen ließen („ Skalierung“ ftatt 
„Aefung )) Siehe F. v. Wieſer: Über den Urſprung und die Hauptgeſetze 
ic witihaftlihen Wertes, Wien 1884, S. 180— 185; Der natürliche Wert, 
Veen 159, S. 9—11: Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, im Grundriß der 
Suithumif I, Tübingen 1914, S. 149—153, 215—219, und E. v. Böhm⸗ 
devetk: Positive Theorie des Kapitals, 3. Auflage, Innsbruck 1909/12, 
6 28, 31340, ſowie Exkurs X, S. 280—307. Auf S. 243 Fußnote 
"Ab in den älteren Auflagen) erläutert Böhm⸗Bawerk die Schätzungsziffern 
. 1 U 1, die er zur Kennzeichnung der größeren oder geringerrn Wichtig⸗ 
et werffiepener konkreter Bedürfniſſe verwendet, wie folgt: „Zur Vermeidung 
e Nizverſtändniſſen, die immerhin vorgekommen ſind, möchte ich ausdrücklich 
„daß die abſteigende Reihe der arabiſchen Ziffern 10 bis 1 in dieſem 

dan nichts anderes verſinnlichen ſoll, als daß das mit einer niedrigeren 
AR kichnete konkrete Bedürfnis überhaupt eine geringere Wichtigkeit deſizt 
Ede nit einer höheren Ziffer bezeichneten Bedürfniſſe. Dagegen will jene 
Fertige nichts über den Grad ausſagen, um welchen die Bedürfniſſe mit 
Zifferninden jene mit niedrigerem Ziffernindex an Wichtigkeit über⸗ 
ares will zum Beiſpiel damit durchaus nicht ausgeſagt werden, daß das 
nid mit dem Ziffernindex 6 das Bedürfnis mit dem Index 2 an Wichtig⸗ 
wende dreimal übertrifft, oder daß das Bedürfnis mit dem Index 9 gerade 
iht ſei wie die beiden Bedürfniſſe mit den Indices 6 und 3 zuſammen⸗ 
3 Die zitierte Erklärung ſteht am Anfang der Erörterungen über die 
ei des Wertes, Im weiteren Verlauf dieſer Erörterungen (S. 255, 279 uſw.) 
Mg ee über die Auslegung der Schätzungsziffern als bloße 
i ngen bewußt hinweg, indem er ſie als echte Größen behandelt 
Bi kngemi gegebenenfalls zuſammenaddiert, um die Wichtigkeit zu beſtimmen, 
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Wenn der ſubjektive Geldwert nach dem vorſtehenden nichts 
anderes als ein Abbild des ſubjektiven Wertes der im Austauſch 
für das Geld erhältlichen Kaufgüter ſein kann, ſo möchte es zu⸗ 
nächſt ſcheinen, daß ihn die Vielheit der in Betracht kommenden 
Kaufgüter ganz in der Luft ſchweben laſſe. Dem iſt indeſſen nicht 
ſo: iſt nämlich der „Bedürfnisſtand“ irgendeines Individuums 
durch ein Syſtem von Schätzungsziffern ausgedrückt, ſo läßt ſich für 
dieſes Individuum, wenn fein Einkommen bekannt iſt, auf der 
Grundlage eines gegebenen Preisſtandes auch der ſubjektive Geld⸗ 
wert eindeutig beſtimmen. Dies folgt aus einem von Goſſen auf⸗ 
geſtellten Lehrſatz, der in ſeiner urſprünglichen Faſſung wie folgt 
lautet: „Der Menſch erlangt ein Größtes von Lebensgenuß, wenn 
er ſein ganzes erarbeitetes Geld derart auf die verſchiedenen Genüſſe 
verteilt, daß bei jedem einzelnen Genuß das letzte darauf verwendete 
Geldatom den gleich großen Genuß gewährt !.“ Dieſer Satz, wenn 


die einer Mehrheit konkreter Nutzwirkungen zukommt. Ahnlich ſteht auch bei 
Wieſer die Ausſage, „daß die Begriffe der Einheit, des Vielfachen, der Zahl 
auf die Stärkegrade innerlicher Phänomene nicht anwendbar ſind“ und daß ihnen 
in dieſem Sinne „bloß Intenſitäts⸗ und nicht Extenſitäts⸗ oder Zahlengröße“ 
zugeſchrieben werden dürfe, im Widerſpruch zu der Art, wie er durch Addition 
ſolcher Intenſitätsgrößen (Schätzungsziffern) den „Geſamtnutzen“ beziehungsweiſe 
„Geſamtwert“ eines Gütervorrats gewinnt (zum Beiſpiel Der natürliche Wert, 
S. 24 ff., oder Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 197. Daß die 
Wieſerſche Methode der Wertberechnung unhaltbar iſt, iſt eine Sache für ſich. 
(Sgl. Oskar Engländer in dieſem Jahrbuch 43, S. 1403—1406). V Ebenſo⸗ 
wenig iſt es meines Erachtens Pareto (Manuel d’economie politique, Paris 
1909, S. 169 ff. und S. 539 ff.) gelungen, die den Begründern der mathematiſchen 
Schule gemeinſame Annahme, daß die Intenſität einer Bedürfnisbefriedigung 
beziehungsweiſe die Nützlichkeit eines Gutes meßbar ſei, durch eine andere den⸗ 
ſelben theoretiſchen Dienſt leiſtende plauſiblere Annahme zu erſetzen. Von den 
heutigen Vertretern der mathematiſchen Richtung hält es namentlich Knut 
Wickſell (Vorleſungen über Nationalökonomie auf Grundlage des Marginal⸗ 
prinzips, Theoretiſcher Teil, 1. Bd., Jena 1913, S. 87 ff.) im Unterſchied von 
Pareto nicht für geboten, jene alte (,klaſſiſche“) Annahme preiszugeben. 

1 Hermann Heinrich Goſſen, Entwicklung der Geſetze des menſchlichen 
Verkehrs und der daraus fließenden Regeln für menſchliches Handeln, Braun⸗ 
ſchweig 1854, S. 93/94. Der zitierte Lehrſatz tritt in Goſſens Darſtellung als 
letzter unter drei analogen Lehrſätzen auf, von denen der erſte die Verteilung 
der dem Menſchen zur Verfügung ſtehenden Zeit und der zweite die Verteilung 
ſeiner Arbeitskraft auf die verſchiedenen Genüſſe betrifft (S. 12, 33, 85). 
Auffallenderweiſe erwähnt Walras in ſeinem bekannten Artikel: „Un economiste 
inconnu: Hermann Henri Gossen“ (Journal des Economistes, 1885, S. 68 
bis 90) den von mir wörtlich wiedergegebenen Lehrſatz nicht; ja, er ſagt aus⸗ 
drücklich, Goſſen hätte ſich um den Zuſtand der Verkehrs- beziehungsweiſe Geld⸗ 
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er anders richtig iſt, läßt ſich ohne weiteres von dem Fall des 
Arbeitseinkommens auf den Fall des Beſitzeinkommens übertragen. 
Denn auf die Natur des Einkommens, aus welchen die betreffenden 
Ausgaben beſtritten werden, kommt es hierbei offenbar gar nicht an. 
In übrigen jei zu dieſer Goſſenſchen Regel folgendes bemerkt: 
Die „Genüſſe“ oder Nutzwirkungen werden durch das Geld 
indirekt erzeugt. Direkt gehen ſie von den Gütern aus, und 
die den betreffenden Geldquanten entſprechenden Gütermengen hängen 
don den jeweiligen Güterpreiſen ab. Demgemäß muß man ſich die 
Schätzungsziffern, auf deren Grundlage der ſubjektive Geldwert mit 
Hilfe der Goſſenſchen Regel zu ermitteln iſt, als bezogen denken auf 
gleichwertige“, d. h. um gleiche Geldbeträge, zum Beiſpiel um je 
I Bart, erhällliche Gütermengen. Man nehme an, ein Individuum 
verfüge über ein Monatseinkommen von 200 Mk., das auf 50 ver⸗ 
ſcirdene Güterarten verteilt werden fol. Man greife aus ihnen 
dri heruus, zum Beiſpiel Kartoffeln, Milch und Heringe. Betragen 
we preiſe 10 Pf. für das Pfund Kartoffeln, 50 Pf. für das 
am Rd und 25 Pf. für einen Hering, fo wären für je 1 Mk. 
0 Pfand Kartoffeln, 2 Liter Milch, 4 Heringe zu erſtehen. Die 
Ecchunggziffern würden ſich demnach bei den Kartoffeln auf je 
U Find, bei der Milch auf je 2 Liter, bei den Heringen auf je 
+ Stil beziehen, Schätzt man die erſten zur Konſumtion gelangen: 
den In Pfund Kartoffeln mit 100 ein, fo wird man die zweiten 
16 Pımb Kartoffeln jedenfalls mit einer kleineren Ziffer als 100, 
lage mit 70, die dritten 10 Pfund mit einer noch kleineren Ziffer, 
lage nit 50, uſw. fort einzuſchätzen haben. Für die Milch mögen. 
10 bie Shägungsziffern auf 70, 58, 51 ..., für die Heringe auf 
+, , 41 ... fielen. Im ganzen hat man es, da es 50 ver: 
Idiebene Gütergattungen gibt, mit 50 derartigen Ziffernreihen zu 
un, die man ſich bis 0, d. h. bis zum Sättigungspunkt fortgeſetzt 


Lutſcaft zar nicht gekümmert. Aber auch Lexis (Handwörterbuch der Staats 
SMenicaften, 1. Suppl.⸗Bd., 1895, S. 426-427), der den erſten von jenen drei 
logen Satzen (unter dem Namen des „Zweiten Goſſenſchen Satzes“) anführt, 
5 offenbar überſehen. Sonſt würde er nicht eine Formulierung 
. Spalte , die ſich von der Goſſenſchen nur äußerlich unterſcheidet, als 
alggeneinerung einer Goſſenſchen Ausſage darſtellen. Der Ausdruck „Ber: 
gemeinerung‘ iſt übrigens auch an ſich nicht zutreffend; die drei in Frage 
82 den Sade ſind vielmehr einander koordiniert und treten zuſammen dem 
rt her Seite, wonach jede Fortſetzung und Wiederholung eines Genuſſes mit 
teitender Abnahme desſelben verbunden iſt („Erfter Goſſenſcher Satz“ nach 


Teris, „dad Goſſenſche Gefeg der Bedürfnisſättigung“ nach von Wiefer). 
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denken muß. Wäre die Geſamtzahl der über dem Nullpunkt liegenden 
Schätzungsziffern kleiner als 200 oder gleich 200, ſo ließen ſich mit den 
dem Wirtſchaftsſubjekt zur Verfügung ſtehenden 200 Mk. alle ſeine 
Bedürfniſſe reſtlos befriedigen. Solch ein Fall kommt für die Theorie 
nicht weiter in Betracht. Man muß vielmehr davon ausgehen, daß 
die Geſamtzahl der betreffenden Schätzungsziffern die Zahl 200 
übertrifft, und da gilt es, aus den gegebenen Schätzungsziffern die 
höchſten 200 auszuſuchen. Nur dieſe Ziffern können bei der Ver⸗ 
teilung der 200 Mk. auf die einzelnen Gütergattungen Berückſichti⸗ 
gung finden, die übrigen nicht. Durch jede der 50 Ziffernreihen 
wird demnach gleichſam ein Trennungsſtrich gezogen, oberhalb deſſen 
die zu berückſichtigenden und unterhalb deſſen die auszuſchließenden 
Schätzungsziffern liegen. Nimmt man an, daß die kleinſte unter 
den 200 zu berückſichtigenden Schätzungsziffern 40 iſt, ſo erhielte 
man für die herausgegriffenen drei Güterarten etwa folgendes 
Zah lenbild: 


Ordnungsnummer Schätzungsziffern für 
der auszu gebenden! — — — 
Geldeinheit Kartoffeln | Milch Heringe 

1 100 Ä 70 | 50 

2 70 688 465 

3 50 51 | 41 

4 42 45 37 

> 34 40 30 

6 24 | 35 22 


Das Schema beſagt, daß für Kartoffeln 4 Mk., für Milch 5 Mk., 
für Heringe 3 Mk. aufzuwenden find. Die entſprechenden Mengen 
wären bei den angenommenen Preiſen 40 Pfund, 10 Liter, 12 Stück. 

Der jubjeftive Geldwert, d. h. der Wert, den die Geldeinheit 
(die Mark) für das betreffende Individuum beſitzt, würde in dieſem 
Fall durch 40 dargeſtellt ſein, ſomit ein getreues Abbild der Schätzung 
ſein, die den letzten zwei zum Verbrauch gelangenden Litern Milch 
zuteil wird. Demgegenüber ließe ſich an der Schätzung der Kar⸗ 
toffeln und der Heringe der ſubjektive Geldwert nicht genau ableſen. 
Das liegt aber nur daran, daß in dieſem Fall die Goſſenſche Regel 
nicht exakt in Erfüllung gegangen iſt: mit dem letzten „Geldatom“, 
als welches hier die Mark erſcheint, werden eben bei den verſchiedenen 
Güterarten nicht völlig gleiche Nutzwirkungen erzielt. Wenn hin⸗ 


159 Der fubjeltive Geldwert 159 


gegen die „kitifchen“, d. h. am tiefften gelegenen Schätzungsziffern 
oberhalb des Striches, wie es der Goſſenſche Maximumſatz aus⸗ 
ſpricht, sämtlich identiſch, alſo zum Beiſpiel ſämtlich 40 wären, ſo 
würde ſich in dem ſubjektiven Geldwert der Wert eines entſprechen⸗ 
den Quantums jeder der in Frage kommenden 50 Gütergattungen 
getreu widerſpiegeln. An ſich iſt es willkürlich, ſolch eine völlige 
Ubereinfimmung der 50 kritiſchen Schätzungsziffern anzunehmen, 
Ban begeht aber mit einer derartigen Annahme eine um ſo geringere 
Ungenauigkeit, je kleiner man ſich die der Bewertung unterliegenden 
Geld- biw. Güterquanten denkt. Es ließe ſich leicht zeigen, daß 
zum Beiſpiel bei einer Reduktion des „Geldatoms“ auf die Hälfte, 
u. auf 50 Pf. die Spannungen zwiſchen den kritiſcheu Schätzungs⸗ 
jern nicht nur abſolut, ſondern auch relativ, und zwar um etwa 
ele, abnehmen würden. Im Grenzfall, d. h. bei unendlich⸗kleinen 
Iselbquanfen — und gerade dieſen Fall legen die Vertreter der 
nathenatiſcen Schule ihren Darlegungen zugrunde — wäre die 
oingung der völligen Übereinſtimmung der kritiſchen Schätzungs⸗ 
item in aller Strenge erfüllt. So iſt man denn berechtigt, die 
Sannungen zwiſchen dieſen Ziffern als etwas unweſentliches 
u behandeln und von ihnen gänzlich abzuſehen, ſomit im gegebenen 
deipel ich vorzuſtellen, daß die kritiſchen Schätzungsziffern ſämtlich 
dad 0 find. Durch die Zahl 40 wäre alſo jetzt der ſubjektive 
Gehnert als Abbild der Schätzung dargeſtellt, die das Wirtſchafts⸗ 
bett nicht irgendeinem beſtimmten Gut, ſondern den ihm nach 
Jassabe feines Einkommens und der geltenden Preiſe überhaupt 
ir Verfügung ſtehenden Gütern angedeihen läßt. 
es bildet einen Nachteil obiger Darſtellung, daß ſie ſich eines 
Hans von Schätzungsziffern bedient, die den „Bedürfnisſtand“ 
x Wirtſchaftsſubjekts nicht für ſich, ſondern in Verbindung mit 
km jeweiligen „Preisſtand“ zum Ausdruck bringen. Zu einer reinen 
Aurkteriſterung des Bedürfnisſtandes eignen ſich nur ſolche Schätzungs⸗ 
tn, die ſich auf feſtſtehende, von der Preishöhe unabhängige 
Siermengen, alfo zum Beiſpiel bei der Milch auf je ein Liter be: 
ien. Statt der Zahlenreihe 70, 58, 51, 45 . . . ergäbe ſich hier 
ta die Zahlenreihe: 37, 33, 30, 28, 26, 25, 23, 22, 21, 19, 18, 
6... Beide Zahlenreihen ſtehen bei einem Preis von 50 Pf. für 
is Liter, aber auch nur bei dieſem Preis, miteinander im Einklang 
1733 = 70, 30 +28 —= 58 ufw.). Bei einem Preis von 
9. für das Liter würde ſich die erſte der beiden Reihen in 128, 
6. . verwandeln, während die zweite beſtehen bliebe. Schätzungs⸗ 
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ziffern wie 37, 33 ..., welche nach beſtimmten (von der jeweiligen 
Preislage unabhängigen) Mengeneinheiten abgeſtuft ſind, können 
als „unbedingte Schätzungsziffern“, Schätzungsziffern hin⸗ 
gegen, wie 70, 58 ... oder 128, 96 ..., die ſich nach einer ge⸗ 
gebenen Preislage richten, als „abgewogene Schätzungs⸗ 
ziffern“ bezeichnet werden !. 

Auf jeder gegebenen Sproſſe der Konſumtionsleiter ſchätzt man 
eine größere neu hinzutretende Gütermenge höher als eine kleinere 
ein, jedoch in einem Verhältnis, daß hinter dem zwiſchen dieſen 
beiden Mengen beſtehenden Größenverhältnis mehr oder weniger 
zurückbleibt. So ſieht man denn auch zum Beiſpiel im Fall der 
Milch, daß (bei einem Preis von 0,5 Mk.) die abgewogenen Schätzungs⸗ 
ziffern 70, 58, 51, 45 . .. (welche ſich auf je 2 Liter beziehen und 
den Annahmen entſprechen, daß 0, 2, 4, 6 . .. Liter bereits Eon: 
ſumiert ſind) das Doppelte der unbedingten Schätzungsziffern 37, 30, 
26, 23 ... (welche ſich auf je 1 Liter beziehen, im übrigen aber für 
die gleichen Sproſſen der Konſumtionsleiter gelten) nicht ganz er: 
reichen. Allgemein geſprochen, verhalten ſich die abgewogenen zu den 
entſprechenden unbedingten Schätzungsziffern nicht genau ſo, wie ſich 
die beiderſeits der Schätzung unterliegenden Gütermengen zueinander 
verhalten. Es iſt aber um ſo eher geſtattet, darüber hinwegzuſehen 
und hier eine Proportionalität anzunehmen, je kleiner die der Be: 
wertung unterliegenden Gütermengen find. Im Fall unendlich kleiner 
Gütermengen würde ſtrikte Proportionalität beſtehen. Wir wollen 
auch hier, wie wir das bei einer anderen Gelegenheit bereits 
getan haben, gleichſam dieſen Fall fingieren und dementſprechend 
die in Frage ſtehende Proportionalität als gegeben betrachten. Da 
nun die Gütermengen, auf welche ſich einerſeits die abgewogenen 
und andererſeits die unbedingten Schätzungsziffern beziehen, gegen⸗ 
einander das Verhältnis von 1 zum Preiſe der betreffenden Mengen⸗ 
einheit einhalten (im Fall der Milch betragen die abgewogenen 
Schätzungsziffern nahezu das Doppelte der unbedingten entſprechend 
dem Verhältnis 1 zu 0,5), fo braucht man nur eine abgewogene 
Schätzungsziffer mit dem zugehörigen Preis zu multiplizieren, um 
die entſprechende unbedingte Schätzungsziffer zu finden. Und um⸗ 
gekehrt ergibt ſich eine abgewogene Schätzungsziffer aus der ent⸗ 


1 Den Ausdruck „abgewogen“ gebraucht in dieſem Sinne Wickſell (a. a. O., 
S. 93), und zwar im Anſchluß an Pareto, der von „ophelimite el&mentaire 
ponderee* ſpricht (Cours, S. 21, Manuel, S. 159). 
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ſprechenden unbedingten Schätzungsziffer dadurch, daß man letztere 
durch den zugehörigen Preis dividiert. Sollen alſo zwei abgewogene 
Schatz ungsziffern einander gleich fein, jo müſſen ſich die entſprechenden 
unbedingten Schätzungsziffern wie die zugehörigen Preiſe zueinander 
verhalten. Sonach läßt ſich der Goſſenſche Maximumſatz, welcher 
die Gleichheit der abgewogenen kritiſchen Schätzungsziffern ausſpricht, 
auch in der Form ausdrücken, daß die unbedingten kritiſchen Schätzungs⸗ 
ziffern (d. h. die Schätzungsziffern, die ſich auf die letzten zur Kon: 
ſumtion gelangenden Mengeneinheiten der verſchiedenen Güter be⸗ 
ziehen) im Verhältnis der zugehörigen Preiſe zueinander ſtehen 
müfſen. Dieſe Faſſung des Goſſenſchen Satzes, die von Leon 
Walras! herrührt, bietet den Vorzug, daß ſie die beiden Faktoren 
„Dedürfnisſtand“ und „Preisſtand“ ſtreng auseinanderhält und da⸗ 
durch die Unterſuchung des Einfluſſes, den jeder von ihnen auf die 
Geſtaltung des Ausgabebudgets ausübt, erleichtert. 

In unſerem Beiſpiel waren die abgewogenen kritiſchen Schätzungs⸗ 
ziffern (laut getroffener Vereinbarung über Außerachtlaſſung der als 
unweſentlich erkannten Spannungen zwiſchen ihnen) ſämtlich gleich 40. 
Die entſprechenden unbedingten kritiſchen Schätzungsziffern betragen 
hier bei den Kartoffeln, der Milch und den Heringen, wenn ſich die 
Preife dieſer Güter, in Mark ausgedrückt, nach dem Vorſtehenden 
a 0,1 für das Pfund, 0,5 für das Liter und 0,25 für das Stück 
ſtellen, 4, 20 und 10. Jede dieſer Zahlen gibt den ſogenannten 
Grenznutzen, d. h. die Nutzwirkung der letzten zur Konſumtion 
gelangenden Mengeneinheit oder auch den ſubjektiven Wert einer 
Nengeneinheit des betreffenden Gutes an. Bezeichnet man den ſub⸗ 
kltiven Wert der Mengeneinheit eines Gutes als „Ipezififchen ſub— 
ſelrven Wert“ dieſes Gutes, jo kommt man auf folgende Formulierung 
des Goſſenſchen Maximumſatzes: Das Maximum der Bedürf⸗ 
nisbefriedigung iſt erreicht, wenn ſich die ſpezifiſchen 
ſubjektiven Werte der verſchiedenen zum Verbrauch 
gelangenden Güter wie ihre Preiſe zueinander ver- 
halten. In unſerem Fall hat man: 4: 20: 10 = 0,1: 0,5: 0,25. 
Nan kann aber auch mit Launhardt das Verhältnis des Grenz⸗ 


! Elements d’&conomie politique pure. 4ieme édition, Lauſanne 1900, 
S. 10l. Theorie de la monnaie, Lauſanne 1886, S. 32—33 ( Etudes 
deconomie politique appliquce, Lauſanne 1898, S. 90— 91). Die Nutzwirkung, 
deten Größe eine unbedingte kritiſche Schätzungsziffer angibt, bezeichnet Walras 
ils „Seltenheit“ („rareté“). Daher heißt es bei ihm, daß die Preiſe („Tauſch⸗ 
vrtte“) den Seltenheiten proportional find. 
EAmollers Jahrbuch XLIV I. 11 
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nutzens oder anders des ſpezifiſchen Wertes zum Preiſe ins Auge 
faſſen. Launhardt nennt dieſes Verhältnis „Preiswürdigke it“ 
und ſagt: „Es muß die Preiswürdigkeit aller zum Verbrauch ge⸗ 
langenden Güter die gleiche ſein !.“ Hierin erblickt er „eine Be⸗ 
dingung für das Gleichgewicht des Haushalts“, und wir wollen im 
Anſchluß an dieſe Ausdrucksweiſe den Goſſenſchen Maximumſatz, ob 
in ſeiner urſprünglichen, oder in der Walrasſchen, oder in der 
Launhardtſchen Faſſung, im folgenden als den Satz vom Gleich— 
gewicht des Haushalts bezeichnen. Der Launhardtſchen Faſſung 
zufolge erhält man in unſerem Beiſpiel, das wir noch durch Hin⸗ 
zufügung eines vierten Gutes: Fleiſch mit dem ſpezifiſchen ſub— 
jektiben Wert 120 und dem Preis von 3 Mk. für das Pfund er— 
gänzen wollen: 


41 20 10 120 400 
0,1 0,5 0,25 3 * 


Beim letzten Quotienten dieſer Reihe bedeutet 40 den ſubjektiven 
Geldwert (im Sinne des ſpezifiſchen ſubjektiven Wertes des Geldes) 
und 1 dementſprechend den „Preis der Geldeinheit“ ?. Sämtliche 


Wilhelm Launhardt, Mathematiſche Begründung der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre. Leipzig 1885, S. 55. Vgl. S. 17. Ich ſehe im Text davon ab, 
daß ſich Launhardt nach dem Vorgang von Walras und Jevons der Snfinitefimal: 
rechnung bedient und das bei ihm dementſprechend an Stelle des Grenznutzens 
der „Nützlichkeitsgrad“ tritt, der durch einen Difſerentialquotienten ausgedrückt 
wird. Bei Jevons heißt es: „final degree of utility“, alſo etwa „tieffter 
Nützlichkeitsgrad“. „Nützlichkeitsgrad“ ohne Zuſatz, wie bei Launhardt, ſagt zu 
wenig. 

2 Die Ausſage, der Preis der Geldeinheit ſei 1, bringt einen rein be⸗ 
grifflichen Sachverhalt zum Ausdruck, während es ſich bei den Preiſen 
von Kaufgütern um Erfahrungstatſachen handelt; ſie bleibt aber trotzdem 
wahr — genau ſo wie die Behauptung, daß das ſpezifiſche Gewicht des Waſſers 
bei 4° Gelfius 1 iſt, unzweifelhaft zutrifft, obſchon fie ſich nicht aus der Beob— 
achtung der Wirklichkeit, ſondern ohne weiteres aus dem Begriff des ſpezifiſchen 
Gewichts ergibt. Es iſt meiſt üblich, unter Preis den in Geld ausgedrückten 
Tauſchwert zu verſtehen — eine Ausdrucksweiſe, die auch ich im Text feſthalte — 
und dementſprechend die beiden Begriffe der Geldeinheit und der Preiseinheit 
miteinander zu identifizieren. Wenn man aber mit Knapp ſämtliche Wert- 
begriffe bis auf den Begriff des in Geld ausgedrückten Tauſchwertes aus der 
Geldlehre von vornherein ausſchaltet, ſo kann man unbedenklich für Preis 
Wert und für Geldeinheit oder Preiseinheit Werteinheit ſagen, was Knapp auch 
wirklich tut. Dieſem Sprachgebrauch hat ſich F. Bendixen angeſchloſſen. 
Von hier aus wäre es verſtändlich, wenn er etwa ſagen würde, daß in bezug 
auf den Wert zwiſchen dem Geld und den Kaufgütern ein grundſätzlicher Unter⸗ 
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„Preiswürdigkeiten“ fallen alſo mit dem ſubjektiven Geldwert zu: 
ſammen. 


* 


ſchied beſtehe: das erſtere behalte ſtets denſelben Wert, die letzteren ſchwanken 
in ihrem Werte. Statt deſſen meint aber Bendixen, das Geld als ſolches hätte 
überhaupt keinen Wert und ſtellt im Zuſammenhang damit, und zwar mit be— 
'onderer Bezugnahme auf die Goldwährung, die Behauptung auf: „Der General⸗ 
nenner aller Werte kann nicht zugleich ex definitione der Zähler eines einzelnen 
Sertes fein.” Hierzu hatte ich bemerkt (ohne mir im übrigen die auch bei 
anderen Autoren ſich findende Bezeichnung des Geldes als „Generalnenner“ 
zu eigen zu machen), daß das Zuſammenfallen des Zählers mit dem General: 
nenner beim Gelde doch ganz in der Ordnung ſei, weil nämlich in dem Fall, 
o Zähler und Nenner einander gleich find, ſich eins ergebe, was mit dem Be⸗ 
niff der Geldeinheit übereinſtimme (Annalen für ſoziale Politik u. Geſetzgebung, 
„. Bd., S. 79). Bendixen wirft mir nun in feiner Replik (Nominalismus und 
Atlalismus. Eine Erwiderung an L. von Bortkiewicz, Elſters Jahrbücher, 
3. Folge, 58. Bd., S. 217— 228) vor, hierbei den Zuſatz „ex definitione“ fallen 
grasen zu haben. Das trifft aber nicht zu: ich hatte vielmehr feine Worte 
einſbließlich der beiden lateiniſchen Vokabeln getreu wiedergegeben; und ſachlich 
legt der Fall wie vorhin angegeben: man braucht keinen Anſtoß daran zu 
zchmen, daß ſich die betreffende Preis⸗ oder Wertgröße begriffsgemäß auf 1 
ell. Als weiteres Beiſpiel angeblicher Entſtellung feiner Gedanken durch mich 
fahrt Bendiren folgendes Zitat aus meinem Artikel in den „Annalen“ an: 
„Dendiren erwähnt ſelbſt gelegentlich, Knapp hätte zu Unrecht die Goldwährung 
eehligt” und fügt hinzu (S. 225): „Wo denn? Das iſt mir meines Wiſſens 
zie eingeſallen.“ Nun, auf S. 94 der Schrift „Währungspolitik und Geld⸗ 
lötorie im Lichte des Weltkriegs“, wo nachſtehendes zu leſen iſt: „Iſt die Ent⸗ 
"chung des Geldes nicht mehr Sache der Natur, ſondern Menſchenwerk, wie 
aus dann die Verwaltung des Geldweſens geregelt werden? ... Das iſt das 
broblem der Geldſchöpfung, das die alte Lehre nicht einmal hat formulieren 
kennen, da fie das Geld ja als Naturgabe anſieht. Aber auch Knapp hat dieſes 
rreriorſchte Gebiet nicht betreten, ſondern die beſtehende Goldwährung ohne 
Kruik gebilligt.“ Zwiſchen „zu Unrecht“ und „ohne Kritik“ vermag ich keinen 
rien Unterſchied zu finden. Aber am energiſchſten und ausführlichſten 
utteidigt ſich Bendixen dagegen, daß ich feine Angriffe auf die „Metalliſten“ 
neige ihm zufolge die Stabilität der Londoner Goldpreiſe durch eine natürliche 
eneaſchaft des Goldes erklären, als gegenſtandslos hingeſtellt hatte. Dieſes 
„delalliſtiſche Vorurteil“, hatte ich bemerkt, exiſtiere nur in feiner Einbildung. 
Zei erwidert nun Bendixen, er hätte mit jener Polemik nicht auf die 
kuioralöfonomen von Fach, geſchweige denn auf die Hochſchullehrer, gezielt. 
Ehen aus ſeiner Wendung „Wir alle find in metalliſtiſchen Vorurteilen auf- 
kvachſen“ hätte ich dies entnehmen können. Er jagt: „Wachſen wir denn in 
den Hörſälen der Univerfitäten auf? Die Lehren, mit denen wir aufwachſen, 
And die, die uns Schule, Haus und Umgang mit älteren Leuten vermitteln, 
ib die metalliſtiſche Lehre vom Gelde erfuhr jeder gebildete junge Mann, längſt 
c er die Univerſität aufſuchte.“ Abgeſehen davon, hätte ich berückſichtigen 
rufen, daß die von mir herangezogene Stelle aus feinem Buche „Geld und 

11 * 
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Sind der Bedürfnisſtand und der Preisſtand gegeben, jo fteigt 
und ſinkt der ſubjektive Geldwert mit ſinkendem bzw. ſteigen dem 
Einkommen, jedoch nicht notwendig in demſelben Verhältnis wie 
dieſes. Geſetzt zum Beiſpiel, daß in unſerem Beiſpiel das Monats⸗ 
Kapital“ urſprünglich im „Bank⸗Archiv“ zum Abdruck gekommen iſt, ſomit „dem 
Verſtändnis der Praktiker der Bankwelt angepaßt“ war, von denen „nicht einer 
unter Hundert ſein Wiſſen von Geld und Währung auf deutſchen Hochſchulen 
oder aus den Büchern zünftiger Nationalökonomen erworben“ hätte. Wie reimt 
es ſich aber mit dieſer „authentiſchen Interpretation“, wenn in demſelben Paſſus 
die Anſicht, daß dte ſtabilen Goldpreiſe auf einer natürlichen Eigenſchaft des 
Goldes beruhen, als eine Lehre gekennzeichnet wird, die noch vor kurzem die 
Geiſter unumſchränkt beherrſcht hätte, oder wenn ſich Bendixen an einen anderen 
Ort über dasſelbe „metalliſtiſche Vorurteil“ wie folgt äußert: „Daß der Wert 
und die Wertbeſtändigkeit des Goldes nicht auf natürlichem, ſondern auf künſt⸗ 
lichem Grunde, nämlich auf den Geſetzen der Goldwährungsländer, beruht, iſt 
eine Wahrheit, die allmählich auch den renitenteſten Metalliſten klar geworden 
fein dürfte“ (Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des Weltkrieges, S. 52) ? 
Demnach wären die beiden von Bendixen gemeinten Gruppen von Metalliſten, 


d. h. 1. Kinder und Jünglinge, die ihre Eltern und Lehrer mit Fragen über 


den Londoner Goldmarkt beſtürmen, und 2. „Praktiker der Bankwelt“, welche, 
obſchon fie zu den Leſern des „Bank⸗ Archivs“ gehören, die ftabilen Goldpreiſe 
für die „Folge einer wunderſamen Naturerſcheinung“ halten, auch noch „reni⸗ 
tent“, d. h. der Einſicht in den Zuſammenhang, der zwiſchen dem Münzfuß bzw. 
Münzpreis und dem Marktpreis des Währungsmetalls beſteht, ſchwer zugänglich. 
Da bin ich bereit, auch dieſe armen Geſchöpfe Bendixen gegenüber in Schutz z 
nehmen und verweiſe, wie ich das bereits einmal getan habe (Annalen, S. 74— 75), 
auf den Fall des Zahnarztes, dem Irving Fiſher das richtige Verſtändnis 
für den in Frage ſtehenden Zuſammenhang in einer halben Stunde beigebracht 
hat. Im Ernſt geſprochen, verrät ſchon der polemiſche Eifer, welcher ſich in 
der Bezeichnung des Gegners als „renitent“ kundgibt, an weſſen Adreſſe Ben⸗ 
dixens Belehrungen in Wirklichkeit gerichtet waren. Ich hatte behauptet, daß 
dieſe Belehrungen „im Zeichen einer nicht zu überbietenden Verſtändnisloſigkeit 
für den gegneriſchen Standpunkt“ ſtänden. Bendixen dreht nunmehr den 
Spieß um, indem er mir ſo gut wie jedes Verſtändnis für ſeine Anſichten 
und jede Objektivität bei deren Beurteilung abſpricht. Als Erklärung 
hierfür bringt er in einem Fall meine „Abneigung gegen alles begriffliche 
Denken“ (a. a. O. S. 226), im übrigen aber den Umſtand vor, daß mir der 
Metallismus, von dem ich nicht „loskommen“ könne, weil ich mit ihm „aufs 
innigſte verwachſen“ wäre, „offenbar Herzensſache“ ſei (S. 228). Demgegenüber 
geftatte ich mir, an gelegentliche Außerungen von mir zur Geldtheorie zu er- 
innern, die 22 Jahre alt, ſomit 7 Jahre älter als Knapps „Staatliche Theorie 
des Geldes“ find (dieſes Jahrbuch XXII, S. 1184 86) und aus denen hervor- 
geht, daß ich ſchon damals ſowohl dem Staate in ſeinen Beziehungen zum 
Geldweſen wie auch der Papierwährung Gerechtigkeit widerfahren ließ. Und ich 
habe meine Anſichten nicht geändert. Sofern Einwände gegen den Metallismus 
nicht die Form, ſondern die Sache betreffen, prallen ſie daher von mir ab. 


P .r 
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einkommen ſich von 200 auf 250 Mk. erhöht, jo find die zufäß- 
lichen 50 Mk. (wenn man von etwaigen Erſparniſſen am Einkommen 
auch hier abſieht) auf die verſchiedenen Ausgabezweige ſo zu ver⸗ 
teilen, daß ſich überall wieder gleiche Preiswürdigkeiten ergeben !. 
vetztere werden, da die Preiſe als unverändert gedacht find, gegenüber 
früher abnehmen; ob aber, der relativen Zunahme des Einkommens 
genau entſprechend, im Verhältnis von 4 zu 5, d. h. von 40 auf 32, 
oder in einem anderen Verhältnis, zum Beiſpiel von 40 auf 25 oder 
bloß von 40 auf 35, das hängt ganz und gar von dem Gang der 
Schätzungsziffern ab. Dabei ſinkt mit jeder neu zur Ausgabe ge⸗ 
langenden Geldeinheit der ſubjektive Geldwert langſamer als der 
ſpezifiſche ſubjektive Wert irgendeines Kaufgutes. Geht zum Bei⸗ 


—— = 


ı Dabei kann es vorkommen, daß neue Gütergattungen in den Kon- 
funtionsbereich des Wirtſchaftsſubjekts Eingang finden, nämlich ſolche, für 
welhe der Quotient aus der höchſt gelegenen unbedingten Schätzungsziffer durch 
den Preis bei der alten Einkommenshöhe die ihr entſprechende Preiswürdigkeit 
iin unſerem Beiſpiel 40) nicht erreichte. Umgekehrt kann eine Herabſetzung des 
Emkommens zur Folge haben, daß dieſe oder jene Gütergattung aus dem Aus⸗ 
gabebudget ausſcheidet. Walras (Theorie de la monnaie, S. 34—35 = 
Etudes d'économie politique apoliquée, S. 90 —92) fingiert für die nicht zur 
Renſumtion gelangenden Güter erhöhte Schätzungsziffern, welche, dividiert durch 
nie betreffenden Marktpreiſe, gleich hohe Quotienten liefern, wie fie die anderen 
Güter auſweiſen, um durch dieſen Kunſtgriff dem Satz, daß die ſpezifiſchen 
ſubjektiven Werte im Verhältnis der Preiſe zueinander ſtehen, eine allgemeine, 
d. b. auf ſämtliche Güter ſich erſtreckende Gültigkeit zu verleihen. Es iſt aber 
richtiger, die nicht zur Konſumtion gelangenden Güter in der Reihe der Preis- 
würdigkeiten einfach wegzulaſſen. Hiermit wird die Behauptung, daß die zu 
konſumierenden Mengen verſchiedener Güter von dem Stand der Preiſe aller 
Küter abhängen, eingeſtandenermaßen nach einer beſtimmten Richtung hin ein⸗ 
geſchränkt: für die einzelnen Wirtſchaftsſubjekte gibt es je nach der Höhe ihres 
Einkommens eine kleinere oder größere Anzahl von Gütern, deren Preislage, fo 
lange fie ſich über einem gewiſſen Niveau hält, auf die Geſtaltung ihrer Ausgabe⸗ 
ſudgets ohne Einfluß bleibt. Eine ganz analoge Einſchränkung muß aber auch 
dem gemacht werden, wenn man, ſozuſagen in erſter Annäherung, annimmt, 
da die Nachfrage nach einem beſtimmten Gut nur durch den Preis dieſes 
einen Gutes bedingt wird: auch hier erſcheint der Preis, hingeſehen auf ſeine 
Anderungen, als unwirkſam, ſofern er den Stand übertrifft, bei welchem die 
Nachfrage erſt beginnt, d. h. über Null hinausgeht. Die Auffaſſung, daß die 
Nachfrage nach einem beſtimmten Gut nicht ausſchließlich von deſſen Preiſe, 
ſendern von den Preiſen ſämtlicher in Frage kommenden Gütern abhängt, iſt, 
rebenbei bemerkt, ſchon im Goſſenſchen Maximumſatz enthalten und iſt fpäter, 
namentlich von Walras, mit aller Deutlichkeit und Schärfe herausgearbeitet 
worden. Es berührt daher eigentümlich, wenn O. Engländer (a. a. O., S. 952) 

Iudertandl als Urheber dieſer Auffaſſung hinſtellt. 
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ſpiel in unſerem Fall der ſubjektive Geldwert von 40 auf 28 her- 
unter, jo ſinkt er im Durchſchnitt um 1 auf je 4 Mk. Ein gleich 
langſames Tempo der Abnahme Tönnte ſich bei irgendeinem Kaufgut 
offenbar nur dann ergeben, wenn der geſamte neu hinzukommende 
Betrag von 50 Mk. auf dieſes Gut verwendet würde, was unter 
den geltenden Vorausſetzungen ausgeſchloſſen iſt. In dieſem Sinne 
iſt v. Böhm⸗Bawerks Behauptung von der relativ „langſamen 
Abnahme des Grenznutzens der Geldeinheit bei Zunahme der Zahl 
der verfügbaren Einheiten“ gemeint, und in dieſem Sinne iſt ſie auch 
zutreffend . Es liegt jedoch zum mindeſten ebenſo nahe, das Aus⸗ 
maß der Abnahme des ſubjektiven Wertes einerſeits des Geldes, 
andererſeits der Kaufgüter in Beziehung zu der relativen Zunahme 
des Einkommens bzw. derjenigen Geldbeträge zu ſetzen, die auf die 
betreffenden Güter verwendet werden. Benutzt man dieſes Kriterium, 
ſo findet man, daß die Geſchwindigkeit, mit welcher der ſubjektive 
Geldwert abnimmt, einen in beſtimmter Weiſe gebildeten Durch— 
ſchnitt (nicht etwa das einfache arithmetiſche Mittel!) der für die 
einzelnen Kaufgüter maßgebenden analogen Geſchwindigkeiten dar— 
ſtellt. In unſerem Beiſpiel ſteigt das Einkommen, mithin die Ge— 
ſamtausgabe, um 25%, der ſubjektive Geldwert und alle Preis— 
würdigkeiten, ſomit auch alle ſpezifiſchen ſubjektiven Werte ſinken um 
30 % ; die einzelnen Ausgabepoſten nehmen aber teils um mehr, 
teils um weniger als 25%, möglicherweiſe auch um genau 25% 
zu?. Alſo muß die Geſchwindigkeit der Wertabnahme, verglichen 
mit der relativen Zunahme des aufgewendeten Geldbetrages, bei einer 
Gruppe von Kaufgütern kleiner, bei einer anderen größer und mög— 
licherweiſe bei einer dritten gleich groß wie die Geſchwindigkeit der 
Abnahme des ſubjektiven Geldwertes ſein. Mutatis mutandis gelten 
dieſe Bemerkungen für den Fall, wo das Einkommen, ſtatt ſich zu 
erhöhen, heruntergeht. Aus der Tatſache des Sinkens bzw. Steigens 
des ſubjektiven Geldwertes mit ſteigendem bzw. ſinkendem Einkommen 
folgt übrigens, daß der ſubjektive Geſamtwert einer Geldſumme 


I Siehe v. Böhm-Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals, 3. Aufl. 
S. 335, Fußnote 2. 

2 Bei den Gütern, die in den Konſumtionsbereich des Wirtſchaftsſubjekts 
neu eintreten, ſtellt ſich dieſer Prozentſatz auf SC und läßt ſich die prozentuelle 
Abnahme der Preiswürdigkeit nicht beſtimmen. Von dem Vorhandenſein ſolcher 
Güter wird an dieſer Stelle des Textes abgeſehen. Der Fall, wo ſämtliche 
Ausgabepoſten in gleichem Verhältnis anſteigen, iſt denkbar, aber praktiſch fo 
gut wie ausgeſchloſſen. 
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langſamer anwächſt als dieſe. Die dem entgegenſtehende Meinung 
Launhardts, das Geld hätte ſtets einen ſeiner Menge propor- 
tional bleibenden Wert, weil es nicht unmittelbar zum Genuſſe diene 
und daher ſeine Wertſchätzung von der Genußfähigkeit der Beſitzer 
unabhängig ſei“, iſt ſchlechterdings unhaltbar. Wohl aber hat 
d. Böhm⸗Bawerk recht, wenn er ausführt, daß ſolch eine Pro: 
portionalität bei mäßigen Geldbeträgen viel eher angenommen werden 
kann, als bei um gleiche Geldbeträge käuflichen Mengen beliebiger 
Güter, weil nämlich der Grenznutzen der Geldeinheit mit der Zahl 
der verfügbaren Einheiten vergleichsweiſe langſam (in dem vorhin prä: 
zierten Böhm⸗Bawerkſchen Sinne!) abnimmt. ” 

Der ſubjektive Geldwert ift von dem jeweiligen Preisſtand ab: 
bangig. Aber damit iſt nicht gejagt, daß ein Steigen des allgemeinen 
Preisniveaus den ſubjektiven Geldwert unter allen Umſtänden herab— 
drückt und umgekehrt ein Sinken des allgemeinen Preisniveaus ihn 
notwendig emporhebt. Es kommt vielmehr auch hierbei auf den 
Verlauf den Schätzungsziffern an. Geſetzt zum Beiſpiel, daß für 
irgendein Gut A, von welchen 6 Mengeneinheiten konſumiert werden, 
die unbedingten Schätzungsziffern 100, 95, 90, 85, 80, 75 ſind. 
Beträgt der Preis 3 Mk. für die Mengeneinheit, jo entſpricht dies 
einer Preiswürdigkeit von 25. Steigen nun alle Preiſe auf das 
Doppelte, ſo muß bei gleichbleibendem Einkommen die Konſumtion 
im Durchſchnitt auf die Hälfte herabgeſetzt werden. Man nehme 
an, daß A ein Gut iſt, bei welchem ſich die Konſumtionseinſchränkung 
genau nach dem Durchſchnitt richtet, ſo daß nur mehr 3 Mengen⸗ 
einheiten von A zur Konſumtion gelangen. Da der Preis für die 
Rengeneinheit von A vorausſetzungsgemäß auf 6 Mk. geſtiegen iſt 
und da die dritte unter den angegebenen Schätzungsziffern 90 be— 
trägt, jo finkt in dieſem Fall die Preiswürdigkeit bei A, ſomit auch 
kei allen anderen Gütern, auf 15, d. h. um 40% . Um ebenfoviel 
net auch der ſubjektive Geldwert. Wären aber die unbedingten 
Schäzungsziffern für das „repräſentative“ Gut A durch 130, 110, 
, 70, 50, 30 gegeben, fo erhielte man infolge der gleichen Preis- 
ſeigerung von 3 auf 6 Mk. für die Mengeneinheit von A keine Ab⸗ 
nahme mehr, ſondern eine Zunahme der Preiswürdigkeit, ſomit auch 
des ſubjektiven Geldwertes, und zwar von 10 auf 15, oder um 
20%. Analogerweiſe kann ein Sinken des Preisniveaus ebenſogut 
die Wirkung haben, daß der ſubjektive Geldwert ſteigt, wie daß er 


m Launhardt, a. a. O., S. 54. 
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fällt. Die Bewegungen des ſubjektiven Geldwertes brauchen alſo 
mit denjenigen des objektiven Geldwertes, der ſich ja ſtets umgekehrt 
proportional zu der das allgemeine Preisniveau ausdrückenden 
Indexziffer verhält, nicht einmal der Richtung nach übereinzuſtimmen. 
Sofern aber eine Übereinſtimmung in bezug auf die Richtung vor- 
handen iſt, bleibt die Veränderung des ſubjektiven Geldwertes hinter 
der entſprechenden Veränderung des objektiven Geldwertes, relativ 
genommen, notwendig zurück. Dies folgt ohne weiteres aus der 
Tatſache, daß die Schätzungsziffern abnehmende Reihen bilden !. 

Anders liegt der Fall, wenn ſich mit dem Preisſtand das Ein- 
kommen des Wirtſchaftsſubjekts in demſelben Verhältnis hebt oder 
ſenkt. Werden hierbei ſämtliche Güter von der Preisänderung gleich- 
mäßig betroffen, ſo bleiben ihre zur Konſumtion gelangenden 
Mengen, ſomit auch die letzten noch zu berückſichtigenden unbedingten 
Schätzungsziffern offenbar die alten, und fallen bzw. ſteigen die 
Preiswürdigkeiten, alſo fällt bzw. ſteigt der ſubjektive Geldwert in 
demſelben Verhältnis, wie die Preiſe ſteigen bzw. fallen. Hier 
richtet ſich der ſubjektive Geldwert genau nach dem objektiven Geld⸗ 
wert. Sollte ſich aber nur das Volkseinkommen in derſelben Rich⸗ 
tung und genau in demſelben Ausmaß wie das allgemeine Preis- 
niveau verſchieben, ohne jedoch daß alle Einzeleinkommen und Guter 
gleichmäßig davon betroffen würden, ſo würde ſelbſtverſtändlich auch 
der ſubjektive Geldwert eine von Perſon zu Perſon verſchiedene Ver⸗ 
änderung erfahren müſſen. 

Das Vorſtehende zeigt zur Genüge, wie verwickelt die Beziehungen 
zwiſchen Bedürfnisſtand, Preisſtand, Einkommenshöhe und ſubjek⸗ 
tivem Geldwert ſind. Nur mathematiſch kann die Theorie dieſe Be⸗ 


ı E. v. Philippovich (Grundriß der Politiſchen Okonomie, I, 9. Aufl., 
Tübingen 1911, S. 255) ſagt: „Wenn die Preiſe hoch ſind, hat die Geldeinheit 
bei gleichem Einkommen und Bedürfnisſtand eine geringere Kaufkraft, aber einen 
höheren Grenznutzen, das Geld repräſentiert uns nun weniger Güter mit höherem 
Grenznutzen.“ Nach den Ausführungen im Text iſt der wahre Sachverhalt der, 
daß eine Preiserhöhung den von Philippovich behaupteten Einfluß auf den 
Grenznutzen der Geldeinheit oder anders auf den ſubjektiven Geldwert wohl 
unter Umſtänden ausüben kann, aber nicht notwendig ausüben muß. Philippovichs 
Irrtum beruht darauf, daß er, wie manch anderer nicht- mathematiſche Theo⸗ 
retiker auch, zwiſchen den unbedingten und den abgewogenen Schätzungsziffern 
bzw. zwiſchen dem auf eine beſtimmte Mengeneinheit eines Gutes bezogenen 
Grenznutzen und dem auf eine für die Geldeinheit erhältliche Menge desſelben 
Gutes bezogenen Grenznutzen nicht ſcharf unterſcheidet. In denſelben Irrtum 
(in bezug auf den entgegengeſetzten Fall einer Preisſenkung) verfällt O. v. Zwie⸗ 
dineck (dieſes Jahrbuch 33, S. 170-171). 
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ziehungen genauer erfaſſen. Als theoretiſch lösbar erweiſt ſich namentlich 
folgende Aufgabe: Gegeben ſind: 1. die Mengen ſämtlicher Güter, 
die auf dem Markt zum Verkauf angeboten werden, wobei, entſprechend 
den tatſächlichen Verhältniſſen einer entwickelten Verkehrswirtſchaft, 
von dem ſubjektiven Wert dieſer Güter für die Verkäufer gänzlich 
abgeſehen wird; 2. für jeden Kaufluſtigen ſein Einkommen, von dem 
angenommen wird, daß es in vollem Umfange zum Güterankauf be⸗ 
ſtimmt iſt, ſowie fein Bedürfnisſtand, d. h. die Reihen der auf die 
einzelnen Güter ſich beziehenden unbedingten Schätzungsziffern. Ge⸗ 
tagt wird: 1. nach den Gütermengen, die von jedem käuflich erworben 
werden, und 2. nach den Kaufpreiſen ſämtlicher Güter. Geſetzt, die 
Jahl der Güter iſt m und die Zahl der Kaufluſtigen n, fo erhielte 
man zunächſt als Ausdruck des Satzes vom Gleichgewicht des Haus⸗ 
balts für jeden Einzelnen m — 1 Gleichungen, ſomit im ganzen 
p im — 1) Gleichungen; es kämen ſodann n Gleichungen hinzu, 
von denen jede zum Ausdruck bringen würde, daß die Summe der 
Produkte von erworbener Gütermenge und Preis für jeden Einzelnen 
ich mit deſſen Einkommen deckt; ſchließlich ergeben ſich weitere m 
Gleichungen aus der Erwägung heraus, daß bei jedem Gut die von 
den Einzelnen erworbenen Mengen in Summa ſo viel ausmachen 
müflen, als von dieſem Gut auf dem Markt zum Verkauf feilgeboten 
wird. Man hätte alfo im ganzen n (m — 1) + n + m oder 
man +1) Gleichungen — genau entſprechend der Zahl der Un⸗ 
bekannten, denn als ſolche erſcheinen die min Gütermengen, die den 
einzelnen Käufern zufallen, und außerdem die m Preiſe. Auf der 
Grundlage der gefundenen Löſung ließe ſich dann ohne weiteres der 
ſubjektive Geldwert für jeden der n Marktgenoſſen ermitteln, und 
nan könnte unter Beibehaltung der alten Schätzungsziffern feſtſtellen, 
me ſich für jeden Einzelnen der ſubjektive Geldwert ändert, wenn 
die Einkommen und die zum Verkauf angebotenen Mengen der ver⸗ 
ſchiedenen Güter ihrerſeits dieſe oder jene Anderungen erfahren. 
Eine gewiſſe Verwandtſchaft mit ſolch einer Frageſtellung, die 
übrigens manche Variationen zuläßt, weiſt das etwas primitiv und, 
vie ſich zeigen wird, verkehrt gefaßte Problem auf, mit welchem ſich 
derzfelder im Rahmen feiner „dynamiſchen Theorie des Geldes“ 
beſchäftigt!. Es handelt ſich dabei um die Zurückführung der 
„Tauſchwertänderungen“, welche einerſeits die Ware, anderſeits das 
Geld gegebenenfalls erfahren, auf vier „Tauſchwertkomponenten“, 


Edmund Herzfelder, Die volkswirtſchaftliche Bilanz und eine neue 
Idestie der Wechſelkurſe. Die Theorie der reinen Papierwährung. Berlin 1919. 
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als welche nach Herzfelder zu betrachten ſind: 1. die „Wertſchätzungs⸗ 
änderung des Verkäufers für ſein Gut oder paſſive Kaufkraft der 
Ware“ (Ti), 2. die „Wertſchätzungsänderung des Käufers für das 
fremde Gut oder aktive Kaufkraft des Geldes“ (T.), 3. die „Wert⸗ 
ſchätzungsänderung des Käufers für fein Gut oder paſſive Kaufkraft 
des Geldes“ (Ti) und 4. die „Wertſchätzungsänderung des Verkäufers 
für das fremde Gut oder aktive Kaufkraft der Ware“ (T:). Das 
Weſentliche ſeiner theoretiſchen Konſtruktion erörtert Herzfelder an 
dem Fall, wo nicht Ware gegen Geld, ſondern Ware gegen Ware 
ausgetauſcht wird. Er nimmt an, daß ſich im „Vorzuſtand“ 15 Schafe 
gegen 10 Ziegen und im „Nachzuſtand“ 12 Schafe gegen 7 Ziegen 
austauſchen. Demnach wäre, möchte man meinen, der Tauſchwert 
eines Schafes geſunken, und zwar im Verhältnis von 12 zu 1% oder 
von /s zu 1, ſomit um 12,5 %; der Tauſchwert einer Ziege hin- 
gegen wäre geſtiegen, und zwar im Verhältnis von ½ zu /10 oder 
von ¼ zu 1, ſomit um 14,3 % . Dieſe Berechnungsweiſe läßt aber 
Herzfelder nicht gelten. Er verlangt vielmehr, daß, relativ genommen, 
das eine Gut im Werte um ebenſoviel ſteigt als das andere fällt. 
Selbſtverſtändlich kann dieſer „Gleichheitsforderung“, wie ſie der 
Kürze halber im folgenden genannt werden ſoll, nur dadurch Genüge 
geſchehen, daß man den Wert jedes der beiden Güter nicht mehr 
durch das andere, ſondern den Wert beider durch ein entſprechend 
gewähltes bzw. fingiertes drittes Gut ausdrückt, zum Beiſpiel in 
unſerem Fall ſetzt: im Vorzuſtande 1 Schaf = 30 Tauben, 1 Ziege 
— 45 Tauben, im Nachzuſtande 1 Schaf = 28 Tauben, 1 Ziege 
— 18 Tauben. Dementſprechend ſinkt der Wert eines Schafes um 
is oder um 6,67 % und ſteigt der Wert einer Ziege ebenfalls um 
!/ıs oder um 6,67 %o. Bei Herzfelder fehlt dieſe Bezugnahme auf 
ein drittes Gut, die ſich meines Erachtens aus dem Grunde emp— 
fiehlt, weil ſie ſeine Berechnungsweiſe erſt ins rechte Licht ſetzt. 
Auch zu den Formeln, die Herzfelder für die Berechnung der 
„halben Tauſchwertänderungen“ T und — T für jede der beiden 
Waren aufſtellt — im gegebenen Fall hat man: T = — 6,67 %, 
— T = 6,67 % — gelangt man am einfachſten mit Hilfe jenes 
„dritten Gutes“, das hierbei als Wertmaßſtab zu dienen hat. Es 
mögen ſich (wie bei Herzfelder) im Vorzuſtande a Mengeneinheiten 
der Ware Nr. 1 gegen b Mengeneinheiten der Ware Nr. 2 und in 
Nachzuſtande e Mengeneinheiten der Ware Nr. 1 gegen d Mengen⸗ 
einheiten der Ware Nr. 2 austauſchen; es ſei zugleich durch x bzw. x’ 
der auf eine Ware Nr. 3 bezogene Tauſchwert einer Mengeneinheit 
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der Ware Nr. 1 im Vorzuſtande bzw. im Nachzuſtande dargeſtellt; 
ſchließlich ſei mit y bzw. y' der in derſelben Weiſe ausgedrückte 
Tauſchwert einer Mengeneinheit der Ware Nr. 2 im Vorzuſtande 
bzw. im Nachzuſtande bezeichnet. Demnach iſt ax = by, cx’ = dy'. 
Die Herzfelderſche 1 ergibt die Gleichung: 


ne = — er 5 * „woraus — — + N — 2 folgt. Anderſeits 
x y N 
. L be x be] x 
bat man: vente Daher denn: (1 + — al — 2, fomit 
2ad y 2 be 


x 
3 Fee Die „halbe Tauſchwert⸗ 
änderung” für die Ware Nr. 1 (JT) iſt durch — — 1 gegeben. So 


findet man in Übereinſtimmung mit Herzfelder (wenn auch auf ganz 
anderem Wege): 


= ad ee be 
ad + be 
In dem betrachteten Beiſpiel hat man: a = 15, b = 10, c= 12, 
15:7 — 10:12 1 | 
d 27 i Zen : u an ren 0 
7, ſomit T 15:7 4 10.12 15 6,67 %. 


Die „halbe Tauſchwertänderung“ für die Ware Nr. 2 iſt = — ] 
oder, was dasſelbe iſt, — T, alſo im gegebenen Fall 6,67 . 


. ö b 5 
Die Quotienten = bzw. 8 drücken den Wert der Ware Nr. 1 


in der Ware Nr. 2 und die Quotienten b bzw. ＋ den Wert der 


Bere Nr. 2 in der Ware Nr. 1 im Vorzuſtande bzw. im Nach- 
fande aus. Demnach kann nach Analogie mit dem Worte „Preis⸗ 


inder das Verhältnis von 0 zu . als Wertinderx der Ware 


Ar. J und das Verhältnis von T zu 8 als Wertindex der Ware 


N. 2 bezeichnet werden; ſchreibt man » für den Wertindex der 
Lare Nr.! und w für den Wertindex der Ware Nr. 2, fo hat man: 


F 

c ga d b 
der auch: : : 
a 0 
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und nach dem Vorſtehenden: 
x 2 y 2 


Den beiden letzten Formeln zufolge läuft die Herzfelderſche Berech⸗ 
nungsweiſe darauf hinaus, daß für jede der beiden Waren der be- 
treffende Wertindex durch das harmoniſche Mittel aus ihm ſelbſt 
und erſetzt find. Im gegebenen Beiſpiel hat man: 


a wer 
8 eee, 
33 
Xx 1＋7 150% 5 173 1 
„ 14 — E 16 1 6 670 
I — 15 —1 == 15 6,67 0, — T = 15 1358 15 6767 0 


Gegen dieſe Berechnungsweiſe iſt an ſich nichts einzuwenden, 
aber daß ſie irgendwie logiſch zwingend wäre, iſt nicht einzuſehen. 
Eine Nötigung dazu, als Wertmaßſtab ein (wirklich vorhandenes 
oder bloß fingiertes) Gut zu benutzen, das der Herzfelderſchen Gleich⸗ 
heitsforderung Genüge leiſtet, beſteht nicht. Geſetzt, daß die Aus⸗ 
tauſchverhältniſſe zwiſchen Schaf und Ziege im Vor⸗ und Nachzuſtande, 
ſowie im Vorzuſtande die Beziehungen 1 Schaf = 30 Tauben, 
1 Ziege = 45 Tauben, beſtehen bleiben, fo könnten im Nachzuſtande 
zum Beiſpiel auch folgende Beziehungen Platz greifen: 1 Schaf 
— 35 Tauben, 1 Ziege = 60 Tauben, woraus folgen würde, daß 
1 Schaf um 16,7% und 1 Ziege um 33,3 %% im Werte geſtiegen 
iſt, oder auch 1 Schaf = 21 Tauben, 1 Ziege = 36 Tauben, was 
bedeuten würde, daß 1 Schaf um 30% und 1 Ziege um 20% 
im Werte geſunken iſt. Zuzugeben iſt nur, daß man ohne logiſchen 
Widerſpruch die Größe der jeweils ſtattgehabten Tauſchwertänderung 
nach der von Herzfelder vorgeſchlagenen Methode zu beſtimmen in 
der Lage iſt, und zwar ganz unabhängig davon, ob es ein drittes 
Gut tatſächlich gibt oder nicht gibt, demgegenüber das eine der 
beiden Güter, relativ genommen, um ebenſoviel im Werte zunimmt 
wie das andere abnimmt !. 


’ Auf dem Begriff der halben Tauſchwertänderung beruht bei Herz⸗ 
felder der oberſte Grundſatz der „Geldſchöpfung“. Er unterſcheidet auch hier 
zwiſchen „Vorzuſtand“ und „Nachzuſtand“ und bezeichnet die Geldmenge des 
Vorzuſtandes als „Geldvorrat“, die Geldmenge des Nachzuſtandes als „Geld. 
bedarf“ (). Stellt ſich nun bei einem unverändert gebliebenen Volksvermögen 
(„Wert der volkswirtſchaftlichen Bilanz“) von ſage 100 Milliarden Mark der 
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Die halben Tauſchwertänderungen werden nun von Herzfelder 
auf die bereits genannten vier „Tauſchwertkomponenten“ zurück⸗ 
geführt. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß im gegebenen Fall nicht 
Ware gegen Geld, ſondern Ware gegen Ware ausgetauſcht wird. 
Rennt man denjenigen der beiden Tauſchenden, der die Ware Nr. 1 
am Tauſch anbietet, A, und den anderen, der die Ware Nr. 2 an: 
bietet, B, ſo läßt ſich von den vier Tauſchwertkomponenten jeden⸗ 
fals folgendes als unzweifelhafte Meinung Herzfelders ausſagen: 
T, bezieht ſich auf die Bewertung der Ware Nr. 1 durch A, 
7. — auf die Bewertung der Ware Nr. 1 durch B, T.“ — auf 
die Bewertung der Ware Nr. 2 durch B, T.“ — auf die Bewertung 
der Ware Nr. 2 durch A. Was aber die näheren Ausführungen 
Herzfelders über dieſe vier Komponenten anlangt, fo find fie in rein 
logiſcher, in ökonomiſcher und in mathematiſcher Beziehung jo un⸗ 


Selwortat auf 3 Milliarden Mark, der Geldbedarf auf 3,8 Milliarden Mark, fo 
etziht ſich für das Geld eine halbe Tauſchwertänderung von — 11,76 %. Setzt 
run nämlich in den maßgebenden Formeln a = 100, b = 3, c= 100, d= 38, 
io fmdet man (da das Geld die Stelle der Ware Nr. 2 einnimmt) als halbe 
Tauſchwertänderung für das Geld: 
be — ad — 80 2 
— = ad T be = 680 — — 17 — — 11,76 5%. 

Ufo ſei, „um gewiſſermaßen die Tendenz der Preisänderung der Waren zu 
serelgfteren“, der „Geldbedarſ“ um 11,76 % zu kürzen, und es ergibt ſich als 
„Geldmenge der beſten Geldſchöpfung“ in Milliarden Mark: 


3,8 & 11,76 2 
38 — — 100 = 3,353. 
d (b — d) 
Die entfprechende algebraiſche Formel iſt d + A oder, was dasſelbe 
id: . J So leſen wir denn auch bei Herzfelder: „Die Beſtimmung, 


de Geldmenge der beſten Geldſchöpfung iſt unter der Vorausſetzung einer un⸗ 
beründerten volkswirtſchaftlichen Bilanz aus dem Geldbedarf und dem Geld⸗ 
wrrate außerordentlich einfach; fie iſt das doppelte Produkt aus dem Vorrat 
mt dem Bedarf, dividiert durch die Summe des Vorrats und des Bedarfs“ 
ta. . O., S. 274). Es hätte auch noch einfacher lauten können: „Sie iſt das 
kerwoniſche Mittel von Vorrat und Bedarf“ (fofern man den Ausdruck „Bedarf“ 
ber überhaupt gelten läßt). Darüber, daß dieſe von Herzfelder aufgeſtellte 
geldſchöpfungsregel undiskutabel iſt, braucht kein Wort verloren zu werden. 
eie möge nur als Beleg dafür dienen, wie weit er den Mißbrauch mit mathe⸗ 
natiſchen Formeln und insbeſondere mit der Formel der „halben Tauſchwert⸗ 
inderung“ treibt. Bol. a. a. O., S. 290 —292. Über Herzfelders Begriff des 
«Ratiihen Geldwertes“ habe ich mich im „Bank⸗Archiv“, XIX, Nr. 8 aus- 
geſprochen. Der „ſtatiſche“ und der „dynamiſche“ Teil feiner „Theorie der 
temen Bapierwährung“ ſtehen auf derſelben Stufe. 
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durchſichtig und verworren, daß es für die Kritik eine höchſt undank⸗ 
bare Aufgabe wäre, ihnen im einzelnen zu folgen; es genügt zumal, 
die von Herzfelder für die Tauſchwertkomponenten abgeleiteten End⸗ 
formeln ins Auge zu faſſen, um ſich von der Unhaltbarkeit ſeiner 
ganzen Konſtruktion zu überzeugen. Dieſe Endformeln enthalten nur 
die Größen a, b, c, d, welche, nach wie vor, die ſich gegenſeitig aus⸗ 
tauſchenden Mengen der beiden Waren Nr. 1 und Nr. 2 bedeuten !. 
Darin kommt zum Ausdruck, daß es zur Beſtimmung der geſuchten 
Tauſchwertkomponenten, Herzfelder zufolge, keiner anderen Daten 
als dieſer bedarf. Ja, es läßt ſich leicht zeigen, daß es hierbei nicht 
einmal auf die Kenntnis der vier Größen a, b, e, d, ſondern lediglich 


2 . e d 
auf die Kenntnis der Quotienten — und 75 ankommt. Wenn man. 


nämlich 8 =p, 5 a ſetzt, jo nehmen die betreffenden Formeln, 
was Herzfelder entgangen zu ſein ſcheint, folgende einfachere Geſtalt an: 
4 — p. ＋ 4) _Peop+tg 

71 * 7 72 De 


pT pT 
Ey (2 ＋ p- q) T. 2 4 (2 ＋ p — g) 
pTA p ＋ 4 


Setzt man aber ap für e und bq für d auch in den Formeln für 
T und — T ein, fo findet man zunächſt: 


„%%% pe at 
p＋ p ＋ 
ſodann: 
Ti — 1 = UN) , 172 — 1 = (p- I) T, 
Ti — 12 (14 pT, J. — 1 = (1— q) T 


und ſchließlich: 

2 T = (Ti — 1) T (Je! — 1), 

— 217 = (12 — JI) ＋ (Ti — J). 
In dem Herzfelderſchen Beiſpiel mit den Schafen und den 
55 = 10 Demnach ergibt die Rechnung 
hier: T. = 0,8867, T2 = 1,0133, T.“ = 1,12, Ty = 0,98. 
Dieſe Zahlen drücken die vor ſich gegangenen Wertveränderungen 
ſozuſagen „quotenmäßig“ aus, und man hat von jeder von ihnen 
1 in Abzug zu bringen, wenn man ermitteln will, um wieviel, 
relativ genommen, die betreffenden Güter von den betreffenden Per⸗ 


Ziegen hat man: p = 


1 Herzfelder, a. a. O., S. 172. 
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ionen im Nachzuſtande höher bzw. niedriger als im Vorzuſtande ge— 
ſchͤzt werden. Auf dieſe Weiſe findet man, daß im Nachzuſtande 
ein Schaf von A um 11,33% niedriger, von B um 1,33 %% höher, 
ine Ziege von B um 12 % höher, von A um 2% niedriger ge⸗ 
ſcätzt wird als im Vorzuſtande. Durch Zuſammenaddierung von 
— 11,33% und — 2% erhält man — 13,33%, ſomit das Doppelte 
der halben Tauſchwertänderung T und durch Zuſammenaddierung 
von 1,33 0 und 12 % ergibt ſich 13,33 %, ſomit das Doppelte der 
halben Tauſchwertänderung — T1. Den Ausdruck 2 T bzw. — 2 
nennt Herzfelder „Geſamttauſchwertänderung“. Da die Tauſchwert— 
kumponenten nachgewieſenermaßen nur von p und q abhängen, jo 
vürde man die vier Prozentſätze — 11,33 %o, 1,33% , 12% und 
— 2% auch dann erhalten, wenn fi zum Beiſpiel im Vorzuſtande 
10 Schafe gegen 10 Ziegen und im Nachzuſtande 8 Schafe gegen 
7 Ziegen austauſchten. Aber auch abgeſehen von letzterem Punkt 
und von verſchiedenen anderen nahe liegenden Einwänden, ruft den 
entſchiedenſten Widerſpruch ſchon der Verſuch hervor, aus der nackten 
Tatsache, daß ſich beſtimmte Mengen zweier Waren in einem früheren 
Feitpunkt und beſtimmte andere Mengen derſelben Waren in einem 
ſpäleren Zeitpunkt gegeneinander austauſchten, in eindeutiger Weiſe 
die Veränderungen herzuleiten, welche die ſubjektive Bewertung der 
betreffenden Waren ſeitens der Kontrahenten in der Zwiſchenzeit er- 
fahren hat. Daß in Wirklichkeit eine derartige eindeutige Beziehung 
zwischen objektivem Tauſchwert und ſubjektiver Bewertung gar nicht 
bifteht, möge an demſelben Beiſpiel der Schafe und Ziegen, daß 
derzfelder immer wieder zur Erläuterung feiner theoretiſchen Dar: 
lezungen heranzieht, gezeigt werden. 

Man betrachte folgenden Fall: Vor dem Tauſch beſitzt A 
) Schafe und keine Ziegen, B keine Schafe und 18 Ziegen. A 
ſhätzt das erſte Schaf mit 56, das zweite mit 52 uſw., jedes weitere 
Schaf mit einer Ziffer, die um 4 Einheiten kleiner als die ihr un: 
nittelbar vorausgehende iſt, ein, fo daß man beim 15. Schaf als 
Schatzungsziffer Null erhält; ähnlich ſchätzt A die Ziegen mit 96, 
2, S8 uſw. ein. B ſchätzt die Schafe mit 156, 150, 144 uſw, 
nie Ziegen mit 150, 144, 138 uſw. ein. Es fragt ſich, wie viele 
Schafe gegen wie viele Ziegen ausgetauſcht werden. Löſt man die 
Io geſtellte Aufgabe lege artis?, fo kommt man auf die Antwort: 


Herzfelder, a. a. O., S. 176, 210 Fußn., 364. 
2 Hierfür kommen nur die Vertreter der mathematiſchen Richtung in 
Frage. Siehe namentlich: W. Stanley Jevons, The theory of political 
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15 Schafe gegen 10 Ziegen (wie bei Herzfelder im Vorzuſtande). 
Nach dem Tauſche befindet ſich A im Beſitz von 5 Schafen und 
10 Ziegen. Die Schätzungsziffern für das 5. Schaf und die 10. 
Ziege ſind 40 und 60, verhalten ſich alſo wie 10 zu 15, d. h. wie 
die (in einem beliebigen Gut ausgedrückten) Tauſchwerte von Schaf 
und Ziege. Anders formuliert: es beſteht Proportionalität zwiſchen 
Grenznutzen und objektivem Tauſchwert. Gleiches gilt von B: in 
ſeinem Beſitz befinden ſich nach dem Tauſch 15 Schafe und 8 Ziegen. 
Die entſprechenden Schätzungsziffern ſind 72 und 108, ſtehen ſomit 
zueinander ebenfalls im Verhältnis von 10 zu 15. 

Nimmt man nun an, daß vor dem Tauſch wiederum A 20 Schafe 
und keine Ziegen, B keine Schafe und 18 Ziegen beſitzt, daß aber 
die Schätzungsziffern des A für Schafe nunmehr 84, 78, 72 uſw., 


economy, 4. Aufl., London 1911, S. 90— 101. Vgl. Launhardt, a. a. O., 
S. 16—19, oder auch Julius Lehr, Grundbegriffe und Grundlagen der 
Volkswirtſchaft, Leipzig 1893, S. 214— 215. Hingegen iſt die Behandlung, die 
dem Problem des „iſolierten Tauſches“ ſeitens der öſterreichiſchen Schule zuteil 
wird, höchſt unzulänglich: Carl Menger (Grundſätze der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre, Allgemeiner Teil, Wien 1871, S. 162— 168) läßt feine beiden Blockhaus⸗ 
beſitzer Pferde gegen Kühe unter der Vorausſetzung austauſchen, daß ein Pferd 
jeweils ſo viel gilt wie eine Kuh; allgemein geſprochen betrachtet er das Aus⸗ 
tauſchverhältnis als gegeben. v. Böhm⸗Bawerk (a. a. O., S. 360 —361) 
beſchränkt wiederum die Betrachtung auf den Fall, wo, mathematiſch geſprochen, 
die zum Austauſch gelangende Menge des einen der beiden Güter entweder 0 
oder 1 iſt. — An der „klaſſiſchen“ Löſung des Problems, die ich den Erörte⸗ 
rungen im Text zugrunde lege, iſt wiederholt Kritik geübt worden. Siehe zum 
Beiſpiel K. Wickſell, Über Wert, Kapital und Rente, Jena 1893, S. 25— 26, 
36— 43, und Vorleſungen, S. 99— 102. Es wird nämlich geltend gemacht, daß 
die Aufgabe jeweils verſchiedene Löſungen zuläßt. Dies trifft aber nur dann 
zu, wenn die Bedingungen, unter denen der Tauſch ſtattfindet, nicht genau 
formuliert ſind (in dieſer Beziehung liegt die Sache bei einer größeren Zahl 
von Tauſchenden grundſätzlich nicht anders). Zu einer eindeutigen Löſung 
(unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der beliebigen Teilbarkeit der aus⸗ 
zutauſchenden Güter) gelangt man auf Grund der Vorſtellung, daß nach Art 
einer Verſteigerung das Austauſchverhältnis von einem Dritten, einem „Unpar⸗ 
teiiſchen“, ausgerufen wird, und daß ſich jeder der Tauſchluſtigen mit dem ent⸗ 
ſprechenden Angebot bzw. der entſprechenden Nachfrage meldet (und zwar ſozu⸗ 
ſagen „ohne Hintergedanken“, d. h. ohne jede Rückſicht auf das wirkliche oder 
mutmaßliche Verhalten der Gegenpartei), wobei dies ſo lange fortgeſetzt wird, 
bis ſich für irgendeines der beiden Güter (daher auch für das andere) das An⸗ 
gebot des einen Kontrahenten mit der Nachfrage des anderen deckt. Vgl. 
Alfred Marſhall, Principles of Economics, Vol. 1, London 1898, 
S. 414-416, und Marcel Lenoir, Etudes sur la formation et le mouve- 
ment des prix, Paris 1913, S. 21 —24. 
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für Ziegen (wie früher) 96, 92, 88 ufw., die des B für Schafe 
nunmehr 182, 175, 168 uſw., für Ziegen 300, 288, 276 uſw. find, . 
ſo findet man, daß ſich 12 Schafe gegen 7 Ziegen austauſchen müſſen 
(die bei Herzfelder im Nachzuſtande). Jetzt befinden ſich nach dem 
Tauſch im Beſitz des A 8 Schafe, von denen das letzte mit 42 ein⸗ 
Aſchätzt wird, und 7 Ziegen, von denen die letzte mit 72 eingeſchätzt 
wird, jo daß die Proportion 42: 72 = 7: 12 erfüllt iſt. Was aber 
B betrifft, jo befigt er jetzt nach dem Tauſch 12 Schafe, von denen 
er das letzte mit 105, und 11 Ziegen, von denen er die letzte mit 
IN einſchätzt; man hat demnach 105: 180 = 7: 12. 

Hier iſt die Veränderung in den Mengen der ſich gegeneinander 
austauſchenden Güter durch eine Veränderung in der ſubjektiven Be- 
wertung der betreffenden Güter herbeigeführt worden, und zwar 
ſcäzt A die Schafe um 50% höher als früher, die Ziegen ebenſo 
doch wie früher, B die Schafe um 16,7% höher, die Ziegen um 
10% höher als zuvor. Der Grenznutzen der Schafe hat ſich aber 
füt A von 40 auf 42, ſomit um 5%, für B von 72 auf 105, ſomit 
um 45,8% , und der Grenznutzen der Ziegen für A von 60 auf 
72, ſomit um 20 %, für B von 108 auf 180, ſomit um 66,7 %, 
gehoben. Dieſe Prozentſätze fallen ganz anders aus als die analogen 
herzfelderſchen. 

Man kann auch ein Beiſpiel dafür konſtruieren, daß bei gleidh- 
bleibenden Schätzungsziffern die gegeneinander ſich austauſchenden 
Güͤtermengen eine Veränderung erfahren infolge einer Verſchiebung 
in den Beſitzverhältniſſen der Kontrahenten. Im Unterſchied vom 
Borzuftande fol im Nachzuſtande vor dem Tauſch A 20 Schafe und 
„Ziegen, B 1 Schaf und 9 Ziegen beſitzen. Sind die Schätzungs⸗ 
mern dieſelben wie im Vorzuſtande, d. h. für A: Schafe 56, 52, 
K uſw., Ziegen 96, 92, 88 uſw., für B: Schafe 156, 150, 144 uſw., 
gegen 150, 144, 138 uſw., fo werden 12 Schafe des A gegen 
7 Ziegen des B ausgetauſcht (wie bei Herzfelder im Nachzuſtande). 
duch dem Tauſch befinden ſich demnach im Beſitz von A 8 Schafe 
tit dem Grenznutzen 28 und 13 Ziegen mit dem Grenznutzen 48, 
in Beſiz bon B 13 Schafe mit dem Grenznutzen 84 und 2 Ziegen 
nit dem Grenznutzen 144. In dieſem Fall iſt (gegenüber dem Fall, 
20 ſich 15 Schafe gegen 10 Ziegen austauſchten) für A der Grenz⸗ 
auen der Schafe von 40 auf 28, ſomit um 30%, der Grenznutzen 
vr Ziegen von 60 auf 48, ſomit um 20% geſunken, während er 
ich für B von 72 auf 84, ſomit um 16,7% ,‚F bzw. von ı 108 auf 


I4, fomit um 33,3% erhöht hat. 
kosellert Jahrbuch XLIVI. 12 
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Es gibt demnach beim Tauſch, ſofern die Bewertungs- und 
Beſitzverhältniſſe der Kontrahenten in Frage kommen, jeweils un⸗ 
gezählte Kombinationen, die ſich mit ein und derſelben Kombination 
in bezug auf die Mengen der ſich gegeneinander austauſchenden 
Güter vertragen; daher kann aus der bloßen Tatſache, daß ſich 
gegebenenfalls dieſe Mengen von einem Zeitpunkt zum anderen in 
beſtimmter Weiſe verſchoben haben, unmöglich genau erſchloſſen 
werden, welche Veränderungen in jenen Bewertungs- (und Beſitz⸗) 
Verhältniſſen vor ſich gegangen ſind. Kritiſch gewendet, bedeutet 
das eben eine grundſätzliche Ablehnung auch ſchon der Frageſtellung, 
von der Herzfelder ausgegangen iſt und die ihn auf feine „Tauſch— 
wertkomponenten“ geführt hat. Unter diefen Umſtänden erübrigt es 
ſich, auf die beſondere Behandlung einzugehen, die er dem Fall zu- 
teil werden läßt, wo ſich nicht mehr Ware gegen Ware, ſondern 
Ware gegen Geld austauſcht. Dem Schein entgegen hat Herzfelder 
die Lehre von dem ſubjektiven Geldwert in keiner Weiſe gefördert. 

Der Umſtand, daß der ſubjektive Geldwert ein ſozuſagen „er: 
borgter“ iſt, bedingt deſſen grundſätzlich paſſiven Charakter. 
Damit iſt gemeint, daß von ihm keine ökonomiſchen Wirkungen aus: 
gehen. Während im Fall eines Kaufgutes eine veränderte ſubjektive 
Bewertung zur unmittelbaren Folge hat, daß ſein objektiver Tauſch⸗ 
wert bzw. Preis entſprechend ſteigt oder fällt und zur mittelbaren 
Folge, ſofern es zu den reproduzierbaren Gütern gehört, daß deſſen 
Produktion eine Ausdehnung bzw. Einſchränkung erfährt, erſcheint 
eine ähnliche kauſale Verknüpfung beim Geld als ausgeſchloſſen. Der 
ſubjektive Geldwert wird vielmehr ſtets von außen her, ſei es durch 
Faktoren, welche auf der Warenſeite, ſei es durch ſolche, welche auf 
der Geldſeite wirkſam werden, nach oben oder nach unten gerückt, 
und niemand kommt auf den Gedanken, gegebenenfalls die Urſache 
einer Vergrößerung oder Verringerung der umlaufenden Geldmenge 
in einer erhöhten bzw. verringerten ſubjektiven Bewertung des Geldes 
zu ſuchen!. 


1 Ich ſehe dabei von der Komplikation ab, die beim Metallgeld darin 
liegt, daß der Geldſtoff einen ſubiektiven Eigenwert beſitzt. Hier beſteht eine 
Bindung zwiſchen dem ſubjektiven Geldwert und dem ſubjektiven Wert der aus dem 
Geldſtoff herſtellbaren Gebrauchsgegenſtände bzw. Schmuckſachen. Für eine rein 
theoretiſche Betrachtung über den ſubjektiven Geldwert hat dieſe Komplikation, 
entgegen der Meinung von L. v. Miſes (Theorie des Geldes und der Umlaufs⸗ 
mittel, München und Leipzig 1912, S. 120— 131), keine irgendwie ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung. Durch Zurückverfolgung des Geldwertes bis auf „jenen 
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Ungeachtet dieſer grundſätzlichen Paſſivität des ſubjektiven 
Geldwertes gehört er doch in einem gewiſſen Sinne zu den Im⸗ 
ponderabilien der Preisbildung. Der Einzelne iſt ſich nämlich der 
Abhängigkeit des ſubjektiven Geldwertes von Einkommenshöhe und 
Preisſtand nicht immer voll bewußt; er neigt vielmehr oft dazu, den 
ſubjektiven Geldwert gewiſſermaßen zu verabſolutieren und nimmt 
demgemäß, wo er als Käufer auftritt, unter Umſtänden einen über⸗ 
kommenen ſubjektiven Geldwert zur Richtſchnur, der ſeiner veränderten 
perſönlichen oder auch der veränderten Marktlage nicht mehr ent⸗ 
ſpricht. Von derartigen „Rechenfehlern“ wäre man bewahrt, wenn 
jeweils zu Beginn einer neuen Wirtſchaftsperiode ordnungsgemäß 
ein Ausgabebudget aufgeſtellt würde, an das man ſich dann zu halten 
hätte. Denn es würde ſich hierbei zeigen, daß etwaige eingetretene 
Einkommens⸗ und Preisänderungen es nicht geſtatten, die Konſum— 
tion irgendeines Gutes ohne weiteres unter Zugrundelegung der 
alten Norm für die Preiswürdigkeit oder, was dasſelbe iſt, unter 
Anlegung des alten ſubjektiven Geldwertes als Maßſtab feſtzuſetzen, 
weil man auf dieſe Weiſe in Widerſpruch zu dem Satz vom Gleich— 
gewicht des Haushalts geraten könnte. Wie die Dinge aber wirk— 
lich liegen, findet eine derartige rationelle Neuverteilung des Ein— 
kommens auf die verſchiedenen Ausgabezweige niemals in aller 
Strenge ſtatt. Entſcheidungen über vorzunehmende Ausgaben werden 
vielfach von Fall zu Fall getroffen, ohne daß den veränderten per⸗ 
ſönlichen und allgemeinen Verhältniſſen voll Rechnung getragen 
wird, wobei man ſich eben von Erwägungen darüber leiten läßt, ob 


Zunft, wo er aufhört, Geldwert zu fein und nur mehr Warenwert iſt“, glaubt 
L. v. Miſes, namentlich Helfferich (Das Geld, 2. Aufl., Leipzig 1910, 
S. 5443546) gegenüber, erweiſen zu können, daß die Grenznutzenlehre auch auf 
das Geld anwendbar ſei. Mit Prähiſtorie iſt aber der Theorie wenig geholfen! 
Unanwendbar auf das Geld iſt die Grenznutzenlehre freilich nur in dem Sinne 
— und das meint auch Helſſerich in erſter Linie —, daß der Grenznutzen der 
Geldeinheit, weil er ein abgeleiteter iſt (was übrigens nicht erſt durch Helfferich 
ieitgeftellt zu werden brauchte), nicht zur Erklärung der Preiſe dienen könne 
(nit dem im Text ausgeſprochenen Vorbehalt). Wohl aber treffen jene beiden 
für die Grenznutzentheorie grundlegenden Auffaſſungen von dem Sinken des 
Kutzens der Mengeneinheit eines Gutes mit zunehmendem Vorrat und von der 
Bewertung einer Mengeneinheit aus einem gegebenen Vorrat nach dem Nutzen 
der letzten zum Verbrauch gelangenden Mengeneinheit auch beim Gelde zu. 
Seldſtverſtändlich ſetzen alle Ausſagen über den Grenznutzen des Geldes (wie 
tines beliebigen Kaufgutes) voraus, daß man ſich auf den Standpunkt eines 
anzelnen Wirtſchaftsſubjekts, nicht der Volkswirtſchaft, ſtellt, und ſofern 

d. Riſes dies gegen Helfferich geltend macht, ift er durchaus im Recht. 
12 * 
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irgendein Kaufgut „den Geldbetrag wert ſei“, um welchen es zu 
haben iſt. Man unterliegt der Illuſion, daß es auf einen Vergleich 
des ſubjektiven Wertes eines Kaufgutes mit demjenigen des Geldes 
ankomme, und man übernimmt dieſen ſubjektiven Geldwert aus der 
Vergangenheit, bis man durch die Erfahrung eines Beſſeren belehrt 
wird. Sofern ſolch eine unwirtſchaftliche Handlungsweiſe nicht bloß 
vereinzelt vorkommt, gewinnt fie eine Bedeutung auch für die Preis- 
. bildung. Denkt man ſich die Preiſe als hervorgehend aus den 
„Nachfrageliſten“ („demand schedules“ nach Alfred Marſhall), 
die für jeden Einzelnen, der auf dem Markt als Kaufluſtiger auf⸗ 
tritt, angeben, welche Mengen dieſes oder jenen Gutes er bei ver⸗ 
ſchiedener Preislage zu erwerben bereit iſt, ſo erſieht man leicht, daß 
die Illuſion eines konſtanten ſubjektiven Geldwertes dazu angetan 
iſt, die Nachfrageliſten zu „fälſchen“ und daher indirekt auf die 
reſultierenden Preiſe Einfluß zu gewinnen. Indeſſen kann dieſer 
Einfluß niemals ein nachhaltiger ſein: allmählich lernt der Konſument 
ſein Verhalten den veränderten Verhältniſſen anpaſſen und im Zu⸗ 
ſammenhang damit den ſubjektiven Geldwert neu einſtellen. Letzterer 
kommt alſo für die Preisbildung höchſtens als retardierender Faktor 
in Betracht, und man begeht in der Theorie keine erhebliche Un⸗ 
genauigkeit, wenn man von ihm als preisbeſtimmendem Moment 
überhaupt abſieht !. g 

1 Auf die Frage, ob nicht die Beharrlichkeit des ſubjektiven Geldwertes 
beſtimmte Wirkungen auf die Kapitalbildung ausübt, gehe ich im Text ſchon 
deshalb nicht ein, weil ich auch ſonſt in dieſem Auffag mit dem Sparen nicht 
rechne, ſondern annehme, daß das Einkommen in ſeinem ganzen Umfang zu 
Konſumtionszwecken verwendet wird. Im übrigen ſcheint mir die Hinaustragung 
des Begriffs des ſubjektiven Geldwertes aus der Sphäre der Konſumtion nicht 
viel zu verſprechen. Jedenfalls wäre es unſtatthaft, auf dem Gebiet der Pro- 
duktion zur Erklärung der Handlungsweiſe der Unternehmer den ſubjektiven 
Geldwert heranzuziehen. Hier verſagt die Grenznutzentheorie überhaupt, worauf 
auch O. Engländer (a. a. O., S. 1424 — 1427) mit Recht hinweiſt. Der be: 
kannte Ausſpruch v. Böhm⸗Bawerks (Poſitive Theorie des Kapitals, 
3. Aufl., S. 422), daß „das Koſtengeſetz, richtig verſtanden, nur eine auf eine 
ſpezielle Erſcheinungsgruppe angepaßte ſpezielle Ausſageform“ des Geſetzes vom 
Grenznutzen ſei, trifft völlig daneben, wenn auch gegen die dieſem Ausſpruch 
vorausgehenden Ausführungen, die ihn im Sinne Böhm-Bawerks begründen, 
nichts Weſentliches einzuwenden iſt. In welcher Beziehung das Geſetz der 
Produktionskoſten zum Geſetz des Grenznutzens in Wirklichkeit ſteht, das hat 
Walras meines Erachtens ſo klar und zutreffend dargetan, daß darüber nicht 
mehr viel Neues zu ſagen iſt. Vgl. meine Beſprechung ſeines Hauptwerkes in 
„Revue d'économie politique“, 1890, Nr. 1. Dieſe von Walras vollzogene 
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Die Paſſivität des ſubjektiven Geldwertes bildet ein ſchwer⸗ 


wiegendes Bedenken gegen die Verwendung der Geldeinheit als Maß 


Rab des (ſubjektiv verſtandenen) Nutzens. Trotzdem iſt dieſes Ver⸗ 
jahren vielfach angewendet worden. Es findet ſich bereits in zwei 
Abhandlungen von Dupuit aus der erſten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts !. Ihm zufolge bemißt ſich die Nützlichkeit, welche die 
Mengeneinheit eines Produktes für einen beſtimmten Konſumenten 
hat, nach dem höchſten Geldopfer, das dieſer bringen würde, um in 
deren Beſitz zu gelangen. Walras weiſt auf die Ahnlichkeit dieſer 
Auffaſſung mit dem Standpunkt J. B. Says hin, welcher ein 
Maß der Nützlichkeit in dem tatſächlichen Geldopfer des Kon: 
ſumenten, d. h. in dem wirklichen Preiſe des Produktes erblickte, und 
lehnt fie mit folgender Begründung ab: „Gewiß“, ſagt er, „hängt 
das höchſte Geldopfer, zu dem ſich ein Konſument bereit findet, um 
ſich zum Beiſpiel eine Flaſche Wein zu verſchaffen, zum Teil von 
der Nützlichkeit dieſer Flaſche für dieſen Konſumenten ab; denn je 
nachdem dieſe Nützlichkeit zu⸗ oder abnehmen wird, wird auch das 


Ausſöhnung der Grenznutzentheorie mit der Produktionskoſtentheorie findet bis- 
lang jo wenig Verſtändnis, daß es noch immer als eine Art Halbheit gilt, 
wenn man die beiden Prinzipien Nutzen und Koſten in der Preislehre gleich- 
zeitig zur Geltung kommen läßt. Aus dem Grunde, weil ich es tue (jedoch eben 
ninzipiel in demſelben Sinne wie Walras und nicht etwa wie Schaeffle 
oder Adolph Wagner!), verweiſt mich J. Schumpeter (Epochen der 
Tognen- und Methodengeſchichte, im Grundriß der Sozialökonomik, I, S. 117) 
in die etwas bunt zuſammengeſetzte Gruppe der Vertreter des „eklektiſchen 
Standpunkts“. Wenn er aber in dieſem Zuſammenhang von Lexis behauptet: 
In ſeiner Volkswirtſchaftslehre finden wir die Grenznutzlehre einem weſentlich 
auf klaſſiſchem Material beruhenden Gebäude oder doch einem Gebäude angefügt, 
das aus einem durch Kritik der Klaſſiker gewonnenen Material beſteht“, ſo iſt 
das direkt unrichtig. Lexis iſt vielmehr ſtets ein entſchiedener Gegner der 
Steninugentbeorie geweſen — vor allem (aber nicht nur) in dem Sinne, daß er 
fe für ungeeignet hielt, zur Erklärung des volkswirtſchaftlichen Prozeſſes der 
Preisbildung irgend etwas beizutragen. Dieſen Standpunkt vertritt Lexis, von 
gelegentlichen Außerungen in Beſprechungen theoretiſcher Schriften abgeſehen, 
im 1. Euppl.-Bd. des Handwörterbuchs d. Staatsw., S. 422—432, im Wörter⸗ 
buch der Voltswirtſchaft, II, S. 881—888, in der Schmoller⸗Feſtſchrift, I, 
S. 42—43 und auch in der von Schumpeter genannten „Allgemeinen Volks⸗ 
wirtſchaftslehre“, S. 29—32, 41. Vgl. meine Beſprechung des letzteren Werkes 
in dieſem Jahrbuch XXXX, S. 2045—46. 

E. J. Dupuit, De la mesure de butilité des traveaux publics, 
Aunales des ponts et chaussées, 2icme série, Jahrgang 1844, S. 332--375, 
und De Pinfluence des peages sur l’utilit&E des voies de communication, 
edendaſelbſt. Jahrg. 1849, S. 170-248. 
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in Frage ſtehende größte Opfer zu- oder abnehmen. Aber Dupuit 
hat überſehen, daß das betreffende größte Opfer zum Teil auch von 
der Nützlichkeit abhängt, die Brot, Fleiſch, Kleider, Möbel für den 
Konſumenten haben; denn je nachdem letztere zu⸗ oder abnehmen 
wird, wird das höchſte im Austanſch für den Wein zu bringende 
Opfer ab- oder zunehmen. Ebenſowenig hat Dupuit den Uniſtand 
berückſichtigt, daß das höchſte Geldopfer, um das es ſich handelt, 
zum Teil auch von der Größe des in Geld ausgedrückten Vermögens 
des Konſumenten abhängt; denn je nachdem dieſe Größe mehr oder 
weniger beträchtlich ſein wird, wird auch das Opfer, das er um des 
Weines willen zu bringen bereit fein wird, mehr oder weniger be- 
trächtlich ſein. Allgemein geſprochen, hängt das höchſte Geldopfer, 
zu dem ſich ein Konſument bereit findet, um ſich eine Mengeneinheit 
irgendeines Produktes zu verſchaffen, nicht nur von der Nützlichkeit 
dieſes Produktes, ſondern auch von der Nützlichkeit aller anderen 
auf dem Markt vorhandenen Produkte, ſowie von den Mitteln des 
Konſumenten, ab.“ Dupuit hätte, ſchließt Walras, die „Nützlichkeits⸗ 
kurve“ vollſtändig mit der „Nachfragekurve“ verwechſelt !. 

Viel ſpäter haben ſich Auſpitz und Lieben in Übereinftim- 
mung mit Dupuit, aber wohl unbeeinflußt von ihm, auf den Boden 
der Auffaſſung geſtellt, daß die Nützlichkeit eines Gutes an der 
„größten Geldſumme“, welche der Konſument für dasſelbe „ohne 
Nachteil“ aufwenden könnte, zu „bemeſſen“ ſei?, und abermals trat 
Walras dem darin liegenden Mißgriff mit Entjchiedenheit? ent⸗ 

ı L. Walras, Elements d’&conomie politique pure, 4ieme edition, 
Lauſanne⸗Paris 1900, S. 446—447. Über Dupuit vgl. WI. Zawadzki, Les 
mathématiques appliquces à l'économie politique, Paris 1914, S. 81—85. 

2 Rudolf Auſpitz und Richard Lieben, Unterſuchungen über die 
Theorie des Preiſes, Leipzig 1889, S. 8. 

In Revue d’economie politique, 1890, Mai Juni, abgedruckt in 
Elements S. 483487. Vgl. Zawadzki, a. a. O., S. 307-315. Die von 
Auſpitz und Lieben eingenommene Poſition wird dadurch nicht gerettet, daß ſie 
nachträglich etwaige Anderungen in der „individuellen Wertſchätzung des Geldes“ 
in den Kreis ihrer Betrachtungen einbeziehen. Siehe Unterſuchungen, S. 180 
bis 183, 473. Vgl. Lieben in der Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sozial 
politik und Verwaltung, XVII (1908), S. 608. Den Standpunkt Dupuits und 
Auſpitz und Liebens ſcheint u. a. auch J. Schumpeter (Das Weſen und 
der Hauptinhalt der theoretiſchen Nationalökonomie, Leipzig 1908) zu teilen. Er 
ſträubt ſich allerdings an der entſcheidenden Stelle (S. 130) dagegen, von einem 
Meſſen des Nutzens bzw. des ſubjektiven Wertes in Geld zu ſprechen; er trifft 
vielmehr mit dem Leſer die Vereinbarung, „alle Güter mit ein und derſelben 
Maßeinheit, zum Beiſpiel in Geld, zu meſſen“. Nähme man ihn beim Wort, 
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gegen. Wir begegnen ſodann ein Jahrzehnt darauf demſelben Miß⸗ 


fo würde es ſich hierbei darum handeln, die Mengen der Güter durch Geld⸗ 
betrage, für welche fie erhältlich find, auszudrücken. Aber dieſer Deutung ſteht 
entgegen, daß Schumpeter durch Multiplikation der Gütermengen mit dem 
Kreis der Mengeneinheit „Preisſummen“ bildet; denn letztere würden ja, wenn 
um Beifpiel als Geldeinheit die Mark dienen würde, in „Quadrat⸗Mark“ aus⸗ 
gedrückt ſein! Schumpeter will auch nicht vorbehaltlos zugeben, daß die mathe⸗ 
natiſche Funktion, die ſonſt als Ausdruck des Geſamtnutzens eines Gütervorrats 
definiert wird, tatſächlich dieſen Sinn habe. Er ſagt, es ſei „unweſentlich“, ob 
ſie etwas wirklich exiſtierendes verſinnliche oder nicht und ob man fie fo oder 
anders benenne. Das hindert ihn aber nicht daran, in der auch bei ihm ſich 
findenden bekannten Formel, derzufolge die partiellen Differentialquotienten der 
in Frage ſtehenden Funktion, dividiert durch die zugehörigen Preiſe, einander 
gleich find, im Einklang mit feinen Vorgängern, einen „Ausdruck des fundamen⸗ 
tulen Geſetzes des Grenznutzenniveaus“ zu ſehen. Wieſo man zu dem Grenznutzen 
langen kann, ohne von dem Nutzen auszugehen, iſt ſchlechterdings unfaßbar. 
Ja bezug auf jenes „fundamentale Geſetz“ bemerkt Schumpeter: „In der Aus: 
drudsweiſe der pſychologiſchen“ Theorie heißt das, daß jedes Gut in ſolcher 
Nenge erworben wird, daß die letzterworbenen Teilmengen aller 
gleich intenſive Bedürfnisregungen befriedigen.“ Auch dieſe For⸗ 
nulierung iſt höchſt ungenau, da fie den Hinweis auf etwas ſehr Weſentliches, 
nämlich darauf, daß die betreffenden Teilmengen um gleiche Geldbeträge erworben 
werden, nicht enthält. Und doch vindiziert Schumpeter gerade im Zuſammen⸗ 
hang mit dieſen Erörterungen für feine Darſtellung eine „wiſſenſchaftliche Kor⸗ 
tektheit im Sinne der Phyſik“. An einer anderen Stelle desſelben Werkes 
(S. 28— 290) kommt Schumpeter auf die Frage der ſubjektiven Bewertung der 
Guter zurück und ſetzt auseinander, daß als Wertmaß ſowohl das Geld wie 
jedes beliebige Gut dienen könne, zum Beiſpiel Apfel, wobei auch für ihn 
der Betrag entſcheidend iſt, den der Konſument „äußerſten Falles“ für das zu 
bewertende Gut herzugeben bereit iſt. Die Einwände, die Walras gegen Dupuit 
wer Auſpitz und Lieben erhebt, werden natürlich davon nicht berührt, ob man 
den ſubjektiven Wert in Mark oder in Apfeln ausdrückt. Nachträglich präziſiert 
aber Schumpeter den Sinn der Wertung eines Gutes in Äpfeln dahin, daß der 

jenige, der irgendein Gut A zum Beiſpiel tauſend „Apfelwerten“ gleichſetzt, 
redet 1000 Apfel zu beſitzen brauche, um fie in Austauſch für A geben zu 
ng, noch damit ausſagen wolle, daß der Genuß, den ihm die Konſumtion 
sm A verurſacht, dem Genuß, den ihm die Konſumtion von 1000 Apfeln ver⸗ 
macht, gleichkomme. Es ſolle vielmehr mit jener Gleichſetzung nur zum Aus 

and gebracht werden, daß der erſte der beiden Genüſſe tauſendmal fo groß iſt 
als der Genuß, den die Verzehrung eines Apfels pro Tag dem Konſumenten 
bereitet. Durch dieſe Auslegung feiner „Apfelrechnung“ rückt Schumpeter von 
dem füt Dupuit ſowie Auſpitz und Lieben charakteriſtiſchen Standpunkt ab. 
dann müßte aber auch die „Geldrechnung“ in ihrer Anwendung auf den Nutzen 
iw. den ſubjektiven Wert eine analoge Umdeutung erfahren: Die Ausſage: „Ich 
Ihäpe das Gut A mit 1000 Mk. ein“ würde nicht mehr ſoviel heißen wie: „Ich 
din bereit, höchſtens 1000 Mk. für A zu geben“, ſondern: „Die Bedürfnis— 
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griff bei Caſſel“!, welcher erklärt, „daß wir eigentlich das Geld 
als Wertmaßſtab benutzen müſſen, wenn wir uns überhaupt ein 
wahres Bild von unſerem heutigen Wirtſchaftsleben machen wollen“, 
und der Theorie vorwirft, es nicht von Anfang an getan zu haben, 
was, nebenbei bemerkt, auf Dupuit, der doch eben am Anfang der 
Entwicklung ſteht, und über den ſich Caſſel aus dem ihm wohl⸗ 
bekannten Walras hätte unterrichten können, nicht zutrifft. Dabei 


befriedigung, die mir der Beſitz von A gewährt, ſchätze ich tauſendmal ſo hoch 
ein wie die Bedürfnisbefriedigung, die mir die Mengeneinheit irgendeines 
Gutes B verſchafft, die ich als letzte oder einzige fonfumiere und die 1 Mk. 
koſtet.“ Auch die ſo verſtandene Anwendung der Geldrechnung auf die ſubjektive 
Güterbewertung iſt abzulehnen. Denn entweder ſetzt fie das Ausgabebudget 
des Wirtſchaftsſubjekts als gegeben voraus (weil es ſonſt nicht feſtſtände, das 
wievielte für 1 Mk. erhältliche Quantum des betreffenden Gutes als letztes zu 
betrachten iſt, bzw. ob von dem betreffenden Gut gerade nur ein einziges ſolches 
Quantum konſumiert werden ſoll), während doch, auch von Schumpeter, die ſub— 
jektive Güterbewertung als Grundlage, auf der ſich das Ausgabebudget erſt 
aufbaut, betrachtet wird; oder aber bietet die Geldrechnung, wenn man von ihr 
ohne Rückſicht auf das Ausgabebudget, d. h. in Unwiſſenheit über die zu kon⸗ 
ſumierenden Mengen verſchiedener Güter Gebrauch macht, abſolut keine Gewähr 
dafür, daß bei den letzten zum Verbrauch gelangenden Güterquanten die fub- 
jektive Schätzung in Geld mit dem Preis übereinſtimme; es könnte ſich zum 
Beiſpiel ereignen, daß die für je 1 Mk. erhältlichen Güterquanten verſchiedener 
Güter, die das Wirtſchaftsſubjekt als letzte konſumiert, von ihm nach Maßgabe 
ſeiner Schätzungsſkala mit 2 Mk. oder mit bloß 50 Pf. eingeſchätzt werden. 
(Mathematiſch ausgedrückt, braucht die Diviſion der Differentialquotienten der 
„Geſamtwertfunktion“ durch die zugehörigen Preiſe nicht 1 zu ergeben, was ja 
auch die von Schumpeter auf S. 131 wiedergegebene Formel gar nicht beſagt.) 
Mit anderen Worten, fallen hier die Mark als Maß des ſubjektiven Wertes und 
die Mark als Preismaß grundſätzlich auseinander, und man möchte ſich fragen, 
was durch dieſe Namensvetterſchaft gewonnen wird. Es iſt alſo Schumpeter nicht 
gelungen, dem Prinzip der ſubjektiven Schätzung der Güter in Geld einen größeren 
Halt zu geben, als es ſeine Vorgänger vermocht hatten; dabei iſt der von ihm 
eingenommene Standpunkt ſo wenig widerſpruchsfrei, daß man geneigt iſt, zu 
ſagen, äußerlich ſtehe er Auſpitz und Lieben, innerlich aber Walras näher, Es 
. ift zu bedauern, daß Schumpeter zu dieſer Kontroverſe nicht ausdrücklich Stellung 
nimmt. Das allzu ſpärliche Zitieren — eine Eigentümlichkeit Schumpetef3 — 
iſt, nebenbei bemerkt, ſchuld daran, daß L. v. Miſes (a. a. O. S. 24 fg.) bei 
der etwas einſeitigen öſterreichiſchen Orientierung, die ihn auszeichnet, glauben 
konnte, eine uralte grundlegende Formel der mathematiſchen Nationalökonomie, 
die Schumpeter anführt und verteidigt, ſei erſt von dieſem aufgeſtellt worden. 

1 G. Caſſel, Grundriß einer elementaren Preislehre, Tübinger Zeitſchrift, 
55. Jahrgang (1899), S. 395—458. 

2 Noch auffallender iſt es, daß Caſſel in dem zitierten Artikel davon Ab. 
ſtand nimmt, auf ſeine Solidarität mit Auſpitz und Lieben hinzuweiſen. Auch 
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neht Caſſel, genau wie feine Vorgänger, einen numeriſchen Aus— 
druck des Wertes, den jemand einem beſtimmten Gut beilegt, in dem 
höchſten Geldbetrag, den er für dasſelbe herzugeben bereit iſt. In 
ſeiner kürzlich erſchienenen „Theoretiſchen Sozialökonomie“ vertritt 
Caſſel in bezug auf den Maßſtab des ſubjektiven Wertes denſelben 
Standpunkt wie vor zwanzig Jahren!“. „Für das praktiſche wirt— 
ſchaftliche Handeln“, meint er, „kommt die Intenſität der Bedürfnis: 
gefühle ... nur foweit in Betracht, als fie in Schätzungen in Geld 
beroortritt. Dieſes Verhältnis ſollte die Grenzen für die Wirt: 
ſchaftswiſſenſchaft ziehen: auch ſie kann die ſubjektiven wirtſchaftlichen 
Nomente nur ſo, wie ſie in den Geldſchätzungen hervortreten, er— 
faſſen.“ Wie wenig Caſſel dem paſſiven Charakter des Geldwertes 
Rechnung trägt, das geht unter anderem aus dem Satz hervor, den 
er dem Satz vom Gleichgewicht des Haushaltes, wie dieſer von der 
mathematiſchen Schule formuliert worden iſt, entgegenſtellt: „Bei 
det gegebenen Preislage wird jedes Bedürfnis, das niedriger geſchätzt 
vird als der Preis der Bedürfnisbefriedigung, von der Bedürfnis⸗ 
befriedigung ausgeſchloſſen, während die übrigen Bedürfniſſe, die 
venigſtens gleich dem Preis geſchätzt werden, befriedigt werden?.“ 
in einem ſpäteren Aufſatz (Die Produktionskoſtentheorie Ricardos und die erſten Auf- 
gaben der theoretiſchen Volkswirtſchaftslehre, Tübinger Zeitſchrift, 57. Jahrgang, 
1901, S. 68 —100) finden ſich Wendungen wie „der von mir eingeführte Wert⸗ 
begriff (S. 95) oder „mein Wertbegriff“ (S. 99), worunter nichts anderes ver⸗ 
kanden wird, als der an dem höchſten Geldopfer, das der Konſument zu bringen 
bereit iſt, gemeſſene ſubjektive Wert. Was die nicht- mathematiſchen Theoretiker 
mlangt, fo erſcheint unter ihnen R. Zuckerkandl (Zur Theorie des Preiſes, 
Lewlig 1889, S. 355 fg.) als Anhänger dieſer Wertſchätzungsmethode, die Caſſel 
eingeführt haben will. 

1x. Pohle und G. Caſſel, Lehrbuch der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 
Zreite Abteilung: Theoretiſche Sozialökonomie von Guſtav Caſſel, Leipzig 1919, 
S. 40 fg. 

* A. a. O., S. 69. Dieſer Caſſelſche Satz bietet nicht nur von dem ihm 
grnüber im Tert eingenommenen Standpunkte aus Anlaß zur Kritik, ſondern 
auch noch inſofern, als er in bewußtem Widerſpruch zu der Auffaſſung ſteht, 
daz ſich der abgewogene Grenznutzen (die Preiswürdigkeit) in allen Konſumtions- 
zweigen auf das gleiche Niveau ſtellt. Es handelt ſich hierbei nicht mehr um 
re Frage von dem Maßſtab des ſubjektiven Wertes, ſondern darum, ob der 
Saß vom Gleichgewicht des Haushalts nicht auch dann zu verwerfen ſei, wenn 
nan zugibt, daß die Nützlichkeit der Güter, einerlei wie, meßbar iſt. Eine ge⸗ 
ſanere Erörterung der jo formulierten Frage würde aus dem Rahmen dieſes 
Artikels herausfallen. Es ſei hierzu nur bemerkt, daß Caſſel gegen das (für 
ach betrachtete) Geſetz vom Gleichgewicht des Haushalts keine anderen Einwände 
rorbringt, als die alten Lex is ſchen und daß dieſe Einwände erheblich an Be⸗ 
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Das läuft im Grunde genommen darauf hinaus, daß eine populäre 
Auffaſſung, die, wie oben zu zeigen verſucht worden iſt, im weſent⸗ 
lichen auf einer Illuſion beruht, von der Theorie ſanktioniert wird. 


deutung einbüßen, wenn man in der Theorie auf den Umſtand Bedacht nimmt, 
daß der Konſument, ſtatt den Verbrauch eines Gutes auszudehnen oder ein⸗ 
zuſchränken, die Möglichkeit hat, zu höheren oder geringeren Qualitäten des be- 
treffenden Gutes überzugehen, worauf ſeinerzeit K. Wickſell Caſſel gegenüber 
hingewieſen hat (Zur Verteidigung der Grenznutzentheorie, Tübinger Zeitſchrift, 
56. Jahrgang, 1900, S. 583 —584) und worauf J. B. Clark feine „Bündel- 
theorie“ gründet (The distribution of wealth, New Pork 1902, S. 228). Auch 
v. Wieſer ſcheint inſofern gegen den Satz vom Gleichgewicht des Haushalts 
Stellung zu nehmen, als er zwiſchen einer „allgemeinen“, einer „engeren“ und 
einer „weiteren Nutzungsgrenze“ unterſcheidet, von denen die erſte für die „Maſſe 
der Güter“, die zweite für „Seltenheitsgüter“ und die dritte für „Häufigkeits⸗ 
güter“ gelten ſoll (Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 164 — 165, 260 
bis 261). Sieht man aber genauer zu, wie er dieſe Unterſcheidung begründet, 
ſo findet man, daß mit ihr nicht der Satz vom Gleichgewicht des Haushalts in 
der Faſſung, die ihm, ſei es Goſſen, ſei es Walras, ſei es Launhardt, gegeben 
haben, getroffen werden kann, ſondern ein anderer Satz, der dahin lauten 
würde, daß der unbedingte, d. h. auf die Mengeneinheit eines Gutes bezogene 
Grenznutzen für alle Güter der gleiche ſein müſſe. „Die eine Tatſache,“ führt 
v. Wieſer aus, „die ſich auf ſeiten der Güter findet, iſt die Verſchiedenheit 
in der natürlichen Reichhaltigkeit des Gütervorkommens. In ſüdlichen Ländern 
gedeiht die Rebe, während Holz und Kohle ſich vielleicht ſeltener finden, und 
wenn die Bevölkerung den Wein reichlicher baut und genießt als irgendwo im 
Norden, während ſie ſich in ihren Wohnungen weniger gegen die Winterkälte zu 
ſchützen weiß, ſo dürfte ihr nicht der Vorwurf gemacht werden, daß ſie es ver⸗ 
ſäumt, ihre Bedürfnisbefriedigung wirtſchaftlich auszugleichen. Ihr Verhalten 
iſt durch die Umſtände begründet, ſie paßt ſich den Verhältniſſen an und genießt 
reichlich, wo ſie die Mittel reichlich findet, während ſie ſich dort Entbehrungen 
auferlegt, wo ihr die Mittel von der Natur karger geboten werden. Solchen 
Verſchiedenheiten des Gütervorkommens gegenüber würde eine ſtreng durch⸗ 
geführte Ausgleichung eine recht unwirtſchaftliche Güternutzung zur Folge haben. 
Einem Gütervorkommen ausgeſprochener Seltenheit gegenüber muß man die Grenze 
der Befriedigung enger ziehen, indem man bei einem höheren Punkt der all⸗ 
gemeinen Begehrensſkala abbricht: einem Gütervorkommen ausgeſprochener Häufig⸗ 
keit gegenüber wird man ſie weiter ziehen, als für die Maſſe der Güter, für die 
man zufolge ihrer näheren Produktionsverwandtſchaft die Grenze der Nutzung 
gleichmäßiger abſtecken kann.“ Dieſe Erwägungen überträgt dann Wieſer „finn- 
gemäß“ „auf die Einzelwirtſchaften, die ſich im Tauſchverkehr nicht mehr durch 
Eigenproduktion, ſondern durch Einkauf auf dem Markt verſorgen“. Bei einer 
gewiſſen Höhe des Einkommens würden in feinem Sinne zum Beiſpiel die Kar⸗ 
toffeln zu den „Häufigkeitsgütern“, das Fleiſch zu der „Maſſe der Güter“, die 
Schokolade zu den „Seltenheitsgütern“ gehören. Geſetzt, die Preiſe dieſer drei 
Artikel für das Pfund ſind 0,1 Mk., 3 Mk. und 8 Mk., ſo würde ſich nach dem 
Satz vom Gleichgewicht des Haushaltes bei einer Preiswürdigkeit von 40 der 
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Wie wohl es ſich nach dem Vorſtehenden verbietet, die Ein⸗ 
ſchäzung der Güter nach dem Vorgang der genannten Autoren von 
daus aus in Geld vorzunehmen, ſo könnte vielleicht doch eine 


Brenınugen der Kartoffeln auf 4, des Fleiſches auf 120, der Schokolade auf 
33) ſtellen. Aber berechtigen dieſe Unterſchiede zu der Ausſage, daß die 
‚Autangdgrenze” bei den Kartoffeln eine „weitere“, beim Fleiſch die „allgemeine“, 
lei der Schokolade eine „engere“ iſt? Von dieſem Standpunkte aus gäbe es 
tit drei, ſondern unzählige verſchiedene Nutzungsgrenzen. Es iſt doch keinem 
Theoretiler jemals eingefallen, von einer „Ausgleichung der Bedürfnisbefriedigung“ 
m dem Sinne zu ſprechen, daß der auf die Mengeneinheit jedes Gutes bezogene 
Grenzuitzen überall der gleiche fein müßte (ganz davon zu ſchweigen, daß ſolch 
me Behauptung nichtsſagend wäre in Anwendung auf Güter, die nicht nach 
gehen Maßeinheiten gehandelt werden). Man hat vielmehr ſtets den Grenz⸗ 
augen zum Preiſe (im Zuſtande der Eigenproduktion zu dem Arbeitsaufwand) 
in deziehung geſetzt und eine Übereinſtimmung des erſt auf dieſe Weile ab- 
erogenen Grenznutzens bei den verſchiedenen Gütern angenommen. Anders 
läge der Fall, wenn Wieſer etwa behaupten wollte, daß man in unſerem Beiſpiel 
bei den Kartoffeln bis auf den Grenznutzen 2, bei der Schokolade hingegen nicht 
uater den Grenznutzen 640 herabzugehen hätte. Aber dafür bieten die von ihm 


erltend gemachten Erwägungen keinerlei Anhaltspunkte. Gewiß ſetzt die Gleich⸗ 


zen aller Preiswürdigkeiten eine beliebige Teilbarkeit der Güter und einen 
ſaigen Verlauf der Schätzungsziffern voraus. Jedoch haben die zwiſchen den 
drriswürdigkeiten beſtehenden Spannungen, welche durch Unteilbarkeit der Güter 
sed Diskontinuität der Schätzungsziffern verurſacht werden, mit den von Wieſer 
behaupteten Riveauunterfchieden rein gar nichts zu tun. Sein mißglückter Ver⸗ 
had, die Theorie zu verfeinern, beruht demnach, wie es ſcheint, einfach auf einer 
Serpechslung zwiſchen „unbedingten“ und „abgewogenen“ Schätzungsziffern, 
des übrigens bei einem Theoretiker, der auch ſonſt für einigermaßen ver- 
wilitere Größenbeziehungen To wenig Verſtändnis zeigt, wie Wieſer, nicht 
beiter überraſchen kann und, nebenbei bemerkt, auch mit feiner gänzlichen Ver: 
ung der Abſichten der mathematiſchen Schule durchaus im Einklang ſteht. 
dchrptet er doch dieſer gegenüber, daß ſelbſt in der „höchſt idealiſierten Wert⸗ 
ud Freislehre“ das „eigentliche Problem“ gar nicht darin beftehe, „den 
Kmerhältniffen, die man vorfindet, den genaueſten Ziffernausdruck zu geben“ 


irnbe geſtellt hätte! Seine „Theorie der dreifachen Nutzungsgrenze“ bringt 
Lieſer in Verbindung mit der „bekannten Erfahrung, daß die Ausgaben 
fir fahrung und Wohnung bei kleinerem Einkommen eine geringere Quote aus- 
use, als bei mittlerem und höherem Einkommen“ (S. 261). Es ſoll wohl 
en: , größere“ ſtatt „geringere“. Aber auch das ſtimmt doch nur bei der 
Mereng, nicht bei der Wohnung. Das Schkwabeſche Geſetz beſtätigt ſich be: 
kalich nicht. Siehe J. Feig in „Statiſtik in Deutſchland“, herausgegeben 
un 5. gahn, Münden» Berlin 1911, II. Band, S. 822; auch die von Walter 
Sgiff in der amtlichen Publikation des k. k. Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes im 
zerelsminiſterium über „Wirtſchaftsrechnungen und Lebensverhältniſſe von 
Emm Atbeiterfamilien in den Jahren 1912 bis 19145, Wien 1916, S. 59 


Ce d. S. 140). Als ob ein Jevons oder Walras ſich derartiges jemals zur 
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nachträgliche Umrechnung der Schätzungsziffern in Geld der 
theoretiſchen Erkenntnis irgendwie förderlich ſein. Es iſt eingangs 
darauf hingewieſen worden, daß ſämtliche Schätzungsziffern mit dem⸗ 
ſelben willkürlichen Faktor multipliziert werden können. Man brauchte 
alſo nur als derartigen Faktor den reziproken Wert des ſubjektiven 


Geldwertes, ſomit in unſerem Beiſpiel 0 zu nehmen, um durch die 


angegebene Multiplikation bei allen Gütern eine numeriſche Überein⸗ 
ſtimmung des Grenznutzens mit dem Preis zu erzielen. Beim Fleiſch, 
deſſen Preis mit 3 Mk. für das Pfund angeſetzt worden iſt, würde man 
dementſprechend in unſerem Beiſpiel als Grenznutzen an Stelle der 
Zahl 120 die Zahl 3 erhalten. Nimmt man ferner an, daß im ganzen 
5 Pfund Fleiſch zur Konſumtion gelangen und daß ſich die Schätzungs⸗ 
ziffern für die erſten vier Pfund auf 280, 240, 200, 160 ftellen, jo 
erhält man, indem man ſie durch 40 dividiert, 7, 6, 5, 4. Iſt 
aber damit geſagt, daß bei einem Preis von 7 Mk. für das Pfund 
der Konſument ſich mit einem Pfund begnügen würde? Täte er 
das, ſo würden doch 8 Mk. aus 200 unverteilt bleiben, da er bei 
einem Preis von 3 Mk. vorausſetzungsgemäß 5 Pfund erwirbt, jo: 
mit im ganzen 15 Mk. für das Fleiſch ausgibt. Der Satz vom 
Gleichgewicht des Haushalts ginge alſo in die Brüche. Wenn ſich 
aber die betreffenden Schätzungsziffern auf 800, 600, 400, 200 ſtellten 
(die fünfte Ziffer iſt immer 120), ſo ergäbe die Diviſion durch 40 
die Ziffern 20, 15, 10, 5; das würde indeſſen nicht bedeuten, daß 
bei einem Preis von 20 Mk. für das Pfund der Konſument 1 Pfund 
und bei 15 Mk. 2 Pfund Fleiſch kauft, denn hieraus entſtände in 
ſeinem Haushaltungsbudget ein Fehlbetrag von 5 bzw. 15 Mk. Nur 
wenn die in Frage ſtehenden Schätzungsziffern 600, 300, 200, 150, 


120 wären, ſomit der Formel — folgen würden, wo c eine ent⸗ 


ſprechend gewählte Konſtante und n die Ordnungsnummer der zur 
Konſumtion gelangenden Mengeneinheit darſtellt, erhielte man, indem 
man dieſe Ziffern durch 40 dividierte, eine Zahlenreihe (nämlich 15, 
7½, 5, 38/8, 3), die unmittelbar über die bei verſchiedener Preis⸗ 


feſtgeſtellten Ergebniſſe laſſen eine Deutung im Sinne des Schwabeſchen Geſetzes 
nicht ohne weiteres zu. Worauf es hierbei ankommt, iſt jedoch nicht ſowohl die 
größere oder geringere Vertrautheit Wieſers mit den Lehren der Haushaltungs⸗ 
ſtatiſtik als vielmehr der verkehrte Gebrauch, den er von ſeiner an ſich unhalt⸗ 
baren Theorie der dreifachen Nutzungsgrenze macht. 
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lage zu konſumierenden Mengen Aufſchluß gäbe. Allgemein geſprochen, 
genügt es nicht, Schätzungsziffern in die Sprache des Geldes zu 
überjegen, um auf einen Ausdruck der „Preiswilligkeit“ zu kommen, 
ts ſei denn, daß man den Verlauf der Schätzungsziffern einem be⸗ 
Ammmten „Geſetz“ unterwirft, was vom Standpunkte der Theorie 
and durchaus unzuläſſig wäre !. 

Spricht man von Preiswilligkeit, ſo hat man bereits den Boden 
jabjeltiver Schätzungen verlaſſen und ſich der Betrachtung der Nach— 
frage in ihrer Abhängigkeit vom Preiſe zugewendet. Wer die Grenz⸗ 
muztheorie mit ihren Schätzungsziffern verwirft, weil fie ihm allzu 
ſchenatiſch und unrealiſtiſch vorkommt?, überſpringt damit das erfte 
Stadium der theoretiſchen Forſchung auf dem Gebiet der Wert: und 
Preiölehre; er verzichtet auf eine Fundamentierung der „Nachfrage⸗ 
liten“, bleibt aber nichtsdeſtoweniger in einem gewiſſen Sinne un⸗ 
angreifbar. Derjenige hingegen, der einen nicht bloß voll-, ſondern 
hödernertigen Erſatz für die Schätzungsziffern dadurch zu bieten ver⸗ 
ment, daß er das Wirtſchaftsſubjekt den Nutzen in Geld (oder über: 
haupt in irgendeinem Gut) ausdrücken läßt, ſetzt ſich verdienter⸗ 


' ugunften der Formel — können nur hiſtoriſche Gründe geltend gemacht 


rern. Sie hängt nämlich mit Daniel Bernoullis Begriff der moraliſchen 
Erwartung julammen. Näheres bei Alfred Pringsheim und Ludwig 
die, Die Grundlage der modernen Wertlehre uſw. Leipzig 1896 (Brentano 
7 13 Sammlung älterer und neuerer ſtaatswiſſenſchaftlicher Schriften, 


5 Als Einwand gegen die mit Schätzungszifſern operierende Grenznutzen⸗ 
wertie wirkt wohl am ſtärkſten der Hinweis darauf, daß in Wirklichkeit kein 
Sat dür fi, ſondern immer nur im Zuſammenhang mit dem ganzen Haushalt 
betcahtet zw. dewertet wird. Siehe Lexis im Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 
l. In ert“, S. 883, und namentlich Joh. v. Komor zynski, Der Wert 
© ber ijolierten Wirtſchaft, Wien 1889. Vgl. R. Stolzmann, Der Zweck in 
der zollsvirtſchaft, Berlin 1909, S. 734—741, und „Die Kritik des Subjef- 
rams an der Hand der ſozialorganiſchen Methode“, Elſters Jahrbücher, 
g Flut Id. 48, S. 145 — 192. Mathematiſch läßt ſich die hier vorliegende 
Ecdrerigleit dadurch überwinden, daß man von einem „Geſamtnutzen“ ausgeht, 
di a Funktion der Mengen aller im Beſitz des Wirtſchaftsſubjekts befindlichen 

* erſcheint: demnach werden die unterſten Nützlichkeitsgrade der einzelnen 

er duch partielle Differentialquotienten jener Funktion ausgedrückt. Dieſen 
f hat bereits 5. Y. Edgeworth (Mathematical psychics, London 1881, 
f. beſchritten, und Pareto iſt ihm (im „Cours“ ) gefolgt. Leider laſſen 
Maker de Ergebniſſe, zu denen man auf dieſem Wege gelangt, nicht mehr 
1 ſei e arithmetiſch, ſei es geometriſch, darſtellen. Vgl. Aufpig 

te den, Unterſuchungen, Anhang II. 


* 
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maßen dem Vorwurf aus, zwei verſchiedene Stufen der theoretiſchen 5 
Unterſuchung miteinander zu verwechſeln !. 


25FFÜ T 
4 


600 
1 Vgl. Engländers Kritiſche Bemerkungen (a. a. O., S. 935—930 
gegen die Identifizierung der Nachfragekurſe mit einer Wertkurve, ſowie 
O. v. Zwiedinecks gleichgerichtete Ausführungen in der Tübinger Zeitſchriſt, 
Jahrg. 1908, S. 602 —604. 
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Begriff und Aufgabe einer geſchicht⸗ 
lichen Staatenkunde 


Öffentlihe Antrittsvorleſung in der 
Aniverſität Berlin am 7. Januar 1920 


Von Dr. Carl Brinkmann 


Profeſſor an der Aniverſität Berlin 


0 ſcheint heute die allgemeine Anſicht zu fein und iſt jedenfalls 
von hervorragenden Seiten zum Gegenſtand wiſſenſchafts⸗ 
hhnttiſcher und praktiſch⸗politiſcher Erörterungen gemacht worden, daß 
kr betrieb der Auslandsſtudien bei uns einer gründlichen Neuordnung 
un Klebung bedürfe. Das hat auf den erſten Blick etwas Über: 
uſcendez. In der Blütezeit deutſcher Geſchichtsſchreibung im ver⸗ 
angenen Jahrhundert waren nicht nur die bekannten Meiſterwerke 
8 old Ranke, Sondern auch große unperſönliche Unternehmungen 
Dt jene ‚Stoatengefchichte“ des Perthesſchen Verlages außerdeutſchen 
Anden und Völkern zugewandt, die fo nicht ſelten ihre Vergangen⸗ 
Ki um erſten Male an unserer Hand wiſſenſchaftlich kennen lernten. 
Salem aber find im Zeitalter der Weltpolitik und ihrer wiſſen⸗ 
ſtaflihen Entſprechung, der naturwiſſenſchaftlichen Expeditionen und 
"iolgifchen Kampagnen, deutſche Gelehrte überall in die vorderſte 
les neuen internationalen Aufklärungs dienſtes getreten, der 
mg andersartiger Ausgangspunkte doch die ganze geſchichtliche 
ung der Kulturſtaaten untereinander in fruchtbare Wechſel— 
mung setzte. Bevor man alſo hier Mängeln abhilft, muß man 
3 näher zu umgrenzen und ihre Entſtehung zu erklären 


De hängen vielleicht mehr als mit anderen mit zwei beherr⸗ 
N Zügen der neudeutſchen Geiſtes- und Unterrichtsverfaſſung 

men, die in ihren Überlegenheiten und Schwächen ein treuer 
Auw unſerer Staats- und Geſellſchaftsverfaſſung nach der Reichs— 
endung waren. Der eine iſt der durchdringende Wille zur natio— 
ln Selbstbehauptung und Autarkie, ſo natürlich, ja unvermeidlich 
mer ganz jungen, in ſich ſelber noch ſehr unvollkommen geeinten 
wacht Umgekehrt wie der weltbürgerlichen Stimmung des 
mwufgegangenen Abſchnitts mußte einer ſolchen Geſinnung das ge⸗ 
ſächlice did der Nachbarn und Nebenbuhler nicht als in fich ſelbſt 
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ruhende und bedeutungsvolle, „zu Gott gleich nahe“ Erſcheinung, 
ſondern eher als eine Art von unvermeidlichem, beiſpielmäßigem 
Hilfsmittel zur Erkundung politiſcher und wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe gelten. Eine ſolche überwiegende Beſtimmung des wifjen- 
ſchaftlichen Anteils durch außerwiſſenſchaftliche Abſichten pflegt jedoch 
nicht ungeſtraft zu bleiben, und je mehr ſich auch die Geſchichts⸗ 
forſchung des Auslandes mit nationalſtaatlichem Abſchließungs— 
ſtreben erfüllte, deſto mehr vertrockneten die lebensrunden Geſtalten 
des geſchichtlichen Univerſums gleichſam zu flachen Übungsfiguren, 
bei denen nur die eine dem fremden Beſchauer zugekehrte Seite eine 
Innerlichkeit vortäuſcht. 

Die zweite dem geſchichtlichen Verſtändnis des Auslands ab- 
trägliche Eigenheit des neueren deutſchen Forſchungs- und Unter⸗ 
richtsweſens möchte das hohe Ideal humaniſtiſcher Bildung geweſen 
ſein, das ſich in ſcheinbarem (aber auch nur ſcheinbarem) Widerſtreit 
mit den praktiſchen und wirtſchaftlichen Lebensinhalten des neuen 
Deutſchen Reichs als ſein vornehmſter Kulturmaßſtab zu erhalten 
wußte. Daß dieſer Maßſtab in ſeiner verhältnismäßig erſt wenig 
gemilderten Einſeitigkeit dem ganzen Betrieb der Geiſteswiſſenfchaften 
etwas Weltfremdes, der Gegenwart Fernes mitteilte, iſt dabei gar 
nicht einmal das Entſcheidende. Von der Höhe und aus der Ab⸗ 
geſchloſſenheit muß auch der am unmittelbarſten praktiſchen Lehre 
immer wieder die Beſeelung kommen, die Reinheit des Beweggrundes 
gewährleiſtet werden. Auch die nur auf begrenztem Felde erlernbare 
Genauigkeit der ſprachlichen Unterſuchung, die die Grundlage aller 
Altertumswiſſenſchaft bildet, hat ſich namentlich auf dem Weg über 
die Hilfswiſſenſchaften von den Geſchichtsquellen die neuere Hiſtorio— 
graphie gerade in Deutſchland zu tief verpflichtet, als daß irgend— 
eine Reformbewegung in der Geſchichtswiſſenſchaft danach trachten 
darf, ſich unabhängig davon zu machen. Nicht ein Weniger, ſondern 
ein Mehr, und zwar ſowohl an Forſchungs- und Lernſtoff als be- 
ſonders an Methode und Technik der geſchichtlichen Auffaſſung, iſt 
es überhaupt, was unſere bisher vorwiegend an der klaſſiſchen Philo⸗ 
logie geſchulte Hiſtorik in den Stand ſetzen würde, für ein Gebiet 
wie die Auslandskunde mehr als bisher zu leiſten. Gewiſſenhafteſte 
Kritik des einzelnen Denkmals und umfaſſende Realiſtik der Aus⸗ 
legung von der Schule an darf nicht wie heute noch vielfach auf 
die alten Sprachen und das Mittellatein beſchränkt bleiben, ſondern 
muß auch die oft faſt ein wenig hochmütig davon ausgeſchloſſenen 
neuſprachlichen und neuzeitlichen Lebenserſcheinungen ergreifen und 
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durcharbeiten, wie zum Beiſpiel die aus der klaſſiſchen Philologie 
geborene Byzantiniſtik grundlegend für die ganze Geſchichte Oſteuropas 
geworden iſt. Aber gerade dann wird auf der anderen Seite auch 
die enge ſchulmeiſterliche Individualpſychologie, die ſich manchmal 
bloß an einem Schema antiken und nationalen Heldentums erwärmt 
und auch das Ausland (wie im Streit um Wilſon) immer nur 
xriönlidy begreift, einem immer weiteren und freieren Ausblick auf 
die allgemeinen Entwicklungen des Völkerlebens Platz machen. 

Nun werden natürlich auch die Anwälte einer Reform des Aus- 
landsſtudiums nicht behaupten wollen, daß der langſam entſtandene 
Bedarf nicht bereits aus ſich beachtenswerte Bewegungen zu ſeiner 
Befriedigung hervorgerufen habe. Das Zeitalter der nationalen 
Abſchließung war ja zugleich das der weltpolitiſchen und mweltwirt- 
ſchaftlichen Verknüpfung der Staaten, und naturgemäß fanden die 
mannigfachen, dieſer Verknüpfung dienenden Vorgänge und Einrich⸗ 
tungen einen Niederſchlag auch in der Ebene der wiſſenſchaftlichen 
Erkenntnis. Vor allem haben die beiden großen Syſteme neuzeit— 
licher Wirtſchaftstätigkeit und Wirtſchaftsgeſinnung, Kapitalismus 
und Sozialismus, als internationale Gebilde beinahe unwillkürlich 
die Aufmerkſamkeit wieder mehr auf die auswärtigen Lebens⸗ 
eriheinungen gelenkt, mit denen fie ſich in der Weltwirtſchaft ver- 
bunden fühlten. Merkwürdig indes, wie das faſt immer nur die 
analogen Faktoren der Auslandswirtſchaft waren, die zu kennen und 
mit denen zu verkehren nahelag und durch politiſche und wirtſchaft— 
liche JIntereſſen geboten war: So ergaben ſich gründliche und an- 
regende monographiſche Studien über den ausländiſchen Sozialismus, 
über einzelne ausländiſche Wirtſchaftszweige oder, wenn es hoch kam, 
leichter überſehbare, zum Beiſpiel koloniale Geſamtwirtſchaften, ſehr 
ſelten aber auch nur Anſätze zu wahrer geſchichtlicher, d. h. ganze 
nationale Lebensgemeinſchaften umfaſſender Auslandskunde, wie etwa 
Gerhard v. Schulze⸗Gävernitz' Arbeiten über Rußland und England 
auf freihändleriſcher oder Roſa Luxemburgs Theorie der Welt— 
efumulation auf ſozialiſtiſcher Seite. 

Ganz neuerdings iſt dann in bewußter Anlehnung an die ſo— 
genannte ſtatiſtiſche Diſziplin der Schlözer und Achenwall im 
18. Jahrhundert, die ja außer den Anfängen der modernen Statiſtik 
auch eine qualitative Beſchäftigung mit den politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Kräften der einzelnen Staaten umſchloß, und in fachlicher 
Verbindung beſonders mit der politiſchen und Wirtſchaftsgeographie 


der Gedanke hervorgetreten, Länder und Völker als einheitliche Träger 
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jener meßbaren Kräfte zu begreifen und in die Rechnung des Welt⸗ 
wettbewerbs einzuſtellen. Dieſer Gedanke trägt nicht bloß äußerlich 
das Gepräge der rationaliſtiſchen und abſolutiſtiſchen Epoche, von 
der er ſich herſchreibt. Er war damals gewiſſermaßen die außen⸗ 
politiſche Ergänzung der großen Wiſſenſchaft vom aufgeklärten 
Polizeiſtaat, die Übertragung aller ihrer Beweg⸗ und Beurteilungs⸗ 
gründe: Boden: und Bevölkerungsprinzip, Handels. und Zahlungs- 
bilanztheorie, von dem inneren Beamtentum auf die Diplomatie. 
Und es iſt ſeltſam zu ſehen, in wie hohem Grade noch die aller— 
neueſten Verſuche zur Fortführung einer ſolchen Staatenkunde von 
den damaligen Geſichtspunkten beſtimmt bleiben. Auch die imperia— 
liſtiſche Geſchichtsbetrachtung Englands ſeit Seeley und Dilke, an 
die man ſich bei uns vielfach bewußt oder unbewußt anlehnte, ent— 
deckte ja in den rückſichtsloſen Handels- und Kolonialkriegen des 
18. Jahrhunderts das goldene Zeitalter des nationalen Aufſchwungs 
und wandte ſich entſchloſſen ab von der herkömmlichen demokratiſchen 
Auffaſſung, die in der Geſchichte des Parlaments, der Parteien und 
der Geſetzgebung den weſentlichen Inhalt der nationalen Vergangen- 
heit geſehen hatte. Dem folgend wird auch in Deutſchland heute 
nur zu häufig die Entwicklung der engliſchen Wirtſchafts- und Welt⸗ 
macht ganz einſeitig aus der Schutzzoll- und Schiffahrtspolitik des 
Frühkapitalismus erklärt und die notwendigen Bedingungen für die 
Entbindung der wirtſchaftlichen Kräfte werden vergeſſen, die auch 
und vor allem in der innerpolitiſchen und geſellſchaftlichen Ge⸗ 
ſchichte Englands, der frühzeitigen Anpaſſung der Krone und der 
mittelalterlichen Verwaltungsorgane an den ökonomiſchen Aufſtieg 
lagen. 

Eben den Vorzügen und Mängeln der jüngſten Anläufe zu einer 
außerdeutſchen Geſchichtsforſchung werden ſich nun aber grundſätzliche 
Fingerzeige genug für den weiteren Ausbau dieſer Forſchung ent⸗ 
nehmen laſſen. Das Gemeinſame aller der berührten Studien und 
in der Tat das Unentbehrliche bei jeder vergleichenden Auslands⸗ 
betrachtung des Hiſtorikers ebenſo wie des Juriſten oder National⸗ 
ökonomen iſt die Vorausſetzung, daß es da überhaupt etwas Ver⸗ 
gleichbares und beſtimmte Mittel der Vergleichung gibt. Das klingt 
ſelbſtverſtändlich, iſt jedoch in Wirklichkeit noch immer beſonders 
in der Geſchichtsſchreibung ein ebenſo ungewohnter wie weittragender 
Gedanke. Ich ſprach vorhin von der nationalen Epoche der euro= 
päiſchen Hiſtoriographie, von ihren ſachlichen Nachteilen für die 
Auslandskunde. Tiefgreifender noch ſind die methodiſchen Nachteile, 
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weil fie leichter die Zeit ihrer Entſtehung überdauern. Sie ent- 
ſpringen den bekannten Anſchauungen von der Vereinzelung und 
Sondernatur als dem Weſentlichen hiſtoriſcher Vorgänge. Es iſt 
obne weiteres klar, daß dem geſchichtlichen Auge die Perſönlichkeiten 
der Völker noch viel eindrücklichere Verkörperungen des Einmaligen 
und Unvergleichbaren darſtellen mußten als die der Menſchen in den 
Volkern. Zwar die Romantik hat, wenn ich nicht irre, unter ihrem 
rieblingsbegriff des hundertfach offenbarten, letzten Endes nicht mehr 
zu zergliedernden Volksgeiſtes im Grunde theoretiſch nicht ſo ſehr 
viel anderes verſtanden als die vorhergehende rationaliſtiſche Ge⸗ 
ſchichts⸗ und Literaturvergleichung, nämlich ſozuſagen die wunderbare 
Entfaltung der nationalen Individualitäten im Schoße und in den 
Grenzen derſelben Familienanlage. Aber die ſeitherige Trennung der 
nationalen Entwicklungsgänge ließ dieſen gemeinſamen Hintergrund 
der Völkergeſchichte allmählich immer mehr verſchwinden. Und ſo 
darf ſich der Hiſtoriker im allgemeinen heute wohl erlauben, ſeine 
Darſtellung fremder Länder und Zeiten durch kleine, mehr bildliche 
oder halb. ſcherzhafte Anſpielungen auf die Umgebung ſeines Leſers 
zu würzen, etwa von antikem Kapitalismus oder von dem karo— 
lingiſchen Grafen als Landrat zu ſprechen; bei dem ernſthaften 
Unterfangen, darüber hinaus die tatſächliche Gleichförmigkeit der 
rechtlichen, ſozialen, wirtſchaftlichen Bildungsformen verſchiedener 
Völker zu ergründen, begegnet er nur zu oft dem grundſätzlichen 
Einwand, daß er damit ſeine eigentliche Aufgabe, die Darſtellung 
des Ungleichförmigen und Beſonderen, verlaſſe. Dennoch wird man 
nicht zu viel ſagen, wenn man es gerade von einer geſchichtlichen 
Staatenkunde ausſpricht: Sie iſt überhaupt nicht denkbar als eine 
bloße Sammlung merkwürdiger Einzelzüge oder auch nur Einzel— 
charaktere des Völkerlebens ohne Konſtanten, an die dieſe Variationen 
erſt anknüpfen, ohne die Vorſtellung allgemein körperlicher oder all⸗ 
gemein ſeeliſcher Zuſammenhänge, die die unendliche Mannigfaltigkeit 
menſchlichen Daſeins in Staat und Geſellſchaft irgendwie beſchränken 
und beſtimmen. 

Von ſolchen Zuſammenhängen greift die erweiterte ſtatiſtiſche 
Staatenkunde mit einer gewiſſen, vom Rationalismus überkommenen 
Rüchternheit vorzugsweiſe die des äußeren geſchichtlichen Schauplatzes! 
der Wechſelwirkung zwiſchen Erdraum und Staatsvolk heraus, be⸗ 
sbahtet Vermehrung, Wanderung, Ausbreitung der Bevölkerungen 
in der phyſiſchen und politiſchen Welt als die grundlegenden Vor: 


gänge der Staatsbildung und nimmt höchſtens noch die erwähnten 
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ökonomiſchen Geſichtspunkte aus der merkantiliſtiſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu Hilfe. Die ganze geſchichtliche Welt der Seele bleibt für 
fie im Dunkel, dürftig erhellt nur durch die überlieferten pſychologi⸗ 
ſchen Kategorien der Nationalanlage und der Handlungen gewiſſer 
Führer. Wer ſieht nicht, daß hier für das wiſſenſchaftliche Bedürfnis 
nach Stetigkeit in Erklärung und Zuordnung eine empfindliche Lücke 
klafft? A 
Mehr als von irgendeinem anderen Zweig der heutigen deutſchen 
Geſchichtswiſſenſchaft gilt von der deulſchen Auslandskunde, was der 
Bonner Altmeiſter Moriz Ritter vor kurzem von Machiavelli geſagt 
hat: Er „hatte die Beziehungen zwiſchen Verfaſſung und ſozialer 
Gliederung der Bürgerſchaft erkannt, allein die ſozialen Gruppen .. 
treten in ſeiner Darſtellung nur inſoweit auf, als ſie, Anteil an der 
Machtübung des Staates erheiſchend, in feine Regierung und Geſetz⸗ 
gebung eingreifen. Daß ihr Lebensgrund ein eigenartiger und in den 
großen Gebieten der Landwirtſchaft, der Gewerbe und des Handels 
zu ſuchen iſt, daß ihre Betätigung einerſeits und der Wirkungskreis 
des Staates andererſeits in Wechſelbeziehungen ſtehen, die viel in 
haltsreicher find, als das bloße Jagen nach dem Beſitz ſtaatlicher 
Macht, wird von ihm nicht weiter berückſichtigt.“ Treffend ſind ſo 
die weſentlichſten derjenigen Inhalte bezeichnet, die noch heute nament⸗ 
lich in der geſchichtlichen Betrachtung des Auslandes an die leere 
Stelle zwiſchen dem Bilde des triebhaft handelnden Volkskörpers und 
dem der planmäßig lenkenden Staatsmänner zu treten haben. Die 
Erkenntnis der Geſellſchaft als Inbegriff menſchlicher Vereinigungs— 
weiſen in, außer und var dem Staat iſt heute weit genug, um die 
große Kluft zwiſchen Einzel- und Maſſendaſein in der Geſchichte 
mit Hinweiſen auf die verſchiedenſten Verbindungen durch Klaſſen 
und Gruppen, Anſtalten und Einflüſſe zu überbrücken. Schlechthin 
von Frankreich und England uſw. zu ſprechen, will uns bisweilen 
faſt nicht minder bildhaft erſcheinen als wenn wir die Könige eines 
Renaiſſancedramas einander jo nennen hören. Daß in dieſer Be- 
ziehung die Auslandsforſchung hinter der von Sozial-, Wirtſchafts⸗ 
und Rechtsgeſchichte ganz anders befruchteten Inlandsforſchung zurück⸗ 
ſteht, iſt zunächſt eine Folge der äußeren Arbeitsorganiſation, die 
ſich ſeit der ungeheuren Erweiterung und Verfeinerung durch die 
moderne Urkunden⸗ und Aktenbenutzung ſchon äußerer Schwierigkeiten 
halber gern auf den gegebenen und handlichen Grundſtock der 
nationalen Überlieferung, höchſtens noch ihrer Ausläufer auf fremdem 
Boden, beſchränkte. 
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Gewiß gibt es einige ſehr rühmliche Ausnahmen von dieſer 
Regel, die zugleich auch für künftige Arbeitsmöglichkeiten die mannig⸗ 
faltigſten Beiſpiele bieten. Auf ganz Nordeuropa und den ehrwürdigen 
Vorbildern Lappenbergs und Reinhold Paulis folgend, auch Eng— 
land erſtreckte ſich die muſterhafte Quellenerſchließung des Hanſiſchen 
Geſchichtsvereins. Die Pyrenäenhalbinſel, wohin fie erſt ganz neuer- 
dings vorſchritt, iſt altes Bereich unſerer römiſch katholiſchen Ge- 
ſchichtsforſchung, an deren Spitze Heinrich Finke durch die Denkmale 
Aragoneſiſcher Staatsverwaltung den mittelalterlichen Kulturkreis des 
weſtlichen Mittelmeerbeckens, man kann ſagen, für die internationale 
Wiſſenſchaft erſt entdeckt hat. Ahnlich fand Leopold Karl Goetz von 
der altruſſiſchen Kirchengeſchichte den Weg zu feiner rechts vergleichenden 
Behandlung des altruſſiſchen Volksrechts. In Italien hat ſeit Savigny 
die deutſche Rechts⸗ und Sozialgeſchichte nicht aufgehört, zumal in 
der Unterſuchung des Städte⸗ und Gemeindeweſens einen eben⸗ 
bürtigen Rang neben der einheitlichen Forſchung zu behaupten. Von 
dem Zeitalter der franzöſiſchen Revolution und der Napoleoniſchen 
Kriege aus, das ja von jeher mehr als andere auf ſeine gemeinſame 
turopäiſche Bühne auch die gemeinſame Aufmerkſamkeit aller europäi⸗ 
ſchen Hiſtoriographien lenkte, iſt in verſchiedenen örtlichen und zeit⸗ 
lichen Richtungen die neuere deutſche Geſchichtswiſſenſchaft klärend in 
die Vergangenheit des Auslandes, vor allem des franzöſiſchen Ancien 
Regime, eingedrungen. Von der Schule Guſtav Schmollers aus— 
gehend, hat endlich an dieſer Univerſität Otto Hintze die Grund- 
linien einer vergleichenden Geſchichte der europäiſchen Staatsverfaſſungen 
gezogen. Alle dieſe geiſtigen Eroberungen zeichnen ſich dadurch aus, 
daß die volle Rüſtung moderner hiſtoriſcher Kritik ſie begleitet, wenn 
nicht allererſt ermöglicht hat. 

Wie weit und ſchwer aber der Weg von ihnen bis zu 
einer ſyſtematiſchen Neuordnung unſerer geſchichtlichen Auslands: 
kenntnis iſt, zeigt ein Blick von ihnen hinüber auf die zahlreichen 
Vorſchläge, mit denen das praktiſche Bedürfnis der Offentlichkeit 
nach ſolcher Kenntnis an unſeren Forſchungs- und Lehrbetrieb 
berangetreten iſt. Ausländiſche Muſter wie die Londoner School 
of Economics and Political Science und die ältere Pariſer Ecole 
libre des Sciences politiques haben dabei namentlich zu der 
Vorſtellung geführt, als ob bei den früher geſchilderten Schmächen 
des Hochſchulunterrichts in der Auslandskunde ein pädagogiſcher 
Neubau außerhalb der Univerſitäten dieſer Aufgabe am beſten 
gerecht werden würde. Ich verkenne die Gründe einer derartigen, 


198 Carl Brinkmann 198 


man muß faſt ſagen, Verzweiflung an unſerem beſtehenden höheren 
Bildungsweſen nicht. Der durchſchnittliche Grad der Teilnahme 
und der Zuſtändigkeit für ausländiſche Dinge im deutſchen Volke 
macht die Anſicht durchaus verſtändlich, daß hier tiefere Urſachen 
politiſcher Zurückgebliebenheit viel zu dringlich nach Beſeitigung 
verlangen, um auf die akademiſchen Umwege unſerer ſprichwörtlichen 
Gründlichkeit warten zu können. Dennoch bin ich nicht ſicher, 
ob ſogar die Verbreitung, geſchweige denn die Vertiefung der Aus: 
landsſtudien in Deutſchland ihren Schwerpunkt mit Nutzen in alte 
oder neue Veranſtaltungen vor den Toren der Hochſchule wie freie 
Hochſchulen, Volkshochſchule oder gar eine eigene Auslandshochſchule 
verlegen würde. Dadurch kämen dieſe Studien in Gefahr, nicht 
nur die Verbindung mit der kritiſchen Forſchungsmethode zu ver— 
lieren, ſondern auch, was ſelbſt für das rein praktiſche Bildungs- 
»bedürfnis von Bedeutung ſein wird, den allgemeinen Nährboden des 
großen ſachlichen Zuſammenhanges zwiſchen den Wiſſenſchaften, 
deſſen wo nicht gegebenes, ſo doch immer wieder aufgegebenes Symbol 
die Univerſität iſt. Die Auslandskunde hat es ſo nötig und viel⸗ 
leicht nötiger als irgendeine andere Wiſſenſchaft, bis zum legten Bor: 
poſten des nationalen Unterrichts- und Erziehungsweſens in Formen 
dargeboten und aus Quellen geſchöpft zu werden, die den ſtrengſten 
Anſprüchen wiſſenſchaftlicher Methode und Syſtematik genügen. 
Soll jo die wiſſenſchaftliche Begründung der fremden Staaten- 
geſchichte Sache der deutſchen Univerſitäten bleiben, dann müſſen 
ſich dieſe auch ihrerſeits bewußt ſein, was für beſondere Pflichten 
ihnen damit obliegen. Einen naheliegenden Weg zu ihrer Erfüllung 
zeigt der neue Plan der preußiſchen Unterrichtsverwaltung, im An— 
ſchluß an Spezialbibliotheken und neuſprachliche Seminare einzelne 
Hochſchulen zu Pflegeſtätten der Erforſchung beſtimmter Staaten oder 
Staatengruppen auszugeſtalten. Es bedarf kaum ein Wort der Aus— 
einanderſetzung über die eigenartigen Vorzüge dieſer Auskunft, be⸗ 
ſonders in den Fällen, wo althergebrachte Beziehungen wie die der 
Grenzuniverſitäten eine Art geiſtiger Atmoſphäre für das Verſtändnis 
von Nachbarvölkern geſchaffen haben oder wo umgekehrt ein erſt 
wenig angebautes, neuſprachliches Fach wie die Slaviſtik unter regel⸗ 
mäßigen Bedingungen auf den erforderlichen Zuſpruch Lernender und 
Forſchender kaum rechnen kann. Im allgemeinen wird man den 
Grundſatz landeskundlicher in Verbindung mit örtlicher Speziali— 
ſierung des Hochſchulunterrichts wohl nicht mit Unrecht als eine 
Vorbereitungs- und Übergangsmaßnahme betrachten und keines⸗ 
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wegs zur Norm übertreiben dürfen. An die vom Schulunterricht 
bedingten Hochſchulſeminarien der beiden hauptſächlichen fremden 
Sprachkulturen, der angelſächſiſchen und der romaniſchen, wird ſich 
auch die geſchichtliche Bearbeitung der ſtaatlichen Träger dieſer 
Kulturen ungezwungen und mit der Zeit vielleicht ganz ſelbſttätig 
anlehnen: Wenn es beiſpielsweiſe politiſch von Wichtigkeit werden 
könnte, das deutſche Volk mehr als bisher weithin mit dem europäiſch⸗ 
überſeeiſchen Kulturkreis Spanien — Portugals vertraut zu machen, 
ſo würde die Untermauerung eines darauf zielenden landes— 
kundlichen Hochſchulbetriebs mit dem zugehörigen ſprachlichen Schul— 
unterricht und ſeinem philologiſchen Vorbildungsgang zweifellos 
die Aufgabe eher erleichtern und vereinfachen als verwickeln und 
erſchweren. 

Noch lauter und durchſchlagender als dieſer unterrichtstechniſche 
Grund ſcheint mir der wiſſenſchaftsmethodiſche Aufbau einer geſchicht— 
lichen Staatenkunde für eine weite und gleichmäßige Verteilung ihrer 
Pflege an den deutſchen Hochſchulen zu ſprechen. Auslandskunde im 
weiteren Sinn iſt ja ſchließlich auch die Unterſuchung der phyſiſchen 
Geographie, der Flora oder Fauna eines Landes, wie fie der Ver⸗ 
treter dieſer Wiſſenſchaften in deren Syſtem längſt betreibt und mit 
der Erſchließung des Erdballs höchſtens dem Grade nach ſteigert. 
Auf der andern Seite kann auch auf kulturwiſſenſchaftlichem Gebiet 
jeden Augenblick die praktiſche Notdurft des Wirtſchafts- oder Rechts⸗ 
verkehts mit einem Ausland Anſtalten zur Unterweiſung in den dazu 
nötigen ökonomiſchen und juriſtiſchen Kenntniſſen hervorrufen. Aber 
unter der Kunde fremder Länder im engeren Sinn wird ſicherlich 
alggemein ein Wiſſenſchaftsbezirk eigner Machtvollkommenheit ver⸗ 
funden, und wenn man nach ſeinem oberſten Formprinzip ſucht, wird 
man ſchwerlich etwas anderes finden als die Frage, unter welchen 
beſonderen Bedingungen das Leben eines fremden Volkes die all- 
gemeine Einfügung menſchlicher Geſellſchaft in ſtaatliche Ordnungen 
abwandelt: die Staatenkunde wird zum Rückgrat der Landeskunde, 
alle Wiſſenſchaften vom Staate ihre erſten und berufenften Hilfs— 
kräfte. 

Unter ihnen allen aber wiederum muß die Geſchichte im ver- 
bindenden und richtunggebenden Mittelpunkt ſtehen als die einzige 
Wiſſenſchaft, der es im Wechſel der ſtaatlichen Geſtaltungen ebenfo- 
ſeht um die einzelne zeitliche Variation wie um die ſachlichen Kon— 
Kanten des politiſchen oder geſellſchaftlichen, rechtlichen oder wirt: 
ſchaftlichen, wiſſenſchaftlichen oder religiöſen Völkerlebens, um die 


— 2 — 


200 Carl Brinkmann [200 


menschliche Seele aller dieſer Dinge nicht minder als um ihre tech— 
niſche Entwicklungsſtufe zu tun iſt. Gewiß wird gerade der Geſchichte 
des Auslandes ſchon in dem verkürzten Aufriß, in dem ſie uns 
praktiſch meiſt erſcheinen wird, ein beſonders nahes Verhältnis zu 
den ſyſtematiſchen Kulturwiſſenſchaften unentbehrlich ſein, wenn ſie 
nicht vom blinden Zufall der Stoffverſorgung abhängig bleiben will. 
Es iſt dem friſchen Blick, der über die geſchichtlichen Landesgrenzen 
hinausgeht, verhältnismäßig ſchwerer, ſich in tödlichen Kleinigkeits- und 
Einzelheitskram zu verlieren, als dem ermüdeten Auge, das innerhalb 
jener Grenzen für alles andre außer dieſem Kram ſtumpf geworden 
iſt oder in ihm die Rettung vor parteiiſcher Befangenheit erblickt. 
Allein die Auslandskunde wird den ſyſtematiſchen Wiſſenſchaften die 
Arbeitsanweiſungen, die ſie von ihnen erhält, reich vergelten können, 
und wie die deutſche Rechtswiſſenſchaft etwa in den Arbeiten von 
Hatſchek, Ernſt Heymann, Felix Liebermann und Ernſt Mayer große 
Strecken der Auslandsgeſchichte faſt aus eignen Kräften urbar ge⸗ 
macht hat, ſo denke ich mir auf der anderen Seite, daß einmal die 
Geſellſchaftslehre das ſo empfindlich fehlende Bindeglied zwiſchen 
ihren prähiſtoriſch⸗ethnologiſchen und ihren tagespolitiſchen Verall⸗ 
gemeinerungen nicht zum geringſten Teil von einer ſyſtematiſierten 
Auslandsgeſchichte empfangen wird. 

Überhaupt ſehe ich im Gegenſatz zu manchen Befürchtungen, ein 
ungeſchickter und übereilter Betrieb der Auslandskunde werde dem 
Journalismus und billigem pſeudoſoziologiſchen Gerede in der Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft unheilvolle Verſtärkung zuführen, eben in einem 
gewiſſenhaften Studium fremder Staatengeſchichte Möglichkeiten genug, 
jene gefährlichen Schößlinge der hiſtoriſchen Erkenntnis dem Gemein: 
leben der Stammwiſſenſchaft zurückzugeben und zu bewahren. Der 
ſtaatsbürgerkundliche Schulunterricht und beſonders ſeine pflichtmäßige 
Einführung durch die neue Reichsverfaſſung haben in der deutſchen 
Wiſſenſchaft Entwürfe zu einer geordneten Hochſchulvorbereitung der 
Lehrer darauf entſtehen laſſen. Im Unterſchied von den bisherigen 
einſchlägigen Vorleſungen der Juriſtenfakultäten iſt die Abſicht, die 
wirkliche, ſoziale Wirkſamkeit des gegenwärtigen Verfaſſungs⸗ und 
Verwaltungsrechts in einer geſchichtlichen Lehre von dieſen Grund⸗ 
lagen der politiſchen Betätigung vorzuführen. Ich überſehe nicht, 
ob und wie ſich dieſer Unterrichtszweig gegenüber ſeinen juriſtiſchen 
Mutterdiſziplinen wird behaupten können. Im Ideal würde er un⸗ 
zweifelhaft nicht nur den Zugang zu ihnen erleichtern, fondern auch 
ſie ſelbſt im Sinne größerer Offenheit gegen das geſellſchaftliche 
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Leben vorteilhaft beeinfluſſen. Jedenfalls iſt eines ſicher: mit das 
kigentümlichſte und Entſcheidendſte, das die Geſchichtswiſſenſchaft der 
Stantd- und Verwaltungslehre zu bieten hat, wird die Ergänzung 
ber überwiegend einheimiſchen Rechtsdogmatik durch den Vergleich 
mit dem öffentlichen Rechtsleben der hervorragendſten Auslandsſtaaten 
fein, und möglicherweiſe wird für dieſes erſt die Geſchichte das letzte 
Vort abgewogenen Verſtändniſſes haben, das weder die ſoziologiſchen 
Parteigänger der weſteuropäiſchen Demokratien noch eine eigenſtändige 
Staatsauffaſſung wie die Hasbachs bis heute gefunden haben. Denn 
ſäließlich wird auch die ewige Polarität geſchichtlichen Bewußtſeins 
und Vertgefühls, von der im Grunde mehr als von irgendeinem 
nethodiſchen Vorhaben das Schickſal der hiſtoriſchen Auslandskunde 
abhängt, wird der Gegenſatz unbeirrten Wurzelns im eignen Volkstum 
und freien Mitmenſchentums für alle Welt am beſten durch die Ge⸗ 
ſchichte ſelbſt verſöhnt und aufgehoben. 
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Pa hat in einer ſehr lehrreichen und dankenswerten Unter- 
ſuchung! über den Begriff „Kapitalismus“ den Zuſtand troſt⸗ 
fer Verwirrung dargelegt, den die nationalökonomiſche Fachliteratur 
n beser Hinſicht darbietet. Noch ſchlimmer, als bei dem Begriff 
Shen" iſt hier die Vieldeutigkeit, Unklarheit und Ver⸗ 
ſwonnenheit, die bei der Verwendung dieſes Schlagworts hervor— 
mi. Es iſt nur ein Symptom der terminologiſchen Unklarheit, die 
Berk zum Schaden unſerer Wiſſenſchaft eingeriſſen iſt. In 
Seen ſpeziellen Fall hat aber dieſe Unklarheit auch auf Nachbar: 
enfdften und auf die populärwiſſenſchaftliche Literatur ſehr 
“ig eingewirkt. Erträglicher noch find die Anwendungen des 
MM Kapitalismus“, die offenbar objektiv wiſſenſchaftlich unhalt— 
ind, als die leider fo häufig anzutreffende Manier, dieſen Be: 
0 u gebrauchen, ohne ſich über ſeinen Sinn und ſeine Bedeutung 
1 klare Meinung gebildet zu haben. Dies iſt ſchlechthin 
vi nn Es it daher ein Verdienſt der Paſſowſchen Studie, 
ie 3 Mängel und Widerſprüche, die ſich bei der Anwendung 
den ne finden, hingewieſen zu haben. Zum Teil erklärt ſich 
a end daraus, daß bereits der Begriff „Kapital“ ein ſo 
gel d ſchillernder iſt, was natürlich erſt recht zur Viel: 
lime Begriffs „Kapitalismus“ und „kapitaliſtiſcher Pro— 
kungen N führen muß; zum Teil auch daraus, daß einzelne 
Sof te Höchft fubjeftiven Werturteile über eine beſtimmte 
N Storm dieſer Begriffsbildung zugrunde gelegt haben. 


U 
Jene un en. Kapitalismus. Eine  begriffs - terminologifche . 
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Im Anſchluß an das Paſſowſche Buch mögen hier einige Be⸗ 
merkungen über den Begriff „Kapitalismus“ folgen, die zeigen 
ſollen, daß wir in der Ablehnung der meiſten in der nationalökono⸗ 
miſchen Literatur üblichen Anwendungsarten dieſes Begriffs mit 
Paſſow einig ſind, ſeinem eigenen poſitiven Vorſchlag dagegen nur 
mit gewiſſen Modifikationen zuſtimmen könnten. 

1. Abzulehnen ſind alle Anwendungen des Ausdrucks „Kapita⸗ 
lismus“, die eine ſubjektive Färbung und ein Werturteil ent⸗ 
halten. In der Regel handelt es ſich um Autoren, die aus irgend— 
welchen Gründen der privatwirtſchaftlichen Wirtſchafts⸗ 
ordnung überhaupt gegneriſch gegenüberſtehen, und daher bei 
der Anwendung dieſes Schlagworts dieſe ihre ablehnende Stellung 
zum Ausdruck bringen wollen. Schon aus ſolchen Zuſammen⸗ 
ſtellungen wie „Kapitalismus und Mammonismus“ oder „Kapita⸗ 
lismus und Mancheſtertum“ ergibt ſich, wie die Bezeichnung ge 
meint fein fol. Es ſoll eine beſtimmte Wirtſchaftsform als mam⸗ 
moniſtiſch oder materialiſtiſch oder unſozial, jedenfalls als volkswirt⸗ 
ſchaftlich ſchädlich und verwerflich gebrandmarkt werden. „Kapita⸗ 
lismus“ bedeutet demnach für dieſe Autoren eine fehlerhafte Wirt⸗ 
ſchaftsordnung im Gegenſatz zu einer beſſeren Wirtſchaftsordnung, 
die früher vorhanden war, oder die ſpäter einmal kommen ſoll. 
„Kapitalismus“ iſt dann gleich einer ſittlich verwerflichen Wirtſchafts⸗ 
organiſation zu achten. Im einzelnen findet ſich dieſe Anwendung 
bei ſozialiſtiſchen Autoren, ferner auch bei Vertretern der ſogenannten 
Mittelſtandspolitik und bei chriſtlich⸗ſozialen und kathederſozialiſtiſchen 
Schriftſtellern. Oft iſt auch nicht Gegnerſchaft gegen das „Kapital“ 
überhaupt, ſondern nur gegen das zinstragende Leihkapital gemeint, 
ſo daß hier unter „Kapitalismus“ wucheriſche Ausbeutung ſeitens 
des Leihkapitaliſten verſtanden wird. Paſſow gibt zahlreiche Bei⸗ 
ſpiele ſolcher Anwendungen. 

Es genüge hier, auf das Zitat von Scheinpflug hinzuweiſen, 
der in einem Aufſatz in der „Monatsſchrift für chriſtliche Sozial⸗ 
reform“ (Jahrgang 1892) Seite 200 folgendes ſagt!: „Aus dem 
Vorausgeſchickten ergibt ſich, daß in den Ausdrücken ‚wucherifcher 
Kapitalismus“ das Beiwort kein bloßer Schmuck, ſondern ein in der 
Tat zur Begriffsbeſtimmung notwendiges Unterſcheidungsmerkmal 
iſt.“ Oder wenn Keller in ſeiner Schrift „Unternehmung und 


1 Scheinpflug, Über den Begriff des wucheriſchen Kapitals im Lichte 
des realen Idealismus. 
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Mehrwert“! jagt: „Kapitalismus (‚im landläufigen Sinne) als Er- 
verbsſucht und Gewinnſtreben, rein nur um des Gewinnes willen, 
kapitalismus, der kein höheres Ziel, keinen höheren Daſeinswert 
kant, als Vermehrung des Beſitzes, dieſer Kapitalismus iſt Mam⸗ 
monimus, iſt ein unverſöhnlicher Gegenſatz zum Chriſtentum.“ 
Rudle? ſpricht von dem „auf der Selbſtſucht ſich aufbauenden 
Kapitalismus”, 

es it klar, daß eine derartig ſubjektiv gefärbte Anwendung 
ds degtifs „Kapitalismus“ für unſere Wiſſenſchaft unbrauchbar 
i. Es ſeht jedem natürlich frei, fein perſönliches Urteil über dieſe 
der jene Mängel einer beſtimmten Wirtſchaftsform abzugeben. 
dum nuß er den Tatbeſtand ſcharf umgrenzen und ſein Urteil 
über begründen; es darf aber hierfür nicht ein Schlagwort 
ght werden unter Verwertung des Kapitalbegriffs, der 
auen objeftiven, neutralen Inhalt haben muß und von jedem 
Sutionalölonomen angewendet werden kann, unabhängig von dem 
aulſhaſtzpolitiſchen Standpunkt, den er vertritt. Alle ſolche auf 
8 abzielende Terminologie iſt wiſſenſchaftlich un— 

at. 


5 2 Abzulehnen iſt auch eine Terminologie, die auf eine be— 
E Theorie eines einzelnen Autors zugeſchnitten ift, dann 

W uenußter Weiſe auch von ſolchen Schriftſtellern angewandt 
MD, die nicht auf dem Boden dieſer Theorie ſtehen. Das gilt 
mali für die häufige Verwendung des Begriffs „Kapitalismus“ 
akudung mit der Marx ſchen Mehrwerttheorie. Es iſt felbit- 
Kies daß Marx die Ausdrücke „Kapitalismus“ und „kapita⸗ 
ge puduktionsweiſe“ nur verwendet im engen Zuſammenhang 
a Kapital: und Zinstheorie. Kapitaliſtiſche Produktions- 
enter für Marx eine ſolche, bei der der Unternehmer durch 
a mung der Arbeitskraft des Lohnarbeiters einen Mehrwert 
i dm Sr Marx iſt direkt der Mehrwert das Ziel des kapitali⸗ 
Wroduktionsprozeſſes : „Wie die Produktion von Mehrwert 
8 anmende Zweck der kapitaliſtiſchen Produktion iſt, fo mißt nicht 
ſoute Größe des Produkts, ſondern die relative Größe des 
wrodukts den Höhegrad des Reichtums.“ Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 


u Paderborn 1912, S. 94. u 
1219 8. 9 le, Das Kulturideal des Sozialismus. München und Leipzig 
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lich, daß Marx ſelbſt und ſeine Anhänger dieſe Terminologie an: 
wenden; denn dieſe Ausdrücke gehören zu ihrem wiſſenſchaftlichen 
Syſtem. Aber man findet auch die Verwen dung des Begriffs der 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe bei Autoren, die ſonſt keineswegs 
auf dem Boden der Marxſchen Lehre ſtehen. So, wenn zum Beiſpiel 
Traub die Charakteriſtik der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsreform gibt 
mit den Worten !: „Das Weſen kapitaliſtiſcher Betriebsart ift die 
Benutzung fremden Arbeitsertrags. Der Nerv kapitaliſtiſcher Pro: 
duktionsweiſe liegt in der Möglichkeit der Profitbildung.“ Oppen⸗ 
heimer? erklärt trotz ſeiner Ablehnung der Marxſchen Theorie: 
„Was iſt der Kapitalismus? Politiſch-ſozial geſehen: Klaſſenſtaat, 
wirtſchaftlich geſehen: eine Mehrwertpreſſe größten Stils.“ 

3. Gänzlich verkehrt iſt auch die Bezeichnung von „Kapitalismus“ 
oder „kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe“ als der Wirtſchaftsweiſe, in 
der Kapital im Sinne von produzierten Produktionsmitteln ver⸗ 
wendet wird. So gebraucht Böhm-Bawerk in ſeinem bekannten 
Werk“: „Poſitive Theorie des Kapitals“ den Begriff „Kapital“ 
ſtets in dem Sinne, daß er darunter eine Produktion verſteht, die 
ſich der Hilfe von Kapitalgegenſtänden (Rohſtoffen, Werkzeugen, 
Maſchinen uſw.) bedient. 

Wie gänzlich unmöglich es iſt, Kapital als produziertes Pro: 
duktionsmittel aufzufaſſen, zeigt ſich ganz beſonders bei feiner An⸗ 
wendung für den Begriff „kapitaliſtiſche Produktionsweiſe“. Hier 
hat der Begriff „Kapital“ eine rein techniſche Bedeutung. Es 
würde alſo heißen: alles wirtſchaftliche Leben unterſtützt von irgend⸗ 
welchen erarbeiteten Hilfsmitteln iſt kapitaliſtiſche Wirtſchaft. Da 
aber alle nur denkbaren Wirtſchaftsepochen und Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſationen mit Ausnahme etwa der allerprimitivften Kulturſtufen 
kapitaliſtiſche Hilfsmittel in dieſem Sinne erfordern, ſo würde 
kapitaliſtiſche Produktionsweiſe ſchlechthin mit Wirtſchaft überhaupt 
gleichbedeutend ſein. 

4. Abzulehnen iſt auch die Verwendung des Begriffs „Kapita⸗ 
lismus“ im Sinne individualiſtiſcher Wirtſchaftsweiſe. In dieſem 
Sinne wird der Begriff zum Beiſpiel angewendet, wenn man in 
Gegenſatz zueinander ſtellt: Sozialismus und Kapitalismus. Richtig 

Traub, Ethik und Kapitalismus. Heilbronn 1904, S, 8 ff. 

* Oppenheimer, Kapitalismus, Kommunismus und wiſſenſchaftlicher 
Sozialismus. Leipzig 1919. 

Böhm ⸗Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals. 3. Aufl. 1. Bd., 
S. 21. Innsbruck. 
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müßte es heißen: Individualismus und Sozialismus; denn unter 
Sozialismus verſtehen wir die auf Gemeineigentum beruhende Pro⸗ 
duktionzweiſe im Gegenſatz zu der auf Privateigentum beruhenden. 
Kapitalismus kann dagegen — in welchem Sinne immer auch der Aus⸗ 
nud überhaupt gebraucht werden könnte — nur eine hiſtoriſche Epoche 
imerhalb der individualiſtiſchen Wirtſchaftsweiſe bilden, und zwar 
ame Epoche, in der dem „Kapital“ eine beſonders wichtige Rolle 
fall. Niemals darf man aber die kapitaliſtiſche Wirtſchaft mit 
e individualiſtiſchen ſchlechthin identifizieren, ſonſt würde jede auf 
Privateigentum baſierende Wirtſchaftsform die „kapitaliſtiſche“ fein. 
So faßt es auch tatſächlich Amonn! auf. Er ſagt: „Nehmen wir 
I den Forausſezungen, welchen alle nationalökonomiſchen Probleme 
ugmnde liegen) noch als weitere hinzu: Die Vorausſetzung einer 
lngleichheit individueller Verfügungsmacht im ſozia⸗ 
in Bertebt, alſo einer ſozialen Übermacht einzelner Individuen 
huber anderen, ſo haben wir damit jene Bedingung gewonnen, 
reihe jme beſonderen nationalökonomiſchen Probleme konſtituiert, 
age man allgemein als die Probleme des Kapitalismus oder der 
kinlifiſchen Geſellſchaftsordnung zu bezeichnen pflegt. Auf Grund 
Det Lorausfegung entſtehen individualiſtiſche Verkehrsbeziehungen 
Mader Art, die wir deswegen füglich als individualiſtiſch⸗ 
winliſtiſche Verkehrs beziehungen bezeichnen können.“ 
Seh pricht Pohler von drei Komponenten des Kapitalismus: 
benſcaſt des individualiſtiſchen Rechtsprinzips im Wirtſchafts⸗ 
1,2 erwerbswirtſchaftliche Produktionsweiſe, 3. unternehmungs⸗ 
die form der Produktion. 
5. Ber Kapitalismus iſt auch keineswegs identiſch mit „Geld⸗ 
errtidaft”, Auch zu dieſer Auffaſſung geben die Definitionen 
fen Autoren Anlaß. So ſtellt Brentano in ſeiner Abhand⸗ 
f „Die Anfänge des modernen Kapitalismus (München 1916)“, 
Aapitalismus in Gegenſatz zur feudalen Wirtſchaftsordnung und 
He als das Kennzeichen des Kapitalismus die geldwirt⸗ 
gaſtliche Organiſation des Wirtſchaftslebens. Die Geldwirtſchaft 
a, Segenfag zur Naturalwirtſchaft, nicht aber der Kapita- 


[ 
in ſondern der Kapitalismus iſt eine beſtimmte Erſcheinungs⸗ 
ren 
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Nin an, e Objet und Grundbegriffe der theoretiſchen Nationalökonomie. 
1 7 0 8 
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atano, vgl. das Zitat bei Paſſow, S. 33. 
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form innerhalb der individualiſtiſchen Verkehrswirtſchaft. Mit der 
Geldwirtſchaft tritt aber noch nicht zugleich der Kapitalismus in die 
Erſcheinung, ſondern mit der Geldwirtſchaft kann das Kapital im 
Sinne von Erwerbsvermögen nur die Geldform annehmen. Damit 
iſt aber noch nicht der „Kapitalismus“ gegeben, der eine beſonders 
entwickelte Stufe der Verkehrswirtſchaft bilden ſoll. Man könnte 
nur ſagen, daß mit der Geldwirtſchaft die Möglichkeit zur Entwick⸗ 
lung des ſogenannten „Geldkapitalismus“ gegeben ſei, nicht aber 
des „Kapitalismus“ überhaupt. Kapitalismus und Geldwirtſchaft 
ſind nicht zugleich entſtanden. Zu dieſer Auffaſſung wird man 
leicht geführt, wenn man den Kapitalismus als eine Geldrech— 
nungsform definiert, wie es früher bereits Menger, van der 
Borght und andere getan haben. Neuerdings hat auch Lief mann 
eine Definition des Kapitals gegeben, die das Weſen des Kapitalismus 
in enge Beziehung zur Geldform bringt. Er ſagt!: „Kapitalismus 
iſt die Geldrechnungsform der Koſten als Mittel zur Feſtſtellung 
eines Geldertrags.“ Ausdrücklich jagt er einmal?: daß kein Zweifel 
ſei, daß der Kapitalbegriff allein von den Gelderſcheinungen her⸗ 
genommen ſei. Dementſprechend definiert er auch den Kapitalismus 
als“ „diejenige beſondere Wirtſchaftsepoche, in der die Geldrechnungs⸗ 
form eine typiſche Allgemeinerſcheinung wird“. Er meint, mit der 
bisherigen Auffaſſung des Kapitalbegriffs ſei es unmöglich, eine be 
ſtimmte Wirtſchaftsordnung und eine beſtimmte Wirtſchaftsepoche zu 
charakteriſieren. Dies ſei jedoch mit ſeinem Kapitalbegriff möglich; 
denn eine ſolche Veranſchlagung der Koſten in Geld und die daraus 
hervorgehende Reinertragsfeſtſtellung in Geld, wie er ſie mit dem 
Kapitalbegriff verbinde, ſei nicht zu allen Zeiten vorgekommen. 
„Daß alſo nicht nur Geldſummen zu Kapital werden, wie beim Leih— 
kapital (und beim Handel), ſondern daß auch dauerbare Sachgüter 
und ſchließlich auch Arbeitsleiſtungen in Geld veranſchlagt werden, 
und daß man beſtrebt iſt, den Reinertrag in Geld nach Abzug der 
laufenden Koſten, die ſtehenden Koſten, dauerbare Sachgüter und 
Betriebskapital in einer Geldſumme veranſchlagt, gegenüberzuſtellen, 
mit anderen Worten: die Trennung der ſelbſtändigen Erwerbs⸗ 
wirtſchaft, die eine reine Geldrechnung macht, von der Konſum⸗ 


Lie fmann, Kapital und Kapitalismus. Seitſchrift für die geſamten 
Staatswiſſenſchaften.) Tübingen 1916, Bd. 62, S. 328. 

? Ebenda Bd. 63, 1917, S. 49. 

3 Ebenda Bd. 63, 1917. S. 85. 
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virtſchaft ihrer Inhaber, wird zum Charakteriſtikum der „kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsepoche“. | 

Ich halte alle Definitionen des Kapitals, die das Schwer: 
gewicht auf die Geldſorm legen, für verfehlt. Wenn auch der täg- 
liche Sprachgebrauch den Kapitalbegriff mit dem Gelde verbindet, 
io jollte die Wiſſenſchaft dieſen Sprachgebrauch nicht mitmachen. 
%apital iſt Erwerbsvermögen ſchlechthin, und die Geldform, in der 
kus Kapital häufig auftritt und berechnet wird, iſt für das Weſen 
zes Kapitals nebenſächlich. Der Nationalökonom hat alle Urſache 
die bedenkliche und weitverbreitete Verwechslung von „Geld“ und 
Sapital* zu bekämpfen. Dieſer fehlerhaften Vermiſchung des 
Old: und Kapitalbegriffs wird aber Vorſchub geleiſtet, wenn man 
kemintlogiſch den Kapitalbegriff in enge Beziehung zum Geld— 
teariff bringt. 

Die Behauptung Liefmanns n: Das Geldkapital habe den Kapi⸗ 
als geſchaffen, iſt irreführend. Das Geldkapital hat die Geld⸗ 
vriiheft geſchaffen, nicht aber den Kapitalismus, der wieder eine 
bender Erſcheinungsform innerhalb der Geldwirtſchaft darſtellt. 

. Schließlich wenden wir uns gegen alle Erklärungen des 
nis „Kapitalismus“, die nach⸗Sombarts Vorbild das Weſen 
ie Sopitalismus in einer beſonderen Art von geiſtiger Dis— 
»olition, in einer beſtimmten Art von Wirtihaftsgefinnung 
en und dann von Kapitalismus ſprechen, wenn der fogenannte 
ſwinliſtiſche Geiſt hervortritt. 

Air wollen hier kurz auf die Definition Sombarts ein— 
mer Im 20. Kapitel ſeines Werkes: Der moderne Kapitalismus, 
. N, wo er das Werden des Kapitalismus darſtellt, erklärt er, 
0 r Kapitalismus aus dem tiefen Grunde der europäiſchen 
au ofen ſei. „Es iſt jener Geiſt, der feit dem ausgehenden 
Se die Menſchen aus »den ſtillen, organiſch gewachſenen 
ln N Gemeinſchaftsbeziehungen herausreißt und fie hin⸗ 
5 ln auf die Bahn ruheloſer Eigenſucht und Selbſtbeſtimmung.“ 
in hie Geiſt fol nach Sombart den Kapitalismus ge: 
chen haben : „Die aus Unternehmungsgeiſt und Bürgergeiſt zu 

nbeitlichen Ganzen verbundene Seelenſtimmung nennen wir 
Für 85 kapitaliſiiſchen Geiſt. Er hat den Kapitalismus geſchaffen.“ 
-n Sombart iſt alſo die Wirtſchaftsgeſinnung entſcheidend, und er 
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unterſcheidet die vorkapitaliſtiſche Wirtſchaftsgeſinnung und die kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaftsgeſinnung. Für die erſtere ſei maßgebend die 
Idee der Bedarfsdeckungswirtſchaft. Im Gegenſatz zu dieſem frü⸗ 
heren Wirtſchaftsſyſtem verſteht er unter Kapitalismus ein Wirt- 
ſchaftsſyſtem, das ſich folgendermaßen kennzeichnen ließe !: „Es ſei 
eine verkehrswirtſchaftliche Organiſation, bei der regelmäßig zwei 
verſchiedene Bevölkerungsgruppen, die Inhaber der Produktions- 
mittel, die gleichzeitig die Leitung haben, Wirtſchaftsſubjekte ſind, 
und beſitzloſe Nurarbeiter (als Wirtſchaftsobjekte), durch den Markt 
verbunden, zuſammenwirken, und die von dem Erwerbsprinzip und 
dem ökonomiſchen Rationalismus beherrſcht werde.“ Wie man ſieht, 
ſind in dieſer Definition zwei verſchiedene Momente verknüpft, das 
eine, ein objektives rechtlichſoziales Moment: die Bildung von zwei 
Klaſſen, der Beſitzer der Produktionsmittel und der beſitzloſen Ar- 
beiter; das zweite Moment iſt dann das pſychologiſche, das Erwerbs⸗ 
prinzip und der ökonomiſche Rationalismus. Auf das pſychologiſche 
Moment legt Sombart das entſcheidende Gewicht. Immer wieder 
kommt er auf den kapitaliſtiſchen Geiſt, das Gewinnſtreben u. ſ. f. 
zu ſprechen. Man müſſe alſo einen Willen zum Kapitalismus als 
einen Beſtandteil des neuen Syſtems vorausſetzen. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung ſeien dann Staat, Technik und Edelmetallproduktion 
die Grundbedingungen der kapitaliſtiſchen Entwicklung. Die erſten 
Anzeichen kapitaliſtiſchen Weſens findet er im 13. Jahrhundert, und 
zwar im kapitaliſtiſchen Handel an einzelnen Stellen Italiens, zum 
Beiſpiel in Florenz. Die entſcheidende Wendung zum Frühkapitalismus 
ſei dann mit Wende des 15. und 16. Jahrhunderts. Der Hoch— 
kapitalismus habe ſich jedoch eiſt im 19. Jahrhundert entwickelt. 

Es ſcheint mir nicht richtig zu fein, das Weſen des Kapitalis-— 
mus in einer beſonderen geiſtigen Stimmung zu erblicken. 
Das, was Sombart immer wieder als typiſch für den kapitaliſtiſchen 
Geiſt anführt, das Streben nach Gewinn, Profit, Erwerbsſinn uſw., 
das ſind geiſtige Stimmungen, wie ſie, wenn auch in verſchiedenen 
Abſtufungen, immer vorhanden waren, jo lange es überhaupt Privat- 
eigentum gibt. Im ganzen Altertum, im Mittelalter und der Neu- 
zeit ſind immer die Menſchen als Wirtſchaftsſubjekte von dem Streben 
nach Gewinn und Erwerb beſeelt, ſo lange durch die objektiven Rechts⸗ 
normen, d. h. ſpeziell durch die Privateigentumsordnung ihnen die 
Möglichkeit zum Erwerb gegeben iſt. Hier gibt es nur graduelle 


1 S. 319. 
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Unterſchiede, aber der Erwerbsbetrieb und das Gewinnſtreben ſind 
keine prinzipiellen Merkmale des ſogenannten Kapitalismus. Daß 
der ſogenannte Erwerbsſinn erſt erwacht ſei nach dem Ende der 
bandwerksmäßigen Wirtſchaftsform, ſcheint mir falſch zu fein. Denn 
auch für den Handwerker iſt die Gier „nach Geld und Gold“ durch— 
aus ſchon ebenfalls vorhanden. 

Man kann den Begriff Kapitalismus nur dann klar abgrenzen, 
denn man einſchneidende techniſche und rechtliche Momente 
beraushebt, die in der Tat zu ſolchen großen Umwälzungen Anlaß 
gegeben haben, daß man von einer beſtimmten neuen Wirtſchafts⸗ 
epoche ſpricht. Die pſychologiſchen Momente aber, die Sombart 
immer wieder mit Vorliebe heranzieht, und die er unter dem Namen 
fapitalitiſcher Geiſt“ zuſammenfaßt, find aller individualiſtiſcher 
Virtſchaftsweiſe gemeinſam. Nicht der Geiſt der Eigenſucht und 
nicht das Machtſtreben und Unternehmungsdrang haben den Kapi⸗ 
talismus geſchaffen. Dieſe ſubjektiven Momente haben immer im 
Virtſchaftsleben eine bedeutende Rolle geſpielt, ſondern konkrete, 
lechniſche und ſoziale Vorgänge haben erſt das hervorgebracht, 
nas man unter Kapitalismus verſtehen will. Darum, weil der 
Kapitalismus aus objektiven ſozialen Inſtitutionen hervorgegangen 
in, kann man auch nicht ſagen, daß er das Werk einzelner hervor⸗ 
togender Männer ſei und daher kann man auch die Entſtehungs— 
geschichte des Kapitalismus nicht als eine „Geſchichte von Perſön⸗ 
lichkeiten“ bezeichnen oder behaupten, er ſei das Werk „einzelner 
hervorragender Männer“ 1. In erſter Linie ſtehen immer die objek⸗ 
tien ſozialen Inſtitutionen und die techniſchen Vorausſetzungen. 
Sind dieſe vorhanden, dann finden ſich auch die Perſönlichkeiten, die 
die Träger des ſogenannten Kapitalismus find. Welches dieſe ob: 
gftiven Momente als die für das Weſen des ſogenannten Kapita— 
lamus maßgebend find, werde ich ſpäter zeigen; ich will jetzt Stellung 
nehmen zu der Art und Weiſe, wie Paſſow ſelbſt zum Begriff Kapi⸗ 
uliämus Stellung nimmt. 

Paſſow tritt dafür ein, den Ausdruck „Kapitalismus“ ganz 
u vermeiden und ſchlägt eine neue wirtſchaftswiſſenſchaftliche Ter⸗ 
minologie verz. Wenn man unſer modernes Wirtſchaftsleben, ins- 
deſondere das gewerbliche, mit einem zutreffenden kurzen Schlagwort 
berichnen wolle, jo werde man es am beſten die Wirtſchaftsweiſe 


Sombart, a. a. C. J. Bd., 2. Aufl., S. 836. 
1 S. 125. 
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nennen, die durch das Vorwiegen des unternehmungsweiſen 
Betriebes, insbeſondere durch die Ausbreitung der großen Unter⸗ 
nehmungen, ihr beſonderes Gepräge erhalten habe. Alſo das Zeit- 
alter der großen Unternehmungen: das ſei eine einwandfreie und 
klare Bezeichnung, die das wirklich Weſentliche, Neue und Eigenartige 
der modernen Zeit ſcharf hervorhebe. In den meiſten Fällen, wo 
von Kapitalismus, kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe, kapitaliſtiſchem 
Zeitalter uſw. geſprochen werde, liege tatſächlich unausgeſprochen 
der Gedanke an die Entwicklung und Ausbreitung der großen Unter: 
nehmungen zugrunde. Damit hat Paſſow zweifellos richtig das her⸗ 
vorgehoben, was wohl als das beſonders charakteriſtiſche für das 
Zeitalter des Kapitalismus zu gelten hat. Aber mir ſcheint doch 
die ganze Bezeichnung zu allgemein und vag. Es fehlen dabei die 
konkreten, objektiven Faktoren, die für die Kennzeichnung und Ab⸗ 
grenzung dieſer Wirtſchaftsepoche von Bedeutung ſind. 

Ich würde meinerſeits folgenden Vorſchlag machen: Der Ausdruck 
Kapitalismus ſollte in der wiſſenſchaftlichen Literatur ganz vermieden 
werden. Wohl aber wird man unbedingt die Bezeichnung „kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe“ nicht vermeiden können, muß dann aber auch fcharr 
umgrenzen, was man unter kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe 
zu verſtehen hat. Hat man dies angegeben, ſo mag man immerhin 
die Zeit oder die Periode, in der dieſe kapitaliſtiſche Produktionsweiſe 
vorwiegend in die Erſcheinung tritt, als Zeitalter des Kapitalismus 
bezeichnen Was iſt das typiſche und entſcheidende für die ſogenannte 
kapitaliſtiſche Produktionsweiſe? Ich würde im. Gegenſatz zu Som- 
bart und Marx das Zeitalter dieſer kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
erſt in das 19. Jahrhundert verlegen. Erſt im 19. Jahrhundert find 
die Momente im Wirtſchaftsleben in maßgebender Weiſe in den 
Vordergrund getreten, welche die Ausbreitung der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe bewirkt haben. Es ſoll darunter eine Produktions⸗ 
form verſtanden werden, wobei dem „Kapital“, im Sinne von Er- 
werbsvermögen, im Gegenſatz zu der Arbeit und zu den natürlichen 
Hilfsmitteln der Produktion eine überwiegende Bedeutung zufällt. 
Es ſind meines Ermeſſens zwei wichtige Momente, die in der 
Wirtſchaftsgeſchichte einen ſo bedeutenden Zeitabſchnitt ganz eigen⸗ 
artiger Beſchaffenheit inauguriert haben, daß man das Zeitalter, 
in welchem dieſe Momente wirkſam wurden, als eine neue Epoche 
des Wirtſchaftslebens abgrenzen kann. Dieſe beiden Momente 
ſind ein techniſches und ein juriſtiſches. Das techniſche Moment iſt 
die gewaltige Umwälzung, die ſich um die Mitte des 18. Jahr: 
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hunderts in der Technik der gewerblichen Produktion vollzogen haben. 
Es iſt die maſchinenmäßige Technik, welche in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts durch die Erfindung des Webſtuhls, der Spinn— 
maſchine und durch die erfolgreiche Anwendung der Dampfkraft eine 
vollkommene Umwälzung in der Induſtrie hervorgerufen hat. Durch 
dieſe großen techniſchen Verbeſſerungen iſt das ganze gewerbliche 
Leben im 19. Jahrhundert vollkommen umgeſtaltet worden. Erſt 
die Anwendung dieſer techniſchen Verbeſſerungen hat die Grund— 
lage geſchaffen zum Überwiegen der Großunternehmungen zuerſt im 
Bewerbe und dann auch in allen anderen Zweigen des Wirtſchafts— 
lebens. Wenn es früher auch ſchon Großunternehmungen gegeben 
gat, jo waren es Ausnahmen. Jetzt wurde die gewerbliche Groß— 


unternehmung die Regel und das Kleingewerbe trat in den Hinter 


grund. Zu dieſem techniſchen Moment trat noch ein rechtliches. 
Um dieſelbe Zeit, nämlich um die Wende des 18. und 19. Jahr- 
hunderts, in der dieſe Umwälzung der Technik ſtattfand, hat 
auch eine grundlegende Anderung der wirtſchaftlichen Rechts- 
ordnung ſtattgefunden. Die alte gebundene Wirtſchaftsweiſe wurde 
erſezt durch die ungebundene Wirtſchaſtsweiſe. Die Aufhebung des 
Junftweſens und der gewerblichen Privilegienwirtſchaft durch die 
geſetzgeberiſchen Maßnahmen der franzöſiſchen Revolution, bei der 
Einführung der Gewerbefreiheit in Preußen, der Aufhebung des 
Lehrlingsgeſetzes in England haben die juriſtiſche Baſis geſchaffen, 
durch welche die vorher erwähnten techniſchen Errungenſchaften auch 
praktisch vollkommen durchgeführt werden konnten. Erſt mit Schaffung 
des freien Arbeitsvertrags und erſt mit Beſeitigung der vielen Be— 
ſchänkungen des Wirtſchaftslebens konnte ſich der Zuſtand des Wirt: 
ſchaftslebens herausbilden, den man meiſtens im Auge hat, wenn man 
von „Kapitalismus“ ſpricht. Hierdurch waren auch erſt die ſozialen 
dedingungen geſchaffen, aus denen beſtimmte wirtſchaftliche Er— 
Meinungen des ſogenannten Kapitalismus eintraten, wie zum Beiſpiel 
die Tendenzen zur Akkumulation, die Kriſen und die Kartelle, die in 
ibret wirtſchaftlichen Sonderart erſt im 19. Jahrhundert zu verzeichnen 
ind. Alſo dasjenige, was Sombart als Hochkapitalismus bezeichnet 
und Marx als die volle Entfaltung des Kapitalismus, das allein 
ſceint mir den Namen Kapitalismus zu verdienen, wenn man ihn 
überhaupt anwenden wollte; aber da es ſich hier mehr um ein 
Schlagwort handelt, würde ich den präziſeren Ausdruck „kapitaliſtiſche 
Froduktionsweiſe“ vorziehen. Dieſer ſogenannte Kapitalismus iſt 
te auch, der erſt beſtimmte Auswüchſe gezeigt hat, die man als 
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Ausartung des Kapitalismus zu bezeichnen pflegt. In dieſem Sinne 
pflegt auch die hiſtoriſche Literatur die Ara des Kapitalismus auf⸗ 
zufaſſen. So ſagt zum Beiſpiel Friedjung!: „Um die Mitte des 
19. Jahrhunderts kündigten ſich härtere Zeiten an. — Der ökono⸗ 
miſche Liberalismus hatte ſich in der Hoffnung gewiegt, das un⸗ 
gehemmte Walten der Kräfte werde zu harmoniſchem Ausgleiche 
führen, die Freiheit müſſe die vom Egoismus geſchlagenen Wunden 
heilen; ſtatt deſſen aber wucherten die Auswüchſe des Kapitalismus 
zu unerträglicher Höhe.“ 

Ich glaube, daß mein Vorſchlag den Vorzug hat, daß man 
zu einer wirklich konkreten und ſicheren Abgrenzung der ſogenannten 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsperiode gelangt; denn alle früheren 
Erſcheinungen, die man als Frühkapitalismus oder als Vor⸗ 
kapitalismus bezeichnet hat, weiſen doch nicht annähernd die grund- 
legenden neuen Erſcheinungen auf, wie die, welche um die Wende des 
18. und 19. Jahrhunderts in die Erſcheinung getreten find. Man 
mag ſprechen von Beginn des Großgewerbes und großgewerblichen 
Unternehmungen, man mag ſprechen von ſtärkerem Hervortreten der 
Geldwirtſchaft, von einer größeren Ausdehnung des Marktverkehrs 
und Geldverkehrs, aber mit alledem iſt doch nicht gekennzeichnet, was 
man unter eigentlich kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe 
verſtehen will. Große Unternehmungen hat es im Altertum und 
im Mittelalter ſchon gegeben, aber erſt unter dem Einfluß der ge⸗ 
nannten Momente ſind ſie ſo typiſch geworden, daß ſie einer be— 
ſtimmten Wirtſchaftsepoche den Stempel aufprägen. „Das Bor: 
wiegen der großen Unternehmungen“, wie Paſſow meint, ſcheint mir 
alſo nicht ausreichend, es muß, um den Begriff „kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe“ klar abzugrenzen, der Hinweis auf die konkreten, tech⸗ 
niſchen und ſozialen Bedingungen hinzukommen, unter denen mit 
einer gewiſſen Notwendigkeit das Vorwiegen der großen Unter⸗ 
nehmungen ſich herausſtellen mußte. 

1 Heinrich Fried jung, Das Zeitalter des Imperialismus, 1884 
bis 1914, S. 7. | 
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S. 231. Mohrs Vorſchläae S. 233. Hochſchulſtudium und Zeitungsweſen 
S. 235. 


J. 
Sozialiſierungsbeſtrebungen 


Wand der Revolution ſind zahlreiche „Propheten“ aufgetaucht, 
von denen jeder ein anderes Heilmittel uns gepredigt hat. 
Die einen wollen alle Bäckerläden beſeitigen, die anderen das 
Fleiſchergewerbe, ganz beſonders Dilettanten ſogar glaubten die 
Landwirtſchaft für die Sozialiſierung empfehlen zu müſſen! Einige 
Heilsverkünder glaubten darüber hinaus ein Gebiet für die 
Sozialiſerung vorſchlagen zu müſſen, nämlich die Preſſe. Hierbei 
lumen keine wirtſchaftlichen Momente in Betracht, ſondern entweder 
kulturelle oder ethiſche oder ſoziale Geſichtspunkte. Und 
dennoch zeigen alle Vorſchläge, die hier gemacht wurden, eine völ⸗ 
lige Unkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe. Daß man 
unter der Herrſchaft der bayeriſchen Räterepublik gerade ſich mit 
Ducht auf die Preſſe geſtürzt hat, iſt pſychologiſch begreiflich, 
wenn man bedenkt, wie groß der Prozentſatz von „Literaten“ unter 
den Machern der bayeriſchen Revolution geweſen iſt. Und nicht 
mt Unrecht hat ein kluger Mann das Vorgehen in München charak— 
trinert als „Schwabings Rache“. Und fo war denn auch das, 
was man in Bayern die Sozialiſierung der Preſſe nannte, nichts 
miter als ein elendes Stümperwerk von geiſtreichſeinwollenden 
Dilettanten. N | 

Sind nun alle Verſuche, die bis jetzt auf dem Gebiete der So- 
jiolifierung der Preſſe gemacht worden find, nicht ernſt zu nehmen, 
ſo gilt dieſer Einwand nicht gegenüber einem ſoeben erſchienenen 
Bühlein aus der Feder von Erich Schairer!. Hier haben wir 
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es nicht mit einem Dilettanten zu tun, ſondern mit einem Fachmann, 
vor allem mit einem Mann, der nicht erſt ſeit November 1918 für 
die Idee der Sozialiſierung der Preſſe eintritt, ſondern der früher 
ſchon mehrfach offen ähnliche Gedanken vertreten hat. Und wenn wir 
uns an dieſer Stelle etwas ausführlicher mit Schairers Ideen befaſſen, 
ſo hängt das damit zuſammen, daß es ſich hier um ein wirklich 
ernſtes Beſtreben handelt, vorhandene Schäden zu beſſern 
und Mißſtände zu beſeitigen. Der gute Wille, etwas zu 
leiſten, iſt bei Schairer deutlich erkennbar, und vor allem kann ihm 
die Sachkunde nicht abgeſprochen werden. Eine andere Frage iſt es 
aber, ob der Weg, den er vorſchlägt, der richtige iſt. Um unſeren 
Leſern ein Bild davon zu geben, um was es ſich handelt, ſei nach— 
ſtehend das Problem erörtert. Unter Zugrundelegung der Aus— 
führungen Schairers ſoll zunächſt der heutige Zuſtand des 
Zeitungs weſens geſchildert werden, alsdann wird die Kritik 
dieſes Zuſtandes wiedergegeben, daran ſchließt ſich eine Erläute— 
rung der Reformpläne Schairers an und ſchließlich ſoll ver- 
ſucht werden, die Gegengründe zu würdigen. 

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Zeitungsweſen ſind den 
meiſten ein völlig verſchloſſenes Gebiet. Während man über weiteſte 
Zweige des Wirtſchaftslebens oft gut unterrichtet iſt, fehlt dieſe 
Kenntnis auf dem Gebiete des Zeitungsweſens ſelbſt bei ſolchen 
Männern, bei denen man mehr Verſtändnis erwarten dürfte. Auf 
die Gründe ſoll hier nicht eingegangen werden. Daß die Statiſtik 
auf dem Gebiete des Zeitungsweſens mangelhaft iſt, iſt eine be— 
kannte Tatſache. Wiſſen wir doch nicht einmal, wie hoch die 
Produktion im Zeitungsgewerbe iſt, während wir auf 
faſt allen anderen Gebieten über mehr oder minder einwandfreie 
Produktionsſtatiſtiken verfügen. Die Produktionsziffern im Zeitungs: 
gewerbe kennen zu lernen, wäre eine wichtige Vorausſetzung, 
um ſich ein Bild von der Bedeutung des Zeitungsweſens nicht nur 
in unſerem Wirtſchaftsleben, ſondern auch in unſerem Geiſtesleben 
zu machen. Schairer nimmt an, daß jährlich in Deutſchland ungefähr 
fünf Milliarden Zeitungsnummern produziert werden. Es würde 
alſo auf jeden dritten Kopf der deutſchen Bevölkerung eine Zeitung 
entfallen. Dieſe Ziffer deckt ſich mit einer Berechnung, die Karl 
Bücher vor einiger Zeit angeſtellt hat. Ob ſie zutreffend iſt, kann 
nicht unterſucht werden; aber nehmen wir einmal an, ſie ſei richtig. 
Eine ſo hohe Ziffer wird ſelbſt eingeweihte Kreiſe in Erſtaunen 
ſetzen, und ſie iſt unſtreitig ein Beweis dafür, welche Verbreitung 
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bei uns das Zeitungsweſen hat. Wenn es nun möglich geweſen iſt, 
unſere Zeitungsproduktion auf, eine derartige Höhe zu bringen, dann 
müffen hier Gründe vorliegen, die dieſe Entwicklung begünſtigt 
haben, und ein Grund dafür iſt die Tatſache, daß kein Erzeugnis 
der Druckerpreſſe, weder Bücher, noch Broſchüren, noch Zeitſchriften 
derartig billig ſind wie die Tagespreſſe. Nur der geringe Koſten— 
aufwand, mit dem Zeitung erhältlich ſind, ermöglicht eine ſo un— 
geheuere Verbreitung. Für den Laien iſt dieſe Tatſache oft ein 
Rätſel. Für jeden, der nur einigermaßen ſich mit dem Zeitungs: 
weſen beſchäftigt hat, iſt die Löſung ſehr naheliegend: alle Zeitungen 
werden ſchon in normalen Zeiten mehr oder weniger erheblich 
unter dem Selbſtkoſtenpreis abgegeben, bei allen deckt 
der Bezugspreis nur einen Teil der wirklichen Aufwendungen. 
Möglich iſt dieſer Zuſtand dadurch, daß noch ein anderer außer 
dem Bezieher an der Koſtendeckung der Zeitung teilnimmt, nämlich 
derjenige, der der Zeitung Anzeigenaufträge übermittelt. 
Lediglich deshalb, weil die Zeitung Inſerateinnahmen hat, 
it fie imſtande, unter dem Herſtellungspreiſe verkaufen zu können. 
Das ſieht auch Schairer ein, wenn er ſagt: „Das Papier 
allein, das in Geſtalt der Zeitung geliefert wird, 
dürfte dem Verleger teurer zu ſtehen kommen, als 
den Abonnenten die fertige Nummer, die ihm ins 
Haus geliefert wird.“ Schon aus dieſer Tatſache erſieht 
man die Bedeutung, die der Inſeratenteil in wirtſchaftlicher Be: 
ziehung, für das geſamte Zeitungsgewerbe ausübt. Das war nicht 
immer jo. In früheren Jahren war in Preußen das Inſeraten⸗ 
weſen Staatsmonopol. Inſerate durſten nur in den ſogenannten 
„privilegierten Intelligenzblättern“ erſcheinen. Die Folge davon war, 
daß in den nichtprivilegierten Blättern nur ganz unbedeutende An: 
zeigen erſchienen, oder ſolche, die bereits im Intelligenzblatt ab— 
gedruckt waren. Trotzdem das Intelligenzweſen ein wirtſchaftlicher 
gehler war, hat man an dieſer Inſtitution 125 Jahre feſtgehalten 
mit dem „Erfolge“, daß das Potsdamer Waiſenhaus, dem die Er— 
träge aus dem Intelligenzweſen zufloſſen, jährlich ganze 30 000 Taler 
Einnahmen erhielt, das heißt weniger, als heute eine einzige mittlere 
Zeitung bereits an Steuern und ſozialen Laſten aufbringt. Von 
dem Augenblick aber, in dem das ſtaatliche Inſeraten— 
monopol verſchwanvb, datiert der Aufſchwung der 
deutſchen Preſſe, von dem Augenblick an datiert auch 
der Aufſchwung des Inſeratenweſens. Denn während 
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des ſtaatlichen Inſerateumonopols hatte das Inſerieren wenig Wert. 
Inſerate haben nur dann Zweck, wenn ſie verbreitet find, wenn fie 
einen großen Leſerkreis finden. Der war aber bei den Intelligenz— 
blättern niemals vorhanden. Welche Bedeutung heute das Inſeraten— 
weſen hat, geht daraus hervor, daß der „Berliner Lokalanzeiger“ im 
Jahre 1910 6 Mill. Mk. für Inſerate einnahm, während nach den 
Angaben Schairers die Abonnemenkseinnahmen gleichzeitig 3 Mill. Mk. 
betrugen. Es gibt aber Zeitungen, bei denen das Verhältnis noch 
auffallender iſt, bei denen die Inſerate mehr als 60% der Ein⸗ 
nahmen ausmachen. 


Es entſteht die Frage: Soll man an dieſen Verhältniſſen etwas 
ändern, ſoll man die Inſerate der Preſſe entziehen und die Zeitungen 
ausſchließlich auf den redaktionellen Teil beſchränken? Bevor wir 
dieſe Frage beantworten, müſſen wir erſt unterſuchen, ob aus der 
Tatſache, daß eine Zeitung nicht nur Nachrichten und Aufſätze 
bringt, ſondern auch Inſerate, ſich Mißſtände ergeben, ob erſtens die 
Offentlichkeit hiervon Nachteil hat, und zweitens ob die Bezieher der 
Zeitungen durch den Inſeratenteil geſchädigt werden. 


Es hat nicht an Kritkrkern des heutigen Zuſtandes des 
Zeitungsweſens gefehlt, mehr als einmal ſind Tatſachen erwähnt 
worden, die zu Bedenken Veranlaſſung gaben. Und es iſt auch 
durchaus verſtändlich, daß vielfach die Tatſache, daß die Zeitung 
auf der einen Seite die höchſten Intereſſen der Menſchheit vertreten 
will, auf der anderen Seite aber jeder öffentlichen Ankündigung die 
Spalten öffnet, als ein Widerſpruch empfunden wurde. An ſich er— 
ſcheint die Tatſache, daß eine Zeitung ſowohl einen redaktionellen 
Teil hat als auch einen Inſeratenteil, durchaus nicht bedenklich, 
wenn nicht durch eine ſolche Verbindung Schäden herbeigeführt 
werden. Aber es iſt die Möglichkeit vorhanden, daß ſolche 
Schädigungen eintreten. Das iſt dann der Fall, wenn ein Zu— 
ſammenhang zwiſchen Inſeratenteil und Schriftleitung beſteht, 
wenn der Inſerent ſeine Macht ausnützt, um dadurch auf die 
Redaktion einen Druck oder einen Einfluß auszuüben. Schairer ver⸗ 
allgemeinert aber, wenn er ſagt: „Die Rente kommt von 
Inſeratenteil, und daher iſt die Zeitung vom Inſeratenteil ab: 
hängig.“ Dieſe Angabe iſt nicht zutreffend. Vom Inſeratenteil 
iſt lediglich das wirtſchaftliche Gedeihen der Zeitung abhängig. Das 
iſt aber nicht identiſch mit der Redaktion. Und das gibt Schairer 
ſelbſt zu, wenn er an anderer Stelle ſchreibt: 
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„Dieſe Abhängigkeit tritt natürlich nicht immer auffällig 
zutage. Es gibt genug Zeitungen, bei denen ſie bewußt 
nicht beſteht, und bei der Mehrzahl wird ſie ſich weit mehr 
in Unterlaſſungen als in Handlungen ausdrücken. Große 
politiſche Blätter kümmern ſich im redaktionellen Teil wohl kaum 
um die Intereſſen von Einzelinſerenten, höchſtens vielleicht von 
Inſerentengruppen, die dann der politiſchen Redaktion ſowieſo 
nahe ſtehen mögen. Sie können es ſich ſogar leiſten, die Annahme 
von Inſeraten abzuweiſen, die ihnen mit der Würde oder 
Haltung des Blattes unvereinbar erſcheinen.“ 

Dieſe Bemerkungen ſind durchaus zutreffend. Die Fälle, 
in denen die Redaktion ſich nicht um die Inſerenten kümmert, 
ſind aber nicht ſo vereinzelt, wie Schairer anzunehmen ſcheint. 
Sie ſind bei anſtändigen Blättern ſelbſtverſtändlich, und Gott ſei 
Dank bilden ja bei uns die anſtändigen Blätter die Mehrzahl, im 
Gegenſatz zum Ausland, mindeſtens ſoweit es ſich um die großen 
Zeitungen handelt. Und ſelbſt ein ſo kritiſcher Geiſt wie Walther 
Rathenau hat einmal ausgeſprochen: „Es iſt ein Glück 
Deutſchlands, daß ſeine Preſſe unabhängig iſt,“ und 
ein Mann wie Walther Rathenau hatte oft genug Gelegenheit, 
die Zuſtände in der Preſſe kennen zu lernen. Er würde einen 
ſolchen Ausſpruch nicht getan haben, wenn die Vorausſetzungen, 
von denen Schairer ausgeht, in einem einigermaßen ins Gewicht 
fallendem Umfange vorhanden wären. Schairer ſagt ſelbſt, daß 
die öffentliche Meinung nichts dabei findet, wenn im Inſeraten— 
teil einer Zeitung einmal die umgekehrte Meinung vertreten oder 
die entgegengeſetzte Tendenz verfolgt wird, wie im textlichen Teil. 
Gerade darin kommt aber die Unabhängigkeit unſerer Preſſe am 
deutlichſten zum Ausdruck. Wenn die Zeitung Inſerate aufnimmt, 
die ihrer Tendenz widerſprechen und ſie im textlichen Teil einen 
anderen Standpukt betont, ſo zeigt ſie eben, daß Redaktion und 
Inſeratenteil ſcharf voneinander getrennt ſind und daß der 
Inſeratenteil keinen Einfluß auf die Redaktion hat. Das tritt 
dann namentlich in die Erſcheinung, wenn in dem Handelsteil direkt 
Warnungen vor Finanzinſeraten erlaſſen werden, wodurch der beſte 
Deweis geliefert wird, daß ſich die Redaktion durch Inſerataufträge 
nicht beeinfluſſen läßt. Und an derartigen Warnungen vor Inſeraten, 
die in der gleichen Nummer abgedruckt find, iſt in Deutſchland durch- 
as klein Mangel. Sie gehören zu den Selbſtverſtändlichkeiten der 
anſtändi gen und unabhängigen Preſſe. 
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Wenn nun Schairer die Gründung einer Anzeigenver: 
mittlungs⸗Geſellſchaft zum Anlaß nimmt, ſich folgenden 
Satz zu leiſten: „Nicht die Zenſur iſt die gefährlichſte Feindin der 
Preſſefreiheit, ſondern die Vorherrſchaft des Inſeratenteils,“ 
dann verwechſelt er zwei Begriffe, nämlich Preſſefreiheit und 
Sauberkeit. Eine Vorherrſchaft des Inſeratenteils würde zu— 
nächſt nur die Sauberkeit beeinfluſſen, nicht aber die Preſſefreiheit, 
denn darunter iſt etwas ganz anderes zu verſtehen. 

Nun wirft Schairer die Frage auf: Iſt die Qualität der 
Zeitungen gegenüber den Zeiten unſerer Väter und Großväter beſſer 
geworden? Und er verneint dieſe Frage. Jeder, der nur einiger- 
maßen objektiv die Entwicklung unſeres Zeitungsweſens verfolgt hat, 
muß zugeben, daß das heutige Zeitungsweſen turmhoch über dem 
früheren ſteht und daß ſeine Entwicklung nicht nur in quantitativer, 
ſondern auch in qualitativer Hinſicht unſtreitig aufwärts geht. 
Daß natürlich auch unſere Preſſe mit „Schönheitsfehlern“ be— 
haftet iſt, wird kein Menſch beſtreiten; hierzu gehört die etwas allzu 
ausgedehnte Berichterſtattung über lokale Vorgänge, Sport, Ge— 
richtsvorkommniſſe und dergleichen. Aber liegt hier die Schuld 
lediglich auf der Seite der Preſſe? Iſt nicht hier das Publikum 
zum mindeſten mitſchuldig, das eine ſolche Berichterſtattung verlangt? 
Werden nicht oft die Zeitungen geradezu gedrängt, ausführliche 
Berichte über die ſchmutzigſten Vorgänge zu machen? Gewiß wäre 
es gut, wenn die Zeitungen ſich ſolchen Wünſchen entgegenſtemmen; 
aber wenn man die Verhältniſſe kritiſch betrachtet, muß man jagen, die 
Schuld liegt hier nicht allein bei den Zeitungen. Eine ungeheure 
Übertreibung iſt es aber, wenn Schairer ohne jede Einſchränkung 
ſagt: „Das durchſchnittliche kulturelle Niveau unſerer 
Preſſe iſt ſchlechthin beſchämend.“ Hier ſetzt ſich Schairer 
doch allzuſehr in Widerſpruch zu den Ausſprüchen wirklich maß⸗ 
gebender Männer. Ich brauche nur das Urteil eines jo hervor- 
ragenden Fachmannes wie Karl Bücher anzuführen, der wört— 
lich ſagt: 

„Jede Nummer eines großen Tageblattes, die heute erſcheint, 
iſt ein Wunderwerk der kapitaliſtiſch organiſierten volkswirt— 
ſchaftlichen Arbeitsteilung und der maſchinellen Technik, ein 
Mittel des geiſtigen und wirtſchaftlichen Verkehrs, in dem ſich 
die Wirkungen aller anderen Verkehrsmittel, der Eiſenbahn, der 
Poſt, des Telegraphen und Fernſprechers in einem Brennpunkte 
vereinen.“ 
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Und an anderer Stelle ſagt Bücher: 

„Man kann und wird gewiß gern zugeben, daß die deutſche 
Tagespreſſe verglichen mit England, Frankreich, Belgien und 
Rußland, im ganzen ſich würdig hält, und daß ihre eigenen 
Leiſtungen turmhoch hervorragen über die 003 feindlichen 
Blätterwaldes.“ 

Aus der Fülle der ſonſtigen Außerungen wirklich unparteiiſcher 
Könner ſei nur noch eine wiedergegeben. Der ausgezeichnete National: 
ökonom Profeſſor Eugen von Böhm⸗Bawerk, der Präſident der 
Akademie der Wiſſenſchaften in Wien ſagte über die Preſſe: 

„Die Preſſe iſt eine Fundgrube wertvollen Mate⸗ 
rials, eine reichhaltige, zuverläſſige wirtſchaftliche Weltchronik.“ 

Man ſieht alſo, daß die Verurteilung der Preſſe, daß das 
Jonglieren mit den Ausdrücken wie Kulturloſigkeit, Halbbildung, 
Mangel an Verantwortung und dergleichen ohne Einſchränkung in 
bezug auf die deutſche Preſſe nicht Verwendung finden kann. In 
Oſterreich liegen die Verhältniſſe freilich ganz anders. Dort iſt 
die Preſſe in erheblichem Umfange korrupt und das Niveau iſt dort 
ganz erheblich niedriger als in Deutſchland. 

Schairer vertritt nun den Standpunkt, daß ſelbſt wenn ein 
Einfluß des Inſeratenteils auf die Zeitung nicht beſtände, ſchon 
durch das Inſeratenweſen ſelber dem allgemeinen Wohl 
ſchlecht gedient ſei. Denn ſelbſt anſtändige Blätter brächten es 
nicht über ſich, Schwindel⸗ und Schmutzanzeigen ihre Spalten zu 
verſchließen. Zunächſt iſt dazu zu bemerken, daß wohl die meiſten 
anſtändigen Zeitungen auch auf Sauberkeit des Inſeraten— 
teils halten, und daß gerade in dieſer Beziehung die Verhältniſſe 
hd) erheblich gebeſſert haben. Man ſehe ſich einmal den Inſeraten— 
teil eines ſehr angeſehenen Blattes vor zehn Jahren und heut an, 
und man wird unſchwer erkennen, daß eine Reinigung des Inſeraten- 
teils aus eigener Initiative der Zeitung erfolgt iſt. Aber man 
darf auch von der Preſſe nicht zu viel verlangen. Wie ſoll eine 
Inſeratenſtelle bei einer Anzeige feſtſtellen, ob fie ehrlich gemeint iſt 
oder nicht, ob das Mittel gegen Heuſchnupfen wirkſam iſt oder 
ſchädlich, ob die Neugründung einer Strumpfwarenfabrik auf ſoliden 
Unterlagen beruht oder ein Schwindelunternehmen iſt? Hier dem 
Inferatenteil eine Kontrolle zuzumuten, hieße ihm eine Laſt auf- 
bürden, die niemand, ſelbſt eine ſtaatliche Inſtitution nicht, tragen 
kann. Gewiſt ſchlüpft manchmal ein unſauberes Inſerat durch, 
werden Geldgeſchäfte von Wucherern inſeriert, aber wie ſoll jeder 
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einzelne Fall geprüft werden? Für Schairer beſtehen derartige Be⸗ 
denken nicht. Er nimmt die Mißſtände, die vorhanden ſind, zum 
Anlaß, über die geſamte Reklame herzufallen, die ſeiner An⸗ 
ſicht nach die Bedürfniſſe verwirrt und den Markt in ein Chaos 
verwandelt. Der Leſer würde „durch das Reklamegebrüll ab- 
gelenkt und verführt, ſeine Bedürfniſſe ſuggeſtiv verfälſcht und 
falſch befriedigt. Ohne die Zeitung hätte das Wucherer- und 
Schiebertum bei weitem nicht in die giftige Blüte ſchießen können, 
wie wir es erlebt haben.“ Eine ſtärkere Verkennung der tatſächlichen 
Verhältniſſe iſt kaum denkbar. Gerade während des Krieges haben 
wir es erlebt, daß die Schieber und Schleich händ ler ſich nicht 
der Inſerate bedienen. Oder kann Herr Schairer vielleicht Inſerate 
zeigen, wo „Butter über den Höchſtpreis“, „Eier, die der Beſchlag⸗ 
nahme entzogen waren“, oder „Fleiſch aus Schwarzſchlachtungen“ 
angezeigt waren? Gerade das Schiebertum ſcheut das 
Licht des Inſeratenteils. Das friſtet fein Daſein in Kaffe e— 
häuſern, Winkelbörſen und an ſonſtigen dunklen Orten. Aber 
führt die Reklame wirklich zu einer Verwirrung des Marktes? 
Will Schairer im Ernſt den Worten Sombarts widerſprechen, 
der geſagt hat: „Die Inſeratenreklame iſt in der Tat eine Art 
ſtummer Marktverkehr großen Stils.“ 

Und kein Geringerer als der öſterreichiſche Miniſter und aus⸗ 
gezeichnete Nationalökonom Mataja hat ſehr richtig geſagt: 

„Es iſt geradezu ein Gemeinplatz in der Reklamefachliteratur 
oder in den Außerungen hervorragender Reklameanwender, daß 
ſich eine ausgedehnte, ausharrende Reklame nur bei preis- 
werten Waren verlohne, daß, wer die Welt auf die Dauer 
foppen will, ſchließlich ſelbſt der Gefoppte ſei, daß das Ziel einer 
geſchäftsklugen Reklame nicht die Gewinnung von Gelegenheits⸗ 
käufern bilden könne, ſondern die Heranziehung von ſtändigen 
Kunden ſein müſſe.“ 

Einfach behaupten zu wollen, daß durch den Inſeratenteil das 
Publikum betrogen wird, iſt eine abſolut ſchiefe Darſtellung, ein 
völliges Verkennen der wirtſchaftlichen Grundlage der Reklame. 

Schlimm iſt es allerdings, wenn Erich Schairer ſeine über das 
Maß hinausſchießenden Angaben zum Anlaß nimmt, der Preſſe den 
Schutz des § 193 des Strafgeſetzbuches zu verſagen. Er begründet 
ſeine Auffaſſung damit: „Ein Unternehmen, daß in dem Maße an 
das private Einzelintereſſe gebunden iſt wie das heutige Zeitungs⸗ 
weſen, kann aus ſeinem Weſen heraus den Anſpruch nicht ernſtlich 
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erheben und durchfechten, daß es zur Wahrung öffentlicher Intereſſen 
berufen ſei. Stellt man ſich auf dieſen Standpunkt, vertritt man 
die Auffaſſung, daß die Preſſe keine öffentlichen Intereſſen ver⸗ 
tritt, dann degradiert man die Preſſe, drückt fie auf ein tieferes 
Niveau und erreicht gerade das, was Schairer verhindert wiſſen 
will. Je höher man aber die Preſſe hebt, je mehr man ihre Rechte 
ſchützt, um jo freier kann fie ſich entfalten und um ſo ſicherer ihr 
wirkliches Ziel, nämlich den Schutz der öffentlichen Intereſſen 
verwirklichen. 

Schließlich wird von Schairer als Kritik des Zuſtandes noch 
die Tatſache angeführt, daß im Zeitungsgewerbe eine ungeheure 
Verſchwendung von Rohſtoffen und Materialien getrieben würde. 
Es gäbe in Deutſchland zu viele Zeitungen, und für einen großen 
Teil von ihnen ſei kein ernſthaftes Bedürfnis vorhanden. Dem 
gegenüber kann nur auf das Wort eines ſehr guten Kenners des 
Preſſeweſens hingewieſen werden, der gejagt hat: „Die Zeitung 
kann nur durch die Zeitung geheilt werden.“ Das ſoll 
bedeuten, daß, wenn eine Zeitung einmal einen Schaden anrichtet, 
dieſer durch die Vielzahl der Zeitungen korrigiert wird. Und es 
in unſtreitig ein Vorzug Deutſchlands, daß unſer Geiſtesleben nicht 
uniſormiert iſt, daß wir eine ſolche Vielzahl von Geiſteskulturen 
baden, daß wir nicht wie andere Länder nur ein Geiſteszentrum be— 
fen, ſondern zahlreiche, und daß dieſe Vielzahl auch in der Ge— 
Haltung unſeres Zeitungsweſens einen Wiederſpiegel finden muß. 
Die Verhältniſſe in England können hier nicht vorbehaltlos, wie es 
Schairer macht, zum Vergleich herangezogen werden, denn man muß 
die vollig anders geartete hiſtoriſche Entwicklung Deutſchlands berück— 
ſchtigen und damit die Tatſache, daß England nur zwei große 
parteien, Deutſchland aber eine Vielzahl hat. Die Verhältniſſe im 


deulſchen Zeitungsweſen haben ſich hiſtoriſch entwickelt, und man 


kann ſie nicht ohne weiteres beſeitigen. 

Daß in der deutſchen Preſſe vieles reformbedürftig iſt, hat noch 
me ein Journaliſt beſtritten. Es find, wie ſchon vorher geſagt, 
zweifellos Schönheitsfehler vorhanden. Aber nicht nur das, es gibt 
auch offenſichtliche Mißſtände. An der Verbeſſerung zu arbeiten, 
in Aufgabe der Berufsvertretungen, und zwar müſſen gemeinſam 
ſowohl die Journaliſten als auch die Verleger die Hand dazu bieten. 
Nit Hilfe der Selbſtverwaltung können alle Schäden beſeitigt 
verden. Anderer Aufſaſſung iſt Schairer. Er will die Staatshilfe. 
Er will, um es mit einem Wort zu ſagen, die Monopoliſierung 
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des Inſeratenweſens. Er nennt das Gemeinwirtſchaft. 
In Wirklichkeit aber iſt es etwas ganz anderes. Es iſt ein 
Rückfall in die Zeiten Friedrichs des Großen, wobei 
vergeſſen wird, daß ſich die Verhältniſſe ſeit jener Zeit völlig 
verſchoben haben und daß das, was damals galt, heute mit ganz 
anderen Augen angeſehen werden muß. . 

Die Forderungen Schairers find: planmäßige Bewirt⸗ 
ſchaftung des Zeitungsweſens, Feſtſtellung der un- 
wirtſchaftlichen Verſchwendung und eine grundſätzliche 
ſtaatliche Erhebung. Gegen die Statiſtik wird ſich nichts ein— 
wenden laſſen. Ein ſtatiſtiſcher Überblick über den Zeitungsmarkt 
iſt nicht nur außerordentlich intereſſant, ſondern auch wirtſchaftlich 
ſehr wichtig. Dann aber verlangt Schairer, das unterſucht werden 
ſoll, inwieweit die Zeitung ihre wirtſchaftliche Funktion erſüllt, wie 
ſie die Vermittlung von Angebot und Nachfrage bewirkt und ob die 
Erfüllung dieſer Aufgaben wirtſchaftlich iſt oder nicht. Ohne aber 
das Ergebnis dieſer Unterſuchung abzuwarten, ſagt Schairer ſchon 
heute: „Dabei wird ſich herausſtellen, daß unſer heu— 
tiges Zeitungsweſen nicht nur eine Unmenge von 
Rohſtoffen (Papier und Farbe), Energiequellen (Kohle. 
elektriſche Kraft), Maſchinen und menſchliche Arbeits- 
kräfte ſinnlos verſchwendet, ſondern auch das Über— 
wuchern des Inſeratenteils innerhalb der Zeitungen und 
Zeitſchriften unvernünftig und letzthin unwirtſchaftlich iſt.“ 
Den Beweis dieſer Behauptungen bleibt uns Schairer ſchuldig. Er 
macht nicht einmal den Verſuch, dieſe Behauptungen zu belegen. 
Das hindert ihn aber nicht, ſofort zu verlangen, daß aus ſeinen 
Feſtſtellungen die Konſequenzen gezogen werden. Alsdann ver- 
langt Schairer die Reduzierung der Zeitungen und Zeit— 
ſchriften und die Einſchränkung des Inſeratenweſens 
nach Umfang und Inhalt. Die Löſung dieſes Problems erſcheint ihm 
ſehr leicht: „Das einzige Mittel beides mit Sicherheit zu erreichen, 
iſt die Wiedereinführung des ſtaatlichen Inſeraten- 
monopols.“ Hiervon verſpricht ſich Schairer das alleinige Heil, 
und er verlangt, daß in jedem Kreiſe (Oberamt, Bezirksamt. 
Amtshauptmannſchaft) ein einziges ſtaatlich kontrolliertes 
Blatt als allgemeines Nachrichten- und Anzeigeblatt erſcheint, mit 
der alleinigen Befugnis zu der Veröffentlichung von Inſeraten, 
deren Annahme überdies von ihren volkswirtſchaftlichen Wert 
und ihrer Wirkung auf die Volkswohlfahrt abhängig gemacht 
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werden muß. Daneben wäre für jede Wirtſchaftsgruppe 
einem einzigen Fachblatt die Befugnis zum Abdruck von Inſeraten 
zu erteilen. Danach iſt nach Schairers Auffaſſung die Wirtſchaft, 
wie auch der Markt, ſowohl horizontal als auch vertikal ge⸗ 
gliedert. Sämtlichen übrigen Zeitungen und Zeitſchriften wäre die 
Veröffentlichung von Inſeraten nicht geſtattet. Das ſind in 
furzen Zügen dis Reformpläne, die Schairer hat. Er verſucht fie 
auch kurz zu begründen: Die Folge wäre nach ſeiner Auffaſſung eine 
„grundſtürzende Umwälzung“ des ganzen Zeitungsweſens. Vor 
allem müßten — und darin hat Schairer auch durchaus Recht — 
die inſeratloſen Zeitungen und Zeitſchriften den Bezugspreis um 
das Doppelte und darüber erhöhen, nämlich ſo weit, daß die Ein⸗ 
nahmen aus den Bezugsgeldern ſämtliche Unkoſten und die Ver⸗ 
jinſung decken. Dann würden viele Zeitungen eingehen, wie Schairer 
meint, diejenigen, die es wegen mangelhaften Inhaltes verdienten. 
Die großen politiſchen Blätter würden ſich behaupten können. 
„Wahrſcheinlich würden dann wie früher zwei, drei oder mehr 
Haushaltungen oder Einzelleſer ſich eine beſtimmte Zeitung zuſammen— 
balten, was im Intereſſe der Papiererſparnis unter allen Umſtänden 
wünſchenswert wäre. Die wichtigen und meiſten Nachrichten würden 
im amtlichen Kreisblatt erſcheinen, ſo daß die privaten Blätter auf 
ihre Kommentierung ſich beſchränken könnten. Der Wettlauf 
der Zeitungen um die neueſten Nachrichten würde dann aufhören.“ 
Schairer leiſtet ſich alsdann folgenden Satz: 

„Die inſeratloſe Zeitung würde ſich in ihrem 
Charakter mehr der Zeitſchrift nähern auch äußer— 
lich, indem ſie auf tägliches oder gar täglich zwei— 
maliges Erſcheinen verzichtet.“ 

So könnte vielleicht die Erhöhung des Bezugspreiſes vermieden 
werden, und gänzlich verſchwinden würde die Abhängigkeit vom In⸗ 
ſeratenteil, die Quelle der Degeneration unſerer politiſchen Preſſe. 
Tas wäre erſt die wahrhafte Preßfreiheit. Dann würde ſich ein 
ganz anderer Journaliſtenſtand herausbilden, der auf einem weſent⸗ 
lich höheren Niveau ſtände als jetzt. Die üblen Elemente aus 
dem Journaliſtenſtand würden verſchwinden und es würde ein ge⸗ 
ſunder Zuſtand ſich entwickeln. Die Amtsblätter, die Schairer 
vorſchlägt, würden ſo ſtark geleſen werden, wie irgend ein General⸗ 
anzeiger, vielleicht ſogar noch ſtärker, weil fie die einzigen Blätter 
ſind, die Inſerate enthalten, und zwar Inſerate, die wirklich 
einem Bedürfnis entſprechen. Wenn durch die Verringerung der 
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Reklame die Bedürfniſſe vermindert werden, jo ſei das vorteilhaft, 
es ſei für uns um ſo beſſer, als jetzt weniger konſumiert würde. 
Es würde um ſo mehr Kapital geſpart werden, um ſo mehr Güter 
würden für die Ausfuhr frei. Aber Schairer ſieht ein, daß man 
im Wege der Inſeratenverſtaatlichung doch nicht ganz das Ziel er- 
reicht, und er ſchlägt daher daneben noch, freilich als Übergangs⸗ 
erſcheinung, die ſogenannte „Inſeratenlizenz“ vor, das heißt, 
daß private Zeitungen zur Annahme von Inſeraten berechtigt ſind, 
wenn die Inſerate auch in den amtlichen Inſertionsorganen er- 
ſcheinen. Folgerichtig müßte mit dieſer Inſeratenlizenz ein ſtaat⸗ 
liches Inſeratenvermittlungs monopol verbunden werden. 
Für NReflameinferate. fol eine Zenſur eingeführt werden, die feſt⸗ 
ſtellt, ob ſie nicht gemeingefährlich oder gemeinſchädlich ſind. 

Aufgabe der amtlichen Kreisblätter wäre es, Anzeigenblätter zu 
ſein, Nachrichtenblätter und zugleich Bildung und Erziehung des 
Volkes zu bewirken. Vor allem ſoll auf dem Gebiet des Arbeits⸗ 
marktes eine Zentraliſation erfolgen, ſo daß ſowohl Stellenangebote 
wie Stellengeſuche nur im Amtsblatt erſcheinen. 

Wenn die Zeitungen beſondere Depeſchen bringen und mehr 
leiſten als der amtliche Apparat, dann ſollen ſie auch entſprechend 
teurer ſein: „Es iſt nicht anders als billig, wenn der 
Konſument von beſonderen und beſonders auf- 
gemachten Neuigkeiten, der Zeitungsfeinſchmecker, 
dieſe auch entſprechend bezahlen, wie man Luxus- 
waren teurer bezahlt als das gewöhnliche tägliche 
Brot.“ Und ſchließlich ſollen die Amtsblätter werden „das ge— 
gebene Inſtrument der Volkserziehung und Volksbildung“. Die 
beſten Köpfe, die tüchtigſten Kräfte Deutſchlands würden als Redak⸗ 
teure ſich mehr und mehr ſpezialiſiren. Die poſitive und aufbauende 
Tätigkeit würde der amtlichen Preſſe überlaſſen bleiben. — 

Im vorſtehenden Abſchnitt habe ich ohne Kritik die Vorſchläge 
Schairers wiedergegeben, um dem Leſer einen Einblick in dieſe Ge⸗ 
dankengänge zu ermöglichen, um zu zeigen, was Schairer erreichen 
will und auf welchem Wege. Sind aber die Wege gangbar? 
Führen ſie uns nicht ſtatt aufwärts in einen tiefen Abgrund? Wer 
ohne Voreingenommenheit dieſe Fragen prüft, für den kann die 
Antwort nicht zweifelhaft ſein. So gut gemeint die Vorſchläge 
Schairers ſind, ſo ernſthaft er ſich auch bemüht, eine Löſung zu 
finden — Schairers Vorſchläge ſind keine Verbeſſerung der jetzigen 
Zuſtände. Sie führen mit unvermeidbarer Sicherheit zu 


2 —— . ͤ——̃—ͤ—ͤ— — ——— — ——— —— . 2x— ——— — — 


227 Probleme der Tagespreſſe 227 


einem Abgrund nicht nur des Zeitungsweſens, ſondern unſerer 
ganzen öffentlichen Meinung. Die Endſtrecke des Weges 
heißt Korruption. Wenn die deutſche Preſſe ſich bisher rein 
gehalten hat, war das nicht zum mindeſten die Folge ihrer jetzigen 
kapitaliſtiſchen Verfaſſung. Und es iſt eine alte Erfahrung, daß je 
kapitalkräftiger ein Verleger iſt, je größer die Einnahmen einer 


Zeitung aus dem Inſerateil find, um fo eher der Unter⸗ 


nehmer imſtande iſt, ſich den Wünſchen der Inſerenten 
auf beſondere Berückſichtigung entgegenzuſtemmen. Zeitungen, 
die nur einen kleinen Inſeratenteil haben, bei denen die Ein⸗ 
nahmen nur gering ſind, ſind von den einzelnen Inſerenten 
viel abhängiger als Zeitungen mit großem Inſeratenteil. Wer 
das beſtreitet, der ſehe ſich einmal die Verhältniſſe in Frank⸗ 
teich an. Wie allgemein bekannt, ſpielt der Inſeratenteil in 
der franzöſiſchen Preſſe eine untergeordnete Rolle. Franzöſiſche 
Zeitungen haben nur wenig Anzeigen. Welche Folgen hat das in 
Frankreich? Zunächſt iſt der Nachrichtendienſt nicht ſo gut 
ausgeſtaltet wie in Deutſchland. Denn der Nachrichtendienſt koſtet 
Geld, und ſo hohe Aufwendungen wie die deutſchen Verleger ſind 
die franzöſiſchen nicht imſtande zu machen. Infolgedeſſen wird zu: 
nachſt das vernachläſſigt, was das Koſtſpielige iſt, nämlich die In⸗ 
formation. Die zweite Folge iſt aber viel bedenklicher. Da die 
franzöſiſchen Zeitungen aus dem Inſeratenteil ſelbſt nur wenig ein⸗ 
nehmen, ſo benutzen ſie andere Quellen, um ihren Etat zu balan⸗ 
cieren. Und dieſe find die bezahlten redaktionellen Mitteilungen. 
I Deutſchland iſt es unmöglich, daß eine anſtändige Zeitung ſich 
eine redaktionelle Notiz bezahlen läßt. Kein Kritiker, der auch 
nur einigermaßen Anſpruch darauf erhebt ernſt genommen zu werden, 
laßt ſich für eine Empfehlung von Werken oder von Künſtlern 
irgendwie entſchädigen. Die Auffaſſungen in dieſer Beziehung find 
in Deutſchland erfreulicherweiſe beſonders ſtreng. Ganz anders 
in Frankreich. Dort iſt es ganz an der Tagesordnung, daß 
derjenige, der in der Preſſe gelobt wird oder deſſen Werke empfohlen 
werden, hierfür auch eine Entſchädigung leiſtet. Intereſſant iſt es, 
daß gerade in der Zeit, in der man in Deutſchland ſich bemüht, 
den Zeitungen die Inſerate zu entziehen, in Frankreich ernſthafte 
Männer die entgegefgeſetzte Entwicklung anſtreben. Dort ver: 
ſpricht man ſich eine Verbeſſerung der Moral erſt von der 
Ausbreitung der Inſerateinnahmen. Hat doch der fran⸗ 


zöfiſche Schriftſteller Nouſſanne vor einiger Zeit geſchrieben: 
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„Die finanzielle und moraliſche Situation der franzöfifchen 
Zeitungen würde ſich heben, wenn das Annoncenweſen einen brei- 
teren Raum darin einnehmen würde.“ 

Das ſpricht der Verfaſſer aus, obwohl er ſelbſt auf die ſoge⸗ 
nannten verſteckten Textinſerate hinweiſt, alſo auch die geheimen 
Einnahmequellen des franzöſiſchen Verlages kennt. Muß man 
doch in Frankreich, wenn man einen Roman empfohlen haben will, 
eine Summe von rund 80000 Francs bezahlen, koſtet doch die Be⸗ 
ſprechung eines Buches im Durchſchnitt zwiſchen 15 bis 20 Francs 
pro Zeile. Dahin kommt man, wenn man den Inſeratenteil aus- 
ſchaltet oder die Einnahmen daraus verkürzt. Im übrigen zeigen 
ja die Erfahrungen, die man gerade in Frankreich gemacht hat, daß 
es auch noch andere Wege gibt, um ſich Einnahmen zu verſchaffen, 
wenn die Inſerate ausbleiben. Und das iſt die Verpachtung, 
ſei es des ganzen Blattes oder des Handelsteils an Bankinſtitute, 
Börſenintereſſenten und dergleichen. Würde man in Deutſchland dazu 
übergehen, den Zeitungen die Inſerate zu entziehen, dann würden 
alle Verſuche, unmoraliſche Handlungen durch Geſetz zu verbieten, 
ſcheitern an der vielſeitigen Möglichkeit, die Korruption zu betreiben. 
In moraliſcher Beziehung würde alſo nicht die angeſtrebte Ver— 
beſſerung, ſondern im Gegenteil eine Verſchlechterung eintreten. So 
ſagt denn auch ein Mann wie Bücher: 

„Trennen läßt ſich die hiſtoriſch gewordene Verbindung von 
öffentlicher und privater Publizität ſchwerlich wieder; denn ſie 
hat den Vorzug ökonomiſcher Zweckmäßigkeit.“ 

Und ein ſo ausgezeichneter Fachmann wie Löbl ſagt mit Recht: 

„Der Preſſe das anſtändige Inſeratengeſchäft nehmen, heißt 
ſie korrumpieren, heißt ſie mit Gewalt auf den Weg der geheimen, 
unehrlichen und ehrloſen Einnahmen drängen.“ 

Wohin würden wir aber kommen, wenn wir das ausführen, 
was Schairer vorſchlägt: für jeden Kreis ein amtlich kontrolliertes 
Organ, für jede Wirtſchaftsgruppe ein Fachblatt? Die 
Amtsblätter, die auf den Kreis beſchränkt find, würden natürlich 
abſolut keine Verbreitung haben. Die Folge davon wäre, 
daß die Inſerate auch nur von einem kleinen Kreis geleſen werden, 
alſo ohne große Wirkſamkeit bleiben. Zahlloſe Geſchäftshäuſer ſind 
aber darauf angewieſen, daß ihre Inſerate von Millionen geſehen 
werden, und es bedeutet zweifellos eine ganz erhebliche Ver⸗ 
teuerung, wenn man dieſe Häuſer zwingt, in allen Amtsblättern 
Anzeigen aufzugeben. Ob nun dieſe Amtsblätter auch nur einiger⸗ 
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maßen die Höhe einer heutigen Provinzzeitung erreichen werden, er: 
ſcheint zum mindeſten zweifelhaft. Denn wirkliche Jour⸗ 
naliſten werden ſich für ſolche Blätter kaum hergeben. 
Ihnen iſt die „Herrſchaft des Verlegers“ immer noch lieber als ein 
Landrat als Aufſichtsperſßn der Redaktion. Geradezu unmöglich iſt 
der Vorſchlag, daß man jeder Wirtſchaftsgruppe nur ein Fachblatt 
dewähren will. Denn da in jedem Gewerbezweige verſchiedenartige 
Intereſſen vorhanden ſind, ſo würde man, wenn man nur ein Fach⸗ 
blatt konzeſſioniert, dieſes der leiſtungsfähigſten Gruppe au: 
liefern. Die anderen wären ihres Reſonanzbodens beraubt. Die 
Folge davon wäre der Kampf um das Fachblatt. Jede Gruppe 
würde ſuchen, unter Anbietung höchſter Summen die Zeitſchrift in 
ihren Beſitz zu bekommen. 

Daß die Sozialiſierung der Preſſe auch den meiſten Partei- 
blättern den Garaus machen würde, ſei nur nebenbei erwähnt, denn 
sohllofe Parteien find gar nicht imſtande, ihre Blätter weiter er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, wenn ihnen das finanzielle Rückgrat gebrochen wird. 
Selbſt die ſozialdemokratiſchen Blätter können auf Inſerate nicht 
verzichten, trotzdem fie Zuſchüſſe aus der Parteikaſſe erhalten. Man 
mag über die Parteiblätter denken wie man will, wir werden fie. 
in Deutſchland nicht entbehren können. Und wenn ſich die Redak⸗ 
tion der Parteiblätter zuweilen einer gewiſſen Unabhängigkeit 
gegenüber den Parteileitungen erfreut, dann würde dieſe ſofort be⸗ 
jatigt werden, wenn die Zeitungen vollkommen aus der Parkeikaſſe 
geſpeiſt würden. 

Merkwürdigerweiſe vertritt Schairer den Standpunkt, daß nach 
der Sozialiſierung der Preſſe, d. h. nachdem die Inſerate aus den 
geitungen fortgefallen find, der Journaliſtenſtand gehoben 
würde. Ich denke keineswegs gering über den jetzigen deutſchen 
Jurnaliſtenſtand. Er umfaßt nicht nur treffliche Charaktere, ſondern 
auch ausgezeichnete und kenntnisreiche Männer, bei denen um- 
faſſende Bildung und journaliſtiſche Begabung zu— 
ſammen kommen. Ich würde aber jedes Mittel begrüßen, das 
imſtande iſt, den Kreis dieſer Männer auszudehnen, zu ermöglichen, 
daß wirklich eine Veredlung der Redaktion erfolgt. Aber ich 
weiß kein Mittel, das ungeeigneter dafür wäre als 
die Sozialiſierung der Preſſe. Denn wenn die Einnahmen 
ſinken, wovon ſollen dann die Gehälter bezahlt werden, um „den 
Jurnaliſtenſtand auf ein ganz anderes, weit höheres Niveau zu 
heben?“ Gehen die Einnahmen zurück, dann iſt es klar, daß an 
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Ausgaben geſpart werden muß, und je geringere Gehälter gezahlt 
werden, um ſo mehr werden ſich minderwertige Kräfte finden, den 
Dienſt der Preſſe zu verrichten, werden die anſtändigen Elemente zu 
anderen Berufen übergehen. Und leider gibt es genug „journaliſtiſche 
Hyänen des Schlachtfeldes“, die nur auf eine Gelegenheit warten, 
um die Situation auszunutzen, Elemente, die nicht aus Deutſchland 
ſtammen, ſondern aus einem Lande, deſſen Preſſe ganz erheblich 
unter dem ſteht, was der deutſche Journaliſt für anſtändig hält. 

Geradezu gefährlich iſt der Vorſchlag Schairers, daß unter 
Umſtänden einige Zeitungen in privatem Beſitz verbleiben 
dürften, wobei ſich der Staat unter gewiſſen Bedingungen beteiligen 
würde. Es wären beiſpielsweiſe von dem Satz, der über 5 % Ver⸗ 
zinſung hinausginge, drei Viertel an einen Reichsfonds abzugeben. 
Das heißt alſo, daß die wenigen Verleger, die das ſogenannte 
Inſeratenmonopol erhalten, hiermit erhebliche Gewinne erzielen. Es 
würde alſo derſelbe Zuſtand wieder eintreten, der unter Friedrich 
dem Großen vorhanden war, daß einige wenige Verleger wertvolle 
Pachtrechte beſitzen, die anderen dagegen nicht. Dgs wir hierdurch 
zu einer geradezu gefährlichen politiſchen Korruption kommen werden, 
braucht ja wohl nur angedeutet zu werden. 

Schairer meint, daß die ſogenannten Amtsblätter ſtark geleſen 
würden, weil ſie jetzt die Inſerate enthalten. Da aber jede Kon⸗ 
kurrenz fortfällt, ſo fehlt natürlich auch der Anſporn für die 
Leitung des Amtsblattes, beſonders Gutes zu leiſten, und wir würden 
bald wieder die Amtsblätter erhalten, die wir früher hatten, von 
denen Schairer mit Recht jagt, „daß fie wegen der unend— 
lichen Langweiligkeit des Stoffes vom Publikum nicht 
geleſen werden“. 

Ob auf dem Gebiete des Arbeitsmarktes Verbeſſerungen 
notwendig ſind, ſoll hier nicht unterſucht werden. Das gehört auf 
ein anderes Gebiet. Falſch aber iſt es, wenn man glaubt, durch die 
Sozialiſierung der Preſſe die Zuſtände auf dem Arbeitsmarkt wirk⸗ 
lich beſſern zu können. Wieviel Amtsblätter müßte ſich ein junger 
Kommis kaufen, der eine Stelle als doppelter Buchhalter ſucht? 
Heute weiß er genau, daß er ſolche Inſerate am beſten in dieſer 
oder jener Zeitung findet, weiß der Landwirt, wo ihm Petkuſer 
Saatroggen angeboten wird, der Bücherliebhaber, wo Bücherauktionen 
angezeigt werden. In Zukunft wird für alle diejenigen, die beſtimmte 
Inſerate ſuchen, unmöglich ſein, feſtzuſtellen, in welchem Amtsblatt 
ſie erſcheinen. Noch viel ſchlimmer wird es für diejenigen ſein, die 
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eine Stelle ſuchen, denn da nicht alle Stellenangebote in allen 
Amtsblättern erſcheinen können, ſo müſſen die Stellenſuchenden ſich 
jahlreiche Amtsblätter kaufen, um ſich durch den Wald von In⸗ 
ſeraten durchzuwinden. Wie groß würde beiſpielsweiſe der Inſeraten⸗ 
teil des Amtsblattes für die Mark Brandenburg werden? Ihn durch— 
uleſen, würde täglich mehrere Stunden erfordern. Hier hat die 
jezige Arbeitsteilung der Preſſe trotz ihrer unſtreitbaren 
Rängel ſicher auch gewiſſe Vorzüge. 

Schließlich wird das Moment der Bildung ins Feld geführt. 
Schairer glaubt, daß die ſozialiſierte Preſſe imſtande ſei, die Bildung 
und Erziehung des Volkes zu heben. Wie das aber geſchehen ſoll, 
wenn die nichtamtliche Preſſe ſo teuer wird, wie Schairer ſelbſt 
zugibt, iſt einfach unerfindlich. Je geringer die Einnahmen der 
Jitung, um jo weniger kann ſie auf kulturellem Gebiete leiſten, um 
ſo weniger Raum hat ſie für Aufklärung und Belehrung ihrer Leſer. 
Denn die Preſſe iſt keineswegs ſo ſchlecht, wie Schairer vorausſetzt. 
Sagt doch Bücher, der gewiß der Preſſe objektiv gegenüberſteht, daß 
troz aller Mängel ſchon darin ein großer Segen liege, daß die 
Preſſe jeden nach ſeinem Vermögen an den Fortſchritten der geiſtigen 
Kultur teilnehmen läßt, und daß es ſchwer wäre, eine Einrichtung 
zu finden, die der modernen Geſellſchaft ſo viel Zeit und Kraft ſpart, 
wie das Annoncenweſen der Zeitungen, deſſen Ertrag den Zeitungs⸗ 
unternehmer inſtand ſetzt, den Preis ſeines Blattes weit tiefer an— 
zuſetzen, als nach den Herſtellungskoſten zu erwarten wäre. 


II. 
Zeitungskunde als Lehrfach 


Man hat nicht mit Unrecht das Zeitungsweſen als das „Aſchen⸗ 


brödel der Forſchung“ bezeichnet, und in der Tat, es iſt verwunder— 
lich, daß ein ſo unendlich wichtiges Gebiet, wie es das Zeitungs— 
deſen in unſerem geiſtigen, kulturellen, wirtſchaftlichen und ſozialen 
Leben darſtellt, ſo wenig von der Wiſſenſchaft beachtet wurde. Zwar 
verfügen wir in Deutſchland keineswegs über eine geringe Literatur 
über das Zeitungsweſen — es gibt eine ganze Anzahl von Büchern 
und Broſchüren, die Detailgebiete des Zeitungsweſens behandeln — 
eine gründliche wiſſenſchaftliche ſyſtematiſche Darſtellung fehlt uns 
indes bis jetzt noch ganz und an unſeren Hochſchulen iſt das Zeitungs— 
weſen mit wenigen Ausnahmen kaum vertreten. 

Den Anfang mit der akademiſchen Behandlung des Zeitungs— 
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weſens hat — wenn man von den früheren ſogenannten „Zeitungs- 
kollegien“ abſieht — Karl Bücher gemacht, der ſchon in Baſel 
Vorträge über Zeitungsweſen hielt, ſie dann in Leipzig fortſetzte und 
ſchließlich das Inſtitut für Zeitungskunde gründete. 

Ihm folgte Koch in Heidelberg, während gleichzeitig in der 
Schweiz Wettſtein mit großem Erfolg das Zeitungsweſen im 
Rahmen der Univerſitätsvorleſung behandelte. Sehr erfolgreich 
waren die Anſätze, die an der Kölner Handelshochſchule gemacht 
wurden. Robert Brunhuber, einer der kenntnisreichſten und 
begabteſten Journaliſten, konnte ſein Werk nicht vollenden, da er im 
jugendlichen Alter auf einer Entdeckungsreiſe auf der Grenze zwiſchen 
Tibet und China ermordet wurde. Später hat man dann in Köln 
das Zeitungsweſen beſonders ausgebaut und die einzelnen Diſziplinen 
unter verſchiedene Journaliſten verteilt. Bei dieſen Anſätzen iſt es 
eine zeitlang geblieben und erſt Ende des Jahres 1918 entſchloß ſich 
das Preußiſche Kultusminiſterium einen amtlichen Lehr⸗ 
auftrag für Zeitungsweſen zu erteilen, und zwar für das 
Orientaliſche Seminar der Berliner Univerſität, womit Dr. Otto 
Jöhlinger betraut wurde. Gewiſſe Anzeichen laſſen aber darauf 
ſchließen, daß nunmehr das Zeitungsweſen ſeinen Einzug in das 
Programm der Hochſchulen halten wird: Kurze Zeit nach Erteilung 
des erſten Lehrauftrages für Berlin habilitierte ſich d' Eſter, ein 
kenntnisreicher junger Hiſtoriker, an der Univerſität zu Münſter und 
die Erteilung eines Lehrauftrages an einen vortrefflichen jüngeren 
Journaliſten ſteht an einer ſüddeutſchen Hochſchule unmittelbar bevor. 
In Köln hat Profeſſor Spahn einen Lehrauftrag für Zeitungskun de 
erhalten. 

Die Einſchaltung der Journaliſtik in den Lehrplan unſerer 
Univerſitäten entſpricht einem Bedürfnis unſerer akademiſchen 
Welt, denn die bisherige Vernachläſſigung hat ſich unſtreitig gerächt. 
Die völlige Kenntnisloſigkeit von all dem, was mit Zeitungsweſen 
zuſammenhängt, iſt ja im Kriege in erſchreckender Weiſe zu Tage 
getreten. Die fürchterlichen Mißgriffe der Zenſur, die völlig falſche 
Behandlung deſſen, was man „öffentliche Meinung“ nennt 
und vieles andere gehören hierher. Wo die Schuld lag, ſoll hier 
nicht unterſucht werden. Jedenfalls muß die Zeit, in der Univerſität 
und Preſſe getrennte Bahnen gingen, der Vergangenheit an⸗ 
gehören, beide ſind auf einander angewieſen. Das hat eine ſehr 
gedankenreiche Aufſatz⸗Serie, die in der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ vom Januar 1918 enthalten war, gezeigt. Beide Inſtitu⸗ 
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tionen unſeres öffentlichen Lebens, Univerſität und Preſſe, haben 
einander viel zu bieten, keines der beiden kann ohne das andere be- 
ſiehen, und fo werden auch unſere Univerſitäten ſich immer mehr 
mit Journaliſtik beſchäftigen müſſen. Um es aber gleich vorweg 
u nehmen: beſondere „Hochſchulen für Journaliſtik“ kommen 
nicht in Betracht. Das, was unſere Journaliſten gebrauchen, iſt 
neben der Begabung und dem Talent, die ſyſtematiſche Aus» 
bildung, wie ſie unſere Hochſchulen ſchon heute bieten. 
Es kommt alſo nicht auf eine Neuſchaffung an, ſondern lediglich auf 
eine Ergänzung, und zwar derart, daß im Rahmen der 
Univerſitäten das Zeitungsweſen mehr berückſichtigt 
wird, aber nicht nur, wie bisher, lediglich unter hiſtoriſchen oder 
ſuriſtiſchen Geſichtspunkten, ſondern darüber hinaus auch unter 
virtſchaftlichen. Die Journaliſtik iſt ein Teilgebiet der National⸗ 
ölonomie, wenn fie auch auf zahlreiche andere Grenzgebiete übergreift. 

Faſt gleichzeitig mit meiner Broſchüre: „Zeitungsweſen und 
Hochſchulſtudium“ ! erſcheint die Schrift eines geſchätzten und be⸗ 
kannten Fachmannes, Dr. Martin Mohr?, die ſich mit dem gleichen 
Problem befaßt, nämlich mit „Vorſchlägen und Forderungen 
zut wiſſenſchaftlichen Löſung eines ſozialen Grund— 
problems”. Mohr unterſucht die Frage: Was ſchuldet die neue 
Jit dem Zeitungsweſen? Er gibt zunächſt eine Überſicht über die 
Jeitungen als Helferin der neuen Zeit, ſkizziert den Weg, den die 
Reform gehen muß, beleuchtet das Problem der Zeitung nach ver- 
ſciedenen Geſichtspunkten und kommt nach einem ſtatiſtiſchen Aus⸗ 
Aug auf die Stellung der Journaliſtik zu ſprechen, wobei die bis⸗ 
herigen Anſätze beſprochen werden und alsdann macht er feine eigenen 
Lorſchläge, bezüglich der wiſſenſchaftlichen Ausgeſtaltung der Jour⸗ 
litt. Die Lektüre der Schrift von Mohr kann ich jedem empfehlen, 
der ſich mit dem Problem der Journaliſtik befaſſen will. Im Ziel 
kia ich mit dem Verfaſſer einig, in den Wegen vermag ich ihm 
freilich nicht immer zu folgen, obgleich ich anerkenne, daß er von 
dem beiten Willen beſeelt ift. 

Recht treffend ſagt der Verfaſſer, daß aus eigenem Fleiße ohne 
icgendwelche Staatshilfe unſer Volk im Laufe der letzten 50 Jahre 
mehr als 4000 Tageszeitungen über das ganze Deutſche Reich er- 
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richtet hat, die wie Armeen an die Front rückten als der Krieg 
ausbrach. Aber trotz dieſer „ſiebenten Waffe“ hatte man an 
ihre Mobiliſierung nicht gedacht. Sechsfach war man zur Abwehr 
gerüſtet, aber man hatte nicht an das gedacht, „was feiner iſt als 
das feinſte Gas und weiter wirkt als die elektriſche Welle“. Und 
ſo iſt es zu erklären, daß man dieſes wichtige Inſtrument im Kriege 
nicht zu handhaben verſtand. | 

Um fi einen Begriff von der Bedeutung des Zeitungsweſens 
zu machen, gibt Mohr eine kurze ſtatiſtiſche Überſicht; aber alle Ver⸗ 
ſuche, eine gute Statiſtik des Zeitungsweſens zu bilden, ſind bisher 
geſcheitert, vor allem daran, daß ein Zwang zur Abgabe der not- 
wendigen Erklärung nicht beſtand. Alle Statiſtiken über Zeitungen 
ſind mangelhaft. Das gilt auch von einer Umfrage, die ſeinerzeit 
das Kriegspreſſeamt veranſtaltet hat und die zahlloſe Fehler ent⸗ 
hält. Will man eine wirklich umfaſſende Statiſtik haben, will man 
genau ermitteln, wieviel Zeitungen in Deutſchland erſcheinen, dann 
muß man das durch eine Reichsſtatiſtik machen, zu der alle 
Zeitungen und vor allem ſämtliche Druckereien das Material zu 
liefern verpflichtet werden müſſen. Solange das nicht geſchieht, 
ſchwebt jede zahlenmäßige Schätzung in der Luft. — 

Was von der Zeitung im allgemeinen gilt, gilt auch von den 
Männern, die hier tätig ſind. Auch hier fehlt die Statiſtik. Wir 
wiſſen nicht einmal, wieviel Redakteure, wieviel Hilfsperſonal in der 
Preſſe beſchäftigt ſind. Die Berufszählung gab hier nicht die not⸗ 
wendige Scheidung zwiſchen Redakteur und Schriftſteller. Das 
Handbuch des Kriegspreſſeamtes iſt oberflächlich, lückenhaft und voller 
Fehler. Es enthält insgeſamt nur 5000 Namen, während Mohr 
mit 12 000 im Journalismus tätigen Perſonen rechnet! Nun wirft 
Mohr die Frage auf, was wußte die Offentlichkeit von ihnen, der 
ſie mit Hingabe dienten und was tat ſie für ſie? Beiden Fragen 
find negativ zu beantworten. Mohr ſagt ſelbſt, „man ver— 
langte alles und tat für ſie nichts“. 

Es gibt in Deutſchland keinen Beruf, der derart auf die Offent⸗ 
lichkeit einwirkt, der eine derartige Bedeutung hat, wie der Journa⸗ 
lismus, dem man nicht das Recht auf wiſſenſchaftliche 
Pflege ſeines Wiſſens und ſeines Arbeitsbereiches zuerkannt hätte. 
Nur für den Journaliſten hat man ſo gut wie nichts getan, und 
das iſt um fo auffallender, als Bücher ſchon 1884 den Anfang ge—⸗ 
macht hatte, das Zeitungsweſen akademiſch zu behandeln. Daß in 
der Zwiſchenzeit ſo wenig geſchehen iſt, iſt um ſo auffallender, als 
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von ſeiten der beteiligten Kreife oft genug die Forderung nach Aus— 
bau der Studienmöglichkeit geſtellt wurde. Freilich waren ſich die 
Männer, die dieſe Forderung aufſtellten, nicht immer einig über das 
Ziel, nicht einig über den Weg. Auch auf dem Gebiete der jour⸗ 
naliſtiſchen Ausbildung ſpielt das „Mancheſtertum“ eine große Rolle. 
Einer der bedeutendſten Journaliſten erklärte mir, nachdem er meine 
Brofhüre, die die Notwendigkeit der gediegenen Ausbildung für den 
Jurnaliſten betont, geleſen hatte: „Sie haben mich von meinem 
Nancheſtertum geheilt. Bisher ſtand ich auf dem Standpunkt, daß 
man, ebenſo wie man das Schwimmen nur im Waſſer lernen kann, 
auch den Journalismus nur in der Praxis lernt, daß man entweder 
zum Journaliſten geboren iſt oder nie ein Journaliſt wird. Aber 
Sie haben mich von dieſem Irrtum bekehrt.“ Aber nicht alle ſind 
jo einſichtig. Heute gibt es noch zahlloſe journaliſtiſche „Mancheſter⸗ 
leute“, die auf dem Standpunkt ſtehen, daß eine wiſſenſchaſtliche 
Ausbildung im Journalismus am eheſten entbehrt werden könnte, 
da die Praxis die Hauptſache ſei. 

Mohr gibt eine anſchauliche Überſicht von den Reſolutionen, 
die von den Verbänden der Journaliſten gefaßt wurden. Der Verein 
deutſcher Zeitungsverleger, der Reichsverband der deutſchen Preſſe 
umd zahlloſe andere Organiſationen haben immer wieder die Forde— 
tung aufgeſtellt, daß zu der Begabung die wiſſenſchaftliche 
Ausbildung kommen ſolle und beſonders treffend iſt das Ver— 
langen, das Mohr ſelbſt einmal geſtellt hat, „daß eine Generation 
der Journaliſten der anderen helfe, daß die Alten den Jungen 
ſagen, was ſie gelernt und erfahren haben, damit der Nachwuchs 
neuen Aufgaben ſeine Kräfte ungebrochen und ungehemmt zuwenden 
kann 


Überall iſt man bemüht, frühere Erfahrungen ſyſtematifch 
zuſammenzuſtellen und zu erhalten und auch für den journaliſtiſchen 
Nachwuchs handelt es ſich darum, ihn zur Erleichterung feiner Tätig- 
fit zur methodiſchen Arbeit und zur Gründlichkeit anzuleiten. Mit 
dieſen Forderungen deckt ſich auch eine Entſchließung des „Reichs⸗ 
verbandes der deutſchen Preſſe“, die beſagt, daß zwar der jour⸗ 
naliſtiſche Beruf eine eigene Berufsbegabung vorausſetze, daß 
lrozdem eine theoretiſche Vorbildung für den Journaliſten erforderlich 
it und daß „bei Errichtung von Lehrſtühlen für Zeitungs— 
kunde an deutſchen Hochſchulen die Berufung von Ber: 
ſonen, denen Erfahrungen aus der Praxis zur Ver— 
fügung ſtehen, als ſelſtverſtändlich gefordert wird“. 
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Nach der Überſicht über die bisherigen Anläufe, die nicht ganz 
erſchöpfend iſt, kommt nun Mohr zu einem eigenen Vorſchlag, und 
dieſer geht darauf hinaus, ein allgemeines „Inſtitut für Zeitungs- 
kunde“ zu errichten. Dieſes Inſtitut iſt ſo gedacht, daß es als 
Zeitungszentrale des In- und Auslandes dienen ſoll; ferner ſoll eine 
aktuelle Redaktionsmuſter⸗ und Nachſchlagebibliothek gebildet werden, 
eine Auskunftsſtelle ſoll geſchaffen werden, ein Leſeſaal mit De— 
peſchenauslagen und ſchließlich Material- und Erfahrungsaustauſch 
mit Zeitungen, amtlichen Preſſeſtellen und Inſtituten. In zweiter 
Linie kommen dann die Förderung der Zeitungskunde durch Ein— 
richtung von Fachbüchereien, Archiven und Ausſtellungen, durch 
Förderung der Forſchungstätigkeit, durch Vorleſungen und Seminar⸗ 
übungen. Hierzu ſoll eine Beratungsſtelle treten mit Berufsanleitung, 
Herausgabe von Tagesmaterial und Journaliſtenaustauſch. Das iſt 
in großen Umriſſen der Plan, den ſich Mohr gemacht hat. Sein 
Ziel fol fein, das Zeitungsweſen der Gegenwart, „ſoweit es praf- 
tiſch und nach Maßgabe der Mittel tunlich iſt“, lebendig zur Dar- 
ſtellung zu bringen. 


Die Schaffung der Einrichtungen denkt ſich Mohr derart, daß 
man zunächſt die deutſchen Zeitungen und Zeitſchriften umfaßt, die 
den großen Zentralbibliotheken bereits unentgeltlich zugehen. Dieſe 
Ausführung wäre nicht beſonders ſchwierig. Es wäre denkbar, daß 
man aus der preußiſchen Staatsbibliothek vielleicht das Material, 
welches das Zeitungsweſen betrifft, ausſonderte und befonders unter 
dem Geſichtspunkte der Journaliſtik zuſammenſtellte. Man darf ſich 
aber nicht im unklaren darüber ſein, daß, wenn die Sammlung auch 
nur einigermaßen Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen will, dazu 
ungeheure Räume notwendig ſind. Denn allein die Bände unſerer 
führenden Tageszeitungen füllen ſchon heute in den gen unſerer 
Zeitungen oft gewaltige Säle aus. 


Daß trotz der techniſchen Schwierigkeiten, die der Sammlung 
im Wege ſtehen würden, Theorie und Praxis hiervon Vorteile haben 
könnten, iſt nicht zu bezweifeln. Eine andere Frage iſt aber, ob 
man ſtatt der Zentraliſierung nicht die Dezentraliſierung vor⸗ 
ziehen ſoll, d. h., daß man ſich lediglich auf eine Überſicht der 
Stellen beſchränkt, die Zeitungen ſammeln und einbinden, die die 
Einſichtnahme geſtatten. Hier würden erhebliche Koſten geſpart 
werden können, und der Nutzeffekt könnte unter Umſtänden der gleiche 
ſein. Daß man die ausländiſche Preſſe ebenfalls ſammelt, iſt ein 
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ſehr brauchbarer Vorſchlag. Seine Ausführung iſt aber gerade 
unter den heutigen Verhältniſſen außerordentlich koſtſpielig. 

Ob man aber den ausländiſchen Journaliſten mit einer ſolchen 
Jeitungsſammlung einen Dienſt erweiſt, erſcheint mir nach meinen 
praktiſchen Erfahrungen zweifelhaft. Mohr iſt der Anſicht, daß es 
den ausländiſchen Journaliſten nützen würde, „wenn man ihnen er: 
leichtert, an einer von zeitungswiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten ge— 
leiteten Stelle die öffentliche Meinung in Deutſchland und die 
deutſchen Verhältniſſe zu ſtudieren“. Soweit ich die ausländiſchen 
Journaliſten kenne, ſtudieren fie die deutſchen Verhältniſſe und die 
deutihe öffentliche Meinung nicht in Archiven und Bibliotheken, 
ſondern an ganz anderen Stellen. Praktiſch würde eine Benutzung 
durch ausländiſche Journaliſten uns kaum weſentliche Vorteile 
bieten und ob man, wie Mohr meint, junge ausländiſche Jour— 
naliten heranziehen kann, um fie mit einer richtigen Kenntnis des 
deutſchen Weſens auszuſtatten, erſcheint mir ebenfalls mehr als 
zweifelhaft. 

Eine wichtige Aufgabe iſt es, Journaliſten die Auskünfte zu 
erteilen, deren ſie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen. Um das 
aber zu erreichen, müßte ein ganzungeheures Archivmaterial 
rorhanden fein, das mit gewaltigen Koſten verknüpft iſt. Ich bin 
perſönlich ein ſehr großer Anhänger der Archive, weiß aber, welche 
Unſummen ein Spezialarchiv, das auf der Höhe ſein ſoll, verſchlingt. 
(Ein Archiv, das gleichzeitig dem politiſchen, dem Feuilleton, dem 
wittſchaftlichen und dem lokalen Teil der Preſſe Auskunft geben 
ſoll, bedarf eines Stabes ausgeſuchter Mitarbeiter, die die Verhält— 
niſſe ihrer Reſſorts kennen, und ferner zahlloſer meiſt recht koſt⸗ 
ſpieliger Hilfskräfte. Schon nach wenigen Jahren würde ein Archiv, 
dus nur einigermaßen den Anforderungen entſpricht, einen Jahres⸗ 
tat von mehreren hunderttauſend Mark erfordern.) Ich glaube 
kaum, daß die Koſten durch die geplante Auskunftserteilung gedeckt 
erden könnten, auch dann nicht, wenn, wie Mohr es erſtrebt, dieſe 
einrichtung als allgemeine Auskunftsſtelle für weite Kreiſe in Be— 
nacht kommen fol. 

Bin ich alſo auf den Gebiete der Zentralifation des Zeitungs⸗ 
materials nicht immer einig mit Mohr, ſo ſtimme ich völlig mit 
ihm überein, wenn er verlangt, daß die Zeitungskunde mehr als 
tieher beachtet werden fol. Die Errichtung einer beſonderen 
Jätungabibliothef, in der die geſamte Literatur des Zeitungsweſens 
gammelt iſt, die Abhaltung von Vorleſungen und Seminaren ift 
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durchaus erſtrebenswert. An einer Spezialbibliothek für das Zeitungs⸗ 
weſen fehlt es uns noch. 

Für unmöglich halte ich es, aber die Forderung zu erfüllen, 
die Mohr von der Zeitungskunde verlangt. Er ſagt, es ſei 
ihre Aufgabe, an Hand des Materials, das die Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften bringen, alle öffentlich bemerkenswerten Vorgänge zu beob⸗ 
achten, zu verzeichnen, auf ihren Wahrheitsinhalt zu unter: 
ſuchen, und er verlangt, daß das Reſultat in kürzeſter Friſt und ſo 
handlich als möglich den Zeitungen zur Verfügung geſtellt werden 
ſoll. Ich halte es für ausgeſchloſſen, daß ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 
Zeitungsnachrichten auf ihren Wahrheitsinhalt zu unterſuchen 
imſtande iſt. Noch weniger bin ich der Anſicht, daß es feine Auf- 
gabe iſt, „den Zeitungen das Reſultat in kürzeſter Friſt zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen“. Das wird auch dann nicht möglich ſein, wenn 
die amtlichen Stellen das Inſtitut mit Material unterſtützen; denn 
wer im Zeitungsbetrieb gearbeitet hat, weiß, wie ſchwer es in zahl⸗ 
loſen Fällen iſt, den Wahrheitsinhalt zu unterſuchen. Infolgedeſſen 
fällt auch die Hoffnung Mohrs in ſich zuſammen, der von der wiſſen⸗ 
ſchaftlich organiſierten Zuſammenarbeit „eine Reinhaltung der 
Atmoſphäre des öffentlichen Lebens ſich verſpricht“. 
Eine wiſſenſchaftliche Stelle kann lediglich die Forſchungs⸗ 
arbeit leiſten, nicht aber bezwecken, „das öffentliche Leben zu 
reinigen“. Insbeſondere iſt es nicht möglich, durch fortgeſetzte 
Beobachtung die öffentliche Meinung, wie Mohr es annimmt, „vor⸗ 
teilhaft dazu beizutragen, unſere Publiziſtik unauffällig auf eine 
richtige und kluge Behandlung des Auslandes hinzuweiſen und uns 
mindeſtens Überraſchungen zu erſparen, wie ſie zu Beginn des 
Krieges in der Frage, warum wir ſo unbeliebt ſeien, einen ſo ſonder⸗ 
baren und darum ſo ſchmerzhaft anmutenden Ausdruck gefunden 
habe“. Glaubt Mohr wirklich, daß es einem wiſſenſchaftlichen Inſtitut 
möglich iſt, Männer wie: Ernſt Reventlow, Georg Bernhard, Theodor 
Wolff, Hilfferding oder Wulle „durch ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 
unauffällig auf eine richtige Behandlung des Auslandes hinweiſen 
zu können“? Die Zeitungen würden jeden derartigen Verſuch höf⸗ 
lich aber entſchieden zurückweiſen und meiner Auffaſſung nach nicht 
mit Unrecht. Was Mohr hier über die ſogenannten „praktiſchen 
Geſichtspunkte“ ſagt, iſt ein Gebiet, auf dem ich ihm nicht zu 
folgen wage, ſondern vor dem ich glaube ganz entſchieden warnen 
zu müſſen. Das Zeitungsinſtitut ſoll ausſchließ lich der Wiſſen⸗ 
ſchaft dienen, nicht aber der Beeinfluſſung der Preſſe. 
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Was dagegen über die theoretiſche und praktiſche Berufs⸗ 
ausbildung geſagt wird, iſt durchaus der Prüfung wert. Mohr 
deutet einige Wege an, die man beſchreiten muß, um den angehenden 
Purnaliſten fo zu ſchulen, daß er das, was er in der Praxis ge— 
kmt hat, verwenden kann. So ſehr ich aber auch die theoretiſche 
Ausbildung des Journaliſten einſchätze, ſo muß ich doch andererſeits 
ſigen, daß man von ihr nicht alles Heil erwarten kann. Sehr oft 
vd ein begabter Journaliſt ſeinen Weg auch ohne die Schulung 
nachen, wenn er nur das Talent dazu hat und andererſeits wird 


nuncher ſich die wiſſenſchaftliche Ausbildung aneignen und nachher 


mangels Begabung vollkommen verſagen. Hier muß derjenige, 
det ein Zeitungs ſeminar leitet, imſtande fein, feſtzuſtellen, wer 
die pſychologiſchen Vorausſetzungen für den Journalismus er- 
füllt und wer nicht. 

Zur Förderung der Zeitungskunde verlangt Mohr die Heraus⸗ 
gabe einer Zeitſchrift, die rein wiſſenſchaftlich das Zeitungsweſen 
behandelt. Auch dieſe Forderung möchte ich unterſchreiben. Zwar 
hat Bücher in feiner „Zeitſchrjft für die geſamten Staatswiſſen⸗ 
ihaften“ wertvolle Beiträge über Journaliſtik veröffentlicht. Es 
ſchlt aber bisher an einem Organ, in dem alle wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten über das Zeitungsweſen vereinigt und in dem Arbeiten 
aus anderen Gebieten nicht veröffentlicht werden. Mit Recht ver⸗ 
langt hier Mohr, daß die Zeitſchrifſt auf einem wiſſenſchaftlichen, 
neutralen Boden ſteht. Sie muß abſolut unabhängig fein von 
Intereſſentengruppen. — 

Soweit die Hauptgedanken von Mohr, die, wie der Leſer wohl 
feht, eine Fülle von Anregungen bringen und zweifellos einen ſehr 
vertvollen Kern in ſich bergen. Ich glaube, daß es nicht ſchwer 
tät, Rohr zu überzeugen, was Schale und was Kern iſt und daß 
a ſeinen Plan reduziert auf das wirklich Erreichbare, ſowie auf 
ules Beiwerk verzichtet, was außerhalb des Rahmens wiſſenſchaft⸗ 
licher Tätigkeit liegt. Mit dem „Seminar für Zeitungskunde 
und Zeitungs praxis“! iſt in Berlin der Anfang gemacht. Dort 
ind bereits Anſätze einer Hand⸗ und Nachſchlagebibliothek vorhanden, 
eine Reihe von Studenten befaßt ſich mit der Bearbeitung von 
problemen des Zeitungsweſens und abwechſelnd werden dort von 
Seminarmitgliedern und Praktikern des Zeitungsfachs Vorträge ver- 
maltet, an die ſich ſtets eine längere Ausſprache anſchließt. 


Das ſich in den Räumen des orientaliſchen Seminars zu Berlin, 
Tnotheenſttaße 7, befindet. 
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Zugleich wird in dieſem Seminar den Studierenden Gelegen: 
heit geboten, praktiſch die Bedürfniſſe der Preſſe kennen zu lernen. 
Dabei muß man ſich im klaren ſein, daß die Journaliſtik 
nicht nur für ſolche in Betracht kommt, die den Redaktionsberuf 
ergreifen wollen, ſondern darüber hinaus für zahlloſe andere, 
namentlich für Politiker, für Anwärter des Auswärtigen Amtes 
und für ſolche, die im Nebenamt ſich in der Tagespreſſe ſchrift⸗ 
ſtelleriſch betätigen wollen. Jeder Redakteur kann ein Lied davon 
ſingen, wie unbeholfen ſich oft Akademiker zeigen, wenn ſie ihre Ge⸗ 
danken in der Preſſe vertreten wollen, ſei es, daß ſie mit den Ver⸗ 
hältniſſen der Preſſe nicht vertraut find, ſei es, daß fie nicht im- 
ſtande ſind, ihren Gedanken die Form zu geben, die allein für die 
Wiedergabe in der Zeitung in Betracht kommt. Auch hier kann die 
journaliſtiſche Ausbildung Erſprießliches leiſten. Nur muß der, der 
Journaliſtik vorträgt, ſich im klaren darüber ſein, daß das Zeitungs⸗ 
weſen noch keine Wiſſenſchaft iſt und daß man für Journaliſten 
keine beſonderen Hochſchulen errichten kann. Zeitungskunde iſt ledig⸗ 
lich ein Lehrfach unſerer Hochſchulen. 
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Die Entwicklung der gewerblichen 
Frauenarbeit im Kriege 


Von Dr. Marie⸗Eliſabeth Lüders, M. d. N. 


Jahalts verzeichnis: Die allgemeine Lage des Arbeitsmarkts für Frauen im 
Kriege S. 241—247. Die einſchlägigen behördlichen Stellen S. 247 —248. 
die allgemeinen Geſichtspunkte für eine Regelung der gewerblichen Frauen⸗ 
udeit S. 248— 251. Die Arbeitsnachweiſe S. 251—259. Die Wohnungs⸗ 
ſtuge S. 259 — 260. Die Hausfrauen» und Haustöchterreſerve S. 260 — 262. 
deränderungen in Art und Dauer der Arbeit S. 263 — 267. 


ehr als zwei Jahre waren nach Beginn des Krieges verfloſſen, 

bis die Erkenntnis ſich in Deutſchland genügend Geltung 

derſchafft hatte, daß auch die vollzähligſte militäriſche Rekrutierung 

nie und nimmer zum Erfolge führen könnte ohne genügenden Erſatz 
auf dem Arbeitsmarkte. 

Es ſoll hier dahingeſtellt bleiben, ob es überhaupt für irgend⸗ 
eine der Nationen möglich war und auf ihre Entſchließung zum Ein⸗ 
tritt in dieſen Krieg von beſtimmendem Einfluß geweſen wäre, dieſen 
ungeheuerlichen Verbrauch an Material vorauszuſehen und dadurch 
don vornherein die überragende Bedeutung des Arbeiterproblems für 
dieſen Krieg zu erkennen. 

Deutſchland — oder richtiger, die Mittelmächte — hatte jeden⸗ 
falls allen Anlaß, dieſe Fragen mit äußerſtem Peſſimismus und 
größter Aufmerkſamkeit von Anfang an zu betrachten, da mit Englands 
Kriegserklärung ſofort die ganze Grundlage des Krieges verſchoben 
und zwei Sorten von Waffen in Gebrauch waren, deren eine — die 
dlockade — wir weder auch für uns ſchmieden, noch dem Feinde 
aus der Hand ſchlagen konnten. Wie wenig die Gefahr, die von 
diefer Seite des Krieges ausging, auch in leitenden Kreiſen empfunden 
wurde, beweiſt vielleicht u. a. die Aufnahme unſeres erſten Friedens⸗ 
angebotes im eigenen Lande von Mitte Dezember 1916, alſo zu einer 
kit, die vor: und nachher unter dem Zeichen der „Materialklemme“ 
und des ſogenannten „Hindenburgprogramms“ mit dem Hilfsdienſt⸗ 
geſez ſtand, dieſem gewaltigen Maſſenaufgebot von Menſchen und 
Naterial, zu deſſen Durchführung im November 1916 das Kriegs⸗ 
ent mit feinen drei wichtigſten Nebenabteilungen, dem Kriegserſatz⸗ 


and Arbeitsamt (Erſatzdepartement), dem Waffen⸗ und Munitions⸗ 
timslliers Jahrbuch XLIV I. 16 
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beſchaffungsamt (Wumba) und der bedeutend erweiterten Kriegs: 
rohſtoffabteilung geſchaffen wurde, zu denen einige Monate ſpäter noch 
das Kriegswirtſchaftsamt hinzukam zur Bearbeitung von landwirt— 
ſchaftlichen Fragen. 

Wenn auch das mit jedem Tage größer werdende und un— 
vermeidlich in den geſamten Wirtſchafts- und Zivilverwaltungsapparat 
immer ſtärker eingreifende Kriegsamt für ſeine einzelnen Abteilungen 
(zum Beiſpiel in der Feldzeugmeiſterei und in Dezernaten des Kriegs- 
miniſteriums) wichtige Vorläuſer hatte, ſo kam doch einerſeits in 
dieſer rieſigen organiſatoriſchen Zuſammenfaſſung unter einheitlicher 
Leitung und andererſeits in der ganz breiten Baſis, auf die ihre einzelnen 
Abteilungen — jede unter eigenen Reſſortchefs — jetzt aufgebaut 
wurden, die Erkenntnis von dem für uns ſo drohenden Doppelgeſicht 
des Krieges zum erſten Male voll zum Ausdruck. Einen anderen, 
beſſeren Weg, um die auf das höchſte drängenden Aufgaben zu löſen 
(zum Beiſpiel unter weit größerer Zurückhaltung bei den Eingriffen 
in Gebiete der zivilen Verwaltungen) gab es — trotz allem — nicht. 
da nur eine militäriſche Inſtanz in der Lage war, ihren An— 
forderungen genügend ſchnelle und genügend allgemeine Geltung, un— 
gehemmt durch die bundesſtaatlichen Landesgrenzen, zu verſchaffen. 
Sehr viele Schwierigkeiten und Mißſtimmungen der militäriſchen und 
der zivilen Organe untereinander ſind auch nicht aus der Sache 
ſelbſt, um die es ſich im einzelnen Falle handelte, entſtanden, ſondern 
durch den allerdings in jeder Beziehung ſehr großen Ülbelftand, daß 
die Armeekorpsgeographie, auf der die Tätigkeitsbereiche der kriegs⸗ 
amtlichen Unterorganiſationen (Kriegsamtſtellen? aufgebaut waren, 
nicht mit der Bundesſtaats- und Provinzialgeographie übereinſtimmte !. 
Die Geographie der Letzteren iſt aber in den meiſten Beziehungen 
keine zufällige Konſtruktion, ſondern ſie birgt organiſch gewachſene 
und feſtgewurzelte wirtſchaftliche Zuſammenhänge in ſich, und die 
Aufgabe des Kriegsamtes: „die höchſte Ausnutzung aller wirtſchaftlichen 
Kräfte herbeizuführen“, wurde durch dieſe äußerliche Divergenz innerlich 
ſtark behindert. 

Ob eine frühzeitigere Inangriffnahme der „ſyſtematiſchen Organi— 
ſation des Wirtſchaftskrieges“ uns vielleicht eher zum Frieden geführt 
oder zu längerem Aushalten befähigt hätte, iſt heute eine müßige 


1 Dieſe Schwierigkeiten wurden nach und nach jo ſtark empfunden, daß 
der Aufbau des „Kriegswirtſchaftsamtes“ und der ihm nachgeordneten „Kriegs⸗ 
wirtſchaftsſtellen“ den Zivilverwaltungsbezirken angepaßt wurde. 
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und wohl überhaupt nicht zu beantwortende Frage. Daß ſie aber 
für die erfolgreiche Inangriffnahme der Arbeiter- 
frage zu ſpät eingeſetzt hat, wodurch natürlich auch die Ent— 
wicklung des Erſatzgeſchäftes erheblich behindert werden mußte, iſt 
nicht zu bezweifeln. 

Ganz beſonders trifft das für die Verwertung der Frauen— 
arbeit zu. Man hatte „die Rekrutierung der Frau“ als beſonderes 
Moment im Wirtſchaftskriege bislang vollkommen überſehen. Man 
batte ſich weder über die vorhandene Menge von Frauen ein klares 
Bild im allgemeinen zu machen verſucht, noch über deren Alter, 
Familienſtand, bisherige Arbeitsleiſtung und mögliche Verwendbarkeit 
im einzelnen; am allerwenigſten aber über die eventuelle Notwendigkeit 
und Möglichkeit ihrer Anlernung oder Ausbildung für die den Frauen 
bislang fremden Arbeiten. Als Mitte November 1916 die Forderung 
geſtelt wurde, in überkurzer Friſt erſtmals eine erſchreckend hohe 
Jahl induſtriell verwendbarer Frauen mobil zu machen, ſtand man 
emerjeit? immer noch unter dem Eindruck der weiblichen Arbeits: 
loſgkeit der Frauen bei Kriegsausbruch und glaubte ein unerſchöpfliches 
Reierooir vor ſich zu haben, anderſeits meinte man, es handle ſich 
um nichts andres für die Frauen als um ungelernte Handlanger— 
dienſte. Das waren ſchwere Irrtümer. Wenn auch — durch die 
derſchiedenſten Gründe veranlaßt — viel mehr Frauen als im Frieden 
berrit waren, in außerhäusliche Erwerbsarbeit einzutreten, und dieſe 
auch naturgemäß zuerſt in großen Mengen vor allem für ungelernte 
Aushilfsarbeiten — ſofern dieſe nicht beſondere momentane Kraft: 
leitungen verlangten — eingeſtellt wurden, wenn ferner eine gewiſſe 
Mile Reſerve“ in der unzulänglich organifierten Kriegsheimarbeit, 
verborgen war, und noch eine „Streckungsreſerve“ aus ſolchen Betrieben 
detauszuholen war, die — um Betrieb und Arbeiterſtock über Waſſer 
zu halten, — noch mit verkürzten Schichten oder nur tageweiſe 
arbeiteten, ſo entſprachen Ende 1916 die allgemeinen zahlenmäßigen 
Lorausſetzungen keineswegs mehr dem ſpeziellen Bedürfnis, denn 
ſchon im Frühjahr und Sommer desſelben Jahres klagten zahlreiche 
detriebe nicht nur über die Schwierigkeiten, genügend, ſondern vor 
allem technisch brauchbare weibliche Arbeitskräfte zu bekommen. Aller- 
dings die ſehr naheliegende Frage der Unterweiſung und Ausbildung 
det Frauen für die Arbeit hatte auch von dieſen Betrieben kaum 
ein einziger ſchon damals in Angriff genommen, und es hat noch 
getaume Zeit gedauert, bis es gelungen iſt, Behörden und Arbeit⸗ 


geber von den ſtets wiederholten Argumenten: „Es lohnt ja nicht“, — 
16 * 
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„es iſt doch nur für kurze Zeit“, „es find noch fo viele Frauen da“, 
abzubringen und auch auf dieſem Gebiete zu intenſivem und 
ſyſtematiſchem Vorgehen zu veranlaſſen, entſprechend den 
an die Frauen geſtellten, ſtändig zunehmenden und wechſelnden 
Anforderungen, über die an anderer Stelle ausführlicher zu ſprechen 
ſein wird. 

Vergegenwärtigen wir uns, bevor auf die beſonderen Verhältniſſe 
im Kriege eingegangen wird, kurz die Entwicklungstendenzen der 
Frauenarbeit vor deſſen Ausbruch. Für dieſe Zeit iſt ganz allgemein 
feſtzuſtellen, daß der Zahl nach eine ſtarke Zunahme der Frauen⸗ 
arbeit überhaupt, eine ſchnellere Zunahme der Zahl 
der erwerbstätigen Frauen als der der Männer, und unter 
den Frauen eine beſonders ſchnelle Zunahme der erwerbs⸗ 
tätigen Ehefrauen, und ſchließlich die beſonders ſtarke Zunahme 
der Frauen bei der ungelernten Arbeit eingetreten war. Die Gründe 
hierfür ſind bekannt: Die ſchnell geſtiegene Ausdehnung der Produktion 
und des Handels, ſowohl im In- wie im Auslande, hatte den Bedarf 
der Volkswirtſchaft an Arbeitskräften ſo vermehrt, daß der Vorrat an 
unbeſchäftigten männlichen Perſonen — im allgemeinen betrachtet — 
bereits vor dem Kriege erſchöpft war. Sodann verließen die Männer 
bei guter Konjunktur je länger je mehr die Stellen in den ſchlechter 
entlohnten Berufszweigen und überließen ſie freiwillig den nach- 
drängenden Frauen (Textilinduſtrie, Zigarreninduſtrie, Heimarbeit), 
während ſie ſelbſt in einträglichere Arbeitszweige übergingen. Ferner 
— und hierdurch war ſpäterhin die Verwendbarkeit der für die kriegs⸗ 
wirtſchaftliche Produktion benötigten Frauen weſentlich beeinflußt — 
ermöglichte und forderte die Entwicklung der Induſtrie die Einſtellung 
großer Mengen ungelernter Arbeitskräfte. Die Herſtellung von 
Maſſenartikeln in Großbetrieben und die damit verbundene Nor⸗ 
maliſierung, Typiſierung und Mechaniſierung des Produktionsprozeſſes 
ermöglichte techniſch und forderte rechneriſch die An⸗ 
ſtellung ungelernter, billigerer Arbeitskräfte, alſo 
in erſter Linie der Frauen. Unterſtützt wurde dieſe Entwicklung 
noch durch die herkömmliche Auffaſſung von der Unrentabilität der 
für die Erziehung und Ausbildung der Mädchen aufgewendeten Koſten 
unter dem Geſichtspunkte, daß dieſe ſpäter doch heirateten und dann 
eventuell erworbene gewerbliche Kenntniſſe nicht mehr auf dem Arbeits- 
markte verwerten könnten. Das Verkehrte dieſer Anſicht trat ſchon 
lange vor dem Kriege klar zu Tage in der ſtarken Zunahme der 
erwerbstätigen Ehefrauen, die zu einem ſehr großen Teil bel ſteigender 
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Kinderzahl aus wirtſchaftlichen Gründen wieder in ihre frühere oder 
in andere Arbeit eintraten, dann jedoch nicht etwa ihrem höheren 
Alter entſprechend in höhere und beſſer entlohnte Stellungen, ſondern 
genau auf der alten Arbeitsſtufe wieder von vorne anfingen neben 
jungen Burſchen und Mädchen. 

Die oben ſkizzierte Entwicklung', die bereits vor dem Kriege 
ſeht ſchnell vor ſich gegangen war und ſich während des Krieges 
üͤberſtürzt hat, läßt immerhin auch für dieſe Zeit die für die 
Frauenarbeit beſtehenden alten Tendenzen noch erkennen, wenn 
auch mit gewiſſen Abweichungen, die zunahmen, je länger der Krieg 
dauerte. 

Bei Beginn des Krieges machte ſich — wie bekannt — in den 
erſten Wochen und Monaten durch die plötzliche Lähmung des ganzen 
Virtſchaftslebens eine große Arbeitsloſigkeit unter den Frauen bemerk⸗ 
bar, die jedoch nach Verlauf von ungefähr 4—5 Monaten langſam 
zu ſchwinden begann, bis der Vorrat auch der unbeſchäftigten 
weiblihen Arbeitskräfte ſich nach und nach langſam zu erſchöpfen 
anfing. Daß die Behörden und die Arbeitgeber ſich längere Zeit 
über dieſe beginnende Erſchöpfung des Reſervoirs täuſchten, hat feinen 
Enmd mit in dem häufigen Wechſel des Arbeitsplatzes durch die 
Fruuen, die gleichſam wie Statiſten immer wieder über die Bühne 
des Arbeitsmarktes zogen und durch ihr fortwährendes neues Angebot 
den itrtümlichen Eindruck unerſchöpflicher Maſſen machten. 

Vor allem aber wurde die Erkenntnis der wirklichen Sachlage 
durch die geradezu troſtloſe Verfaſſung des weiblichen Arbeitsnach— 
weisweſens behindert, deſſen dringend notwendiger Reorganiſation — 
oder richtiger geſagt, Organiſation — aber leider gerade die Arbeit⸗ 
geber, einſchließlich der Staatsbetriebe bis zum Schluß des Krieges 
nur geringes Verſtändnis entgegenbrachten. Sie waren weder dazu 
ju bewegen, auf das Annoncieren zu verzichten, noch auf die An— 
nahme am Fabriktor und das Anwerben durch Agenten. Durch die 
Unfitte, in den Annoncen viel mehr Arbeiter anzufordern, als man 
tatſächlich benötigte, wurden zahloſe Frauen immer wieder dazu ver⸗ 
anlaßt, ihren derzeitigen Arbeitsplatz zu verlaſſen, um ſich — in der 
hoffnung auf beſſere Arbeitsbedingungen — an der anderen Stelle 
zu melden. Die Agenten aber — durch die Werbeprämien an 
nöglichſt zahlreichen Vermittlungen intereſſiert —, holten aus allen 
Eden des Reiches wahllos heran, was fie bekommen konnten und 
vetleitelen viele Frauen — oft ſogar mit Kindern — unter über- 
triebenen Verſprechungen zum Verlaſſen der Heimat. Dadurch wurde 
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die Überſicht des Arbeitsmarktes im Bedarfs- und im üÜberſchußgebiet 
verhindert, das Fluktuieren der Arbeiterſchaft noch mehr gefördert, 
Transportmittel belaſtet, Geld vergeudet und die Verwaltung und 
Produktion der Betriebe geſchädigt. Einer Beſſerung ſtanden aber 
auch die in ſächlicher und perſönlicher Hinſicht vielfach ganz une 
zureichenden öffentlichen Arbeitsnachweiſe entgegen. 

Ihre Anzahl genügte dem Bedürfnis bei weitem nicht; ihre 
fachliche Gliederung war unzulänglich, ihre Statiſtik, die doch als 
Baſis für die praktiſche Vermittlung dienen ſollte, hatte große Mängel, 
zum Beiſpiel durch die in den Nachweiſungen fehlende Trennung 
von Arbeitsloſen und Arbeitſuchenden; ihr Perſonal ſtand den 
Anforderungen des weiblichen Arbeitsmarktes nicht ſelten völlig ver— 
ſtändnislos gegenüber. | 

War es ſchon vor dem Kriege in kaum nennenswerter Weile 
gelungen, für den Gedanken der „Verteilung der Arbeit 
unter die Geſchlechter nach Kraft und Eignung“ in 
weiteren Kreiſen Verſtändnis zu finden, ſo ließ der Krieg für ſeine 
Verwirklichung natürlich gar keinen Raum mehr, und unter dem 
Zwange kriegswirtſchaftlicher Notwendigkeiten wurden den Frauen 
noch mehr als bisher Arbeiten aufgetragen und von ihnen übernommen, 
die teils ihrer Art nach zu ſchwer oder der Dauer nach zu lang 
waren, ſowie andere an ſich leichte Arbeiten, die aber durch Arbeits- 
tempo und Arbeitsdauer bei der Herſtellung Schädigungen für die 
Geſundheit der Frauen nach ſich zogen. Dieſer Verteilungsprozeß 
hatte ſich bislang mehr unter der Oberfläche abgeſpielt, ſodaß die 
ſchweren — wirtſchaftlich, geſundheitlich und ſittlich gleichermaßen 
bedenklichen — Übelſtände, die dieſe „wilde Rekrutierung“ mit ſich 
brachte, nicht klar zu Tage traten. Wohl wurden Stimmen laut, 
die auf die hohen Durchgangsziffern der weiblichen Belegſchaften 
zahlreicher Firmen hinwieſen; andere, die unter Verweiſung auf die 
körperliche Anſtrengungung durch die Art, die Dauer oder die Zeit⸗ 
einteilung der Arbeit die Wiedereinführung der Arbeiterinnenſchutz— 
beſtimmungen forderten oder vor der offenbaren Gefährdung, beſonders 
der jugendlichen Mädchen in den ungewohnten Arbeitsverhältniſſen, 
ſowie der ihrer Mütter tagsüber und oft auch des Nachts beraubten 
Kinder warnten. 

Das Urteil der breiten Offentlichkeit aber — und auch vieler, 
die es ſelbſt bei geringem Nachdenken beſſer wiſſen konnten — machten 
für die ſtändig zunehmenden Mißſtände kurzerhand „Die Untüchtig⸗ 
keit, Ungeſchicklichkeit, Faulheit und Dummheit“ der Frauen ver- 
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antwortlich. Kurzſichtig und ungerecht — nicht ſelten auch durch 
Konkurrenzfurcht ſtark voreingenommen — verlangte man, wie auch 
im Frieden, daß Frauen, ohne jemals dafür vorgebildet worden 
zu ſein im gegebenen Augenblick jede Arbeit zur Zufriedenheit aus— 
fuͤbren ſollten und dabei gleichzeitig den zweiten Beruf als Hausfrau 
und Mutter oder in deren Stellvertretung als Haustochter ausüben 
ſollten. Die ungeheuren Erſchwerungen, mit denen dieſe Frauen 
außerdem in der Verſorgung ihrer Privatwirtſchaft durch die 
Rationierung zu kämpfen hatten, zog man vollends kaum in Be: 
nacht. Bemühten ſich aber die Frauen, für die ihnen übertragenen 
Spezialarbeiten ſich die nötige Ausbildung und Routine anzueignen, 
um das Beſtmögliche zu leiſten, jo wurden ihnen nicht ſelten von 
den männlichen Arbeitern wenig erfreuliche Hinderniſſe in den Weg 
gelegt, die ſich ſogar in verſchiedenen Fällen bis zu Tätlichkeiten 
ſuigerten, wenn die neuen Kolleginnen durch größeren Fleiß in der 
gleichen Zeit mehr geleiſtet und dadurch mehr verdient hatten. Die 
hieraus entſtandene Gegnerſchaft hat keineswegs mit dem Kriege ihr 
Ende gefunden, und es iſt nicht unintereſſant, zu beobachten, wie 
ne ſich in der Haltung der Männer in den verſchiedenen Parlamenten, 
Betufs⸗ und Standesvertretungen gegenüber dem ſelbſtverſtändlich 
auch für die Frauen geltenden Grundſatz: „Freie Bahn dem Tüchtigen“ 
geltend macht. 

Um den Forderungen des „Hindenburgprogramms“ gerecht werden 
zu können, mußte an die Stelle „der wilden“ die „planmäßige“ 
Kekrutierung treten und gleichzeitig verſucht werden, durch beſondere 
Naßnahmen den im Gefolge übermäßiger Frauenarbeit liegenden 
geſundheitlichen und fittlichen Gefahren zu ſteuern. 

Dieſe Aufgaben fielen im Rahmen der kriegsamtlichen Organiſation 
der „Frauenarbeitszentrale beim Kriegsamt“ (beziehungs— 
deiſe dem Referat Frauen beim Erſatzdepartement) und den 
angegliederten Frauenreferaten bei den Kriegsamtſtellen (am Sitz der 
Generalkommandos) zu, unter deren Leitung die Frauenarbeits-⸗ 
nebenſtellen die bezirksweiſe Zuſammenfaſſung und die Für— 
ſotgevermittlungsſtellen die örtlichen Aufgaben zu übernehmen 
batten. Frauenarbeitsnebenſtellen wurden beſonders in Bezirken 
gegründet, die entweder nicht zu Preußen gehörten und ſich daher 
naturgemäß abgrenzten (zum Beiſpiel Schwerin, Darmſtadt) oder 
die beſonders ſchwierige Arbeiterinnenverhältniſſe aufwieſen oder bei 
denen die Zuſammendrängung beſonders vieler Betriebe auf ein enges 
Gebiet intenfivjte Arbeit erforderte. Den Fürſorgevermittlungsſtellen 
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wurde kein rein militäriſcher Charakter beigelegt, da die in ihnen 
tätigen Perſonen mehr vereins- als behördenmäßig zu arbeiten ge- 
wohnt waren. Sie ſtellten in den meiſten Fällen einen Sammel⸗ 
punkt der an ihrem Arbeitsorte bereits vorhandenen Fürſorge⸗ 
einrichtungen dar, um dieſe für die Aufgaben des Kriegsamtes nutz⸗ 
bar zu machen. Die Leitung wurde einer Perſönlichkeit aus der 
Zivil⸗ und Kommunalbehörde oder einer ſozialgeſchulten mit den 
Lokal⸗ und Perſonalangelegenheiten vertrauten Frau übertragen, die 
in vielen Fällen ehrenamtlich arbeitete. Wo eine Beſoldung not⸗ 
wendig wurde und wo fürſorgeriſche Einrichtungen neugeſchaffen oder 
ergänzt werden mußten, übernahm das Kriegsamt ganz oder teil⸗ 
weiſe aus den vom Reichsſchatzamt und vom ehemaligen Deutſchen 
Kaiſer zur Verfügung geſtellten Fonds die Mittel. Die Fürſorge⸗ 
vermittlungsſtellen arbeiteten in engſter Verbindung mit den im An⸗ 
ſchluß an die Ausgeſtaltung der Arbeitsnachweiſe geſchaffenen Frauen- 
arbeitsmelde- und Frauenarbeitsberatungsſtellen und waren 
in ihrer Tätigkeit an Richtlinien gehalten, die ſie von den Referaten 
Frauen der Kriegsamtſtellen erhielten. 

Außer dieſem behördlich⸗organiſierten Apparat ſicherte ſich die 
Frauenarbeitszentrale noch die Mithilfe einiger beſonders fach⸗ 
kundiger Perſönlichkeiten, die verſchiedenen Kommiſſionen zugeteilt 
wurden, Gutachten erteilten, auch Beſichtigungsreiſen machten, Richt⸗ 
linien und Merkblätter ausarbeiteten und zu ihrer eigenen Orientierung 
über alles auf dem Laufenden gehalten wurden!. 

Hände um „jeden Preis“ erforderte das militäriſche 
Intereſſe, Schonung der ſittlichen und geſundheitlichen 
Kräfte der Frauen erforderte die Rückſicht auf den zukünftigen 
Beſtand unſeres Volkes. Um letztere auch nur einigermaßen zur 
Geltung zu bringen gegenüber dem, unter dem Zwange kriegs⸗ 
wirtſchaftlicher Notwendigkeiten immer einſeitiger betonten 
Geſichtspunkte der Produktion, bedurfte es für das Kriegs- 
amt der Mitarbeit und Unterſtützung weiteſter Kreiſe. Deshalb faßte 
die Frauenarbeitszentrale die größten ſozialpolitiſchen Organiſationen, 
die führenden Frauen⸗ und Wohlfahrtsvereine in dem „Nationalen 
Ausſchuß für Frauenarbeit im Kriege“ zuſammen und 
verſicherte ſich durch deren Leitung auch der „rückhaltloſen Mitarbeit“ 
der zu ihnen gehörenden Unterorganiſationen. Leider haben ſich nicht 


1 Bgl. Kriegsamt, amtliche Mitteilungen und Nachrichten, Nr. 7; 
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alle Organiſationen — zum Beiſpiel der Vaterläudiſche Frauenverein — 
in vollem Umfange an dieſe Abmachungen gehalten, wodurch ver- 
ſchiedentlich nicht unerhebliche Schwierigkeiten für die dringend not⸗ 
wendige Durchführung fürſorgeriſcher Maßnahmen entſtanden ſind. 

Es hätte vielleicht nahegelegen, die Vorſchriften des Hilfs- 
dienſtgeſetzes einfach auf die Frauen auszudehnen, zu⸗ 
nal dieſe wiederholt beim Kriegsamt darum baten. Von dieſer 
Naßnahme wurde jedoch vor allem darum abgeſehen, weil die für 
Nillionen von Frauen neu aufzuſtellenden Stammrollen ein nach 
tielen tauſenden zählendes Perſonal erfordert hätten, ſodann, weil 
ih objektive Maßſtäbe für die in unüberſehbar vielen Fällen 
berechtigten und notwendigen, dauernden oder vorübergehenden Be⸗ 
freiungen nicht finden ließen und hierdurch nicht nur eine 
Flut von Reklamationen ſtändig zu bearbeiten geweſen wäre, ſondern 
vor allem auch die Gefahr vorlag, daß ihnen um ſo mehr eine nicht 
xriegende Quelle ernſter Mißſtimmung entſpringen würde, weil die 
Zpangsbeſtimmungen vor allem die breite Schicht der minder⸗ 
bemittelten Frauen getroffen haben würden. 

Ein Verzicht auf ergänzende fürſorgeriſche Maß⸗ 
nahmen wäre natürlich auch im Rahmen des Hilfs— 
dienſtgeſetzes unmöglich geweſen, denn ohne dieſe wären 
ſelbſt die ſtrengſten geſetzlichen Vorſchriften nicht imſtande geweſen, 
hem eigenartigen Charakter der Frauenarbeit im Wirtſchaftsleben zum 
Trotz, den alleinigen Zweck aller Maßnahmen“, nämlich: „die Sicher⸗ 
felung und Heranziehung der notwendigen Arbeitskräfte zur Durch⸗ 
führung des Hindenburgprogramms“ zu erreichen. Aus diefer richtigen 
erkenntnis heraus begnügte man fi damit, den Weg des frei- 
niligen Angebotes zu verfolgen unter dem Motto: „Mobiliſierung 
det Frauen durch die Frauen“, unter dem der erſte Chef des 
biegsamtes die verantwortliche Leitung aller die Frauenarbeit be- 
hefenden oder mit ihr in Verbindung ſtehenden Angelegenheiten durch 
Ikoretiich und praktiſch auf dieſem Gebiete erfahrene Frauen ver⸗ 
fund. Dieſer Grundſatz wurde allerdings nur kurze Zeit aufrecht 
ehalten, da auch für die Frauenarbeit aus dem Felde kommende 
Berufsoffiziere bald ihren Einfluß an wichtigen Plätzen geltend machten, 
denen zum Teil die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im allgemeinen eben⸗ 
ſo fremd waren wie die Vorausſetzungen der Frauenarbeit im be⸗ 
ſonderen. So kam es, daß zum Beiſpiel — trotz der dringenden 
Lorſtelungen von ſeiten der beteiligten Frauen und von Praktikern 
des Arbeitsnachweisweſens — eine geradezu erſchreckende Verwirrung 
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durch militäriſche Aufrufe zum Hilfsdienſt hervorgerufen wurde, die 
ſich auch noch in jedem Satze im beſonderen an die Frauen zur frei⸗ 
willigen Hilfsdienſtmeldung wandten und alle „diejenigen, 
die nicht ſofort in den Hilfsdienſt eingeſtellt werden könnten, 
ſondern auf ihre Einberufung für ſpätere Zeit warten müßten, für 
ſofortige Bereitwilligkeitserklärung des Dankes des Vaterlandes ver⸗ 
ſicherten.“ Zu Tauſenden verließen daraufhin die Frauen Hals über 

Kopf die Arbeitsplätze und ſtrömten den militäriſchen Stellen zu, 

wo gar keine Verwendung für ſie war! Die gleichen perſönlichen 

Umſtände verhinderten es auch monatelang, daß die Angelegenheit 

der Etappenhelferinnen, deren Regelung wegen der Schaffung des 

notwendigen Erſatzes einerſeits und des perſönlichen Schutzes der 

Helferinnen andererſeits gleichermaßen dringend war, in weibliche 

Hände gelegt wurde und auch dann noch den von den Frauen ge⸗ 

machten Vorſchlägen faſt unüberwindliche Hinderniſſe in den Weg 

gelegt wurden, obſchon die in der Materie an ſich liegenden Schwierig⸗ 

keiten groß genug waren. Aus den gleichen Gründen gelang es erſt im 

November 1917, — alſo faſt 1 Jahr nach Begründung der Reſerate 

Frauen — die mit Rückſicht auf die Einheitlichkeit der Arbeit ſo 

dringend erforderliche Beteiligung der Referentinnen an den Werk⸗ 

beſichtigungen durch die Fachoffiziere, ſowie an ihren Sitzungen, die den 

Hilfsdienſt betrafen — ſoweit dabei der Erſatz männlicher Arbeitskräfte 

durch Frauen in Frage kam — durchzuſetzen. Bei dem Umfang, der 

Schwierigkeit und Dringlichkeit des von dem Kriegsamte für die 

Organiſation der Frauenarbeit zu bewältigenden Programmes barg aber 

ein jedes aus ſolchen Gründen ſtammendes, und deshalb über⸗ 

flüſſiges, Hindernis die Gefahr der Verzögerung oder Verhinderung 
des Erfolges in ſich. 

Um das geſteckte Programm durchzuführen, galt es vornehmlich 
fünf Aufgaben anzugreifen: 

1. Die Steigerung der Zahl der kriegswirtſchaftlich tätigen Frauen 
beſonders in allen Heeresbedarfsbetrieben und in der Land— 
wirtſchaft. 

Die geeignete Anpaſſung bzw. Neuſchaffung der Organe und 
Methoden zur Anwerbung und Vermittlung von Arbeitskräften 
für den beſonderen Zweck. 

3. Die Anlernung bzw. Ausbildung der weiblichen Arbeits- 


kräfte. 
4. Die Steigerung der Arbeitsfähigkeit der Frauen nach Quan⸗ 


tität und Qualität der Ware. 


1 
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5. Die Steigerung der Arbeitsſtetigkeit in bezug auf Arbeitsplatz 
und Zeitdauer. 

Die Löſung der 2. und 3. Aufgabe war eine weſentliche 
Vorausſetzung für Erfolge auf den übrigen Gebieten, die außerdem 
noch von anderen Momenten ſtark beeinflußt wurden: der Körper⸗ 
kraft und Intelligenz, der Herkunft, dem Alter und Familienſtand, 


det früheren Berufszugehörigkeit der Frauen, dem Ernährungsſtand, 


dem Wohnungs⸗ und Transportweſen. 

Um die genügende Anzahl der zum Erſatz der Männer erforder: 
lichen Frauen zu gewinnen, kamen die erwähnten vier Quellen in 
Betracht: die noch nicht völlig erſchöpfte offene Reſerve mit 
dilje der Arbeitsnachweiſe; die — ſogenannte — ſtille Reſerve 
aus den Reihen der Frauen, die zwar beſchäftigt waren, deren Kraft 
aber nach Art und Dauer der Arbeit nicht voll ausgenutzt war, wie 
zum Beiſpiel in verſchiedenen Zweigen der Kriegsheimarbeit; die 
Streckungsreſerve aus der weiblichen Belegſchaft von Betrieben, 
die aus Mangel an Rohſtoffen mit verkürzter Arbeitszeit (Textil⸗ 
induſttie) arbeiteten und nicht geneigt waren, ihre bei Vollbetrieb 
uberſchüſſigen Arbeitskräſte freiwillig anderen Induſtrien zu über— 
laſen; und ſchließlich die Hausfrauen» und Haustöchter— 
teierve auch des Bürgerſtandes. 

Die Gewinnung der Frauen ſtieß begreiflicherweiſe auf erheb— 
liche Hinderniſſe. Eines der größten war und blieb die ſchon er— 
wähnte Verfaſſung des weiblichen Arbeitsnachweisweſens. Die An 
zahl der vorhandenen weiblichen Abteilungen war völlig unzureichend, 
den meiſten fehlte der notwendige fachliche Ausbau, und das an 
ihnen beſchäftigte Perſonal (von Ausnahmen abgeſehen) war den 
Aufgaben nicht im entfernteſten gewachſen. Dem dringend not: 
rendigen ſchleunigen Um: und Ausbau ſetzten aber die Organiſa— 
lionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und auch die lokalen Be: 
dörden, auf deren aller geldliche, organiſatoriſche und agitatoriſche 
Unterflügung man angewieſen war, mehr oder weniger aktiven oder 
daſſven Widerſtand entgegen. Man griff einfach in die Luft, zumal 
man auch bei zahlreichen männlichen Arbeitsnachweiſen und ihren 
deitern auf ſehr wenig Verſtändnis und Hilfe für die Einrichtung 
der neuen weiblichen Abteilungen ſtieß, ſelbſt wenn es möglich ge: 
wien wäre, geeignete Vermittlerinnen in genügender Anzahl zur 
Verfügung zu ſtellen. Dazu kam noch das allgemeine Vorurteil des 
dublilums gegen die Benutzung des öffentlichen Arbeitsnachweiſes, 
dem faſt allgemein das Odium anhaftete, daß ſich bei ihm nur un⸗ 
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tüchtige und Gelegenheitsarbeiter meldeten. Zu dieſer, die Beſtre⸗ 
bungen der Reorganiſation ſchwer ſchädigenden Einſchätzung hatte 
leider die Machtpolitik der Intereſſentennachweiſe der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer vor und auch noch während des Krieges weſentlich 
beigetragen, die in der Konkurrenz erfolgreich wirkender öffentlicher 
Arbeitsnachweiſe nach wie vor eine Gefahr für eines ihrer ſtärkſten 
wirtſchaftlichen und politiſchen Kampfmittel ſahen. Auch den 
Zentralauskunftsſtellen (oder Arbeitsnachweisverbänden) iſt 
es — ſelbſt wenn fie bei der Arbeitsmarktberichterſtattung und dem 
Stellenausgleich nach dem Grundſatz der Gleichberechtigung aller 
angeſchloſſenen Nachweiſe verfuhren — nicht gelungen, dieſe Gegen⸗ 
ſätze ganz zu überbrücken. So erklärt es ſich, daß auch bis heute 
nur ein Teil deſſen erreicht iſt, was erſtrebt wurde — wennſchon 
die vom Kriegsamt geſchaffenen Zentralauskunftsſtellen ſehr großen 
Nutzen geſtiftet haben —, und daß noch beim Ende des Krieges 
verhältnismäßig wenige vollausgebaute weibliche Arbeitsnachweiſe 
mit dazugehörigen Berufsberatungd- und Frauenarbeitsmeldeſtellen 
vorhanden waren, die Hand in Hand mit den Fürſorgevermittlungs⸗ 
ſtellen arbeiteten. Wo dieſer bereits Januar 1917 vorgeſehene lücken⸗ 
loſe Aufbau vorhanden war, leiſtete er während des Krieges und 
bei der ſturmflutartigen Demobiliſation durch die Zuſammenarbeit 
mit den Organen der Demobilmachungskommiſſare und »ausſchüſſe 
wertvolle Dienſte bei der Zurückziehung der Frauen vom Arbeits⸗ 
markt, beim Abtransport und der Verſchiebung Ortsfremder und 
Arbeitsloſer, durch Vermittlung von Unterkunft und Einrichtung 
von Kurſen für Arbeitsloſe, durch deren Beratung, durch Dezentra⸗ 
liſation der Vermittlung in fliegenden Arbeitsnachweiſen, Übernahme 
der Vor⸗ und Nachprüfung für die Gewährung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung, Abhaltung von Sprechſtunden uſw. 

Auf kaum einem der vom Kriegsamt bearbeiteten Gebiete ſind 
ſo viele Erlaſſe hinausgegangen, wie in Sachen der ſächlichen und 
perſönlichen Ausgeſtaltung der Arbeitsnachweiſe, inſonderheit mit 
Rückſicht auf die Gewinnung weiblicher Arbeitskräfte durch zweck⸗ 


mäßige Verbindung von Angebot und Nachfrage. Für grundſätzliche, 


ſyſtematiſche Reformen fehlten jedoch während des Krieges die pſy⸗ 
chiſchen, techniſchen und finanziellen Vorausſetzungen. Zwei weſent⸗ 
liche Aufgaben hätten aber trotzdem in Angriff genommen werden 
können: die Feſtſtellung der vorhandenen freien weib⸗ 
lichen Arbeitskräfte, die — ohne daß man eine allgemeine 
Stammrolle aufſtellte — möglich war in Verbindung mit dem 
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Kartenſyſtem der Lebensmittelrationierung, und die Führung 
einer laufenden Überſicht über die in kriegswirtſchaftlichen 
getrieben tätigen Frauen, welche beide erheblich dazu hätten bei⸗ 
tragen können, um dem im Zuſammenhang mit den Offenſiven 
wehfelnden Bedarf des Arbeitsmarktes leichter nachgeben zu können, 
die Maßnahmen zur Prüfung und Verteilung der Frauen nach ihrer 
eignung ſowie die Einleitung rechtzeitiger und ausreichender Für⸗ 
ſorge zum Beiſpiel für Wohnung, Ernährung, Kleidung uſw. zu 
fügen und ſchließlich auch die Demobilmachung zu erleichtern. 

Den „Richtlinien“ vom Ende Januar 1917 — ergänzt durch 
die gleichzeitig an die Fürſorgevermittlungsſtellen ergangene An⸗ 
weiſung über die Zuſammenarbeit mit den Arbeitsnachweiſen —, 
die im Anſchluß an eine ſchon März 1915 vom Reichstag gefaßte 
Rejolution die Zentralauskunftsſtellen ins Leben riefen, und alle 
veiblichen Perſonen als eine der aufgeführten drei Hauptgruppen 
Kundſätzlich in die Organiſation und den Aufgabenkreis der Arbeits⸗ 
nachweiſe mit einbeziehen, folgte im Februar ein Erlaß über die 
Heranziehung möglichſt aller mit landwirtſchaftlichen Arbeiten ver⸗ 
trauten und nicht in der Kriegswirtſchaft tätigen ſtädtiſchen Frauen 
zur Landarbeit. Bei Durchführung des letzteren ſollten die „Kriegs⸗ 
wirtſchaftsaämter“ mithelfen und der „Nationale Ausſchuß für 
Frauenarbeit im Kriege“ im Anſchluß an einen an ihn beſonders 
gerichteten Aufruf die Werbetätigkeit beſonders durch feine länd⸗ 
lichen Unterorganiſationen unterſtützen. Die Bemühungen für die 
Landwirtſchaft ſcheiterten an der ſchon erwähnten Unzulänglichkeit 
der Arbeitsvermittlung, ferner an der Furcht der Frauen vor dem 
derluſt der ſtädtiſchen Mietsunterſtützung und dadurch auch der 
hädtijchen Wohnung, ſowie vor der Herabſetzung der Kriegsunter⸗ 
ſützung auf dem Lande; an dem hartnäckigen Widerſtande der 
Landwirte, die ſich darauf verließen, daß ihnen doch noch in letzter 
Stunde militäriſche Hilfe zugewieſen würde, und ſchließlich an der 
— Hand in Hand mit den Landwirten gehenden — Abneigung der 
Gemeinden, die bei längerem Aufenthalt den Erwerb des Unter: 
fitzungswohnſitzes durch die Hinzugezogenen befürchteten. Leider 
surden keine durchgreifenden Maßnahmen ergriffen, um durch zweck— 
denliche Beſtimmungen die Furcht der Gemeinden und der Frauen 
n beſeitigen, und die Landwirte wurden in ihrer Hoffnung nicht 
ettäufht, jo daß man nicht nur im laufenden Jahre — wie ein 
Klaß des Landwirtſchaftsminiſteriums beweiſt, ſondern auch fernerhin 
um der gleichen Kalamität ſtand, wennſchon die Neigung der Frauen, 
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auf das Land zu gehen, in der Ausſicht auf beſſere Ernährung 
ſpäterhin größer war, die Landwirte und Gemeinden ſich aber gegen 
die unerwünſchten hungrigen Gäſte, zumal wenn dieſe mit Kindern 
kamen ſträubten. 

Die notwendigen Ergänzungen der erſtgenannten nur in großen 
Zügen ausgeführten „Richtlinien“ für den „Ausbau des weiblichen 
Arbeitsnachweisweſens mit Rückſicht auf die Kriegswirtſchaft“ kamen 
erſt im März heraus. Sie ordneten bei allen nicht gewerbsmäßigen 
Arbeitsnachweiſen die Einrichtung weiblicher Abteilungen an, eine 
angemeſſene Vertretung der weiblichen Arbeitsvermittlung in den 
Zentralauskunftsſtellen, ſowie die Errichtung einr Frauenarbeits⸗ 
meldeſtelle bei jeder Hilfsdienſtmeldeſtelle und im Zuſammenhang 
mit jener eine Frauenarbeitsberatungsſtelle, um dem „wilden An» 
werben“ entgegenzutreten und inſonderheit die bislang noch nicht 
beruflich tätigen oder ihre Stellung wechſelnden Frauen zu beraten 
und ſie nötigenfalls den Fürſorgevermittlungsſtellen zuzuweiſen. Die 
Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit der den Frauenarbeitsmelde⸗ 
ſtellen zugewieſenen Aufgaben — eine weitgehende Zentraliſation 
der Meldungen offener Stellen zu fördern — haben unter anderem 
ſpätere Abmachungen der Frauenreferate mit den Eiſenbahndirektionen 
bewieſen, die wie die meiſten ſtaatlichen Dienſtſtellen nur mit großem 
Widerſtreben von den irrationellen Methoden des Inſerates, der An⸗ 
ſchläge, der Pförtnernachweiſe uſw. abgingen; fand ſich doch das 
Waffen: und Munitionsbeſchaffungsamt zur grundſätzlichen Benutzung 
der Frauenarbeitsmeldeſtellen für die ihm unterſtellten Betriebe erſt 
vier Monate vor Kriegsende bereit, was natürlich auf das Verhalten 
der Privatinduſtrie in dieſer Frage während des Krieges ſehr nach— 
teilig wirkte und die Bedarfsdeckung gerade in den wichtigſten Be— 
zirken hemmte. Für die Mitarbeit in den Beratungsſtellen ſollten 
in „ſozialer Arbeit und im gewerblichen Leben erfahrene Perſönlich— 
keiten namentlich auch der öffentlichen und Vereinswohlfahrts— 
einrichtungen“ herangezogen werden, beſonders im Anſchluß an das 
vom Bund Deutſcher Frauenvereine vor längeren Jahren begründete 
„Kartell der Auskunftsſtellen für Frauenberufe“, das damals bereits 
über 100 ſolcher Stellen verfügte und mit dieſen eine weſentliche 
Stütze für die Durchführung der Organiſation wurde. Ferner 
wurden einheitliche Meldekarten und Berichtsformale zur Weitergabe 
unerledigter Arbeitsgeſuche für die Arbeitsnachweiſe vorgeſehen, in 
denen zur Beurteilung der Eignung der Frauen nicht nur nach 
deren letzter Berufstätigkeit, ſondern auch nach deren eventueller Vor⸗ 
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bildung gefragt wurde und mit Rückſicht auf fürſorgeriſche Maß⸗ 
nahmen, der Familienſtand, die Zahl und das Alter der Kinder genau 
ſeigeſtellt wurde. Es iſt unerläßlich, daß auch in Zukunft die 
Abeitsnachweiſe dieſe Fragen ſtellen und durch Arbeitsberatung— 
md Fürſorgevermittlungsſtellen in zweckmäßiger Verbindung mit den 
kinichtungen der ſogenaunten „Familienfürſorge“ gebracht werden, 
mit allen Beteiligten die Erkenntnis in Fleiſch und Blut über⸗ 
ut, daß ein Arbeitsnachweis keine Telephonzentrale zur Nummern» 
ermittlung iſt, ſondern daß es ſich um lebendige Menſchen handelt, 
he neben ihrem Arbeitsleben auch noch ein perſönliches Leben führen 
ſolen, und daß jeder „falſche Anſchluß“ — im beiten Falle — nur 
vürtſchaftlichen Schaden, meiſtens aber noch viel weiterreichendes 
lubeil anrichtet, beſonders bei Jugendlichen und bei Frauen mit 
Kindern. Notwendig ift ferner, daß die Aufnahme-, Zähl- und 
derchtsformulare aller Arbeitsnachweiſe auch in Zukunft einheitlich 
ind und daß fie ſich inſonderheit für die Gruppierung und die 
Statifit an die in der Reichsſtatiſtik übliche Berufseinteilung halten 
ind nicht — wie es immer noch vorkommt — beliebige Bezeichnungen 
und Unterteilungen, die eine nachherige Vergleichung und richtige 
Beurteilung der Zuſammenſtellungen unmöglich machen. Zu einer 
Reim der Statiſtik gehört meines Erachtens auch, daß — wie es 
m Kriege mit Erfolg bei einer Kriegsamtſtelle durchgeführt worden 
1 — in Zukunft die Arleitsloſen grundſätzlich von den Arbeit- 
ſuchenden geſondert aufgeführt werden. 

| In den genannten Anweiſungen wird auch der Verſuch gemacht, 
du Ardeitſuchenden möglichſt zur Meldung nur an einer Nachweis— 
tele zu bewegen und den großen Mangel an brauchbaren Arbeits— 
uchweisbeamtinnen durch Kurſe zu beheben. Dieſe — wie auch 
andere — kriegsmäßigen Notkurſe konnten natürlich nur das Aller- 
elementarſte geben, und von den zuſtändigen Stellen iſt zu verlangen, 
daß für die Durchführung der wichtigen ſozialpolitiſchen Aufgaben 
ie Atbeitsnachweiſe nur voll ausgebildete Sozialbeamtinnen mit 
undeſtens einjährigem Praktikum eingeſtellt werden, wie es in einem 
ſateren Rundſchreiben, das ſich an die „ſozialen Frauenſchulen“ 
Tendet, angebahnt iſt. Die von Arbeiterſeite propagierte Einſtellung 
eon Arbeiterinnen des jeweils in Betracht kommenden Berufszweiges 
N meines Erachtens unzweckmäßig, weil bei dieſen — ſofern es ſich 
uc um vielfeitig geſchulte Gewerkſchaftsbeamtinnen handelt — der 
hältnismäßig kleine Vorteil einer einzelnen Branchekenntnis durch 
den fehlenden größeren Überblick über die Wirtſchaftslage, die je- 
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weiligen Erforderniſſe des Arbeitsmarktes, die Vor- und Nachteile 
der verſchiedenen Berufe, deren Arbeits- und Lohnbedingungen uſw. 
bei weitem wett gemacht wird. 

Auch während der Demobilmachung und in ihrem Gefolge auch 
auf dem Gebiete der Erwerbsloſenunterſtützung zeigt es ſich immer 
von neuem, wie lückenhaft und dadurch koſtſpielig nach 
wie vor das Arbeitsnachweisweſen bei uns iſt und es 
iſt eine der dringendſten ſtaatlichen Aufgaben, ſchleunigſt und nach⸗ 
drücklich die notwendigen Reformmaßnahmen durchzuſetzen — auch 
in den ländlichen Bezirken, in denen nicht nur die Erfolge ſyſtema⸗ 
tiſcher Rekrutierungsverſuche weiblicher Arbeitskräfte faſt Null ge- 
blieben ſind, ſondern die auch nach dem Kriege der Aufnahme über⸗ 
ſchüſſiger Arbeitskräfte — trotz Arbeitermangels — große Schwierig⸗ 
keiten bereitet haben. 

Die Reformen werden ſich erſtrecken müſſen auf die allgemeine 
Organiſation und ſodann innerhalb dieſer auf die beſonderen Er⸗ 
forderniſſe für den Ausbau des weiblichen Arbeitsnachweisweſens. 
Zu erſterem gehört die allgemeine Verbreitung, die einheitliche und 
ſtraffe Leitung, Zentralauskunftſtellen, die — unter Ausbau ihrer 
Tätigkeit und Befugniſſe, insbeſondere bei der Organiſation und 
ihrer Kontrolle, der überwachung und Regelung der Zuſammenarbeit 
der verſchiedenen Arbeitsnachweiſe für den — wenn nötig erzwing⸗ 
baren — örtlichen, zwiſchenörtlichen und zwiſchengebietlichen Aus- 
gleich —, als ſelbſtändige Behörden zu organiſieren und von einer 
ihnen übergeordneten Zentralſtelle zuſammenzufaſſen ſind. Sowohl 
in den Vorſtänden und Beiräten der Zentralauskunftsſtellen, wie 
auch in die Verwaltung der Zentralbehörden ſind Frauen zu berufen, 
damit fie auch von hier aus den im Intereſſe der Geſamtheit not- 
wendigen Einfluß auf die Fragen der Frauenberufsarbeit nehmen 
können, die ſich auch im Rahmen des Arbeitsnachweisweſens keines- 
wegs nur auf das Problem möglichſt zweckmäßige Vermittlungs- 
methoden ausfindig zu machen beſchränkt, ſondern weit darüber hinaus 
die Regelung des geſamten Arbeitsverhältniſſes, die Arbeitsberatung 
und -Ausbildung, den Arbeiterinnen⸗, Kinder⸗ und Jugendlichen⸗ 
ſchutz berührt, von deren Behandlung das perſönliche Wohl und 
Wehe von Millionen von Arbeiterinnen bedingt iſt. Unter dieſen 
Geſichtspunkten von einer Zentralſtelle bearbeitet, kann das ge⸗ 
ſamte Arbeitsnachweisweſen zu einem der weſent⸗ 
lichſten ſozialpolitiſchen Inſtrumente werden. 

Zu den beſonderen Erforderniſſen für die Ausgeſtaltung der 
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weiblichen Arbeitsnachweiſe, die zum Teil ſchon in Vorhergehendem 
geſtreift find, gehört deren Vermehrung unter Berückſichtigung be— 
ſonders induſtriereicher Gegenden bei gleichzeitigem fachlichen Aus⸗ 
bau, ſowie in großen Gemeinden die Angliederung von Lehrſtellen — 
Jugendabteilungen und Arbeitsberatungsſtellen —, die in engem 
lokalen und perſonellen Zuſammenhang mit einer Fürſorgevermitt⸗ 
lungsſtelle ſtehen müſſen. Die Etats der weiblichen Abteilungen find 
beſonders aufzuführen und die notwendigen Mittel — ſowohl für 
die Beſoldung gut geſchulter Leiterinnen wie auch für deren Fort⸗ 
bildung — bereitzuſtellen. Bei den Verwaltungen müſſen Frauen 
bei den paritätiſchen Vorſtänden, Kuratorien und Ausſchüſſen be- 
taligt fein. 

Bei der Heranziehung der „ſtillen“ und der „Streckungs— 
teſerve“ bereiteten ſowohl die Arbeitnehmer wie auch die Arbeit⸗ 
geber Schwierigkeiten, die ihre gewohnten Arbeiten und Arbeitsplätze 
nicht aufgeben wollten (Heimarbeiterinnen) bzw. ihren alten Arbeiter⸗ 
Kamm nicht hergeben wollten (Textilinduſtrie) oder ſich weigerten, 
Arbeitskräfte aus anderen Berufsgruppen und Gegenden aufzunehmen 
(Landwirtſchaft). | 

Dieſe Widerſtände find ſehr begreiflich, da die Zumutungen an 
die Arbeiterinnen: mit der gewohnten Arbeit ſehr oft auch die Heimat 
au verlaſſen, an die Arbeitgeber: ihre geübten, ihnen bekannten Leute 
vielleicht für immer zu verlieren und an die neuen Arbeitgeber: ſich 
mit orts⸗, arbeit3- und betriebsfremden Frauen einzuarbeiten, nicht 
gering waren, und es bedurfte daher fortgeſetzten Druckes, um eine 
zweckdienliche, berufliche und örtliche Verpflanzung mit mehr oder 
weniger Erfolg durchzuſetzen. Das Fehlen von jeder Überſicht über 
die quantitative Ausdehnung, die qualitative Gliederung und die geo- 
gaphiſche Verteilung der weiblichen Arbeitskräfte erſchwerte die Be⸗ 
mühungen unendlich, aber auch in höchſter Not entſchloß man ſich 
leider — trotz allen Drängens — nicht dazu, zum wenigſten den 
Lerſuch zu machen, dieſen Mangel ſchleunigſt auszugleichen, ſondern 
en, als die Hochflut der Demobilmachung in bedenkliche Nähe rückte, 
Rurde in einem Rundſchreiben die Notwendigkeit betont, einen 
‚then und vollſtändigen Überblick über den Bedarf an Arbeits- 
kräften und die bevorſtehenden Entlaſſungen“ zu erhalten, weil „bei 
den rieſigen Umfange, den die induſtrielle Frauenarbeit während des 
Krieges erhalten hatte, die Frage ihrer Überleitung aus der Kriegs⸗ 
in die Friedenswirtſchaft von ſchwerwiegender Bedeutung für die 
volkswirtſchaft und Volkskraft“ ſei. Dieſen Überblick in letzter 
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Stunde zu geben, war bei dem Mangel irgendwelcher ſyſtematiſcher 
Vorarbeiten ganz unmöglich, außer für den Bereich einer einzigen 
Kriegsamtſtelle, deſſen Frauenreferat ſeit über einem Jahre auf Grund 
von Abmachungen mit den Arbeitgebern die fortlaufend von dieſen 
eingegangenen An und Abmeldungen ihrer weiblichen Arbeitskräfte 
in einer Kartothek verarbeitet hatte, die im Oktober 1918 einen ge— 
nauen Überblick über 120 000 Arbeiterinnen, deren Namen, Alter, 
Familienſtand, Zahl ihrer Kinder und deren Verſorgung, Berufs— 
zugehörigkeit vor dem Kriege, die bisherige Arbeitsſtelle, die der— 
zeitige Wohnung und — für ortsfremde — deren Heimatsort, ge— 
währte. Sie wurde Mitte 1918 durch eine Zuſammenſtellung über 
alle in den größeren Städten des Bezirkes wohnenden noch nicht 
berufstätigen weiblichen Perſonen ergänzt, und beide Überſichten 
leiſteten gegenüber dem ſchwankenden Bedarf des Arbeitsmarktes, wie 
auch bei der Demobiliſation, ausgezeichnete Dienſte. 

Von beſonderer Wichtigkeit für die Verpflanzung von 
Arbeiterinnen waren die nach Vereinbarung mit Arbeitnehmer— 
und Arbeitgeberverbänden erlaſſenen Beſtimmungen über die Zu— 
ſammenlegung von Betrieben der Textilinduſtrie und das ſogenannte 
„Auskämmen“ der mit Heeresnäharbeit in Arbeitsſtuben und in der 
Heimarbeit beſchäftigten Arbeiterinnen, als ſowohl der ſteigende 
Mangel an Rohſtoffen für die Verarbeitung von Web-, Strick und 
Wirkwaren, wie auch die Notwendigkeit, möglichſt viele Arbeits⸗ 
kräfte für die Verwendung in kriegswirtſchaftlichen Betrieben frei— 
zumachen, ſolche Beſtimmungen ermöglichte und forderte. Die Ein- 
ſendung der Liſten der bei den „Bezirksausſchüſſen für Heeresnäh⸗ 
arbeit“ beſchäftigten Arbeiterinnen, die Ausſtellung von Ausweiskarten 
und deren Nachprüfung nur für ſolche Perſonen, die für Arbeiten 
in Kriegswirtſchaftsbetrieben in Frage kamen, die Anſtellung zum 
Beiſpiel von geübten Arbeitsnachweisbeamtinnen in den betreffenden 
Bezirken und die perſönliche Rückſprache mit jeder einzelnen, durch 
die Frauenarbeitsberatungs⸗ oder Fürſorgevermittlungsſtelle ermög⸗ 
lichten es, eine erhebliche Zahl von arbeitsloſen Frauen aus der 
Textilinduſtrie und aus irrationell betriebener Heimarbeit in drin: 
gende Bedarfsgebiete — vornehmlich nach dem Weſten und in das 
Verkehrsgewerbe — zu überführen. Der Verpflanzung ſollte eine 
Feſtſtellung der Fachoffiziere vorausgehen, welche Betriebe Arbeite 
rinnen aufnehmen könnten, zu welchem Termin, für welche Art von 
Arbeit, zu welchen Arbeitsbedingungen (Bemeſſung der Arbeitszeit, 
Schichteinteilung, Halbtagsſchicht), ferner die Arbeitsberatung und 
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Vorprüfung der körperlichen Eignung der zu vermittelnden Frauen, 
um möglichſt große Stetigkeit an deren neuem Arbeitsplatz zu ge— 
währleiſten, ſowie die Aufklärung und Werbung durch die „Referate 
für Frauen“, unterſtützt durch Vorträge und Lichtbilder. Späterhin 
wurden gelegentlich der Regelung der Erwerbsloſenunterſtützung ent— 
laſſener Tabakarbeiter ähnliche Maßnahmen für die Tabakinduſtrie 
in Angriff genommen, mit dem Beſtreben, die freiwerdenden, meiſt 
landlichen Bezirken entſtammenden Arbeiterinnen vor allem der Land⸗ 
wirtſchaft zuzuführen unter gleichzeitiger Vorſorge für deren ſpätere 
Rückführung in die Heimat. 

Mit der Verpflanzungsmöglichkeit der Arbeiterinnen ſtand unter 
anderen auch die Transport⸗ und Wohnungsfrage in nahem 
Zuſammenhang. Zur ſachgemäßen Durchführung der erſteren wurde 
je läuger je mehr die Begleitung weiblicher Vertrauensfrauen nötig, 
um den wiederholt bemerkten ernſten Unzuträglichkeiten vorzubeugen: 
Nangel an Wagengeſtellung, verfehltes Reiſeziel, unvorbereiteter 
Gepäcktransport, fehlende Unterkunft der Arbeiterinnen am Be: 
ſtimmungsort uſw. uſw., die geeignet waren, die Frauen ſittlich, ge⸗ 
ſundheitlich und wirtſchaftlich zu ſchädigen und dadurch die Erfolge 
weiterer Werbeverſuche zu vereiteln. 

Die Wohnungsfrage gehört mit zu den unerfreulichſten Ka— 
piteln der Frauenarbeit während des Krieges, nicht nur für die ver⸗ 
pflanzten, ſondern zum Beiſpiel auch für die Verkehrsarbeiterinnen. 
Die Schwierigkeiten, die ihrer Regelung entgegenſtanden — ſteigender 
Nangel an Bauarbeitern, an Bauſtoffen und Erſchwerung ihres 
Antransportes, Beſchaffung von Möbeln und Wäſche, die nicht ſelten 
von großen Wohnzentren weit entfernte Lage beſonders der neuen 
Betriebe, der in eben dieſen Zentren — beſonders in induſtriellen 
Gebieten — ſchon vor dem Kriege vielfach beſtehende Mangel an 
Kleinwohnungen und die geringe Anzahl von Ledigenheimen, ſowie 
die unzulänglichen „Geldmittel der Vereine, um dieſem Mangel ab⸗ 
juhelfen, die auffallend geringe Anteilnahme der Arbeitnehmer: 
organiſationen und die weit verbreitete Gleichgültigkeit der öffent⸗ 
lichen und privaten Arbeitgeber gegenüber dieſen Fragen — ſollen 
nicht verkannt werden. Am nachteiligſten aber war es, daß auch 
don ſeiten der dafür zuſtändigen Stellen immer weniger auf dieſem 
Gebiete geſchah, und dadurch die Arbeiterinnen in ganz beſonderem 
Naße geſundheitlich und ſittlich geſchädigt, ſowie in ihrer Stetigkeit 
und Leiſtungs fähigkeit beeinträchtigt wurden. Drehbänke ſetzt man 
nicht in Betrieb, ohne vorher für ihre ſtabile Aufſtellung geſorgt zu 
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haben; die Frauen aber ſollten in ungewohnter, oft ſchwerer und 
ungeſunder Arbeit unter allgemein erſchwerten Lebensbedingungen 
etwas leiſten, wenn ſie zu zwei — oder abwechſelnd mit der Nacht⸗ 
ſchicht — zu vier ein Bett teilten oder in Reihen übereinander⸗ 
ſchliefen; wenn ſie gar keine oder völlig unzureichende Kleiderbehältniſſe, 
Tagesräume, Kochgelegenheiten, Waſch⸗ und Abortanlagen zur Ver⸗ 
fügung hatten! Sie ſollten Haltung bewahren, wenn ſie — ſogar 
in Betriebsbaracken — mit Männern gemeinſam untergebracht waren; 
oder wenn bei Unterbringung in Tanzlokalen und Gaſthäuſern in dieſen 
nach wie vor Gäſte beherbergt und bewirtet wurden! Gegenüber dieſen 
ſchweren Mißſtänden waren die von der Zentralſtelle verfügten Maß⸗ 
nahmen ein Tropfen auf den heißen Stein, und nur in vereinzelten 
Fällen iſt es deshalb den Frauenreferaten gelungen, im Bereich ihrer 
Kriegsamtſtelle weſentliche Beſſerungen durchzuſetzen, zum Beiſpiel 
den Meldezwang mit Wohnungsnachweis und ſyſtematiſcher Kontrolle 
durch Wohnungspflegerinnen, Feſtlegung der Mietſätze durch die 
Gemeinde oder Polizeiverordnungen zur Regelung des Schlafſtellen⸗ 
weſens, die Requiſition von Wohnungen durch die Generalkommandos 
für die Heeresbedarf herſtellenden Arbeiterinnen oder die Errichtung 
neuer und Überlaſſung benutzter Wohnbaracken durch die Intendanturen. 

Eine im März 1917 — in Zuſammenhang mit einer von der 
Frauenarbeitszentrale vorgeſchlagenen Zählung der Arbeiterinnen 
und Jugendlichen in kriegswirtſchaftlichen Betrieben mit mehr als 
50 Perſonen — beabſichtigte Aufnahme der für Arbeiterinnen ver⸗ 
fügbaren gemeinſamen Wohngelegenheiten (Heime, Baracken, Gaſthöfe, 
Werkswohnungen) und deren Beſchaffenheit in bezug auf Geſchlechter⸗ 
trennung, Lüftung, Heizung, Abortanlage, über das Vorhandenſein 
von Wohn: und Schlafſtellennachweiſen, Mangel an privaten Wohn: 
gelegenheiten, den vorhandenen und mutmaßlich in Bälde zu erwar⸗ 
tenden Zuzug, ſowie den Umfang und die Beſchaffenheit der Transport⸗ 
gelegenheiten zur Arbeit (genügende Wagenzahl, Beleuchtung, Frauen: 
züge oder Abteile), iſt leider ebenſowenig durchgeführt worden, wie 
ein ſpäterer Vorſchlag, auf der Unterlage einer gemeinſam mit dem 
deutſchen Städtetag zu machenden Umfrage durchgreifende Verbeſſe⸗ 
rungen in Angriff zu nehmen, obſchon die arbeitshemmende Wirkung 
ſo ungünſtiger Wohnverhältniſſe offen zutage lag. 

Die Rekrutierung der Hausfrauen- und Haustöchter⸗ 
reſerve war durch deren begreifliches und berechtigtes Beſtreben, 
ſo lange wie irgend möglich die Familie nicht zu verlaſſen, erſchwert. 
Bei deputatsberechtigten Landfrauen ſpielte daneben deren durch die 
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Kriegsunterſtützung relativ günſtige wirtſchaftliche Lage mit, gleich- 
zeitig bei ſolchen Fabrikarbeiterfrauen, die neben der Reichsunterſtützung 
erhebliche Werksunterſtützung in bar oder in Naturalien bezogen, was 
dazu führte, daß bei ſteigendem Arbeitermangel ſolche Zulagen nur 
noch an Frauen gegeben wurden, die ſich zur Arbeit auf dem Werke 
bereit fanden. Viele andere Kriegerfrauen hat auch die allgemein 
geübte — und trotz wiederholter Anregungen erſt März und 
September 1917 durch Rundſchreiben des Reichskanzlers modifizierte — 
Methode der Anrechnung des Arbeitsverdienſtes auf die Familien⸗ 
unterſtützung durch die Lieferungsverbände von der Arbeit zurück— 
gehalten. Die Frauen haben begreiflicherweiſe die ſogenannte 
Woige Freilaſſung des Arbeitsverdienſtes von der Anrechnung 
auf die Familienunterſtützung nicht als ſolche, ſondern als Zurück— 
behaltung empfunden und darin eine Art Beſtrafung der 
Arbeitswilligen geſehen; bei vielen hat ſie direkt die Aufgabe bereits 
übernommener Arbeit veranlaßt, weil die nach Abzug verbleibende 
Einnahme in keinem Verhältnis zur Arbeitsleiſtung und dem Ver⸗ 
zicht auf geordnete Haushaltführung ſtand. 

Die ſogenannte „bürgerliche Frau“ endlich ließ ſich — von Aus⸗ 
nahmen abgeſehen — in weitgehender Unkenntnis der Fabrikarbeit 
und Fabrikarbeiterin durch ein im allgemeinen ſehr ungerechtes und 
engherziges Vorurteil, das durch gelegentliche Beobachtungen und 
unkontrollierbare Verallgemeinerungen beſtärkt wurde, von der Arbeit 
abhalten. 

Eine erhebliche — wenn auch nicht unüberwindliche — Schwierig— 
keit für deren Einſtellung beſtand allerdings in dem ſtoßweiſen Bedarf 
an Arbeitskräften, bei deſſen Rückgang natürlich die „Bürgerlichen“ 
ſofort die Plätze räumen und bis zum erneuten Bedarf ſich in 
‚Bereitſchaft“ hätten halten müſſen. Für die hierzu erforderliche 
ſttaffe Disziplin fehlte ihnen aber die notwendige Kenntnis und Ein— 
ſicht in die große Gefahr der Ebbe auf dem Arbeitsmarkt. — 

Auch bei dieſen Widerſtänden ſpielte die Vorſtellung der Be⸗ 
teiligten von dem „baldigen Ende des Kriegs“ eine weſentliche Rolle 
und erſt, als einerſeits dieſe Hoffnung mehr und mehr ſchwand, 
anderſeits der zunehmende Rohſtoff⸗ und Menſchenmangel zur Kon— 
zentration aller Kräfte einzig und allein auf die kriegswichtigen 
Produktionszweige zwang, und die zunehmende Teuerung immer 
weitere Kreiſe zum Aufſuchen möglichſt gutentlohnter Arbeit ver- 
anlaßte, ließen die Widerſtände bei den verſchiedenen Betei— 


ligten nach. 


202 Marie⸗Eliſabeth Lüders 262 


Bei den Bemühungen um Perſonen aus dem Bürgerſtande hat 
man dieſe zweckmäßigerweiſe zuerſt für geiſtige und ſozialpflegeriſche 
Arbeit zu gewinnen verſucht, in Verbindung mit der Erweiterung 
und Neueinrichtung auf den verſchiedenen fürſorgeriſchen Gebieten, 
zur Wartung und Pflege von Kindern, in der Fabrikpflege und 
Heimleitung, bei der Transportbegleitung, bei der Wohnungſuche⸗ 
und Kontrolle. Beſondere gute Erfahrungen ſind dabei mit denen 
gemacht worden, die etwas beſtimmtes gelernt hatten, und bereits 
beruflich tätig waren, zum Beiſpiel mit den durch die Stillegung 
der Gewerbeſeminare freigewordenen Gewerbelehrerinnen. 

Beſonders nachdrücklich hat man ſich um die Einbeziehung der 
Studentinnen bemüht, bei denen aber der Erfolg der in Angriff 
genommenen Propaganda vornehmlich daran ſcheiterte, daß der gewählte 
Termin allgemein ungünſtig war, weil ſchon vor Veröffentlichung 
der Aufrufe eine rückläufige Bewegung in der Arbeiternachfrage offen⸗ 
ſichtlich zutage lag und für die Studentinnen im beſonderen un⸗ 
günſtig, weil ſie gerade nach Beendigung der Ferien bereits ihre 
Studienorte aufgeſucht, Wohnung gemietet und Kollegs belegt hatten. 
Dieſe Fehler bei der Werbung haben begreiflicherweiſe weitere 
Werbeverſuche unter den bürgerlichen Frauen leider ungünſtig be⸗ 
einflußt. Ein Kardinalfehler aber iſt es geweſen, daß man bis zuletzt 
geglaubt hat, die notwendigen Werbungen ohne Bereitſtellung großer 
Mittel durchführen zu können, ſondern hoffte, dafür „in geſchickter 
Weiſe lunlichſt die Betriebe heranziehen zu können, in deren Intereſſe 
die Werbung geſchieht“. Es war ein weſentlicher Irrtum, anzunehmen, 
daß die Betriebe dieſe fiskaliſch erwünſchte Auffaſſung teilten, um 
auf ihr umfaſſende Maßnahmen aufbauen zu können! Die Durch- 
führung dieſer — für den Oktober und November 1918 — geplanten 
Anwerbungsverſuche in allen Schichten der weiblichen Bevölkerung 
hat der Abſchluß des Waffenſtillſtandes verhindert. — Wie groß der 
Mangel an Arbeitskräften war, geht auch daraus hervor, daß ver: 
ſucht wurde, deutſche Rückwanderinnen ſowie Bewohnerinnen der 
beſetzten polniſchen und belgiſchen Gebiete im freien Arbeitsvertrage 
und Inſaſſinnen von Fürſorgeerziehungsanſtalten heranzuziehen. Die 
Erfahrungen mit den drei erſteren ſind nach Mitteilungen von Firmen 
ziemlich unerfreulich, und der erfolgreichen Verwendung von Fürjorge- 
zöglingen zur Munitionsarbeit ſtand — ſoweit die Aufträge nicht in 
die Anſtalten hineingegeben werden konnten — die Tatſache entgegen, 
daß der Erziehungszweck ſolcher Anſtalten nicht mit den Betriebs- und 
Arbeitsverhältniſſen außerhalb des Hauſes in Einklang zu bringen iſt. 
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Trotz der verſchiedenen, teils unvermeidlichen Gegenwirkungen 
erfolgte eine rieſige und ehedem kaum für möglich gehaltene Ilm: 
ſchiebung der Frauen auf die von den eingezogenen Männern ver⸗ 
laſſenen Arbeisplätze, ſo daß ganze Berufszweige — zum Beiſpiel die 
bäuslichen Dienſte, die Textilinduſtrie, gewiſſe Zweige der Nahrungs⸗ 
und Genußmittelinduſtrie, ſowie die handwerklichen Berufe — ihrer 
Arbeitskräfte mehr oder weniger beraubt wurden, zum Teil unter 
gleichzeitiger Abwanderung vornehmlich vom Oſten nach dem Weſten. 
Der größte Zuſtrom erfolgte in das Verkehrs- und Transportweſen, 
in die Metall⸗, Maſchinen-, chemiſche und elektriſche Induſtrie, zu 
den Erdarbeiten (beſonders in den Elſaß⸗Lothringenſchen Grenz⸗ 
bezirken) ſowie zum Berg⸗ und Hüttenweſen. Genaue Ziffern ſind 
leider bislang über dieſe berufliche und territoriale Wan⸗ 
derung der Frauen nicht vorhanden, da auch die Berichte der 
Krankenkaſſen nicht vollſtändig find, Zählungen durch das Kriegsamt / 
nicht ftattgefunden haben und die Berichte der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten noch nicht vorliegen. Genaue zahlenmäßige Angaben würden, 
etwa nicht nur von allgemeinem ſtatiſtiſchen Intereſſe ſein, ſondern 
ſie könnten im Zuſammenhang zum Beiſpiel mit den Krankenliſten 
wertvolles Material für die Beurteilung des Einfluſſes der ver⸗ 
ſchiedenen Arbeiten auf die Frauen verſchiedenen Alters, auf Ledige 
und Verheiratete, auf Stadt⸗ und Landbewohnerinnen uſw. ergeben, 
oder auch gleichzeitig mit den Lohnliſten verbunden, Anhaltspunkte 
für die Beurteilung der Verwendungsfähigkeit der Frauen geben, 
alles Unterlagen, die das Intereſſe an dem Gedanken der „Verteilung 
der Arbeit unter die Geſchlechter nach Kraft und Eignung“ wieder 
beleben würde. 

Gleichzeitig mit der geſchilderten beruflichen und territorialen 
Wanderung der arbeitenden Frauen vollzog ſich eine weſentliche Ver⸗ 
anderung der Art und der Dauer der Arbeit. 

Auf Grund der Notverordnung vom 4. Auguſt 1914 war die 
Nöglichkeit gegeben, die Frauen — abweichend von den bisher gültigen 
gewerberechtlichen Beſtimmungen — mit weit ſchwereren Arbeiten als 
ehedem zu beſchäftigen und fie auch zu ausgedehnten Überarbeiten 
und zur Nachtarbeit heranzuziehen. Dieſe in der nachfolgenden Ver⸗ 
ordnung des Reichskanzlers nur ſpeziell zugeſtandene Möglich— 
keit nahm, je länger, je mehr, gegen deſſen Willen den Charakter 
tiner generellen Erlaubnis für „Kriegsdauer“ an, ſo daß nicht 
ſelten ohne Terminbegrenzung und ohne nähere Bezeichnung der 
Arbeit die Frauen in einer Weiſe beſchäftigt wurden, die auch unter 
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weitgehender Berückſichtigung der kriegswirtſchaftlichen Notwendigkeit 
doch zu ernſten Bedenken Anlaß gab, daß der Reichskanzler ſelbſt 
wiederholt mahnend und eindämmend das Wort ergriff (11. De⸗ 
zember 1916, 11. Auguſt 1917, 9. Januar 1918). Die von ihn be: 
tonten hygieniſchen und ſittlichen Gefahren bedrohten die 
Frauen nicht nur dadurch, daß ſie gezwungen waren, ſchwere Stücke 
zu heben (zum Beiſpiel 15 em-Granaten, Paſſagier⸗ und Frachtgut), 
zu ſtoßen oder zu ziehen (gefüllte Förderkörbe auf der Hängebank), 
ihre für die Tätigkeit zu kurzen Gliedmaßen zu verrenken und zu 
zerren (zum Einſetzen der Leitungsſtange bei der Straßenbahn, Auf⸗ 
ſtecken der Schlußlaternen an den Güterzügen), an Arbeitsplätzen mit 
übergroßer Hitze- und Staubentwicklung zu arbeiten (an der Zieh⸗ 
preſſe, in Glashütten, an Walzenſtraßen, bei der Erzbrikettierung, 
vor den Heizkeſſeln), daß fie bei Strecken- und Straßenarbeiten, vor 
den Koksofenanlagen, auf den Werften, Bauten uſw. jeder Unbill der 
Witterung, beim Fahrdienſt oder beim Preßluftnieten ſtändiger Er⸗ 
ſchütterung ausgeſetzt waren, ſondern daß auch die durchſchnitt⸗ 
liche Arbeitszeit zu lang war, ganz abgeſehen von den 
Anſtrengungen der Nachtarbeit, an der auch jugendliche Mädchen teil: 
nahmen und den nicht ſelten von Frauen verlangten Doppel⸗ 
und Dreiſchichten. Ganz beſonders bedenklich war es, daß gerade 
diejenigen Frauen, die ſchon durch häusliche Verpflichtungen belaſtet 
waren, ſich aus Erwerbsrückſichten zu den ſchwerſten und lang⸗ 
dauerndſten Arbeiten meldeten und in ihrem Beſtreben, durch die 
in der Fabrik geleiſtete Nachtarbeit den „Tag für Haus uud 


„Kinder frei“ zu haben, von manchen Arbeitgebern kurzſichtig 


unterſtützt wurden. Die Anſtrengungen durch die ſchon an ſich un— 
gewohnten Arbeiten wurden noch durch zahlreiche, zum Teil bereits 
geftreifte Begleitumſtände bedeutend geſteigert, die bei der 
Beurteilung der Leiſtungen, der Eignung und Stetig— 
keit der Frauen zu berückſichtigen ſind. Die Größe, das 
Gewicht ihres Körpers, die Länge der Arme entſprachen ſehr häufig 
nicht den Maßen und Gewichten der zu bedienenden Maſchinen und 
Apparate (Fußpreſſen), der zur Verfügung ſtehenden Geräte und 
Werkzeuge (zu ſchwere Schaufeln, Hacken, Hämmer uſw.) oder dem 
zum Beiſpiel auf Hebel, Bremſen uſw. auszuübenden Gegendruck 
(bei der Straßenbahn), wenn auch viele Arbeitgeber bemüht waren, 
dieſe Mißverhältniſſe nach Möglichkeit auszugleichen. 

Aber auch bei den Frauen, die keine ſichtbar ſchwere Arbeit 
leiſteten, machten ſich Schädigungen geltend durch die Art der über: 
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ummenen Arbeit in Verbindung mit der Arbeitsdauer 
und dem Arbeitstempo. Die Arbeit an zwangsläufigen, häufig 
ihnell gehenden Maſchinen, die ununterbrochen zu ihrer Bedienung 
denſelben Handgriff oft bei angeſtrengteſter Aufmerkſamkeit erfordern, 
ihnt beachtenswerte phyſopſychiſche Wirkungen zu haben. Anders 
en ich wohl die in zahlloſen Geſprächen immer wieder gemachten 
Ingaben über verſchiedene funktionelle Störungen, über ſchlechtes 
Ugemeinbefinden, das von Woche zu Woche abnehmende Lebensgefühl 
und der ſo oft leidenſchaftlich geäußerte Wunſch nach „Veränderung 
in jeden Preis“ gerade aus den Reihen dieſer Arbeiterinnen kaum 
alten. Es iſt ſchon früher von anderer Seite die Vermutung aus⸗ 
geſprochen worden, ob hier nicht vielleicht auch urſächliche Zu: 
ſannenhänge zwiſchen der Arbeitsart und den genera⸗ 
tien Le iſtungen der Frau beſtehen. Leider fehlen für dieſe 
kwölkerungspolitiſch ſo wichtigen Zuſammenhänge bislang faſt alle 
naten Unterſuchungen ſowohl für die Zeit vor, wie während des 
Krieges, ſodaß man nur auf Kombinationsſchlüſſe angewieſen iſt. 
Rod) den bisherigen Erfahrungen ſcheint es nämlich, als ob gerade 
in denjenigen Bezirken, in denen eine ſtarke Zunahme der eheweiblichen 
Emerböarbeit in ſtark mechaniſierten und automatifierten Berufs⸗ 
tigen erfolgt iſt, gleichzeitig eine beſonders ſtarke Abnahme der 
Beburtenziffer zu bemerken iſt; eine Beobachtung, die auch nach den 
Erfahrungen im Kriege ſehr beachtenswert erſcheint. Im Zuſammen⸗ 
huge mit der Geburtenziffer werden ſich allerdings für die Kriegs⸗ 
it ganz beſonders ſchwer Schlüſſe über dieſe eventuellen Zuſammen⸗ 
hinge ziehen laſſen, da fie auch ohnedies durch andere Arſachen 
reſentlich beeinflußt worden iſt, aber vielleicht laſſen ſich doch noch 
ſuchtraglich an der Hand von Krankengeſchichten einige Feſtſtellungen 
den, da ſchon die bloße Möglichkeit eines ſolchen Zuſammen⸗ 
langes es meines Erachtens unbedingt nötig macht, unverzüglich 
Lorbereitungen dafür zu treffen, daß — entſprechend einem Antrage 
von Frauenſeite — in Zukunft umfaſſende und eingehende 
Unterfuhungen auf dieſen Gebieten gemacht werden unter Be⸗ 
tückfichtigung nicht nur von Dauer und Art der Arbeit, ſondern 
auch von Alter, Herkunft, Familienſtand, Dauer der Berufs: 
uugehörigkeit uſw. der arbeitenden Frauen. Auf ſolchen Unterlagen 
kinte man — im Gegenſatz zu dem heutigen im allgemeinen nur 
generellen — den notwendigen ſpeziellen Arbeiterinnen: 
ſhuz treiben, auch wieder mit dem im Intereſſe des Volksganzen 
legenden Ziele „Verteilung der Arbeit unter die Geſchlechter nach 
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Kraft und Eignung“. Übrigens wären ſolche gewerbehygieniſchen 
Unterſuchungen auch für die Männer zu wünſchen, denn der auf- 
fallend frühe Verbrauch inſonderheit der Kräfte der Schwerarbeiter 
und die weſentlich kürzere Lebensdauer der Männer im allgemeinen 
könnten doch mit davon herrühren, daß man ihre Stärke überſchätzt 
und auch mit ihren Kräften Raubbau treibt. 

Die mit den meiſt ungewohnten Arbeiten ſelbſt verbundenen 
Schwierigkeiten wurden für die Frauen noch durch verſchiedene 
weitere Begleitumſtände vermehrt, die für die Männer im Frieden 
überhaupt nicht, im Kriege nur zum Teil vorhanden waren. Sehr 
hinderlich, geſundheits⸗ und verſchiedentlich lebensgefährlich war die 
weibliche Kleidung“, und es bleibt bedauerlich, daß in dieſer 
Frage nicht ein obrigkeitliches Machtwort geſprochen worden iſt, das 
den Widerſtand der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſowie der Reichs⸗ 
bekleidungsſtelle gebrochen und gleichermaßen im Intereſſe der Ge⸗ 
ſundheit und Sittlichkeit der Arbeiterinnen wie der Materialerſparnis 
gelegen hätte; denn nichts iſt ſo verſchwenderiſch wie die Benutzung 
einer für die Arbeit völlig ungeeigneten Kleidung. Bis zum Kriegs⸗ 
ende aber hat man Erd⸗, Bergwerks-, Hütten⸗ und Salinenarbeite⸗ 
rinnen in Schmutz und Näſſe mit Röcken und in gewöhnlichen 
Niederſchuhen herumſtapfen geſehen, Straßenbahnſchaffnerinnen 
mußten — ſelbſt in den größten Städten, zum Beiſpiel Berlin und 
Düſſeldorf — mit Aufbietung aller Körperkräfte ihre Kleider durch 
die dichtgedrängten Gänge mitreißen oder ſie waren — wie zum 
Beiſpiel auf der Barmer Bergbahn — der Gefahr ausgeſetzt, bei 
dem EiMlajfieren im Fahren vom Trittbrett aus (mit nach außen 
ſchlagenden Türen!) an den Anpflanzungen der abfallenden 
Böſchung hängen zu bleiben oder trugen (in Thorn) Filzpantoffeln 
in Ermanglung von Stiefeln! Mit Röcken hockten Formerinnen 
auf der Erde, hantierten Metallarbeiterinnen und Keſſelheizerinnen 
am offenen Feuer, kämpften Poſtbotinnen gegen Wind und Wetter, 
während zum Beiſpiel die Eiſenbahnverwaltung frühzeitig und all⸗ 
gemein die allen Anforderungen entſprechende Kleidung (lange Joppe, 
Beinkleid, Wickelgamaſchen, halblanger Mantel) für das Fahrperſonal 
einführte. n | 

Unter der allgemeinen Unterernährung hatten wohl die 
Arbeiterinnen — abgeſehen von den Verheirateten, die immer geneigt 


1 Vgl. den „Bericht der Hütten⸗ und Walzwerk-⸗Berufsgenoſſenſchaft über 
die techniſche Aufſicht im Jahre 1916“. 
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daten, den Kindern mehr abzugeben als fie eigentlich entbehren 
bnnten —, nicht mehr zu leiden als die Männer. Ledige Schwer⸗ 
ubeiterinnen betonten vielmehr wiederholt, daß fie bei der Zuweiſung 
ir eigentlich auf den Verbrauch der Männer berechneten Zulagen 
thiltnismäßig günſtig fortkämen. 

Anderſeits wird auch wieder von Arbeitgebern aus der Metall: 
mufrie mitgeteilt, daß — nachdem ſchon in den erſten zwei Kriegs⸗ 
nen mit kräftigen Frauen bei verſchiedenen Operationen ſogar 
mantitativ beſſere Leiſtungen als bei Männern erzielt werden 
kme — die ungenügende Ernährung in den letzten Jahren die 
itungfähigleit fo herabgeſetzt hat, daß auch die ehedem ein⸗ 
Kührten Leiſtungsprämien nicht mehr zur Geltung kamen. 

Mi welchen Schwierigkeiten aber hatten die Arbeiterinnen 
ſeſonders die der Nachtſchicht) bei der Beſchaffung aller bezugs⸗ 
ſimflichtigen Gegenſtände und vor allem bei der Lebensmittel⸗ 
Wlorgung zu kämpfen, bei der Einlöſung der Rationskarten, deren 


J Unsgabezeiten von den Gemeinden immer wieder 


eine jede Rückſicht auf die Arbeitszeiten feſtgeſetzt 
kurden, welche Unſumme an Kraft und Zeit koſtete die Hin⸗ und 
küdfahrt zur Arbeitsſtätte in den maßlos überfüllten — im 
Suter ungeheizten und unbeleuchteten — Bahnen, die häufig weit 
um Ziele entfernt endigten !. Wie unzulänglich blieben zahlloſe 
Ireitsräume jahraus, jahrein ſowie die zu ihnen gehörigen Neben: 
algen [Eßräume, Garderoben, Waſchräume und Aborte), deren 
fand nicht ſelten auch nicht entfernt den Anforderungen der 
168. entiprah. So wenig, wie es einem Zweifel unterliegen kann, 
KR viele geſundheitliche Schädigungen und ſittliche Mißſtände, die 
ih zeigten, nicht auf die Art oder die Dauer der Arbeit zurück⸗ 
nführen find, ſondern auf dieſe zahlreichen nachteiligen, allgemeinen 
Öyleiterfheinungen, kann ein Leiſtungs⸗ und Bewährungsurteil über 
re mbeitenden Frauen gefällt werden, ohne dieſe äußeren Er⸗ 
rungen zu berüdfichtigen,. — von der Sorge, die viele um Mann 
zer Kinder erfüllte, zu ſchweigen. 


R Als Beiſpiel ſei nur auf die Verhältniſſe für Spandau, Trois dorf, 
"share, Kokoſchken bei Danzig, Karlowitz bei Breslau, Cruppamühle O. /S. 
erieſen. 

(Schluß folgt.) 
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Beſprechungen 


Her Geiſt der neuen Volksgemeinſchaft. Eine Denkſchrift für 
‚u deutſche Volk, herausg. von der Zentrale für Heimatdienſt. 
deln 1919, S. Fiſcher. 167 S. 


Inte jenem Titel iſt eine Anzahl von Aufſätzen bekannter und an⸗ 
khan Männer erſchienen, die bei allen Unterſchieden individueller 
Verein die neue Ordnung der Verhältniſſe als einen entſchiedenen 

begrüßen, eine innere Hebung der Menſchheit von ihr er⸗ 
urn, dabei aber die gewöhnliche Faſſung der Aufgaben vertiefen 
wan. Ihr Ziel überſchreitet weit das politiſche und wirtſchaftliche 

‚ fe möchten einer neuen Volksgemeinſchaft und einer aufſteigenden 
kam dienen; fie bekunden vielfach eine warme ethiſche Geſinnung. So 
ue namentlich der Aufſatz von Arnold Metzger, „Der neue Glaube 
in ba Weg zur Volksgemeinſchaft“, der die ganze Reihe eröffnet und 
at nem freudigen Glauben einen wohltuenden Eindruck macht. Auch 
R nen Aufſätze find reich an anregenden Gedanken und weiten Aus⸗ 
‚Win: fie verbreiten ſich über alle Hauptgebiete des Lebens, und fie 
wm unmittelbar in das Leben und Streben der Gegenwart; ſchon 
halb dürfen ſie auf die Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe rechnen. 

A Bedeutung der hier behandelten Probleme unterliegt keinem 
eit licht bloß einzelne Völker, ſondern das Ganze der Kulturwelt 
Wake ſch jetzt in einer ſchweren Kriſe. Eine neue Epoche ſteigt auf 
in king ſtürmiſch nach Geſtaltung — ihren greifbarſten Ausdruck gibt 
ir nin iche Bewegung mit ihren ſchroffen Gegenſätzen, — aber über 
k fan zeht ein Streben nach einer völligen Verjüngung des Lebens 
. winn einer neuen Menſchheit. Unverkennbar iſt uns das 
zun eme zu enge Bahn geraten, deren Schranken und Mißſtände 
- werden. Mehr und mehr wurde uns das Ganze des 
u einer bloßen Arbeitskultur; dieſe Kultur hatte die ſichtbare 
din Menſchen unterworfen und in dieſer Richtung alle Wider⸗ 
in ſicherem Aufſtieg überwunden; ihr Ringen mit den Dingen 
Be aft des Menſchen unermeßlich. Aber ſie war in Gefahr, 
us Befinden als etwas Nebenſächliches zu behandeln, ſich um 
wenig zu kümmern, ihn als Ganzes ſeinen eigenen Werken 
wu laſſen, ihn zu einem bloßen Mittel und Werkzeug eines 
ichen und wirtſchaftlichen Prozeſſes herabzuſetzen. Dieſe Lage mußte 
u emem deutlichen Bewußtſein kommen; ſobald das geſchah, 
eme ſchroffe Kluft zwiſchen Arbeit und Seele unvermeidlich, 
© endrannte ein ſtürmiſches Verlangen, den ganzen Menſchen in 
>% zumittelbaten Daſein zu fördern, ſein Ergehen, ſein Wohl und 
Er un den Mittelpunkt des Lebens zu ſtellen, auf ihn alles Streben 
em. Es galt nunmehr, nicht nur die materiellen und die geiſtigen 
r mäglichſt allen Individuen zuzuführen, ſondern den Gejamtftand 
E s innerlich zu erhöhen, ihn urſprünglicher, kräftiger, wahrhaftiger 
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Die aus ſolchem Geiſt entſprungene Schrift mit ihrem reichhaltigen 
Beiträgen ſetzt ſich demnach ein hohes Ziel, ſie will ihm nach beſtem Ver⸗ 
mögen dienen; wie weit aber die hier gebotene Löſung ausreicht, das 


iſt eine andere Frage. Wir können von vornherein den Eindruck nicht 


unterdrücken, daß hier die Sache zu ſummariſch, zu haſtig, zu un⸗ 
geſchichtlich behandelt wird, und daß ſie viel zu ſehr als eine Pastei: 
ſchrift auftritt. Sie hat den Vorteil einer ſtarken und friſchen Sub⸗ 
jektivität, aber ſie iſt in großer Gefahr, die Dinge einſeitig zu behandeln, 
ja ſie mit doppeltem Maß und Gewicht zu meſſen. 

Ein ſtarkes Verlangen nach mehr Selbſtändigkeit des Menſchen als 
Menſchen, eine Sehnſucht nach mehr Friſche und Unmittelbarkeit des 
Lebens, ein Zurückgehen auf den Menſchen als Menſchen gegenüber allen 
Einſchränkungen und Hemmungen der Verhältniſſe iſt zu verſchiedenen 
Zeiten erwacht; am ſtärkſten war es in der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hundepts ſowohl in der franzöſiſchen Aufklärung als bei Rouſſeau. Dieſer 
Bewegung iſt die gegenwärtige nahe verwandt; ſie ſteht jedenfalls mit 
ihrer verſtandesmäßigen Denkweiſe in einem entſchiedenen Gegenſatz zu 
unſerer deutſchen klaſſiſchen Kultur. Mit der Aufklärungszeit teilt ſie 
namentlich die hohe Schätzung des moraliſchen und intellektuellen Standes 
des Menſchen, den Glauben an ſeine Güte und an ſeine Einſicht. Ein 
beinahe ſchwärmeriſcher Glaube an den Menſchen erfüllte im Verlaufe 
des 18. Jahrhunderts mehr und mehr die Seelen; eine optimiſtiſche Be⸗ 
urteilung der menſchlichen Natur trieb jene Zeit dazu, alle Schuld der 
Mißſtände auf die überkommenen geſchichtlichen und geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu ſchieben. Am meiſten hat Rouſſeau in dieſer Richtung ge⸗ 
wirkt, mit feuriger Glut hat er den Gegenſatz zwiſchen der natürlichen 
Güte des Menſchen und der Schlechtigkeit der Verhältniſſe herausgeſtellt: 
die Natur hat uns nach ſeiner Meinung gut geſchaffen und zu vollem 
Glück beſtimmt, nur die falſche Lebensordnung verwehrt die Erreichung 
dieſes Zieles. So bedarf es an erſter Stelle eines gründlichen und rüd: 
ſichtsloſen Aufräumens, damit ſich alles ins Beſte wende und der Menſch 
ſich ſelbſt finde. Steht es nicht heute in manchen Kreiſen ähnlich? 
Optimiſtiſch gegen den Menſchen, namentlich wenn er zur Maſſe ge⸗ 
hört, iſt man peſſimiſtiſch gegen alle, welche der überlieferten Ordnung 
anhängen: ſie gelten entweder als ſchlecht oder als beſchränkt; die An⸗ 
hänger der neuen Denkweiſe dagegen ſcheinen alles Große und Gute zu 
teilen. Natürlich hat ſolche Schätzung in dieſer Schrift verſchiedene 
Grade; bisweilen wirkt ſie geradezu naiv. So heißt es z. B. bei Her: 
mann Schüller (S. 159): „Die bisherige Jugendbewegung hat unerſetz⸗ 
liche Werte geſchaffen. Sie hat die Herzen der Jugend dem Erleben 
reiner Menſchlichkeit offen gemacht und den Glauben entzündet: Der 
Menſch iſt gut.“ Was denkt man wohl unter den „unerſetzlichen 
Werten“ und nnter dem „Erleben reiner Menſchlichkeit“? 

Wer in dieſer Weiſe den moraliſchen und geiſtigen Stand des 
Menſchen überſchätzt, der kann der Geſchichte keine große Schätzung zollen, 
der hat keinen vollen Sinn für ihre unermeßliche Aufgabe, den Menſchen 
aus einem bloßen Naturweſen zu einem Geiſtesweſen zu bilden, der 
überſieht die ſchweren Verwicklungen, welche das Zuſammentreffen einer 
niederen und einer höheren Art des Lebens beim Menſchen bewirkt. Es 
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war ein Hauptſtreben des 19. Jahrhunderts gegenüber der Aufklärung, 
dem Leben eine breitere und feſtere Grundlage zu geben und es von 
den „Fanatismus des abſtrakten Gedankens“ (Hegel) zu befreien; viel 
Kbeutendes iſt aus ſolchem Streben für alle Verzweigung des Lebens 
aahprungen, für Religion, Kunſt, Recht, Volk uſw.; unmöglich läßt 
1 das einfach zurücknehmen. Gewiß brachte jene Wendung zur Ge— 
ſiichte uch manche Gefahr: über dem Hangen an der Vergangenheit haben 
an vilfach unſer eigenes Leben vergeſſen und der Gegenwart ihr volles 
Aerſagt; fo konnte ein gelehrter Hiſtorismus um ſich greifen und 
x km ſchwächen. Aber trotzdem bleibt die Tatſache beſtehen, daß 
u uh als geiſtiges Weſen feine Höhe nur an der Geſchichte und 
dur die Geſchichte erlangt; wer ihm dieſe Hilfe entzieht, der fügt ihm 
oa Schaden zu. Arnold Metzger hat mit Recht durchgängig als die 
mptorberung für die Geſtaltung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe die 
uthigkeit erklärt. Haben wir nicht aber auch der Geſchichte mit ihrer 
kiel volle Gerechtigkeit zu erweiſen? Ohne fie könnte der geſchichtsloſe 
Bald leicht zu einem kulturloſen werden. 

De Verneinung reicht über die Geſchichte hinaus auch in die Ge- 
wahl. Es wird hier nachdrücklich von verſchiedenen Seiten der 
luſaloſe“ Staat verkündet. Der Begriff iſt doppeldeutig; beſagt er, 
ic ile finftlich bereiteten Stände, alle unberechtigten Unterſchiede fallen 
le, jo iſt dem nur zuzuſtimmen: es gibt hier ohne Zweifel eben im 
duc Leben manches zu tun. Aber anders ſteht es, wenn alle und 
er Acerung der Gemeinſchaft, alle Unterſchiede der Werte, alle Zu⸗ 
amaſinge der Geſellſchaft als hemmend und veraltet angegriffen 
dan Das führt ſchließlich dahin, den Menſchen lediglich auf fein 
ol Sein, ja auf ſein jeweiliges Belieben zu ſtellen, das Zu⸗ 
maſen möglichſt in einen ungeordneten Haufen zu verwandeln, ihm 
an aber alle überlegene Vernunft und Geiftigfeit zu nehmen. Das 
il natürlich von jenen Männern niemand, aber die Frage iſt, ob nicht 
i anſguenz des Gedankens zu dieſem Ergebnis treibt? 

eo nüſſen wir uns in Summa, bei williger Anerkennung der 
den Geſinnung und der vielfachen Anregung, zu der hier gebotenen 
60 nlenwelt ablehnend verhalten. Sie entbehrt eines feſten Kerns, und 
55 dem Menſchen keinen genügenden Halt, um ihn den großen 
gaben und den gewaltigen Wirren der Gegenwart gewachſen zu 
ahn. Die Begriffe ſind zu ſchwankend und die Ziele zu unklar, um 
ant und fördernd auf die Seelen zu wirken. Schwankend iſt von vorn⸗ 
In der hier behandelte Gedanke der Volksgemeinſchaft. Was be- 
„Gemeinſchaft“? Wie verhält ſich „Gemeinſchaft“ zu „Ge⸗ 
ann man mit Metzger von einer „liebenden Gemeinſchaft“ 
5 8. 24) reden? Aus welcher Quelle kann dieſe Gemeinſchaft eine 


huge 


aus einem ſcheinbaren Gut ein reales Übel entſtehen kann. 
Jena Rudolf Eucken 
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Supan, Alexander: Leitlinien der allgemeinen politiſchen 
Geographie. Leipzig 1918, Veit & Co. VI und 140 S., 
3 Textkärtchen. Geb. 9,10 Mk. 


Die knappe, aber inhaltreiche Schrift eines unſerer bedeutendſten 
Geographen dürfte auch dem Jünger der Staatswiſſenſchaft willkommen 
ſein. Haben wir doch nach Ratzels Politiſcher Geographie (1897, 2. Aufl. 
1903) nur ganz wenige und knappe Zuſammenfaſſungen dieſer Diſziplin 
in Schönes „Politiſcher Geographie“ (Aus Natur und Geiſteswelt, 1911) 
und innerhalb von Hermann Wagners „Lehrbuch der Geographie“ 
erhalten. Supans Leitlinien ſind das Gerippe eines größeren Werkes, 
das er infolge ſeiner Krankheit nicht abſchließen konnte. Er beſchränkte 
ſich auf eine vergleichende Darſtellung der „hochentwickelten Staaten⸗ 
gebilde der Gegenwart“, auf die er die geographiſche Betrachtungsweiſe 
unter Ausſcheidung alles Legislativen und Politiſchen anwendet. Die 
politiſche Geographie definiert er als die Lehre von den natürlichen 
Grundlagen des Staates. Sein Werk bleibt aber hinter dieſer 
Definition, wie hier nur angedeutet werden ſoll, zurück, indem namentlich 
Entwicklung und Veränderungen der Staaten wie ihre gegenſeitigen 
Wechſelwirkungen nicht ſyſtematiſch behandelt werden. Abweichend von 
Ratzel, aber auch von Kiellen ſucht er „den Staat als Naturweſen“ 
dadurch „vollſtändig zu beſchreiben“, daß er durch Geſtalt, Größe und 
Lage feine äußere Beſchaffenheit charakteriſiert, ſeine innere Be 
ſchaffenheit oder Struktur aber (und damit das Maß ſeines inneren 
Zuſammenhaltes) aus den Geſichtspunkten: phyſiſche, völkiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Struktur betrachtet. Entſprechend geographiſcher Anſchauungs⸗ 
weiſe beſteht auch nach Supan der Staat aus „zwei untrennbar mit⸗ 
einander verbundenen Elementen: Land und Volk“. Das Volk aber 
kommt weſentlich nur in den Kapiteln über Struktur zur Sprache. 


Bei der Erörterung der verſchiedenen Typen von einfachen und 
mehrteiligen Staaten werden unter anderem die Kolonialſtaaten eingehend 
beſprochen. Supan unterſcheidet neben Eingeborenen⸗ und Einwanderungs⸗ 
kolonien auch Miſchkolonien. Die „Kolonialquotienten“ geben das Ver 
hältnis der Kolonien zum Mutterlande nach Areal und Volkszahl. In 
der Lehre von den Staatsgrenzen geht Supan ſeine eigenen Wege. 
Statt der Unterſcheidung von Raum- und Verbreitungsgrenzen finden 
wir bei ihm die damit nicht ganz zuſammenfallende von Eigenſchafts⸗ 
und Bewegungsgrenzen. Seine Syſtematik der Staatsgrenzen iſt ein⸗ 
facher als die der meiſten etwa gleichzeitig erſchienenen Arbeiten darüber. 
Er konnte nur meine Unterſuchung in der Zeitſchrift der Geſellſchaft ſür 
Erdkunde, Berlin 1917, benutzen; ihre Fortſetzung 1918, Pencks Berliner 
Rektoratsrede: „Über politiſche Grenzen“, 1917, Sappers Studie: „Aber 
Gebirge und Gebirgsgrenzen“, Geographiſche Zeitſchrift 24. Band, 
Kieſels „Petershüttly“, 1918, und andere haben uns ſeither weiter gebracht. 
Die Aufgaben der Grenze ſieht Supan in deutlicher Trennung, Schutz 
und möglichſt geringer Störung des Verkehrs. Dieſe Eigenſchaften kann 
ihm zufolge keine Grenze vereinigen; er unterſcheidet mit den modernen 
Engländern Verkehrs und Abſchließungsgrenzen, ſpricht aber nicht von 
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jener delhaffenheit der Grenze, die zwiſchen dieſen Typen vermittelt, und 
in der ich die günſtigſte Geſtalt politiſcher Grenzen erblicke, nämlich jener, 
bet der der Verkehr auf eine beſchränkte Zahl günſtiger und überſehbarer, 
luher wichtiger Ubergangsſtellen konzentriert wird. Sehr ſcharf urteilt 
Swan über das, was er „theoretiſche Naturgrenzen“ nennt, alfo die 
on den Politikern für ihren Staat geforderten ſogenannten „natürlichen 
Hen -und die „Glacistheorien“. Er ſtellt ihnen die Erwägung ent⸗ 
zan, daß der Begriff des „Naturgebietes“ nicht eindeutig und daß die 
ide Grenze als Bewegungsgrenze anzuſehen iſt. Er läßt aber 
nalkiht u wenig hervortreten, daß Naturgebiete und natürliche Wer: 
rhehite ſich den Ausdehnungsbewegungen der Völker und Staaten 
a he greifbarſten Ziele und wirkſamſten Schranken bieten. Der Ab: 
it uber die Grenze bietet im einzelnen viel Lehrreiches. Das Kapitel 
mie Größe der Staaten umfaßt hauptſächlich — entſprechend der 
ü des Werkes, die geographiſchen Quellen der Stärke und Schwäche 
i Stnaten beſonders hervorzuheben — eine Erörterung über die Be 
lungen der Großmachtſtellung, die nicht aus der Volkszahl, noch 
wagen aus dem Raum allein hervorgeht, ſondern „von der organi— 
ſetten Geſamtenergie, die durch die Bevölkerung repräſentiert wird, 
Aang. Unter dem Geſichtspunkt der Lage wird die mathematiſche, 
e dagaphiſche (zu Gebirgen und Flüſſen) und die politiſche Lage (zu 
Vahnzanten, Meer und Wüſten) behandelt. Wie vorher die Inſularität, 
she die Maritimität der Staaten durch eine einfache Formel be⸗ 
zahn nd auch verſucht, den Druck, den die Nachbarſtaaten ausüben, 
| ruckquotienten (das iſt die Summe der Bevölkerung 
ie Jahn dividiert durch die eigene Volkszahl) auszudrücken. Er 
i wa feine allgemeine Charakteriſtik, aber eine gute Veranſchaulichung 
aun da wichtigſten Lagewirkungen. 
„m inneren Zuſammenhalt der Staaten iſt nach Supan die 
un maßgebend, d. h. ob ein Staat phyſiſch, völkiſch und wirt— 
lh bo mogen oder heterogen iſt. Die Hälfte des Buches iſt 
Augen gewidmet. Eine Erörterung der hiſtoriſchen oder politiſchen 
mm lehnt Supan dagegen ab: „Der Politiker teilt den Staat 
allirich oder mit Rückſicht auf geſchichtliche Zuſammenhänge oder mit 
zung natürlicher Grenzen in Verwaltungseinheiten ... Die Schul: 
a "mag aus praktiſchen Gründen diejem Beispiel in beſchränktem 
W ſolgen, die wiſſenſchaftliche Geographie hat aber keine Veranlaſſung 
„ne erklärende Einteilung des Staates müſſe von feiner natür— 
n Stultur ausgehen. Nun ſind aber oft die politiſchen Teile oder 
de dei Staates (auch die Gliedſtaaten eines Bundesſtaates ſcheint 
i Supan hier im Auge zu haben) urſprünglicher, natürlicher und beſſer 
als das Ganze; ihr gegenſeitiges Verhältnis und das zu Kern- 
= und Zentrum des Staates wirkt auf den Zuſammenhalt ſtark ein. 
erh oft als „harmonische Naturgebiete“ oder der Autarkie nahe 
10 Haften geſchloſſener ſein als die „gleichförmigen Naturgebiete“, 
Se van phyſiſche Einteilung des Landes ergibt. Der Geograph 
der ſo an ihnen nicht vorübergehen dürfen. Die innere Gliederung 
i phoſiſch heterogenen Staaten führt Supan zur Aufſtellung ver⸗ 
alten Jahrbuch XLIV I. 18 
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ſchiedener Kategorien, deren politifche Bedeutung durch lehrreiche Beifpiele 
erörtert wird. Unter dem Titel der völkiſchen Struktur wird der 
homogene National- und der heterogene Nationalitätenſtaat, aber auch 
der zwiſchen beiden ſtehende Pſeudonationalſtaat ſachkundig beſprochen 
und die Begriffe Nation und Volk erörtert. Den erſteren faßt Supan 
ähnlich wie ich. Das Volk iſt ihm in weſentlicher Erweiterung der 
Difinition Ratzels eine politiſch verbundene Gruppe von Gruppen und 
Einzelmenſchen, die weder ſtamm- noch ſprachverwandt zu ſein brauchen, 
aber durch den gemeinſamen Boden auch räumlich verbunden ſind, und 
über deren Einzelwillen ein einheitlicher Geſamtwillen ſteht (deſſen Grund- 
lage ſieht er in der Gleichartigkeit, insbeſondere der ſprachlichen). Ich 
glaube nicht, daß ſich an das vieldeutige Wort eine derartige engere 
Bedeutung heften läßt. Sehr hübſch ſind auch die Beſonderheiten der 
Kolonien erörtert, wo es ſich nicht um Sprachen-, ſondern um Raſſen⸗ 
gleichheit handelt. In der klaren Überſicht wirtſchaftlich-geographiſcher 
Grundbegriffe, die den Abſchnitt über wirtſchaftliche Struktur ein⸗ 
leitet, finden wir im Sinne der eingangs erwähnten Beſchränkung den 
Satz, die politiſche Geographie habe es nur mit den ackerbauenden Völkern 
zu tun. Wenn dabei in Widerſpruch zu Ed. Hahn Hackbau und Garten 
bau als Arten des Ackerbaues erſcheinen, möchte ich doch fragen, ob wirk— 
lich die „Anfänge zu ſtaatlichem Leben“ bei den Hackbauern entwickelter 
ſind als bei den Nomaden. Für die Produktion gibt Supan dem Wort 
homogen die doppelte Bedeutung: einſeitig (für den Weltmarkt) und 
gleichförmig (für die geographiſche Verteilung der Güter im Staate ſelbſt). 
Da Einſeitigkeit in allen größeren Staaten fehle und Vielſeitigkeit wohl 
ſtets mit Mannigfaltigkeit verbunden ſei, ergeben ſich aber in der Regel 
nicht vier, ſondern nur zwei Kategorien. Von den beiden wichtigſten 
Typen der Gegenwart, Agrar- und Induſtrieſtaat, hat dieſer die mannig⸗ 
faltigere Wirtſchaft. Aber die extreme Ausbildung beider ſchwächt den Staat, 
und ebenſo müßte das die vollkommene Autarkie, meint Supan. Die 
Kraft eines Staates beruhe auf homogener völkiſcher, aber heterogener 
wirtſchaftlicher Struktur. Dieſe kann aber auch durch Intereſſengegen⸗ 
ſätze zwiſchen einzelnen Gebietsteilen nachteilig ſein. Ein dritter Typ, 
der Brutto⸗(Rohſtoff⸗) Staat iſt im Verſchwinden. Supan beſpricht in 
dieſem Abſchnitt auch den Verkehr und ſeine Bedeutung für den inneren 
Zuſammenhalt des Staates, er ſtreift die wirtſchaftliche Bedeutung der 
zum Teil früher beſprochenen Binnen- und Küſten-, Ozean-, Binnen⸗ 
meer⸗ und Sundlage und ihren Einfluß auf die Macht des Staates, 
auch Seeherrſchaft und Freiheit der Meere in ihrer Bedeutung für den 
Kolonialſtaat, die britiſchen Etappen, den Nachrichtendienſt u a. Der 
Einfluß der wirtſchaftlichen Struktur auf die völkiſche wird unter den | 
Geſichtspunkten der Volksdichte, Siedlungen, Gemeinde und Ortſchaft, der 
Hauptſtädte beſprochen. Neben wirtſchafts- und anthropogeographiſchen 
finden wir auch wertvolle im engeren Sinne politiſch-geographiſche Be⸗ 
merkungen. Ein Schlußwort eröffnet weitere Ausblicke und bringt einige 
Hauptlehren an Beiſpielen in Erinnerung, ſo insbeſondere den Satz, 
daß „die Kategorie der Größe“ nicht auf Koſten der anderen geographiſchen 
Kategorien verändert werden darf. 
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Im ganzen iſt Supans Werk durch eine Vorſicht charakteriſiert, die 
Katzel nicht immer eignete. Immer wieder fühlt ſich der Leſer gemahnt, 
nicht zu ſchnelle Folgerungen zu ziehen und innerhalb der Grenzen der 
Geographie zu bleiben. Er ſieht mit Dank, wieviel der Verfaſſer jenen 
unſcheinbaren Fragen abzugewinnen weiß, die man meiſt als einleitende 
taſch zu erledigen pflegt. Aber er fühlt ſich doch auch nicht ſelten ge— 
hemmt und an der Oberfläche zurückgehalten, wo auch der Geograph 
liefer ins Weſen des Staates eindringen möchte und darf. Gerade 
diefe Eigenſchaften mögen aber vielleicht das gediegene Buch dem Jünger 
der Staatswiſſenſchaft beſonders empfehlen. 

Graz Robert Sieger 


Südland, L. v.: Die ſüdſlawiſche Frage und der Welt— 
krieg. Überſichtliche Darſtellung des Geſamtproblems. 8b. X und 
796 S., 3 Karten. Wien 1918, Manz. Geh. 16 Mk. 


Das Werk, deſſen Vorwort der pſeudonyme Verfaſſer im Januar 
1917 geſchrieben hat, ſoll die noch fehlende erſchöpfende deutſche Dar— 
ſtelung der ſüdſlawiſchen Frage liefern, die verhindert, daß das Urteil 
jelbit bei uns weſentlich durch Scotus Viator beſtimmt wird. Dem— 
gemäß legt es weniger Gewicht auf die äußere politiſche Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte, wie etwa die Schriften von Leopold Mandl, 
deren ich hier gedenken möchte, es tun, als auf die innere Geſtaltung 
des Problems und ſeine geſchichtlichen, auch wohl geographiſchen und 
anthropologiſchen Grundlagen. Der Wert des Buches liegt in der zweiten 
Hälfte, welche die vom Verfaſſer ſelbſt erlebten Zeiten, die verſchiedenen 
Sjungsverfuche und Löſungsvorſchläge der ſüdſlawiſchen Frage behandelt 
und von feinem ausgeſprochen fatholifch : froatiihen Standpunkte aus 
aegen eine Annexion Serbiens, aber auch gegen den Trialismus und 
eine Teilung der ſüdſlawiſchen Gebiete in Eſterreich-Ungarn auftritt. 
Er befürwortet für ſie (um möglichſt auf dem Boden der Evolution zu 
bleiben) eine Vereinigung und ſehr ſtarke Autonomie (Miniſterium und 
Parlament), aber unter dem Kondominium beider Staaten, und weiß 
das gut zu begründen. Seine Gedankengänge ſind heute inſofern nicht 
veraltet, als vieles davon in kroatiſchen Kreiſen in zeitgemäßer, republi— 
kaniſcher Umgeſtaltung fortleben und manches bei deutſch⸗öſterreichiſchen 
und ungariſchen Politikern heute mehr Verſtändnis finden dürfte als 
dor kurzem. Vor allem der Gegenſatz zwiſchen Serbentum und Kroaten⸗ 
tum, den er übertreibend, aber im weſentlichen richtig auf den Gegen⸗ 
lag zwiſchen Weſten und Oſten, Katholizismus (und Islam) und ortho- 
dorer Staatskirche, die den beiden Völkern „wahlverwandt“ ſeien, auf 
Adels⸗ und Bauernvolk, aber auch auf ethniſche Gegenſätze (balkan⸗ 
wmaniſcher Einſchlag im Serbentum) zurückführt. Die wiſſenſchaftliche . 
Begründung aus der Vergangenheit iſt vielfach dilettantiſch und einſeitig, 
das Serbentum und der in ihm wirkende „Geiſt von Byzanz“ werden 
ſchwarz in ſchwarz gemalt, dem nationalen kroatiſchen Adel des Mittel⸗ 
alters eine unwahrſcheinlich moderne nationale Politik zugeſchrieben und 
anderes mehr. Richtig aber ift, daß beide Nationen aus den ſlawiſchen 
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Stämmen durch ihre Staaten herausgebildet wurden, und daß Bosnien 
und die Herzegowina als altes Kroatenland anzuſehen find, deſſen teil⸗ 
weiſe Serbiſierung durch ſpäte Einwanderungen und kirchlich politiſche 
Einflüſſe bewirkt wurde. Die kroatiſche Heimat in Nordweſtbosnien und 
ſeiner nächſten Umgebung erlaubte Ausdehnung nach allen Seiten und 
erforderte fie; der kroatiſch⸗ſlawoniſch⸗dalmatiniſche Halbkreis ohne das 
umſchloſſene Bosnien konnte kein eigenes Volk hervorbringen und kann 
nicht einen eigenen, einheitlichen Staat bilden. Sollte der Südſlawen⸗ 
ſtaat durch innere Gegenſätze geſprengt werden, fo müſſen dieſe Er- 
wägungen Südlands praktiſch wirkſam werden; die Vereinigung mit 
Serbien (wie ſie das ſpäter erſchienene Werk Mandls „Die Habsburger 
und die ſerbiſche Frage“ in trialiſtiſcher Form befürwortete und das 
Kriegsergebnis in großſerbiſcher vollzog) konnte durch die Fehler und die 
Blindheit der öſterreichiſchen und ungariſchen Politik und die „Hoffnungs⸗ 
loſigkeit der Kroaten“ vorbereitet werden, muß ſich aber bald als Unter⸗ 
drückung der Kroaten äußern. Seltſamerweiſe erwähnt der Verfaſſer die 
Slowenen und ihre ſerbophile Haltung gar nicht; fein Südſlawenſtaat 
ließe ihre Gebiete und das iſtriſche Feſtland bei Oſterreich. Gerade auf 
die Slowenen aber wird ſehr viel ankommen, wenn die Kroaten der 
ſerbiſchen Feſſel ſich zu entziehen ſuchen ſollten. Eine andere Lücke iſt 
bewußt und betont, die Ausſchaltung der mazedoniſchen Probleme und 
damit des Verhältniſſes zu den Bulgaren. Wenn man immer wieder 
betont, daß der allſerbiſche Imperialismus nach Byzanz blicke, 
ſollte man auch das innere Verhältnis zwiſchen den nach außen 
fo übereinſtimmenden ſerbiſchen und ruſſiſchen Tendenzen nicht ganz un: 
erörtert laſſen. Auch das Verhältnis zwiſchen Serben und Italienern, 
die wiederholt ſich gegen die Kroaten zuſammenfanden, wie ſtark betont 
wird, iſt nicht eingehend gewürdigt. Die auſtrophile Periode Milans 
kommt wenig zur Sprache. Als den Kern der ſüdſlawiſchen Frage be 
zeichnet Südland (S. 401) die Entwicklung des ſerbiſchen konfeſſionellen 
und nationalen Imperialismus, der „alle übrigen ſüdſlawiſchen Völker 
unterjochen, aufſaugen und aus den Trümmern umliegender Staaten 
ſeine eigene Größe aufrichten will“. Er läßt uns — unter den beiden 
Geſichtspunkten „die (öſterreichiſch-ungariſche) Monarchie und die Süd⸗ 
ſlawen“ und „die kroatiſch-ſerbiſchen Einheitsbeſtrebungen“, jo daß zwar 
die Darſtellung zerriſſen und noch breiter wird, als ſie ohnehin iſt, aber 
die politiſchen Gedankengänge klarer hervortreten — verſtehen, wie ſo 
ein guter Teil der Kroaten ſich ſelbſt als Teil einer jugoſlawiſchen Ge— 
ſamtnation empfinden konnte, wie aber die Oppoſition der eigentlichen 
Volksmaſſen dadurch nur verſtärkt werden mußte und um ſo mehr ſich regen 
muß, je mehr der ungariſche und der vermeintliche öſterreichiſche Druck 
durch den ſerbiſchen abgelöſt, die territoriale Zerreißung des Kroatentums 
aber aufgehoben wird. Sehr anſchaulich tritt uns — aus zum Teil 
wenig bekannten flamifhen Quellen — Art und Inhalt der ſerbiſchen 
Propaganda und die Zielloſigkeit und ratloſe Gewaltſamkeit der Buda— 
peſter und Wiener Politik entgegen. Das Bild ergänzt ſich mit den 
Daten, die uns Mandl bietet, zu einem faſt unglaublichen, aber wahren 
Nachtſtück fanatiſchen Größenwahns auf der einen, verblendeter Förderung 
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des bedrohlichen Elements auf der anderen Seite. Immerhin ſucht uns 
der Verfaſſer auch verſtändlich zu machen, warum man in Kroatien und 
Dalmatien, zuletzt auch in Bosnien die Serben als „ſtaatserhaltendes 
Element“ gegen die an die Monarchie viel enger gebundenen Kroaten 
ausſpielte. Es findet Analogien in Böhmen und Galizien. Die Dar- 
legungen über den „byzantiniſchen Haß“ erklären zum Teil die Greuel, 
die wir 1918 und 1919 in Inneröſterreich erlebten. Aber zum anderen 
gehen dieſe — wie uns das verwandte Vorgehen der Tſchechen zeigt — 
auf jene von Sübland gut gezeichnete politiſche Unfähigkeit der meiſten 
Slawenvölker zurück, bei denen das Gefühlsleben über den Verſtand 
vorherrſcht, und die daher ihre Erfolge fo oft — hoffentlich auch gegen: 
über unſeren heute unterdrückten Volksgenoſſen — durch ihre Maßloſigkeit 
wieder einbüßen. Bei allen Mängeln iſt das Buch für den Politiker 
ſehr lehrreich. 
Graz Robert Sieger 


Kieſel, Karl: Petershüttly. Ein Friedensziel in den Vogeſen. 
Berlin 1918, Dietrich Reimer. VIII und 215 S., 16 Textbilder, 
10 Tafeln. Geb. 8 Mk. 


Unvergeßlich wird mir eine Wanderung auf dem Vogeſengrenzkamm 
im Juni 1914 bleiben. Geradezu erſchreckend beſtätigte ſie mir meine 
Anſchauung, daß die trotz Ratzels Warnungen noch immer als „natür— 
lichte“ angeſehenen Kamm: und Waſſerſcheidengrenzen ſehr oft für Ber: 
kehr, Wirtſchaft und Abwehr nachteilig ſind. Auf der einen Seite ein 
ſanfler allmählicher Anſtieg im Grasland, auf der anderen ein ſteiler, von 
Karen zerfreſſener Abſturz, der durch die offenbar zu Verteidigungszwecken 
erfolgten Krummholzpflanzungen noch ünzugänglicher geworden — auf 
der einen Seite die Möglichkeit breiter militäriſcher Entfaltung und voller 
Beherrſchung des Gegenabfalls, auf der anderen eine durch ſpärliche Be— 
ſeſtigungen nicht zu verhindernde Schutzloſigkeit, vor allem gegen ern: 
geſchütze. Dazu noch die Hochweiden des Münſtertals von ihm durch 
die politiſche Grenze abgeſchnitten! Aber die eingewurzelte Lehre ſitzt fo 
ſeſt, daß noch nach den Kriegserfahrungen ein deutſcher Schulmann dieſe 
Grenze als Deutſchlands beſte „natürliche“ Landgrenze bezeichnen konnte 
[Geogr. Anzeiger 1906, S. 354)). Dieſen tragiſchen Irrtum zu be— 
leuchten, iſt die Hauptaufgabe des Werkes von Kieſel. Ein Hiſtoriker 
und Juriſt, der in dem Vogeſenlande lange Zeit im Felde ſtand, hat es 
im Felde verfaßt. Er konnte daher nicht alle Literatur heranziehen 
— bei der Gründlichkeit ſeiner Studien macht ſich das wenig fühlbar — 
und hatte auch von der jüngſten geographiſchen Grenzliteratur, ſoweit ſie 
ſchon erſchienen war, nur weniges zur Hand. So bedauerlich es iſt, 
daß Kieſel meine Vorſchläge zur politiſch⸗geographiſchen Terminologie und 
ihte Begründung aus den Tatſachen nicht kannte, ſo wird auf der anderen 
Seite die Übereinſtimmung durch die volle gegenſeitige Unabhängigkeit 
um ſo beweiskräftiger. 

Sie liegt vor allem in der „Kammkritik“, wie Kieſel den vierten Teil 
ſeines reich ausgeſtatteten Werkes überſchreibt. Dieſer ſtellt — auch 
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durch die Verwertung von Beiſpielen aus anderen Gebirgen — einen 
wertvollen Beitrag zur allgemeinen politiſchen Geographie wie zur Lehre 
von der Grenze im beſonderen dar. Die einſeitige Begünſtigung eines 
der beiden Nachbarn durch die Kammgrenzen in einem „aſymmetriſchen“ 
Gebirge, die ſachkundigen Beurteilern ſchon vor mehr als einem Jahr⸗ 
hundert bewußt war, wird im beſonderen Falle gründlich beleuchtet durch 
den Nachweis, daß der „Frankfurter Kamm“, wie Kieſel die Waſſer⸗ 
ſcheidengrenze von 1871 nennt, keine Naturgrenze iſt und auch keine 
Naturgebietsgrenze (haben doch die Vogeſen eine beträchtliche Aus⸗ 
dehnung weſtwärts von ihm, und auch die Südgrenze Lothringens liegt 
erſt dort, wo der Buntſandſtein des Wasgaues aufhört), aber auch keine 
Völkerſcheide, keine Sperre für die aus dem Oſten kommende Ein⸗ 
wanderung war und iſt, daß er auch bis 1790 keine politiſche oder 
Verwaltungsgrenze trug. Ja, der „Hauptkamm“ iſt ſtreng genommen 
kein einheitlicher Kamm im geologiſchen und ſelbſt orographiſchen Sinne; 
naturentlehnte Grenzen von gleicher oder beſſerer Beſchaffenheit finden ſich 
neben ihm mehrfach im Vogeſenraum, und Kieſel meint ſogar nicht ohne 
Grund, eine großzügige Auffaſſung des „Prinzips der Waſſerſcheide“ 
müßte in den Vogeſen nicht auf die „Rheinfaſſade“, ſondern auf die 
„Rhonefaſſade greifen. Im übrigen widerlegt alles die Lehre von der 
ausſchlaggebenden Gültigkeit dieſes Prinzips; ſo auch die Abweichungen von 
ihm an der franzöſiſchen Alpen⸗ und Pyrenäengrenze. Für Kieſel ergibt 
ſich als natürliche Verkehrslandſchaft ein „Vogeſendreieck“ mit der Spitze 
bei Epinal; die dünnbewohnten Landſchaften weſtlich davon erſcheinen 
ihm mit guten Gründen als die „Naturgrenze“ Frankreichs. Er begnügt 
ſich aber als Friedensziel, das einen dauernden Frieden gewähre, mit 
einer Grenzverlegung von dem „Frankfurter“ auf den bewaldeten „Bur⸗ 
gundiſchen Kamm“. Hat dieſes ſeither alle Gegenwartsbedeutung verloren, 
ſo gelten die aus ſeiner Erörterung gezogenen Lehren doch für jede 
Grenzſetzung im Gebirgsland. 

Ebenſo wertvoll bleibt die Begründung des Seite 8 ausgeſprochenen 
Satzes: „Der Landſtreifen, den wir als Heimatſchutz fordern, iſt unſer 
durch Natur und. Geſchichte, iſt unſer durch tauſendjährige Arbeit fleißiger 
deutſcher Hände.“ Der Nachweis iſt ebenſo eingehend und ſchlagend 
und ebenſo ſelten von advokatoriſchem Übereifer beeinträchtigt wie die 
Kammkritik. Er wird insbeſondere in den beiden hiſtoriſchen Teilen er⸗ 
bracht, die über die Hochweiden des Münſtertales und ihr Hinterland und 
über den Vogeſenſtaat Romberg —Remiremont handeln, aber auch in 
dem fünften, vor allem den wirtſchaftlichen Verhältniſſen gewidmeten 
Teil, der „die künftigen Grenzen“ beſpricht. Wirtſchaftsgeſchichte und 
andere Wirtſchaftswiſſenſchaften finden hier lehrreiches, gut verarbeitetes 
Material. Die Tal: und Bergweiden ſind zuerſt von den Alemannen 
aus dem Elſaß her beſiedelt und benannt worden und wurden den 
Münſtertalern ſpät und allmählich entriſſen (die erſte Grenzſetzung ging 
über die Alm Petershüttly, die dem Buch den etwas geſuchten Titel 
lieh). Die Münſtertaler Republik hat dieſen Beſitz ebenſo zäh verteidigt 
wie ihre Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich; ein Teil der Almen wurde 
bis zum Kriege trotz aller durch die Grenze verurſachten Erſchwerungen 
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vom Münſtertal her bezogen, und fie find ihm wirtſchaftlich unentbehrlich. 
Deutſchtum und deutſche Sprache dehnten ſich aber auch daneben in das 
volksarme Grenzgebiet aus; elſäſſiſche Auswanderung ging aus ver: 
ſchiedenen Urſachen bis in die Gegenwart dorthin, und die romaniſche 
Bevölkerung, deren Patois nicht aus dem Franzöſiſchen ſtammt, und die 
viel deutſchen Bluteinſchlag hat, wäre in dem menſchenarmen Grenzland 
ebenſo leicht zu germaniſieren wie zu franzöſieren. Trennend iſt nicht 
ein Grenzkamm, ſondern die Gebirgszone als Ganzes. Daher finden 
wir in ihr Zwiſchenſtaaten und Kondominate, wie in Pyrenäen oder 
Alpen, entfaltet und bis in die Revolutionszeit erhalten. Neben dem 
Münſtertaler und noch ausgeſprochener iſt ein ſolcher „Grenzſaumſtaat“ 
wiſchen Elſaß, Lothringen und Frankreich jener des Nonnenkloſters 
Remiremont geweſen. „Die Vogeſen zu beiden Seiten des Kammes 
bilden ein einheitliches landwirtſchaftliches Produktionsgebiet, deſſen Er— 
zeugungsüberſchuß von jeher ins Elſaß ging“ (S. 121). Die Viehzucht 
Oberlothringens mußte die elſäſſiſchen Hochtäler ernähren, die ober- 
lothringiſchen Grenzdörfer am Oberlauf der Moſelotte und Moſel ſind 
als Ableger der elſäſſiſchen Induſtrie ſelbſt hochinduſtriell geworden, 
wurden aber durch die Grenze von ihrem öſtlichen Abſatzgebiet abgeſperrt 
und verloren durch den Krieg ihre Textilinduſtrie an die Normandie. 
Alle Vogeſenbahnprojekte der vorangegangenen Zeit wurden nach 1871 
aufgegeben und erſt kurz vor dem Krieg wieder in Erörterung gezogen. 
So beſtand hier an der Grenze eine „Verkehrswüſte“ mit Stichbahnen, 
nach Art der ruſſiſchen Weſtgrenze. Die Kammgrenze war auch „piy: 
cologiſch verfehlt“. Der bedrohte Elſäſſer konnte ja zu keinem freudigen 
Bekenntnis ſeines Deutſchtums Mut faſſen, den Franzoſen lockte der 
Wertunterſchied zwiſchen dem Land weſt⸗ und oſtwärts der Grenze und 
die leichte Angriffsmöglichkeit immer wieder zu aggreſſiven Stimmungen 
und dem Verlangen nach der „Rheingrenze“, das Kieſel mit dem bis 
auf Richelieu beſtehenden Streben nach der Ebrogrenze vergleicht. So 
wird die Darſtellung der Tatſachen zu einer Verurteilung jener „Mäßigung“ 
von 1871, welche die Grenze an eingebildete Sprach- und Naturgrenzen 
binden wollte und die geographiſchen und wirtſchaftlichen Zuſammen— 
hänge ebenſo überſah wie die Grenzſicherung in militäriſchem und 
moraliſchem Sinn. Vor allem dem Politiker iſt das Buch zu empfehlen 
zur Warnung und Belehrung in analogen Fragen, aber auch als ſeltenes 
Beiſpiel einer eindringenden politiſchen Monographie. 
Graz Robert Sieger 


Prion, Dr. W.: Inflation und Geldentwertung. Berlin 
1919, J. Springer. 126 S. 


Dieſes Buch iſt zu begrüßen als ein Zeichen dafür, daß eine rich 
nge Auffaſſung der Valutafrage jetzt endlich in Deutſchland durchzu⸗ 
dringen beginnt. Als ich bei meinen Unterſuchungen im Frühjahr 1916 
zu dem Ergebnis kam, daß die Mark ihrem inneren Werte nach ver⸗ 
ſchlechtert war, und daß dieſe innere Verſchlechterung ihren Ausdruck ſo— 
wie auch ihr ungefähres Maß einerſeits in der Zirkulationsvermehrung 
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und in der Preisſteigerung in Deutſchland, andererſeits in der Schätzung 
der deutſchen Valuta im Auslande, alſo in den Wechſelkurſen, fand, 
da ſtieß ich auf entrüſteten Widerſtand ſeitens der herrſchenden Auf⸗ 
faſſung, die überhaupt keine innere Entwertung der Markvaluta an- 
erkennen wollte und deshalb die Außerungen der Entwertung im Inland 
und Ausland wegzuerklären ſuchte. Prion anerkennt jetzt ſowohl die 
innere Entwertung der Mark, alſo die Herabſetzung ihrer inneren Kauf— 
kraft, wie auch einen Zuſammenhang zwiſchen der äußeren, in den 
Wechſelkurſen hervortretenden Entwertung und dieſer inneren Entwertung. 
Die Ausdrücke dieſer Anerkennung ſcheinen mir aber in Klarheit und 
Schärfe noch etwas zu mangeln. Dies gilt erſtens bei der Erörterung 
der Urſachen der inneren Entwertung. Der Verfaſſer zeigt, wie die 
Kriegsfinanzierung an der künſtlichen Vermehrung der Kaufkraft und da— 
mit an der Preisſteigerung ſchuld trägt. Dabei hält er aber noch an 
der Anſchauung feſt, daß „der erhöhte Umlauf an Noten durchaus Folge 
der herrſchenden Teuerung, des Zahlungsmittelbedarfes, keineswegs aber 
die Urſache der Inflation“ iſt. Ich bezweifle ſehr, daß ſolche Formu⸗ 
lierungen die Aufklärung der öffentlichen Meinung oder das dringlich 
notwendige Wegräumen der populären Wahnvorſtellungen in dieſem 
Punkte fördern. Der Zuſammenhang iſt einfach folgender: Zur Deckung 
von Ausgaben, die nicht durch wirkliche Erſparniſſe gedeckt werden können, 
werden neue Zahlungsmittel und damit eine extra künſtliche Kaufkraft 
geſchaffen. Infolgedeſſen ſteigen die Preiſe. Beim höherem Preisniveau 
braucht der Verkehr eine entſprechend höhere Menge von Zahlungs- 
mitteln. Ceteris paribus beſteht alſo eine Proportionalität zwiſchen 
Preisſteigerung und bleibender Vermehrung von Zahlungsmitteln. Na: 
türlich iſt es nicht ſicher, daß ein Plus von Zahlungsmitteln, das von 
der Finanzverwaltung herausgegeben wird, auch im ganzen im Verkehr 
bleibt. Ein Teil mag zurückkehren, alſo aufhören als Zahlungsmittel 
zu exiſtieren. Aber eine Preisſteigerung iſt unvermeidlich, und ein Teil 
der neu geſchaffenen Zahlungsmittel wird alſo immer vom Verkehr be— 
halten. Werden nun ſolche Operationen Tag für Tag von der Finanz⸗ 
verwaltung wiederholt, ſo wird die Folge eine immer fortgeſetzte Preis⸗ 
ſteigerung und eine damit proportionelle Steigerung der Zahlungsmittel⸗ 
verſorgung der Volkswirtſchaft. Die ſelbſtändig wirkende Kraft in dieſer 
Bewegung iſt unbeſtritten die ſtetige Neubeſchaffung von Zahlungsmitteln 
zwecks Zahlung von Ausgaben, welche nicht durch wirkliche Einnahmen 
der Finanzverwaltung gedeckt werden können. Dieſen begrifflich klar be- 
ſtimmten Vorgang ſollte man mit dem Namen „Inflation“ bezeichnen. 
Will man die Inflation einer Valuta quantitativ auffaſſen, ſo iſt ſie 
einfach gleichbedeutend mit dem Begriffe „Steigerung des allgemeinen 
Preisniveaus“. 

Prion ſchreibt der Warenknappheit einen gewiſſen Anteil an der 
Preisſteigerung zu. Eine quantitative Schätzung dieſes Anteils wäre 
dabei wünſchenswert geweſen. Die Verminderung der Warenverſorgung 
kann man in den verſchiedenen Ländern in 10, 20, 30, vielleicht, wenn 
es ſehr ſchlimm iſt, 50 % rechnen. Bei unveränderter Zahlungsmittel⸗ 
verſorgung würde ſie alſo eine Preisſteigerung in entſprechendem Ver⸗ 
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hältnis verurſachen. Die Zahlungsmittelverſorgung iſt aber nicht un— 
verändert geblieben, ſondern um mehrere hundert Prozent vermehrt worden. 
Hier haben wir alſo ohne Zweifel die weit überwiegende Urſache der 
Pieisſteigerung. Dieſe Beobachtung iſt ſehr wichtig, beſonders gegen— 
uber den gewöhnlichen Vorſtellungen, daß der Geldentwertung durch er: 
böhte Produktion abgeholfen werden könnte. In dieſem Punkte laſſen 
die Ausführungen Prions viel zu wünſchen übrig. 

Außerdem iſt zu bemerken, daß eine Einſchränkung der Warenver— 
ſorgung ſtreng genommen eine entſprechende Verminderung der Zahlungs- 
mitelverſorgung zur Folge haben ſollte und dann auch keine Preis 
ſteigerung hervorrufen könnte. In dieſem Sinne iſt die Preisſteigerung 
ganz auf eine zu reichliche Zahlungsmittelverſorgung zurückzuführen und 
bedeutet eine Inflation der Valuta. 

Auch mit Bezug auf die Wirkung der inneren Geldentwertung auf 
die ausländiſche Schätzung des Geldes ſcheinen mir die Ausführungen 
Prions etwas zu unbeſtimmt, um das Weſentliche in ſeinem richtigen 
richte hervortreten zu laſſen. Der weſentliche Beſtimmungsgrund der 
Wechſelkurſe iſt ohne Zweifel das Verhältnis zwiſchen der inneren Kauf: 
fraft der einen und der anderen Valuta. Dieſes Verhältnis beſtimmt 
die Kaufkraftsparität. Eine Erklärung der gegenwärtigen Be⸗ 
wegungen auf dem internationalen Valutamarkt muß von einer Feſt⸗ 
ſtellung der jeweiligen Kaufkraftsparitäten ausgehen. Dieſe bezeichnen 
die Normallage der Wechſelkurſe. Die Abweichungen der tatſächlichen 
durſe von den Kaufkraftsparitäten müſſen eben als Abweichungen auf— 
gefaßt werden, die von beſonderen, abnormen Verhältniſſen veranlaßt 
werden. Ich darf vielleicht hier auf meine Aufſätze in „Economic 
Journal“ Dezember 1918 und Dezember 1919, ſowie auch auf meinen 
Mankfurter Vortrag, Gotha 1919, hinweiſen. 

Im zweiten Teile ſeines Buches behandelt Prion die finanziellen 
Naßnahmen zum Abbau der Preiſe und findet dabei Gelegenheit, eine 
ſehr geſunde Kritik gegen gewiſſe populäre Vorträge auszuüben. Er 
Iommt zu dem Ergebnis, daß auf der monetären Seite die Inflation 
eigentlich nur durch große Vermögensſteuern bekämpft werden kann. Ich 
glaube, der Verfaſſer unterſchätzt — wie man ziemlich allgemein in 
Deutſchland zu tun ſcheint — die gewaltige Schädigung des Wirtſchafts— 
lebens, die durch ſolche Steuern veranlaßt wird. Eine Vermögensabgabe, 
wie ſie in Deutſchland geplant wird, bedeutet für einen beträchtlichen 
Teil der Steuerzahler einfach Ruin und für das ganze Wirtſchafts— 
leben, das jetzt eben etwas Ruhe brauchte, eine ſehr bedenkliche Kriſe, 
die ſich übrigens ſchon im voraus in ſchweren Störungen kund— 
gegeben hat. 

Prion iſt auch der Anſicht, daß mit ſolchen Steuermaßnahmen 
wenig für den Preisabbau gewonnen werden kann. Das iſt wohl wahr. 
Denn die deflationiſtiſche Wirkung von Steuern hängt natürlich in erſter 
Lmie von der Anwendung der einfließenden Mittel ab und iſt nur 
möglich, wenn die geſamte aktuelle Kaufkraft der Volkswirtſchaft her⸗ 
abgeſetzt wird. Nun wird das Reich wahrſcheinlich nur mit größter 
Schwierigkeit ſeine Ausgaben durch Steuern decken können, und es ſcheint 
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ſehr fraglich, ob es imſtande fein wird, darüber hinaus auch Steuer: 
einnahmen zur Vernichtung von Kaufkraft zu verwenden. Zuerſt muß 
offenbar Gleichgewicht im Reichshaushalt hergeſtellt werden. Solange 
laufende Ausgaben nur mit weiterer Inflation gedeckt werden, iſt es hoff⸗ 
nungslos Steuern zu einer Deflation verwenden zu wollen. Es zeigt 
ſich hier, wie überhaupt in dieſer Frage, daß die nächſtliegende Frage 
die iſt, wie man eine fortgeſetzte Inflation verhindern und eine Sta- 
biliſierung der Preiſe gewinnen fol. 

Prion kömmt ſchließlich zu dem Ergebnis, daß der Abbau der 
Preiſe nur von der Warenſeite her erfolgen kann. Es iſt ſehr bemerkens⸗ 
wert, daß in ſeiner ganzen Unterſuchung kein Platz übrigbleibt für 
den regulierenden Einfluß des Geldzinſes. Der Geldzins iſt doch unter 
normalen Verhältniſſen der eigentliche Regulator des Geldwertes . Bei 
der gegenwärtigen außerordentlichen Kapitalknappheit müßte der Geldzins 
offenbar auch auf einer außerordentlichen Höhe ſtehen. Er iſt aber in 
Deutſchland, wie übrigens auch in vielen anderen Ländern, bei 5% 
ſtehengeblieben. So viel muß hier mit aller Nachkdrücklichkeit geſagt 
werden, daß ein Wiederaufbau Deutſchlands oder Europas bei einem 
Zinsfuß von 5% vollſtändig ausgeſchloſſen iſt, und daß deshalb ein 
Feſthalten an einem ſolchen nominellen Satz eine fortgeſetzte Inflation 
mit ſich bringen muß. Daß dieſe fundamentale Seite des Inflations- 
problems in Deutſchland meiſtens vollſtändig überſehen wird, iſt theo⸗ 
retiſch wie praktiſch eine ſehr bedenkliche Schwachheit. 

Die Rückſchraubung der Preiſe iſt nach Prion nur innerhalb 
ziemlich enger Grenzen möglich und wünſchenswert. Darin ſtimme ich 
ihm vollſtändig bei. Es iſt eben das Verhängnisvolle in jedem In— 
flationsprozeſſe, daß er niemals wieder gut gemacht werden kann. Das 
ſollte man bedenken bei jedem Schritt, den man auf dieſem Weg nimmt. 


Djursholm (Schweden) Guſtav Caſſel 


Müller, Hermann, Zentralarbeiterſekretär: Karl Marx und die 
Gewerkſchaften. Sozialwiſſenſchaftliche Bibliothek, 5. Band. Berlin 
1918, Verlag für Sozialwiſſenſchaften G. m. b. H. 


Man pflegt Marx auch heute noch in einem gewiſſen Gegenſatze 
zur Gewerkſchaftsbewegung zu denken. Bernſtein hat jedenfalls ganz 
beſonders in dieſem Sinne in der Literatur gewirkt. Es liegt unwider 
legbar im Weſen des Marxismus, daß, wie alles, was den Entwidlungs- 
prozeß des Kapitals beſchleunigt, den Zwecken der Arbeiter zu dienen 
geeignet iſt, umgekehrt auch alles was den Prozeß hemmt oder erſchwert, 
als den Intereſſen des Proletariats nachteilig, jedenfalls als Gefahr für 
dieſe anzuſehen iſt. Ernſteſte Marx-Interpreten haben die Gewerkſchafts⸗ 
ideologie als unvereinbar mit der Marxiſtiſchen Doktrin erklärt: „denn 
die Gewerkſchaften hätten ſich als Ziel geſteckt, innerhalb der kapita— 
liſtiſchen Geſellſchaftsordnung die Lage der Arbeiter zu verbeſſern, während 
Marx ſich bemüht habe, nachzuweiſen, daß nach den allgemeinen Geſetzen 


1 Vgl. meine „Theoretiſche Sozialökonomie“, SS 49 und 58. 
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der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe eine abſolute Verelendung der Arbeiter 
eintreten müſſe, gegen die anzukämpfen zwecklos ſei“ (S. 83). 

Dieſe Auffaſſung iſt gewiß in ſolcher Klarheit und Einſeitigkeit 
e denn es liegen genügend ausgeſprochen gewerkſchaftsfreundliche 
Zuberungen von Karl Marx vor. Und dieſe nur als Ausfluß eines 
Opportunismus einzuſchätzen geht einer Perſönlichkeit gegenüber, wie ſie 
Marx war, nicht an, obwohl das Streben die unpolitiſchen engliſchen 
Trade Unions, die antigewerkſchaftlichen romaniſchen Proudhoniſten und 
ſchließlich die gleichfalls antigewerkſchaftlichen deutſchen Laſalleaner in 
der „Internationale“ unter einen Hut zu bringen, einen gewiſſen Oppor⸗ 
tunismus, mindeſtens aber keine geringe diplomatiſche Qualität voraus 
ſezt, die ein gewiſſes Maß von Widerſprüchen wohl zu erklären ver- 
mögen. 

Es iſt angeſichts dieſer Sachlage geradezu überraſchend, daß das 
Verhältnis von Karl Marx zu den Gewerkſchaften bisher noch nicht 
fergiältiger unterſucht und auf die Widerſprüche, die bei Marx darüber 
vorkommen, geprüft worden iſt. Die ausgezeichnet geſchickte Schrift des 
Jentralarbeiterſekretärs Hermann Müller — der mit dem jetzigen Miniſter 
des Auswärtigen nicht identiſch iſt — in der Sammlung der ſozial— 
viſſenſchaftlichen Bibliothek, die dieſes Thema behandelt, kommt daher 
außerordentlich erwünſcht. Auch dieſer Verfaſſer kann nicht beſtreiten, 
daß die geradezu communis opinio gewordene Auffaſſung, Marx ſei ge 
verfſchaftsfeindlich zu verſtehen, in den Schriften der Väter des wiſſen⸗ 
Kaftlihen Sozialismus reichlichen Nährboden habe. Dennoch unternimmt 
e es, im weſentlichen das Gegenteil nachzuweiſen. Und je mutiger 
der ſozialiſtiſche Dogmenhiſtoriker den Gegenſätzen und Widerſprüchen 
m die Augen ſieht, um fo beſſer kann es nur fein. Hermann Müller 
ſcheut ſich trotz ſo vieler entgegenſtehender Lehrſätze des alten Meiſters 
nicht, ſein Büchlein mit dem Satz einzuleiten: es gibt keinen Theo— 
tetiker, dem die Gewerkſchaften fo viel verdanken wie Marx, denn feine 
ölonomifchen Lehren von Arbeitskraft und Arbeitslohn bildeten auch die 
Grundlage der Gewerkſchaftstheorie. 

Zunächſt unternimmt es der Verfaſſer, an der Hand dieſer Grund— 
lehten von Marx aufzuzeigen, daß die Gewerkſchaftsarbeit ſehr wohl mit 
gen Gewerkſchaftszielen vereinbar iſt. Freilich, die Anerkennung der 
Tätigkeit der Gewerkſchaften bedeutet einen Verzicht auf die Verelendungs⸗ 
und die Zuſammenbruchstheorie. Aber find nicht dieſe Theorien auch 
durch den Zeitpunkt des Eintretens unſerer ſozialen Revolution, alſo 
nuch hiſtoriſche Tatſachen ſehr in Frage geſtellt? Kann man denn 
ſagen, die Revolution ſei in einem Augenblick gekommen, als die Ver— 
dendung des Proletatiats beſonders geſteigert war? Oder iſt der Kern 
dieſer Revolution vielleicht gar nicht ſozial im marxiſtiſchen Geiſt? Eine 
ſolche Kontrolle der hiſtoriſchen Ereigniſſe an den marxiſchen Theſen 
der, wenn man will, umgekehrt dieſer an jenen wird trotz vieler be⸗ 
fechenden Stimmigkeiten nie einwandfrei gelingen. 

Und berührt es uns nicht auch ganz wirklichkeitsfremd, wenn man daran 
erinnert wird, daß ein Mann wie Bebel bei Beratung der Gewerbe⸗ 
ordnung des Norddeutſchen Bundes dem Manne, der am entſchiedenſten 
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mit weitgehenden Schutzanträgen hervorgetreten war, v. Schweitzer, geradezu 
in den Arm gefallen iſt, daß die Laſſalleaner gegen den Normalarbeitstag 
aufgetreten ſind, um zu verhüten, daß der Polizeiſtaat jeden Mittag und 
Abend die Arbeiter in ihren Wohnungen mit der Kontrolle bedrohe, um 
Unglückliche, die noch darüber hinausarbeiten wollten, zur Strafe ziehen 
zu laſſen. Welche Rückſtändigkeit, geſtützt auf ein raffiniertes Sophisma, 
bedeutete doch die Unterſcheidung reaktionärer von revolutionärer Sozial— 
politik, von der Engels ſo erfüllt war, indem er ſchrieb: „Von dem 
Augenblick an, wo die Grenzen des Weltmarktes ſelbſt für die volle Ent- 
faltung aller Reſſourcen der modernen Induſtrie zu eng werden, wo ſie 
eine geſellſchaftliche Revolution nötig hat, um für ihre Kräfte wieder 
freies Spiel zu gewinnen — von dieſem Augenblick an iſt die Be— 
ſchränkung der Arbeitszeit nicht mehr reaktionär, ſie iſt kein Hemmnis 
der Induſtrie mehr.“ 

Es gab alſo eine „reaktionäre Beſchränkung der Arbeitszeit“, ein 
Begriff, der ein Kind der Polizeifurcht und des Doktrinarismus zugleich 
war, und ſo, wie man ſich aus dieſen beiden Feſſeln in etwas, ja zum 
Teil ſehr erheblich herausgearbeitet hat, ſo iſt eben auch bei Marx nicht 
anders aus den Widerſprüchen herauszukommen, als indem mun eine 
Wandlung in feiner Auffaſſung annimmt. Wie er die Scszialpolitik 
in der Zeit der ausgehenden Chartiſtenbewegung abgelehnt hat, ſo hatte 
er urſprünglich wohl auch von den Gewerkſchaften eine geringe Meinung, 
und ganz gewiß, ſolange er an die abſolute Verelendung der proletariſchen 
Maſſeſt glaubte. Später wurden für Marx alle dieſe ſozialpolitiſchen 
Fortſchritte Triebräder in dem Mechanismus, der das fertige Produkt: 
ſozialiſierungsreifer Kapitalismus, zutage fördern ſollte. Sie 
ſchienen ja namentlich geeignet, die alte frühkapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 
organiſation mit kleinen Betriebsſtätten raſcher aufzulöſen, indem ſie 
und ganz beſonders die Betriebshygiene zum Großbetrieb hindrängten. 
Im erſten Band des „Kapital“ iſt dann die Wandlung im weſentlichen 
ſchon vollzogen. 

Die Vorausſetzungen, unter denen nun die Gewerkſchaftsarbeit ein- 
zuſetzen hat, und der Rahmen, innerhalb deſſen ſie Erfolge erzielen kann, 
ſind von Marx vornehmlich und am geſchloſſenſten in ſeinem Vortrag 
„Lohn, Preis und Profit“ erörtert, den er am 25. Juni 1865 im 
Generalrat der „Internationale“ gehalten hat. Der theoretiſche Ge- 
dankengang iſt hauptſächlich auf den Zuſammenhang eingeſtellt, wie das 
Steigen der Löhne die Preiſe der Waren beeinfluße, und wie dieſes 
wieder die Lage der Arbeiter beſtimme. Marx iſt darin wirklich auf 
einer Höhe einer Leidenſchaftsloſigkeit, wie man ſie bei dem leidenſchaft⸗ 
lichen Revolutionär nicht erwartet. Er kommt dort in der Tat einer 
der Gewerkſchaftsarbeit günſtigen Auffaſſung der Zuſammenhänge am 
nächſten. 

Der Wert der Ware Arbeitskraft wird zwar beſtimmt durch den 
Wert der für ihre Erhaltung und Fortpflanzung erforderlichen Lebens⸗ 
mittel. Deren Wert wieder wird beſtimmt durch die zu ihrer Herſtellung 
geſellſchaftlich notwendige Arbeitszeit. Anders als bei anderen Waren 
ſeien es aber hier zwei Elemente, die den Wert beſtimmen, ein phyſiſches, 
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durch welches die untere Grenze des Wertes gezogen ſei: die Arbeiter 
müßten, um ihre phyſiſche Exiſteng fortzuſetzen, die für Leben und Fort⸗ 
pflanzung notwendigen Lebensmitel erhalten. Deren Wert bedeute die 
unterſte Grenze des Wertes der Arbeitskraft, und zudem habe auch die 
Dauer des Arbeitstages ihre Grenze in der phyſiſchen Erſchöpfung des 
Arbeiters. Der zweite den Wert der Arbeitskraft beſtimmende Faktor 
ſei aber ein geſellſchaftlicher: die in jedem Lande traditionelle Lebens 
haltung, für die eben geſellſchaftliche Verhältniffe ausſchlaggebend ſeien, 
in denen die Menſchen leben, die Befriedigung gewiſſer Bedürfniſſe, die 
aus dieſen geſellſchaftlichen Umſtänden herrühren. 

Wohl ſei das phyſiſche Element der Wertbeſtimmung der Arbeits— 
kraft unverrückbar gegeben, aber das geſellſchaftliche, das hiſtoriſch 
gewordene ſei veränderlich, ja, es könne gänzlich einflußlos werden, 
ſo daß nur das phyſiſche Element verbleibe. Der Wert der Arbeitskraft 
iſt demnach dennoch auch bei Marx eine hiſtoriſch bedingte Größe wie 
dei Laſſalle. Sie iſt daher auch länder- und zeitweiſe verſchieden, un⸗ 
abhängig davon, ob die anderen Waren in ihrem Wert ſich geändert 
Gaben mögen oder nicht. 

Folgerichtig ſagt Marx von der Höhe des Profites, daß wohl ſein 

arimum, wenn die Grenzen des Arbeitstages gegeben ſeien, mit dem 
phyfiſchen Minimum der Löhne beſtimmt ſei, daß aber ein Minimum 
des Profites ſich nicht beſtimmen laſſe, weil es kein Maxi⸗ 
num der Löhne gebe. Auch das phyſiſche Maximum des Arbeits: 
tages ſetze bei gegebenen Löhnen dem Profit eine Grenze. ä 

Nicht für feine Zeit, wohl aber in ſolcher Abſolutheit ein Irrtum 
ven Marx war es, daß er daran anſchließend die Theſe verfochten hat, 
der Kapitaliſt arbeite beſtändig darauf hin, die Löhne auf ihr phyſiſches 
Ninimum herabzuſetzen und den Arbeitstag auf fein phyſiſches Marimum 
auszudehnen, während der Arbeiter einen ſteten Druck in entgegengeſetzter 
Lichtung ausübe. 

Es iſt das ein längſt überwundener Standpunkt in den Produktions- 
kätten. Der Fabrikant wenigſtens iſt weit davon entfernt, die Löhne 
uf ihr phyſiſches Minimum herabzudrängen. Mag das in den fünfziger 
and ſechziger, ja bis in die achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
wpiſch geweſen ſein. Der zunehmend Raum gewinnende Rationalismus 
m der Betriebsführung wirkt in der Richtung, daß jene über dem 
dhoſiſchen Minimum liegende Lohnhöhe zuſtande kommt, bei der die 
Leiſtung des Arbeiters ſich dem Optimum am meiſten nähert. Und zwar 
enem dauernden Optimum. Der kapitaliſtiſche Fabrikant iſt um fo 
weiter von jener Minimumtendenz entfernt, je wichtiger ihm der un— 
geſtorte Lauf feiner Maſchinen iſt. Das iſt eine Konſequenz des Wachs— 
ums der Quote des konſtanten Kapitals. 

Jene mindeſtens allzu allgemeine Formulierungen hätte Müller 
nohl richtigſtellen müſſen. Die Stelle bei Marx iſt einfach durch die 
Entwicklung überholt, und es fragt ſich, ob die tatſächliche Entwicklung 
der in ihrem Weſen doch peſſimiſtiſchen Grundauffaſſung über das Ver— 
baltnis zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber entſprochen hat oder nicht, 
eb er — und das iſt natürlich das wichtigſte Moment — der Gewerk⸗ 
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ſchaftsarbeit eine ausſchlaggebende Mitwirkung in der Ausgeſtaltung des 
Arbeitsverhältniſſes, was Zeit und Lohn anlangt, zugeſprochen hat. Die 
Frage nach der Beſtimmung der wirklichen Höhe der Profitrate löſt ſich auf, 
ſagt Marx, in die Frage der relativen Kräfte der Kämpfenden!. 
Damit iſt für den Kenner der Verhältniſſe wenigſtens das eine anerkannt, 
daß die Steigerung der Kraft der Arbeiter durch die Gewerkſchaft zur 
Geltung kommen könne. Aber ziemlich unmittelbar vorher ſchrieb 
dieſer ungemein ſcharfſinnige Kopf, daß der Kampf um eine Lohnerhöhung 
nur „im Gefolge“ vorhergegangener Veränderungen ausbricht, daß er die 
unvermeidliche Frucht vorhergegangener Anderungen der Maſſe der Pro⸗ 
dukte, der Produktivkräfte der Arbeit, des Wertes der Arbeit, des Geld— 
wertes uſw., kurz Reaktionen der Arbeit gegen vorhergegangene Aktionen des 
Kapitals ſind ?. So läßt ſich natürlich alles beweiſen, wenn man ſummariſch 
alles, was als Triebfeder des Gewerkſchaftshandelns auftreten kann, 
a priori als Aktionen des Kapitals hinſtellt. Aber mag das ſogar den 
Tatſachen entſprechen, mag immerhin ſoundſo oft ein Vorgehen der 
Kapital iſten und ihrer Organe die Aktion der Gewerkſchaften als Reaktion 
ausgelöſt haben, ſo iſt damit noch kein Wort über das mögliche Aus— 
maß des Erfolges geſagt. Und hier wirkt die Dialektik nicht fördernd, 
klärend, ſondern im Gegenteil trübend. 

Mit nicht gewöhnlicher Geſchicklichkeit unternimmt es Müller aus 
dem Widerſpruch zwiſchen dem kommuniſtiſchen Manifeſt und dem dort 
feſtgelegten Dogma von der abſoluten Verelendung des Proletariats 
einerſeits, der poſitiven Wirkſamkeit der Gewerkſchaften anderſeits die 
Löſung zu finden, indem er nachweiſt, wie hier bei Marx neben das 
theoretiſche Dogma von der Verelendung immer mehr die Feſtſtellung 
einer tatſächlichen relativen Verelendung tritt. Nicht eine agitatoriſche 
Wendung ſei die Verelendungstheſe im kommuniſtiſchen Manifeſt ge: 
weſen. Dazu ſeien ſie beide, Marx wie Engels, viel zu ſehr Wiſſen— 

ſchaftler geweſen. Das Beobachtungsmaterial, von dem ſie damals 
184748 ausgegangen waren, die Lage der arbeitenden Klaſſe in Eng⸗ 
land, zwang ihnen die Überzeugung von der Unaufhaltſamkeit der Mafjen- 
verelendung ſchlechthin, von der abſoluten Verelendung auf. Im „all 
gemeinen Geſetz der kapitaliſtiſchen Akkumulation“ im erſten Band des 
„Kapital“ wird der Tatſachenomplex zur Theorie von der abſoluten 
Verelendung als Folge des Kapitalismus verdichtet, aber nur als „all— 
gemeines“ Geſetz, das durch gewiſſe Hemmungen durchbrochen wird. Das 
iſt eben die „geſchichtliche Tendenz“ der „kapitaliſtiſchen Akkumulation“. 
Weil damals, ſo argumentiert Müller, die Zahl der gewerkſchaftlich 
organiſierten Arbeiter gering war, verſagten ihre Organiſationen auch 
während der Kriſen. Die Tatſachen entſprachen der theoretiſch erfaßten 
Geſetzmäßigkeit, und Marx „beſchrieb lediglich, was er ſah“. 

Später freilich zeigten ſich die Wirkungen der Sozialgeſetze und der 
Gewerkſchaften und beide zeigten ſich als „Dämme, die der Verelendung 
entgegenwirken können“. Und ſo habe Marx im „Kapital“ dann mit der 


1 Marx, Lohn, Preis und Profit, S. 33. 
2 Ebenda, S. 47. 
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Venlendungstheorie endgültig aufgeräumt und nicht mit einem im Elend 
langsam verkommenden, ſondern mit einem kampffähigen Proletariat ge⸗ 
reönet. Ich vermag Müllers Bemühen nicht als geglückt zu erachten. 
die Hinüberführung von der abſoluten zur relativen Verelendung im 
Nanisnus mag man immerhin — wenn man namentlich Engels Kritik 
des Programmes der ſozialdemokratiſchen Partei berückſichtigt — zugeben. 
Aber einmal iſt die Verelendung des Proletariats weder ſchlechthin mit 
det „wachsenden Unſicherheit der Exiſtenz“ zu beweiſen, noch find das 
Wachstum der Frauen⸗ und Kinderarbeit, die Abnahme der Ehe— 
ſcließungen und Geburten überzeugende Beweistatſachen dafür. Und 
Weitens iſt unhaltbar, daß dem Kapital keine Grenze tief genug ſei, 
auf die es den Arbeiter hinabdrücken möchte. Das iſt ein heute nicht 
nchr möglicher, jedenfalls nicht mehr rationeller Standpunkt der Kapitals⸗ 
verwaltung. Wenn der Kapitaliſt wirklich danach verfährt, dann unter⸗ 
liegt er wenigſtens in einer großen Zahl von Produktionsgebieten heute 
ganz gewiß. Hierin liegt eine ganz ſcharfe Wandlung vor, die ebenſoſehr 
als geſeznäßige Tendenz zu erkennen iſt wie vorher die tatſächlich ab- 
Iolute Verlendung. Heute liegt die Sache jedenfalls fo, daß das be⸗ 
Hauptete Dogma von der relativen Verelendung noch eines wahrhaftig 
dunaus nicht fo leichten Beweiſes bedarf. x 
dus Buch Müllers bringt noch ein treffliches Kapitel: „Revolution 
oda maltiſche Arbeit“, das verdienen würde, in allerweiteſten Kreiſen 
ani zu werden; er lehnt die revolutionäre Methode aus Zweck— 
nizigleitsgründen ab. N 
. ober iſt das Bändchen voll recht unangenehmer Druckfehler. Über 
de dusſattung der Bücher läßt ſich heute nichts ſagen. Mein Exemplar 
oler pettflecken, die nur von der leichtfertigen Art zu drucken ſprechen. 
an del des Buches wäre wahrlich einer beſſeren äußeren Form 
ig. 


Karlsruhe Zwiedineck⸗-Südenhorſt 


Ruerczik, Wilhelm: Kommunale gewerbliche Unter- 
nehnun gen als Kampfmittel gegen die finanzielle 
Rotlage. der deutſchen Städte. Berlin 1919, J. Springer. 

Die Erörterung über die Sozialiſierungsprobleme und die zahl— 

um damit zuſammenhängenden Fragen erwecken ein ganz beſonderes 

dune für Unterſuchungen über die kommunalen gewerblichen Unter— 
nungen. Liegen doch für dieſe Form der Gemeinwirtſchaft Erfahrungen 

'don fit vielen Jahren vor, die es gilt, bei dem, was bei uns geplant 

m allgemeiner und nutzbringender Weiſe zu verwerten. 

das vorliegende, mit großer Sachkenntnis geſchriebene Buch be⸗ 
in feinem erſten Teile die bisherige Stellung der gewerblichen 

Unternehmungen im Haushalt der Städte und in einem zweiten die 

Juunſt derselben vom finanziellen Standpunkte aus betrachtet. Dabei 
en in dem letzten Abſchnitt die Gegenſätze von Finanz- oder Wirt⸗ 
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ſchaftspolitik und ſodann die neuen Organiſationsformen für den Betrieb 
der ſtädtiſch gewerblichen Unternehmungen beſprochen. 

Der erſte Teil bietet nach allgemeinen Erörterungen über die 
öffentlich⸗rechtlichen Einnahmequellen der Städte lehrreiche Zuſammen⸗ 
ſtellungen über die Betriebsüberſchüſſe der ſtädtiſch- gewerblichen Unter— 
nehmungen, einmal bezogen auf das Anlagekapital, ſodann in ihrem 
Verhältnis zu dem Steuereinkommen in den betreffenden Gemeinden. 
Was den erſten Zuſammenhang anlangt, ſo tadelt der Verfaſſer mit 
Recht, wie es auch ſchon oft vor ihm geſchehen iſt, daß bei dieſen Unter 
nehmungen die Erneuerungsrücklagen ſo ſehr knapp bemeſſen werden. 
Dieſe Rücklagen reichen im allgemeinen nur aus, um der Wertverminderung 
durch natürliche Abnützung zu begegnen, aber ſie werden der techniſchen 
Entwicklung und der Zunahme des Konſums, welche beide die vorzeitige 
Außerbetriebſetzung vieler Anlagen bewirken können, nicht gerecht. Dabei 
iſt der Verſuch des Verfaſſers intereſſant, für die einzelnen Arten dieſer 
Unternehmungen die Beträge relativ feſtzuſtellen, welche analog den Vor— 
gängen bei einer Aktiengeſellſchaft nach Abſetzung für Erneuerung, 
Tilgung und Verzinſung als Dividende hätten verteilt werden können. 
Es ergeben ſich dabei ganz erhebliche Sätze, deren Höhe jedoch vielfach 
auch darauf beruht, daß die Rücklagen für Erneuerung uſw. vielfach recht 
unzureichend geweſen ſind. Bei dem Verhältnis der Betriebsüberſchüſſe 
zu dem Gemeindeſteueraufkommen, das für das Jahr 1912 dargeſtellt 
wird, zeigen ſich bei den einzelnen Städten ſehr große Verſchiedenheiten. 
Die großen Städte weiſen hierin eine große Überlegenheit auf. Im 
allgemeinen haben die Städte 15 — 25 „% ihres Bedarfes aus den Über: 
ſchüſſen ihrer Betriebe decken können. 

Bei der Erörterung der zukünftigen Finanzierung dieſer Unter: 
nehmungen kommt der Verfaſſer zu recht ungünſtigen Ergebniſſen. Er 
ſchätzt die für die nächſte Zeit dafür notwendige Summe auf jährlich 
1200-1500 Mill. Mk. Ein gewiſſes günſtiges Moment ſieht er dieſem 
Rieſenbedarf gegenüber in der derzeitigen vorhandenen Flüſſigkeit des 
Geldmarktes. Er gibt aber ſelbſt zu, daß Geld- und Kapitalüberfluß 
verſchiedene Dinge ſind, und daß man deshalb dieſe augenblicklich vor— 
handene Geldflüſſigkeit in ihrer Bedeutung nicht überſchätzen dürfe. Ich 
möchte ſogar noch einen Schritt weitergehen und dieſen Faktor für die 
vorliegende Frage gar nicht in Rechnung ſetzen. Muß es doch unſer 
Beſtreben ſein, dieſe jetzt vorhandene Geldflüſſigkeit als überaus ſchädlich 
zu bekämpfen, und iſt es doch eine der Hauptaufgaben der kommenden 
großen Steuern, ihr ein Ende zu machen und die Verhältniſſe des Geld 
marktes denjenigen des Kapitalmarktes anzupaſſen. 

Mit Recht hebt der Verfaſſer hervor, daß der Schwerpunkt der 
Bedeutung der ſtädtiſch gewerblichen Unternehmungen weniger auf finan— 
ziellem als auf wirtſchaftlichem Gebiete liege, daß es vor allem darauf 
ankomme, daß in ihnen wirklich ein Optimum an wirtſchaftlichen Leiſtungen 
erzielt werde. Demgegenüber betont er, daß man in dieſen Unter⸗ 
nehmungen nur allzuoft weniger Wirtſchaftsbetriebe als Finanzobjekte 
geſehen hat, und daß man finanziell günſtige Ergebniſſe weniger durch 
eine umſichtige und ſparſame Betriebsführung als durch hohe Monopolpreiſe 
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zu erreichen ſuchte. Hier tritt nun Majerczik für einen energiſchen Ab- 
bau dieſer Tarife ein, um mit dem Grundſatz: großer Umſatz und kleiner 
Nutzen, mehr wirtſchaftlichen Geiſt in dieſe ſtädtiſchen Unternehmungen 
hineinzutragen. Was er in dieſer Hinſicht ſagt, verdient alle Beachtung. 

Das iſt nach ſeiner Anſicht aber nur durchführbar, wenn gleichzeitig 
für dieſe ſtädtiſchen Unternehmungen neue Organiſationsformen gefunden 
werden. „Man kann nicht eine Verwaltungsorganiſation, die ihrem 
Weſen nach bureaukratiſch iſt, auf Wirtſchaftsbetriebe übertragen, die 
kaufmänniſch zu leiten find.“ Im Zuſammenhange damit werden dann 
die verſchiedenen neuen möglichen Organiſationsfragen beſprochen, wie 
z. B. die verſelbſtändigte kommunale Unternehmung, die öffentliche Ge⸗ 
meinweſen⸗Aktiengeſellſchaft, der kommunale Zweckverband, die Ver 
pachtung und der Verkauf an Private und die gemiſcht⸗wirtſchaftliche 
Unternehmung. 

In dieſem Zuſammenhange finden ſich dann, in Anlehnung an 
manche anderen neuen Arbeiten, die Urſachen der Überlegenheit der pri⸗ 
vaten über die öffentliche Unternehmung erörtert. Majerczik entſcheidet 
ſich für die gemiſcht⸗wirtſchaftliche Unternehmung, durch welche er für 
die Stodtkaſſe eine Erhöhung der Betriebsüberſchüſſe erwartet. Ob es 
freilich möglich ſein wird, den Ertrag des Unternehmens damit ſo zu 
ſteigern, daß der auf die Gemeinde entfallende Gewinnanteil größer wird 
als der Geſamtgewinn, den ſie bei der Alleinbewirtſchaftung erzielt haben 
würde, ſcheint mir doch nicht ſicher feſtzuſtehen. In den weſentlichſten 
Punkten muß man aber gerade bei dieſer Frage dem Verfaſſer beipflichten. 
In dieſen wirtſchaftlichen Erörterungen liegt die Stärke der Schrift, 
md es war deshalb vielleicht nicht ganz zweckmäßig, in dem Titel der⸗ 
ſelben das finanzielle Moment in den Vordergrund zu rücken. 

Es iſt zu wünſchen, daß dieſe Schrift auch in der Praxis ſo be⸗ 
achtet wird, wie ſie es verdient. Wenn man auch nicht ſo weit zu 
gehen braucht, die rein öffentliche Unternehmung überall durch die gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliche zu erſetzen, fo gibt es doch Möglichkeiten genug, auch im 
Rahmen einer rein öffentlichen Unternehmung die wirtſchaftliche Seite 
mehr zu betonen, als es bisher der Fall war. Vielleicht hätte der Ver⸗ 
ſaffer gut daran getan, auch auf dieſe Seite der Reformen einzugehen. 
Nach einer Seite hin weiche ich vor allem von dem Standpunkte des 
Serfafiers ab. Er ſieht doch zu ſehr den wirtſchaftlichen Effekt der 
faädtiſchen Unternehmungen in ihrem finanziellen Ergebnis, nach der 
Seite ihres unmittelbaren Ertrages hin, ſeine Auffaſſung iſt hier doch 
erwas zu ſehr von privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten getragen. Man 
lann ſich aber demgegenüber auch auf den Standpunkt ſtellen, daß der 
wirtſchaftliche Effekt dieſer Unternehmungen auch in ihrem Einfluſſe auf 
das ganze ſoziale und wirtſchaftliche Leben der Stadt zu ſuchen iſt, und 
daß eine Unternehmung auch dann rentiert, wenn ſie zwar vielleicht 
bilanzmäßig ertraglos bleibt, aber durch ihren günſtigen Einfluß auf das 
wirtſchaftliche Leben die Steuerkraft der Bevölkerung hebt. Wenn auch 
richt in dem gleichem Maße, ſo können doch auch bei Städten mit Recht 
ihnliche Erwägungen eine Rolle ſpielen, wie es zum Beiſpiel bei der 
ſaatlichen Eiſenbahnpolitik häufig der Fall zu fein pflegt. Wenn man 
Egmollerö Jahrbuch XLIV I. 19 
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dieſe Möglichkeiten mit in Erwägung zieht, dann müſſen freilich die 
Städte eine ganz andere Politik, vor allem hinſichtlich der Preiſe, ein- 
ſchlagen, als es bisher der Fall geweſen iſt. Man denke zum Beiſpiel 
an den Zuſammenhang zwiſchen Wohnungsfrage und Verkehrspolitik. 
Dann wird man aber auch nach anderen Maßſtäben für die Wirtſchaft⸗ 
lichkeit dieſer Unternehmungen ſuchen müſſen als auf Grund des reinen 
Ertragsgedankens, der doch nicht immer den Aufgaben gerecht werden 
kann, welche die Städte mit ihren Unternehmungen erfüllen wollen 
und ſollen. 


Freiburg i. B. P. Mombert 


Neuere Erhebungen von Wirtſchaftsrechnungen im In⸗ 
und Auslande. Beiträge zur Kenntnis der Lebens- 
haltung im vierten Kriegsjahre. (20. und 21. Sonder⸗ 
heft zum Reichsarbeitsblatt.) Berlin 1919, Carl Heymanns Verlag. 
4 und 7 Mk. 


Seit der vom ehemaligen Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte, Abteilung 
für Arbeiterſtatiſtik, veranlaßten und bearbeiteten Statiſtik der Lebens⸗ 
haltung minderbemittelter Familien im Deutſchen Reiche hat dieſes Amt 
der Haushaltungsſtatiſtik fortgeſetzt ſeine Aufmerkſamkeit gewidmet. 
Wenn es bisher auch zu keiner neuen eigenen umfangreicheren Erhebung 
gekommen iſt, ſo war doch um ſo mehr Veranlaſſung, dieſen Zweig der 
Statiſtik dauernd im Auge zu behalten, als Methode und Technik der 
Haushaltungsſtatiſtik noch keineswegs als ausreichend geklärt und erprobt 
anzuſehen iſt. 

In dem erſten der hier angezeigten Hefte handelt es ſich, wie bei 
der früheren Sonderbeilage Nr. 5 zum Reichsarbeitsblatte (Mai 1915), 
lediglich um eine Beſprechung einer Reihe in der Zwiſchenzeit veröffent⸗ 
lichter Erhebungen von deutſchen und außerdeutſchen Wirtſchaftsrechnungen 
und die Mitteilung ihrer wichtigſten ſtatiſtiſchen Ergebniſſe. Die erſte 
der deutſchen Erhebungen iſt von dem deutſchen Verbande der unteren 
Poſt und Telegraphenbeamten für 1912/13 veranſtaltet und von dem 
Generalſekretär der Geſellſchaft für ſoziale Reform, Dr. Ludwig Heyde, 
bearbeitet worden. Das Ergebnis dieſer Erhebung waren 127 zur Be— 
arbeitung geeignete ganzbändige Haushaltungsbücher, deren Einſender 
überwiegend auf dem platten Lande oder in Land- und Kleinſtädten 
wohnten. Sieht man dieſe Erhebung vom Standpunkte des Statiſtikers 
an, ſo muß man dem Verfaſſer des 20. Sonderhefts in ſeiner ſowohl 
an der Erhebung als auch hier und da an der Bearbeitung geübten 
Kritik beiſtimmen. Beides, Erhebung und Bearbeitung, ſind nicht ganz 
frei von der Tendenz, mit den gewonnenen Zahlen die Lage der von 
der Statiſtik erfaßten Perſonengruppe möglichſt ungünſtig erſcheinen zu 
laſſen; iſt dieſe gewiß nicht roſig, ſo verliert eine Erhebung doch an 
exaktem Wert, wenn gewiſſermaßen in der Frageſtellung die Ergebniſſe 
vorausgenommen werden. Der Bearbeiter, der die Erhebung erſt nach— 
träglich zur Bearbeitung übernommen hat, kennt ſelbſt den geringen 
ſtatiſtiſchen Wert des von ihm verarbeiteten Materials und legt ſich 
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daher an manchen Stellen eine durchaus richtige Zurückhaltung in der 
Auswertung des Materials auf; im Gegenſatz zu dem Verfaſſer des 
20. Sonderheftes halte ich es zum Beiſpiel für richtig, daß eine Um— 
rechnung in ſogenannten Verbrauchseinheiten unterblieben iſt; eine ſolche 
Umrechnung iſt ein Behelfsmittel, deſſen Anwendung nur bei gutem 
Material von Wert iſt. Um ſo unberechtigter iſt aber eine Reihe von 
Folgerungen, die aus dem knappen und ungenauen Zahlenmaterial ge— 
zogen werden, um die erſchreckende Lage der beobachteten Familien 
darzutun. 

Da es ſich bei dem 20. Sonderheft nur um eine Bearbeitung aus 
zweiter Hand handelt, legt der Verfaſſer mit Recht beſonderes Gewicht 
auf methodologiſche Folgerungen, die ſich aus den beſprochenen Erhebungen 
ergeben. Die zweite Erhebung, 259 deutſche Haushaltungsbücher, geführt 
von Abonnenten der Zeitſchrift „Nach Feierabend“ in den Jahren 1911 
bis 1913, iſt nun ſowohl hinſichtlich der Erhebung als auch hinſichtlich 
der Bearbeitung ein voller Erfolg der Haushaltungsſtatiſtik. Leider iſt 
der Titel inſofern etwas irreführend, als die einzelnen Erhebungsperioden 
nicht mit allzuviel en Familienbudgets vertreten ſind. Die erſte (1911/12) 
mit 90, die zweite (1912/13) mit 85 und die dritte (8 Monate des 
Jahres 1913) mit 84. Es iſt dem Verfaſſer des 20. Sonderheftes 
dar in zuzuſtimmen, daß die Bearbeitung einer derartigen Erhebung in 
der Auswertung des Materials ſo weit wie möglich gehen ſoll; aber es 
darf auch nicht vergeſſen werden, daß dieſer Auswertung in Umfang und 
Güte des Materials Grenzen geſetzt ſind. Nun geht der Bearbeiter hier 
zum Beiſpiel in der Gruppenbildung nach Einnahmeſtufen ſo weit, daß 
die einzelnen Gruppen für irgendwelche allgemeinen Schlußfolgerungen 
häufig keine geeignete Grundlage mehr bilden. Aber damit ſoll der' Wert 
dieſer Arbeit nicht herabgeſetzt werden; ſie wird von dem, der aus der 
Haushaltungsſtatiſtik allgemeingültige wirtſchaftswiſſenſchaftliche Ergebniſſe 
zu gewinnen ſucht, mit Nutzen verwertet werden können, freilich hier 
und da unter anderweitiger Verwendung des fſtatiſtiſchen Materials. 

An dritter Stelle wird die bekannte Wiener Erhebung „Wirtſchafts— 
rechnungen und Lebensverhältniſſe von Wiener Arbeiterfamilien in den 
Jahren 1912 bis 1914“ gewürdigt. Es genügt hier wohl, auszuſprechen, 
daß dieſe Erhebung nach der Methode der Erhebung und Bearbeitung 
das weitaus Beſte darſtellt, was bisher auf dieſem Gebiete der Statiſtik 
vorliegt. Eine nähere Begründung dieſer Auffaſſung würde ein Eingehen 
auf die der Bearbeitung im 20. Sonderheft zugrunde liegende Erhebung 
erfordern, zu der dieſe Beſprechung kaum ausreichenden Anlaß gibt. 

Es würde zu weit führen, auf die nun folgenden ſieben aus— 
ländiſchen Erhebungen einzugehen; ſie ſtammen aus Holland und den 
drei nordiſchen Staaten; die Mitteilung ihrer ſtatiſtiſchen Ergebniſſe durch 
das Statiſtiſche Reichsamt muß wärmſtens begrüßt werden. Alle die 
behandelten in⸗ und ausländiſchen Erhebungen enthalten formell und 
materiell reiche Anregungen und laſſen den Wunſch laut werden, daß in 
einiger Zeit auch für ganz Deutſchland einmal wieder eine umfaſſende 
haushaltungsſtatiſtiſche Erhebung durchgeführt wird. Die bis heute, be— 
ſonders ſeit 1907, vorliegenden Erhebungen werden für ſie ein immerhin 

19 * 
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brauchbares Vergleichsmaterial darſtellen, was um ſo wichtiger iſt, als 
eine in den nächſten Jahren durchgeführte Erhebung greifbares Material 
zur Beurteilung des im Einzelhaushalt erkennbaren Niederſchlages der 
inzwiſchen eingetretenen wirtſchaftlichen und ſozialen Umwälzung erbringen 
dürfte. f 

Zu bedauern iſt nur, daß ein nach rückwärts und nach vorwärts 
gerichtetes Vergleichsmaterial aus der Kriegszeit nur in unvollkommenem 
Maße vorliegt. Vielleicht erſcheint aus den Kriegsjahren noch dieſe oder 
jene Erſcheinung oder dieſes oder jenes Haushaltungsbuch; an einer 
umfaſſenden amtlichen Erhebung fehlt es aber für dieſe Zeit aus nur 
zu begreiflichen Gründen. In kleinem Umfange wird dieſe Lücke durch 
vier Monatserhebungen des Kriegsausſchuſſes für Konſumentenintereſſen 
ausgefüllt, deren letzte in dem hier vorliegenden 21. Sonderheft Be⸗ 
arbeitung gefunden hat. Ihr ſtatiſtiſcher Wert iſt nicht ſonderlich groß, 
aber das durch die vier Erhebungen gewonnene Material iſt beſſer als 
nichts, und das Verdienſt des Kriegsausſchuſſes für Konſumentenintereſſen 
um Beſchaffung des Materials, das für die letzte Erhebungsperiode 
(April 1918) 249 Haushalte umfaßt, iſt unter allen Umſtänden ein 
großes. An der im Statiſtiſchen Reichsamte erfolgten Bearbeitung iſt 
allerdings mancherlei zu bemängeln, wobei manches damit zu entſchuldigen 
iſt, daß die Bearbeitung ſich aus Vergleichsrückſichten an die bei den 
drei früheren Erhebungen eingeſchlagenen Wege zu halten hatte. Vor 
allem geht bei dem verhältnismäßig geringen zahlenmäßigen Umfange 
der Erhebung die Bearbeitung viel zu ſehr ins einzelne; es werden zum 
Zwecke der Auswertung viel zu kleine Gruppen und Kombinationen ge: 
bildet, die die Verfolgung der großen Linien, die die Statiſtik bloßlegen 
ſoll, erſchweren und teilweiſe unmöglich machen. Viele Fragen, die der 
Statiſtiker und Volkswirt an das Material zu ſtellen berechtigt iſt, ſind 
auf Grund der vorgenommenen Bearbeitung nicht zu beantworten, und 
vieles von dem mühſam Errechneten iſt wertlos, weil es infolge des zu 
knappen Materials keine Beweiskraft beſitzt. Es finden ſich aber auch 
in dem Text Unebenheiten, die in einer amtlichen Veröffentlichung er⸗ 
ſtaunlich wirken So wird auf Seite 18 geſagt, daß das bekannte 
Schwabeſche Geſetz durch die Unterſuchung im großen und ganzen be— 
ſtätigt wird, während ſogleich der folgende Satz mit aller Deutlichkeit 
das Gegenteil beweiſt und die von mir in einer Reihe von Unter— 
ſuchungen begründete Modifikation dieſes Geſetzes beſtätigt, nach der 
ſoziale Stellung und Standesanſchauungen in umgekehrter Richtung 
wirken. — Bei dieſer Bearbeitung wäre jedenfalls weniger mehr ge⸗ 
weſen, und für künftige Bearbeitungen wird es vielfach notwendig wer⸗ 
den, ſich an das Urmaterial ſtatt an die ſehr mühſame und ſubtile 
Bearbeitung zu halten. | 


Berlin⸗Lankwitz Gerhard Albrecht 
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Dopſch, Alfons: Wirtſchaftliche und ſoziale Grundlagen 
der europäiſchen Kulturentwicklung aus der Zeit von 
Cäſar bis auf Karl den Großen. Wien 1918, L. W. Seidel 
& Sohn. 404 S. 


In den Jahren 1912 und 1913 hatte Dopſch ſein Buch über die Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung der Karolingerzeit erſcheinen laſſen. n dem Be: 
dürfnis, die darin niedergelegten Anſichten zu untermauern, verfolgte er 
darin ſeine Probleme in die früheren Zeiten zurück. Hier ſtieß er auf 
die Ergebniſſe der römiſch-germaniſchen Forſchung, welche etwa ſeit den 
beiden letzten Jahrzehnten in raſtloſer Einzelarbeit das Bild der älteſten 
deutſchen Geſchichte vollſtändig umzugeſtalten begonnen hat. Ließ ſie 
doch auf der einen Seite den hoch in die Jahrhunderte hinaufreichenden 
Stammbaum der eigenen deutſchen Kultur erkennen und wies auf der 
anderen immer zahlreichere Zuſammenhänge des frühmittelalterlichen mit 
dem römiſchen Leben in den Rhein- und Donaulanden nach. 


Dieſe Erkenntnis, wie viele Fäden materieller und wirtſchaftlicher 
Kultur in der Völkerwanderungszeit nicht völlig abgeriſſen find, hob 
Dopſch aus der Vereinzelung lokaler Forſchungen heraus und ſteigerte 
fie zu dem Gedanken, daß die Völkerwanderung keine Vernichtung und 
Verödung, keine Kataſtrophe bedeute. Die Germanen waren geneigt und 
geeignet; die römiſche Kultur zu übernehmen, ſie übernahmen ſie, haben 
nicht auf einer tabula rasa neu aufgebaut. Die Völkerwanderungszeit 
bedeutet keine Kulturcäſur. 


Mit großer Energie wurde alles dieſen Leitgedanken Stützende aus 
der Literatur herausgearbeitet, neue Stützen durch ergänzende eigene 
jerfhungen hinzugefügt; an der Hand dieſes Leitgedankens wurde, ähn⸗ 
id wie in der „Karolingiſchen Wirtſchaftsentwicklung“, die ältere 
Hataſtrophentheorie“ — deren Ausbildung wiederum im einleitenden 
Kapitel geſchildert iſt — kritiſiert, die Dopſch näherſtehenden Anſichten 
ins Licht geſetzt und zurechtgerückt. Den Hauptinhalt der ſo entſtandenen, 
unter dem weitgreifenden Titel vereinigten Studien glaube ich mit fol- 
gendem kurz wiedergeben zu können. 

Die Erörterung der germaniſchen Wurzeln der frühmittelalterlichen 
Kultur ift beherrſcht von der Abſicht, zu zeigen, daß die Germanen das 
Kömerreich in einer geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verfaſſung be— 
traten, welche von den römiſchen Verhältniſſen nicht ſo weit abwich, als 
man früher annahm. Der reingermaniſche Typus der geſchloſſenen 
Sippenſiedlungen gleichberechtigter Freier, welchen beſonders die rechts⸗ 
geſchichtliche Forſchung des 19. Jahrhunderts glaubte erkennen zu müſſen, 
in in Wahrheit nicht aufzufinden. Vielmehr war auf Grund uralten 
Ackerbaues und Seßhaftigkeit frühzeitig Beſitzdifferenzierung eingetreten. 
Schon bei Tacitus find Anſätze zur Grundherrſchaft zu erkennen. Die 
Landnahme führt zu weiteren Unterſchieden. Vor allem das Gefolgſchafts⸗ 
weſen muß in Rechnung geſtellt werden; es hat bei der Bodenverteilung 
einen bedeutſamen, abſtufenden Einfluß ausgeübt. 

Die römiſche Wurzel auf der anderen Seite: In ſpätrömiſcher Zeit 
waren bereits die nachher bei den Germanen zu findenden Leiheverhält⸗ 
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niſſe ausgebildet, waren in sors oder accepta und iunctio die Hufe mit 
ihren Pertinenzen, in der terra inutilis die gemeine Mark vorgebildet, 
beſaß die vineinitas bereits die Eigenſchaften des deutſchen Dorf- 
verbandes, beſaßen die vicani das Einſpruchsrecht gleich den vieini der 
tit. de migrantibus der lex Salica und das Erbrecht gleich dem durch 
das Edikt Chilperichs abgeſchafften, findet ſich bereits die Gemengelage. 
Der zweite Band wird ähnliche Parallelen auf dem Gebiete des Ver 
faſſungslebens bringen. 

Die Verſchmelzung der beiden Wurzeln nun: Überall iſt die Konti⸗ 

nuität der Siedlungen feſtzuſtellen; ſelbſt die römiſchen Städte haben die 
Germanen nicht ſo ſehr gemieden, als man gemeinhin behauptet. Die 
Landnahme der Germanen ging ſo vor ſich, daß allenthalben eine innige 
Verſchmelzung beider Kulturkreiſe eintreten konnte. Wo römiſche Vor⸗ 
bilder germaniſcher Einrichtungen zu erkennen ſind, iſt unter dieſen Um⸗ 
ſtänden auf ihre Übernahme zu ſchließen. 
Das Ergebnis endlich: Die Germanen haben nach der Völker 
wanderung die europäiſche Kuliur nicht von Grund aus neu aufbauen 
müſſen; ſie führten nur die römiſche fort. Dabei aber haben ſie, in 
das römiſche Reich einſtrömend, deſſen dauernden Menſchenmangel be— 
hoben und damit die Möglichkeit neuen wirtſchaftlichen Aufſtiegs geboten, 
vor allem aber in den ſich in Selbſterhaltung verzehrenden alten Staat 
neue ökonomiſche Entwicklungsmomente hineingetragen: die größere Selb— 
ſtändigkeit der Kleinpächter und die Verteilung der Großgrundherrſchaften 
auf den Stufen der Gefolgſchaft abwärts. 

Dopſch widmet ſeine Studien den deutſchen Altertums⸗ und Ge⸗ 
ſchichtsvereinen zum Dank für die Forſcherarbeit, auf welcher er fußt. 
Daß die Zuſammenfaſſung ihrer Ergebniſſe verſucht wurde, darin ſehe 
ich das eine Verdienſt des neuen Buches. Ein abgerundetes Geſamt⸗ 
bild zu gewinnen, dafür war freilich die Stunde noch zu früh. Aber 
ich hoffe, daß gerade eine ſolche Überſicht, wie ſie Dopſch bietet, endlich 
auch weitere Kreiſe veranlaſſen wird, den wichtigſten Ertrag jener For 
ſchungen, worauf er ſchon lange Anſpruch hat, als geſicherten Beſtand 
der Wiſſenſchaft aufzunehmen. 

Den größten Wert aber meſſe ich der kritiſchen Durchleuchtung 
deſſen bei, was ich die germaniſche Wurzel nannte. Das ſchematiſch 
durchkonſtruierte Gebäude der Markgenoſſenſchaften, als der Siedlungs⸗ 
verbände gleichgeſtellter Freier — wobei man noch an früheren Agrar⸗ 
kommunismus dachte —, hält der eindringenden Prüfung nicht ſtand. 
Dopſch hat da viel wucherndes Geſtrüpp zuſammengeſchlagen und den 
Weg zu einer natürlicheren Anſchauung der Dinge frei gemacht, zu welcher 
unſere Generation durch die Fortſchritte der frühzeitlichen Forſchung ge⸗ 
zwungen, aber auch erſt in den Stand geſetzt worden iſt. Wie ſich 
Dopſch den Neubau von der germaniſchen Seite her denkt, darüber finde 
ich allerdings nur Andeutungen. Die beſondere Hufen- und Flur⸗ 
verfaſſung mit der Gemengelage wird er ja nicht allein mit dem wieder⸗ 
holten, ſehr beachtenswerten Hinweis erklären wollen, daß die Anſiedlung 
der Germanen überall auf altbebauter Scholle ſtattfand, wo der Güter 
verkehr Güterzerſplitterung herbeigeführt haben muß. Für einen großen 
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Teil Deutſchlands aber kann doch die Anknüpfung an die römiſchen 
Verhältniſſe nicht gelten, mit denen Dopſch die Frage nach der Herkunft 
mancher frühmittelalterlicher Einrichtungen beantworiet. 

Den Aufſtellungen des Autors über die römiſch⸗germaniſchen Zu⸗ 
ſammenhänge kann ich aber allgemein nur mit ſtarken Einſchrän⸗ 
tungen folgen. Wer die Ergebniſſe der Forſchung auf dieſem Gebiete 
in den letzten Jahren verfolgt hat, muß Dopſch freilich in der Betonung 
größerer Kontinuität ohne allen Zweifel beitreten. Aber eben um dieſe 
wertvolle Erkenntnis nicht zu gefährden, halte ich es für notwendig, vor 
dem Ausſchlagen nach der neuen Richtung zu warnen. Bei Dopſch zeigt 
ſich bereits eine ausgeſprochene Voreingenommenheit für die Ableitung 
frühmittelalterlicher Einrichtungen aus römiſchen, obwohl er ſelbſt 
(S. 343, 360, 364) darauf aufmerkſam macht, daß gleiche Bedürfniſſe 
allenthalben gleiche Einrichtungen zu erzeugen vermögen. Wie gering 
dabei die Stützen für die Übernahme der römiſchen Agrarverhältniſſe 
durch die Germanen in den einzelnen Fällen ſind, deſſentwegen darf ich 
nich auf G. von Belows Anzeige in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift 120, 
S. 327 ff. beziehen. 

Dafür möchte ich hier auf einige grundſätzliche Punkte hinweiſen, 
neihe mir für die Beurteilung von Dopſchs Buch als Ganzem wichtig 
erſcheinen. Zuerſt iſt es mir fraglich, ob man das Problem der „Kultur⸗ 
cäſur“ losgelöſt für das Gebiet der wirtſchaftlichen und ſozialen Ent⸗ 
wicklung behandeln kann, indem man von dem ganzen geiſtigen Leben 
abſieht. Dann ſcheint es mir notwendig, dieſes Problem — nicht die 
„Barbarentheorie“ — auch von der anderen Seite her anzuſchneiden, 
welche Dopſch nur einmal (S. 322) flüchtig ſtreift: Wieweit hatte be⸗ 
tens vor dem Barbareneinbruch die ſpätrömiſche Entwicklung zu einem 
Rückgang der Kultur geführt? 

Auch innerhalb der von Dopſch gewählten Grenzen möchte man 
weiters Kulturübernahme am Ort und Kulturübertragung aus der 
Ferne geſchieden ſehen. Man erwartet, daß ſich der Autor darüber aus⸗ 
ſpricht, wo er dieſe, wo er jene annimmt. Da er dies nicht tut, mußte 
ich oben die Frage offen laſſen, wie er ſich die Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe Innerdeutſchlands vorſtellt. Um die beiden Einflußſphären der 
tömiſchen Kultur gegeneinander abzugrenzen, hätte es auch der Berück⸗ 
ſichtigung des Unterſchiedes von gemiſchter und Volksſiedlung bedurft. 
Dopſch ſtellt natürlich die Landnahme der Goten im vierten Abſchnitt 
als eine andere dar wie die etwa der Bayern. Aber im folgenden 
sermißt man die nutzbringende Anwendung dieſer Unterſchiede. Man 
bleibt daher oft im unklaren, auf welches Gebiet ſich Dopſchs Worte 


beziehen. 

Endlich habe ich den Eindruck, daß Dopſch oft zu ſehr dem Schluß 
von Kontinuität der Siedlung auf Kontinuität der Kultur nachgibt. 
Erſtere iſt eine ganz natürliche Tatſache, da jeder Eroberer die an 
gebauten Fluren in Beſitz nimmt. Sie bietet ſicherlich eine günſtige 
Vorbedingung für Kulturübernahme, kann aber auch mit Kulturabbruch 
derbunden ſein. Alſo bedarf es noch weiterer Kriterien. In den Rhein⸗ 
und Donauländern z. B. ſind zwar die Orte römiſcher Städte Wohn⸗ 
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plätze von Deutſchen geblieben. Aber ſehen wir näher zu: In Trier 
liegen jetzt innerhalb der verfallenen Stadtmauer eine Reihe von Einzel⸗ 
ſiedlungen. Die um den Dom und vielleicht das Ghetto haben noch 
etwas Handels⸗ und Gewerbebetrieb bewahrt. Die übrigen tragen rein 
ländlichen Charakter. Die Stadt hat aufgehört, Ja ſie iſt völlig zer⸗ 
ſtört worden. Sie liegt vier Meter unter dem heutigen Pflaſter. Nur 
die großen, ſchweren Steinbauten hatten ſtand gehalten und wurden 
weiter benutzt, weil ſie eben da waren und als Burgen dienen konnten. 
Iſt ſolche Verwandlung einer Stadt keine Kataſtrophe? Man darf von 
der „Kontinuität der Kultur ... in Stadt und Land“ (S. 321), 
glaube ich, nicht ſprechen, wo höchſtens einzelne Reſte ſtädtiſcher Kultur⸗ 
elemente erhalten geblieben ſind. 

Die Einzelforſchung iſt bisher zurückhaltender mit ihrem Urteil ge— 
weſen. Wenn ſie jetzt ihren Weg unter Beobachtung der örtlichen und 
landſchaftlichen Beſonderheiten ebenſo behutſam fortſetzt, dann tut ſie dies 
freilich bereichert um eine Fülle von Gedanken und Impulſen, welche 
von Dopſchs neuem Buch ausgehen und der Forſchung, wie man ſich 
zu ihnen im einzelnen auch ſtellen mag, reichen Gewinn bringen werden. 


Bonn Hermann Aubin 


Bernhard, Georg: Probleme der Finanzreform, Vereinigung 
wiſſenſchaftlicher Verleger, Berlin und Leipzig 1919. 63 S. 
2,50 Mt. | 


Bernhard will mit diefer Sammlung feiner im Auguſt 1919 in 
der Voſſiſchen Zeitung veröffentlichten Aufſätze hauptſächlich die gegen⸗ 
ſeitige Beeinfluſſung und Wechſelwirkung von Finanz-, Wirtſchafts⸗ und 
Sozialpolitik dartun. Er wirft der deutſchen Finanzpolitik Theorie- 
loſigkeit, ihrem mit feharfen Umriſſen charakteriſierten Leiter Problem⸗ 
blindheit vor. Die Grundlage feines Finanzreformplanes ſei unbrauch⸗ 
bar, weil unvollſtändig, da ſie weder die Kriegsentſchädigungsſummen — 
mindeſtens 7,5 Milliarden — noch eine Tilgungsquote der Kriegsſchuld — 
etwa 1 Milliarde — einſchließe Der Reichsbedarf betrage daher 26, 
nicht 17,5 Milliarden. Dieſe Schätzung der Ententeforderungen iſt und 
kann natürlich nur ſein eine willkürliche, als Grundlage daher ſchlecht 
geeignete. Inzwiſchen hat Erzberger ſelbſt dargelegt, wie gefährlich jede 
öffentliche amtliche Bezifferung wirken müßte. Für die Art ihrer Deckung 
dürfte dasſelbe gelten. Steuern können, nachdem er am 6. Dezember 
erklärt hat, die vorgeſchlagenen Steuern ſeien das Höchſtmaß deſſen, was 
unſere Wirtſchaft tragen könne, dafür kaum in Betracht kommen. 

Auch die Deckungsrechnung Erzbergers kritiſiert Bernhard ſcharf. 
Die Schätzung des Reichsnotopfers auf erſt 70, dann 55 Milliarden ſei 
ganz haltlos. Er errechnet bei einem Durchſchnittsſteuerſatz von höchſtens 
15% und 200 Milliarden ſteuerbarem Vermögen höchſtens 30 Milliarden 
Ertrag, ſonach 1,6, nicht 2,5 —3 Milliarden Jahreserſparnis, und trotz 
eines mutmaßlichen Mehrertrags der Umſatzſteuer von / Milliarde eine 
Geſamtdeckung von nur 12,7, alſo einen Fehlbetrag von 13,3 Milliarden. 
Wie unſicher alle ſolche Schätzungen ſind, beweiſt Erzbergers Mitteilung 
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vom 3. Dezember, daß die Umſatzſteuer 300 Millionen Mk. weniger 
erbringen wird, und daß er ſelber vom Notopfer jetzt nur nur noch 
45 Milliarden mit 2¼ Milliarden Zinserſparnis erwartet. Das Not⸗ 
opfer iſt nach Bernhard die größte Fehlſpekulation Crzbergers, denn es 
mindert Einkommen und Vermögen, die bisherigen Steuerquellen von 
Staat und Gemeinde, gewaltig. Es iſt zugleich demagogiſch, denn es 
derſchleiert eine in Wirklichkeit vorliegende laufende Abgabe von 
30—650 Jahren, wodurch dem Reich eine Beteiligung an allen Ver⸗ 
luſten und Konjunkturſchwankungen aller Vermögen aufgebürdet wird, 
und verhindert durch feine notwendigerweiſe ungleichmäßige Vorbelaſtung 
des Vermögens die Steigerung des Ertrags aller direkten Steuern, be⸗ 
wirkt vielmehr deſſen zunehmende Verdünnung. „Geopfert“ würden hier 
nur Vernunft und Zweckmäßigkeit. Die „Finanzdemagogen“ hätten 
weder den Mut, den Maſſen klarzumachen, daß große privatwirtſchaft⸗ 
liche Kapitalien für den Betrieb der Volkswirtſchaft unentbehrlich ſind, 
noch den Mut, dieſe Kapitalien „zu raſieren oder auch nur zu ſchwächen“. 

Weiter tritt Bernhard angeſichts der dem Volke freilich verhüllten 
Unmöglichkeit, den Fehlbetrag auch nur größtenteils durch direkte Steuern 
zu decken, für eine gründliche Reviſion der Anſchauungen über die in- 
direkten Steuern ein. Er zeigt, daß ſie, und namentlich eine in 
zorm einer Umſatzſteuer erhobene generelle Aufwandſteuerr, bei richtiger 
Ausgeſtaltung nicht notwendig ungerecht wirke. Zumal beim Gelingen 
eines Preisabbaues würde die Maſſenkonſumbeſteuerung ſehr wohl er⸗ 
täglich ſein; nur müßten neue Formen für fie gefunden, andererſeits 
neue Bahnen von der Wirtſchaftspolitik eingeſchlagen werden. Die 
letzteren ſollen diejenigen einer Plan wirtſchaft, d. h. ee 
Wutſchaft fein. Wiederaufbau der Produktion, Erhöhung und Ver- 
femerung der Produktivität ſeien anders nicht zu erreichen. Finanz⸗ 
politik müſſe aufbauende Wirtſchaftspolitik, der Finanzreformator auch 
Wirtſchaftsreformator ſein. Von dieſem Standpunkt aus wird die er⸗ 
drückende Beſteuerung des Poſt⸗ und Eiſenbahnverkehrs ſcharf kritiſiert. 
Ausbeutende Preiserhöhung verſchlechtere das Verhältnis der Einnahmen 
um unvermeidlichen Teil der Generalunkoſten. Verbilligung der 
Tarife müſſe vielmehr das Ziel ſein, um die ſtaatlichen Verkehrs⸗ 
17 005 dieſe Werbekonten der Steuerwirtſchaft, wieder in Blüte zu 

ngen. 

In poſitiver Hinſicht ſchlägt Bernhard ein neuartiges Monopol- 
ſyſtem vor, in dem der Staat nicht ſelbſt „wirtſchaftet“, fondern ihm die 
Privatinitiative eines am Profit intereſſierten Unternehmers erhalten 
bleibt. Es knüpft an die Kartellform an, ſo jedoch, daß der Staat 
dabei die Stelle des Syndikats einnimmt. Er ſchreibt die Lieferpreiſe, 
die Arbeitslöhne, die Arbeitsdauer und die ſozialpolitiſche Belaſtung vor. 
Dem Unternehmer verbleibt als einziger Weg der Gewinnerzielung die Er— 
mäßigung der Unkoſten durch techniſche oder kaufmänniſch-organiſatoriſche 
Serbefierungen. Er kann fein Einkommen nur in dieſen Grenzen und 
nur gegen Lieferung des Gegenwerts der Verbeſſerung des Arbeits- 
mozeſſes an die Geſellſchaft erhöhen. Dieſe näher umfchriebene Mono⸗ 
polunternehmung, bei der „alles Fachliche dem Fachmann“ verbleibt, ſoll 
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die Grundwirtſchaftsform der Zukunft bilden. Auf dem Wege dieſer 
rationell organiſierten Monopolwirtſchaft würden dem Reiche jährlich 
4— 5 Milliarden zufließen. Den Reſt des Fehlbetrags, etwa 9 Mil⸗ 
liarden, ſoll eine Kollektivumlage auf die Produktion decken. Die 
„Steuergemeinſchaft der Produzenten“ wird ihr ganzes Beſtreben auf die 
Abſatzerweiterung richten müſſen, da ihr die Abwälzung dieſer Umlage 
im Preiſe auf die Verbraucher nur ſehr beſchränkt (2) möglich, auf den 
Arbeitslohn aber, dank deſſen ſtaatlicher Feſtſetzung, unmöglich iſt. Dieſe 
„Einholung“ nützt zugleich der Geſamtheit durch beſſere und billigere 
Bedarfsverſorgung. Die Umlage iſt eine Kombination von direkter und, 
ſoweit Abwälzung erfolgt, indirekter Steuer. Zugleich wird das Eigen⸗ 
tumsproblem durch ſie ſozialethiſch befriedigend gelöſt, da das Eigentum 
des Unternehmers im Prinzip bleibt, er aber Anſpruch darauf nur ſo⸗ 
lange und ſoweit hat, als er ſeine Unternehmung auch betreibt. Die 
Produktionstätigkeit wird öffentliches Amt. Das Eigentum an den Pro⸗ 
duktionsmitteln behält der Unternehmerproduzent, aber als „Arbeitslehen 
von der Geſamtheit“. 

Zum kritiſchen Teil der Aufſätze iſt allgemein zu ſagen, daß 
die ganze Finanzreform trotz ihres Umfanges und ihrer detaillierten 
Gliederung überhaupt nur als ein Verſuch gewertet werden kann, das 
in den Grundfeſten wankende Gebäude der Reichsfinanzen vor dem Zu⸗ 
ſammenbruche zu bewahren. Ohne wagefreudigen Optimismus iſt ſolcher 
Verſuch ebenſo unmöglich, wie unſere Kriegführung ohne ihn von vorn⸗ 
herein ausſichtslos geweſen wäre. Nur darf er nicht zu einer falſchen 
Einſchätzung der Mittel und Kräfte verführen, von deren Auswirkung 
der Erfolg abhängt. Deren Schätzung iſt aber unſagbar ſchwierig in 
der durch die größte Unſicherheit und Undurchſichtigkeit aller inneren und 
äußeren Verhältniſſe des wirtſchaftlichen und des politiſchen Lebens ge- 
kennzeichneten Gegenwart. Jeder Verſuch, im Wege der Beſteuerung das 
Reich finanziell lebens⸗ und leiſtungsfähig zu erhalten, mutet einem ver⸗ 
armenden Volke Opfer zu, die ſeine geſchwächten Kräfte noch tiefer her⸗ 
abdrücken, ſeine Produktionsmittel vermindern, ſeinen Reſt von Arbeits⸗ 
luſt zu erſticken drohen. Welches iſt die Grenze der Tragbarkeit dieſer 
Laſten? Weder allgemein noch im einzelnen läßt fie ſich finden. Be: 
tätigte Vorſicht hemmt die Erreichung des finanziellen Zieles, nicht be⸗ 
tätigte zerſtört, ohne zu ihm zu führen, die Grundlagen der Volkswirt⸗ 
ſchaft. Zwiſchen beiden Gefahrenpolen pendelt jeder Reformverſuch. 
Richtig iſt, daß, je mehr die Beſteuerung ausgebaut und je ſchärfer ſie 
durchgeführt wird, um ſo ſpärlicher, und zwar in progreſſiver Steigerung, 
ihre Quellen, Einkommen und Vermögen, fließen werden. Ebenſo, daß 
mit ihr und beſonders mit dem Notopfer, die große Gefahr der Ver⸗ 
ringerung des volkswirtſchaftlichen Betriebskapitals verbunden iſt, das 
für den Wiederaufbau der Volkswirtſchaft ebenſo unentbehrlich iſt wie 
der Arbeitsfleißs. Das Notopfer iſt überdies ein Griff ins Dunkle. 
Seine ratenweiſe Entrichtung beeinträchtigt ſeinen operativen Hauptzweck, 
ohne jene Gefahr zu mindern, und bringt zugleich Riſiko⸗ und andere 
neue Gefahren für Steuergläubiger und -ſchuldner mit ſich. Die Ver⸗ 
edelungsfähigkeit der Verbrauchsbeſteuerung iſt zu bejahen und durch 


. 
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neuere Erfahrungen (Beſteuerung nach Qualitäten und andere) ſchon 
erhärtet. Die Wirkung der neueſten Umſatzſteuer, die das alte Problem 
ener allgemeinen Verbrauchsabgabe löſen ſoll, bleibt freilich abzuwarten. 
Daß die Gemeinden Milliardenbeträge aus neuen indirekten Steuern her⸗ 
ausſchlagen könnten, iſt jedoch unglaubhaft, da die ergiebigen Quellen 
dieſes Gebiets vom Reich beſetzt ſind und Maſſenverbrauchsartikel am 
beften von der das ganze Gebiet der Volkswirtſchaft umfaſſenden Steuer⸗ 
gewalt nutzbar gemacht werden. 

Die Idee der Planwirtſchaft iſt ein vielumſtrittenes Gebiet. 
Bernhards Vorſchläge ſuchen die Vorteile der freien Unternehmerinitiative, 
als der ſtärkſten Triebkraft allen wirtſchaftlichen Fortſchritts, mit den⸗ 
jenigen aus einer planmäßigen Organiſation, in welcher dem Staat die 
entſcheidende Rolle zufällt, zu verbinden. Aber die enge Begrenzung 
des möglichen Unternehmergewinns bei unveränderten Anforderungen an 
die Entfaltung aller Kräfte und Eigenſchaften des Unternehmers muß 
auf den Antrieb zu dieſer Entfaltung abſchwächend einwirken, zumal 
auch das Verhältnis von Riſiko und privatem Nutzen zu feinen Un- 
guniten verſchoben wird. Auch das Betätigungsgebiet der ſchöpferiſchen 
Initiative, der Spielraum der freien Konkurrenz, iſt verengt. Der ein⸗ 
ſeirige Geiſtesdrill auf die Unkoſtenerſparung iſt nicht geeignet, Unter⸗ 
nehmergenies heranzubilden. Die Umlage auf die Produktion endlich 
würde als neue und beträchtliche Verteuerung aller Waren neben der 
bis an die Grenzen des Möglichen ausgebauten Umſatzſteuer unmöglich 
km. Trotz dieſer berechtigten Einwände iſt es aber ein Verdienſt der 
Schrift, wichtige Grundgedanken in knapper, ſcharfer Faſſung gut zur 
Gatung gebracht zu haben, vor allem die unbedingte Notwendigkeit der 
Unterordnung aller Finanzreformpläne unter den oberſten Geſichtspunkt 
des Wiederaufbaues der Volkswirtſchaft mit ſozialpolitiſch abgewogenen 
Ritteln, nicht nur um der Volkswirtſchaft, ſondern, und erſt recht, um 
der Finanzwirtſchaft ſelbſt willen. 


Marburg a. d. Lahn H. Köppe 


Zur Abwehr 
Von Nobert Liefmann 


Den früher in dieſer Zeitſchrift angekündigten Aufſatz: „Zur pfy- 
chiſchen Wirtſchaftstheorie“, in dem ich verſchiedene, bei der Beſprechung des 
L Bandes meiner „Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre“ aufgeworfene 
Probleme erörtere, hat die Redaktion des Jahrbuches ſchließlich nicht 
aufgenommen, weil ſie „einer rein perſönlichen Polemik, die ſachlich 
nichts Neues biete“, „keine neuen Tatſachen enthalte“, mehr als zwei Bogen 


— — — — — 


1 Wie Prof. Liefmann in feinen vorliegenden Ausführungen andeutet, 
lehnen wir es ab, einen Aufſatz im Umfang von mehr als zwei Bogen zu 
dringen, der im weſentlichen rein perſönliche Polemik enthält. Wieweit ſachliche 

gungen von Wert in dem betreffenden Aufſatz ſich befinden, überlaſſen 
uch wir dem Urteile der Leſer. Die Schriftleitung 
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nicht zur Verfügung ſtellen könne. Sie hat mir aber ſechs Seiten zur 
Verfügung geſtellt zu einer Abwehr, auf die ich auch wohl einen An⸗ 
ſpruch habe, gegen die mit hochmütigen perſönlichen Angriffen gemiſchten 
Darſtellungen, die J. B. Eßlen in dieſem Jahrbuch von dem Inhalt 
meiner Schriften „Geld und Gold“ und „Grundſätze“, Bd. I gegeben 
hat. Natürlich kann ich hier nur das wichtigſte und ohne viel Zitate 
richtigſtellen. Der Aufſatz ſelbſt wird, ohne die hier ſchon erledigten 
Auseinanderſetzungen, im Archiv für Rechts- und Wirtſchaftsphiloſophie 
erſcheinen, und jeder kann dann beurteilen, ob die dortigen Erörterungen 
über die pſychiſchen Grundlagen der Wirtſchaft an wiſſenſchaftlichem 
Intereſſe unter dem Durchſchnitt deſſen ſtehen, was dieſes Jahrbuch 
ſeinen Leſern bietet. 

1. Die auf völliger Unkenntnis der Arbeiten feines Opfers be- 
ruhende Behauptung des Kritikers Eßlen, ich hätte „bisher nicht gegen 
die herrſchende Kapital⸗ und Kapitalzinslehre Stellung genommen“, ob⸗ 
gleich dem meine Schrift: „Ertrag und Einkommen“ im weſentlichen ge- 
widmet war, hat er inzwiſchen in anerkennenswerter Form ſelbſt zurück⸗ 
genommen. Aber auf der folgenden Seite (S. 257) ſteht folgende, die 
unglaublichſte kritiſche Leichtfertigkeit zeigende Bemerkung: „Auch ſeine 
Einwände gegen die herkömmliche Preistheorie vermag ich nicht anzu⸗ 
erkennen, ſie laufen denn doch allzuſehr auf übertriebene Spitzfindigkeit 
hinaus.“ Den Grund dafür, daß alle Preiſe in Zuſammenhang ſtehen, 
vermag Lieſmann nicht anzugeben, da „davon in ſeinem allzuſehr auf 
pfychiſche Erwägungen der Wirtſchaftsſubjekte und allzuwenig auf Beob⸗ 
achtung der Tatſachen beruhenden Syſtem, ſoweit ich ſehe (!), keine Rede 
iſt (?). Der nächſte Grund dafür iſt nämlich der geweſen, daß ... alle 
Güter in der ganzen Welt, die mit Hilfe von am Markte gekauften 
Produktionsmitteln hergeſtellt werden, entweder mittelbar oder unmittel⸗ 
bar produktionsverwandt (!!) waren. Für die Erzeugung aller Güter 
ſind zum mindeſten Eiſen und Kohlen nötig“ uſw. uſw.! So belehrt 
mich Eßlen und weiß nicht, daß ich ſchon ſechs Jahre vorher in meiner 
Preistheorie gezeigt habe, wie durch das Geld und das allgemeine Er⸗ 
tragsſtreben alle Preiſe in Zuſammenhang ſtehen. Er ſcheint auch ganz 
ahnungslos zu ſein, daß er mit ſeiner „Produktionsverwandtſchaft“ 
wieder einmal den prachtvollſten Beweis für die von mir behauptete 
techniſch⸗materialiſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung liefert, die Verwechſlung 
von Technik oder Produktion und Wirtſchaft, die Kritiker wie Eßlen, 
Amonn und andere hinwegdisputieren zu können glauben, weil ſie von 
der fixen Idee ausgehen, in meinen Theorien ſei nichts neu. 

2. Die Behauptung Eßlens, daß ich „die Entdeckung der pſychiſchen 
Natur der Wirtſchaft für mich reklamiert“ hätte, iſt eine Vorſpiegelung 
falſcher Tatſachen, ebenſo wie die, daß meine Unterſcheidung von Wirt- 
ſchaft und Technik „ſchon vor nahezu 30 Jahren von Emil Sax faſt 
mit denſelben Worten ausgeſprochen ſei. Was ich als neu bezeichne, 
hat Eßlen überhaupt nicht verſtanden und wird in ſeiner Kritik auch 
gar nicht berührt. Die ganz unbedeutende, mit den üblichen Irrtümern 
der Grenznutzenlehre („Die Wertgröße iſt umgekehrt proportional dem 
Güterbeſitz“, „Geldſummen ſind das Maß des Wertes“, uſw.) arbeitende 
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Schrift von Sax iſt, was Eßlen verſchweigt, in den Vorträgen der 
Gehe⸗Stiftung 1889 erſchienen. Jeder kann ſich danach von der Urteils: 
fähigkeit des Kritikers Eßlen und ſeiner Tendenz überzeugen. 

3. Die Behauptung, ich hätte mich bei meiner Kritik „ausſchließlich 
an die allgemeinen Ausführungen am Anfang der Lehrbücher gehalten“, 
eine unrichtige Abgrenzung ihres Objekts am Anfang tue aber der 
Richtigkeit des Syſtems keinen Abbruch“, iſt ebenfalls unzutreffend. 
Gerade in der Preis- und Einkommenslehre, wo dieſe Gelderſcheinungen 
als Gütermengen behandelt werden, kommt die falſche techniſch-materia⸗ 
liſtiſche Auffaſſung der Wirtſchaft zum Ausdruck, wie ich immer betont 
habe (ſiehe auch Ziffer 21). Es gehört das ganze Nichtverſtehenwollen 
von Kritikern wie Eßlen und Amonn dazu, um das zu überſehen. Alle 
ſonderbaren Folgerungen, die Eßlen daran knüpft, werden damit 
hinfällig. | 

4. Eßlens Behauptung: „Das Schlimmſte. . .. Liefmanns Lieblings- 
gedanke (?), daß die größtmöglichſte Bedarfsbefriedigung aller dann ge⸗ 
wahrt ſei, wenn die Konkurrenz zu einer Monopolſtellung der billigſten 
Anbieter und zu einem allgemeinen Ausgleich der Grenzerträge führe“, 
ſei durch die Grenznutzenlehre längft widerlegt, zeigt wiederum völliges 
Underſtändnis für meine Lehre und Blindheit den bisherigen gegenüber. 
Böhm⸗Bawerks und Wieſers Ausführungen, auf die Eßlens nur hin- 
weiſt, ohne etwas davon mitzuteilen, verkennen vollkommen, gerade wie 
Sax und Eßlen ſelbſt, das, was ich den „Proportionalitätscharakter“ 
der Wirtſchaft genannt habe. Sie iſolieren in der bekannten Manier 
der Grenznutzler ein einzelnes Bedürfnis. Das Verfahren Eßlens, ohne 
Inhaltsangabe Schriftſteller zu nennen, die dasſelbe wie ich ſchon be— 
hauptet oder mich widerlegt haben ſollen, bildet das Gegenſtück zu 
Amonns Verfahren, aus dem Zuſammenhang geriſſene Sätze und Bruch⸗ 
ſtücke aus meinen Schriften haufenweiſe aneinanderzureihen und dann 
ohne jeden Nachweis zu erklären, das alles ſei nicht neu. 

5. In der Frage, ob bei Erklärung der wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
eine Gütermenge als gegeben angenommen werden dürfe, tut Eßlen ſo, 
als ob mir dieſer Fall höchſt unbequem ſei, unterſchlägt dem Leſer, daß 
ich ihn eingehend in der Koſtenlehre (dieſen wichtigſten und umfang⸗ 
reichſten Teil des Bandes übergeht er faſt gänzlich mit Stillſchweigen!) 
erörtere, aber entſprechend meiner Theorie in ganz neuer Weiſe, weil die 
Schätzung von Gütern oder Geld als Koſten bisher überhaupt nicht be⸗ 
handelt worden iſt. Er unterſchlägt weiter, was ich damit bezwecke, 
wenn ich dann dieſe Vorausſetzung fallen laſſe: daß man bei der Er⸗ 
klärung der Preisbildung, des Angebots, nicht von einer gegebenen Güter⸗ 
menge ausgehen darf. | 

6. Eßlen ftiftet Verwirrung, indem er als II. Goſſenſches Geſetz 
nicht dasſelbe bezeichnet wie ich, nach dem Vorgang von Lexis. Seine 
weitere Behauptung, Brentano habe das, was ich Geſetz des Ausgleichs 
der Grenzgenüſſe genannt habe, „zu einem Grundpfeiler ſeiner Wertlehre 
gemacht“, iſt unzutreffend. Der für meine Theorie wichtige Gedanke 
des Grenzausgleichs fällt bei Brentanos Formulierung vollkommen unter 
den Tiſch (erſt recht natürlich mein „Ausgleich der Grenzerträge“.) 
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Die daran anknüpfende weitere Bemerkung Eßlens: Liefmanns Lehre 
vom Kapital fließt ſo wenig aus ſeiner Grundauffaſſung, daß er ſich 
genötigt ſieht, ſtillſchweigend (!) feine weſentlichſte (1) Vorausſetzung fallen 
zu laſſen und von der ſonſt bekämpften Annahme einer gegebenen Güter⸗ 
menge auszugehen“, ſchlägt in geradezu unglaublicher Weiſe dem tatſäch⸗ 
lichen Inhalt meines Buches ins Geſicht. Sachlich fehlt jedes Ver⸗ 
ſtändnis dafür, wie meine Ausführungen über das Kapital, die von 
anderen als „klaſſiſch“ bezeichnet wurden, mit meiner abſtrakteren Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Geldauffaſſung in Zuſammenhang ſtehen. Vgl. die Beſprechung 
von Reichsmilitärgerichtsrat Dr. Mayer im Archiv für Rechts- und 
Wirtſchaftsphiloſophie. 

7. Eßlen rügt, unter Berufung auf einen Satz Böhm-Bawerks, in 
den ſchärfſten Ausdrücken, daß ich der Grenznutzenlehre vorwerfe, daß 
ſie mit dem Nutzen der letzten Teilquantität den Wert der ganzen Menge 
beſtimmen wolle. Umgekehrt rügt Amonn eine andere Stelle, wo ich, 
auf Böhms und Eßlens Auffaſſung eingehend, ſage, daß nach dieſer 
Auffaſſung der Grenzgedanke überhaupt keine Bedeutung mehr habe. 
Ich berückſichtige eben beide Anſichten, die ja beide, wie jede Wert⸗ 
beſtimmung falſch ſind, weil ſie die Koſtenvorſtellung verkennen. Beide 
wiſſen nicht, daß ſich die Grenznutzler über dieſe Grundfrage ſelbſt nicht 
einig find. „Mehr Bildung ... uſw.“ Daß Eßlen fi mit feiner 
Bemerkung (S. 1107), wo er die Grenznutzenlehre in der üblichen 
Form vertritt, aufs eklatanteſte ſelbſt widerſpricht, ſtört einen ſo großen 
Theoretiker in ſeinem Eifer nicht, ebenſowenig, daß er dabei auch 
Güter entfernterer Ordnung, Elektrizitätsmengen, nach dem Grenznutzen 
ſchätzen läßt! 

8. Die Behauptungen Eßlens, nach meiner Auffaſſung der Wirt⸗ 
ſchaft könne ich kein Beiſpiel für ein bald wirtſchaftliches, bald nicht— 
wirtſchaftliches Bedürfnis anführen (in Wirklichkeit kann, was er ſelbſt 
zugibt, jedes Bedürfnis wirtſchaftlich oder nicht-wirtſchaftlich fein, das 
wird durch die begleitenden Erwägungen beſtimmt: Zwecke und Mittel 
vergleichen!); ferner: „Der Nutzen iſt nur ein anderer Name für Wert“ 
und was ich Ertrag nenne, ſei nur ein anderer Ausdruck für Nutzen, 
regiſtriere ich nur, um feinen „guten Willen“ oder die mangelnde Fähig- 
keit zu zeigen, meine Theorie zu verſtehen. Um die Konfuſion voll zu 
machen, behauptet ein anderer (Palyi), mein Begriff Ertrag bedeute nur, 
was man bisher Wert nannte!! 

9. Folgende Bemerkung von Eßlen ſei nur niedriger gehängt: 
„Manche Ausführungen Liefmanns in ſeinem Schriftchen Ertrag und 
Einkommen klingen denn auch, als ob ſie aus einer Nachſchrift des betr. 
Abſchnitts der Brentanoſchen Vorleſung wörtlich übernommen wären!“ 
Ich habe niemals eine Nachſchrift einer Brentanoſchen Vorleſung zu 
Geſicht bekommen. Was muß aber alles herangezogen werden, um das 
Opfer der Kritik möglichſt herabzuſetzen! 

10. In der „Aufſtellung des Ertragsbegriffs“ habe ich „niemals 
eine große wiſſenſchaftliche Leiſtung geſehen“, wie ich überhaupt meine 
Arbeiten nie in dieſer Weiſe charakteriſiert habe, ebenſowenig wie ich 
„alle führenden Theoretiker als gedankenloſe Schwachköpfe hingeſtellt“ 
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habe. Solche offenſichtlich auf Stimmungsmache berechneten Mittel 
vertragen ſich nicht mit einer objektiven wiſſenſchaftlichen Kritik! Dies 
auch an die Adreſſe von Amonn und Oppenheimer! 

11. Bezüglich des Begriffs Konſumertrag muß Eßlen jetzt ſelbſt 
zugeben, daß die von manchen mangels richtigen Verſtändniſſes behauptete 
Analogie mit Marſhalls „consumers rent“ nicht zutrifft. Aber er 
verſchleiert auch hier den wahren Tatbeſtand und ſucht es, natürlich 
wiederum ohue die mindeſte Beweisführung, jo darzuſtellen, als ob 
Marſhall die richtige Auffaſſung gehabt und nur ſein Beiſpiel ſchlecht 
gewählt habe. Auch Marſhall glaubt aber, um nur eines anzuführen, 
die ſubjektive Bewertung in Geld ausdrücken zu können, und auch Eßlen 
hat meine Theorie ſo wenig verſtanden, daß er ſich noch immer nicht 
von dieſem Fehler freizumachen vermag. Die von mir ſcharf hervor- 
gehobenen Unterſchiede zwiſchen Geld⸗ und Konſumertrag ignoriert er. 

12. Höchſt ſonderbar ſind Eßlens Erörterungen über den Grenz⸗ 
konſumertrag, der gleich Null werden müſſe, was aber nach der höheren 
Mathematik, deren Unkenntnis er mir vorwirft, nicht bedeute, daß „dieſe 
Höhe die Null völlig erreiche, im Gegenteil“! Trotzdem er alſo nicht die 
Null erreicht, im Gegenteil, ſucht Eßlen ſich und den Leſern glauben zu 
machen, als ob ich „der Schlußfolgerung, daß der Grenzkonſumertrag 
gleich Null ſein könne, mit allen Mitteln zu entgehen verſuche“; „denn 
gilt fie, fo ſtürzt feine ganze Einkommenslehre (?) zuſammen“! Die 
Begründung für dieſe äußerſt verblüffende Behauptung ſchenkt ſich Eßlen 
natürlich wieder. Daß bei alledem nicht nur das größte theoretiſche 
Unverſtändnis, ſondern auch ein völliger Mangel an Beobachtungsgabe 
für das wirkliche Leben vorliegt, iſt ſicher. 

13. Da Eßlen die Begriffe Nutzen in Goſſens und meinem Sinne 
und Wert im Sinne der Grenznutzler nicht unterſcheiden kann, leiſtet er 
ſich folgende Wiedergabe meiner Theorie: „Soweit wir mit einzelnen, 
nach dieſem Maßſtab (Grenznutzen) geſchätzten Stücken eines ſolchen 
Gütervorrats dringendere Bedürfnisregungen befriedigen als die an der 
Grenze zwiſchen Befriedigung und Nichtbefriedigung ſtehenden, erzielen 
wir einen Überſchuß von Nutzen über den die Wertſchätzungen jedes 
einzelnen Stückes beſtimmenden Grenznutzen hinaus. Das iſt es, was 
Liefmann Ertrag nennt!“ Das ſteht faſt gleich der unglaublichen 
Leiſtung K. Elſters, von dem ich nachwies, daß er ſelbſt dann meine 
Auffaſſung nicht richtig wiedergeben kann, wenn er ihr zuſtimmt. Ich 
lehne gerade die Wertbeſtimmung durch den Grenznutzen ab, und Ertrag 
iſt mir nicht der Überſchuß des Nutzens über den Grenznutzen, ſondern 
über die Koſten. Dieſe Erörterungen über die Koſten, Schätzung von 
Ardeit, von Güter⸗ und Geldmengen als Koſten ſind vollkommen neu 
und ein weſentlichſter Teil meiner Theorie. Eßlen aber ignoriert ſie 
vollkommen (ähnlich Amonn). Aber es kommt noch ſchlimmer. Eßlen 
ſagt: „In der alle Werte durch Geldſummen ausdrückenden Wirtſchaft 
läßt ſich auch dieſer Ertrag in Geld veranſchaulichen (2): er iſt der 
Unterſchied zwiſchen dem Preis, der für eine beſtimmte Einheit eines 
Gutes ſchlimmſtenfalls (!) bezahlt würde, und dem niedrigeren Preiſe, 
der auf Grund der Marktlage tatſächlich dafür bezahlt wird.“ Man 
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weiß nun leider nicht, ob dieſe Glanzleiſtung eine Wiedergabe der Lehre 
des „ſchlechten Theoretikers“ und „ſchlechten Schriftſtellers“ Liefmann 
ſein ſoll oder gar ein Stück aus dem erhabenen theoretiſchen Syſtem 
von J. B. Eßlen. Auf der Höhe dieſes Syſtems hat der Gedanke, daß 
die Vorſtellung des Nutzenüberſchuſſes oder Konſumertrages niemals einen 
äußeren Ausdruck findet, trotz aller meiner Hinweiſe immer noch keinen 
Eingang gefunden. Aber der Gegenſatz zwiſchen dieſer theoretiſchen 
Verſtändnisloſigkeit und dem kritiſchen Hochmut bei Eßlen iſt grotesk. 
Er habe nichts behauptet, wofür nicht der Beweis angetreten würde (?), 
und er könne „Art und Weiſe der kritiſchen Würdigung für ſich ſelbſt 
ſprechen laſſen“. (Allerdings.) Ebenſo auch am Schluſſe die Bemerkung. 
feine Kritik habe „ſich völlig auf den Standpunkt des Verfaſſers (!) ge⸗ 
ſtellt und ſein Lehrgebäude von deſſen eigenſten Vorausſetzungen aus 
geprüft“! Ob Eplen felbft die Vorausſetzungen für eine ſolche Prüfung 
erfüllt, das zu prüfen hat er nicht für nötig empfunden. Dieſe wenigen 
Bemerkungen ermöglichen ſchon ein Urteil, noch klarer aber wird es 
werden, wenn man ſeine in Wiedergabe und Kritik konfuſen Darlegungen 
mit dem wirklichen Inhalt meines Buches vergleicht. 


Erwiderung 
Von Joſeph Bergfried Eßlen 


Ich habe keine Veranlaſſung, mich mit Liefmanns vorſtehender 
Entgegnung auseinanderzuſetzen. Denn zunächſt habe ich mir bei meiner 
Kritik nicht mit der Hoffnung geſchmeichelt, ihn ſelbſt von der Unhalt⸗ 
barkeit ſeiner Theorien zu überzeugen, da jedenfalls auch für ihn die 
Kennzeichnung zutrifft, die er in ſeinem Syſtem anderen Vertretern der 
Wirtſchaftstheorie zuteil werden läßt: mangelnde Beweglichkeit des Geiſtes 
und Feſtlegung auf eine beſtimmte Richtung. Daß er ſelbſt mit meiner 
Kritik nicht einverſtanden wäre, ſtand daher zu erwarten. Was ich be— 
abſichtigte, war nur, andere zu warnen, ihm zu folgen. Die Gegen⸗ 
einwände, die er gegen meine Ausführungen erhebt, erledigen ſich einfach 
durch Zurückverweiſen auf meine Ausführungen. Nur zu zwei Punkten 
erlaube ich mir Fragen an ihn zu richten. Zu 1: Führt die Produktions- 
verwandtſchaft der Güter zu einem Zuſammenhang ihrer Preiſe? In 
den obenſtehenden Ausführungen fehlt die Antwort darauf; es wird 
mir nur techniſch⸗materialiſtiſche Auffaſſung vorgeworfen. „Habe ich aber 
recht geredet, warum ſchlägſt Du mich?“ Zu 11: Steht Marſhalls 
Beiſpiel in Widerſpruch zu feinen vorhergehenden theoretiſchen Aus— 
führungen oder nicht? Wenn ja, ſo handelt es ſich darum, ſich mit 
dieſen Ausführungen auseinanderzuſetzen, nicht aber Marſhalls Beiſpiel 
zu kritiſieren. Quandoquo bonus dormitat Homerus! Endlich nehme 
ich Notiz davon, daß Liefmann weder jemals ſelbſt bei Brentano 
„Theoretiſche“ gehört noch ein nachgeſchriebenes Heft eingeſehen hat. Dann 
ergibt ſich daraus, daß auch anderen Dinge ſchon früher bekannt geweſen 
find, die Liefmann als feine eigenen Entdeckungen verkündet. Quod erat 
demonstrandum! 
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Koloniale Preisaufgabe 


Im Einvernehmen mit Herrn Eduard Woermann in Hamburg 
hat der Profeſſorenrat des Kolonialinſtituts in Hamburg beſchloſſen, die 
Friſt zur Einreichung von Bewerbungsſchriften über die im Juli 1913 
erlaſſene Preisfrage: 

„Durch welche praktiſchen Maßnahmen iſt in unſeren 

Kolonien eine Steigerung der Geburtenhäufigkeit 

und Herabſetzung der Kinderſterblichkeit bei der ein- 

geborenen farbigen Bevölkerung — des wirtſchaftlich 


wertvollſten Aktivums unferer Kolonien — zu er⸗ 
reichen?“ 


bis zum 1. April 1920 zu erſtrecken und die Entſcheidung bis zum 
1. Januar 1921 bekanntzugeben. 
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Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften 


— bis Mitte Februar 1920 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 
Ben Adolf: Der Friede von Verſailles. Berlin 1919, Julius Springer. 


Delbrück, Hans: Geſchichte der Kriegskunſt im Rahmen der politiſchen 
Geſchichte. Vierter Teil: Neuzeit. Berlin 1920, Georg Stilke. 552 S. 

Endres, Franz Karl: Reichswehr und Demokratie. München und Leipzig 
1919, Duncker & Humblot. VIII u. 135 S. 

Fox, D. R.: The decline of aristocracy in the politics of New York. 
New York 1919, Columbia University. XII u. 460 S. (Studies in 
history, economics and public law. Edited by the faculty of poli- 
tical science of Columbia University. Vol. LXXXVI. 

Gebhardt, Carl: Der demokratiſche Gedanke. Leipzig 1920, Felix Meiner. 
61 S. (Philoſophiſche Zeitfragen.) 

Guttmann, Bernhard: Soll Deutſchland in den Völkerbund? Berlin 1919, 
. R. Engelmann. 15 ©. (Deutſche Liga für Völkerbund. Neunte 
lugſchrift.) 

Spahn, Martin: Elſaß⸗Lothringen. Berlin 1920, Ullſtein & Co. 386 S. 

und 2 Karten. g 

Das Werk von Weimar. Nationalverſammlung und Reichsregierung am 

Wiederaufbau Deutſchlands. Berlin⸗Zehlendorf 1919, H. Kalkoff. 32 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Binding, Karl: Die Schuld im Deutſchen Strafrecht. Leipzig 1919, Felix 
Meiner. IX u. 164 S. | 
Boas, Kurt: liber die Beurteilung der Zeugnis⸗ und Eidesfähigkeit Geiſtes⸗ 
kranker vor Gericht. Leipzig und Würzburg 1919, C. Kabitzſch. 32 S. 
(Würzburger Abhandlungen aus dem Geſamtgebiet der praktiſchen Medizin, 
Bd. 19, Heft 45.) 

Duhr, Bernhard: Das Jeſuitengeſetz, ſein Abbau und ſeine Mu rund. 
Freiburg i. B. 1919, Herderſche Verlagsbuchhandlung. VII u. 166 ©. 
( ae zu den Stimmen der Zeit. Erſte Reihe: Kulturfragen, 
7. Heft.) 


Seftgabe der Bonner Juriſtiſchen Fakultät für Karl Bergbohm zum 

. Sera 009. Mit Beiträgen von Paul Krüger, Ernſt Lands⸗ 

berg, Joſeph Heimberger, Carl Crome, Martin Wolff, 

5 Nottarp, Max Wenzel, Ernſt Zitelmann, Hans 

chreuer, Rudolf Smend. Bonn 1919, A. Marcus & Weber. 287 S. 

i zen Kommunalpolitiſche Probleme. Leipzig 1920, Quelle & Meyer. 
160 S. a 


Jitta, Joſephus: Die Neugeſtaltung des Internationalen Rechts. Haag 
1919, Martinus Nijhoff. XVI u. 178 S. 

“un A.: Die neuen Gemeindeverfaſſungsgeſetze in Preußen. Köln 1919, 

h. Quas. 31 S. 

Norden, Walther: Staats- und Verwaltungslehre als Grundwiſſenſchaften 
der Staatsbürgerkunde. Berlin 1919, E. Ebering. 69 S. 

Nußbaum, Arthur: Das Nießbrauchsrecht des B. G.B. unter den Geſichts⸗ 
punkten der Rechtstatſachenforſchung. Berlin 1919, J. Springer. VII u. 114 S. 
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Reichardt, Martin: Krie 1 übigung und ſtrafrechtliche Zutechnungs⸗ 
ſahigtett Leipzig und Würzburg 1919 C. Kabitzſch, 86 S. ne 
de 19 aus dem Geſamgedlet der praktiſchen Medizin, Bd. 19 


3 Adolf: Bewaffnete Saler und im Weltkriege. Berlin 1919, 
ulius Springer. 78 S. (Quellen und en zur Geſchichte und 
ogmatik des Geetriegsrechts, Bd. I, Heft 4 
Schmitt, Joſef: Staat und 1855 Freiburg i. 8 1919, Herderſche Verlags- 
buchhandlung. IV u. 138 S 

Schwarzloſe, Karl: Die Neugeſtaltung der evangeliſchen Landeskirche 
Preußens nach dem Fortfall des landesherrlichen Kirchenregiments. 
Frankfurt a. M. 1920, Englert & Schloſſer. 119 S. 


Stier⸗Somlo, Fritz: Die Verfaſſung des e Reichs vom 11. Auguſt 
1919. Bonn 1919, Marcus & Weber. 160 S 


Stutz, Alrich: Die Schweiz in der Deutſchen Rechtsgeſchichte Feſtrede. 
"Fpungsberite der Preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften, 1920. 
u 


Ferfaffung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguft 1919. Mit Einleitung 
! wiſenſchaſtlicher on A. A 28 . u. sche , 1 LO 
wiſſenſchaftlicher Verleger. 24 (Guttentagſche Sammlung, Deutſche 
Ar Rr. 13 706 an c 


3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 


Binding, Karl: Zum Werden und Leben der Staaten. Zehn ſtaats⸗ 
etliche . München u. Leipzig 1920, Duncker & Humblot, 
u. 


erwies, Pa Die Seelen der Völker. Gotha 1920, Fr. A. Perthes. 


9 Georg: Die Erklärung der Menſchen⸗ und N München 
und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. XVIII u. 


N; au Der Weg zur Kultur. Leipzig 05 ie & Meyer. 


e Theodor: Geſchichte als Sinngebung des Sinnloſen. München 
1919, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. VIII u. 299 S. 


kut, 5 odor: Individuum und Gemeinſchaft. Leipzig und Berlin 1919, 
„Teubner. IV u. 224 ©. 


Re, Mar H.: Die Weltanſchauung des Zentruns in ihren Grundlinien. 
ünchen und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. VI u. 137 S. 


von Unruh: Die . und der Weltkrieg. Berlin 1920, Verlags⸗ 
anſtalt Politik. 30 S 


Velferdorſf, Kurt: Deutsches Völkerrechtsdenken. München 1919, Muſarion⸗ 
rlag. XI u. 72 S. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
kiefmaun, Robert: Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre. Band: 


Grundlagen des Tauſchverkehrs. Stuttgart und Berlin TH le. 
Berlagsanftalt.e XVI u. 855 © 


Nuhs, Karl: Begriff und Funktion des Kapitals. Jena 1919, Guftav 
Fiſcher. 104 S. 
. aan Die vergleichende Wirtſchaſtstheorie bei Karl Marx. 
be 55 (Staatswiſſenſchaftliche Beiträge, herausg. von Plenge, 
t = 


20* 


. 
308 Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften [308 


Plenge: Die Stammformen der vergleichenden Wirtſchaftstheorie. Eſſen 
1919, Baedeker. XIX u. 173 S. (Staatswiſſenſchaftliche Muſterbücher, 
herausg. von Plenge, Heft I.) 

— Die Zukunft Deutſchlands und die Zukunft der Staatswiſſenſchaft. 
Een A919, Baedeker. 67 ©. 8 ft 

Schmoller, Guſtav: Grundriß der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 
München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. Erſter Teil. Elftes 
und zwölftes Tauſend. Ergänzt und vermehrt. XIV u. 560 S. Zweiter 
1111 rue bis zwölftes Tauſend. Ergänzt und vermehrt. 

u. 833 S. 


Spann, Othmar: Vom Geiſt der Volkswirtſchaftslehre. Jena 1919, Guſtav 
Fiſcher. 48 S. 


von Tyſzka, Carl: Vom Geiſt in der Wirtſchaftspolitik. Jena 1919, 
G. Zischen 61 S. 

Wygodzinski, W.: Einführung in die Volkswirtſchaftslehre. Leipzig 1920, 
x uelle & Meyer. 3. Aufl. 149 S. Wiſſenſchaft und Bildung, Heft 113.) 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


von Herzfeld, Marianne: Zur Orienthandelspolitik Oſterreichs unter 
Maria Thereſia in der geil von 1740—1771. Wien 1919, Alfred Hölder. 
130 S. (Akademie der Wiſſenſchaften in Wien. Philoſophiſch⸗hiſtoriſche 
Klaſſe. Hiſtoriſche Kommiſſion Ar 108/1.) N 

Kaurimsky, Fryda von: Jugoſlavien. II. Teil. Berlin 1919, Auswärtiges 
Amt. 48 S. (Tagesfragen der Auslandswirtſchaft, herausg. vom Aus⸗ 
wärtigen Amt, Heft 10.) 

Knapp, Theodor: Neue Beiträge zur Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte des 
württembergiſchen Bauernſtandes. Tübingen 1919, H. Lauppſche Buch⸗ 
handlung. 1. Band: Darſtellung. VII u. 210 S.; 2. Band: Nachweiſe 
und Ergänzungen. X u. 234 S. 

Meyer, Eduard: Die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Geſchichte, 
Kultur, Verfaffung, Politik. Frankfurt 1920, H. Keller. IX u. 290 S. 
heft 12) Geographie. Herausgeber: H. Grothe. V. Serie. Doppel: 

eft 1/2) 

Die wirtſchaftliche Entwicklung Bayerns und die Verwaltung von 
Handel, Induſtrie und Gewerbe. Denkſchrift der Handelskammer 
München. Verfaßt von J. Leubeck. München und Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. 200 S. 8 

Wi aftliche Verhältniſſe Deutſch⸗Oſterreichs. Herausg. im Auftrage 
548 Vereins für Sogialpoliti von Michael ainff ch. it Beiträ 5 
von Joas, Hainiſch, Bachofen, Grünwald, Höfer, Strakoſch, Miſes, 
Stolper. München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. VI und 
171 S. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


7. Bergbau und Induſtrie 

Moral, Felix: Die Abſchätzung des Wertes induſtrieller Unternehmungen. 
Berlin 1920, Julius Springer. VIII u. 149 S. 

Summariſcher Bericht der Handels. und Gewerbekammer in Brünn 
über die geſchäftlichen Verhältniſſe in ihrem Bezirke während des Jahres 
DE 12 10 Verlag der Brünner Handels⸗ und Gewerbekammer. 

„172 u. S. 


8. Handel und Handelspolitik 


Dix, Arthur: Wirtſchaftskrieg und Kriegswirtſchaft. Berlin 1920, E. S. Mittler 
1 Sohn. VI 1.255 S. 0 = 
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don Gernet, Senn. Die Entwidlung des Ri 3 Handels und Verkehrs 
im Laufe der letzten 50 Jahre bis m usbruche des Weltkrieges. 
Jena 1919, Guſtav Fiſcher. IX u. 168 S 

le Coutre, Walter: Die Grundgedanken der deutſchen Preispolitik im Welt⸗ 
kriege 1914 — 1918. Berlin 1919, Haude und Spenerſche Buchhandlung, 
Max Paſchke. 117 S. 

plant, Theodor: England auf dem Wege zum Induſtrieſchutz. Schlüſſel⸗ 
iubuſteten und ande < ven urg, Braunſchweig, Berlin 1919, 
Georg Weſtermann 104 S. (Hamburgiſche Forſchungen. 
Siebentes Heft.) 

von nn Des. me Weſen des Wirtſchaftskrieges. Jena 1919, 

Guſtav Fiſcher. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 
gieſe, Kurt: Das Seefrachttarifweſen. Berlin 1919, Julius Springer. 
XVI u. 379 S. 


. F.: Die Organiſation der preußiſchen Staatseiſenbahnen bis zum 
Kriegsausbruch. Berlin 1919, J. Springer. 67 S. 


10. Geld., Bank⸗ und Börſenweſen 


edler von Braun, Gr. Wiedereinführung der Goldwährung. Berlin 1920, 
Paul Parey. 16 
elder, 5 Die volkswirtſchaftliche Bilanz und eine neue Theorie 
der Wechſelkurſe. Berlin 1919, J. Springer. VIII u. 487 S. und 
10 Textfiguren. 
Hoppe, Exnſt: Der Krieg und die deutſche Geldwirtſ 1 0 S. (Staats⸗ 
wiſſenſchaftliche Beiträge, herausg. von Plenge, 
a = Inflation und Geldentwertung. Berlin 15 J. Springer. 


. Max: Teuerung und Geldentwertung. Dresden 1919, Kaden & Co. 
S. 


das ſchweizeriſche Bankweſen im Jahre 1918. Bearbeitet im Statiſti⸗ 
95 eu er Schweizeriſchen ylattonafbant Berlin 1920, Stämpfli 

a A.: Über Entſtehung und Entwicklung des öffentlichen Kredits im 
Geo Andsgen Baden. Leipzig 1919, Teubner. (Preisſchriften, gekrönt 
und IL von der fürſtlich Jablonowskiſchen Geſellſchaft zu 
Leipzig, XI 

Terdalle, Fritz: Währung und Valuta. Jena 1919, G. Fiſcher. 64 S. 

Zwieſele, Heinrich: Der bargelblof e Fagungsvertehr. Erſte bis dritte Auflage. 
Stuttgart 1919, E. H. Moritz 


— Wechſelkunde und ee 5 Handel⸗ und Gewerbetreibende uſw. 
10 u. 11. Auflage. Stuttgart 1919, E. H. Moritz. 48 S. 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 
Schätzel, Walter: Internationale i ungen Berlin 1919, 
H. R. Engelmann. 79 S. (Monographien zum Völ rbund, Heft 7.) 
12. Sozialismus 
Bern, Eubwig: Bauſteine zur Räteverfaſſung. Berlin 1919, W. Moeſer. 


Doven : Wiſſenſchaftlicher Sozialismus, . Anarchismus 
und olſchewismus. Neumünfter⸗Leipzig 1919, R. Hieronymus. 80 S. 
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Gerlich, Fritz: Der Kommunismus als Lehre vom Tauſendjährigen Reich. 
München 1920, H. Bruckmann. 275 S. 


Hainiſch, Michael: Iſt der . berechtigt? Leipzig und Wien 1919, 
Franz Deuticke. WI u. 


Haſſe, Karl Paul: Der Tommi Gedanke in der Philoſophie. Leipzig 
1920, Felix Meiner. 91 S. (Philoſophiſche Zeitfragen.) 

Hofmann, Emil: Die Sozialiſierung der Preisbildung. Mannheim 1919, 
Haas G. m. b. H. 67 S. 


Jahn, Be Verſtaatlichung und Vergeſellſchaftung. Berlin 1920, L. Simion. 
olkswirtſchaftliche Zeitfragen, Jahrg. 40, Nr. 307, Heft 1.) 


Mayer, Guſtav: Friedrich Engels. Eine . Erſter Band: Friedrich 
Sn in an Frühzeit 1820—1851 erlin 1920, Julius Springer. 
u. 430 


Stern, ne: = Erlöſung durch den Reichtum. Aachen 1919, Creutzer. 
96 


Zweininger, Arthur: Die a reie Wirtſchaft. Leipzig 1919, Verlag der 
Dykſchen Buchhandlung. 36 S 


13. Sozialpolitik 


Adolph, Robert: Einküchenwirtſchaft als 8 Aufgabe. Berlin 1919, 
erlag Geſellſchaft und Erziehung. 63 


Die h eat des Lohnes 3 ihre e g 
5 1919 er. 101 2 ea der Geſellſchaft für Soziale 
eform, Het 695 . 9, Heft 5 


Goewig, Franz: Das 1 des neuen Deutſchland. I. en Die 
Rede des Arbeiters im neuen Deutſchland. Zweite, ergänzte Auflage. 
en 1919, C. Georgi. 142 S. 


Hutchinson, E. J.: Womens Wages. New York 1919, Columbia Uni- 
versity. 179 S. (Studies in history. economies and public law. 
Edited by the faculty of political science of Columbia university. 
Vol. LXXXIX, Number 1.) 


Kriegslöhne im a der deutſchen A Be- 
arbeitet im Statiſtiſchen Reichsamte. Berlin 1919 arl Heymann) 
21 S. (Sonderbeilage zum Reichsarbeitsblatt, Nr. 11, November 1919. 


Liefmann, Nobert: Arbeitslöhne und Unternehmergewinne nach dem Kriege. 
Stuttgart 1919, J. Heß. 27 S. (Flugſchriften zur Schaffung ſozialen 
Rechtes, Heft 8.) 

Schmölder, Robert: Die Verſtaatlichung des Arbeitsmarkts. Berlin 1920, 
L. an 32 S. (Volkswirtſchaftliche Zeitfragen, Jahrg. 40, Nr. 306, 
Heft 2.) 

nn Fritz: Hamburgs Wohnungspolitik von 1818 bis 1919. Ein 
es I 5 ychologie der Groß-Stadt. Hamburg 1919, Friedrichſen 

& Co. 


5 5 Erſatzanſprüche der Armenverbände nach der RV. O. und 
dem A⸗V. G. Zweite Auflage. Altenburg 1919, Stephan Geibel. 80 S. 
(Seelmanns Sammlung von Einzeldarſtellungen des Reichsverſicherungs⸗ 
rechts, 1. Heft.) 

— Wochenhilfe und Wochenfürſorge nach dem Geſetz vom 26. September 
1919. Altenburg 1919, Stephan Geibel. 63 S. (Seelmanns Sammlung 
von Einzeldarſtellungen des Reichsverſicherungsrechts, 14. Heft.) 


Studders, Herbert: Das Taubeſche Syſtem der e in 
Leipzig. Stuttgart und Berlin 1919, Cotta. 
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14. Genoſſenſchaftsweſen 


Kloß, Erich Kurt: Die Arbeitsgenoſſenſchaft als! freie Sozialiſierungsform. 
Bern 1020 Carl Heymann. VI u. 155 S. f 

Waldecker, Ludwig: Der Stand der Gefesgebung über Erwerbs⸗ und 
Mirtſchaftsgenoſſenſcha ten in den wichtigſten Kulturländern bei Kriegs⸗ 
ausbruch 1914. München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 162 S. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 151TII.) 


15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Bernhard, Georg: Probleme der Finanzreform. Berlin und Leipzig 1919, 
Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, Walter de Gruyter & Co. 63 S. 


Buck, Ludwig, und Lucas, Rudolf: Kommentar zur Vermögens⸗ und 
Mehreinkommenſteuer. Erſter Zeil: Vermögenszuwachs und Mehr⸗ 
ee ſteuer. Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung 
wiſſenſchaftlicher Verleger. 334 S. 

Dietzel, Heinrich: Engliſche und preußiſche Steuerveranlagung. München 
und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. VII u. 63 S. 


Geſetz über das e Text. Guttentagſche San ung Berlin 
und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 42 S. 

Haenel, H. G.: Eine Kapitalrentenſteuer im Rahmen der Neuordnung der 
Reichsfinanzen. Jena 1919, G. Fiſcher. 76 S. 


n, Th.: Der Krieg und die Finanzen der deutſchen Landesverſiche⸗ 

rungsanſtalten. Caſſel 1919, Gebr. e 47 S. (Veröffentlichung 
der Landesverſicherungsanſtalt Heſſen⸗Naſſau.) 

1 Wilhelm: Die Nachſteuer der Gemeinden nach § 85 des Kommunal⸗ 
Abgaben⸗Geſetzes. Berlin⸗ Friedenau 1920, Deutſcher Kommunalverlag. 
67 S. (Vereinsſchrift des Vereins für Kommunalwirtſchaft. Herausg. 
von E. Stern.) 

Köppe, H.: Finanzwiſſenſchaft. Jena 1919, Guſtav Fiſcher. VIII u. 487 S. 
(Grundriß zum Studium der politiſchen Okonomie, von J. Conrad. 
Dritter Teil: Finanzwiſſenſchaft.) 

Krebs, Willy: Kursſchwankungen preußiſcher und deutſcher Staatsanleihen 
vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis zum Ausbruch des Weltkriegs. 
on 1919, Generalverband der deutſchen Raiffeiſen-Genoſſenſchaften. 

S. 

Manes, Alfred: Staatsbankrotte. Zweite, veränderte Auflage. Berlin 
1919. Karl Siegismund. 275 S. 

Mol, Walter: Das Abgabenrecht im ſozialen Staate der Zukunft. Berlin 
1919, Fr. Vahlen. 85 S. 

Popitz, Johannes: Einführung in das neue Umſatz⸗ und Luxusſteuerrecht. 
Berlin 1920, Otto Liebmann. 132 S. 

Amſatzſteuergeſetz vom 24. Dezember 1919. Text. Guttentagſche Sammlung. 
Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 74 S. 


17. Verſicherungsweſen 8 


Allgemeine Deutſche Seeverſicherungsbedingungen. Im Jahre 1919 
herausg. von den deutſchen Seeverſicherern. Hamburg 1919, L. Friede⸗ 
richſen & Co. 56 S. 

Bruck, E.: Materialien zu den Allgemeinen Deutſchen ä 
a Hamburg 1919, L. Friederichſen & Co. Bd. I, 394 S. 
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Kuffler: Gedanken zur Neuregelung der Reichs verſicherungsordnung. Leipzig 
1919, tant x Meiner. 21 S. (Krankenkaſſen⸗ Bibliothek, herausg. vom 
Zentral latt der Reichsverſicherung, Heft 17.) 


Morgenſtern, Toni: Arbeitsloſenverſicherung und deutſche Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge unter e der Frage des Arbeitsnachweiſes. Leipzig 
1920, Felix Meiner. IX u. 65, S. 


Prange, Otto: Die * des Verſicherungsweſens. Jena 1920, 
Guſtav Fiſcher. 82 S. 


18. Statiſtik 
Levnadkostnaderna in Sverige 1913—1914. Del III. Hushalls räkeno- 
kaper. Stockholm 1919, Norſtedt & Söner. (Sveriges Officiella Statistik.) 


. Rudolf: Einleitung in die Wirtſchaftsſtatiſtik. Jena 1920, 
G. Fiſcher. IV u. 329 S. 


Aufſätze in Zeitſchriften 


1. Allgemeine Politik 
Diercks, Guſtav: an Entwicklung der 1 Frage. Weltwirtſchaft⸗ 
liches Archiv, 1. Januar 1920, S. 356 ff. 


eee Adolf: Die Grundprobleme 77 Völkerbundes. Zeitſchrift für 
Politik. IX. Band, 1919, Heft 4, S. 377 ff. 


Hasler J.: Marxismus und Imperialismus. Conrads Jahrbücher, 
3. Band — III. Folge. 58. Bd., 3. Heft, Sept. 1919, S. 193 ff. 


— 85 Imperialismus als Begriff. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Oktober 
1919, S. 157 ff. 


Luther, Arthur: Der Bolſchewismus als internationale Erſcheinung. Welt⸗ 
wirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, S. 345 ff. 


Polya, Georg: Proportionalwahl und e e 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft, Jahrgang 1919, 3. Heft, S. 297 ff. 


Schneider, Guſtav: Das parlamentariſche Werden des Vetriebsrätegeſetzes. 
Soziale Praxis, 4. Februar 1920, S. 417 ff. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


f 3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 
Adler, Max: Die e Bedeutung der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaffung. © er Kampf, 25. Oktober 1919, S. 693 ff. 


Levy, Hermann: Studien über das an Volk II. Archiv für Soziales 
wiſſenſchaft, 46. Band, 3. Heft, S. 636 ff. 


Weber, Max: Die Wirtſchaftsethik der em (Schluß). Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft, 46. Band, 3. Heft, S. 541 ff. 


Wolzendorff, Kurt: Zur Pfychologie des deutſchen Staatsdenkens. Zeitſchrift 
für Politik, XI. Bd., 1919, Heft 4, S. 452 ff. 
ö 4. Bolkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 


Edwards, H. W.: Zur Theorie der Preisbewegung. Weltwirtſchaftliches 
Archiv, 1. Ottober 1919, S. 192 ff. 


4 


1 Es werden hier nur ſolche Aufſätze eingeſendeter Zeitſchriften angeführt, 
die der Schriftleitung bemerkenswert erſcheinen. 
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Mann, Fritz Karl: Der politiſche Ideengehalt von John Laws Finanzſyſtem. 
Conrads Jahrbücher, Auguſt 1919, G. 97 ff. 

Oppenheimer, Franz: Die Kriſis der theoretiſchen Nationalökonomie. Mit 
Entgegnung von Robert Liefmann. Zeitſchrift für Politik, XI. Bd., 1919, 
Heft 4, S. 507 ff. 


Baentig, Heinrich: Briavoinne. Conrads Jahrbuch, 113. Bd., — III. Folge. 
58. Bd., 4. Heft, Oktober 1919, S. 289 ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Blum: Betrachtungen zur Verkehrsgeographie. Archiv für Eiſenbahnweſen. 
Januar und Februar 1920, S. im 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


7. Bergbau und Induſtrie 


Tie Arbeitsgemeinſchaften in ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung. 
Neichsarbeitsblalt, XVII. Jahrg., 27. Okt. 1919, Nr. 10, S. 768 ff. 


8. Handel und Handelspolitik 


Goecke, Hans: Die deutſche Ausfuhr und der Weltmarktpreis. Mitteilungen 
. der deutſchen Induſtrie. Nr. 284, 6. Dezember 1919, 


Moulton, H. G.: Will Prices fall? Journal of Political Economy. No: 
vember 1919, S. 782 ff. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


der öffentliche Verkehr in Frankreich während des Weltkrieges. Archiv für 
Eiſenbahnweſen, November und Dezember 1919, S. 1039 ff. 

Jobi: Über den Wert des Wagenachskilometers und des Lokomotivnutz⸗ 
kilometers als Maßſtab in der Statiſtik der Eiſenbahnen. Archiv für 
Eiſenbahnweſen, Januar und Februar 1920, S. 34 ff. 

a Das * in Bosnien und der Herzegowina. Archiv für 

ſenbahnweſen, November und Dezember 1919, S. 1075 ff. 

Bogel, E. H.: Deutſch⸗Oſterreichs Stellung im Weltverkehr auf Grund des 
Friedensvertrags. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, S. 314ff. 

Rernelte: Der Anschluß Griechenlands an das europäiſche Eiſenbahnnetz. 
Archiv für Eiſenbahnweſen, November und Dezember 1919, S. 1065 ff. 


u 10. Geld., Bank- und Börſenweſen 

dendiren, Friedrich: Die Inflation als Rettungsmittel. Bankarchiv, 1. De⸗ 
zember 1919, S. 53 ff. 

— Nominalismus und Metallismus. (Eine Erwiderung an L. v. Bortkiewicz.) 
Conrads e 113. Band -- III. Folge 58. Bd., 3. Heft, Sept. 
1919, S. 217ff. 

dudge, S.: Vom theoretiſchen Nominalismus. Conrads Jahrbücher, Dezember 
1919, S. 481 ff. 

— Baren= oder ee des Geldes. Archiv für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft, 46. Bd, 3. Heft, S. 732 ff. 

nn „Franz: Inflation. (Zur Theorie der Kriegswirtſchaft II.) Archiv 

Su alwi enſchaft, 45. Bd., 3. Heft, S. 477 ff. 
ing, Hans: Zur Anderung des Reichsbankgeſetzes. Bankarchiv, 15. De⸗ 
zember 1919, S. 71 ff. 

20 * * 


314 Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften [314 


aa M.: Vom kommenden Terminhandel. Bankarchiv, 15. November 
1919, S. 39 ff. 

Sandberg, Brling- Über die Valutafrage. Bankarchiv, 1. Dezember 1919, 
S. 56 ff. 5 


Schiff, Martin: Die Zukunft der Berliner Börſe. Bankarchiv, 1. Noveniber 
1919, S. 26 f. 


Weill, N. E.: Zum Problem der Devalvation. Bankarchiv, 15. November 
1919, S. 25 ff. 


11. Bevölkerung und Bevölkerungspolitik 
Göbel, Heinz Chriſtian: Arbeitsſtätten — Wanderungen II. 3 MIBENTe für 
die geſamte Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1919, 3. Heft, S. 323 ff. 
Rager, Fritz: Die Bevölkerungsbewegung Öfterreic er im Weltfrieg. 
Der Kampf, Wien, 22. November 1919, S. 759 ff. 


12. Sozialismus 

Conrad, Otto: Die Kriſe des Sozialiſierungsgedankens. Der Ofterreichifche 
Volkswirt, 22. November 1919, S. 14 42 ff 

Heimann, nn a Sozialiſierung. Archiv für eee 45. Bd., 
3. Heft, S 

Kuyper, R.: a en Socialisatie, De Seis listiges Gids. Januari 
1920, S. I ff 

Aae Heinrich: Die Räteidee in der Praxis des ace Arbeiter- 

Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 45. Bd., 3. Heft, S. 591 ff. 

nge Karl; Grundzüge einer Marxkritik. Archiv für Sozialwiſſenſcha s 
46. ‚3. Heft, S. 605 ff. rt 

Loopuit, . Jaures over de diktatuur van het proletariaat. De Socia- 
istische Gids, November 1919, S. 949 ff. 


e Die e Der Oſterreichiſche Volkswirt, 15. November 
1919 


13. Sozialpolitik 
Adler, E.: Das deutſchöſterreichiſche Geſetz über Betriebsräte. Soziale Praxis, 
23. Oktober 1919, S. 77 ff.; 30. Oktober, S. 97 ff. 


Arbeitslöhne im Ausland. Reichs⸗Arbeitsblatt, 27. November 1919, S. 854 ff.; 
24. Dezember 1919, S. 932 ff. 


Baumgarten: Der 1 Friedensvertrag und die „ der Sozial⸗ 
re ne 195 f. raxis, 6. November 1919, S. 119 ff.; 13. November 
1919 137 


Baywidt, Hans: Erweiterte Fürforge bei allen i ten. Soziale 
1 0 10 28. Januar 1920 S. 397 ff.; 4. Februar S. 426 ff. f a 


N, 40 ff. Werkſtätten Siedlungen. Soziale oe 16. Oktober 1919, 


* al neuen deutſchen Strafgerichte vom ſozia 998 Stand⸗ 
punkte aus betrachtet. Soziale Praxis, 14. Januar 1920, S. 363 ff. 


Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes. e Bd. XVIII, Nr. 4 —6, 
1919. Jena 1919, Guſtav Fiſcher, S. 73—16 


ne, re Die Jugendſchule. Soziale ie 11. Dezember 1919, 


Dove, a Zur Delegation von Betriebsratsmitgliedern in den Auf⸗ 
ſichtsrat. Bankarchiv, 1. November 1919, S. 25 f. 

Ferenczi, E. Die Abrüſtung und die Bekämpfung der el feit in 
Ungarn. Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 45. Bd., 3. Heft, € 660 ff. 
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Francke, Ernſt: Die Arbeitszeit unter Tage im Ruhrkohlenbergbau. Soziale 
Praxis, 7. Januar 1920, S. 342 ff. 

— Die Organifation der Arbeit im Friedensvertrag und im Völkerbund. 
Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Januar 1920, S. 299 ff. 

— Die Sozialpolitik in der Reichsverfaſſung. Soziale Praxis, 2. Oktober 
1919, S. I ff. 

Gaebel, Käthe: Die Sechsſtundenſchicht im Bergbau. Soziale Praxis, 4. Fe⸗ 
bruar 1920, S. 421 f. : 

Gutmann, Hans: Das Wiederbeſiedlungsgeſetz. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 
29. November 1919, S. 165 ff. . 

Sigg, Camille: Die an e ee der Stadt Baſel. 92 für 
ſchweizeriſche Statiſtik und Volkswirtſchaft, 55. Jahrg. 1919, 2. Heft. 
Holzmann: Das neue Geſetz über die Wochenhilſe. Soziale Praxis, 20. No⸗ 

vember 1919, S. 173 ff. 

Irael, Gertrud: Gegenwärtige Berufsprobleme für die Frau im freien Ar⸗ 
beits verhältnis. Archiv für Frauenarbeit, September / Dezember 1919, 
S. 85 ff. 

kriegsverdienſte der Arbeiterſchaft bis ae 1919, nach den Jahresberichten 
der Gewerbeaufſichtsbeamten. Reichsarbeitsblatt, 27. November 1919, 
S. 851 ff.; 24. Dezember 1919, S. 937 ff.; 29. Januar 1920, S. 62 ff. 

Lederer, Max: Ein Jahr deutſchöſterreichiſche Sozialpolitik. Soziale Praxis, 
13. November 1919, S. 142 ff.; 20. November 1919, S. 169 ff. 

Lohmann, Hans: Die endgültige Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Ar⸗ 
beiter. Mitteilungen des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie, 
4. Oktober 1919, S. 3890 ff. 

Pribram, Karl: Der Kampf der wirtſchaftspolitiſchen e im 
Betriebsrätegeſetz, 1919, 6. Dezember, S. 187 ff.; 13. Dezember, S. 207 ff. 

Raueder, Bruno: Die Not der freien geiſtigen Arbeiter. Soziale Praxis, 
28. Januar 1920, S. 393 ff. 

Rückkehr zur Akkordarbeit. Reichsarbeitsblatt, 27. November 1919, S. 846 ff. 

Schäfer, Hans: Lohnpolitiſche Einzelfragen zur Ausgeſtaltung der Tarif⸗ 
aan. Soziale Praxis, 4. e 1919, S. 209 ff. 

Sehmer, Th.: Das Verſagen der obligatoriſchen Schiedsgerichte im Kampfe 
iſchen Kapital und Arbeit in Auſtralien und Neuseeland. Archiv für 
ozialwiſſenſchaft, 46. Bd., 3. Heft, S. 691 ff. 

Die Tarifverträge im Deutſchen Reich am Ende des Jahres 1918. Reichs⸗ 

arbeitsblatt, 29. Januar 1920, S. 66 ff. 

Dogel, E. H.: Das Geſetz über gemeinwirtſchaftliche Unternehmungen. Der 

. Volkswirt, 4. Oktober 1919, S. 6 ff.; 11. Oktober 1919, 

Gaſfungien, Bern, Berlin, ein Rückblick auf dem Wege zum internationalen 
rbeiterrecht. Soziale Praxis, 7. Januar 1920, S. 337 ff. 

Wolfe. A. B. and Olson, Helen: War time Industrial employment of 


women in the United States. Journal of political economy. 
Oktober 1919, S. 639 ff. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 
Die interalliierte und neutrale Genoſſenſchaftskonferenz in Paris. Inter⸗ 
nationales Genoſſenſchaftsbulletin, Juni/Juli 1919, S. 118 ff. 
van der Velde, J. J.: De verbruikers-cooperatie. De Socialistische Gids, 
Januari 1920, S. 71 ff. 
Das Wiederaufleben der internationalen Genoſſenſchaftsbewegung. Inter⸗ 
nationales Genoſſenfchaftsbulletin Auguſt / September 1919, S. 172 ff. 
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15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen 


Förſter, Emil: Die deutſche F 1919. Der Oſterreichiſche 
Volkswirt, 13. Dezember 1919, S. 203 ff. 


Köppe, H.: Die Kriegsanleihen der europöiſgen Großmächte. a Schluß.) 
Conrads Jahrbücher, Bd. 113, Heft 5, November 1919, S. 385 ff. 

Meiſel, Jute d Wo ſteht die deutſche SEI a für die 
geſamte Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1919, 3. Heft, S. 361 ff. 

Moulton, H. G.: War finance and the price level. on of political 
economy, Oktober 1919, S. 694 ff. 


Sintenis, Guſtav: Bemerkungen zur Reichseinkommenſteuer und Kapital⸗ 
ertragſteuer. Bankarchiv, 1. Januar 1920, ©. 81 ff. 


Stolper, Guſtav: Probleme 55 Sf. 18. 0 chaft. Der Oſterreichi che Volks⸗ 
wirt, 11. Oktober 1919, S. 23 ff.; 18. = tober 1919, S. 43 ff.; 25. Oktober 
1919, S. 63 ff.; 1. November an S. 83 ff.; 8. November 1919, S. 103 ff.; 
15. November 1919, . 123 ff.: 20. Dezember 1919, S. 223 ff.; 17. Jänner 
1920, S. 294 ff. 


17. Verſicherungsweſen 

Gaebel, Käthe: Zur 1 der ‚ Reich sverſicherungzordnung. Soziale 
Praxis, 18. Dezember 1919 ff 

Kaskel, Walter: Die Soyitverigerung 175 der Revolution. Zeitſchrift für 
geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, I. Januar 1920, S. I ff. 

Lindeboom, Kurt: Wohnu e e, Hypotheken und J. Januar 1520, E Zeit⸗ 
ſchrift für die geſamte eriiheamgsioinenichaft, 1. Januar 1920 19 ff. 

Zeiler, A.: Wirtſchaftsaufſtieg und Rentenniedergang. a, 0 für die 
geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, 1. Januar 1920, S. 62 ff. 


18. Statiſtik 
Brämer, Karl: Gedanken über die Würdigung der er Deutſches Stati⸗ 
ſtiſches i Septeniber / Oktober 1919, 138 ff.; November 


Dezember 1919, S. 154 ff. 


Schoelkens, J.: Die e en in Köln 1885 bis 1917. Kölner Statiſtik. 
Zeitſchri t des Statiſtiſchen Amts der Stadt Köln. 2. Jahrg., Heft 1, S. I ff. 

v. Tyſka, Carl: Die a Lie Bedeutung der Handelsſtatiſtik. Welt⸗ 
wirtſchaftliches Archiv, 1. Oktober 1919, S. 214 ff. 
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Die große Menge und das Volk 
Von Profeſſor Dr. Ferdinand Tönnies - Eutin 


Jnhalts verzeichnis: Wie iſt ſoziales Wollen möglich? S. 1. — Drei Urſachen 
— Unterſchied ob nur gleiches oder einheitliches Wollen? S. 3. — 1. Die 
Pſychologie der Menge — Le Bons Theorem — Kritik — 2. Getrennter Haufen 
und verſammelter Haufen — zufälliges und abſichtliches Zuſammenkommen — 
Verſammlungen, die ſich ſelbſt verſammeln, und Verſammlungen, die ver⸗ 
ſammelt werden — ungeordnete und geordnete — ſich ſelber ordnende und 
von außen geordnete — ungeordnet und ſchon geordnet zuſammenkommende 
— das „Volk“ — Volk, Nation, Staatsvolk — Volk als die große Menge 
— die verſammelte Menge S. 3—8. — 3. Selbſtverſammlungen — wirt⸗ 
ſchaftliche, politiſche, moraliſche Zwecke S. 9-13. — 4. Geladene, be⸗ 
rufene, befohlene Verſammlungen — wiederum dreierlei Zwecke — Form der 
Ordnung — Verſammlung als ein Menſch — Unordnung durch Affekte — 
Unterſchied von der wilden Menge — drei Wahrheiten S. 13—18. — 
5. Das Mehrheitsprinzip — Parteien — Wählerſchaften S. 18 — 24. — 
6. Plebiszit und Referendum — Delbrück über den Volkswillen — Frauen- 
wahlrecht — Verſtoß gegen Grund des ö — Kritik S. 24 
bis 29. 


M' dem Ausdrucke „Die große Menge“ pflegen zwei verſchiedene 
Vorſtellungen verbunden zu werden. Am häufigſten wohl 
erſtens die ganz unbeſtimmte von vielen zerſtreuken Menſchen, die 
— nach dem Urteil des Redenden — eine gewiſſe Minderwertigkeit 
miteinander gemein haben, man meint, dieſe auch in ihrer Art zu 
denken und zu handeln erkennen und nachweiſen zu können. Es 
iſt darin nicht der Gedanke enthalten, daß dieſe Menge irgendwie 
miteinander verbunden ſei und ein gemeinſames Wollen und Handeln 
bekunde — außer ſofern gemeinſam auch ein Merkmal genannt 
wird, das mehreren eigen iſt, ohne daß irgendwelche Verbindung 
zwiſchen ihnen beſteht und daraus hervorgeht. Eine andere Vor⸗ 
ſtellung iſt aber zweitens die einer zuſammenhängenden Menge, die 
als eine Art von Einheit ſichtbar iſt, ſo aber, daß eine gewiſſe Zahl 
von Menſchen, und zwar eine ſo große, daß ſie nicht ohne Mühe 
gezählt werden kann, vorausgeſetzt wird. Bei der großen Menge 
dieſes Sinnes wird man ein gleiches und gemeinſames Wünſchen, 
Streben, Trachten allerdings vermuten, und zwar ein Zuſammen⸗ 
ſtreben, das als ſolches die Menſchen verbindet, und alſo in ein 
‚ſoziales Wollen“ übergeht. 

Soziales Wollen iſt ein allgemeines Problem, deſſen Unter⸗ 


ſuchung hier der Betrachtung der großen Menge zugrunde gelegt 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 
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wird: teils inſofern, als es überhaupt Menſchen verbindet und 
zuſammenhält, teils in ſeiner Eigenſchaft als allgemeiner Wille, 
nämlich als Wille einer verbundenen („organiſierten“) Geſamtheit, 
wozu die große Menge ſich erheben oder doch begrifflich entwickelt 
werden kann: einer Nation, eines Volkes, eines Staates, einer 
Kirche oder anderen Gemeinweſens. 

Faſſen wir alſo die Antworten zuſammen, um den Fragen zu 
genügen: Wie iſt ſoziales Wollen möglich? welche ſind ſeine Ur⸗ 
ſachen? — Das Wollen entſpringt aus Wünſchen, das Wünſchen 
aus Luſt⸗ oder Unluſtgefühlen. Daß aber mehreren Menſchen durch 
die gleichen Empfindungen, Wahrnehmungen, Vorſtellungen die 
gleichen Gefühle ausgelöſt werden, beruht erſtens in der ihnen ge⸗ 
meinſamen allgemeinen menſchlichen oder beſonderen menſchlichen, zum 
Teil in der animaliſchen und vegetativen Natur; ebenſo daß die 
gleichen Gefühle in gleichen oder doch ähnlichen Strebungen und 
Handlungen ſich ausdrücken. Dies gilt beſonders von den gleichen 
Empfindungen. Wenn mehrere Individuen gleichzeitig gepeitſcht 
werden, ſo fühlen ſie heftigen Schmerz und werden ihre Schmerzen 
durch Schreien oder andere Außerungen kundgeben. Ebenſo wird 
ein beliebiger Haufen von Menſchen, der etwa von Hunger geplagt 
wird, ſeiner Unzufriedenheit lärmend und tobend Ausdruck geben. 
Bei freudigen Eindrücken ruft jede beliebige Menge Hurra! oder 
(wie beim Aufſteigen einer Rakete) Ah! uſw. Es beruht aber 
zweitens in beſonderen Eigenſchaften, die Gruppen von Menſchen 
miteinander gemein haben als ihre gemeinſamen, erworbenen „Voraus⸗ 
ſetzungen“. So werden Jäger durch die Wahrnehmung eines Wildes 
von Luſtgefühlen erregt, und damit zugleich erwacht in ihnen der 
Trieb, das Wild zu erlegen. Hingegen eine Gruppe von Malern 
wird durch denſelben Anblick anders bewegt; ſie freuen ſich über die 
Geſtalt des Wildes, die umgebende Landſchaft, und wünſchen, das 
Bild feſtzuhalten, ſei es auf der Netzhaut oder auf der Leinwand. 

Es beruht aber drittens darauf, daß Menſchen in beſonderer 
Weiſe zuſammenhängen und miteinander verbunden ſind. So wirkt 
der Anblick des leidenden Vaters auf mehrere Geſchwiſter leidvoll 
und löſt den Wunſch ihm zu helfen aus; ſo auch die Vorſtellung 
von ſeiner Erkrankung und von ſeinem Sterben; auch wenn ſie 
an verſchiedenen, weit auseinander liegenden Orten leben, wirkt die 
Nachricht auf gleiche oder ähnliche Art, erregt viele andere Vor⸗ 
ſtellungen und — normaler Weiſe — leidvolle Gefühle, den Wunſch 
hinzureiſen, der Mutter beizuſtehen, den Nachlaß zu ordnen uſw. 
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Ebenſo wirken überhaupt viele Vorſtellungen gleichartig auf Menſchen 
die in irgendwelcher Gemeinſchaft oder Geſellſchaft verbunden ſind. 
Bei ſo Verbundenen aber muß ſorgfältig unterſchieden werden, was 
ſie, infolge ihrer Verbundenheit, gleichzeitig und gemeinſam fühlen, 
denken, wollen, von dem was ihre Geſamtheit, die Genoſſenſchaft, 
der Verein, Bund und wie immer eine ſolche heißen mag, als ihren 
Willen ausprägt und ausſpricht. 

Das Erſte iſt ſeinem Weſen nach nicht verſchieden von dem 
gemeinſamen Wollen irgendwelcher Menge ſonſt nicht verbundener 
(„unorganiſierter“) Perſonen. | 

Darum iſt von grundlegender Wichtigkeit die Erörterung und 
Unterſcheidung: ob ein gemeinſames Wollen nur das gleiche Wollen 
oder das einheitliche Wollen vieler ſei, d. i. ob die Gruppe als 
ſolche oder nur als Menge einen Willen hat. Um als Gruppe 
einen Willen zu bilden, muß ſie „organiſiert“ ſein, d. h. ſie muß 
gemeinſchaftlich oder geſellſchaftlich eine zuſammenhängende Einheit 
darſtellen. Wenn gemeinſchaftlich, ſo kann ihr gültiger Wille ſchon 
in ſtillſchweigendem Einvernehmen oder in Gewohnheit oder im 
herrſchenden Glauben beruhen, d. h. der beſondere Wille leitet ſich 
aus allgemeinem Willen ab, er verſteht ſich von ſelbſt oder wird 
erſchloſſen; er kann aber auch ausdrücklich von der geſamten Gruppe 
oder von einem Ausſchuß, der ſie vertritt und leitet, geſtaltet 
werden; es iſt dann die Frage, wie die Mitglieder der Gruppe oder 
des Ausſchuſſes „ſich einig werden“. Durch den Gemeinſchafts⸗ 
charakter wird dieſe Einigung erleichtert: auch ſie kann „ſich von 
ſelbſt ergeben“. Eine geſellſchaftliche Gruppe bedarf immer der ver⸗ 
abredeten oder ſonſt ausdrücklich beſtimmten Regel, unter welchen 
Bedingungen die Übereinſtimmung eines Teils als der Wille der 
Gruppe gelten ſoll: die rationale Form der Entſcheidung iſt die 
Abſtimmung und das Mehrheitsprinzip; der Beſchluß einer Ver⸗ 
ſammlung, ſofern dieſe als „beſchlußfähig“ gilt, wofür wiederum 
eine anerkannte Regel beſtehen muß. 


| 1 

In neuerer Zeit haben mehrere Denker ſich beſchäftigt mit der 
pſychologie des Haufens oder der „Menge“ (foule) und haben dieſer 
Erſcheinung einen beſonderen Charakter zugeſchrieben, der den Haufen 
als ſolchen bezeichne, wie auch immer die Individuen beſchaffen 
ſein möchten, aus denen er zuſammengeſetzt iſt. So daß zum Bei⸗ 
ſpiel eintauſend gelehrte und hochgebildete Männer, wenn ſie als 
1* 
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Haufen zuſammen ſind, gewiſſe Erſcheinungen darbieten, die dem 
Haufen als ſolchem eigentümlich ſeien, die alſo in gleicher Weiſe 
in einer gleich großen Zahl von rohen und ſchlichten Menſchen be⸗ 
obachtet werden könnten. In geiſtreicher Weiſe hat der Franzoſe 
Guſtave le Bon dieſe Lehre vorgetragen “. Er behauptet das Daſein 
einer Kollektivſeele in jedem Haufen, welche alle darin vereinigten 
Individuen auf eine Art fühlen, denken und handeln mache, die 
ganz und gar verſchieden ſei von der Art, wie jeder Einzelne für ſich 
fühlen, denken und handeln würde. Es ſei nicht eine Summe und 
ein Mittelwert der Elemente, ſondern Kombination und Schaffung 
neuer Merkmale. Die intellektuellen Eigenſchaften, alſo die In⸗ 
dividualitäten, verwiſchen ſich, die unbewußten allgemeinen Eigen⸗ 
ſchaften erlangen das Übergewicht. Haupturſachen: 1. daß der 
einzelne im Haufen, durch die bloße Tatſache der Zahl, ein Gefühl 
unüberwindlicher Macht erwirbt, das ihm geſtattet, Inſtinkten nach⸗ 
zugeben, die er, auf ſich allein geſtellt, mit Gewalt gezügelt hätte; 
2. die Anſteckung der Gefühle bewirkt, daß der Einzelne ſehr bereit iſt, 
ſein perſönliches Intereſſe dem Geſamtintereſſe aufzuopfern; 3. die 
wichtigſte Urſache iſt die Suggeſtibilität, wovon Anſteckung die Wir⸗ 
kung: der Zuſtand des Menſchen im Haufen iſt ähnlich dem des 
hypnotiſierten. — So ſtehe der Haufen immer intellektuell unter 
dem einzelnen Menſchen. In bezug auf Gefühle und Handlungen 
aber könne er ſowohl beſſer als ſchlechter ſein — es hänge von der 
Art der Suggeſtion ab. Der Haufen wird als impulſiv, wankel⸗ 
mütig und reizbar beſchrieben; er ſei ſo wenig eines dauerhaften 
Willens wie eines dauerhaften Gedankens fähig: leicht beeinflußbar 
(„ſuggeſtibel“) und leichtgläubig; feine Gefühle neigen zur Über⸗ 
treibung und Verſimpelung (simplisme); er iſt unduldſam, autoritär 
und konſervativ bis zur Servilität, vermöge eines fetiſchiſtiſchen 
Reſpekts vor der Überlieferung. So iſt, nach Le Bon, der Haufen 
jedes Verbrechens, aber zuweilen auch einer Handlung von hoher 
Sittlichkeit fähig. Ideen finden langſamen Eingang, weichen aber, 
einmal feſtgewurzelt, um ſo ſchwerer. Logiſches und kritiſches 
Denken iſt dem Haufen fremd, dagegen ſeine Phantaſie arbeitet 
lebhaft: auf die Phantaſie des Volkes baut ſich die Macht der Er⸗ 
oberer und die Kraft der Staaten auf. Daher „wer die Kunſt ver⸗ 


1 Siehe le Bon, Psychologie des foules (auch in deutſcher Überſetzu 29 
vorhanden). Vgl. Sighele, La folla delinquente (deutſch von Kurella) und 
La delinquenza settoria (franz. Psychologie des sectes). Tarde, l’Opinion 
et la Foule. Robert E. Park, Maſſe und Publikum. Simmel ſ. u. 
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ſteht, auf die Phantaſie der Volksmenge zu wirken, verſteht auch die 
Kunſt fie zu regieren“. Alle Überzeugungen des Haufens nehmen 
religiöje Formen an. Seine Glaubensmeinungen und Anſichten be⸗ 
ruhen auf Raſſe, Überlieferung, Zeit, als den entfernteren Urſachen, 
während die politiſchen und ſozialen Inſtitutionen, außer, ſofern ſie 
durch HMufionen und durch Worte wirken, verhältnismäßig wenig ver⸗ 
mögen, ebenſowenig Erziehung und Unterricht. Die unmittelbaren 
Faktoren ſind Bilder, Worte, Illuſionen: Erfahrung, wenn oft genug 
wiederholt, kann dagegen wirkſam ſein, der Einfluß der Vernunft 
if gleich Null. Dies alles müſſen diejenigen wiſſen, die ſich als 
Führer geltend machen; ihre Hauptmittel ſind: Behauptung, 
Wiederholung, Anſteckung. Außerdem hat der Machtzauber („das 
Preſtige“) weſentliche Bedeutung. Es gibt dauernde und wandelbare 
Glaubensmeinungen. In neuerer Zeit treten jene mehr und mehr 
zurück, die Meinungen werden mehr und mehr wandelbar. Auch die 
Preſſe, die ehemals die Meinungen leitete, hat, wie die Regierungen, 
allmählich dem aus anderen Urſachen geſchehenden Wandel nach⸗ 
geben müͤſſen. Alle dieſe Merkmale beziehen ſich, nach Le Bon, auf 
die „heterogenen“ Haufen, die er als anonyme (zum Beiſpiel der 
Haufen der Straßen) und nichtanonyme (wie Geſchworenengerichte, 
parlamentariſche Verſammlungen und dergleichen) unterſcheidet. Ein 
beſonderes Studium will er den homogenen Haufen, nämlich 1. den 
Sekten, 2. den Ständen (oder „Kaſten“), 3. den Klaſſen vorbehalten. 
Beſondere Betrachtungen widmet Le Bon dann noch den verbreche⸗ 
riſchen Haufen, den Geſchworenengerichten, den Wählerſchaften und 
den parlamentariſchen Verſammlungen, mit manchen treffenden und 
ſtechenden Einzelbemerkungen. 
übrigens wird hier über das Theorem in eingehender Weiſe 
berichtet, weil es — ungeachtet ſeiner offenbaren Unzulänglich⸗ 
keit und widerſpruchvollen Natur, oder eben durch dieſe Eigen⸗ 
ſchaften — großes Anſehen und gläubige Nachſprecher gefunden hat, 
wodurch allerdings beſtätigt wird, was es an (ſcheinbarer und wirk⸗ 
licher) Wahrheit enthalten mag. 
Ich verſuche dieſer Wahrheit ihr Recht zu geben durch eine 

kritiſche Behandlung des Gegenſtandes. 


2 
Wenn man die Pſychologie der Menge oder des Haufens er⸗ 
forſchen will, ſo muß man zunächſt unterſcheiden: den getrennten 
Haufen und den verſammelten Haufen. Man muß ferner die Unter⸗ 
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ſcheidung feſthalten: was die Mehreren miteinander gemein haben, 
daher auch was ſie gleichzeitig und gleichartig empfinden, fühlen, 
und wollen, und was ſie einheitlich, alſo als Menge, empfinden, 
fühlen und wollen. Eine verſammelte Menge wird leichter als eine 
getrennte die Einheit einer „Seele“ durch einheitliche Willens⸗ 
handlung kundgeben. 

Wenn aber eine Menge ſich verſammelt, ſo geſchieht es ent⸗ 
weder „zufällig“, d. h. aus mannigfachen Beweggründen der Mehre⸗ 
ren, oder „abſichtlich“, d. i. infolge eines ſchon vorhandenen ihnen 
gemeinſamen Gefühles, einer Stimmung, die ſie hintreibt, oder einer 
Nötigung, die ſie empfinden. Die Nötigung wird in der Regel von 
außen kommen, als Einladung oder Ruf, oder Befehl, hinter dem 
der Zwang ſteht. Allgemein werden wir Verſammlungen, die ſich 
ſelbſt verſammeln, und Verſammlungen, die verſammelt werden, 
unterſcheiden. In beiden Fällen iſt ein weiterer Unterſchied, ob die 
Verſammlung ungeordnet iſt oder geordnet; wenn geordnet, ob ſie 
ſich ſelber ordnet oder von außen geordnet wird, ob ſie ungeordnet 
oder ſchon geordnet zuſammenkommt. Geordnete und geordnet zu⸗ 
ſammenkommende Verſammlungen ſind entweder nur beratende oder 
beratende und beſchließende; dieſe wie jene beraten und beſchließen 
entweder nur für ſich ſelber („was ſie tun wollen“) oder in Abſicht 
auf andere („was dieſe tun ſollen“). 

Betrachten wir im Lichte dieſer Unterſcheidungen die Menge, 
die wir als Volk oder Volksmenge kennen, als wovon eine unbe⸗ 
ſtimmte Vorſtellung auch dem Theorem Le Bons zugrunde liegt. 

Wir verſtehen als „Volk“ regelmäßig eine räumlich getrennte, 
wenn auch zumeiſt in einem und demſelben Lande, alſo in räume 
licher Benachbarung zuſammenwohnende Menge. Wir verſtehen ſie 
aber ferner; bald 1. ausſchließlich als eine Menge, die durch Ab⸗ 
ſtammung — die „Raſſe“ — miteinander zuſammenhängt; dann 
kann das Merkmal des Zuſammenwohnens unweſentlich werden: ſo 
iſt das „jüdiſche Volk“ über den Erdball zerſtreut, das iriſche Volk 
beſteht aus den Einwohnern Irlands und den Iren, die in Amerika 
oder anderswo wohnen; auch zum deutſchen Volke rechnen wir die 
Amerikaner deutſcher Herkunft, wenigſtens ſoweit ſie nicht mit der 
deutſchen Sprache alles deutſche „Volkstum“ verloren haben, und 
die verſprengten Volksteile in allen Ländern, auch wenn ſie eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben haben. Dann 2. verſtehen 
wir als Volk eine Menge, die durch Sprache, Volkstum, Über⸗ 
lieferungen, Literatur, Kunſt und Wiſſenſchaft, kurz durch Kultur⸗ 
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elemente perbunden, iſt und eine Einheit bildet. In dieſem Sinne 
rechnen wir zum Beiſpiel zum deutſchen Volke nicht nur Oſterreicher, 
Schweizer, Balten, die durch ihre Abſtammung dazu gehören mögen, 
ſondern auch Juden und andere Fremdſtämmige, inſofern als ſie 
eben an den Kulturelementen offenbaren und ſtarken Anteil haben 
und zu deren Leiſtungen mitwirken, obgleich ſie zum Volke im erſten 
Sinne nicht gehören. Endlich 3. wird als Volk die in einem geo⸗ 
graphiſchen Raume und folglich in einem Staate oder doch in einem 
Reiche politiſch geeinigte Menge verſtanden, wobei die Bedeutung 
der früheren Merkmale gegen dies Merkmal des gemeinſamen Staats⸗ 
bürgertums zurücktritt. In dieſem Sinne hat man neuerdings die 
Staatsnation (3) von der Kulturnation (2) unterſchieden und könnte 
füglich die Volksnation (1) hinzufügen. Der Kürze halber werden 
wir aber einfach den erſten Begriff durch das Wort „Volk“, den 
zweiten durch „Nation“ und den dritten durch „Staatsvolk“ be⸗ 
zeichnen, an Stelle des letzten kann aber auch von Gemein devolk, 
Kirchenvolk (das „gläubige Volk“) geredet werden. 


Wenn nun in dieſen drei Begriffen eine Menge verſtanden wird, 
ohne daß andere Eigenſchaften der Menſchen, die dazu gehören, in 
Betracht kommen, ſo geht im Sprachgebrauch daneben einher die 
Vorſtellung vom Volk als der großen Menge, dem großen Haufen 
der ärmeren und ungebildeten oder doch minder gebildeten „Maſſe“, 
im Gegenſatz zu den höheren Schichten, den beſitzenden Klaſſen, den 
„beſſeren Ständen“, oder kurz den „Gebildeten“ — innerhalb eines 
„Volkes“. Jener Sinn enthält alſo regelmäßig ein Werturteil, und 
zwar vorzugsweiſe jenes (wovon wir ausgingen) der Geringſchätzung, 
zuweilen aber der Hochſchätzung, wenn etwa von der körperlichen 
Rüſtigkeit und dem geſunden Sinne des Volkes im Gegenſatz zur 
Verzärtelung und Sittenverderbnis in den höheren Ständen die 
Rede iſt. Inſoweit als der Gegenſatz überhaupt brauchbar iſt, werden 
wir hier das Wort „Volksmenge“ anſtatt „Volk“ für angebracht 
halten, und das Werturteil dabei im Hintergrunde zurückhalten, das 
am offenſten ſich kundgibt, wenn die Menge als „Pöbel“ gebrand⸗ 
markt wird, und dieſen pflegt man am unmittelbarſten als einen auf 
der Straße angeſammelten Haufen dürftiger und ſchlechtgekleideter 
Menſchen vorzuſtellen. 

Sowohl Volk als Nation als Staatsvolk und nicht minder die 
Volksmenge als Teil eines Volkes oder Staatsvolkes, find inſoweit 
räumlich getrennte Haufen, daß ſie zwar gleichzeitig und einheitlich 
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empfinden, fühlen, wünſchen, aber . unmittelbar einheitlich wollen 
und handeln können. 

Auch in bezug auf Gemeinſamkeit des Empfindens uſw. iſt eine 
ſolche Geſamtheit nur bedingterweiſe als ſolche zu verſtehen. Nicht 
nur ſcheiden Kinder, wenigſtens die jüngften Jahrgänge immer aus, 
nicht nur gibt es Blöd⸗, Schwach⸗ und Wahnſinnige, die keinen 
Anteil etwa an gemeinſam empfundener Not nehmen, ſondern auch 
außerdem gibt es immer einzelne, die anders fühlen und anders 
denken, auch wenn ſie die Außerungen davon aus Furcht vor Miß⸗ 
billigung und Mißhandlung unterdrücken; anderſeits freilich auch 
ſolche, die zwar die gleichen Gefühle und Gedanken hegen, aber 
aus Eitelkeit oder Eigenſinn oder Widerſpruchsgeiſt andere kund⸗ 
geben. 

Anders iſt es mit einer verſammelten Menge, ob ſie ſich 
von ſelbſt verſammelt oder einer Einladung, einem Rufe oder einem 
Geheiße folgt. Das Verſammeltſein macht ſie wollens⸗ und handlungs⸗ 
fähiger, ſie wird mehr oder minder eine geſchloſſene Einheit. Daß 
ein „ganzes Volk“, eine Nation oder ein Staatsvolk oder auch nur 
die Volksmenge als Teil des Volkes ſich verſammele, darf als un⸗ 
möglich gelten, jogar wenn man etwa nur an die erwachſenen 
männlichen Mitglieder einer ſolchen Geſamtheit denkt. Am nächſten 
kann dieſer Vorſtellung das „Staatsvolk“ einer Stadtgemeinde oder 
eines Liliputſtaates, wie das Fürſtentum Lichtenſtein kommen, zumal, 
wenn die „Maſſe“ der arbeitenden Menge als unfreie nicht dazu 
gerechnet wird, wie in der griechiſchen Polis. 

Immer werden auch die in einer „Volksverſammlung“ Ver⸗ 
ſammelten nur Teile der Geſamtheiten ſein, aber ſie können aller⸗ 
dings als deren Darſteller („Repräſentanten“) gelten. Meiſtens 
gelten ſie mit Unrecht dafür. 

Es pflegt ſchon zu genügen, wenn man etwa aus der „Stimmung“, 
die ein ſolcher verſammelter Teil kundgibt, auf die Stimmung einer 
Geſamtheit glaubt ſchließen zu können; möglicherweiſe wird der 
Schluß richtig ſein. 

Ein großer Unterſchied, in welcher Weiſe und welche Menge 
ſich verſammelt oder verſammelt wird. Als mögliche Folge der 
Verſammlung werde die Einigung und die Vereinigung ins Auge 
gefaßt. Von der Vereinigung hebt wiederum die Bildung dauernder 
Vereine ſich ab. 
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Nach den Zwecken der ſich ſelbſt verſammelnden Menge unter⸗ 
ſcheiden wir wirtſchaftliche, politiſche und geiſtige Zuſammenkünfte. 

A. Zu wirtſchaftlichen Zwecken verſammeln ſich erſtens, die zu⸗ 
ſammen arbeiten Wollenden, zweitens, die miteinander Tauſchgeſchäfte 
machen Wollenden. Als Beiſpiel von eins möge die regelmäßige 
Zuſammenkunft von Tauſenden freier Arbeiter in einer Fabrik 
gelten, ſofern ſie noch als weſentlich freiwillig erſcheint, wenn auch 
die Fabrikglocke mahnt und Verſäumnis wie Verſpätung gebüßt wird. 
Sie verſammeln ſich, aber bilden keine Verſammlung; ſie kommen 
zuſammen, nicht um etwas Gemeinſames zu wollen und zu tun, 
ſondern jeder kommt, um ſeine Arbeit zu tun wie bei der An⸗ 
ſammlung vor einem Billettſchalter jeder ſein Billett haben will, wie 
die Menge, die aus einem Eiſenbahnzuge oder aus einem Theater 
ſich ergießt, nicht in einer Verſammlung abſichtlich, ſondern zufällig 
zuſammen war; nicht zum Behuf gemeinſamen und einheitlichen 
Handelns oder auch nur Wollens, ſondern zum Behuf vielheitlichen 
gemeinſamen Fahrens oder Sehens und Hörens. Sie wollen nichts 
miteinander, ſondern nur nebeneinander. Anders, wenn zum Behuf 
des Austauſches von Gütern, der Bezahlung von Schulden, der Ver⸗ 
abredung von Geſchäften, der Mietung von Arbeitskräften, Land⸗ 
leute aus allen Himmelsrichtungen auf den Märkten der in ihrem 
Mittelpunkte belegenen Stadt zuſammenkommen; ſtädtiſche Kaufleute 
auf dem Markte oder in den Räumen der Börſe ſich verſammeln; 
aus allen Städten und Dörfern eines Landes Geſchäftsleute und 
Schauluſtige in der Hauptſtadt oder einer anderen Zentrale zuſammen⸗ 
ſtrömen; zu einer „Weltausſtellung“ Verkäufer und Käufer, Schau⸗ 
ſteller und Schauluſtige aus allen Nationen herbeieilen: das Zu⸗ 
ſammenkommen zufälliger Art vermiſcht ſich mit dem Zuſammen⸗ 
kommen, das in der Abſicht, miteinander und durcheinander Geſchäfte 
zu machen, geſchieht. 

Selten ſind ſolche Haufen zu gemeinſamem Wollen und Handeln, 
nach außen hin, vorbereitet und geneigt. Die ſich aus freien Stücken 
zu gemeinſamer Arbeit Verſammelnden haben dieſen Willen allerdings, 
ſofern ſie von einer Vorſtellung ihres Gegenſtandes und Zweckes er⸗ 
füllt ſind; darum die Arbeiter einer Fabrik nur, wenn es ſich etwa um 
eine genoſſenſchaftliche Werkſtätte handelt. So verſammeln ſich auch 
die Bürger einer Stadt, um bei einer Feuersbrunſt helfend zuſammen⸗ 
zuwirken; die Küſtenanwohner, um eine gefährdete Stelle des Deiches 
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vor der Sturmflut zu ſchützen. — Die Haufen, die zum Tauſchen 
und Geſchäftemachen ſich verſammeln, ſtreben in der Regel vielmehr 
auseinander und widereinander. Sie laufen um die Wette, ſie 
machen einander „Konkurrenz“. Aber fie haben gemeinſame Gegner. 
Die Käufer ſind Gegner der Verkäufer und umgekehrt. Die ge⸗ 
meinſamen Belange („Intereſſen“) erzeugen gleiche und gemeinſame 
Wünſche, die gemeinſamen Wünſche gemeinſames und einheitliches 
Wollen. So können auf jedem Markte die Tauſchbegehrenden ſich 
verſammeln und vereinigen, um mit vereinten Kräften beſſer zu er⸗ 
reichen, was jeder für ſich erſtrebt: die möglichſt günſtige Verwertung 
ſeines Gutes (oder des Geldes). Verſammlung der Perſonen iſt 
das einfachſte Mittel, um eine ausdrückliche Verabredung zu treffen 
oder in ſtillſchweigender einig zu ſein; aber, ſo wenig wie die Bildung 
eines Vereins, iſt ſie notwendig, ſobald man ſchriftlich oder durch 
Apparat in die Ferne ſprechen und ſich verabreden kann. Ferner 
können die Einmütigen durch einen oder mehrere Vertreter oder 
Sprecher ihre Willensmeinung mitteilen oder ſonſt zur Geltung 
bringen. Die elementare Verſammlung bleibt dem Ausdruck ſtarker 
Gefühle und darin beruhenden Entſchluſſes vorbehalten. So als 
plötzliche, wenn auch verabredete Arbeitniederlegung oder doch Lohn⸗ 
bewegung als Forderung höherer Löhne; ſo als Demonſtration und 
Proteſt gegen Teuerung überhaupt, oder gegen Verteuerung eines 
Bedarfsgegenſtands, zum Beiſpiel des Bieres; wenn auch „Zuſammen⸗ 
rottungen“ dieſer Art, da ſie an die Behörden ſich wenden, ſchon ins 
politiſche Gebiet übergehen. 

Der Unterſchied zwiſchen einer bloß gemeinſamen und gleichen 
Handlung und einer einheitlich beſtimmten tritt auf dem Markte 
deutlich zutage, wenn mit den bezeichneten Tätigkeiten der Andrang 
verglichen wird, in dem alle kaufen oder verkaufen wollen, zumal 
wenn dies unter dem Einfluſſe ſtarker Gefühle, z. B. der Furcht 
geſchieht. In dieſem Sinn wird der allgemeine Wille zum Verkauf 
einer „Panik“ zugeſchrieben. Treffend nennt E. Gothein! dieſe Art 
„Maſſenerſcheinung“ zugleich ausgeſprochen individualiſtiſch; die Maſſe 
ſei zu gleicher Zeit das Subjekt und ein Objekt der Furcht und 
Flucht: „die Maſſe zerfällt, ſie zerſtiebt in ihre Atome; und trotz⸗ 
dem wirkt ſie als Maſſe, ſei es, daß durch die Zuſammendrängung 
die Angſt überhaupt entſtand, ſei es, daß ſie erſt aufs höchſte durch 


1 Vortrag „Soziologie der Panik“, in Verhandlungen des erſten deutſchen 
Soziologentages, S. 216 ff. 
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die Anſteckungskraft der Maſſe, die unbewußte Nachahmung, das 

‚Einfühlen‘ gefteigert wird.“ Und von der wirtſchaftlichen Panik 

heißt es in der geiſtreichen Rede: die lockerſte aller wirtschaftlichen 

Vereinigungen ſei freilich die des Marktes, zumal die des Effekten⸗ 
marktes; aber in Zeiten der Hauſſe könne ſie doch zu einer kompakten 

Maſſe werden; „der Tanz ums goldene Kalb drängt dann die geſtaltloſe 

Menge zufammen; es ift zwar keine Verbindung, aber eine Anhäufung, 

die wie eine Einheit wirkt. Um ſo leichter und heftiger ſtiebt ſie in 

der Panik auseinander. Auf einmal treten alle Kennzeichen einer 

mißtrauiſch individualiſtiſchen Wirtſchaft wieder ein“ uſw. (S. 236 f.). 
B. Zu politiſchen Zwecken verſammelt ſich eine Menge, wenn 

es gilt, einen gemeinſamen Feind abzuwehren oder ihn anzugreifen. 
Viele verſchiedene Mengen können zu dieſem Behuf zuſammenkommen 
und zufammenwirken. Das iſt eine rohe urſprüngliche Art des Heer⸗ 
weſens. Ebenſo urſprünglich iſt die Verſammlung wehrhafter Männer 
— zuweilen auch der Frauen — zur Beratung der Angelegenheiten 
ihrer Gemeinde — Urform geordneter und regelmäßiger politiſcher Ver⸗ 
ſammlungen. Dieſe Urform bildet ſich immer neu, wenn eine Er⸗ 
regung der Gemüter ſich weithin verbreitet. Die Menge ſtrömt zu⸗ 
ſammen, um zu ſehen, zu hören, zu jubeln, zu klagen, zu ſtören und 
zu zerſtören. In der Erregung faſſen die Verſammelten auch plötz⸗ 
liche, raſche Entſchlüſſe. Zuweilen geht man unmittelbar zu gemein⸗ 
ſamem Handeln über. Oft freilich iſt es das Handeln weniger 
einzelner, das der Menge zugeſchrieben, wofür ſie verantwortlich ge⸗ 
macht wird, zum Beiſpiel Steinwürfe, Schüſſe, aufrühreriſche Rufe. 
Aber ſie kann wirklich als Menge Taten von großer politiſcher 
Tragweite begehen. Eine ſolche Tat war etwa der Sturm auf die 
Baſtille 1789. Paris war, wie Le Blanc ſchildert, im Fieber. „Die 
Menge war zahllos, in unüberwindlicher Erregung. Der Kreuzweg, 
die umgebenden Straßen, die Höfe, die an die Kaſernen ſtießen, die 
Vorſtadt St. Antoine ſtrotzten von bewaffneten Männern. Tauſende 
von Stimmen ließen durch den Lärm der Flintenſchüſſe hindurch den 
gebietenden Ruf zum Himmel ſteigen: ‚Wir wollen die Baftille‘“ 

(Revol. fr. II, 380). „Es gab keinen allgemeinen Angriffsplan, 
keine Leitung. Nur die franzöſiſchen Garden beobachteten einige 
Diſziplin; die Menge folgte nur den Eingebungen ihres Mutes“ 
(ib. 386). Die Baſtille ergab ſich, ohne eigentlich angegriffen zu 
ſein. „Die Garniſon, die ſich allzu ſicher fühlte, hatte nicht mehr 
das Herz, auf lebende Körper zu zielen, und auf der anderen Seite 
war ſie beunruhigt durch den Anblick der ungeheuren Volksmenge“ 
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(Taine, La Révol. I, 57). — Anders iſt es, wenn ernſte Männer, 
vielleicht Greiſe, „zuſammentreten“, um über öffentliche Angelegen⸗ 
heiten, Gefahren und Notſtände Rates zu pflegen. Auch dies kann 
ganz „ſpontan“ erfolgen: wenn viele ſich bewogen fühlen, an einen 
Ort zu gehen, wo ſie vermuten, andere, Gleichgeſinnte, Standesgenoſſen 
zu treffen; freilich wird das ſchwerlich eine große Menge ſein, ſie 
wird aber auch ſonſt — durch Beſonnenheit und Bedächtigkeit, alſo 
durch Scheu vor übereiltem Handeln — von der zuſammengelaufenen 
Menge ſich unterſcheiden. Größere und gemiſchte Verſammlungen 
dieſer Art werden ihr wieder ähnlicher ſein, zumal wenn ſtürmiſche 
Jugend darin überwiegt und Gelegenheit, Notſtand, allgemeine Un⸗ 
ruhe die Leidenſchaften entzündet, dem Ehrgeiz weiten Spielraum läßt. 
In jedem Falle gehen von einem ſolchen „Komitee“ oft bedeutſame 
und folgenreiche Entſchließungen und Momente der Herrſchaft aus, 
zumal wenn es zu einem Vereine ſich erweitert und verdichtet, 
wie etwa der Klub der Jakobiner. | | 

C. Zu geiftigen und ſittlichen Zwecken verſammelt fi eine 
Menge mannigfach. Der Gottesdienſt und das damit ſo ſtark 
zuſammenhängende Feſt gibt den häufigſten, leichteſten Anlaß. Ge⸗ 
meinſame Andacht, gemeinſames Opfer, gemeinſame Prozeſſionen 
leihen den frommen Gefühlen, die jeden erfüllen, verſtärkten und höheren 
Ausdruck. Das iſt die Feſtſtimmung, durch die man ſich gehoben 
fühlt. Neugierde, Schauluſt und das Verlangen, an einem Ohren⸗ 
ſchmaus ſich zu ergötzen, haben ihren Anteil daran; aber auch die 
Gelegenheiten zu gemeinſamen Mahlzeiten und Trinkgelagen ſind 
der Menge hochwillkommen, und in der Luſt daran begegnen ſich, 
wenn auch mit gröberem oder feinerem Geſchmack, Hohe und Geringe. 
Auch wirtſchaftliche Zuſammenkünfte, wie Jahrmärkte und Meſſen, 
bieten dieſe Gelegenheiten und berühren ſich auch ſonſt, wie bekannt, 
mit gottesdienſtlichen Zuſammenkünften nahe. Ja, eine entfernte 
Verwandtſchaft mit ſolchen hat auch die Art, wie — zumeiſt gleich⸗ 
geſinnte und ſonſt einander nahe ſtehende — Bürger im Wirtshauſe, 
am Stammtiſch, ſich verſammeln. Gemeinſames Wollen und Handeln 
erfolgt bei religiöſen und verwandten Feſten ohne beſondere Ent⸗ 
ſchließungen, die vorausgingen, vielmehr, wie von ſelbſt verſtändlich, 
meiſtens gemäß alter Sitte oder doch nach vorher getroffener, prieſter⸗ 
licher oder ſonſt autoritativer Regelung, in ſtrengen Formen. Nicht 
ausgeſchloſſen, ja nicht unwahrſcheinlich iſt indeſſen, daß eine gottes⸗ 
dienſtliche Verſammlung in eine politiſche ſich verwandelt und als 
ſolche ſich betätigt. Ein berühmter Vorgang dieſer Art war der 
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Proteſt der ſchottiſchen Kalviniſten gegen das engliſche „Allgemeine 
Gebetbuch“ und die biſchöfliche Kirchenverfaſſung, im Juli 1637. Im 
Dom zu Edinburgh wurde er laut. Die verſammelte Gemeinde er⸗ 
hob ſich zum raſenden Tumult: Frauen nahmen ſtarken Anteil daran, 
eine von ihnen warf einen Stuhl nach dem Biſchof, der dieſen 
zwar verfehlte, aber den Dekan nötigte, die Kanzel zu räumen. Das 
Leben des Biſchofs wurde durch Steinwürfe gefährdet, die noch am 
Nachmittage den Wagen verfolgten, der ihn in ſeine Wohnung brachte 
(R. Gardiner, The fall of the monarchy of Charles I. I, 110). 
Auch nur geſellige „Zuſammenkünfte“ im Kaffeehaus, im Klub oder 
in der Schenke können beſtimmtere geiſtige, können auch politiſche 
und wirtſchaftliche Bedeutung erlangen, zumal in leicht erregbaren 
Mengen und in erregten Zeiten. 


4 


Daß Menſchen verſammelt werden, das iſt daß ſie zuſammen⸗ 
kommen, einer Einladung, Berufung oder einem Geheiße folgend, 
iſt eine häufigere und im allgemeinen wichtigere Erſcheinung, als 
daß ſie von ſelber ſich verſammeln. Die genannten drei Arten der 
Veranlaſſung weiſen eine offenbare Steigerung der Nötigung auf. 
Der Einladung zu folgen, „hat man nicht nötig“; die Berufung 
wendet ſich an die Einſicht und das Wiſſen um Weſen und Zweck 
der Verſammlung, oder auch an das Pflichtgefühl, wie die Einladung 
an Freundſchaft, Geſelligkeitsſinn, Eitelkeit, Neugier, eigenes Intereſſe; 
das Geheiß an Pflichtbewußtſein und Gewohnheit des Gehorſams, 
daher auch an Ausſicht auf Lohn und Strafe. Vermtſchung der 
Beweggründe iſt aber faſt die Regel. 

Die Verſchiedenheit der Zwecke, wie bei Selbſtverſammlungen, 
nur daß hier die wirtſchaftlichen zu allgemeinen ſozialen ſich erweitern. 
Eine „geladene Geſellſchaft“ hat in der Regel nur ſolche allgemeine 
ſoziale Zwecke: gemeinſames Eſſen und Trinken, Plaudern, Tanzen 
und andere „Unterhaltung“; aber ſie kann auch politiſche Bedeutung 
erlangen, wie der franzöſiſche „Salon“ oder feierliche Diners, die 
von amtlichen oder ſonſt wichtigen Perſonen „gegeben“ werden, geiſtig⸗ 
literariſche Bedeutung wie die „äſthetiſchen Tees“. Nicht weſentlich 
anders iſt es, wenn zu wirtſchaftlichen und den manigfachen anderen 
ſozialen Zwecken, die Menſchengruppen gemeinſam ſind, auch wiſſen⸗ 
ſchaftliche und künſtleriſche Verſammlungen anberaumt werden. Eine 
viel höhere Bedeutung hat die Berufung eigentlicher politiſcher Ver⸗ 
ſammlungen, zumal ſolcher, die beſtimmte Funktionen der Herrſchaft, 
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richterliche, verwaltende und beſonders geſetzgeberiſche rechtmäßig 
ausüben. Verwandter Art ſind alle Vereinsverſammlungen, die in 
bezug auf ihren Verein die gleichen Befugniſſe haben wie eine geſetz⸗ 
gebende Körperſchaft für den Staat. Alle ſolche Verſammlungen 
ſind beſtimmt, gleich einem einzelnen Menſchen mit ſich zu Rate zu 
gehen und Beſchlüſſe zu faſſen. Geheiß, das ſich zum Befehl ver- 
härtet, ruft ſeiner Natur gemäß Verſammlungen Abhängiger ein, 
zum Beiſpiel der Heerespflichtigen, die dem Geheiß des oberften . 
Kriegsherrn oder eines von ihm betrauten Befehlshabers Folge leiſten. 
Oft wird ein göttliches Geheiß vorgeſtellt als das, was dem Befehl 
eines Menſchen ſeine Kraft und Gewähr verleiht. Aber auch Selbſt⸗ 
verſammlungen haben ohne bewußte Abſicht ſich oft ſolche religiöſe 
Weihe gegeben und dadurch ihren politiſchen Zwecken ein Kleid an⸗ 
gezogen, das ſie ſelber erwärmte und zugleich dieſen Abſichten nach 
außen hin Schimmer und Schutz verlieh. Selbſtverſammlungen, zu⸗ 
mal ſolche der „Menge“, ſind es, die als Volksverſammlungen, ebenſo 
wie die Verſammlungen politiſcher Vereine, insbeſondere geheimer 
Geſellſchaften, oft die Beſorgniſſe der Staatslenker wach gerufen und 
wach erhalten haben; ſie gelten nicht ohne Grund als gefährlich, 
weil zumeiſt aus glimmenden Unzufriedenheiten hervorgehend und 
oft in aufrühreriſche Bewegungen übergehend. Der Übergang zu 
Handlungen und tätlichen Angriffen wird um ſo eher vermutet, wenn 
die Verſammlungen im Freien ſtattfinden, wo der Anhäufung von 
Maſſen keine Grenze geſetzt iſt und die Stimmungen um ſo leichter 
ſich entzünden, je näher die Gegenſtände für Angriffe liegen; wird 
auch in geſchloſſenen Verſammlungen eher von Waffentragenden als 
von Unbewaffneten gefürchtet. Zuſammenberufene Verſammlungen mit 
politiſchen Zwecken werden in der Regel mehr geordnet ſein als bloße 
„Zuſammenrottungen“ zu gleichen Zwecken. Sonderbar, und doch nicht 
ohne Sinn und Grund, iſt es, wenn Le Bon die Menge ſchlechthin 
als „konſervativ“ charakteriſiert, während fie in der Regel, zumal die 
großſtädtiſche, ob in Selbſtverſammlung oder berufener Verſammlung, 
als radikal gilt: ſtürmiſch und unbeſonnen Neuerungen verlangend. 

Gebotene Verſammlungen — um ihnen dieſen allgemeinen Namen 
zu geben — unterſcheiden ſich von Selbſtverſammlungen in der Regel 
durch Form und Ordnung, die ſie ſich geben oder die ihnen gegeben 
wird. Sie pflegen nicht jedem offen zu ſtehen, auch nicht durch bloß 
äußere Merkmale, die etwa geſetzliche Beſchränkungen ſind, ſich zu 
begrenzen. Indeſſen gibt es Verſammlungen, die in dieſer Hinſicht 
den Selbſtverſammlungen ſehr ähnlich ſind. Anderſeits können auch 
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Selbſtverſammlungen ſich eine beſtimmte Form und Ordnung geben. 
Ein Merkmal, das ſich oft an Selbſtverſammlungen hängt, iſt, daß 
ſie unter freien Himmel „tagen“, ebenſo bezeichnet es die gebotene 
Verſammlung zumeiſt, daß ſie in geſchloſſenem Raume ihre Beratungen 
hält. Denn die Beratung iſt ebenſo für dieſe, wenn ſie über die 
bloße Geſelligkeit ſich erhebt, nächſter Lebenszweck, wie die Selbſt⸗ 
verſammlung zumeiſt „unberaten“ iſt und einem dunklen Drange 
folgt oder unter dem Einfluſſe einer einzigen oder mehrerer führender 
Perſonen handelt. Ein verſammeltes Heer — in der Regel wie be⸗ 
merkt, durch Befehle verſammelt — fällt aus dem Begriff einer 
Verſammlung heraus, ſofern zu dieſem das Merkmal gehört, daß ſie 
im Raum eine Art von Einheit bildet; dies kann nur von kleinen 
Heereskörpern gelten. In alten Zeiten war bekanntlich die Heeres⸗ 
verſammlung auch die — mehr oder minder zu Entſcheidungen be⸗ 
rechtigte — Volksverſammlung. Ein modernes Heer iſt gleich einer 
(oder Teiles der) zerſtreuten Volksmenge, aber einer gegliederten und 
geordneten, für den beſtimmten Zweck des Kampfes eingerichteten 
und geübten Menge (exercitus). 

Jede Verſammlung wird mehr oder minder durch Denken, 
Wollen und Handeln einem einzigen Menſchen ähnlich. Aber wie 
ein Menſch, je mannigfacher ſeine Angelegenheiten, Beſtrebungen, 
Gedanken, um ſo mehr von Leidenſchaften zerriſſen wird, ſo iſt auch 
eine Verſammlung, je größer und aus je verſchiedeneren Teilen zu⸗ 
ſammengeſetzt, um ſo wahrſcheinlicher von Gegenſätzen erfüllt, die 
ſich heftig bekämpfen und um die Herrſchaft miteinander ringen. 
Und wie dex Menſch, je mehr er der Vernunft teilhaftig iſt, um ſo 
mehr ſich ſelbſt zu beherrſchen befliſſen iſt, ſeinem Streben Maß und 
Ziel ſetzt und ſeine Denkweiſe wie Lebensweiſe einer Regel, einem 
Geſetz unterwirft; ſo auch eine Verſammlung, die ſich eine Geſchäfts⸗ 
ordnung gibt und ein Präſidium einſetzt, um nach dieſer Ordnung 
zu verfahren, Streit zu ſchlichten, Unruhen zu dämpfen. Nichts⸗ 
deſtoweniger verlaufen Verſammlungen oft wild und ſtürmiſch, ja 
tobend, ſei es, weil die geſetzte Ordnung ungenügend oder weil der 
Vorſitzende zu ſchwach iſt an Einſicht oder Willenskraft, oder weil 
ihre Parteien zu ſtark wider einander erregt ſind und zu feindſelige 
Geſinnungen hegen. Wie auch die Wogen der Einzelſeele oft genug 
hoch gehen und den Nachen der Vernunft auf den Strand ſetzen. 

Was man dem Haufen, der großen Menge zum Vorwurf macht, 
daß ſie wild und ungeſtüm, geſetzlos und oft geſetzwidrig verfährt, 
daß in ihr das Unterbewußte vorherrſcht, daß ſie impulſiv und 


16 | Ferdinand Tönnies [332 


* 


wankelmütig, leicht beeinflußbar, unbeſonnen ihren Phantaſien 
und Affekten preisgegeben erſcheint, alſo zu Ausſchreitungen und 
gewaltſamen Taten geneigter iſt, als vielleicht irgendein einzelner in 
ihr für ſich allein wäre — das iſt eine Tatſache von ganz anderer 
Art. Ein ſolcher, zumeiſt in Selbſtverſammlung wirkender Haufe 
wird dadurch ſchrecklich, daß er einig iſt, daß ein Gefühl, eine 
Stimmung, ein Wille, insbeſondere Unwille und Wille der Zerſtörung, 
in ihm mächtig waltet. Hingegen eine ſonſt geordnete Verſammlung, 
die in Ruhe beraten und Beſchlüſſe faſſen will oder ſoll, iſt gerade 
dadurch in wüſtem Aufruhr, daß ſie nicht mit ſich einig iſt, daß 
ſie als ganze ihre Teile nicht zu meiſtern vermag. Gruppen in ihr 
pflegen einig zu ſein als Kampfgenoſſen und Verſchworene, ſie greifen 
andere Teile mit Vorwürfen und Drohungen an, dieſe wehren ſich 
mit gleichen Waffen, die Verſammlung wird ein Kriegsſchauplatz. 
In der Regel treten die Gegenſätze greller und ſchärfer hervor, die 
auch ſonſt vorhanden ſind, zum Beiſpiel Gegenſätze der Intereſſen 
und Geſinnungen, die in Rivalität und feindſeligen Verhältniſſen 
ganzer geſellſchaftlicher Klaſſen ihre Urſachen haben, wenn dieſe in 
einer gemeinſamen Verſammlung durch ihre Anwälte und Abgeordneten 
vertreten werden. — 

Die Eigenſchaften, die von Le Bon und anderen Schriftſtellern 
(unter denen durch geiſtreiche Kritikloſigkeit der Italiener Sighele 
hervorrägt) der Menge ſchlechthin zugeſchrieben und auf eine dunkle 
Qualität der Mengenhaftigkeit zurückgeführt werden, rühren zum 
guten Teile aus verallgemeinerter Beobachtung der zuſammengeſcharten 
Selbſtverſammlung her; dieſe aber bildet ſich regelmäßig zum größten 
Teile aus unreifen Jünglingen („Halbſtarken“) und anderen abenteuer⸗ 
luſtigen, oft hungrigen und unbeſchäftigten, ohne ihre Schuld arbeits⸗ 
loſen, aber auch arbeitsſcheuen Elementen, denen ſich gern rohe 
Frauenzimmer zugeſellen, nicht wenige Aufgeregte werden überdies 
noch vorher „ſich Mut getrunken“ haben, kurz, es iſt nicht ſelten, um 
nicht zu ſagen: in der Regel, die Hefe des Volkes, die in dieſer Weiſe 
ſich verſammelt, und gar zumeiſt großſtädtiſchen Volkes, in dem ver⸗ 
kommene und verbrecheriſche Beſtandteile ſtark vertreten zu ſein pflegen: 
dieſe Hefen und Haufen ſind es eben, die als Pöbel allzu bekannt ſind 
und ſich immer neu bekannt machen; das engliſche Wort rabble erinnert 
an das ungeordnete Durcheinanderreden als charakteriſtiſches Merkmal 
ſolchen Haufens. Anderſeits kommen aber auch in Weltſtädten nicht 
ſelten Aufzüge und Demonſtrationen durchaus ruhiger und beſonnener 
Leute, zumeiſt ernſthafter Arbeiter vor, die ſich verſammelt haben — in 
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der Regel freilich nach vorheriger Verabredung oder auf ergangenen 
Ruf — um der Behörde oder um ihren wohlhabenden und reichen 
Mitbürgern ein Bild von ihrer Lage und eine Vorſtellung ihrer 
Wünſche mitzuteilen; die Familienväter, von berechtigten Sorgen 
erfüllt, ſind in einer ſolchen „Menge“ naturgemäß zahlreich. Freilich 
kann auch in dieſe eine leidenſchaftliche aufrühreriſche Stimmung kommen, 
wenn etwa Polizei oder Militär es für geboten hält, Schüſſe abzugeben 
oder ſonſt mit Gewalt einer geſetzlichen „Demonſtration“ entgegen⸗ 
zutreten; aber auch durch leidenſchaftliche Anſprachen kann eine ſolche 
Menge „wild gemacht“ werden. 

Drei Wahrheiten bleiben von jeder großen Anſammlung von 
Menſchen, ob ſie ungeordnet wirkſam oder als geordnete Verſamm⸗ 
lung ſich Beratungen hingibt, gültig: 1. daß ſich leidenſchaftliche 
Stimmungen leicht fortpflanzen, daß ſtarke Affekte gleichſam anſteckend 
wirken von Perſon zu Perſon, und daß mancher Widerſpruch, der in 
kleinem Kreiſe laut werden würde, im großen verſtummt, ſchon weil 
ſtärkerer Mut, größeres Selbſtvertrauen dazu gehört, gegen eine Maſſe 
als gegen wenige Einzelne Widerſtand zu leiſten; 2. daß in einer 
zuſammen ſeienden und zuſammendenkenden Menge die durchſchnitt⸗ 
liche Beſchaffenheit dieſer Menge! ſich notwendig bemerkbar macht 


1 Dieſer Auffaffung ſteht die Behauptung gegenüber: der Punkt, auf den 
eine große Anzal von Individuen ſich vereinige, müſſe ſehr nahe an dem Niveau 
des Tiefſtſtehenden unter ihnen liegen: weil jeder Hochſtehende hinabſteigen, aber 
nicht jeder Tiefſtehende hinaufſteigen könne, ſo daß dieſer den Punkt angebe, auf 
dem beide ſich zuſammenfinden können; was allen gemeinſam, könne nur der 
Beſiz des am wenigſten Beſitzenden fein. Insbeſondere ſei ein Zuſammen⸗ 
handeln nur durch dieſes Hinabſteigen des Höheren auf das Niveau des 
Tieferen möglich (Simmel, Soziologie, S. 550). Zur Verſtärkung dieſer Ab⸗ 
leitung werden Ausſprüche, wie der des Solon, der von den Athenern geſagt 
hat, jeder Einzelne ſei ein ſchlauer Fuchs, aber auf der Pnuyx ſeien fie eine Herde 
Schafe, oder der Schillerſche Spruch herangezogen: „Jeder, fiehft du ihn einzeln, 
iſt leidlich klug und verſtändig. Sind fie in corpore, gleich wird dir ein 
Dummkopf daraus.“ Nun wird ja der Weiſere, aber auch wer ſich nur weiſer 
dünkt, immer ſagen, Verſtand ſei ſtets bei Wenigen nur geweſen, oft auch meinen, 
daß er ganz allein die Einſicht habe, wenn nämlich ſeine Anſicht und ſein 
Wünſchen von dem der Mehrheit oder gar aller Übrigen verſchieden iſt. Aber 
die Berallgemeinerung, jeder Hochſtehende könne hinab⸗, aber nicht jeder Tief⸗ 
ſtehende hinaufſteigen, würde, auch wenn fie richtig wäre, nichts beweiſen. Wenn 
nicht jeder, fo konnen doch vielleicht viele Tiefſtehende ſich erheben, und wenn 
jeder Hochſtehende hinabſteigen Zann, fo folgt daraus nicht, daß er es will. Wenn 
Höhere und Tiefere zuſammenkommen wollen, ſo iſt doch das Einfachſte, daß 
jene hinab⸗, dieſe hinaufſteigen und daß fie in der Mitte ſich begegnen; warum 
aber nicht jeder Tiefſtehende hinaufſteigen könne, iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, 
Ghmsilers Jahrbuch XLIV 2. 2 
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und mächtig wird, weil die Mehrheit dieſem Durchſchnitt nahe zu 
ſein pflegt, und weil ſie die Minderheit der Unterdurchſchnittlichen 
(an Verſtand, Beſonnenheit, Gewiſſenhaftigkeit) leicht an ſich zieht 
und mit ſich fortreißt, während die Minderheit der Überdurchſchnitt⸗ 
lichen bald erkennen muß, daß ihre Anſtrengungen, dagegen auf⸗ 
zukommen, vergeblich ſind. Am deutlichſten tritt dies naturgemäß 
zutage, wenn zu Abſtimmungen geſchritten wird. 3. Jede Arbeit oder 
Tätigkeit wird durch das Zuſammenwirken mit anderen — die 
Kooperation — ebenſo wie mechaniſch in der Regel, jo auch pſychiſch 
erleichtert. Im allgemeinen um ſo mehr, je größer die Zahl der 
Helfer. Das gilt beſonders auch von dem Entſchluß und der 
etwa dazu erforderlichen Selbſtüberwindung. Auch ohne Worte 
feuern jeden die Genoſſen an, die Bürde der Verantwortung wird 
gleichſam mechaniſch geteilt. Der Vorſatz, einem verhaßten Gegner 
die Fenſter einzuwerfen, wird in der Seele eines vereinzelten Mannes 
nicht leicht ſich befeſtigen, er wird beſchleunigt, wenn nicht bedingt 
durch die Gewißheit zahlreicher Mittäter, eine Gewißheit, die aus 
deren Gegenwart und gleicher Gemütsverfaſſung, zumeiſt auch aus 
Reden und Ausrufen, worin dieſe ſich kundgibt, raſch genug hervor⸗ 
ſpringt. Richtig hebt Le Bon hervor, daß das Gefühl der Macht 
in jedem durch die körperliche Nähe der anderen geſteigert wird — wenn 
auch nicht immer zum Gefühl „unüberwindlicher Macht“ — und 
daß dadurch Hemmungen beſeitigt werden, die ſonſt beim 
Einzelnen ſich geltend machen würden. 


5 


Eine geordnete Verſammlung gibt ſich einen geltenden Willen 
dadurch, daß ſie vor Entſcheidungen (Ja oder Nein) geſtellt, den 
übereinftimmenden Willen ihrer Mehrheit, ſei es einfacher Mehrheit 
(wie in der Regel) oder einer Mehrheit von gewiſſer Stärke (zum Bei⸗ 


Wenn er vielleicht zu töricht iſt, um überzeugt zu werden, ſo kann er etwa 
um ſo leichter überredet werden, und wenn die Beredſamkeit des Höheren nicht 
auf ihn wirkt, fo vielleicht deſſen Anſehen, Rang und ſelbſtſicheres Auftreten 
oder die glänzenden und blendenden Erfolge, die ſein Handeln ſchon erzielt hat: 
wirkliche oder ſcheinbare Verdienſte um das Gemeinwohl, und alle Eigenſchaften, 
die zuſammen das „Preſtige“ — ich verſuche das deutſche Wort Machtzauber 
dafür einzuſetzen — einer Perſönlichkeit ausmachen “. 


* Eine Theorie des Machtzaubers liegt in der (früher ungariſch und eng⸗ 
liſch erſchienenen) Schrift von Ludwig Leopold vor (Preſtige. Ein u 
pſychologiſcher Verſuch. Berlin 1916, Puttkammer & Mühlbrecht, 431 S.): es 
wäre leicht, aus dem recht intereſſanten Buche manche Belege zu der hier an⸗ 
gedeuteten Frage des Einfluffes Einzelner auf die Menge zu ſchöͤpfen. 
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ſpiel zwei Drittel ihrer verſammelten Mitglieder) als ihren Willen dar⸗ 
ſtellen will; und dies zu wollen, müſſen alle einig ſein; daß dieſe 
Einigkeit ſich ſtillſchweigend herſtellt, ja als von ſelbſt verſtändlich gilt, 
iſt das Ergebnis einer langen Schulung, die das Bewußtſein des 
Mehrheitsprinzips hergeſtellt hat. Oder es wird ihr dieſe Beſtimmung 
von einem überlegenen, ſie regelnden Willen gegeben. In einem 
wie im anderen Falle können auch beſondere Beſtimmungen zugunſten 
einer Minderheit, ſei es einer möglichen oder gewiſſer Teile der Ver⸗ 
ſammlung feſtgeſetzt ſein. Auch eine geordnete Verſammlung kann — 
ihrem eigenen Willen oder der ihr auferlegten Beſtimmung gemäß — 
ſich auf Beratungen beſchränken; und wenn ſie eine beſchließende 
Verſammlung iſt, ſo können ihre Beſchlüſſe nur ſie ſelber oder aber 

eine größere Menge, wie ein ganzes Staatsvolk, binden (ſ. oben). 
So gut wie niemals bildet ein Volk, eine Nation, ein Staats⸗ 
volk oder auch nur ein Gemeindevolk, als ſolches eine geſetzgebende 
Verſammlung. Es iſt ſchon durch die zu große Zahl der zu Ver⸗ 
ſammelnden ausgeſchloſſen; überdies können niemals ſämtliche Indi⸗ 
viduen als gleichberechtigte Mitglieder einer Geſamtheit gelten: Kinder, 
Wahn⸗ und Blödſinnige, Strafgefangene (wenigſtens fo lange als 
ſie es ſind) ſcheiden von ſelber aus; außerdem mit wenigen aller⸗ 
neueſten Ausnahmen (und wenn man von Zeiten primitiver Gynä⸗ 
kokratie abſieht), alſo der weitaus überwiegenden bisherigen Erfahrung 
nach, das weibliche Geſchlecht. Auch die regierenden Volksverſammlungen 
der antiken Städte waren nur Verſammlungen der männlichen freien 
Vollbürger. Ihnen ähnlich ſind die noch beſtehenden Landsgemeinden 
der ſchweizeriſchen Kantone Appenzell, Uri, Unterwalden und Glarus: 
Verſammlungen der Männer, die Beamten ernennen und Geſetze geben. 
Sonſt aber wird das Staatsvolk oder Gemeindevolk „vertreten“ durch 
eine Einzelperſon oder durch eine Samtperſon, eine Verſammlung. 
Beiden kann durch eigenes Recht oder durch übertragenes Recht 

— dann in der Regel durch Wahl — die Vertretung zukommen. 
Auch wenn ein einzelner Menſch, ein Alleinherrſcher, Geſetze 
gibt und ſogar, wenn er durch Erbrecht dazu berufen iſt, ſo muß 
als Normalfall verſtanden werden, daß durch ſeinen Mund und ſeine 
Hand das „Staatsvolk“ ſich ſelber die Geſetze gibt; das Bewußtſein 
davon pflegt verhüllt zu ſein in der Vorſtellung, daß ein Gott durch 
den Herrſcher ſpreche; in Wirklichkeit hat aber der Gott ſeine Macht 
nur durch Glauben und Wollen des Volkes, er wird gedacht als 
eine Perſönlichkeit, die das wahre Wohl des Volkes kennt und will, 
vielleicht ſogar als dem Volke durch Vertrag zu ſeinen wohltätigen 
2 * 
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Leiſtungen verpflichtet; jedenfalls iſt das Verhältnis zwiſchen ihm 
und dem Volke ein gegenſeitiges; und der Herrſcher, ob ſelber Hohe⸗ 
prieſter oder durch dieſen geweiht und geſalbt, iſt Stellvertreter des 
Gottes. Auch wenn dieſe religiöſe Hülle abgeſtreift wird, ſo bleibt 
der Fürſt als der oberſte Diener des Staats und der Staat als 
Gegenſtand des Willens eines Staatsvolkes übrig. 

Freilich ſind wir an die Meinung gewöhnt, daß in einer „Des⸗ 
potie“ oder unter einem abſoluten Herrſcher das Volk — nämlich 
deſſen große Mehrheit, die zugleich die untere Volksmenge bildet — 
unwillig regiert werde und unzufrieden ſei; die Vorſtellungen der 
Tyrannei und des Tyranniſierens haben ſich an den griechiſchen Namen 
des Alleinherrſchers geheftet. In Wahrheit iſt dies ein möglicher, 
leicht ein wahrſcheinlicher und oft ein wirklicher, aber bekanntlich 
keineswegs ein notwendiger Fall. Jeder volksbeliebte („populäre“) 
Herrſcher weiſt ein anderes Beiſpiel auf; und ſelbſt wenn der indi⸗ 
viduelle Träger einer Krone unbeliebt iſt, ſo kann doch die Familie 
(die Dynaſtie) in hohem Grade beliebt ſein und ihre Erhaltung 
Gegenſtand allgemeinen Wunſches ſein. Dieſer Wunſch kann ſich auf 
mannigfache Weiſe kundgeben, er kann auch durch ausdrückliche Willens⸗ 
erklärung einer überwiegenden Menge von Untertanen — ſei es daß 
dieſe beſonders angeordnet iſt oder nicht — in die Erſcheinung treten. 
Indeſſen es gelten nur diejenigen Verfaſſungen als „freie“ Ver⸗ 
faſſungen, die Länder als freie Länder, in denen eine Verſamm⸗ 
lung herrſcht, und dieſe Verſammlung muß durch freie Wahlen ge⸗ 
wählt ſein, ſo daß durch dieſe Verſammlung „das Volk“ ſich ſelbſt 
zu beherrſchen ſcheint, wenn es nicht ſogar unmittelbar gleich einer 
Verſammlung es ſelbſt bindende Beſchlüſſe zu faſſen und Geſetze zu 
geben ſich vorbehält. n 

Wie ein einzelner Menſch, ſo können auch mehrere als Träger, 
Vertreter und Verkünder eines Geſamtwillens gelten und als ge⸗ 
ordnete Verſammlung zuſammenwirken, ſei es, daß ſie regelmäßig 
ſich ſelbſt verſammeln, oder daß ſie verſammelt werden. Und dieſe 
Verſammlung gewinnt durch den Geſamtwillen eine beſondere Weſen⸗ 
heit, die ihrer jedesmaligen Erſcheinung (der „Seſſion“) überlegen 
iſt und dieſe überdauert. Dieſe Weſenheit — als ſolche ſtellt ſich 
ihr Daſein „im Rechte“ dar — iſt davon abhängig, ob ſie aus 
irgendwelchen Wahlen des geſamten Volkes oder von Volksteilen 
oder aus Ernennungen hervorgeht oder auf Grund erblicher oder 
angeborener Befugniſſe gebildet iſt. In jedem Falle wird die ſo 
entſtehende Körperſchaft als geordnete Verſammlung einheitlich 
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wollen und handeln, ſei es, daß alle Mitglieder übereinſtimmen oder 
daß fie — gemäß eigener oder ihr auferlegter Satzung einen 
Teil ihrer ſelbſt als „beſchlußfähig“ gelten läßt; und die Geſamt⸗ 
heit oder der Teil kann dann wieder darüber einig ſein, die Über⸗ 
einſtimmung ihres größeren Teils als Willen der Verſammlung ſelber 
— alſo der Körperſchaft — geltend zu machen und zu verkünden. 

Ganz davon verſchieden iſt die etwanige Einigkeit des Affektes 
und der Stimmung, wie ſie durch überwältigende und bedeutende 
Ereigniſſe, möglicher Weiſe aber, und im Zuſammenhange damit, 
auch durch fortreißende Reden in jeder beliebigen Menge, daher auch 
möglicherweiſe in der Verſammlung einer Körperſchaft, entſteht. 
Dieſe verſchiedenen Urſprünge können aber einander begegnen und 
zuſammenwirken, und das Zuſammenwirken kann gleichſam nach 
Verabredung ſich einſtellen. Wenn aber eine ſolche Einmütigkeit mit 
der des zuſammengelaufenen oder auch zuſammenberufenen großen 
Haufens verglichen wird, ſo ſpringen die Unterſchiede wie die Ahnlich⸗ 
keiten in die Augen. Im Haufen wie in der geordneten Verſamm⸗ 
lung, wenn ſie einmütig ſind, finden wir die Elemente des Unmittel⸗ 
baren, Spontanen, Leidenſchaftlichen vermiſcht mit denen des Mittel⸗ 
baren, Abſichtlichen, ja Berechneten — denn auch der Haufen hat 
ſeine Drahtzieher — aber in der Regel werden beim Haufen jene 
Elemente, bei der geordneten Verſammlung dieſe weit überwiegen, 
obſchon auch in dieſer eine ganz natürliche Einmütigkeit vorkommt. 
Dort wird dieſe leicht vorhanden und häufig ſein, hier nur durch 
ungewöhnliche Urſachen herſtellbar und ſelten. 

Eine Verſammlung wie ein Einzelner kann gedacht werden als 
„Vertreter“ (Repräſentant, Mandatar) einer größeren Menge, daher 
auch eines Volkes, alſo des Staatsvolkes oder Gemeindevolkes uſw., 
und dieſe „Volksvertretung“, beſonders die ſtaatliche, erfüllt wie 
bekannt die Annalen der neueren Jahrhunderte. Es iſt mehr und 
mehr ein feſter Beſtandteil der öffentlichen Meinung geworden, 
l. daß die Volksvertretung den wirklichen Willen des Volkes aus: 
drücken müſſe, daß durch ſie das Volk ſich ſelber Geſetze geben und 
ſich ſelber beherrſchen ſolle; 2. daß dies nur dann geſchehe, wenn 
fie auf breiteſter Baſis, nach möͤglichſt freiem, möglichſt allgemeinem 
und möglichſt geheimem Wahlrecht gewählt werde. 

Bei einem geordneten Wahlverfahren dieſer Art wirkt die Menge 
nicht als ſolche, wie ſie es etwa in einer Verſammlung tut, die ſich 
ihren Borfigenden erwählt; ſondern die Einzelnen wählen, jeder für 
id. Drurch geheime Wahl wird die Iſolierung des einzelnen 
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Wählers vollkommen, wie ſie auch ſinnlich durch einen geſchloſſenen 
Raum, in den er geführt wird, ſich abbildet. Bei ſo iſolierten 
Handlungen tritt die Gleichheit und Gemeinſamkeit von Meinungen, 
Geſinnungen, Wünſchen nicht unmittelbar, nicht wie von ſelber zu⸗ 
tage. Sie muß planmäßig vorbereitet, bewirkt werden, was auf 
mannigfache Weiſe geſchieht, am ſchärfſten durch organiſierte Parteien 
und deren Behörden, die den oder die nach ihrem Wunſch und Willen 
zu Wählenden beſtimmen und den Angehörigen der Partei zur 
Pflicht machen, dieſen Weiſungen gemäß die Wahlhandlungen zu 
vollziehen. Es entwickeln ſich die Parteizentren als beſondere Be⸗ 
hörden, deren Führer ſich ſelbſt ernennen oder von einem engen 
Anhängerkreis gewählt werden, während die große Menge aus freien 
Stücken, ſei es aus Überzeugung von der Richtigkeit der Prinzipien 
oder von der Nützlichkeit der Partei für ihre Intereſſen und durch 
den Sieg zu erwartenden Lohn, oder durch unmittelbare gröbere 
Mittel der Überredung und Beſtechung gewonnen, oder endlich ge⸗ 
wohnheitsmäßig folgſam, den Gang zur Wahlurne antritt und von 
ihrem Bürgerrecht Gebrauch macht. Im günſtigſten Falle iſt es 
das Vertrauen, das in eine Partei ſtatt in eine oder mehrere 
zu wählende Perſonen geſetzt wird, wie ja auch das Vertrauen, das 
einem Richter, einem Rechtsanwalt oder Arzt geſchenkt wird, ſehr 
oft nicht der Perſon, ſondern dem Beruf oder Gewerbe gilt, höch⸗ 
ſtens etwa durch den perſönlichen Ruf erhöht werdend. Ein bloßes 
Parteizentrum iſt auch, worauf der Wähler durch das Syſtem der 
Liſtenwahl gedrängt wird, und in Wirklichkeit hat er nur die Wahl 
zwiſchen den Parteien, die ſtark genug ſind, eine Liſte aufzuſtellen; 
ob er (oder gar fie!) ſonſt das Weſen dieſer Parteien kenne oder nicht. 

Wenn nun die Freiheit der Wähler auf die Freiheit, ſich für eine 
Partei zu entſcheiden, eingeſchränkt wird, ſo iſt um ſo mehr für das 
Ziel, die Einheit eines Volkswillens in die Erſcheinung treten zu laſſen, 
die Freiheit der Mitglieder einer geſetzgebenden Körperſchaft, zumal 
wenn dieſe berufen iſt, die höchſte Gewalt des Staates in ſich dar⸗ 
zuſtellen, von der größten Bedeutung. Der Anſicht, daß es das not⸗ 
wendige und natürliche Recht des Volksvertreters ſei, nach feiner Über- 
zeugung zu ſtimmen und, wenn ihm das Wort gegeben wird, auch 
zu reden, ſteht die Anſicht gegenüber, es ſei ſeine „Pflicht“, dem ihm 
erteilten Auftrag gemäß ſich zu verhalten, und dieſe Behauptung 
kann wiederum zwiefachen Sinn haben: 1. daß er gemäß der partei⸗ 
genöſſiſchen Mehrheit, der er ſein Mandat verdankt (oder wenn 
dieſe Mehrheit, wie bei engeren Wahlen, eine gemiſchte iſt, gemäß 
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den ftärkiten Elementen innerhalb ihrer) reden und ſtimmen müſſe; 
2. daß er insbeſondere den Beſchlüſſen der „Fraktion“ ſich zu fügen 
und danach ſich zu richten habe, der er — in der Regel gemäß den 
Wünſchen, wenn nicht im Auftrage, jener Mehrheit — ſich an⸗ 
geſchloſſen hat. In dieſem zweifachen Sinne meint der „Volkswille“ 
ſich geltend machen zu ſollen und zu dürfen. Es gilt als Konſequenz 
des demokratiſchen Gedankens, daß die Wählerſchaft (the Electorate) 
einen dauernden und zwar den entſcheidenden Willen hat, daß ſie 
nicht etwa nach geſchehener Wahl zugunſten des Gewählten ab⸗ 
gedankt hat. Es wird ſogar als folgerichtig in Anſpruch genommen, 
daß ſie berechtigt ſein müſſe, ein Mandat zu widerrufen, wenn der 
Mandatar nicht nach ihrer Meinung ſich richtet, wenn alſo ein von 
ihm abgegebenes Votum oder eine von ihm gehaltene Rede ihr miß⸗ 
fällt. Dieſer Verſuch, die Wählerſchaften — denn es ſind ja ſo 
viele, als es Wahlbezirke gibt — als dauernde Träger des Volks⸗ 
willens hinzuſtellen, entſpringt dem jo auffallend unlogiſchen Durch⸗ 
ſchnittsgeiſte der engliſchen Politiker. Die Wählerſchaft eines Be⸗ 
zirkes wäre danach eine willens⸗ und handlungsfähige Perſon. 
Dieſe Vorſtellung iſt unſinnig, da ſie ja außer durch die geſetzlich 
vorausbeſtimmten Wahlhandlungen gar keine Gelegenheit und Fähig⸗ 
leit hat, einen Willen kundzugeben, ſie iſt um ſo ſinnloſer in bezug 
auf engliſche politiſche Verhältniſſe, da bei der Wahl die einfache 
Mehrheit gilt, die oft nur ein Drittel der abgegebenen Stimmen — 
ganz abgeſehen von den Nichtwählern — bedeutet. Ob der Ab⸗ 
geordnete nach dieſer einfachen Mehrheit, die ihn gewählt hat, oder 
nach der in ihrer Summe viel größeren Mehrheit derer, die ihn nicht 
gewählt haben, alſo feine Gegner find, ſich richten ſolle, darüber hat 
das engliſche Bewußtſein, von deſſen Höhe und Treffſicherheit immer 
noch ſo ſonderbare Vorſtellungen unter den Deutſchen anzutreffen 
find, noch nicht einmal ſich Klarheit geſchafft, ja die Frage nicht 
einmal aufgeworfen. In Wirklichkeit wird er zumeiſt den Winken 
und Wünſchen derjenigen Parteiführer und Parteigrößen folgen, 
- auf deren Beiſtand für feine Wiederwahl er ſich angewieſen fühlt. — 
Ein fittliche Verpflichtung, in gewiſſem Sinne zu ſtimmen oder nicht 
zu ſtimmen, kann daraus erwachſen, daß der Kandidat es ausdrück⸗ 
lich verſprochen hat; ſolche Verſprechungen werden ihm aber nur 
dann nicht zum ſittlichen Vorwurf gereichen, wenn entweder ſein 
Verhalten notwendige Folgerung aus der einmal angenommenen 
Parteiſtellung iſt, oder aber er den Gegenſtand ſo gründlich kennt, 
daß er ſicher iſt, ſeine Anſicht werde nicht durch Gründe, die er als 
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Abgeordneter hören wird, verändert werden. — In England gibt es 
keine geſchriebene Verfaſſung und kein Geſetz über die Aufgaben und 
Pflichten der Members of Parliament. In unſerer ehemaligen 
Reichsverfaſſung beſtimmt Artikel 29, daß die Mitglieder des Reichs⸗ 
tages Vertreter des geſamten Volkes und an Aufträge und In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden ſeien. In der neuen Verfaſſung lautet 
Artikel 21: „Die Abgeordneten ſind Vertreter des ganzen Volkes. 
Sie ſind nur ihrem Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht 
gebunden.“ Demnach hat im jetzt geltenden deutſchen Staatsrecht der 
Reichstag die höchſte — ſouveräne — Gewalt, wenn auch unter gewiſſen 
Einſchränkungen, die teils im Rechte des Präſidenten, ihn aufzulöſen, 
und die Verkündung eines Geſetzes, wie auch unter Umſtänden die 
Entſcheidung darüber zum Volksentſcheid zu bringen, gelegen ſind, teils 
in ſeiner Pflicht, wenn Zwei⸗Drittel⸗Mehrheit des Reichstags gegen 
den Einſpruch des Reichsrats vorhanden, es in der vom Reichstag 
beſchloſſenen Faſſung zu verkünden oder einen Volksentſcheid anzu⸗ 
ordnen; endlich in der Wahl des Präſidenten durch das Volk. 


6 


Daß die unmittelbare Volkswahl — das Plebiszit — und der 
Volksentſcheid — das Referendum — nicht nur die letzten, ſondern 
als ſolche auch die vollkommenſten Ausdrücke der Volksherrſchaft oder 
der demokratiſchen Staatsform ſind, wird kaum beſtritten, und gelangt 
mehr und mehr zur tatſächlichen Anerkennung im Staatsrechte der⸗ 
jenigen Staaten, die darauf Anſpruch machen, jene Staatsform in 
der reinſten Ausprägung zu verwirklichen. An deren Spitze ſteht 
jetzt das Deutſche Reich und geht über alle bisher verwirklichten 
Geſtaltungen dadurch hinaus, daß es dem weiblichen Geſchlecht die 
völlig gleichen ſtaatsbürgerlichen Rechte verleiht wie den „Herren 
der Schöpfung“. Treffend bemerkte H. Delbrück in ſeinen 1913 ge⸗ 
haltenen, im folgenden Jahre herausgegebenen Vorleſungen (Regierung 
und Volkswille S. 132) 1: „Sieht man in dem Parlament eine Volks⸗ 
vertretung, ſo iſt das Frauenſtimmrecht konſequenterweiſer zuzugeſtehen, 
denn die Frauen gehören ganz gewiß ebenſo zum Voll wie die 
Männer.“ Um ſo mehr iſt die Folgerichtigkeit gegeben, wenn das 

1 Ich bedauere, daß ich dieſe 1914 erſchienene Schrift bei Abfaſſung meiner 
Studie „Der engliſche Staat und der deutſche Staat“ (1917) nicht gekannt habe. 
Ich hatte allerdings von der darin enthaltenen Kritik demokratiſcher Lehr⸗ 
meinungen gehört, vermutete aber nicht Ausführungen darin, die ſich mit meinen 
eigenen über die engliſche Verfaſſung jo nahe berührten, wie es der Fall iſt. 
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Volk ſelber nach Art einer einzigen Verſammlung zur Wahl oder zur 
geſetzgeberiſchen Entſcheidung aufgerufen wird; denn in dieſer Be⸗ 
tätigung iſt das „Volk“ wirklich nichts als eine große Menge von 
gleichberechtigten Individuen. Und daß es alſo als eine einzige 
Körperſchaft ſich darſtelle, die gleich anderen Körperſchaften nach dem 
Mehrheitsprinzip Beſchlüſſe faßt, iſt wiederum eine notwendige Folge 
aus dem Gedanken, der in den Wahlen von Vertretern einen ge⸗ 
ringeren und mangelhaften Ausdruck längſt zu finden meinte. Delbrück 
wendet ein (S. 29), die Vorſtellung, daß auf dieſem Wege ganz ſicher 
der Volkswille zur Erſcheinung gebracht werde, habe ſich wiederum 
(nämlich ebenſo wie die Volksvertretung) als Illuſion erwieſen. Auch 
bei dem Referendum bleibe ſtets ein ſo großer Teil der Bürger der 
Abſtimmung fern, daß von den 41 Bundesgeſetzentwürfen, die von 1874 
bis 1898 in der Schweiz dem Referendum unterworfen worden ſind, 
kein einziger von der Mehrheit der Wähler angenommen worden iſt“. 
Früher (S. 7 und 26) hat nämlich Delbrück geltend gemacht, daß 
bei Vertreterwahlen erfahrungsmäßig ſehr viele Bürger ſich an den 
Abſtimmungen nicht beteiligen, und daß zum Beiſpiel in Württem⸗ 
berg auch die Hoffnung, durch Verhältniswahlen die ganze Maſſe 
der Bürger an die Wahlurne zu führen, ſich nicht erfüllt habe. Der 
Politiker helfe ſich da mit dem alten Satz Qui tacet consentire 
nidetur, aber der Satz genüge hier offenbar nicht. „Denn zuſtimmen 
kann man nur zu einem Beſchluß, den man kennt. Hier muß an⸗ 
genommen werden, nicht ſowohl daß die Nichtwähler zuſtimmen als 
daß ſie ſich unterwerfen, was auch immer das Ergebnis der Ab⸗ 
ſtimmung ſei“ (S. 8). Ich bin nicht bereit, anzuerkennen, daß dies 
Bedenken Gewicht habe. Wenn es der Fall wäre, ſo gälte es gegen 
jede Art von Beſchluß eines Kollegiums (eines Vorſtandes, einer 
Verfammlung), an dem berechtigte Mitglieder dieſes Kollegiums nicht 
teilnehmen, ſei es, daß ſie entſchuldigt oder unentſchuldigt fehlen, 
oder daß ſie ſich der Stimme aus irgendwelchem Grunde enthalten. 
Wenn ich von einem Rechte, das mir zuſteht, keinen Gebrauch 
mache, aus Fahrläſſigkeit oder mit Abſicht oder weil ich durch irgend⸗ 
welche Umſtände behindert bin, ſo kann das für mich ſelbſt und für 
andere verhängnisvoll ſein, ja es könnte, wenn ich eine gewichtige 
Perſönlichkeit wäre, auch für eine Körperſchaft, ein Gemeinweſen 
ſchlimme Folgen haben; aber das ſind Folgen menſchlicher Schwach⸗ 
heiten oder Wendungen des Schickſals, nicht anders als wenn durch 
Erkrankung oder Todesfall dem Wirken eines Menſchen ein unver⸗ 
hofftes Ziel geſetzt wird. Vielem Unglück kann eben keine menſch⸗ 
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liche Einrichtung wehren. Delbrück macht aber ferner gegen das 
Referendum geltend (S. 30 ff.), es wirke konſervativ. „Das Volk 
wünſcht keine Veränderung, wenn ihm nicht das Übel etwa ſchon 
auf der Haut brennt.“ Es wirkt etwas überraſchend, daß ihm dies 
zum Vorwurf gemacht wird von dem ausgezeichneten Autor, der ſich 
ſelber in dieſer Schrift noch als zur „Reichspartei“ (die ja in Preußen 
die freikonſervative hieß) gehörig bekennt. Die Ausführung läßt 
aher den Vorwurf verſtehen, wenn alsbald behauptet wird, es unter⸗ 
liege gar keiner Frage, daß die Geſetze, „die für unſer Daſein in 
jüngſter Zeit den größten Fortſchritt bedeuten“ — gemeint iſt Sozial⸗ 
politik, Kolonialpolitik und die Kriegsflotte — .. bei einem Referendum 
abgelehnt worden wären (S. 31). Ob dieſe Vermutung für den 
ganzen Komplex zutreffe, mag man billig bezweifeln. Die Erfahrungen 
der Schweiz ſind nicht beweiſend, ebenſowenig die Erfahrungen in 
Auftralien. Aber geſetzt, dem wäre ſo — was die Kolonialpolitik 
und die Flotte betrifft, ſo ſind wir leider genötigt, über dieſe „Fort⸗ 
ſchritte“ heute anders zu denken, als man es 1914 geneigt war; 
wenn aber ſozialpolitiſche Geſetze etwa erſt nach wiederholter gründ⸗ 
licher Erwägung, nachdem ihr Inhalt und ihre Bedeutung den 
weiteſten Volkskreiſen wirklich bekannt geworden, durchgeſetzt werden, 
ſo wäre zwar die Verzögerung in den meiſten Fällen unmittelbar 
von Übel, aber der Idee des ſozialpolitiſchen Fortſchrittes würde 
fie vermutlich hilfreich wirken, es wäre eine heftige und wahr⸗ 
ſcheinlich Jahre dauernde Anregung gegeben, mit der Frage ſich zu 
beſchäftigen und die verhängnisvolle Unkenntnis, Urſache zugleich 
und Wirkung der Gleichgültigkeit zu bekämpfen. Der Volksentſcheid 
müßte als ein beinahe zwingendes politiſches Erziehungsmittel wirken; 
vielleicht wirkt er tatſächlich in der Schweiz ſo, obwohl die außer⸗ 
ordentliche Verſchiedenheit der Sprache, Lebensweiſe, des Bildungs⸗ 
ſtandes auf dem kleinen Gebiete ungemein erſchwerend ſich geltend 
machen muß. Delbrück erwähnt die Ablehnung des Kranken⸗ und 
Unfallverſicherungsgeſetzes 1900, das erſt bei erneutem Anlauf 1912, 
und zwar nur mit 287 565 gegen 241416, durchgebracht wurde. 
Bemerkenswerter ſcheint mir bei Vergleichung, daß die Zahl der 
annehmenden Stimmen 1900 nur 148 022 geweſen war, alſo ſich 
beinahe verdoppelt hatte, während die der ablehnenden damals 
342 114 betrug, alſo um faſt 30% ſich vermindert hat. 

Jedenfalls iſt Delbrücks zweiter Einwand dadurch fremdartig, 
daß er den Ausdruck des „Volkswillens“ durch das Referendum 
nicht in Frage ſtellt. Daß der Volkswille töricht ſein kann und 
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ſehr oft auf mangelhafter Erkenntnis des eigenen wahren Wohles 
beruht, iſt eine Erwägung, die gegen alle Herrſchaft des Volkes 
über ſich ſelber ſpricht, wie auch entſprechender Weiſe die Freiheit 
der Individuen oder der Korporationen mit gutem Grunde angefochten 
wird. Will man die „Freiheit“, ſo muß man auch ihre ſchlimmen 
Folgen ertragen. Manche wollen ſie bloß um ihrer Idee willen; 
aber auch dieſe werden zumeiſt behaupten, daß die guten Folgen 
weit überwiegen. Beweiſe ſind ſchwierig, wenn nicht unmöglich. 

Das Frauenwahlrecht, deſſen richtige Folgerung aus dem Ge⸗ 
danken der Volksvertretung er anerkennt, will Delbrück darum nicht 
gelten laſſen, weil die ſtärkere Stimmenzahl, ſobald die Frauen dabei 
ſind, nicht mehr die ſtärkere Macht darſtelle; der innere Sinn des 
Majoritätsprinzips ſei nämlich, daß in friedlicher Weiſe ſtets die 
größere Macht regieren ſolle (S. 132), wie ſchon zuvor (S. 18) als 
der einzige Grund für die Herrſchaft der Mehrheit geltend gemacht 
wurde, daß die größere Maſſe auch die größere Macht bedeute. Es 
ſei ein rein praktiſches Prinzip. „Wenn man Bürgerkriege ver⸗ 
meiden will, läßt man die regieren, die bei einem Kampfe auf 
jeden Fall die Oberhand haben würden, und das ſind die Meiſten.“ 

Ich halte dies nicht für richtig. Daß hiſtoriſch der Gedanke, daß 
ſieben ſtärker ſind als ſechs, bei der Entwicklung des Prinzips mitgewirkt 
hat, verkenne ich nicht; lehrreiche Nachweiſungen finden ſich in dem 
unerſchöpflichen Born von Gierkes Genoſſenſchaftsrecht. Es bedeutet 
aber doch: ſieben Gleiche gegen ſechs Gleiche, gleich ſtarke und gleich 
gut bewaffnete. Der Begriff der Gleichheit iſt das entſcheidende 
Moment. Dazu kommt ein anderer Gedanke: der der willensfähigen 
Körperſchaft, der Einheit des Kollegiums. Daß dieſe am vollkommenſten 
ſich darſtellt bei vollkommener Einmütigkeit, iſt offenbar; demnächſt 
aber um ſo vollkommener, je ſtärker das Übergewicht einer Seite 
über die andere. Dabei wird der Gedanke der Gleichheit der be⸗ 
teiligten Mitglieder um ſo leichter ſich einſtellen, je mehr er durch 
deren Beſchaffenheit nahe gelegt iſt, zum Beiſpiel durch die Tatſache 
des gleichen Geſchlechtes, der gleichen Abſtammung (zumal wenn vom 
gleichen Elternpaar — Bruderſchaft —), des gleichen Berufes, des 
gleichen Standes und Ranges, alſo auch zum Beiſpiel der gleichen 
Abhängigkeit von einem Herrn, am eheſten aber der gleichen Freiheit 
und männlichen Waffenfähigkeit; die Gleichſetzung iſt hier eine ſo 
notwendige und vorherrſchende Funktion des menſchlichen Denkens 
wie im ganzen Gebiete der reinen Wiſſenſchaft, vor allem alſo in 
dem des Rechnens und der Mathematik. 
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Aber die Entſcheidung durch Mehrheit der Stimmen iſt keineswegs 
die einzige Art des Sich⸗Einig⸗Werdens. Welche Art gelten ſoll, 
iſt wie alle Geltung bedingt durch einen ſozialen Willen, der im ge⸗ 
ſellſchaftlichen Sinne als ein Vertrag oder als Satzung „ſich geltend 
macht“; in jedem Falle gehorcht der einzelne einer Norm, die er als 
geltend anerkennt. Ein Kollegium will als Einheit wirken — es 
will am eheſten, wenn es wollen muß, und es muß, wenn es ſoll. 


So ſoll ein Gerichtshof erkennen. Die Richter werden durch Eide 


verpflichtet; ſie werden etwa in einen Raum eingeſchloſſen und dürfen 
nicht Speiſe oder Trank erhalten, bis ſie ſich einig geworden ſind; 
ein Druck auf den Magen, der den „Eigenſinn“ des Gehirnes zu⸗ 
weilen brechen wird. Die Nötigung macht es um ſo wahrſcheinlicher, 
daß die Minderheit nachgibt, daß ſie den Spruch der Mehrheit als 
Spruch der Geſamtheit anerkennt. Daß aber nicht eine einzige 
Form naturnotwendig, offenbart ſich in der Mannigfalt von Be⸗ 
ſtimmungen, die wir in allerhand Vereinen finden: bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet der Vorſitzende; bis zu gewiſſen Grenzen kann 
der Vorſtand oder kann ſogar der Vorſitzende ſelbſtändig handeln, 


ſogar Regeln aufſtellen, über Gelder verfügen uſw., was alles im 


modernen Staate, der ja durchaus nach Art eines Vereines vor⸗ 
geſtellt wird, Gegenbilder findet. Auch im demokratiſchen Staate 
wird von der Regierung erwartet und verlangt, daß ſie im Sinne 
der Geſamtheit, das iſt des Staates, des Landes, nicht nur der 
Mehrheit wirke und verordne; nur die feſte Überzeugung, daß alles, 
was die eigene Partei wolle oder worüber die Koalition von Parteien 
einig iſt, aus der die Regierung hervorgeht, zum Wohle des Ganzen 
diene, gibt einer Parteiregierung ihre ſubjektive Redlichkeit, ſo ſehr 
ſie den Unwillen der Minderheit erregen mag. — Wenn etwa die 
Gleichheit der Individuen, die ein beſtimmtes Lebensjahr vollendet 
haben, Grundlage des Grundgeſetzes der Volkswahlen und Volks⸗ 
abſtimmungen als der Normen des Volksſtaates iſt, ſo gilt dieſe 
Gleichheit zwar in allen Kollegien, deren Mitglieder als gleiche 
gelten, auch in ſolchen, die aus ganz anderem, zum Beiſpiel Drei⸗ 
Klaſſen⸗Wahlrecht hervorgehen, aber ſonſt keineswegs in allen be⸗ 
ſchließenden Verſammlungen. In den Generalverſammlungen der 
Aktiengeſellſchaften wird nicht nach Köpfen abgeſtimmt, ſondern es. 
wird nach der Zahl der Aktien gefragt, die der einzelne Kopf ver⸗ 
tritt, ſo daß die Stimme des einen Aktionärs tauſendmal ſo ſchwer 
wiegen kann als die des anderen. Und auf dem Gegenpol finden 
wir, daß die Kongreſſe der Gewerkſchaften und anderer Arbeiter⸗ 
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verbände die gewählten Vertreter nach der Zahl der von ihnen ver⸗ 
tretenen Individuen bewerten, alſo keineswegs als gleiche Volks⸗ 
vertreter gelten laſſen. 

So konnte füglich als folgerichtiges Ergebnis des demokratiſchen 
Gedankens die Ungleichheit der Abgeordneten in einer geſetz⸗ 
gebenden Volksvertretung ſich herausſtellen, indem jeder Abgeordnete 
ſo viel Gewicht in die Wagſchale legte, als die Zahl ſeiner Wähler 
ausmacht; und um die Vertretung der Minderheiten noch voll⸗ 
kommener zu machen, als es durch das von mir (1917) empfohlene 
Prinzip des Addierens der überſchüſſigen Stimmen! geſchähe, müßten 
die ſchließlich unvertreten bleibenden Stimmen in der Lage ſein, das 
Gewicht irgendeines ihnen zuſagenden Abgeordneten nachträglich durch 
Übertragung ihrer Stimmen zu vermehren. Es fehlte dann nur 
noch, daß man auch die Ungleichheit der einzelnen Wähler zur 
Geltung kommen ließe, nämlich nicht etwa die Ungleichheit nach Beſitz, 
Bildung, Begabung, moraliſchem Wert, was der demokratiſche Ge⸗ 
danke immer verſchmähen müßte, ſondern einfach die Verſchiedenheit, 
ob ein Wähler (eine Wählerin) nur ſich ſelber oder auch eine ge⸗ 
wiſſe Zahl von nicht wahlberechtigten Perſonen, zum Beiſpiel ſieben 
Schulkinder „vertritt“, die vielleicht nicht als gleichwertig, aber doch 
zuſammen etwa zwei bis drei Wahlſtimmen aufwiegend gedacht 
werden könnten“. 


1 Der engliſche Staat und der deutſche Staat, S. 101. 

2 Erſt nachdem dieſe Arbeit abgeſchloſſen war (zum größten Teil iſt fie vor 
3 Jahren geſchrieben), lernte ich die Abhandlung „Vom Weſen und Wert der 
Demokratie“ von Hans Kelſen (Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 
47. Bd., 1. H.) kennen. Wenn Zeit und Gelegenheit erlauben werden, die hier 
mitgeteilten Gedanken weiter zu führen, ſo möchte ich verſuchen, ſie mit denen 
Kelfſens in Verbindung zu bringen.. 
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m vierten Hefte des letzten, vollendeten Jahrgangs dieſer Zeit⸗ 

ſchrift hat Georg von Below in einem Aufſatze: „Soziologie 
als Lehrfach“, den er im Untertitel als einen kritiſchen Beitrag zur 
Hochſchulreform bezeichnet, Urteile gefällt, die es notwendig machen, 
daß aus dem kleinen Kreiſe derer, die bereits an deutſchen Uni⸗ 
verfitäten dieſes Lehrfach vertreten, alsbald geantwortet wird !. 
Wenn es im folgenden verſucht wird, ſo geſchieht es jedoch nur 
mit einigen weſentlichen Beſchränkungen: Über Hochſchulreform und 
über die Veröffentlichungen des Unterſtaatsſekretärs Becker ſoll, 
ſoweit es ſich nicht um die Sonderfragen der Geſellſchaftslehre 
handelt, nichts geſagt werden. Der Verſuchung, dem Freiburger 
Hiſtoriker auch auf dieſen Pfaden ſeiner heftigen Polemik zu folgen, 
werde ich nicht nachgeben, obwohl meine innere Teilnahme an der 
Löſung dieſer Aufgaben nicht minder groß iſt. Ferner wird es ſach⸗ 
dienlicher ſein, überhaupt die polemiſche Färbung möglichſt zu ver⸗ 
meiden und lieber in einer leidenſchaftsloſen Darlegung zu zeigen, 
warum und inwieweit mir die Zuſammenhänge unſerer Diſziplin 
mit den übrigen Wiſſenſchaften und mit den Lehraufgaben unſerer 
Hochſchulen anders erſcheinen als Below? Es muß den Fach⸗ 
vertretern vor allem daran liegen, die ganze Frage aus den Ver⸗ 
knüpfungen mit der praktiſchen Politik zu löſen, in denen ſie bei 


1 Diefer Auffatz Belows iſt auch als Sonderabdruck, der um ein Vorwort 
(mit Zitaten aus Troeltſch und Vierkandt) vermehrt wurde, bei Duncker & Humblot, 
München und Leipzig, erſchienen. 

2 Das Verlangen, G. v. Below zu antworten, habe ich begreiflicherweiſe 
ſogleich beim Leſen ſeines Aufſatzes geſpürt. Ich bat die Redaktion, eine von 
mir verfaßte Erwiderung aufzunehmen. Darauf ſchrieb ich die obigen Aus⸗ 
führungen Ende Februar 1920. 
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ihm erſcheint. Es wäre überaus verhängnisvoll, wollte man auch 
fernerhin das Problem der Stellung der Soziologie im Rahmen 
der Lehrfächer mit Parteifragen verquicken. Der Wunſch des 
preußiſchen Kultusminiſteriums, Profeſſuren für Soziologie an den 
Univerſitäten zu ſchaffen, und der Grad der Bereitwilligkeit oder 
der Abneigung, auf Anregungen dieſer Zentralbehörde einzugehen, 
ſcheint mir eine Angelegenheit zu ſein, die ganz außerhalb des Bei⸗ 
trags zur Methodologie und Problematik der Wiſſenſchaften ſteht, 
wie ſie hier ſkizzenhaft gegeben werden ſoll. Die Auffaſſung der 
Soziologie, die Below dem Univerſitätsreferenten im Kultus⸗ 
miniſterium vorwirft, fie beſtehe „nur aus Syntheſe“, wird — um 
das vorwegzunehmen — von mir keineswegs verteidigt und ver⸗ 
treten. Dieſe Zeilen haben nicht den Zweck, für Becker gegen Below 
Partei zu nehmen; ſie laſſen vielmehr dieſen Meinungsgegenſatz 
unerörtert und halten ſich unmittelbar an die ſachliche Kernfrage. 
Ob ein ſozialiſtiſches Regiment die Geſellſchaftslehre als Unterrichts⸗ 
fach fördert oder hemmt, ſollte man bei dieſer Erörterung unberück⸗ 
ſichtigt laſſen. Hier entſcheiden nicht äußere Zeitumſtände, ſondern 
die inneren Qualitäten und Notwendigkeiten des Gegenſtands. Die 
plumpe Verwechſelung von Sozialismus und Soziologie hat ſchon 
viel Schaden angerichtet. Bekannt iſt, wie der öſterreichiſche Feld⸗ 
marſchalleurnant Ratzenhofer am Wiener Hofe unter dieſem 
Mißverſtändniſſe zu leiden hatte. Ob dem Soͤzialismus aus den 
Ergebniſſen der ſoziologiſchen Forſchung mehr Argumente der Recht⸗ 
fertigung oder der Anklage erwachſen werden, iſt heute noch eine 
ganz unentſchiedene Frage. 

Ich zögere, ob ich noch einen anderen — ſcheinbar zu perſön⸗ 
lichen — Punkt einleitend erwähnen ſoll. Aber um Mißverſtändniſſe 
zu vermeiden, wird er ſich nicht umgehen laſſen: Below ſagt gegen 
Schluß ſeiner Abhandlung (S. 56/57): „Ich habe die denkbaren 
Möglichkeiten ſoziologiſcher Profeſſuren beſprochen. Das wirkliche 
Leben geht aber oft über das, was uns zunächſt denkbar erſcheint, 
noch hinaus, und ſo muß ich denn hier feſtſtellen, daß die Erfahrung 
mich über noch andere Fälle, die vorauszuſetzen uns von Haus aus 
nicht nahe liegt, belehrt hat. Ja, ich muß ſogar bekennen, daß dies 
die mir bisher allein bekanntgewordenen Fälle ſoziologiſcher Pro⸗ 
feſſuren ſind.“ Danach teilt er, ohne Namen zu geben, zwei Fälle 
mit, die allerdings ſehr gegen die Einrichtung ſoziologiſcher Pro⸗ 
feſſuren zeugen würden. Die Regelung, die an unſerer Kölner 
Univerſität erfolgt iſt, ſcheint ihm unbekannt zu ſein. Ihre Er⸗ 


349] Die Soziologie als Einzelwiſſenſchaft 33 


wähnung ergänzt Belows Mitteilung in poſitiver Hinſicht: Als 
ich Oſtern 1915 zum Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der da⸗ 
maligen Handelshochſchule Köln ernannt wurde, erhielt ich auch den 
beſonderen Auftrag, die Soziologie in Ergänzung zur National⸗ 
ökonomie zu lehren, ſoweit ein Bedürfnis beſteht. In den Kriegs⸗ 
ſemeſtern waren die Anforderungen, die an die verminderte Zahl 
von Lehrern der Volkswirtſchaftslehre geſtellt wurden, ſo beträchtlich, 
und ſtand zunächſt die Ausbildung von Handelslehrern und beſonders 
slehrerinnen, ſowie von ſpäteren Diplomkaufleuten und Sozial⸗ 
beamten ſo ſehr im Vordergrunde, daß die Aufnahme der Geſell⸗ 
ſchaftslehre in den Stundenplan der Fachhochſchule unangebracht 
geweſen wäre. 1918, noch ehe zur Gründung der Univerſität ge⸗ 
ſchritten wurde, faßte auf Anregung Chriſtian Eckerts die Stadt 
Köln die Einrichtung eines Forſchungsinſtituts für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften ins Auge, an dem von vornherein die Pflege der 
Soziologie als grundlegender Diſziplin in den Vordergrund 
geſtellt wurde. Am 1. April 1919 begann das Inſtitut ſeine 
Arbeiten. Die Leitung der ſoziologiſchen Abteilung wurde dem 
Philoſopqgen und Soziologen Max Scheler und dem Verfaſſer 
als Nationalökonomen und bisherigen Vertreter des Lehrfaches 
Soziologie übertragen. Bei der bald darauf erfolgenden Gründung 
der Univerſität wurde Max Scheler als Profeſſor für Philoſophie 
und Soziologie berufen; meine eigene an der Handelshochſchule 
beſtehende Profeſſur für wirtſchaftliche Staatswiſſenſchaften und 
Soziologie wurde in dieſer Fächerverbindung von der Univerſität 
übernommen. Neben meinen volkswirtſchaftlichen Vorleſungen, Kol⸗ 
loquien und Übungen las ich im erſten Univerſitätsſemeſter: „Ein⸗ 
führung in die Soziologie“; im folgenden Zwiſchenſemeſter und im 
gegenwärtigen Winterſemeſter veranſtaltete ich Übungen im ſozio⸗ 
logiſchen Seminar. Ich erwähne das, um zu zeigen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe an unſerer Hochſchule erheblich von den Below „allein 
bekannt gewordenen Fällen ſoziologiſcher Profeſſuren“ abweichen, 
anderſeits aber inſofern ſeinen Forderungen entſprechen, als die 
beiden Vertreter der Soziologie in Köln allerdings in erſter Linie 
zwei längſt anerkannte Fächer (Philoſophie und Nationalökonomie) 
als Ordinarien lehren; zugleich ſind ſie aber durch ihre Aufgabe 
an dem Forſchungsinſtitut auf den engſten, beſtändigen Zuſammen⸗ 
hang mit jener Wiſſenſchaft hingewieſen. Mit den enzyklopädiſch 
gerichteten Profeſſuren, die Below vor allem verurteilt, haben 


unſere Amtsaufgaben nichts gemein. 
E&Smoller5 Jahrbuch XLIV 2. 3 


! 
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Noch eines muß ich vorausſchicken: Selbſt wenn ich von einem 
Gremium von Fachvertretern dazu autoriſiert wäre, könnte ich beim 
gegenwärtigen unvollſtändigen Zuſtande unſerer Diſziplin nicht im 
Namen der Soziologen ſchlechtweg reden. Vielmehr bleibt mir 
nichts anderes übrig, als die Auffaſſung von Soziologie hier zu 
vertreten, wie ich ſie perſönlich hege, ohne darüber Rechenſchaft 
geben zu können, wer wohl ſonſt noch bereit wäre, ſich zur ſelben 
Auffaſſung zu bekennen. Es ſcheint mir deshalb beſcheidener 
und ſachlich angebrachter, das Fürwort „wir“ bisweilen durch 
das anſcheinend anſpruchsvollere „ich“ zu erſetzen. Wo es im 
folgenden nicht geſchieht, bitte ich, ſich dieſer Einſchränkung zu er⸗ 
innern. 

Mit Below bin ich der Meinung, daß Soziologie als Uni⸗ 
verſalwiſſenſchaft unmöglich iſt, daß es in ihr beſonders ſchwierig 
iſt, über die Analyſe hinaus zur Syntheſe zu gelangen, und ſchließ⸗ 
lich, daß eine etwa notwendige Hochſchulreform nicht durch die 
Errichtung enzyklopädiſch gerichteter Profeſſuren bewirkt werden 
kann. Ich wende mich nur gegen ſeinen Satz und deſſen Begründung: 
„Ich lehne auch die Konſtruktion der Soziologie als Sonderwiſſen⸗ 
ſchaft ab.“ Below gibt das Vorhandenſein ſoziologiſcher Probleme 
zu, meint aber, daß fie im Rahmen älterer Diſziplinen am beiten 
gefördert würden. Dem ſtelle ich die Theſe entgegen, daß neben 
der — zweifellos vorhandenen — Pflege der Durchforſchung von 
Gemeinſchaftsbeziehungen in Geſchichte, Rechtswiſſenſchaft, Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, Völkerkunde, Theologie, Philoſophie, Sprachwiſſen⸗ 
ſchaft uſw. eine ſelbſtändige Einzelwiſſenſchaft von den Formen der 
menſchlichen Beziehungen notwendig und fördernswert iſt. 

Leider iſt die Beantwortung der Frage, ob „ih eine Kon⸗ 
ſtruktion einer ſoziologiſchen Sonderwiſſenſchaft durchführen läßt“, 
der magerſte und logiſch anfechtbarſte Teil in Belows ſonſt ſo 
inhaltsreichen und weite Fernſichten gewährenden Darlegungen. Er 
ſagt darüber: „Zwei Fragen ergeben ſich hier. Läßt ſich eine 
Wiſſenſchaft von den Formen der Wechſelwirkung des Einzelnen und 
der Gemeinſchaft oder Vergeſellſchaftung ſo ablöſen, daß ſie als ein 
beſonderes Wiſſenſchaftsgebiet Lebensfähigkeit beſitzt? Wir glauben 
dieſe erſte Frage nicht eingehend beantworten zu brauchen, da die 
Beantwortung einer zweiten ſchon die Entſcheidung gibt, nämlich 
die Frage, ob die Erforſchung jener Formen von einem anderen als 
einem beſonderen Fachmann in die Hand genommen werden kann. 
Und die Antwort hierauf haben wir auch ſchon gegeben. Wir 
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können uns damit begnügen, einige Folgerungen aus unſeren Dar⸗ 
legungen für den praktiſchen Unterrichtsbetrieb zu ziehen.“ 

Man ſucht alſo zurückblätternd die angeblich bereits gegebene 
Antwort auf den 51 vorausgehenden Seiten. Was ſteht dort an 
Ausführungen, die zur Sache gehören? Was ſteht dort ſpeziell 
über den „beſonderen Fachmann“? Auf Seite 10 findet ſich zu⸗ 
nächſt die durchaus diskutierbare Behauptung, daß ſich die Formen 
der Gemeinſchaftsbeziehungen ja nur ſcheinbar von den Gemein⸗ 
ſchaftsbeziehungen überhaupt trennen ließen. Dieſe aber, fährt der 
Verfaſſer fort, würden von den Wiſſenſchaften in ſtärkſter Zahl be⸗ 
obachtet und unterſucht; auf ſie habe ſich die Aufmerkſamkeit ſchon 
ſeit ſehr langer Zeit hingelenkt. Die Romantiker werden beſonders 
hervorgehoben; in ihrer Theorie vom Volksgeiſte liege der Hinweis 
auf die unbewußten Kollektivkräfte, deren Erkenntnis hier und da 
von der Aufklärung zugunſten der bewußten Handlungen der einzelnen 
Menſchen unterſchätzt worden ſei. Das Brauchbare, was die moderne 
„Soziologie“ enthalte, ſtamme aus der Romantik. Das ganze 
19. Jahrhundert habe zumal die wirtſchaftlichen Beziehungen unter 
den Menſchen unterſucht. Es ſei ein großer Fehler, vom Einbruche 
des Poſitivismus in Deutſchland eine neue Epoche in der Erörterung 
des Verhältniſſes des einzelnen zur Gemeinſchaft zu datieren. Gegen 
dieſe Bewegung, die von Comte, Buckle, Spencer ausgehe, 
und ihre allzu knappen und äußerlichen Formeln für die Gemein⸗ 
ſchaftsbeziehungen der Menſchen, mit denen die Einzelperſönlichkeit 
ganz ausgelöſcht werden ſollte, wendet ſich ſeine vernichtende An⸗ 
klage. (Der Poſitiviſt Lamprecht iſt noch immer ſein Haupt⸗ 
gegner.) 

Zur Verneinung der aufgeworfenen Frage ſcheint mir das alles 
nicht zu genügen. Zunächſt wird man gern zugeben, daß ſeit der 
Zeit der Sophiſten alle Wiſſenſchaften, die ſich mit dem Menſchen 
beſchäftigen, das Verhältnis von Individuum und Geſellſchaft immer 
wieder in wechſelnden Zuſammenhängen behandelt haben, und daß 
dabei die geiſtigen Kollektivkräfte häufig als das leitende und aktive, 
der Einzelmenſch als das abhängige und paſſive Element angeſehen 
worden ſind. In der Tat iſt es keine Entdeckung der modernen 
Soziologie, daß die Geſellſchaft das Reale, das Individuum mehr 
oder minder eine Abſtraktion ſein ſoll. Wer in der Überwindung 
des Individualismus das Weſen und die Hauptaufgabe der Sozio⸗ 
logie ſieht, mißverſteht ſie. Dieſes Problem wird von ihr neben 
anderen nur geſtellt, darf aber keineswegs ſchon heute als endgültig 
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zugunften des Univerſalismus entſchieden gelten. Oppenheimers 
Behauptung !, ſein Standpunkt würde heute von der geſamten 
Soziologie eingenommen, daß nämlich alle Fortſchritte der Kultur 
aus dem tiefen Mutterboden der Kollektivitäten wüchſen, und daß 
es vor allem keines „Genius“ bedürfe, um eine entſcheidende Ent⸗ 
deckung zu machen, iſt zum mindeſten mißverſtändlich und bedarf 
einer beſonderen Auslegung, um anerkannt werden zu können. Mich 
lehren gerade meine ſoziologiſchen Studien, daß die bisherigen 
Frageſtellungen (auch der Hiſtoriker) beim Problem des Verhältniſſes 
zwiſchen Menſch und Geſellſchaft unrichtig ſind und gar nicht ent⸗ 
ſchieden werden können, weil alle organiſchen Weſen und ihre Ge⸗ 
meinſchaften zugleich Individuen und Kollektivitäten ſind. Eine 
Soziologie, die „dauernd eine Kampfſtellung gegen das Individuum 
einnimmt“, befindet ſich meines Erachtens noch in dem Vorſtadium 
wiſſenſchaftlicher Erkenntnis und iſt ebenſo abzulehnen wie eine 
Geſellſchaftslehre, die eine dauernde Kampfſtellung gegen die Kollektiv⸗ 
kräfte einnimmt. 

Die poſitiviſtiſche Soziologie iſt nur ein Zweig dieſer Wiſſen⸗ 
ſchaft, der auch noch gegenwärtig in Deutſchland (zum Beiſpiel in 
dem vor kurzem verſtorbenen Müller⸗Lyer) ſeine Vertreter findet. 
Aber mit mir wird ſich noch mancher heutige Forſcher auf dem Ge⸗ 
biete der Geſellſchaftslehre (zum Beiſpiel Othmar Spann) gegen 
die Gleichſetzung von Soziologie und Poſitivismus wehren. Mir 
will ſcheinen, als ob man nicht ſcharf genug zwiſchen Geſchichts⸗ 
philoſophie (alſo auch zwiſchen kollektiviſtiſcher Geſchichtsphiloſophie) 
und Geſellſchaftslehre unterſcheiden muß. Geſetze der Evolu⸗ 
tion, der Stufen⸗ und Phaſenbildung aufzuſtellen, 
iſt, will mir ſcheinen, nicht unſere Aufgabe; wir ſollten ſie 
neidlos dem Geſchichtsphiloſophen überlaſſen. Comte vermag ich 
in der Hauptſache nur als ſolchen, kaum als Soziologen im heutigen 
Sinne anzuſehen. Mit dem Werke dieſes „Erfinders der Soziologie“ 
verbindet die heutige Geſellſchaftslehre nur noch wenig. Auch ſeine 
Trennung in Statik und Dynamik — darin iſt Barth durchaus 
zuzuſtimmen — iſt veraltet, zumal da die Mechanik ſelbſt dieſe Zwei⸗ 
teilung nicht mehr aufrechterhält. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird es allerdings empfehlenswert 
ſein, die Entſtehung der Soziologie als Wiſſenſchaſt von dem genialen 


1 Vgl. das Vorwort zu Franz Oppenheimer, Kapitalismus, Kom⸗ 
munismus, Wiſſenſchaftlicher Sozialismus. Berlin und Leipzig 1919. 
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franzöſiſchen Poſitiviſten (oder ſeinem Lehrer Saint⸗Simon) 
an zu datieren; nicht nur deshalb, weil er der Sache den (ſchlecht⸗ 
gebildeten) Namen gegeben hat, ſondern weil ſich mit ihm das 
Streben einſtellt, die Geſellſchaft — die freilich zunächſt als eine 
ſelbſtändige Subſtanz betrachtet wird — als einen ſyſtematiſch 
durchforſchbaren Gegenſtand anzuſehen. Alle vorausgehende Geſell⸗ 
ſchafts⸗ und Moralphiloſophie, alle Spekulationen über den Staat, 
all die zahlreichen Beiträge zur Lehre von den Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen der Menſchen waren bis dahin dienende, einem auf 
andere Ziele gerichteten Wiſſenſchaftsganzen untergeordnete Studien. 
So trügeriſch die Vorſtellung war, daß es etwas Umgrenzbares gäbe, 
was Geſellſchaft hieße, und daß dieſe Geſellſchaft eine Einheit wäre, 
ſo notwendig war zunächſt die Verſelbſtändigung eines neuen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Objektes. 

Auch in anderen Diſziplinen iſt der Zeitpunkt, von dem ab man 
die Geſchichte einer neuen Wiſſenſchaft datieren ſoll, nicht immer 
einwandfrei beſtimmbar. Das gilt beſonders für die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. War Quesnay oder Adam Smith „der Vater der 
Nationalökonomie“? Gehören die Merkantiliſten zur Vorgeſchichte? 
Die Vorgeſchichte der Geſellſchaftslehre iſt jedenfalls lang. Im 
Zuſammenhang mit der wiſſenſchaftlichen Politik und Kulturgeſchichte 
wird man ihren Strom durch die Jahrhunderte verfolgen müſſen. 
Mit Spann! in Kant und Fichte die Begründer der Geſellſchafts⸗ 
lehre zu ſehen, ſcheint mir nicht angängig. Die deutſche idealiſtiſche 
Philoſophie enthielt ſicherlich auch ſehr viel Sozialphiloſophie, jedoch 
keine Syſtematik der Vergeſellſchaftungsformen. Aber wir Heutigen 
werden auch die auf Comte folgenden Enzyklopädiſten und die 
Vertreter der älteren biologiſchen Schule mit ihren gefährlichen und 
unwiſſenſchaftlichen Analogien nur als Vorläufer einer erſt langſam 
entſtehenden, abgegrenzten Soziologie betrachten müſſen. Ihr Streben 
nach univerſeller Erfaſſung von Welt und Menſch imponiert uns, 
dient uns aber nicht als Beiſpiel. 

Es ſcheint, als ob zwiſchen Hiſtorikern und Soziologen ein faſt 
unvermeidlicher, tiefer liegender Gegenſatz beſteht. Mit dem Jugend⸗ 
werke Treitſchkes, der mit Recht gegenüber dem, was man vor 
60 Jahren als Geſellſchaftswiſſenſchaft bezeichnete, erklärte, daß nie⸗ 
mals eine Wiſſenſchaft denkbar wäre, die alle dieſe heterogenen 


1 Vgl. O. Spann, Kurzgefaßtes Syſtem der Geſellſchaftslehre. Berlin 
1914, S. 380 ff. 
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Dinge zufammenfaßte, find die ſchärfſten, oft ſarkaſtiſch und höhniſch 
zugeſpitzten Urteile über unſer Bemühen von Hiſtorikern gefällt 
worden. Betrachten ſie ſich doch ſelbſt nur allzugern als die Uni⸗ 
verſalinterpreten der Kultur, die Störung des Monopols durch 
einen neuen Bewerber wittern. Ich begreife, daß ihnen die Ge⸗ 
ſchichtsphiloſophie, ſoweit ſie auslegenden und die Geſchehniſſe deu⸗ 
tenden Charakter hat, verdächtig iſt. Seit Spencers Tagen be⸗ 
ſteht andererſeits unter den Soziologen reges Mißtrauen gegen die 
Zuverläſſigkeit des Materials, das uns die Geſchichte liefert. Der 
ſeltſame Bund von Geſchichtsphiloſophie und Soziologie war un⸗ 
natürlich und verhängnisvoll zugleich. Denn gerade die ſpezifiſch 
ſoziologiſche Methode der pſychologiſchen Analyſe und der Durch⸗ 
forſchung der menſchlichen Motive führt zu größter Vorſicht in der 
Beurteilung des geſchichtlichen Geſchehens und in der Verwertung 
der Berichte über Vergangenes. Eigentlich iſt die materiale Geſchichts⸗ 
philoſophie mit ihrer Interpretationsluſt und ihrer Neigung zu 
Spekulation und Metaphyſik! das Gegenteil aller empiriſchen und 
exakten Soziologie. Es iſt bezeichnend, daß die amerikaniſche Sozio⸗ 
logie (in Europa am ausgeſprochenſten Waxweiler) ſo gut wie 
ganz auf die Hiſtorie als Hilfswiſſenſchaft verzichtet und ihre Unter⸗ 
ſuchungen in der Hauptſache auf die ſozialen Tatſachen der Gegen⸗ 
wart beſchränkt. | 

Paul Barth, der ja in der Gleichſetzung von Geſchichts⸗ 
philoſophie und Soziologie am weiteſten geht, betont, daß nur das 
geſchichtlich Bedeutungsvolle Gegenſtand der Soziologie ſein könne, 
Er wendet gegen Simmel und Waxweiler ein, daß ſie ſich in 
ihrer Verwendung des geſchichtlichen Verfahrens „des Kriteriums 
der Auswahl derjenigen menſchlichen Beziehungen berauben, die 
wichtig genug ſind, um Gegenſtand der Wiſſenſchaft zu werden. 
Nicht jedes Wellengekräuſel des menſchlichen Verkehrs hat dieſen 
Grad von Wichtigkeit, ſondern es haben ihn bloß die dauernden 
großen Strömungen des Willens und des Geiſtes, die man durch 
die Jahrhunderte verfolgen kann. Dieſe darzuſtellen und, ſoweit es 
möglich iſt, zu erklären, iſt die Aufgabe der Soziologie, die damit 
zugleich Theorie der Geſchichte wird!. 


1 Ein lehrreiches und bedenkliches Beiſpiel gibt neuerdings Spenglers 
„Untergang des Abendlandes“. 

2 Paul Barth, Die Philoſophie der Geſchichte als Soziologie. 2. Aufl. 
Leipzig 1915, S. 139. 
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Hier ſei vorläufig nur bemerkt, daß ich das nicht voll an⸗ 
zuerkennen vermag; es gibt andere Kriterien, die mir ſicherer dünken. 
Doch ſoll nicht die Notwendigkeit der Benutzung des hiſtoriſchen 
Materials und der Umſtand, daß auch die meiſten Kapitel der 
Soziologie ihren geſchichtlichen Teil und ihre geſchichtlichen Einzel⸗ 
beſtandteile haben, beſtritten werden. Nur ſpielt hierbei der methodo⸗ 
logiſche Zweifel eine große Rolle; auch iſt uns das möglichſt un⸗ 
mittelbare Beobachtungsmaterial aus der Gegenwart willkommener 
als das der Vergangenheit, das allzu ſubjektiv geſichtet und geſiebt 
erſcheint. Hier genügt es zunächſt, hervorzuheben, daß ich Belows 
Einwendungen gegen die von Soziologen betriebene Geſchichts⸗ 
philoſophie völlig gelten laſſe. 

Die Art aber, wie außerhalb der Soziologie die Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen in den älteren Fachwiſſenſchaften dargelegt und behandelt 
wurden, ſcheint mir auch ergänzungsbedürftig zu ſein. Gerade die 
vielen Beiſpiele, die Below für das Drängen nach Vertiefung in 
ſoziologiſche Probleme während des 19. Jahrhunderts anführt, ſind 
mir willkommen. Eine ſteigende Sehnſucht nach Erkenntnis eines 
bisher unter nicht ausreichenden Geſichtswinkeln betrachteten Zu⸗ 
ſammenhanges machte ſich geltend. 

Wenn wir Heutigen bereitwillig zugeben müſſen, daß uns Ziel 
und Weg der älteren Soziologen (beſonders auch Schäffles) nicht 
nachahmenswert erſcheint und von uns verlaſſen werden muß, ſo 
begreifen wir — ganz abgeſehen von der Anerkennung der perſön⸗ 
lichen Leiſtungen — die geſchichtliche Notwendigkeit und die Frucht⸗ 
barkeit ihres Irrtums, der daraus erſtand, daß ſie zu viel wollten. 
Es iſt kein Nachteil für eine Wiſſenſchaft, wenn ſie in ihrer Jugend⸗ 
periode ihr Ziel zu weit und allgemein ſteckt. Es war in der Tat 
das Verlangen nach Syntheſe, die ſich geltend machte, die Hoffnung, 
es möge gelingen, den vergeſellſchafteten Kulturmenſchen im Kosmos 
richtig einzuordnen und ſeine ſozialen Kräfte naturwiſſenſchaftlich zu 
beſtimmen. Die Torſos, die entſtanden, bleiben imponierend und 
lehrreich; nicht zuletzt gerade durch ihre Mängel und Einſeitigkeiten. 
Jene Männer mußten ſich über die Erreichbarkeit und Schwierigkeit 
ihrer Aufgaben täuſchen, wie ſich auch Below täuſcht, wenn er 
annimmt, der ſoziologiſche Gehalt der alten Wiſſenſchaften vom 
Nenſchen genüge, und ihre Ergebniſſe befriedigten hinreichend unſeren 
Bedarf an geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Erkenntniſſen. Entſcheidend 
iſt das letzte und tiefſte Ziel, das man in einer Wiſſenſchaft an⸗ 
ſtrebt. Die Analyſe der Vergeſellſchaftungsformen kann nicht bloß 
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mittelbar von Hiſtorikern, Juriſten, Philologen vorgenommen werden. 
(Ich komme darauf zurück.) Mir will ſcheinen, als ob gerade aus 
der zur ſoziologiſchen Erkenntnis hindrängenden, ſie aber nie er⸗ 
füllenden Arbeit des 19. Jahrhunderts der Ruf nach Herauslöſung 
des Formproblems aus der Vermengung mit dem Inhaltlichen 
tönt. Wie es zu machen iſt, und welche Schwierigkeiten dafür be⸗ 
ſtehen, kann zunächſt noch unerörtert bleiben. Hier genügt es, das 
ſich auch in Deutſchland immer wieder Geltung verſchaffende Ver⸗ 
langen nach neuen, freieren und ſelbſtändigeren Zugangswegen zum 
Problem der Geſellſchaftlichkeit hervorzuheben. Das iſt keine Mode⸗ 
ſache, keine Tagesſtimmung, vielmehr ein dauernd empfundenes 
geiſtiges Bedürfnis: Der denkende Menſch will verſtehen, nach welchen 
Geſetzen ſein Ich an andere Menſchen, an Gruppen und abſtrakte 
Kollektivbkräfte gebunden if. Er kann viel darüber aus den alten 
Wiſſenſchaften lernen; er fühlt aber, daß es einen unmittelbareren 
und direkteren Weg geben müſſe, hinter das Geheimnis der perſön⸗ 
lichen Fürwörter zu kommen. Wenn Simmel in ſeiner „Sozio⸗ 
logie“ nach Belows Meinung „die Miene annimmt, als ob die 
ſoziologiſche Betrachtung, die Erklärung der hiſtoriſchen Erſcheinungen 
aus dem Wechſelwirken und dem Zuſammenwirken der einzelnen 
etwas verhältnismäßig Neues ſei“, ſo ſteckt hinter der Miene ein 
durchaus richtiger Gedanke, nämlich der Vorſatz, dieſe Wechſel⸗ 
beziehungen der Menſchen noch viel mehr aus dem Geflechte der 
ſpeziellen Zwecke und Sachzuſammenhänge herauszuſchälen, als es 
die (dem Soziologen unentbehrlichen) Hilfswiſſenſchaften tun können 
und dürfen. 

Doch ich kehre zu den von Below aufgeworfenen (auch 
nach meiner Auffaſſung durchaus richtiggeſtellten) zwei Kernfragen 
zurück. Bisher konnte nur dargetan werden, daß Below irrt, 
wenn er behauptet, er habe die Antwort ſchon gegeben. Aber 
vielleicht wird uns die Antwort, die er geben könnte (oder genauer 
die Begründung ſeiner verneinenden Antwort), klarer, wenn wir 
erſt einmal feine „Folgerungen für den praktiſchen Unterrichtsbetrieb“ 
betrachten. 

Er ſagt: „Denken wir uns einen Profeſſor der Soziologie, der 
es mit ſeiner Aufgabe ernſt nimmt. Er iſt vom preußiſchen Kultus⸗ 
miniſterium in dieſe Stellung gebracht worden. Iſt er auf einem 
beſonderen Gebiet Fachmann — ſei es Juriſt oder Nationalökonom 
oder Theologe oder Hiſtoriker uſw. —, jo wird ihn feine ernſte 
Auffaſſung von ſeiner Aufgabe dahin führen, ſich immer mehr in 
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ſein Fach zu vertiefen, gewiß auch das Auge über Nachbargebiete 
ſchweifen zu laſſen, jedoch immer weiter in ſeinem eigenen Schacht 
zu arbeiten, da er ſonſt ſeine Kraft zerſplittern und ſeine Arbeit 
nicht wahrhaft fördern würde. Die Pflichten jeder einzelnen Wiſſen⸗ 
ſchaft ſind eben heute ſchon ſo unermeßlich, daß ſie einen Mann 
ganz verlangen, daß ſogar einer nicht einmal ſeine geſamte Diſziplin 
beherrſchen kann.“ 

Auch hier gebe ich ſogleich zu, daß Below die eigentliche 
Schwierigkeit bei der Frage nach der Ausgeſtaltung des Lehrfaches 
Soziologie genannt hat. Auch mir erſcheint es durchaus notwendig, 
daß der Lehrer der Soziologie zugleich Fachmann in einer Nachbar⸗ 
diſziplin iſt. (Es wäre müßig, zu ſtreiten, welche Disziplin dabei den 
Vorrang verdiente. Die Philoſophie kommt ſicherlich mit in erſter 
Linie in Betracht; man wird aber zugleich fordern müſſen, daß der 
Soziologie betreibende Philoſoph eine lebendige Anſchauung vom 
öffentlichen Leben beſitzt, wie ſie im übrigen die eine oder andere 
ältere Spezial⸗Sozialwiſſenſchaft mehr oder weniger zu vermitteln 
vermag; er muß ein Philoſoph ſein, deſſen geiſtiges Angeſicht auf 
den Markt blickt und dem Gewimmel der Menſchen zugekehrt iſt. 
It der Soziologe zugleich Nationalökonom, ſo wird er jenes Stre⸗ 
bens und jener Betrachtungsweiſe nicht entbehren dürfen, die die 
Einheitlichkeit, den allgemeinen Zuſammenhang und das Weſentliche 
in der Erſcheinungen Flucht aufſuchen; ihn wird die Philoſophie 
der Wirtſchaft mehr feſſeln müſſen als ihre Technik. Ahnliches 
ließe ſich von der Völkerkunde als Nachbarfachgebiet jagen.) Richtig 
iſt vor allem Belows Satz: „Die ſoziologiſche Erkenntnis verlangt 
die gemeinſame Forſchung aller Diſziplinen der Geiſtes⸗ oder Kultur⸗ 
wiſſenſchaften.“ (Von den Naturwiſſenſchaften wären auch einige 
zu nennen, beſonders die Biologie und Anthropologie.) Das Zu⸗ 
ſammenwirken mehrerer, verſchiedenen Diſziplinen angehörenden 
Fachleute wird in der Regel das befriedigendſte und einwandfreieſte 
Ergebnis zeitigen. Wenn man die Form vom Inhalte abſtrahieren 
will, muß man zuvor den Inhalt kennen; dieſes Wiſſen um die 
ſachliche Subſtanz gewährt dem Soziologen das Nachbarfach. Aber 
ſtärker noch als das Wiſſen vom konkreten Sachzuſammenhange 
muß ſein Sinn für die ſpezifiſch ſoziologiſche Art der Abſtraktion 
ſein. Jeder Stoff muß ihn in erſter Linie dadurch feſſeln, daß 
er aus ihm vor allem und möglichſt erſchöpfend das entnimmt, 
was über die Wechſelwirkungen von Menſch auf Menſch zu ent⸗ 
nehmen iſt. N 
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Dieſe Verwurzeltheit in einem Sonderfache hat freilich den von 
Below hervorgehobenen Nachteil, daß man genötigt wird, mehr 
als einem Herrn zu dienen. Gerade wir Nationalökonomen ſpüren 
die weite Ausdehnung der Anforderungen, die Forſchung und Lehre 
auf unſerem Gebiete an uns ſtellen. Nur dadurch, daß man all⸗ 
mählich auf ſelbſtändige Arbeit in beſtimmten Spezialgebieten unſerer 
Diſziplin (zum Beiſpiel in Finanzwiſſenſchaft, Kreditweſen oder der⸗ 
gleichen) verzichtet und ſich mehr den ſoziologiſch ertragreicheren 
Gebieten der Nationalökonomie zuwendet, iſt es möglich, den dop⸗ 
pelten Anſprüchen zu genügen. Dabei iſt man oft Jahrzehnte hin⸗ 
durch genötigt, literariſche Pläne, die längſt in einem reif geworden 
ſind, und von deren Ausführung man eine Förderung der ſoziolo⸗ 
giſchen Forſchung erhofft, immer wieder zurückzuſtellen zugunſten der 
Anſprüche, die das Ausgangsfach (hier: die Nationalökonomie) 
ſtellt. Freilich wird man auch durch dieſen Vorgang des Wartens 
zu einem größeren Ausreifen der Gedanken genötigt. Aber es 
iſt nicht leicht, ſcheinbar beſeite zu ſtehen, wenn dringende Fragen 
geſtellt werden, zu deren Beantwortung man ſich mitberufen 
fühlt. 

Wer die Geſchichte der Soziologie in Deutſchland kritiſiert, darf 
dieſen Zwieſpalt nicht überſehen. Wenn wir — wie Becker meines 
Erachtens mit Recht ſagt — in der Geſellſchaftslehre ins Hinter⸗ 
treffen gegenüber einzelnen anderen Völkern geraten ſind, ſo liegt 
es daran, daß wir zumeiſt die Soziologie nur mehr „nebenamtlich“ 
betreiben konnten. Immer wieder erlebte man dabei, daß ſich in 
der ſtudierenden Jugend mancher mit beſonderem Eifer zunächſt der 
Geſellſchaftslehre zuwandte, auch in der Liebe zur Sache nicht nach⸗ 
ließ, aber in ſteigendem Maße in den Bann ſeines zweiten (älteren, 
das wiſſenſchaftliche Anſehen ſtärker ſichernden) Faches gezwungen 
wird. Daher blieben manche Anfänge und Pläne unvollendet. Die 
nörgelnde oder hämiſche Kritik aus anderen Lagern, die Furcht, 
man könnte für einen Dilettanten gehalten werden, taten dabei das 
übrige. Es fehlt in Deutſchland bisweilen an der vorurteilsloſen, 
vertrauenden und unkleinlichen Auffaſſung eines ſuchenden, irrenden 
und wieder voranſchreitenden Strebens. Wie billig iſt es, die ſchwer 
ringende, wahrhaftig mehr getadelte als „viel gerühmte“ Soziologie 
mit geſchmackloſen Wendungen wie „Wortmaskenverleihinſtitut“ zu 
verſpotten, oder, wie es Georg Jellinek getan hat, von der „auf: 
dringlichen wiſſenſchaftlichen Halbwelt zu reden, die ſich in dieſer 
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zur Signatur heutiger geiſtiger Tagesmode gehörenden Diſziplin 
breit macht“ l. 

Über das Syſtem ſoziologiſcher Vorleſungen hat Below falſche 
Vorſtellungen. Allerdings wäre es meines Erachtens heute noch nicht 
notwendig, mehr als höchſtens drei Stunden in dem einen Semeſter 
des Jahres über allgemeine Geſellſchaftslehre, danach im zweiten 
Jahresſemeſter wiederum zwei oder drei Stunden aus der ſpeziellen 
Soziologie zu leſen. Beſonders wichtig erſcheint mir aber das ſozio⸗ 
logiſche Seminar und das entſprechende Kolloquium. Bei den 
Übungen iſt das Zuſammenwirken von Studierenden aller Fakultäten 
recht fruchtbringend, gerade weil der Philologe, der Juriſt, der 
Theologe und Naturwiſſenſchafter recht verſchiedenartiges Material 
zur Ausſprache beizutragen vermögen. 

Die Löſung des Zwieſpalts kann ich nicht darin erblicken, daß 
man nach Belowſchem Vorſchlage die Keime des Lehrfachs Sozio⸗ 
logie gewaltſam unterdrückt und die Studierenden an die Philoſophen 
oder Hiſtoriker verweiſt, ſondern in einer Entlaſtung der Fachleute 
in ihrer anderen Diſziplin und einer allmählichen Ausdehnung ihrer 
Betätigung auf dem Gebiete der Soziologie. Die geeigneten Per⸗ 
ſonen ſollten neben ihren Fachprofeſſuren mehr als bisher Lehr⸗ 
aufträge für Geſellſchaftslehre und die wirtſchaftliche und rechtliche 
Röglichkeit erhalten, in dem Grade, in dem ſie in der Soziologie 
feften Fuß faſſen, dieſe aus der zweiten in die erſte Reihe ihrer 
Berufstätigkeit zu rücken. 

Aber es wird an der Zeit ſein, nicht länger bei Belows wenig 
förderlicher Krititik zu verweilen und ſeine Frage nach der Lebens⸗ 
fähigkeit eines beſonderen Wiſſenſchaftsgebietes von den Formen der 
Vergeſellſchaftung aufzunehmen und zu beantworten. 

Zuvor nur noch ein kurzes Wort über die Methodenfrage: 
Niemand wird ihre grundſätzliche Wichtigkeit für eine junge Willen: 
(haft verkennen. Simmel führt gelegentlich treffend aus, daß bei 
allen anerkannten Wiſſenſchaften die Erörterung der Methodenfrage 
ohne weiteres zurücktrete, bei neuen jedoch die Schwierigkeit der 
Ortsbeſtimmung im Syſtem der Wiſſenſchaft groß ſei und die Er⸗ 
örterung der Fruchtbarkeit ihrer Methoden eine neue und ſelbſtändige 
Aufgabe bilde. Bei der Soziologie hat gerade in Deutſchland die 
Erörterung der Methode einen großen, vielleicht längſt übergroßen 


1 Jellinek, Das Recht des modernen Staates, I. Band. Berlin 1905. 
I. Buch, 3. Kapitel: Die Geſchichte der Staatslehre, 3. Soziologiſche Theorien. 
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Umfang angenommen. Das Ziel ift dabei, die Schwankungen im Be⸗ 
griffe Soziologie zu vermeiden; aber es ſcheint, als ob dieſer Miß⸗ 
ſtand durch die endloſe Diskuſſion nur vermehrt wird. Auch hier 
ſteht die Tat eines unbeirrbaren Schöpfergeiſtes höher als das wort⸗ 
reiche Gerede der Krittler. Erinnern wir uns doch des Ausſpruchs 
von Dilthey, den Gothein im Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften zitiert: „Im ganzen gleicht die Frage, ob irgendein Teil⸗ 
inhalt der Wirklichkeit geeignet ſei, von ihm aus bewieſene und 
fruchtbare Sätze zu entwickeln, der Frage, ob ein Meſſer, das vor 
mir liegt, ſcharf ſei. — Man muß ſchneiden! Eine neue Wiſſen⸗ 
ſchaft wird konſtituiert durch die Entdeckung wichtiger Wahrheiten, 
aber nicht durch die Abſteckung eines nicht okkupierten Terrains in 
der weiten Welt der Tatſachen.“ Was an wiſſenſchaftlicher belang⸗ 
reicher ſoziologiſcher Literatur in Deutſchland während der letzten 
25 Jahre geſchaffen worden iſt, beſteht etwa zu vier Fünfteln aus 
Beiträgen zur Methodenfrage. Je mehr ſich die Vorgänger dabei 
aufhalten, deſto mehr iſt auch der Autor einer jüngeren Schrift ge⸗ 
nötigt, immer wieder zu fragen: Wie iiſt ſoziologiſche Wiſſenſchaft 
möglich? Dieſes ziemlich impotente und ſchwächliche Streiten bildet 
einen unerfreulichen Beitrag zum Alexandrinentum unſeres Zeit⸗ 
alters. Reſolutes Zupacken wäre eine Erlöſung. In der natur-, 
wiſſenſchaftlichen Soziologie iſt der Zuſtand nicht ſo ſchlimm wie in 
dem kulturwiſſenſchaftlichen Zweige. Ich möchte glauben: wohl noch 
nie hat eine Wiſſenſchaft ein ſolches Vorſtadium ängſtlicher Er⸗ 
wägungen über ihre Grenzen und Möglichkeiten durchmachen müſſen. 
Und doch erſchienen alle einmal problematiſch! Wenn heute ſchon 
alle Wie⸗Fragen gelöſt wären, bedürften wir kaum mehr der Forſchung. 
Dieſe Geſpenſterfurcht und Nörgelſucht mancher Wiſſenſchafter ſteht 
in einem argen Mißverhältnis zu dem Andrängen der Forderungen 
des praktiſchen Lebens. Von dort ergeht an uns der Ruf: Helft 
uns dieſes Rieſenrätſel der Geſellſchaft begreifen und löſen! Das 
Wiſſen um die Zuſammenhänge des Sozialen iſt in weiten Kreiſen 
des Volkes geradezu noch kindiſch. Welche Überraſchungen bereitete 
den meiſten jedes geſchichtliche Ereignis der letzten Jahre! Erklärt 
ſich nicht vieles davon aus der Unfähigkeit, geſellſchaftliche Tatſachen 
in Zuſammenhängen zu ſehen? Aus Beobachtungen bei Kriegs⸗ 
ausbruch, aus den Täuſchungen über die Kriegsdauer, aus den 
Wandlungen der Sozialdemokratie und ihrer Spaltung, aus der 
Beurteilung von Freund und Feind, aus dem plötzlichen Verſagen 
des alten Apparats, aus Revolution und Spartakismus, aus der 
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Haltung der Intellektuellen — aus dieſem und manchem anderen 
ergibt ſich die Beobachtung: es mangelt an geſchultem ſoziologiſchen 
Denken. Der geſunde Sinn für das geſellſchaftlich Mögliche und 
Nätliche fehlt. 

Wenn jetzt nicht der Augenblick genutzt wird, wo die Forſchung 
mutig zugreift und planmäßig und folgerichtig, über den Methoden⸗ 
ſtreit hinausſchreitend, tätig iſt, kommen wir aus dem Jammer des 
Gezänks niemals mehr heraus. Jede Wiſſenſchaft ſteht anfangs 
vor dem Geheimnis. Auch der erſte Chirurg und der erſte Bak⸗ 
teriologe mußten wagen und ſich auslachen laſſen. Auch wir 
wollen wiſſen, was hinter dem Vorhange ſteht. Wir ſpüren die 
atembeklemmende Nähe des noch geſpenſtigen Problems Geſellſchaft. 
Es ſoll unter unſeren Händen zu einem plaſtiſchen Körper werden! 

Viele Einwendungen, die beim einleitenden Methodenſtreite ſehr 
beachtlich und unüberwindlich erſcheinen, wandeln ſich angeſichts der 
wirklichen Ausführung des Verſuchs zu dialektiſchen Spielereien und 
Unerheblichkeiten. Es geht der Soziologie heute ſchon ſo wie manchen 
anderen neuen Dingen: Die „Gelehrten“ werden noch lange über 
ihre Daſeinsmöglichkeiten ſtreiten, während auf ihrem Boden ſchon 
fruchtbringende Saat ſproßt. Wenigſtens hat ſich unſer Kölner 
Inſtitut nicht lange durch Belows und anderer Proteſte beunruhigt 
gefühlt; es iſt vielmehr inzwiſchen an die Grundlegung einer um⸗ 
fangreichen Forſchungsarbeit gegangen. 

Bei der Zielſteckung einer Wiſſenſchaft muß man, ſcheint mir, 
unterſcheiden, zwiſchen dem letzten, richtunggebenden Idealziele und 
der Sonderaufgabe für die unmittelbare Arbeit. Hätte man dies 
bei der Kritik bisher getan, wäre ſie gerechter ausgefallen. 

Das Idealziel ſehe ich in der Beantwortung letzter großer 
Lebensfragen: Wie verknüpft ſich das Einzel⸗ mit dem Maſſen⸗ 
Ihidfal? Wieweit gehört der einzelne Menſch ſich ſelbſt, wie weit 
anderen Menſchen, wie weit den Kollektivkräften an? 

Den Weg dahin nehmen wir über das Studium der Formen 
der Vergeſellſchaftung. Vierkandt! hat treffend die Kategorie 
der Beziehung als die ſpezifiſch ſoziologiſche bezeichnet. Nun iſt 
freilich die Frage nach der Ablöſungsmöglichkeit der Form der Ver⸗ 
geſellſchaftung vom Inhalte nicht nur von Gegnern, ſondern auch 
von Soziologen ſelbſt bezweifelt worden. Am ſchärfſten wendet ſich 


1 Vgl. Vierkandt, Die Beziehung als Grundkategorie des ſozialen 
Denkens. Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, IX. Bd., Heft 2. 
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/ 
Spann! gegen Simmels Auffaſſung der Soziologie. Er ſchreibt 
unter anderem: „Es muß daher abgelehnt werden, daß die formale 
Natur des Gegenſtandes der von Simmel angeſtrebten ‚Soziologie‘ 
allein eigen wäre. Dieſe fehlt nirgends, und der ganze Geſichts⸗ 
punkt erweiſt ſich daher als unrichtig. Die ſcheinbaren „Inhalte“: 
Wirtſchaft, Staat, Recht, Politik, Sprache — das ſind lauter ſpezi⸗ 
fiſche Formen, die für alles dienen können, keine Inhalte. Der 
Formbegriff Simmels verwirrt nur, er bringt Kraut und Rüben 
durcheinander. So kommt es, daß Simmels im übrigen ſehr ver⸗ 
dienſtvollen und geiſtreichen Einzelunterſuchungen größtenteils pſycho⸗ 
logiſcher und nur zum anderen Teil geſellſchaftswiſſenſchaftlicher Art 
find. Auch dieſe letztern find nicht ſchlechthin einheitlich, ‚formal‘. 
Vieles davon hat zum Beiſpiel Schaeffle in ſeiner vergleichenden 
Organiſationslehre, Entwicklungslehre, Lehre von den Maſſen⸗ 
zuſammenhängen, in ſeiner ſozialen Raum⸗ und Zeitlehre behandelt.“ 
Auch bei Troeltſch? finden ſich Zweifel. Bei der Behandlung 
des Verhältniſſes von Soziologie und Sozialökonomik ſpricht er davon, 
„daß die jeweilige ſoziologiſche Geſamtſtruktur ſelbſt ſchon immer 
ſehr ſtark durch ökonomiſch⸗-techniſche Kauſalitäten bedingt iſt und 
gerade ihnen viel von ihrer Dauerhaftigkeit und Einheitlichkeit ver⸗ 
dankt“. 

Zuzugeben iſt Spann, daß die Abſtraktion der Form in der 
Soziologie nur gradweiſe von der in den übrigen Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften notwendigen abweicht. Aber der Gradunterſchied iſt dabei 
beträchtlich. Wenn ich aus allem menſchlichen Geſchehen, das Gegen⸗ 
ſtand wiſſenſchaftlicher Unterſuchung iſt, nur das entnehmen will, 
was mir Aufſchluß über die Wechſelbeziehung von Perſonen und 
Gruppen als ſolchen gibt, wenn die Zwecke, Anläſſe und Motive 
ihres Zuſammen⸗ und Gegeneinanderwirkens mich nur als Stoff 
beſchäftigen, aus dem ich die perſonale Beziehung als ſolche analy⸗ 
ſiere, ſo iſt hier ein Unterſchied zwiſchen den Wiſſenſchaften feſt⸗ 
geſtellt, der in der Tat am deutlichſten durch die Gegenüberſtellung 
der Kategorien Form und Inhalt angedeutet wird. 

Das eigentliche Problem iſt freilich, ob und in welchem Maße 
eine ſolche Abſtraktion der menſchlichen Beziehungsformen vom ſach⸗ 
lichen Inhalte ihrer Beziehung möglich iſt, ob nicht doch eben dieſe 


1 a. a. O. S. 18/19. 
2 Ernſt Troeltſch. Zum Begriff und zur Methode der Soziologie. 
Weltwirtſchaftliches Archiv, 8. Band, Heft 2, S. 275. 


363] Die Soziologie als Einzelwiſſenſchaft 47 


Beziehung zu ſehr an den konkreten Beziehungszweck gebunden iſt. 
Man kann zweifeln, ob nicht der Beſtand an letzten (mehr oder 
weniger) geſetz⸗ und regelmäßigen Beziehungen zu gering und all⸗ 
gemein ſein werde, als daß es ſich lohne, dieſe ſchwierigen Analyſen 
anzuſtellen. Jede konkrete Sachaufgabe verändere immer wieder die 
Perſonalbeziehung. Aus dem Sachlichen ergeben ſich Kräfte, die die 
Menſchen zueinander oder auseinander zwingen. 

Die Schwierigkeit der Aufgabe iſt zuzugeben, aber nicht ihre 
Unlösbarkeit und ihre Unergiebigkeit. Hat man nicht den erſten 
Chemikern verwandte Einwände gemacht? Stellte man nicht dem 


menſchlichen Geiſte ein ſchlimmes Armutszeugnis aus, wenn man 


ihm ein für allemal die Fähigkeit abſpräche, zu erkennen, wie die 
geiſtige oder praktiſche Verbindung zweier oder vieler Menſchen als 
ſolche wirke, das Zwiſchenreich der Menſchen, die Verknüpfung des 
„Ich“ mit dem „Du“, das Weſen des „Wir“ beſchaffen ſei? 

Vielleicht gelangen wir zu einer umfangreicheren Kaſuiſtik, als 
wir heute noch annehmen. Vielleicht vereinfacht ſich die Überfülle 
von Beziehungsmöglichkeiten zu einer kleinen Anzahl. Vielleicht 
müſſen wir mehr „Sachgut“ mit in unſere Form hineinnehmen, 
mehr an ökonomiſchen, ſprachlichen, individualpſychologiſchen, bio⸗ 
logiſchen Tatſachen, als es dem Charakter einer ſelbſtändigen Wiſſen⸗ 
ſchaft Soziologie prima facie zu entſprechen ſcheint. All das wollen 
wir ja erſt gründlich unterſuchen. Zunächſt ift das Formal- 
prinzip eben ein heuriſtiſches; wir ſtellen die Hypo⸗ 
theſe auf: Die Form läßt ſich vom Inhalte löſen. 
Verſuchen wir doch einmal, von dieſem Ausgangspunkte aus 
voranzuſchreiten. 

Es iſt erſtaunlich und beglückend, wieviel Lehrreiches und Durch⸗ 
forſchenswertes dem Suchenden auf dieſem Wege zu Geſicht kommt. 
Mager und langweilig (wie Below zu meinen ſcheint) iſt dieſes 
Sammeln und Sichten nicht. Die Studierenden laufen dabei durch⸗ 
aus nicht fort, wie er meint. (Ich lade Herrn v. Below zu einem 
Beſuche in meinem ſoziologiſchen Seminar ein.) 

Vielleicht iſt es zweckdienlich und erleichtert es die Verſtändigung, 
wenn ich kurz angebe, wie ich gegenwärtig das Gebiet der allgemeinen 
Geſellſchaftslehre disponiere und einen Grundriß, an dem ich arbeite, 
einteile: 

I. Zeil: 
1. Die Aufgaben der Soziologie als Wiſſenſchaft. Ihr Verhältnis 
zu den ſoziologiſchen Methoden der anderen Einzelwiſſenſchaften. 
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Schwierigkeiten ſoziologiſcher Erkenntnis. Die Vorurteile als 
Hinderniſſe ſoziologiſcher Einſicht. 


Ihre bisherige Geſchichte. (Von der Enzyklopädie zur Lehre 


von den Formen der Vergeſellſchaftung.) 


. Die Stellung der Soziologie im Rahmen des ſyſtematiſierten 
Wiſſens. 
II. Teil: 
Das Weſen der Vergeſellſchaftung. Die Kategorie der Be⸗ 


ziehung. (Abſoluter und relativer Geſellſchaftsbegriff. Die 
Vergeſellſchaftung als Vorgang. Differenzierung und In⸗ 
tegration. Arbeitsteilung und Arbeitszuſammenfaſſung. Be⸗ 
harrung und Wechſel. Das Alte und das Neue. Die Genera⸗ 
tionsfolge.) 


„Die ſeeliſchen und körperlichen Vorausſetzungen und Mittel der 


Vergeſellſchaftung. (Gewöhnung, Affinität, Nachahmung — 
Sympathie und Antipathie — Über⸗ und Unterordnung — 
Nebeneinander, Miteinander, Ineinander und Voneinander.) 


Die Formen der Vergeſellſchaftung: Gemeinſchaft und „Geſell⸗ 


ſchaft“ — Horde, Stamm, Staat, Volk, Nation, Raſſe — 
Beruf, Stand, Kaſte, Klaſſe — Einſamkeit und Geſelligkeit — 
Die Maſſe. Die Mehrheit. Führertum und Gefolgſchaft — 
Gegenſeitige Hilfe und gegenſeitige Behinderung — Ausleſe 
und Gleichſetzung. 


. Elemente der Geſellſchaft. Das Problem des Individuums. 
. Die Hauptprinzipien und Zielſetzungen der Vergeſellſchaftung: 


Individualismus, Univerſalismus, Myſtik — Freiheit, Gleich⸗ 
heit, Brüderlichkeit. 


Das ſyſtematiſierte Geiſtesleben als geſellſchaftliche Erſcheinung. 


(Wiſſenſchaft, Kunſt, Religion, Philoſophie, Moral — Weſen 
der Bildung.) 


Das ſyſtematiſierte geſellſchaftliche Handeln. Organiſations⸗ 


lehre. (Wirtſchaft, Politik, Krieg.) 


Die Formgebilde des geſellſchaftlichen Handelns und des ge⸗ 


ſellſchaftlichen Geiſteslebens. (Stadt — Ehe und Familie — 
Kirche — Unternehmung — Verein.) 
Schluß: Das Verhältnis der Soziologie zur Ethik. 


Es kann aus dieſer kurzen Überſicht nicht hervorgehen, welche 


Abſchnitte mehr kritiſch und verneinend, welche poſitiv aufbauend 
behandelt wurden. Ich will lediglich zeigen, daß man, ausgehend 
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vom Weſen der Beziehung, eine Fülle von inhaltsreichen Problemen 
zu behandeln hat, die man — bei aller Anerkennung, daß auch 
manche Nachbardiſziplinen an dieſen Gegenſtänden Anteil nehmen — 
als ſoziologiſch im heutigen engeren Sinn anſprechen muß. Daß 
es irgendeine Diſziplin gibt, die dieſe Fragen in ſyſtematiſchem 
Zuſammenhange ebenſo eindringend behandelt, beſtreite ich. Man 
müßte denn der Philoſophie eine ungeheure Ausweitung geben. 
In ihr aber wird dabei die enge Nachbarſchaft zur Ethik und Meta⸗ 
phyſik der empiriſch verfahrenden, analyſierenden Geſellſchaftslehre 
leicht gefährlich. (Über die Beziehungen zur Pſychologie möchte ich 
in dieſem Zuſammenhange nichts ſagen; hier gelten durchaus 
Simmels und Max Webers klare Scheidungen.) Es erſcheint 
mir nicht falſch, wenn Below erklärt: „Die Auflöſung in Spezial⸗ 
fragen würde hier“ (nämlich in der Soziologie) „noch größer ſein 
als anderswo. Nennen wir ein paar ſolcher einzelnen Themata, die 
ſchon behandelt worden ſind: Soziologie des Adels, des Erbamts, 
der Treue, der Dankbarkeit, des ſchriftlichen Verkehrs (des Briefs), 
des Schmucks, der Sinne, der Panik (Vortragsthema auf einem 
Soziologenkongreß). Wenn wir dann weiter hören von der 
„Negativität kollektiver Verhaltungsweiſen“, von der ‚pfychologifchen 
Schwellenerſcheinung“ uſw., jo ift damit wohl genügend angedeutet, 
daß der ſoziologiſche Wiſſenſchaftsbetrieb ſich heute von keiner 
Diſziplin an verfeinerter Spezialiſierung übertreffen laſſen will. 
Und wie weite Wege der analytiſchen Forſchung wird der ſozio⸗ 
logiſche Forſcher noch zum Beiſpiel auf dem Gebiete der Sozio⸗ 
logie des Adels, der Sinne, der Beſchämung, des ſoziologiſchen 
Gegenſatzes zwiſchen Auge und Ohr (vgl. Simmel, S. 650) gehen 
wollen und müſſen!“ 

Aber dieſe Spezialanalyſen haben nicht den Nachteil der Ver⸗ 
zettelung der inneren Teilnahme. Sie bleibt ungeſchwächt. Es iſt 
eine vom Menſchen — und was kann dem Menſchen beachtenswerter 
ſein als der Menſch, vorausgeſetzt, daß ihn nicht eine beſondere 
Art Lebensverneinung von jeder Neugier an dieſem Gegenſtande 
befreit hat — ausgehende, nicht peripheriſche, zentrifugale, ſondern 
eine ausgeſprochen zentripetale Art der Analyſe. Die eigentliche 
Syntheſe rückt freilich immer mehr in die Ferne, je mehr man 
forſcht. Sie würde in der Errichtung des einheitlichen Baues eines 
lückenloſen Geflechts von menſchlichen Beziehungen beſtehen. Aber 
jede Analyſe bringt uns bald in dieſer, bald in jener Hinſicht dem 


Menſchen als ſolchen näher und führt uns damit allemal zu dem, 


Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 2a 4 
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worin auch alle Kulturſyntheſen beſchloſſen liegen. Die Analyſe 
aber hat auch den großen Vorteil, daß ſie uns von den unerträg⸗ 
lichen, voreiligen und aberwitzigen Spekulationen vieler Geſchichts⸗ 
philoſophen frei macht, von den wilden Konſtruktionen, die beſten⸗ 
falls Werke der Dichtung ſind. 

Wie aber geht man bei den ſoziologiſchen Formanalyſen vor? 
Ich deute an: Die Vergleichung iſt das Hauptmittel. Es werden 
erſtens die Fälle ſummiert, bei denen gleiche Gemeinſchaftszwecke 
durch verſchiedene Organiſation verfolgt werden, danach zweitens 
die Fälle, bei denen verſchiedene Zwecke auf dem gleichen Wege 
äußerer Anordnung von Menſchen erſtrebt werden. Es bleibt 
drittens zu unterſuchen, wie dabei die Menſchen jedesmal auf⸗ 
einander reagieren. So laffen ſich induktiv — ich nenne beliebige 
ungeordnete Beiſpiele — die Erſcheinungen der Nachahmung, der 
Kameradſchaft, der Freundſchaft uſw. unterſuchen. Den induk⸗ 
tiven Verſuchen gehen die Deduktionen aus den Axiomen parallel. 
Die Ergebniſſe des einen Wegs kontrollieren ſich an denen des 
anderen. | 

Es bleibt die oben geftreifte Frage nach dem Kriterium der 
Auswahl der zu behandelnden menſchlichen Beziehungen. Barth 
macht ſie von der hiſtoriſchen Wichtigkeit abhängig. Den Glauben, 
der Geſchichtsphiloſoph könne uns einwandfrei und vorurteilslos 
jagen, was hiſtoriſch wichtig und nicht bloß „Wellengefräufel” 
ſei, vermag ich nicht zu teilen. Ich ſuche das Kriterium nicht 
auf dieſem allzu ſchwankenden und vielfach mißbrauchten Boden. 
Es kann meines Erachtens nur die Philoſophie oder eine all⸗ 
gemeine, nicht bloß naturwiſſenſchaftliche Anthropologie liefern: 
Wichtig iſt alles das, was über den Menſchen als ſolchen Aufſchluß 
gibt. Dieſer allgemeine interpretationsbedürftige Satz mag hier 
genügen. 

Wer an dieſen Andeutungen noch manches für klärungsbedürftig 
hält, mag ſich erinnern, daß wir erſt am Anfange einer Diſziplin⸗ 
entwicklung ſtehen. Könnten wir heute ſchon alle wiſſenſchaftlichen 
Ergebniſſe in nuce in zweifelausſchließenden letzten Sätzen geben, 
ſo wäre unſere Aufgabe bereits erfüllt. Wer darüber ſpottet, daß 
der Begriff Geſellſchaft nebelhaft ſei, erinnert ſich vielleicht, daß 
man auch über die Bedeutung des Wortes „Wirtſchaft“ oder 
„Volkswirtſchaft“ heute noch ſehr ſtreitet, ſo daß zum Beiſpiel 
Liefmann ſagen kann: „Während man Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts die ökonomiſche Theorie für abgeſchloſſen und vollendet 
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hielt, iſt ſeitdem alles wieder ins Wanken gekommen.“ Und die 
Juriſten können ſich der vermeintlichen Sicherheit ihres tragenden 
Grundbegriffes „Recht“ nur dadurch rühmen, daß ſie alles Pro⸗ 
blematiſche entweder dem Begriffe Staat oder (naturrechtlich) dem 
zuſchieben, was man Gerechtigkeit nennt. 

Below erklärt kurz: „Die ſoziologiſch titulierte Literatur ge⸗ 
hört, rein wiſſenſchaftlich betrachtet, zum großen Teil in eine ab⸗ 
gelegene Zimmerecke.“ Ich darf wohl annehmen, daß es eine 
beſonders gut ausgeſtattete und ſorglich gehütete Ecke, eine Art Altar⸗ 
niſche iſt. Immerhin wäre es wünſchenswert, daß der Meiſter 
mittelalterlicher Geſchichtsforſchung ſeine Bibliothek ſo anordnete, 
daß er den Weg nicht ſcheute, um ſich von Zeit zu Zeit über die 
Fortſchritte der mißachteten Diſziplin zu überzeugen. Wir aber 
wollen uns bemühen, daß ſein Buchhändler inſtand geſetzt wird, ihm 
dafür geeignetes Material zu liefern pro papa male informato 
ad papam melius informandum. | 
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Das Problem der berufsſtändiſchen 
Vertretung im Zeitalter Bismarcks 


Von Dr. jur. Heinrich Herrfahrdt- Bonn 


Inhalts verzeichnis: 1. Die verfaſſungsgeſchichtliche Entwicklung von 1848 bis 
1870 S. 53. — Das Schrifttum der Zeit von 1848 bis 1870 S. 57. — 
3. Bismarck S. 70. 


1. Die verfaſſungsgeſchichtliche Entwicklung von 1848 bis 1870 


B' zum Jahre 1848 hatte man in Deutſchland, in Anlehnung 
an altſtändiſche Verhältniſſe, die Gliederung der Volks⸗ 
vertretung nach Ständen im allgemeinen für ſelbſtverſtändlich ge⸗ 
halten. Soweit die deutſchen Staaten in dieſer Zeit bereits zum 
Konſtitutionalismus übergegangen waren, pflegten ſie ihren Parla⸗ 
menten die Gliederung des Volkes in die drei Stände der Ritter⸗ 
ſchaft, des ſtädtiſchen Bürgertums und der Bauernſchaft zugrunde 
zu legen. Dieſe Zuſammenſetzung der Volksvertretung erſchien als 
das geſchichtlich nächſtliegende Mittel, die führenden Geſellſchafts⸗ 
ſchichten, ländlichen Großgrundbeſitz einerſeits, gebildetes und be⸗ 
ſitzendes Bürgertum anderſeits, gegenüber den breiten Maffen hin⸗ 
reichend zur Geltung zu bringen. 

Die Ereigniſſe des Jahres 1848 hatten faſt überall zur Ver⸗ 
drängung der ſtändiſchen Gliederung durch das allgemeine gleiche 
Wahlrecht geführt, das nur in manchen Staaten in ſeiner radikalen 
Wirkung abgeſchwächt war durch einen mäßigen Zenſus oder durch 
das Erfordernis ſelbſtändiger Lebensſtellung?. In den folgenden 
Jahren trat allgemein ein Rückſchlag ein. Die breiten Maſſen 
zeigten weder hinreichende politiſche Bildung, um von dem Wahl⸗ 
recht einen ſachgemäßen Gebrauch zu machen, noch beſaßen ſie das 
Klaſſenbewußtſein und die äußere Organiſation als Stand, um die 
durch die Revolution errungenen politiſchen Rechte in ruhigen Zeiten 
behaupten zu können. Adel und Bürgertum übernahmen wieder 
die Führung. Die Rückkehr zum ſtändiſchen Wahlrecht erſchien als 


1 Die vorliegende Abhandlung bildet einen verkürzten Ausſchnitt aus einer 
demnächſt erſcheinenden größeren Arbeit „Das Problem der berufsſtändiſchen 
Vertretung von der franzöfiſchen Revolution bis zur Gegenwart“. 

2 Bal. Georg Meyer, Das parlamentariſche Wahlrecht (1901), S. 174 ff. 
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eine ſelbſtverſtändliche Forderung. Im Königreich Sachſen wurde 
durch Vereinbarung der Krone mit den alten Ständen am 15. Auguſt 
1850 das durch proviſoriſches Geſetz eingeführte allgemeine gleiche 
Wahlrecht aufgehoben und die Verfaſſung von 1831 wieder in Kraft 
geſetzt. In den meiſten deutſchen Staaten aber treten jetzt neue 
Geſichtspunkte hinzu, die dahin führen, daß Adel ſowohl wie Bürger⸗ 
tum in dem ſtändiſchen Aufbau der Volksvertretung bald nicht 
mehr die geeignete Plattform zur Geltendmachung ihres Einfluſſes 
erblicken. Da die beiden Stände meiſt einander ungefähr die Wage 
halten, iſt keiner von beiden imſtande, dem anderen gegenüber eine 
ſolche Form berufsſtändiſcher Stimmenverteilung durchzuſetzen, daß 
die Wahrung der eigenen Intereſſen für alle Fälle künftiger Kom⸗ 
binationen gewährleiſtet iſt. Ein Beiſpiel für dieſen Vorgang haben 
wir in dem Verſuch einer Wahlreform in Bayern im Jahre 18541. 
Der Entwurf der Regierung, der von dem Streben geleitet war, 
dem ländlichen Großgrundbeſitz wieder zu feiner alten Machtſtellung 
zu verhelfen, ſchlug für die Kammer der Abgeordneten an Stelle 
des 1848 eingeführten allgemeinen gleichen Wahlrechts ein ſtändiſches 
Wahlſyſtem vor, wobei der Großgrundbeſitz 32 Stimmen, der übrige 
Grundbeſitz 40, die größeren Städte 17, die Vertreter von Handel 
und Gewerbe 24 und die Geiſtlichkeit 12 Stimmen erhalten ſollten. 
Der Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten, der in der Verwerfung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechts mit der Regierung überein⸗ 
ſtimmte, ſtellte dem Regierungsentwurf einen eigenen Entwurf 
gegenüber, der ebenfalls auf der ſtändiſchen Gliederung aufgebaut 
war, aber durch andere Verteilung der Stimmen — der adlige 
Großgrundbeſitz ſollte zum Beiſpiel nur 8 Stimmen erhalten —, 
die ſtädtiſche Bevölkerung vor dem Überſtimmtwerden ſchützen ſollte. 
Die ſtändiſche Gliederung wurde begründet mit der Notwendigkeit, 
„ſolche Elemente von politiſcher und ſozialer Bedeutung zur Geltung 
zu bringen, die trotz ihrer Wichtigkeit numeriſch ſo ſchwach ſind, 
daß ſie nicht in allgemeinen Wahlen ſich geltend machen können“. 
Doch auch dieſer Entwurf wurde von der Kammer abgelehnt, indem 
er die für eine Verfaſſungsänderung erforderliche Zweidrittel⸗ 
mehrheit nicht erlangte. Es verblieb alſo beim allgemeinen gleichen 
Wahlrecht, das allerdings ſeit ſeinem Beſtehen durch die Voraus⸗ 
ſetzung direkter Steuerzahlung gemildert war. 


1 Vgl. v. Seydel, Bayriſches Staatsrecht, 2. Aufl. (1896), Bd. I, 
S. 412f. | 


371] Das Problem der berufsſtändiſchen Vertretung im Zeitalter Bismarcks 55 


Der geſchilderte Vorgang iſt für Wahlrechtskämpfe dieſer Zeit 
charakteriſtiſch. Grundſätzlich ſind alle Teile einig in der Ablehnung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechts und gehen an ſeine Abſchaffung 
heran mit dem Beſtreben, die Machtſtellung des eigenen Standes 
für alle Zukunft in der Verfaſſung feſtzulegen; und trotzdem bleibt 
es ſchließlich beim gleichen oder wenigſtens allgemeinen, nicht ſtän⸗ 
diſch gegliederten Wahlrecht. Während man bisher, bei den frei⸗ 
willig von den Regierungen verliehenen Verfaſſungen, ſich mit dem 
Vertretenſein als Stand überhaupt zufrieden gegeben hatte, iſt jetzt 
das Verſtändnis für die Bedeutung des Zahlen verhältniſſes 
in der Stimmverteilung erwacht. Damit iſt aber zwiſchen den 
beiden maßgebenden Ständen ein unlösbarer Konflikt geſchaffen, der 
ſchließlich damit enden muß, daß man beiderſeits die Forderung 
ſtändiſcher Vertretung überhaupt fallen läßt und auf dem Boden 
Reines nicht gebundenen Wahlſyſtems die ſtändiſchen Intereſſen mit 
neuen Mitteln zu vertreten ſucht. 

In dieſe Entwicklung greifen nun andere wichtige Umſtände 
ein, die dazu beitragen, die Stimmung gegenüber dem allgemeinen 
gleichen Wahlrecht immer günſtiger zu geſtalten. Mit dem An⸗ 
wachſen der Großinduſtrie war die Arbeiterklaſſe als neuer Stand 
in die Erſcheinung getreten, der über kurz oder lang eine geſell⸗ 
ſchaftliche Macht werden mußte. Für die herrſchenden Stände war 
dieſe Ausſicht ein Wink, den Arbeiterſtand ſchon jetzt, wo er noch 
keine beſtimmte politiſche Richtung gefunden hatte, durch Zugeſtänd⸗ 
niſſe auf dem Gebiet des Wahlrechts für ſich zu gewinnen. Unter⸗ 
ſtützt wurde dieſes Streben dadurch, daß mit dem Jahre 1848 
große, leitende Ideen in das politiſche Denken eindrangen, die nicht 
an den Rahmen eines Standes gebunden waren. Solche Ideen 
werden jetzt für die bisherigen Stände ein Mittel, um auf der 
Grundlage eines mehr oder weniger allgemeinen, aber jedenfalls 
nicht ſtändiſch gebundenen Wahlrechts auf dem Wege freier Partei- 
werbung, ihren Einfluß auf das Staatsleben zu ſichern. Für den 
Geburtsadel und das Beamtentum wird der Gedanke der Königs⸗ 
treue und Anhänglichkeit an das Herrſcherhaus zum Leitſatz der 
Par teibildung, für das Bürgertum in gleicher Weiſe der liberale 
Gedanke und das Ziel der nationalen Einigung. Beide Teile leben 
in der Hoffnung, ſich durch die Zugkraft ihrer Ideen eine unbedingte 
Mehrheit zu ſichern, ohne dabei von der Unterſtützung durch ein 
beftimmtes Wahlſyſtem abhängig zu fein. Eine entſchiedene Stellung⸗ 
nahme zu den Einzelfragen des Wahlrechts, zum Beiſpiel zur Frage 
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des Zenſus, des Klaſſen⸗ und Pluralwahlrechts, ift infolgedeſſen bei 
keiner der Parteien vorhanden. Bezeichnend für die Auffaſſung 
dieſes Zeitabſchnitts find die Worte Bismarcks am 28. März 18671, 
daß jedes Wahlrecht unter denſelben äußeren Umſtänden und Ein⸗ 
flüſſen ziemlich gleiche Reſultate gäbe. Der Gedanke des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts, der dem allen Privilegien abgeneigten Zeitgeiſt 
entſprach, konnte unter dieſen Umſtänden bei Angehörigen aller 
Klaſſen und Parteien Anklang finden. Ebenſo wie das liberale 
Bürgertum von einer Ausdehnung des Wahlrechts den Sieg der 
von ihm vertretenen Staatsidee erwartete, hoffte vielfach auch das 
konſervative Beamtentum auf Stärkung ſeines Einfluſſes durch das 
gleiche Wahlrecht, indem man mit der monarchiſchen Geſinnung der 
breiten Maſſen rechnete. So ſchrieb Bismarck am 19. April 1866 
an den Grafen Bernſtorff: „Ich darf es wohl als eine auf langer 
Erfahrung begründete Überzeugung ausſprechen, daß das künſtliche 
Syſtem indirekter und Klaſſenwahlen ein viel gefährlicheres iſt, in⸗ 
dem es die Berührung der höchſten Gewalt mit den geſunden Ele⸗ 
menten, welche den Kern und die Maſſe des Volkes bilden, ver⸗ 
hindert. In einem Lande mit monarchiſchen Traditionen und loyaler 
Geſinnung wird das allgemeine Stimmrecht, indem es die Einflüſſe 
der liberalen Bourgeoiſieklaſſen beſeitigt, auch zu monarchiſchen 
Wahlen führen, ebenſo wie in Ländern, wo die Maſſen revolutionär 
fühlen, zu anarchiſchen. In Preußen aber ſind neun Zehntel des 
Volkes dem Könige treu und nur durch den künſtlichen Mechanismus 
der Wahl um den Ausdruck ihrer Meinung gebracht?.“ 

Das Ergebnis dieſer Entwicklung war, daß in der Zeit zwiſchen 
1860 und 1870 bei den Regierungen ſowohl wie bei den führenden 


Parteien die letzten Reſte von Sympathie für das ſtändiſche Wahl⸗ 


recht ſchwanden. Unter dieſen Umſtänden konnte im Jahre 1866 
für Bismarck der Gedanke eines aus allgemeinen gleichen Wahlen 
hervorgegangenen Reichstages als ein geeignetes Mittel erſcheinen, 
die überwältigende Mehrheit des deutſchen Volkes und der Regie⸗ 
rungen den Plänen Preußens geneigt zu machen s. Nachdem aber 


1 Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des verfaſſungsberatenden 


Reichstages des Norddeutſchen Bundes, Bd. I, S. 429, und Politiſche Reden 
Bismarcks, Bd. I, S. 308 ff. 

1 H. v. Sybel, Die Begründung des Deutſchen Reiches durch Wilhelm I. 
Bd. IV, S. 318 f. 

s Dal. Georg Meyer, Das parlamentariſche Wahlrecht, S. 235 ff., und 
Richard Augſt, Bismarcks Stellung zum parlamentariſchen Wahlrecht, 
S. 68 ff. 
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in den Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Reiches das allgemeine gleiche Wahlrecht zur Annahme gelangt war, 
konnte ſich die ſtändiſche Gliederung der Volksvertretung auch in den 
Einzelſtaaten, ſoweit ſie noch vorhanden war, nicht länger halten: 
Im Königreich Sachſen wurde ſie 1868, im Großherzogtum Heſſen 
1872 beſeitigt. Überreſte haben ſich darüber hinaus nur noch in 
Württemberg und in einigen Kleinſtaaten erhalten !. 
Zuſammenfaſſend können wir die Entwicklung unſeres Problems 
in der Verfaſſungsgeſchichte von 1848 bis 1870 folgendermaßen kenn⸗ 
zeichnen: Der Kampf zwiſchen Geburts⸗ und Beſitzſtänden wird zu⸗ 
nächſt unter beiderſeitiger Ablehnung des allgemeinen gleichen Wahl⸗ 
rechts fortgeſetzt. Die Erkenntnis der Unfruchtbarkeit dieſes Kampfes 
zwiſchen den geſchloſſenen Ständen führt dann aber auf beiden 
Seiten zur Annahme des Grundſatzes der freien Parteibildung und 
ſtärkt die Neigung, der Ausdehnung des Wahlrechts zuzuſtimmen. 
Mit dem Jahre 1870 können wir die in der Vergangenheit wurzelnden 
Formen ſtändiſcher Vertretung als endgültig überwunden anſehen. 


2. Das Schrifttum der Zeit von 1848 bis 1870 


In der Zeit vor 1848 hatten Vertreter der verſchiedenſten 
ſtaatsphiloſophiſchen Richtungen im weſentlichen übereinſtimmend die 
ſtändiſche Gliederung der Volksvertretung verteidigt. Rationaliſten, 
wie Karl von Rotteck, ſahen in ihr das geeignete Mittel, „dem ver⸗ 
ſtändigeren und zuverläſſigeren Teil des Volkes das Übergewicht beim 
Wahlakt zu ſichern“ ?. Die organiſche Staatslehre unter der Führung 
von Dahlmann forderte eine ſtändiſch aufgebaute Volksvertretung, 
um die verſchiedenen weſentlichen Glieder des geſellſchaftlichen Orga⸗ 
nismus nebeneinander gleichmäßig zur Geltung zu bringen. In der 
Zeit nach 1848, wo das Intereſſe für philoſophiſch begründete 
Staatstheorien in den Hintergrund tritt, enthüllt ſich das Syſtem 
der ſtändiſchen Vertretung immer deutlicher als politiſche Forderung 
beſtimmter Gruppen. Damit verliert es aber auch den Charakter 
einer grundſätzlichen Forderung, den es bisher innerhalb der orga⸗ 
niſchen Staatslehre trug, und erſcheint nur noch als ein Mittel, 
das neben vielen anderen je nach der örtlichen und zeitlichen poli⸗ 
tiſchen Lage zur Anwendung kommen kann. Indem ſich dieſe auf 
Vorausberechnung des Wahlergebniſſes eingeſtellte Betrachtungsweiſe 
— PERESERRER 


Del. Georg Meyer, Das parlamentariſche Wahlreckt, S. 250 ff. 
? Staatslexikon von Notteck und Welcker, 1. Band, Art. „Abgeordnete“. 
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Bahn bricht, wird nun das Anſehen des ſtändiſchen Vertretungs⸗ 
ſyſtems wiederum beeinträchtigt. Denn wie wir im vorigen Ab⸗ 
ſchnitt geſehen haben, taucht gerade in dieſer Zeit bei den politiſch 
führenden Ständen die Frage auf, ob ſie nicht in dem Aufgeben 
der ſtändiſchen Bindung und in dem Übergang zur freien Partei⸗ 
bildung ein weit zukunftsreicheres Mittel zur Wahrnehmung ihrer 
Intereſſen ſich ſchaffen können, mit dem ſie der Gefahr zuvorkommen, 
daß neben ihnen ein neuer politiſcher Stand entſteht, der fie allmäb- 
lich aus der führenden Rolle verdrängt. 


Eine entſchiedene Ablehnung der Wiederbelebung des ſtändiſchen 


Syſtems als einer durch die Entwicklung des Parteiweſens über⸗ 
holten Einrichtung finden wir zuerſt bei Auguſt Ludwig v. Rochau 
in ſeiner anonymen Schrift „Grundſätze der Realpolitik“ (1853). 
Sein Ausgangspunkt iſt der Gedanke, daß die Volksvertretung ein 
Ausdruck der wirklichen geſellſchaftlichen Kräfte ſein 
müſſe. „Einen politiſch gültigen Anſpruch auf Vertretung im 
Repräſentativſtaate hat nicht das Recht, nicht das Inte reſſe, 
nicht die Zahl uſw., ſondern immer nur die Kraft, welche dem 
Recht, dem Intereſſe, der Zahl uſw. innewohnt“ (a. a. O. S. 19). 
Die Kraft ſieht Rochau mehr als in der bloßen Kopfzahl in Beſitz, 
Bildung und Anſehen begründet. Aber die dadurch gebotene Ab⸗ 
ſtufung des Wahlrechts darf nicht erreicht werden durch künſtliche 
Gliederung der Wähler nach Ständen. Denn nachdem die Parteien 
als neue Machtfaktoren die Stände verdrängt haben, wäre das 
Syſtem der ſtändiſchen Vertretung innerlich unwahr, und ſeine 
Wiederherſtellung durch Geſetz würde in Widerſpruch zur ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung ſtehen (a. a. O. S. 91 ff.) !. 

Während Rochaus Gedankengänge als das Spiegelbild deſſen 
erſcheinen, was in der tatſächlichen politiſchen Entwicklung dieſer 
Zeit vor ſich geht, läßt die übrige Literatur das Rechnen mit den 
wirklichen geſellſchaftlichen Machtverhältniſſen noch auf lange hinaus 
vielfach vermiſſen. Der Verſuch, durch Hinweis auf die Ungerechtig⸗ 
keit oder Unnvernunft des reinen Kopfzahlprinzips die Forderung 
eines ſtändiſch gegliederten Wahlrechts zu begründen, kehrt noch 
häufig wieder? und hat ſich in der politiſchen Tagesliteratur bis 


1 über die Entwicklung dieſer Betrachtungsweiſe und ihren Einfluß auf 
die organiſche Wahlrechtstheorie vgl. Smend, Maßſtäbe des parlamentariſchen 
Wahlrechts (1912), S. 7 ff. und 20 ff. 

2 Hier iſt zu nennen H. Zoepfl, der das preußiſche glaſſenwahlrecht als 

„Notbehelf und Übergangsſtufe für die Rückkehr zum Syſteme der Vertretung 
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heute erhalten. Bei dem bedeutendſten Vertreter des Kampfes gegen 
den Rationalismus in dieſer Zeit, Fr. J. Stahl, können wir aber 
wenigſtens inſoweit den Einfluß der politiſchen Zeitgeſchichte be⸗ 
merken, als ſeine Schriften ſeit 1848 das allmähliche Abſterben des 
ſtändiſchen Gedankens erkennen laſſen. Während Stahls Anſchau⸗ 
ungen im Jahre 1837 noch ſtark von der Vorſtellung des eigenen 
Rechts der Stände beeinflußt ſind, die er als „wirkliche Herrſcher“ 
bezeichnet“, ſieht er 1856 die Stände nur noch in ihrer Bedeutung 
für den Staat. Stahl gibt zu, daß er vornehmlich die Intereſſen 
der Ritterſchaft, der Ariſtokratie vertritt, aber nur inſofern, als er 
eben in der Erhaltung des Einfluſſes der Ariſtokratie das Wohl des 
Staatsganzen am beſten geſichert ſiehts. Demgemäß erblickt er den 
Grund für die ſtändiſche Gliederung der zweiten Kammer nicht darin, 
die Stände als ſolche zu ſichern, ſondern kraft der ſtändiſchen 
Elemente die konſervative Geſinnung und Macht aus der Bevölke⸗ 
rung herauszuheben“. Die beſte Löſung ſieht er daher in einer 
„überwiegend ariſtokratiſchen Kammer, die jedoch durch die Art der 
Abordnung aufs engſte mit der geſamten Bevölkerung zuſammenhängt“. 
In dieſem Sinne ſchlägt er vor: Gemeinſame Vertretung der länd⸗ 
lichen Bevölkerung (Ritterſchaft und Landgemeinden), wobei die 
Nitterſchaft kopfweiſe, die Landgemeinden durch Wahlmänner an der 
Vahl des Abgeordneten beteiligt ſind ?. Hier haben wir alſo ſchon 
den Übergang vom ſtändiſchen Prinzip zum allgemeinen Klaſſen⸗ 
wahlrecht. Grundſätzlich führt er über dieſe Frage weiter aus: „Es 
iſt wenigſtens für größere Reiche nicht richtig, das Heilmittel und 
die Korrektur des revolutionären Repräſentativſyſtems in der Wieder⸗ 
bringung der ſtrengen ſtändiſchen Dreigliederung, ſtatt in dem Über⸗ 
gewicht des ariſtokratiſchen und mit ihm des konſervativen Elements 
zu ſuchen und gegen die Macht der Dinge die Landesvertretung 
von politiſchen und religiöſen Prinzipien hinweg bloß auf ſtändiſche 
Intereſſen zu verweiſen, ſtatt ſie von der Parteinahme für die 
falſchen zur Parteinahme für die wahren politiſchen und religiöſen 
Prinzipien zu führen.““ Zwar haben dieſe Gedankengänge bei Stahl 


nach Intereſſen oder Standesklaſſen“ anfieht (Grundſätze des Gemeinen deutſchen 
Staatsrechts, 5. Aufl. (1863), II. Teil, S. 268—272). Ferner C. v. Kalten⸗ 
born, Einleitung in das konſtitutionelle Verfaſſungsrecht (1863), S. 77 ff. 

1 Stahl, Philoſophie des Rechts, II. Bd., 2. Abt. (1. Aufl. 1837) S. 144. 

2 d. a. O. (3. Aufl. 1856), Vorrede S. XIX. 

2 a. a. O. S. 443. 

a. a. O. S. 447. 
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nicht zu einem endgültigen Bruch mit dem Grundſatz der ſtändiſchen 
Vertretung geführt. Bezeichnend für ſeine Auffaſſung ſeit 1848 iſt 
aber, daß er das Ziel der Volksvertretung nicht darin ſieht, die 
Intereſſen der einzelnen Bevölkerungsgruppen wahrzunehmen, ſondern 
als „national = einheitliche Vertretung“ diejenigen Schichten des 
Volkes zur Geltung zu bringen, auf deren loyale Geſinnung ſich die 
Regierung ſtützen kann 1. Es iſt damit für ihn zu einer reinen 
Frage des Erfolges geworden, ob ſich dieſe Geſinnung im Einzel⸗ 
fall beſſer durch ein ſtändiſches, beſchränktes, abgeſtuftes oder all⸗ 
gemeines Wahlrecht zur Geltung bringen läßt“. 

In Stahls Stellung zum berufsſtändiſchen Gedanken tritt ein 
Abſterbeprozeß in die Erſcheinung, der der Entwicklung entſpricht, 
wie wir ſie in der Verfaſſungsgeſchichte derſelben Zeit beobachtet 
haben, wenn er ſich auch im Schrifttum langſamer vollzieht als in 
der Wirklichkeit des politiſchen Lebens. Der Plan, das Kräfte⸗ 
verhältnis zwiſchen den Volksſchichten in ihrer Einwirkung auf den 
Staat durch künſtliche Bindung zu regeln — mochte dieſer Plan 
aus dem ſelbſtſüchtigen Intereſſe des einzelnen Standes entſprungen 
ſein oder aus höheren Geſichtspunkten der Vernünftigkeit oder Ge⸗ 
rechtigkeit —, iſt als ein Verſuch mit untauglichen Mitteln erkannt 
worden. Die freie Parteibildung tritt an ſeine Stelle, von allen 
Seiten als neues, zukunftsreiches Mittel begrüßt, ſowohl Klaſſen⸗ 
intereſſen wie politiſche Ideale zu vertreten. 

Aber in demſelben Zeitraum, in dem wir dieſes Abſterben des 
alten ſtändiſchen Gedankens verfolgen können, tauchen im Schrift⸗ 
tum, zunächſt fern von der politiſchen Wirklichkeit, neue Gedanken⸗ 
gänge auf, die ganz unabhängig von der Frage des Kräfteverhält⸗ 


1 a. a. O. S. 327: „Der Fortſchritt in der Geſchichte beſteht nicht in der 
Abwerfung des ſtändiſchen Prinzips, ſondern er beſteht darin, daß die bloße 
Ständevertretung zugleich national einheitliche Vertretung iſt.“ — a. a. O. 
S. 453 bezeichnet er eine Landesvertretung als berechtigt nur unter der Be⸗ 
dingung, „daß die Loyalität, die überall der natürliche Sinn der Bevölkerung 
iſt, nicht durch Lehre oder Ereigniſſe gänzlich zerſtört if. Wenn der Ratio⸗ 
nalismus und Liberalismus im Volke wuchern, ſo iſt keine andere Verfaſſung 
möglich als der Abſolutismus, trete er ſofort ein oder nach dem Zwiſchenſtadium 
einer revolutionären Phaſe“. 

1 Einen ähnlichen Entwicklungsgang zeigt Bluntſchli, der 1852 ein 
Wahlrecht „nach den wichtigſten Gruppen der Berufs- und Lebensweiſe“ gefordert 
hatte (Allgemeines Staatsrecht, S. 283), ſpäter aber eine Klaſſeneinteilung der 
Wähler nach Alter, Vermögen, ſtaatlichen Leiſtungen und Bildung für zweck⸗ 
mäßiger hält (Politik als Wiſſenſchaft, 1876, S. 452). 
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niſſes der Klaſſen eine Vertretung nach Berufsſtänden fordern, und 
zwar gerade auf Grund von Erwägungen, die der Betrachtung des 
ſich entwickelnden Parteilebens entſprungen ſind. Sie gehen aus 
von der Erkenntnis, daß mit fortſchreitender Arbeitsteilung und 
Differenzierung der Berufe die Regierungen auch mehr als bisher 
das Bedürfnis ſpüren, die wirklichen Lebensbedingungen, 
Intereſſen und Wünſche aller Volkskreiſe in ihrer ganzen 
Mannigfaltigkeit unverfälſcht kennenzulernen, daß aber die Parteien 
nicht geeignet ſind, der Regierung eine ſolche Kenntnis zu ver⸗ 
mitteln. Schon Freiherr v. Stein hatte in dieſem Sinne an eine 
berufsſtändiſch zuſammengeſetzte Volksvertretung gedacht. Sie ſollte 
rein beratend neben der Krone ſtehen, jo daß die Frage des Stimmen⸗ 
verhältniſſes der Stände hier nicht brennend geworden wäre !. Der 
bedeutendſte Vorläufer der neuen berufsſtändiſchen Lehre aber iſt 
der franzöſiſche Staatsphiloſoph und politiſche Geſchichtſchreiber 
Simonde de Sismondi. Er betont zuerſt, daß jede Mehrheits⸗ 
herrſchaft eine Unterdrückung eines Volksteils durch den anderen be⸗ 
deute, und daß ſtatt deſſen die Verſöhnung der Klaſſen zur 
Grundlage des Staatslebens gemacht werden müſſe?. Aus der Ver⸗ 
ſchmelzung aller verſchiedenen Klaſſenwillen ſoll ein einheitlicher 
Staatswille hervorgehen, „indem alle dieſe Willen gehört, alle 
Intereſſen zu Rate gezogen, alle Gründe vertreten werden und der 
Ausdruck der höchſten Tugend, die man im Lande finden kann, er⸗ 
leuchtet von der höchſten Einſicht, endlich ohne Appellation über alle 
Fragen entſcheidet““. Wir finden, „daß bei einer Nation ſich eben 
ſo viele Willen offenbaren, als ſie Teile enthält, und wir begreifen 
bald, daß es die Aufgabe des Geſetzgebers iſt, alle dieſe Willen in 
einen einzigen harmoniſch zu vereinigen; eine ſchwierige Aufgabe, 
die Zeit und Umſicht erfordert, eine Aufgabe, die nur gelöſt werden 
kann, wenn die höchſte Vernunft der Nation, die höchſte Tugend, 
die höchſten Fähigkeiten in jedem Fache, die Leidenſchaften beruhigt 
haben, die Vorurteile zerſtreut, das allgemeine Wohl augenſcheinlich 
gemacht und gelehrt haben, das Wohl eines jeden mit dem Gemein⸗ 
wohl in Einklang zu bringen, damit alle zu dem allgemeinen Willen 
beitragen“ “. Das allgemeine Stimmrecht bezeichnet Sismondi als 


1 v. Nönne, Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie, I (1899), S. 38. 
2 Sismondi, Etudes sur les constitutions des peuples libres (1836). 
Deutſche Überſetung von Schäfer, Vorwort des Verfaſſers, S. XV. 
5 d. a. O. S. 388. 
d. a. O. S. 100. 
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ungeeignet, der Regierung die Kenntnis der wirklichen Volksintereſſen 
zu vermitteln, und er verlangt deshalb Vertretungen aller einzelnen 
Intereſſengruppen. „In dem Repräſentatipſyſtem, welches gegen⸗ 
wärtig vorherrſcht, überläßt man die Verteidigung aller dieſer 
Intereſſen dem Zufall; man nimmt an, es werde ſich unter den 
Abgeordneten der Provinzen für jedes von ihnen ein Mitglied finden, 
und dieſes Mitglied werde die Verteidigung des in Frage geſtellten 
Intereſſes übernehmen. Aber dieſe Annahme iſt zunächſt unbegründet, 
und mehrere Intereſſen werden nie vertreten ſein. Und ſelbſt wenn 
ſie es ſind, ſo geſchieht es durch Männer, die nicht im Hinblick auf 
ihre Einſicht in die betreffenden Fragen gewählt worden ſind, es ſind 
keine eigentlichen Sachkenner, im Gegenteil, es ſind Menſchen, die 
nicht von den Intereſſen ihrer Klaſſen durchdrungen ſind, die nicht 
geübt find, fie zu verteidigen“. 

Während in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts Erwägungen 
und Vorſchläge dieſer Art nur vereinzelt auftreten, gelangen ſie ſeit 
1850 unter dem friſchen Eindruck des jungen Parteilebens von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten zugleich zur ſyſtematiſchen Verarbeitung und führen 
zu einer theoretiſchen Neubegründung der Forderung berufsſtändiſcher 
Vertretung in Formen, die gegenüber den bisher entwickelten Syſtemen 
charakteriſtiſche Unterſchiede aufweiſen. Dabei iſt es nicht zu ver⸗ 
wundern, daß die Vertreter der neuen Geſichtspunkte ſich vielfach 
ihres Verhältniſſes zu den bisherigen Theorien nicht deutlich be⸗ 
wußt werden und daher ihre eigenen Gedanken mit den durch die 
Entwicklung bereits überholten Gedanken ihrer vermeintlichen Vor⸗ 
läufer verquicken. 

Als erſter hat Karl Levita in ſeinem Buch „Die Volks⸗ 
vertretung in ihrer organiſchen Zuſammenſetzung im repräſentativen 
Staat der Gegenwart“ (1850) die neuen Gründe für eine berufs⸗ 
ſtändiſch aufgebaute Verfaſſung im Zuſammenhang entwickelt und 
zur Grundlage eines Syſtems gemacht. Als ſeine Vorläufer nennt 
er ſelbſt unter anderen Dahlmann, Rotteck und vor allem Sismondi, 
an den er ſich eng anlehnt. 

Levita verlangt von den Volksvertretern, daß ſie „in lebendiger 
mündlicher Diskuſſion, nach reifer Beratung, nachdem ſich die Ein⸗ 
ſeitigkeiten der Anſichten der Einzelnen gegeneinander ausgeglichen 
und die Ecken und Kanten aneinander abgeſtoßen haben, ihre Be⸗ 
ſchlüſſe faſſen“ (S. 33). Das aus dem allgemeinen Stimmrecht 


1 Sismondi, a. a. O. S. 151. 
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hervorgegangene Parlament ſei dieſer Aufgabe nicht gewachſen. In 
ihm würden die Fähigſten verdrängt durch „Agitatoren, welche 
hinter der Larve eines erheuchelten Patriotismus und des Volks⸗ 
wohles ihre eigenſüchtigen Abſichten verſtecken“ (S. 188). Die 
politiſche Erziehung des Volkes durch das Wahlrecht bleibe mangels 
vorbildlicher politiſcher Führer erfolglos. Die Ernennung der Ab⸗ 
geordneten ſoll daher nicht den Parteien, ſondern den Intereſſen 
übertragen werden. Unter den Vorſchlägen, die Levita für den 
Aufbau einer berufsſtändiſchen Verfaſſung macht, iſt nun beſonders 
wichtig die Forderung, daß in der Volksvertretung alle Intereſſen 
und Gruppen, die zueinander in Gegenſatz treten können, einzeln 
vertreten ſein müſſen, ſo in der Landwirtſchaft Eigentümer, Pächter, 
Meier und Tagelöhner, in den Städten Außenhandel, Binnenhandel, 
Kleinhandel, Unternehmer, Handwerker und Arbeiter der verſchiedenen 
Gewerbe, ferner Kirchen, Univerſitäten, Akademien, Lehrerkollegien, 
Advokaten, Arzte und Gelehrte 1. Alle dieſe Gruppen ſollen ſich 
zu freien Körperſchaften zuſammenſchließen (S. 252 ff.). 

Hier finden wir alſo einen weſentlichen Unterſchied gegenüber 
den bisher betrachteten Syſtemen. Die Theorie und Praxis der 
ſtändiſchen Vertretung von 1848 hatte ſtets nur die großen, all: 
gemeinen Gruppe der Bevölkerung, wie Großgrundbeſitz, 
ſtädtiſches Bürgertum und Bauernſtand, zugrunde gelegt, um deren 
Gewicht als feſte, geſchloſſene Stände zur Geltung zu bringen. 
Namentlich Stahl hat ſtets betont, daß bloße Privatintereſſen keinen 
Anſpruch anf Vertretung im Staate haben?. „Stand in politiſcher 
Bedeutung iſt der Lebensberuf nur, inſofern er auch eine Einheit 
des politiſchen Intereſſes und der politiſchen Stellung bewirkt, daher 
nur in jenen ſeinen großen Gruppen (Landbau, Gewerbe und 
Handel, geiſtliche Pflege), und nur im Zuſammenhang mit dem ört⸗ 
lichen und obrigkeitlichen Verbande.“ Levita lehnt demgegenüber 
die Rückkehr zu den ſtändiſchen Vertretungen der Zeit vor 1848 auf 
das entſchiedenſte ab. Er ſieht in dem Auftreten der geſchloſſenen 
Stände als „mächtiger politiſcher Körper“ einen die Staatseinheit 
gefährdenden Rückfall in den mittelalterlichen Feudalſtaat (S. 172) 
und betont gerade die Notwendigkeit, das Parlament in eine Fülle 


1 Nach Sis mondi, a. a. O. S. 146 ff. 

2 Stahl, Philoſophie des Rechts, II. Bd., 2. Abt., 1. Aufl. (1837), ©. 181ff.; 
3. Aufl. (1856), S. 441 f. ö 

5 Stahl, a. a. O. 3. Aufl. S. 322. 
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kleiner Intereſſengruppen aufzulöſen, in denen alle mög⸗ 
lichen Gegenſätze ſich geltend machen und ſich von Fall zu Fall 
immer neue Gruppierungen der Intereſſen bilden. Während Stahl, 
wie wir ſahen, von den Gruppen der Geſellſchaft, mögen ſie nun 
als Stände oder als Parteien auftreten, die Geltendmachung einer 
einheitlichen Staatsgeſinnung erwartet und nur unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung die Volksvertretung überhaupt für berechtigt hält, erblickt 
Levita in den Grundſätzen der Parteien nur Phraſen, hinter denen 
ſich ſelbſtſüchtige Beſtrebungen von Parteimännern unter Verdunke⸗ 
lung der wirklichen Volksintereſſen verbergen, und er erwartet gerade 
von der Geltendmachung der Einzelintereſſen in ihrer ganzen Konkret⸗ 
heit und Mannigfaltigkeit am eheſten die Möglichkeit einer Einigung 
und den Sieg des Gemeinſamen und Übergeordneten. Für das 
Verſtändnis dieſer Auffaſſung Levitas iſt von Wichtigkeit, daß die 
berufsſtändiſche Vertretung bei ihm nicht ſelbſt als Träger des 
Staatswillens erſcheint, ſondern als neben einer ſtarken, politiſch 
führenden Regierung ſtehend gedacht iſt, der ſie in erſter Linie das 
Tatſachenmaterial zur Bildung eines vernünftigen Willens an 
die Hand geben ſoll (S. 239). Levita hält deshalb auch den Vor⸗ 
wurf, der gegen die bisherigen Syſteme ſtändiſcher Vertretung zu 
erheben war, daß ſie einen Kampf der Intereſſen auf Tod und Leben 
provozieren und das öffentliche Intereſſe hinter den Einzelintereſſen 
zurücktreten laſſen, auf ſeine Vorſchläge nicht für zutreffend (S. 254). 
Die Gegenſätze beſeitigen zu wollen durch ein Wahlſyſtem, das die 
Unterſcheidung der Intereſſen nicht anerkenne, bedeute in Wirklichkeit 
nur ein Schließen der Augen. Die Einzelintereſſen ſollen Gelegenheit 
haben, ſich geltend zu machen; aber es ſoll ihnen überall das Intereſſe 
des Staates gegenübergeſtellt werden (S. 255). Um dieſes Ziel auch 
innerhalb des Parlaments zu erreichen, entwickelt Levita folgenden 
Plan: Schon die Gemeindevertretungen ſollen auf der berufsſtändi⸗ 
ſchen Gliederung aufgebaut ſein. Im Rahmen der Gemeindepolitik 
ſind alle Einzelintereſſen und ihre Beziehungen zum Geſamtintereſſe 
am klarſten zu durchſchauen. Kräftige Gemeinden bilden daher die 
Grundlage des Staates und „die große Schule der Wiſſenſchaft, der 
Geſellſchaft und des Patriotismus“ (S. 235) 1. Die Landesvertretung 
ſelbſt ſoll nur zur Hälfte aus Vertretern der berufsſtändiſchen 
Korporationen, zur Hälfte aber aus Vertretern der Gemeinde⸗, 
Bezirks⸗ und Provinzialverwaltungen beſtehen, die das Geſamt⸗ 


1 Nach Sismondi, a. a. O. S. 114. 
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* gegenüber den Sonderintereſſen geltend zu machen haben 
260) 1, 

In anderer Weiſe, aber aus ähnlichen Gründen, vertritt Robert 
v. Mohl den Gedanken berufsſtändiſcher Vertretungen. Auch er 
wirft den beſtehenden Parlamenten mangelhafte Kenntnis der Volks⸗ 
intereſſen und ſchwachen Eifer um das Geſamtwohl vor; zur Ab⸗ 
hilfe fordert er Sonder vertretungen aller Gattungen von Rechten 
und Intereſſen. In jedem Falle ſollen immer nur diejenigen Sonder⸗ 
vertretungen vom Staat zur Mitwirkung herangezogen werden, die 
an der betreffenden Angelegenheit wirklich beteiligt ſind. Nur für 
Angelegenheiten der Geſamtheit (auswärtige Angelegenheiten, Ver⸗ 
faſſungsfragen, Organiſation der Staatsverwaltung, Staatshaushalt, 
Heerweſen, ſtaatsbürgerliche Rechte, Geſetzgebung über Rechtspflege, 
Teile des Polizeiweſens) ſind ſämtliche Sondervertretungen zu einer 
Kammer zu vereinigen, in der die Stimmenzahlen nach der Be⸗ 
deutung der einzelnen Gruppen für das Volksleben feſtzulegen ſind. 
Die Sondervertretungen teilt Mohl in drei Klaſſen: 1. materielle 
Gruppen (Groß⸗ und Kleingrundbeſitz, Gewerbe, Handel, Arbeiter), 
2. geiſtige Gruppen (Kirchen, Wiſſenſchaft, Kunſt), 3. räumliche 
Gruppen (Gemeinden) ?. 2 

Ganz abſeits der übrigen Literatur wie des politiſchen Lebens 
hat Karl Chriſtian Planck ſeit 1852 ſein Syſtem des „Berufs⸗ 
ſtaates“ entworfen s. Sein Ausgangspunkt liegt nicht auf politiſchem, 
ſondern auf wirtſchaftlichem und ſozialethiſchem Gebiet, nämlich in 
der Kritik der lediglich auf dem Egoismus des Einzelnen aufgebauten 


1 Als Vertreter ähnlicher Gedanken und Vorſchlaͤge feien genannt: 
H. Ahrens, Naturrecht, II. Bd. (6. Aufl. 1871), S. 377 ff.; M. H. Chaly⸗ 
bäus, Syſtem der ſpekulativen Ethik (1850), II. Bd., S. 282 ff.; Ferdinand 
Walter, Naturrecht und Politik (1863), S. 306 ff.; Konſtantin Frantz, 
Naturlehre des Staates (1870), S. 278 ff., 316 ff. u. 344 ff.; C. E. Jarcke, 
Prinzipienfragen (1854), S. 199. 

2 R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Bd. I (1860), 
S. 409 ff. Aus ſeiner hieran anſchließenden Stellungnahme zu anderen Syſtemen 
berufsſtändiſcher Vertretung iſt für uns vor allem bemerkenswert feine Ablehnung 
der Vorſchläge Stahls, die er als willkürlich konſtruiert zur Unterſtützung von 
Junkerintereſſen bezeichnet (S. 446 f.). Ferner Bd. II (1862), S. 21 f. (über 
Schäden des allgemeinen Stimmrechts). 

C. Chr. Planck, Katechismus des Rechts oder Grundzüge einer Neu- 
bildung der Geſellſchaft und des Staates (1852); Sechs Vorträge über die recht⸗ 
lichen und bürgerlichen Aufgaben der deutſchen Nation („Ulmer Vorträge“, 1866); 
Teſanent eines Deutſchen (1881, 2. Ausgabe 1912). 

Sanollers Jahrbuch XLIV 2. 5 
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individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Die Rettung ſieht er in der 
Errichtung einer neuen Geſellſchafts- und Staatsordnung auf der 
Grundlage von Berufsgenoſſenſchaften, welche, nach oben hin bis 
zu zentralen Vertretungen jedes einzelnen Berufes ausgebaut, das 
geſamte wirtſchaftliche und ſoziale Leben im Sinne der ſittlichen 
Aufgaben der Geſamtheit planmäßig lenken ſollen “. Sie haben die 
Aufgabe, für die richtige zahlenmäßige Verteilung der Bevölkerung 
auf die einzelnen Berufe und für die zweckmäßigſte örtliche Ver⸗ 
teilung zu ſorgen, wobei die Berufsfreiheit zugunſten der Berufs⸗ 
tüchtigkeit eingeſchränkt werden ſoll; ſie regeln die Preiſe und Löhne, 
ſie ſorgen für Beſeitigung menſchenunwürdiger und ſittlich nicht be⸗ 
rechtigter Berufsarten und für Verbeſſerung der Betriebsformen im 
Sinne der Befreiung und Veredlung der menſchlichen Arbeit. Die 
Berufsgenoſſenſchaften ſollen zu Selbſtverwaltungskörpern ausgebaut 
werden, indem ſie ihren Mitgliedern gegenüber ein Recht zum Ein⸗ 
ſchreiten bei Verletzung der Berufspflichten oder der Berufsehre 
haben, der Geſamtheit gegenüber aber für die Pflichterfüllung ihrer 
Mitglieder verantwortlich find ?. 

Aus dieſer Berufsordnung ſoll nun der politiſche Aufbau 
organiſch hervorgehen. Die Gemeindevertretungen werden aus Ab⸗ 
geordneten der örtlichen Berufsſtände gebildet, aus ihnen gehen 
wieder die Provinzialvertretungen hervor. Die Landesvertretung 
jegt ſich einerſeits aus Vertretern der zentralen Berufsorganiſationen, 
anderſeits aus ſolchen der Gemeinde: und Provinzial vertretungen 
zuſammen. Während dieſer Aufbau ſich im weſentlichen mit den 
Vorſchlägen Levitas deckt, fordert Planck wiederum in Übereinſtim⸗ 
mung mit Mohl, daß für jeden einzelnen Gegenſtand immer nur 
die gerade intereſſierten Stände oder Gebietsteile heranzuziehen ſind “. 
Was das Staatsoberhaupt anbetrifft, ſo hält Planck für den heu⸗ 
tigen Staat die erbliche Monarchie für die beſte Staatsform, da 
das Wahlprinzip zur Herrſchaft von Sonderintereſſen führen würde. 
Im organiſchen Berufsſtaat dagegen fordert er einen auf Lebens⸗ 
zeit gewählten unverantwortlichen Regenten als Staatsoberhaupt“. 

Faſſen wir nun die geſamte Literatur dieſes Abſchnittes zu⸗ 
ſammen, ſo finden wir hier, zuſammengedrängt auf einen engen 
Zeitraum, größtenteils auf das Jahrzehnt von 1850 bis 1860, eine 


1 Teſtament eines Deutſchen, S. 581 ff. 
2 a. a. O. S. 632 f. 
3 a. a. O. S. 639 f. 
4a. a. O. S. 655 ff. 
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Fülle verſchiedenartigſter Betrachtungen über berufsſtändiſche Ver⸗ 
tretung, die ſich trotz mancher Übergänge und Miſchformen deutlich 
in zwei große Gruppen gliedern laſſen, eine alte, abſterbende und 
eine in die Zukunft weiſende neue Lehre. Die Gegenüberſtellung 
von Stahl und Levita hatte den Gegenſatz klar erkennen laſſen. Die 
alte Lehre will die großen Gruppen der Geſellſchaft als geſchloſſene, 
machtvolle Stände im Staat zur Geltung bringen, um hierbei die 
für den Staat wertvollſten von ihnen beſonders hervorheben zu 
können. Sie fügt zu dieſem Zweck die alten Stände in etwas 
moderniſierter Form in das Syſtem des konſtitutionellen Staates ein. 
Berufs ſtändiſch tft fie nur inſofern zu nennen, als fie ſich vor 
der Wiederbelebung der reinen Geburts ſtände im allgemeinen 
ſcheut. Die neue Lehre iſt berufsſtändiſch im engeren Sinne. Sie 
zeigt die Neigung, die Gruppen der Geſellſchaft immer weiter nach 
einzelnen Berufszweigen aufzulöſen, um die Herrſchaft abſtrakter 
Parteiprinzipien und einſeitiger Klaſſenanſchauungen unmöglich zu 
machen und die wirklichen Volksintereſſen in allen ihren 
Gegenſätzen und Abſtufungen in konkreteſter Form herauszuheben. 
Für die alte Lehre ſind die Stände Träger von Wille und 
Geſinnung. Die neue Lehre ſieht in ihnen in erſter Linie ver⸗ 
ſtandesmäßige Kräfte, welche dem Staat das Tatſachen⸗ 
material für ſeine Entſchlüſſe liefern ſollen; als Willensträger iſt hier 
entweder eine ſtarke Monarchie gedacht wie bei Frhr. v. Stein oder 
eine Körperſchaft unparteiiſcher Perſönlichkeiten, zum Beiſpiel bei 
Levita, wo die Hälfte der Volksvertretung aus Gemeinde⸗ und 
Provinzialbeamten beſtehen ſoll, die durch ihr Amt dazu erzogen 
worden ſind, ſich über die Gegenſätze der Klaſſen zu erheben. Die 
alte Lehre mußte mit dem Aufkommen der Parteibildung abſterben, 
indem dieſe ſich als ein geeigneteres Mittel ergab, große Gruppen 
der Bevölkerung zur Vertretung einheitlicher politiſcher Ziele zu⸗ 
ſammenzufaſſen. Diejenigen, die unentwegt das Alte weitervertreten, 
erſcheinen in dieſer Zeit als rückſtändige, weltfremde Doktrinäre. 
Bei denen aber, die, wie F. J. Stahl, Fühlung genug mit der Wirk⸗ 
lichkeit haben, um die neuen Möglichkeiten zu erkennen, mußte die 
alte Lehre ihre urſprüngliche Farbe verlieren; das ſtändiſche Syſtem 
geht allmählich über in die verſchiedenen Formen des beſchränkten 
und abgeſtuften, aber nicht mehr ſtändiſch gebundenen Wahlrechts. 
Die neue Lehre hingegen holt gerade aus dem Parteileben ihre 
ſtärkſten Argumente und gewinnt vielfach (zum Beiſpiel bei Ahrens) 
ihre reine, von Zugeſtändniſſen an die demokratiſche Zeitſtrömung 
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freie Form erſt mit den wachſenden Erfahrungen der Partei⸗ 
geſchichte. 

Den zukunftsfrohen Anfängen der neuen berufsſtändiſchen Lehre 
entſpricht die weitere Entwicklung keineswegs. In den nächſten Jahr⸗ 
zehnten verſchwinden Betrachtungen dieſer Art faſt völlig aus dem 
Schrifttum; von einer Einwirkung auf das wirkliche Staatsleben 
iſt nichts zu ſpüren. Ahrens ſagt darüber folgendes: „Dieſes hier 
in Vorſchlag gebrachte organiſche Wahlſyſtem wird zwar voraus- 
ſichtlich, beſonders für die Bildung der zweiten Kammer, noch 
längere Zeit auf Widerſtand ſtoßen, der teils aus der ganz un⸗ 
begründeten, verſchiedene Dinge vermiſchenden Meinung hervorgeht, 
daß dadurch wieder mehr oder weniger ſich abſchließende Stände 
geſchaffen würden, teils aber und vornehmlich wird er von den poli⸗ 
tiſchen Parteiführern in der Preſſe und in den Verſammlungen be⸗ 
kämpft werden, welche durch dieſes Syſtem das wirkſamſte Mittel 
der Beherrſchung und Ausbeutung der größeren Maſſen verlieren 
würden. Allein man darf von dem Sinne für Wahrheit, Recht⸗ 
lichkeit und freie Selbſtbeſtimmung, der ſich in Deutſchland nicht fo 
leicht vom Parteigetriebe erſticken läßt, erwarten, daß bei längerer 
Übung des Maſſenwahlrechts die Unwahrheit und der ſittlich ver⸗ 
derbliche Charakter desſelben erkannt und die weſentliche Reform 
vorgenommen wird, wie ſie durch das organiſche Syſtem vor⸗ 
gezeichnet iſt.“ 

Durch zwei Urſachen ſieht alſo Ahrens den Erfolg der neuen 
Lehre verzögert: durch den Verdacht des Reaktionären, der 
auf der Vermengung mit der alten Lehre ſtändiſcher Vertretung 
beruht, und durch den Egoismus der Parteiführer. Was 
den erſten Punkt anbetrifft, ſo ſind zweifellos bis zum heutigen 
Tage alle Vorſchläge berufsſtändiſcher Vertretung mit dem Verdacht 
behaftet, der Wiederbelebung alter Privilegien dienen zu ſollen. 
Anhänger hat der Gedanke infolgedeſſen auf lange Zeit hinaus nur 
bei den Rechtsparteien gefunden, und auch hier wurden ſeine Ver⸗ 
fechter vielfach als rückſtändig empfunden, zumeiſt mit Recht, indem 
ſie zugleich von der alten Lehre ſtark beeinflußt waren. 

Viel wichtiger aber iſt ein anderer Umſtand, und dieſer iſt von 
Ahrens in ſeiner Andeutung über den Widerſtand der Parteiführer 
nur zum allergeringſten Teil anerkannt worden. Es waren nicht 
die Parteiführer allein, die durch die neue Lehre ihre Intereſſen be⸗ 


— — 


1 Ahrens, Naturrecht, II. Bd. (6. Aufl. 1871), S. 392 f. 


385] Das Problem der berufsſtändiſchen Vertretung im Zeitalter Bismarcks 69 


droht fühlten. Der größte Teil des politiſch denkenden Volkes ſah 
in den Parteien das gegebene Mittel, ſeinen Willen im Staat zur 
Geltung zu bringen. Die neue Lehre hatte ohne Rückſicht auf dieſe 
Tatſache den Staat lediglich auf Forderungen der Moral und Ver⸗ 
nunft aufzubauen verſucht, und es blieb die Frage völlig unbe- 
antwortet, woher die Kräfte kommen ſollten, die zur Durchſetzung 
dieſer Forderungen gegenüber den bisher herrſchenden Mächten nötig 
geweſen wären. Der deutſche Sinn für Wahrheit, Rechtlichkeit und 
freie Selbſtbeſtimmung, von dem Ahrens die Erfüllung ſeines Ideals 
erhoffte, hätte erſt in Form einer großen, organiſierten Volks⸗ 
bewegung gegen das Parteiweſen geprägt werden müſſen, um eine 
Macht darzuſtellen, die dieſe Aufgabe löſen konnte. Eine ſolche Be⸗ 
wegung zu entfeſſeln, dazu war aber die Zeit noch lange nicht reif. 
Was die genannten Schriftſteller über die Schäden des Parteiweſens 
lehrten, beruhte vorläufig noch zum großen Teil auf zufälligen Ein⸗ 
drücken und war jedenfalls nicht offenkundig genug durch die Er⸗ 
fahrung bewieſen, um das ganze Volk zum flammenden Widerſpruch 
gegen das Parteiweſen aufzurufen. Mochte auch der unabhängige 
Gelehrte in dieſer Zeit ſchon erkennen, wohin die Entwicklung der 
Parteien führen mußte; für das Auge der Maſſe, die ſich eben erſt 
das neue Werkzeug ihres Willens geſchaffen hatte, exiſtierten die 
Fehler immer nur bei der Gegenpartei; in den eigenen Reihen leug⸗ 
nete man ſie, oder man ſah in ihnen natürliche Schwierigkeiten der 
Entwicklung, die man im Laufe der Zeit zu überwinden hoffte. Die 
neue Lehre rechnete nicht mit dem geſchichtlichen Geſetz der Ent⸗ 
wicklung in Gegenſätzen. Das Volk, das ſich ſoeben aus der ſtän⸗ 
diſchen Gebundenheit zu freiem politiſchen Leben durchgerungen 
hatte, konnte noch nicht viel Neigung verſpüren, den angeblichen 
Fehlern der neuen Betätigungsformen Beachtung zu ſchenken. Zu⸗ 
nächſt mußte einmal das Parteileben zur vollen Blüte gelangt fein; 
dann erſt war es an der Zeit, ſich mit ſeinen Fehlern zu be⸗ 
ſchäftigen. 

Der Kampf der Wiſſenſchaft um eine neue Form berufsſtändiſcher 
Vertretung mußte unter dieſen Umſtänden vergeblich bleiben. Der 
nächſte Schritt in der Entwicklung unſeres Problems konnte erſt 
getan werden, wenn die Gefahren und Unzulänglichkeiten des Partei⸗ 
weſens im Staatsleben ſelbſt ſich deutlich bemerkbar machten und hier 
in Konflikt gerieten mit dem Geiſt des echten Staatsmannes, der 
dem Staat und dem Volk, aber nicht den Parteien dienen will. 
Dieſer Kampf durchzieht als tragiſches Geſchick das Wirken Bismarcks. 
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3. Bismarck 


In ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ ſchreibt Fürſt Bis⸗ 
marck: „Mir hat immer als Ideal eine monarchiſche Gewalt vor⸗ 
geſchwebt, welche durch eine unabhängige, nach meiner Meinung 
ſtändiſche oder berufsgenoſſenſchaftliche Landesvertretung ſoweit kon⸗ 
trolliert wäre, daß Monarch oder Parlament den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Rechtszuſtand nicht einſeitig, ſondern communi sensu ändern 
können, bei Offentlichkeit und öffentlicher Kritik aller ſtaatlichen Vor⸗ 
gänge durch Preſſe und Landtag.“! Verfolgen wir die Stellung, 
die Bismarck zu verſchiedenen Zeiten in der Frage des Wahlrechts 
eingenommen hat, ſo finden wir es beſtätigt, daß der Gedanke der 
berufsſtändiſchen Vertretung ſeine ganze politiſche Laufbahn durch⸗ 
zieht, aber doch je nach der beſonderen politiſchen Lage in wechſelnden 
Formen und Zuſammenhängen und auch mit zeitweiligen Unter⸗ 
brechungen !. 

Der Ausgangspunkt für Bismarcks Stellung zur Wahlrechts⸗ 
frage liegt in den überlieferten Anſchauungen des Adelsſtandes, 
aus dem er hervorgegangen iſt. Aus der Überzeugung heraus, daß 
im grundbeſitzenden Adel die feſteſte Stütze von Monarchie und Staat 
liege, verfocht Bismarck in den vierziger Jahren, wie die meiſten 
ſeiner Standesgenoſſen, die ſtändiſch aufgebaute Landesvertretung 
in einer Form, durch die den alten Geburtsſtänden ihre bisherige 
Vormachtsſtellung gewahrt werden ſollte. Im Jahre 1848 erkannte 
er, wahrſcheinlich in Anlehnung an Stahl, die Notwendigkeit an, 
neben den bisherigen Klaſſen, wie ſie in Preußen im Vereinigten 
Landtag von 1847 vertreten waren, der Ritterſchaft, dem Bürger⸗ 
tum und dem Bauernſtand, als vierte Klaſſe den Stand der Beſitz⸗ 
loſen zur Vertretung zuzulaſſen“. Dagegen lehnte er in dieſer 


Zeit ſowohl das Prinzip der reinen Kopfzahl wie das Dreiklaſſen⸗ 


wahlrecht entſchieden ab, indem er in jedem ungebundenen Wahl⸗ 
ſyſtem tracht der mangelnden politiſchen Bildung des Volkes ein 
Spiel des Zufalls ſah. So ſagt er am 24. September 1849: „Ich 
kann in der Lotterie der Wahlen, mit Hinblick auf den politiſchen 
Zuſtand des Vaterlandes, keine Bürgſchaften ſehen, die mich berech⸗ 


1 Gedanken und Erinnerungen von Otto Fürſt von Bismarck (Aus⸗ 
gabe von Cotta, 1898), Bd. I, S. 15 f. 

2 Vgl. zum folgenden Richard u Bismarcks Stellung zum parla- 
mentariſchen Wahlrecht (1917). 

2 a. a. O. S. 9. 
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tigen, die uneingeſchränkte Dispoſition über Land und Leute in 
Preußen in die Hände derjenigen Verſammlungen zu legen, welche 
aus dieſem Haſardſpiel hervorgehen mögen.“ 

Aber ſeit 1851 beginnt Bismarck, den Gedanken an Wieder⸗ 
herſtellung einer ſtändiſchen Vertretung nach Art des Vereinigten 
Landtags fallen zu laſſen?. Zunächſt beſtimmen ihn dabei rein real⸗ 
politiſche Geſichtspunkte. Er hat Bedenken gegen einen gewaltſamen 
Eingriff in die Verfaſſung, wenn ein ſolcher nicht dringend geboten 
iſt; und aus den Erfahrungen der Reaktionszeit glaubt er ſchließen 
i können, daß auch mit dem beſtehenden Landtag ganz gut aus⸗ 
jukommen iſt. Das Abgeordnetenhaus hatte in dieſer Zeit eine 
ſtarke konſervative Mehrheit, und der Regierung war es gelungen, 
den Einfluß des Landtags auf ein Mindeſtmaß einzuſchränken. 
Nachdem Bismarck aber erſt einmal den Gedanken an eine Rückkehr 
jur ſtändiſchen Vertretung aufgegeben und ſich auf den Boden der 
freien Parteibildung geſtellt hatte, macht ſich bei ihm immer deut⸗ 
licher die Neigung bemerkbar, eine weitere Ausdehnung des Wahl⸗ 
rechts auf die breiten Maſſen zu befürworten. Dabei hat ſich ſeine 
bisherige Anſchauung, im Geburts- und Beamtenadel die beſte Stütze 
des preußiſchen Staatsweſens zu ſehen, durchaus nicht geändert. 
Er hofft aber, nach ſeiner Kenntnis der oſtelbiſchen Landbevölkerung, 
daß gerade der monarchiſch⸗konſervative Geiſt der Rechtsparteien 
unter der Herrſchaft eines freien Wahlrechts beſonders ſtarke 
Anhängerſchaft unter den breiten Maſſen finden wird. Schon 1854 
äußert er in dieſem Sinne: „Man ſchreibt mir von der Abficht, 
einen höheren Wahlzenſus für die Kammern im Wege der Gemeinde⸗ 
ordnung einzuführen; das wäre kein Glück; denn die durch ſolchen 
Zenſus ausgeſchloſſenen Schichten find beſſere Royaliſten als die 
übrigbleibende Bourgeoiſie und höheren Stände, ganz abgeſehen 
von der drohenden Willkür jeder Zenſusordnung und dem Schaden 
endloſer Verfaſſungsmacherei.“ 

Beſtätigt fand Bismarck dieſe Gedanken durch die Tatſache, 
daß ſeit den Wahlen des Jahres 1858 der Einfluß des liberalen 
Geldkapitals im Abgeordnetenhaus unter dem Schutz des Dreiklaſſen⸗ 
wahlrechts immer größer wurde. Als dieſe Entwicklung einige 


1 Die politiſchen Reden des Fürſten Bismarck (von Horſt Kohl, Bd. 1, 
S. 127. — Vgl. Augft, a. a. O. S. 11 ff. 

Aug ft, a- a. O. S. 17 ff. 

Bismarcks Briefe an den General Leopold von Gerlach (von Horſt 
Kohl), S. 130. 
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Jahre ſpäter anläßlich der Heeresreorganiſation den Verfaſſungs⸗ 
konflikt in Preußen herbeiführte, reifte in Bismarck die Hoffnung, 
daß gerade ein auf breiteſter Grundlage aufgebautes Wahlſyſtem 
das geeignete Mittel ſein würde, die alten Stützen des preußiſchen 
Staates auch im Parlament wieder zur Geltung zu bringen. Dieſe 
Gründe haben dann, unterſtützt durch das Anſehen, das das all⸗ 
gemeine gleiche Wahlrecht als „Erbteil der deutſchen Einheits⸗ 
beſtrebungen“ genoß, und durch Geſichtspunkte, die im Ver⸗ 
hältnis Preußens zu Oſterreich lagen, zur Aufnahme des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts in die Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reiches geführt !. Dabei werden jedoch dieſe 
Gründe von Bismarck ſelbſt als bloß taktiſch und zufällig empfunden; 
der Gedanke an eine neue Form berufsftändifcher Vertretung ſchwebt 
ihm auch jetzt noch als ein — zwar zur Zeit unerreichbares — 
Ideal vor. Die „Neue Preußiſche Zeitung“ ſchrieb am 18. April. 
1866, jedenfalls auf Bismarcks Veranlaſſung: „Was für unſere 
Beurteilung das maßgebende iſt, beruht insbeſondere darin, daß in 
Ermanglung einer wirklichen ſtändiſchen Vertretung das allgemeine 
Stimmrecht das Einzige iſt, was Logik und Prinzip enthält.“ 

In den erſten Jahren nach der Reichsbegründung konnte Bis⸗ 
marck mit dem Reichstag im weſentlichen zufrieden ſein. Seit 1878 
aber beginnt bei ihm immer offner die Enttäuſchung über die Wir⸗ 
kungen des allgemeinen gleichen Wahlrechts ſich zu äußern. Der 
Gegenſatz des wirklichen Parteilebens zu dem, was er vom Reichs⸗ 
tag erwartet hatte, tritt in ſeinen politiſchen Reden mehr und mehr 
hervor und wird zur Grundlage neuer Reformgedanken. Zwei Dinge 
hatte er vor allem vom Reichstag erhofft: daß er ein Hort und 
Sinnbild der Einigkeit des deutſchen Volkes ſein würde, und daß er 
der Regierung die Möglichkeit geben würde, mit den Wünſchen und 
Bedürfniſſen aller Volkskreiſe in lebendiger Fühlung zu bleiben. 
Statt deſſen mußte er erkennen, daß ſich im Reichstag ein Kampf 
der Fraktionen um die Macht abſpielte, in dem der Gedanke der 
Einigung mehr und mehr verblaßte und die Parteien die Fühlung 
mit den wirklichen Volksintereſſen verloren. Die Schwierigkeiten, 
mit denen er im Reichstage zu kämpfen hatte, entſprangen nicht der 
geſunden Oppoſition natürlicher Volksintereſſen, ſondern dem Streben 
der Parteiführer, de Regierung von ſich abhängig zu machen. Daher 
der ſtets ſich erneuende Widerſtand gegen Bismarcks Wunſch, das 


1 Augſt, a. a. O. S. 84 ff. 
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Heer auf eine feſte Grundlage zu ſtellen und dem Reich eigne, 
dauernde Einnahmequellen zu ſchaffen!. Bei der Beratung über 
die Frage des Tabaksmonopols am 12. Juni 1882 ſpricht Bismarck 
die Furcht aus, daß ſeine Pläne erfolglos bleiben würden, „weil 
die Fraktionen, auf deren Zuſtimmung es ankommt, entweder der 
Regierung überhaupt keinen Erfolg gönnen oder doch nur unter 
gewiſſen Bedingungen mit irgend einem „do ut des“, was die Re⸗ 
gierung in dem Maße nicht leiſten kann?. Wenn man einen Ent⸗ 
ſchluß faſſe, ſo frage man nur noch: Was hat die Fraktion davon, 
und nicht: Was hat das Reich davon?? 

Ebenſo enttäuſcht ſah ſich Bismarck in der anderen Hoffnung, 
im Reichstage einen ſachgemäßen Berater der Regierung zu finden. 
Am 27. März 1867 hatte er dieſe Aufgabe des Reichstags in die 
Worte gefaßt: „Die Regierung kann unmöglich in ihren Beamten 
alle Erfahrungen allein ſammeln und muß in der Volksvertretung 
eine Hilfe für ihre Aufgabe ſuchen und wünſchen.““ Deshalb ver⸗ 
langt er nach Volksabgeordneten, die mit den Wählern in lebendiger 
Berührung bleiben und uneigennützig deren tatſächliche Intereſſen 
zur Geltung bringen. Die Fraktionen aber haben durch „das un⸗ 
geheure Maß der Verlogenheit der Wahlagitationen“, geſtützt auf 
„die Leichtgläubigkeit der Wähler“ “, dieſen innigen Zuſammenhang 
zwiſchen Reichstag und Volk zerſtört. Die Abſtimmungen ſind unter 
dieſen Verhältniſſen nicht „das Barometer der Gefühle und Emp⸗ 
findungen des Volkes“ . 

Was für praktiſche Folgerungen hat Bismarck nun aus dieſen 
Erfahrungen gezogen? Wir finden ſie, ſoweit ſie hier in Frage 
kommen, in zwei getrennten Gedankengängen niedergelegt: einmal 
in dem Plan, das allgemeine gleiche Wahlrecht, ebenſo aber auch 
das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht, durch eine neue Form berufs⸗ 
ſtändiſcher Vertretung zu erſetzen; zweitens in dem Verſuch, 


1 Vgl. von Wilmowski, Meine Erinnerungen an Bismarck (1900), 
S. 161 ff. ö 

2 Politiſche Reden, Bd. IX, S. 361. 

Ebenda S. 365. 

Ebenda Bd. I, S. 306. 

Ebenda Bd. IV, S. 13 f. und Bd. V, S. 34 ff. — Vgl. auch Poſchinger, 
Fürſt Bismarck und die Parlamentarier, Bd. I, S. 135 und Frieſen, Erinne⸗ 
rungen aus meinem Leben, Bd. III, S. 11. 

® Politiſche Reden, Bd. IX, S. 130 f. und 338; Bd. XII, S. 300. 

Ebenda Bd. XI, S. 362 f. — Vgl. Augſt, a. a. O. S. 117 ff. 
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neben das Parlament in feiner derzeitigen Form einen aus Berufs: 
vertretern zuſammengeſetzten Volkswirtſchafts rat mit rein be⸗ 
ratenden und gutachtlichen Befugniſſen zu ſtellen. 

Der Gedanke eines neuen berufsſtändiſchen Wahlrechts 
für Reichstag oder Abgeordnetenhaus iſt bei Bismarck niemals bis in 
das Stadium praktiſcher Entwürfe oder Verſuche gelangt. Bei der 
Sozialgeſetzgebung hat ihm vorgeſchwebt, daß die als Träger der 
Unfallverſicherung zu bildenden Berufsgenoſſenſchaften ſpäter vielleicht 
zur Grundlage eines Wahlrechts werden könnten. In den Hamburger 
Nachrichten, die Bismarck nach ſeiner Entlaſſung als Sprachorgan 
benutzte, heißt es am 18. Januar 1893 über Bismarcks Plan eines 
Wahlgeſetzes mit Intereſſenvertretung: „Die Möglichkeit dazu hatte 
er auf Grund der damaligen und ſpäteren ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
über die verſchiedenen Gruppen der wirtſchaftlichen Intereſſen im 
Auge; es lag damals in der Abſicht der Regierung, die Bildung 
von Gruppen anſchaulich zu machen, innerhalb deren die ſozial⸗ 
politiſchen Aufgaben, in specie diejenigen der Altersverſorgung, 
ihre genoſſenſchaftliche Löſung finden konnten und die, wenn ſie erſt 
genauer definiert ſeien und der innere Verband jeder derſelben durch 
die Geſetzgebung hergeſtellt wäre, die Unterlage für die Wahlkörper 
der Landesvertretung hätte bilden können.“! Aber über das weitere 
Schickſal dieſes Planes ſagt Bismarck in ſeiner Anſprache an Ver⸗ 
treter der Handwerkerinnungen am 17. April 1895, nachdem er auf 
die Intereſſengemeinſchaft aller produzierenden Stände hingewieſen 
hat: „Ich habe früher geglaubt, daß man unſere Wahlgeſetzgebung 
in Preußen ſowohl wie im Reiche auf dergleichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften begründen könnte, daß jede Berufsgenoſſenſchaft ihrerſeits 
das Recht hat, ſich durch ſelbſtändige Abgeordnete vertreten zu 
laſſen. Ich habe dafür kein Verſtändnis gefunden, und ich habe, 
ſolange ich Miniſter war, zuviel Kämpfe nach außen, nach oben hin 
gehabt, um mich dem zu widmen, und zu wenig Anklang im 
Reichstag. Erinnern Sie ſich der Zeit, wo unter dem Regiment 
Windthorſt mir ein Hilfsarbeiter mit 20 000 Mk. abgelehnt wurde, 
lediglich weil ich ihn beantragte und ich ihn brauchte. Sind dieſe 
Zeiten nicht wiedergekommen, haben wir nicht wieder dieſelbe Mehr⸗ 
heit im Reichstage, die ſich aus Gegnern des urſprünglichen Reichs⸗ 
gedankens zuſammenſetzt? Ich fürchte es. Ein Gegenmittel da⸗ 


1 Hermann Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 —1898 (1913), Bd. II, 
S. 199 f. . 
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gegen liegt nur in der Ermannung der Bevölkerung, der Wähler⸗ 
ſchaften, daß ſie ſich zuſammentun, daß ſie Organiſationen bilden; 
dazu ſind die Innungen, die Berufsgenoſſenſchaften die gegebenen 
Grundlagen. Wenn ſie darin zuſammenhalten, ſo werden Sie, 
nicht ſehr raſch, nicht von heut auf morgen, eine Anderung in der 
Vertretung erwirken; aber es iſt doch, glaube ich, das Einzige, was 
Ihnen zu erſtreben übrig bleibt: alſo der enge Zuſammenſchluß 
unter einander, die Bildung der Genoſſenſchaften und das Ein⸗ 
treten „Einer für Alle und Alle für Einen“ innerhalb der Innungen 
und innerhalb der Geſamtheit unſerer erwerbenden Klaſſen; daß 
wir uns gegenüber den reinen Theoretikern, die nichts tun als 
Reden halten und abſtimmen, daß wir uns denen gegenüber wehren 
für unſre Erwerbsfähigkeit, daß wir ſcheiden zwiſchen praktiſchen 
Leuten und Rednern, und daß die praktiſchen Leute, die wirklichen 
Erwerber, von der Landwirtſchaft bis zu jedem feinſten Gewerbe 
hinauf, wie ſie ſich allmählich angeſetzt haben an die Urgewerbe — 
daß wir da zuſammenhalten, die Erwerbenden, und uns wehren 
gegen die Drohnen, die nicht Honig ſammeln —, ich will nicht 
ſagen, in der brutalen Art, wie die Bienen es tun, aber doch, daß 
wir uns von ihnen nicht führen laſſen, von den Drohnen !.“ Bis⸗ 
marck iſt alſo zu der Überzeugung gelangt, daß von oben her, durch 
Geſetz, die notwendige Wandlung des Parlaments nicht herbeigeführt 
werden kann, daß der Widerſtand gegen das Parteiweſen vielmehr 
aus dem Volke ſelber kommen muß. Dieſer Gedanke hat ſchließlich 
ſeinen Ausdruck gefunden in einem von Bismarck angeregten Aufſatz 
der Hamburger Nachrichten vom 11. März 1897, in welchem für 
die bevorſtehenden Wahlen zur Bildung eines „Kartells der pro⸗ 
duktiven Stände“ aufgefordert wird ?. 

Hier haben wir alſo eine Antwort auf die Frage, die bei den 
Theoretikern der neuen berufsſtändiſchen Lehre unbeantwortet ge⸗ 
blieben war, die Frage, woher die Kräfte kommen ſollen, um die 
Befreiung der Volksvertretung von der Herrſchaft der Parteiintereſſen 
herbeizuführen. Nachdem das Volk ſelbſt ſeine Macht in die Hände 
der Parteien gelegt hat, kann nicht der Staatsmann, der die Fehler 
des Parteiweſens erkennt, auf dem Wege der Geſetzgebung einen 
beſſeren, künſtlichen Organismus an die Stelle der Parteien ſetzen. 
Der Staat, der eine Stütze im Volksbewußtſein braucht, muß ſich 


1 Politiſche Reden, Bd. XIII, S. 357. 
2 Hofmann, a. a. O. Bd. II, S. 406 ff. 
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mit denjenigen Organen abfinden, die das Volk als Verkörperung 
ſeines Willens anſieht. Erſt wenn im Volk die Erkenntnis reift, 
daß ſein Wohl in den Händen der Parteien nicht gut aufgehoben 
iſt, und es ſich aus dieſer Erkenntnis heraus ſelbſt zu neuen Gruppen 
zuſammenſchließt, iſt für den Staatsmann die Stunde gekommen, 
dieſen neuen organiſchen Gebilden einen Platz im Staatsweſen an⸗ 
zuweilen und fie in ihrem Ringen mit den Parteien zu unterſtützen. 

Für die Beurteilung des Planes einer berufsſtändiſchen Ver⸗ 
tretung, wie ſie Bismarck vorſchwebte, iſt von Wichtigkeit, daß 
Bismarck ſtets dabei eine ſtarke konſtitutionelle Monarchie und eine 
innerlich freie, politiſch führende Regierung vorausjegt!. Der Ein⸗ 
wand, den ſchon Levita zurückgewieſen hat, daß das Parlament 
durch die Auflöſung der Parteien in zahlloſe kleine Intereſſengruppen 
unfähig würde zu einheitlicher Willensbildung, iſt alſo auch für 
Bismarck bedeutungslos. Indem er das Parlament unter deutſchen 
Verhältniſſen ſo wie ſo für ungeeignet zu politiſcher Führerſchaft 
hält, will er dieſe Aufgabe ausſchließlich von einer ſtarken Regierung 
gelöſt wiſſen und dafür das Parlament mehr auf die andere Auf⸗ 
gabe zugeſchnitten ſehen, die Regierung mit mannigfachſtem ſach⸗ 
lichen Material zu verſehen und ſchlechte Maßnahmen der Regierung 
durch ſein Veto zu verhindern. — 

Die praktiſche Unmöglichkeit, das Reichstagswahlrecht durch eine 
neue Form berufsſtändiſcher Vertretung zu erſetzen, hat Bismarck zu 
dem Verſuch geführt, ſich neben dem Parlament, das in ſeiner 
derzeitigen Geſtalt zu ſachgemäßer Beratung der Regierung nicht 
geeignet war, ein beſonderes Organ für dieſen Zweck zu ſchaffen. 
Zunächſt wurde durch Königliche Verordnung vom 17. November 
1880 für Preußen ein Volks wirtſchafsrat gebildet, der ſich 
aus Vertretern von Gewerbe, Handel und Landwirtſchaft zuſammen⸗ 
ſetzte. Er ſollte „einen techniſchen Beirat Sr. Maj. des Königs in 
denjenigen, die wirtſchaftlichen Intereſſen von Handel, Gewerbe und 
Landwirtſchaft betreffenden Fragen bilden, welche der Regelung im 
Wege der Geſetzgebung oder der Königlichen Verordnung unter⸗ 
liegen““). Zur Begründung führt Bismarck aus: Bei der Bor: 
bereitung von Geſetzesvorlagen, welche das wirtſchaftliche Leben der 
Nation berühren, hat es bisher an einer Stelle gefehlt, wo der⸗ 


1 Vgl. Politiſche Reden, Bd. VII, S. 290 f. und Bd. X, S. 46. 
2 Erlaß Bismarcks an die Geſandten Preußens bei den Bundesſtaaten vom 
29. Januar 1881 (Politiſche Reden, Bd. IX, S. 176). 
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artige Vorlagen einer geregelten Kritik durch Sachverſtändige aus 
den zunächſt beteiligten Kreiſen unterzogen werden konnten.“ “ Die 
Mitglieder des preußiſchen Volkswirtſchaftsrates gingen teils aus 
Präſentationswahlen, teils aus direkter Berufung hervor. Das 
Präſentationsrecht war den auf geſetzlicher Beſtimmung oder auf 
freier Vereinbarung beruhenden Vertretungen kaufmänniſcher, ge⸗ 
werblicher und landwirtſchaftlicher Intereſſen zugeſtanden worden. 
Von den zur Präſentation Gewählten wurden dem Könige durch die 
betreffenden Reſſortminiſter 15 Vertreter des Gewerbes, 15 des 
Handels, 15 der Landwirtſchaft zur Berufung vorgeſchlagen, außer⸗ 
dem aber nach freier Wahl der Miniſter noch 30 weitere Mitglieder, 
unter denen mindeſtens 15 dem Handwerker⸗ oder e 
angehören mußten. 

Bismarcks Plan ging von Anfang an dahin, einen Volkswirt⸗ 
ſchaftsrat für das Reich zu ſchaffen. Die geplante Sozialgeſetz⸗ 
gebung und die neuen Aufgaben, vor die die Regierung durch den 
Umſchwung in der Wirtſchaftspolitik geſtellt war, machten für das 
Reich eine ſolche Einrichtung beſonders notwendig. Einen preußi⸗ 
ſchen Volkswirtſchaftsrat hielt Bismarck für eine unzweckmäßige, 
partikulariſtiſche Einrichtung. Er hatte ihn nur geſchaffen in der 
Hoffnung, dadurch die Bildung des Reichsvolkswirtſchaftsrates zu 
erleichtern und zu beſchleunigen. Aber dieſer Verſuch mißlang. 
Die Vorlage ſcheiterte am Widerſtand des Reichstages, welcher eine 
Schwächung ſeiner eigenen Stellung durch den Volkswirtſchaftsrat 
befürchtete. Bismarck betonte in ſeiner Rede, die er am 1. Dezember 
1881 nach der erſten Ablehnung ſeiner Vorlage im Reichstage hielt, 
daß der Regierung der politiſche Gedanke, das Gewicht des Parla⸗ 
ments zu ſchwächen, fern liege. Es ſei aber notwendig, die Reichs⸗ 
ämter in der Vorbereitung der Geſetze mit Fachkenntniſſen zu unter⸗ 
ſtützen. „Wir haben das Bedürfnis, uns zu informieren, und ich 
mochte doch glauben, die parlamentariſchen Verſammlungen ſollten 
dies Bedürfnis auch einigermaßen haben.“! Bei den bevorſtehenden 
ſozialen Reformen würden praktiſche Induſtrielle, Landwirte und 
Kaufleute beſſer Rat geben können als die wiſſenſchaftlich gebildeten 
Mitglieder des Reichstages, deren Kraft außerdem bei beſchränkter 
Zeit auf ein rieſenhaftes Gebiet ſich zerſplitterte. Die Regierung 
ſuche „ein Hilfsorgan, um ihren eigenen Schwächen, ihrem Mangel 


1 Politiſche Reden, Bd. IX, S. 177. 
2 Ebenda S. 184. 
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an Kenntnis zu Hilfe zu kommen“. „Sie beabſichtigt auch nicht, ſich 
die Meinung machen zu laſſen von dem Volkswirtſchaftsrat, ſondern 
ſie will nur ihre Meinung nicht eher feſtſtellen, als bis ſie dieſe 
Sachkundigen über die Tatbeſtände, über die Bedürfniſſe, über die 
Leiden der betreffenden Induſtrien gehört haben wird.““ „Wir 
ſuchen Kenntnis über dasjenige, was dem bureaukratiſchen Blicke 
vermöge der Stellung, von der er allein ausgehen kann, entgeht.“ 
Und den Abgeordneten ruft Bismarck ſchließlich zu: „Meine Herren, 
Sie verſtehen von der Sache nicht mehr als ich. Seien wir alſo 
beide beſcheiden und räumen wir beide ein, daß wir der Belehrung 
bedürfen, und ſetzen Sie ſich nicht auf das hohe Pferd, daß Sie 
uns ſagen: Wir — nämlich die Fraktion, der der Herr Vorredner 
angehört —, wir wiſſen genug für beide, für Regierung und 
Reichstag; die Regierung braucht nichts von Sachkundigen zu 
lernen.“? 

Doch der Reichstag lehnte wiederum die Vorlage ab. Die 
zahlreichen Einwände, mit denen Abgeordnete der Linken und des 
Zentrums Bismarcks Plan bekämpften ?, waren zum großen Teil 
nicht grundſätzlicher Natur, ſondern enthielten beachtenswerte Hin⸗ 
weiſe auf Mängel und Schwierigkeiten, die ſich bei allſeitigem guten 
Willen wahrſcheinlich hätten überwinden laſſen. Insbeſondere wurde 
die Frage aufgerollt, ob ein Abſtimmen zwiſchen wirtſchaftlichen 
Intereſſengruppen überhaupt möglich ſei, ohne zu ſchweren Konflikten 
zu führen; im Zuſammenhang damit wurde die Schwierigkeit be⸗ 
tont, zu einer befriedigenden Verteilung der Stimmen zu gelangen. 
Von den Verteidigern des Volkswirtſchaftsrats auf der Rechten 
wurde demgegenüber auf die Möglichkeit hingewieſen, die Frage des 
Stimmenverhältniſſes und der Majoriſierung dadurch aus dem Wege 
zu räumen, daß im Falle der Meinungsverſchiedenheit Mehrheits⸗ 
wie Minderheitsvotum der Regierung als Material vorgelegt würden 
und gegebenenfalls eine itio in partes ſtattfände. 

Am ſchärfſten aber wurde im Reichstag, vor allem von den 
Abgeordneten Richter, Bamberger und Windthorſt, die Beſorgnis 
ausgeſprochen, daß der Volkswirtſchaftsrat, als ein der Regierung 
gefügiges Nebenparlament, zur Ausſchaltung der Volksvertretung 


1 Politiſche Reden, Bd. IX, S. 191. 

2 Ebenda S. 195. 

3 Eine überfichtliche Zuſammenſtellung der Gründe und Gegengründe gibt 
J. Curtius, Bismarcks Plan eines deutſchen Volkswirtſchaftsrates (1919), 
S. 25 ff. 
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führen würde 1. Dieſer Geſichtspunkt blieb ſchließlich für die Mehr⸗ 
heit des Reichstages entſcheidend. Bismarck ſelbſt fühlte, daß in 
dieſem Kampf um die Macht alle ſeine Vernunftsgründe vergeblich 
bleiben mußten. Der Reichstag hatte gar kein Intereſſe an der 
Unterſtützung der Regierung durch Sachverſtändige, da er von 
deren Konkurrenz eine Gefährdung der parlamentariſchen Autorität 
befürdhtete?. Bismarck legt in dieſem Sinne ſeinen Gegnern die 
Worte in den Mund: „Die Regierungen ſind für unſere Bedürf⸗ 
niſſe klug genug, ſie ſollen ſich nicht beſſer informieren als wir; 
wir werden dafür keinen Groſchen bewilligen.““ Auch dieſer Plan 
Bismarcks mußte alſo ſcheitern, weil hinter dem Volkswirtſchaftsrat 
noch nicht die Macht der Berufsorganiſationen ſtand, auf die ſich 
die Regierung in ihrem Kampf gegen die Parteien hätte ſtützen 
können. 

In Bismarcks Perſon finden wir den geſamten Entwicklungs⸗ 
gang des berufsſtändiſchen Gedankens von der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion bis hart an die Schwelle der Gegenwart vereinigt. Bismarck 
hat zu Beginn ſeiner Laufbahn die Wiederbelebung der alten Stände 
und ihre Einfügung in den modernen repräſentativen Staat ver⸗ 
treten, als ein Mittel, den Einfluß des Adelsſtandes im preußiſchen 
Staat zu erhalten. Er hat dann unter dem Eindruck einer neuen 
Zeit den Gedanken ſtändiſcher Bindung fallen laſſen und in der 
freien Beteiligung des ganzen Volkes an den Geſchäften des Staates 
die Entfaltung der geſunden, ſtaatserhaltenden Volkskräfte zu finden 
gehofft. Als aber nach Erfüllung der großen nationalen Aufgaben 
die geſunden Volkskräfte von den zerklüftenden und unſchöpferiſchen 
Mächten des Fraktionsweſens überwuchert wurden, da reifte in ihm 
der Gedanke an neue Formen berufsſtändiſcher Vertretung, der ihn 
bis an ſein Lebensende begleitet hat, von Jahr zu Jahr klarer aus⸗ 
geſtaltet, aber ohne ſchließlich zur Verwirklichung zu gelangen. In 
Begründung und Ausführung dieſer ſeiner letzten Gedanken ſteht 
Bismarck in einer Linie mit den Theoretikern der neuen berufs⸗ 
ſtändiſchen Lehre der fünfziger Jahre. Aber er bedeutet dieſen gegen⸗ 
über einen gewaltigen Fortſchritt. Die Theoretiker hatten ihre 
Forderungen aufgebaut auf Erſcheinungen des noch unentwickelten 
Parteilebens, die kaum als wirkliche Erfahrungen, ſondern mehr 
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als zufällige Eindrücke, vielfach verquickt mit hilfloſer Abneigung 
gegen das Neue, zu bewerten waren. Auf die Staatsmänner dieſer 
Zeit konnten ſolche Erwägungen keinen Eindruck machen. Für 
Bismarck dagegen ſind die Parteien erſchütterndes Erlebnis geworden. 
Er war ihnen ohne Vorurteil entgegengekommen und hatte 
ihnen ſelbſt in mutiger Hoffnung, ihr Gutes dadurch an die Ober⸗ 
fläche zu bringen, im allgemeinen gleichen Wahlrecht das ſtärkſte 
Mittel zur Entfaltung in die Hand gegeben. Er hat erleben müſſen, 
daß ſich dieſe Macht gegen ihn ſelbſt kehrte, nicht weil er ſeiner 
Aufgabe als Diener des Staates und des Volkes nicht gerecht geworden 
wäre, ſondern weil ſeine Größe dem Ehrgeiz der Parteiführer im 
Wege ſtand. 

Der Gegenſatz zwiſchen Parteiintereſſen und Volksintereſſe iſt 
durch Bismarck zu einem Problem geworden, dem wir nicht mehr 
aus dem Wege gehen können. Aber damit iſt die Bedeutung 
Bismarcks für die Entwicklung unſeres Problems nicht erſchöpft. 
Das wichtigſte iſt, daß wir bei Bismarck zum erſten Mal Klarheit 
über die Frage des Weges finden, der zur Verwirklichung einer 
neuen berufsſtändiſchen Vertretung führen kann, eine Frage, die die 
theoretiſchen Verfechter des Gedankens kaum geſtreift hatten. 
Während letztere glaubten, die geſchickte Ausklügelung einer neuen 
Verfaſſung und der Hinweis auf ihre Vorzüge müſſe ausreichen, 
um ſie zur Verwirklichung zu bringen, wird Bismarck beherrſcht von 
dem realpolitiſchen Rechnen mit den tatſächlichen Volkskräften. Er 
ſieht in dem Bau einer Verfaſſung nicht die Aufgabe, neue Kräfte 
ins Leben zu rufen, ſondern den vorhandenen Volkskräften das 
Feld zu ſchaffen, auf dem ſie ſich ſchöpferiſch auswirken können. 
Deshalb fördert er, zu derſelben Zeit, wo Theoretiker fern von der 
Wirklichkeit die neue berufsſtändiſche Vertretung erfinden, das all⸗ 
gemeine Wahlrecht auf breiteſter Grundlage, als das zweckmäßigſte 
Mittel, die großen politiſchen Ideen, die in dieſer Zeit die Volks⸗ 
kräfte gruppieren, ordnungsmäßig zur Auswirkung gelangen zu 
laſſen. Als aber ſpäter dieſe Ideen zurücktreten und es ſich zeigt, 
daß die Parteien nicht mehr das Volk darſtellen, da verſucht Bismarck 
wohl, mit kleinen Mitteln der Realpolitik den Entartungen des 
Parteiweſens entgegenzutreten; aber er bleibt ſich bewußt, daß die 
neue berufsſtändiſche Staatsform, die ihm als grundlegendes Heil⸗ 
mittel vorſchwebt, nicht von ihm als Staatsmann geſchaffen werden 
kann, ehe nicht das Volk, unzufrieden mit den Parteien, in berufs- 
ſtändiſchen Organiſationen die lebendigen Träger des neuen Staates 


397] Das Problem der berufsſtändiſchen Vertretung im Zeitalter Bismarcks 81 


erzeugt hat. Die Anregung dazu konnte der Staatsmann geben, 
mehr nicht. Wäre Bismarck noch ein Jüngling geweſen, ſo hätte 
er nach ſeiner Entlaſſung, wie wir aus ſeinen Andeutungen ſchließen 
können, wohl ſelber die Organiſation der Landwirtſchaft als Berufs⸗ 
ſtand in die Hand genommen und hätte die anderen Stände an⸗ 
geregt, das gleiche zu tun, um an der Spitze der vereinigten 
„produzierenden“ Volksklaſſen eine Macht in die Wagſchale zu 
werfen, die der „Geſetzmacherei ohne Halm und Ar“ ein Ende ge⸗ 
macht hätte. Bismarcks Kraft war erſchöpft, als dieſer Plan in 
ihm reifte. Was er uns hinterlaſſen hat, enthält eine doppelte 
Mahnung: alle Volksklaſſen ſollen ſich zur Vertretung ihrer wahren 
Intereſſen zu Berufsverbänden zuſammenſchließen; die Regierung 
aber ſoll dieſe neuen Organe des Volkswillens mit offnen Armen 
empfangen und auf ſie geſtützt die Parteien vor die Frage ſtellen, 
entweder uneigennützig als Vermittler zwiſchen Ständen und Be⸗ 
rufen dem Geſamtwohl zu dienen oder vom Schauplatz des politi⸗ 
ſchen Lebens abzutreten. 
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Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 


Von Dr. Oskar Engländer 
Privatdozent an der deutſchen Univerfität Prag 


Inhaltsverzeichnis: I. Einleitung. Schumpeters Grundgeſetz des Grenz⸗ 
nutzenniveaus. Anwendung auf die Geldwirtſchaft. Liefmanns Lehre vom 
Ausgleich der Grenzerträge. Frage, ob das wirtſchaftliche Prinzip den Aus⸗ 
gleich verlangt. Definition des wirtſchaftlichen Prinzips. Unterſchied vom 
allgemeinen Prinzip menſchlichen Handelns. Wirtſchaftliches Prinzip und 
Streben nach Ausgleich der Grenzerträge jedenfalls nicht äquivalent. Be⸗ 
ziehung des wirtſchaftlichen Prinzips auf jede einzelne wirtſchaftliche Hand⸗ 
lung und nicht auf ihre Geſamtheit. Berückſichtigung des Reinertrages 
anderer wirtſchaftlicher Handlungen. Hieraus kein Streben nach Ausgleich 
der Reinerträge. Für dieſen beſondere Vorausſetzungen erforderlich. Zu⸗ 
treffen dieſer müßte nachgewieſen werden. Fehlen eines Beweiſes bei Lief⸗ 
mann. Gegenbeweis, daß ſie nicht zutreffen. Beiſpiel einer außerwirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung. Beiſpiel einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Nachweis, 
daß ſich in dieſer Grenzerträge nicht ausgleichen. Vorausſetzung, die für 
den Ausgleich gegeben ſein müßte, gleichmäßige Abnahme der Befriedigung 
bei allen Güterarten mit gleicher Zunahme des Arbeitsleides. Nicht⸗ 
zutreffen dieſer Vorausſetzung. Tatſächliches Verhältnis das des Abwechſelns, 
Springens oder Abbrechens der Nutzgrade der verſchiedenen Bedürfnis⸗ 
befriedigungen. Dazu Fehlen oder Unſtetigkeit des Aufwiegeverhältniſſes. 
Hierdurch die Möglichkeit beſeitigt, in der geſchloſſenen Wirtſchaft gleiche 
Grenzerträge zu erzielen S. 83— 109. — II. Geldwirtſchaftliche Orga- 
niſation. Geld als Koſten. Wert des Geldes beſteht darin, was man 
um Geld erhält. Unrichtigkeit der Annahme einer Schätzung der Geldeinheit. 
Nichtbefriedigtes Bedürfnis nicht notwendig eine Unluſt. Bei Wahl zwiſchen 
zu beſchaffenden Werten oder zu vermeidenden Unwerten ein Überwiegen als 
Motiv nicht erforderlich. Anwendung auf das Geld. Unrichtige Anſicht 
Liefmanns. Möglichkeit eines Verſchwindens des Konſumgrenzertrages. 
Kellenberger S. 109-118. — III. Echte und unechte Koſten. Arbeit 
und Güter erſter Ordnung als echte Koſten. Geld im Erwerbe echte Koſten, 
bei Anſchaffung von Genußgütern unechte Koſten. Begriff der Koſten bei 
Dietzel, Wieſer, Kraus, Liefmann. Weitere Einwendungen. Aus Liefmann 
folgt Notwendigkeit des gleichen Verhältniſſes von Preis und Grenznutzen. 
Gleiche Behauptung bei anderen Autoren S. 118— 134. 
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E' der erſten Fragen, der man bei Beſchäftigung mit Erſchei⸗ 
nungen der Volkswirtſchaft begegnete, war die, ob Preis und 
Nutzen der Ware in dem Sinne gleichförmig ſeien, daß Nutzen für 
den Käufer und Preis der Ware bei den verſchiedenen Warenarten 
in gleichem Verhältniſſe ſtünden. Verſchiedenes ſchien für die Be⸗ 
jahung der Frage zu ſprechen. Der Standpunkt des ſittlichen 
Gebotes, dem in den Anfängen der Volkswirtſchaftslehre beſondere 
Bedeutung zukam, ſchien dieſe Gleichförmigkeit zu verlangen. Dann 
aber hatte man von vornherein den wenn auch ganz unklaren Ein⸗ 
druck, daß ſich der Preis der einzelnen Waren irgendwie auf den 
Nutzen zurückführen laſſen müſſe, den die Waren dem Käufer 
gewähren, da doch dieſer Nutzen der Beweggrund iſt, aus deu 
der Käufer die Ware erwirbt, woraus ein gleichförmiges Ver⸗ 
hältnis von Preis und Nutzen notwendig zu folgen ſchien. Ander⸗ 
ſeits aber ſchien die tägliche Erfahrung der Annahme einer Gleich⸗ 
förmigkeit von Preis und Nutzen von vornherein zu widerſprechen. 
Luft und Waſſer ſind abſolut unentbehrliche Güterarten, und doch 
erzielen ſie überhaupt keinen Preis, ſie ſind umſonſt. Brot iſt weitaus 
nützlicher als Diamanten und hat doch einen unverhältnismäßig ge⸗ 
ringeren Preis als letztere. Dieſer Umſtand veranlaßte die klaſſiſche 
Schule der Nationalökonomie, die Höhe des Preiſes — oder beſſer 
des von ihr angenommenen Tauſchwertes — überhaupt unabhängig 
von der Höhe des Gebrauchswertes aus beſonderen Momenten — den 
Koſten — zu erklären und damit die Gleichförmigkeit von Preis 
und Nutzen von vornherein abzulehnen. Allein die Erklärung der 
Höhe des Preiſes und der Preisverhältniſſe unabhängig von dem 
Nutzen, den das Gut dem Käufer gewährt, befriedigte auf die Dauer 
nicht und führte die Theorie ſchließlich doch wieder auf die Berück⸗ 
ſichtigung des Gebrauchwertes der Ware zurück. Als Hauptaufgabe 
erſchien es dabei den Begründern der neuen Lehre, den eigentlichen 
Stein des Anſtoßes aus dem Wege zu räumen, eben das in der 
Erfahrung ſich zeigende Mißverhältnis von Gebrauchswert und Preis 
verſchiedener Güterarten. Dabei kam ihnen, und zwar den einzelnen 
Begründern unabhängig voneinander, ein rettender Gedanke. Nicht 
der Nutzen der Güterart darf in Betracht gezogen werden, wenn 
man Wertverhältnis und Preisverhältnis verſchiedener Güterarten 
vergleichen will, ſondern der Grenznutzen der einzelnen von einem 
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Wirtſchaftsſubjekt in beſtimmten Mengen erworbenen Güterarten. 
Dieſer Grenznutzen kann bei Erwerbung einer größeren Menge einer 
Güterart trotz anfänglicher größerer Höhe des Gebrauchswertes ein 
geringer ſein, er kann insbeſondere ein geringerer ſein als der Grenz⸗ 
nutzen einer in geringerer Menge erworbenen Güterart trotz ge⸗ 
ringeren Anfangsnutzens dieſer Güterart. Auf dieſe Art ſchien ſich 
die Möglichkeit zu ergeben, Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 
oder Preis und Wert auch in der richtig erfaßten Erfahrung nach⸗ 
zuweiſen. Freilich ergab ſich nur die Möglichkeit dieſes Nachweiſes, 
es ergab ſich aber noch nicht der Beweis für die Gleichförmigkeit 
von Preis und Grenznutzen ſelbſt. Dieſer Beweis war erſt zu führen. 
Er wurde nun auf zwei Wegen verſucht. Der eine Weg war der, daß 
man den Preis einer Güterart unmittelbar als Ausdruck des Grenz⸗ 
nutzens dieſer von einem beſtimmten Käufer in beſtimmter Menge 
erworbenen Güterart auffaßte, fo daß dann auch das Verhältnis der 
Preiſe der einzelnen Güterarten dem Verhältniſſe der Grenznutzen 
wenigſtens der von beſtimmten Käufern erworbenen Güterarten 
gleichkommen müßte. Wir zeigten in einem früheren Aufſatze !, daß 
dieſe Annahme hinfällig ſei, inſofern als ein beſtimmtes (Geld-) 
Preisangebot eines Käufers keinen Ausdruck des Grenznutzens oder 
überhaupt eines Nutzens darſtellen könne. Nun hat eine andere 
Gruppe von Forſchern die Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 
auf anderem Wege nachzuweiſen unternommen. Sie legt das Gewicht 
nicht auf die abſolute Höhe des Preiſes, ſondern ſucht zu zeigen, 
daß ganz abgeſehen von der abſoluten Höhe des Preiſes aus be⸗ 
ſtimmten Gründen die Preiſe der einzelnen Güterarten zueinander 
in demſelben Verhältniſſe ſtehen müſſen wie die Grenznutzen der 
von beſtimmten Käufern von dieſen Güterarten erworbenen Mengen. 
Mit dieſer Gruppe von Lehrmeinungen wollen wir uns hier be⸗ 
ſchäftigen. 

Zum Ausgangspunkte nehmen wir Sätze Schumpeters, in denen 
die hier behandelte Anſchauung klar zum Ausdrucke kommt. Schum⸗ 
peter ſagt (Weſen und Hauptinhalt der theoretiſchen National⸗ 
ökonomie, S. 213) ein Gürtel von Gleichungen begrenze den wirt⸗ 
ſchaftlichen Machtbereich eines jeden Wirtſchaftsſubjekts und ſei der 
exakte Ausdruck desſelben. Dieſe Gleichungen ſagen, daß im Syſtem 
Gleichgewicht herrſcht, wenn die Tauſchrelation jedes Gutes zu jedem 


1 Oskar Engländer, Fragen des Preiſes, in dieſen Jahrbüchern, 
XLII. Jahrgang, S. 933 ff. und 1395 ff.. 
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anderen gleich ſei dem reziproken Werte ihres Grenznutzenverhält⸗ 
niſſes. Jede dieſer Gleichungen ſehe etwa ſo aus: 


Grenznutzen des Gutes A 10 
Grenznutzen des Gutes B Tauſchrelation oder Preis von B in A 


Dieſe Sätze bezeichnet Schumpeter als das fundamentale Geſetz des 
Grenznutzenniveaus. 


Wir wollen nun zunächſt nicht weiter e ob das Ge⸗ 
ſetz, ſo wie wir es bei Schumpeter dargeſtellt finden, tatſächlich be⸗ 
ſteht, ob die Sätze Schumpeters nicht auf Vorausſetzungen auf⸗ 
gebaut ſind, die in Wirklichkeit nicht zutreffen. Jedenfalls iſt das 
Geſetz, fo wie es Schumpeter ausſpricht, auf Erſcheinungen der 
geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft nicht unmittelbar an⸗ 
wendbar, da es ſich rein nur auf den Naturaltauſch oder eine ge⸗ 
ſchloſſene Wirtſchaft bezieht. Wir wollen uns daher das Geſetz in 
geldwirtſchaftliche Verhältniſſe übertragen, wobei wir beſtrebt ſind, 
uns an Schumpeters Gedankengang zu halten. Wir erſetzen alſo in 
der Gleichung das eine Gut durch Geld. Dann lautet die Gleichung: 


Grenznutzen des Geldes 1 


— — — — — — — — 


Grenznutzen des Gutes Ar Geldpreis des Gutes A 
Dem fügen wir eine auf ein Gut B bezügliche Gleichung hinzu: 
Grenznutzen des Geldes 1 


Grenznutzen des Gutes B Geldpreis von B' 


Aus dieſen beiden Gleichungen erhalten wir durch Diviſion den Satz, 
daß die Geldpreiſe der verſchiedennen Güterarten für ein Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt in demſelben Verhältniſſe ſtehen müſſen wie ihre Grenznutzen. 
Auf einſachere Weiſe kommen wir zu dieſem Satze auch ſo, daß wir 
ſagen, in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft drücke 
ſich das Tauſchverhältnis zweier Güter durch das eye ihrer 
Geldpreiſe aus, ſo daß wir ſtatt 
1 
Preis von B in A 


ſagen können: 
| 1 
Geldpreis von B zum Geldpreis von A 


Daraus ergibt ſich die Formel: 
Grenznutzen des Gutes 4 Geldpreis A 


Grenznutzen des Gutes B Geldpreis B' 
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So gelangen wir auf Grund der Formel Schumpeters zum Sätze, 
daß ſich in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft die⸗ 
Preiſe der Güter verhalten wie ihre Grenznutzen. In dieſem Satze 
iſt die Gleichförmigkeit von Preis und (Grenz⸗) Nutzen ausgeſprochen. 

Bevor wir nun an die Kritik dieſes Satzes gehen, wollen wir 
uns mit einer Theorie befaſſen, die, von ganz anderen Vorausſetzungen 
ausgehend, zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt, das iſt zur Lehre 
Liefmanns. In zahlreichen Aufſätzen und ſchließlich auch in einer 
umfangreichen allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, von der bisher der 
erſte Band erſchienen iſt, vertritt Liefmann ſeit mehr als zehn Jahren 
eine beſondere Auffaſſung und Löſung der Probleme der theoretiſchen 
Nationalökonomie, die ſich in ihren allgemeinen Umriſſen etwa folgender⸗ 
maßen zuſammenfaſſen läßt. Das Wirtſchaften iſt ein Vergleichen 
von Luſtgefühlen und Unluſtgefühlen; aber nicht jedes Vergleichen, 
ſondern nug ein ſolches, bei dem mehrere erſtrebte Luſtgefühle mit 
den zu ihrer Erlangung aufzuwendenden Unluſtgefühlen, Opfern, 
verglichen werden und der Menſch vor die Frage geſtellt iſt, in 
welchem Umfange und bis zu welchem Grade er die Aufwendung 
von Unluſtgefühlen, von Opfern, für die verſchiedenen erſtrebten 
Luſtgefühle oder Genüſſe vornehmen und fortſetzen will, um ein 
möglichſt großes Maß, ein Maximum von Genuß zu erreichen. Der 
bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung erzielte Überſchuß des 
Nutzens über die Koſten iſt ihr Ertrag. Das Streben nach einem 
Ertrag macht ſich zunächſt in der Konſumwirtſchaft des einzelnen 
Wirtſchaftsſubjektes geltend, alſo in der Verwendung ſeiner Ein⸗ 
nahme auf die Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe. In der Konſum⸗ 
wirtſchaft geht das Streben der Wirtſchaft auf höchſtmöglichen 
„Konſumertrag. Dieſen erreicht die einzelne Wirtſchaft dadurch, daß 
ſie hinſichtlich aller Güterarten, die ſie anſchafft, den gleichen Grenz⸗ 
ertrag zu erzielen trachtet. Bei allen von der Wirtſchaft angeſchafften 
Güterarten ſoll der Grenznutzen im Hinblick auf die Grenzkoſten den 
gleichen Ertrag liefern. Das Streben der Konſumwirtſchaft geht 
auf Ausgleichung der Konſumgrenzerträge. Das Streben nach Aus⸗ 
gleich der Grenzerträge macht ſich anderſeits aber auch in der 
Erwerbswirtſchaft geltend. Es ergibt ſich dadurch ein volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Grenzertrag, der wieder mit dem Konſumgrenzertrag in 
Verbindung tritt. Volkswirtſchaftlicher Konſumertrag und volks⸗ 
wirtſchaſtlicher Grenzertrag regeln Angebot und Nachfrage, beſtimmen 
die Preiſe und ſind die Grundlage des ganzen volkswirtſchaftlichen 
Organismus. 


88 Oskar Engländer [404 


Der Kern des ganzen Syſtems Liefmanns ift der Ertragsgedanke 


in der Richtung des Ausgleiches der Grenzerträge, und zwar liegt 


das Hauptgewicht auf dem Ausgleich der Grenzerträge in der Konſum⸗ 
wirtſchaft, dem Ausgleiche des Konſumgrenzerträge. Der ſpringende 
Punkt iſt dabei im Hinblick auf den Ausgleichsgedanken überhaupt 
der folgende: Wenn ein Wirtſchaftsſubjekt, wie zugegeben wird, bei 
der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung nach dem größtmöglichen 
Ertrag, nach dem größtmöglichen Überwiegen des Nutzens über die 
Koſten ſtrebt, geht dieſes Streben zugleich auch dahin, daß dieſer 
Ertrag, das pſychiſche Überwiegen des Nutzens über die Koſten, bei 
jeder Art von Erwerbs handlung, bzw. wenn es ſich um den Aus⸗ 
gleich der Konſumgrenzerträge handelt, bei jeder Güterart, die die 
Wirtſchaft für den eigenen Gebrauch erwirbt, hinſichtlich des Grenz⸗ 
ertrages derſelbe ſei? Oder mit anderen Worten: Kann das Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt ſein wirtſchaftliches Ziel beſonders in ber Konſum⸗ 
wirtſchaft nur dadurch erreichen, daß es bei allen Güterarten, die es 
erwirbt, den gleichen Grenzertrag erzielt? Dies iſt die Behauptung 
Liefmanns. Er ſtellt den Satz auf: Größtmögliche Bedarfsbefriedigung 
wird dann erreicht und das wirtſchaftliche Prinzip dann gewahrt 
ſein, wenn die letzten Erträge, alſo das Verhältnis des Nutzens der 
letzten Einheit jedes Gutes zu ihren Koſten, bei allen Gütern gleich 
groß iſt. („Das Geſetz des Ausgleiches der Grenzerträge“ in 
Conrads Jahrbüchern III. Folge, 53. Band, S. 25.) Oder weiter: 
„Grenzertrag iſt der Ertrag, der Überſchuß von Nutzen über die 
Koſten, der mit der letzten beſchafften Nutzeneinheit oder der letzten 
aufgewendeten Koſteneinheit erzielt wird. Dieſer Grenzertrag muß 
bei allen zur Befriedigung in Betracht gezogenen Bedürfniſſen gleich 
hoch ſein, ſich ausgleichen, dann wird mit den aufgewandten Koſten 
das Maximum an Bedürfnisbefriedigung erlangt. Dieſen Satz 
nennen wir das Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge.“ Oder er 
ſtellt feſt: „Schließlich wird ja doch alles Sträuben aller meiner 
Kritiker nichts helfen: Grenznutzenlehre und Grenzproduktivitätslehre 
werden vor der Grenzertragslehre, d. h. der pſychiſchen Wirt⸗ 
ſchaftstheorie kapitulieren müſſen. Die Grenzertragslehre iſt die 
ſchärfſte theoretiſche Formulierung für das wirtſchaftliche Prinzip, 
für das Grundprinzip, nach dem das wirtſchaftliche Handeln erfolgt.“ 

Man ſollte nun meinen, daß Liefmann feinen Satz, den er felbft 


als den Grundſtein ſeines ganzen Syſtems darſtellt, auch irgendwie 


begründen oder nachweiſen würde. Allein dem iſt merkwürdigerweiſe 
nicht ſo. Trotz unendlicher Wiederholungen der Behauptung finden 


2 er 


E 


405 Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 89 


wir bei Liefmann nirgend einen Beweis oder auch nur den Verſuch 
einer Beweisführung dafür, daß und warum das wirtſchaftliche 
Prinzip beim einzelnen Individuum zum Streben nach Ausgleich 
der Grenzerträge führt. Der Grund liegt offenbar darin, daß Lief⸗ 
mann ſeinen Satz einfach für eine notwendige logiſche Folgerung 
aus dem Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip hält. Er bezeichnet ihn, 
wie ſich aus dem oben angeführten Zitate ergibt, ſogar unmittelbar 
als ſchärfſte theoretiſche Formulierung dieſes Satzes. Wirtſchaft⸗ 
liches Prinzip und Streben nach Ausgleich der Grenzerträge ſoll 
dasſelbe ſein. Es ſoll daher zunächſt unterſucht werden, ob dieſe 
Annahme einer Identität des Satzes vom Ausgleiche der Grenzerträge 
mit dem Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip tatſächlich zutrifft. 
Wir können das wirtſchaftliche Prinzip als eine Abart des 


Strebens nach einem Reinerfolge, und zwar nach dem höchſtmöglichen 


reinen Erfolge, bezeichnen oder, pſychologiſch richtiger ausgedrückt, 
als eine Abart des Strebens nach einer motivierenden Vorzüglichkeit, 
und zwar nach einer möglichſt großen Vorzüglichkeit, zu beſchaffender 
Werte gegenüber aufzuwendenden Unwerten. Unter motivierender 


Vorzüglichkeit verſtehen wir dabei eine Vorzüglichkeit, die hinreicht, 


um das Anftreben® des betreffenden Erfolges zu motivieren. Man 
hat dieſes allgemeine Streben wohl auch als allgemeines Rational⸗ 
prinzip bezeichnet. Beſſer iſt es als das Streben zu bezeichnen, das 
unſere ganze Willensſphäre beherrſcht und das, ſoweit es ſich auf 
richtige Werte und richtige Unwerte bezieht, ſich uns unmittelbar als 
richtig kundgibt. Von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Strebens 
ſehen wir hier ab. Jedenfalls darf man aber nicht, auch wenn man 
nur das tatſächliche Streben des einzelnen Individuums und nicht 
das richtige Streben im Auge hat, dieſes Streben als lediglich auf 
Erlangung von Luſtgefühlen und Vermeidung von Unluſtgefühlen 
gerichtet annehmen, wie dies ſehr häufig geſchieht, ſo eben von Lief⸗ 
mann, von Karl Elſter anläßlich einer Kritik Liefmanns, uſw. Viel⸗ 
mehr bezieht ſich das Streben des Individuums auf Erlangung von 
primären Werten, oder was das Individuum dafür hält, überhaupt, 
was außer der Luſt auch Erkenntnis, Vorſtellungsbereicherung uſw. 
ſein kann, und auf Vermeidung von Unwerten oder was das Indi⸗ 
viduum dafür hält, was wieder außer Unluſt auch Irrtum uſw. ſein 
kann. (Vergleiche hierzu Kraus, Theorie des Wertes, Halle 1901, 
S. 7 ff., Böhm⸗Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals, Abſchnitt 
Hedonismus und Wertlehre und meinen Aufſatz „Die Erkenntnis 
des Sittlich⸗Richtigen und die Nationalökonomie“ in dieſen Jahr⸗ 


— 
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büchern, Jahrgang 1914.) Von dem allgemeinen Streben nach Vor⸗ 
züglichkeit, und zwar möglichſt hoher Vorzüglichkeit des Erfolges vor 
den Koſten iſt das wirtſchaftliche Prinzip eine Abart, und zwar ſind 
beim wirtſchaftlichen Prinzip gegenüber dem allgemeinen Streben 
zwei Einſchränkungen zu machen. Zunächſt bezieht ſich das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip nur auf wirtſchaftliche Handlungen, d. h. auf Be⸗ 
ſchaffung von Befriedigungsmitteln, ſekundären Gütern. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird hierdurch der Umſtand, daß ſchließlich auch beim 
wirtſchaftlichen Prinzip nur primäre Werte und primäre Übel ver⸗ 
glichen werden, nicht berührt. In dieſer Beziehung weiſt das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip gegenüber dem allgemeinen Prinzip keinen Unter- 
ſchied auf. Unterſcheidendes Merkmal iſt vielmehr die ſpezielle Art 
der Tätigkeit. Wir werden es nicht als Anwendung des wirtſchaft⸗ 
lichen Prinzips betrachten, wenn jemand den bequemſten Weg wählt, 
um zu einem Ausſichtspunkt zu gelangen, oder wenn jemand, um zu 
einer Erkenntnis zu gelangen, lieber ein Buch in der Mutterſprache 
als in einer fremden, ſchwerer verſtändlichen Sprache lieſt. In dieſen 
beiden Fällen ſtrebt man nach einem motivierenden reinen Erfolg, 
und zwar nach möglichſtem Überwiegen des (Roh) Erfolges über die 
Koſten. Weil aber nur primäre Werte und Unwerte — Freude an 
der Ausſicht, Unluſt des Weges, Wert der Erkenntnis, Mühe des 
Verſtändniſſes — in Betracht kommen, nicht aber ſekundäre Güter, 
mit deren Hilfe erſt die primären Werte verwirklicht werden, ſprechen 
wir in dieſen Fällen nicht von Wirtſchaften und nicht vom wirtſchaft⸗ 
lichen Prinzip. (Vergleiche hierzu Elſter „Zur Analyſe des Geld⸗ 
problems“. Conrads Jahrbücher, III. Folge, 54 Band, S. 265.) 
Dieſes ſpezifiſche Merkmal des wirtſchaftlichen Prinzips iſt indes 
nicht ſo wichtig, und eine Trennungslinie wird auch häufig nicht 
leicht zu ziehen ſein. Die zweite Einſchränkung, die beim wirtſchaft⸗ 
lichen Prinzip gegenüber dem allgemeinen Prinzip gemacht wird, iſt 
wichtiger. Sie beſteht darin, daß beim wirtſchaftlichen Prinzip nur 
auf die innerhalb der eigenen Wirtſchaft verwirklichten Werte und 
Unwerte Rückſicht genommen wird. In dieſem Sinne iſt das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip das Streben, für die eigene Wirtſchaft — ſei 
es im engeren Sinne die eigene, oder ſei es eine anvertraute Wirt⸗ 
ſchaft und betreffe die letztere ein einziges Wirtſchaftsſubjekt oder 
eine Mehrzahl von Perſonen, eine Familie, eine Korporation — bei 
jeder einzelnen wirtſchaftlichen Handlung jedenfalls einen entſprechend 
hohen zur Motivierung hinreichenden Reinertrag, und zwar einen 
möglichſt hohen Reinertrag, die Beſchaffung eines möglichſt hohen 
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Wertes mit Aufwendung möglichſt geringer Unwerte, die das Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt betreffen, zu erzielen. Die beſchränkte Anwendung von 
Wert und Unwert, ihr Bezug auf die eigene bzw. eine anvertraute 
Wirtſchaft, unterſcheiden das wirtſchaftliche Prinzip von dem all⸗ 
gemeinen Prinzip, das, ſoweit es ethiſch richtig ſein ſoll, ſich auf 
alle unſerer Wirkungsſphäre unterliegenden Perſonen bezieht und, 
ſoweit es wirklich angewendet wird, auch tatſächlich in fehr vielen 
Fällen einen weiteren Wirkungskreis hat als das wirtſchaftliche 
Prinzip: denken wir an altruiſtiſche Handlungen, an freiwilliges 
Wirken für den Staat, für ſeine Nation, Glaubensgenoſſen, Berufs⸗ 
genoſſen uſw. (Vergleiche hierzu meinen angeführten Aufſatz.) 
Danach wäre alſo das wirtſchaftliche Prinzip das Streben des 
Wirtſchaftsſubjektes, bei Beſchaffung und Verwendung von Be⸗ 
friedigungsmitteln (1. Determination) für die eigene oder anvertraute 
Wirtſchaft (2. Determination) eine, und zwar eine möglichſt hohe 
Vorzüglichkeit des Erfolges vor den Koſten zu erzielen. Es entſteht 
nun die Frage, wie ſich das wirtſchaftliche Prinzip zum Satze Lief⸗ 
manns von der Ausgleichung der Grenzerträge verhält. Identiſch 
oder äquivalent ſind beide Sätze, jener vom wirtſchaftlichen Prinzip 
und jener vom Ausgleich der Grenzerträge, offenbar nicht. Es kann 
ſich alſo nur darum handeln, ob der zweite Satz vom Ausgleich der Grenz⸗ 
erträge notwendig aus dem erſten Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip 
folgt. In dieſer Beziehung wäre zu bemerken: Das wirtſchaftliche Prinzip 
bezieht ſich auf die einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen, nicht auf 
die Geſamtheit der wirtſchaftlichen Handlungen. Es iſt kein Streben 
nach möglichſt hohem Geſamtreinertrag der Wirtſchaft, ſondern zu⸗ 
nächſt Streben nach motivierendem Reinertrag bei jeder einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung. Keine wirtſchaftliche Handlung wird vor⸗ 
genommen, wenn nicht ein motivierender Reinertrag, ein Überwiegen 
des Nutzens über die Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung in 
Ausſicht ſteht, groß genug, um ein Motiv für die wirtſchaftliche 
Handlung abzugeben. Das wirtſchaftliche Prinzip iſt ferner das 
Streben nach höchſtmöglichem Reinertrage wieder nur der einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung. Den Beweis dafür, daß das wirtſchaft⸗ 
liche Prinzip nicht Streben nach Geſamtreinertrag, ſondern zunächſt 
Streben nach motivierendem Reinerfolg überhaupt bei jeder einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung und ſodann Streben nach höchſtmöglichem 
Reinerfolg bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung fei, werden 
wir ſpäter zu erbringen haben. Nun aber ergibt ſich beim wirt⸗ 
ſchaftlichen Prinzip, obſchon es nicht Streben nach Geſamtreinerfolg 
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der Wirtſchaft überhaupt ift, doch ein Zuſammenhang zwiſchen den 
einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen, und zwar inſofern, als das 
wirtſchaftliche Prinzip neben dem Streben nach größtmöglichem Rein⸗ 
ertrag bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung auch das Streben 
umfaßt, keine wirtſchaftliche Handlung um eines beſtimmten Rein⸗ 
ertrages willen unternehmen zu wollen, falls die Möglichkeit beſteht, 
an Stelle der wirtſchaftlichen Handlung eine andere mit größerem 
Reinertrage vorzunehmen. Auch das fordert das wirtſchaftliche 
Prinzip. Das wirtſchaftliche Prinzip verlangt, daß von zwei ein⸗ 
ander ausſchließenden wirtſchaftlichen Handlungen ſtets jene mit 
höherem Neinertrage gewählt werde, daß alſo eine wirtſchaftliche 
Handlung Anterlafjen werde, wenn an ihrer Stelle bei einer anderen 
wirtſchaftlichen Handlung ein höherer Reinertrag erzielt werden kann. 

Nun kommt aber der ſpringende Punkt. Iſt das Beſtreben der 
Wirtſchaft, keine wirtſchaftliche Handlung vorzunehmen, falls an ihrer 
Stolle eine wirtſchaftliche Handlung mit größerem Reinertrag vor⸗ 
genommen werden könnte, identiſch mit dem Satze, daß die Wirt⸗ 
ſchaft bei allen wirtſchaftlichen Handlungen im Verhältnis zu den 
Koſten denſelben Reinertrag zu erzielen trachtet? Das nun müſſen 
wir entſchiedenſt verneinen. Wir können aus dem wirtſchaftlichen 
Prinzip nicht ein Streben nach gleichen Reinerträgen ableiten. Die 
Wirtſchaft hat gar kein Intereſſe daran, gleiche Reinerträge bei allen 
wirtſchaftlichen Handlungen zu erzielen, ihr Beſtreben iſt im Ver⸗ 
hältnis der einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen nur darauf ge⸗ 
richtet, nicht einen höheren Reinertrag bei einer wirtſchaftlichen 
Handlung zugunſten eines geringeren Reinertrages bei einer anderen 
wirtſchaftlichen Handlung aufzugeben. Das hat bereits Wieſer in 
ſeinem 1889 erſchienenen „Natürlichen Wert“ mit aller wünſchenswerten 
Deutlichkeit ausgeſprochen: „Die Regel der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
wendung von Gütern mehrfacher Nützlichkeit iſt nicht, in allen Ver⸗ 
wendungen den gleichen Grenznutzen zu gewinnen, ſondern ſie geht 
dahin, in jeder Verwendung den geringſten Grenznutzen zu gewinnen, 
der noch erreicht werden kann, ohne daß um deſſentwillen in einer 
anderen Verwendung ein höherer Nutzen entbehrt werden müßte“ 
(a. a. O. S. 14). Auch Hans Mayer hebt in einer Beſprechung 
von Schumpeters Werk den Unterſchied der beiden Sätze beſonders 
hervor . Und zwar gilt der Satz, daß Streben nach höchſtmöglichem 


1 Hingegen ſcheint Weyermann in ſeiner Beſprechung von Liefmanns 
Volkswirtſchaftslehre den Unterſchied beider Sätze nicht erkannt zu haben (Jahr- 
bücher für Nationalökonomie, III. F. 57. Bd., S. 581). 
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Ertrag nicht Streben nach Ausgleich der Erträge iſt, ebenſogut von 
Reinerträgen wirtſchaftlicher Handlungen überhaupt wie von Grenz⸗ 
reinerträgen. Ebenſowenig, wie die Wirtſchaft ein Intereſſe daran 
hat, daß ſich irgendwie die Reinerträge bei verſchiedenen wirtſchaft⸗ 
lichen Handlungen einander gleichſtellen, ebenſowenig hat ſie ein 
Intereſſe daran, daß ſich auch nur die Grenzreinerträge der einzelnen 
Arten von wirtſchaftlichen Handlungen einander gleichſtellen. Das 
Verhältnis nicht nur der Reinerträge überhaupt, ſondern auch der 
Grenzreinerträge iſt der einzelnen Wirtſchaft vollkommen gleichgültig. 
Auch die Grenzreinerträge können vom Standpunkte der einzelnen 
Wirtſchaft vollkommen verſchieden ſein. Nun bliebe es an ſich 
möglich, daß die Wirtſchaft doch bei allen wirtſchaftlichen Handlungen 
gleiche Grenzreinerträge erzielt. Allein auch dann wäre das Streben 
des Wirtſchaftsſubjektes nicht auf Erzielung gleicher Grenzreinerträge 
gerichtet. Dem Wirtſchaftsſubjekt wäre auch dann die Gleichheit 
der Grenzreinerträge ganz gleichgültig. Es bliebe alſo auch in dieſem 
Falle unrichtig, daß das wirtſchaftliche Prinzip ſich in einem Streben 
nach den gleichen Grenzreinerträgen ausdrücke. Es würde vielmehr 
nur das Streben, keinen Reinertrag anzuſtreben, der nur unter Ver⸗ 
zicht auf einen höheren Reinertrag erzielt werden könnte, tatſächlich 
zu gleichen Grenzreinerträgen führen. Damit letzteres zutreffe, ſind 
alſo außer dem Handeln nach dem wirtſchaftlichen Prinzip noch ganz 
beſondere Vorausſetzungen erforderlich. Daß dieſe Vorausſetzungen 
in Wirklichkeit allgemein, das iſt auf alle von einem Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt vorgenommenen wirtſchaftlichen Handlungen bezogen, not⸗ 
wendig gegeben ſind, hätte Liefmann nachzuweiſen gehabt. Er hat 
dies nicht getan. Statt deſſen wollen wir jetzt den Gegenbeweis 
ſühren und zu zeigen verſuchen, daß die Vorausſetzungen, die eine 
Gleichheit von Grenzreinerträgen zugleich mit dem Wirken des wirt⸗ 
ſchaftlichen Prinzips herbeiführen könnten, allgemein nicht zutreffen, 
und daß ſich daher der von Liefmann behauptete Ausgleich tatſächlich 
nicht ergibt. 

Zum Zwecke des Gegenbeweiſes wollen wir zunächſt eine Hand⸗ 
lung wählen, die zwar keine wirtſchaftliche Handlung iſt, im übrigen 
aber gewiſſe, für die Entſcheidung unſerer Frage maßgebende Merk⸗ 
male zeigt. Jemand hätte im Rahmen eines Wettſpieles die Auf⸗ 
gabe, vier Pflöcke innerhalb einer Stunde ſo tief wie möglich in den 
Boden einzurammen. Je tiefer die einzelnen Pflöcke eingeſchlagen 
werden, um jo größer die Ehre. Die Pflöcke ſtehen in Erdreich ver- 
ſchiedener Beſchaffenheit, das dem Eintreiben der Pflöcke verſchiedenen 
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Widerſtand entgegenſetzt. Der Spieler hat nun folgende Leitſätze 
für ſein Verhalten. Er will auf das Einrammen keine Anſtrengung 
aufwenden, die nicht durch den Erfolg — Zuwachs an Ehre — 
überboten würde, — Streben nach Reinertrag der einzelnen Hand⸗ 
lung. Er will ferner bei jedem Einrammen in Hinblick auf die auf⸗ 
gewendete Arbeit einen größtmöglichen Erfolg erzielen, — Streben 
nach möglichſt hohem Reinertrag bei der einzelnen Handlung. Er 
wird ſchließlich nicht Arbeit auf das weitere Einſchlagen eines Pflockes 
verwenden, wenn er annimmt, daß er im Verhältnis zu der auf⸗ 
gewendeten Arbeit bei einem anderen Pflocke einen großeren Fort⸗ 
ſchritt erzielen kann, — Vermeiden eines Reinertrages, der nur 
durch Verzicht auf einen höheren Reinertrag erlangt werden könnte. 
Es fragt ſich nun, wie tief der Spieler die einzelnen Pflöcke ein⸗ 
ſchlagen wird. Da iſt es nun klar, daß er nicht darauf ausgehen 
wird, etwa alle Pflöcke gleich tief einzuſchlagen, — kein Intereſſe an 
der Ausgleichung der Geſamtroherträge. Ferner wird der Spieler 
kein Gewicht darauf legen, daß der letzte Fortſchritt bei allen Pflöcken 
der gleiche ſei. Alſo auch die Grenzroherträge brauchen nicht die 
gleichen zu ſein. Der Spieler wird aber auch — und das iſt jetzt 
das Entſcheidende — in keiner Weiſe ein Gewicht darauf legen, daß 
der letzte Fortſchritt bei allen vier Pflöcken im gleichen Verhältnis 
zur aufgewendeten Mühe ſtehe, daß ſich die Grenzreinerträge in 
dieſem Sinne ausgleichen. Das wäre Liefmanns Anſicht, und hier 
ergibt ſich der Widerſpruch gegen ſie. Entgegen der Anſicht Lief⸗ 
manns iſt es dem Spieler ganz gleichgültig, ob die Grenzroherträge 
beim Einſchlagen der vier Pflöcke in dem gleichen Verhältniſſe zu der, 
auf die Grenzroherträge aufgewendeten Arbeit ſtehen oder nicht, ob 
er auf eine letzte aufgewendete Einheit Arbeitsunluſt bei allen Pflöcken 
den gleichen Fortſchritt erzielt. Er wird nur darauf achten, daß er, 
wie erwähnt, nicht auf, einen Pflock noch Arbeit aufwende, wenn 
er bei einem anderen Pflock verhältnismäßig mehr erzielen kann. 
Daß aber das Verhältnis zwiſchen Erfolg und Koſten hinſichtlich 
aller Pflöcke beim! letzten Fortſchritt dasſelbe ſei, daran iſt dem 
Spieler gar nichts gelegen. Es wird wohl möglich ſein, daß ein 
Spieler zufällig bei allen vier Pflöcken im Verhältnis zur auf- 
gewendeten Arbeitsunluſt den gleichen letzten Erfolg erzielt. Allein 
das wäre eben nur ein Zufall, bewirkt durch eine beſondere Ge⸗ 
ſtaltung der Umſtände, die dieſe Gleichheit vorausbeſtimmt, ebenſo 
wie es der Zufall — vollkommen gleicher Widerſtand des Erdbodens — 
mit ſich bringen kann, daß alle vier Pflöcke überhaupt gleich tief 
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eingeſchlagen werden. Wir ſehen die Vorausſetzungen, die in einzelnen 
Fällen die verhältnismäßige Gleichheit der reinen Grenzerfolge der 
einzelnen Handlungen von vornherein bedingen, ſind in gar keiner 
Weiſe notwendig für alle Fälle gegeben, vielmehr, ſoweit ſie im be⸗ 
ſonderen Falle gegeben ſind, als rein zufällig anzuſehen. Liegen 
dieſe beſonderen Vorausſetzungen nicht vor, ſo werden die Enderfolge 
im Verhältnis zu den Endkoſten ganz verſchieden ſein. Es ließe ſich 
zum Beiſpiel der erſte Pflock zunächſt ſehr leicht und dann, weil er auf 
Felſen ſtößt, überhaupt nicht weiter einſchlagen, der zweite Pflock 
ließe ſich zunächſt leicht und dann ſchwer, zwei andere Pflöde zunächſt 
ziemlich ſchwer und dann ſehr ſchwer einſchlagen. Dann wird der 
Spieler zunächſt — nicht der Zeit nach, ſondern der Reihenfolge 
der Überlegung nach — den erſten Pflock in dem ſehr leichten Teil, 
dann den zweiten Pflock in dem leichten Teil, dann die zwei übrigen 
Pflöcke in dem ziemlich ſchweren und ſchließlich noch den zweiten 
Pflock in dem ſchweren Teil einſchlagen und dann aufhören, weil er 
einen Reinertrag nicht mehr erwartet. Irgendeine Ausgleichung der 
Grenzreinerträge findet weder ſtatt, noch auch iſt ſie beabſichtigt. Nun 
könnte Liefmann einwenden, wir hätten das Beiſpiel ungünſtig ge⸗ 
wählt. Allein dem gegenüber müßte er nachweiſen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſtets geradeſo liegen, daß der von ihm erwünſchte Erfolg 
eines Ausgleiches ſich zeigt. Dieſer Beweis kann ihm aber nicht 
gelingen. Auch dies wird ſich ſogleich zeigen. ö 

Wir ſehen, wie das angebliche Geſetz vom Ausgleich der Grenz⸗ 
erträge für Handlungen, die ſich nach dem wirtſchaftlichen Prinzip 
richten, nur daß ſie nicht wirtſchaftliche Handlungen im engeren Sinne 
darſtellen, jedenfalls nicht gilt. Wir wollen dies nun für wirtſchaft⸗ 
liche Handlungen im eigentlichen Sinne zeigen. Dabei nehmen wir 
zunächſt ein Beiſpiel aus einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Solche Bei⸗ 
ſpiele find freilich nicht ungefährlich. Allein einerſeits kommen wir 
dabei Liefmann, wie wir gleich ſehen werden, entgegen, und ferner 
wollen wir ſodann gleich auf die in die verkehrswirtſchaftliche Or⸗ 
ganiſation eingereihte Wirtſchaft eingehen. Wir nehmen alſo eine 
Wirtſchaft, die lediglich mit Hilfe ihrer Arbeitskraft für ſich allein, 
ohne jeden Verkehr mit anderen Wirtſchaften, Güter zur Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe beſchafft, und wollen unterſuchen, ob etwa eine 
ſolche Wirtſchaft nach dem Grundſatze der Ausgleichung der Grenz⸗ 
erträge vorgeht, oder ob auch nur etwa ihr wirtſchaftliches Verhalten 
einen Ausgleich der Grenzerträge ohne unmittelbar darauf gerichtete 
Abſicht herbeiführt. 
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Die Wirtſchaft hat Bedürfniſſe nach verſchiedenen Mengen ver⸗ 
ſchiedener Güterarten. Dabei iſt das Begehen der verſchiedenen Ein⸗ 
heiten einer Güterart untereinander und der verſchiedenen Einheiten 
der verſchiedenen Güterarten im allgemeinen ein verſchiedenes. Wenn 
die Wirtſchaft mit ihrer Arbeitskraft zum Beiſpiel Brot, Milch, 
Fleiſch, Kleidungsſtücke verſchiedener Art und ſchließlich auch noch 
berauſchende Getränke — als Beifpiel eines Luxusbedürfniſſes — 
beſchafft, ſo tut ſie dies auf Grund einer verſchiedenen Rangwertung 
— Einreihung in der Bedürfnisſkala — ſowohl der einzelnen Ein⸗ 
heiten von Brot untereinander als auch der einzelnen Einheiten von 
Brot im Verhältniſſe zu den einzelnen Einheiten von Fleiſch, Milch 
uſw. Wir werden auf die Art dieſer Rangwertung ſpäter aus⸗ 
führlicher zurückkommen. Zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe ver⸗ 
wendet die Wirtſchaft ihre als Unluſt empfundenen Arbeitsleiſtungen. 
Wir wollen die Arbeitsleiſtungen als mit Unluſt für das Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt verbunden anſehen. Sklavenarbeit, an deren Unluſt dem 
Wirtſchaftsſubjekt nicht gelegen iſt, kommt nicht in Betracht. Wir 
tun dies, um Liefmanns Annahme entgegenzukommen, daß bei der 
Beſchaffung der Güter erſter Ordnung in der Konſumwirtſchaft 
primäre Werte — bei Liefmann der Nutzen oder Luſtgefühle — mit 
primären Unwerten — bei Liefmann Koſten oder Unluſtgefühle — 
verglichen werden. Wir wollen ferner annehmen, die Arbeitszeit 
werde von der Wirtſchaft nicht bis zu der phyſiologiſch gegebenen 
Grenze ausgedehnt. Der Arbeitsleiſtung eines Menſchen iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich aus Gründen, die im menſchlichen Organismus liegen, 
eine beſtimmte Grenze gezogen. Wir wollen nun annehmen, dieſe 
Grenze werde nicht erreicht, das überhaupt mögliche Maximum an 
Arbeit nicht aufgewendet, ſo daß für die Aufwendung auch der letzten 
noch aufgewendeten Arbeitseinheit die Erwägung maßgebend iſt, durch 
ſie einen entſprechend überwiegenden Nutzen zu erreichen, während 
anderſeits die nächſte aufwendbare Arbeitseinheit nicht wegen voll⸗ 
kommener Erſchöpfung, ſondern nur deshalb nicht aufgewendet wird, 
weil die Überzeugung beſteht, daß durch ſie ein das Arbeitsleid ent⸗ 
ſprechend überſteigender Erfolg nicht erzielt werden würde. Das 
Wirtſchaftsſubjekt kann alſo, ohne an abſolute Grenzen der Arbeits- 
kraft gebunden zu ſein, mit der Aufwendung der Arbeitskraft ſo 
weit gehen, als ihm der Erfolg entſprechend vorzüglicher erſcheint 
als die Koſten. Die Erwägungen nun, die das Wirtſchaftsſubjekt 
in dieſem Falle bei der Aufwendung von Arbeit zur Beſchaffung von 
Gütern leiten werden, ſind die folgenden. Das Wirtſchaftsſubjekt 
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will bei jeder Aufwendung von Arbeit ein motivierendes Überwiegen 
der mit Hilfe der Arbeit zu beſchaffenden Werte über den mit der 
Arbeit verbundenen Unwert erzielen, derart, daß zwiſchen zuwachſen⸗ 
dem Wert und ſonſt zu vermeidendem Unwert ein Unterſchied beſteht, 
hinreichend, um zur Aufwendung des Unwertes zur Beſchaffung des 
Wertes zu veranlaſſen. Auf die einzelnen Güterarten angewendet, 
heißt dies, ddß der letzte noch zuwachſende Nutzen der Einheit einer 
Güterart — der Grenznutzen — motivierend vorzüglicher erſcheinen 
muß als die Vermeidung der auf dieſe letzte Einheit aufzuwendenden 
Arbeitsunluſt, damit man ſich zur Erzeugung dieſer letzten Einheit 
entſchließe. Die Wirtſchaft will ferner bei jeder Aufwendung von 
Arbeit den größtmöglichen Reinertrag erzielen. Schließlich gilt für 
das Verhalten der Wirtſchaft der Grundſatz, daß ſie auf Einheiten 
einer Güterart keine Arbeit aufwendet, wenn ſie bei einer anderen 
Güterart im Verhältnis der beiderſeits aufzuwendenden Arbeitsunluſt 
und zu erzielenden Erfolge einen größeren Reingewinn erzielen kann. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob wir die Arbeitsunluſt aller Arbeits⸗ 
einheiten gleich nehmen oder damit rechnen, daß die Arbeitsunluſt 
der Arbeitseinheit mit zuwachſender Arbeit immer größer wird. 
Nehmen wir die Arbeitsunluſt bei allen Arbeitseinheiten als gleich 
an, jo ſtellt die Arbeitsunluſtlinie eine der Abſziſſe gleichgerichtete 
Linie in einem beſtimmten Punkte der Orpinatenachſe dar, die die 
Wertkurve des betreffenden Gutes in einem beſtimmten Punkte 
ſchneidet, rechnen wir mit dem Anſteigen der Arbeitsunluft bei fort» 
geſetzter Arbeitsleiſtung, ſo ſtellt die Arbeitsunluſtlinie eine entgegen⸗ 
geſetzt der Wertlinie gerichtete Kurve dar, die ihr ſomit entgegen⸗ 
kommt und ſie gleichfalls in einem beſtimmten Punkte ſchneidet, über 
den hinaus Arbeitseinheiten auf eine weitere Beſchaffung von Gütern 
der betreffenden Art nicht mehr aufgewendet werden!. Es handelt 
ſich darum, ob dieſer Punkt bei allen vom Wirtſchafter angeſchafften 
Güͤterarten der gleiche oder verhältnismäßig der gleiche iſt. 

Da ergibt ſich nun folgendes. Zunächſt iſt jedenfalls der Roh⸗ 
ertrag an Genuß bei der Erzeugung der einzelnen Güterarten ebenſo 
wie der Genuß der einzelnen Stücke der einzelnen Güterarten ein ver⸗ 
ſchiedener. Der Genuß des überhaupt erzeugten Brotes im ganzen 
iſt wichtiger als der des Fleiſches und dieſer wieder wichtiger als 
der des berauſchenden Getränkes, und ebenſo iſt die früher erzeugte 


1 Hinſichtlich der Unmöglichkeit, dieſe Linien aus zahlenmäßigen Angaben 
zu konſtruieren, vgl. meine Fragen des Preiſes I, S. 127. 
Sonellers Jahrbuch XIIV 2. 7 
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Einheit Brotes wichtiger als die ſpätere. Ferner wird auch der 
Grenznutzen, der Nutzen der letzten erzeugten Einheit der einzelnen 
Güterarten, bei den verſchiedenen Güterarten ein verſchiedener ſein. 
Wir ſind durch nichts gezwungen oder berechtigt, anzunehmen, daß 
der Wirtſchafter bei der Erzeugung der verſchiedenen Güterarten bei 
allen gerade bis zum gleichen Grenznutzen gehen wird, daß er 
die Erzeugung ſo einrichten wird, daß die letzte erzeugte Einheit 
Brot für ihn dieſelbe Bedeutung hat wie die letzte erzeugte Einheit 
des berauſchenden Getränkes Die Wirtſchaft hat an dieſer Gleichheit 
der Grenznutzen gar kein Intereſſe, das wirtſchaftliche Prinzip ver⸗ 
langt fie nicht und auch ſonſt find keine Voransſetzungen gegeben, die 
dieſe Gleichheit herbeiführen würden. Die eigentliche Frage iſt nun 
die, ob, wenn in einer geſchloſſenen Wirtſchaft die Grenznutzen, alſo 
die Grenzroherträge, verſchieden ſind, doch etwa die Grenzreinerträge 
ſich dadurch notwendig gleichſtellen, daß die Grenznutzen der einzelnen 
Güterarten zueinander in demſelben Verhältnis ſtehen müſſen, wie 
das auf die Grenzſtücke der Güterarten aufgewendete Arbeitsleid. 
Dieſe Frage nun müſſen wir entſchieden verneinen. Ebenſo wie es 
keine Notwendigkeit einer Ausgleichung der Geſamtroherträge (Art⸗ 
nutzen), der einzelnen Roherträge (Einzelnutzen) und der Grenzroh⸗ 
erträge (Grenznutzen) gibt, gibt es auch keine Ausgleichung der 
Grenzreinerträge. Wieder iſt dem Wirtſchaftsſubjekt an dieſer Aus⸗ 
gleichung nichts gelegen, das wirtſchaftliche Prinzip verlangt ſie 
nicht, und es ſind auch keine äußeren Umſtände gegeben, die dieſe 
Gleichheit außerhalb einer unmittelbar hierauf gerichteten Abſicht 
des Wirtſchaftsſubjektes bedingen würden. 

Dies können wir uns an folgendem Beiſpiel klarmachen. Wir 
hätten drei Güterarten A B C, deren einzelne Stücke folgende Nutzen 
geben, Arbeitsunluſt erfordern und ſomit verhältnismäßige Rein⸗ 
erträge im Sinne Liefmanns liefern. 


A 
Nutzen der Koſten in Arbeits⸗ . 
Einheiten leideinheiten Reinertrag 
B 
Nutzen in Koſten in Arbeits⸗ a 
Luſteinheiten leideinheiten Reiner trag 
* Bi 51 8 17 


B. 25 5 5 


I! 
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| 8 | | 
Nutzen in Koſten in Arbeits- Nei \ 
Luſteinheiten leideinheiten einertrag 
Ci 15 1 15 
C 12 2 6 
G 3 3 1 


Nehmen wir an, der Wirtſchafter arbeitet nur jo lange, als ihm 
eine Unluſteinheit 6 Luſteinheiten verſchafft. In dieſem Falle wird 
er A, und A2, Bi und Be, Ci und C erzeugen. Die Grenz⸗ 
erträge ſind dann 10 bei der Güterart A, 7 bei der Güterart B, 
6 bei der Güterart C. Sie ſind ganz verſcheden Von einer Aus⸗ 
gleichung keine Spur. 

Will man nun dieſes Beiſpiel etwas der Wirklichkeit anpaſſen, 
gerät man in gewiſſe Verlegenheit. Die Luſt⸗ und Unluſteinheiten 
ſind nämlich, wie noch zu zeigen ſein wird, tatſächlich ganz un⸗ 
zuläſſige Fiktionen und wurden von uns nur verwendet, um dem 
Gedankengange Liefſmanns möglichit entgegenzukommen. Indes 
können wir das Beiſpiel doch auf konkrete Verhältniſſe übertragen, 
ohne die Fiktion der Luſt⸗ und Unluſteinheiten verwenden zu müſſen. 
Wir nehmen alſo an, die geſchloſſene Wirtſchaft erzeuge eine Gewichts⸗ 
einheit Brot in 2 Stunden und eine Raumeinheit Wein in 6 Stunden. 
Soll nun der Ausgleich der Grenzerträge im Sinne Liefmanns zu⸗ 
treffen, müßte die letzte Einheit Wein einen dreimal ſo hohen Nutzen 
geben wie die letzte Einheit Brot. Wird ein ſolches Verhältnis 
latſächlich notwendig zutreffen? Die Antwort muß jedenfalls ver⸗ 
neinend lauten. Wir können uns ohne weiteres vorſtellen, und es 
wird dies der Wirklichkeit, ſoweit wir von einer ſolchen bei dem 
lonſtruierten Beiſpiel der geſchloſſenen Wirtſchaft ſprechen können, 
am nächſten kommen, daß die Wirtſchaft Brot ſo lange erzeugt, bis 
ihr Bedarf an Brot überhaupt gedeckt iſt, und daß ſie erſt dann 
überhaupt an die Erzeugung von Wein ſchreitet. In dieſem Falle 
wird der Grenznutzen des Brotes für die betreffende Wirtſchaft größer 
ſein als der des Weines, trotzdem die Grenzkoſten des Weines größer 
ſind als die des Brotes. Die Grenzreinerträge gleichen ſich alſo 
nicht nur nicht aus, ſondern der Unterſchied wird nur noch größer, 
wenn wir ſtatt der an ſich verſchiedenen Grenznutzen der beiden Arten 
auch noch die Grenzkoſten in Betracht ziehen. Um zu dieſem Ergeb⸗ 
niſſe zu gelangen, brauchen wir übrigens gar nicht anzunehmen, daß 
der Grenznutzen der einen Güterart abgebrochen iſt, der Bedarf der 


Wirtſchaft an Brot vollkommen gedeckt iſt. Wir können annehmen, 
7 * 
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daß gewiſſe mögliche geringfügige Verwendungen des Brotes übrig- 
geblieben ſind, zum Beiſpiel Füttern wilder Vögel. Auch in dieſem 
Falle hat die Wirtſchaft mit der Beſchaffung von Brot aufgehört 
und iſt zur Beſchaffung von Wein übergegangen, weil ſie von der 
nächſten Einheit Wein einen ſoviel höheren Zuwachs an Befriedigung 
erwartet als von der nächſten Einheit Brot, daß ſie lieber die 
6 Arbeitseinheiten auf die weitere Beſchaffung von Wein als 2 Ar⸗ 
beitseinheiten auf die Beſchaffung von weiterem Brot aufwendet. 
Denn ſie hat ſchon, bevor ſie an die Beſchaffung der erſten Einheit 
von Wein ſchritt, das Bedürfnis nach Brot ſo weit befriedigt, daß 
ſie Brot überhaupt nicht mehr oder nur noch in ſehr geringem 
Grade braucht. Gleichwohl iſt der Grenznutzen des tatſächlich be- 
ſchafften Brotes höher als der des Weines, und zwar wieder trotz 
höherer Koſten des letzteren. Und ebenſo oder wenigſtens ähnlich 
verhält es ſich mit dem Verhältniſſe der meiſten anderen Güter: 
arten. Von einer Ausgleichung der Grenzerträge iſt keine Rede. 
Die Annahme einer Ausgleichung der Grenzerträge in einer 
Wirtſchaft, die als Unwert geſchätzte Arbeit auf Befriedigung von 
Bedürfniſſen mit der Abſicht verwendet, einen möglichſt großen Über⸗ 
ſchuß des Wertes des Erfolges über den Unwert der Koſten zu er⸗ 
zielen, iſt alſo vollkommen unbegründet. Weder iſt irgendwie die 
Abſicht einer ſolchen Wirtſchaft auf Ausgleichung der Grenzerträge 
gerichtet — die Wirtſchaft hat an einer Ausgleichung der Grenz⸗ 
erträge nicht das mindeſte Intereſſe —, noch auch ergibt ſich die Aus⸗ 
gleichung als Folge ſonſtiger wirtſchaftlicher Erwägungen oder Ver⸗ 
hältniſſe. Wir wollen nun aber doch noch fragen, welche Voraus⸗ 
ſetzungen eigentlich gegeben ſein müßten, damit ſich ein Ausgleich 
der Grenzreinerträge in der geſchloſſenen Wirtſchaft vollziehe. Dieſe 
Vorausſetzungen können verſchiedener Art ſein, es kann ſich bei Vor⸗ 
handenſein verſchiedener Tatbeſtände ein Ausgleich der Grenzerträge 
ohne unmittelbar darauf gerichtete Abſicht des Wirtſchafters ergeben. 
Zwei ſolcher Tatbeſtände, die wohl allein in Beiracht kommen können, 
möchten wir hervorheben. Der eine wäre der, daß die Wirtſchaft, 
wenn fie bei einer Güterart mit einer beſtimmten Arbeitsunluſt einen 
beſtimmten Rohertrag einmal erzielt hat, denſelben Rohertrag mit 
derſelben Arbeitsunluſt bei Aufwendung von weiterer Arbeit auf dieſe 
Güterart auch weiterhin erzielen könnte, bis die ihr zur Verfügung 
ſtehende Arbeit ganz aufgebraucht iſt. In dieſem Falle würde die 
Wirtſchaft bei allen Güterarten denſelben verhältnismäßigen Grenz⸗ 
reinertrag erzielen müſſen. Denn ſie würde ſich der Erzeugung eines 
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Stückes einer Güterart nur dann zuwenden, wenn ihr die Erzeugung 
des betreffenden Stückes dieſer Güterart einen Reinerfolg verſprechen 
würde, den ſie bei einer anderen Güterart ſchon erreicht hat und auch 
weiterhin erreichen kann. Dieſer Tatbeſtand trifft nun aber offenbar 
für die Grenzreinerträge einer geſchloſſenen Wirtſchaft nicht zu. 
Denn er widerſpricht dem Satze, daß bei ſteigender Verſorgung mit 
Gütern einer Art die Bedeutung der nacheinander beſchafften Stücke 
ſinkt. Wenn nun auch noch die für die Erzeugung eines Stückes 
erforderliche Arbeitsunluſt ſteigt — aber auch wenn ſie gleichbleibt —, 
kann der Ertrag, der bei Aufwendung einer beſtimmten Arbeitsunluſt 
mit der Erzeugung eines beſtimmten Stückes einer Güterart erzielt 
wird, bei Erzeugung eines weiteren Stückes dieſer Güterart nicht 
mehr erzielt werden. Der Tatbeſtand einer unbeſchränkten Möglich⸗ 
keit der Wiederholung von Reinerträgen kommt daher für eine Aus⸗ 
gleichung von Grenzreinerträgen in der geſchloſſenen Wirtſchaft nicht 
in Betracht. Es muß alſo ein anderer Tatbeſtand als Unterlage 
der Behauptung einer Ausgleichung der Grenzreinerträge herangezogen 
werden. Dieſer Tatbeſtand, deſſen Annahme auch wirklich ſtill⸗ 
ſchweigend oder ausdrücklich der Theorie Liefmanns, wenn auch nicht 
ſeinen Beiſpielen, ſowie ähnlichen Theorien zugrunde liegt, iſt der, 
daß bei allen Güterarten der an die einzelnen aufeinanderfolgenden 
Stücke geknüpfte Nutzen ſtetig, kontinuierlich, abnimmt, wobei die auf 
die Erzeugung der einzelnen Stücke zu verwendende Arbeitsunluſt gleich 
bleibt oder ſtetig zunimmt. Auch in dieſem Falle würde es zu gleichen 
Grenzreinerträgen bei den einzelnen Güterarten kommen. Es könnte 
dann nämlich ein Reinertrag, der bei einer Güterart erzielt wird, 
auch bei jeder anderen Güterart, die ſchon erzeugt wird, allenfalls 
auch noch bei einer Güterart, deren Erzeugung an die Reihe kommt, 
erzielt werden, ſo daß ein geringerer als ein beſtimmter Reinertrag 
bei einer Güterart erſt angeſtrebt werden würde, wenn ein dem be⸗ 
ſtimmten Ertrag gleicher Ertrag ſchon bei allen anderen überhaupt 
angeſchafften Güterarten erzielt würde, was praktiſch auf eine Gleich⸗ 
ſtellung aller bei den einzelnen Güterarten erzielten Grenzreinerträge 
hinauskommen würde. Die Tabelle auf Seite 98/99 würde ſich dann 
etwa ſo geſtalten: 


A 
Nutzen Koſten Ertrag 
As 120 12 10 
A, 117 13 9 


A, 112 14 8 
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B 
Nugen \ Koften Ertrag 
B 240 24 10 
B. 234 26 9 
B; 224 28 8 

C 
Nutzen Koſten Ertrag 
C, 360 36 10 
C 351 39 9 
C3 336 42 8 


Iſt der Wirtſchafter entſchloſſen, ſo viel Arbeit aufzuwenden, daß 
auf eine Einheit Arbeitsleid 9 Luſteinheiten entfallen, wird er dieſen 
Grenzertrag bei allen tatſächlich erzeugten Güterarten in gleicher 
Weiſe erzielen. 

Nun entſpricht aber auch dieſer als Vorausſetzung für eine 
Ausgleichung der Grenzreinerträge gedachte Sachverhalt nicht den 
tatſächlichen Verhältniſſen. Die Arbeitlsunluſt nimmt allenfalls 
noch kontinuierlich zu. Allein der Grenznutzen nimmt bei den ein⸗ 
zelnen Güterarten nicht kontinuierlich ab, ſondern er bricht ab oder 
ſpringt. Dies iſt etwas näher auszuführen. 

Nehmen wir folgende Güterarten: ein notwendiges Nahrungs⸗ 
mittel (Brot), Wohnräume, Kleidungsſtücke, Feinkoſt beſtimmter Art, 
Güter für beſtimmte geiſtige Genüſſe (Bücher, Theater). Bezeichnen 
wir ferner den Rang der dutch die einzelnen Stücke dieſer Güter: 
arten befriedigten Bedürfniſſe mit den Buchſtaben a bed uſw., wo⸗ 
bei aybycyd iſt; d. h. Bedürfniſſe, zwiſchen denen wir keinen Vorzug 
bemerken, tragen denſelben Buchſtaben, während der Vorzug der Be⸗ 
friedigung eines Bedürfniſſes vor der eines anderen durch eine frühere 
Stellung im Alphabet angedeutet iſt. Die ſonſt übliche und an ſich 
anſchaulichere Darſtellung der Bedürfnisränge durch Zahlen ver⸗ 
meiden wir, weil mit ihr die Vorſtellung einer zahlenmäßigen Meſſung 
des Bedürfniswertes faſt untrennbar verbunden iſt. Wenn wir die 
Bedürfnisgrade mit 10, 9, 8, 7 uſw. bezeichnen, ſo haben wir zwar 
gleich die anſchauliche Vorſtellung, daß der eine Grad dem anderen 
vorgezogen wird. Allein anderſeits führt, ſelbſt wenn man ſich von 
jeder zahlenmäßigen Auffaſſung frei machen will, alſo zum Beiſpiel 
ausdrücklich betont, daß das mit 10 angedeutete Bedürfnis keines⸗ 
wegs 10 Werteinheiten enthalte, doch ſchon der zahlenmäßige Aus⸗ 
druck an ſich faſt unfehlbar zur Vorſtellung, daß die Zahl eine 
irgendwie meßbare Größe bedeute, und daß wenigſtens das Ver⸗ 
hältnis der Zahlen das Verhältnis darſtelle, in welchem das eine 
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Bedürfnis dem anderen vorgezogen wird. Dieſer Gefahr iſt denn 
auch Liefmann trotz ſeiner „rein pſychologiſchen“ Theorie nicht 
entgangen. (Vgl. Ammons Beſprechung von Liefmanns Wirt⸗ 
ſchaftstheorie im Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 46. Bd., 1919, 
S. 392 ff.) Demgegenüber iſt, wie ſchon hier bemerkt werden mag, 
der Sachverhalt der, daß der Einzelne den Vorzug einer Bedürfnis⸗ 
befriedigung vor der anderen unmittelbar empfindet und auf Grund 
der unmittelbar erkannten Vorzüglichkeit die Einreihung der Bedürf⸗ 
niſſe in die Bedürfnisſkala vornimmt, ohne daß dabei irgendwelche 
Mengen⸗ oder Größenverhältniſſe des Wertens oder Vorziehens ge⸗ 
geben wären. Aus dieſem Grunde alſo bezeichnen wir lieber den 
verſchiedenen Rang der Bedürfniſſe mit den einzelnen Buchſtaben 
eines als reine Rangordnung aufgefaßten Alphabetes. Ordnen wir 
nun die von den einzelnen Stücken der verſchiedenen Güterarten 
abhängigen Bedürfniſſe nach ihrem durch Buchſtaben bezeichneten 
Range, ſo ergibt ſich die Möglichkeit folgender drei Anordnungen. 


N Vorzugsſkalen: 


Nach der erſten Anordnung würden die bei den fünf Güterarten 
von den einzelnen Stücken abhängigen Bedürfniſſe mit gleichem 
höchſten Range auftreten und in gleicher Weiſe abnehmen. Nach 
der zweiten Anordnung würden die Bedürfniſſe zwar mit einem ver⸗ 
ſchiedenen Range auftreten, dann aber alle, ſoweit ſie nebeneinander 
beſtehen, gleichmäßig abnehmen. Nach der dritten Anordnung end⸗ 
lich treten die von den einzelnen Güterarten abhängigen Bedürfniſſe 
mit verſchiedenem Range auf, nehmen aber nicht gleichmäßig ab, 
ſondern überſpringen einzelne Grade und hören auch nicht gleich⸗ 
mäßig auf. 

Welche Anordnung entſpricht nun der Wirklichkeit? Ganz offen⸗ 
kundig nur die dritte. Daß die von den einzelnen Güterarten ab⸗ 
hängigen Bedürfniſſe nicht alle gleichzeitig mit dem gleichen höchſten 
Range auftreten, iſt von vornherein klar. Das wichtigſte von Brot 
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abhängige Bedürfnis ift jedenfall wichtiger als das wichtigſte von 
Büchern abhängige Bedürfnis. Das wurde auch immer anerkannt, 
ſeitdem man auf die verſchiedene Wichtigkeit der von Gütern gleicher 
Art abhängigen Bedürfniſſe aufmerkſam wurde. Immer hat man 
berückſichtigt, daß die wichtigſten Grade der Bedürfnisbefriedigung 
bei den Gütern verſchiedener Art dem Range nach ſehr verſchieden 
ſind. Allein was häufig überſehen oder wenigſtens nicht genügend 
beachtet wurde, iſt, daß die von den einzelnen Stücken einer Güter⸗ 
art abhängigen Bedürfnisbefriedigungen oder wie wir uns mit einer 
gewiſſen Modifikation des Begriffes des Bedürfniſſes auch ausdrücken 
können, das Bedürfnis nach den Stücken einer beſtimmten Güterart, 
wenn es einmal aufgetreten iſt, doch nicht ſtändig neben dem Be⸗ 
dürfniſſe nach anderen Güterarten, das früher, gleichzeitig oder ſpäter 
aufgetreten iſt, mit immer geringeren, dem anderen Bedürfniſſe 
jeweils gleichen Graden weiterläuft. Das wahre Verhältnis iſt 
vielmehr das, daß Bedürfniſſe nach Gütern beſtimmter Arten eine 
derartige Wichtigkeit aufweiſen, daß ſie, ſolange ſie nicht mit 
ihren erſten Graden befriedigt ſind, die Bedürfniſſe nach Gütern 
anderer Arten überhaupt nicht ins Bewußtſein gelangen laſſen oder 
wenigſtens ihnen gegenüber einen unbedingten Vorzug einnehmen. 
Sind nun aber die Bedürfniſſe, die an dieſe zunächſt angeſtrebten 
Güterarten gebunden ſind, bis zu einem gewiſſen Grade befriedigt, 
ſo laſſen ſie den Bedürfniſſen nach Gütern anderer Arten nicht etwa 
nur neben ſich Raum, ſondern ſie weichen ihnen dem Range nach, 
laſſen ihnen vor ſich den. Vorzug. Sind die Bedürfniſſe nach dieſen 
anderen Güterarten bis zu einem gewiſſen Grade befriedigt, kommen 
die Bedürfniſſe nach den erſteren Güterarten wieder mit minderen 
Graden an die Reihe, um dann, nachdem ſich dies einigemal wieder⸗ 
holt hat, bei einem beſtimmten Grade, alſo nicht etwa erſt, wenn 
die bei der betreffenden Güterart durch das letzte Stück erreichte 
Bedürfnisbefriedigung auf Null gefunken iſt, abzubrechen und dem 
Begehren nach anderen Güterarten endgültig, alſo auch mit ge⸗ 
ringeren Graden als mit der Verwendung des letzten Stückes der 
erſteren Art erreicht wurde, Platz zu machen, weil eben dieſe ge⸗ 
ringeren Grade bei den Bedürfniſſen nach Gütern erſterer Art über⸗ 
haupt nicht vorkommen !. 


1 Vgl. dazu die Ausführungen von Hans Mayer in feiner Kritik des 
Buches „Weſen und Hauptinhalt“ von Schumpeter in der Zeitſchrift für 
Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung, 20. Bd. (1911), S. 190— 191. 
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Bei dieſer Gelegenheit wäre auf folgendes aufmerkſam zu machen. 
Der Ausdruck, daß der Bedarf an Stücken einer Güterart ganz oder 
faſt gedeckt iſt, darf nicht, wie es mißverſtändlich ſo häufig geſchieht, 
in dem Sinne genommen werden, daß das bei der betreffenden Güter⸗ 
art als letztes tatſächlich befriedigte Bedürfnis einen ſehr geringen 
Rang aufwpeiſe. Vielmehr hat dieſer Satz den Sinn, daß das nächſte 
nicht mehr angeſchaffte Stück der betreffenden Güterart, alſo nicht 
das letzte tatſächlich angeſchaffte Stück der Güterart, nur ein Be⸗ 
dürfnis ſehr geringen Ranges befriedigen würde, daß dem erſten nicht 
gedeckten Bedürfniſſe nach Gütern der betreffenden Art nur ein ſehr 
geringer Rang zukommt. Damit iſt aber über den Rang des letzten 
mit einem Gute der betreffenden Art noch gedeckten Bedürfniſſes gar 
nichts geſagt. Dieſer kann tatſächlich ein ſehr hoher ſein. Nur 
dann würde ein ſehr geringer Rang des erſten nicht gedeckten Be⸗ 
dürfniſſes auf einen ſehr geringen Rang auch des gedeckten letzten 
Bedürfniſſes ſchließen laſſen, wenn die Bedürfniſſe nach Gütern einer 
Art kontinuierlich im Range aufeinanderfolgen würden. Da das 
aber eben nicht der Fall iſt, kann das Bedürfnis nach einem Gute 
wie Brot ganz oder faſt ganz gedeckt ſein, und es kommt gleichwohl 
dem letzten noch angeſchafften Stücke eine hohe Bedeutung, und zwar 
eine höhere Bedeutung als angeſchafften Stücken anderer Güterarten 
zu, weil eben bei Brot die Zwiſchenſtufen zwiſchen dem letzten ge⸗ 
deckten Bedürfniſſe hohen Ranges und dem erſten nicht gedeckten Be⸗ 
dürfniſſe geringen Ranges, an welch letzteres allein man denkt, 
wenn man von dem gedeckten Bedarf ſpricht, nicht vertreten ſind. 

Die Anordnung, die uns die III. Tabelle zeigt, iſt die der ab⸗ 
wechſelnden, ſpringenden und abbrechenden Bedürfniſſe nach den ein⸗ 
zelnen Güterarten. Eine Abwechſlung liegt vor, wo Bedürfniſſe 
nach Gütern verſchiedener Arten den gleichen Rang aufweiſen, ſo 
daß im gegebenen Falle, ſobald der betreffende Grad des einen Be⸗ 
dürfniſſes befriedigt iſt, nunmehr der gleiche Grad des Bedürfniſſes 
nach einem Gute der anderen Art an die Reihe kommt, wobei die 
Reihenfolge, ob das Bedürfnis nach dem einen oder dem anderen 
Gute befriedigt werden ſoll, von vornherein nicht feſtſteht. Wenn 
jemand nach Befriedigung des Bedürfnisgrades d bei allen Bedürf⸗ 
niſſen, bei denen dieſer Grad vorkommt, nunmehr Bedürfniſſe mit 
dem Range e zu befriedigen in die Lage kommt, wird er dieſen Be⸗ 
dürfnisgrad entweder bei der Wohnung oder bei der Kleidung oder 
bei Büchern beſriedigen. Die Reihenfolge bleibt zunächſt vollkommen 
unbeſtimmt. Jedenfalls aber wird er — von der Ausnahme des 


106 Oskar Engländer [422 


Aufwiegens des Ranges abgeſehen, auf die wir gleich zu ſprechen 
kommen werden — nach Befriedigung des Bedürfnisgrades e bei 
Kleidung nicht weitere Kleidung mit dem Range f anſchaffen, ſo⸗ 
lange nicht bei Büchern der Bedürfnisgrad e gleichfalls gedeckt iſt.“ 
Unterbrochene oder ſpringende Bedürfnisgrade liegen dort vor, wo 
ein gewiſſer Bedürfnisgrad bei einer beſtimmten Güterart nicht ge⸗ 
geben iſt. Nach Befriedigung der wichtigſten Grade bei Brot, Wohnung 
und Kleidung werde ich beſſere Koſt mit dem Range d vor Büchern, 
weiteren Wohnräumen, weiterer Kleidung anſchaffen. Wenn ich beſſere 
Koft mit dem Range d angeſchafft habe, werde ich weitere Mittel 
nicht für weitere beſſere Koſt, ſondern für Bücher, Kleidung, Wohnung 
mit dem Range e aufwenden. Der Rang d bei Feinkoſt hat vor 
dem Range e bei Büchern uſw., dieſer aber, der bei Feinkoſt nicht 
vertreten ift, vor dem bei Feinkoſt weiterfolgenden Range f den Vor⸗ 
zug. Abbrechende Bedürfniſſe endlich ſind jene, die, wie oben geſagt, 
ſobald ſie einen gewiſſen Grad erreicht haben, dem Begehren nach 
anderen Güterarten endgültig Platz machen. 

Verhält ſich nun das Bedürfnis nach den einzelnen Stücken der 
verſchiedenen Güterarten in dieſer Weiſe, ſo iſt damit auch die 
Möglichkeit beſeitigt, bei den verſchiedenen Güterarten im Verhältnis 
zur aufgewendeten Arbeit ſtets die gleichen Erträge an Nutzen und 
ſomit ſchließlich auch bei allen angeſchafften Güterarten gleiche Grenz⸗ 
erträge zu erzielen. Das ergibt folgende Erwägung. Wir wollen 
nur das Springen des Grenznutzens berückſichtigen. Das Springen 
des Grenznutzens kann ein abſolutes ſein in dem Sinne, daß ſich 
ein beſtimmter höherer Grad der Bedürfnisbefriedigung bei einer 
Güterart durch Summierung von Stücken geringerer Grade einer 
anderen Güterart überhaupt nicht aufwiegen läßt, während bei einem 
nächſten Stücke das umgekehrte Verhältnis gegeben iſt. Es wäre 
zum Beiſpiel ein beſtimmtes Kleidungsſtück mit dem Range e durch 
Summierung von Stücken Feinkoſt mit dem Range dee f überhaupt 
nicht aufzuwiegen und anderſeits dann wieder ein Stück Feinkoſt 
mit dem Range d nicht durch mehrere Kleidungsſtücke mit dem 
Range e fg. In dieſem Falle iſt ein Ausgleich der Grenzerträge 
überhaupt ausgeſchloſſen. Der betreffende Wirtſchafter wird ohne 
jede Rückſicht auf das Arbeitserfordernis Arbeit zunächſt auf das 
Kleidungsſtück mit dem Range c, dann auf Feinkoſt mit dem Range d, 
dann wieder auf ein Kleidungsſtück mit dem Range e aufwenden. 
Für einen Ausgleich der Grenzerträge ergibt ſich überhaupt keine 
Möglichkeit. Das Springen der Grenznutzen der verſchiedenen Güter⸗ 
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arten iſt nun aber häufig inſofern kein abſolutes, als ein beſtimmter 
Dedürfnisgrad eines Gutes durch Summierung von Bedürfnisgraden 
eines anderen Gutes, die jeder für ſich geringer ſind, aufgewogen 
verden kann. In dieſem Falle zeigt ſich uns diskontinuierliche 
gegenſeitige Subſtituierung. Je eine Mengeneinheit eines Gutes be⸗ 
fimmter Art wiegt je nach dem Stande der Bedürfnisbefriedigung 
jeweils verſchieden viele Stücke mit unſtetigen Abſtänden eines Gutes 
anderer Art auf. Auch in dieſem Falle iſt ein Ausgleich der Grenz⸗ 
träge — von einem zufälligen Zuſammentreffen abgeſehen — aus⸗ 
geſchloſſen. 

So gilt zwar in unſerem Beiſpiele auf Seite 101/102 ein C von 
einer beſtimmten Stufe der Befriedigung an immer gleich ſoviel 
wie 1¼ B und 3 A. Allein das Beiſpiel entſpricht eben nicht der 
Wirklichkeit. Jenes Verhältnis der Bedürfnisbefriedigungen der ver⸗ 
ſchiedenen Güterarten, wie es die Folgerungen Liefmanns ſtill⸗ 
ſchweigend vorausſetzen, beſteht zwiſchen den einzelnen Güterarten 
eben nicht. Nehmen wir die Güterarten Fleiſch und Brot. Obſchon 
ſie ſich ſicherlich weitgehend aufwiegen, iſt das Verhältnis jedenfalls 
nicht das, daß von einer beſtimmten Stufe der Befriedigung an 
1 weiteres kg Fleiſch jeweils einer gleichen weiteren Menge von Brot, 
zum Beiſpiel 4 kg Brot gleich geſchätzt wird. Ein beſtimmtes Ver: 
hältnis wird ſich vielmehr ſtets nur auf einer beſtimmten Stufe der 
Befriedigung ergeben. Auf jeder anderen Stufe wird das Verhältnis 
ein anderes ſein, etwa nach folgendem Schema: 

1. kg Fleiſch = 1. kg Brot, 
2. bis 8. kg Brot, 
9. bis 20. kg Brot. 
2. bis 4. kg Brot, 
5. bis 12. kg Brot, 
2. kg Brot, 
3. bis 5. kg Brot, 
6. bis 8. kg Brot, 
— 9. bis 18. kg Brot. 

Nehmen wir nun an, der Wirtſchafter würde für ein 3. kg Fleiſch 
eben noch das Arbeitsleid der 18.—23. Arbeitsſtunde aufwenden, fo 
wird er, falls 1 kg Brot 1 Arbeitsſtunde und 1 kg Fleiſch 5 Arbeits⸗ 
ſtunden erfordert, ſeine Arbeit wie folgt verteilen: 

1. 1. kg Brot 1 Arbeitsſtunde, 
2. 1. kg Fleiſch — 5 Arbeitsſtunden (für Brot gleichen Wertes 
2—8 müßten 7 Arbeitsſtunden aufgewendet werden), 


2. kg Fleiſch 


3. kg Fleiſch 


eee 
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3. 2.—4. kg Brot = 3 Arbeitsſtunden (für Fleiſch gleichen Wertes 
[2. kg] müßten 5 Arbeitsſtunden aufgewendet werden), 

2. kg Fleifch = 5 Arbeitsſtunden, 

5.—8. kg Brot = 4 Arbeitsſtunden, 

3. kg Fleiſch — 5 Arbeitsſtunden. 

Der Grenzertrag iſt beim Fleiſch geringer als beim Brot, da 
die letzte Menge Brot mit 4 Arbeitsſtunden, dagegen die gleichwertige 
letzte Menge Fleiſch mit 5 Arbeitsſtunden erzeugt wurde. Gleich- 
wohl können nicht etwa die Grenzerträge bei der Erzeugung von 
Fleiſch und Brot dadurch ausgeglichen werden, daß an Stelle des. 
3. kg Fleiſch Brot erzeugt würde, da bei der weiteren Erzeugung. 
von Brot an Stelle des 3. kg Fleiſch ein noch ungünſtigeres Grenz⸗ 
nutzenverhältnis, und zwar diesmal von ſeiten des Brotes, eintreten 
würde. Denn mit den letzten 5 Arbeitsſtunden könnten dann nur 
das 9.— 13. kg Brot erzeugt werden, die nicht einmal ſoviel wert. 
ſind als das nicht mehr erzeugte 3. kg Fleiſch, geſchweige denn ſo⸗ 
viel wie das letzterzeugte 2. kg Fleiſch. 

Eine Ausgleichung der Grenzerträge in dem Sinne, daß auf die 
Arbeitseinheit bei den Güterarten Fleiſch und Brot der gleiche Er⸗ 
folg erzielt würde, findet alſo jedenfalls nicht ſtatt. Dabei haben 
wir Güterarten genommen, die ſich in verhältnismäßig weitem Um⸗ 
fange aufwiegen, bei denen alſo das Springen der Grenznutzen nicht 
ſo ſtark hervortritt. Nehmen wir Güterarten, bei denen das Springen 
ſich ſtärker zeigt, wie oben Brot als notwendiges Nahrungsmittel 
und Wein als Luxusgetränk, wird der Widerſpruch der Behauptung 
einer Ausgleichung der Grenzerträge mit der Wirklichkeit noch viel 
ſchärfer. Der Mangel an allmählicher Abnahme der Bedürfnisgrade 
der verſchiedenen Güterarten kann, wie wir bemerkten, dazu führen, 
daß ein beſtimmtes Stück einer Güterart überhaupt erſt erzeugt wird, 
wenn der Bedarf an der anderen Güterart bis zu einer beſtimmten 
Grenze gedeckt iſt, ohne Rückſicht darauf, wieviel Arbeit die einzelnen 
Stücke beider Güterarten erfordern. Man erzeugt ohne Rückſicht 
auf die erforderliche Arbeitsmenge zunächſt eine beſtimmte Menge 
Brot und dann erſt Wein; wenn man aber dazu kommt, Wein zu 
erzeugen, erzeugt man dieſen und zunächſt wenigſtens überhaupt kein 
Brot. Bei dieſem Sachverhalte muß das Verhältnis des Grenz⸗ 
nutzens zu der auf das Grenzſtück aufgewendeten Arbeitsunluſt bei 
den verſchiedenen Güterarten ein ganz verſchiedenes ſein. Es kann 
insbeſondere auch vorkommen, daß auf das Grenzſtück einer Güterart 
höheren Grenznutzens weniger Arbeit aufgewendet wird als auf das 


. 
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Grenzſtück einer Güterart geringeren Grenznutzens. Die Annahme 
einer Ausgleichung der Grenzerträge widerſpricht ſomit, ſoweit wir 
uns eine geſchloſſene Wirtſchaft vorſtellen, dem aus dieſer Vorſtellung 
abgeleiteten wirtſchaftlichen Verhalten dieſer Wirtſchaft. 


II 


Das Ergebnis hinſichtlich des Ausgleiches der Grenzreinerträge 
war für die geſchloſſene Wirtſchaft ein negatives. Übergehen wir 
nun zu der unſerer Betrachtung allein zugänglichen und uns für das 
Preisproblem gllein intereſſierenden heutigen verkehrswirtſchaftlichen 
Organiſation und unterſuchen wir, ob etwa bei einer dieſer Organi⸗ 
ſation angehörenden Wirtſchaft ein Ausgleich der Grenzerträge ſtatt⸗ 
findet. Wir wollen dabei vor allem den Konſumertrag ins Auge 
faſſen, der uns für unſer Thema allein intereſſiert und auf den 
auch Liefmann das Hauptgewicht legt, alſo den Ertrag, den die 
Wirtſchaft dadurch erzielt, daß ſie die ihr zur Verfügung ſtehenden 
Mittel zur Anſchaffung von Gütern erſter Ordnung für den eigenen 
Gebrauch verwendet. 

Die zur Anſchaffung von Gütern erſter Ordnung der Wirtſchaft 
zur Verfügung ſtehenden Mittel beſtehen in der verkehrswirtſchaft⸗ 
lichen Organiſation in Geld. Geldbeträge ſind die für die Wirt⸗ 
ſchaft mit der Anſchaffung der Konſumgüter verbundenen Koſten. 
Liefmann behauptet zwar gelegentlich, auch in der geldwirtſchaft⸗ 
lich organiſierten Volkswirtſchaft ſeien die Koſten wenigſtens in letzter 
Stufe zumeiſt Arbeitsunluſt. Allein dieſe Behauptung iſt offenbar 
unzutreffend. Sie iſt unzutreffend hinſichtlich aller jener Wirtſchaften, 
die Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien oder Pachtrenten genießen, 
jener, die Ruhegenüſſe beziehen, hinſichtlich jener, die feſte Beſoldungen 
haben, unzutreffend auch hinſichtlich aller Unternehmungen mit über⸗ 
wiegendem Kapitalbeſitz. Aber auch hinſichtlich der kleineren Unter⸗ 
nehmungen mit überwiegender eigener Arbeitskraft und hinſichtlich 
der Arbeiter trifft die Annahme, daß für ſie Arbeit die eigentlichen 
Koſten der Güter erſter Ordnung darſtellen würde, nicht zu, da auch 
dieſe Wirtſchaftsſubjekte kaum in die Lage kommen, die Arbeits- 
unluſt einer zuwachſenden Arbeitsſtunde mit dem Werte der um den 
Preis dieſer Arbeitsſtunde zuwachſenden Güter zu vergleichen !. 
Übrigens brauchen wir uns mit dieſer Frage nicht weiter zu befaſſen, 


1 Bol. Eßlen, Nutzen und Koſten, in dieſen Jahrbüchern, 42. Jahrgang, 
S. 274. 
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da wir hinſichtlich der Arbeit als Koſten eben gezeigt haben, daß bei 
ihr von einem Ausgleiche der Grenzerträge keine Rede ſein kann. 
In dieſer Beziehung ergibt ſich kein Unterſchied, ob man nun an⸗ 
nimmt, daß mit der Arbeit unmittelbar Genußgüter beſchafft werden oder 
annimmt, daß ſich zwiſchen Arbeitsleiſtung und Genußgut zwar der 
Geldertrag der Arbeit einſchiebt, gleichwohl aber die Arbeitsunluſt 
unmittelbar auf die mit dem Geldlohn zu beſchaffenden Güter be⸗ 
zogen wird, was wir beſtreiten. Wir brauchen uns alſo jetzt nur 
mit Geld als Koſten unabhängig von der auf die Beſchaffung des 
Geldes aufgewendeten Arbeitsunluſt zu beſchäftigen. 

Bei der Betrachtung von Geld als Koſten in der Konſumwirt⸗ 
ſchaft iſt bei Liefmann etwas Richtiges mit überwiegendem Uns 
richtigen vollkommen durcheinandergemengt. Richtig iſt es, wenn 
Liefmann eine unmittelbare Schätzung des Geldes ſowie eine Meſſung 
des Wertes von Gütern in Geld entſchieden ablehnt. Richtig iſt, 
wenn er poſitiv die Schätzung des Geldes an den Wert jener Güter 
anknüpft, die man um die Geldſumme ſonſt erwerben könnte. Allein 
ſchon die Art, wie Liefmann dieſen Gedanken ausdrückt, iſt nicht 
richtig. Er ſagt: „Bei dem Opfer einer Geldmenge als Koſten . 
wird (im Gegenſatze zu Arbeit als Koſten) jede Einheit gleichgeſchätzt, 
und zwar nach dem Nutzen, den man opfert, den man alſo nicht 
mehr erzielt, und das iſt der, den man ſich mit einer weiteren ver⸗ 
fügbaren Einheit verſchaffen könnte.“ Richtig wäre zu ſagen, man 
ſchätze eine Geldſumme bei Hingabe für ein Gut erſter Ordnung nach 
dem Werte, den man ſich durch Hingabe der Geldſumme ſonſt ver⸗ 
ſchaffen könnte, und auf den man bei Hingabe der Geldſumme ver⸗ 
zichten muß. Das iſt ſelbſtverſtändlich der dem letzten angeſchafften 
im Range nächſtfolgende, um die betreffende Geldſumme beſchaffbare 
Wert. Liefmann dagegen ſpricht von der Schätzung einer Geld⸗ 
einheit und meint, alle Einheiten einer Geldſumme würden gleich⸗ 
geſchätzt. Dieſe Annahme iſt entſchieden abzulehnen. Nicht die Geld⸗ 
einheit wird vom Wirtſchafter geſchätzt, ſondern geſchätzt wird in 
der angegebenen Weiſe immer nur eine Geldſumme. Es iſt daher 
auch abſolut nicht richtig, zu ſagen, daß der Wirtſchafter alle Ein- 
heiten einer Geldſumme gleich ſchätzt. Zu einer Schätzung der Geld⸗ 
einheit als Einheit, d. h. in der Weiſe, daß aus dieſer Schätzung 
der Geldeinheit ſich ſodann die Schätzung einer Geldſumme ergeben 
würde, kommt es überhaupt nicht. Wenn jemand beſtimmen will, 
ob er 5 K für ein Buch hingeben kann, erwägt er, was er mit den 
5 K ſtatt des Buches ſonſt kaufen würde und nicht kaufen kann, 
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wenn er das Buch kauft. Er erwägt nicht etwa, was er um 1 K 
kaufen würde, um ſodann in irgendeiner Weiſe durch Vervielfältigen 
den Wert der 5 K zu berechnen. Soll er etwas um 1 K kaufen, 
erwägt er freilich, was er um 1 K ſonſt kaufen könnte; aber auch in 
dieſem Falle iſt 1 K nicht die Geldeinheit, ſondern ein beſtimmter 
Geldbetrag. Man ſchätzt entgegen der Annahme Liefmanns nach 
dem entgehenden Nutzzuwachs ſtets nur Geldbeträge, man ſchätzt nicht 
das Vielfache der Geldeinheit. 

Ein weiterer Fehler Liefmanns beſteht darin, daß er annimmt, 
die Hingabe einer Geldſumme werde vom Wirtſchaftsſubjekte als 
Unluſt empfunden. Er hält nämlich dafür, daß jedes nicht be⸗ 
friedigte Bedürfnis eine Unluſt bedeute, ſo daß alſo in der Hingabe 
eines Geldbetrages für ein Gut im Hinblick auf das angeſchaffte Gut 
einerſeits und das durch Hingabe der Geldſumme von der Anſchaffung 
ausgeſchloſſene Gut anderſeits die Beſeitigung einer Unluſt auf 
Koſten der Übernahme einer Unluft gelegen ſei. „Jedes Bedürfnis, 
jedes erſtrebte Luſtgefühl bedeutet, bis es befriedigt iſt, einen Mangel, 
ein Unluſtgefühl, und die Beſeitigung dieſes Mangels, die Be⸗ 
friedigung dieſes Bedürfniſſes wird nur dann und inſoweit vor⸗ 
genommen, als es dasjenige Unluſtgefühl an Stärke übertrifft, welches 
der Menſch in Kauf nehmen muß, um jenes zu beſeitigen“ (a. a. O. 
S. 9). Zu der Annahme aber, daß mit jedem Bedürfniſſe ein Unluſt⸗ 
gefühl verbunden ſei, kam Liefmann einmal durch die landläufige 
Definition des Bedürfniſſes als Empfindung eines Mungels, dann 
aber dadurch, daß er meint, man könne immer nur Luſtgefühle mit 
Luſtgefühlen, Unluſtgefühle mit Unluſtgefühlen vergleichen. Bei Auf⸗ 
wendung von Arbeit wird nun Unluſt übernommen, dieſer Unluſt 
muß nach der Auffaſſung Liefmanns eine größere Unluſt gegenüber⸗ 
ſtehen, zu deren Beſeitigung die Unluſt der Arbeit übernommen wird. 
Denn Unluſt wird nur mit Unluſt verglichen. Dieſe größere Unluſt 
kann nur die des nicht befriedigten Bedürfniſſes ſein. So wird bei 
Aufwendung von Arbeit das mit der Arbeit verbundene Unluſtgefühl 
mit dem Unluſtgefühl des Bedürfniſſes nach dem mit der Arbeit zu 
erzeugenden Gute verglichen. Iſt nun aber das Bedürfnis Unluſt 
in dem Falle der Aufwendung von Arbeit zu ſeiner Befriedigung, 
ſo iſt es überhaupt als Unluſt anzuſehen. Es muß daher nach der 
Auffaſſung Liefmanns mit jedem zum Bewußtſein gelangenden Be⸗ 
dürfniſſe ein Unluſtgefühl verbunden ſein. 

Dem iſt nun zu entgegnen. Es trifft nicht zu, daß man nur 
Luſtgefühle mit Luſtgefühlen, Unluſtgefühle mit Unluſtgefühlen ver⸗ 
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gleichen könne. Vielmehr kann man zunächſt einmal auch unmittel⸗ 
bar Luſtgefühle mit Unluſtgefühlen in der Weiſe in Verbindung 
ſetzen, daß man einen Zuſtand, in welchem Luſtgefühle mit Unluſt⸗ 
gefühlen zuſammentreffen, mit einem Zuſtande vergleicht, bei dem 
weder die Luſt⸗ noch die Unluſtgefühle gegeben ſind. Wenn man 
überlegt, ob man zur Befriedigung eines beſtimmten Bedürfniſſes 
Arbeit aufwenden ſoll, kann man in der Vorſtellung den Zuſtand, in 
welchem man das Luſtgefühl der Befriedigung zuſammen mit dem 
Unluſtgeſühl der Arbeitsplage erfährt, mit einem Zuſtande, in welchem 
man weder das eine noch das andere erfährt, vergleichen, und man 
entſchließt ſich zur Erzeugung des Gutes, wenn der erſtere Zuſtand 
als vorzüglicher empfunden wird als der andere. Es iſt daher, um 
die Übernahme der Arbeitsplage zum Zwecke der Befriedigung eines 
beſtimmten Bedürfniſſes zu erklären, abſolut nicht notwendig, anzu⸗ 
nehmen, daß man jedes Bedürfnis als Unluſt empfinde. Tatſächlich 
trifft es denn auch gar nicht zu, daß mit jedem zum Bewußtſein 
gelangenden Bedürfniſſe — Bedürfniſſe, von denen ich nicht weiß, 
oder an die ich im gegebenen Moment nicht denke, kommen ſelbſt⸗ 
verſtändlich überhaupt nicht in Betracht — eine Unluſt verbunden 
ſei. Dies ergibt ſich ſchon daraus, daß, wie früher hervorgehoben 
wurde, das wirtſchaftliche Streben ebenſo wie das menſchliche Streben 
überhaupt keineswegs nur auf Beſchaffung von Luſtgefühlen oder 
Beſeitigung von Unluſtgefühlen geht, ſondern ſich auf primäre Werte 
und Übel überhaupt bezieht. Wollte man alſo die Anſicht aufrecht⸗ 
erhalten, jedes Bedürfnis ſei mit einer Unluſt verbunden, müßte man 
richtig ſagen, in jedem Bedürfniſſe ſei ein Unwert, ein Übel gegeben. 
Das iſt nun aber ſicher nicht der Fall. Der bloße Mangel an Wert 
Niſt an ſich kein Übel. Der Mangel eines äſthetiſchen Genuſſes iſt 
kein Übel, obſchon dieſer Genuß ein Gut iſt; auch der Mangel an 
Erkenntnis iſt kein Übel, wenn es ſich nicht um einen poſitiven Irr⸗ 
tum handelt. Es iſt alſo jedenfalls nicht richtig, zu behaupten, jedes 
Bedürfnis ſei mit dem Gefühle eines Übels oder gar mit einem 
Unluſtgefühl verbunden. Die tatſächliche Geſtaltung iſt vielmehr die 
folgende. Es kann mit einem Bedürfniſſe eine Unluſt gegeben ſein, 
und zwar entweder ſo, daß eine ſinnliche Empfindung gegeben iſt, 
die mit einer Unluſt unmittelbar verbunden iſt, oder daß die Vor⸗ 
ſtellung eines künftig eintretenden Unluſtgefühles gegeben iſt, die 
dann auch noch mit einem gegenwärtigen Unluſtgefühl verbunden 
ſein kann. Es kann ferner beim Bedürfniſſe überhaupt ein beſtimmter 
gegenwärtiger Zuſtand als ein Übel — nicht bloß als Unluſt — 
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empfunden ſein. So kann mit dem Bedürfnis nach Nahrung die 
gegenwärtige ſinnliche Unluſt des Hungers oder die mit einem Unluſt⸗ 
gefühl — Angſt, Sorge — verbundene Vorſtellung künftigen Hungers 
gegeben ſein. Oder es kann der Mangel an Erkenntnis als Übel 
empfunden ſein. Allein das ſind eben nur beſondere Fälle. In 
ebenſo vielen oder noch häufigeren Fällen iſt mit dem Bedürfniſſe 
weder eine gegenwärtige oder künftige Unluſt noch die Empfindung 
eines ſonſtigen Übels verbunden. So kann fogar das Bedürfnis 
nach Nahrungsmitteln frei von jedem Unluſtgefühle ſein, wenn man 
nämlich keinen Hunger empfindet und auch kein Anlaß zur Sorge 
vorhanden iſt, künftig hungern zu müſſen, ſo daß man die Befriedigung 
des Nahrungsbedürfniſſes in dem beſonderen Falle nur als Luſt 
wertet. Um fo mehr dann, wenn es ſich um Bedürfniſſe nicht ſinn⸗ 
lichen Charakters handelt. Es wird wohl der ſeltenſte Fall ſein, 
daß man, wenn man eine Karte ins Theater löſt oder ein Buch kauft, 
vorher den Zuſtand der mangelnden äſthetiſchen Befriedigung oder 
der mangelnden Erkenntnis als gegenwärtiges oder künftiges Übel 
empfindet. Man wünſcht vielmehr in dieſen Fällen die betreffenden 
Werte, ohne die Nichtrealiſierung als Übel zu empfinden. So kann 
denn das Verhältnis bei dem Anſtreben von Bedürfnisbefriedigungen 
das folgende ſein. Es wird eine Unluſt — Arbeitsunluſt — über⸗ 
nommen, um ein als Übel empfundenes Bedürfnis — Hunger — zu 
beſeitigen, aber auch um ſich eine Luſt oder einen ſonſtigen poſitiven 
Wert zu beſchaffen — Arbeit, um ſich ein Buch zu kaufen. Es kann 
ferner der Fall ſein, daß man zwiſchen der Befriedigung von zwei 
oder mehreren Bedürfniſſen zu wählen hat. In dieſem Falle können 
wieder entweder beide Bedürfniſſe als Übel empfunden werden 
— jemand hat Hunger und Durſt und nur die Mittel, eines dieſer 
Bedürfniſſe zu befriedigen —, oder es wird keines der Bedürfniſſe 
als Übel empfunden, ſondern es handelt ſich um zwei Werte, von 
denen man einen wählen ſoll — wenn man ſich entſchließen ſoll, für 
einen Geldbetrag entweder ins Theater zu gehen oder ein Buch zu 
kaufen —, oder es wird zwiſchen zwei Bedürfniſſen gewählt, von denen 
das eine als Übel empfunden wird, das andere nicht, wenn man 
Hunger hat, dabei aber um den Geldbetrag ins Theater gehen 
möchte 1. 

Der weſentliche Unterſchied aller dieſer Fälle iſt nun ſicher nicht 
der, ob ein Bedürfnis als Übel empfunden wird oder nicht, ſondern 


1 Bol. Ammon, a. a. O. ©. 382 u. 384. 
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es ift der, ob ein Übel übernommen werden fol, um ein Bedürfnis 
zu befriedigen, oder ob es ſich nur darum handelt, zwiſchen der Be⸗ 
friedigung von Bedürfniſſen zu wählen, mögen ſie nun mit dem 
Bewußtſein eines Übels verbunden ſein oder nicht. Im erſten Falle 
nämlich, wenn es ſich um die Übernahme eines Übels (Arbeitsunluſt) 
handelt, muß zwiſchen der Befriedigung des Bedürfniſſes und der 
Übernahme des Übels oder, genauer geſagt, zwiſchen einem Zuſtande, 
bei dem das Übel übernommen und der Wert realiſiert wird, und 
einem Zuſtande, bei dem das Übel nicht übernommen, aber auch der 
Wert nicht realiſiert wird, zugunſten des erſteren Zuſtandes ein poſi⸗ 
tiver motivierender Unterſchied beſtehen, um ſich für die Verwirk⸗ 
lichung dieſes Zuſtandes zu entſcheiden. Hingegen braucht dort, wo 
es ſich nur um die Wahl zwiſchen zu befriedigenden Bedürfniſſen 
handelt, zwiſchen jenem Bedürfniſſe, deſſen Befriedigung gewählt wird, 
und jenem Bedürfniſſe, auf deſſen Befriedigung man verzichtet, ein 
Rangunterſchied überhaupt nicht zu beſtehen, um die Befriedigung 
des erſteren Bedürfniſſes zu wählen. 

Das letztere, nämlich Wahl zwiſchen alternativ zu befriedigenden 
Bedürfniſſen und damit Entfall der Notwendigkeit eines motivierenden 
Vorteils, iſt der Fall bei der Hingabe einer Geldſumme für ein Gut 
erſter Ordnung. Das hat Liefmann vollkommen überſehen. Liefmann 
nimmt an, daß ſich die Wahl zwiſchen Bedürfniſſen, deren alternative 
Befriedigung eine Geldſumme ermöglicht, immer auf Grund eines 
Überwiegens des einen Bedürfniſſes vor dem anderen vollziehen müſſe. 
Das iſt unrichtig. Selbſtverſtändlich wird man, wenn das eine an 
den Geldbetrag geknüpfte Bedürfnis im Range höher ſteht als das 
andere, das im Range höherſtehende wählen. Allein, auch wenn 
beide Bedürfniſſe, von denen durch Hingabe der Geldſumme eines 
befriedigt werden kann, im Range vollkommen gleich ſtehen, ein Unter⸗ 
ſchied alſo überhaupt nicht empfunden wird, wird die Befriedigung 
eines von ihnen gewählt. Das gilt in gleicher Weiſe, ob nun mit 
dem Bedürfniſſe das Gefühl eines Übels verbunden iſt oder nicht. 
Wenn jemand Hunger und Durſt in gleicher Weiſe als Unluſt 
empfindet und ſein Geldbetrag nur zur Anſchaffung eines Gutes, zur 
Befriedigung eines dieſer Bedürfniſſe ausreicht, wird er ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Befriedigung eines dieſer Bedürfniſſe wählen und nicht 
etwa wegen Aquivalenz beide unbefriedigt laſſen. Und ebenſo, 
wenn mit dem Bedürfniſſe das Gefühl eines Übels nicht verbunden 
iſt. Wenn der Betrag von 5 K entweder zur Anſchaffung eines 
Buches oder für einen Theaterbeſuch verwendet werden kann und 
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beide Bedürfniſſe im Range gleich ftehen, wird wieder die Befriedigung 
eines von ihnen gewählt werden und der Geldbetrag für das be⸗ 
treffende Gut hingegeben werden. Dabei iſt der Fall einer Wahl 
zwiſchen Bedürfniſſen gleichen Ranges nicht etwa ein rein konſtruierter 
Ausnahmsfall, ſondern ein Fall, der ohne weiteres jederzeit vor⸗ 
kommen kann. Es kann ſich jederzeit ergeben, daß ein Geldbetrag, 
der einer Wirtſchaft als letzter übrigbleibt, alternativ zur Befriedigung 
von Bedürfniſſen ganz gleichen Ranges verwendet werden kann. Ob 
es ſich um eine reiche oder eine arme Wirtſchaft handelt, macht da⸗ 
bei gar keinen Unterſchied. Der Fall, daß die zuletzt zu befriedigenden 
Bedürfniſſe, zwiſchen deren Befriedigung die Wahl ſteht, den gleichen 
Rang aufweiſen, kann ſich ebenſogut bei der reichen wie bei der 
armen Wirtſchaft ergeben, nur handelt es ſich bei jeder dieſer Wirt⸗ 
ſchaften um verſchiedene Güterpaare. 

Nun läßt ſich leicht zeigen, warum Liefmann gegen alle Er⸗ 
fahrung des Überwiegens des zur Befriedigung gewählten Bedürfniſſes 
über das durch Hingabe des Geldpreiſes von der Befriedigung aus⸗ 
geſchloſſene Bedürfnis für alle Fälle behaupten muß. Er mußte 
dies im Hinblick auf ſeinen Konſumgrenzertrag, nämlich um ihn als 
poſitive Größe aufrechthalten zu können. Die Koſten eines Gutes 
zu eigenem Gebrauch beſtehen in der geldwirtſchaftlich organiſierten 
Volkswirtſchaft in jenem Geldbetrage, der zur Anſchaffung des Gutes 
aufgewendet werden muß. Dieſem Geldbetrag kommt, wie Liefmann 
ſelbſt betont, keine ſelbſtändige Bedeutung, kein innerer Wert, ſondern 
als Koſten nur die Bedeutung jenes — höchſtwertigen — Gutes zu, 
auf deſſen Erwerbung durch Hingabe der Geldſumme für das erſtere 
Gut verzichtet wird. Nun braucht, wie wir ſahen, die Bedeutung 
jenes Gutes, das um eine beſtimmte Geldſumme erworben wird, die 
Bedeutung jenes Gutes nicht zu überſchreiten, auf deſſen Erwerbung 
durch Hingabe des Geldes für das erſtere Gut man verzichtet. Iſt 
nun der Wert jenes Gutes, das um eine Geldſumme erworben wird, 
der Rohertrag, und der Wert jenes Gutes, auf deſſen Erwerb ver- 
zichtet wird, die Koſten der wirtſchaftlichen Handlung, ſo ergibt ſich, 
daß bei Gütern erſter Ordnung, die für den Konſum angeſchafft 
werden, der Unterſchied zwiſchen Erfolg und Koſten verſchwinden, 
daß der Grenzkonſumreinertrag im Sinne Liefmanns einer Wirtſchaft 
der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft auch Null ſein 
kann. Er iſt dann Null, wenn die Bedeutung jenes Gutes, das 
um eine beſtimmte Geldſumme erworben wird, gerade gleich iſt der 
Bebeutung jenes Gutes, auf deſſen Erwerbung durch Hingabe der 
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Geldſumme verzichtet wird, ein Fall, der, wie wir ſahen, ohne weiteres 
vorkommen kann. 

Auf dieſe Möglichkeit, daß der Grenzkonſumertrag Null wird, 
hat Kellenberger in einem Aufſatze „Gibt es ein Geſetz des Aus⸗ 
gleiches der Grenzerträge?“ (Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 42. Band) 
hingewieſen. Allein Kellenberger übertreibt wieder, wenn er annimmt, 
der Grenzkonſumertrag hätte überhaupt das Beſtreben, Null zu werden !. 
Das Wort Beſtreben kann dabei natürlich nur die Bedeutung von 
Tendenz haben. Denn dem Grenzertrag kommt ein Beſtreben nicht 
zu, ſondern nur den Wirtſchaftsſubjekten; dieſe aber haben das Be⸗ 
ſtreben, den Grenzertrag Null werden zu laſſen, keineswegs. Es 
könnte ſich alſo nur um eine nicht unmittelbar durch das Beſtreben 
der Wirtſchaftsſubjekte zu erklärende Tendenz des Grenzertrages 
handeln, Null zu werden. Aber auch dieſe Tendenz beſteht nicht. 
Wenn Kellenberger insbeſondere meint, daß jene Leute, die gerade 
ihre Einkäufe erledigt haben und jene Beträge, die ſie zur Be⸗ 
friedigung ihres Sparbedürfniſſes' beſtimmten, zur Bank getragen 
haben, in dieſem Augenblick, ſoweit ſie keine wirtſchaftlichen Fehler 
begangen haben, ihre Bedürfnisregungen zu einer Ebene nivelliert 
haben, ſo irrt er. Es kann ſein, daß bei dieſen Leuten mehrere 
Grenzbedürfniſſe den gleichen Rang einnehmen. Aber vom Ver⸗ 
hältniſſe aller befriedigten Grenzbedürfniſſe trifft dies ſicher nicht zu. 
übrigens kommt es für den Grenzertrag im Sinne Kellenbergers 
auf dieſes Verhältnis der befriedigten Bedürfniſſe zunächſt nicht an. 
Denn für den Ertrag entſcheidet nur der Unterſchied zwiſchen dem 
befriedigten Grenzbedürfniſſe und dem nicht mehr befriedigten Be⸗ 
dürfniſſe als Koſten des befriedigten Bedürfniſſes. Dieſer Ertrag 
kann nun, wie eben erwähnt wurde und Kellenberger richtig feſtſtellt, 
Null ſein. Er braucht aber nicht Null zu ſein und iſt ſicher nicht 
bei allen von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen Güterarten Null, 
noch auch hat das Wirtſchaftsſubjekt ein Intereſſe, ihn bei einer 
oder gar bei allen Güterarten Null werden zu laſſen. Ob nämlich 
dieſer Grenzertrag bei einer Güterart Null oder poſitiv iſt, iſt reiner 
Zufall. Es hängt dies von dem Verhältniſſe des Ranges des letzten 
befriedigten Bedürfniſſes der einen Güterart zu dem nicht mehr be⸗ 
friedigten Bedürfnis bei derſelben oder einer anderen Güterart ab, 


1 Hinſichtlich einer analogen Behauptung Eß lens vgl. unten (im nächſten Heft). 
2 Auch ein ſehr anfechtbarer Ausdruck, denn für die Befriedigung fonftiger 
Bedürfniſſe muß man in der Regel zahlen, für die Befriedigung des Spar⸗ 


bedürfniſſes erhält man ſogar im Zins ein Entgelt. 
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das mit derſelben Geldſumme ſonſt befriedigt werden könnte. Wenn 
jemand mit ſeinem Gelde gerade ſo weit reicht, daß er bei einer 
Güterart ein Bedürfnis beſtimmten Ranges befriedigt, nach welchem 
bei derſelben oder bei einer anderen Güterart ein mit derſelben Geld⸗ 
ſumme zu befriedigendes Bedürfnis geringeren Ranges unbefriedigt 
bleibt, ſo iſt ſein Grenzertrag bei der erſteren Güterart im Sinne 
Kellenbergers und Liefmanns eine poſitive Größe; iſt hingegen die 
Sachlage die, daß er zwiſchen zwei Bedürfniſſen gleichen Ranges 
wählt, iſt ſein Grenzertrag Null. Ob nun das eine oder das andere 
zutrifft, iſt, wie erwähnt, dem Wirtſchafter ganz gleichgültig. Höchſtens 
daß es ihn etwas mehr Überlegung koſtet, zwiſchen Bedürfniſſen 
gleichen Ranges zu wählen als zwiſchen Bedürfniſſen verſchiedenen 
Ranges. Wenn der Wirtſchafter in dem oben angeführten Beifpiel 
5 K übrig hat, und er kann zwiſchen Theaterbeſuch und Bücherkauf 
mit gleichem Rang wählen, ſo wird er eines dieſer Güter wählen 
und hat dann keinen — unechten — Ertrag im Sinne Liefmanns 
und Kellenbergers. Gibt es um 5 K zwar ein Buch, aber keinen 
Theaterbeſuch, ſondern ſtatt dieſes nur einen Gaſthausbeſuch ge⸗ 
ringeren Ranges zu kaufen, ſo wählt der Wirtſchafter den Bücher⸗ 
kauf als Wert höheren Ranges und erzielt beim Bücherkauf einen 
Konſumgrenzertrag. Dabei iſt jedoch hervorzuheben, daß der — un⸗ 
echte — Konſumgrenzertrag, auch wenn er bei einer Güterart Null 
iſt, jedenfalls nicht bei allen, von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen 
Güterarten Null iſt. Wenn jemand um die letzten 5 K ein Buch 
ſtatt eines gleichwertigen Theaterbeſuches kauft, hat er bei der Güter⸗ 
art Buch keinen Konſumgrenzertrag, damit iſt aber nicht geſagt, daß 
ſein Grenzertrag bei den Güterarten Fleiſch, Brot, Salz, Kleidung 
uſw. gleichfalls Null iſt. Der Grenzkonſumertrag bei dieſen anderen 
Güterarten beſteht, auch wenn er bei der Grenzgüterart Buch Null 
iſt, und zwar beſteht er, weil der Grenznutzen dieſer anderen Güter⸗ 
arten höher iſt als der der Grenzgüterart Buch, ohne daß dieſer 
Unterſchied durch ein entſprechendes Preisverhältnis aufgewogen 
würde. Die Preiſe dieſer anderen Güterarten find eben unter der 
Höchſtgebotsgrenze!. Der ſogenannte Grenzkonſumertrag kann alſo 
bei einer oder mehreren Güterarten, den Grenzgüterarten, zwar Null 
ſein, er braucht aber bei keiner Güterart Null zu ſein und iſt 
wohl nie bei allen von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen Güter⸗ 
arten Null. Wenn Liefmann demgegenüber die Notwendigkeit eines 


1 Vgl. meinen Aufſatz „Fragen des Preiſes“ in dieſen Jahrbüchern, 
43. Jahrgang, S. 1410. 
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Überwiegens des letzten, bei einer Güterart zur Befriedigung ge⸗ 
wählten Bedürfniſſes vor dem durch Hingabe des Kaufpreiſes von 
der Befriedigung ausgeſchloſſenen Bedürfniſſe bei allen von einem 
Wirtſchaftsſubjekte erworbenen Güterarten behauptet, die Möglichkeit 
alſo, daß der Konſumgrenzertrag in ſeinem Sinne Null werden könne, 
leugnet, verwechſelt er echte und unechte Koſten. Auf dieſen Unter⸗ 
ſchied, den wir der Sache nach bereits oben berührt haben, wollen 
wir im folgenden näher eingehen. 


Der Unterſchied zwiſchen echten und unechten Koſten ergibt ſich 
bei einer Unterſuchung des Satzes vom wirtſchaftlichen Vorteil. 
Jede wirtſchaftliche Handlung muß einen Vorteil in Ausſicht ſtellen. 
Nur iſt genau zu unterſcheiden, mit Beziehung worauf eine wirt⸗ 
ſchaftliche Handlung einen Vorteil verſprechen muß. Der Vorteil 
muß bei der wirtſchaftlichen Handlung demgegenüber in Ausſicht 
ſtehen, was man erſparen würde, wenn man die wirtſchaftliche 
Handlung überhaupt nicht vornehmen würde. Hingegen braucht ein 
Vorteil demgegenüber nicht gegeben zu ſein, was man erzielen würde, 
wenn man an Stelle der wirtſchaftlichen Handlung eine andere vor⸗ 
nehmen würde. Das, was man erſparen würde, wenn man die be⸗ 
treffende wirtſchaftliche Handlung überhaupt nicht, alſo auch keine 
andere wirtſchaftliche Handlung an ihrer Stelle vornehmen würde, 
kann man als echte Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung bezeichnen. 
Hingegen wählen wir für das, auf deſſen Erzielung durch eine andere 
wirtſchaftliche Handlung man bei Vornahme einer beſtimmten wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung verzichtet, den Ausdruck unechte Koſten. Legt 
man dieſe Ausdrücke zugrunde, ſo lautet der Satz vom wirtſchaft⸗ 
lichen Vorteil, daß bei einer wirtſchaftlichen Handlung ein moti- 
vierender Vorzug des erwarteten Rohertrages gegenüber den echten 
Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung gegeben ſein muß, während 
gegenüber den unechten Koſten der wirtſchaftlichen Handlung, das iſt 
zwiſchen den einander ausſchließenden Reinerträgen dieſer und einer 
anderen wirtſchaftlichen Handlung kein motivierender Vorzug vor⸗ 
handen ſein muß, damit ſich das Wirtſchaftsſubjekt zur Vornahme 
der einen wirtſchaftlichen Handlung entſchließe. 

Unterſuchen wir nun, welche Koſten als echte Koſten anzuſehen 
ſind. Echte Koſten ſind zunächſt das mit einer Arbeitsleiſtung ver⸗ 
bundene Arbeitsleid als Unluſt, als Übel, das man zu vermeiden 
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ſtrebt. Dieſes Übel erſpart man, wenn man die Arbeitsleiſtung 
nicht unternimmt. So iſt das Arbeitsleid echte Koſten des Arbeits⸗ 
erfolges. Man ſtrebt einen Arbeitserfolg nur an, wenn er vor⸗ 
züglicher erſcheint als die Vermeidung der Arbeitsunluſt. Aber nur 
die Arbeitsunluſt iſt echte Koſten, nicht die Arbeit ſelbſt. Die Arbeit 
iſt echte Koſten, ſoweit ſie eben mit Unluſt verbunden iſt. Soweit 
hingegen die Arbeit als Mittel anzuſehen iſt, ſich auch anderweitige 
Erfolge zu verſchaffen, iſt ſie unechte Koſten. Zwiſchen dem gewählten 
Reinerfolge und dem ausgeſchloſſenen Reinerfolge der Arbeit braucht 
ein motivierender Unterſchied nicht zu beſtehen. Echte Koſten ſind 
ferner jene Güter erſter Ordnung, die man als ſolche zum unmittel⸗ 
baren Genuß verwenden kann, falls es ſich darum handelt, ſie als 
Produktionsmittel, als Güter höherer Ordnung zu verwenden. Auch 
in dieſem Falle muß die Verwendung der Güter zur Produktion 
oder zum Erwerbe gegenüber der zum unmittelbaren Genuß vor⸗ 
züglicher erſcheinen, damit man ſich zur Produktion oder überhaupt 
zu der Erwerbshandlung entſchließe. Denn ſonſt wäre zu der be⸗ 
treffenden wirtſchaftlichen Erwerbshandlung wieder kein Motiv ge⸗ 
geben. Dasſelbe gilt nun aber weiter auch, wenn ein Produktions⸗ 
umweg eingeſchlagen werden ſoll, alſo ein Vorgang, bei dem ſich vor 
den endgültigen Erfolg weitere wirtſchaftliche Handlungen einſchieben. 
Jede ſolche eingeſchobene wirtſchaftliche Handlung muß durch einen 
zuwachſenden Vorteil beſonders motiviert ſein. Mit dem Aufſchub, 
alſo einem längeren Warten auf den Erfolg hat das an ſich nichts 
zu tun. Auch wenn der Erfolg bei dem Umweg zu genau derſelben 
Zeit erzielt wird wie ohne Umweg, muß der Umweg durch einen 
befonderen zuwachſenden Vorteil motiviert ſein. Im übrigen gelten 
Produktionsmittel als ſolche als unechte Koſten. Es muß ſich mit 
ihnen bei einer beſtimmten Verwendung wenigſtens der gleiche, aber \ 
auch kein größerer Erfolg erzielen laſſen wie bei Verwendung in 
einer anderen Produktion. 

Vergegenwärtigen wir uns dies an Beiſpielen, und zwar nehmen 
wir Beiſpiele aus einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Das Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt könne mit einem Arbeitsaufwand von 10 Stunden einen 
Kahn zum Fiſchfang oder einen Bogen für die Jagd anfertigen. In 
dieſem Falle muß der Erfolg des Fiſchfanges und der Erfolg der 
Jagd, jeder für ſich, wertvoller erſcheinen als die aufzuwendende 
Arbeitsmühe von 10 Stunden, damit der Wirtſchafter erwägt, ob 
er in 10 Stunden einen Kahn bauen oder einen Bogen anfertigen 
ſoll. Die Arbeitsunluſt iſt echte Koſten jedes dieſer Erfolge. Gegen⸗ 
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über ihrer Erſparung muß der Roherfolg — Ertrag der Jagd oder 
des Fiſchfanges — einen motivierenden Vorzug aufweiſen. Bloßes 
Aufwiegen genügt nicht. Hingegen braucht zwiſchen dem Erfolg der 
Jagd und dem des Fiſchfanges bei gleichen echten Koſten beider kein 
motivierender Vorzug zu beſtehen, um ſich zur Vornahme der wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung, die zu dem einen Erfolge führt, an Stelle der 
wirtſchaftlichen Handlung, die zu dem anderen Erfolge führt, alſo 
zur Anfertigung des Kahnes an Stelle des Bogens oder umgekehrt, 
zu entſchließen. Im Hinblick auf die einander ausſchließenden Rein⸗ 
erträge — Vorzug des Jagdergebniſſes bzw. Fiſchfanges vor der 
Arbeitsunluſt — bildet die Arbeit unechte Koſten. Als Beiſpiel für 
den Fall der Verwendung von Gütern erſter Ordnung als Koſten 
wäre die Verwendung von Getreide zur Ausſaat ſtatt zum unmittel⸗ 
baren Genuß anzuführen. Damit Getreide zur Ausſaat verwendet 
werde, muß der Erfolg — die Ernte — gegenüber der unmittel⸗ 
baren Verwendung des Saatgutes zum Genuß mehr der Erſparung 
der Arbeitsmühe der Ausſaat uſw. vorzüglicher erſcheinen. Ein 
Beiſpiel für den Produktionsumweg, der durch einen Vorteil moti⸗ 
viert ſein muß, wäre die Anfertigung eines Netzes. Die Anfertigung 
des Netzes und ſeine Anwendung zum Fiſchfange muß einen höheren 
Ertrag verſprechen als die unmittelbare Anwendung der gleichen 
Arbeitsleiſtung zum Fiſchfange, denn ſonſt wäre kein Motiv gegeben, 
von der unmittelbaren Anwendung der Arbeit zu der einen beſonderen 
Entſchluß erfordernden Anfertigung des Netzes überzugehen. Schließ- 
lich wäre ein Beiſpiel für die Schätzung von Produktionsmitteln als 
unechte Koſten der Fall, daß ein im Walde liegender Baumſtamm 
ebenſo zu einem Kahn wie zum Hausbau verwendet werden kann. 
Zwiſchen dieſen beiden Verwendungen des Baumſtammes wird ge⸗ 

wählt, auch wenn die eine vor der anderen keinen Vorzug aufweiſt. 
N Das waren Beiſpiele aus der geſchloſſenen Wirtſchaft. Für 
die Wirtſchaft der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation beſtehen nun 
aber, wie erwähnt wurde, Koſten vornehmlich in einer Geldſumme, 
und es entſteht die Frage, in welchem Sinne eine Geldſumme für 
die Wirtſchaft der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation Koſten be⸗ 
deutet. Darauf ergibt ſich folgende Antwort. In der verkehrs⸗ 
wirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft müſſen wir zwei Funktionen 
des Geldes unterſcheiden. Einmal verwendet man Geld zur An⸗ 
ſchaffung von Gütern für den eigenen Gebrauch. Dann aber ver⸗ 
wendet man Geld im Erwerbe, indem man um Geld Güter kauft, 
um ſie zu verkaufen. Soweit man nun Geld im Erwerbe anlegt, 
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muß die Erwerbshandlung mehr Geld in Ausſicht ſtellen, als man 
ohne die Erwerbshandlung hätte. Denn ſonſt hätte man kein Inter⸗ 
eſſe, die Erwerbshandlung vorzunehmen. Geld wird fo im Erwerb 
als echte Koſten geſchätzt. Daneben gibt es natürlich im Erwerbe 
ebenſo eine Schätzung des Geldes als unechte Koſten, die ja mit der 
als echte Koſten ſtets Hand in Hand geht — man berüdjichtigt, was 
man mit der Geldſumme ſonſt etwa verdienen könnte — allein dte 
Schätzung als echte Koſten iſt doch nur das Primäre, der Geld⸗ 
unterſchied bildet das Motiv der Erwerbshandlung. Anders hingegen 
bei Verwendung von Geld zur Anſchaffung von Gütern erſter Ordnung. 
Hier gilt bei Geld nur die Schätzung als unechte Koſten. Man 
weiß von vornherein, daß man bei der Hingabe von Geld für Güter 
erſter Ordnung ſtets mehr erhält, als das Geld wert iſt, weil eben 
das Geld überhaupt keinen primären Wert beſitzt. Geld als echte 
Koſten bei Erwerbung von Gütern erſter Ordnung betrachtet iſt Null, 
jeder primäre Wert iſt dem bloßen Beſitze des Geldes an ſich vor⸗ 
zuziehen. So ſchätzt man Geld bei Hingabe für Güter erſter Ordnung 
für den eigenen Gebrauch nur als unechte Koſten, man erwägt, was 
man mit dem Gelde ſonſt erwerben könnte, und entſchließt ſich zum 
Kaufe eines Gutes erſter Ordnung, wenn man die Überzeugung hat, 
damit auf den Erwerb keines wertvolleren Gutes zu verzichten. 
Beim Verzicht auf den Erwerb eines gleich wertvollen Gutes kann 
und wird man ſich noch zum Kaufe eines der Güter entſchließen. 
Zwiſchen dem erzielten und dem ausgeſchloſſenen Erfolge braucht bei 
Hingabe von Geld zur Anſchaffung eines Genußgutes ein motivierender 
Unterſchied nicht zu beſtehen. 

Der Unterſchied zwiſchen echten Koſten und unechten Koſten iſt 
ein ſehr wichtiger. Wenn wir Sätze nebeneinander finden, einmal 
daß bei wirtſchaftlichen Handlungen der Erfolg wenigſtens die Koſten 
— aber auch nicht mehr — hereinbringen müſſe, das andere Mal 
wieder, daß jede wirtſchaftliche Handlung gegenüber den Koſten einen 
Vorteil verſprechen müſſe, und wenn wir ſehen, wie man die kühnſten 
Konſtruktion verſucht, um dieſe beiden Sätze miteinander zu 
vereinen, um das Beſtehen und die Notwendigkeit eines Gewinnes 
gegenüber dem Satze, daß der Erfolg den Koſten ſich gleichzuſtellen 
beſtrebt ſei, zu erklären, ſo iſt dies zum größten Teil darauf 
zurückzuführen, daß man den im Worte „Koſten“ ſteckenden Doppel⸗ 
ſinn nicht erfaßte. Dieſer Doppelſinn läßt ſich nur dadurch 
ausſchließen, daß man in jedem Falle, wo ein Zweifel möglich iſt, 
durch Beiſätze, wie die von uns vorgeſchlagenen „echt“ und „unecht“ 
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genau bezeichnet, in welchem Sinne man „Koſten“ meint. Gegen⸗ 
über den echten Koſten muß die wirtſchaftliche Handlung einen Vor⸗ 
teil verſprechen, gegenüber den unechten Koſten nicht. Wollte man 
die Verwendung des Zuſatzes echt und unecht vermeiden und dafür 
einheitliche Ausdrücke wählen, könnte man für echte Koſten vielleicht 
das Wort „Auslagen“ gebrauchen und das Wort Koſten für unechte 
Koſten vorbehalten. Allein dem ſteht der gewöhnliche Sprachgebrauch 
entgegen. Zwar denkt man nicht an entgangenen Gewinn, wenn 
man von Auslagen ſpricht, und ſo könnte dieſer Ausdruck für echte 
Koſten dem Sprachgebrauch gemäß angewendet werden. Anderſeits 
aber verwendet der Sprachgebrauch das Wort Koſten doch wieder 
zumeiſt im Sinne von echten Koſten, weshalb wir denn auch die 
andere Art von Koſten als unechte Koſten, alſo etwas, was nicht im 
eigentlichen Sinne Koſten iſt, bezeichneten. Über den gewöhnlichen 
Sprachgebrauch aber kann die Volkswirtſchaftslehre nicht einfach hin⸗ 
weggehen. Die Volkswirtſchaftslehre iſt nicht in der Lage, ihre 
Termini etwa wie die Naturwiſſenſchaft ganz unabhängig vom ge⸗ 
wöhnlichen Sprachgebrauch zu bilden. Wenn die Biologie von „Ei“ 
ſpricht, weiß ſie genau, was ſie darunter verſteht und läßt ſich von 
der volkstümlichen Vorſtellung eines Hühnereies gar nicht beeinfluſſen. 
Die Volkswirtſchaftslehre muß dem gegenüber den gegebenen Sprach— 
gebrauch viel mehr beachten, da ſie an ihn überlieferte Erfahrungen 
des gewöhnlichen Wirtſchaftslebens unabläſſig anknüpft. Wir können 
daher den Ausdruck Koſten nicht für unechte Koſten vorbehalten, 
weil er eben im gewöhnlichen Sprachgebrauche mit dem Begriffe der 
echten Koſten zu eng verbunden iſt. Wir können nicht ſagen, ein 
Kaufmann verkaufe die Ware zu ſeinen Koſten, wenn wir ſagen 
wollen, er verkaufe ſie einem Käufer ſo teuer, mit demſelben Gewinn, 
wie er ſie jemand anderem auch verkaufen könnte, wenn wir alſo 
nur ſagen wollen, er erziele den auch ſonſt erzielbaren Gewinn. 
Wir meinen vielmehr, wenn wir ſagen, ein Kaufmann verkaufe zu 
ſeinen Koſten, er verkaufe zum Einkaufspreis. Zum Einkaufspreis 
einen Gewinn zuzuſchlagen und trotzdem von einem Verkauf „zu den 
Koſten“ zu ſprechen, würde in einem ſolchen Falle geradezu als Irre⸗ 
führung aufgefaßt werden. Wir ſehen alſo, daß hier der allgemeine 
wirtſchaftliche Sprachgebrauch das Wort Koſten ganz klar im Sinne 
von echten Koſten auffaßt. Ebenſowenig können wir, wenn eine 
Aktiengeſellſchaft einen Gewinn erzielt, der nicht die gewöhnliche 
Verzinſung des Kapitals erreicht, davon ſprechen, ſie erziele nicht 
einmal die Koſten. Damit ſoll nicht etwa geſagt ſein, daß das Wirt⸗ 
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ſchaftsleben den Ausdruck Koſten nie im Sinne von unechten Koften, 
alſo nie einſchließlich eines Gewinnes, auffaſſe. Aber überwiegend 
bleibt im Sprachgebrauch die Verwendung des Ausdruckes Koſten 
im Sinne von echten Koſten. 

In der volkswirtſchaftlichen Theorie wird 8 Ausdruck Koſten 
verſchieden, aber ſelten mit der erforderlichen Klarheit verwendet. 
Nehmen wir einige Beiſpiele. Da hätten wir zunächſt Dietzel, der 
bekanntlich auf dem Koſtenbegriff ſeine ganze Wertlehre aufbaut 
(Theoretiſche Sozialökonomik, Leipzig 1895). „Die Koſtenvorſtellung 
erwacht nur da, wo einem Nutzen A ſolche Mittel geopfert werden, 
deren Aufwand zur Folge hat, daß das Subjekt irgendeinem anderen 
Nutzen entſagen muß. Bloß ſolche Mittel, deren Aufwand dieſe 
für die künftige Bedürfnisbefriedigung des Subjektes unbequeme 
Folge hat, ſind koſtende.“ Koſten werden hier von Dietzel ausſchließlich 
im Sinne von unechten Koſten genommen. Daß dieſe Koſtenvor⸗ 
ſtellung tatſächlich die einzige ſich je ergebende wäre, wie Dietzel 
meint, iſt jedenfalls zu beſtreiten. Als Gegenbeweis genügt der Hin⸗ 
weis auf die echten Koſten des Arbeitsleides. Freilich lehnt Dietzel 
das Arbeitsleid als Koſtenmoment ab. „Was das konkrete Subjekt 
bei der Arbeit empfindet, ob es gern oder ungern arbeitet, iſt ganz 
gleichgültig. Arbeit erweckt dem Wirtſchaftsſubjekt ſtets Unluſt. 
Nur nicht deshalb, weil ſie Mühe und Plage mit ſich bringt, ſondern 
weil, indem Arbeit an ein Produkt gebunden wird, das Subjekt auf 
irgendein anderes Produkt von Arbeit verzichten und damit einen 
wirtſchaftlichen Nachteil auf ſich nehmen muß, welcher, wenn Arbeit 
frei bleibt, ihm erſpart wird.“ Das iſt ſicher nicht richtig. Nicht 
deswegen erweckt die Arbeit Unluſt, weil man durch die Erzeugung 
eines Gutes an der Erzeugung eines anderen Gutes gehindert iſt, 
ſondern ſie erweckt Unluſt an ſich, iſt unmittelbar mit Unluſt ver⸗ 
bunden. Daß dies nicht notwendig bei einer jeden Arbeitsleiſtung 
der Fall iſt, iſt unentſcheidend. Ebenſo beſchäftigt uns hier die 
Frage nicht weiter, ob und inwiefern dem Arbeitsleid in der ver⸗ 
kehrswirtſchaftlichen Organiſation preisbeſtimmende Wirkung zukommt. 
Dietzel ſelbſt zieht übrigens an einer anderen Stelle (S. 250) das 
verſchiedene Maß von Unluſt, das verſchiedene Arbeitsleiſtungen er⸗ 
fordern, zur Beſtimmung ihres verſchiedenen Wertes heran. Was 
wir hier alſo feſtſtellen wollen, iſt, daß mit einer Arbeitsleiſtung ſehr 
häufig Unluſt verbunden iſt, und daß dieſe Unluſt die echten Koſten 
der Arbeit darſtellt, die durch den Erfolg der Arbeit übertroffen 
werden müſſen. Es iſt daher nicht berechtigt, wenn Dietzel aus⸗ 
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ſchließlich von dem Begriffe der unechten Koſten ausgeht, wie an 
der Stelle: „Was der Nutzen A dem Subjekt in Wahrheit koſtet, 
iſt der Nutzen, der ihm entgeht, falls er ſich für den erſteren entſcheidet“ 
(S. 193) und an vielen anderen Stellen das ganze Buch hindurch. 
Dabei übertreibt Dietzel den Begriff der unechten Koſten 
noch in der Weiſe, daß er als Koſten auch die Möglichkeit der 
gleichen Verwendung des betreffenden Gutes zu einer anderen Zeit 
auffaßt. „Nicht nur die Bilanz 8 gegen A muß das Subjekt auf⸗ 
machen, ſondern ferner ſich darüber entſcheiden, ob und wie große 
Teilmengen dieſes Geſamtvorrates es heute oder ſpäter dem Nutzen S 
opfern ſoll.“ In dieſer Beziehung ſchließt ſich Oswalt an Dietzel 
an, wenn er ſagt (Vorleſungen über wirtſchaftliche Grundbegriffe, 
Jena 1914), wenn wir ein Gut konſumieren, das nur eine Art der Ver⸗ 
wendung zuläßt, zum Beiſpiel eine Flaſche Wein, ſo koſte uns dies 
die ſpätere gleichartige Befriedigung. Ein ſolcher Gebrauch des 
Wortes Koſten iſt überhaupt abzulehnen. Die Flaſche Wein, die 
ich ſchon habe und konſumiere, koſtet mich nach dem allein zuläſſigen 
Sprachgebrauch nichts, ſondern verſchafft mir eine poſitive Bedürfnis⸗ 
befriedigung. Dietzels und Oswalts Verſuch, den Begriff der Koſten 
auch auf dieſen Fall auszudehnen, kann nur zu Unklarheiten führen. 
Denn wenn wir in dieſem Falle unter Koſten die durch den Konſum 
zerſtörte Möglichkeit der ſpäteren gleichen Befriedigung denken, müßten 
wir dies auch in allen anderen Fällen als Koſten gelten laſſen. Auch 
wenn man ein Gut verbraucht, das mehrere Gebrauchsarten zuläßt, 
wären Koſten nicht die andere ausgeſchloſſene Verbrauchsart, ſondern 
dieſelbe durch den Verbrauch für ſpäter ausgeſchloſſene Verbrauchsart. 
Man müßte alſo auch bei den unechten Koſten zwei Unterarten, die 
Möglichkeit eines anderen Verbrauches und die Möglichkeit des⸗ 
ſelben ſpäteren Verbrauches, unterſcheiden und immer angeben, welche 
man meine. Der Gebrauch des Wortes „Koſten“ in dem Sinne, 
daß er auch die ausgeſchloſſene Möglichkeit einer ſpäteren gleichen 
Befriedigung bedeuten ſolle, erſcheint alſo jedenfalls unzuläſſig. Er 
wäre kein Hifsmittel, ſondern ein Hindernis der richtigen Erkenntnis. 
Dabei wollen wir natürlich nicht beſtreiten, daß der Wirtſchafter 
erwägen muß, ob ihm ein gegenwärtiger oder ein künftiger Genuß 
eines Gutes einen höheren Wert verſchafft. Nur die Anwendung 
des Koſtenbegriffes auf dieſen Fall möchten wir ablehnen. 
Dietzel bleibt ſich nun aber auch nicht mit ſeiner Auffaſſung der 
Koſten als Nutzentgang treu, und zwar dadurch, daß er die Koſten, 
wie man ſagen könnte, objektiviert, nämlich annimmt, daß mit ihnen 
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als gleichen Einheiten zu rechnen iſt. Er ſagt bei Beſprechung der 
Verhältniſſe eines Robinſon: „Koſtet die Hütte doppelt ſoviel Ein⸗ 
heiten Arbeit wie das Boot, ſo entgeht ihm, falls er die Hütte pro⸗ 
duziert, doppelt ſo viel Nutzen, wie falls er das Boot produziert. 
Dieſe abſtrakte Rechnung mit Einheiten des koſtenden Mittels Arbeit 
ergibt ein deutliches, genaues Bild der Differenz der Nutzeinbuße, 
welche, je nachdem die Wahl ſo oder ſo vollzogen wird, eintritt.“ 
(S. 198.) Das widerſpricht durchaus Dietzels eigener Anſicht vom 
Weſen der Koſten als Nutzeinbuße. Koſtet die Hütte doppelt ſoviel 
Arbeit wie ein Boot, fo iſt damit in keiner Weiſe geſagt, daß durch 
die Erzeugung einer Hütte doppelt ſoviel an Nutzen entgeht wie 
durch die Erzeugung eines Bootes. Denn dies würde vorausſetzen, 
daß man in den aufeinanderfolgenden Arbeitszeiten ſtets den gleichen 
Nutzen erzeugen könne, was ſicher nicht zutrifft. Die Hütte koſte 
100 Arbeitsſtunden, das Boot 50. Würde man mit den zweiten 
50 Arbeitsſtunden ein zweites Boot erzeugen, ſo wäre der Wert 
dieſes zweiten Bootes nach dem Grenznutzengeſetz jedenfalls ein viel 
geringerer als der des erſten Bootes und ſomit die — unechten — 
Koſten der Hütte jedenfalls nicht doppelt ſo hoch wie der Nutzen 
eines Bootes, ob man dabei nun das erſte Boot oder das zweite 
Boot in Betracht zieht. Sie wären eben nur gleich dem Nutzen eines 
erſten und dem geringeren Nutzen eines anderen Bootes. Eine 
Rechnung mit Einheiten iſt alſo ganz ausgeſchloſſen. Dasſelbe gilt, 
wenn man annimmt, mit den zweiten 50 Arbeitsſtunden würde etwas 
anderes erzeugt werden als ein zweites Boot. Auch dann darf man 
nicht annehmen, der Nutzen dieſer weiter erzeugten Güter ſei gleich 
dem Nutzen des erſten Bootes und ſomit die Koſten der Hütte gleich 
doppelt ſo groß wie der Nutzen des Bootes. Gleichwohl rechnet 
Dietzel nunmehr immer mit abſtrakten Koſteneinheiten. „Im Ver⸗ 
laufe feines Wirtſchaftslebens wird jedes Subjekt eine Art normaler 
Skala ſeiner Bedürfniſſe ſich bilden, ſich in die Anſchauung ein⸗ 
gewöhnen, daß der Nutzen A höchſten Falles 10, der Nutzen B 9, 
der Nutzen C 8 Koſteneinheiten lohnt“ (S. 200), ferner: „Koſtet 
— wie angenommen — ein Biber doppelt ſoviel Arbeit als ein Hirſch, 
fo koſtet er im Falle der Selbſtproduktion auch doppelt ſoviel Nutz⸗ 
einbuße als ein Hirſch.“ (S. 209.) Daß dies nicht richtig iſt, haben 
wir eben geſehen. Dieſe Annahme überträgt Dietzel auch auf das 
Geld als Koſten. Allein ſie iſt hier ebenſowenig anwendbar wie 
bei Arbeit. Es wäre ganz unrichtig, anzunehmen, durch Hingabe 
von 20 K für ein Gut entgehe einem doppelt ſoviel an Nutzen 
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wie durch Hingabe von 10 K für ein anderes Gut. Koſtet ein Hut 
20 K, ein Stock 10 K, ſo koſtet unter Feſthaltung des Begriffes der 
unechten Koſten als Nutzeinbuße der Hut nicht zweimal ſoviel wie 
ein Stock, ſondern er koſtet etwa Stock und Krawatte, die für die 
zweiten 10 K neben dem Stock angeſchafft würde. Dietzel hält eben 
den Begriff der unechten Koſten nicht folgerichtig feſt und gelangt 
ſo doch zu einer wenn auch höchſt unklaren Auffaſſung der Koſten 
als etwas Selbſtändigem, als echte Koſten. Auf dieſer in ſich ſelbſt 
widerſprechenden Grundlage baut Dietzel ſodann ſeine Werttheorie 
auf. „Das Maß des Wertes iſt für alle Güter das gleiche. Alle 
Güter haben Wert entſprechend dem Maße der Nutzeinbuße oder der 
Koſten, die ihr Verluſt dem Subjekt verurſachen würde.“ Daß dieſe 
Erklärung als eine ſolche nicht bezeichnet werden kann, da für einen 
Wert nur ein anderer geſetzt wird und ein Abſchluß eben nur durch 
die der eigenen Annahme widerſprechende Objektivierung der Koſten 
künſtlich herbeigeführt wird, iſt klar. Für uns aber iſt dieſe Feſt⸗ 
ſtellung an dieſer Stelle deshalb von Bedeutung, weil fie die Not- 
wendigkeit einer deutlichen Verwendung des Begriffes der Koſten klar 
vor Augen führt. 

Wieſer verwendet den Begriff der Koſten allgemein im Sinne 
von unechten Koſten. Er ſagt zwar: „Die Wirtſchaftstheorie hat 
den Sinn der allgemein geläufigen Namen zu erklären. Wenn es 
der Wirtſchaftstheorie gelingt, den Sinn der dem Markte und dem 
Rechte vertrauten Namen richtig abzugrenzen .., jo hat fie ihre 
terminologiſche Arbeit in ihrem wichtigſten Teil erfüllt ...“ 
(Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 136.) Trotz dieſer 
unſeres Erachtens wohl zu weit gehenden Bedeutung, die den all⸗ 
gemein geläufigen Namen für die wiſſenſchaftliche Volkswirtſchafts⸗ 
lehre hier beigelegt wird, verwendet Wieſer doch den Begriff der 
Koſten gerade in einem Sinne, der dem allgemein geläufigen Sprach⸗ 
gebrauch ſicher nicht entſpricht, nämlich eben in dem Sinne von un⸗ 
echten Koſten. So ſagt er (S. 198): „Dieſes Opfer iſt im Koſten⸗ 
begriffe ausgeſagt: Die Produktionskoſten ſind die Mengen von Koſten⸗ 
produktivmitteln, die für ein beſtimmtes Produkt erfordert find und 
daher anderen Produkten entzogen werden ... Der Nutzen iſt der 
Eigennutzen des gegebenen Produktes, in den Koſten aber iſt der ent⸗ 
ferntere Nutzen erfaßt, welchen die verfügbaren Koſtenproduktivmittel 
durch den Nutzen aller erzeugbaren Produkte in Ausſicht ſtellen.“ 
An einer anderen Stelle (S. 267 ff.) unterſcheidet zwar Wieſer noch 
Anſchaffungskoſten des Unternehmers und Selbſtkoſten. Allein dieſe 
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Unterſcheidung bezieht ſich auf den von Wieſer betonten Unterſchied 
von Koſtenproduktivmitteln und ſpezifiſchen Produktivmitteln, bes 
richtigt alſo die beſchränkte Auffaſſung der Koſten im Sinne von 
unechten Koſten nicht. Vielmehr ſagt Wieſer ausdrücklich, jeder 
Produzent halte ſich in ſeiner Selbſtkoſtenrechnung an das Wertkoſten⸗ 
geſetz, womit wieder an die Auffaſſung der Koſten als unechte Koſten 
angeknüpft iſt. Dazu möchten wir nur noch bemerken, daß wir den 
Ausdruck „Selbkoſten“ zur Bezeichnung deſſen, was wir echte Koſten 
nennen, nicht verwenden möchten. Beim Worte Selbſtkoſten liegt 
der Nachdruck auf dem „Selbſt“, es bezeichnet Koſten, die einer be⸗ 
ſtimmten Wirtſchaft erwachſen, im Gegenſatz zu Koſten, die im all⸗ 
gemeinen erwachſon. Im übrigen aber können Selbſtkoſten ſowohl 
im Sinne von echten als auch in dem von unechten Koſten aufgefaßt 
werden, es kann einmal nur an die Auslagen einer beſtimmten Wirt⸗ 
ſchaft, ein anderes Mal aber auch an den der Wirtſchaft entgehenden 
Gewinn gedacht ſein, wenn auch, wie im Begriff der Koſten über⸗ 
haupt, die Auffaſſung als echte Koſten überwiegt. Es deckt ſich alſo 
der Unterſchied zwiſchen Selbſtkoſten und Koſten im Sprachgebrauch 
doch nicht mit dem von echten und unechten Koſten, weshalb wir 
von der ausſchließlichen Verwendung des Ausdruckes Selbſtkoſten für 
echte Koſten abſahen, beſonders da wir dabei für unechte Koſten keinen 
beſonderen Ausdruck gewinnen. 

Bei Kraus (Die Grundlagen der Werttheorie, S. 43) finden wir 
den Satz: „Unter Koſten iſt nichts anderes zu verſtehen als ein 
Wertentgang, eine Nutzeinbuße, die ihrerſeits geknüpft iſt an die Be⸗ 
gründung eines wertvollen Sachverhalts.“ Dieſe Definition iſt zu⸗ 
nächſt jedenfalls wieder zu enge, indem ſie das Arbeitsleid nicht um⸗ 
faßt, das zur Erlangung einer Bedürfnisbefriedigung aufgewendet 
wird. Ferner iſt der Ausdruck Nutzeinbuße im Sinne von Verzicht 
auf Bedürfnisbefriedigung doppelſinnig. Entweder meint man unter 
Verzicht, daß jemand etwas aufgibt, was er ſchon hat. In dieſem 
Sinne iſt der Verzicht auf eine Bedürfnisbefriedigung echte Koſten. 
Oder man meint den Verzicht auf eine Bedürfnisbefriedigung, die 
jemand an Stelle der angeſtrebten haben könnte. Dann iſt der Ver⸗ 
zicht unechte Koſten. Nun ſagt Kraus weiter, daß der Wert des 
Produktes ein Mehrwert ſein muß gegenüber der durch die Wid⸗ 
mung für dieſe Produktion nptwendig zu entbehrenden anderweitigen 
Verwertung, alſo gegenüber den Koſten, wenn die Produktion lohnen 
ſoll, d. h. wenn nicht unrationell gewirtſchaftet werden ſoll. Hier 
finden wir die Auffafinug der Koſten ganz im Sinne von unechten 
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Koſten. Zugleich erweiſt fih uns aber der angeführte Satz als 
unzutreffend. Denn der Wert des Produktes braucht gegenüber dem 
einer anderweitigen Verwertung der Produktionsmittel — den un⸗ 
echten Koſten — kein Mehrwert zu ſein. 

Ferner macht Kraus die Unterſcheidung zwiſchen Produktions- 
und Reproduktionskoſten. Er ſagt: „Allerdings kommt dem Satze, 
daß der Wert des Produktes gleich ſei dem Werte der Koſten, eine 
Berechtigung zu, wenn man unter Koſten nicht die Produktionskoſten, 
ſondern die Reproduktionskoſten verſteht und unter Wert den in der 
Erſparnis der Reproduktionskoſten involvierten Vorteil.“ Demgegen⸗ 
über wäre zu bemerken: Die Reprodukionskoſten ſind die Koſten eines 
dem in Betracht kommenden artgleichen erſt zu erzeugenden Gutes. 
Zu dem Werte dieſes zu erzeugenden Gutes ſtehen ſeine Koſten, das 
find eben die Reproduktionskoſten, ſelbſtverſtändlich in demſelben Ver⸗ 
hältniſſe, in dem überhaupt der Wert eines zu erzeugenden Gutes 
zu den aufzuwendenden Koſten ſteht, d. h. der Wert muß höher ſein 
als die echten Koſten, braucht aber nicht höher zu ſein, wenn er auch 
wenigſtens ſo hoch ſein muß wie die unechten Koſten, damit man 
ſich zur Erzeugung des Gutes entſchließe. Was nun aber das Ver⸗ 
hältnis des Wertes eines beſtehenden Gutes zu Reproduktionskoſten, 
alſo Koſten eines artgleichen zu erzeugenden Gutes anbelangt, kann 
das Verhältnis jedes beliebige ſein. Nur daß, falls die echten 
Reproduktionskoſten nicht geringer oder die unechten Reproduktions⸗ 
koſten höher ſind als der Wert des beſtehenden Gutes, dieſes nach 
erfolgtem Verbrauch nicht weiter erzeugt werden wird. Wenn aber 
Kraus oben bemerkt, man könne den Wert eines Gutes den Re⸗ 
produktionskoſten gleichſtellen, wenn unter Wert der in der Erſparnis 
der Reproduktionskoſten involvierte Vorteil verſtanden wird, ſo iſt 
dieſer Gebrauch des Begriffes „Wert“ als eine Art von Suſtitutions⸗ 
wert lieber zu vermeiden. Es genügt vollſtändig, zu ſagen, falls die 
Reproduktionskoſten eines Gutes geringer ſind als der Wert des 
Gutes, kalkuliert man bei einem Entlaſſen des Gutes aus der Ver⸗ 
mögensmacht in gewiſſen Fällen nicht mit dem Werte, ſondern mit 
den Koſten. Wenn ein Gut A einen primären Wert m verfchafft 
und mit einem Arbeitsleid m, beſchafft werden kann, deſſen Ver⸗ 
meidung dem Werte m im Range nachſteht, wird man, wenn man 
das Gut m hingeben ſoll, in gewiſſen Fällen nicht mit dem Gebrauchs⸗ 
wert m, ſondern mit dem erſparten, bzw. aufzuwendenden Arbeits⸗ 
leid m, rechnen. Dies in der Weiſe auszudrücken, daß man ſagt, 


der Wert des Gutes A ſei gleich der Vermeidung des Arbeitsleides m, 
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führt nur zu ganz unnötigen Schwierigkeiten, indem man das eine 
Mal fagen muß, das Gut A werde nur erzeugt, wenn fein Wert 
mit dem Rang m höher ſei als der Wert des ſonſt zu erſparenden 
Arbeits leides m, anderſeits aber wieder behauptet, der Wert des 
Gutes A ſei gerade gleich dem Werte des durch ſeinen Beſitz er⸗ 
ſparten Arbeitsleides mi. 

Liefmann nun erkennt zwar eine verſchiedene Koſtenſchätzung von 
Genußgütern und Arbeitskraft einerſeits und Gütern entfernterer 
Ordnung anderſeits an. Allein die Unterſchiede, die er bei der 
Schätzung dieſer beiden Koſtengruppen finden will, beſtehen in Wirklich⸗ 
keit nicht, während ihm der wahre Unterſchied der Behandlung dieſer 
beiden Gütergruppen als Koſten verborgen bleibt. Genußgüter, die 
als Koſtengüter verwendet werden, ſollen nach Liefmann nach dem 
Nutzen geſchätzt werden, der uns dadurch entgeht, und das iſt der, 
den wir mit der letzten Einheit unſeres Vorrates erzielen würden. 
(Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre I, S. 485.) Hingegen ſoll bei 
Gütern entfernterer Ordnung jede Einheit des ganzen Vorrates nach 
dem Nutzen einer weiteren, über die vorhandene Menge noch hinaus⸗ 
gehenden Einheit geſchätzt werden. Tatſächlich beſteht zwiſchen dieſen 
angeblich verſchiedenen Arten der Schätzung von Genußgütern einer⸗ 
ſeits und Gütern entfernterer Ordnung anderſeits überhaupt kein 
Unterſchied. Der Nutzen, den wir bei Verwendung einer Einheit 
einer beſtimmten Gütermenge aufgeben, iſt, ob es ſich nun um Güter 
erſter oder entfernterer Ordnung handelt, der geringſte an eine Ein⸗ 
heit dieſer Gütermenge ſonſt geknüpfte Nutzen, und dieſer iſt wieder 
identiſch mit dem Nutzen, den wir uns bei anderweitiger Verwendung 
dieſer Einheit oder mit einer weiteren Einheit der Güterart beſchaffen 
würden. Der von Liefmann angeführte Unterſchied der Koſten⸗ 
ſchätzung iſt alſo überhaupt keiner, die verſchiedene Umſchreibung 
ſagt tatſächlich für beide Fälle das ſelbe aus. Nehmen wir ein Bei⸗ 
ſpiel, zunächſt für die Verwendung eines Gutes erſter Ordnung 
als Koſtengut. Eine Wirtſchaft habe 10 Stück Brote, die ſie un⸗ 
mittelbar genießen könnte, und möchte 1 Brot zur Branntwein⸗ 
erzeugung verwenden. In dieſem Falle wird ſie mit dem geringſten 
Nutzen rechnen, der mit einem von 10 Stück Broten zu erlangen iſt, 
dem Grenznutzen. Dieſer Nutzen iſt aber derſelbe, den ſie mit einem 
11. Stücke Brot ſich beſchaffen möchte, wenn ſie tatſächlich das 
10. Brot der Branntweinerzeugung widmet. Wir können ebenſo⸗ 
gut ſagen, bei der Branntweinerzeugung werde ein Brot von 


10 Stücken als Koſten nach dem Nutzen des 10. Stückes ohne = 
ESchmollers Jahrbuch XLVI 2. 
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rückſichtigung der Branntweinerzeugung geſchätzt, wie wir ſagen können, 
es werde nach dem Nutzen eines 11. Stückes mit Berückſichtigung 
der Branntweinerzeugung geſchätzt. Beides ſagt ganz dasſelbe aus. 
Ebendasſelbe gilt nun aber auch bei der Schätzung von Gütern 


entfernterer Ordnung als Koſten. Wenn ein Wirtſchafter 10 Ein⸗ 


heiten Getreide hat, und er überlegt, ob er eine Einheit zur Er⸗ 
zeugung von Branntwein verwenden ſoll, ſo ſchätzt er dieſe Einheit 
wieder nach dem Grenznutzen der 10 Einheiten oder nach dem Nutzen, 
den ihm bei Verwendung einer Einheit zur Branntweinerzeugung 
eine 11. Einheit der Getreidemenge bringen würde. Der Nutzen, 
den ich mit einer Einheit einer Gütermenge bei anderweitiger Ver⸗ 
wendung opfere, iſt der letzte Nutzen dieſer Gütermenge, und dieſer 
iſt eben kein anderer als der, den ich mit einer weiteren, über die 
verfügbare Menge hinausgehenden Einheit neben dem gewählten 
Nutzen erzielen möchte. 

Der von Liefmann angeführte Unterſchied der Schätzung als 
Koſten von Genußgütern und von Gütern entfernterer Ordnung iſt 
alſo ein rein fiktiver. Nun will Liefmann aber auch noch einen anderen 
Unterſchied dieſer beiden Schätzungen finden. Er ſagt, es ſei eine 
ſehr bemerkenswerte und trotz ſo unendlich vieler ähnlicher Erörte⸗ 
rungen in der bisherigen Literatur noch niemals erkannte Tatſache: 
Güter erſter Ordnung, die als Koſtengüter geopfert werden, würden 
als ſolche genau ſo geſchätzt wie der Koſtenfaktor: Arbeitsmühe, 
nämlich nach dem Geſetz der ſteigenden Koſten. Hingegen ſollen bei 
der Aufwendung von Gütern höherer Ordnung alle Einheiten gleich⸗ 
geſchätzt werden. War nun der erſte von Liefmann angeführte Unter⸗ 
ſchied der Koſtenſchätzung überhaupt keiner, ſo iſt die Behauptung 
dieſes Unterſchiedes wieder an ſich unrichtig. Der hier von Liefmann 
behauptete Unterſchied zwiſchen der Schätzung der Genußgüter und 
Arbeitsmühe als Koſten einerſeits und der Güter entfernterer Ordnung 
als Koſten anderſeits beſteht tatſächlich nicht. Vielmehr bezieht ſich 
bei beiden Gruppen von Koftengütern die Schätzung als Koſten zwar 
auf eine beliebige, aber immer nur auf eine einzige Einheit; eine jede 
weitere Einheit muß wieder beſonders geſchätzt werden, und zwar 
wird ſie in den weitaus meiſten Fällen als Koſten höher angeſchlagen 
werden als die früheren, wobei allfällige Ausnahmen bei Verwendung 
von Genußgütern als Koſten ebenſo eintreten können wie bei Ver⸗ 
wendung von Gütern höherer Ordnung als Koſten. Nehmen wir 
das obige Beiſpiel. Soll aus einem Vorrate won 10 Stücken Brot 
eine beſtimmte Anzahl zur Branntweinerzeugung verwendet werden, 
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ſo wird ein Brot — ein beliebiges, aber doch nur ein einziges — 
nach dem Grenznutzen geſchätzt. Jedes weiter zu verwendende Brot 
wird nach dem vorhergehenden höheren Nutzen geſchätzt, und das iſt 
der Grund, warum mit der Branntweinerzeugung früher oder ſpäter 
zugunſten der Nahrung halt gemacht werden muß. Genau dasſelbe 
gilt nun aber auch, wenn ſtatt Brot Getreide, alſo ein Gut höherer 
Ordnung, zur Branntweinerzeugung verwendet werden ſoll. In dieſer 
Beziehung ergibt ſich zwiſchen der Verwendung dieſer Güterarten als 
Koſten gar kein Unterſchied. Eine weitere Einheit Getreide wird 
ſtets beſonders und in den weitaus meiſten Fällen höher geſchätzt als 
eine beliebige letzte Einheit Getreide. Alſo auch dieſer Unterſchied 
zwiſchen der Schätzung von Gütern erſter und entfernterer Ordnung, 
den Liefmann als ſehr bemerkenswert und noch niemals erkannt an⸗ 
führt, daß bei erſteren nach ſteigenden, bei den anderen nach gleichen 
Koſten geſchätzt würde, beſteht nicht. Tatſächlich braucht Liefmann 
dieſen Unterſchied, ganz ähnlich wie Dietzel, nur zu dem Zwecke, um 
auf Grund des angeblich gleichen Gewichtes aller Einheiten eines 
Gutes höherer Ordnung — um das für Liefmann ominöſe Wort 
Wert zu vermeiden — irgendeine ſelbſtändige Bedeutung für die 
Geldeinheit als Koſten zu konſtruieren, der ſodann ein beſtimmter 
Ertrag gegenübergeſtellt werden ſoll. Daß eine ſolche Bedeutung der 
Geldeinheit nicht beſteht, wurde bereits oben gezeigt. 

Wir ſehen, Liefmann fühlt, daß zwiſchen der Behandlung von 
Genußmitteln und Arbeitsunluſt einerſeits und Gütern höherer 
Ordnung anderſeits als Koſten ein weſentlicher Unterſchied beſteht. 
Er ſagt ſelbſt, daß bei der erſten Art von Koſten ein poſitiver Verluſt, 
Opfer eines Nutzens in Betracht kommt, der aber durch Erlangung 
eines größeren wettgemacht wird, während bei Gütern entfernterer 
Ordnung nur entgangener, natürlich geringerer, Gewinn in Betracht 
komme. Gerade die letzten Worte „natürlich geringerer“ zeigen aber, 
daß er den eigentlichen Unterſchied dieſer beiden Arten von Koſten⸗ 
aufwendung nicht erkannt hat. Während bei der erſteren Art von 
Koſten der in Ausſicht ſtehende Nutzen tatſächlich größer ſein muß 
als das Opfer, braucht, wie wir gezeigt haben, bei Gütern ent⸗ 
fernterer Ordnung der entgangene Gewinn in Wahrheit nicht geringer 
zu ſein als der gewählte, er kann gleich groß ſein, und das be⸗ 
treffende Gut höherer Ordnung wird dem betreffenden Zwecke doch 
gewidmet. Während alſo die von Liefmann angeführten Unterſchiede 
der Koſtenberechnung tatſächlich nicht beſtehen und von ihm ganz 
willkürlich angenommen ſind, wird von ihm der eigentliche Unter⸗ 
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ſchied überſehen. So faßt er denn auch die Hingabe von Geld, das 
er zu den Gütern entfernterer Ordnung rechnet, wie eine Hingabe 
von echten Koſten auf und behauptet, daß auch bei Hingabe von 
Geld für Genußmittel zwiſchen dem, was man um das Geld erhält, 
und dem, auf deſſen Erwerb man bei Hingabe der Geldſumme ver⸗ 
zichtet, ein motivierender Unterſchied vorhanden ſein müſſe, während 
tatſächlich bei Anſchaffung von Genußgütern zwiſchen dem, was ein 
Wirtſchafter um eine Geldſumme anſchafft, und dem, auf deſſen An⸗ 
ſchaffung er durch Hingabe der Geldſumme verzichtet — eben den unechten 
Koſten des angeſchafften Gutes —, ein Unterſchied nicht zu beſtehen 
braucht, damit ſich der Wirtſchafter zur Anſchaffung des erſteren Gutes 
entſchließe. Zu dieſer Annahme aber, daß auch Hingabe von Geld für 
Güter erſter Ordnung als echte Koſten anzuſehen iſt, war Liefmann 
wieder aus Gründen ſeines Syſtems gezwungen. Er kann nämlich 
die Annahme, daß der Grenzkonſumertrag, das iſt der — unechte — 
bei Hingabe einer Geldſumme für ein beſtimmtes Genußgut in 
Hinblick auf den Verzicht der Erwerbung eines anderen Genußgutes 
erzielte Ertrag, auch Null werden könne, nicht zulaſſen, da ſonſt ſein 
Syfiem, welches ſich hauptſächlich auf den Konſumgrenzertrag auf⸗ 
baut, jeden Boden verliert. Er muß daher die Hingabe von Geld 
für Güter erſter Ordnung als echte Koſten behandeln, der gegenüber 
den Ertrag ſtets einen Gewinn in Ausſicht ſtellen muß. Das aber 
iſt, wie wir geſehen haben, an ſich unrichtig. 

Mit der Auffaſſung des Geldes als echte Koſten hängt auch 
die oben behandelte Behauptung Liefmanns vom Unluſtcharakter des 
nicht befriedigten Bedürfniſſes zuſammen. Die Hingabe von Geld 
ſoll ſtets eine Unluſt bedeuten, nämlich jene des durch die Hingabe 
des Geldes von der Befriedigung ausgeſchloſſenen Bedürfniſſes. So 
ſcheint ſich ein Parallelismus zwiſchen Arbeit als Koſten und Geld 
als Koſten zu ergeben. Arbeit als Koſten bedeutet Arbeitsleid, 
Hingabe von Geld bedeutet Bedürfnisleid. Gegenüber dieſem Leid 
ſoll der Erfolg in beiden Fällen vorzüglicher erſcheinen müſſen. Das 
Verfehlte dieſes Gedankenganges haben wir bereits oben nachgewieſen. 
Mit der Arbeit ſoll ein Arbeitsleid übernommen werden, mit der 
Nichtbefriedigung eines Bedürfniſſes, das durch einen Geldbetrag 
befriedigt werden könnte, wird nur eine Unluſt ſoweit ſie im ge⸗ 
gebenen Falle überhaupt beſteht — beſtehen gelaſſen. Es handelt 
ſich alſo, ſelbſt wenn der Unluſtcharakter jedes nicht befriedigten Be⸗ 
dürfniſſes zugegeben würde, was ſicher nicht angeht, bei Arbeitsleid 
und Bedürfnisleid um ganz verſchiedene Dinge. Gegenüber der 
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Arbeit als zu übernehmender Unluſt muß der Erfolg, das zu be- 
friedigende Bedürfnis, vorzüglicher erſcheinen, einen Vorteil, Rein⸗ 
ertrag im Sinne Liefmanns, verſprechen. Zwiſchen zwei nicht be⸗ 
friedigten Bedürfniſſen braucht, auch wenn beide als Unluſt — Übel — 
empfunden werden, kein Unterſchied zu beſtehen, um die Befriedigung 
eines von ihnen durch Hingabe der gleichen Geldſumme zu wählen. 
Denn die Unluſt des unbefriedigt bleibenden Bedürfniſſes wird durch 
die Hingabe der Geldſumme für die Befriedigung des anderen Be⸗ 
dürfniſſes nicht erſt übernommen, ſie war ſchon früher da und bleibt 
einfach. Es handelt ſich bei ihr um kein Opfer im eigentlichen Sinne, 
um keine echten Koſten. 

Schon aus allen dieſen Einwänden ergeben ſich weſentliche Be⸗ 
denken gegen die Lehre Liefſmanns. Wir ſahen, der Konſumgrenz⸗ 
ertrag bei einer Wirtſchaft kann Null ſein. Wie kann er dann zum 
volkswirtſchaftlichen Grenzertrag in Beziehung treten, der doch jeden⸗ 
falls eine poſitive Größe ſein ſoll? Weiter ſahen wir, daß es von 
Wirtſchaft zu Wirtſchaft verſchieden ſein kann, ob der Konſum⸗ 
grenzertrag eine poſitive Größe iſt oder nicht. Das Einkommen der 
Wirtſchaft war dabei gar nicht entſcheidend. Es kann bei einer 
armen Wirtſchaft der Konſumgrenzertrag Null ſein, bei einer anderen, 
deren Verhältniſſe etwas andere ſind — anderes Einkommen, andere 
Wertdispoſition —, kann der Konſumgrenzertrag wieder poſitiv ſein, 
und dasſelbe gilt vom Verhältniſſe wohlhabender Wirtſchaften unter⸗ 
einander und im Verhältniſſe zu armen Wirtſchaften. Es iſt alſo 
auch von einem Ausgleiche der Konſumgrenzerträge der verſchiedenen 
Wirtſchaften gar keine Rede. Allein dieſe Fragen intereſſieren uns 
jetzt nicht weiter. Uns kommt es jetzt vornehmlich darauf an, feſt⸗ 
zuſtellen, ob ſich die bei den einzelnen Güterarten erzielten Grenz⸗ 
konſumerträge auch nur innerhalb einer und derſelben Wirtſchaft aus⸗ 
gleichen, ob wir von einem einheitlichen Grenzkonſumertrag einer 
Wirtſchaft ſprechen können, auf deſſen Verwirklichung das Streben 
der Wirtſchaft gerichtet iſt, und nach dem ſie ihre Anſchaffung der 
einzelnen Güterarten, ihre Nachfrage nach Gütern verſchiedener Art 
richtet. Das Geſetz des Ausgleiches der Konſumgrenzerträge ſoll 
ein beſtimmtes gleiches Verhältnis der Preiſe (Koſten) und des Nutzens 
(Rohertrag) hinſichtlich der verſchiedenen, von einer Wirtſchaft an⸗ 
geſchafften Güterarten herbeiführen. Um nun dieſe Behauptung zu 
prüfen, wollen wir von allen erhobenen Einwänden abſehen. Wir 
nehmen an, eine Geldeinheit werde vom Wirtſchaftsſubjekt irgendwie 
geſchätzt, ihre Hingabe werde als Unluſt, und zwar bei allen Geld⸗ 
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einheiten als gleiche Unluſt empfunden, die Unluſt eines Geldbetrages 
ſei alſo gleich dem Vielfachen der Unluſt einer Geldeinheit. Gegen⸗ 
über dieſer Unluſt eines Geldbetrages verſchaffe die Anſchaffung 
von Gütern einer Art einen Vorteil, der bei dem letzten von einer 
Güterart angeſchafften Gute der geringſte ſei. Dieſer Vorteil 
beſtehe in einem beſtimmten Verhältniſſe des Nutzens dieſes letzten 
Gutes, des Grenznutzens, zum Unluſtwerte des Geldbetrages. Was 
bedeutet bei dieſer Annahme das Geſetz vom Ausgleiche der Grenz⸗ 
erträge? 

Es bedeutet, daß auf die Aufwendung einer Geldeinheit bei 
dem Grenzſtück einer jeden Güterart der gleiche Teilnutzen erzielt 
werde. Das aber heißt nichts anderes, als daß die Grenznutzen der 
einzelnen Güterarten im gleichen Verhältniſſe wie die Preiſe dieſer 
Güterarten zueinander ſtehen müßten. Denn wenn auf eine Geld⸗ 
einheit bei jeder Güterart der gleiche letzte Ertrag an Nutzen ent⸗ 
fallen ſoll, muß auf die auf die Grenzſtücke der einzelnen Güter⸗ 
arten ausgegebenen verſchiedenen Geldbeträge ein im Verhältnis der 
Geldbeträge verſchieden hoher Nutzen entfallen. Werden auf die 
letzten Einheiten der Güterarten verſchieden hohe Geldbeträge aus⸗ 
gegeben, müſſen die Nutzen dieſer Einheiten, die Grenznutzen, zu⸗ 
einander im ſelben Verhältniſſe ſtehen wie die Geldpreiſe dieſer 
Güterarten. Betrachten wir dieſen Satz nun aber näher, ſo ſehen 
wir, daß er ganz identiſch iſt mit jenem Satze, den wir am Ein⸗ 
gange aus Schumpeters Grundgeſetz ableiteten. Man gelangt alſo 
von Schumpeter und von Liefmann aus tatſächlich zu den gleichen 
Folgerungen, und dies trotz ihrer angeblich fundamental verſchiedenen 
Anſchauungsweiſen. Wir können daher die beſondere Berückſichtigung 
der Lehre Liefmannd nunmehr aufgeben und die hierher fallenden 
Lehren gemeinſam behandeln!. 

1 Wir greifen im folgenden wieder nur einige der hierher fallenden Lehren 
heraus. Daß man die gleichen oder ähnliche Anſichten bei einer Reihe von 
anderen Schriftſtellern findet, darüber vgl. Eßlen, a. a. O. S. 267. Wenn 
aber Eßlen anführt, daß die öſterreichiſchen Grenznutzentheoretiker im allgemeinen 
nur eine ſehr verſchwommene Kenntnis des betreffenden „Geſetzes“ verraten, 
ſo iſt dagegen einzuwenden, daß die öſterreichiſche Schule das Geſetz eben als 
nicht richtig erkannte — vgl. das Zitat aus Wieſer oben S. 92 — und 
daher keine Veranlaſſung hatte, ſich mit dem angeblichen Geſetze weiter zu be⸗ 
ſchäftigen. 

(Ein zweiter Teil folgt im nächſten Heft.) 


451] 135 


Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 
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l. Das Problem 


or dem Kriege ſchon war die Arbeitsloſigkeit das Problem, das 

die ſozial intereſſierten Kreiſe am meiſten beſchäftigte. Eine 
recht umfangreiche Literatur war erſchienen, die alle Ecken und Winkel 
dieſes ziemlich dunklen Gebietes zu durchleuchten ſtrebte. Eine Menge 
von Forderungen wurden mit großer Lebhaftigkeit geſtellt, von 
den Gegnern mit derſelben Entſchiedenheit beſtritten. Ja man 
darf behaupten, daß Arbeisloſigkeit, Arbeitsnachweis, Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung die großen Schlagworte geworden waren, die gleich 
Fahnen den Parteien im ſozialpolitiſchen Kampfe voranſchwebten, 
unter denen um Fortführung und Ausmaß der 
ſozialen Reform geſtritten wurde. Praktiſch allerdings — 
in der Politik von Reich, Staat und Gemeinde — waren erſt 
ſchwache Verſuche vorhanden, von einer wirklichen Löſung war die 
Arbeitsloſenfrage noch ſehr fern. Gegenüber England und ſeinen 
großen Fortſchritten unter der Führung Lloyd Georges ſtand Deutſch⸗ 
land weit zurück — hier wie in ſo manchen anderen ſozialen Be⸗ 
ziehungen. | 

Auch ſeit dem Kriegsausbruch hat wahrſcheinlich keine ſoziale 
Einzelfrage zu ſo viel Schreiben, Reden und Handeln Anlaß gegeben 
wie dieſe. Wiſſenſchaftlicher Erkenntnisdrang und ſoziale Reform⸗ 
freude betätigten ſich mit gleichem Eifer. In der Tat iſt man in 
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den letzten Jahren ein ganz beträchtliches Stück vorwärts gekommen. 
Wenn eine genaue Darſtellung dieſes Werdeganges geboten werden 
könnte, ſo würden eine Fülle von Geſetzen, Verordnungen, organi⸗ 
ſatoriſchen Anderungen und Neubauten zu nennen ſein. Eine ab⸗ 
ſchließende geſetzliche Regelung der praktiſchen Hauptgebiete — 
Arbeitsnachweis und Arbeitsloſzuverſicherung — fehlt noch, ſteht 
aber jetzt unmittelbar bevor. 

Die Gründe für dieſes ſo ſehr verſtärkte Intereſſe ſind leicht 
erſichtlich; der wichtigſte iſt natürlich das zeitweilig ungeheure An⸗ 
ſchwellen der Arbeitsloſigkeit, die zweimal, zu Beginn des Krieges 
und nach ſeinem Ende, bedrohliche Formen annahm, Schutzmaß⸗ 
nahmen verſchiedenſter Art erforderlich machte. Dieſe Grundtatſachen 
bedürften einer eingehenden Schilderung, von der aber abgeſehen 
werden muß, weil der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 
den eigentlichen Gegenſtand dieſer Ausführungen bilden ſoll; auch 
hindert der jo oft beklagte Tiefſtand unſerer Arbeitsloſenſtatiſtik! 
eine wirklich zutreffende zahlenmäßige Wiedergabe dieſer Entwick- 
lungslinien. 

Begnügt man ſich mit ein paar rohen Andeutungen, ſo kann 
man von den Berichten der Fachverbände an das Reichsarbeitsblatt 
ausgehen, die folgendes Bild ergeben: Nachdem in der erſten Hälfte 
des Jahres 1914 das deutſche Wirtſchaftsleben in einer knapp 
mittelmäßigen Konjunktur geſtanden hatte, ſetzte mit dem Kriegs⸗ 
ausbruch zunächſt eine ſchwere Depreſſion ein, eine Folge der all⸗ 
gemeinen Beunruhigung, Störung und Umgruppierung. War die 
Zahl der arbeitsloſen Mitglieder in den Fachverbänden der Arbeiter 
im Juli 1914 2,8% gewelen, jo war fie im Auguſt 22,4% , im 
September 15,7% und im Oktober 10,9%. Drei Monate lang 
herrſchte eine Arbeitsloſigkeit, wie man ſie ſeit den 60 er Jahren in 
Deutſchland nicht mehr gekannt hatte. Freilich beſſerten ſich dieſe 
ſchlimmen Verhältniſſe bald, am deutlichſten ſeit dem Frühjahr, 
März — April 1915. Es folgte eine zweite weit günſtigere Phaſe 
mit zunehmender Arbeitsgelegenheit, ja Arbeitermangel. Nur wenige 
Induſtriezweige litten unter Beſchäftigungsmangel, namentlich die 
Textilinduſtrie, wo aber die Papierſtofferzeugung ſeit dem Sommer 
1916 beträchtliche Erſatzmöglichkeiten bot, die Bekleidungsinduſtrien, 
die Tabakinduſtrie. Im ganzen war maßgebend einerſeits die Ver⸗ 


1 Das erſte brauchbare Buch iſt das von R. Herbſt, Die Methoden der 
deutſchen Arbeitsloſenſtatiſtik. Leipzig und Berlin 1914. 
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minderung des Arbeiterangebotes durch die Einziehungen (der Kriegs⸗ 
dienſt verhinderte durchſchnittlich etwa 4 Millionen Arbeiter an der 
Ausübung ihres Berufes). Andererſeits machte ſich eine gewaltige, 
immer ſteigende Nachfrage nach Arbeitskräſten aller Art in den Kriegs⸗ 
induſtrien, in Bergbau und Hüttenweſen, in Metallverarbeitung und 
Maſchinenbau, in der elektriſchen und chemiſchen Induſtrie geltend. 
In den beiden letzten Kriegsjahren war vielleicht die bedeutſamſte 
Frage der Kriegswirtſchaft die Anwerbung des Arbeiterheeres, das 
beſonders durch Frauen, Jugendliche und Kriegsgefangene immer 
von neuem ergänzt werden mußte. Vom Juni 1917 bis November 
1918 betrug die Arbeitsloſigkeit weniger als 1%. Die dritte Phaſe 
ſeit November 1918, vom Waffenſtillſtand und der Entwaffnung 
ab, brachte eine langſam anſchwellende neue Arbeitsloſigkeit, die im 
Februar — März 1919 ihren Höhepunkt erreichte. Die plötzliche Lahm⸗ 
legung aller Kriegswerkſtätten, die Heimkehr der Millionenheere, 
die Fortdauer vieler wirtſchaftlicher Behinderungen, namentlich die 
Wiederverhängung der Blockade in der Oſtſee, der Verluſt und die 
zeitweilige Abtrennung wirtſchaftlich wertvoller Gebiete, die Zer⸗ 
rüttung des Eiſenbahnweſens durch die Materialabgabe an die 
Entente, die allgemeine Erſchlaffung und Arbeitsunluſt nach jahre- 
langen übermenſchlichen Mühen, die vpolitiſchen und ſozialen Wirren 
und Unruhen dieſer ſchweren Zeit: das alles verminderte die Be⸗ 
ſchäftigungsmöglichkeiten !. In der zweiten Hälfte des Februar 1919 
wurde der Tiefpunkt erreicht; im ganzen Reiche wurden 1 100 000 
(durch die Erwerbsloſenfürſorge unterſtützte) Arbeitsloſe gezählt. 
Übrigens beſtätigten alle Zahlenangaben die alte Erfahrung, „wie 
ſehr der Grad der Erwerbsloſigkeit mit zunehmender Einwohner⸗ 
zahl ſteigt). Im Februar und März hatte Berlin mehr als ein 
Viertel aller Erwerbsloſen aufzuweiſen, während nach der Einwohner⸗ 
zahl nur ein Zwanzigſtel zu erwarten war. In den letzten drei 
Vierteln des Jahres 1919 und zu Anfang 1920 — der vierten 
Phaſe — geſtalteten ſich die Dinge abermals viel günſtiger: die 
Arbeitsloſigkeit ſankt von Monat zu Monat und nahm im ganzen, 
gemeſſen an der Vorkriegszeit, faſt wieder einen normalen Charakter 


1 Vortreffliche Überſichten bietet die Düſſeldorfer Denkſchrift: „Die wirt⸗ 
ſchaftliche Demobilmachung“, 1920, S. 20 ff. In Düſſeldorf, einer typiſchen 
Stätte der Nüſtungs induſtrie, waren die Schwierigkeiten des Überganges be⸗ 
ſonders groß. Bei Abſchluß des Waffenſtillſtandes mußten 100 000 Arbeiter, 
darunter 40 000 Frauen, mit einem Schlage entlaſſen werden. Durch ein viel⸗ 
ſeitiges Fürſorgeſyſtem ſuchte man dem zu begegnen. 
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an!. Zu danken war dies dem Zuſammenwirken zweier Umſtände; 
zum kleineren Teil dem Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit, der end⸗ 
lich wirkſamer organiſiert wurde, zum größeren Teile dem rieſigen 
Warenhunger und der rieſigen Nachfrage nach Arbeitern ſeitens 
all der Gewerbezweige, die nicht durch Rohſtoffmangel behindert 
waren. 

War ſo die Arbeitsloſigkeit der letzten Jahre auch nicht ſehr 
langwährend — ſie kam ſtoßweiſe und war beide Male nach einigen 
Monaten überwunden —, fo war fie doch groß und ſchwer, vom 
Standpunkt der betreffenden Arbeiter wie von dem der ganzen 
Arbeiterklaſſe und der Allgemeinheit betrachtet in gleicher Weiſe 
bedauerlich und gefährlich. Es beſtätigten ſich die traurigen Er⸗ 
fahrungen, die von jeher gerade auch der Politiker mit der Arbeits⸗ 
loſigkeit und den Arbeitsloſen gemacht hat. Nicht nur ſubjektiv, 
auch objektiv erwies ſich die erzwungene Muße weiter Arbeiterſchichten 
als ſchwerer Schaden, als „große, offene, brennende Wunde am 
Körper unſerer Volkswirtſchaft“ (Schmoller). Die Zuſammen⸗ 
hänge von Arbeitsloſigkeit einerſeits, von Volks- 
krankheiten, Proſtitution, Kriminalität, Arbeitsſcheu, 
ſozialer Deklaſſierung und ſtaatsloſer Geſinnung 
andererſeits, ſind durch tauſend Beobachtungen, zum 
Teil durch beweiskräftige Unterſuchungen erwieſen?. 

Eine beſondere Würdigung verdiente der letzterwähnte Punkt, 
der Einfluß der unfreiwilligen Muße auf die revolutionäre Stimmung 
des Proletariates. Auch in den politiſchen Kriſen des jüngſten 
Deutſchland würden ſolche Einwirkungen nachzuweiſen ſein. Arbeit⸗ 
ſamkeit und Ausdauer, Ordnungsliebe, Sparſamkeit, Vorausſicht 
und ſoziale Einfügung werden zerſtört, wenn „Feſtigkeit und ruhige 
Dauer, die erſten Segnungen des Menſchen“ (Fr. W. Förſter) fehlen. 
Das große Ganze ſelbſt wird „Feſtigkeit und ruhige Dauer“ nur 
gewinnen können, wenn endlich — nach Bismarcks Wunſch — die 
Beſchäftigung des Handarbeiters (wie des Angeſtellten) „ſtabiliert“ 
wird. So iſt heute mehr denn je der Kampf gegen die Arbeits⸗ 
loſigkeit zu einer Sache von nationalem Belang geworden. 


1 Vgl. Kumpmann, Die Reichsarbeitsloſenverſicherung. Tübingen 1913, 
S. 35 ff.; die „normale“ Arbeitsloſigkeit beträgt 2—3 / der Arbeiterſchaft. 
Dieſe im Verlauf der Ausführungen nur mit dem Namen des Verfaſſers an⸗ 
geführte Schrift erſcheint demnächſt in zweiter, veränderter Auflage. 

2 Über die Literatur vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 37; außerdem Löwe, 
Arbeitsloſigkeit und Kriminalität. Berlin 1914. 
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Dieſer Kampf kann und muß von vielen Seiten gleichzeitig ge⸗ 
führt werden. Alle Maßnahmen laſſen ſich in drei 
große Gruppen zuſammenfaſſen: Arbeits beſchaf⸗ 
fung, Arbeits vermittlung und Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung. 


ll. Die Arbeitsbeſchaffung 


Wenn ein verſtändiger Politiker ſich einem Zuſtande bedenk⸗ 
lichen Arbeitsmangels gegenüberſieht, dann wird er wie der Arzt 
zuerſt die Urſachen des Leidens zu beſeitigen, nicht deſſen Symptome 
zu unterdrücken trachten; das heißt: er wird nicht gleich den Arbeits⸗ 
loſen unterſtützen, ſondern ihm möglichſt Arbeit zuweiſen. Das iſt 
wirkſamer, würdiger und wirtſchaftlich richtiger. 

Bei dieſer Arbeitsbeſchaffung kommen zuerſt in Betracht die 
ſogenannten Notſtandsarbeiten. 


1. Notſtands arbeiten 


Über Notſtandsarbeiten waren ſchon ſeit dem Kriſenjahr 1908/09 
eigentlich alle Sachverſtändigen einer Meinung: einig in ihrer 
vollkommenen Verurteilung“. Es handelt fi hier um Arbeiten, 
die für vorübergehend Arbeitsloſe in Zeiten großer Arbeitsloſigkeit 
beſonders bereitgeſtellt, gleichſam künſtlich konſtruiert werden. Um 
unbeſchäftigte Leute jeden Alters und Gewerbes mit und ohne Vor⸗ 
bildung beſchäftigen zu können, kommen nur niedrige und ſchlecht 
entlohnte Arbeiten in Betracht. Namentlich in England hat man 
mit Notſtandsarbeiten reichlich experimentiert und ſehr ungünſtige 
Erfahrungen geſammelt. Das Urteil der engliſchen Sozialpolitiker 
kann man etwa in zwei Sätze zuſammenfaſſen?; es erleiden näm⸗ 
lich erſtens die ſo vorgehenden Körperſchaften derartigen Schaden, 
„daß es der Geſellſchaft nicht teurer käme, die Arbeitsloſen bei 
gleichen Löhnen den ganzen Tag auf und ab marſchieren zu laſſen“; 
es leiden zweitens nicht minder alle beſſeren Arbeiter: „Notſtands⸗ 
arbeiten, gleichviel in welcher Geſtalt, bedeuten, ohne daß ſie das 
Mindeſte zur Verhütung der Arbeitsloſigkeit beitragen, nicht nur 
Förderung des beſonders böſen Syſtems der Gelegenheitsarbeit, 
ſondern führen auch unmittelbar zur Verlumpung des Arbeiters.“ 


1 Meyer, Die Notſtandsarbeiten und ihre Probleme. Jena 1914. 
2 The Minority Report of the Poor Law Commission (Part II), 1909. 
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Wenn trotzdem die Praktiker in ſchlechten Zeiten immer wieder 
auf Notſtandsarbeiten zurückgreifen, ſo liegt das darin begründet, 
daß die Arbeitsloſenpolitik bisher noch jo unzulänglich, organiſa⸗ 
toriſch ſo rückſtändig war. Deshalb nimmt man in der „Not“ 
immer wieder zu dieſem ſchlechten, aber einfachen, leicht ver⸗ 
fügbaren Aushilfsmittel feine Zuflucht. So auch im Spätherbſt 
und Winter 1914, ſo noch vor allem Ende 1918 und Anfang 1919. 
Die Einzelſtaaten und faſt alle Gemeinden ſtellten Arbeiten ver⸗ 
ſchiedenſter Art bereit: Forſtarbeiten, Bau⸗ und Ausbeſſerung von 
Wegen, Straßen und Brücken, Be- und Entwäſſerungen, Anlage 
von Spielplätzen, Gärten und Parks, Straßen: und Untergrund: 
bahnen, Anfertigung von Möbeln und „Schnellbauten“, Verwertung 
von Altmaterialien uſw. Zuſammenfaſſende Angaben darüber find 
nicht vorhanden. In einer Stadt wie Düſſeldorf wurden bereits 
im Dezember 1918 bei Tiefbauamt, Fuhrpark, Friedhofs⸗ und 
Gartenverwaltung etwa 1500 Arbeitsloſe, weiterhin dauernd etwa 
1000 Arbeitsloſe beſchäftigt. „Dieſe Notſtandsarbeiten auszuführen, 
war nur möglich, weil ſich Reich und Staat an den erheblichen 
Koſten beteiligten. Die Geſamtkoſten betrugen 11052 000 Mk., 
mehr als dreimal ſo viel denn in Friedenszeiten. Von dieſen Mehr⸗ 
koſten bezahlte der Staat 3 300 000 Mk. und das Reich 2 119 000 Mk. 
als Überteuerungszuſchüſſe. Der Reſt wird von der Stadt Düſſel⸗ 
dorf bezahlt !.“ 

Doch beſtätigen auch jetzt wieder zahlreiche Urteile, daß im 
Rahmen einer zukünftigen großzügigen Arbeitsloſenpolitik für Not⸗ 
ſtandsarbeiten nur in beſtimmten Ausnahmefällen Raum iſt, nämlich 
1. ſoweit ungelernte Arbeiter in Betracht kommen; 
2. für die Erwerbsbeſchränkten, die halben Kräfte, die heute 
nach dem ſchrecklichſten aller Kriege ſo zahlreich ſind — und zwar 
für dieſe zweite Gruppe auch unabhängig von der Arbeitsloſigkeit, 
in normalen Konjunkturen?. | 


2. Arbeits verſchiebung 


Mit der gleichen Einmütigkeit, mit der grundfätzlich die Not⸗ 
ſtandsarbeiten verworfen werden, billigt man, ja rühmt man ſeit 
langem eine verwandte Form der Arbeitsbeſchaffung: die „Arbeits⸗ 


1 Düſſeldorfer Denkſchrift, S. 4. 
2 Schröder, Begriff und heutige Verſorgung der Erwerbsbeſchränkten 
(Zeitſchrift für das Armenweſen, XVIII. Jahrg., 1917, Heft 4—6). 


457] Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit uſw. 141 


verſchiebung“. Wie die gewählte Bezeichnung ſchon beſagen ſoll, iſt 
da nicht die Abſicht, die vorhandene Arbeitsmenge künſtlich zu ver⸗ 
mehren, ſondern ſie zeitlich ſo zu verteilen, daß möglichſt alle nicht 
an beſtimmte Termine gebundene Arbeiten auf die ſchlechten Zeiten 
verlegt, „verſchoben“ werden. Der ungemeine Vorzug gegenüber 
den typiſchen Notſtandsarbeiten liegt darin, daß ſie Gelegenheit auch 
zur Beſchäftigung von angelernten und gelernten Arbeitern aller 
Art bietet, während ſonſt nur ungelernte ſachgemäß beſchäftigt, 
die gehobenen Arbeiterſchichten durch die Teilnahme menſchlich und 
beruflich degradiert werden. So ſingt man denn ſeit langem das 
Lob der Arbeitsverſchiebung in den höchſten Tönen !. Manche er: 
warten von ihr geradezu die Löſung des ganzen Problems — ſo 
J. Wolf, ſo auch führende engliſche Sozialpolitiker, wie S. und 
B. Webb —, Parlamentsbeſchlüſſe und Miniſterialverordnungen 
haben ſie häufig empfohlen. Praktiſch aber iſt fie bis zum Krieg 
kaum von irgendwelcher Bedeutung geweſen. Erſt in den letzten 
Jahren erzwang die Not der Zeit vielerlei Verſuche auch mit dieſem 
Hilfsmittel. In geringem Maße wurden im November und Dezember 
1914, in beträchtlichem in den Monaten nach Kriegsende ſolche 
Arbeiten vergeben. Freilich planlos und oft unüberlegt, wie denn 
der völlige Mangel an Einheitlichkeit und klarer Überſicht bisher 
als ein weſentliches Kennzeichen der gut gemeinten, energiſch an⸗ 
gefaßten und in manchen Stücken wertvollen Arbeitsloſenpolitik be⸗ 
zeichnet werden muß. Wünſchenswert wäre es, wenn die zahlloſen 
Verſuche einmal zuſammengeſtellt, geſchildert und kritiſch geprüft 
würden. Zeigen würde ſich dabei, daß ſeit November 1918 ein 
größerer Zug in dieſe Beſtrebungen kam. Vom Reiche aus wurden 
bei den Generalkommandos Arbeitsbeſchaffungsſtellen begründet, die 
engſtens mit den Zentralauskunftsſtellen zuſammenarbeiten ſollten 
und auch wirklich nicht Unbeträchtliches geleiſtet haben. Im Früh⸗ 
jahr 1919 wurden auch von den Ländern und Gemeinden Bau— 
aufträge im Werte von Milliarden vergeben, wobei aber der Mate⸗ 
rialmangel ſich ſtark erſchwerend geltend machte. Ende 1919 iſt 
das preußiſche Miniſterium der öffentlichen Arbeiten mit Unter⸗ 
nehmungen im Werte von vier Milliarden Mark hervorgetreten: 
„Für die Eiſenbahnverwaltung iſt an Fahrzeugen und Lokomotiven 


1 Näheres vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 65. Einen intereſſanten 
Katalog der in Frage kommenden Arbeiten bringt ein Aufſatz: „Der gewerk⸗ 
ſchaftliche Wiederaufbau nach dem Kriege, 10. Die Arbeitsloſenfürſorge (Corre⸗ 
ſpondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands, 28. Jahrg. 1918, Nr. 23). 


142 Karl Kumpmann [458 


neben dem laufenden Bauauftrag dieſes Jahres der volle Bedarf 
für 1919, insgeſamt für 1¼ Milliarden Mark, an ſonſtigem Mate⸗ 
rial für / Milliarde Mark und für Bauarbeiten für 1 ¼ Milliarden 
Mark in Beſtellung gegeben worden. Für Bauarbeiten auf dem 
Gebiet der Waſſerbauverwaltung ſind über 300 Millionen Mark, 
für den ſofortigen Bau des Mittellandkanals auf der Strecke von 
Hannover nach Peine weitere 300 Millionen Mark ausgeworfen 
worden. Dieſe Bauarbeiten verteilen ſich auf drei Jahre, ſo daß 
jährlich etwa 200 Millionen Mark in Frage kommen.“ 


3. Arbeiter verſchiebung 


Zur Arbeitsbeſchaffung gehört weiter neben der Arbeitsverſchiebung 
die gleichfalls erſt neuerdings planmäßig geübte „Arbeiterverſchiebung“ 
zu Zwecken der Arbeitsloſenpolitik. Gemeint wäre damit nicht die 
zeitliche Verſchiebung der Aufträge, ſon dern die räumliche 
und gewerbliche Verſchiebung der Arbeitſuchenden. 
Es kann vorkommen, daß gleichzeitig eine Induſtrie und ein 
beſtimmter Bezirk unter Arbeitsmangel, andere Induſtrien und Bezirke 
unter Arbeitsloſigkeit zu leiden haben. Unter ſolchen Umſtänden iſt 
ein Ausgleich von Angebot und Nachfrage dringend geboten, am 
meiſten in Zeiten einer Maſſenarbeitsloſigkeit. Sie wird möglich durch 
eine Umgruppierung der Arbeitskräfte. 

Im neuen Deutſchland iſt von größerem praktiſchem Belang 
bisher nur die Überführung von Induſtriearbeitern in den Bergbau 
und in die Landwirtſchaft geworden — Beides auch wirtſchaftlich 
höchſt bedeutſame Aufgaben. Der Anſtoß ging hier vom Demobil⸗ 
machungsamt des Reiches aus, das ſeit November 1918 zahlreiche 
Anregungen in dieſem Sinne gab. Beſonders die Großſtädte Nord⸗ 
weſtdeutſchlands haben es da nicht an Beharrlichkeit und Eifer 
fehlen laſſen, ohne jedoch allzuviel zu erreichen. Den vielen Mühen 
war in den meiſten Fällen gar kein Erfolg oder ein nur gering⸗ 
fügiger beſchieden. Kommiſſionen wurden in die Bergbaureviere 
geſandt, um die Verhältniſſe zu ſtudieren und die Arbeitsloſen, die 
oft durch Vertreter an dieſen Reiſen beteiligt waren, dafür zu ge⸗ 
winnen. Meiſt aber war auf deren Seite die Neigung gering; dann 
fehlte es an Wohnungsgelegenheit. Die Arbeitgeber ihrerſeits 
wünſchten nur gelernte Hauer, überhaupt Untertagearbeiter, hatten 
auch ſonſt mancherlei gegen die Zuziehenden einzuwenden: ſie ſeien 
faul, widerwillig, unzufrieden, „ſpartakiſtiſch“ infiziert. Für die 
Landwirtſchaft warb man die Arbeitsloſen auf andere Art an. Aus 


459] Der Kampf gegen die Arbeitslofigkeit uſw. 143 


den öſtlichen Bedarfsgebieten ließ man erfahrene Perſönlichkeiten, 
Beamte der Zentralauskunftsſtellen, in die weſtlichen Überſchußgebiete 
kommen, die dann die Arbeitsloſen mit Eigenart und Vorteilen der 
ländlichen Lebens⸗ und Arbeitsweiſe bekannt zu machen ſuchten, zu⸗ 
gleich aber auch die ſchwierige Aufgabe hatten, die geeigneten Leute 
ſelbſt auszuſuchen. Manche dieſer Beſtrebungen blieben nicht ohne 
günſtige Ergebniſſe — wie zum Beiſpiel das Hamburger und das 
Magdeburger Arbeitsamt Tauſende von Arbeitern aufs Land (nach 
Brandenburg und Sachſen⸗Anhalt) verſchicken konnte. Dauererfolge 
jedoch wurden nur dort erzielt, wo man die Leute mit ungemeiner 
Vorſicht auswählte — es kommen vorwiegend junge, ledige Arbeiter 
in Betracht —, für ordentliche Unterkunft, Verpflegung und Ent⸗ 
lohnung ſorgte und weiterhin mit ihnen in Fühlung blieb. 

Im ganzen darf man den hohen Wert einer mit Umſicht 
und genügenden Mitteln betriebenen „Verſchiebungspolitik“ 
nicht verkennen. Sie kann Großes leiſten; ja theoretiſch iſt ſie die 
ideale Kampfesweiſe gegen Arbeitsloſigkeit und Arbeitsloſenelend. In 
einer Zeit gewaltiger Umgeſtaltungen in Produktion und Konſumtion, 
wie ſie Deutſchland jetzt durchmacht und künftig noch durchmachen 
wird, wird man ſich auf die automatiſche Regulierung von Vorrat 
und Bedarf keineswegs verlaſſen dürfen, ſondern die notwendigen 
Verſchiebungen — der Arbeit und der Arbeiter — ſo ſchnell und 
reibungslos wie möglich durchzuführen ſuchen. Aufgaben von 
großer Tragweite ergeben ſich da, die über die Sozial⸗ 
politik in die allgemeine Wirtſchaftspolitik hinüber⸗ 
weiſen. Inſtanzen müſſen geſchaffen werden, die imſtande ſind, 
das Auf und Ab der Konjunkturen zu beobachten, auf Grund der 
wirtſchaftlichen Indizien Depreſſionen und Kriſen vorauszuſehen, 
die allgemeinen Entwicklungstendenzen des Wirtſchaftslebens zu er⸗ 
kennen. Dieſe Inſtanzen hätten die Arbeits verſchiebungen 
vorzubereiten. Meiſt wird es dazu langwieriger, oft jahrelanger 
Vorarbeiten bedürfen; improviſieren laſſen ſie ſich nicht. Sie hätten 
auch die Schwierigkeiten hinwegzuräumen, die einer umfaſſenderen 
Verſchiebung der Arbeiter im Wege ſtehen. Namentlich bei 
der inneren Koloniſation, wie ſie jetzt von Reich und Ländern 
in Ausſicht genommen iſt, hätten ſie mitzuwirken. Daß dieſe 
Inſtanzen innig verbunden ſein müßten mit dem Arbeitsnachweis⸗ 
weſen, verſteht ſich wohl von ſelbſt. Am beſten würden ſie den 
Arbeitsnachweiſen innerhalb der Arbeitsämter als beſondere Ab⸗ 
teilungen angegliedert. Schon der internationale Genter Kongreß 
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vom September 1913 hatte ſich in ähnlichem Sinne ausgeſprochen. 
Zu denken hätte man ſich den organiſatoriſchen Aufbau in dreifacher 
Staffelung: Zentralamt, unter dem Reichsarbeitsminiſter ſtehend, 
Provinzialarbeitsbeſchaffungsämter, Lokalſtellen !. 


4. Arbeitsſtreckung 

Die Arbeitsbeſchaffung iſt endlich noch in zwei weiteren Formen 
denkbar, die aber unter normalen Verhältniſſen weniger in Betracht 
kommen: als Arbeitsſtreckung und als Beſchäftigungszwang. — 
Beides anomale Mittel für ganz anomale Zeiten, die auf die Dauer 
die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit allzuſehr einſchränken würden. 

Über die Streckung des vorhandenen Arbeitsquantunms iſt heute 
nicht mehr viel zu ſagen. Während des Krieges war ſie wichtiger; 
ähnlich wie man die Mehlvorräte zu „ſtrecken“ ſuchte, wurde die 
Arbeit der gefährdeten und lahmgelegten Induſtrien durch zahlreiche 
Vorſchriften „in die Länge gezogen“, jo daß fie moͤglichſt vielen 
Händen Beſchäftigung und möglichſt vielen Mündern Brot gab. 
Beſonders in der Textilinduſtrie, den Bekleidungsinduſtrien, der 
Tabakinduſtrie half man ſich zunächſt mit dieſem Mittel?. Über: 
ſtunden wurden verboten, der Arbeitstag verkürzt, Halbtagsſchichten 
und arbeitsfreie Tage eingelegt, die Arbeit der Jugendlichen und 
der Frauen beſchränkt. Seit 1917 wurden die meiſten dieſer Maß⸗ 
nahmen wieder aufgehoben, um aber in der neuen Arbeitsnot nach 
dem Kriege wieder aufzuleben. Das Demobilmachungsamt wie die 
Demobilmachungsausſchüſſe in den Gemeinden wirkten überall in 
dieſem Sinne. Auch rechtlich iſt eine Streckung der Arbeit vor⸗ 
geſchrieben, wenn dadurch Entlaſſungen vermieden werden können?. 


5. Beſchäftigungszwang 
Im Zuſammenhang damit ſtehen die außerordentlich vielſeitigen 
Vorſchriften über den Beſchäftigungszwang “, die im einzelnen wieder 
in zwei Gruppen von Beſtimmungen zerfallen: ſie bezwecken 


1 Ahnlich Grunow, Arbeitsbeſchaffung (Der Arbeitsnachweis in Deutſch⸗ 
land, Jahrg. 7, 1909, Nr. 9). Auch der Reichsarbeitsminiſter Schlicke hat ſich 
in der Nationalverſammlung (18. Oktober 1919) für Errichtung eines Zentral- 
amtes ausgeſprochen. 

2 Vgl. Morgenſtern, Arbeitsloſenverſicherung und deutſche Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge. Leipzig 1919, S. 3ö6 ff. 

s Näheres ſiehe unten S. 145. 

4 Dal. Lehfeldt: Die Freimachung der Arbeitsſtellen während der Zeit 
der wirtſchaftlichen Demobilmachung. Berlin 1919. 
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erſtens die Einſtellung der eines beſonderen Schutzes würdigen 
und bedürftigen Elemente, der ehemaligen Kriegsteil⸗ 
nehmer, zweitens die Freimachung von Arbeitsſtellen 
zu ihren Gunſten. 

Was den Einſtellungszwang angeht, fo hat man ihn be- 
reits ſeit Jahren, ſchon ſeit 1916, als Mittel der Kriegsbeſchädigten⸗ 
fürſorge beſprochen. Im Mai 1918 fanden auch im Reichstag Er⸗ 
örterungen darüber ſtatt. Eine geſetzliche Regelung erfolgte aber 
erſt, als die maſſenhaften Entlaſſungen aus dem Heeresdienſt durch⸗ 
greifende Maßnahmen unbedingt erforderlich machten. Und zwar 
geſchah das durch die kühnen und großzügigen Verordnungen des 
Reichsamtes für die wirtſchaftliche Demobilmachung vom 4. und 
24. Januar 1919, von denen die eine „Einſtellung, Entlaſſung und 
Entlohnung der Arbeiter“, die andere in ähnlicher Weiſe „Einſtellung, 
Entlaſſung und Entlohnung der Angeſtellten“ normierte. Dieſe beiden 
Verordnungen wurden dann erſetzt durch eine neue vom 3. Sep⸗ 
tember 1919, die erbebliche Erweiterungen brachte und ihrerſeits in 
vielen Punkten abgeändert worden iſt durch die Verordnung vom 
12. Februar 19201. 

Dieſe recht eingehenden Beſtimmungen beſagen im großen, daß, 
vorbehaltlich mancher Ausnahmen, „Betriebsunternehmer und Bureau⸗ 
inhaber einſchließlich der Körperſchaften des öffentlichen Rechts.. 
verpflichtet ſind, diejenigen Kriegsteilnehmer und reichsdeutſchen 
Zivilinternierten wieder einzuſtellen, welche am 1. Auguſt 1914 als 
Arbeitnehmer in ihrem Betrieb oder Bureau beſchäftigt waren ...“ 
(S 2). Darüber hinaus find die „Demobilmachungsausſchüſſe be⸗ 
fugt, Unternehmer ſolcher Betriebe und Inhaber ſolcher Bureaus, 
die in der Regel mindeſtens 20 Arbeiter oder 10 Angeſtellte be⸗ 
ſchäftigen oder die erſt ſeit dem 1. Auguſt 1914 entſtanden oder 
weſentlich vergrößert worden ſind, zur Einſtellung einer beſtimmten 
Mindeſtzahl von Kriegsteilnehmern oder reichsdeutſchen Zivilinter— 
nierten zu verpflichten ... (§ 16). Außerdem dürfen „Entlaſſungen 
aus Anlaß von Wiedereinſtellungen oder zur Verminderung der 
Arbeitnehmerzahl nur vorgenommen werden, wenn dem Arbeitgeber 
nach den Verhältniſſen des Betriebs keine Vermehrung der Arbeits⸗ 
gelegenheit durch Verkürzung der Arbeitszeit (Streckung der Arbeit) 
zugemutet werden kann .. ($ 12). 

Im einzelnen liegt die Durchführung in den Händen der De⸗ 


1 NGBl. S. 218. 
G&hmollerd Jahrbuch XIIV 2. 10 
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mobilmachungsausſchüſſe, wie fie in allen Stadt- nnd Landkreiſen 
nach der Bundesratsverordnung vom 7. November 1918 begründet 
worden ſind. Dieſe Ausſchüſſe entwickeln je nach dem eine größere 
oder geringere Aktivität. In verſchiedenen Bezirken waren die ge⸗ 
nannten Rahmenvorſchriften wirkungslos, anderwärts von ſehr 
großem Nutzen. In Düſſeldorf zum Beiſpiel werden die Betriebe 
mit muſterhafter Sorgfalt vom Demobilmachungsausſchuß und den 
Gewerbeaufſichtsbeamten unterſucht, ob alles geſchehen iſt, um mög⸗ 
lichſt viele Arbeiter unterzubringen und Arbeitseinſtellungen zu ver⸗ 
hindern. Berufsmäßige Ermittler prüfen die Verhältniſſe, verhandeln 
mit den Arbeitgebern und den Ausſchüſſen der Arbeitnehmer uſw.“. 

Gebührender Weiſe wird bei allen dieſen Vorſchriften über Ein⸗ 
stellung, Entlaſſung uſw. beſondere Rückſicht genommen auf Kriegs⸗ 
beſchädigte und Kriegshinterbliebene. Für die Beſchäftigung von 
Schwerbeſchädigten, die natürlich auch am ſchwerſten unterzubringen 
ſind, iſt maßgebend geworden die Reichsverordnung vom 9. Januar 
1919, nach der alle öffentlichen wie privaten Betriebe und Ver⸗ 
waltungen verpflichtet ſind, auf je 100 Arbeitnehmer mindeſtens 
einen Schwerbeſchädigten oder Schwerunfallverletzten zu beſchäftigen; 
landwirtſchaftliche Betriebe auf je 50 Arbeitnehmer. Durch die 
Verordnung vom 24. September 1919 wurden die Grundzahlen 
noch weiter herabgeſetzt, und zwar einheitlich auf 25—50 Arbeit⸗ 
nehmer. ö 

Der ſo normierte Einſtellungszwang wird auf der anderen Seite 
ergänzt durch Freimachungsbefugniſſe, die den Demobil⸗ 
machungsausſchüſſen verliehen worden ſind. Die Entlaſſung von 
Arbeitern, die nicht beſonders geſchützt zu werden brauchen, in einer 
nach ſozialen Geſichtspunkten beſtimmten Folge, iſt zum Teil ſchon 
in den eben erwähnten Verordnungen vorgeſehen. Die Grundlage 
jedoch bot die Rahmenverordnung vom 28. März 1919, die durch 
Abänderungsvorſchriften des Reichsarbeitsminiſters vom 1. Dezember 
1919 vervollkommnet worden ift®. Danach können die „Arbeit⸗ 
geber im Rahmen dieſer Verordnung zur Freimachung von Arbeits⸗ 
ſtellen angehalten werden, wenn ſich dieſe Maßnahme zur Bekämpfung 
einer erheblichen Arbeitsloſigkeit als erforderlich erweiſt“ (§ 1). 
Erfaßt werden in der Hauptſache drei Gruppen von Arbeitern: 
1. die nicht auf Erwerb Angewieſenen; 2. die Berufsfremden (die 


1 Die Düſſeldorfer Denkſchrift S. 6 f. bringt Näheres über die techniſche 
Durchführung. 
2 RGBl. S. 1936. 
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ihren Beruf gewechſelt haben); die Ortsfremden (die von auswärts 
ſtammenden Arbeiter). 

Dieſe knappen Andeutungen geſtatten wohl einen Überblick über 
das Syſtem der Arbeitsbeſchaffung im Lichte der neueſten Tatſachen; 
ſie ermöglichen natürlich keineswegs ein abſchließendes Urteil. Immer⸗ 
hin darf man als die gemeinſame Überzeugung aller Praktiker be⸗ 
zeichnen, daß auch dann, wenn die Beſchaffung der Arbeit nach allen 
Richtungen planvoll organiſiert iſt, noch eine große, Abhilfe erfor- 
dernde Arbeitsloſigkeit möglich bleibt und häufig eintreten wird. 
Am ungünſtigſten lautet mit Recht das Urteil über 
die jetzt modernen Methoden des Beſchäftigungs⸗ 
zwanges. Durch ſolche mechaniſche Mittel, Gebote und Verbote, 
läßt ſich vorübergehend, aber nicht auf die Dauer etwas erreichen. 
Schon die an ſich ſehr wünſchenswerte Arbeitsſtreckung ſollte nur 
auf eigenen Entſchluß der Unternehmer oder auf Verbandszwang, 
nicht auf Geſetzeszwang beruhen. Einſtellung und Entlaſſung der 
Arbeiter konnten, ja mußten in der Übergangszeit geſetzlich 
reglementiert werden; grundſätzlich ſind dieſe Eingriffe noch weit be⸗ 
denklicher als die zwangsweiſe verfügte Arbeitsſtreckung !. Es dürfte 
jetzt an der Zeit ſein, dieſe einſchneidenden Beſtimmungen — ſo⸗ 
weit nicht Schwerkriegsbeſchädigte in Betracht fom- 
men — allmählich zu mildern. Solche Milderungen ſind vielfach 
ſchon vorgenommen worden, um übergroße Härten abzuſchleifen. 
Schließlich wird ein völliger Abbau dieſes Zwangsſyſtems kommen 
müſſen. 


III. Die Arbeits vermittlung 


Das erſte in der Arbeitsloſenpolitik iſt immer die Arbeits⸗ 
beſchaffung. Man ſollte erſt „den Stromlauf regulieren, ſtatt koſt⸗ 
ſpielige Dämme zu unterhalten, die gegenüber den entfeſſelten Fluten 
doch verſagen“ (Förſter'). Wer dem Arbeitsloſenproblem weite 
Horizonte geben will, der muß die ganze Wirtſchaftspolitik unter 
dem Geſichtspunkt der Arbeitsbeſchaffung betrachten. 

Das zweite iſt die Frage der Arbeitsvermittlung. Um die 
Organiſation des Arbeitsnachweisweſens wurde in Deutſchland in 
den letzten Jahren vor dem Kriege aufs lebhafteſte geſtritten“. Das 


1 Eine eindrucksvolle Kritik gibt Horion, Der geſetzliche Zwang zur 
Einftellung Kriegsbeſchädigter (Soziale Praxis, XXVIII. Jahrg., 1918, Nr. 9 u. 10). 
2 Über die ältere Entwicklung und Literatur vgl. Kumpmann a. a. O. 

S. 43 fl. 
10 * 
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Bild der Tatſachen zeigte hier das größte Durcheinander, das völlige 
Fehlen der ſo dringend gebotenen organiſatoriſchen Einheitlichkeit. 
Es ſtanden nebeneinander als faſt gleich wichtig und miteinander 
heftig, oft erbittert um den Vorrang kämpfend: 1. die öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe, d. h. die von Gemeinden oder Vereinen begründeten 
und unterhaltenen, 2. die Arbeitgeberarbeitsnachweiſe, bei denen 
alſo Gründung und Leitung ausging von der einen Seite des 
Arbeitsvertrages. 

Daneben gab es mit geringerer Bedeutung die Nachweiſe der 
Gewerkſchaften, dann einige „paritätiſche Facharbeitsnachweiſe“, die 
gemeinſam von den Arbeitgeber- und den Arbeitnehmerverbänden 
verwaltet wurden, und weiter die „gemeinnützigen“ Nachweiſe, die 
verbunden waren mit Landwirtſchaftskammern, Handwerkskammern, 
Wanderarbeitsſtätten, Herbergen zur Heimat, Wobltätigkeitsvereinen, 
Gewerbeſchulen ulm. Im Kriege kamen noch hinzu die Truppen- 
arbeitsnachweiſe in verſchiedenen Korpsbezirken. Ferner gab es 
die ſeit dem Geſetz von 1910 allerdings ſehr eingeſchränkte gewerbs⸗ 
mäßige Stellenvermittlung. Sodann als ſehr nennenswerten Faktor 
auf dieſem Gebiet das Zeitungsinſerat. Endlich die primitive, aber 
längſt nicht ganz verſchwundene Umſchau, bei der die Arbeiter ſich 
perſönlich an den Pforten der Fabriken nach Arbeit erkundigen. 

Dieſes grobe, quantitativ und qualitativ gleich unbefriedigende 
„Syſtem“ trachtete man ſeit langem ſchon zu überwinden. Manche 
guten Vorſchläge wurden beſprochen; aber praktiſch kam man kaum 
vom Fleck. Über viele Punkte hatte man ſich ſo ziemlich geeinigt; 
nur wurden ſie nicht ausgeführt. Allerdings lagen die Dinge in 
den einzelnen Landesteilen ſehr verſchieden. Im Süden Deutſch— 
lands war die Zerſplitterung weit weniger ſchlimm; hier überwogen 
die kommunalen Arbeitsweiſe durchaus. Im Norden gab es vor⸗ 
wiegend die Arbeitsnachweiſe der Arbeitgeberverbände und neben 
ihnen die Nachweiſe, die von Vereinen unterhalten wurden; dieſe 
letzteren wurden ihrerſeits oft ſtark von den Gemeinden ſubventio⸗ 
niert, waren aber wegen ihrer mangelhaften rechtlichen und finan⸗ 
ziellen Grundlagen meiſt nicht ſehr leiſtungsfähig. 

Im Weltkrieg und nachher hat nun gerade das Arbeitsnachweis⸗ 
weſen die entſcheidenden Fortſchritte gemacht . Die außerordentlich 


1 über die neuere Entwicklung unterrichtet zuſammenfaſſend das Handbuch 
von Wölbling, Der Arbeitsnachweis, Berlin 1918, und die vortrefflich geleitete 
Zeitſchriſt: Der Arbeitsnachweis in Deutſchland. 
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große Bedeutung einer gut funktionierenden Arbeitsvermittlung 
drängte ſich angeſichts der Tatſachen jedermann auf. Das Muſter 
der engliſchen „employment exchanges“, das ſeit 1909 ſtark an⸗ 
regend gewirkt hatte, wurde nachgeahmt und faſt ſchon erreicht. 
Nach vier Richtungen vollzog ſich eine ſehr bemerkenswerte Ent⸗ 
wicklung, die jetzt nur noch des Abſchluſſes bedarf. Die herr: 
ſchenden Tendenzen waren die des Ausbaues, der 
Zentraliſierung, der Monopoliſierung und der In⸗ 
dividualiſierung des deutſchen Arbeitsnachweisweſens. 


1. Ausbau und Zentraliſierung 

Von den eben genannten jüngſten Tendenzen der Geſtaltung 
des Arbeitsmarktes gehören die beiden erſten zuſammen und ſtellen 
etwas Einheitliches dar. Das Ziel muß ſein, das ganze 
deutſche Wirtſchaftsgebiet mit einem engmaſchigen Netz 
von Arbeitsnachweiſen zu überziehen, die in einem 
inneren Zuſammenhang ſtehen. Es iſt ein einfach ſelbſt⸗ 
verftändliches Gebot ſozialer Verantwortlichkeit wie wirtſchaftlicher 
Zweckmäßigkeit, Organiſationen zu ſchaffen, die alle Stellengeſuche 
wie Stellenangebote zuſammenführen, die jeden Arbeiter an die für 
ihn geeignetſte Stelle bringen. Es iſt bedauerlich und verwunderlich 
genug, daß dieſes Ziel noch immer nicht voll erreicht iſt, wenngleich 
im letzten Jahrfünft ſchon viele, früher faſt unüberwindlich er⸗ 
ſcheinende Rückſichtnahmen und Bedenklichkeiten überwunden werden 
konnten. 

Geſchichtlich betrachtet, zeigt der Entwicklungsprozeß der letzten 
Jahre kein gradliniges Fortſchreiten, keinen Aufbau von unten nach 
oben, nicht erſt eine Ausbreitung, dann eine Zuſammenfaſſung, 
ſondern beides: Differenzierung und Integration gehen gleichſam 
nebeneinander her. Mancherlei Zufälligkeiten geſtatteten eine logiſch 
„richtige“ Ausbildung des Nachweisweſens nicht. Die wichtigſten 
Etappen dieſes Werdeganges ſind die folgenden: 

Zunächſt ergab ſich im Spätſommer 1914 für das Reich der 
Wunſch, gegen die gefährliche Arbeitsloſigkeit etwas zu tun und zu⸗ 
gleich ein Organ zu ſchaffen, daß die geſamte Arbeitsvermittlung 
der Kriegspolitik dienſtbar machte. So wurde Anfang Auguſt 1914 
im Reichsamt des Innern die Reichszentrale der Arbeitsnach— 
weiſe begründet“, die gedacht war als Spitze aller Arbeitsnachweis⸗ 


1 Denkſchrift über wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges 
Reichstag, Druckſachen, 1914, Nr. 26, S. 50). 
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organifationen in Deutſchland. Eine Vereinheitlichung aber wurde 
noch in keiner Weiſe erſtrebt. In einem Erlaß vom 6. Auguſt 
an die Regierungspräſidenten hieß es: „Die ſelbſtändige Tätigkeit 
aller dieſer Organiſationen ſoll in vollem Umfang aufrechterhalten, 
jedoch nach gemeinſamen Zielpunkten gelenkt werden.“ Die Reichs⸗ 
zentrale hat im Dienſt der Kriegswirtſchaft Bedeutendes erreicht: 
ſie hat Arbeiter von der Stadt aufs Land geführt, den Abtransport 
der aus den Feſtungsgebieten entfernten Bevölkerung, die Heim⸗ 
führung der italieniſchen Arbeiter, die Verwendung der zurück⸗ 
gebliebenen Ruſſen für die Landwirtſchaft, der Kriegsgefangenen uſw. 
geleitet. Noch wichtiger aber iſt, daß ſich auf dieſem Wege die 
Erkenntnis von Wert und Notwendigkeit der Zentrali: 
ſierung allgemein durchſetzte. Die Zuſammenarbeit mit den 
beſtehenden Arbeitsnachweisſyſtemen aber ließ ſehr viel zu wünſchen 
übrig. Zwar gab es einige Anſätze zu einer zwiſchenörtlichen Vermitt⸗ 
lung. Die Arbeitsnachweiſe mußten zweimal wöchentlich die Überſchüſſe 
von Angebot und Nachfrage — die von ihnen nicht erledigt werden 
konnten — dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt melden, daß ſie ſeit 
dem 14. Auguſt 1914 überſichtlich im „Arbeitsmarktanzeiger“ ver⸗ 
öffentlichte. Es fehlte aber ein weſentlicher Teil des Unterbaues; 
zwiſchen Zentrale und Arbeitsnachweiſen klaffte eine tiefe Lücke; es 
fehlte ferner ein organiſcher Zuſammenhang in dem bunten Gewirr 
der Vermittlungsſtellen. 

Sehr bald wurde ein zweiter Schritt getan, indem man in den 
letzten Monaten des Jahres 1914 und im folgenden Jahr auch eine 
Gemeinſamkeit der Nachweiſe in den einzelnen Gebieten anzubahnen 
ſuchte durch Begründung von „Zentralauskunftsſtellen“, die 
gewiſſermaßen die Brücke ſchlugen zwiſchen Reichszentrale und ört⸗ 
lichen Arbeitsnachweiſen. Dieſe Zentralauskunftsſtellen, die zum Teil 
Orts⸗, zum Teil Bezirkszentralen, meift Provinzialzentralen waren!, 
erſtrebten in ihren kleineren Kreiſen einen Ausgleich zwiſchen ſämt⸗ 
lichen nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſen. Durch Vakanzen⸗ 
liſten und vor allen Dingen durch telephoniſche Mitteilung ſuchten 
fie die unerledigten Überſchüſſe unterzubringen, oft mit glänzendem 
Erfolg. In den letzten Jahren, etwa ſeit 1917, verloren ſie an 
Bedeutung, weil ſich die Gegenſätze der verſchiedenen Arbeits⸗ 


1 In Süddeutſchland: Württemberg, Baden, Elſaß⸗Lothringen waren die 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe der Hauptſtädte zugleich die Zentralauskunftsſtellen; 
in Bayern wurden keine Zentralauskunftsſtellen errichtet, ihre Aufgaben aber 
von den Hauptarbeitsämtern der acht Regierungsbezirke erfüllt. 
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nachweisarten zu mildern begannen; es fand eine merkliche An⸗ 
näherung und vielfach ein Anſchluß an die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe ſtatt. Dieſe öffentlichen Arbeitsnachweiſe — die heute 
maßgebende Gruppe — ſind zuſammengeſchloſſen im „Verband 
deutſcher Arbeitsnachweiſe“, der in 20 Landesverbände zerfällt, die 
ſich im allgemeinen mit dem Umfang einer Provinz decken. Auch 
ſie befaſſen ſich, neben vielen anderen verwandten Zwecken, mit 
dem zwiſchenörtlichen Ausgleich und ſtanden inſofern mit den 
Zentralauskunftsſtellen in Wettbewerb. Ein befriedigendes Syſtem 
war noch nicht geſchaffen. 

Die weiteren Kriegsjahre 1915 bis 1918 ſind gekennzeichnet durch 
die Vermehrung der öffentlichen Arbeitsnachweiſe, deren Netz bis 
dahin zwar im Süden ziemlich eng geknüpft, in Norddeutſchland 
aber noch recht lückenhaft geblieben war. Die Handhabe dazu bot 
in erſter Linie die Bundesrats verordnung vom 14. Juni 
1916, wo zum erſten Male den Landeszentralbehörden 
die Befugnis verliehen wurde, auch widerſtrebende 
Gemeinden und Gemeindeverbände zur Errichtung 
öffentlicher unparteiiſcher Arbeitsnachweiſe anzu⸗ 
halten. Sie können auch Anordnungen über Errichtung und 
Betrieb ſolcher Arbeitsnachweiſe treffen. Tatſächlich ſind denn auch 
in allen größeren Bundesſtaaten in dieſem Sinne Anordnungen 
erlaſſen worden, mit dem Erfolge, daß jetzt wohl alle Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern öffentliche Arbeitsnachweiſe beſitzen. 
Die, wie erwähnt, vielfach in Norddeutſchland vorhandenen Vereins⸗ 
arbeitsnachweiſe, die zu den öffentlichen zu zählen ſind, wurden zum 
größten Teil in den Gemeindebetrieb übernommen. Die ganze Be⸗ 
wegung kam in immer ſchnelleren Fluß; die Vorherrſchaft der kom⸗ 
munalen Arbeitsnachwriſe befeſtigte ſich immer mehr. 

Seit 1916 waren die Vorbedingungen für einen einheitlichen 
Organismus der Arbeitsvermittlung in Deutſchland reichlich gegeben. 
Aber ſchon ſeit 1915 waren die Erörterungen über die beſte Art 
des Aufbaues in einen ſehr lebhaften Gang gekommen. Die Vor⸗ 
ſchläge, die ſeit Jahr und Tag von Sozialpolitikern gemacht worden 
waren, die dem Verbande deutſcher Arbeitsnachweiſe naheſtanden — 
namentlich von Dominikus und Freund — wurden jetzt wieder auf⸗ 
gegriffen. Beſonders angelegentlich intereſſierten ſich die Gewerk⸗ 
ſchaften für dieſe Frage!. Am 10. Februar 1915 tagten in Berlin 


1 Vgl. Legien, Die Arbeitsvermittlung nach dem Kriege (Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 43. Band, 1916/17, S. 885 ff.). 
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die Vertreter der verſchiedenen Gewerkſchaftsgruppen und ſtellten 
einige Grundſätze auf, von denen ausgehend eine Kommiſſion ein 
ausführliches Programm entwarf. Dieſe Leitſätze wurden dann auch 
dem Reichstag unterbreitet und von ihm am 20. März nach inter⸗ 
eſſanter Beſprechung mit ſtarker Mehrheit angenommen. Die Regie⸗ 
rung freilich hielt ſich ſehr zurück — ob aus Rückſicht auf die Unter⸗ 
nehmer, wie von gewerkſchaftlicher Seite behauptet wurde, bleibe 
dahingeſtellt. Staatsſekretär Dr. Delbrück war gegen jede geſetzliche 
Regelung der Materie und wünſchte an die alten Einrichtungen an⸗ 
zuknüpfen. Die Verhandlungen riſſen aber nicht mehr ab. Mitte 
April 1916 ſtellten das Bureau für Sozialpolitik und die vier ge⸗ 
werkſchaftlichen Organiſationen und im März 1918 noch einmal die 
freien Gewerkſchaften von ſich aus ihre Forderungen zuſammen !. 
Im ganzen vertrat man ſtets die gleichen Grundgedanken: eine groß⸗ 
zügige Reform auf der Baſis der kommunalen Arbeitsnachweiſe, 
Anſchluß aller anderen Nachweiſe an dieſe, vollſtändig durchgeführte 
Parität der Verwaltung, Aufbau der Arbeitsnachweiſe in drei Stufen: 
örtliche Arbeitsämter, Bezirksarbeitsämter, Reichsarbeitsamt. 
Nachdem im November 1918 die Waffen endlich niedergelegt 
worden waren, wurde die lang angeſtrebte Regelung zu einer beſonders 
dringlichen Sache. Die ſchweren Verſäumniſſe auf dieſem Gebiet 
rächten ſich jetzt bitter. Wieder ſchwoll die induſtrielle Reſervearmee 
bedenklich an. Reichszentrale und Zentralauskunftsſtellen waren nur 
die Kriegszeit beſtimmt geweſen und mußten durch dauernde Organi⸗ 
ſationen erſetzt werden. Zugleich brach ein wilder Wettbewerb der 
größeren Gemeinden los, die ſich ihrer Arbeitsloſen zu entledigen 
ſuchten, indem ſie ſie nach auswärts abſchoben. Um die Zentral⸗ 
auskunftsſtellen kümmerten ſie ſich dabei ſehr wenig. Aus ſolchen Er⸗ 
fahrungen heraus wurden nun ſtatt dieſer allmählich die Landesarbeits⸗ 
ämter geſchaffen?, erſt einzelne, dann immer zahlreichere, ein Prozeß, 
der noch nicht zum Abſchluß gelangt iſt. Der naheliegende Gedanke, 
die Zentralauskunftsſtellen einfach durch die Arbeitsnachweisverbände 
zu erſetzen und dieſe zu öffentlichen Korporationen zu machen, wie 
es ſchon eine Eingabe des Verbandes deutſcher Arbeitsnachweiſe an 
das Reichswirtſchaftsamt vom 7. Mai 1918 gewünſcht hatte, wurde 


1 Correſpondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands, 28. Jahrg., 1918, 
Nr. 43. 

2 So in Württemberg und Sachſen. Die gut durchdachten Arbeits⸗ 
ordnungen find wiedergegeben in „Der Arbeitsnachweis in Deutſchland“ (Jahrg. 6, 
Nr. 3 und 8). 
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nicht verwirklicht — was inſofern verſtändlich iſt, weil das Arbeits⸗ 
nachweisweſen, das mit öffentlichen Rechten weitgehend ausgeſtattet 
werden ſoll, auch den öffentlichen Körperſchaften unterſtellt werden 
muß. Das öffentliche Intereſſe an ihnen iſt von größtem Belang. 

Nun galt es noch, dem Bauwerk die endgültige Spitze in Ge⸗ 
ſtalt eines Reichsarbeitsamtes aufzuſetzen und die geſamte Arbeits⸗ 
vermittlung in einem Reichsarbeitsnachweisgeſetz abſchließend zu 
ordnen. Dieſes Ziel aber, das nach der Revolution auch von der 
Regierung als das ihrige anerkannt worden war, wurde in der 
Folgezeit noch immer nicht erreicht. Als auch im Herbſt 1919 eine 
ſchnelle Verabſchiedung des Reichsgeſetzes nicht zu erwarten war, 
ging Preußen mit einer wichtigen, in den Hauptpunkten ziemlich 
befriedigenden Verordnung vom 12. September 1918 vor, 
die den Grundſätzen entfprach, die ſich im Laufe der Jahre faſt all⸗ 
gemeine Anerkennung errungen hatten !. Es ſollte danach jeder 
Stadt⸗ und Landkreis zur Unterhaltung eines öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſes verpflichtet ſein (§ 1). Die Verwaltung erfolgt durch 
einen Verwaltungsausſchuß, der ſich aus dem Vorſitzenden, deſſen 
Stellvertreter und mindeſtens je zwei Vertretern der Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmerſchaft zuſammenſetzt (§ 8). „Im Falle des Be⸗ 
dürfniſſes iſt der Arbeitsnachweis fachlich zu gliedern. Die Ver⸗ 
waltung dieſer Fachabteilungen hat durch Fachausſchüſſe zu erfolgen,“ 
die gleichfalls paritätiſch zuſammengeſetzt find ($ 11). Zum Zweck 
des örtlichen Ausgleiches von Angebot und Nachfrage und zur Er⸗ 
ledigung anderer allgemeiner Aufgaben werden Arbeitsnachweisämter 
gebildet, in denen die verſchiedenen nicht gewerbsmäßigen Arbeits⸗ 
nachweiſe der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes zuſammen⸗ 
gefaßt werden. „In der Leitung des Arbeitsnachweisamtes müſſen 
die einzelnen Arbeitsnachweiſe entſprechend ihrer Bedeutung ver⸗ 
treten ſein“ (§ 12 ff.). Zwecks Zuſammenfaſſung der Arbeitsnach⸗ 
weiſe in den größeren Bezirken werden für die verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen und für Groß⸗Berlin Provinzialämter ins Leben gerufen, 
deren Verwaltung in den Händen der Provinzialverwaltung, in 
Berlin in den Händen der Gemeindeverwaltung liegt. Die Provin⸗ 
zialverwaltung, in Berlin der Magiſtrat, ſetzt einen Verwaltungs- 
ausſchuß ein, „in dem die einzelnen Arten der Arbeitsnachweiſe an⸗ 


1 In Bayern haben die öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſeit dem 29. November 
1918 das Monopol: die Arbeitsvermittlung iſt ſtraff einheitlich organiſiert (vgl. 
„Der Arbeitsnachweis in Deutſchland“, 6. Jahrg., 1919, Nr. 10, S. 93). 
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gemeſſen vertreten fein müſſen“ (S 17ff.). Die Provinzialämter 
haben im allgemeinen nicht ſelbſt die Arbeitsvermittlung zu betreiben; 
ihnen liegt vor allem der Ausbau des Arbeitsnachweisnetzes und 
der zwiſchenörtliche Ausgleich ob (§ 21). 


So trug dieſe Verordnung in der Tat dringenden Bedürfniſſen 


in manchen Beziehungen Rechnung. Indeſſen war ſie nicht mehr 
als eine Abſchlagszahlung auf das kommende Reichsgeſetz, ein Torſo, 
der berechtigte Wünſche offen ließ. Die beiden wichtigſten Aus⸗ 
ſtellungen ſind die folgenden: 


1. Es muß noch klarer und ſchärfer dem kommunalen 
Arbeits nachweis die führende Stellung auf dem 
Arbeitsmarkte zugewieſen, ja es muß dieſem mit Entſchloſſen⸗ 
heit die Alleinherrſchaft geſichert werden. Zwar werden nun 
überall in Preußen kommunale Arbeitsnachweiſe, wo ſie noch 
fehlen, begründet oder Vereinsnachweiſe kommunaliſiert. Aber 
die Vielheit der Vermittlungsſtellen wird durch dieſe Verord⸗ 
nung nicht beſeitigt, eher verewigt. Eine gewiſſe Einwirkung 
iſt nur durch § 23 möglich. Nach ihm kann der Oberpräſident 
oder der Regierungspräſident durch Polizeiverordnung einem 
einzelnen „zu beſtimmenden Arbeitsnachweis“, der in der Regel 
wohl der kommunale ſein wird, eine Vorzugsſtellung einräumen: 
Zwang zur Anmeldung aller offenen Stellen, der Arbeitsloſig⸗ 
keit, der Stellenbeſetzung an dieſen Arbeitsnachweis, Unter⸗ 
drückung der Arbeitsvermittlung durch Zeitungsanzeigen. 


Es fehlt noch jede zentrale Vereinigung, in einem 
preußiſchen oder beſſer in einem Reichsarbeitsamt, das im 
großen, von einer höheren Warte aus, das zu leiſten hätte, 
was im kleineren den Provinzialämtern zugewieſen wird. 


Solche und andere Bedenken! ſind in der Offentlichkeit zur 
Geltung gebracht worden. In dem in kürzeſter Friſt zu erwartenden 
Reichsgeſetz müſſen ſie Berückſichtigung finden. Die Errichtung einer 
Reichszentrale für Arbeitsvermittlung hat auch der Reichsarbeits⸗ 
miniſter Schlicke, wie bereits erwähnt, ſchon am 18. Oktober 1919 
in der Nationalverſammlung als eine der notwendigſten Maßnahmen 
der nächſten Zukunft bezeichnet. Noch vor der reichsgeſetzlichen 
Regelung des Nachweis weſens iſt deshalb ſchon innerhalb des Reichs⸗ 


1 


1 Weitere Geſichtspunkte macht geltend: Wölbling, Regelung des 
Arbeitsnachweiſes und der Berufsberatung in Preußen (Die gemeinnützige 
Rechtsauskunft, 5. Jahrg., 1920, Nr. 4). 


1 
g 
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arbeitsminiſteriums ein Reichsamt für Arbeitsvermittlung im Februar 
1920 ins Leben getreten !. 

Den großen Abſchluß muß das Reichsarbeitsnachweisgeſetz dar⸗ 
ſtellen, deſſen Grundſätze nach den Vorarbeiten der letzten Jahre 
keine Überraſchung mehr bringen werden. Es wird im weſentlichen 
den allgemeinen Forderungen nachkommen, wie ſie am 10. Dezember 
des vergangenen Jahres der Verband deutſcher Arbeitsnachweiſe 
noch einmal in einer Anzahl „Richtlinien“ niedergelegt hat, die in 
der öffentlichen Beſprechung nur in Einzelheiten, nicht mehr in den 
Leitgedanken beanftandet worden find ?. 


2. Monopoltendenzen 


Neben den bisher beſprochenen Tendenzen des Arbeitsnachweis⸗ 
weſens in Deutſchland ſind zwei andere Entwicklungsrichtungen ſchon 
genannt worden, die noch kurz zu ſchildern wären: die NMonopo⸗ 
liſierung und die Individualiſierung der Arbeitsver⸗ 
mittlung. 

Daß eine einheitliche Arbeitsnachweisorganiſation vorhanden 
ſein muß, wurde mehrfach betont. Die unglaubliche Verworrenheit 
auf dieſem Gebiete iſt ein allgemeiner Schaden. Zumal in den 
großen Städten beſteht noch jetzt ein beklagenswerter Wettbewerb 
zwiſchen den verſchiedenen Vermittlungsſtellen. Die wichtigſten ſind 
das Zeitungsinſerat, die gewerbsmäßige Stellenvermittlung und — 
als ſtärkſter Wettbewerber — der Arbeitsnachweis in allen möglichen 
Formen und Schattierungen. In manchen Großſtädten zählt man 
100 Arbeitsnachweiſe und mehr; in Berlin ſind 243 nicht gewerbs⸗ 
mäßige Arbeitsvermittlungseinrichtungen neben 370 gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlern vorhanden. Überflüſſig zu ſagen, wieviel Arbeit 
und Koſten dadurch verſchwendet werden, wie die Vermittlung er⸗ 
ſchwert und unwirkſam gemacht wird, wie die Überſicht über den 
Arbeitsmarkt verloren geht, wie eine Kontrolle über die Arbeits⸗ 
loſigkeit ihre Urſachen und ihre Fortdauer faſt unmöglich iſt. 


1 Soziale Praxis, XXIX. Jahrg., 1920, Nr. 22, S. 498 f. 

2 Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 7, S. 108 f. 
Kritiſch wäre zu bemerken, daß dieſe Richtlinien, wohl aus realpolittſchen Er⸗ 
wägungen, noch nicht entſchieden genug eine Zentraliſierung der Arbeitsnachweiſe 
erſtreben. Um ſo erfreulicher iſt, daß nach Zeitungsmeldungen aus jüngſter Zeit 
der Entwurf eines Reichsgeſetzes anſcheinend ausgeſprochenermaßen ein Monopol 
der öffentlichen Nachweiſe — Ausſchaltung der gewerbsmäßigen Stellen vermittlung, 
Angliederung der Intereſſentennachweiſe — vorſieht. 
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Gerade dieſe Kontrolle aber iſt, wie noch zu zeigen, im Hinblick 
auf Erwerbsloſenfürſorge und Arbeitsloſenverſicherung von höchſter 
Bedeutung. 

Betrachtet man die einzelnen Vermittlungseinrichtungen, 
ſo läge hinſichtlich der Zeitungsinſerate die Forderung nahe, ſie 
kurzer Hand zu unterſagen. Verſuche dieſer Art ſind mehrmals gemacht 
worden, aber mit ſchlechten Ergebniſſen!. Mitunter hat man das 
Inſerieren auch von einer Meldepflicht der Zeitungen an den öffentlichen 
Arbeitsnachweis abhängig gemacht oder die Zeitungsanzeige nur für 
den Fall geſtattet, daß der Arbeitsnachweis zuerſt in Anſpruch ge⸗ 
nommen, aber nicht in der Lage war, die Vermittlung der Stelle 
oder des Arbeiters auszuführen. Es würde wohl eine unzuläſſige Be⸗ 
ſchränkung der wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit ſein, wenn man 
dem Arbeitsmarkt die Preſſe mit ihren weitreichenden Möglichkeiten 
einfach verſchlöſſe. Beſonders Qualitätsarbeiter und erſt recht 
Privatangeſtellte aller Art müſſen befugt bleiben, ihre Fähigkeiten 
durch die Anzeige ins rechte Licht zu ſetzen, andererſeits die Arbeit⸗ 
geber die Möglichkeit beſitzen, auf dieſem Wege ſolche Kräfte zu 
ſuchen. Verlangt werden kann und muß aber, daß jede freie 
Arbeitskraft und jede offene Stelle außerdem beim öffentlichen 
Arbeitsnachweis zur Anmeldung kommt. Je vollkommener dieſer 
ausgeſtaltet wird, deſto eher wird das Zeitungsinſerat von ſelbſt 
verſchwinden. — 

Faſt vollſtändige Einhelligkeit der Anſichten iſt dagegen für die 
zweite Hauptvermittlungsart, für die gewerbsmäßige Stellen⸗ 
vermittlung verbanden. Faſt jedermann wünſcht ihre Beſeitigung. 
Schon das Stellenvermittlungsgeſetz vom 2. Juni 1910 hatte die 
private Vermittlung erheblich zurückgedrängt; ſeit November 1918 iſt 
ſie in einigen Fällen ganz unterdrückt worden, ſo in einer Verordnung 
des bayriſchen Staatskommiſſars für Demobilmachung vom 29. No⸗ 
vember 19182. Es iſt anzunehmen, daß das Reichsarbeitsnachweis⸗ 
geſetz nun reinen Tiſch machen und die gewerbsmäßige Vermittlung 


1 Düſſeldorfer Denkſchrift, S. 10; vgl. auch den Aufſatz: „Arbeitsnachweis 
und Zeitungsinſerat“ (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 6, 1919, 
Nr. 10); ferner: „Öffentlicher Arbeitsnachweis und Stellenvermittlung durch die 
Preſſe“ (Kölniſche Volkszeitung 1920, Nr. 211). 

2 8 4: „Aller gewerbsmäßigen Vermittlung iſt der Betrieb vorübergehend 
unterſagt“. Das gleiche forderte ein Antrag Gräf, der am 1. Dezember 1919 
vom Handels- und Gewerbeausſchuß der Preußiſchen Nationalverſammlung ver⸗ 
worfen wurde. 
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verbieten wird. Freilich werden Übergangsbeſtimmungen nötig fein, 
namentlich bei einzelnen ſchwer zu behandelnden Arbeitnehmer⸗ 
gruppen (Hausanſtellte, Bühnenangehörige, Gaft: und Schankwirt⸗ 
ſchaftsperſonal). Die tüchtigſten Vertreter des Vermittlergewerbes 
ſollte man gleichfalls zu „kommunaliſieren“ ſuchen. | 

Außerordentlich ſtrittig war wenigſtens bis zum Kriege die 
Frage, wie ſich die verſchiedenen Arbeitsnachweiſe zueinander und 
wie ſich beſonders die Intereſſennachweiſe zu den 
öffentlichen verhalten ſollen. In den letzten ſechs Jahren 
iſt da nun eine ſehr erfreuliche Klärung eingetreten, und zwar in 
dem Sinne einer ftarfeır allgemeinen Annäherung an den öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweis. Dieſes Zuſammengehen wurde anfangs 
durch die Kriegsnotwendigkeiten erzwungen. So entſtanden Reichs⸗ 
zentrale und Zentralauskunftsſtellen, denen ſämtliche Nachweisarten 
angeſchloſſen wurden. Darüber hinaus wurden aus freiem Antrieb 
mancherlei Arbeitsgemeinſchaften begründet, Beziehungen geſucht, 
Verhandlungen gepflogen, am angelegentlichſten im Sommer 1919. 
Bemerkt wurde ſchon, daß die Regelung des preußiſchen Arbeits⸗ 
nachweisweſens durch die Verordnung vom 12. September 1919 
eine Verbindung aller nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe vor⸗ 
ſieht und daß von der reichsgeſetzlichen Regelung eine Löſung der 
Frage im Sinne des Monopolgedankens erwartet werden muß. 

Der ideale Arbeitsnachweis der Zukunft würde alſo das Er⸗ 
gebnis eines Verſchmelzungsprozeſſes ſein, der übrigens ſchon vor 
1914 eingeleitet und erkennbar war, aber viele Jahre lang noch 
durch ſtarke Widerſtände aufgehalten wurde. Die Konzentration 
der Kleinbetriebe im Großbetrieb, die auf fo vielen Gebieten neu- 
zeitlicher Wirtſchaftsführung feſtzuſtellen iſt, macht auch vor der 
Arbeitsvermittlung nicht Halt, iſt hier vielmehr durch beſonders 
triftige Gründe geboten. Praktiſch würden namentlich die 
Nachweiſe der Intereſſenten: der Arbeiter, der Angeſtellten und 
der Arbeitgeber zugunſten des öffentlichen Nachweismonopols be⸗ 
ſeitigt werden. 

Faßt man dieſe drei Gruppen ins Auge, ſo war auf der Seite 
der Arbeiter, der Gewerkſchaften, auch bei ihrer mächtigſten 
Gruppe, den „Freien“, urſprünglich wenig Bereitſchaft zum Anſchluß 
vorhanden. Bis zum Anfang unſeres Jahrhunderts galt der Arbeits⸗ 
nachweis zunächſt einmal als Kampfobjekt!, als das Inſtrument, 


I Kumpmann, a. a. O. S. 45 ff., und Weber, Der Kampf zwiſchen 
Kapital und Arbeit, 2. Aufl., Tübingen 1920, S. 257 ff. 
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durch das man — von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerfeite aus — 
über die Ware Arbeit verfügen, fie gewähren und verſagen könne. 
Die Gewerkſchaften vertraten die Anſicht, die Arbeitsvermittlung ſei 
„ausſchließlich Sache der Arbeitnehmer“. Indem aber dann ſeit 
1903 die Arbeitgeberverbände mächtig wurden und von ſich aus 
ſehr leiſtungsfähige Vermittlungseinrichtungen ſchufen, wuchs auf 
gewerkſchaftlicher Seite die Sympathie für den paritätiſch verwalteten 
Arbeitsnachweis. Dieſer ſollte entweder von den beiden Parteien 
des Arbeitsvertrages gemeinſam errichtet und unterhalten werden — 
der Facharbeitsnachweis, wie er zuerſt bei den Buchdruckern und 
Bierbrauern eingeführt worden war — oder aber von der Gemeinde 
als öffentlicher Nachweis, an deſſen Verwaltung die beiden Parteien 
paritätiſch beteiligt würden. Im Kriege gingen die ohnehin be⸗ 
ſcheidenen Vermittlungsſtellen der Gewerkſchaften wegen der Ein⸗ 
ziehungen von vielen Mitgliedern noch weiter zurück, führten meiſt nur 
ein beſcheidenes Daſein. 

Es darf allerdings nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß ſich in 
manchen Gewerkſchaften lange ein ſtarkes, nicht ganz unberechtigtes 
Mißtrauen gegen die öffentlichen Arbeitsnachweiſe erhielt. Dieſe 
zeigten vielfach ein Beſtreben, die „paritätiſche“ Verwaltung fallen 
zu laſſen und zu einer bureaukratiſchen, aber „unparteiiſchen“ über⸗ 
zugehen; man ſuchte die einzelnen Arbeitsnachweiſe von der Mit⸗ 
wirkung der Parteien zu befreien und dieſe nur an der Leitung der 
Nachweis verbände zu beteiligen. Das war in der Tat ein großer 
Fehler, der von den Gewerkſchaften ſchon auf dem Gewerkſchafts⸗ 
kongreß von 1914 aufs heftigſte getadelt wurde!. Eine ſolche 
ſcheinbare Unparteilichkeit hätte Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge⸗ 
ſchädigt, noch mehr aber das Nachweisweſen ſelbſt. Für die Verwaltung 
des Arbeitsnachweiſes iſt nichts ſo notwendig wie Volks⸗ 
tümlichkeit und Anpaſſungsfähigkeit; durch Bureau⸗ 
kratismus und Schablonenweſen wird er ſchnellſtens zugrunde ge⸗ 
richtet. Die Parteien müſſen ihn von oben bis unten ſelbſt geſtalten 
und mit lebendiger Kraft erfüllen. Zwar liegen hier auch gewaltige 
öffentliche Intereſſen vor, zumal beim Arbeitsnachweis der Zukunft, 
der mit neuen bedeutſamen öffentlichen Aufgaben betraut werden 
ſoll. Auch kann volle Einheitlichkeit und größte Wirkſamkeit der 
Arbeitsvermittlung nur erreicht werden, wenn die öffentlichen Körper 


1 Leipart, Gewerkſchaften und öffentliche Arbeitsnachweiſe (Der Arbeits- 
nachweis in Deutſchland, 6. Jahrg., 1918, Nr. 2). 
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ſie unter ihre Obhut nehmen. Von ihnen werden die Nachweiſe 
begründet, finanziert und geleitet — durch Beſtellung eines un⸗ 
parteiiſchen Vorſitzenden des Verwaltungsausſchuſſes, auf den doch 
nicht wohl verzichtet werden kann. Im übrigen beweiſen alle Er⸗ 
fahrungen, daß die Organiſation auf den Grundſatz der 
Selbſtverwaltung geſtellt werden muß, und zwar einer 
vollen Selbſtverwaltung, nicht bloß einer beſchränkten, neben einer 
Majorität von Gemeindevertretern. Bei den kommunalen Arbeits⸗ 
ämtern, auch beim Reichsarbeitsamt ſollte die Verwaltung pari⸗ 
tätiſchen Ausſchüſſen überlaſſen werden, die auch den Geſchäftsführer 
und die ſonſtigen Angeſtellten berufen. Der Arbeitsnachweis zerfällt 
ſodann in eine Anzahl von Fachabteilungen, und zwar ſoviele, als 
geſchloſſene Arbeitergruppen vorhanden ſind. Die Abteilungen für 
Männer und Frauen ſind im allgemeinen getrennt; neben einer 
Abteilung für die ungelernten Arbeiter gibt es Abteilungen für jede 
in größerer Zahl vorhandene Arbeitergattung. Auch dieſe Fach⸗ 
abteilungen müſſen von Ausſchüſſen verwaltet werden, die pari⸗ 
tätiſch zuſammengeſetzt ſind !. 

Erfreulicherweiſe iſt man dieſen Grundſätzen neuerdings wieder 
näher gekommen, ohne ſie jedoch ſo deutlich anzuerkennen, wie es 
das Intereſſe der Sache erfordert. Gerade auch der Verband deutſcher 
Arbeitsnachweiſe hat eingeſehen, daß auf dieſem Wege allein der 
öffentliche Arbeitsnachweis das Recht und die Fähigkeit erlangt, ſich 
die anderen Einrichtungen einzuverleiben. In den „Richtlinien“ 
vom 10. Dezember 1919 heißt es gleich zu Anfang: „Der Grundfag 
der paritätiſchen Verwaltung jedes nichtgewerbsmäßigen Arbeits⸗ 
nachweiſes iſt reſtlos durchzuführen, und dabei iſt Sorge dafür zu 
tragen, daß nicht allein überall paritätiſche Verwaltungsausſchüſſe 
eingerichtet werden, ſondern daß unter Berückſichtigung der beſonderen 
örtlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe die Mitwirkung der Inter⸗ 
eſſenten bei den Geſchäften der Arbeitsvermittlung ſelbſt geſichert 
wird.“ Die Praxis hat ſich dieſer geſunden Erkenntnis mit viel 
größerem Widerſtreben erſchloſſen. Allerdings heißt es in Vor⸗ 


1 In den „Leitſätzen“ des Reichsarbeitsminiſteriums vom November 1919 
wird erklärt: „3. Facharbeitsnachweiſe find ſelbſtändige Fachabteilungen der öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweiſe. Der Leiter der öffentlichen Arbeitsnachweiſe iſt zugleich 
Leiter der Facharbeitsnachweiſe. Bei der Beſprechung mit den Intereſſenten 
am 20. November kam „zur Frage der Facharbeitsnachweiſe von allen Be⸗ 
‚teiligten zum Ausdruck, daß ein Aufgehen in die A Arbeitsnachweiſe 
erwünſcht ſei. 
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ſchlägen zur Verbeſſerung des Arbeitsnachweisweſens, die von der 
Reichsregierung dem Reichstag am 27. November 1915 als Denk⸗ 
ſchrift überreicht wurden: „Eine Beteiligung von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern an der Organiſation und Verwaltung des öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweisweſens wird mehr, als dies bisher geſchehen 
iſt, durchzuführen ſein.“ Indeſſen iſt das alte Syſtem bureaukratiſcher 
Bevormundung immer noch in weitem Umfang beibehalten worden. 
Auch die neueren Geſetze und Entwürfe — ſo die preußiſche Ver⸗ 
ordnung vom 12. September 1919 — geſtatten noch ein Aberwiegen 
des Beamtenelementes. | 
Wie die Gewerkſchaften, fo ſtreben auch die Angeſtellten⸗ 
verbände in letzter Zeit zum öffentlichen Arbeitsnachweis hin. Hier 
waren dieſe Beſtrebungen ſchon ſeit mehr als einem Jahrzehnt ſehr ſtark. 
Einſichtige Führer der Angeſtelltenbewegung erklärten, daß die außer⸗ 
ordentliche Zerſplitterung der Organiſationen und ihrer Arbeits⸗ 
nachweiſe zu einer ungeheuerlichen Verſchwendung von Kräften und 
Mitteln führe, die Stellenvermittlung faſt zu einer Sache des Zu⸗ 
falls mache 1. Die Angeſtellten, techniſche, kaufmänniſche und Bureau⸗ 
angeſtellte, ſind noch weit mehr als die Arbeiter auf den zwiſchen⸗ 
örtlichen Ausgleich angewieſen. Sie brauchen Arbeitsnachweiſe, 
die möglichſt das ganze Reich umfaſſen. Zwar ſind beſonders bei 
den Kaufleuten ſolche Verbände wohl vorhanden; der Krieg brachte 
zudem zahlreiche Verſchmelzungen; viele Nachweiſe waren auch ſchon 
vorher in irgendeiner Form an den öffentlichen Nachweis an⸗ 
geſchloſſen. Muſterhaft durchgebildet iſt zum Beiſpiel die kauf⸗ 
männiſche und techniſche Arbeitsvermitlung des württembergiſchen 
Landesamts. Aber auch hier kann die Parole nur lauten: „Volle 
Monopoliſierung und Zentraliſierung!“ Die Angeſtelltennachweiſe 
müſſen zuſammengeſchloſſen und als Fachabteilungen mit weiteſt⸗ 
gehender eigener Verwaltung dem Zentralarbeitsnachweis ange⸗ 
gliedert werden. Die letzten Jahre haben die Erkenntnis von der 
Schädlichkeit des kleinlichen Verbandspartikularismus in den An⸗ 
geſtelltenkreiſen überall Wurzel ſchlagen laſſen. Der Boden iſt für 
die kommende Reform wohl vorbereitet“. 


1 Vgl. Frey, Der kaufmänniſche Stellenmarkt in der Tages⸗ und Fach⸗ 
preffe (Jahrbücher für Nat. u. Stat., 114. Band, 1920, 1. Heft, S. 60 ff.). 

2 Aufhäuſer, Arbeitsnachweis und Übergangszeit im Hinblick auf die 
Privatangeſtellten (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, 6. Jahrg., 1918, Nr. 3) 
ſowie in derſelben Zeitſchrift (6. Jahrg. Nr. 4 und 7. Jahrg. Nr. 11) die Auf⸗ 
ſätze von Warning, Die Vereinheitlichung des kaufmänniſchen Arbeits⸗ 


47 7) Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit uſw. 161 


Die hier geforderte Demokratie der Verwaltung und der Ge⸗ 
ſchäftsführung wird auch am erſten den Wünſchen der Arbeit⸗ 
geberkreiſe entſprechen, ihnen die nötigen Bürgſchaften für Sach⸗ 
lichkeit und Zweckmäßigkeit des Nachweismonopols geben. Von dieſer 
Seite wurde die öffentliche Arbeitsvermittlung bis zum Kriege mit 
großem Argwohn betrachtet. Nicht ganz zu Unrecht, wenn auch mit 
Übertreibung, erhob man gegen fie politiſche und techniſche Ein- 
wände verſchiedenſter Art: politiſche, indem man behauptete, die 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſtänden unter dem Einfluſſe der Arbeiter, 
ja ſie wären Werkzeuge der Sozialdemokratie, techniſche, indem man 
die Arbeitgebernachweiſe als weit überlegen darſtellte. Bei der 
öffentlichen Arbeits vermittlung fehle jede Anpaſſung an die Sonderart . 
des einzelnen Arbeiters und die Bedürfniſſe der Induſtrie; man 
halte ſich an einen öden Nummernzwang, der höchſtens bei un⸗ 
gelernten Arbeitern, nicht aber bei hochqualifizierten angebracht ſei! — 
alles Fehler, die vorhanden ſein können, es aber nicht zu ſein brauchen 
und nicht vorhanden ſein dürfen. | 

Die Kriegsjahre führten nun auf manchen Gebieten zu einer 
gemeinſamen Arbeit von Arbeitgeberverbänden und Gewerkſchaften, 
die ſchroffe Gegnerſchaft ſchien ſich zu mildern; der Gedanke der 
Tarifverträge war in ſiegreichem Vordringen. Ebenſo befreundeten 
ſich die Unternehmer mit dem Gedanken des paritätiſchen Zuſammen⸗ 
wirkens bei der Arbeitsvermittlung. Es nahmen die Facharbeits⸗ 
nachweiſe an Zahl ſtark zu, und dieſe wurden dann oft — zuerſt 
in Süddeutſchland — als Fachabteilungen an die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe angeſchloſſen. Beiſpiele: die Arbeitsvermittlung der Ber: 
liner Metallinduſtrie oder des Berliner Gaftwirtögewerbes?. Da 
aus den reinen Intereſſentennachweiſen Facharbeitsnachweiſe wurden 
und da die öffentlichen Arbeitsnachweiſe im Sinne der Parität und 
der Selbſtverwaltung ausgebaut wurden, verſchwanden in der Praxis 
die Unterſchiede, es verſchwand oder verringerte ſich der Widerſtand 
gegen die Monopoliſierung des Nachweisweſens. Auch in dem 


nachweiſes, und Huppelsdorf, Der Arbeitsnachweis für Kaufleute bzw. An⸗ 
geſtellte und ſeine Neuregelung. Bei den Kaufleuten iſt die Zentraliſierungs⸗ 
tendenz am ſtärkſten. 

1 In ſcharfer Form, aber für die Gegenwart ganz zu Unrecht, wird dieſer 
Vorwurf wiederholt in Calwers „Konjunktur“ (XI. Jahrg., 1920, Heft 23/24, 
S. 141: Das Reichsamt für Arbeits vermittlung). 

2 Bol „Vorwärts“, 1918, Nr. 322 (23. November); „Berliner Lokal⸗ 
anzeiger“. 1919, Nr. 619 (23. Dezember). | | 
Sämollers Jahrbuch XLIV 2. 11 
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großen Kollektivabkommen der Arbeitgeberverbände und der Gewerk⸗ 
ſchaften vom 15. November 1918 wurden die Grundſätze über das 
Arbeitsnachweisweſen in ähnlicher Weiſe formuliert. Manche neuere 
Außerungen find gleichfalls einer Monopoliſierung günſtig !. 


3. Individualiſierende Arbeits vermittlung 


Im vorhergehenden iſt auch über die vierte Entwicklungsrichtung 
ſchon einiges bemerkt worden, ſo daß ein paar ergänzende Hinweiſe 
genügen. Der moderne Arbeitsnachweis ſucht von der ſchema— 
tiſchen zur individualiſierenden Vermittlung über⸗ 
zugehen, das heißt, jeden einzelnen Fall nach ſeinen Beſonderheiten 
zu betrachten und zu behandeln. Der moderne Arbeitsnachweis muß 
allen, auch den ſchwierigſten Aufgaben gerecht werden können; er 
muß Arbeit für Arbeiter (und Angeſtellte) jeden Gewerbes und 
jeder Leiſtungsfähigkeit vermitteln, jeden Mann und jede Frau an 
die „rechte Stelle“ bringen. Nur wenn er organiſatoriſch voll⸗ 
kommen auf der Höhe iſt, kann er alle die Sonderaufgaben erfüllen, 
die bisher manchen der Vermittlungsſtellen, die mit dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis in Wettbewerb ſtehen, eine gewiſſe Lebensberechtigung 
gaben. 

Freilich iſt nun auch geſchichtlich ein ſtetes Fortſchreiten deut⸗ 
lich erkennbar. Urſprünglich wurde bei der öffentlichen Arbeits⸗ 
vermittlung auf eine Bewertung der einzelnen Perſönlichkeiten, 
denen man Stellen verſchaffen wollte, fait ganz Verzicht geleiftet*; 
man vermittelte „der Reihe nach“ junge und alte, tüchtige und 
untüchtige Arbeiter, unterſchied höchſtens gelernte und ungelernte. 
Es war das eben noch das Stadium der Unreife und Unfähigkeit, 
wobei aber auch mitſprach, daß die Gewerkſchaften auf dem primi⸗ 
tiven Nummernzwang beſtanden, um jede Bevorzugung und Dilzipli- 
nierung durch die Arbeitgeber — vor allem eine Sperre gegen die 
organiſierten Arbeiter — von vorherein unmöglich zu machen. 

Die in neuerer Zeit erzielten Fortſchritte beſtehen nun darin, 
daß zwei Forderungen theoretiſch zu allgemeiner Anerkennung ge⸗ 
langt ſind, praktiſch jedoch in befriedigender Weiſe erſt bei einigen 
führenden Nachweisanſtalten. Es iſt dies: 


1 Tänzler, Zur Frage der reichsgefetzlichen Regelung des Arbeitsnachweis⸗ 
weſens (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, 6. Jahrg., 1919, Nr. 11). 

Eine etwas verſchwommene Schilderung gibt Hildegard Sachs, Ent⸗ 
wicklungstendenzen in der Arbeitsnachweisbewegung. Jena 1919. 
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1. der Grundſatz des fachlichen Aufbaues und 
2. der Grundſatz der individuellen Ausleſe. 

Daß der Arbeitsnachweis fachlich aufgebaut ſein, daß er Sonder⸗ 
abteilungen für alle wichtigeren, am Orte vertretenen Berufe auf⸗ 
weiſen muß, wurde mehffach betont. Dieſe Abteilungen müſſen von 
paritätiſchen Ausſchüſſen geleitet werden, in denen die Berufsvertreter 
ſitzen. Die Vermittlung ſelbſt iſt auszuführen durch geſchulte Be⸗ 
amte, die aber ſelbſt möglichſt aus den betreffenden Berufen ſtammen 
oder doch genau mit ihnen vertraut ſind. Nur ſo kann dem Nach⸗ 
weis das notwendige Sachverſtändnis zugeführt werden. 

Sodann iſt der ſchädliche, gedankenloſe, die öffentliche Vermitt⸗ 
lung ſo ſehr herabſetzende Nummernzwang grundſätzlich ſchon von 
allen Seiten verworfen worden. Auch die freien Gewerkſchaften 
haben ſeit 1912 auf ihn verzichtet. Heute wird ein individuali⸗ 
ſierendes Verfahren angeſtrebt, bei dem an Stelle der Nummer die 
Perſönlichkeit tritt. Vorausſetzung dafür iſt, daß die Nachweiſe nicht 
übermäßig groß und am Orte zweckmäßig dezentraliſiert werden. 
Sie müſſen ohne allzuviel Mühe erreichbar und ſelbſt bei einem 
Anſturm in Kriſenzeiten in der Lage bleiben, ſich des einzelnen 
Falles anzunehmen. Den Wünſchen des Arbeitsloſen muß nach 
Möglichkeit entſprochen werden. Es muß aber in manchen Fällen 
auch eine Prüfung ſeiner Eignung und Ausbildung eintreten, wobei 
auch der Arzt und der experimentelle Pſychologe ein Wort mit⸗ 
zureden haben. An den modernen Methoden der Berufsforſchung 
darf auch der Arbeitsnachweis nicht achtlos vorübergehen. Be⸗ 
ſonders wenn er eine Kontrolle über die Arbeitsloſigkeit und ihre 
Urſachen — im Intereſſe der Arbeitsloſenverſicherung — übernehmen 
fol, müſſen Atbeitswilligfeit und Arbeitsfähigkeit genau feſtgeſtellt 
werden. Im Anſchluß an die Erwerbsloſenfürſorge hat man gerade 
auf dieſem Gebiet viele, ſehr beachtenswerte Erfahrungen geſammelt. 
Sie zeigen doch, daß von einer allgemeinen Arbeitsſcheu ſelbſt heute 
nicht die Rede ſein kann, daß über fehlenden Arbeitswillen im weſent⸗ 
lichen nur bei zwei Kategorien, den Jugendlichen und den Frauen, 
öfter geklagt wird!. Es zeigt ſich weiter, daß Durchgreifendes nur 
erreichbar iſt, wenn die früher mehr paſſive Arbeitsvermittlung in eine 


A Sehr intereſſante Ausführungen darüber bringt die Düſſeldorfer Denk⸗ 
ſchrift (S. 14): „Mehr als 90 % dieſer Streitfälle ſtellten die Frauen, und noch 
ungünſtiger ſchneiden fie ab bei einem Vergleich der Fälle, in denen die Erwerbs⸗ 
lofenunterſtützung tatſächlich wegen unberechtigter Arbeitsverweigerung entzogen 
wurde = 

11* 
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aktive verwandelt wird. Der Arbeiisnachweis muß befähigte Ermittler 
und Ermittlerinnen anſtellen, die den Arbeitsloſen in ſeiner Wohnung 
aufſuchen, ſeine Verhältniſſe prüfen, Erkundigungen einziehen, mit den 
Arbeitgebern in Verbindung treten und beſonders für ſchwer zu Be⸗ 
handelnde — vorab Kriegsbeſchädigte — Arbeitsſtellen ſchaffen “. 


4. Das Einheitsarbeitsamt 


Aus alledem geht zur Genüge hervor, wie mannigfaltig die 
Arbeiten ſind, die das Nachweisweſen ſchon heute zu erfüllen hat 
und die ſeiner in Zukunft harren. Es handelt ſich da gar nicht 
mehr bloß um die Arbeitsvermittlung. Letztes Ziel muß ſein, ein 
„Einheitsarbeitsamt“ zu entwickeln, daß eine Reihe von ſehr wich⸗ 
tigen Funktionen zu übernehmen hat, in der Hauptſache folgende vier: 

1. das Arbeitsnachweisweſen, 

2. die Berufsberatung, die von höchſter Bedeutung werden 
könnte?, aber ohne Zuſammenhang mit dem Arbeitsnachweis 
und ſeinen Fachabteilungen nicht gedeiht, 

3. die Arbeitsbeſchaffung, die aber vorwiegend nicht den 
örtlichen Arbeitsämtern, ſondern den Landesarbeitsämtern 
obliegen muß, 

4. die Arbeitsloſenverſicherung. 

Natürlich werden beſondere Amter innerhalb des Arbeitsamtes 
für die verſchiedenen Zwecke errichtet werden. Aber jede eindringende 
Überlegung beweiſt, daß dieſe vier Organiſationen räum: 
lich, perſönlich und ſachlich zuſammengehören, ſich in 
nur lebensvoller Gemeinſchaft entwickeln können. Vereinzelt müſſen 
ſie auf die Dauer verkümmern; vereinigt werden ſie ſich gegenſeitig 
immer ſtärker befruchten. Die große Aufgabe des Arbeits⸗ 
amtes in ſeinen verſchiedenen Stufen iſtes, die natio⸗ 
nale Arbeit, unſer höchſtes Gut, zu leiten, zu ver⸗ 
werten und zu beſchützen. 


[4 


ı In Düſſeldorf ift eine beſondere Ermittlungsabteilung eingerichtet worden. 
Den ganzen Stadtkreis hat man in Bezirke — den Armenbezirken entſprechend — 
eingeteilt (Düſſeldorfer Denkſchrift S. 18 ff). In Leipzig hat man Nachprüfungen 
durch „Helferinnen“ mit ausgezeichnetem Erfolge eingeführt. 

2 Vgl. Schellmann, Vermittlung weiblicher Arbeitskräfte in der Über- 
gangszeit (Der Arbeitsnachweis in Deutichland, Jahrg. 6, 1918, Nr. 5) In 
dem jetzt maßgebenden preußiſchen Miniſterialerlaß vom 18. Marz 1919 heißt 
es: „5 4. Soweit gut ausgebaute öffentliche Arbeitsnachweiſe vorhanden find, 
iſt die Berufsberatung in der Regel mit dieſen als ſelbſtändige Einrichtung zu 
verbinden.“ Die praktiſche Durchführung iſt noch wenig befriedigend. 
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VI. Die Arbeitslofenverficherung 


Vieles kann und muß verſucht werden, um die ſchlimmſte Geißel 
des kapitaliſtiſchen Zeitalters, die Arbeitsloſigkeit, dem Schickſal aus 
der Hand zu reißen. Vor allem müſſen die Urſachen des Übels 
beſeitigt werden, und große Erfolge ſind da noch zu erzielen. 
Praktiſche Erfahrungen und logiſches Nachdenken zeigen aber gleicher⸗ 
maßen, daß die Konjunkturen wie bisher ſo in aller Zukunft 
ſchwanken werden, auch im ſozialiſtiſchen Staate. Man wird dieſe 
Schwankungen einzudämmen ſuchen, aber völlig wird dies niemals 
gelingen, weil ſie nicht nur in der Wirtſchaftsordnung, ſondern 
auch in der Naturordnung begründet find!. Es mag ſein, daß 
künftig nur eine geringe Arbeitsloſenſchar zu verſorgen bleibt — 
aber auch dieſe muß auf irgendeine Weiſe verſorgt werden. Es 
fragt ſich nun: wie? Soll man ſie auf den Bettel verweiſen, ſoll 
man ſie der Armenpflege mit ihren Demütigungen und Schädigungen 
anheimfallen laſſen oder ſoll man eine würdigere Form der Unter⸗ 


ſtützung ſuchen. 


1. Stand der Frage bei Kriegsausbruch 


Eine wachſende Schar von Beurteilern war fchon ſeit 30 Jahren 
zu der Anſicht gekommen, daß nicht als Erſtes, wohl aber als Letztes 
der Arbeitsloſenpolitik eine Arbeitsloſenverſicherung geſchaffen wer⸗ 
den müſſe“. Auch praktiſch wurde in dieſen Jahrzehnten vielfach 
experimentiert, mit wechſelnden Erfolgen jedoch mit dem Gewinn, 
daß ſich die Anſichten der Freunde dieſes Verſicherungszweiges all⸗ 
gemach klärten. 

Auf der anderen Seite hatte die Arbeitsloſenverſicherung viele 
erbitterte Gegner. Ja man darf behaupten, daß ſie geradezu die 
Loſung im Kampf um Fortführung oder Stillſtand unſerer ganzen 
Sozialpolitik geworden war, der ſeit 1909 oder 1910 weite Kreiſe 
der Unternehmer wie der Politiker und der Gelehrten in die 
Schranken gerufen hatte. Die Überzeugung ſehr vieler einfluß⸗ 
reicher Perſönlichkeiten ging dahin, daß Deutſchland, auf ſozialem 
Felde den anderen Nationen weit voran, nun einmal in dieſem 
Wettlauf eine lange Atempauſe einlegen müſſe. Wenn Anfang 1914 
die „Magdeburger Zeitung“ ſchrieb: „Wir ſtehen zur Zeit auf einem 


1 Bol. Kumpmann, a. a. O. S. 9 ff. 
2 Ebenda S. 69 ff. 
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Höhepunkt der Verſicherungsgeſetzgebung, der nicht überſchritten 
werden darf“, ſo war dieſes Wort von ſympromatiſcher Be⸗ 
deutung. 2 

Gegner der Arbeitsloſenverſicherung in jeder Form 
waren zunächſt die organiſierten Unternehmer. Viele Handels⸗ 
kammern, induſtrielle Körperſchaften, Arbeitgeberverbände nahmen 
ihr gegenüber eine ſchroff ablehnende Haltung ein. Dutzende von 
Außerungen beweiſen, daß man in dieſen Kreiſen dem neuen Ver⸗ 
ſicherungsplan mit beſonderem Ingrimm entgegentrat. Projekte 
wurden entwickelt, nach denen eine eigene Zentrale der Arbeitgeber⸗ 
verbände begründet werden ſollte für die Fragen der Sozial: 
verſicherung, namentlich aber, um eine „Überrumpelung“ durch die 
Arbeitsloſenverſicherung zu verhüten. Wenn man nachleſen will, 
mit welcher ſinnloſen Wut ſelbſt führende und ernſt zu nehmende 
Induſtrielle bisweilen dieſe Dinge beurteilten, ſo höre man die 
Ausführungen des Generaldirektors der Schichauwerft, C. H. Zieſe: 
„Arbeitsloſenverſicherung! Unerhörtes Wort, geprägt vom Geſchrei 
einzelner; denn wie die Technik, ſo hat auch die Amateur-Sozial⸗ 
politik ihre Erfinderköpfe. Nun hallt es wieder, nachgebetet von 
einer urteilsloſen Menge. Was ſoll auf das Betreiben der Sozial⸗ 
demokratie und weltfremder Katheder⸗ und Salonſozialiſten, ſenti⸗ 
mentaler und nach äußeren Ehrungen ſchielender Köpfe verſichert 
werden? . ....“ Auch die zentralen Körperſchaften auf der Arbeit⸗ 
geberſeite ſprachen ſich in nachdrücklichſter Form gegen jede Ver⸗ 
ſicherung dieſer Art aus, ſo Ende 1913 in Hannover die Arbeits⸗ 
nachweiskonferenz der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeber⸗ 
verbände ?; fo die für Oſterreich maßgebende Hauptſtelle induſtrieller 
Arbeitgeberorganiſationen in der Generalverſammlung vom 23. Fe⸗ 
bruar 19143. 


1 Mit dem gleichen Temperament und geringen Gründen geht es dann auf 
vielen Seiten weiter (vgl. Ziefe, Arbeitsloſenverſicherung. Deutſche Wirtſchafts⸗ 
zeitung, X. Jahrg., 1914, Nr. 3 und 4). Eine ſachliche Widerlegung hat der 
Verfaſſer dieſer Zeilen verſucht (an gleicher Stelle Nr. 6: Das Problem der 
Arbeitsloſenverſicherung in Deutſchland). 

2 Näheres bei M. Wagner, Zur Frage der Arbeitsloſenverficherung in 
Deutſchland, Berlin 1913/14, S. 109 ff. Wagner iſt aus einem Freund ein 
Gegner der Arbeitsloſenverſicherung geworden, vertritt ſeinen Standpunkt freilich 
in nicht ſehr empfehlenswerter Weiſe. Beſſer, wenn auch ebenſo ſchroff gegneriſch: 
Zahnbrecher, Arbeitsloſenverſicherung und Arbeitgeber. Nürnberg 1914. 

s Pol. die Denkſchrift des Wiener Magiſtrats: Die Gewerkſchaften und 
die öffentliche Arbeitsloſenverſicherung. Wien 1914. 
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Aber ſelbſt in ſozialpolitiſch ſtark fortſchrittlich gerichteten 
Kreiſen fand man vielfach eine auffallende Zurückhaltung. Auch für 
manche Sozialreformer ſtellte die Arbeitsloſenverſicherung ein Über: 
ſchreiten der äußerſten Grenze gegen einen gefahrdrohenden Staats⸗ 
ſozialismus dar. Es war doch ſehr bezeichnend, daß ein um die 
ſoziale Reform ſo ungemein verdienter Mann wie Jaſtrow die ſtaat⸗ 
liche Arbeitsloſenverſicherung verwarf und ihr gegenüber „das Prinzip 
der wirtſchaftlichen Freiheit“ wieder betonte; er forderte geradezu, 
daß „von jetzt ab die Oppoſition gegen Staatseingriffe“ in grund⸗ 
ſätzlicher Art wieder aufzunehmen“ ſei !. Auch Praktiker des Ver⸗ 
ſiche rungsweſens warnten vor der „Uferloſigkeit“ ſozialpolitiſchen 
Begehrens, ſprachen von einer Überſpannung der Sozialverſicherung, 
wenn ihr Gedanke weiter und weiter ausgedehnt werde ?. 

So iſt es kaum verwunderlich, daß ſich auch die Regierungen 
meiſt durchaus ablehnend verhielten, am ſchroffſten die Reichs⸗ 
regierung. Schon am 13. November 1908 hatte Bethmann Hollweg 
als Staatsſekretär. des Innern feine Kritik im Reichstag in die 
Worte zuſammengefaßt: „Bei alledem glaube ich nicht, daß die 
Schwierigkeiten ſo überwunden werden können, daß wir jemals zu 
einer für das Reich auszuführenden Arbeitsloſenverſicherung kommen 
können.. Auch fein Nachfolger Dr. Delbrück ſchloß ſich noch 
Ende 1913 (5. Dezember) mit ausführlicher Begründung dieſem 
Urteil vollkommen an. Seine Anſicht formulierte er in drei Sätzen, 
von denen der erſte lautete: „Eine alle Angeſtellten und Arbeiter 
umfaſſende, reichsgeſetzliche Arbeitsloſenverſicherung iſt jedenfalls zur 
Zeit nicht ſpruchreif und nicht durchführbar.“ . 

Forſcht man nach den Gründen für dieſe vieljeitige Ablehnung, 
ſo wurde häufig in Abrede geſtellt, daß ein Kampf gegen die Ar⸗ 
beitsloſigkeit überhaupt vonnöten ſei. Im Grunde gäbe es in 
Deutſchland gar keine Arbeitsloſigkeit (wohl Arbeitsſcheu), jedenfalls 
aber keine Arbeitsloſennot. Wenn in Galizien, Rußland, Italien 
rund 900 000 Mann für die deutſche Arbeit angeworben werden 
müßten, ſo ſei das nicht nur ein Schaden für das Deutſchtum, ſondern 
auch ein Zeichen dafür, daß bei uns Arbeitermangel, nicht Arbeits⸗ 
mangel herrſche. Auch der geringe Andrang von Arbeitern bei Notſtands⸗ 
arbeitern, zum Beiſpiel beim Schneeſchnippen, beweiſe das gleiche ®. 


1 Jaſtrow, Das Problem der Arbeitsloſenverſicherung und die Grund- 
lagen des wirtſchaftlichen Liberalismus, 1910, S. 8f. 

2 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 149 f. 

1 Zieſe, a. a. O. S. 153. 
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Ferner berief man ſich auf die unbeſtreitbaren — noch zu be⸗ 
ſprechenden — Schwierigkeiten einer jeden Arbeitsloſenverſicherung, 
die man als unüberwindlich hinſtellte; vor allem aber auf die all⸗ 
gemeinen Schäden und Gefahren, die von der neuen Verſicherung 
zu erwarten ſeien, falls ſie jemals zur Ausführung komme. Die 
Arbeitsloſenverſicherung ſei ethiſch verwerflich, denn ſie mindere 
Freiheitsgefühl und Selbſtändigkeit; ſie fördere das in beſorgnis⸗ 
erregender Weiſe um ſich greifende „Staatskrüppeltum“, jene Ge⸗ 
ſinnungsſchwäche, deren Parole lautet: „Deutſch, treu und penſions⸗ 
berechtigt!“ Die Arbeitsloſenverſicherung ſei weiter politiſch ver: 
derblich, weil ſie zu öder Gleichmacherei führe, die Begehrlichkeit 
der Maſſen reize, die Gewerkſchaften entlaſte, den Klaſſenhaß und 
die Sozialdemokratie fördere. Wirtſchaftlich ſei dieſe Verſicherung 
„der Anfang vom Ende“, eine Erfindung törichter Ideologen, die 
einem unerreichbaren Phantom nachjagten, die Induſtrie zugrunde 
richteten durch die maßlos geſteigerten ſozialen Laſten. Wenn man 
die nationale Induſtrie auf dem Weltmarkt ausſchalte, ſchlachte 
man — nach dem Bismarckſchen Vergleich — das Huhn, das die 
goldenen Eier lege, oder man zwinge die Induſtrie, „durch enorme 
Abgaben und Steuern ſchließlich doch ins Ausland auszuwandern“ 
(Zieſe). 

Mit einem Wort kann man alſo ſagen, daß bei Kriegsausbruch 
die Arbeitsloſenverſicherung noch ein großes, ungelöſtes Problem 
darſtellte. Dann kamen die jüngſten Ereigniſſe, mit ihnen die furcht⸗ 
bare Arbeitsloſigkeit zu Anfang und Ende des Weltbrandes. Es 
kam ſchließlich der politiſche Umſchwung, der die Sozialdemokratie 
zur herrſchenden Partei machte, die Gewerkſchaften an Zahl und 
Einfluß jo gewaltig ſteigen ließ und trotz der Niederlage einen 
ſozialen Arbeitseifer, ſtärker als je zuvor, auslöſte. So kam eine 
Zeit, in der man auch die Arbeitsloſigkeit mit geſchärftem Blick und 
mit größerem Verantwortlichkeitsgefühl betrachtete. Man ſah die 
laſtende Not des erzwungenen Feierns, ſah Leiden, an denen man 
unmöglich achtlos vorübergehen konnte, um ſo weniger als die 
„Schuldloſigkeit“ dieſer Arbeitsloſen klar am Tage 
lag. Mußte man ſich nicht derer annehmen, die lediglich durch die 
politiſchen Geſchehniſſe aus ihrer Bahn geſchleudert worden waren? 
Lagen da nicht unabweisbar dringende ethiſche Verpflichtungen vor? 
War die Vermehrung von Elend und Jammer, von Krankheit und 
Verbrechen, von Unzufriedenheit und ſozialer Neuerungsſucht nicht 
auch eine Staatsgefahr erſten Ranges? Aber auch wirtſchaftlich 
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wurde man weitſichtiger, erkannte an, daß ſoziale Reformen, wie 
die Arbeitsloſenverſicherung, doch nicht bloß als Ausgabepoſten be⸗ 
wertet werden dürfen, daß Hebung und Befriedigung der Maſſen 
im Wirtſchaftsleben „reproduktiv“ wirken kann. Denn nur von 
Qualitätsmenſchen läßt ſich Qualitätsarbeit erwarten. 

Wie immer man zum Sozialismus ſtehen mag — inſofern iſt 
er dem liberalen und kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem ohne Zweifel 
weit überlegen, als er die Exiſtenzunſicherheit des Proletariats be⸗ 
ſeitigen würde. Die Wellenbewegungen der Konjunkturen werden 
nie ganz verſchwinden; ihre ſchädlichen ſozialen Folgen aber können 
abgeſchwächt werden. Vielleicht liegt die große werbende 
Kraftder ſozialiſtiſchen Lehregerade in der Befeſtigung 
des jetzt allen wirtſchaftlichen Stürmen haltlos preis⸗ 
gegebenen Arbeiterlebens. Die deutſche Sozialpolitik, der 
größte Ruhmestitel der neudeutſchen Geſchichte, beſonders aber die 
ſoziale Verfiherung, wie Bismarck fie ſchöpferiſch geſehen und auf: 
gebaut hat, beruht auf einem großen Gedanken, uämlich dem Ge⸗ 
danken der Exiſtenzſicherung: jeder Deutſche ſoll — es 
komme an Unglück, was da wolle — allezeit ein menſchen⸗ 
würdiges Leben führen können. Das wahrhaft geniale 
Bismarckſche Werk bedarf zu ſeiner Krönung noch eines Schlußſteins: 
Schutz vor den Gefahren der Arbeitsloſigkeit — und dieſen Schutz 
kann reſtlos nur die Arbeitsloſenverſicherung gewähren. Die Logik 
der Entwicklung, nicht die Gewalt der Maſſen oder planloſe Phan⸗ 
taſterei von Theoretikern, erzwingt ihre Einführung !. 


2. Die Erwerbsloſenfürſorge 

Lange genug hat es gedauert, bis ſich die Erkenntnis von 
dem Wert und der Notwendigkeit einer Arbeitsloſenverſicherung die 
öffentliche Meinung erobert hat. Nur nach langen Umwegen und 
Irrwegen iſt dieſe Erkenntnis durchgedrungen. Gewiß wäre es ein 
ganz großes Glück geweſen, wenn uns ſchon von Kriegsbeginn an eine 
wirklich brauchbare Arbeitsloſenfürſorge zur Verfügung geſtanden 
hätte. Das war nicht der Fall, und ſo mußte man zunächſt mit 


11 1913 ſchloß der Verfaſſer feine mehrfach erwähnte Schrift mit den 
Worten: „Und ſo wird trotz aller Widerſtände die berechtigte Forderung nicht 
wieder von der Tagesordnung verſchwinden.“ Näheres über die oben flüchtig 
angeregten Gedanken S. 135 (a. a. O.) ſowie in folgenden Schriften des Ver⸗ 
faſſers: Die Bedeutung der Revolution, Tübingen 1920, S. 42 ff. und: Die 
Entwicklung der ſozialen Fragen, Tübingen 1920, S. 28 ff. 
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einem Syſtem der Behelfe vorlieb nehmen, das nur langſam ver: 
beſſert worden iſt, aber auch heute noch ſo viele Mängel aufweiſt, 
daß jetzt wohl faſt alle Beurteiler, alle politiſchen Parteien an die 
die Stelle des Beſtehenden eine umfaſſende Reichsarbeitsloſenverſiche⸗ 
rung treten laſſen wollen. Erheblicher Widerſpruch grundſätzlicher 
Art wird nicht mehr laut. 

Als im Sommer 1914 mit dem Kriege die furchtbare Arbeits⸗ 
loſigkeit ausbrach, war klar, daß man neben den anderen Maß⸗ 
nahmen auch Unterſtützungen bereitſtellen mußte. Man konnte 
die ganz unſchuldigerweiſe Notleidenden nicht verhungern laſſen; 
aber auch die Armenpflege kam bei dieſen zum größten Teil ehren⸗ 
werten und arbeitswilligen Leuten nicht in Frage. So entſtand die 
Erwerbsloſenfürſorge, zunächſt in der denkbar roheſten Geſtalt, der 
Armenpflege ungemein naheſtehend . Ein Chaos von Unterſtützungen 
wurde in den erſten Kriegsmonaten geſchaffen, von Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbänden, Kreiſen, Provinzen, Bundesſtaaten und Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten. Es waren teils Geſchenke, teils Darlehen, 
teils Renten, mitunter Naturalunterſtützungen (ſo in München), 
meiſt Bargeldſpenden. Nach Ausdehnung des Perſonenkreiſes, Höhe 
der Unterſtützungen, Verteilung der Laſten uſw. beſtand die bunteſte 
Mannigfaltigkeit. Es war ein Wirrwar ohne jeden leitenden Ge⸗ 
danken, außer etwa dem, daß man eben der ärgſten Not ſteuern 
wollte. Als organiſierender Faktor wirkte vom Ende des Jahres ab 
das Eingreifen des Reiches. Am 18. Oktober wurden vom Bundes⸗ 
rat 200 Millionen Mark zur Unterſtützung von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden 5 in der Kriegswohlfahrts⸗ 
pflege bereitgeſtellt, die heben anderen Zwecken auch den Erwerbs⸗ 
loſen zugute kommen ſollten. Am 17. Dezember erließ der Bundes⸗ 
rat ſehr allgemein gehaltene „Ausführungsbeſtimmungen“, die das 
Nähere ordneten und ſpäter nur geringfügige Anderungen erfahren 
haben 2. Danach erſetzte das Reich den Gemeinden höchſtens ein 
Drittel ihres Geſamtaufwandes für Arbeitsloſenzwecke. Dazu kamen 
meiſt Zuſchüſſe der Einzelſtaaten. So ſtellte die preußiſche Regie⸗ 


1 Über die Anfänge unterrichtet mit reichem Material: Die Arbeitsloſen⸗ 
fürforge während des Krieges, herausg. vom Deutſchen Metallarbeiterverband, 
1915; ferner das belehrende Buch von Gerda Simons, Die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge während des Krieges. Berlin 1919. 

2 Beſondere Unterſtützungen wurden von Reich, Staat, Gemeinde und 
Arbeitgebern vorgeſehen für die Arbeiter der Textilinduſtrie, der Bekleidungs- 
induſtrien und der Tabakinduſtrie; vgl. Simons, a. a. O. S. 18 ff. 
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rung aus Staatsmitteln gleich hohe Beträge zur Verfügung, wie 
aus dem Reichsfonds auf Preußen entfielen. Die Wirkung war, 
daß zwar das Durcheinander der Hilfsmaßnahmen nicht beſeitigt 
wurde, daß aber doch die Mehrheit der Gemeinden (ſchon Ende 
Januar etwa zwei Drittel) nun eine geregelte Erwerbsloſenfürſorge 
ſchuf. | Ä 

Eine Vereinheitlichung kam erſt im Augenblick beſonderer Not, 
durch die grundlegende Reichs verordnung über Erwerbs— 
loſenfürſorge vom 13. November 1918. Dieſe Verordnung 
iſt bisher ſiebenmal geändert worden; ſie iſt jetzt neu gefaßt unter dem 
26. Januar 19201 und ergänzt durch wichtige Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 10. Januar 1920. Die Gemeinden haben danach die 
Pflicht, eine Fürſorge für Erwerbsloſe einzurichten, „der ſie nicht 
den Rechtscharakter der Armenpflege beilegen“ dürfen .. (8 1). 
Die Fürſorge ſoll „nur arbeitsfähigen und arbeitswilligen, über 
16 Jahren alten Perſonen, die ſich infolge des Krieges durch gänz⸗ 
liche oder teilweiſe Erwerbsloſigkeit in bedürftiger Lage befinden, 
gewährt werden . .. (5 6). Sie iſt alſo nach mehreren Richtungen 
beſchränkt, beſonders wird fie nur als kurzfriſtige Demobilmachungs⸗ 
maßnahme angeſehen. „Art und Höhe der Unterſtützung ... iſt 
dem Ermeſſen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes über⸗ 
laſſen“; es muß jedoch eine ausreichende Unterſtützung unter An⸗ 
paſſung an den Familienſtand gewährt werden. Als obere Grenze 
ſind Höchſtſätze nach Ortsklaſſen feſtgeſetzt, die nach Alter und Ge⸗ 
ſchlecht der Erwerbsloſen abgeſtuft find ($ 9). „Für die Durch⸗ 
führung der Erwerbsloſenfürſorge ſind Fürſorgeausſchüſſe zu er⸗ 
richten, zu denen Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
in gleicher Zahl hinzugezogen werden müſſen ... ($ 13). Die 
Verteilung der Laſten iſt ſo geregelt, daß der Gemeinde von dem 
Geſamtaufwand vom Reich ſechs Zwölftel, vom Staat vier Zwölftel 
erſetzt werden“ (§ 4). — Die außerordentlich große Bedeutung dieſer 
Fürſorge geht ſchon aus der Tatſache hervor?, daß vom Reich 
allein in den erſten neun Monaten des Jahres 1919 516 Millionen 
Mark angewieſen ſind, der Geſamtaufwand alſo mehr als eine 
Milliarde betrug. Kennzeichnend für den Geiſt der Verordnung, 
wie er neuerdings immer ſchärfer herausgearbeitet worden, iſt die — 


1 RGBl. S. 98. 
2 Lehfeldt, Die Erwerbsloſenfürſorge: Rückſchau und Ausblicke (Wirtſchaft 
und Verwaltung, Jahrg. 1, 1920, Nr. J). 
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übrigens an ſich recht wünſchenswerte, überall durchblickende Förde- 
rung der „produktiven Erwerbsloſenfürſorge“ ($ 15 und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen), mit welchem neuen Schlagwort man jetzt eine alte 
Sache, nämlich die Arbeitsbeſchaffung, zu benennen liebt. 

Es wurde angedeutet, daß heute niemand vollauf zufrieden mit 
der Erwerbslofenfürſorge iſt trotz weſentlicher Verbeſſerungen, die 
ſie im Laufe der Monate erfahren. Ihre Fehler ſind doch allzu 
kraß und offenſichtlich; ſie ſind dreifacher Art. 

Erſtens tragen dieſe Unterſtützungen in weitem Umfange noch 
die Merkmale des Almoſens an ſich. Die Erwerbsloſenfürſorge 
ſteht in der Mitte zwiſchen der Armenpflege, auf die man den 
Arbeitsloſen früher verwies, und der Arbeitsloſenverſicherung, die 
kommen wird. Bei den meiſten lokalen Verordnungen heißt es: 
„Ein Rechtsanſpruch beſteht nicht!“ Immer wird Bedürftigkeit zur 
Vorausſetzung gemacht; es müſſen „die Einnahmen des zu Unter⸗ 
ſtützenden einſchließlich der in ſeinem Haushalt lebenden Familien⸗ 
angehörigen derart geringe ſein, daß er nicht imſtande iſt, damit 
den notwendigen Lebensunterhalt zu beſtreiten“; etwaiges Arbeits⸗ 
verdienſt aus Nebenarbeit während der Arbeitsloſigkeit, auch ſonſtiges 
Einkommen wird angerechnet, gewerkſchaftliche Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung in der Regel mit 50 %. 

Zweitens fehlt das Gegenſeitigkeitsmoment der Verſicherung 
vollſtändig. Die Arbeiter zahlen an die Kaſſe keinerlei Beiträge; 
ſie ſind in ſehr geringem Maße an der Verwaltung der Fürſorge⸗ 
ämter beteiligt; die ganze Veranſtaltung trägt einen bureaukratiſchen 
Charakter. Weiter fehlt jede Abſtufung der Unterſtützungen nach 
der Lohnhöhe oder nach Gefahrenklaſſen. So ſind die Sätze bald 
zu niedrig, bald zu hoch; zu hoch waren ſie beſonders früher für 
die ungelernten Arbeiter, denen häufig jede Arbeitsluſt geraubt 
wurde; bei dieſen Leuten wurde die Arbeitsloſigkeit zu einer Art 
von neuem Gewerbe, deſſen einzige Beſchwerlichkeit darin beſtand, 
daß man täglich „ſtempeln ging“. 

Drittens fehlten beſonders anfangs die notwendigen Kontroll⸗ 
organe, um des Maſſenandrangs Herr zu werden. Aber auch be⸗ 
wußt wurden vielfach Arbeitsſcheue, Invalide, Kranke, die mit ihrem 
Krankengeld nicht auskamen, ſelbſt vollbeſchäftigte Arbeiter mit 
geringem Lohn mitunterſtützt. 

So kann es nicht wundernehmen, daß man nachdrücklich und 
mit beinahe ungeſtörter Einhelligkeit jetzt nach der Arbeitsloſen⸗ 


489] Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit uſw. 173 


verſicherung ruft!. Die Unterſtützung der Erwerbsloſen ganz auf: 
zuheben, daran darf ſchon aus politiſchen Gründen nicht gedacht 
werden. Darum kann es ſich allein darum handeln, ſie zu „ver⸗ 
edeln“, indem man ihre guten Anſätze weiter entwickelt, die ſchlechten 
Triebe ausſchneidet. Es iſt ſicher, daß bei einer ſolchen 
Umwandlung alle Teile, auch das Reich, nur ge: 
winnen; auch finanziell werden ſich die Opfer 2 
vermindern als erhöhen. 


3. Die Grundfragen der Arbeitsloſenverſicherung 
Wenn eine Verſicherung gegen die Folgen der Arbeitsloſigkeit 
von ſo weiten Kreiſen abgelehnt wurde, ſo ſpielte dabei die An⸗ 
ſicht mit, daß bei ihr zahlreiche und große Hinderniſſe zu bewältigen 
find, daß dieſer techniſch ſchwierigſte Zweig der ganzen Sozial⸗ 
verſicherung eine befriedigende Löſung überhaupt nicht finden könne. 
In der Tat ſtecken in dieſem Problem eine Menge von Wider⸗ 
haken; aber im Laufe der jahrelangen Erörterungen aller Einzel⸗ 
heiten hat man doch Mittel und Wege gefunden, ſie zu beſeitigen. 
Alle anderen Fragen ſind ſchließlich befriedigend zu beantworten; ein 
Bedenken aber ſchien ſo erheblich, daß viele um ſeinet⸗ 
willen den ganzen Plan verwarfen. Diefe Kardinal⸗— 
frage iſt das Kontrollproblem; von ihm hängt Gelingen 
oder Mißlingen der Arbeitsloſenverſicherung ab. 

Auf die kleineren Zweifelsfälle einzugehen, iſt heute kaum mehr 
nötig; da haben ſich die Meinungen in jüngſter Zeit erfreulich ge⸗ 
klärt. Erledigt iſt der Streit um den Rechtscharakter der Ver⸗ 
ſicherung, ob freiwillige oder Zwangsverſicherung. Nach den reich⸗ 
lichen Erfahrungen mit den kommunalen Arbeitsloſenkaſſen auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit treten ſeit mehr als einem Jahrzehnt 
alle Freunde der Arbeitsloſenverſicherung für den Mitgliedszwang 
ein, weil ohne dieſen die Kaſſe nur die ſchlechteſten Riſiken ſammeln 
würde. Einig ift man ſich weiter über die jo viel beredete Frage: 
kommunale oder Reichsverſicherung? Nachdem 1911 und 1913 der 
Deutſche Städtetag ſein Votum dahin abgegeben: „Die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung iſt nur als Reichsſache möglich,“ haben ſich die 
meiſten dieſem Gutachten angeſchloſſen. Mit Recht; denn eine 


1 Aus ähnlichen Erwägungen heraus hat man in England die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung für Zivilarbeitsloſe am 25. November 1919 eingeſtellt, für 
Kriegsteilnehmer läuft fie noch bis 31. März 1920. An ihre Stelle foll eine 
allgemeine Arbeitsloſenverficherung treten. 
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kommunale Verſicherung großen Stils iſt gänzlich undurchführ⸗ 
bar !. Die Arbeitsloſigkeit iſt ja im Zeitalter der Volkswirtſchaft 
keine lokale, ſondern eine nationale Angelegenheit. Die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung bedarf noch viel dringender der Zentraliſierung 
als die übrigen Zweige unſerer Sozialverſicherung. 

Die Frage, mit der die Arbeitsloſenverſicherung ſteht und fällt, 
iſt eine andere. Die Wohltaten der Verſicherung dürfen — das 
verſteht ſich von ſelbſt — nur den vollwertigen Arbeitskräften zu⸗ 
gute kommen, denen, die arbeiten können und wollen, aber keine 
Arbeit finden; deren Notlage ſoll geſteuert werden. Keinesfalls aber 
dürfen diejenigen verſorgt werden, die entweder nicht die Fähigkeit 
oder keine Luſt zur Arbeit beſitzen: die Kranken, Alten, Gebrechlichen, 
geiſtig Minderwertigen, die Trinker, Bummler, Landſtreicher, Ver⸗ 
brecher oder ſonſtwie Arbeitsſcheuen. Iſt es aber möglich, dieſe 
„ſubjektiv“ Arbeitsloſen von den „objeffiv” Arbeitsloſen 
zu ſcheiden? Nach außen treten beide Arten der Arbeitsloſigkeit ein⸗ 
heitlich in die Erſcheinung, und es iſt faſt ausgeſchloſſen, zu erkennen, 
ob die Urſache auf irgendeine „Schuld“ des Betroffenen zurückzuführen 
iſt oder nicht. Wird nun nicht eine Arbeitsloſenverſicherung der Ge⸗ 
fahr baldigen Bankerotts ausgeſetzt ſein, weil die Arbeitsloſenſchar 
ins Unendliche anwachſen wird? Kein Volkswirt oder Pſychologe 
kann mit Sicherheit ſagen, ob der Arbeitsloſe, ſelbſt wenn er nicht 
freiwillig ausgetreten, ſondern angeblich aus Arbeitsmangel entlaſſen 
worden iſt, nicht dennoch ſeinen Zuſtand ſelbſt verſchuldet hat. Die 
„induſtrielle Reſervearmee“ iſt doch kein ſtehendes Heer von feſter 
Kopfzahl; es gibt auch eine „potentielle“ Reſerve, gebildet 
von denen, die arbeitslos werden, wenn es ſich lohnt. 

Überfiegt man die praktiſchen Verſuche, dieſer Schwierigkeit 
Herr zu werden, ſo laſſen ſich drei Hauptwege nennen: 

1. das Genter Syſtem, 
2. der individuelle Sparzwang, 
3. der Anſchluß an den Arbeits nachweis. 

Beim Genter Syſtem überlaſſen die öffentlichen Körperſchaften 
bekanntlich die Arbeitsloſenverſicherung den Fachverbänden der 
Arbeiterſchaft und unterſtützen dieſe nur durch öffentliche Zuſchüſſe. 
Die Anſicht dabei iſt die, daß die Arbeiter, die am beſten ſelbſt die 
Kontrolle über ihre Arbeitsgenoſſen ausüben können, damit der Ge⸗ 
meinde oder dem Staate dieſe ſchwere Aufgabe abnehmen ſollen. 


1 Kumpmann, a. a. O. S. 85 f. 
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Eingetreten für dieſes Syſtem waren ſowohl im Inlande wie im 
Auslande begreiflicherweiſe in erſter Linie die Gewerkſchaftsverbände. 
Die „Freien Gewerkſchaften“ beſonders haben für die Zwecke der 
eigenen Arbeitsloſenfürſorge bedeutende, anzuerkennende Opfer 
gebracht; ſie waren in Wirklichkeit die wichtigſten Träger der prak⸗ 
tiſchen Arbeitsloſenverſicherung. Gegenüber ihren großen Leiſtungen 
traten alle anderen Verſuche ganz in den Schatten. Bis zum 
Kriege ſind von den freien Gewerkſchaften rund 66 Mill. Mk. für 
dieſen Verſicherungszweig aufgewandt worden; im Kriege waren es 
bis Ende Dezember 1914: 21,58 Mill. Mk. 

Auch die kommunale Arbeitsloſenverſicherung beruhte in Deutſch⸗ 
land vor dem Kriege im großen und ganzen auf dem Genter Syſtem. 
Deſſen Grundſätze wurden zwar in ſehr verſchiedener Art abge⸗ 
wandelt, mitunter verfeinert; aber, belehrt durch die Schweizer Ex⸗ 
perimente und Mißerfolge in den neunziger Jahren, hatten unſere 
Städte vorſichtigerweiſe überall die Gewerkſchaften herangezogen. 
Nur unter deren Mitwirkung ſchien es möglich, an allen Klippen 
und Fährniſſen vorbeizukommen. Zuerſt und in muſtergültiger 
Weiſe hatte das Zuſchußſyſtem in Straßburg (1907) Fuß gefaßt. 
Den eigenartigſten und ſelbſtändigſten Verſuch hatte die Stadt Köln! 
1911 unternommen. Weiter aber hatten noch folgende 17 deutſche 
Gemeinden eine Arbeitsloſenverſicherung eingeführt: Erlangen, Mühl⸗ 
hauſen i. E., Berlin⸗Schöneberg, Schwäbiſch⸗Gmünd, Mannheim, 
Kaiſerslautern, Stuttgart, Eßlingen, Schiltigheim, Biſchheim, Illkirch⸗ 
Grafenſtaden, Freiburg i. B., Augsburg, Heidelberg, Offenbach, 
Feuerbach, Friedrichshaide hei Ronneburg. Unmittelbar vor Kriegs⸗ 
ausbruch hatte auch Frankfurt a. M. beſchloſſen, eine ſolche Ver⸗ 
ſicherung zu ſchaffen, und zwar auf Grund eines verbeſſerten Kölner 
Syſtems. Die ſchweren und unſicheren Verhältniſſe im Kriege er⸗ 
ſchütterten dann dieſe wenig zahlreichen und meiſt ziemlich ſchwachen 
Kaſſen. Manche gingen ein, ſo Köln, Straßburg, Schöneberg; 
andere mußten ihre Leiſtungen einſchränken, ſo Mannheim, Offen⸗ 
bach, Stuttgart. Eine neue Kommunalverſicherung wurde nur in 


1 Einen ſehr klaren überblick über den Stand von 1914 vermitteln die 
beiden Denkſchriften des Wiener Magiſtrats: Der gegenwärtige internationale 
Stand der Arbeitsloſenverſicherung, und: Die Gewerkſchaften und die öffentliche 
Arbeits loſenverſicherung (beide Wien 1914). Ferner P. Hirſch, Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung (im Kommunalen Jahrbuch, Jena 1919, S. 134 ff.) und E. Bern⸗ 
hard, Das Problem der öffentlichen Arbeitsloſenverſicherung nach feinem gegen⸗ 
wärtigen Stande (in dieſem Jahrbuch, 38. Jahrg., 2. Heft). 
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einer Stadt, nämlich Ludwigshafen, vom April 1915 ab nach dem 
üblichen Syſtem eingerichtet. Verſuche der Regierungen in Bayern 
und Baden, Mittel verfügbar zu machen, mit denen die gemeind⸗ 
lichen Verſicherungseinrichtungen unterſtützt werden ſollten, waren 
an dem Widerſtand der erſten Kammern geſcheitert. 

Im Inlande wie im Auslande war das Genter Syſtem immer 
nur ſporadiſch vertreten, und deutlich war erkennbar, daß ſich überall 
die öffentliche Meinung, bis in die Kreiſe der Gewerkſchaften hinein, 
von ihm abzuwenden begann. Die Unzulänglichkeit dieſer Verſorgungs⸗ 
art, beſonders der Ausſchluß der nichtorganiſierten Arbeiter, und 
manche andere Schäden wurden allgemein zugegeben 1. Kennzeich⸗ 
nend für dieſe Wandlung in der Beurteilung waren die Verhand⸗ 
lungen der Internationalen Vereinigung zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit, die im September 1913 in Gent ſtattfanden. Hier 
wandten ſich die Anſichten ſchon deutlich vom Genter Syſtem ab. 
Beſonders intereſſant war, daß gerade die belgiſche Sektion wärm⸗ 
ſtens für die Einführung der ſtaatlichen obligatoriſchen Arbeits⸗ 
loſenverſicherung eintrat. 

Einen zweiten gleichfalls viel beachteten Weg zur Löſung des 
Kontrollproblems hatte v. Schanz in ſeinen bekannten wertvollen 
Veröffentlichungen? über den individuellen Sparzwang gewieſen. 
Die äußerſt einfache Löſung — das „Ei des Columbus“ — beſagte, 
wenn man den Grundgedanken unter Verzicht auf alle Einzelheiten 
knapp formulieren darf, daß der Staat der geſamten Arbeiterſchaft 
die Verpflichtung auferlegen ſolle, in der Zeit der Beſchäftigung 
kleine Erſparniſſe in Kaſſen einzuzahlen, wobei Staat, Gemeinde 
und Arbeitgeber Zuſchüſſe leiſten können. Die Guthaben bleiben 
bis zum Betrage von 100 Mk. geſperrt und werden den Arbeitern 
im Falle der Arbeitsloſigkeit in kleinen Teilbeträgen ausbezahlt. 
So werde das Eigenintereſſe der Arbeiter geweckt, der Anreiz zum 
Ausbeuten einer gemeinſamen Kaſſe ausgeſchaltet, weil jeder ſeine 
eigene Kaſſe habe. Das iſt das genial⸗einfache Schanzſche Projekt. 
Es hat aber gerade in Aibeiterkreiſen keine Gegenliebe gefunden. 
Die Gewerkſchaften erklären es für unwürdig, ſich in dieſer Weiſe 
bevormunden zu laſſen, weiter tadeln ſie, daß Schanz überhaupt 
keine Verſicherung, alſo keine Verteilung des Riſikos auf breite 


1 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 79 ff. 

2 Vgl. Arbeitsloſenfürſorge und Arbeitsloſenverſicherung (Soziale Kultur, 
34. Jahrg., April 1914, S. 215 f.). 

3 Kumpmann, a. a. O. S. 99 ff. 
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Schultern, vorſehe, daß ferner bei jedem längeren oder wiederholten 
Ausfall der Arbeit die kleinen Erſparniſſe nicht hinreichten. Jeden⸗ 
falls iſt der allgemeine Sparzwang, der auch die organiſierten 
Arbeiter erfaßt, zu verwerfen, ſchon weil ihnen weit beſſere Ein⸗ 
richtungen zur Verfügung ſtehen. 

Die gleichen Einwände gelten auch für manche Vorſchläge, die 
neuerdings im Anſchluß an Schanz gemacht worden ſind. Beſondere 
Beachtung hat das Projekt eines bewährten Verſicherungsfachmannes, 
Gruner !, gefunden, Auch er ift zu der Überzeugung gekommen, 
daß alle bisherigen Verſuche am Kontrollproblem ſcheiterten; er hat 
deshalb nach einem Weg geſucht, der das Sparprinzip mit dem 
„Verſicherungsgedanken“ zuſammenführt. Grundſätzlich ſteht Gruner 
auf dem Boden des Sparzwanges, tadelt aber mit Recht die „Un⸗ 
zulänglichkeiten ſeiner finanziellen Wirkung“. Er will die Spar⸗ 
rücklagen durch Beiträge der Gemeinden (in deren Händen auch die 
Verwaltung der Kaſſen liegen ſoll), der Arbeitgeber und des Reiches 
auffüllen. In einer recht verwickelten Weiſe würden den Arbeits⸗ 
loſen kleine Unterſtützungen für die Höchſtzeit von 13 Wochen ge⸗ 
ſichert werden. 

Bedenkt man die ſchweren Mängel, die wenigſtens einem all⸗ 
gemeinen Sparzwang anhaften, ſo liegt ein Ausweg nahe, der vom 
Verfaſſer dieſer Ausführungen ſchon 1913 empfohlen worden iſt: 
man könnte Genter Syſtem und Sparzwang mit⸗ 
einander verbinden. und jo eine ebenſo wirkſame wie müheloſe 
Verſicherung ſchaffen?. Ein Reichsſparzwang wäre für die nicht⸗ 
organiſierten Arbeiter vorzuſehen, die — entſprechend dem jetzigen 
niedrigen Geldwert — ein Guthaben von einigen hundert Mark 
anſammeln müßten, wovon das Reich, vielleicht auch die Gemeinden 
und die Arbeitgeber, durch Zuſchüſſe einen erheblichen Teil, etwa die 
Hälfte bis zwei Drittel, aufzubringen hätten. Verliert der Arbeiter 
Beſchäftigung und Lohn, ſo wird ihm das Guthaben — nach einer 
kurzen Wartezeit — in angemeſſenen Raten ausgehändigt. Wird 
er nicht arbeitslos, ſo verbleibt ihm die geſamte Sparſumme, die er 
durch freiwillige Einzahlungen noch erhöhen kann, für Alter oder 
Invalidität, im Falle ſeines Todes ſeinen Erben. Außerdem 
bliebe die Arbeitsloſenverſicherung der Gewerkſchaften 


1 Die Arbeitsloſenverficherung auf der Grundlage des Sparzwanges (Heft 28 
der Veröffentlichungen des Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Berlin 1918). 
2 Alle Einzelheiten bei Kumpmann, a. a. O. S. 124 ff. 
Schnelters Jahrbuch ILIV 2. 12 
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beſtehen und würde entſprechend der Mitgliederzahl in ähnlicher 
Weiſe unterſtützt, ſo daß alle Arbeiter ſich ſchlüſſig werden 
müßten, ob ſie einer Gewerkſchaft oder dem Sparzwang beitreten 
wollen. 

Vor dem Kriege war eine ſolche „Zwiſchenlöſung“ — als Vorbe⸗ 
reitung für die endgültige Arbeitsloſenverſicherung — aus vielen 
Gründen zu bevorzugen. Alle die Reibungswiderſtände, die gewaltigen 
perſönlichen und ſachlichen Kämpfe hätten ſich dadurch vermeiden 
laſſen. Dafür ſprach ferner das faſt gänzliche Fehlen einer ſtatiſtiſchen 
Grundlage und des notwendigen Ausbaues des Arbeitsnachweiſes 
— beides unerläßliche Vorausſetzungen eines großzügigen ge⸗ 
ſchloſſenen Verſicherungsſyſtems. Die Zwiſchenlöſung würde eine 
gut funktionierende, einfache und billige Verſorgung der Arbeits⸗ 
loſen darſtellen; ſie würde namentlich auch eine lückenloſe ſtatiſtiſche 
Erkenntnis der Dauer und Häufigkeit der Arbeitsloſigkeit wie ihrer 
Verteilung auf die einzelnen Arbeitergruppen gewähren, was noch 
heute ein nicht hoch genug zu ſchätzender Gewinn wäre. 

Eine dritte Möglichkeit aber iſt nach der heute herrſchenden 
Anſicht ſämtlichen anderen Löſungsverſuchen, den hier erwähnten 
wie auch den zahlreichen weniger wichtigen, die unerwähnt bleiben 
mögen, unbedingt überlegen. Es wäre das ein Aufban, den man 
als das „Syſtem der indirekten Kontrolle“ oder auch als das „eng⸗ 
liſche Syſtem“ bezeichnen könnte. Mögen auch deutſche Arbeitsmarkt⸗ 
politiker, wie Freund ſeit 1902, das gleiche Prinzip in Vorſchlag 
gebracht haben, ſo bleibt es doch eine ſoziale Tat von großer Trag⸗ 
weite, daß England durch eine umfaſſende nationale Verſicherung — 
Geſetz vom 16. Dezember 1911 — die Lebensfähigkeit dieſes Syſtems 
in der Praxis erwieſen hat“. Nach den gleichen Grundſätzen müßte 
auch für Deutſchland eine allgemeine Reichsarbeitsloſenverſicherung 
in engſter Verbindung mit dem Reichsarbeitsnachweisſyſtem geſchaffen 
werden. Dieſe Verſicherung würde alſo zunächſt eine allgemeine 
ſein: alle Arbeiter und Privatangeſtellten bis zu einem gewiſſen 
Höchſteinkommen wären der Verſicherungspflicht unterworfen. Sie 
würde Reichs ſache ſein, nicht eine Verſicherung der Einzelſtaaten 
oder der Kommunen, ſind doch die kommunalen Kaſſen alle bedeu⸗ 
tungslos geblieben oder haben Schiffbruch erlitten. Ferner müßte 


1 Vgl. Kum pmann, a. a. O. S. 88 ff.; ferner Bernhard, Zur neueren 
Entwicklung des Arbeitsnachweiſes und der Arbeitsloſenfürſorge in England 
(Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 7 und 8). 
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ſich die Arbertsloſenverſicherung anſchließen an das Arbeits- 
nachweis ſyſtem des Reiches. Iſt der Arbeitsnachweis lücken⸗ 
los ausgebaut und reſtlos zentraliſiert, ſo wird ihm alle Arbeits⸗ 
gelegenheit bekannt, die überhaupt im nationalen Wirtſchaftsleben 
vorhanden iſt. Der arbeitsloſe Arbeiter meldet ſich dann zunächſt 
beim Arbeitsnachweis ſeines Wohnortes, der ihm Arbeit zu ver⸗ 
ſchaffen ſucht. Gelingt das, ſo iſt dem Arbeiter geholfen; gelingt 
das nicht, ſo iſt anzunehmen, daß in der Tat Arbeitsmangel herrſcht, 
daß der Arbeiter objektiv arbeitslos und demnach der Unterſtützung 
würdig und bedürftig iſt. Freilich mag ſich noch ein einzelner auf 
Koſten der Kaſſe bereichern können, indem die Urſachen der Ent⸗ 
laſſung, mit oder ohne ſein „Verſchulden“, in ſeiner Perſon liegen. 
Dergleichen Mißbräuche laſſen ſich nicht ganz verhüten 1. Aber im 
großen gleichen ſie ſich aus; die Geſellſchaft hätte nur ſo 
viele Arbeitsloſe zu unterſtützen, als Arbeiter durch 
das zurzeit vorhandene Quantum nationaler Arbeit 
nicht beſchäftigt werden können. 

Ergänzt werden müßte dieſe indirekte Kontrolle durch die auch 
ſonſt in der Sozialverſicherung üblichen Maßnahmen direkter Kon: 
trolle, als da ſind: Meldezwang und fortgeſetzte Beaufſichtigung der 
Arbeitsloſen durch den Arbeitsnachweis, Beſtrafung von falſchen 
Angaben und ſonſtigen Täufchungsverſuchen, Karenzzeit für Mit⸗ 
glieder, die der Verſicherung erſtmalig beitreten, wie für Arbeits⸗ 
loſe, ehe ſie in den Genuß der Rente gelangen, Feſtſetzung nicht 
allzu hoher Unterſtützungsſätze, die — wie die Beiträge — nach 
Gefahrenklaſſen abgeſtuft ſein müßten und keinesfalls einen Anreiz 
bieten dürften, ſich auf Koſten der Kaſſe einige angenehme Tage 
oder Wochen zu machen. 

Weigert ſich der Arbeitsloſe, die ihm vom Arbeitsnachweis an⸗ 
gebotene Stelle anzunehmen, ſo kann natürlich kein Zwang auf ihn 
ausgeübt werden; die perſönliche Freiheit muß unter allen Umſtänden 
gewahrt bleiben. Wer paſſende Arbeit nicht annimmt, erhält aber 
keine Rente. Stellt man dieſe Forderung auf, ſo liegen gewichtige 
Bedenken nahe. Das Problem der Kontrolle iſt durch den 
Arbeitsnachweis wohl zu löſen; aber das Problem der Arbeits» 
annahme tritt an ſeine Stelle. Was iſt paſſende Arbeit? 
Theoretiſch kann man ſagen: „Es iſt Arbeit zu angemeſſenem 
Lohne, in angemeſſenem Berufe und an angemeſſenem Orte.“ 


Simons, a. a. O. S. 83 ff. nimmt die Frage viel zu ſchwer. 
12 * 
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Praktiſch iſt die Sache oft nicht einfach. Eine Weigerung kann in 


dem einen Falle berechtigt, in dem anderen unberechtigt ſein; alles 


kommt auf die jeweiligen Verhältniſſe an. Sicherlich wird ſich aber 
die Praxis binnen kurzem zu helfen wiſſen. Es laſſen ſich da etwa 
folgende Leitſätze aufſtellen: für die Entlohnung müſſen im all⸗ 
gemeinen die Tarifſätze, wo dieſe fehlen, die ortsüblichen Löhne 
maßgebend ſein; ältere, verheiratete Leute brauchen Beſchäftigung 
nur an ihrem Wohnort oder in angemeſſener Nähe und in ihrem 
Gewerbe anzunehmen, jüngere und unverheiratete dagegen auch in 
entfernten Gegenden, vielleicht auch in anderen Berufen, notfalls in 
der Landwirtſchaft und im Bergbau. Eine genaue Prüfung aller 
Verhältniſſe, der allgemeinen Konjunktur, des Arbeitsmarktes, des 
Familienſtandes, der Vorbildung und Berufseignung der Arbeiter, 
iſt unerläßlich. 

In einer Zeit aber, wo wachſender Arbeitsmangel droht, wo 
volkswirtſchaftlich über kurz oder lang die größten Umgruppierungen 
nötig werden, darf keine engherzige Normierung Platz greifen. Da 
müſſen auch den Arbeitern, wie allen Volksklaſſen, manche Arbeiten 
und ſonſtige Lebensbedingungen zugemutet werden, die man ihnen 
geſtatten würde, unter normalen Verhältniſſen zurückzuweiſen. In 
ſolcher Zeit wird oftmals ſelbſt mit gelindem Zwang ein Aus⸗ 
gleich geſchaffen werden müſſen. Starre Formeln laſſen ſich 
da nicht aufſtellen. Bei einer geſetzlichen Regelung können 
zwar allgemeine Grundſätze normiert werden; die Ausführung im 
einzelnen müßte paritätiſchen Ausſchüſſen überlaſſen bleiben, die jeden 
einzelnen Fall ſorgfältig zu würdigen hätten. Die Arbeitsnachweiſe 
haben darin eine ungeheure Erfahrung bei der Erwerbsloſenfürſorge 
gewinnen können. Von manchen Fürſorgeausſchüſſen ſind Zehn⸗ 
tauſende von Fällen erledigt worden, und zwar mit wachſendem 
Geſchick und ohne daß erhebliche Mißbräuche zutage getreten wären. 
Nach der Entwicklung der letzten Jahre kann es nicht zweifelhaft 
ſein, daß ſolche empfindliche Unterſuchungen, ſolche heiklen Ent⸗ 
ſcheidungen, ähnlich wie auch ſonſt in der Sozialverſicherung und 
der Arbeitsvermittlung, dem Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Parteien, „paritätiſchen Ausſchüſſen“, anheimgegeben 
werden müſſen. 


4. Die neueren Pläne 


Der Weltkrieg brachte, wie bereis dargelegt, auf der einen 
Seite eine verhängnisvolle Arbeitsloſigkeit mit ſich, während auf 


497] Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit uſw. 181 


der anderen Seite die vorhandenen Verſicherungseinrichtungen durch⸗ 
aus verſagten. Um ſo ſtärker erſcholl der Ruf nach einer Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung, und zwar auf der Baſis der indirekten 
Kontrolle durch den Arbeitsnachweis. Von hoher Bedeutung war, 
daß die freien Gewerkſchaften, die vor dem Kriege ſtets die Arbeits⸗ 
loſenfürſorge mit größter Entſchiedenheit als ihr Monopol vertei⸗ 
digten, freilich auch öffentliche Unterſtützung nicht verſchmähten, ſich 
alſo zum Genter Syſtem bekannten, ſich nunmehr mit der öffent⸗ 
lichen Arbeitsloſenverſicherung zu befreunden begannen. Auch in 
dieſen Kreiſen wurde jetzt die gewaltige Überlegenheit zugeſtanden, 
die der Anſchluß an das große nationale Werk der Sozialverſiche⸗ 
rung gegenüber allen kleineren Einrichtungen bietet. „Die un⸗ 
geheuren Arbeitsloſigkeitsausgaben im erſten Kriegsjahre“, ſo wird 
von dieſer Stelle erklärt!, „haben die Gewerkſchaften veranlaßt, 
von dieſer Forderung (Genter Syſtem) abzugehen und dafür die 
obligatoriſche Arbeitsloſenverſicherung vorzuziehen. Ihre Einrich⸗ 
tungen würden den großen Unterſtützungsanſprüchen während der 
Übergangswirtſchaft ſchwerlich auf die Dauer gewachſen bleiben und 
können daher nicht zu finanziellen Trägern öffentlicher Fürſorge 
während dieſer Zeit gemacht werden.“ 

Bei der großen Rolle, die die Gewerkſchaften im neueſten 
Deutſchland ſpielen, verdienen Erwähnung auch ihre poſitiven 
Wünſche, denen die Reichsregierung anſcheinend in manchen Punkten 
entgegenkommen will. Dieſe Wünſche ſind vereinigt in einer Reihe 
von Leitſätzen „Zur geſetzlichen Regelung der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung und der Arbeitsvermittlung“, die ſchon Anfang 1918 auf⸗ 
geſtellt und in der Vorſtändekonferenz am 25. März 1918 gebilligt 
wurden. Dieſe Leitſätze entſprachen im weſentlichen, nicht aber in 
allen Einzelheiten, den oben angedeuteten Geſichtspunkten. Gefordert 
wurde die „Erfaſſung aller Arbeiter und Angeſtellten ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechtes, Berufs, Alters und der Riſiken. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht ſoll ſich auf alle gegen Lohn oder Gehalt regel⸗ 
mäßig beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten bis zu einem Jahres⸗ 
einkommen von 5000 Mk. erſtrecken“. Organiſatoriſch wurde eine 
Anlehnung an die Invalidenverſicherung, zugleich aber auch eine 

enge Verbindung mit dem Arbeitsnachweis befürwortet. Es ſollten 
leine beſonderen Marken ausgegeben, ſondern Zuſchläge zu den Bei⸗ 


; g pondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands, 28. Jahrg., 1918, 
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trägen erhoben werden. Soweit die Verſicherten der Invaliden⸗ 
verſicherung nicht unterſtänden, ſeien für fie beſondere Beitrags⸗ 
karten und ⸗marken zu verwenden. Beim Anſchluß an die Invaliden⸗ 
verſicherung würden, ſo hoffte man, „für den größten Teil der Ver⸗ 
ſicherten die Beitragserhebungskoſten erſpart“). Die Invaliden⸗ 
verſicherungsanſtalten hätten die Zuſchläge dann an die „Verſiche⸗ 
rungskaſſe gegen Arbeitsloſigkeit“ weiterzuleiten und dieſe Kaſſe, der 
Verwaltungsſtellen nach Bedarf anzugliedern wären, hätte die eigent⸗ 
liche Verſicherungsarbeit durchzuführen. Die Koſten hätten Arbeit⸗ 
nehmer und Arbeitgeber je zur Hälfte zu tragen; doch erſtattet das 
Reich „dieſen Kaſſen ein Drittel der für Arbeitsloſenunterſtützung 
gemachten Aufwendungen“. 

Nach der Revolution kamen auch dieſe Beſtrebungen in ſchnelleren 
Fluß. Schon in den erſten Kundgebungen des Rates der Volks⸗ 
beauftragten wurde der Verpflichtung gedacht, die Arbeitsloſen zu 
verſorgen. Es folgte aber nur eine reichsrechtliche Regelung der 
Erwerbsloſenfürſorge, wenn auch das weitere Ziel einer Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung nicht aus dem Auge verloren wurde. So 
wurde in § 1 des Sozialiſierungsgeſetzes vom 13. März 1919 nicht 
nur eine ſittliche Pflicht feſtgelegt, die geiſtigen und ſittlichen Kräfte 
zum Wohle der Allgemeinheit zu betätigen, es wurde auch die 
Arbeitskraft unter den beſonderen Schutz des Reiches geſtellt. 
„Jedem Deutſchen fol die Möglichkeit gegeben werden, durch wirt⸗ 
ſchaftliche Arbeit ſeinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm Arbeits⸗ 
gelegenheit nicht nachgewieſen werden kann, wird für ſeinen not⸗ 
wendigen Unterhalt geſorgt. Das Nähere wird durch beſondere 
Reichsgeſetze beſtimmt !.“ Inzwiſchen iſt geraume Zeit verſtrichen — 
das Reichsgeſetz über die Arbeitsloſenverſicherung iſt noch immer 
nicht erſchienen. Ja nicht einmal ein Entwurf liegt der Offentlich⸗ 
keit vor; nur ein Referentenentwurf iſt im Reichsarbeitsminiſterium 
ausgearbeitet und den engſten Intereſſentenkreiſen im November 1919 
unterbreitet worden. Dieſer vorläufige Entwurf beanſprucht aber 
auch für die weiteren Kreiſe der Sozialpolitiker wie der Politiker 
überhaupt großes Intereſſe, um ſo mehr als er in den Grundzügen 
den Beifall wenigſtens der befragten Arbeiterführer gefunden hat 
und zudem aus manchen Anzeichen zu entnehmen iſt, daß weſent⸗ 
liche Anderungen nicht beabſichtigt ſind. Gerade wenn man dieſen 
Entwurf in entſcheidenden Punkten für unzureichend hält, iſt es ge⸗ 


1 Vgl. auch Art. 163 der Reichsverfaſſung. 
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boten, jetzt ſchon zu ihm Stellung zu nehmen, etwaigen Widerſpruch 
anzumelden — andernfalls könnte es zu ſpät ſein. Manche Vor⸗ 
kommniſſe des letzten Jahres zeigen, mit welcher Schnelligkeit mit⸗ 
unter Geſetze von großer Tragweite, auf die alle Welt ſeit langem 
gewartet hat, durch die parlamentariſchen Inſtanzen „durch⸗ 
gepeitſcht“ werden. | 

Der Novemberentwurf des Reichsarbeitsminiſteriums, „Ent: 
wurf eines Geſetzes über die Arbeitsloſenverſicherung“, zerfällt in 
7 Abſchnitte und 117 Paragraphen. Er iſt verſicherungsrechtlich 
gut durchgearbeitet, wirtſchaftlich aber nicht ſehr befriedigend. In 
Form und Inhalt ſchließt er ſich, ganz an die beſtehende Sozial⸗ 
verſicherung, beſonders, oft ſogar wörtlich, an das zweite Buch der 
RVO., an die Beſtimmungen über die Krankenverſicherung, an. 
Dagegen vermißt man vielfach eine Verwertung des ſonſtigen reichen 
Materials, das Wiſſenſchaft und Praxis im Inland und Ausland 
zuſammengetragen haben. Hier können nur die maßgebenden 
Normen berührt werden. 

Im 1. Abſchnitt: Umfang der Versicherung 88 1—5, werden 
die verſicherungspflichtigen und verſicherungsfreien Perſonengruppen 
aufgezählt. Der Kreis iſt enger gezogen als bei der Kranken⸗ 
verſicherung. Die Hauptgruppen ſind die gewerblichen Arbeiter und 
die Privatangeſtellten, letztere aber nur, ſoweit nicht ihr regelmäßiger 
Jahresarbeitsverdienſt „5000 Mk. an Entgelt überſteigt“. Die Ver⸗ 
ſicherung beginnt mit dem 16. Lebensjahre. Verſicherungsfrei ſind 
Perſonen, die in gewerblichen Nebenbetrieben eines land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes beſchäftigt ſind, land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Arbeiter, Beamte, die im Dienſt einer öffentlichen Körperſchaft 
ſtehen, Ruhegehaltsempfänger und andere mehr 

Die Träger der Verſicherung werden im 3. Abſchnitt be- 
nannt: „Als Träger der Arbeitsloſenverſicherung werden Arbeits- 
loſenkaſſen errichtet, welche den allgemeinen Ortskrankenkaſſen an⸗ 
gegliedert werden“ (§ 27). Unter gewiſſen Umſtänden erfolgt auch 
eine Angliederung an die Knappſchafts⸗ und Landkrankenkaſſen. 
Die Geſchäfts führung. liegt einem Vorſtand und einem Ausſchuß 
ob (S 40 ff.). „Die Vorſtandsmitglieder der allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſe . . . . führen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe. Der Bor: 
figende des Vorſtandes der allgemeinen Ortskrankenkaſſe .. . . ift 
zugleich Vorſitzender des Vorſtandes der Arbeitsloſenkaſſe. . ..“ 
($ 41). „Der Ausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des für den 
Sitz der Kaſſe zuſtändigen Arbeitsnachweiſes oder ſeines Vertreters 
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und höchſtens 20 Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und der 
Verſicherten. Arbeitgeber und Verſicherte ſenden je die gleiche Zahl 
Vertreter in den Ausſchuß. Den Vorſitz im Ausſchuß führt der 
Vorſitzende des Arbeitsnachweiſes oder fein Vertreter. ..“ 
($ 42). Der Ausſchuß ſetzt den Voranſchlag feſt, nimmt die Jahres⸗ 
rechnung ab, er kann Vereinbarungen mit Arbeitsnachweiſen und 
anderen Fürſorgeeinrichtungen beſchließen, die Errichtung von Melde⸗ 
und Zahlſtellen anordnen uſw. „Der Ausſchuß erläßt Vorſchriften 
über die Meldung und Überwachung der Arbeitsloſen. Sie be⸗ 
dürfen der Genehmigung des Verſicherungsamtes .. (8 50). 
Die Aufbringung der Mittel wird im 5. Abſchnitt ge⸗ 
regelt. „Die Mittel für die Arbeitsloſenverſicherung find durch Bei- 
träge von den Arbeitgebern, den Verſicherten, dem Reich und dem 
für den Kaſſenbezirk zuſtändigen Gemeindeverband aufzubringen. 
Die Arbeitgeber und die Verſicherten entrichten für jede Woche der 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung (Beitragswoche) laufende Bei⸗ 
träge zu gleichen Teilen. Die Beiträge des Reiches und des Ge⸗ 
meindeverbandes betragen je ein Viertel der eingegangenen Bei⸗ 
träge der Arbeitgeber und Verſicherten“ (§ 67). „Für Männer 
und Frauen ſowie für Verſicherte von 16—21 Jahren und über 
21 Jahre ſind beſondere Beiträge feſtzuſetzen“ (§ 68). „Die Satzung 
kann für Verſicherte, die in Betrieben beſchäftigt werden, die ihrer 
Art nach alljährlich regelmäßig eingeſchränkt oder zeitweilig eingeſtellt 
werden (Saiſonbetriebe) die Beiträge der Arbeitgeber und Ver⸗ 
ſicherten auf das Doppelte der Beiträge für die anderen Verſicherten 
erhöhen, ſofern ſie den Verſicherten bei Arbeitsloſigkeit die volle 
Unterſtützung gewährt“ (§ 71). Die Beiträge ſind ſo bemeſſen, 
daß ſie mit den anderen Einnahmen zuſammen zwei Drittel der zu⸗ 
läſſigen Ausgaben der Kaſſe decken (§S 72). Es werden Rücklagen 
angeſammelt, aus denen auch allgemeine Maßnahmen zur Verhütung 
der Arbeitsloſigkeit unterſtützt werden ſollen (§ 63 ff.). Überſteigen 
die Einnahmen der Kaſſe die Ausgaben, ſo iſt mindeſtens die Hälfte 
des Überſchuſſes zu gleichen Teilen unter die Arbeitgeber und die 
Verſicherten zu verteilen (§ 74 ff.). Doch ſollen dieſe Rückerſtattungen 
nur als Prämien für ſolche Arbeitgeber dienen, die durch eine Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit einer Arbeitsloſigkeit in ihrem Betriebe be⸗ 
gegnet ſind, und für ſolche Arbeitnehmer, „für welche im abgelaufenen 
Geſchäftsjahr mindeſtens für 26 Wochen Beiträge entrichtet wurden 
und welche eine Arbeitsloſenunterſtützung nicht erhalten haben.“ 
Die Zahlung der Beiträge erfolgt durch die Arbeitgeber, die den 
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Verſicherungspflichtigen ihren zu zahlenden Beitragsteil bei der 
Lohnzahlung abziehen. 

Die Leiſtungen der Arbeitsloſenverſicherung beſtehen, ab⸗ 
geſehen von den Verhütungsmaßnahmen in der Unterſtützung bei 
Arbeitsloſigkeit (§ 6ff.). Eine ſolche Unterſtützung „wird nur ge⸗ 
währt, wenn der Verſicherte in den 12 Monaten vor dem Eintritt 
der Arbeitsloſigkeit 26 Wochen hindurch Beiträge geleiſtet hat“ 
($ 8). Der Arbeitsloſe iſt gehalten, eine Beſcheinigung des Arbeits⸗ 
nachweiſes zu erbringen, wonach ihm innerhalb drei Tagen ſeit 
Verlaſſen ſeiner letzten Arbeitsſtelle eine paſſende Arbeit nicht nach⸗ 
gewieſen werden konnte. „Als paſſende Arbeit gilt jede Beſchäfti⸗ 
gung, welche dem Verſicherten unter billiger Berückſichtigung ſeiner 
Ausbildung, ſeines bisherigen Berufs und ſeines Familienſtandes 
zugemutet werden kann, ſofern für die nachgewieſene Arbeit mindeſtens 
der Ortslohn gewährt wird, ſie die Geſundheit nicht ſchädigt und 
die Unterbringung ſittlich bedenkenfrei iſt. Eine Beſchäftigung in 
einem Betriebe, in welchem Stellen infolge von Streik oder Aus⸗ 
ſperrung frei find, braucht der Verſicherte nicht anzunehmen“ ($ 9). 
Arbeitsloſengeld wird binnen 12 Monaten nur auf die Dauer von 
insgeſamt 13 Wochen gewährt. Wer ſeine Stelle freiwillig auf⸗ 
gegeben oder wegen Streiks oder ſchuldhaften Verhaltens verloren 
hat, darf auf mindeſtens drei Wochen keine Unterſtützung empfangen. 
Ebenſo wird die Unterſtützung „nicht gewährt, wenn dem Ver⸗ 
fiherten eine paſſende Beſchäftigung nachgewieſen wurde, er dieſe 
aber ohne triftigen Grund nicht angenommen oder eine angenommene 
nicht angetreten hat“ (§ 13). Die Unterſtützung wird im allge⸗ 
meinen vom dritten Tag der Arbeitsloſigkeit ab in der Höhe des 
Ortslohnes gewährt. Für ledige Verſicherte und für Verſicherte in 
Saiſonbetrieben kann ein niedrigerer Betrag gewährt werden, jedoch 
nicht unter der Hälfte des Ortslohnes. Ebenſo kann die Satzung 
beſtimmen, „daß bei einer Arbeitsloſigkeit von mehr als 6 Wochen 
Dauer die Leiſtungen bis auf die Hälfte des Ortslohnes herab⸗ 
geſetzt werden“. 

Über die finanzielle en des Reichsplanes findet ſich in 
der Preſſe nur eine kurze Notiz“. Danach wurde bei den erſten Be⸗ 
ſprechungen der Berufsverbände im Reichsarbeitsminiſterium am 
29. November 1919 die Durchſchnittszahl der Arbeitsloſen bei rund 


1 Der Werkmeiſter, 15. Jahrg., Nr. 49, S. 1. 
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10 Millionen Verſicherten auf 250000 Perſonen geſchätzt!. Würde 
der tägliche Unterſtützungsſatz 3 Mk. betragen, jo wären für Unter⸗ 
ſtützungen jährlich 275 Mill. Mk. bereitzuſtellen. Der jährliche Ge⸗ 
ſamtausgabepoſten würde dann mit den übrigen me 380 Mill. Mk. 
betragen. 


5. Zur Kritik des Geſetzentwurfs 


Der im Umriß wiedergegebene Geſetzentwurf bedürfte ein⸗ 
dringender Kritik, Paragraph für Paragraph, wenn er die end⸗ 
gültige, für das Parlament beſtimmte Faſſung darſtellte. Dann 
wären Fragen in großer Zahl und von ſehr verſchiedener Bedeutung 
aufzuwerfen. Hier können nur einige wenige berührt werden. Zu⸗ 
nächſt wäre zu erörtern, ob der Umfang der Verſicherung richtig 
gewählt worden iſt, nicht zu groß und nicht zu klein. Auch nach 
dieſer Richtung hin werden die Meinungen weit auseinandergehen ?. 
Die Gewerkſchaften zum Beiſpiel wünſchten im März 1918, alle 
Arbeiter und Angeſtellten der Verſicherungspflicht zu unterwerfen; 
andere dagegen wollen dieſe Pflicht auf kleinere Schichten der 
Arbeiterſchaft, etwa Bauarbeiter und Landarbeiter, beſchränken. Da 
gibt es. in der Theorie und in der Praxis die verſchiedenſten 
Meinungen. Der Entwurf will als Hauptgruppe Arbeiter und 
Angeſtellte der Landwirtſchaft ausſchalten, bei denen allerdings das 
Bedürfnis weniger groß ſein mag, die Kontrolle aber äußerſt 
ſchwierig iſt. Dennoch muß für ſpäter die Einbeziehung der Land⸗ 
arbeiter ins Auge gefaßt werden, weil die Winterarbeitsloſigkeit 
auf dem Lande wächſt und weil ferner die Anziehungskraft der 
Landarbeit vergrößert, die Landflucht bekämpft werden muß. Sehr 
ſtrittig iſt die gleiche Frage hinſichtlich der Privatangeſtellten. Die 
Maximalgrenze von 5000 Mk. war ſchon Ende 1919 zu niedrig und 
iſt es heute erſt recht. Selbſtverſtändlich widerſprechen dem die 
Privatangeſtellten aufs lebhafteſte. Eine Erhöhung auf 12 — 15 000 Mk. 
würde gerechtfertigt ſein. 

Weiter wäre manches über die Stellung der Gewerkſchaften im 
Geſetzentwurf zu ſagen. Es ſcheint zwar, als ob man von dieſer 
Seite im allgemeinen von dem Entwurf befriedigt wäre, der ja auch 


1 Übrigens genau übereinſtimmend mit der vom Verfaſſer geſchätzten durch; 
ſchnittlichen Arbeitsloſigkeit von 2½ Yo (a. a. O. S. 35). Das war aber im 
Jahre 1913. Die künftige Entwicklung iſt ganz unüberſehbar. Doch erſcheint 
obige Schätzung ſehr optimiſtiſch. 

2 Vgl. dazu Kumpmann, a. a. O. S. 214 ff. 
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den Arbeiterverbänden in vielen Punkten ſehr günſtig iſt. Während 
man früher die eigene gewerkſchaftliche Verſicherung mit Feuereifer 
verteidigt hatte, ſcheint man dieſe jetzt reſtlos fallen laſſen zu wollen. 
Es iſt aber vielleicht nicht ausgeſchloſſen, daß ein ſolcher unvermittelter 
übergang für die Gewerkſchaften zwar nicht einen „vernichtenden 
Schlag“, wie man vordem meinte, wohl aber eine ernſte 
Schädigung bedeutet. Wer die außerordentlich bedeutſame Rolle 
gerade der Arbeitsloſenverſicherung in der Geſchichte des deutſchen 
Gewerkvereinsweſens kennt, wird, ſofern er die Gewerkſchaften nicht 
nur für nötig, ſondern für unentbehrlich hält, eine Berückſichtigung 
ihrer Kaſſen wünſchen. Unter gewiſſen Bedingungen ſollte ihnen 
die Verwaltung der ſtaatlichen Verſicherung für ihre Mitglieder 
überlaſſen werden. Fingerzeige dafür, wie das geſchehen kann, gibt 
der gewerkſchaftliche Geſetzentwurf von 1918, der da wohl etwas 
weit geht; namentlich aber bietet die engliſche Verſicherung Anhalts- 
punkte“, die überhaupt eine noch lange nicht ausgeſchöpfte Fund⸗ 
grube für die heutigen Bearbeiter ſein könnte. 

Ebenſo bedürfen der Nachprüfung die Leiſtungen, die der Ent⸗ 
wurf vorſieht. Eine Höchſtdauer der Rentenzahlung von 13 Wochen 
iſt ſicher zu kurz, zumal für Saiſonarbeiter; 26 Wochen, wie der 
gewerkſchaftliche Vorſchlag lautete, wäre richtiger. Auf den Familien⸗ 
ſtand müßte weit wehr Rückſicht genommen werden uſw. 

Das alles aber wären kleinere Sorgen. Vieles wird ſich von 
ſelbſt im Laufe der Zeit ausgleichen. Sodann wird man ja auch 
Erfahrungen ſammeln. Überhaupt wird man ſich auf einem ſo 
delikaten, wenig betretenen, in manchen Teilen noch unerforſchtem 
Gebiet, wie es die Arbeitsloſigkeit und ihre Bekämpfung iſt, erſt 
allmählich orientieren. Zwei Hauptpunkte aber ſind ſo erheb⸗ 
lich für den ganzen Erfolg, daß zu ihnen Stellung genommen werden 
muß. Auch wenn man von dem vorliegenden Entwurf abſieht, hängt 
die Zweckmäßigkeit des organiſatoriſchen Aufbaues der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in hohem Grade von der Löſung dieſer Fragen ab. 
Dieſe beiden Einwände betreffen: 1. den Anſchluß der 
neuen Verſicherung an die Krankenkaſſen; 2. das 
Fehlen einer geſunden Riſikoverteilung. 

Ein Bedenken, das für jeden Sachverſtändigen ſchwer wiegen muß, 
iſt, daß unſer Entwurf das wichtigſte Ergebnis der bisherigen Entwick⸗ 


1 Bal. auch § 14 der Reichsverordnung über Erwerbsloſenfürſorge vom 
26. Januar 1920; ferner Kumpmann, a. a. O. S. 86, und beſonders: Die 
Gewerkſchaften und die öffentliche Arbeitsloſenverſicherung, Wien 1914, S. 33 ff. 
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lung unbeachtet gelaſſen hat, indem er die Krankenkaſſen zu Trägern 
der Arbeitsloſenverſicherung zu machen gedenkt. Welche Gründe für 
dieſe Art des Aufbaues ſprechen ſollen, iſt nicht ohne weiteres er⸗ 
ſichtlich. Man könnte an ein Entgegenkommen gegenüber den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen denken. Die allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſen ſtehen bekanntlich unter dem Einfluß der organiſierten Arbeiter⸗ 
ſchaft; bei den übrigen Zweigen der Sozialverfiherung iſt die 
Machtverteilung weſentlich anders. Wie erwähnt, ſoll der Vor⸗ 
ſtand der allgemeinen Ortskrankenkaſſe zugleich die Verwaltung der 
Arbeitsloſenverſicherung in die Hand nehmen. Jedenfalls wäre das 
kein Moment, das beſondere Anerkennung verdient. In den Fach- 
zeitſchriften der Angeſtelltenverbände erwähnt man auch einen anderen 
Grund: bei den Beſprechungen im Reichsarbeitsminiſterium habe 
der Regierungsvertreter auf Eile gedrängt; noch aber liege das 
Reichsgeſetz über den Arbeitsnachweis nicht vor, weshalb auch ein 
Anſchluß an die Organiſationen der Arbeitsvermittlung nicht in 
Frage komme. Natürlich iſt auch dieſer Hinweis ganz unhaltbar, 
zumal das Arbeitsnachweisgeſetz in kürzeſter Zeit erſcheinen dürfte. 
Man hat außerdem behauptet, die Angliederung an einen Zweig der 
beſtehenden Sozialverſicherung wirke verbilligend, in den Kranken⸗ 
kaſſen ſeien ſchon leiſtungsfähige Verſicherungsverbände vorhanden, 
die auf paritätiſcher Grundlage erhalten und verwaltet würden. 


Aber dieſes Sparſamkeitsmoment iſt um ſo weniger beachtlich, als die 


Krankenkaſſen ja ſehr verzettelt ſind; es müßten ſich alſo mindeſtens 
die Mitglieder der Betriebs⸗, Innungs⸗, Erſatzkrankenkaſſen auch 
noch den Ortskrankenkaſſen anſchließen, was nebenbei bemerkt eine 
weſentliche Schwächung dieſer kleinen Kaſſen bedeuten würde. Wenn 
man ſchon die Arbeitsloſenverſicherung einem der anderen Zweige 
anſchließen will — was in jedem Falle unratſam erſcheint —, dann 
wäre es doch richtiger, dieſe Angliederung an die einheitlichere 
Invalidenverſicherung vorzunehmen, wie es von den Gewerkſchaften 
gewünſcht worden war. Zu beachten iſt auch, daß die Kranken⸗ 
verſicherung nicht ſcharf beruflich abgegrenzt iſt und daher einen 
befriedigenden Ausgleich der Gefahren innerhalb der Berufsgruppen 
unmöglich macht. Deshalb wollten früher namhafte Autoren, wie 
Herkner, Zacher, Buſchmann, die Berufsgenoſſenſchaften der Unfall⸗ 
verſicherung mit der Arbeitsloſenfürſorge betrauen. Es ſind das 
alles Fragen, die ſeit vielen Jahren ſchon beſprochen worden ſind 
und eigentlich als erledigt gelten konnten. Auch der Vorſchlag einer 
Verbindung von Krankenkaſſe und Arbeitsloſenverſicherung iſt nicht 
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neu. Seit 1902 hat man ihn häufig erwogen, beſonders im An⸗ 
ſchluß an die — faſt allſeitig abgelehnten — Vorſchläge von 
L. Tiſchendörfer. | 

Gewiß, die Arbeitsloſenverſicherung ſoll nicht allein ſtehen, fie 
ſoll ſich anlehnen, aber nicht an die Krankenverſicherung, ſondern 
an die lokale, interlokale und nationale Organiſation 
des Arbeitsnachweisweſens. Das ift ein Gedanke, der immer 
wieder theoretiſch mit allem Nachdruck betont, praktiſch konſequent 
verwirklicht werden muß. Schon oben iſt dieſe enge Verbindung 
geradezu als der Zentralpunft des ganzen Verfſicherungsplanes hin⸗ 
geſtellt worden. Zutreffend hat einmal Churchill die beiden Einrichtungen 
in ihrer gegenſeitigen Unentbehrlichkeit und Ergänzung mit „Mann 
und Frau“ verglichen. Nach allem bereits Dargelegten könnte man 
auch ſagen: eine Arbeitsloſenverſicherung ohne Anſchluß an den Arbeits⸗ 
nachweis iſt ungefähr ebenſo hilflos und unwirkſam wie eine Kranken⸗ 
kaſſe, die auf die Verbindung mit dem Arzt verzichten wollte. Die 
Arbeitsnachweiſe allein können das „Kardinalproblem“ der Kontrolle 
löſen. Die Erfahrungen mit Arbeitsloſigkeit und Arbeitsmarkt, die 
ſie bei dem Wirrwarr der bisherigen Einrichtungen gemacht haben, 
ſind gar nicht hoch genug einzuſchätzen; auf jeden Fall müſſen ſie 
planmäßig nutzbar gemacht werden. 

Auffallenderweiſe hat man dieſen wichtigen Punkt in der 
offentlichen Kritik! nicht ſo beachtet, wie er es verdient. Bei den 
grundſätzlichen Erörterungen in den früheren Jahren war man der 
hier aufgeſtellten Forderung immer näher gekommen. Auch in der 
Praxis geſtaltete man die Verbindung von Arbeitsloſenverſicherung 
und Arbeitsvermittlung immer inniger. Einen vollen Sieg errang 
aber das „Syſtem der indirekten Kontrolle“ mit dem großen eng⸗ 
liſchen Verſicherungswerk von 1911—1913. Auch die neueren Er⸗ 
fahrungen beſtätigen die Richtigkeit dieſes Syſtems durchaus. 
Eine unvoreingenommene Beobachterin wie G. Simons kommt nach 
einer Überfiht über die ganzen Kriegsmaßnahmen zu dem Urteil, 
daß eine allgemeine Angliederung der Arbeitsloſenhilfe an den 
Arbeitsnachweis das Ideal ſei: „es müſſen Fürſorgeamt und Arbeits⸗ 
nachweis nach den gleichen Grundſätzen und in enger Fühlungnahme 
miteinander arbeiten.“ Regelmäßig ſprechen ſich im ſelben Sinne die 
praktiſchen Arbeitsloſenpolitiker aus. Es iſt nur eine Stimme von 


: Es fehlten ihr freilich auch die Unterlagen, da der Entwurf nicht im 
Druck erſchienen iſt. Eine ſehr energiſche Ablehnung bringt Die Handelswacht, 
Jahrg. 1919, Nr. 19. " 
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vielen, wenn kürzlich in anderem Zuſammenhang - bei der Beſprechung 
des Berliner Arbeitsmarktes — Fürchtenicht⸗Boening! Folgendes be⸗ 
merkte: „Die ſchädliche Wirkung der bloßen Kontrolle, ohne gleich⸗ 
zeitige Vermittlungsmöglichkeit, auf die Pſyche der Kontrollierten 
ſcheint vielfach unterſchätzt zu werden; ſie muß notwendigerweiſe bei 
längerer Dauer abſtumpfend wirken, zur völligen Gleichgültigkeit 
und damit zur Zerſtörung unſeres einzigen wertvollſten Gutes, der 
von freudigem Wollen getragenen Arbeitskraft führen... Eine 
beſondere Erſchwerung für die Durchführung der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge in der Stadt Berlin iſt darin zu erblicken, daß hier — 
wohl einzig daſtehend im Reich — Erwerbsloſenfürſorge und Arbeits⸗ 
nachweis in zwei völlig getrennten Dezernaten bearbeitet 
werden.“ Die nähere Schilderung zeigt dann gleichſam an einem 
Schulbeiſpiel, wie bei einem ſolchen Nebeneinanderhergehen die ganze 
Arbeit nicht richtig funktioniert. 

Genau das Gleiche würde auch bei einer Reichsarbeitsloſen⸗ 
verſicherung gelten, bei der die Beziehungen zum Arbeitsnachweis ſo 
loſe gefügt ſind, wie in dem fraglichen Entwurf geplant. Eine or⸗ 
ganiſche Verbindung iſt da überhaupt nicht beabſichtigt. Vorgeſehen 
iſt nur eine Teilnahme der Arbeitsnachweisvertreter an der Ver⸗ 
waltung im Ausſchuß und eine „gutachtliche“ Mitwirkung derart, 
daß der Arbeitsloſe ſich zunächſt beim zuſtändigen Arbeitsnachweis 
melden und beſcheinigen laſſen muß, daß objektive Arbeitsloſigkeit 
vorliegt. Ferner hat auf Erſuchen der Arbeitsloſenkaſſe der Arbeits- 
nachweis „den geſamten Sachverhalt aufzuklären und ſich gutacht⸗ 
lich zu äußern“ (§§ 93 und 94). Endlich kommt noch § 50 in 
Betracht, nach dem der Ausſchuß „Vorſchriften über Meldung und 
Überwachung der Arbeitsloſen“ erläßt. Er kann alſo auch den 
Arbeitsloſen die regelmäßige Meldung beim Arbeitsnachweis zur 
Bedingung machen. Er kann es, aber er muß es nicht. Dauernde 
Kontrollbefugniſſe des Arbeitsnachweiſes ſind nicht vorgeſehen. Einen 
entſcheidenden Einfluß auf die ganze Einrichtung der Arbeitsloſen⸗ 
kaſſe hat er ebenſowenig wie die Arbeitsloſenkaſſe auf den Arbeits⸗ 
nachweis. Das Gutachten des Arbeitsnachweiſes kann jederzeit un⸗ 
beachtet bleiben. Daß dieſes Nebeneinander bald zu einem Gegen⸗ 
einander werden würde, iſt fraglos. Der Arbeitsnachweis würde 
zur „Stempelfabrik“ degradiert. Ein hervorragender Fachmann! 


1 Vgl. Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 11. 
Hoffmann: Zwangsverſicherung gegen Arbeitsloſigkeit (Recht und 
Wirtſchaft, 7. Jahrg., Februar 1920). 
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äußert ſich ganz zutreffend ſo: „Die Übertragung des Nachweiſes 
der Arbeitsſtellen und der Gewährung der Barleiſtungen an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen erſcheint nicht angängig; ſie würde jedenfalls das 
Schreibwerk ungemein vermehren, die Verwaltung erheblich verteuern 
und keine ſichere Gewähr dafür bieten, daß mit der Zuweiſung der 
Stelle auch die Unterſtützung aufhört, zumal wenn die beiden Seiten 
die Verpflichtung zur Annahme einer angebotenen Stelle verſchieden 
beurteilen.“ 

Wie poſitiv die Arbeitsloſenverſicherung aufzubauen wäre, wurde 
früher wenigſtens berührt. Ihr Platz iſt innerhalb des 
Stufenſyſtems der Arbeitsämter. Unter gemeinſamer Ver⸗ 
waltung mit dem Arbeitsnachweis würde die Verſicherungstätigkeit 
in beſonderen Abteilungen durchzuführen ſein. Hierbei mag es 
immerhin der Koſtenerſparnis halber zweckmäßig ſein, daß von der 
Invalidenverſicherung die Beiträge mit eingezogen und an die Arbeits⸗ 
loſenkaſſe abgeführt werden. 

Ebenſo ernſtliche Bedenken müſſen noch gegen einen zweiten 
Mangel des Entwurfs vorgebracht werden, der anſcheinend durch 
den erſten ſchon gegeben: gegen das Fehlen aller Gefahrenklaſſen. 
Da die Krankenverſicherung eine Abſtufung nach dem Verſicherungs⸗ 
riſiko weniger notwendig hat, fehlt fie dort faſt vollſtändig. In⸗ 
dem man die beiden Verſicherungszweige vereinigen will, hat man 
auch für die Arbeitsloſenverſicherung auf eine Abſtufung der Bei⸗ 
träge nach der Gefahr verzichtet. Hier iſt ſie aber die Voraus⸗ 
ſetzung jedes dauernden Erfolges. Eine geringfügige 
Rückſicht auf die Berufsriſiken findet ſich nur 1. bei den Saiſon⸗ 
arbeitern (58 14 und 71), 2. inſofern als etwaige Überſchüſſe der 
Kaſſe neben den Arbeitgebern auch den Verſicherten zugute kommen 
ſollen, die keine Arbeitsloſenunterſtützung in Anſpruch genommen 
(§ 76). Nach det ganzen Faſſung der Beſtimmungen iſt dieſe Rückſicht⸗ 
nahme völlig unzureichend, um ſo mehr als ſelbſt für die Saiſon⸗ 
arbeiter die Satzung Sondervorſchriften nur erlaſſen kann, nicht muß. 
Auch der gewerkſchaftliche Entwurf konnte inſofern höhere Anſprüche 
nicht befriedigen, als auch er — und zwar bewußt und grundſätzlich — 
auf Gefahrenklaſſen verzichtet hatte. Immerhin gab es wenigſtens eine 
gewiſſe Abſtufung der Beiträge und Leiſtungen nach den Lohnklaſſen. 
Es war dieſer Fehler um ſo merkwürdiger, als die eigenen Verſicherungs⸗ 
kaſſen der Gewerkſchaften ſich an die fachlich abgegrenzten, 
über ganz Deutſchland verbreiteten Berufs vereine anſchloſſen. 
Damit war für ſie eine glänzende Riſikoverteilung von ſelbſt gegeben. 
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Von dem Regierungsentwurf müßte man erwarten, daß er 
überall auf der Höhe der modernen Verſicherungstechnik ſteht. Unſer 
Verſicherungsweſen beruht nun zwar auf dem Gedanken der Inter⸗ 
eſſenſolidarität, die möglichen Laſten oder Schäden ſollen dem Ein⸗ 
zelnen abgenommen und auf einen größeren Kreis von Perſonen 
übertragen werden. Überſpannt man aber dieſen Solidaritäts⸗ 
gedanken, ſo wird der Bogen notwendig reißen. Das Riſiko der 
einzelnen Mitglieder der Verſicherungsgemeinſchaft darf nicht allzu 
verſchieden groß ſein, weshalb man bisher überall, wo erhebliche Ver⸗ 
ſchiedenheiten dieſer Art vorhanden ſind, wieder kleinere Gefahren⸗ 
gemeinſchaften gebildet hat, ſo bei den meiſten Zweigen der Privat⸗ 
verſicherung, ſo bei der Unfallverſicherung des Reiches. Bei der 
Arbeitsloſenverſicherung ſchwankt die Gefahr mehr 
als bei einer Verſicherungsart ſonſt. Die recht mangel⸗ 
haften ſtatiſtiſchen Unterlagen zeigen wenigſtens das eine, daß 
Häufigkeit und Dauer der Arbeitsloſigkeit bei vielen Arbeitergruppen 
außerordentlich groß iſt, während bei anderen Arbeitsloſigkeit ſo 
gut wie gar nicht vorkommt. Von den Saiſonarbeitern, die viel⸗ 
leicht zwei Drittel der Arbeitsloſen ſtellen und wieder manche Ab⸗ 
ſtufungen aufweiſen, über Transportarbeiter, Buchdrucker uſw. bis 
zu einigen Kategorien von Fabrikarbeitern gibt es die verſchiedenſten 
Übergänge. Und bei den Privatangeſtellten liegen die Dinge wieder 
ganz anders. 

Freilich iſt eine ſachgemäße Abgrenzung von Gefahrenklaſſen 
außerordentlich ſchwierig. Die Arbeitsloſenſtatiſtik verſagt noch voll⸗ 
kommen. Aus dieſem Grunde hat man früher „Zwiſchenlöſungen“ 
geſucht, von denen eine oben beſchrieben wurde. Deren Hauptzweck 
ſollte ſein, eine brauchbare Statiſtik zu gewinnen. So hat man 
auch in vergangenen Jahrzehnten öfter Verſicherungen ohne Ge⸗ 
fahrenklaſſen aufgebaut; der Zuſammenbruch der ſelbſtändigen kom⸗ 
munalen Arbeitsloſenkaſſen iſt eine Folge der mangelnden Riſiko⸗ 
verteilung geweſen. Häufig hat man deshalb eine Begrenzung der 
Arbeitsloſenverſicherung empfohlen, bei der nur an gewiſſe Arbeiter⸗ 
ſchichten mit einheitlichem Riſiko gedacht war; ſo der Deutſche 
Städtetag von 1911 bei ſeinen Beratungen in Poſen, wo ſorg⸗ 
fältigſte Individualiſierung, die „Herausarbeitung der in den ein⸗ 
zelnen Fällen ratſamen und verwendbaren Verſicherungseinrichtungen“ 
in den lehrreichen Verhandlungen gewünſcht wurde. In England 
hat man ſich dadurch geholfen, daß zunächſt nur gewiſſe Gruppen, 
in erſter Linie die Bauarbeiter, herausgegriffen und der Verſicherung 
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unterſtellt wurden. Auch bei dieſer Frage ſollte man die jüngſten 
Beobachtungen nicht ganz überſehen, die ebenſo den hier vertretenen 
Standpunkt aufs ſtärkſte bekräftigen. „Je gleichartiger die Für⸗ 
ſorgeberechtigten ſind, deſto leichter iſt nicht nur die Geſtaltung, 
ſondern auch die ſachgemäße Durchführung der Fürſorge. Das be⸗ 
weiſt auch die Textilarbeiterfürſorge im Vergleich zur allgemeinen 
Kriegserwerbsloſenfürſorge, ſo daß die Vorſchläge zu einer Zuſammen⸗ 
faſſung in Berufsgruppen in den Kriegserfahrungen eine ſtarke 
Stütze erhalten !.“ 

Wenn man darauf bedacht wäre, der Arbeitsloſenverſicherung 
jeden Kredit zu nehmen, ſo würde man das am ſicherſten erreichen, 
indem man die Arbeiter mit der verſchiedenſten Wahrſcheinlichkeit, 
arbeitslos zu werden, ohne Sonderung in gemeinſamen Kaſſen zu⸗ 
ſammenbrächte. Die Folge wäre die, daß die Arbeitgeber jedes 
Intereſſe an einer Einſchränkung der Arbeitsloſigkeit verlören; daß 
die beſſeren, fleißigeren und tüchtigeren Arbeiter mit Erbitterung 


"auf ihre faulen und untüchtigen Berufsgenoſſen und mit größerer 


Abneigung noch auf die ganze Verſicherungsanſtalt blickten, daß die 
Berufsgruppen mit großer Arbeitsloſigkeit ſich auf Koſten ihrer 
regelmäßiger beſchäftigten Verſicherungsgenoſſen ungebührlich be- 
reicherten. Die Arbeitsloſenverſicherung iſt notwendig, ſie wird 
kommen; aber ſie wird ohnedies hi vielen und nicht den ſchlechteſten 
Arbeitern wenig beliebt ſein. Man muß alles tun, um die Riſiko⸗ 
verteilung erträglich zu geſtalten. 

Nochmals ſei bereitwilligſt zugegeben, daß hier höchſt ſchwierige 
Aufgaben vorliegen, die zur Zeit überhaupt ganz befriedigend nicht 
zu löſen ſind. Die Statiſtik läßt uns im Stich. Außerdem liegt 
gerade auf dieſem Gebiet die Zukunft in undurchdringlichem Dunkel. 
Helfen kann man ſich nur, indem man ſich ähnlich der gewerkſchaft⸗ 
lichen Arbeitsloſenverſicherung und dem modernen Arbeitsnachweis 
an die herkömmlichen großen Berufsgruppen hält. Im Reichs⸗ 
geſetz wäre zu beſtimmen, daß die dem Arbeits- 
nachweis angegliederten Verſicherungskaſſen regel⸗ 
mäßig gleichfalls in Fachabteilungen, und zwar in 
gleicher Zahl wie der Arbeits nachweis, zerlegt werden. 
Nur auf dieſe Weiſe iſt vorläufig einigermaßen Befriedigendes zu 
erreichen. Die Verſicherung ſelbſt muß erſt die genauen ſtatiſtiſchen 
Kenntniſſe vermitteln, die aus vielen Gründen auf die Dauer un⸗ 


1 Simons, a. a. O. S. 81. 
ES&mollers Jahrbuch XLIV 2. 13 
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erläßlih find. Erſt dann wird man auch die Gefahrenklaſſen ganz 
ſachgemäß bilden können. Es iſt durchaus denkbar, daß ſie in ihrer 
Abgrenzung nicht immer mit den Fachabteilungen des Arbeits⸗ 
nachweiſes übereinſtimmen. Nach den wechſelnden Ergeb⸗ 
niſſen dieſer Statiſtik würde man die Gefahren⸗ 
klaſſen in größeren Zeitabſchnitten neu zuſammen⸗ 
ſtellen können. Empfehlenswert wäre es außerdem, durch 
Rückzahlungen an diejenigen Kaſſenmitglieder, die in einem gewiſſen 
Zeitraum keine oder beſonders geringe Unterſtützungen empfangen 
haben, die Gefahrenverteilung noch weiter zu korrigieren !. 


6. Die Beſchäftigung der Arbeitsloſen 


Wenn man alles getan hat, um der Arbeitsloſigkeit und der 
Arbeitsloſennot zu begegnen, dann bleibt ein großes und bisher zu 
Unrecht vernachläſſigtes Gebiet übrig, nämlich, die Beſchäftigung, 
körperliche und geiſtige, der Arbeitsloſen. Man muß ſich klar 
machen, daß die Arbeitsloſigkeit vielleicht ebenſo ſehr 
ein ſeeliſches wie ein materielles Übel iſt. Man muß 
verhüten, daß der Arbeitsloſe ſich als überflüſſiges Glied der Geſell⸗ 
ſchaft fühlt, daß er in der Kneipe und auf den Gaſſen herum⸗ 
lungert, daß namentlich die Jugendlichen ſich an Arbeitsſcheu und 
Schlimmeres gewöhnen. Die erzwungene Muße braucht nicht durch⸗ 
aus ein Verhängnis im Leben des Arbeiters zu ſein; ſie könnte 
mitunter ſogar ihm zum wahren Segen werden, wenn einſichtige 
Sozialpolitiker und werktätige Menſchenfreunde ihn anleiten, ſeine 
Zeit für ſich ſelbſt und die Allgemeinheit nutzbringend zu verwenden. 

Was da geſchehen ſollte, kann nur kurz angeregt werden: 


1. Beſchäftigung der Arbeitsloſen durch irgendwelche, 
ihren Kräften angemeſſene Tätigkeiten (alſo keine Notſtandsarbeiten). 
Freilich iſt das bei gelernten Arbeitern nicht einfach, weit leichter 
bei ungelernten und Frauen. Verſuche dieſer Art find ſchon im 
Rahmen der „Erwerbsloſenfürſorge“ gemacht worden, allerdings mit 
ungleichen Erfolgen. Beſonders für erwerbsloſe Frauen gibt es in 
einer ganzen Anzahl von Städten — ſo in Berlin, neuerdings in 
großem Umfang in Düſſeldorf — Näharbeiten, auch Kurſe im Nähen, 


1 Auch würde ſich da ein Anſchluß an die engliſchen Beſtimmungen emp⸗ 
fehlen (vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 120, Anm. 1). Die Rückzahlungen nach 
§ 76 des Miniſterialentwurſes bieten kaum einen Anreiz zur Beſchränkung der 
Arbeitsloſigkeit. 
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Kochen, in der Säuglingspflege und in landwirtſchaftlichen Arbeiten. 
Solche Veranſtaltungen haben zugleich nach dem Urteil von Fach⸗ 
leuten in vorzüglicher Weiſe als Auſfſichtsſtelle gewirkt, indem fie 
dem Arbeitsamt eine genaue Kenntnis der Arbeitsluſtigen und 
⸗unluſtigen verſchafften. Ferner könnten ſolche Arbeiten nach eng: 
liſchem Muſter zur Prüfung der Arbeitsfähigkeit dienen !. Ungenügend 
vorgebildete oder aus anderen Gründen für beſtimmte Arbeiten 
ungeeignete Perſonen — zum Beiſpiel ältere Leute mit häufiger 
Arbeitsloſigkeit — müßten leichtere, für fie paſſende Stellen zugewieſen 
erhalten. 

2. Es ſollte — wie es in England neuerdings im Zuſammen⸗ 
hang mit der Arbeitsloſenverſicherung geſchieht — Arbeitsloſen, 
deren Geſchicklichkeit zu ihrem Berufe nicht ausreicht, die aber zu 
vollwertigen Arbeitern werden können, Gelegenheit zur Aus⸗ 
bildung gegeben werden. Sicher würde das praktiſch mühevoll, 
auch koſtſpielig ſein, aber ſich vielleicht doch lohnen. 

3. Eine beſonders wichtige, aber auch ſehr dornenvolle Sache 
iſt die Fortbildung der arbeitsloſen Jugendlichen. 
Großes ließe ſich da zum Wohle der Jugend wie des Wirtſchafts⸗ 
lebens erreichen, wenn dieſe Aufgabe auf Grund geſetzlicher Zwangs⸗ 
befugniſſe — die bei Erwachſenen nicht anwendbar ſind — und mit 
genügender Energie unternommen würde. Dieſe Fortbildung müßte 
ſowohl eine allgemeine wie eine fachliche ſein. Allerdings haben 
auch derartige Verſuche in Berlin, Düſſeldorf und anderwärts recht 
wenig erfreuliche Ergebniſſe gezeitigt?. Überall iſt hinderlich einer⸗ 
ſeits die Abneigung der Jugend gegen Kurſe dieſer Art, anderſeits 
der ſtete Wechſel innerhalb des Schülerkreifes. 

4. Man könnte und ſollte endlich auch die Volksbildung 
und ⸗unterhaltung in den Dienſt der Arbeitsloſen⸗ 
pflege ſtellen. Volkshäuſer, Volkshochſchulen, Volksbibliotheken, 
Vollsvorträge und anderes könnten dieſen Zwecken erſchloſſen werden. 

Im ganzen beſtätigt ſich, daß die Arbeitsloſenpolitik nichts 
Einheitliches und Einfaches, ſondern etwas ungemein Verwickeltes 
und Vielſeitiges iſt. Es gibt heute noch Leute, die fragen, ob es 
lohne, ſich ſolche Mühe mit Elementen zu geben, die wenig leiſten 


1 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 70. 

2 Bal. Düffeldorfer Denkſchrift, S. 4. Die beiden Webb haben Pläne 
dieſer Art ausführlicher entwickelt, vgl. zum Beiſpiel: Das Problem der Armut, 
deutſche Ausgabe, 1912, S. 89. 
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und vielfach unliebenswürdig und minderwertig erſcheinen. Man 
macht ſich noch nicht eindringlich genug klar, daß, wie Bismarck es 
bereits erkannte, die Arbeitsloſigkeit den „eigentlichen Be⸗ 
ſchwerdepunkt“ der Arbeiterklaſſe darſtellt, daß ſie aber 
auch die größte Gefahr für das ſoziale Zuſammen⸗ 
leben bildet, daß nach einem treffenden Wort Herkners die Geſell⸗ 
ſchaft keinen aufrichtigen Frieden mit den Arbeitern ſchließen kann, 
„ſolange ſie ihnen keine ausreichende Schutzwehr gegen den Abgrund 
der Arbeitsloſigkeit errichtet!“ 


„Wer der Vernunft dient, 
Kommt der Notwendigkeit zuvor“ (Herder). 


Nachwort 


Nachdem dieſer Aufſatz in den Druck gegeben war, iſt der offi⸗ 
zielle Entwurf des Reichsarbeitsminiſteriums, „Entwurf eines Geſetzes 
über Arbeitsloſenverſicherung“, Anfang Mai dem Reichsrat über⸗ 
geben worden. Ihn eingehend zu würdigen, iſt nicht mehr möglich, 
auch ſtimmt er in den Hauptgrundſätzen mit dem beſprochenen 
Referentenentwurf überein. Im einzelnen ſind viele große und 
kleine Anderungen vorgenommen worden, manches iſt ſchärfer gefaßt, 
das ganze ſtraffer durchgearbeitet. Von prinzipieller Bedeutung ſind 
nur folgende Abweichungen: . 

1. Der Umkreis der zu verſichernden Perſonen iſt anders ab⸗ 
gegrenzt worden. Ausgenommen von der Verſicherungspflicht ſind 
jetzt namentlich „die Perſonen, für welche die Vorſchriften der 
88 416— 493 RVO. gelten” (§ 2) — alſo die in der Landwirtſchaft 
Beſchäftigten, Dienſtboten, unſtändig Beſchäftigte, die im Wander⸗ 
gewerbe Beſchäftigten, Hausgewerbetreibende. Anderſeits iſt eine 
weſentliche Erweiterung vorgeſehen, indem den Wünſchen der Privat⸗ 
angeſtelltenverbände entſprechend die Einkommensgrenze der An⸗ 
geſtellten von 5000 Mk. beſeitigt iſt. Mit gewiſſen Ausnahmen 
ſollen auch die mittleren und oberen Angeſtellten erfaßt werden 
(SS 1 und 4). 

2. Träger der Verſicherung ſoll nicht mehr die Ortskrankenkaſſe 
ſein, ſondern der Krankenkaſſenverband (vgl. §§ 406 ff. RVO.), in 
dem die Krankenkaſſen eines Bezirks zuſammengefaßt ſind oder künftig 
zuſammengefaßt werden ſollen. „Der Kaſſenverband errichtet eine 
Arbeitsloſenkaſſe“ (88 33 ff.). „Vorſtand und Ausſchuß des Kaſſen⸗ 
verbandes beſorgen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe“ (§ 34). 
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„Der Vorſtand erläßt Vorſchriften über Meldung und Überwachung 
der Arbeitsloſen“ (§ 46). 

3. Das Verhältnis des Arbeitsnachweiſes zur Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung wird etwas anders geſtaltet. Auch nach dem neuen 
Entwurf ($ 74) ſoll der Arbeitsnachweis zunächſt die Arbeitsloſigkeit 
beſcheinigen, bevor die Unterſtützung beginnt. Doch werden feine 
Befugniſſe inſofern vergrößert, als „die Beſcheinigung des Arbeits⸗ 
nachweiſes, daß dem Verſicherten eine paſſende Arbeit nicht nach⸗ 
gewieſen werden kann, für die Beurteilung der auf Grund dieſes 
Geſetzes geltend gemachten Anſprüche bindend iſt“ (§ 75). Die ſonſt 
möglichen Streitigkeiten zwiſchen Arbeitsnachweis und Arbeitsloſen⸗ 
kaſſe ſollen dadurch vermieden werden. 

4. Eine Rückerſtattung etwaiger Überſchüſſe, wie fie nach § 74 ff. 
des erſten Entwurfes den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern in 
Ausſicht geſtellt war, iſt nicht mehr vorgeſehen. 

5. Nach dem neuen Entwurf (SS 69 ff.) wie nach dem alten 
(§§ 64 ff.) ſoll eine „gemeinſame Rücklage aller Verſicherungsträger“ 
gebildet werden, die vom Reichsarbeitsminiſter verwaltet und zur 
Verhütung von Arbeitsloſigkeit verwendet wird. Nach dem end⸗ 
gültigen Entwurf wirkt bei der Verwaltung ein Beirat aus Sach⸗ 
verſtändigen mit, dem der Leiter des Reichsamtes für Arbeits⸗ 
vermittlung und acht Vertreter der beteiligten Arbeitgeber⸗ und 
Arbeitnehmerorganiſationen angehören ſollen. 

Da die Grundlinien der beiden Entwürfe die 
gleichen ſind, ſo würde auch das kritiſche Urteil über 
den zweiten Entwurf keine Anderung erfahren können. 
Verzichtet man auf alle kleinlichen Bemängelungen, ſo erſcheinen 
doch die oben vorgebrachten beiden großen Einwände derart gewichtig, 
„daß eine Übernahme des Entwurfes durch die Geſetzgebung geradezu 
verhängnisvoll erſcheinen müßte. 

Daß und weshalb nicht die Krankenkaſſe — auch nicht ein 
Kaſſenverband — zur Durchführung einer Arbeitsloſenverſicherung 
geeignet erſcheint, wurde hinreichend betont. In der Begründung, 
die dem Entwurf beigegeben iſt, wird die Angliederung an den 
Arbeitsnachweis auf zehn Zeilen abgelehnt, die beſagen, es fehlten dem 
Nachweis die für die Verſicherung nötigen Einrichtungen (S. 27). Aber 
ſelbſtverſtändlich müßten dieſe Einrichtungen auch von den Kranken⸗ 
kaſſen noch erſt geſchaffen werden. Die ausſchlaggebenden ſachlichen 
Gründe für die Verbindung beider Anſtalten werden gänzlich ver⸗ 
kannt. Ja es wird jeder wirkliche Einfluß des Arbeitsnachweiſes 
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vollkommen ausgeſchaltet, da den Vorſitz im Ausſchuß nicht mehr, 
wie nach dem vorläufigen Entwurf, der Vorſitzende des Arbeits⸗ 
nachweiſes führen ſoll: „Vorſtand und Ausſchuß des Kaſſen⸗ 
verbandes beſorgen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe“. 

Weiter wird wiederum von der unentbehrlichen Riſikoverteilung 
Abſtand genommen. Selbſt die ſchwachen Anſätze, die ſich im erſten 
Entwurf noch fanden, ſind beſeitigt worden, beſonders hat man den 
an ſich richtigen Gedanken der Überſchußverteilung fallen gelaſſen. 

Es wäre ſehr bedauerlich, wenn ein ſo lange und ſehnlich er⸗ 
ſtrebtes Geſetz in eine Form gebracht würde, die ſeinen Wert und 
ſogar ſeine Lebensfähigkeit in Frage ſtellt. 
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Der Intereſſengegenſatz zwiſchen Kauf⸗ 
mann und Reeder in älterer Zeit, 
namentlich in Hamburg 


Von Dr. phil. und Dr. rer. pol. h. c. Ernſt Baaſch ; 


Freiburg i. B. 
ehemaligem Direktor der Kommerzbibliothek in Hamburg 


Err nicht geringer Teil der wirtſchaftlichen Kämpfe aller Zeiten 
vollzieht ſich in der Form eines Intereſſenkampfes zwiſchen zwei 
Gruppen. Es iſt ein Kampf um die Bevorzugung des einen, die 
Zurückſetzung des anderen. So ſtreitet das Gewerbe mit dem 
Handel, die Landwirtſchaft mit der Induſtrie. Die ſtaatliche Be⸗ 
vorzugung oder Unterſtützung ſtellt den Preis dar, um den es ſich 
bei dieſen Kämpfen handelt. 

Im allgemeinen weniger beachtet, wenn auch nicht unbekannt, 
it der Kampf zwiſchen den Intereſſen des Handels und der Reederei⸗ 
des Kaufmanns und des Schiffers. Auch bei dieſem Kampf iſt die 
größere oder mindere Berückſichtigung des einen Teils das den Kampf 
hervorrufende und in ſeinem Verlauf beſtimmende Motiv. 

Zwiſchen Kaufmann und Reeder kann ein Intereſſengegenſatz 
erſt entſtehen, wenn beide nicht mehr dieſelbe Perſon darſtellen. Iſt 
der Schiffer zugleich der Befrachter, der Eigentümer der Ladung, 
io beſteht kein Grund zu einem Intereſſenſtreit; was etwa der 
Schiffer einbüßt, das kann der Kaufmann in ihm wieder wettmachen, 
und umgekehrt. Erſt mit dem Aufhören der Perſonalunion von 
Schiffer und Kaufmann, von Reeder und Befrachter wird der latente 
Gegenſatz lebendig. Das Intereſſe des Reeders an hohen Frachten, 
an einer möglichſten Ausnutzung ſeines Schiffsraumes, d. h. ſeines 
ſchwimmenden Kapitals, muß vielfach kollidieren mit dem Intereſſe 
des Kaufmanns an billigen Frachten, an ſchneller, ſicherer Beförde⸗ 
rung. Das war und iſt ſelbſtverſtändlich und findet ſeinen Aus⸗ 
druck in den Abmachungen privatrechtlichen Charakters über den 
Seetransport !. 


1 Da in obiger Darſtellung Reeder und Schiffer oft nebeneinander genannt 
werden, möge bemerkt werden, daß der Reeder ein Geſchäftsmann iſt, der für 
eigene oder fremde oder gemiſchte Rechnung ein Schiffahrtsunternehmen betreibt; 
ein Schiffer kann zugleich Reeder fein, d. h. er betreibt dann mit eigenem, von 
ihm geführten Schiff ein Schiffahrtsunternehmen, indem er die Befrachtung 
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Schwieriger aber wird das Verhältnis zwiſchen beiden Inter⸗ 
eſſenten, wenn der eine oder der andere ſich nicht mit dem Ausgleich 
auf dem Wege des Wettbewerbes begnügt, ſondern eine Bevor⸗ 
zugung in der Behandlung erſtrebt oder für ihn erſtrebt wird. Dann 
erſt wird der natürliche Intereſſengegenſatz, der ſich im normalen 
Verlauf der Dinge meiſt ausgleichen läßt, zu einem Streit um und 
gegen dieſe Bevorzugung. Jetzt handelt es ſich nicht mehr um den 
natürlichen Ausgleich zweier Geſchäftsrichtungen, ſondern um die 
größere oder geringere Würdigung, die dieſem oder jenem Gegner 
in der Auffaſſung des Staates und der Offentlichkeit zukommt; es 
iſt nicht mehr ein Kampf um das Privatintereſſe des einen wie des 
anderen, ſondern ein Kampf darum, ob das ftaatliche, öffentliche 
Intereſſe ſich mehr dieſem oder jenem zuneigt. 

Wie und unter welcher Motivierung dieſer Streit ſich auf alt⸗ 
hanſeatiſchem Boden durch etwa ein Jahrhundert abgeſpielt hat, und 
wie er ſchließlich aus dem Rahmen ſtaatlicher Einmiſchung wieder 
in das breite Bett privatwirtſchaftlichen Ausgleichs übergeleitet iſt, 
das möge in folgendem kurz dargelegt werden. 

Am 6. November 1591 erließ der Rat von Hamburg einen 
„Schragen“!, durch den fremden Schiffer verboten wurde, ſich mit 
ihren ledigen oder halb geladenen Schiffen in Fracht zu legen und 
ſich befrachten zu laſſen, bevor die hamburgiſchen Bürger und 
Schiffer mit Fracht verſehen ſeien; auch ward den Schiffern, die hier 
mit Frachten ankamen, zwar geſtattet, ungehindert ihre Schiffe wieder 
zu beladen, doch durfte das nur auf die Häfen und Städte geſchehen, 
in denen ſie zu Hauſe waren; die dagegen Handelnden ſollten in 
50 Taler Strafe genommen werden?. 

Dieſe Vorſchrift, die offenbar nur für die Weſtfahrt gelten 
ſollte, kam einer Bevorzugung der einheimiſchen Schiffe vor den 
fremden gleich und entſprach in dieſer Hinſicht im allgemeinen alter 
hanſeatiſcher Anſchauung und Praxis, wie ſie ſich ſeit dem aus⸗ 


entweder ſelbſt ausführt oder ihm die Ladung von anderen, d. h. Kaufleuten, 
anvertraut wird. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dem Reeder und dem 
Reederei betreibenden Schiffer beſteht darin, daß dieſer ſelbſt zur See fährt, der 
Reeder aber daheim bleibt. 

1 Er iſt im Wortlaut nicht bekannt; doch ergibt ſich ſein Inhalt klar aus 
dem durch ihn verurſachten Schriftwechſel; das Datum findet ſich in der unten 
zu erwähnenden Eingabe vom Auguſt 1662. 

2 Eine ähnliche Beſtimmung hatte ſchon 1587 der Bremer Rat erlaſſen 
und 1592 beſtätigt und erweitert (Baaſch, Forſchungen zur hamb. Handels 
geſchichte II, S. 101 f.). 2 
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gehenden 14. Jahrhundert entwickelt und ihren erſten zuſammen⸗ 
faſſenden Ausdruck in den Beſchlüſſen des Hanſetages von 1417 ge⸗ 
funden hat!. Und wenn ſich die Beſchränkungen den Fremden in 
der Frachtſchiffahrt auch mehr in der Richtung auf das Verbot des 
Aufſuchens ungewöhnlicher Häfen, dem Verbot der Winterfahrt uſw. 
bewegte?, ſo iſt doch zweifellos in der Vorſchrift von 1591, 
ſoweit ſie ſich gegen die Fremden wandte, nichts als eine Weiter⸗ 
entwicklung jener hanſiſchen Beſtimmungen zu ſehen. Aber, wohl 
gemerkt, nur ſoweit ſie ſich gegen die Fremden wandte. Schon zur 
Zeit des überwiegenden Einfluſſes der Hanſe haben ja die Beſchlüſſe 
der Hanſetage, die die Fremden ausſchloſſen oder beſchränkten, viel⸗ 
fach den Widerſpruch hanſiſcher Kreiſe hervorgerufen; ſo wurde der 
Ausſchluß der holländiſchen Schiffe vom Beſuch Livlands als dem 
Intereſſe dieſes Landes widerſprechend von Riga und den livländi- 
ſchen Städten bekämpft. Doch bewegte ſich auch dieſer Widerſpruch 
noch auf dem Boden des hanſiſchen Handelsſyſtems und war ver: 
urſacht nur durch die Rückſichtnahme auf den Orden“. 

Anders war es nun Ende des 16. Jahrhunderts in Hamburg. 
Hier erhob ſich der Widerſpruch gegen jene Anordnung nicht etwa 
aus einer Parteinahme für die Fremden, ſondern aus der Gegner⸗ 
ſchaft zwiſchen Schiffern und Kaufleuten. In Hamburg ſtand die 
Reederei damals und noch ſpäterhin durchqus nicht in ſo enger 
perſönlicher Verbindung mit dem Seehandel, wie man wohl ange⸗ 
nommen hat“. Wohl beſaß mancher Kaufmann ganze Schiffe oder 
Partenanteile in ihnen, aber es gab zahlreiche Kaufleute, die See⸗ 
handel trieben, ohne als Schiffseigentümer in unmittelbaren Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen zur Reederei zu ſtehen. Was Schmoller“ für 


— — 


1 Bol. Stein, Beiträge zur Geſchichte der deutſchen Hanſe (Gießen 
1900), S. 129. 8 

3 Ebenda S. 128. 

Ebenda S. 133 f. 

So zum Beiſpiel Eucken, Die Verbandsbildung in der Seeſchiffahrt 
(1914), S. 1. „Urſprünglich war die Reederei verbunden mit dem Seehandel, 
und diefe Vereinigung hat fi in größerem Maße bis in die erſten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts gehalten. Schon im Mittelalter machten ſich zwar Anſaͤtze 
zur Trennung der beiden Gewerbe bemerkbar.“ Dem gegenüber muß feſtgeſtellt 
werden, daß wenigſtens für Hamburg im 16., 17. und bis ins 18. Jahrhundert 
hinein dieſe Vereinigung nicht als Regel beſtand, ſich erſt allmählich vollzog und 
auch dann nie zu einer allgemein beſtehenden Tatſache geworden ift. 

s Schmollers Jahrbuch XVII (1893), S. 368 f.; vgl. auch v. Below in 
Conrads Jahrbüchern, 3. Folge, Bd. 20 (1900), S. 44 ff. 
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das 15. Jahrhundert und für die Zeit bis ins 18. Jahrhundert 
hinein annimmt: „Die Reeder der italieniſchen, ſpaniſchen, franzö⸗ 
ſiſchen und deutſchen Seeſtädte ſind vielfach zugleich große Kaufleute, 
die ihre eigenen Schiffe haben; aber es iſt dies nicht notwendig der 
Fall; ja es überwiegt wohl die Regel, daß die handelnden Kauf⸗ 
leute und die Reeder verſchiedene Perſonen ſind, oder daß wenigſtens 
der Kaufmann lieber — ſchon um der Gefahr willen — von vielen 
Schiffen Einzelanteile erwarb und ſeine Waren auf verſchiedenen 
Schiffen unterbrachte“ !, dies Verhältnis wird im allgemeinen auch 
für Hamburg zutreffen, wobei es dahingeſtellt bleiben muß, in 
welchem Umfange und Maßſtabe die Reederei als ſelbſtändiges Ge⸗ 
werbe von Reedern oder von den Schiffern ſelbſt betrieben wurde 
oder endlich Kaufleute als Parteninhaber an der Reederei beteiligt 
waren. 

Jedenfalls iſt es begreiflich, daß die Kaufleute, die Befrachter, 
in der genannten Vorſchrift von 1591 eine Tendenz fanden, gegen 
die ſie Front machten. Sie ſchrieben es dem Beſtehen jenes 
Schragens zu, daß die hamburgiſchen Schiffer ſich nicht mehr ſtreng 
an die Beſtimmungen der Konnoſſemente hielten, daß ſie zum Bei⸗ 
ſpiel, wenn ihnen die Fahrt um Schottland herum vorgeſchrieben 
war, lieber durch den Kanal fuhren oder es vorzogen, ohne Konnoſſe⸗ 
mente ihre Reiſe anzutreten, was übrigens durchaus nichts Unge⸗ 
wöhnliches in der damaligen nordeuropäiſchen Schiffahrt war. Durch 
die Ausſchaltung der fremden Schiffer würde, fo legten fie dar?, 
nur der Mutwille und der Eigenſinn der hamburgiſchen Schiffer ge⸗ 
ſtärkt. Letzten Endes aber erblickten die Kaufleute in der Aus⸗ 
ſchaltung der Fremden eine Verletzung der „bürgerlichen Freiheit“, 
einen Verſtoß gegen die „freie Kaufmannſchaft“, eine unbillige Be⸗ 
vorzugung der Schiffer und Reeder, die zur Folge habe, daß die 
Frachten von Hamburg auf Liſſabon auf 13 — 20 Dukaten pro Laſt 
geſtiegen ſeien, während fie von Lübeck auf Liſſabon nur 8—8 / Du⸗ 
katen betrüge. Aber die Folgen jenes Vorgehens gegen die fremden 
Schiffer gingen nach Anſicht der Kaufleute noch weiter. Oft hatte 
ſich ein Kaufmann mit einem Schiffer über die Fracht geeinigt und 
der erſtere ſich gebunden; wenn dann der Schiffer mit ſeinen Mit⸗ 


1 Doch fielen Ladungsparten und Schiffahrtsparten wohl ſelten zuſammen, 
namentlich nicht in ſpäterer Zeit. 

2 1599, Febr. 16; März. Die meiſten hier benutzten Aktenſtücke finden 
ſich im Hamburger Staatsarchiv Cl. XI. Spec. Lit. S no. 3 vol. 2 fasc. 2, 4. 
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reedern ſich beſprach und dieſen die abgemachte Fracht nicht genügte, 
ſo brachten die Reeder es dahin, daß nicht nur das Schiff nicht 
abfuhr, ſondern auch anderen Schiffern und Reedern dies mitgeteilt 
wurde und ſie einen Ring bildeten, deſſen Forderungen der Kauf⸗ 
mann preisgegeben war. Dann lagen die Schiffe wohl manchmal 
wochenlang auf der Unterelbe und ſchützten widrigen Wind vor, um 
nicht abzufahren und auf die Kaufleute einen Druck auszuüben. 
Alle dieſe Mißſtände ſchrieben die Kaufleute der Ausſchaltung der 
fremden Konkurrenz zu; ſie forderten deshalb die freie Wahl der 
Schiffe, fremder oder einheimiſcher, für die Beförderung ihrer 
Guter. 

Die demgegenüber von den Reedern und Schiffern für die 
Einſchrankung der fremden Schiffe angeführten Gründe beſtanden 
zunächſt darin, daß die Fremden weder Schatz noch Schoß noch Zu- 
lage entrichteten; und mit dieſer Steuerfreiheit verbanden nach ihrer 
Darſtellung die fremden Schiffe einen ſittlichen Tiefſtand, der ernſte 
Bedenken erregen müſſe; es wären Leute, die mit „diebiſchen, bubiſchen 
und anderen ungebührlichen hendeln ſich behülfen und umgingen“; 
dennoch begehrten ſie mehr Freiheit als diejenigen, die in Friedens⸗ 
und Kriegszeiten, Glück und Unglück mit Leib, Gut und Blut des 
Rats und dieſer Stadt „Reputation, Würden und Beſtes in acht 
nehmen“; laſſe man ſie zu, ſo ſei das eine Zumutung, die nach der 
Schiffer Anſicht nur zu „Empörung, Aufruhr, Widerwillen, Hader, 
Mord und Todſchlag“ führen könne. Der von den Kaufleuten be⸗ 
tonten Handelsfreiheit ſtellten die Reeder die „bürgerliche Freiheit 
und Nahrung und derſelben Wohlſtand“ entgegen. Den Vorwurf, 
durch ein „vorbundtnuß“ die Frachten ungebührlich zu ſteigern, 
lehnten ſie ebenſo ab wie die übrigen Vorwürfe, die ihnen die 
Kaufleute gemacht hatten. 

Wir werden dieſen und ähnlichen Erklärungen noch öfter be⸗ 
gegnen. Der die Bevorzugung der Einheimiſchen ausſprechende 
„Schragen“ iſt nicht aufgehoben worden; ja, am 27. Juli 1602 er⸗ 
ließ der Rat ein Mandat!, durch das er alle und jede fremde 
Schiffer, die hier mit ihren Schiffen geladen und ungeladen an⸗ 
kamen, ernſtlich vermahnte, ſich „dem olden gebruke gemeße“ zu ver⸗ 
halten und nicht mit ihren Schiffen aus Spanien und Portugal 
hier an⸗ und in Fracht zu legen, bevor dieſer Stadt Schiffer mit 


I Langenbeck, Anmerkungen über das hamburgiſche Schiffe und See⸗ 
Acht. 2. Aufl. (Hamburg 1740), S. 141. 
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ihren Schiffen beladen ſeien; ausgenommen waren die Schiffer und 
Bürger der Hanſeſtädte; dieſe ſollten derſelben Freiheit hier ge⸗ 
nießen wie den unſrigen in ihren Städten zuteil werde. Damit 
war für die Weſtfahrt die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer 
vor den fremden nochmals ausgeſprochen. Bemerkenswert iſt aber, 
daß ſich die Tendenz nicht auf jene Fahrt beſchränkte. Als im 
Mai 1604 der Bürgerſchaft eine Eingabe der aufwärts fahrenden 
Schiffer vorlag, die wegen der Fahrt nach Winſen und Stade den 
Erlaß einer Ordnung nachſuchten, ſprach die Bürgerſchaft ihre An⸗ 
ſicht dahin aus, es ſei „billig, dat unſe ſchipper vor fremde ange⸗ 
nommen werden“. Das betraf aber nur die Binnenſchiffahrt; 
und in ihr herrſchten überall auf den deutſchen Strömen die Schiff⸗ 
fahrtsmonopole, die zünftleriſch organiſierten Betriebe vor. 

Einer weiteren Ausdehnung der Beſchränkung der Fremden in 
der Seeſchiffahrt war man offenbar in Hamburg doch abgeneigt. 
Im Jahre 1605 baten die Schiffer, das Mandat von 1602, das 
ſich auf die Fahrt nach Spanien und Portugal bezog, auch auf die 
Fahrt durch die Straße von Gibraltar und nach Italien auszu⸗ 
dehnen. Der Rat hielt aber dieſe Ausdehnung nicht als „zu dieſer 
Stadt Beſten“, da ſie zur „Abwendung ſolcher ferneren und vor 
etlichen wenig Jahren allhie bekanten Segellation gereichen würde“; 
und die Bürgerſchaft trat dieſer Anſicht bei. Man war alſo doch 
nicht bereit, allen Anforderungen der dem Schutzſyſtem huldigenden 
Reeder nachzugeben; bei dem geringen Umfang, den die Mittel⸗ 
meerfahrt der Hamburger damals beſaß, hätte eine Beſchränkung 
auf die Einheimiſchen ſicherlich a im Intereſſe des Geſamthandels 
der Stadt gelegen. 

Die damalige, einer Schutpolitik für die einheimiſche Reederei 
günſtige Strömung iſt ja offenbar auf zwei Motive zurückzuführen. 
Das Hauptmotiv bildet der ſchon berührte Gegenſatz zwiſchen 
Reedern und Kaufleuten; in der oben erwähnten Erörterung, die 
ſich an den Schragen von 1591 knüpfte, iſt nur die Rede von 
dieſem privatwirtſchaftlichen Intereſſengegenſatz. Und daß ein ſolcher 
beſtand, das wird deutlich ſichtbar auch in der hanſeatiſchen Schiffs⸗ 
ordnung von 1614. Dieſe, die auf der lübiſchen Schiffsordnung 
von 1591 beruht, bringt in zahlreichen Punkten jene Gegenſätze 
zum klaren Ausdruck. Nicht mit Unrecht hat man ſie geradezu als 
„ſchiffsfeindlich“ bezeichnet‘. Der Schiffer ſollte durch fie zum 


1 Hagedorn in Hanfiſche Geſchichtsblätter, 1909, S. 336. 
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bloßen Bedienſteten der Kaufleute herabgedrückt werden. Ins⸗ 
beſondere ward den Schiffern in Tit. III. Art. 4 ausdrücklich ver⸗ 
boten, ſich „mit Kaufmannſchaft zu beladen“, ſondern ſich „alles 
weitläuftigen Handels, dadurch ſie an Wartung ihres Amts beym 
Schiff verhindert werden möchten, zu entſchlagen“. Dieſe Gegen⸗ 
ſätze, die natürlich nicht erſt bei der Kodifizierung der Schiffs⸗ 
ordnung zutage getreten ſind, laſſen die von den Schiffern be⸗ 
triebene Schutzpolitik im Lichte einer Gegenſtrömung gegenüber 
der Kaufmannspolitik, wie fie ſich in der Hanſiſchen Schiſſahrts⸗ 
ordnung verkörpert, erſcheinen. Neben dieſem Hauptmotiv, dem 
privatwirtſchaftlichen, ſcheint aber doch ein Motiv öffentlich- recht⸗ 
lichen und öffentlich⸗wirtſchaftlichen Charakters mitgewirkt zu haben, 
um eine für die einheimiſche Reederei günſtige Stimmung zu er⸗ 
zeugen. Dies Motiv beruht in der Reaktion gegen die den Fremden 
günſtige Politik, die Hamburg ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
in mehrfachen wichtigen Tathandlungen hatte in Wirkſamkeit treten 
laſſen. Hamburg hatte im Jahre 1567 die Engländer bei ſich auf⸗ 
genommen, es hatte die Niederlaſſung zahlreicher aus den ſpaniſchen 
Niederlanden vertriebener Reformierten geduldet, es hatte endlich 
vielen portugieſiſchen Juden die Aufnahme gewährt. Alles das hatte 
ſich nicht ohne Widerſpruch der Einheimiſchen vollzogen, und erſt 
zu Beginn des 17. Jahrhunderts wurde der Aufenthalt der auf die 
Dauer wichtigſten dieſer Einwanderer — der Niederländer und 
portugieſiſchen Juden — obrigkeitlich geregelt !. 

Der Widerſpruch, der ſich gegen dieſe Einwanderung und ihre 
obrigkeitliche Anerkennung richtete, bewegte ſich nicht nur auf 
religiöſem Boden, ſondern entſprang auch wirtſchaftlichen Gründen; 
gar mancher fürchtete doch, durch die neuen Stadtgenoſſen in ſeinen 
Geſchäften beeinträchtigt zu werden. Nachdem dieſe Fremden aber 
einmal aufgenommen und anerkannt waren, ließ ſich gegen ſie ſchwer 
mehr etwas machen, Um ſo begreiflicher aber iſt es, wenn nun 
eine ſchärfere Strömung zum Ausdruck gelangte gegen die hier nicht 
anſäſſigen Fremden. Und das waren in erſter Linie die Schiffer 
fremder Nationen. 

Wie freundlich man dieſen entgegengekommen war in der Zeit, 
wo Hamburg zuerſt im weiteren Umfange den Fremden ſeine Tore 

öffnete, zeigt das e das der Rat am 19. Juli 1567 den 


1 Niederländiſcher Contract von 1605; Contract mit den portugieſiſchen 
Juden von 1612. 
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Engländern verlieh; im Art. 231 wurde den hamburgiſchen Schiffern 
ausdrücklich unterſagt, ſich den engliſchen Kaufleuten zu ihrem Dienſt 
- aufzudrängen, und den Engländern geſtattet, ihre Waren nach ihrem 
Gefallen in Schiffe jeder Nation zu laden. Gegen dieſes weitgehende 
Zugeſtändnis ſtellen die Beſtrebungen der hamburgiſchen Schiffer, 
die einen Schutz für das einheimiſche Gewerbe bezweckten, eine natür⸗ 
liche Reaktion dar. 

Auch weiterhin machte ſich bei den maßgebenden Stellen die 
Tendenz bemerkbar, jenen Beſtrebungen nachzugeben. Das zeigte 
ſich wieder, als im Jahre 1638 der Rat, den Klagen der Schiffer 
ſich fügend, nun auch den fremden, nämlich Emdener, frieſiſchen und 
anderen Schtffern verbot, auf dem Elbſtrome die großen Schiffe zu 
löſchen und zu laden und ſich dann mit ihren leeren oder halb⸗ 
geladenen Schiffen in Hamburg zur Ladung zu legen, bevor die 
hamburgiſchen Schiffer und Bürger ihre Fracht hatten; nur die hier 
mit Fracht ankommenden Schiffe durften ungehindert ihre Rück⸗ 
frachten einnehmen, aber lediglich in der Fahrt nach ihrem Heimat⸗ 
ort. Die fremden Schiffe aber, die hier Waren einkauften und 
Ladung einnahmen oder Hamburger Bier einnahmen, ſollten völlig 
frei ſein, mit ihren Waren und Bier zu fahren, wohin ſie wollten?. 

Trotz dieſer bemerkenswerten Einſchränkung war im allgemeinen 
die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer immer noch ſehr be⸗ 
deutend; namentlich mußte die dadurch hervorgerufene Unſicherheit, 
in Hamburg Frachten zu finden, viele fremde Schiffer abſchrecken, 
ſich hier in Ladung zu legen. Anderſeits ſcheint es aber doch, 
als ob in der Praxis die Durchführung der protektioniſtiſchen 
Mandate nicht ſo ſtreng erfolgte, wie die Schiffer es wünſchten; es 
gelang den Gegnern, d. h. den Kaufleuten, die jene Schutzpolitik 
niemals ausdrücklich anerkannten, ja ihr wiederholt widerſprachen, 
überall Auswege zu finden und ihr Bedürfnis nach freier Wahl der 
Schiffer — fremder oder einheimiſcher — zu befriedigen. Natur⸗ 
gemäß drängte das die Schiffer zu weiteren Forderungen. 


1 Ehrenberg, Hamburg und England im Zeitalter der Königin Eliſa⸗ 
beth, S. 317; ähnlich in dem Contract von 1611, Art. 35 (Klefeker, Samm⸗ 
lung hamburgiſcher Verordnungen uſw. II, 352). Etwas weniger entgegen⸗ 
kommend lautet die entſprechende Abmachung in dem Vertrag zwiſchen Elbing 
und den engliſchen Kaufleuten 1586, Art. 16 (Simſon, Danziger Inventar, 
S. 945). 

2 Das Mandat iſt nicht gedruckt und befindet ſich in der handſchriftlichen 
Mandatenſammlung der Commerzbibliothek zu Hamburg. 
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Will man den Klagen der kleinen, ſogenannten Boyer⸗ und 
Schmacken⸗Schiffer Glauben ſchenken, ſo machten dieſen die holländi⸗ 
ſchen Schiffer eine ſehr erhebliche Konkurrenz; durch die Makler, 
denen ſie die doppelte Courtage bezahlten, gelang es ihnen, viele 
Frachten an ſich zu reißen; wie die hamburgiſchen Schiffer im Jahre 
1657 klagten, „die meiſten Frachten“, was vielleicht übertrieben iſt. 
Wieder wurde neben dem Motiv des Verfalls der eigenen Nahrung 
und des Erwerbes die Steuerpflicht der Einheimiſchen der Steuer⸗ 
freiheit der Fremden gegenübergeſtellt und daraufhin gefordert, daß 
die hamburgiſchen Schiffe vor allen fremden den Vorzug haben 
möchten. Ausgenommen ſollte die Börtfahrt auf Holland ſein, die 
ja nicht als freie Fahrt anzuſehen war, da ſie auf vertraglicher 
Grundlage und feſten Regeln beruhte. So dehnte ſich allmählich 
das Streben nach einem Schutz für die einheimiſche Schiffahrt auf 
alle Fahrten aus; nur die Fahrt nach dem Nordoſten, nach Archangel, 
war bisher von ſolchen Beſchränkungen freigeblieben; dieſe Fahrt 
ſetzte ſehr ſpezielle Kenntniſſe und Ausrüſtung voraus und wurde 
von einem kleinen Kreiſe hamburgiſcher Kaufleute beherrſcht. Eben⸗ 
ſo verhielt es ſich mit der Grönlandfahrt, die überwiegend in den 
Händen von Mennoniten lag! und ſich außerhalb des Rahmens der 
ſonſtigen hamburgiſchen Reederei hielt. Die weiteſten Fahrten alſo, 
die -nach der Peripherie des hamburgiſchen Seeverkehrs, nach Italien, 
Spitzbergen, Archangel gerichteten, blieben von der maritimen Schutz⸗ 
politik ausgeſchloſſen. Das ergab ſich zweifellos namentlich aus dem 
- Umſtande, daß bei dieſen Unternehmungen die Schiffer nur eine ge⸗ 
ſchäftlich untergeordnete Rolle ſpielten und Kaufleute die im weſent⸗ 
lichen alleinigen Inhaber dieſer Schiffe waren; bei der Grönland- 
fahrt ſteht das ziemlich feſt. Der Gegenſatz zwiſchen Reeder und 
Kaufmann, der jene Schutzpolitik begünſtigte, kam hier alſo in 
Wegfall. | 

Der neue Vorſtoß der Boyer⸗ und Schmacken⸗Schiffer von 
1657, bei dem es ihnen hauptſächlich auf die Fahrt nach Frank⸗ 
reich, Holland und England ankam — weiter pflegten jene Schiffer 
nicht zu fahren —, löſte nach längerer Pauſe wieder einen offenen 
Widerſpruch aus, der zu einer lebhaften Erörterung führte und 


1 Brinner, Die deutſche Grönlandfahrt (Berlin 1913), S. 335 ff. Die 


bamburgiſche Grönlandreederei war ausſchließlich Partenreederei (vgl. Klefeker 
VII. S. 43). 
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neue Motive und Intereſſengegenſätze zutage förderte!. Zunächſt 
wurden der Forderung der Schiffer die alten Gründe entgegen⸗ 
gehalten: die Frachtſteigerung durch die Reeder, der Mangel an 
Schiffsraum als Folge der Ausſchaltung der Fremden, die Ein⸗ 
ſchränkung der „freyen Commercien“; die ſtets wieder erhobene Klage 
über die „nahrloſe Zeit“ ward zurückgewieſen; den Schiffern gehe 
es gut; oft kauften ſie ſich bald an Stelle der kleinen große Schiffe, 
oder ſie ſtellten die Schiffahrt ganz ein und lebten vom Handel oder 
von ihren Renten. Dann aber ſetzten die Kaufleute auseinander, 
daß der Staat zweifellos von ihnen mehr Nutzen ziehe als von den 
Reedern, und daß kein Grund vorliege, den Schiffern aufzuhelfen 
und die Kaufleute zu beſchweren; ſie müßten es ablehnen, ſich von 
ihnen binden zu laſſen und „uns zu knechten zu machen und ihrem 
willen zu unterwerfen“. Ferner: die Schiffer hatten in ihrer Vor⸗ 
ſtellung ihre Lage mit derjenigen der Amter und Höker verglichen 
und damit auch für ihr Gewerbe den Schutz begründet. Das war 
ein in dieſen Erörterungen neu auftretendes Argument; die Über⸗ 
tragung zünftleriſcher Anſchauungen auf das Seeſchiffergewerbe, auf 
die Reederei war in Hamburg bis dahin nicht zum öffentlichen Aus⸗ 
druck gekommen. Die früheren hanſiſchen Schutzmaßregeln hatten 
durchaus keinen zunftmäßigen Urſprung oder Charakter. Die ſo⸗ 
genannten Böter waren in Hamburg allerdings zünftleriſch organi⸗ 
ſiert?; aber das waren Binnenſchiffer; und dieſe haben auch an 
anderen Plätzen und Flüſſen ſich zu Amtern zuſammengeſchloſſen. 
Die große Seeſchiffahrt hatte ſich von ſolchen Beſtrebungen bisher 
fern gehalten. Es iſt aber charakteriſtiſch, daß die Schiffer zu 
ſolchen zünftleriſchen Motiven ihre Zuflucht nahmen. Bei dem ihnen 
ſo naheſtehenden Schiffbaugewerbe ſahen ſie eine beſonders ſcharf 
ausgebildete zünftleriſche Organiſation, ſo daß ſie ſich wohl fragen 
mochten, weshalb nicht auch das Schiffergewerbe nach dem Muſter 
eines Handwerks geſchützt werden konnte. Die Kaufleute lehnten 
es aber entſchieden ab, die Frage der Schutzpolitik auf das zünft⸗ 
leriſche Gebiet hinüberzuſpielen. Sie betonten auch, daß die hambur⸗ 
giſchen Boyer und Schmacken aus Frankreich, England uſw. meiſt 
mit vollen Ladungen hierher kämen und man ihnen keinerlei Hinder⸗ 
nis dort bereite. Beobachte man in Holland eine andere Praxis, 


1 Auch in Bremen wurde um dieſe Zeit Widerſpruch der Kaufleute gegen 
die Verdrängung der fremden Schiffer durch die Bevorzugung der einheimiſchen 
laut (Baaſch, a. a. O. S. 54 f.) 

2 Rüdiger, Die älteften hamburgiſchen Zunftrollen, S. 237 ff. 
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ſo ſei deshalb noch nicht geſagt, daß, was an einem Orte nützlich, 
es auch für alle Plätze ſei; es ſei auch Hamburg „nur eine einige 
Stadt, da in Holland überfluß und ein ganzes Land voller ſchiffe 
und jedweder davon begnüget werden kann“. Auch das war ein 
neues, nicht unwichtiges Argument; ohne Zweifel bedurfte Hamburg, 
die einzelne Handels⸗ und Seeſtadt, die im Notfall leicht erſetzt 
werden konnte, einer anderen Handelspolitik als ein ganzes Land 
mit vielen Häfen. Die ſpätere Entwicklung hat gezeigt, daß gerade 
auf dieſem Motiv die Handelspolitik Hamburgs ſich in erſter Linie 
ſtützte; durch die Natur der Dinge war der alleinſtehenden See⸗ 
handelsſtadt, die über kein eigenes produzierendes Hinterland ver⸗ 
fügte, eine möglichſt freie Handelspolitik mit Notwendigkeit vor: 
geſchrieben. 

Insbeſondere aber nahmen die Kaufleute jetzt Anſtoß an der 
Durchführung des Mandats von 1638, das ſie, da es die Ver⸗ 
wendung der fremden Schiffer ſtark beſchränkte, als „uns und ge⸗ 
meiner Stadt, auch freyem handel und wandel högſt ſchedtlich“ be⸗ 
zeichneten; es ſei unmöglich, die von auswärts, von Malaga, 
St. Lucar uſw. mit wertvollen Ladungen kommenden tiefgehenden 
Schiffe, wenn ſie bei Wittenberge lägen, zu nötigen, in die Stadt 
zu ſchicken und hamburgiſche Schmacken und Boyer zum Leichtern 
zu holen, zumal es gar nicht ſo viele hamburgiſche Fahrzeuge dieſer 
Art gäbe. Entſchieden forderten die Kaufleute, daß man „dem 
freyen Handel und Wandel ſeinen ungehinderten Lauf gönnen“ 
möge, damit „Handel und Wandel nicht gar verwirret und zu boden 
geworfen werde“ !. : 

Auch die Schiffer wieſen in ihrer Antwort? auf die eigene Be⸗ 
deutung hin; fie ſeien an Zahl etwa 1502, die ſich andauernd ver⸗ 
mehrten durch Zuzug und Bürgerwerden; die Kaufleute ſeien wohl 
imſtand, unter ihnen eine Auswahl zu treffen. In der Hauptſache 
ſahen »dieſe Schiffer ihr Ziel darin, ihre Bevorzugung vor den 
fremden Schiffern in der Fahrt nach England, Frankreich und 
Holland anerkannt und beſtätigt zu ſehen. Gegenüber der Warnung 
der Kaufleute, daß bei einer Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer 
der Warenzufluß vom Auslande nach Hamburg abnehmen werde, 


1 Supplik der „ſambtliche Kaufleute der Börſe“, 1659, Januar 31. 

2 Vom 26. April 1659. 

8 Unterzeichnet war die Eingabe von 172 Schiffern, von denen gejagt wird, 
fie hätten „ſchepen, de bequem fint, umme ein Kopman tho denen, it je Holland, 
Franckrick, Engelant unde na der Oftfee“. 

Sämollers Jahrbuch XLIV 2. 14 
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machten fie geltend, daß fie die Fahrt der fremden Schiffer nach 
Hamburg nicht hinderten und nur hinſichtlich der Befrachtung im 
hieſigen Hafen eine Bevorzugung wünſchten. Daß tatſächlich damit die 
fremde Schiffahrt, die in Hamburg auf die Einnahme von Ballaſt 
verwieſen wurde, auch in der Einfuhr beſchränkt werden mußte, 
ſcheint den Schiffern entgangen zu fein. Hingegen griffen fie noch⸗ 
mals zu dem Vergleich ihrer Anſprüche mit denen der Zünfte und 
Höker; wie ein fremder Schiffer nicht Macht habe, hier Frachten 
einzunehmen, bevor der einheimiſche damit verſehen ſei, auch wenn 
der Fremde etwa einen geringeren Frachtlohn fordere, ſo dürfte 
auch einem fremden Handwerker, der der Stadt keine Steuer ent⸗ 
richte, nicht etwa gegen geringere Entlohnung ein Bürger die 
Arbeit zuwenden. Die Schiffer legten auch den inneren Grund dar, 
der nach ihrer Meinung für dieſe Praxis gelte; man handle ſo, 
„damit ein geruhiger Stand erhalten, der eine Menſch von dem 
andern ernehret und der abgang der nahrung unter Mitbürgern 
und gliedern ſo viel möglich abgewendet und verhütet werde, daß 
daher ſolcher der Stadt wohlfahrt und commerciis viel mehr dien — 
und erſprieß — als ſchädlich iſt“. 

Das war ein Standpunkt, der freilich mit den Grundſätzen der 
inneren Zunftpolitik harmonierte; dieſe trat ja ein für den ruhigen 
Ausgleich der gewerblichen Gegenſätze, die Fernhaltung aller fremden 
Konkurrenz, die Zuwendung eines möglichſt gleichmäßigen Verdienſtes 
an jedermann. Mit den Bedürfniſſen der Seefahrt, für die eine 
fremde Konkurrenz Lebensnotwendigkeit iſt, ließ ſich jener zünftleriſche, 
rein ſtadtwirtſchaftliche Geſichtspunkt ſchwer vereinigen. Der auf 
die Seefahrt ſich gründende Großhandel und meiſt auch die Groß- 
ſchiffahrt haben von jeher nach Freiheit geſtrebt und ließen ſich nicht 
in den Rahmen einer Stadtwirtſchaft einzwängen. 

Hinſichtlich des Mandats von 1638 gaben die Schiffer in einem 
Punkte nach; ſie gaben zu, daß die großen, aus Spanien und 
Italien kommenden Schiffe, bei denen es auf ſchnelle Leichterung 
ankam, damit ſie vor Schaden und Schiffbruch behütet wurden, 
gleichmäßig von fremden wie einheimiſchen bedient werden durften. 
Der Zweck und Inhalt jenes Mandats, die Bevorzugung der Ein⸗ 
heimiſchen vor den Fremden, beſtand nach ihrer Darlegung darin, 
daß die Einheimiſchen eine Bevorzugung verdienten, weil ſie keine 
Steuern bezahlten und andere Handwerker, wie Brauer, Bäcker, 
Zimmerleute, Schmiede, Reepſchläger, Segel⸗ und Blockmacher uſw. 
von ihnen leben mußten, während die fremden Schiffer ihre Be⸗ 
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dürfniſſe meiſt in Altona oder ſonſt außerhalb Hamburgs deckten oder 
auf ihren Schiffen verblieben. Ohne Zweifel iſt dieſe Auffaſſung 
beſtimmt und befördert worden durch die enge Verbindung, in der 
die kleineren Schiffer mit den genannten Lieferanten und Bau⸗ 
handwerkern entweder durch Beziehungen perſönlicher Art oder durch 
die Partenbeteiligung jener Handwerker uſw. an den Schiffen ſtanden !. 
Inmitten ſolcher Umgebung mußte naturgemäß das Streben nach 
einem künſtlichen Schutz der Arbeit lebendig erhalten werden. Mit 
Recht aber iſt bemerkt worden?, daß durch die Schutzpolitik, mit der 
ſich das Niederlags⸗ und Fremdenrecht der hanſiſchen Seeſtädte gegen 
die übermächtige ausländiſche Konkurrenz wehrte, vielerorts die 
Stagnation und das Herabſinken in kleinbürgerliche Beſchränktheit 
gefördert worden ſei. Daß es jener Schutzpolitik in Hamburg nicht 
gelang, die Seeſchiffahrt ganz in ihre Bande zu ſchlagen und damit 
den Handel zur Stagnation zu bringen, iſt ein Verdienſt der Kauf⸗ 
mannſchaft, deren geſunder Sinn ſich der einſeitigen Bevorzugung 
einzelner Geſchäftszweige widerſetzte. 

Leicht wurde den Kaufleuten es diesmal nicht gemacht, den 
Angriff der Schiffer abzuwehren. Aus ihrer eignen Mitte erwuchs 
ihnen eine Gegnerſchaft. Es gab nämlich eine nicht geringe Anzahl 
von Kaufleuten, die zugleich Reeder, oder auch Reeder, die zugleich 
Kaufleute waren, je nachdem bei dieſem oder jenem Geſchäftsbetriebe 
der Reeder oder Kaufmann überwog. Das Intereſſe war bei ihnen 
alſo geteilt und ihre Stellungnahme abhängig von dem Gewichte, 
das ſich mehr zum Warenhandel oder zur Reederei neigte. Eine 
Reihe angeſehener Kaufleute traten nun den Schiffern bei; es waren, 
wie dieſe erklärten, Männer, die „theils Reder ſeyn und die meiſten 
Parten in unſern Schiffen haben, weswegen ihnen daran gelegen, 
daß unſere Boyer und Schmacken nicht unbefrachtet an den wall 
beliegen bleiben mögen“. Es waren danach alſo Kaufleute, die an 
der Reederei durch Partenbeteiligung ſtark intereſſiert waren. Unter 
ihnen finden wir Namen wie Rudolf Berenberg, Rudolf Amſinck, 
Jacob Krogmann, Berend Jacobſen Karpfanger, Albert Beltges, 
Johan van Kampen, Francois Bally, Hinrich Hachtmann. Sie 
nannten ſich „Kaufleute und Rehder“; letztere Eigenſchaft überwog 

1 Vgl. hierüber und über das entgegengeſetzte Intereſſe des Schiffers und 
der Parteninhaber, die Bauhandwerker und Lieferanten waren, Kaegbein, Zur 
Geſchichte und Organiſation der mecklenburgiſchen Segelſchiffsreederei (Roſtocker 
Diſſertation 1903), S. 55 ff. 

2 H. Rachel in dieſem Jahrbuch 34 (1910), S. 1034 f. re 
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ohne Zweifel bei den meiſten, fo ift zum Beiſpiel Karpfanger in 
erſter Linie Schiffer und Partenreeder. 

Die gewichtigeren, im allgemeinen bekannteren Namen finden 
ſich aber unter der Eingabe der Kaufleute, die den Beſtrebungen der 
Schiffer entgegentraten; hier leſen wir die Namen: Hinrich Sillem, 
Jürgen Schröttering, Andreas Berenberg, Jacob de Le Boe, Wil⸗ 
helm de Hertoge; vorzüglich aber ſtoßen wir auf die Träger des 
Handels mit dem Weſten, zahlreichen Portugieſen, wie Manoel 
Texeira, Daniel Joſeph de Lemos, Nünez da Coſta, Jorge Frances 
Brandao, Silvio del Monte, Manoel de Mattos, Miguel Joan 
Gomes Bravo u. a. m. Die auf der Seite der Schiffer ſtehenden 
Kaufleute ſuchten die Gegner herabzuſetzen, indem ſie bemerkten, 
daß außer den Portugieſen die übrigen nur wenig bedeuteten. Das 
iſt zu bezweifeln; neben den ſchon genannten Kaufleuten deutſchen 
Urſprungs fanden ſich unter ihnen nicht weniger als drei von den 
ſechs Kaufleuten, die im Jahre 1665 die erſte Kommerzdeputation 
bildeten, nämlich Michel Heuß, Diedrich Cordes, Daniel Le Conte !. 

Begreiflich iſt es übrigens, daß die portugieſiſchen Juden, die 
als Kaufleute eine bedeutende Stellung einnahmen, ſich unter den⸗ 
jenigen befanden, die für die Freiheit der Schiffahrt eintraten, denn 
die Juden durften damals in Hamburg noch keine Reederei treiben; 
ſie waren, wenn ſie nicht dies Geſchäft von Altona aus betreiben 
wollten, für ihren Seehandel auf die hamburgiſchen Reeder ange⸗ 
wieſen ?. 

Daß aber überhaupt hier zwiſchen den Schiffern einer⸗, den 
Kaufleuten anderſeits eine Gruppe Partenreeder, die ſich zugleich 
Kaufleute nennen, auftrat, iſt für die Entwicklungsgeſchichte des 
kauf⸗ und ſeemänniſchen Unternehmertums bedeutſam. Für die Be⸗ 
handlung unſerer Frage, des Intereſſengegenſatzes zwiſchen Reeder 
und Kaufmann, iſt das Auftreten dieſer Gruppe beſonders be⸗ 
merkenswert, da aus ihm ſich nicht nur eine Zuſpitzung des Gegen⸗ 
ſatzes, ſondern auch eine Differenzierung der Berufsklaſſen ergibt; 
der Gegenſatz beſteht nun nicht mehr zwiſchen Schiffern und Kauf⸗ 
leuten, ſondern zwiſchen Reeder⸗Kaufleuten und Waren⸗Kaufleuten; 


1 Vgl. Kirchenpauer, Die alte Börſe (1841), ©. 45. 

2 Schon der Ausſchluß einer einflußreichen Gruppe von Kaufleuten, die 
Seehandel nach dem Weſten trieb, von der Reederei ſpricht gegen die von 
„Eucken angenommene Vereinigung von Reederei und Seehandel. Erſt Anfang 
des 19. Jahrhunderts gab man in Hamburg die Reederei den Juden frei 
(Ba aſch, Die Handelskammer zu Hamburg, Bd. I, S. 220). 


929] Der Intereſſengegenſatz zwiſchen Kaufmann und Reeder 213 


die Schiffer, deren Selbſtändigkeit ſich ſchon vermindert hat, ſtehen 
in dieſem Kampfe nicht mehr in erſter Linie; ſie ſuchen Schutz und 
Halt bei den Reeder⸗Kaufleuten. N 

Das Ergebnis der Verhandlungen war der Erlaß einer Ver⸗ 
ordnung, die den fremden Schiffen auf England und Frankreich, 
die keine Ladung hierher brachten, die Einnahme von Ladung ver: 
bot, ſolange die hamburgiſchen Schiffer nicht mit Fracht verſehen 
ſeien; es wäre denn, daß auch in den Heimathäfen der fremden 
Schiffer die hamburgiſchen, ledig dorthin kommenden Schiffe zur 
Ladung zugelaſſen würden! 

Das bedeutete einen Erfolg der Reeder und Schiffer in der 
Richtung einer Erweiterung des Schutzprinzips wie auch in der 
Ausdehnung des Grundſatzes der Reziprozität, der bisher nur auf 
die Hanſeſtädte Anwendung gefunden hatte, nun aber auch auf die 
fremden, im beſonderen franzöſiſchen und engliſchen Häfen ausge⸗ 
dehnt wurde. Von den holländiſchen Häfen war nicht die Rede; 
und gerade die Konkurrenz der Holländer war es, die ſich, wie ſchon 
bemerkt, den hamburgiſchen Schiffen gegenüber beſonders läſtig 
zeigte. Aber Holland, von dem Hamburg damals noch in ſtarker 
politiſcher und wirtſchaftlicher Abhängigkeit ſich befand, mußte man 
ihonen?. Der holländiſche Reſident in Hamburg, Römer, ſpitzte 
die Ohren, als er von jenen Wünſchen der hamburgiſchen Schiffer 
vernahm, und der Rat beeilte ſich, ihn zu beruhigen und ihm zu 
erklären, daß man den einheimiſchen Schiffern nicht mehr bewilligen 
werde, als was ſich mit Vernunft und Billigkeit vereinigen laſſe; 
auf keinen Fall werde man weiter gehen als die Behandlung ſei, 
die man den hamburgiſchen Schiffen in den holländiſchen Häfen zuteil 
werden laſſe. Dieſer Wink war deutlich; denn ſelbſt in Holland, 
das den Hanſeſtädten gegenüber ſtets die Freiheit der Kommerzien 
uſw. verteidigte, legte man den fremden Schiffern Beſchränkungen 
und Laſten auf, die freilich nicht fo exkluſiv wie die Schiffahrts⸗ 
geſetze Englands, für die fremde Schiffahrt aber doch hinderlich und 
drückend waren. 

Immerhin war der Höhepunkt des Schiffahrtsſchutzes nun er⸗ 
reicht. Formell haben die hamburgiſchen Schiffer nicht mehr er⸗ 
langt, und tatſächlich war ihre Lage durchaus nicht beneidenswert. 


ı Bangenbed, S. 94. Die Verordnung iſt ſonſt nicht näher bekannt. 
Vgl. Baaſch, Hamburg und Holland im 17. und 18. Jahrhundert in 
Hanfiſche Geſchichtsblätter 1910, S. 45 ff., namentlich S. 55. 


214 Ernſt Baaſch | 1530 


Das zeigen die Klagen, die in den nächſten Jahren wiederholt laut 
wurden. Schon im Jahre 1661 baten „ſämtliche Schiffer“, ein⸗ 
ſchließlich der Boyer: und Schmackenſchiffer, den Rat um Schutz 
gegen die fremden Schiffer nach Maßgabe der Vorſchrift von 1591; 
als Grund gaben fie ihre wachſende Nahrloſigkeit und die Tatſache 
der Zunahme der fremden Schiffer an. Aus der Bürgerſchaft und 
vom Rat wurde den Bittſtellern damals die Zuſage, daß ihre Not⸗ 
lage gebeſſert werden ſolle. Im Auguſt 1662 erneuerten ſie das 
Geſuch, darauf hinweiſend, daß im laufenden Jahre 330 fremde, 
hingegen nur 33 hieſige Schiffe befrachtet worden ſeien. Sie 
warnten, daß durch die Befrachtung der fremden Schiffe „die 
Schiffart von Hamburg leichtlich kann entwendet werden“. 

Dieſe Warnung war nicht leicht zu nehmen; die hamburgiſche 
Schiffahrt war in Gefahr, zugrunde zu gehen, wenn ſie überall auf 
protektioniſtiſche Maßregeln traf, daheim aber den fremden Schiffen 
weiter Spielraum gewährt wurde. Immer jämmerlicher wurde die 
Klage. Im Mai 1603 ſtellte die Schiffergeſellſchaft den zunehmenden 
Verfall der Fracht dar; „dan die koſtbare ſchiffe an den wall un⸗ 
brauchbar liegende bringen den Rederen und Schifferen nicht allein 
nichtes ein, beſondern verfallen und verderben auch noch dazu, alſo 
daß das ganze Capital mit allen intreſſen uffn lauf gebet“. Viele 
ſeefahrende Bürger zögen von hier fort und ſetzten ſich in Holland 
und anderen Orten feſt; „in ſumma: wir kommen gar aus der 
alten ſtattlichen navigation und nahrung“; zahlreiche alte und neue 
Beiſpiele bezeugten in der Tat, „daß, wan einmal die gute nahrung 
und ſchiffarth von einer Handelsſtadt abgegangen und weggewehnet 
iſt, ſolche ſelten oder garnicht wieder dahin kombt“. Bedenklicher 
noch als der Verfall der kleinen Fahrt nach England und Holland 
ſchien es aber, daß die großen holländiſchen Schiffe ſiche hier nach 
Spanien in Ladung legten. Ja ſelbſt die „ſeefahrend officirer und 
bootsleute“ klagten geradezu über die Bevorzugung der fremden 
Schiffe in der Befrachtung; ſogar die hamburgiſchen Schiffer, die 
auf Rußland und andere Plätze befrachtet waren, ſetzten „wider 
alle chriſtbrüderliche liebe und billigkeit“ die einheimiſchen Boots⸗ 
leute zurück und verſchrieben ſich dafür Holländer „und allerhant 
andere Fremde“. Und da man in Holland ſowohl in der Be— 
frachtung der Schiffe wie der Wahl der Beſatzung die einheimiſchen 
vorzog, ſo hatten die hamburgiſchen Seeleute nicht unrecht, wenn 
ſie baten, daß auch in Hamburg man die einheimiſchen, nämlich 
„bürger und bürgerkinder“ bevorzugen möge. 
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Wenn nun auch dieſer Notſtand zum Teil ſeinen Urſprung 
hatte in dem mangelnden Schutz der hamburgiſchen Schiffahrt nach 
dem Weſten gegen die Barbaresken, ein Notſtand, der noch vorüber⸗ 
gehend verſchärft wurde durch die Verträge der Engländer und 
Holländer mit den nordafrikaniſchen Raubſtaaten!, ſo zeigen doch 
jene Klagen, daß nicht nur aus dieſer Urſache der ſchlechte Stand 
der hamburgiſchen Schiffahrt erwuchs. Schon bevor die Notwendig⸗ 
keit, die Convoyſchiffe auszurüſten, ſich in aller Schärfe kundgab, 
befand ſich die hamburgiſche Schiffahrt in einem traurigen Zuſtande 
des Niederganges; und man bezweifelte ſelbſt, ob es richtig ſei, 
Convoyſchiffe zu halten für eine ſo heruntergekommene Schiffahrt 
und für die fremden Frachtfahrer, die jene verdrängt hatten?. Die 
überwältigende Konkurrenz der Fremden, die ſich auch in den, Schiffs⸗ 
beſatzungen ausdrückte, erſchwerte dem Hamburger immer mehr die 
Fahrt. Und wenn auch durch den bald darauf beginnenden Bau 
von Convoyſchiffen die Lage der hamburgiſchen Seefahrt verbeſſert, 
ihr ein gewiſſer äußerer Schutz verliehen wurde, die Notwendigkeit 
eines inneren ſeepolitiſchen Schutzes wurde, gegenüber der kritiſchen 
Lage der einheimiſchen Seefahrt, doch andauernd empfunden. Selbſt 
die Kommerzdeputation, deren Gründung im Jahre 1665 im weſent⸗ 
lichen auf der Erwägung beruhte, daß die Seeintereſſen der Stadt 
einer beſſeren Vertretung bedürften, ſelbſt dieſe Körperſchaft, die 
durchaus nicht zur Bevorzugung eines einzelnen Berufsſtandes auf 
Koſten eines anderen oder der Geſamtheit neigte, empfahl im März 
1676 dem Ehrb. Kaufmann, er möge die einheimiſchen Bootsleute 
bevorzugen. Und die Anträge auf Bewilligung von Convoyſchiffen 
für die Weſtfahrt wurde in jener Zeit wiederholt mit der Erhaltung 
der hamburgiſchen Schiffahrt im Gegenſatz zu der fremden be- 
gründet. 

Aber auch unabhängig von der Stellung der Convoyſchiffe, die 
doch im weſentlichen nur für die große Fahrt galten, wurde das 
Bedürfnis nach einer unmittelbaren Bevorzugung der hamburgiſchen 
Schiffer immer wieder empfunden. So baten im Jahre 1696 die 
hamburgiſchen Londonfahrer wiederholt um eine Verfügung, die den 
fremden Schiffen, außer den engliſchen, verbot, ſich hier in Ladung 
auf London zu legen; ſie beklagten ſich, daß holländiſche, holſteiniſche, 
bremiſche und andere Schiffer — „der Engliſchen zu geſchweigen, als 


1 Baaſch, Hamburgiſche Convoyſchiffahrt und Convoyweſen S. 14 ff. 
2 Ebenda S. 18. N 
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denen wirs nicht hemmen können“ —, den einheimiſchen hier das 


Brot wegnähmen !. Man ſcheint aber nicht geneigt geweſen zu ſein, 
in die an ſich ſchon durch die engliſche Schiffahrtsgeſetzgebung prä⸗ 
judizierte Frage der Schiffahrtsverbindung mit England einzugreifen“ 
und die in der Verordnung von 1660 ausgeſprochene Bevorzugung 
der hamburgiſchen Schiffer nochmals auszuſprechen. Ebenſo zurück⸗ 
haltend zeigte man ſich, als im Herbſt 1698 die hamburgiſchen 
Schiffer über die fremden klagten, die ihnen das Brot wegnähmen; 
und der Rat meinte: „als möchte doch der Kaufmann ſolches ver⸗ 
hüten und hieſigen Schiffern die Nahrung gönnen, weil ſie der⸗ 
gleichen in Amſterdam und anderen Orten nicht thun dürften.“ 
Hierbei handelte es ſich vorzüglich um die kleinen Schiffe, die die 
großen auf der Unterelbe liegenden Schiffe löſchten und luden. Der 
„Ehrl. Kaufmann“ beantwortete jene Mahnung dadurch, daß er am 
17. Februar 1699 erklärte: daß, wenn die Schiffer „den Ehrb. 
Kaufmann getreu und aufrichtig bedienen und gute Sorgfalt bey 
ihren gütern hetten, auch vor ſolchen Preis als die Fremden die 
aus der See kommende reich beladene Schiffe mit ihren Schmacken 
und Kagen auf anhero loſſeten, daß dan E. Ehrb. Kaufm. auch 
urſach haben würde, ſie denen Fremden zu praeferiren.“ Mit dieſem 
Beſcheide, der die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer von ihren 
Leiſtungen abhängig machte, d. h. ſie auf den natürlichen Wett⸗ 
bewerb verwies und alle ſonſtigen, von den Schiffern ſo oft an⸗ 
geführten Motive — Nichtanſäſſigkeit, Steuerfreiheit uſw. der 
Fremden — beiſeite ſchob, mußten ſich die Schiffer begnügen. Ihnen 
die Bevorzugung durch obrigkeitliche Mandate, alſo auf künſtlichem 
Wege zu ſichern, lag nicht in der Abſicht der Kaufleute; mit den 
früher verfügten Einſchränkungen glaubte man genug getan zu haben; 
und viel weiter konnte man tatſächlich ja auch kaum gehen. 

Nicht anders ſtellten ſich die Kaufleute zu den weiteren Be⸗ 
ſchwerden der Schiffer; ſie rügten es, wenn fremde Schiffer ſich hier 
anlegten, lange Zeit im Hafen lagen und allmählich zahlreiche Güter 
heranbrachten, verkauften, neue einnahmen und wieder verſandten, 
d. h. als ſogenannte Lieger Handel trieben, ohne daß ſie Steuern 
zahlten. Ernſthaften Maßregeln der Abwehr zeigte man ſich doch 


1 Quellen zur Geſchichte von Hamburgs Handel und Schiffahrt uſw. 


(Hamburg 1910), S. 708 ff. 
2 Die hamburgiſchen Schiffe waren bekanntlich ſeit 1661 von der engliſchen 
Navigations⸗Akte ausgenommen. 
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mehr und mehr abgeneigt; im Jahre 1716 ſprachen die Kommerz: - 
deputierten es einmal offen aus: „daß in genere alle Einſchren⸗ 
kungen einem freyen commercio höchſt nachteilig ſind“. 

Allerdings, von dieſer theoretiſchen Erkenntnis zu der prakti⸗ 
ſchen Durchführung war es doch noch ein weiter Weg. Auch die 
Kaufleute dachten nicht daran, die Fremdenpolitik derart umzuge⸗ 
ſtalten, daß ein völlig freier Handels verkehr eintrat; das wäre 
nur bei völliger Gegenſeitigkeit in den ausländiſchen und binnen⸗ 
ländiſchen Plätzen durchzuführen geweſen. Wo es ſich um den 
kaufmänniſchen Wettbewerb handelt, ſcheute man ſich durchaus 
nicht, die beſtehenden fremdenpolitiſchen Beſtimmungen ſtreng zur 
Anwendung zu bringen. So wandten ſich im Herbſt 1685 einige 
Kaufleute an den Rat und verlangten Maßregeln gegen die Fremden 
aus Schleſien, die hier lange lägen, ihre Waren an wen ſie wollten 
verkauften und keine Laſten trügen. Die Kommerzdeputation ſtellte 
ſich ganz auf den Boden dieſer Forderung und bemerkte: es „würde 
dieſer Stadt Bürgern zum großen Praejuditz gereichen, wenn deren 
Fremden ſolche Freyheit geſtattet würde“ !. 

Anders war es im Seeverkehr; hier wünſchte der Kauf: 
mann möglichſte Freiheit; und auf dieſem Gebiete löſte ſich aller⸗ 
dings das etwa ein Jahrhundert lang formell ſtreng aufrecht er⸗ 
haltene, durch obrigkeitliche Verfügungen beſtätigte und befeſtigte 
Schutzſyſtem allmählich infolge der mehr und mehr um ſich greifenden 

Nichtbeachtung jener Mandate auf, ohne daß dieſe ausdrücklich auf- 
gehoben wurden. Schon aus den erwähnten Mahnungen an die 
Kaufmannſchaft Ende des 17. Jahrhunderts ergibt ſich ja deutlich, 
daß der Kaufmann ſich um die beſtehenden Vorſchriften nicht kümmerte, 
ſich die Schiffe nach ſeinem Belieben ausſuchte und die einheimiſchen 
nicht grundſätzlich bevorzugte. In dem Kampfe zwiſchen Kaufmann 
und Schiffer hatte ſchließlich der erſtere, der kapitalkräftige und 
wirtſchaftlich anpaſſungsfähigere Teil, den Sieg davon getragen; 
der Gegenſatz zwiſchen beiden, latent weiterbeſtehend, findet amtlich 
keine Vertretung mehr. Zum Teil mochte das ſeinen Grund darin 
haben, daß beide Geſchäftsbetriebe ſich mehr und mehr vermiſchten, 
und daß der ſelbſtändige Schiffer vor dem Reeder⸗Kaufmann zurück⸗ 
tritt. Das Schweigen über jenen Gegenſatz iſt zugleich kennzeichnend 
für die offenbare Wirkungsloſigkeit der getroffenen poſitiven Schutz⸗ 
maßregeln; wären dieſe in ihrem vollen Inhalt befolgt und hätte 
Mn ————j— 5 
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man obrigkeitlich ſtreng auf fie gehalten, fo hätten zweifellos die 
Kaufleute nicht geſchwiegen, ſondern ſie weiterhin bekämpft. Als 
ſich die freie Konkurrenz der Schiffahrt in Hamburg allmählich 
durchſetzte, entfiel für die Kaufleute jede Veranlaſſung zu weiteren 
Anträgen. Die natürliche Folge des freieren Wettbewerbes — denn 
als ganz frei dürfen wir ihn uns immer noch nicht vorſtellen, wenig⸗ 
ſtens in der Kleinſchiffahrt nicht — war aber die engere perſönliche 
Verbindung der einheimiſchen Reeder mit dem Warenhandel, d. h. 
die Ausbildung einer Großreederei auf kaufmänniſcher Grundlage !; 
es war der Erſatz für den zweifelloſen Untergang vieler kleiner 
Schiffer, die dem Wettbewerb der Fremden zum Opfer fielen. 
Selbſt in der Beurteilung der Beteiligung Fremder an hambur⸗ 
giſchen Schiffahrtsunternehmungen, die ja nur eine andere Form des 
Wettbewerbes der fremden Schiffer und Reeder mit den einheimiſchen 
darſtellt, zeigt ſich ein Wandel. Noch im Jahre 1730 hatte der 
Rat ernſtlich gewarnt vor einer Beteiligung der Hamburger an der 
Grönland fahrt Auswärtiger, wobei dieſen die Leitung verbleiben 
ſollte, ſo daß der Hauptvorteil für die Stadt, die Ausrüſtung und 
Lebensmittelverſorgung dieſer Schiffe, ihr entging; die Kaufleute 
hatten dieſer Warnung beigeſtimmt. Vierzig Jahre ſpäter, im 
Jahre 1771, ſprachen ſich die Kommerzdeputierten dafür aus, „daß 
recht ſehr viele Fremde in hieſigen Schiffen theilnehmen mögen“ ?. 
Allerdings darf nicht vergeſſen werden, daß nicht allein die 
natürliche Entwicklung oder gar eine theoretiſche Erkenntnis die 
hamburgiſche Seeſchiffahrt dahin führte, ſich von dem Zwange zu 
befreien, der ihr die ausſchließliche Benutzung einheimiſcher Schiffe 
auferlegte. Die Schutzloſigkeit, in der ſich ſeit der Mitte des 
18. Jahrhunderts die hamburgiſche Schiffahrt gegenüber den Barba⸗ 
resken befand, nötigte ſie, die Güter nach Spanien, Portugal und 
dem Mittelländiſchen Meere den Schiffern ſolcher Nationen anzuver⸗ 
trauen, die mit den afrikaniſchen Republiken Friedensverträge hatten. 
Beſtand alſo für dieſe Fahrten nunmehr ein Zwang in der ent: 
gegengeſetzten Richtung wie vorher, ſo wurden doch auch für die 
übrigen Fahrten, ſo nach Frankreich, England, Holland, die alten 


1 Späteſtens ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts beſtand in Hamburg 
eine ſtarke Gruppe von reinen Großreedern mit eigenen Schiffen, was natürlich 
nicht ausſchließt, daß ſie nebenher auch Parten in anderen Schiffen beſaßen 
(vgl. zum Beiſpiel Quellen zur Geſchichte von Hamburgs Handel uſw., S. 122). 

2 Baaſch, Forſchungen uſw. II, S. 99. 
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Zwangsbeſtimmungen nicht mehr beobachtet !. Man hielt ſich an 
die Vorſchriften, die für dieſe Fahrten ſich in den Verträgen (ſo 
mit Frankreich von 1716) fanden oder die nach der Geſetzgebung 
der fremden Länder (ſo England) die Verfrachtung dorthin möglich 
machten, und ſuchte ſich demgemäß die Schiffe aus, die man brauchen 
konnte. Die alten hamburgiſchen Zwangsmandate, deren wir oben 
erwähnten, traten ſtillſchweigend in Unwirkſamkeit. Und am Ende 
des Jahrhunderts konnte deshalb Büſch? ſchreiben: „in unſerem 
Hamburg iſt die Frachtfahrt ein gleich freies Gewerbe für Ein⸗ 
heimiſche und Fremde“. = 

Der Gang dieſer Entwicklung zeigt, daß es der Kaufmann ge⸗ 
weſen iſt, der, ſoweit es ihm die Verhältniſſe geſtatteten, ihr die 
Spuren wies, nicht der Schiffer, nicht der Reeder. Hätte das 
Intereſſe der letzteren im 17. und 18. Jahrhundert ſich auf Grund 
der geltenden Beſtimmungen durchgeſetzt, ſchwerlich wäre Hamburg 
zu der Blüte gelangt, die ihm im Laufe des 18. Jahrhunderts zu⸗ 
teil wurde und die den weiteren Aufſtieg im 19. Jahrhundert vor⸗ 
bereitete. Eine einſeitige Orientierung der Seeverkehrspolitik nach 
dem Intereſſe des Reeders, d. h. des Transportunternehmers, führt 
zur differentiellen Behandlung der einheimiſchen und fremden Schiff⸗ 
fahrt und Flagge. Das iſt in neuerer Zeit, wo in den führenden 
Häfen die Großreederei die Schiffahrt beherrſcht, nicht anders als 
in den Zeiten, wo die Klein⸗ und Partenreederei überwog. Ein 
gutes Beiſpiel bietet uns der Kampf zwiſchen Hamburg und Bremen 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts, ein Kampf, in dem Hamburg 
den Warenhandel vertrat, Bremen aber in ſtarkem Maße vom 
Reederintereſſe beſtimmt war; der „Deutſche Handels⸗ und Schiff⸗ 
fahrts⸗Bund“ des Bremers Duckwitz (1847) war der Ausdruck 
des bremiſchen Reederſtandpunktes, während in der gleichzeitigen 
großen Denkſchrift des Hamburger Senats über das Differential⸗ 
zollſyſtem ſich die Auffaſſung des Warenhandels kundgibt. 

Die oben geſchilderten Vorgänge des 16. und 17. Jahrhunderts 
zeigen, wie innerhalb des örtlich engen hamburgiſchen Wirtſchafts⸗ 
kreiſes ſolche Gegenſätze zum Austrag gebracht wurden und wie das 
kaufmänniſche Intereſſe an möglichſt freier Bewegung ſchließlich doch 
auch dasjenige der Geſamtheit und ſomit der Schiffahrt iſt. Dieſe 


Klefeker VI, 453 (1768) drückt ſich, wie immer in ſolchen Dingen, ſehr 
dorfichtig aus; er ſchreibt als Ratsſyndikus, der eine Nichtachtung beſtehender 
amtlicher Vorſchriften nicht zugeben darf. 

Theoret.⸗prakt. Darſtellung der Handlung V, Kap. 6. 
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Erkenntnis muß aber immer wieder erfahrungsmäßig erſtritten 
werden. Das im Reedereigewerbe ſich von Zeit zu Zeit geltend 
machende Bedürfnis nach einem künſtlichen Schutz, der im 17. Jahr⸗ 
hundert in Hamburg unter zünftleriſchem Deckmantel auftrat, wird 
ebenſo wie der natürliche Intereſſengegenſatz zwiſchen Kaufmann und 
Reeder ſtets wieder zu gegenſeitiger Befehdung führen, wo immer 
und ſo lange beide verſchiedene Perſonen und das Warengeſchäft 
und Seetransportgewerbe verſchiedene, ſcharf getrennte Geſchäfts⸗ 
zweige ſind. Gerade ſeitdem das Reedergewerbe überwiegend zu 
einem Aktienunternehmen geworden iſt, hat ſich der innere Gegen⸗ 
ſatz von Kaufmann und Reeder verſchärft. Die Partenreederei, 
zwar auch auf genoſſenſchaftlicher Grundlage gegründet, barg doch 
in ſich ſtark perſönliche Züge, die es verhinderten, daß die Kluft, 
die ſie von den Auftraggebern, den Kaufleuten, trennte, allzutief 
wurde. Die Entperſönlichung der Reederei, wie fie ſich in den 
Aktienreedereien darſtellt, hat dies Gewerbe der immer noch im 
weſentlichen auf perſönlicher Grundlage ruhenden Kaufmannſchaft 
entfremdet. 
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lles und jedes Recht eines Staates, das geſamte öffentliche wie 
auch das private iſt — dieſes einwandsfrei nachgewieſen zu 
haben iſt vor allem das Verdienſt des großen Rechtsphiloſophen 
Rudolf v. Ihering (ogl. insbeſondere die zweite Hälfte des erſten Teils 
des „Zwecks im Recht“, 1. Auflage A. 434 flg., 457, 501 und 517) — 
geſellſchaftlich bedingt. Das Recht iſt eben nichts weiteres als die 


* 
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Sicherung der Lebensbedingungen der menschlichen Geſellſchaft in 
Form des Zwanges. Nach Maßgabe der geſellſchaftlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckmäßigkeiten iſt die Rechtsordnung auszugeſtalten. 
Andern ſich die ſozialen und wirtſchaftlichen Grundlagen der Geſell⸗ 
ſchaft, ſo iſt die Anderung der Rechtsordnung unvermeidlich, ein 
Neubau des öffentlichen wie des privaten Rechts iſt zu errichten. 
Ewige Rechtskategorien gibt es nicht, auch die großen Grundinſtitute 
des Rechts, des öffentlichen wie auch die des uns hier allein intereſſierenden 
privaten, unterliegen dem hiſtoriſchen Wandel; nichts iſt beſtändig als 
der Wechſel; dieſer Satz gilt auch für die Rechtsinſtitute unſerer 
Privatrechtsordnung. Die Rechtsinſtitute ändern ſich und verſchwinden 
ſogar, um anderen zu weichen, wenn die zugrunde liegenden ge— 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe dieſes bedingen. Der Gedanke des geſell⸗ 
ſchaftlichen Charakters aller unſerer Privatrechte iſt die große ſegens⸗ 
reiche Errungenſchaft unſerer neueren ſtaatsſozialiſtiſchen Erkenntnis, 
wie ſie uns vornehmlich Rodbertus, Adolf Wagner, aber auch Rudolf 
v. Ihering gelehrt haben. 

In die poſitive Ausgeſtaltung unſerer Privatrechtsordnung iſt 
aber dieſe nachgerade zum Gemeingut unſerer Wiſſenſchaft gewordene 
Lehre erſt ſehr ſchwach eingedrungen, namentlich in der grundlegenden 
Kodifikation unſeres bürgerlichen Rechts, in dem am 18. Auguſt 1896 
verkündeten und ſeit. dem 1. Januar 1900 in Kraft ſtehendem Bürger: 
lichen Geſetzbuch machen ſich nur ſchwache Anſätze dieſer Erkenntnis 
bemerkbar. Sehr ſtark betont es in ganz grundlegenden Partien 
einen einſeitig individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchen Standpunkt, wie er 
zur Zeit ſeiner Beratung und ſeines erſten Werdens in den ſiebziger 
und achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts in der öffentlichen Meinung 
doch noch durchaus vorherrſchte. Treffliche Ausführungen hierüber 
bringt vornehmlich Anton Menger in ſeiner ſozialen Anklageſchrift 
„Das bürgerliche Recht und die beſitzloſen Volksklaſſen“ (1. Auf⸗ 
lage 1889). Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß angeſichts 
der Fortwirkungen der ja längſt noch nicht zu ihrem Abſchluß ge⸗ 
langten Novemberrevolution des Jahres 1918, eine gründliche Nach⸗ 
prüfung der wichtigſten Inſtitutionen unſeres heutigen Privatrechts 
auf ihre ſoziale Tragfähigkeit hin dringend geboten iſt. In einer 
Zeit, in der faſt alle Einrichtungen des Staates und der Geſellſchaft 
zuſammengebrochen ſind oder wenigſtens ſchwerſten Erſchütterungen 
unterliegen, kann die Privatrechtsordnung allein ſich nicht gegen 
grundlegende Reformen ſperren und ſträuben, unter dem Anſturm 
der neuen Lebens bedürfniſſe bräche fie ſonſt rettungs⸗ und reſtlos 
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zuſammen. Unſere Betrachtungen werden die Reformbedürftigkeit 
ausgedehnter Partien unſeres bürgerlichen Rechts ergeben. Zweierlei 
Beſchränkungen freilich haben wir uns von vornherein aufzuerlegen: 
zunächſt haben wir auszugehen von der ſtillſchweigenden Vorausſetzung 
des Fortbeſtehens des grundſätzlichen Privateigentums auch an den 
Produktionsmitteln, der grundſätzlichen Vertragsfreiheit und des 
— wenn auch eingeengten — Erbrechts, wir müßten ſonſt eine Ab⸗ 
handlung ſchreiben über Kapitalismus und Sozialismus und nicht, wie 
wir es vorhaben, über die Fortbildung des bürgerlichen Rechts. 
Sodann haben wir eine Erörterung aller an ſich auch noch ſo wichtigen 
rein techniſch⸗juriſtiſcher Probleme auszuſcheiden, nur die Verbeſſerungs⸗ 
bedürftigkeit der für unſere ganze Sozialwirtſchaft beſonders wichtigen 
Rechtsinſtitutionen gilt es hier darzulegen. Wir befolgen beim Gang 
unſerer Betrachtungen das Legalſyſtem des bekanntlich in fünf Bücher 
zerfallenden Bürgerlichen Geſetzbuches. 

Verhältnismäßig nicht gering iſt gleich unſere Ausbeute auf dem 
Gebiete des die wichtigſten aller beſonderen Rechtsbeſtimmungen zu⸗ 
grunde liegenden allgemeinen Rechtsbegriffe regelnden ſogenannten 
„allgemeinen Teils“. Recht wichtige Gebiete des Perſonenrechts 
ordnet unſer bisheriges bürgerliches Geſetzbuch grundſätzlich nicht, 
ſondern überläßt ſie vollſtändig der Normierung durch das Landesrecht. 
So iſt der große, unſerem geläuterten ſozialen Empfinden als ſelbſt⸗ 
verſtändlich geltende Grundſatz der reſtloſen Rechtsgleichheit aller 
Staatsbürger, einerlei welchen Berufs, welchen Standes und welchen 
Geſchlechts, bisher immer noch nicht reſtlos verwirklicht. Insbeſondere 
iſt nach dem ſehr bedeutſamen Artikel 56 ff. des Einführungsgeſetzes 
zum BGB. nach wie vor die frühere mittelalterliche Privilegierung 
des ſogenannten „hohen Adels“ auch in privatrechtlicher Beziehung 
aufrecht erhalten geblieben. Noch immer läßt bis zum heutigen Tage 
die Privatrechtsordnung für dieſe bevorzugten Geſellſchaftsſchichten 
„Mißheiraten“, beſondere Volljährigkeitstermine, Familienfideikommiſſe, 
adlige Stammgüter, beſondere Pflichtteilsrechte und ähnliches mehr 
zu. Es liegt auf der Hand, daß heute die Rudimente einer längſt 
vergangenen ſtändigen Geſellſchaftsordnung auch im neuen Privatrecht 
des deutſchen Volksſtaates bis auf den letzten Reſt ausgemerzt werden 
müſſen; für derartige foſſile Trümmer des Mittelalters iſt heute kein 
Raum mehr. Es wird weiter die Volljährigkeit des Menſchen 
anftatt wie bisher nach der Vorſchrift des $ 2 BGB. mit dem 
vollendeten ein undzwanzigſten Lebensjahre ſchon mit dem vollendeten 
zwanzigſten Lebensjahre zu beginnen haben. Die heutige Dis⸗ 
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krepanz zwiſchen dem öffentlichen Recht, wo bekanntlich das aktive 
Wahlrecht für alle öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften des Reiches, 
der Einzelſtaaten und der Kommunalverbände ſchon mit dem vollendeten 
zwanzigſten Lebensjahre gewährt wird, und dem bürgerlichen Recht 
(8 2) iſt ſchlechthin auf die Dauer unerträglich. Es geht fürder nicht 
mehr an, dem zwanzigjährigen Studenten oder Arbeiter das wichtigſte 
ſtaatsbürgerliche Ehrenrecht einzuräumen und ihn an der Bildung 
des ſtaatlichen Gemeinwillens teilnehmen zu laſſen, demſelben als 
vollwertig und vollreif durch den Geſetzgeber anerkannten jungen 
Staatsbürger aber die Möglichkeit abzuſprechen, ohne vorherige Zu⸗ 
ſtimmung ſeines Vaters oder Vormunds auch nur das geringſte private 
Rechtsgeſchäft des täglichen Lebens mit bindender Wirkung ſelbſtändig 
abzuſchließen. Der geradezu groteske Widerſpruch zwiſchen den beiden 
Rechtsſyſtemen, dem öffentlichen Recht und dem privaten Recht, 
muß unverzüglich ausgeglichen werden; das private Recht hat dem 
öffentlichen zu weichen. Denn eine an ſich unſeres Dafürhaltens 
durchaus wünſchenswerte Erhöhung des aktiven Wahlrechts etwa 
auf das vollendete vierundzwanzigſte Lebensjahr iſt für 
abſehbare Zeiten keinesfalls zu erreichen; erſt kürzlich wurde 
vielmehr bei der zweiten Beratung des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
entwurfes ein diesbezüglicher Antrag der Deutſchen Volkspartei und 
Deutſchnationalen Volkspartei mit ſehr großer Stimmenmehrheit 
abgelehnt. 

Hinſichtlich des recht erheblichen Kreiſes der auf Grund des § 6 
BGB. Entmündigten wäre einem vielfach ausgeſprochenen Verlangen 
breiter Volks ſchichten entſprechend — insbeſondere ein ſehr beachtens⸗ 
werter Beſchluß des deutſchen Bankiertags hat ſich dahin ausge⸗ 
ſprochen — eine neue Geſetzesbeſtimmung zu erlaſſen, wonach der 
Vertragsgegner des Entmündigten in den zahlreichen Fällen, in denen 
er die Entmündigung und die dadurch bedingte Geſchäftsunfähigkeit 
oder geminderte Geſchäftsfähigkeit nicht kannte oder kennen mußte, 
den Erſatz des durch den Geſchäftsſchluß ihm erwachſenen poſitiven 
Schadens verlangen kann. Heute iſt er völlig ſchutzlos. Recht oft 
ſind wegen Verſchwendung oder auch wegen Trunkſucht entmündigte 
Perſonen recht geſchäftsgewandt und legen äußerlich Spuren ihrer 
Erkrankung in keiner Weiſe an den Tag. Der ſich gutgläubig mit 
ihnen in Geſchäfte einlaſſende Dritte wird durch ſie oft recht empfind⸗ 
lich geſchädigt. Die ausgleichende ſoziale Gerechtigkeit verlangt es 
dringlich, daß nicht nur der Entmündigte gegen ſeine eigene Un⸗ 
bedachtſamkeit und Voreiligkeit geſchützt werde, ſondern auch die 
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Intereſſen des geordneten Verkehrs und Wirtſchaftslebens verdienen 
ebenſogut Berückſichtigung. | | 

Der bisherigen Regelung des Rechts der Juriſtiſchen Per- 
ſonen (2. Titel 88 21—89) iſt im weſentlichen beizupflichten, die 
bis in das kleinſte ausgearbeiteten zahlreichen Geſetzesvorſchriften 
können im weſentlichen unverändert beſtehen bleiben. Es kann ins⸗ 
beſondere nicht davon die Rede ſein, daß, wie mitunter von germani⸗ 
ſtiſcher und extremradikal⸗politiſcher Seite gefordert wurde, alle 
Geſellſchaften — das tägliche Leben gebraucht ſtatt deſſen verwirrend 
den Namen „Vereine“ — ohne weiteres ſchon durch ihren bloßen 
dahingehenden Beſchluß die weitgehenden Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon, einer Korporation erlangen könnten. Durch Anerkennung 
einer ſolchen Befugnis würde unſer ganzes Verkehrsleben auf das 
ſchwerſte erſchüttert werden, jede Sicherheit würde beſeitigt und 
ein geordneter Kredit kaum noch möglich ſein. Denn der Gläubiger, 
der ſich mit einer Perſonenmehrheit in geſchäftliche Beziehungen ein⸗ 
läßt, von ihnen kauft, ihnen vermietet oder verpachtet und ſonſtige 
Verträge abſchließt, muß genau wiſſen, wer und was ihm für ſeine 
Leiſtungen haftet, einen gewaltigen Unterſchied macht es aus, ob ihm 
bei einer bürgerlich⸗ rechtlichen Geſellſchaft jeder einzelne Geſellſchafter 
perſönlich unbeſchränkt mit feinem geſamten Vermögen haftet 
oder aber, ob er, wie bei einer Korporation, ſeinen Zugriff nur gegen 
das mitunter ſehr geringe oder ganz winzige Korporationsvermögen 
nehmen kann. Unerträglich wäre es, wenn ihm die ſchuldneriſche 
Perſonenmehrheit, die noch unlängſt eine ihm voll haftende Geſellſchaft 
gebildet hatte, den ſchnöden Einwand entgegenhalten dürfte, ſie hätte 
geſtern oder vorgeſtern ſich durch Mehrheitsbeſchluß in eine Korporation 
umgewandelt und ihm ſtehe nur noch das — etwa 10 Reichsmark 
ausmachende — Korporations vermögen beſchlagfrei offen. Durchaus 
mit Recht verlangt unſere Rechtsordnung eine Kundbarmachung des 
auf Bildung einer Korporation gerichteten Geſellſchaftswillens nach 
außen hin. Die Eintragung eben dieſes Willens in vom Amtsgerichte 
geführte Regiſter nach Wahrung beſtimmter Formen, wie Annahme 
einer ordnungsmäßigen Satzung und die Offentlichkeit dieſes Vereins- 
tegifterg, bietet allein unſerem Verkehrsleben die unbedingt erforderliche 
Kreditſicherheit. Reſtlos muß nun aber dieſer große Grundſatz der 
ſogenannten „Normativbeſtimmungen“ in unſerem neuen bürger— 
lichen Rechte durchgeführt werden. Die Scheidung zwiſchen ſogenannten 
„idealen Vereinen“ ($ 21 BGB.) und ſogenannten „wirtfchaftlichen 
Vereinen“ (§ 22 BGB.), d. h. ſolchen, deren Zweck „auf einen 


wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt“, muß durchaus fallen. 
Schwollers Jahrbuch LXIV 2. 15 
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Es entbehrt des inneren zureichenden Grundes, für ſolche wirtfchaft- 
liche Vereine noch eine beſondere ſtaatliche Verleihung zu verlangen, 
die ganz in das diskretionäre Ermeſſen der oberſten Verwaltungs⸗ 
behörde geſtellt iſt. Zudem iſt es kaum möglich — wie dieſes die 

unendlich vielen Streitfragen der bedeutendſten Rechsgelehrten und die 
ganz zwieſpaltige, leider nach Lage des formalen Rechts von einer 
oberſten Überprüfung durch das Reichsgericht ausgeſchloſſene Recht⸗ 
ſprechung einwandfrei ergibt (die Ausführungen über die Kontroverſen 
im führenden Kommentar zum BGB. von Staudinger, 7.8. Auflage, 
umfaſſen fünf große engbedruckte Seiten, S. 173—178) — die Be⸗ 
griffe „ideeller“ und „wirtſchaftlicher“ Verein reinlich voneinander 
abzugrenzen. Leidtragender Teil iſt hier, wie auf ſo vielen anderen 
Rechtsgebieten, wieder einmal das Wirtſchaftsleben; der Verkehr, 
Handel und Wandel tragen ſchweren Schaden davon. Fallen muß 
aber auch weiter unbedingt das der Verwaltungsbehörde durch § 61 
Abſatz 2 aus rein politiſchen Gründen eingeräumte Einſpruchs⸗ 
recht bei politiſchen, ſozialpolitiſchen und religiöſen 
Vereinen. Im Zeitalter des demokratiſchen, freien Volksſtaates iſt 
für derartige Vorſchriften kein Platz mehr !. Kraft Reichsrechts muß 
auch endlich der einem vielfachen Verlangen der deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft — vgl. insbeſondere die mehrfach hierauf gerichteten 
Beſchlüſſe des deutſchen Juriſtentags — entſprechende Rechtsſatz in 
ganz Deutſchland Geſtalt gewinnen, daß für alle ſchuldhaften Ver⸗ 
letzungen einer Amtspflicht irgendeines Beamten, auch des Staats⸗ 
oder Kommunalbeamten, nicht der betreffende Beamte ſelber, ſondern 
der ihn anſtellende Staat oder Kommunalverband dem geſchädigten 
Dritten zu haften habe. Nur für Reichsbeamte gilt kraft Reichs⸗ 
geſetzes vom 22. Juli 1910 dieſe primäre Haftung des Reichs und 
nur in einem Teile Deutſchlands nach dem Vorbilde des preußiſchen 
Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 die Haftung des betreffenden Staates 
oder der betreffenden Gemeinde für Staats⸗ und Gemeindebeamte 
heute ſchon. 

Unerträglich iſt auch (vgl. hierüber im einzelnen die trefflichen 
Ausführungen Jaſtrows in „Gut und Blut fürs Vaterland“ 1917, 
S. 34—46) die heutige Regelung des Stiftungsweſens im BGB., 
insbeſondere die Vorſchrift des $ 87, wonach dann, wenn die Er⸗ 


1 Art. 124 Abſ. 2 der neuen deutſchen Reichsverfaſſung vom 11. Auguft 
1919 verwirklicht die oben aufgeſtellte Forderung. Nach ihm ſteht der Erwerb 
der Rechtsfähigkeit jedem Verein gemäß den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
frei. Er darf einem Verein nicht aus dem Grunde verſagt werden, daß er 
einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt. 
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füllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden iſt oder das Ge⸗ 
meinwohl gefährdet, die zuſtändige Behörde der Stiftung eine andere 
Zweckbeſtimmung geben oder ſie auch auflöſen kann. Es geht 
wahrlich nicht mehr an, daß der Wille eines Einzelnen für unab⸗ 
ſehbare Zeiten hinaus große Vermögensmaſſen dem allgemeinen 
Umſatz und der volkswirtſchaftlichen Entwicklung vollſtändig ent⸗ 
ziehen kann. Niemals darf die Vollmacht der Gemeinſchaft zur 
Feſtlegung von Vermögensmaſſen unwiderruflich ſein. Um ganz 
gewaltige Beträge handelt es ſich hier aber. Nach Schätzungen 
Jaſtrows a. a. O. kommen bei recht vorſichtigen Berechnungen nicht 
weniger als 12—13 Milliarden in Betracht. In der Regel 
wird heute eine Stiftung aber als ein wahres noli me tangere 
behandelt. Einer der hervorragendſten preußiſchen Verwaltungs⸗ 
beamten, Graf Hue de Graze, ſagt in ſeinem „Handbuch des 
preußiſchen Verwaltungsrechts“: „Der Wert der ſehr umfangreichen 
milden und wohltätigen Stiftungen wird erheblich dadurch ab⸗ 
geſchwächt, daß ſie die wirklichen Bedürfniſſe der Armut und die zu 
ihrer Abhilfe bereits beſtehenden Einrichtungen oft nicht genügend 
berückſichtigen und dabei für alle Zeiten feſtgelegt ſind.“ Mit voll⸗ 
ſtem Recht ſchlägt Jaſtrow vor, daß alle zahlreichen, vor dem Jahre 
1850 errichteten Stiftungen grundſätzlich aufzuheben ſeien. Sie 
„ſtammen im günſtigſten Falle aus der Zeit unſerer Großeltern oder 
Urgroßeltern. Bei der grundſätzlichen Veränderung, die in den 
letzten Generationen alle Lebensverhältniſſe erfahren haben, iſt die 
bisher aufrechterhaltene Vermutung, daß alle dieſe Stiftungen bis 
zum Beweiſe des Gegenteils noch exiſtenzberechtigt ſeien, ohne inneren 
Grund. Von dieſen älteren Stiftungen muß vielmehr vermutet 
werden, daß ſie überlebt ſind“ (S. 45). Ferner muß auch die bloße 
Kann vorſchrift des § 87 in eine zwingende Muß vorſchrift um⸗ 
gewandelt werden. 

Ungemeiner Schaden iſt unſerer geſamten Maſchinenindſtrie 
durch die namentlich in den erſten Jahren nach dem Inkrafttreten 
des BGB. ungemein weitgehende und die faſt ſtets die weſent⸗ 
liche Beſtandteilseigenſchaft bejahende Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts über die rechtliche Lage der für Fabriken und ſonſtige 
gewerbliche Anlagen gelieferten Maſchinen entſtanden. In unendlich 
vielen Fällen wurde es bei Zwangsverſteigerungen der Fabrik⸗ 
grundſtücke, Meiereien und ſonſtiger Anlagen ſtreitig, ob die ge⸗ 
wöhnlich unter Eigentumsvorbehalt bis zur völligen Zahlung des 
Kaufpreiſes gelieferten koſtſpieligen Maſchinen zufolge ihres Einbaues 


oder ſonſtigen ganzen Aufſtellung im Gebäude weſentlicher Beſtand⸗ 
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teil geworden ſeien, fo duß der Eigentumsvorbehalt dem liefernden 
Fabrikanten nichts nutzte, ſondern er bei nicht genügendem Erlöſe 
gegen die Hypothekengläubiger zurückſtand und oft ganz leer ausging, 
oder ob ſie nur Zubehör geworden ſei. Dann in dieſem letzteren 
Falle blieb der Eigentumsvorbehalt wirkſam. Zum Ausgleiche der 
ſich entgegenſtehenden wirtſchaftlichen Intereſſen der Hypotheken⸗ 
gläubiger und der Maſchinenfabrikanten und zwecks Abſchneidung der 
auch heute noch ſehr oft vorkommenden koſtſpieligen und gewöhnlich 
ſehr verwickelten Prozeſſe, deren Ausgang häufig gar nicht voraus⸗ 
zuſehen iſt, dürfte es ſich empfehlen, die Lieferung wirklich koſt⸗ 
. fpieliger Maſchinen im Werte von etwa über 6000 Mk. — über 
die Wertgrenze läßt ſich natürlich verſchiedener Anſicht ſein — unter 
Eigentums vorbehalt bis zur völligen Tilgung des Kaufpreiſes dann 
allen Dritten gegenüber wirkſam zu geſtalten, wenn die Eintragung 
in öffentliche, vom Amtsgericht des Betriebsortes der Unternehmung 
zu führende Regiſter erfolgte. 

Auf dem ungeheuer weiten und umfaſſenden Gebiete des Rechts 
der Schuldverhältniſſe (2. Buch des BGB. 88 241 —853) 
gilt grundſätzlich in ſcharfem Gegenſatz zum Sachenrecht, wo die 
einzelnen dinglichen Rechte ihrer Zahl und ihrem Inhalte nach 
genau beſtimmt und abgegrenzt ſind, und in bewußter Abweichung 
von Familienrecht, wenigſtens von ſeinen weitaus wichtigſten Inſti⸗ 
tuten, nämlich der Ehe, dem Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern 
und ihren ehelichen Kindern ſowie der Vormundſchaft, die der Will⸗ 
kür der Beteiligten nach ihrer Begründung vollkommen entzogen 
ſind, die ſogenannte „Vertragsfreiheit“. Die Parteien können 
ihre Rechts- und Verkehrsbeziehungen nach ihrem freien Ermeſſen 
mit obligatoriſcher Wirkung unter ſich beſtimmen. An ihm wird 
auch vom neuen ſozialen Recht feſtzuhalten ſein, aber die heute 
ſchon beſtehenden außerordentlich wichtigen Ausnahmen — vgl. vor 
allem den wahrhaft königlichen Paragraphen 138 BGB., wonach 
alle gegen die guten Sitten verſtoßenden Verträge nichtig ſind, ebenſo 
wie alle wucheriſchen, ganz einerlei, auf welchem Rechtsgebiete 
fie ſich bewegen, zum Beiſpiel wucheriſche Dienſt- und Mietsverträge, 
und wodurch einer wahrhaft ſozialen Rechtſprechung ein ungemein 
weiter Spielraum eröffnet wird — bedürfen, wie weiter unten bei 
Beſprechung der einzelnen volkswirtſchaftlich und ſozialpolitiſch wich: 
tigſten Verträge zu zeigen ſein wird, noch der erheblichen Ausdehnung. 
Zahlreiche ſogenannte „nachgiebige“ Rechtsvorſchriften, die alſo durch 
vertragliche Vereinbarung zugunſten des einen Teils in das Gegen— 
teil gewandelt werden können, bedürfen dringend der Ausgeſtaltung 
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zu zwingenden, alſo zu unabänderlichen Vorſchriften. Eines 
Ausbaues im ſozialpolitiſchen Geiſte bedürfen insbeſondere die durch⸗ 
aus unzulänglichen Normen des Dienſtvertrages. Für unſere 
arbeitenden Volksſchichten iſt er die Grundlage ihrer Exiſtenz und 
der weitaus wichtigſte Vertrag von allen, die ſie abſchließen. Für 
die weitaus meiſten Berufe iſt der Arbeits- oder Lohnvertrag in 
beſonderen Reichsgeſetzen von außerordentlicher Tragweite geregelt 
— für gewerbliche Arbeiter, Techniker, Werkmeiſter und ſonſtige ge⸗ 
werbliche Angeſtellte im Titel VII der Reichsgewerbeordnung vom 
21. Juni 1869, für die Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge 
im Abſchnitt VI des Buchs I des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs vom 
10. Juli 1897, für die Matroſen in der Reichsſeemannsordnung von 
1902, für die Bergarbeiter in den einzelitaatlicden Berggeſetzen. Die 
Betrachtung dieſer Sonderrechtsgebiete muß ausſcheiden, da 
wir in dieſer Arbeit nur das allgemeine bürgerliche Recht Deutſch⸗ 
lands zu unterſuchen haben. Es. bleibt alſo ein nicht gerade allzu 
erheblicher Kreis von Dienſtverpflichteten, auf die ſich unſere Er⸗ 
örterungen beziehen, übrig. Immerhin iſt er nicht ganz ünbeträcht⸗ 
lich; er umfaßt insbeſondere alle nicht unter die obigen Sondergeſetze 
fallenden Arbeiter und Angeſtellte, die höhere oder niedere Dienſt⸗ 
leiſtungen verrichten, alſo Privatlehrer, Erzieher, Gouvernanten, 
Diener. Durch die von den ſogenannten „Volksbeauftragten“ im 
November 1918 gleich nach Ergreifung der oberſten politiſchen Macht 
zweifellos im Bruch mit dem bisherigen Reichsrecht, das die Regelung 
dieſer Rechtsmatexie grundſätzlich dem Landesrecht vorbehielt (Art. 95 
EG. zum BGB.) vorgenommene Aufhebung aller Geſindeordnungen 
hat das Anwendungsgebiet nun noch durch den Zutritt des geſamten 
in Deutſchland über 1¼ Mill. Menſchen umfaſſenden Geſindes 
eine ſehr große Erweiterung erfahren. Das neue ſoziale Recht 
Deutſchlands wird dafür Sorge tragen müſſen, daß auch hier die 
faktiſch noch vielfach beſtehende Rechtsungleichheit der Vertragsteile 
zu einer wahren Rechtsgleichheit ſich auswachſe und in möglichſt 
weitem Ausmaß auf die Schutzbedürftigkeit des Dienſtverpflichteten 
Rückſicht genommen werde. Unhaltbar erſcheint uns zunächſt die 
Vorſchrift des S 614 BGB., wonach die Vergütung bei Dienſt⸗ 
leiſtungen, ſofern fie nach Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, erſt nach 
Ablauf der Zeit entrichtet zu werden braucht. Es widerſpricht 
gröblich der Billigkeit, von dem Dienſtverpflichteten, als dem in der 
weitaus überwiegenden Mehrzahl der Fälle wirtſchaftlich ſchwächer 
Geſtellten, zu verlangen, dem Dienſtberechtigten, der meiſtens der 
ſozial Mächtigere und Wohlhabendere ſein wird, Kredit zu gewähren 


230 Bovenfiepen [546 


durch Bereitſtellung der Arbeitskraft, die ſehr oft fein einziges wirt⸗ 
ſchaftliche Gut bildet. Es entſpräche den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen beſſer, zum wenigſten dem Dienſtverpflichteten die Befugnis 
einzuräumen, von dem Dienſtberechtigten einen angemeſſenen Teil 
der vereinbarten Vergütung als Vorſchuß fordern zu können. Es 
müßten weiter nicht nur wie bisher ſchon die ungemein ſegensreichen 
Vorſchriften der SS 617 und 618 BGB., die dem Dienſtverpflichteten 
den Anſpruch auf freie ärztliche Behandlung auf die Dauer von 
ſechs Wochen im Fall der Erkrankung gewähren und den Dienſt⸗ 
berechtigten verpflichten, die Arbeitsgeräte und Arbeits⸗ wie Wohn⸗ 
räume in geſundheitlich einwandsfreier Beſchaffenheit bereitzuſtellen, 
ſondern auch die Beſtimmung des § 616 BGB., wonach eine un⸗ 
verſchuldete unerhebliche Verhinderung des Dienſtverpflichteten an 
der Leiſtung ſeiner Dienſte dieſen ſeines Lohnes nicht beraubt, für 
zwingendes, unabänderliches Recht erklärt werden. Es iſt weiter 
mit Anton Menger (a. a. O. S. 183) unbedingt zu fordern, 
daß jedem in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Dienſt⸗ 
verpflichteten, einerlei ob Dienftboken, Stütze der Hausfrau, Privat- 
erzieher oder Gouvernante ein angemeſſener Zeitraum zum Schlafe, 
zu den Mahlzeiten, zur Ruhe und zur Beſorgung ſeiner perſönlichen 
Angelegenheiten eingeräumt werde. Die näheren Ausführungs⸗ 
beſtimmungen hätten die Landes verwaltungsbehörden des betreffenden 
Bezirkes zu erlaſſen. Desgleichen wäre jedem dauernd angeſtellten 
und in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Dienſtverpflichteten 
für jedes Jahr ein unverzichtbarer, gleichfalls von der Landes⸗ 
verwaltungsbehörde feſtzuſetzender Anſpruch auf Urlaubs- 
gewährung einzuräumen. Gewiß würde die hier vorgeſchlagene 
Regelung manchen vermögensloſen Familien unſeres gebildeten 
Mittelſtandes, deren Hausfrau ſich nur mit einem Dienſtboten be⸗ 
helfen muß, ſchwere Laſten auferlegen, aber die ganzen heutigen 
ſozialen Verhältniſſe und Anſchauungen in den Kreiſen der in Be— 
tracht kommenden Arbeitnehmer drängen einfach zu der vorgeſchlagenen 
geſetzlichen Regelung. In ſehr vielfachen ſozial geſinnten Familien 
iſt es übrigens ja auch heute ſchon üblich, aus freien Stücken dem 
Dienſtverpflichteten an einem oder auch zwei Nachmittagen zur Be⸗ 
ſorgung ſeiner perſönlichen Angelegenheiten ganz frei zu geben, ihm 
den Lohn ganz oder doch teilweiſe im voraus zu zahlen und ihm 
nach einigen Dienſtjahren 5— 10 Tage Sommerurlaub zu bewilligen, 
und zwar unter reſtloſer Fortzahlung des Lohnes. 

Das Wohnungsbedürfnis des Menſchen, das wichtigſte 
Bedürfnis nach Nahrung, Kleidung und Fortpflanzung überhaupt, 
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wird wohl reſtlos zweckmäßig nur berückſichtigt werden können bei 
einer wenigſtens teilweiſen Kommunaliſierung des im Weichbild der 
Städte belegenen Grund und Bodens. Aber auch vor der Durch⸗ 
führung dieſer großzügigen Kommunaliſierung des Wohnbodens und 
Wohnweſens vermöchte eine grundlegende Umgeſtaltung des Miets⸗ 
rechts eine erhebliche Beſſerung der Wohnungsnot und Milderung 
der heutigen, namentlich in den Großſtädten herrſchenden ungemein 
weitgehenden Abhängigkeit der breiteſten Volksſchichten, der Mieter, 
vom Vermieter, die man nicht zu Unrecht vielfach als „moderne 
Hörigkeit“ bezeichnet hat, herbeizuführen. Heute bedeutet die ſoge⸗ 
nannte „Vertragsfreiheit“ gerade auf dem Gebiet des Wohnungs⸗ 
weſens weiter nichts als — wenigſtens in den weitaus meiſten 
Fällen — eine arge Farce. Der Mieter iſt froh und glücklich, heute 
angeficht3 der wahrhaft erſchütternden ſtädtiſchen Wohnungsnot eine 
Wohnung zu finden und unterſchreibt unbeſehen die härteſten ihm 
vorgelegten formularmäßigen Mietsverträge der Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzervereine. Was dieſe aber dem Mieter zu bieten wagen, iſt 
oft einfach erſtaunlich; beſchäftigten doch Mietsverträge die Münchener 
Gerichte, in denen dem Vermieter ein alsbaldiges Kündigungsrecht 
ohne jede Einhaltung einer Kündigungsfriſt gewährt wurde, wenn 
dem Mieter über eine beſtimmte Anzahl hinaus Kinder geboren wür⸗ 
den. Eine erſchütternde Zuſammenſtellung bringt die äußerſt lehrreiche 
Schrift Eltzbachers „Groß⸗Berliner Mietsverträge“, Berlin 1914. 
Einen ſchweren Krebsſchaden bedeutet es zunächſt, daß faſt alle 
ſozialpolitiſchen Schutzbeſtimmungen, welche das Bürgerliche Geſetzbuch 
zugunſten des Mieters enthält, durch dieſe ſormularmäßigen Miets⸗ 
verträge der Haus⸗ und Grundbeſitzervereine zugunſten des Vermieters 
ausgeſchloſſen und in ihr Gegenteil gekehrt werden. So werden 
insbeſondere ganz regelmäßig die Vorſchriften der §8§ 569 und 570 
GB., wonach im Fall des Todes des Mieters oder im Fall feiner 
Verſetzung ſeinen Erben oder ihm ſelber eine Kündigung unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſt zuſteht, ausgeſchloſſen, entgegen der 
geſetzlichen Vorſchrift wird weiter die Prämunerandozahlung aus⸗ 
gemacht, wird weiter die Ausbeſſerungspflicht auf den Mieter ab⸗ 
gewälzt und dieſem ſogar bei feinem Auszug eine mitunter 10 prozentige 
„Abnutzungsgebühr“ auferlegt. Von ganz außerordentlichem Segen 
iſt da die Bekanntmachung des Bundesrats zum Schutze der Mieter 
vom 23. September 1918 und die Verordnung des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums vom 22. Juni 1919 zum Schutze der Mieter 
(N. Geſ. Bl. S. 591 flg.), wonach die ſchon früher in faſt allen 
Städten Deutſchlands eingerichteten Mietseinigungsämter auf Anrufen 
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des Mieters über die Gültigkeit einer Kündigung des Vermieters 
wie auch über die Berechtigung einer jeden von ihm vorgenommenen 
Mietsſteigerung unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs und 
der Berufung endgültig nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden haben. 
Von ungemeiner Wichtigkeit iſt auch die Vorſchrift des § 4 der aus 
16 Paragraphen beſtehenden Verordnung, wonach die dach $ 549 
Abſ. 1 BGB. erforderliche Erlaubnis des Vermieters zur After⸗ 
vermietung durch das Mietseinigungsamt erſetzt werden kann. Von 
beſonderer Bedeutung iſt es, daß alle hier nur kurz ſkizzierten Be⸗ 
ſtimmungen (vgl. über fie des Näheren: Bovenſiepen im Sächſiſchen 
Archiv für Rechtspflege XIII, S. 280 ff.) zwingender Natur ſind 
und durch Parteivereinbarungen weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt 
. werden können. Auf dieſe Weiſe nur kann der Mieter vor den 
Paſchalaunen ſeines Hauseigentümers genügend geſchützt werden, 
nur ſo kann er ſich ſicher und heimiſch in ſeiner Wohnung fühlen, 
braucht er nicht mehr förmlich zu zittern und zu zagen vor den 
ſchlechten Launen feines Hauseigentümers, nur durch Richterſpruch 
kann er aus ſeinem Heim vertrieben werden, und zwar wenn er 
ſelber dazu gerechten Anlaß gegeben hat. Dieſer heutige wahrhaſt 
ideale Rechtszuſtand, der den berechtigten Intereſſen beider Teile 
durchaus gerecht wird, und ein jedes willkürliches Schalten und 
Walten des Hauseigentümers mit ſeinem Eigentum ausſchließt, be⸗ 
deutet einen gewaltigen Schritt zum ſozialen Recht; der alte über⸗ 
kommene, heute leider immer noch in vielen Köpfen ſpukende Irr— 
begriff eines ganz freien, ſchrankenloſen, abſoluten Privateigentums 
wird ſo auf einem ungeheuer weiten und wichtigen Gebiete reſtlos 
ausgetilgt; der Charakter des ſtädtiſchen Grundeigentums als eines 
im Intereſſe der Geſamtheit verliehenen Amts wird hiermit zum 
erſten Male auch am Privatrechte klärlich anerkannt; der Staats- 
ſozialismus eines Adolf Wagner iſt hier in weitem Umfange Wirk⸗ 
lichkeit geworden. Die drückendſte Not auf dem Gebiet des Woh⸗ 
nungsweſens oder wenigſtens auf dem der Geſtaltung der Miets⸗ 
verträge wird ſo gemindert. Dieſe ungeheuer ſegensreiche Regelung 
darf aber unter keinen Umſtänden mit dem Abbau der Kriegswirt⸗ 
ſchaft und Kriegsgeſetzgebung verſchwinden, ſie muß unſerem Volke 
dauernd erhalten bleiben und zu dem Ende organiſch in unſer 
Bürgerliches Geſetzbuch im Recht des Mietsoertrags eingearbeitet 
werden, damit es aus durchaus individualiſtiſch-liberaliſtiſchem Willkür⸗ 
recht wirklich ſoziales Gemeinſchaftsrecht werde. Weit über die gegen⸗ 
wärtigen Beſtimmungen der $$ 544 und 547 BGB. hinaus, wonach 
der Mieter bei Vermietung geſundheitswidriger Wohnräume nur ein 
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ſofortiges unverzichtbares Kündigungsrecht beſitzt, und wonach der 
Vermieter ihm beim Vorliegen von Verſchulden nur für Sachſchaden 
haftet, müßte der Vermieter unbedingt auch für die Beeinträchtigung 
der Geſundheit und der Arbeitskraft ſeines Mieters oder eines ſeiner 
Angehörigen voll haften, die durch die geſundheitswidrige Beſchaffen⸗ 
heit der vermieteten Wohnung eingetreten iſt, vorausgeſetzt nur, 
daß denſelben bei der Vermietung Vorſatz oder Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt. 

Auch ohne den Nachweis eines beſonderen Vermögensſchadens 
müßte der Richter die von dem Vermieter zu entrichtende Ent⸗ 
ſchädigung nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen haben. Durch eine für 
zwingend zu erklärende Vorſchrift würden die Wohnungsverhältniſſe 
der unbemittelten Volksſchichten zweifellos eine ganze erhebliche 
Beſſerung erfahren. 

Dringend wünſchenswert iſt es auch, daß unſer bürgerliches 
Recht die menſchliche Arbeitskraft als ſolche gegen unerlaubte 
Handlungen neben dem Leben, Körper und Geſundheit in den §§ 823 
und 844 BGB. ſchützt. Sehr oft, aber nicht immer wird die Arbeits⸗ 
kraft mit der Geſundheit zuſammenfallen. „Die Geſundheit iſt nämlich 
ein Zuſtand des menſchlichen Körpers, in welchem alle natürlichen 
Verrichtungen in völlig regelmäßiger Weiſe vor ſich gehen; die Arbeits⸗ 
kraft iſt dagegen die Fähigkeit eines Menſchen, in ſeinem Beruf dauernd 
zu wirken. .. Ein Arbeiter kann durch Übermüdung, Einatmen von 
Staub und ſchlechter Luft und ähnliche Schädlichkeiten ſeine Arbeits⸗ 
kraft lange verloren haben, bevor die Symptome einer Krankheit 
hervortreten.“ (Menger, a. a. O., 3. Auflage, S. 201). 

Nur zu ſehr wenigen Bemerkungen rechts- und ſozialpolitiſchen 
Inhalts bietet Anlaß das Sachenrecht. Es iſt dasjenige Gebiet 
der Privatrechtsordnung, auf dem ſich die beſitzenden Volksſchichten 
ſozuſagen ganz unter ſich bewegen unter faſt völligem Ausſchluß der 
misera contribuens plebs. Die zahlreichen Bedenken, die man bis⸗ 
her mit vollem Recht gegen die ganz unzulängliche Regelung des 
Erbbaurechts erhob (88 1011 ff.), befeitigt die neue Verordnung 
vom 15. Januar 1919, ihre Einarbeitung in das Syſtem unſeres 
bürgerlichen Geſetzbuchs wäre ſchon im Intereſſe der Überſichtlichkeit 
unſeres Rechts ſehr zweckmäßig. 

Einen Krebsſchaden unſeres ganzen Verkehrslebens bedeutet 
ſogl. zum folgenden insbeſondere die ausgezeichnete Schrift von 
Höniger: „Die Sicherungsübereignung von Warenlagern“, 2. Auf⸗ 
lage 1913) die heutige ſchrankenloſe Übereignung ganzer Waren- 
lager auf einen Gläubiger zu Sicherheitszwecken unter Belaſſung 
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des Beſitzes und der Verfügung beim bisherigen Eigentümer. In 
Wahrheit liegt, wie vornehmlich Höniger einwandsfrei nachweiſt, 
weiter nichts vor als wirtſchaftlich eine verſchleierte Pfandrechts⸗ 
beſtellung an den zum Warenlager gehörigen Sachen, alle noch ſo 
ſpitzfindigen juriſtiſchen Konſtruktionen, durch die man die Einräumung 
des Beſitzes und der Verfügungsgewalt beim bisherigen Eigentümer, 
dem Verkäufer, ſtützen zu können glaubt, brechen bei näherer Prüfung 
rettungslos zuſammen. Trotzdem läßt die Praxis ſo gut wie aller 
deutſcher Gerichte, das Reichsgericht an der Spitze, derartige Sicherungs⸗ 
übereignungen ganzer Warenlager zu. Sie ſind in der Tat, wie ſich 
nicht gut verkennen läßt, Kinder der Not. Ein Mobiliarpfand kennt 
unſer heutiges bürgerliches Recht lediglich in Form des Fauſtpfandes, 
alſo in der Form der Übertragung des Beſitzes auf den Kredit ein- 
räumenden Gläubiger. Das Warenlager aber iſt ſehr oft das einzige 
reale Sicherungsmittel, das der kleine und mittlere Kaufmann und 
ſonſtige Gewerbetreibende feinem Gläubiger zwecks Sicherſtellung über ⸗ 
weiſen kann, nur durch Verſchreibung des Warenlagers kann er ſich 
ſehr oft Kredit verſchaffen, aus der Hand geben aber kann er es 
einfach nicht, denn täglich bedarf er der Waren zum Verkauf. Zahl⸗ 
reiche Erwerbsſchichten würden ganz und gar kreditlos, wenn man 
ihnen dieſe Möglichkeit zur Krediterlangung, nämlich durch Sicherungs⸗ 
übereignung ihrer Warenvorräte zu Pfandzwecken, grundſätzlich ab: 
ſchnitte. Aber dieſe Anerkennung ihrer wirtſchaftlichen Notwendigkeit 
ſchließt die Einſicht ihrer hochgradigen Gefährlichkeit in ſehr vielen, 
ja den meiſten Fällen in keiner Weiſe aus. Sehr oft wird ſo nach 
außen hin der Anſchein hervorgerufen, es liege noch eine ſelbſtändige 
wirtſchaftliche Exiſtenz des Übereigners vor, während in Wahrheit 
er weiter nichts iſt als Angeſtellter des Erwerbers des Warenlagers. 
In beſonders kraſſen Fällen dieſer Art, insbeſondere bei Übertragung 
auch des geſamten künftigen Erwerbs an neu eingehenden Waren 
und neuen Forderungen nimmt heute ſchon die Praxis, insbeſondere 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts, hier einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten und ſomit Nichtigkeit der Übertragung an. Aber die 
Übertragungen werden verhältnismäßig nur ſpärlich ſo kraß liegen, 
daß man von einem vorſätzlichen Verſtoß gegen die guten Sitten 
wird reden können; auch hier, wie faſt ſtets im Recht, werden „Grenz⸗ 
fälle“ vorliegen, bei denen die richterliche Entſcheidung ſehr zweifel⸗ 
haft ſein wird. Man ſollte hier die Sicherungsübereignung des 
Warenlagers dann zulaſſen, wenn ſie als ſolche unter Angabe des 
Werts der übertragenen Waren in einem der öffentlichen Einſicht 
zugänglichen, vom Amtsgericht zu führenden Regiſter eingetragen 
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würde. Auf dieſe Weiſe hat jeder Geſchäftsfreund, den der Kauf⸗ 
mann um Kreditgewährung angeht, und der gerade auf das Vor⸗ 
handenſein eines hinreichenden Warenlagers als Kreditunterlage Ge⸗ 
wicht liegt, die erwünſchte Gelegenheit, einwandsfrei feſtzuſtellen, ob 
das Warenlager des Kreditſuchenden in Wahrheit dieſem auch noch 
zuſteht oder bereits längſt, entgegen dem Augenſchein, anderweitig 
zur Sicherung übereignet, d. h. in Wahrheit verpfändet iſt. Solchen 
Standpunkt nimmt auch das Schweizeriſche Zivilgeſetzbuch und das 
franzöſiſche Recht ein. Die dort gemachten Erfahrungen ſind zu⸗ 
friedenſtellend. 

Eine weit größere Ausbeute wird uns dagegen die kritiſche Be⸗ 
trachtung des vierten Buches unſeres Bürgerlichen Geſetzbuches, des 
„Familienrechts“ (§8 1297—1980 BGB.) gewähren. Wir be⸗ 
trachten zunächſt die Geſtaltung des Eherechts und des ehelichen 
Güͤterrechts. So ausgezeichnet hier — wie übrigens auch ſonſt faſt 
ausnahmslos im Bürgerlichen Geſetzbuch —. die formal⸗techniſchen 
Einzelrechtsbeſtimmungen getroffen ſein mögen, zu umſo entſchiedeneren 
Bedenken fordern gerade die grundlegenden Gedanken der Regelung 
heraus. An der Spitze der Kritik iſt die Geſtaltung der Stellung 
des weiblichen Geſchlechts, des Mädchens wie insbeſondere der Ehe⸗ 
frau und Mutter im bürgerlichen Rechte, vorweg zu beſprecheu. Grund⸗ 
ſätzlich betont zwar unſer Bürgerliches Geſetzbuch mit großer Emphaſe 
die — angebliche — völlige Gleichberechtigung des weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts mit dem männlichen. Für das unverheiratete weibliche 
Weſen iſt auch tatſächlich dieſe Gleichſtellung reſtlos durchgeführt, 
alle früheren Schranken des weiblichen Geſchlechts ſind gefallen, die 
ſogenannten „weiblichen Rechtswohltaten“ ſind durchaus beſeitigt, die 
Frau kann Bürgſchaften für fremde Schulden übernehmen und ſie 
kann Vormundſchaften und Pflegſchaften führen wie der Mann, ſie 
kann ſogar ſchon mit dem vollendeten 16. Lebensjahre, im Gegenſatz 
zum Mann, dem der Geſetzgeber dieſes Recht erſt mit erreichter Voll⸗ 
jährigkeit einräumt, heiraten. Auch durch die Eheſchließung wird 
die Rechtsſtellung der Frau als ſolche nicht beſeitigt. Aber dieſer 
Satz gilt nur in der Theorie, in der Praxis weiſt er doch ganz er⸗ 
hebliche Abbiegungen und Abſchwächungen zu Ungunſten der Ehefrau 
auf. Zunächſt gebührt bei allen gemeinſchaftlichen ehelichen Angelegen⸗ 
heiten die oberſte Entſcheidung dem Manne, er beſtimmt inbeſondere 
den Wohnort und die Wohnung; nur dann braucht die Frau ihm 
nicht zu folgen, wenn ſich ſeine Entſcheidung als Mißbrauch heraus⸗ 
ſtellt. Richtiger wäre es nnd entſpräche allein der vollen Gleichbe⸗ 
rechtigung der Ehefrau, wenn eine beiderſeitige Übereinſtimmung der 
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Ehegatten erforderlich wäre, etwaige Streitfragen hätte dann das 
Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden. Bei jeder rechten, von wahrer, 
gegenſeitiger warmer Liebe getragenen Ehe werden ja tatſächlich auch 
heute ſchon bei der entgegenſtehenden rechtlichen Regelung im Wege 
gütlicher Beſprechung und beiderſeitigen Nachgebens dieſe Verhältniſſe 
geregelt, nur dann, wenn tatſächlich der eheliche Verband ſchon ſehr 
gelockert wäre, würden die ſtreitenden Eheleute den Kadi mit ihren 
Schmerzen behelligen. Faſt immer wäre das wohl nur ein Vorſpiel 
der Eheſcheidung. Abgeſehen von allen ethiſchen Erwägungen der 
vollen Gleichberechtigung als Ausfluß der ihr eigenen ſittlichen Würde 
erfordert aber ſchon die Beſinnung auf die eine Tatſache, daß die 
Frau heute dem Manne als voll gleichberechtigte Staatsbürgerin mit 
allem und jedem aktiven wie paſſiven politiſchen Wahlrecht gegenüberſteht, 
gebieteriſch die reſtloſe Durchführung ihrer privatrechtlichen Gleich⸗ 
ſtellung mit ihrem Ehemanne bis zur letzten und äußerſten Konſequenz. 
Daraus ergibt ſich aber weiter denn auch ſchon ohne weiteres, daß 
das heutige geſetzliche eheliche Güterrechtsſyſtem unhaltbar ift. 
Die heute kraft Geſetzes ohne weiteres, wenn nicht etwas Abweichen⸗ 
des, wie völlige Gütertrennung oder Gütergemeinſchaft vereinbart iſt, 
eintretende ehemännliche Verwaltungs⸗ und Nutznießungsbefugnis an 
grundſätzlich dem ganzen Frauengut, dem ſogenannten „eingebrachten 
Gut“, beruht auf dem völlig veralteten Gedanken einer Herrſchaft 
des Mannes über ſeine Frau. Schutzbedürftig aber iſt die heutige 
modern erzogene Frau nicht mehr; es iſt ungereimt, dem volljährigen 
jungen Mädchen die freie Verfügung über ein ganz erhebliches Ver⸗ 
mögen, vielleicht ein ſolches von Millionen, zu belaſſen, ſie aber ſo⸗ 
fort nach ihrer Verheiratung für unmündig und mundtot in praxi 
zu erklären und die Verfügungs⸗ und Verwaltungsbefugnis ſamt der 
Nutznießung ihrem Manne zuzuweiſen. 

Man ſage auch nicht: In der weitaus überwiegenden Mehrzahl 
der bürgerlichen Ehen trägt der Ehemann auch faktiſch, wie es das 
Geſetz bereits (in ſeinem § 1389) ihm vorſchreibt, die Laſten der 
Ehe, er erwirbt im freien Beruf als Kaufmann, Gewerbetreibender, 
Arzt, Anwalt, Künſtler oder durch ſein Beamteneinkommen die Mittel 
zur materiellen Grundlage der Ehe, und nur in Ausnahmefällen läßt 
ſich der Mann mitſamt ſeinen etwaigen Kindern vom Vermögen der 
Frau oder von den Zuſchüſſen des wohlhabenden Schwiegervaters 
unterhalten, da ſei es nicht mehr wie recht und billig, daß die ver⸗ 
mögende Frau dann auch von ihrem eigenen Vermögen zu den Un⸗ 
koſten des ehelichen Lebens entſprechend beiſteuere und dem Manne 
die Verwaltung und Nutznießung zuſtehe. Wenn man's ſo hört, 
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möcht's leidlich ſcheinen. Aber dieſe Argumentation bleibt doch an 
der Oberfläche der Dinge haften, ſie iſt durch und durch kapitaliſtiſch. 
Leiſtet denn die Hausfrau nicht ſchon durch ihre hausleitende Tätig⸗ 
tigkeit als mehr oder weniger liebevolle Gattin ganz erhebliche Dienſte 
dem Manne und den Kindern? Erhält ſie nicht durch ihre ſchaffende 
Umſicht im Laufe der Zeit recht erhebliche Werte? Wie verſchieden 
geſtalten ſich doch die Koſten einer tatſächlich ganz gleich hohen Lebens⸗ 
führung unter der Leitung des Hausweſens durch eine tüchtige oder 
weniger tüchtige Gattin und Mutter! Alle dieſe häuslichen Dienft« 
leiſtungen verrichtet die Gattin und Mutter nach unſerem heutigen 
Rechte völlig koſtenfrei für den Mann; keine Koſtenrechnung kann ſie 
ihm überreichen. Zur Deckung und Befriedigung ihrer perſönlichen 
Bedürfniſſe, wie aller und jeder Kleidung iſt fie auf feine milde Hand 
angewieſen. Durchaus begreiflich iſt es daher, wenn gerade bei fein⸗ 
empfindenden Frauen die Anregung von Marianne Weber in 
ihrem geiſtvollen Werke „Die Frau als Gattin und Mutter“ (1907) 
der Ehefrau zur Befriedigung ihrer perſönlichen Bedürfniſſe, insbe⸗ 
ſondere von Kleidung, einen feſten Anſpruch auf einen gewiſſen Pro⸗ 
zentſatz des ehemännlichen Einkommens zu gewähren, vollſten Anklang 
gefunden hat. Man wird der Anregung auch ſchwerlich die prin- 
zipielle Berechtigung abſprechen können. Nur wird ſie ſich in den 
weitaus meiſten Ehen, dank des Fehlens eines genügend großen Ein⸗ 
kommens des Mannes nicht gut verwirklichen laſſen. Die zweck⸗ 
mäßigſte Geſtaltung des ehelichen Güterrechts wird wohl das Syſtem 
der ehelichen Gütertrennung ſein, die auch heute ſchon in weiten 
deutſchen Gebietsteilen ſtark verbreitet iſt. Freilich wäre die Modi⸗ 
fikation ethiſch wie auch ſozialpolitiſch ſehr anmutend, daß bei gemein⸗ 
ſchaftlicher Erwerbstätigkeit der Ehegatten keinesfalls der eheliche 
Erwerb allein dem Ehemann zuzufallen hätte, ſondern ein ange⸗ 
meſſener Anteil etwa zum mindeſten der dritte Teil der Ehefrau, die 
ſonſt ganz leer ausgehen würde, gebührte. Solches iſt denn auch 
der Standpunkt des vortrefflichen Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuches, 
nach deſſen $ 214 die Ehefrau an den ſchließlichen Ergebniſſen des 
gemeinſchaftlichen ehelichen Erwerbs zu einem Drittel teilnimmt 
ſie erhält ihn als ſogenannten „Vorſchlag“. Bei uns geht fie heute 
dagegen völlig leer aus, mag auch gerade ihre Tätigkeit noch ſo er⸗ 
ſprießlich geweſen ſein und dem Manne Hunderttauſende oder gar 
Millionen zugeführt haben. 

Im übrigen iſt ja nicht zu verkennen, daß ſozialpolitiſch die 
allerdings für die Kreiſe unſeres beſitzenden Bürgertums ja wichtige 
Frage des richtigen ehelichen Güterrechts nicht zu ſehr überſchätzt 
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werden darf. Für die weitaus überwiegenden Schichten unſeres 
Volkes iſt ſie belanglos, nämlich für die beſitzloſen Kreiſe. Zudem 
gilt dort faktiſch bereits das Syſtem der Gütertrennung ohne weiteres 
kraft Geſetzes, denn der $ 1367 BGB. ſtempelt den geſamten Ber: 
dienſt der Frau aus ihrer körperlichen wie geiſtigen Arbeit oder aus 
einem etwaigen ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfte zu ihrem 
Vorbehaltsgute, an der den Ehemann keinerlei Verwaltung oder Nutz⸗ 
nießung beſitzt. 

Unbefriedigend in hohem Grade iſt heute auch die Rechtsſtellung 
der Frau als Mutter ihrer ehelichen Kinder. Zwar kennt grund- 
ſetzlich unſer Bürgerliches Geſetzbuch nicht mehr wie früher das bis 
1900 geltende Recht nur eine väterliche Gewalt, ſondern nur noch 
eine elterliche Gewalt. Aber auch hier gilt: Lucus a non 
lucendo. Tatſächlich überwiegt während des Beſtehens der Ehe 
durchaus der Einfluß des Vaters, denn auch hier entſcheidet wieder 
bei allen Meinungsverſchiedenheiten über die Erziehung der Kinder, 
einerlei ob es ſich um Knaben oder Mädchen handelt, der Vater. 
Die elterliche Gewalt der Mutter iſt alſo während des Beſtehens der 
Ehe — wenigſtens unter normalen Verhältniſſen, abgeſehen von der 
Verwirkung der Befugniſſe des Vaters oder ihres Ruhens — eine 
nur unterſtützende neben oder richtiger hinter der des Vaters; irgend⸗ 
wie in Widerſpruch mit ihr ſetzen darf und kann ſie ſich nicht. Man 
wird ſchwerlich behaupten wollen, daß dieſe ganz untergeordnete 
Stellung der Mutter dem Geiſte wahrer Gleichberechtigung entſpreche, 
das neue ſoziale Recht Deutſchlands wird auch in dieſer Beziehung 
beiden Ehegatten einander durchaus gleiche Rechte wie Pflichten ge⸗ 
währen und die Entſcheidung über etwaige Meinungsverſchiedenheiten 
bei Ausübung der Erziehungs⸗ und Vertretungsrechte über die Kinder 
dem Vormundſchaftsrichter zu übertragen haben. Es iſt ſchlechter⸗ 
dings nicht einzuſehen, warum heute rechtlich die ſachlich beſſer be⸗ 
gründete Anſicht der hochbegabten Frau der ſchlechteren Entſcheidung 
des unbedeutenden Vaters, feinem rein fubjeftiven Belieben weichen 
muß. Ganz grobe Unbilligkeiten entſtehen nach dem heutigen Rechts⸗ 
zuſtande für die Mutter durch die Auflöſung der Ehe. Das Bürger- 
liche Geſetzbuch regelt in feinem unglückſeligen $ 1635 die Sachlage 
für die geſchiedene Mutter denkbar ungeſchickt und ungerecht. Da⸗ 
nach erhält der unſchuldige Teil nur das Recht und die Pflicht, für 
die Perſon der minderjährigen Kinder zu ſorgen. Demnach ver⸗ 
bleibt alſo dem Vater, auch wenn er für den allein ſchuldigen Teil 
erklärt worden iſt, unter allen Umſtänden und ſtets das Recht und 
die Pflicht, der geſetzlichen Vertretung der Kinder vor Gericht und 
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außerhalb des Gerichts, bei Führung von Prozeſſen und Eingehung 
von Rechtsgeſchäften (Verträgen) aller Art, ſowie die Vermögens⸗ 
verwaltung und Nutznießung am Vermögen der Kinder. Sind beide 
Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo bekommt die Mutter die Perſonen⸗ 
gewalt für die Töchter und die Söhne unter ſechs Jahren, der 
ſchuldige Vater übt alle anderen Rechte über die Kinder aus. Eine 
höchſt ungerechte und unzweckmäßige Einrichtung, denn die Perſonen⸗ 
fürſorge, die Verwaltung und Nutznießung des Kindsvermögens und 
endlich die geſetzliche Vertretungsbefugnis des Kindes hängen auf das 
engſte zuſammen. Die Mutter vermag das ihr vom Geſetzgeber 
gütigſt zugeſtandene Recht der perſönlichen Fürſorge für das Kind 
überhaupt gar nicht auszuüben ohne wenigſtens in gewiſſem Umfange 
zweckentſprechende Vermögensausgaben zu machen. Dazu iſt ſie heute 
nicht imſtande, ſondern bedarf zur geringſten Ausgabe aus dem 
Kindsvermögen der Zuſtimmung des Vaters, deſſen Schikanierungen 
wird ſo Tür und Tor geöffnet, desſelben Mannes, „der ſie vielleicht 
durch ſeine ſchmähliche Behandlung zur Verzweiflung und Eheſcheidung 
getrieben hat“! „So hat die Ungeſchicklichkeit der Geſetzesredaktoren 
eine Welt von Mühſal, Elend und Erniedrigung und eine Miſere 
des troſtloſen Unheils für die Frauen gebracht.“ (Kohler, Lehrbuch 
des bürgerlichen Rechts, 3. Band, 1. Teil, Familienrecht, 1915, 
S. 449/450.) Vorbildlich für unſer neues deutſches Recht iſt auch hier 
wieder, wie ſo oft die Stellungnahme des vortrefflichen kerndeutſchen und 
echt ſozialen Geiſt atmenden ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs, Artikel 274. 
„Im Fall der Scheidung ſteht die elterliche Gewalt demjenigen zu, 
dem die Kinder zugewieſen ſind.“ Dieſe Regelung allein entſpricht 
der wahren Gerechtigkeit und auch der Zweckmäßigkeit. 

Nach dem To de des Vaters wächſt ſich die bis dahin nur recht 
abgeblaßt, ja ſchemenhaft vorhandene elterliche Gewalt der Mutter 
grundſätzlich zu einem wahren Vollrecht aus; aber auch die jetzige 
Stellung der Witwe iſt der des Witwers gegenüber von durchaus 
minderem Rechte. Sie kann durch die Beſtellung eines Beiſtands, 
der die Beſugniſſe eines Gegenvormundes einnimmt und deſſen Zu- 
ſtimmung die Mutter bei allen wichtigeren Gelegenheiten braucht, 
erheblich beeinträchtigt werden. Unbedenklich iſt es nun gewiß, wenn 
ihr — das iſt der erſte Fall — auf ihren eigenen Wunſch ein ſolcher 
Beiſtand vom Vormundſchaftsgericht beigeordnet wird; fie fühlt dann 
ſelbſt, daß fie ihren Aufgaben nicht voll gewachſen iſt und einer Unter- 
ſtützung bedarf. Die beiden anderen Fälle aber der Beſtellung eines 
Beiſtands verletzen das Prinzip der vollen Gleichberechtigung und 
bedürfen daher der Aufhebung. Unerträglich iſt es zunächſt, daß 
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der Vater im Teſtament ohne jede Angabe rechtfertigender Gründe 
auch gegen den Willen der Frau für dieſe die Beſtellung eines Bei: 
ſtands anordnen kann. Dann muß das Vormundſchaftsgericht dieſem 
letzten Willen des Mannes einfach nachkommen, ohne irgendwie ſeine 
ſachliche Berechtigung nachprüfen zu dürfen, hoc volo, sic jubeo, 
stat pro ratione voluntas! Mit vollem Recht erklärt Kohler 
(a. a. O. S. 454) den Teſtamentsbeiſtand für „einen bezeichnenden 
Reſt ehemännlicher Übergewalt, welche noch über den Tod hinaus 


wirken will“. Auch die bisherige Beſtellung eines Amts beiſtands 


ohne und ſelbſt gegen den Willen der Witwe wird, wenigſtens im bis⸗ 
herigen Umfang, ſich nicht aufrecht erhalten laſſen. Sie beruht 
doch auf dem Grundgedanken von der Minderwertigkeit oder wenig⸗ 
ſtens Unterlegenheit des weiblichen Geſchlechts gegenüber dem männ⸗ 
lichen. Der aber iſt ebenſo unbegründet wie die gebräuchliche Redens⸗ 
art von der „natürlichen Schwäche“ des Geſchlechts. Auch hier klafft 
heute noch ein unerträglicher Widerſpruch zwiſchen der völlig ſchranken⸗ 
loſen Gleichſtellung der Frau mit dem Mann in faſt dem geſamten 
öffentlichen Recht und ihrer Zurückſetzung auf dem Gebiet des 
Privatrechts. Auch hier wird dieſes jenen weichen und ſich mit ihm 
in Einklang ſetzen müſſen! 

Einer gänzlichen Umgeſtaltung bedarf auch aus ſozialen Gründen 
unſere heutige Vormundſchaft. Anſtatt des Einzelvormunds im 
Ehrenamt iſt die Berufsvormundſchaft zum wenigſten in allen 
größeren und mittleren Städten von etwa 50 000 Einwohnern an 
aufwärts einzuführen. Sie iſt dem Einzelvormund unendlich über: 
legen. Wirkſam kann dieſer heute ſein unentgeltliches Ehrenamt 
nur unter den Vorausſetzungen ausüben, daß er die Familie des 
Mündels und dieſen ſelber genau kennt und als Verwandter oder 
guter Freund der Familie an ſeinem perſönlichen Wohlergehen regen 
Anteil nimmt. Grundlage für erfolgreiche Tätigkeit des Einzel⸗ 
vormunds iſt weiter eine große perſönliche Uneigennützigkeit, da er 
ſein verantwortungsvolles Amt, wie ſchon bemerkt, unentgeltlich 
auszuüben hat und viel freie Zeit. Es liegt auf der Hand, daß 
dieſe Grundlagen für eine gedeihliche Führung der Einzelvormund- 
ſchaft heute nur noch in engen und kleinſtädtiſchen oder ländlichen 
Verhältniſſen gegeben ſind, „wo alles einander kennt und die Inter⸗ 
eſſen zuſammenhängen. In Großſtädten iſt dieſe ganze Art der 
Vormundſchaft am falſchen Orte. Der Vormund kennt ſeinen Mündel 
nicht, hat an ihm kein Intereſſe, iſt ein vielbeſchäftigter Mann und 
ſoll prinzipiell ohne Entgelt eine ſtändige verantwortliche Laſt auf 
ſich nehmen, ... er hat vielleicht die größte Mühe, den Unterhalt 
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des Kindes zuſammenzubringen und erntet für alle ſeine Mühe den 
Undank der Welt“ (Kohler, a. a. O. S. 484). Unbedingt geboten iſt 
die Einführung der Berufsvormundſchaft als bezahltes Gemeindeamt. 
Die heute ſchon in Preußen auf Grund der Ermächtigung des 
Art. 136 des E. G. z. BGB. durch Art. 78 § 4 des Preuß. A. G. 
z. BGB. angeordnete Vormundſchaft des Anſtalts⸗(Waiſenhaus⸗) 
vorſtandes über die Anſtaltszöglinge und des Armenpflegers über 
arme Mündel hat ſich trefflich bewährt in der Praxis. Auf dieſer 
Grundlage iſt weiter aufzubauen. Unfer Bürgerliches Geſetzbuch wurzelt 
hier noch ganz in den altväterlichen Verhältniſſen der Vergangenheit, 
mit der modernen großſtädtiſchen Entwicklung hat es nicht gleichen 
Schritt gehalten. Es behandelt die Vormundſchaft „als ob wir 
noch eine Reihe kleiner Bauern⸗ und Handwerkergemeinden hätten, 
wo einer dem anderen in die Fenſter ſieht und jeder die volle Chronik 
der Nachbarſchaft kennt. Die Großſtadtluft fehlt ihm vollſtändig“ 
(Kohler, a. a. O. S. 485). Die großen Vorzüge des beſoldeten Be⸗ 
rufsvormunds gegenüber der vereinzelten Dilettantenvormund⸗ 
ſchaft ſind ganz unverkennbar. Er kann eine ganze Reihe von Vor⸗ 
mundſchaften übernehmen, er kann ſeine ganzen Kräfte ausſchließlich 
dem Beſten ſeiner Mündel widmen, er beſitzt die erforderliche Ge⸗ 
ſchäftsgewandtheit, Zähigkeit und Rechtskenntniſſe, um dem Mündel 
zur Seite zu ſtehen, nur er kann mit der gebotenen Energie den oft 
recht ſchweren Kampf für die feiner Fürſorge unterliegenden unehe⸗ 
lichen Kinder — die einen ſehr großen Teil aller Vormundſchaften 
ausmachen — um die Alimente mit den ſehr oft ihrer Unterhalts⸗ 
pflicht mit einem Raffinement ohnegleichen ſich entziehenden unehe⸗ 
lichen Vätern führen. Soziale gemeinnützige Verbände müſſen die 
Tätigkeit des Berufs vormunds in jeder Hinſicht unterſtützen, 
überallhin müſſen ſie ihre Hilfskräfte, freiwillige Helfer und Helfe⸗ 
rinnen ausſenden und ſtets darauf bedacht ſein, daß jedem Mündel 
das ſeinige zuteil wird, auf daß ſeine geiſtige und körperliche Wohl⸗ 
fahrt nicht notleide. Für eine großzügige charitative Tätigkeit iſt 
hier noch ein weites Feld, und der erſprießlichſten Entfaltungstätig⸗ 
keit iſt Tür und Tor geöffnet. So kann der beſoldete Berufs⸗ 
vormund „auf dieſem Wege kraft der Wohltat der Organiſation 
zehnmal mehr leiſten als die einzelnen Vormünder in ihrer ver⸗ 
zettelten und halb und halb widerwilligen Tätigkeit“ (Kohler, 
a. a. O. S. 485). Nur auf dem Lande und in engen, kleinſtädtiſchen 
Verhältniſſen, wo einer den anderen kennt und der Vormund aus 
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nahen perſönlichen Verhältniſſe ſteht, läßt ſich die Aufrechterhaltung 
der Einzelvormundſchaft rechtfertigen. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über die Eingehung und 
Löſung der Ehe entſprechen im großen und ganzen auch fort⸗ 
geſchrittenen ſozialpolitiſchen Anſchauungen. Nur das verdient 
ernſtlichſten Tadel, daß der Geſetzgeber auf die Erforderniſſe der 
Sozialhygiene bei der Regelung der Erforderniſſe der Ehe⸗ 
ſchließung ſo gut wie gar keine Rückſichten genommen hat. Eine 
unverzeihliche Schwäche gegenüber der Geſamtheit und eine Ver⸗ 
ſündigung an der künftigen Generation bedeutet es, daß Perſonen, 
die an unheilbarer Tuberkuloſe leiden, Epileptiker und ſchwer Trunk⸗ 
ſüchtige heiraten dürfen. Das Intereſſe der betreffenden Einzelnen 
darf hier in keiner Weiſe maßgebend ſein, die ungeheueren allgemeinen 
ſchweren Geſundheitsſchäden und die Rückſichtnahme auf die ſchon 
in der Wiege mit derlei Krankheiten erblich ſchwer belaſteten be⸗ 
dauernswerten Kinder dürſen hier allein den Ausſchlag geben. 
„Derartige Weſen zu erzeugen iſt eine Grauſamkeit und ein Unrecht. 


Hier ſollte der Staat nicht die Hände in den Schoß legen, ſondern 


kräftig einſchreiten und die Ehe verbieten“ (Kohler, a. a. O. S. 116). 
Eine Reihe amerikaniſcher Staaten ſind uns in dieſer Richtung 
vorangegangen; jo haben neuerdings Ohio ch. 83, New⸗Jerſey 
1901 ch. 137 und Canſas 1903 ch. 920 derartig unheilbar Kranken 
die Ehe verboten. Das ſchwediſch finniſche Recht erklärt wenigſtens 
die Fallſucht (Epilepſie) als Ehehindernis. 

Die Regelung der Eheſcheidungsgründe hält im all⸗ 
gemeinen die richtige Mitte inne zwiſchen jenen Geſetzgebungen, die, 
wie das katholiſche Kirchenrecht, die Unauflösbarkeit der Ehe als 
unumſtößliches Dogma betonen und jenen, die, wie das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht die Ehe, im Grunde genommen nur als einen 
beſonders wichtigen und durch beſondere Förmlichkeiten ausgezeichneten 
privatrechtlichen Vertrag auffaſſen und daher die Eheſcheidung ſchon 
bei gegenſeitiger unüberwindlicher Abneigung und bei nicht bekinderter 
Ehe ſchon bei einſeitiger unüberwindlicher Abneigung zulaſſen. Sieht 
man, wie wir, in der Familie die Grundlage und die Keimzelle des 
Staates und der bürgerlichen Geſellſchaft, betrachtet man die Ehe 
als das Hauptinſtitut gegenſeitiger ſteter Unterſtützung und von 
Liebe getragener Hilfsbereitſchaft, ſo wird man die ſchwerſten Be⸗ 
denken haben müſſen, den Beſtand der Ehe und damit der Familie 
überhaupt aus leichten, rein individuellen Erwägungen heraus zu= 
gunſten nur der Ehegatten ſelber oder gar nur eines von ihnen zu 
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lockern. Gerade vom ſozialen Standpunkte aus betrachtet beſteht 
keinerlei Veranlaſſung, in den neuerdings ſo häufig erhobenen Ruf 
einer möglichſt weiten Ausdehnung der Eheſcheidungsgründe, den in 
ſeltſamer Inkonſequenz auch zahlreiche Sozialiſten von jeher erhoben 
haben, einzuſtimmen und etwa die Stellungnahme des Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechts vom 1. Juni 1794 als vorbildlich hinzuſtellen. 
Im Intereſſe der Geſamtheit der künftigen Generation, der Kinder, 
müſſen eben die einzelnen, hier die Eltern, auch Opfer zu bringen 
verſtehen. Nur bei unbekinderter Ehe wäre allerdings eine beider⸗ 
ſeitige unüberwindliche Abneigung als Eheſcheidungs⸗ 
grund zuzulaſſen. Denn eine Grauſamkeit ohnegleichen bedeutet es 
doch, zwei ſich fremd, ja feindlich gegenüberſtehende Naturen wie zwei 
aneinander geſchmiedete Galeerenſklaven Zeit ihres Lebens aneinander 
zu ſeſſeln. Auf ehrenhafte Weiſe dem unerträglich gewordenen un⸗ 
natürlichen Bunde ein Ende zu machen, muß unbedingt den Ehegatten 
möglich ſein. Das heutige Recht mit ſeinem ſtarren Verſchuldungs⸗ 
prinzip, das zur Eheſcheidung eine grobe Ehewidrigkeit eines Ehegatten 
verlangt, eröffnet dieſen Ausweg ins Freie nicht. Schwere ethiſche und 
ſoziale Mißſtände werden hierdurch tagtäglich hervorgerufen. Die Ge⸗ 
wiſſen gerade der fein empfindenden Naturen, die vor Ehebruch und 
ähnlichem zurückſcheuen, um die unerträglich gewordenen Feſſeln zu 
ſprengen, werden ſonſt zu ſchwerer Belaſtungsprobe ausgeſetzt und 
aufgerieben. 

Sehr beachtenswert erſcheint ferner aus ſozialhygieniſchen 
Gründen die vielfach von ſozialiſtiſcher Seite, ſo zuletzt beſonders 
eindringlich von Anton Menger (a. a. O. S. 53 ff.) aufgeſtellte 
Forderung, die geſunden ehelichen wie unehelichen Mütter gleichmäßig 
zu verpflichten, ihre Kinder in der erſten Lebenszeit ſelber zu ſtillen 
und eine Stellvertretung nur für ſchwächliche Mütter und nur durch 
ſolche Frauen zuzulaſſen, deren Kinder bereits geſtorben ſind oder 
doch wenigſtens nur nach vorheriger ärztlicher Unterſuchung des 
eigenen unehelichen Kindes der Amme und Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Nur wird man ſich über die unendlichen 
Schwierigkeiten der wirklichen Durchführung einer ſolchen geſetzlichen 
Beſtimmung keinen Täuſchungen hingeben dürfen. 

Von der höchſten ſozialen Bedeutung iſt die gerechte Regelung 
der Rechtsſtellung der unehelichen Kinder (vgl. über fie neueſtens 
Bovenſiepen in den Blättern für Rechtspflege in Thüringen, 64. Bd., 
1917, S. 110 ff.). Zwar brachte das neue bürgerliche Recht Deutjch- 


lands im Jahre 1900 den Unehelichen inſofern eine erhebliche Beſſerung 
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ihrer Rechtsſtellung, als es ihnen in grundjäglicher Abweichung von 
faſt allen bisherigen deutſchen Partikularrechten einen Anſpruch auf 
Gewährung des vollen, dem Stande der Mutter entſprechenden Unter⸗ 
halts bis zur Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres gewährte, aber 
im allgemeinen ſteht unſer BGB. doch noch auf einem recht rüd- 
ſchrittlichen Standpunkte und iſt auch hier in weitem Unfang dringend 
verbeſſerungsbedürftig. In den letzten Jahren ſetzt ganz unverkennbar 
in faſt allen Kulturſtaaten Europas eine Strömung zugunſten der 
Unehelichen ein, die ihre Lage bereits ganz weſentlich gebeſſert hat. 
In Frankreich hat das Geſetz vom 26. November 1912 den be⸗ 
rüchtigten Satz des code civile „la recherche de la paternite est 
interdite“ ganz erheblich eingeſchränkt; auch in Oſterreich hat die 
erſte Teilnovelle zum Oſterreichiſchen Allgemeinen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch vom 12. Oktober 1914 erhebliche Fortſchritte gebracht; in der 
Schweiz gewährt Artikel 325 des Zivilgeſetzbuchs den vom Vater mit 
Standesfolge anerkannten und gerichtlich zugeſprochenen unehelichen 
Kindern durchaus die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes; am 
radikalſten endlich geht das Norwegiſche Geſetz vom 10. April 1915 
vor, das die vom Vater auch nur ganz formlos anerkannten unehe⸗ 
lichen Kinder den ehelichen ſo gut wie vollſtändig gleichſtellt und in 
die väterliche Familie aufnimmt. Ethiſche Erwägungen und ſozial⸗ 
politiſche Rückſichten, insbeſondere die Gebote einer geſunden Be⸗ 
völkerungspolitik erheiſchen auch für Deutſchland eine erhebliche 
Beſſerſtellung der Unehelichen dringend. Sicherlich iſt die Ehe und 
die Familie die Keimzelle und die Grundlage des Staates und der 
bürgerlichen Geſellſchaft, das uneheliche Kind iſt daher ſeinem ganzen 
Weſen nach von vornherein etwas Unerfreuliches, Staats⸗ und Ge⸗ 
ſellſchaftswidriges ſchon durch ſeine bloße Exiſtenz. Aber iſt es 
einmal in die Erſcheinnng getreten, ſo haben ſich Staat und Geſell⸗ 
ſchaft mit ihm abzufinden, eine Unterdrückungs⸗ und Benachteiligungs⸗ 
politik ihm gegenüber iſt ſehr übel angebracht. Höchſt unbillig und 
ungerecht iſt es, das Kind, das vor ſeiner Erzeugung nicht um ſeine 
Zuſtimmung gefragt wurde, ſchon wegen der bloßen Tatſache ſeiner 
Exiſtenz leiden zu laſſen. Ein wirklich großzügiger Schutz der Un⸗ 
ehelichen, dieſer Parias der heutigen bürgerlichen, wohlanſtändigen 
Geſellſchaft, in ſozialpolitiſcher und ſozialhygieniſcher Hinſicht iſt 
dringend erforderlich, und in beſcheidenen Grenzen kann hierzu auch 
die Privatretchsordnung beitragen. Gerade jetzt im Zeitalter des männer⸗ 
verſchlingenden Krieges mit ſeinen Millionenverluſten der beſten und 
kräftigſten Menſchenleben muß jedes dem Leben erhaltene Einzelweſen, 
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einerlei ob ehelich oder unehelich, als Gewinn verbucht werden. Einen 
unverhältnismäßig hohen Kontingentſatz aber zur Sterblichkeit ſtellen 
bekanntermaßen die Unehelichen. Auf 100 Lebendgeborene ſtarben 
nach dem amtlichen ſtatiſtiſchen Materiale im erſten Lebensjahre in 
Deutſchland 15,2 eheliche Geborene, aber 25,7 Uneheliche. Wir müſſen 
alles aufbieten, um unſere unendlich geſchwächte Volkskraft zu ſtärken 
und um die ungeheuren Blutopfer wieder möglichſt einzuholen. Eine 
völlig reſtloſe Gleichſtellung freilich der unehelichen Kinder mit dem 
ehelichen nach dem Vorbild des norwegiſchen Rechts zufolge der ganz 
einſeitigen beliebigen, womöglich formloſen Erklärung durch den Vater 
müſſen wir mit aller Entſchiedenheit gegenüber den ſozialiſtiſchen 
Heißſpornen ablehnen. Dieſe radikale Forderung würde letzten Endes 
zu einer ſchweren Lockerung, ja Auflöſung des Familienverbandes 
führen, die ehelichen Kinder, die Ehefrau und die übrigen Verwandten 
des Mannes würden ſchwer beeinträchtigt werden, wenn dieſer durch 
rein einſeitigen Akt ſeinen nächſten Angehörigen einen ihnen durchaus 
unerwünſchten Zuwachs verſchaffen könnte. Die Arbeitskraft der Haus⸗ 
frau würde durch den unerbetenen Zutritt des unehelichen Kindes 
eine ſchwere Belaſtung erfahren, ihr und ihrer ehelichen Kinder ge⸗ 
ſetzliches Erbrecht würde dadurch erheblich geſchmälert. Man wird 
zum mindeſten die Zuſtimmung der Ehefrau fordern müſſen. Er⸗ 
träglicher wäre ſchon eine „beſchränkte Standesfolge“ in der Weiſe, 
daß der Vater mit Zuſtimmung ſeiner Frau durch gerichtliche feier⸗ 
liche Erklärung dem unehelichen Kinde Namen und Stellung eines 
ehelichen Kindes verſchaffen könnte, jedoch mit einem erheblich ge⸗ 
ringeren Erbrechte, etwa nur dem Halbteil der ehelichen Kinder. 
Noch weit wichtiger aber und brennender iſt die Beſſerſtellung 
der rieſigen Maſſe der übrigen unehelichen Kinder, um die ſich ſpäter 
der uneheliche Vater nicht groß zu kümmern pflegt und die er jeden⸗ 
falls nicht in ſeine eigene Familie aufgenommen zu ſehen wünſcht. 
Hier muß zunächſt die berüchtigte „Einrede der mehreren Beiſchläfer“ 
unbedingt fallen. Ihre Zulaſſung bedeutet nicht nur ein ſehr ſchweres 
Unrecht gegenüber dem Kinde, dem zufolge des tadelnswerten Lebens⸗ 
wandels der Mutter, an dem es doch völlig ſchuldlos iſt, ſein Unter⸗ 
haltsanſpruch geraubt wird, ſondern auch eine ungemeine Undilligkeit 
für die Geſamtheit der Volksgenoſſen und Steuerzahler. Denn dieſe 
müſſen nun mit den für die Armenpflege beſtimmten Mitteln die 
Frucht der geſchlechtlichen Freuden der mehreren Beiſchläfer zahlen. 
Einzig billig wäre es, daß dieſe als Geſamtſchuldner den Unterhalt 
des jedenfalls von einem unter ihnen gezeugten Kindes zu beſtreiten 
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hätten. Gemeinſam haben fie durch die Genüſſe des außerehelichen 
Beiſchlafes ein gewiſſes Riſiko auf ſich genommen und ſich in eine 
gewiſſe Gefahr begeben, eine gewiſſe Gefahrengemeinſchaft bilden ſie. 
Mögen ſie daher auch ruhig die ihnen vorher wohlbekannten Folgen 
ihres Tuns tragen, „wer ſich in Gefahr begibt, kommt darin um“. 
Zahlreiche Rechtsſyſteme in zahlreichen Ländern — ſo nach der 
richtigen Rechtſprechung in den Provinzen Hannover, Heſſen und 
Schleswig⸗Holſtein das frühere ſogenannte „gemeine Recht“ Deutſch⸗ 
lands, das neue öſterreichiſche und das norwegiſche Recht — kannten 
und kennen die Einrede der mehreren Beiſchläfer überhaupt nicht, 
ohne daß ſich die bei ihrer Verwerfung bei uns vielfach befürchteten 
Erpreſſungsgefahren einer liederlichen Mutter an einem der Bei⸗ 
ſchläfer in irgend nennenswertem Umfang ergeben hätten. 

Am durchgreifendſten und erfolgreichſten aber würde der er⸗ 
fahrungsgemäß ſehr häufig gleich nach der Geburt einſetzenden Not⸗ 
lage von Mutter und unehelichem Kinde, die faſt ausnahmslos den 
beſitzloſen Volksſchichten angehören, vorgebeugt werden, wenn das 
uneheliche Kird wie auch die Mutter ihre Unterhaltsanſprüche zu⸗ 
nächſt der Allgemeinheit gegenüber geltend machen könnten, und zwar 
gegen den Ortsarmenverband, dem das Kind durch ſeine Geburt an⸗ 
gehört. Auf dieſe Weiſe würden beide, Mutter wie Kind, vor Not 
geſchützt und ihr Unterhalt ſichergeſtellt. Der Ortsarmenverband 
müßte dann gegenüber dem oder den unehelichen Erzeugern ein un⸗ 
verjährbares Rückgriffsrecht haben. Dieſen Standpunkt nimmt auch 
das oben erwähnte norwegiſche Geſetz vom 12. April 1919 ein. 
Mit den mitunter gemachten Vorſchlägen, alle unehelichen Kinder 
zu Staatskindern zu machen und Erziehungsanſtalten von früheſter 
Jugend an zu überweiſen, können wir uns dagegen nicht befreunden. 
Unſer Beſtreben muß in erſter Linie darauf gerichtet ſein, die Un⸗ 
ehelichen den Wohltaten eines geordneten Familienlebens in irgend⸗ 
einer Geſtalt möglichſt zuzuführen. Sehr oft werden ſie heute in 
der Familie der unehelichen Mutter, namentlich bei ihren Eltern 
oder ſonſtigen Verwandten, aufgenommen, insbeſondere in ländlichen 
Verhältniſſen ſind dieſe Zuſtände oft durchaus befriedigend; mit 
Intereſſe und Sorgfalt wird das Kind großgezogen, es findet hier 
häuslichen Schutz und geordnete Pflege. Sind ordentliche, zur Er⸗ 
ziehung geeignete Verwandte der Mutter nicht vorhanden, ſo iſt es 
Sache der Gemeinden, die unehelichen Kinder in geeigneten und be- 
währten Familien unterzubringen und eine ſtrenge Kontrolle über ſie 
auszuüben. Mag das Kind gewiß auch nicht immer als geeigneter 
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Familienzuwachs betrachtet werden, beſſer als gar keine Familie iſt 
ſchließlich ſolche Familie immer noch. Erhaltung und Aufbau der 
Familie, nicht aber ihre Zerſtörung tut uns gerade heute bitter not. 
„Wer jeden Hungrigen ins Wirtshaus, jede Gebärende ins Gebär⸗ 
haus, jedes Kind von ſeiner Geburt an bis zu ſeiner Mannbarkeit 
in eine Reihe von Erziehungshäuſern ſchickt, verwandelt die Geſell⸗ 
ſchaft in eine Summe genußſüchtiger egoiſtiſcher Vagabunden, deren 
Nervenunruhe und Überreizung die Mehrzahl zu Kandidaten von 
Irrenhäuſern macht“ (Guſtav v. Schmoller, Grundriß der allgemeinen 
Volkswirtſchaftslehre, 1.—3. Auflage, 1900, S. 252). Bedenklich 
will es uns ſcheinen, vielfachen Anregungen ſtattzugeben und nach 
dem Vorbild des norwegiſchen Rechts der unehelichen Mutter die 
volle geſetzliche Vertretungsbefugnis einzuräumen. Oft bietet die 
ſittliche Perſönlichkeit der Mutter keine hinreichende Gewähr für den 
richtigen Gebrauch dieſes wichtigen Rechts. 

Die Höhe des Unterhalts für das uneheliche Kind wäre nicht 
nur, wie nach dem jetzigen Recht, ausſchließlich nach den ſozialen 
Verhältniſſen der Mutter zu bemeſſen, ſondern auch unter Berück⸗ 
ſichtigung des Vermögens, des Erwerbs und der Erbanwartſchaften 
des Vaters. Denn es iſt ſchlechthin unerträglich, daß die zu einem 
nicht ganz kleinen Teile von wohlhabenden Vätern erzeugten unehe⸗ 
lichen Kinder, deren Mütter den beſitzloſen Volksſchichten angehören, 
einen Unterhalt lediglich nach Maßgabe der Stellung ihrer Mütter 
verlangen können. „Der geſunde Sinn der beſitzloſen Volksſchichten 
wird es niemals begreifen, daß der wohlhabende, ja vielleicht reiche 
Vater ſein Kind durch Gewährung eines kargen Unterhalts in das 
Proletariat hinabſtößt und es ſich dadurch ſelbſt für immer ent⸗ 
ſremdet“ (Anton Menger, Das bürgerliche Recht und die beſitzloſen 
Volksklaſſen, 3. Auflage, 1904, S. 94/95). 

Fallen muß auch die durchaus antiſoziale Vorſchrift des § 1712 
BGB., wonach die Erben des Vaters befugt find, das uneheliche 
Kind mit dem Pflichtteil eines ehelichen Kindes abzufinden. Der 
Erbe würde davon doch nur zu ſeinem Gunſten und zum Schaden 
des Unehelichen Gebrauch machen, wenigſtens in der weitaus über⸗ 
wiegenden Mehrzahl aller Fälle wäre es nur ein Privilegium odiosum 
der Unehelichen. Gerade das Rechtsgebiet der Unehelichen bedarf der 
weiteſtgehenden Umgeſtaltungen; durchaus mit Recht erklärt Joſeph 
Kohler (Recht und Perſönlichkeit, 1914, S. 47) den Standpunkt 
unſeres heutigen bürgerlichen Rechts als „völlig vorſintflutlich“. 
Verheißungsvolle Anſätze zu neuen Bahnen ſchlägt der Artikel 121 
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der neuen deutſchen Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 ein, 
wonach den unehelichen Kindern durch die Geſetzgebung die gleichen 
Bedingungen für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwick⸗ 
lung zu ſchaffen ſind wie den ehelichen. Hiermit ſind der künftigen 
Privatrechtskodifikation die Bahnen vorgezeichnet. 

Als unerläßliches Gebot muß auch die Einräumung eines ganz 
allgemeinen Deflorationsanſpruchs für die Verführung eines 
unbeſcholtenen weiblichen Weſens bezeichnet werden. Die heutige 
Regelung, wonach ein ſolcher nur dann gewährt wird, wenn das 
weibliche Weſen zufolge Hinterliſt, Drohung oder unter Mißbrauch 
eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Geſtattung der außerehelichen 
Beiwohnung beſtimmt worden iſt, oder wenn gegen es ein Sittlichkeits⸗ 
verbrechen verübt worden iſt (§ 847 II BGB.) und außerdem der 
unbeſcholtenen Braut im Fall des Rücktritts des Bräutigams vom 
Verlöbnis ſtets, genügt unſeren geläuterten und fortgeſchrittenen 
ſozialpolitiſchen Anſchauungen in keiner Weiſe mehr. Der Geſetz⸗ 
geber, der ſich ſonſt von einer oft merkwürdig anmutenden Redſelig⸗ 
keit erfüllt zeigt — vgl. nur die zwanzig Paragraphen umfaſſende 
Regelung des Fundrechts —, legt hier eine auffallende Zurückhaltung 
an den Tag. Er ſchätzt eben die Sachgüter höher ein und gewährt 
ihnen einen größeren Schutz als den höchſt perſönlichen Gütern, wie 
Geſundheit, Arbeitskraft und weibliche Ehre. Grundſätzlich und 
ausnahmslos müßte jede gegen ihren Willen Geſchwächte einen An⸗ 
ſpruch auf vollen Erſatz des ihr durch die Verführung erwachſenen 
Schadens, des vermögensrechtlichen wie auch nicht vermögensrecht⸗ 
lichen, haben. Hiermit würde das neue ſoziale Recht Deutſchlands 
nur zurückkehren zu den vor dem Inkrafttreten des BGB. in ſehr 
weiten Gebietsteilen Deutſchlands Jahrhunderte lang in Geltung ge: 
weſenen kanoniſchen und gemeinrechtlich gewordenen Rechtsvorſchriften, 
wonach der Mann der von ihm verführten ehrbaren Jungfrau oder 
Witwe eine angemeſſene Dotation zu verabfolgen hatte. Durchaus 
abwegig iſt der jo oft in der Literatur gegen dieſe Forderung ge- 
machte Einwand, ein allgemeiner Deflorationsanſpruch diene nur zur 
Förderung der Unſittlichkeit. Mit vollſtem Rechte weiſt ihn Menger 
(a. a. O. S. 70) ſchlagend zurück, „als ob die Mädchen und Frauen 
der ärmeren Volksklaſſen Meſſalinen wären, die nur darauf lauern, 
die argloſen Männer in die Netze des außerehelichen Beiſchlafs zu 
locken. . ..“ Tatſächlich geht auch in der ungeheuren Mehrzahl von 
Fällen die Initiative zum unehelichen Beiſchlaf vom Manne aus und 
gegen dieſen, „nicht gegen die Frau, muß das Geſetz ſeine Drohungen 
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richten“. Selbſtredend müßte dem Manne der Einwand offenſtehen, 
daß die Geſchwächte ihn ſelber verführt habe. 

Ein Eheverſprechen müßte der nachher grundlos verlaſſenen 
unehelichen Mutter die * Stellung einer unſchuldig geſchiedenen 
Ehefrau gewähren. 

Zu verhältnismäßig eis grundſätzlichen ſozialpolitiſchen Aus⸗ 
führungen Anlaß gibt das Erbrecht, denn es iſt „eine ariſtokratiſche 
Einrichtung, an welcher die beſitzloſen Volksklaſſen faſt gar nicht und 
unter den Beſitzenden nur verhältnismäßig enge Kreiſe teilnehmen“. 
(Menger a. a. O., S. 214.) Fallen muß unter allen Umſtänden die 
ſchrankenloſe Ausdehnung des geſetzlichen Erbrechts. Dieſe 
Forderung, für die ſchon ſeit mehr als 70 Jahren fortgeſchrittene 
Sozialpolitiker und Juriſten eintraten — der erſte deutſche Volkswirt, 
der mit allem Ernſt und Nachdruck den Ruf nach einer weitgehenden 
Reform des Erbrechts in der Offentlichkeit erhob, war der bekannte 
Mitherausgeber des Staatswörterbuchs von Bluntſchli, Karl Brater, 
in ſeiner Schrift: „Die Reform des Erbrechts zugunſten der Not⸗ 
leidenden, München 1848“ — (vergl. neueſtens namentlich die zahl⸗ 
reichen verdienſtvollen einſchlägigen Schriften des unermüdlichen 
Georg Bamberger in Aſchersleben, vornehmlich „Erbrecht des 
Reiches und Erbſchaftsſteuer“ 1917) — muß jetzt endlich im Zeichen 
der ungeheueren Finanznot des Deutſchen Vaterlands verwirklicht 
werden. Sie iſt nicht nur Opinio communis doctorum geworden 
(vergl. den in den Grenzboten vom 27. November 1912 veröffentlichten, 
von einer bedeutenden Anzahl der beſten Namen auf dem Gebiete 
der Volkswirtſchaftslehre und der Rechtswiſſenſchaft, genannt ſeien 
nur Adolf Wagner, Guſtav v. Schmoller, Johannes Conrad, Sering, 
Herkner, Brentano, Binding, v. Blume, Wach, Sohm, Stammler, 
Delbrück, Kohler, Laband und Zorn unterſchriebenen Aufruf für 
das Erbrecht des deutſchen Reiches), ſondern ſie findet faſt rück⸗ 
haltsloſeſte, begeiſterte Zuſtimmung im geſamten Volke. Unſere 
öffentliche Meinung, das geläuterte ethiſche Bewußtſein unſeres 
Volkes erkennt ein ſchrankenloſes Erbrecht einfach nicht mehr als be⸗ 
rechtigt an. Nur noch das Erbrecht der nahen Verwandten, zu denen 
der Erblaſſer wirklich in nahen und innigen Beziehungen geſtanden 
hat, erſcheint uns noch als ſittlich begründet, darüber hinaus aber 
gehört der teſtamentslos gebliebene Nachlaß der Geſamtheit der Volks⸗ 
genoſſen. Hocherfreulich für die Zunahme des ſozialen Gewiſſens iſt 
es, daß nach kurzem, anfänglichem Zaudern und Zagen ſich auch die 
befigenden Boltsſchichten ſelber in ihrer weitaus überwiegenden Mehr⸗ 
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zahl fo gut wie geſchloſſen für die Notwendigkeit einer tiefſchneidenden 
Einſchränkung des privaten geſetzlichen Erbrechts erklärt haben. Nur 
in dem geſetzlichen Erbrecht der nahen und nächſten Verwandten — 
der Eltern und entfernteren Vorfahren, der Kinder und weiteren 
Abkömmlinge, ſowie der Ehegatten, allenfalls noch der Geſchwiſter — 
liegt ein tiefer und wahrer Sinn. Die Berechtigung ihres geſetz⸗ 
lichen Erbrechts, insbeſondere der der Kinder und Ehegatten, erkennen 
ſelbſt radikale Kreiſe an. „Jedenfalls wird, wo heute ein geſundes 
und kräftiges Familienleben vorhanden iſt, überall das Erbrecht der 
Kinder als etwas Gerechtes und Selbſtverſtändliches angeſehen; jeder⸗ 
mann ſieht, daß dieſes Erbrecht ein wichtiges Mittel des wirtſchaft⸗ 
lichen Fortſchrittes iſt; gerade die fähigen und kräftigen Eltern werden 
zur höchſten Anſpannung ihrer Kräfte am meiſten dadurch veranlaßt, 
daß ſie ihren Kindern eine beſſere Stellung erwerben wollen. Der 
wichtigſte Teil der Motive, die heute Fleiß, Anſtrengung und Kapital⸗ 
bildung erzeugen, wäre ſtillgeſtellt, wenn das Erbrecht der Kinder 
wegfiele.“ (Guſtav v. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, 1. —3. Auflage, 1900, S. 383.) 

In der Tat, die feſte Wurzel des Erbrechts iſt das Erbrecht der 
Kinder; nur um der Kinder willen gibt es überhaupt ein Erbrecht, 
ſo erklärt der hochkonſervative Sozialphiloſoph Julius Stahl 
(Rechts⸗ und Staatslehre auf der Grundlage chriſtlicher Weltan⸗ 
ſchauung 1854, 1. Abteilung, S. 500). Ehegatten und Kinder um⸗ 
ſchlingt heute noch — wenigſtens in der weitaus überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle und mit den durchſchnittlichen Verhältniſſen allein 
kann der Geſetzgeber rechnen — für die Zeit ihres Lebens ein enges 
Band innigſter gegenſeitiger Beziehungen und vollſter Lebensgemein⸗ 
ſchaft, fie fühlen ſich bluts- und weſensverwandt; ſelbſt längere und 
zufolge Verheiratung oder ſonſtigen Selbſtändigwerdens der Kinder 
dauernde Trennungen können dieſes feſtwurzelnde Gefühl der engſten 
Zuſammengehörigkeit nicht beſeitigen oder mindern. Namentlich in 
ländlichen Verhältniſſen iſt heute noch vielfach die altgermaniſche 
»Rechtsauffaſſung zum Glück weit verbreitet, daß der Acker nicht 
ſchrankenloſes Individualeigentum des gegenwärtigen jeweiligen Be⸗ 
ſitzers bildet, ſondern verfangen iſt zugunſten der Familie, der 
nächſten Generation, der Kinder. Aber bereits bei den Geſchwiſtern 
lockert ſich dieſe enge Zuſammengehörigkeit ganz erheblich; zufolge der 
induſtriellen Entwicklung Deutſchlands werden die Kinder ſchon in 
jungen Jahren felbftändig, verlaſſen das Elternhaus, wandern in die 
Fremde und verlieren bald den Zuſammenhang mit ihren Geſchwiſtern. 
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Die Überzeugung einer inneren Einheit und die aus ihr entſpringende 
Geſinnung verſchwindet, eine Entfremdung tritt ein und ein Aus» 
einanderwachſen. Der Geſetzgeber hat denn auch nur durchaus folge⸗ 
richtig die Konſequenz aus den gegebenen tatſächlichen Verhältniſſen 
gezogen, wenn er eine gegenſeitige geſetzliche Unterhaltungspflicht 
entgegen dem Preußiſchen Allgemeinen Landrecht vom 1. Juni 1794, 
das ſie noch kennt, nicht mehr anordnet. Je entfernter nun aber ſich 
die Grade der Verwandtſchaft geſtalten und je mehr die Erbſchaft 
nach heutigem Rechte auf entfernte Verwandte übergeht, ſie vielleicht 
erſt mühſam durch langwierige gerichtliche Aufgebote in den Zeitungen 
und ſonſtwie ermittelt werden müſſen, um ſo mehr verliert das Erb⸗ 
recht an innerer Notwendigkeit und Rechtfertigung und verwandelt 
ſich in ein Spiel des Glücksloſes. „Es ergibt ſich dann im Erbfalle 
ein Haſchen und Jagen nach der Beute; die Gerechtigkeit des Erb⸗ 
rechts iſt Zufall geworden.“ (v. Blume: Erbrecht in Conrads Hand⸗ 
wörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. Auflage, Band III, S. 1020.) 
Die ſeit jeher, aber gerade heute beſonders unerfreuliche Figur des 
„lachenden Erben“ muß endlich verſchwinden; ihr beſonders kenn⸗ 
zeichnender Typus aber iſt der Neffe und die Nichte! Stehen dieſe 
entfernteren Verwandten einſchließlich der Geſchwiſter dem Erblaſſer 
wirklich beſonders nahe und wünſcht er ihnen ſein geſamtes Ver⸗ 
mögen oder wenigſtens Teile von ihm nach ſeinem Tode zuzuwenden, 
ſo kann er dieſen ſeinen Wunſch auf die denkbar einfachſte Weiſe 
durch die ihm ja jederzeit mögliche Errichtung eins formgerechten 
Teſtaments zur Wirklichkeit verhelfen. Mit der hier vorgeſchlagenen 
Einſchränkung des geſetzlichen Erbrechts würde das bürgerliche Recht 
Deutſchlands nur dem Beiſpiel einer ganzen Reihe moderner Geſetz⸗ 
gebungen nachfolgen, die — allerdings in viel zu beſcheidenen Aus⸗ 
maße — dem geſetzlichen Erbrecht Schranken ziehen. Der franzöſiſche 
code civile, das öſterreichiſche Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch, wie 
der italieniſche code civile laſſen ein ſchrankenloſes geſetzliches Erbrecht 
ſchon ſeit Jahrzehnten nicht mehr zu. Noch bedeutend weiter in der 
Verkürzung des Erbrechts geht das ganz ausgezeichnete, echt modernen 
Geiſt atmende und für das neue deutſche ſoziale Recht vielfach 
vorbildliche ſchweizeriſche Zivilgeſetzbuch, das den Kreis der voll⸗ 
erbberechtigten Verwandten mit der dritten Parentel, d. h. den 
Großeltern des Erblaſſers und ihren Akömmlingen abſchließt. An 
die Stelle der wegfallenden Seitenverwandten des Erblaſſers hätte 
das deutſche Reich einzutreten. Das Reich ermöglicht uns allen 
unſere ganze wirtſchaftliche und kulturelle Exiſtenz, mit ihm fühlen 
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wir uns eng verbunden, an Deutſchland feſſelt uns unſer ausge⸗ 
prägtes Nationalbewußtſein, die Ereigniſſe des Weltkrieges haben die 
Flut des Unitarismus mächtig anſchwellen laſſen, gewaltig erſchallt 
der Ruf, „unſer Erbe ſei das Vaterland“. Aber unſer Vaterland 
iſt Deutſchland und nicht Reuß ältere Linie oder Lippe Detmold. 
Der Einzelſtaat kann daher ebenſowenig als geſetzlicher Erbe in Be⸗ 
tracht kommen als etwa die Gemeinde, in welcher der Erblaſſer ver⸗ 
ſtorben iſt. Zu ihr hatte er recht oft doch nur ganz lockere Be⸗ 
ziehungen, rein zufällige Gründe beſtimmten in zahlreichen Fällen 
ihre Wahl; gerade die reichen und wohlhabenden Gemeinden, in denen 
ſich kinderloſe reiche Leute mit beſonderer Vorliebe niederzulaſſen 
pflegen — man denke an Städte wie Wiesbaden, Charlottenburg und 
Frankfurt a. M. —, würden durch ein geſetzliches Erbrecht der Ge⸗ 
meinde, wie man es vielfach vorgeſchlagen hat, ohne Grund beſonders 
bevorzugt werden; das gerade heute beſonders bedürftige Deutſche 
Reich ginge leer aus. 

Wir ſind am Ende unſerer nur ganz kurzen rechtspolitiſchen 
Betrachtungen angelangt. Wir ſehen, eine gründliche Umgeſtaltung 
unſeres heutigen bürgerlichen Rechts iſt geboten; ſchon bei der Ent⸗ 
ſtehung und der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 
18. Auguſt 1896 wurden von angeſehenen Schriftſtellern ſelbſt für 
die damalige Zeit nicht unberechtigte Vorwürfe einer argen ſozialen 
Rückſtändigkeit erhoben. In der Tat, das umfangreiche Geſetzeswerk 
trug größtenteils die Züge einer nach rückwärts gerichteten Denkweiſe. 
Der neuen Zeit genügt das Geſetzbuch in ſeinen — hier kurz darge⸗ 
legten — grundlegenden Beſtimmungen nicht mehr. Auch unſer 
bürgerliches Recht muß ſich mit dem Geiſte einer maßvollen „Soziali⸗ 
ſierung“ erfüllen. Nicht Individualismus oder Sozialismus lautet 
die Loſung, ſondern Individualismus und Sozialismus. Das neue 
heraufziehende Zeitalter braucht ſein neues ſoziales bürgerliches Recht. 
Mögen auch vorläufig noch im gelehrten Schrifttum und in der 
Tagespreſſe nur oder doch ganz überwiegend Forderungen nach einem 
völligen Neubau des Strafrechts und des Strafverfahrens erhoben 
werden und die öffentliche Meinung — ſoweit ſie überhaupt für 
rechtspolitiſche Fragen Intereſſe aufbringt — beſchäftigen, recht bald 
wird auch die Reform unſeres bürgerlichen Rechts brennend werden 
und ſich nicht fürder mehr zurückſtellen laſſen. Je früher hierüber 
die Erörterungen und Beratungen einſetzen, um ſo beſſer im Intereſſe 
der Gründlichkeit und Güte der zu leiſtenden Arbeit. 
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er kriegswirtſchaftlichen Produktion entſprechend, die im beſon⸗ 

deren der Eiſen⸗, Metall-, Maſchinen⸗ und chemiſchen Induſtrie 
— zu welch letzterer die Pulverfabrikation gehört — oblag, und 
analog der im Frieden beobachteten Entwicklung, war erſtmals in 
dieſen Induſtrien Raum für große Maſſen ungelernter Arbeits⸗ 
kräfte. Mit der ſtändig erneuten Aushebung und dem gleichzeitig 
immer ungeheurer werdenden Verbrauch an Material aller Art ſtieg 
der Bedarf nach ſogenannten geübten, nach angelernten und 
gelernten Leuten. Wollte man dieſe nicht durch das zweckloſe 
Vorgehen beſchaffen, daß man die Männer immer wieder aus der 
einen Stelle herausnahm, um ſie an die andere zu bringen, ſo konnte 
die Rekrutierung auch diefer Perſonen nur aus den Reihen der 
Frauen erfolgen, worauf das Kriegsamt bald nach ſeiner Begründung 
bereits in einem Rundſchreiben vom Dezember 1916 hinwies. Auch 
die genialſte Arbeitszerlegung hat ihre Grenzen, abgeſehen davon, 
daß ſie meiſtens der Herrichtung von Spezialmaſchinen bedarf, die 
nicht ſo ſchnell zu beſchaffen waren. Von wenigen Firmen abgeſehen, 
die — wie zum Beiſpiel Boſch in Stuttgart, Löwe, Max Levy und 
Siemens in Berlin — verhältnismäßig bald an die planmäßige 
Anlernung von Frauen herangingen, verhielt ſich die Induſtrie ein⸗ 
ſchließlich der Staatsbetriebe in den erſten 2½ Kriegsjahren der 
ſyſtematiſchen Unterweiſung der Frauen gegenüber faſt völlig 
ablehnend mit dem alten Argument: „es lohnt ſich doch nicht 
für die kurze Zeit“. Und wie es gelohnt hätte, hätte man 
nur früher zugefaßt, das haben die ſpäteren Erfolge bewieſen! 

Der Krieg gab den Frauen — im Gegenſatz zum Frieden — zum 
erſten Male Gelegenheit, — von allen Hemmniſſen für die gewerbliche 
Betätigung befreit, — zeigen zu können, was ſie zu leiſten im Stande 
waren und ob es ſich verlohnte, ſie etwas zu lehren. Wenn auch 
die Produktionsverhältniſſe in bezug auf das „Was“ und „Wie“ 
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hergeſtellt wurde gegenüber den Friedenszeiten vielfach ſehr ſtark ver: 
ändert waren, und jedem im Kriege gewonnenen Material natur⸗ 
gemäß verſchiedene Fehlerquellen anhaften, ſo daß ſich nicht ohne 
weiteres Vergleiche anſtellen laſſen, ſo kann doch die Richtigkeit früherer 
Urteile und oft wiederholter Frauenforderungen an den im Kriege 
gewonnenen Maßſtäben nachgeprüft werden. Und da läßt ſich — um 
es vorweg zu nehmen — feſtſtellen, daß die Frauen bewieſen haben, 
die erforderlichen geiſtigen und techniſchen Vorausſetzungen zu erfüllen, 
um — nach erfolgter Anlernung oder Ausbildung — mit wirt⸗ 
ſchaftlichem Nutzen für die Produktion auch in ſolchen Berufszweigen 
und für ſolche Produkte verwendet zu werden, die ehedem als aus⸗ 
ſchließlich männliche Arbeitsgebiete galten. Mit dieſer Feſtſtellung 
ſoll keineswegs geſagt ſein, daß es wünſchenswert und letzten Endes 
volkswirtſchaftlich rentabel iſt, die Kräfte der Frau vornehmlich und 
unbeſchränkt in den Dienſt der Warenproduktion zu ſtellen. Es 
tauchen die Fragen des Arbeiterinnen: und Mutterſchutzes, der Ver⸗ 
drängung der Männer durch die Frauen, des Lohndruckes uſw. auf. 

Diejenigen Induſtrien, für die während des Krieges die An⸗ 
lernung und Ausbildung der Frau zum Erſatz herausgezogener all- 
gemeiner⸗ und Facharbeiter vornehmlich in die Wege zu leiten war, 
waren die Eiſen⸗, Maſchinen⸗, Metall⸗ und chemiſche Induſtrie, das 
Berg: und Hüttenweſen und in mancher Hinſicht auch die Textil⸗ 
ſowie die Holzinduſtrie. Und ſofort tauchten verſchiedene Fragen auf: 

Wo ſoll die Anlernung ſtattfinden: in den eigenen Werkſtätten 
innerhalb des Betriebes oder in beſonderen Lehr⸗ und Übungs⸗ 
werkſtätten? 

Wer ſoll die Anlernung erteilen: Ingenieure, Meiſter, Vor⸗ 
arbeiter oder beſonders angeſtellte Lehrkräfte? 

Wer ſoll unterwieſen werden: Möglichſt junge Leute; in den 
Arbeitszweigen völlig fremde oder bereits im Frieden vorgeübte? 

Wann ſoll unterrichtet werden: Vor, nach oder während der 
Arbeitszeit? 

Wie wird die Lehrzeit vergütet: gar nicht, in Zeit oder in 
fingiertem Akkordlohn? 

Wie lange ſoll die Lehrzeit dauern? 

Was ſoll durch den Unterricht vermittelt werden und in welcher 
Form: Die praktiſche Handhabung der Maſchinen und Herſtellung einer 
eng begrenzten Anzahl einzelner Stücke oder auch theoretiſche Kenntniſſe 
(Waren — Material — Maſchinen — Werkzeugkunde), Zeichnungleſen 
und Zeichnen; nur durch Vortrag oder mit Hilfe von Anſchauungs⸗ 
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material (Tafeln, Modelle), Merkblättern, Wiederholungs⸗ und 
Frageſtunden? | 

Diefe Fragen ließen ſich weder für die in Betracht kommenden 
Induſtrien gemeinſam noch für den ganzen Bereich jeder einzelnen 
Induſtrie einheitlich beantworten. Trotzdem kann geſagt werden, daß 
im allgemeinen bei der Anlernung zur Herſtellung von Maſſen⸗ 
artikeln in der Praxis der Werkſtattlehre innerhalb des 
eigenen Betriebes direkt am Arbeitsplatze der Vorzug 
gegeben worden iſt, und man erſt bei dem immer größer werdenden 
Mangel an gelernten Facharbeitern für Serien⸗ und Einzelherſtellung 
zur Ausbildung in beſonderen Lehr⸗ unb Übungswerkſtätten über⸗ 
ging (zum Beiſpiel bei der Dreherei, Schloſſerei, Werkzeugmacherei, 
beim Flugzeugmotorenbau, für Apparate⸗ und Inſtrumenteherſtellung), 
die alle Maſchinen und Werkzeuge für Dreherei, Schloſſerei, Mechanik⸗ 
arbeiten um. enthielten. Die Anlernung wurde in erſterem Falle 
überwiegend Meiſtern und geübten Vorarbeitern — ſpäterhin auch Vor⸗ 
arbeiterinnen — übertragen, während bei der Ausbildung in Lehr⸗ 
und Übungswerkſtätten erfahrene Ingenieure beteiligt waren, die auch 
das Ganze überwachten. Bei der Auswahl der für die Ausbildung 
beſtimmten Frauen und Mädchen wurden mit den Frauen über 20 Jahre 
und unter dieſen gerade ſehr oft mit branche⸗, ja ſogar fabrikfremden 
(Landarbeiterinnen, Hausangeſtellte, Hausfrauen, Haustöchter) die 
beſten Erfahrungen gemacht, beſonders wenn dieſe ſchon einige Zeit 
in dem Werk tätig waren, das ſie nun für ſeinen eigenen Betrieb 
weiterausbilden wollte. 

Die Unterrichtszeit wurde je länger je mehr in die eigentliche 
Arbeitszeit (alſo auch unter Nichtbenutzung der Pauſen) ſowohl gegen 
Zeit⸗ wie gegen Akkordlohn, mehrfach auch unter Gewährung von 
Zulagen bei beſonderer Anſtelligkeit gelegt. Die Dauer der Unter⸗ 
weiſungen ſchwankte, je nachdem es ſich um die Anlernung zur 
Maſſenherſtellung nur mit Maſchinenarbeit oder zur Maſſenherſtellung 
mit Handarbeit oder zur Reihen⸗ und Einzelanfertigung handelte, 
zwiſchen 3 Wochen und 6—9 Monaten. Bei den meiſten Lehrgängen. 
iR die Unterweiſung in der praktiſchen Handhabung der Maſchinen, 
einſchließlich Einſtellen, Einſpannen und Behebung einfacher Störungen) 
mit theoretiſchen Unterweiſungen in ſeminariſtiſcher Vortragsweiſe, 
durch verſchiedenes Anſchauungsmaterial unterſtützt worden und mit 
der Erteilung von Zeichenunterricht und Zeichnungsleſen Hand in Hand 
gegangen. Je intenſiver die Ausbildung war, je mehr Wert wurde 
darauf gelegt, die Verrichtung rein mechaniſcher Arbeit ohne Zuhilfe⸗ 


256 Marie⸗Eliſabeth Lüders [572 


nahme von Handarbeit möglichſt zu vermeiden und verſucht, den 
auszubildenden Frauen die richtige Beurteilung der auszuführenden 
Arbeit und der dazu notwendigen Beſchaffenheit und Verwendungs⸗ 
möglichkeit der Maſchinen, Werkzeuge und Vorrichtungen und deren 
Benutzung zu rationeller und vorteilhafter Herſtellung bei verſchiedenen 
Arbeiten zu vermitteln, da ſie hierdurch ſyſtematiſch zum Nachdenken 
und Überlegen angeleitet wurden !. 

Für die Beurteilung ſowohl der verfolgten Anlernungsmethoden 
wie ihres Erfolges iſt es von Wichtigkeit, zu beachten, daß gleich- 
zeitig mechaniſche, techniſche und perſönliche Schwierigkeiten für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu überwinden waren. Die Arbeits⸗ 
räume waren häufig mit Menſchen, Maſchinen und den — mit Rück⸗ 
ſicht auf die geringeren Körperkräfte der Frau — notwendigen Hilfs⸗ 
vorrichtungen (Hebe- und Einſchubvorrichtungen, Paternoſterwerken, 
Rollbahnen, Förderwagen, Bohr⸗ und Verſenkmaſchinen, erhöhten 
Roſten, Tret: und Kippbühnen, Zangenhaltern uſw.) viel zu dicht belegt, 
was auch die Anbringung von Schutzvorrichtungen, Staubſauge⸗ 
apparaten uſw. erſchwerte. Ferner wurden je länger je mehr die zu 
verarbeitenden Materialien ſowie die zu benutzenden Werkzeuge und 
Schmiermittel immer ſchlechter, auch mußte oft mit alten, der Kriegs⸗ 
produktion mehr oder weniger leicht anzupaſſenden Maſchinen gearbeitet 
werden (zum Beiſpiel Benutzung einer Rundhobelvorrichtung zum 
Granatendrehen, einer Planſcheibendrehbank zur Granatenbearbeitung), 
die Konſtruktion, Anbringung und Verwendung von Hilfsvorrichtungen 
(zum Beiſpiel Einſtellehren, Einſpannvorrichtungen, Anſchlägen, End⸗ 
maſſen, Kopiervorrichtungen) die Unterteilung des Arbeitsvorganges 
in Teiloperationen, die dazu wieder notwendige Herſtellung von 
Spezialborrichtungen, mußten erſt erprobt werden. Außerdem wurde 
die Zahl der zur Aufſicht und Anlernung notwendigen Perſonen 
immer kleiner, unter denen wieder nur ein Teil die beſonderen 
pädagogiſchen Fähigkeiten, die zur Unterweiſung der Frauen not⸗ 
wendig waren: ruhige Energie, Geduld und Freundlichkeit, in 
genügendem Maße beſaß. Erſchwerend wirkte ſchließlich noch die 
gegen den Frieden völlig veränderte Zuſammenſetzung der Geſamt⸗ 
belegſchaft, in der die Anzahl der nicht voll leiſtungsfähigen Männer, 


1 Vgl. die vom Verein Deutſcher Ingenieure mit Unterſtützung des Kriegs⸗ 
amtes herausgegebenen Mitteilungen: „Erfahrungsaustauſch über Ausbildung 
von Arbeusfräften und zeitgemäßer Betriebsführung“ vom 14. April 1917 und 
die Veröffentlichungen des „Verbandes für handwerkmäßige und fachgewerb⸗ 
liche Ausbildung der Frau. Berlin W., Eichhornſtraße 1, I. 
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der Jugendlichen und der Gefangenen — bei denen auch noch Sprach⸗ 
ſchwierigkeiten hinzukamen — ſtändig wuchs, und in der die Frauen 
jeden Alters aus allen Teilen Deutſchlands und aus allen Berufs⸗ 
ſtänden zuzammengewürfelt waren. — 

Den erſten Verſuch mit der ſyſtematiſchen Anlernung von Arbeiter⸗ 
innen in beſonderen Kurſen veranlaßte der „Verband für handwerks⸗ 
mäßige und fachgewerbliche Ausbildung der Frau“, Berlin, im 
Dezember 1915, nachdem ihm Anfang November durch die Leiterin 
der weiblichen Abteilung des Zentralarbeitsnachweiſes mitgeteilt war, 
daß von den Metallinduſtriellen Arbeiterinnen geſucht würden, die 
als Vorarbeiterinnen zu verwenden ſeien, ihre Werkzeuge ſchleifen, 
Gewinde mit Stahl ſchneiden, die Arbeitsſtücke ſelbſt einlehren und 
einſpannen und mit der Schublehre Präziſionsmeſſungen vornehmen 
könnten. Der Verband wandte ſich an die Deputation für die ſtädtiſchen 
Fach⸗ und Fortbildungsſchulen und erhielt den notwendigen Raum 
uſw. für einen Kurſus für 15 Arbeiterinnen für 10 Wochen, in dem 


bei 15 Wochenſtunden nach folgendem Stoffverteilungsplan unter⸗ 
richtet wurde: 


Technologiſcher Unterricht 
Beſprechung der Einzelteile der Drehbänke. 


Das Meſſen mii der Schublehre, der nb e und dem 
Kaliber. 


Herſtellung und Bearbeitung der Drehſtähle. 
Berechnung der Räder zum Gewindeſchneiden. 
Berechnen von Konen zwecks Herſtellens auf der Drehbank. 

Dreherei. 

Herſtellen von glatten Bolzen mit ſcharf abgeſetztem Kopf. 
Bearbeiten von Ciſen, Schneiden von verſchiedenen Gewinden. 
Herſtellen von Konen uſw. Herrichten von Stählen. 

Schmiede. 

Feuerarbeiten, Schweißen, Bearbeiten des Stahles. 

Schloſſerei. 

Einfache Feil⸗ und Nietarbeiten. 

Da dieſe ungelernten Metallarbeiterinnen ſogleich nach Be⸗ 
endigung der Unterweiſung als Vorarbeiterinnen eingeſtellt wurden 
und auch mehrere Firmen ähnliche Kurſe begannen, richtete der Ver⸗ 
band im März 1916 unter dem Hinweis auf die Wichtigkeit, die 
beſonders das Vorhandenſein von Eınrichterinnen für den Fortgang 


der Produktion habe, an den Kriegsminiſter eine Eingabe für die 
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Gewährung von 20000 Mk. zur Einrichtung von 10 Doppel⸗ 
Fortbildungskurſen für ungelernte Metallarbeiterinnen in den Städten 
Hagen, Eſſen, Schwelm, Frankfurt a. M., Berlin, Guben, Stettin. 
In der im Auguſt eingegangenen Antwort wird hervorgehoben, daß 
die Ausbildungszeit von drei Monaten nach den mit den Arbeite⸗ 
rinnen gemachten Erfahrungen zu kurz ſei, daß man auf die Aus⸗ 
bildung von Einrichterinnen für die techniſchen Inſtitute weniger 
Wert lege, die Tätigkeit der Frauen in den Fabrikbetrieben nur 
ſoweit ausdehnen wolle, als es die Kriegsverhältniſſe unbedingt not⸗ 
wendig machen, und daß man es für zweckmäßiger halte, die Ar⸗ 
beiterinnen wenn erforderlich in den techniſchen Inſtituten ſelbſt 
auszubiden. Trotz dieſer — die Lage einſeitig vom Standpunkte 
der techniſchen Inſtitute und ohne genügende Berückſichtigung der 
mehr als wahrſcheinlichen Erſatzſchwierigkeiten in der geſamten 
Induſtrie beurteilende — Stellungnahme, erklärte ſich das Kriegs⸗ 
miniſterium bereit, zu verſuchen, die Induſtriekreiſe zur Aufbringung 
der notwendigen Mittel zu gewinnen. Bis Ende November hatten 
— durch ein Rundſchreiben vom Oktober veranlaßt — 18 Firmen 
ihr Intereſſe an der vorgeſchlagenen Ausbildung erklärt und ca. 
15000 Mk. zur Verfügung geſtellt, die von dem inzwiſchen ge⸗ 
gründeten Wumba (Feldzeugmeiſterei) dem Verbande überwieſen 
wurden. Nach den Erfahrungen mit dem erſten Lehrgang von 
Januar bis März 1916 wurde in Ausſicht genommen, den Unterricht 
innerhalb der Arbeitszeit gegen Vergütung der Lernenden ſtattfinden 
zu laſſen, ſowie den Lehrſtoff den augenblicklichen Bedürfniſſen 
noch beſſer anzupaſſen; zum Teil auf Anregungen hin, die die an 
der Aufbringung der Mittel ſich beteiligenden Firmen gaben. Die 
Bemühungen des Verbandes um die planmäßige Heranbildung von 
Erſatzarbeitskräften wurden außer vom Wumba von dem Kriegs- 
Erſatz⸗ und Arbeitsamt, der Frauenarbeitszentrale, dem techniſchen 
Stabe beim Kriegsamt und dem Verein deutſcher Ingenieure unter⸗ 
ſtützt. Das war um ſo erforderlicher, als die Sache nach der Auf- 
ſtellung des „Hindenburgprogramms“ immer dringlicher wurde, und 
weder eine weitere Zuführung von Facharbeitern aus dem Felde 
mehr zuließ, noch deren Ergänzung aus immobilen Formationen für 
die Bedürfniſſe der Kriegsinduſtrie auch nur entfernt genügen konnte, 
alſo im weiteſten Umfang auch Frauen angelernt und beſchleunigt 
zu Facharbeitern und Fachlehrlingen ausgebildet werden mußten, ſei 
es in der eigenen Werkſtatt der Betriebe, ſei es in beſonderen 
Lehrwerkſtätten. Demgemäß wurden die Generalkommandos und 
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die Kriegsamtſtellen angewieſen, dauernd zu prüfen, in welchem 
Umfange das Anlernen und Ausbilden neuer Facharbeiter geſchieht, 
beſonders für die große Zahl der in verhältnismäßig kurzer Zeit zu 
erlernenden Spezialarbeiten, für die auf ſachgemäßer Arbeitsteilung 
und auf zeitgemäßen Fabrikationsmethoden beruhende Serien⸗ und 
Maſſenherſtellung, vor allem in der Eiſen-, Stahl⸗ und Metall⸗ 
induſtrie. Erfahrene Betriebsfachmänner ſollten Richtlinien für den 
planmäßigen Ausbildungslehrgang der einzelnen weſentlichen Arbeiter⸗ 
gattungen aufſtellen, und die Erfahrungen und Lehrmethoden ſollten 
zwiſchen den Betrieben ausgetauſcht werden. 

Erſteres iſt meines Wiſſens für die Metallinduſtrie nur von dem 
Verbande f. H. u. f. A. d. F. durchgeführt worden, letzteres vor allem 
durch den gedruckten „Erfahrungsaustauſch“, während ein ſyſtematiſcher 
Austauſch unter den Firmen ſelber, oft auch unter den einzelnen 
Abteilungen großer Betriebe bis zuletzt ſehr viel zu wünſchen übrig 
gelaſſen hat, obgleich man ſich zu dieſem Zwecke wiederholt an die 
Induſtrie mit der Bitte um weitgehende Unterſtützung gewendet hat. 
Häufig waren es auch nicht die Direktoren, ſondern die Betriebsleiter, 
Ingenieure, Werkmeiſter und Vorarbeiter, die der Tatſache, daß in 
jedem Betriebe mit der längeren Dauer des Krieges die weiblichen 
Arbeitskräfte von immer ansſchlaggebenderer Bedeutung ſein werden, 
wenn man nicht mit den Bedürfniſſen des Heereserſatzes in ernſte 
Kolliſion geraten ſollte, kein genügendes Verſtändnis entgegenbrachten. 
Da nicht — wie in England — behördlicherſeits ein Zwang für 
die Einſtellung eines beſtimmten Prozentſatzes von Frauen für die 
einzelnen Fabrikationszweige eingeführt war, mußte man noch im 
Mai 1918 durch Rundſchreiben darauf hinweiſen, daß der zwar 
begreifliche aber nicht mehr haltbare Widerſtand der Betriebe und 
der betriebsleitenden Perſönlichkeiten zum Beiſpiel auf dem Gebiete 
der Granatenherſtellung gebrochen werden müſſe, da viele Firmen 
abſichtlich oder unabſichtlich den richtigen Weg zum Beiſpiel zur 
Behebung der Transportſchwierigkeiten bei 15 und 21 em Granaten 
nicht zu finden wiſſen. In manchen Fällen aber hat auch die un⸗ 
bedingt notwendige ganz enge Zuſammenarbeit zwiſchen den Fach⸗ 
offizieren und den Frauenreferaten gefehlt, die die unerläßliche Voraus: 
ſetzung für die ſyſtematiſche und einheitliche Inangriffnahme der 
ebenſo großen wie ſchwierigen Aufgabe war. Die Referentinnen 
hatten verschiedentlich keinen genügenden Einblick in die techniſche 
Seite der Angelegenheit, und die Fachoffiziere überſahen nicht ſelten 
die elementare Tatſache, daß Frauen keine Männer ſind und unter⸗ 
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ſchätzten dadurch die vielen beſonderen Schwierigkeiten, die hieraus 
für die Beſchäftigung von Frauen entſprangen. Hierfür braucht nur 
an das Problem der „Stetigkeit“ erinnert zu werden, zu deſſen 
Löſung die Auszahlung von Monatsprämien ſo gut, wie die Ein⸗ 
richtung von Krippen und Kindergärten, die Beſchaffung von Lebens⸗ 
mitteln, Bezugsſcheinen und Arbeiterkleidung, wie die Einſtellung 
von Fabrikpflegerinnen beitragen mußte. — 

Befördert whrde die im Intereſſe quantitativer und qualitativer 
Höchſtleiſtungen ſehr ſchädliche Unſtetigkeit der Frauen zweifellos durch 
den bei vielen vorhandenen gänzlichen Mangel an Berufserziehung 
und durch die ſtändigen Verſicherungen der Firmen, daß man die 
Frauen bei Kriegsende ſofort entlaſſen werde, wofür einige Firmen 
ſich bei Arbeitsantritt ſogar die ſchriftliche Zuſtimmung geben ließen. — 
Hierdurch wurde das Intereſſe der Frauen im weſentlichen auf den 
momentanen Verdienſt gelenkt, und nicht ſelten hat daher auch gerade 
die Ausbildung der Frauen dazu beigetragen, daß ſie nach erfolgter 
Ausbildung gegen höheren Lohn in einen anderen Betrieb gingen, 
was die Abneigung mancher Betriebe gegen die Anlernung der Frauen 
überhaupt noch mehr ſteigerte und die Forderung nach „Abkehr⸗ 
ſcheinen“ auch für Frauen hervorrief. — Mit der erwähnten Hilfe 
der Induſtrie und des Vereins deutſcher Ingenieure ſtellte der Verband 
einen Ingenieur zur Bearbeitung eines allgemeinen Lehrplanes ein, 
der 1917 erſchien, und dem ſpäterhin Fortſetzungen über „Gewinde⸗ 
ſchneiden“ und „Schleifarbeit“ folgten, ſowie eine Ausſtellung über 
das geſamte Lehrmaterial und die damit bei den Frauen erzielten 
Erfolge, die im allgemeinen ſo gut waren, daß auf Wunſch und mit 
Unterſtützung des Kriegsamtes neben der Fortführung und dem Aus— 
bau der Arbeiten für die Metallinduſtrie auch Anlernungsmethoden 
für die Holzbearbeitungs⸗ und Lederinduſtrie in Angriff ‚genommen 
werden ſollten. — 

Welche Bedeutung die Frage der Anlernung und Ausbildung 
und der zweckmäßigen Ergänzung der körperlichen Kräfte der Frauen 
zukam, geht ſchon aus eingehenden Außerungen von Firmen vom 
Frühjahr und Herbſt 1916 hervor, und ſie zeigen gleichzeitig mit Mit⸗ 
teilungen aus den Jahren 1917—18 verglichen, wie weſentlich das 
Urteil über die Verwendungsfähigkeit und die Leiſtungen der Frauen 
ſowie ihre Zuverläſſigkeit auch bei ſchwierigen Arbeiten ſich geändert 
hatte, und wie zahlreich — die richtige Unterteilung der 
Arbeitsvorgänge und Verteilung der Belegſchaft 
vorausgeſetzt — fie die gelernten Facharbeiter erſetzt haben. Eine 
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Firma, die von 1000 Arbeitskräften 25% Frauen im allgemeinen 
und 75 % bei der Munitionsherſtellung verwendete, berichtet 1916: 

„Zunächſt wurden die Frauen für Arbeiten ins Auge gefaßt, 
die von ungelernten Arbeitskräften verrichtet werden konnten und 
wozu ein Anlernen oder eine beſondere geiſtige oder körperliche 
Eigenſchaft nicht nötig iſt. Es kamen alſo leichte Hilfsarbeiterdienſte 
in Frage, wie zum Beiſpiel das Transportieren kleinerer Teile vom 
Magazin in die Werkſtätten, Botendienſte uſw. 

Die einſetzenden Kriegslieferungen, Granaten, Minen, Zünder, 
erforderten es, die weiblichen Arbeitskräfte durch Anlernen auch für 
andere Arbeiten nutzbar zu machen. So führte die Gießerei die 
ſchon zu Friedenszeiten wiederholt ins Auge gefaßte Verwendung 
von Frauen als Kernmacherinnen ein, denen weibliche Maſchinen⸗ 
und Handformer folgten. 

Im Maſchinenbau finden Frauen an Bohrmaſchinen, Auto⸗ 
maten, Revolver⸗ und Drehbänken für Zünder und Granaten weit⸗ 
gehendſte Verwendung. Zum Laborieren von Zündern, Füllen von 
Granaten und Wurfminen werden heute überhaupt nur noch Frauen 
verwendet. 

Auch als Kranfahrerinnen haben ſich Frauen gut bewährt. 

Der Wagenbau verwendet Frauen, außer in den Bear⸗ 
beitungswerkſtätten zum Beiſpiel auch für Anſtreicher⸗ und Lackierer⸗ 
arbeiten. | 

Ferner iſt bereits damit begonnen, Frauen durch beſondere An⸗ 
lernung auch für Arbeiten am Schraubſtock verwendbar zu machen, 
und in der Modelltiſchlerei Frauen an Holz⸗ und Eiſenbearbeitungs⸗ 
maſchinen zu verwenden. 

Der weibliche Hilfsarbeiter verrichtet heute nicht nur 
leichte Arbeiten, ſondern auch ſolche ſchwerer Art. 

In allen Fällen hat ſich die Frau in bezug auf körperliche 
Dauerleiſtung dem Manne naturgemäß nicht ebenbürtig gezeigt, 
während in der Arbeit ſelbſt ein beſonderer Unterſchied nicht zu 
verzeichnen iſt, außer in der Nachtſchicht. 

Abgeſehen von der Zünderei, welche als direkter Frauenbetrieb 
anzuſprechen iſt, wurden in der Kernmacherei höhere Leiſtungen von 
Frauen gegenüber den Männern feſtgeſtellt, auch in der Formerei 
waren die Leiſtungen nicht geringer. | 

In Anbetracht des guten Anpaſſungsvermögens der Frau eignet 
lie fi vorwiegend zu Arbeiten für Maſſenfabrikation im Maſchinen⸗ 
bau und in der Holzbearbeitung, auch können weibliche Arbeits⸗ 
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kräfte in der Gießerei als Kernmacherinnen, Gußputzerinnen und 
Maſchinenformerinnen gute Verwendung finden, ebenſo in der Modell⸗ 
tiſchlerei und zum Anſtreichen und Lackieren. Für höhere Arbeits⸗ 
leiſtungen kommen aber immer nur vereinzelte Frauen in Betracht. 

Für Hilfsarbeiterdienſte ſchwerer und ſchwerſter Art, namentlich 
Transporte, Kohlenladen uſw. ſind ſie dagegen nur bedingt zu ver⸗ 
wenden; ſelbſt die Zubilligung außerordentlicher Verdienſte dürfte 
ohne Bedeutung ſein, da die körperlichen Vorausſetzungen fehlen. 

Die Erfahrungen mit der Frauenarbeit im Werke gehen dahin, 
daß, entſprechende Unterteilung der Arbeit und demgemäß einfache 
Arbeitsvorgänge vorausgeſetzt, die Leiſtungen der Frauen durchweg, 
und zwar bis zu 100 % höher find als diejenigen der Männer, auch 
der gelernten. | 

Die Frau erweiſt fih bei Verrichtung einfacher Handarbeiten 
und Handgriffe als weſentlich gewandter, ſo daß die unproduktiven 
Zeiten für Einſpannen, Kurbeln, Ablegen uſw. bei den Frauen er⸗ 
heblich geringer ausfallen. 

Die Erfahrung hat weiter gezeigt, daß bei der Frauenarbeit 
eine beſonders ſcharfe Kontrolle erforderlich iſt, und zwar muß dieſe 
Kontrolle möglichſt nach jedem Arbeitsvorgange einſetzen. 

In denjenigen Fällen, in welchen die gleichen Arbeiten von 
Männern und Frauen, nebeneinander ſtehend, ausgeführt wurden, 
konnte nur eine geringe Steigerung der Frauenleiſtung feſtgeſtellt 
werden. | 

Erhebliche Steigerungen ergaben ſich ſofort, nachdem die Frauen 
von den Männern getrennt untergebracht waren. Dabei hat ſich 
beſonders beim Bohren der Zündkörper auf den achtſpindeligen 
Bohrmaſchinen und beim Eindrehen von Schrauben in Zünder beim 
Laborieren die obenerwähnte Steigerung der Leiſtung bis zu 100 % 
ergeben !. | 

Mit der Beauffihtigung der Frauenarbeit durch Frauen find 
hier ebenfalls gute Erfahrungen gemacht worden. Vor allem im 
Laborierbetrieb iſt es möglich, mit der Beaufſichtigung durch Frauen 
ſo weit zu gehen, daß für den geſamten Betrieb von ca. 400 Frauen 
nur eine männliche Aufſichtsperſon erforderlich iſt. 

Erhöhung der Leiſtung infolge Aufſicht durch Frauen iſt hier 
gegenüber der Aufſicht durch Männer nicht feſtgeſtellt worden. 


1 Ganz erhebliche Leiſtungsſteigerungen nach räumlicher Trennung der 
Frauen von den „männlichen Bremſern“ werden mehrfach hervorgehoben. 
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Für das Einſtellen der Maſchinen werden beſonders geeignete 
Frauen hier in der Weiſe verwendet, daß ſie dem Einſteller eine 
Reihe von untergeordneten und vor allem gleichförmigen Arbeiten, 
welche ſich an den einzelnen Maſchinen wiederholen, abnehmen, ſo 
daß dadurch die Zahl der Einſteller vermindert werden kann. 

Für ganz ſelbſtändige Einſtellarbeit konnten Frauen bisher noch 
nicht verwendet werden. Für dieſe Arbeiten kommen jedoch auch 
nur ganz hochwertige gelernte Arbeiter in Frage.“ 

Eine große Pulver⸗ und Munitionsfabrik hebt hervor, daß ſie 
ſchon Anfang 1916 Frauen ohne Schwierigkeiten in ausgedehntem 
Maße als Keſſelheizerinnen, in der Schloſſerei, Schmiede und Speng⸗ 
lerei, im Munitionsbetrieb für die Herſtellung von Hülſen an Ge⸗ 
ſchoſſen für Infanteriemunition und für das Laborieren, an auto⸗ 
matiſchen Ziehmaſchinen und -preffen und an den Reviſionsmaſchinen 
verwende, daß aber die Mängel der Frauenarbeit darin liegen, daß 
„Ne außerſtande find, die Maſchinen einzuſtellen und kleinere Mängel 
und Beſchädigungen zu beheben, auch an verhältnismäßig einfachen 
Maſchinen in Schießwolle⸗ und Pulverbetrieben, für Ziehmaſchinen und 
spreilen, noch mehr aber an den komplizierten Reviſions⸗ und Lade⸗ 
maſchinen, weshalb, um Betriebsſtillſtände zu vermeiden, gelernte Ar⸗ 
beiter beſonders aus den mechaniſchen Werkſtätten herausgezogen werden 
mußten, damit auf 4—6 Frauen ein Einſteller entfiel“. Durch weiteres 
Einziehen gelernter Arbeitskräfte erwuchs für die Betriebsleitung 
bald die Aufgabe, die Frauen „nicht nur ſoweit heranzubilden, daß 
ſie die von ihnen bedienten Maſchinen einſtellen und kleinere Inſtand⸗ 
fegungen ſelbſt vornehmen können, ſondern fie auch in der mecha⸗ 
niſchen Werkſtätte bzw. Werkzeugmacherei mit der Anfertigung ein⸗ 
ſacher Preß⸗ und Ziehwerkzeuge, die in großen Mengen für die 
Fabrikation benötigt werden, zu betrauen“. Die Anfertigung. der 
Preß⸗ und Ziehwerkzeuge bot für die Einführung der Frauen⸗ 
arbeit ungleich größere Schwierigkeiten, „weil die Genauigkeit dieſer 
Werkzeuge, die durch die Abnahmevorſchriften und die geringen 
Wandſtärken des zu verarbeitenden Materials bedingt iſt, und meiſt 
nur einige hundertſtel Millimeter Toleranz geſtattet, es notwendig 
macht, daß für die Herſtellung derſelben eine gewiſſe Handfertigkeit, 
eine größere perſönliche Aufmerkſamkeit und ein Gefühl für genaue 
Meſſungen vorhanden ſein muß; drei Eigenſchaften, die für die Be⸗ 
dienung der automatiſchen Maſchinen weniger notwendig ſind“. 
„Neben der Heranbildung geeigneter Frauen mußte auch eine größere 
Unterteilung aller an den Werkzeugen notwendigen Einzelarbeiten 
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und Bearbeitungsvorgänge erfolgen und für moderne Bearbeitungs⸗ 
vorrichtungen und⸗maſchinen geſorgt werden, damit auch weniger 
geſchickte Arbeitskräfte mit wenig Handgriffen vollkommen ausgenützt 
werden können.“ Die Erfolge dieſes Vorgehens ſind zum Beiſpiel 
bei der Herſtellung von Zieh⸗ und Prägeſtempeln offenſichtlich zutage 
getreten, von denen bei den erſteren nach erfolgter Unterteilung auf 
Spezialvorrichtungen, an denen nur Frauen arbeiten (kleine Richt⸗ 
preſſen, Präziſions⸗ und Kurvenſchleifmaſchinen uſw.) für die Her⸗ 
ſtellung von je 200 Stück Ziehſtempeln nur noch 2 Männer und 
8 Frauen gegen ehedem 10 Männer und 1 Frau benötigt wurden 
und gleichzeitig die geſamten Bearbeitungskoſten für einen Ziehſtempel 
um 14% zurüdgingen, und bei den Prägeſtempeln 42 Stück von 
1 Mann und 3 Frauen gegen früher 6 Männer und 1 Frau her⸗ 
geſtellt wurden, bei Rückgang der Akkordlöhne um 50% . In dem 
gleichen Betriebe wurde der Stand der Einſteller für Revolverbänke 
und Vordrehbänke durch die Ausbildung der Frauen zur ſelbſtändigen 
Bedienung dieſer Maſchinen planmäßig und mit Erfolg in einer 
Lehrwerkſtatt durchgeführt, ſo daß „die Frauen eine weſentliche Hilfe 
für die Ausführung einer Menge von Spezialarbeiten geworden ſind, 
inſonderheit die Schloſſerinnen für die Anfertigung von Gebrauchs⸗ 
und Reviſionslehren, die die Frauen vom rohen Stück unter Zugabe 
von einigen Zehnteln Millimeter für das Schleifen der Meßflächen 
vollſtändig fertig herſtellen lernten“, während bei Faſſon⸗ und Spezial» 
lehren, die nicht geſchliffen werden können, die Meßſtellen von den 
Lehrenſchloſſern fertiggeſtellt wurden, die im übrigen „durch die 
Unterſtützung der Schloſſerinnen für eine Menge anderer, wichtigerer 
handwerksmäßiger Arbeiten frei wurden“. Zum ſypſtematiſchen Aus⸗ 
bau des Erreichten wurden die Frauen auch nach erreichter Aus⸗ 
bildung unter Aufſicht gehalten und ihre Arbeiten ſo gewählt, daß 
unter dem ihnen ſchon bekannten Vorarbeiter die angelernten Handgriffe 
und Kenntniſſe immer weiter gefördert wurden und „ſo die durch 
die Ausbildung entſtandenen Mühen und Koſten ſich durch die mög⸗ 
lichſt vielſeitige Verwendung der Frauen bezahlt machen“. Von den 
männlichen Kollegen wurde dieſen ausgelernten Arbeiterinnen „viel⸗ 
fach nicht nur keine Hilfe zuteil, ſondern es wurden ihnen möglichſt 
viel Schwierigkeiten in den Weg gelegt“, da ein Teil der Arbeiter⸗ 
ſchaft die Frauen nicht nur als Eindringlinge in ihren Beruf an⸗ 
ſieht, ſondern vor allem als diejenigen, die ſie für den Dienſt an 
der Front frei machen. 

In zahlreichen Berichten wird den Frauen das Zeugnis guten 
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Willens und großen Fleißes ausgeſtellt und ehemalige Hausangeſtellte 
als beſonders anſtellig, frühere landwirtſchaſtliche Arbeiterinnen als 
anfänglich in der Auffaſſung und Handgeſchicklichkeit etwas ſchwer⸗ 
fällig, dann aber ſehr zuverläſſig und beſtändig; Induſtriearbeiterinnen 
aus anderen Berufszweigen als weniger aufmerkſam und eifrig, vor 
allem auch als weniger beſtändig gekennzeichnet! Während bei den 
Jüngeren unter 18 Jahren der nötige Ernſt während der Ausbildung 
vermißt wurde, wird bei den Alteren betont, daß ſie ſehr ungeduldig 
gegenüber den eigenen Fortſchritten und ſehr entmutigt waren, wenn 
ihnen ein Stück nicht gelang, ſo daß „während und auch nach der 
Ausbildungszeit freundliche Behandlung und gutes Zureden ſehr viel 
zum Erfolge beitragen konnten.“ Den beſten Beweis für die Erfolge 
zweckmäßiger Arbeitsteilung und planmäßigen Anlernens von Frauen 
ſehen die Firmen in dem ſtändigen Heraufgehen des Anteiles der 
produktiven handwerksmäßigen Frauenarbeit. 

Verſchiedene Firmen — auch Schwerbetriebe — gingen im 
3. Kriegsjahre dazu über, ſämtliche Betriebs erweiterungen 
faft ausſchließlich mit Frauen zu beſetzen, ſodaß das Verhältnis 
der männlichen zur weiblichen Belegſchaft, das um jene Zeit bei 
vielen 1: 0,30 betrug, ſich in wenigen Monaten auf 1: 1,5 ver⸗ 
ſchob. Aus dieſen zahlenmäßigen Verſchiebungen iſt jedoch nicht ohne 
weiteres der Schluß zu ziehen, daß damit auch ſtets ein Erſatz 
gelernter männlicher Arbeiter erfolgt iſt, da eben jene 
Betriebe oder Betriebsteile im Frieden nicht beſtanden und die Art 
der jetzigen Fabrikation Gelegenheit zur Verwendung vieler un⸗ und 
angelernter Arbeiter gab, zum Beiſpiel für Transportarbeiten und 
an Werkzeugmaſchinen mit feſt einſtellbaren Arbeitsvorgängen (ein- 
fache Arbeiten an Drehbänken, Bohrmaſchinen, Stanzen, Schleif⸗ 
apparaten, beim Schmiergeln, Härten, Glühofen⸗ und Brühtrommel⸗ 
bedienen), ſodaß zum Beiſpiel die Frauen die Arbeitskräfte ſtellten 
beim Laborieten bis zu 99 %%, bei leichten Sprengminen und Granaten 
95—97 %o, bei 7 / em Granaten 91%, bei 10,5 em Granaten 85%, 
den dazu gehörigen Köpfen 93% , bei mittleren und ſchweren Granaten 
und Wurfminen im Gewicht bis zu 37 kg 63% , bei Zünderteilen 
teilen bis 98%. Nach und nach haben ſich allerdings aus den 
Reihen der ſo beſchäftigten Frauen eine große Anzahl infolge beſonderer 
Leiſtungsfähigkeit zu Kontroll⸗ und Aufſichtsbeamten ſowie durch den 
Beſuch von Lehrgängen zu eigentlichen gelernten Arbeitern, beſonders 
zu Einſtellerinnen und Gruppenführerinnen an den Maſſenfertigungs⸗ 
maſchinen, einſchließlich deren Inſtandhaltung entwickelt, ſoweit letztere 
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ohne größere mechaniſche Arbeiten möglich ift, die Anzahl der zu 
bedienenden Maſchinen nicht zu groß iſt, die Maſchinen in gutem 
Zuſtande ſind, die Werkzeuge und Einſpannvorrichtungen überſichtlich 
angeordnet und leicht zugänglich ſind und das Ausrichten der Werk⸗ 
zeuge keine „erheblichen“ Körperkräfte verlangt. Wiederholt hervor⸗ 
gehoben wird die unbedingte Zuverläſſigkeit und Genauigkeit der 
Frauen bei der Kontrolle, ſowie ihre beſondere Eignung gegenüber 
dem Mann bei der Bearbeitung weicherer Metalle wie zum Beiſpiel 
bei Zink und Aluminium. Je länger der Krieg dauerte, je einheitlicher 
iſt auch die Anerkennung der Leiſtungen der Frauen bei der Neu⸗ 
herſtellung von Werkzeugen und Maſchinenteilen auf Drehbänken, 
Frais⸗, Schleif⸗ und Bohrmaſchinen, an ſchwierigen Revolverbänken 
mit mehrfacher Bohrung, beim Längs⸗, Quer⸗ und Konusdrehen ge⸗ 
worden, wofür ungeteilte Aufmerkſamkeit und Nachdenken erforderlich 
iſt, um die nicht einfache Folge der verſchiedenen Arbeitswerkzeuge 
nicht zu verwechſeln. Nach der Erfahrung bei der Ausbildung ſolcher 
Arbeiterinnen haben Firmen die Abſicht bekundet, nach abgeſchloſſenem 
Beſuch des zwölfwöchigen Lehrwerkſtättenunterrichtes, dieſe Aus⸗ 
bildung in den Betriebswerkſtätten bis zu einer Geſamtdauer von 
2 Jahren fortzuſetzen mit dem Ziele, die Frauen zu gut ausgebildeten 
Facharbeiterinnen zu entwickeln. Nach Abſchluß der ganzen Ausbildung 
ſollten ſie ein Zeugnis erhalten, ſowie eine Prämie und Urlaub unter 
Lohnfortzahlung und dann an entſprechend beſſer entlohnten Plätzen 
eingeſtellt werden. Da die in der Lehrwerkſtätte während des Krieges 
ausgebildeten Frauen „wertvolle Arbeit, welche bisher von gelernten 
Arbeitern und Drehern ausgeführt wurde“ und „an der Drehbank 
bei der Herſtellung von Maſſenartikeln genaueſter Präziſion dasſelbe, 
was früher gelernte Dreher geleiſtet haben“, konnten dieſe Firmen 
mit Recht annehmen, daß fie „ihren Bedarf an gelernten Facharbeitern, 
in denen ſie dauernd großen Mangel hatten, in abſehbarer Zeit durch 
ſo ausgebildete Frauen“ würden decken können. 

In der ſchweren Metall- wie auch in der eigentlichen Schwer⸗ 
induſtrie, in der vor dem Kriege aus allgemeinen Geſundheits⸗ 
heitsrückſichten und wegen der beſonderen Unfallgefahren die Frauen⸗ 
arbeit entweder verboten oder allgemein nicht üblich war, wurde ihr 
Umfang nach und nach immer größer (zum Beiſpiel in der Gießerei, an 
Metallpreſſen, Walzenſtraſen, Grobzügen, Dampfhämmern, Schargen⸗ 
krähnen uſw.) und die Arten der von ihnen auszuführenden Arbeiten 
immer ſchwieriger. So wurden zum Beiſpiel Frauen in Stahlwerken 
an ſchwerſten Dampfhämmern bei der Bearbeitung ſchwerer und 
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mittlerer Minenböden mit Erfolg verwendet, bei dem Heranholen der 
Rohlinge aus dem Feuer, dem Umſchmieden unter dem Hammer, 
dem Unterlegen und Einſchlagen der Geſenke; ferner an den Bohr⸗ 
und Ziehpreſſenanlagen für mittlere und ſchwere Granaten und 
Minen. Auch die Bedienung mehrerer Revolverbänke zum Beiſpiel 
bei der Minenfabrikation und für verſchiedene Arbeiten im Flug⸗ 
zeugmotorenbau erforderte erhebliche körperliche Kräfte, ebenſo die 
Bearbeitung größerer Holzteile zum Beiſpiel auf den Eiſenbahn⸗ 
reparaturwerkſtatten. 

Begreifliche Schwierigkeiten bildete die Ausbildung von Fach⸗ 
arbeiterinnen auf Werften, da dieſe keine ſo große Zahl gleicher 
Fertigfabrikate, ſondern nur Einzel⸗ und Serienfabrikate herzuſtellen 
haben, und der Bau des Schiffskörpers hauptſächlich in Montage⸗ 
arbeit beſteht und die Fertigſtellung der zugehörigen Hauptmaſchinen 
und Hilfsmaſchinen, der Rohrleitungen und Armaturen möglichſt 
in den Werkſtätten ſelbſt geſchieht, alſo ſehr viel Werkſtätten⸗ 
bearbeitung erfordert, die nur eine Serienfabrikation von geringer 
Stückzahl (10—20) zuläßt. Für ſolche Betriebe geeignete Fach⸗ 
arbeiterinnen mußten alſo in den Stand geſetzt werden, ſchwierige, 
häufig wechſelnde Arbeit auszuführen, da die Natur der Arbeiten 
eine Einſtellung der Fabrikationsmethoden und einzelnen Arbeits⸗ 
vorgänge auf die Verwendung ungelernter Hilfskräfte nur in ſehr 
beſchränktem Maße möglich machte. Eine erfolgverſprechende Aus⸗ 
bildung mußte alſo entweder in einer ſehr mannigfaltig angelegten 
Lehrwerkſtatt längere Zeit auch für unproduktive Arbeit in Anſpruch 
nehmen, oder die Frauen mußten zu Hilfsfacharbeiterinnen für eine 
ganz beſtimmte Richtung mit allen hierzu gehörigen Kenntniſſen in 
der Werkſtatt ſelber mitten unter den gelernten Facharbeitern aus⸗ 
gebildet werden. Mit letzterer Methode ſind auch hier gute Erfolge 
erzielt worden für das ſelbſtändige Arbeiten nach Zeichnungen an 
Werkzeugen und am Schraubſtock und für die Erziehung zu dem not⸗ 
wendigen Veranwortungsgefühl. Die praktiſche Anleitung wurde 
durch Kurſe im Leſen von Zeichnungen, Umgang mit Meßgeräten, 
Werkzeuglehre uſw. ergänzt. Die Teilnahme an dem auf 3 Monate 
mit 3 Wochenſtunden berechneten Unterricht, an den ſich Beſprechungen 
anſchloſſen, war obligatoriſch, die erzielten Erfolge waren „im Großen 
und Ganzen nad) /— / jähriger Ausbildung etwa dementſprechend, 
was von einem guten Lehrling im 4 Jahre auf einem Spezialgebiet 
erwartet werden kann, ſo daß man die Frauen als ſelbſtändige Fach⸗ 
arbeiterinnen bezeichnen kann“, da ſie komplizierte Zahnradhobel⸗ 
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maſchinen und Halbautomaten ganz ſelbſtändig einſtellten und auf 
der Zahnradmaſchine ſehr genaue Teile, wie zum Beiſpiel Kegelräder 
für Torpedoantriebe anfertigten. Nach einiger Zeit der praktiſchen 
Arbeit wurde den fo ausgebildeten Arbeiterinnen noch ein Fort 
bildungskurſus gegeben — ebenfalls unter Lohn⸗ und Prämien⸗ 
zahlung —, in dem u. a. die Projektionslehre, das Skizzieren nach 
Modellen und die Verwendung von Werkzeugmaſchinen beſonders 
berückſichtigt wurden. Nach Heranbildung einer genügenden Anzahl 
ſolcher Vorarbeiterinnen ſollten dieſe für die Anlernung ihrer Kol⸗ 
leginnen benützt werden. Auch bei der Heranbildung von Frauen 
zur Verwendung im eigentlichen Schiffbau und bei der Bordmontage 
waren gute Erfolge zu verzeichnen, beſonders für die Bedienung der 
Bearbeitungsmaſchinen und Hilfeleiſtungen beim Bohren, bei der 
Montage von Rohrleitungen an Bord, beim Iſolieren von Rohr⸗ 
leitungen uſw., Arbeiten, die der Art nach nicht immer wiederkehren, 
ſondern häufig wechſeln und ein gewiſſes Verantwortungsgefühl 
vom Arbeiter verlangen, außerdem — was für Frauen beſonders in 
Betracht kommt —, im Freien und an Bord auszuführen ſind. 
Hervorgehoben wird in dem betreffenden Berichte noch, daß gerade 
der Unterricht, der den Frauen „die Möglichkeit einer weiteren Aus⸗ 
bildung gibt, in ihnen ein gewiſſes Selbſtbewußtſein und eine Art 
Handwerkerſtolz geweckt hat“, auch ihre Stetigkeit ſehr günſtig 
beeinflußt hat. 

Im Gegenſatz zu manchen Berichten von 1916 wird in den 
folgenden Jahren immer häufiger der Wunſch ausgeſprochen, auch 
nach dem Kriege die Frauen zu behalten und ihrer Ausbildung — in 
Rückſicht auf den erwarteten Mangel an Facharbeitern — erhöhte 
Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Neben dem allgemeinen Fortbildungs⸗ 
ſchulunterricht, auf den die meiſten Berichte aller an der Umfrage 
beteiligten Induſtrien Werte legen, betonen viele die Notwendigkeit 
nicht nur von Fachunterricht, ſondern auch von der Abſolvierung 
einer eigentlichen Lehre für die Frauen; letztere allerdings weniger 
univerſell handwerksmäßig als ſpeziell fachgewerblich organiſiert unter 
entſprechender Verkürzung der Lehrzeit auf ca. zwei Jahre. — Dieſe 
Forderungen werden wiederholt mit der beſonderen Eignung und 
größeren Leiſtungsfähigkeit der Frau zum Beiſpiel für alle feinere 
Maſſenfabrikation, bei zahlreichen Präziſionsarbeiten, in der Klein⸗ 


mechanik und Optik begründet und betont, daß man nicht von den 


„Arbeiterinnen erwarten könne, daß ſie am liebſten ſchon am dritten 
Tage eine recht anſehnliche Leiſtung vollbringen ſollen, während kein 


585 Die Entwicklung der gewerblichen Frauenarbeit im Kriege 269 


Meiſter ſich von einem Lehrling nach dem erſten und zweiten Lehrjahre 
einen Vorteil erwarte“, ſondern ihnen eine „geordnete und organi⸗ 
fierte Ausbildungsmöglichkeit“ geben müſſe, da fie „trotz der dem 
Manne entgegengeſetzten bisherigen Erziehung und Ausbildung 
(häuslich, ſchuliſch und beruflich) im Kriege ſchon eine weſentliche 
Stütze für die Induſtrie geweſen“ ſeien. 

Verſchiedentlich wird der Wunſch, mit den Frauen weiter⸗ 
zuarbeiten, auch mit deren geringeren Lohnforderungen begründet, 
während von anderen wieder betont wird, daß die vermeintliche Lohn⸗ 
erſparnis durch Minderleiſtungen nach Quantität und Qualität, 
durch Maſchinenſchäden, vermehrte Auslagen für Aufſicht uſw. wieder 
wett gemacht würde. Dieſe abweichenden Auffaſſungen erklären ſich 
zum Teil aus der Zugehörigkeit zu den verſchiedenen Induſtriegruppen. 
Erſtere treffen zu für die Textil⸗, Zigarren⸗, Konfektions⸗, Elektriſche 
Induſtrie, und — im allgemeinen — für die Leichtmetallinduſtrie 
und Gebiete der chemiſchen Induſtrie; letztere für die Schwermerall⸗, 
Eiſen⸗ und Maſchineninduſtrie. 

Bei den Lohnangaben wird die Differenz gegenüber den 
Männern meiſt mit der durch Minderleiſtungen bzw. Mehr⸗ 
auslagen beeinträchtigten Rentabilität begründet, jedoch auch bei 
Fabrikationszweigen, für die jene Gründe nach den allgemein ge⸗ 
machten Erfahrungen nicht nur nicht zutreffen, ſondern die Frauen 
ſogar trotz der niedrigeren Akkordſätze mehr verdient haben als die 
Männer, alſo offenſichtlich mehr geleiſtet haben. So vorſichtig man 
mit der ſchlagwortartigen Forderung „gleicher Lohn für gleiche 
Leiſtung“ auch ſein muß, ſo entſchieden iſt doch zu fordern, daß 
nicht große Betriebe mit vielen Tauſenden von Frauen ganz ſum⸗ 
mariſch für dieſe „grundſätzlich“ nur zwei Drittel der für die 
Männer bei gleicher Arbeit üblichen Akkordſätze feſtlegen, und daß 
wenn und ſoweit Unterſchiede in den Leiſtungen vorliegen, dieſe bei 
der Lohnberechnung gewiſſenhaft gemacht und nicht ſummariſch unter 
der Annahme „geringerer Bedürfniſſe“ der Frauen berechnet werden, 
zumal mehrfach von Firmen betont iſt, daß dieſe Gepflogenheit von 
den Frauen als ungerecht empfunden wurde und fie häufig zum 
Wechſeln des Arbeitsplatzes veranlaßt habe. Wo „gleiche Leiſtung“ 
vorliegt — d. h. gleich nach Art und Zahl der in der gleichen Zeit, 
aus dem gleichen Material, mit der gleichen Menſchen⸗ und Maſchinen⸗ 
kraft, mit den gleichen Werkzeugen hergeſtellten Stücke — iſt unbe⸗ 
dingt der in der betreffenden Induſtrie und an dem betreffenden 
Arbeitsplatze den Männern bewilligte Lohn auch den Frauen zu ge⸗ 


270 Marie⸗Eliſabeth Lüders [586 


währen; — andernfalls beklage man ſich nicht über Lohndrückerei, 
Schmutzkonkurrenz, Männerverdrängung uſw. Die Lohnverhältniſſe 
werden weſentlich dazu beitragen — beſonders auch bei ſchlechter 
Konjunktur — der wirklichen Verdrängung der Männer durch die 
Frauen und der dadurch bedingten wirtſchaftlichen und ſozialen 
Herabdrückung jener vorzubeugen. Sie werden dazu helfen, dem in 
den meiſten Fällen „volkswirtſchaftlichen Raubbau“ der 
außerhäuslichen eheweiblichen Erwerbsarbeit zu ſteuern und im Ver⸗ 
ein mit ſyſtematiſch ausgebautem Kinder-, Jugendlichen⸗ und Ar⸗ 
beiterinnenſchutz die ſinngemäße — und letzten Endes volkswirtſchaftlich 
einzig rentable — „Verteilung der Arbeit unter die Geſchlechter nach 
Kraft und Eignung“ zu befördern. Allerdings iſt für uns aller 
ſozialpolitiſche Fortſchritt unendlich erſchwert durch unſere faſt ver⸗ 
zweifelte wirtſchaftliche Lage, denn — und das ſollten alle bedenken, 
die in unſerer jetzigen außenpolitiſchen und dadurch innerwirtſchaft⸗ 
lichen Zwangslage glauben, innerpolitiſche Reformen durch Streiks 
befördern zu können — die Vorausſetzung für ſozialpolitiſchen Fortſchritt 
liegt zu einem großen Teil in wirtſchaftlicher Blüte und Stabilität, 
die auch noch nicht ohne weiteres — wie manche glauben — durch 
ſozialpolitiſche internationale Abmachungen erſetzt werden kann. 
Trotz — oder gerade wegen — dieſer Schwierigkeiten müſſen wir 
ſozialpolitiſch doppelt wachſam ſein gegenüber der Entwicklung der 
Frauenarbeit, denn der gegenwärtige Zuſtand — faſt völlige Ver⸗ 
drängung der Frauen vom geſamten Arbeitsmarkte — wird nur 
vorübergehend fein. Es ift mehr als wahrſcheinlich, daß wirtſchaft⸗ 
liche Not auf ſeiten der Frauen, Kapitalsknappheit auf ſeiten der 
Produzenten und Konſumenten, ſowie Materialknappheit uns zwingen, 
in immer größerem Maße unſere eigenen Bedürfniſſe mit normali⸗ 
ſierter und typiſierter Mittelware — bei deren Herſtellung der hand⸗ 
werksmäßig ausgebildete hochqualifizierte Arbeiter gegenüber dem 
angelernten Facharbeiter der Zahl nach ſtark zurücktritt — zu decken, 
während Ein⸗ und Ausfuhrbeſchränkungen unſerer bisherigen Feinde 
uns die Herſtellung und den Abſatz von hochwertigen Qualitäts- 
waren auch nach dem Auslande unterbinden. Soll bei dieſer mög⸗ 
lichen Entwicklung die Konkurrenzfähigkeit aufrechterhalten werden, 
ſo kann dieſe — bei den in weitem Maße von unſeren wirtſchaft⸗ 
lichen Gegnern diktierten Materialpreiſen — nur durch Lohnerſparnis 
geſchehen, und führt — wenn nicht beizeiten Vorſorge getroffen 
wird — zur maſſenhaften Verwendung von Frauen und Kindern; 
eine Entwicklung, gegen die dann auch die verſchiedenſten „Räte“ 
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machtlos ſind, weil ſie ihre Grundlagen in außenpolitiſchen und 
weltwirtſchaftlichen Zuſammenhängen hat. — 

Die notwendige ſozialpolitiſche Vorſorge iſt insbeſondere aus 
geſundheitlichen Gründen geboten, damit — ſoweit es irgend möglich 
iſt — der im Kriege angerichtete Schaden wenigſtens nicht noch 
vergrößert wird. So erfreulich auch die Bemühungen der Frauen, 
die Männer zu erſetzen und die Anerkennung ihrer Leiſtungen ſind, 
jeder, der die Verhältniſſe zu beobachten Gelegenheit hatte, weiß, 
wie teuer ſie in ungezählten Fällen bezahlt worden ſind, auch unter 
Berückſichtigung all der Schädigungen, die nicht aus der Arbeit an 
ſich, ſondern aus den allgemein erſchwerten Lebensumſtänden hervor⸗ 
gegangen und für die Beurteilung der Verwendungsmöglichkeit der 
Frauen im Frieden in Abzug zu bringen ſind. — Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß — abgeſehen von den zahlreichen Unfällen — 
die Frauen in der chemiſchen Induſtrie, in der Metall-, Maſchinen⸗ 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, auf Hütten und Zechen, bei Transport⸗ 
und Erdarbeiten, im Verkehrsgewerbe oft ſchweren Geſundheitsſchäden 
ausgeſetzt geweſen ſind. Schon im Frieden hatten verſchiedene Unter⸗ 
ſuchungen die geringere Widerſtandskraft der Frauen gegen ſogenannte 
„Blutgifte“ erwieſen, beſonders in Zeiten der Schwangerſchaft, des 
Stillens uſw. Dieſen Giften waren die Frauen in der chemiſchen 
Kriegsinduſtrie bei der Herſtellung von Erplofivitoffen, beim arbeiten 
mit giftigen Gaſen, ätzendem Dampf und Staub beſonders ausgeſetzt, 
zumal die Lieferung und Benutzung geeigneter Schutzkleidung und 
die Anbringung mechaniſcher Füllvorrichtungen (zum Beiſpiel für 
Pulver) bis zuletzt völlig unzureichend war, und die Anlegung der 
notwendigen ſanitären Einrichtungen ebenfalls recht viel zu wünſchen 
übrig ließ. Die nachteiligen Wirkungen von Verhebungen (zum Bei⸗ 
ſpiel durch Tonnenſtundenleiſtungen), Verrenkungen und Erſchütte⸗ 
rungen werden erſt allmählich zur Geltung kommen, während die 
Vergiftungserſcheinungen und zahlreichen Erkältungen (auch der 
Verdauungs- und Unterleibsorgane) gleich in den Krankenziffern 
zum Ausdruck gekommen ſind. Während nach Kriegsausbruch bis 
in die Mitte von 1915 ein erheblicher Rückgang der Krankheits⸗ 
häufigkeit bei den Frauen feſtgeſtellt iſt, ſtieg dieſe ſpäterhin wieder 
an und auch die — ſchon aus dem Frieden bekannte — längere 
Krankheitsdauer der weiblichen Mitglieder nahm abſolut und relativ 
gegenüber der Steigerung bei den Männern noch zu. Dieſe un⸗ 
günſtige Entwicklung hängt zweifellos auch mit den unzweckmäßigen 
Anwerbungs⸗ und Anſtellungsmethoden zuſammen, bei denen faſt 
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allgemein die notwendige phyſiſche Vorprüfung ganz vernachläſſigt 
wurde. Zum Teil liegen die Gründe auch in der überaus zahl⸗ 
reichen Einſtellung betriebsfremder und verheirateter Frauen, von 
denen die erſteren erſt lernen mußten, mit ihren Kräften hauszuhalten, 
und die letzteren durch Mutter⸗ und Hausfrauenpflichten überlaftet 
oder durch Geburten geſchwächt waren. Bei weiblichen Verkehrs⸗ 
angeſtellten hat ſich zum Beiſpiel eine merkliche Abnahme der Kranken⸗ 
ziffern bemerkbar gemacht, nachdem vielfach kräftige Mädchen an die 
Stelle der anfänglich eingeſtellten Kriegerfrauen getreten waren. — 

Das erſte Erfordernis bei der Ausgeſtaltung der Beſtimmungen 
des Arbeiterſchutzes iſt die weitere Einſchränkung der Kinderarbeit 
auf allen Gebieten, die Ausdehnung des Schutzes der Jugendlichen 
und der Frauen mit Kindern, d. h. alſo auch der unehelichen Mütter 
— in Zuſammenhang mit dem Ausbau des Verſicherungsweſens —, 
weil die Schonung der Mädchen im Entwicklungsalter und der 
Mütter ein unabweisliches volkserhaltendes Gebot iſt. Deshalb dürfen 
Schutzbeſtimmungen auch nicht vor der Heimarbeit und nicht vor der 
Landwirtſchaft Halt machen, und es iſt nicht nur erforderlich, die 
Gewerbeauſſicht nach Umfang und Inhalt, ſachlich und perſönlich 
ganz bedeutend zu erweitern, ſondern auch die notwendigen Organe 
zu ſchaffen, die für die Durchführung der Beſtimmungen in Land⸗ 
wirtſchaft und Heimarbeit ſorgen. Dazu wird man in beſonderem 
Umfange auf die ſelbſtändige, verantwortliche Mitarbeit entſprechend 
vorgebildeter Frauen angewieſen ſein, die in enger Zuſammenarbeit 
auch mit der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege ihre Aufgabe 
nicht für erledigt halten, wenn im einzelnen Falle auf ihrem Spezial⸗ 
gebiete der Buchſtabe des Geſetzes gerade erfüllt iſt, ſondern die ein 
offenes Auge und ſachverſtändiges Urteil über die Zuſammenhänge 
zwiſchen beruflichem und perſönlichem Leben, zwiſchen wirtſchaftlicher 
und ſozialer Not, zwiſchen materieller Lage — Erziehung, Geſund⸗ 
heit und Sittlichkeit haben. Für die Gewerbeauſſicht im engeren 
Sinne und ihr Objekt den „Arbeiter“ kann alles nach dem Geſetze 
in beſter Ordnung ſein, für die Gewerbeaufſicht im weiteren Sinne 
und ihr Objekt den „Menſchen“ kann aber noch ſehr viel zu tun 
übrig bleiben, deshalb muß ſie die Verbindung und Zuſammenarbeit 
mit der Wohlfahrtspflege grundſätzlich und ſyſtematiſch aufnehmen. 
Hierauf iſt bei dem bevorſtehendem ſtaatlichen Ausbau der Wohlfahrts⸗ 
pflege von vornherein Bedacht zu nehmen; — die Notwendigkeit 
hierzu haben die Erfahrungen der Referate Frauen und der Fabrik⸗ 
pflegerinnen im Kriege bewieſen. — a 
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Wenn in der voraufgegangenen Darſtellung beſonders die metall⸗ 
verarbeitenden Induſtrien behandelt worden ſind, ſo iſt dieſes mit 
Rückſicht darauf geſchehen, daß ſowohl für die Friedenszeit Unter⸗ 
ſuchungen über „die Entwicklung der Frauenarbeit in der Metall⸗ 
induftrie” vorliegen! als auch aus dem Kriege?, ſodann meine eigene 
hier berückſichtigte Umfrage namentlich jenen Induſtrien entſtammt 
und vor allem auf ihnen die zahlenmäßig umfangreichſten und beruflich 
vielſeitigſten Erfahrungen während des Krieges beruhen. 

Es wurde ſchon eingangs betont, daß alles Kriegsmaterial große 
Gefahren für Fehlerquellen in ſich birgt. Aus bieſem Grunde iſt 
auch bei der Benutzung von Zahlen und ihrer beweisführenden Ver⸗ 
arbeitung im Texte größte Vorſicht am Platze — ſowohl bei An⸗ 
gaben über die Höhe der Belegſchaften (die weſentlich mit der Jahres⸗ 
zeit ſchwankte), wie von durchſchnittlichen Arbeitszeiten und Löhnen. 
Deshalb iſt hier von ziffermäßigen Arbeitszeit⸗ und Lohnangaben 
ganz abgeſehen worden. Von erſteren iſt bekannt, daß ſie je länger 
je mehr in beſorgniserregendem Mißverhältnis zu den Frauenkräften 
ſtanden — von doppel- und dreifachen Schichten ganz zu ſchweigen — 
und daß aus den hygieniſch und ſittlich gleich ſchädlichen Gepflogen⸗ 
heiten des Krieges unter keinen Umſtänden auch nur der entfernteſte 
Anlaß zur Verminderung des Arbeiterinnenſchutzes genommen werden 
darf! 

Was die Lohnhöhe anbetrifft, iſt zu betonen, daß — nach den 
mir vorliegenden Angaben von Arbeitgebern aus allen Teilen Deutſch⸗ 
lands — dieſe keineswegs den phantaſtiſchen Vorſtellungen entſpricht, 
die das große Publikum gemeinhin davon hatte, ſondern daß ſie ſich 
unter Berechnung der — beſonders ſeit 1917 — merklichen Steigerung 
aller Preiſe für Lebensmittel, Kleidung, Wohnung, Heizung, Reinigung, 
Beförderung uſw. nur ſehr knapp angepaßt hat, beſonders bei den 
Frauen. Mit Schichtlöhnen von 25 Mk. zu operieren, ohne dabei 
zu ſagen, daß es ſich um einen überaus gejundheits= und erploliong« 
gefährlichen Betrieb handelt, in dem jede Arbeiterin wöchentlich nur 
drei Schichten verfahren durfte, iſt ebenſo einſeitig wie den Tagelohn 
polniſcher Platzarbeiterinnen in Oberſchleſien als Maßſtab für die 
Entlohnung der Frauen im rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Berg: und Hütten⸗ 
weſen zu nehmen. — 


1 Dr. Eliſabeth Altmann ⸗Gottheiner, Schriften des ſtändigen 
Ausſchuſſes zur Förderung der Arbeiterinnen⸗Intereſſen. Jena 1916, Fiſcher. 

2 Frauenarbeit im Kriege. Schriften des Metallarbeiterverbandes. Berlin. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 18 
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Die nachſtehenden Angaben über den ziffernmäßigen Anteil der 
Frauen an der Kriegsarbeit beruhen zur Hauptſache auf den An⸗ 
gaben einer mit Hilfe von Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerorganiſationen 
gemachten Umfrage vom Arril 1916 bis zum September 1918. Wie 
ſchon geſagt wurde, iſt aus der in manchen Induſtrien zutage tretenden 
ungeheuren Zunahme der Frauen weder zu ſchließen, daß ſie die ehemals 
in dem gleichen Betriebe tätigen Männer für deren frühere Arbeit 
einfach erſetzt haben, noch daß für den Erſatz eines eingezogenen 
Mannes mehrere Frauen notwendig waren, alſo Schlüſſe für ihre 
Unentbehrlichkeit, große oder begrenzte Verwendbarkeit zulaſſen; ſondern 
die Zunahme erklärt ſich vor allem aus der Umſtellung oder Neu⸗ 
errichtung von Betrieben für die Herſtellung von Heeresbedarf aller 
Art. Aus gleichem Grunde iſt auch der ſonſt unvermeidliche zahlen⸗ 
mäßige Rückgang in der Textilinduſtrie und im Bekleidungsgewerbe 
vielfach ausgeglichen worden, dort durch die Papiergarnſpinnerei⸗ und 
Weberei; hier durch die Bekleidungs oder die Bekleidungs- und In⸗ 
ſtandſetzungsämter der Heeresverwaltung. — Im Bekleidungsgewerbe 
hat ſich übrigens die früher von Frauenſeite aufgeſtellte Behauptung, 
daß die Arbeiterinneu bei genügender Anlernung und zweckmäßiger 
Verteilung der Arbeit auch die beſten Maßſtücke (Waffenröcke, Frack, 
Mäntel) herſtellen können, und daß der Mann nur für die Hantierung 
des zu ſchweren Eiſens beim Abbügeln nötig ſei, voll bewahrheitet. — 
Auch in der Zigarrenmacherei hat man ohne Schaden den Frauen 
die Herſtellung feiner — und damit höher entlohnter — Zigarren, 
die ehedem den Männern vorbehalten war, übertragen. Dieſe Ver⸗ 
teilung der Herſtellung von Qualitätsware unter die Geſchlechter mit 
der Motivierung, die Frauen „können“ das nicht, dem in Wirklich⸗ 
keit Lohngeſichtspunkte zugrunde liegen, findet ſich verſchiedentlich 
in der Induſtrie und iſt im Verlaufe des Krieges ebenfalls klar 
zutage getreten. — 

Die im Frieden bereits vertretene Auffaſſung, daß weder die 
Frage der Ausbildung der Frauen, noch der techniſchen Möglichkeit, 
der privatwirtſchaftlichen Rentabilität oder der volkswirtſchaftlichen 
Zweckmäßigkeit ihrer größeren oder geringeren Beteiligung am Pro⸗ 
duktionsprozeß generell zu beantworten iſt, ſondern für die einzelnen 
Berufszweige — unter beſonderer Berückſichtigung ihrer Produktions⸗ 
und Abſatzverhältniſſe — zu beurteilen iſt, haben auch die Erfahrungen 
des Krieges beſtätigt, und dieſe auf Gebiete ausgedehnt, für die bis⸗ 
lang kein oder nur ſehr beſchränktes Material vorlag. 

Mit beſonderem Nachdruck iſt hierbei von neuem die Tatſache 
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hervorgetreten, daß bei Betrachtung und Beurteilung jener Fragen 
vor allem die generativen Aufgaben der Frau zu berückſichtigen ſind, 
ihre — im Vergleich zum Manne — aus verſchiedenen Gründen ganz 
eigenartige Stellung zum Arbeitsmarkte und dadurch veranlaßte be⸗ 
ſondere Wirkung auf die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe im all⸗ 
gemeinen, der Lohnverhältniſſe im ſpeziellen. Die Kriegserfahrungen 
haben keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß die ſo oft zur Bekämpfung 
der Frauenarbeit mißbräuchlich zitierte „Natur“ für die ſchranken⸗ 
loſe berufliche Tätigkeit der Frau keinen Raum läßt. Allerdings — 
das Maß und die Mittel der Beſchränkungen zu beurteilen wird in 
erſter Linie Frauenſache fein, wobei von vornherein und grund⸗ 
ſätzlich der bisher — und beſonders nach dem Kriege — immer wieder 
angewandte Geſichtspunkt „Ausſchließung der Frau als Frau, weil 
ſie dem Manne unbequem iſt“, auszuſchalten iſt. 

Weder ein ſchrankenloſer Konkurrenzkampf zwiſchen den Ge⸗ 
ſchlechtern, bei dem — ohne genügenden Schutz — Frauen und 
Kinder zum Schaden des Ganzen mit völlig ungleichen Waffen kämpfen 
und unterliegen; noch eine aus Konkurrenzfurcht geborene willkürliche 
Beſchränkung der Betätigung der Frau kann zur volkswirtſchaftlich⸗ 
zweckmäßigen Löſung ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſcher Fragen bei⸗ 
tragen, ſondern die ökonomiſchen, hygieniſchen und ethiſchen Erforder⸗ 
niſſe find ſachlich und vorurteilslos zu prüfen, damit auf Grund der: 
von Natur gegebenen geiſtigen und körperlichen Kräfteverteilung und 
Eignung die Geſchlechter in gemeinſamer Arbeit die politiſche wirt⸗ 
ſchaftliche und ſittliche Macht Deutſchlands wieder aufbauen und 
ſichern. — 
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Beſprechungen 


Terhalle, Fritz: Freie oder gebundene Preisbildung? 
Ein Beitrag zu unſerer Preispolitik ſeit Beginn des Weltkrieges. 
Jena 1920, Guſtav Fiſcher. 


Die Arbeit will ganz allgemein ein Beitrag zu der deutſchen 
Preispolitik während des Krieges liefern. Tatſächlich ſteht freilich die 
Preispolitik für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe in Darſtellung und 
Beurteilung durchaus im Vordergrunde, wobei ſich der Verfaſſer neben 
manchem anderen Material vor allem auf die in den vom Kriegs⸗ 
ernährungsamt herausgegebenen „Beiträgen zur Kriegs wirtſchaft“ ge⸗ 
gebenen Grundlagen ſtützt. Die gelegentlichen Bemerkungen zur Preis⸗ 
bildung für induſtrielle Erzeugniſſe ſind wenig erſchöpfend, unter anderen 
werden zum Beiſpiel die recht intereſſanten Verſuche der Preisregulierung 
für Textilwaren nur zum kleinen Teil und nur oberflächlich zur Dar⸗ 
ſtellung gebracht. Die Schrift zerfällt in einen „grundlegenden Teil“ 
und in einen „ausführenden Teil”. In dem grundlegenden Teil 
werden zunächſt allgemein die Faktoren der Preisbildung im Kriege 
unterſucht, wie ſie ſich einerſeits aus dem Angebot, anderſeits aus der 
Nachfrage der privaten Wirtſchaften ergeben. Eine Darſtellung der 
Veränderungen, welche aus der Verſchiebung der Verhältniſſe von An⸗ 
gebot und Nachfrage im Handel hervorgehen (Spekulation „wilder“ 
Händler uſw.) ſchließt dieſen Abſchnitt. 

Im zweiten Abſchnitt des grundlegenden Teils werden dann die 
Einflüſſe geſchildert, die der Staat einmal als größter Konſument 
und Beſteller, dann als Machtfaktor vermittels ſeiner Preispolitik bei 
der Preisbildung hat. 

Der ausführende Teil befaßt ſich mit der Darſtellung und Kritik 
der Methoden ſtaatlicher Preisbeeinfluſſung, wobei zunächſt die Politik 
der Höchſtpreiſe, ſodann in einem zweiten Abſchnitte die Politik der 
Kriegswucherbekämpfung und die Beſchränkung des Reingewinnes be⸗ 
handelt wird. Ein Paragraph über den Erfolg der Preiswucher— 
bekämpfung, der zu dem Ergebnis kommt, daß die Preiswucher- 
bekämpfung ebenſo wie die Höchſtpolitik im ganzen mit einem Miß⸗ 
erfolg geendet habe, geht dem Schlußwort voran, welches kurz die 
kritiſchen Anſichten des Verfaſſers wiedergibt und ſeine Ideen über 
eine zweckmäßigere Preispolitik andeutet. 

Die Ausführungen Terhalles enthalten viele zutreffende Einzel⸗ 
beobachtungen und Bemerkungen, die freilich zum großen Teil nicht 
neu ſind, ſo zum Beiſpiel im erſten Abſchnitt des grundlegenden Teils 
den treffenden Hinweis auf die preisſteigernde Wirkung der wachſenden 
Arbeitereinkommen, deren Bedeutung für die Preisbildung weit über 
die Nachfrage der Reichen hinausgeht; ferner im zweiten Abſchnitt die 
allerdings nur oberflächlich andeutende Kritik der ſtaatlichen Einkaufs— 
politik und den Hinweis auf die unglückliche einſeitige Einſtellung der 
ſtaatlichen Preispolitik nach Geſichtspunkten der gerechten Güter⸗ 
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verteilung und der Erhaltung niederer Preiſe bei ungenügender Berüd- 
ſichtigung des Produktionsintereſſes. In den Abſchnitten des aus— 
führenden Teils iſt beſonders hervorzuheben bei den Höchſtpreiſen die 
Kritik der unmöglichen und daher mißlungenen Abſtimmung der Preis- 
taxen wirtſchafilich und produktionstechniſch zuſammenhängender Güter 
und die Kennzeichnung det Schwierigkeit, die Preiſe in a verſchiedenen 
Landesteilen richtig aufeinander einzuſtellen, ſowie die Darſtellung über 
die Unmöglichkeit, Höchſtpreispolitik ohne öffentliche Bewirtſchaftung 
und Produktionsregulierung der betreffenden Güter zu treiben. — 
Aus dem Abſchnitt über Gewinnbeſchränkung ſind hervorzuheben die 
Ausführungen über die wirtſchaftliche Unmöglichkeit und das notwendige 
Mißlingen des Verſuchs, Preiſe innerhalb der gleichen Warenart und 
im gleichen Geſchäft verſchiedenartig nach den individuellen Selbſtkoſten 
der einzelnen Wareneinheiten zu regeln. 

Das Geſamtergebnis des Verfaſſers, daß unſere Preispolitik zu 
wenig der Tatſache Rechnung getragen hat, daß nach wie vor im Kriege 
die Produktion Privatwirtſchaften anvertraut war und daß man im 
Intereſſe ausgiebiger Produktion bei der Preisbemeſſung auf die 
privatwirtſchaftlichen Bedürfniſſe und Intereſſen der Produzenten mehr 
Rückſicht hätte nehmen müſſen als geſchehen iſt, wenn man einen Rück⸗ 
gang der Produktion möglichſt aufhalten und die Stellung des legitimen 
Herſtellers und Händlers gegenüber dem durch geſetzliche Beſchränkungen 
eher geförderten als gehemmten Schieber ſtärken wollte, wird man als 
richtig anerkennen müſſen. 

Bei alledem hinterläßt die Schrift keinen befriedigenden Eindruck 
und kann kaum als eine ſehr wertvolle Bereicherung der bisherigen 
Literatur des einſchlägigen Gebietes betrachtet werden. Es fehlt ihr 
vor allem an Grundſätzlichkeit in der Auffaſſung und Behandlung 
des Problems. Es wäre der Vertiefung der Kritik an den behörd— 
lichen Maßnahmen zuſtatten gekommen, wenn der Verfaſſer, der 
grundſätzlich die Forderung erhebt, daß die Preiſe den wirklichen, 
„einwandfrei feſtgeſtellten“ Marktverhältniſſen hätten angepaßt werden 
müſſen, vorher zu der Frage Stellung genommen hätte: „Inwieweit 
hat der Markt im Kriege noch die Eigenſchaften, durch die im 
Frieden ſich aus dem freien Wettbewerbe der Herſteller und Händler 
um dem Konſum, ein zweckmäßiger Ausgleich zwiſchen Angebot und 
Nachfrage ergab, inwieweit vermag insbeſondere im Kriege ſteigender 
Preis ſteigendes Angebot hervorzurufen? Die Tatſache, daß dies in 
vielen Fällen nicht der Fall war, ſondern daß das Angebot gegenüber 
der weit überwiegenden und oſt gewaltſam ängſtlichen Nachfrage ein 
feſt begrenztes oder nur beſchränkt vermehrbares war, und die weitere 
Tatſache, daß man den Strom der Warenproduktion und Verteilung 
im Intereſſe der Kriegführung und Volkserhaltung nicht nach den in 
der freien Marktnachfrage zum Ausdruck kommenden Wünſchen und 
der Kaufkraft der konſumierenden Privatwirtſchaften, ſondern gemäß 
der Dringlichkeit der Bedürfniſſe der Volksverteidigung und Volks- 
erhaltung lenken mußte, läßt doch die Forderung nach Anpaſſung der 
Preiſe an die Marktlage im Intereſſe der Produktionsſteigerung an und 
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für ſich noch nicht als befriedigenden Vorſchlag zur Löſung des Problems 
erſcheinen. Wie der Verfaſſer ſelbſt in ſeinen Schlußausführungen 
andeutet, hätten wohl Maßregeln getroffen werden müſſen, um einen 
Preis zu ſichern, der den Bedörfniſſen der Produktion gerecht würde, 
ohne die abnorme Lage des Marktes bei zum Teil heftigſter Angſt⸗ 
nachfrage und begrenztem Angebot wiederzuſpiegeln, welche den Waren⸗ 
inhabern eine Art von Monopolgewinn in den Schoß warf. Es iſt 
zu bedauern, daß der Verfaſſer nicht näher zu der Frage Stellung 
genommen hat, ob nicht unter Aufbau der Zuſammenfaſſung der, Pro⸗ 
duzenten und Händler in Genoſſenſchaften und Verbänden und unter 
gemeinwirtſchaftlichem Betrieb von Produktion und Verteilung durch 
dieſe Verbände unter Oberaufſicht der Regierung die Aufgabe der 
möglichſt reichlichen Volksverſorgung und Heeresverſorgung zu möglichſt 
niedrigem Preis beſſer hätte gelöſt werden können, als dies tatſächlich 
der Fall war. Mit der vom Verfaſſer vorgeſchlagenen bloßen öffent⸗ 
lichen Beurteilung der Marktlage durch Preisſtellen, die aus Herſtellern, 
Händlern und Verbrauchern paritätiſch hätten zuſammengeſetzt werden 
müſſen, wäre meines Erachtens nicht viel erreicht worden. Es iſt auch 
nicht zu verkennen, daß eine derartige Behandlung der für die Preis⸗ 
bildung maßgebenden Faktoren in breiter Offentlichkeit im Kriege 
manche Bedenken hatte, trotz ihrer Vorteile für die Beruhigung der 
öffentlichen Meinung gegenüber dem vermeintlichen Preiswucher. 


Freiburg i. B. Herbert von Beckerath 


Schumacher, Fritz: Hamburgs Wohnungspolitik von 
1818 bis 1919. Ein Beitrag zur Pſpychologie der Großſtadt. 
Hamburg 1919, S. Friederichſen & Co. (Heft 4/5 von Groß⸗ 
Hamburgiſche Streitfragen, herausg. von Fred. S. Baumann.) 


Als einer der Folgen der großen Kämpfe, die hinter uns liegen, 
tritt immer deutlicher eine Bewegung hervor, die man eine Kriegs⸗ 
erklärung an die Großſtadt bezeichnen könnte. Ihre Leiden und Ge⸗ 
brechen werden bald im Tone des Spottes oder der Ironie, bald im 
Tone der Anklage und der Entrüſtung mit einer gewiſſen Wolluſt 
hervorgehoben, und wer allein die Manifeſte und Anträge, die Schil⸗ 
derungen und Vorſchläge der letzten Zeiten zu Geſicht bekäme, der 
tönnte meinen, daß eine plötzliche Erleuchtung über die Menſchheit ge⸗ 
kommen wäre über einen unbegreiflichen Irrweg, auf dem ſie in ver⸗ 
hängnisvoller Blindheit bislang dahinwandelte. 

Solch ein Eindruck würde in zweifacher Hinſicht unrichtig ſein. 
Die Kriegserklärung gegen die Großſtadt iſt in der architektoniſchen 
Fachwelt ſchon längſt erfolgt, alle Erörterungen über die Wohnungs⸗ 
frage, alle grundſätzlichen Beſtrebungen des Städtebaues, die der inneren 
Entwicklung des architektoniſchen Berufs im letzten Jahrzehnt den 
eigentlichen Stempel aufdrücken, waren nichts anderes. Aber die breite 

fentlichkeit hatte dies Ringen nur wenig verſtanden; erſt jetzt wurde 
es zum populären Leitmotiv. Das iſt das eine, das andere aber iſt, 
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daß dieſe Entwicklung zur Großſtadt nicht als eine Verblendung be⸗ 
trachtet werden darf, die kluge Erkenntnis hätte vermeiden können. 
Ihre Grundzüge tragen den Stempel hiſtoriſcher Unabänderlichkeit. 
Sie ſind nicht eine Schöpfung, die je nach dem Grad künſtleriſchen 
Verſtändniſſes gelungen oder verfehlt ausfällt, ſondern ſie ſind nichts 


anderes als das Widerſpiel einer ſozialen Entwicklung. Das Stück 


ſozialer Geſchichte, das die letzten 100 Jahre umfaßt, konnte nur dieſe 
Form erzeugen. 

Will man nun dieſem hiſtoriſchen Gebilde „Großſtadt“ reformierend 
zu Leibe gehen, ſo kann man das eigentlich nur, wenn man es hiſtoriſch 
verſteht. Erſt dies Verſtehen enthüllt die Schwächen in ihrem letzten 
Urſprung. Es zeigt die Punkte, wo man anſetzen kann, und zeigt die 
Fäden, die man nicht zu zerreißen vermag, mit denen man alſo frei⸗ 
willig oder unfreiwillig einſtweilen noch ein Stückchen fortweben muß, 
ehe man zu einem ganz neuen Muſter übergehen kann. 

Für ſolch hiſtoriſches Erkennen vermag man gewiſſe Grundlinien 
aufzuweiſen, die ganz allgemein ſind, wirklich fruchtbar aber wird es 
erſt, wenn man es auf ein beſtimmtes Objekt und feine Eigentümlich⸗ 
keiten richtet, denn erſt am Lebendigen kann man das Lebendige er⸗ 
kennen. 

Deshalb iſt in dem Buche verfolgt, wie ſich in Deutſchlands 
zweiter Großſtadt Hamburg das entwickelte, was für das Weſen jeder 
Großſtadt das Ausſchlaggebende iſt: die Wohnverhältniſſe der Maſſen. 

Betrachtet man Hamburgs Wohnpolitik der letzten 100 Jahre von 
dieſem Geſichtspunkte aus, ſo zerfällt das große Gebiet, das ſich damit 
auftut, in zwei Gruppen von Erſcheinungen. Einmal gilt es das 
hiſtoriſche Gebilde der Stadt den neuen Bedürfniſſen gemäß um⸗ 
zugeſtalten, und dann gilt es die über den alten Kern hinaus ſich aus⸗ 
weitenden Ringe der wachſenden Stadt neu zugeſtalten. 

Dieſe zwei Kapitel ſind nicht nur äußerlich, ſondern im tiefſten 
Kern ihrer Gedankengänge und ihrer Anforderungen verſchieden; die 
Umgeſtaltung des Gewordenen und die Neugeſtaltung des Werdenden 
verlangen eine ganz verſchiedene Einſtellung. 

Es iſt ein Grund für viele großſtädtiſche Mißgriffe, daß man ſich 
dieſer Tatſache erſt allmählich bewußt wurde und zunächſt für das 
Neuentſtehende nur im geflickten Alten Vorbild und Maſtſtab ſah. 

Die Schrift verfolgt im einzelnen, aus welchen Gründen die 
Mechaniſierung der Stadtentwicklung, die an ſich unvermeidbar war, 
zu den Verzerrungen führen mußte, an denen wir heute leiden, und 
zieht daraus in einem beſonderen Abſchnitt die Lehren für die 
Zukunft. 

Vielleicht kann man aus ſolch einer getreuen Biographie einer 
Stadtentwicklung praktiſch mehr Erkenntnis ſchöpfen als aus allgemeinen 
Betrachtungen. 


Hamburg Fritz Schumacher 
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Fuchs, Dr. Friedrich: Telegraphiſche Nachrichtenbureaus. 
Eine Untersuchung über das Problem des internationalen Nachrichten⸗ 
weſens. Berlin 1919, Dietrich Reimer (Ernſt Vohſen). 253 S. 


Im Jahre 1910 machte ich an dieſer Stelle darauf aufmerkſam, 
wie gering entwickelt die Literatur des Zeitungsweſens iſt, und 
wie namentlich für den Wirtſchaftler ſich der Mangel an brauchbarem 
Material oft ſehr fühlbar macht. Ich ſchrieb damals wörtlich: „Kein 
Gebiet unſeres Wiriſchaftslebens iſt von der Wiſſenſchaft ſo vernachläſſigt 
worden wie die Preſſe und die mit ihr zuſammenhängende Bericht⸗ 
erſtattung. Es iſt das um ſo bemerkenswerter, als doch alle Wiſſen⸗ 
ſchaften die Preſſe in großem Umfang als Material benutzen müſſen.“ 


Auch über die Urſachen dieſes Mangels äußerte ich mich damals. „Über. 


Zeitungsweſen zu ſchreiben iſt niemandem eingefallen. Schuld hieran 
trägt vielleicht die etwas falſche Scheu der Journaliſten, über ihre eigene 
Tätigkeit zu fprechen oder zu ſchreiben.“ Viel hat ſich ſeit jener Zeit 
nich! geändert. Die „Scheu der Journaliſten“ hält im großen und 
ganzen an, und nur wenige haben dazu beigetragen, den Schleier, der 
noch für viele über all dem liegt, was man mit dem Namen Preſſe 
bezeichnet, zu lüften. Zu den wenigen Ausnahmen gehört Friedrich 
Fuchs, und zwar ſtellt er eine Ausnahme in mehrfacher Beziehung dar. 
Es iſt ſonſt bei Redakteuren, die ſich in den Ruheſtand ſetzen, nicht die 
Regel, daß ſie nach der aufreibenden Tätigkeit größere wiſſenſchaftliche 
Arbeiten machen. Fuchs dagegen benutzte ſeinen Eintritt in den Ruhe⸗ 
ſtand dazu, noch in vorgeſchrittenem Alter zu promovieren, und die vor⸗ 
liegende Arbeit ſtellt ſeine Diſſertation dar. Eine weitere Ausnahme 
bildet Fuchs dadurch, daß ſeine Arbeit in hohem Maße wertvoll iſt, 
was man von den ſonſtigen Erſcheinungen auf dem Gebiete des Zeitungs⸗ 
weſens leider nicht immer behaupten kann. 

Der Verfaſſer hat ſich als Thema die Telegraphenbureaus gewählt, 
und das iſt auch ſehr erfreulich: denn gerade hierüber beſitzen wir be⸗ 
ſonders wenig gutes Material. Seinem Fleiß iſt es gelungen, die ver⸗ 
ſtreuten Einzelheiten zu ſammeln, zu ſichten und alsdann wiſſenſchaftlich 
zu verarbeiten. Auch wer nicht immer mit dem Reſultat, zu dem Fuchs 
kommt, einoerftanden iſt, wird zugeben, daß es ſich bei der vorliegenden 
Arbeit um eine Bereicherung unſerer Literatur handelt, und das wird 
auch der eingeſtehen müſſen, der hier und da die Darſtellung etwas 
ausführlicher oder kritiſcher gewünſcht hätte. Die Unterſuchung iſt 
gegliedert in einen allgemeinen Teil. Hier werden die wichtigſten Tele⸗ 
graphenbureaus dargeſtellt, und zwar: Agence Havas, Reuter, 
Wolffſches Telegraphenbureau, Associated Press, das 
K. K. Telegraphiſche Korreſpondenzbureau, die Peters- 
burger Telegraphenagentur, das Nordiſche Nachrichten- 
bureau, die Südeuropäiſchen Telegraphenbureaus, und 
ſchließlich werden kurz die anderen Nachrichten bureaus charakieriſiert. Es 
fehlt u. a. eine eingehende Behandlung von Hollandsch Nieuwes 
Bureau und der Schweizeriſchen Telegraphenagentur. 


SE: r 


284 Beſprechungen | [600 


In dem beſonderen Teil werden die techniſchen Fragen, alſo das 
Einſammeln und Übermitteln der Nachrichten geſchildert, alsdann die 
wirtſchaftlichen Fragen, Unternehmungsformen, Privat- und Staatsbetrieb, 
und ſchließlich unterſucht der Verfaſſer das Verhältnis von Telegraphen⸗ 
bureau und Regierung. Eine Definition des Wortes „Telegraphen⸗ 
bureau“ wird nicht gegeben. | 

Bemerkenswert iſt, daß die Haupttelegraphenbureaus: Wolff, 
Reuter und Havas von Juden begründet wurden, wie überhaupt gerade 
bei der Schaffung dieſer neuen Einrichtung des Zeitungsweſens jüdiſche 
Journaliſten eine ſehr große Rolle ſpielten. Die Gründe hierfür zu 
erörtern, dürfte hier zu weit führen. 

Wie ſich Reuter, Havas und Wolff entwickelt haben, wird ſehr 


anſchaulich geſchildert, namentlich auch die Schwierigkeiten, die ſich der 


Einrichtung dieſer neuen Bureaus entgegenſtellten. Während das 
Wolffſche Bureau in der Hauptſache auf die Übermittlung von Nach⸗ 
richten beſchränkt iſt, haben ſeine ausländiſchen Konkurrenten noch Neben⸗ 
betriebe. Die Agence Havas verfügt über eine große Annoncenexpe⸗ 
dition, das Reuterſche Bureau iſt eng verbunden mit einem Bankhaus. 
Dadurch find dieſe Unternehmungen in den Stand geſetzt, bei größeren 
Leiſtungen eine ganz andere Rente aufzuweiſen. 

Bei Erörterung der Telegraphenbureaus in England fehlt ein ſehr 
wichtiges Unternehmen, die Commercial Telegraph- Company. 
Zwar bemerkt Fuchs, daß er die „kleineren Unternehmungen“, abſichtlich 
nicht erwähnt habe. Bei der „Commereial“ handelt es ſich aber um 
ein ſehr wichtiges, großes und einflußreiches Unternehmen, das gerade 
für die Handelsberichterſtattung in England eine ſehr große Rolle ſpielt, 
und ein kurzes Eingehen auf die Bedeutung dieſes Unternehmens wäre 
wohl am Platze geweſen. 

Daß Reuter aus dem Zuſammenhang mit dem Bankgeſchäft er⸗ 
heblichen Nutzen zieht, iſt eine bekannte Tatſache; aber es darf nicht 
verſchwiegen werden, daß ein ſolcher Zuſammenhang ſehr bedenklich 
iſt und als einwandfrei nicht bezeichnet werden kann. Man hat es 
ſchon mit Recht dem Wolffſchen Telegraphenbureau verübelt, daß ſich 
ſeine Aktien zu einem erheblichen Teil im Beſitz eines Berliner Bank⸗ 
hauſes befinden, das dadurch unter Umſtänden anderen Bankhäuſern 
gegenüber einen Vorſprung haben kann. Und die Vorwürfe, die ſeiner⸗ 
zeit in der Preſſe über den Zuſammenhang zwiſchen Nachrichtenüber⸗ 
mittlung und Bankhaus erhoben wurden, ſind damals nicht widerlegt 
worden. Wie mir ein Angeſtellter des Wolffſchen Telegraphenbureaus 
beſtätigte, beruhten ſie auch auf Wahrheit. Es geht aber nicht, daß die 
Informationen, die ein Telegraphenbureau bekommt, wirtſchaftlich inter⸗ 
eſſierter Seite eher zur Verfügung geſtellt werden als der Allgemeinheit, 
und inſofern kann auch der Zuſammenhang zwiſchen der Reuterſchen 
Bank und dem Reuterſchen Telegraphenbureau gefährlich wirken. Eine 
weitere nicht einwandfreie Tätigkeit iſt die Reklametätigkeit der Agence 
Havas. Dieſe hat ſeinerzeit in Ausſicht geſtellt, bei Vergebung von 
Inſeraten für redaktionelle Beſprechungen oder freie Reklame zu ſorgen. 
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Mit Recht ſagt Fuchs, daß das im anſtändigen Zeitungsweſen als ein 
durchaus unzuläffiges Verfahren gilt. 

Das Wolffſche Telegraphenbureau arbeitet in viel kleinerem Umfang 
und auch mit viel geringerem Kapital. Es iſt daher in vieler Beziehung 
nicht ſo leiſtungsfähig wie Reuter und Havas, was aber in den Aus⸗ 
führungen von Fuchs nicht ſo recht zum Ausdruck kommt. Die Urſachen 
liegen hier zu einem Teil auf techniſch⸗organiſatoriſchem Gebiet. Es iſt 
eine bekannte Tatſache, daß das Wolffſche Telegraphenbureau in Friedens⸗ 
zeiten ſehr ſchlechte Gehälter bezahlt hat. So iſt mir ein Fall bekannt, 
in dem der Vertreter des Wolffſchen Telegraphenbureaus an einem der 
wichtigſten politiſchen Plätze Europas ein Gehalt von monatlich 500 Fr. 
bezog, was ſchon damals bei weitem nicht ausreichte, um die Koſten 
für ein auch nur einigermaßen ſtandesgemäßes Auftreten zu decken. Hier 
rächt ſich eine falſche Sparſamkeit in der Qualität des gelieferten 
Materials. Auch im Berliner Bureau ſind die Gehälter ſtellenweiſe 
ſehr unbefriedigend geweſen. Hinzu kam, daß auch die Auswahl der 
Mitarbeiter ſehr viel zu wünſchen übrig ließ. Die Stellungen im 
Wolffſchen Telegraphenbureau gehörten keineswegs zu den begehrten in 
der großſtädtiſchen Preſſe. Im übrigen wurde ſchon ſehr oft Klage 
darüber geführt, daß gerade das Wolffſche Telegraphenbureau einen ſo 
außerordentlich großen Prozentſatz von nicht Reichsdeutſchen beſchäftigt. 
Dieſe Probleme werden von Fuchs nicht erwähnt, trotzdem ſie manches 
erklären l. 
| Ganz anders eingerichtet als die europäiſchen Bureaus iſt die 
Associated Press. Sie iſt ein genoſſenſchaftliches Unternehmen von 
Zeitungsverlegern, ohne daß ſie deshalb ein Monopol der Bericht⸗ 
erſtattung beſitzt. Zweifellos iſt die Associated Press dem Wolffſchen 
Telegraphenbureau überlegen, und daß iſt auch der Grund, weshalb von 
ſehr vielen gerade die Form der Associated Press als Muſterbeiſpiel 
erwähnt wird, und daß man auch in Deutſchland für ähnliche Ein⸗ 
richtungen Propaganda macht. Fuchs zeigt die geſchichtliche Entwicklung 
der Associated Press, und er führt die Gründe an, warum es möglich 
war, in Amerika ein derartiges Selbſtverwaltungsinſtitut zu ſchaffen; 
er verſucht die Vorſchläge, in Deutſchland ein ähnliches Inſtitut zu 
errichten, zu widerlegen. Daß für zwei Telegraphenbureaus in Deutſch⸗ 
land kein Raum iſt, ſoll zugegeben werden; aber die jetzige Einrichtung 
des Wolffchen Telegraphenbureaus iſt alles weniger als nachahmenswert. 
Eine Überführung des Aktienbeſitzes des Wolffſchen Telegraphenbureaus 
in andere Hände iſt eine dringende Forderung. Vor allem iſt es un⸗ 
möglich, daß ein Privatbankhaus die Herrſchaft über ein ſo wichtiges 
Inſtitut ausübt. Der reine Staatsbetrieb würde nur noch eine größere 
Bureaukratiſierung bewirken; aber vielleicht läßt ſich ein Ausweg dadurch 
ſchaffen, daß der Beſitz von Aktien an einen Konzern übergeht. der ſich 
aus Vertretern des Reichs verbandes der deutſchen Preſſe, 
des Vereins Berliner Preſſe, des Vereins großſtädtiſcher 
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Zeitungsverleger und des Vereins deutſcher Zeitungs- 
verleger zuſammenſetzt, wobei durch einen Staatskommiſſar die Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit gewahrt werden müßten. Sonſt iſt eine Beſſerung 
der unſtreitig vorhandenen Mißſtände nicht zu erwarten. Auf die zahl⸗ 
reichen Beſchwerden, warum das Wolffſche Telegraphenbureau in der 
Welt ſo wenig Einfluß hat, warum namentlich weder Reuter noch Havas 
wichtige Nachrichten des Wolffſchen Telegraphenbureaus nicht weitergaben, 
geht Fuchs nicht ein, trotzdem es ſich hier um eine ſehr wichtige Quelle 
der auswärtigen Politik handelt. 

Intereſſant ſind die Ausführungen von Fuchs über die Schnellig⸗ 
keit indirekter Verbindung. Es handel ſich hierbei um eine Erſcheinung, 
die wir nicht nur im Zeitungsweſen, ſondern auch im Wirtſchaftsleben 
finden. Fuchs erwähnt zum Beiſpiel, daß Telegramme, die von Kopen⸗ 
hagen nach Paris und London geſchickt werden, länger ausbleiben als 
Telegramme, die von Kopenhagen über Berlin nach Paris oder London 
gehen! Deshalb hat man in Friedenszeiten dieſen Weg vorgezogen. 
Aus meiner Praxis kann ich ein ähnliches Beiſpiel anführen. Die 
Börſentelegramme, die von London nach Berlin geſandt wurden, kamen 
ſtets mehrere Stunden ſpäter an als die Telegramme, die von London 
nach NewYork und von da nach Berlin gingen. Die Erklärung für 
dieſe höchſt merkwürdige Tatſache liegt darin, daß in der Börſenzeit der 
Draht London — Berlin überlaſtet ift, fo daß die Telegramme lange auf 
Beförderung warten müſſen. In der gleichen Zeit aber iſt in Amerika 
Nacht und das Kabel dorthin nur wenig in Anſpruch genommen. 
Telegramme die erſt nach NewYork und von New Pork nach Deutſch⸗ 
land geſandt werden, haben daher Ausſicht, ganz erheblich ſchneller be⸗ 
fördert zu werden. Derartige indirekte Wege findet man recht häufig. 

Sehr inſtruktiv gehalten find die Ausführungen von Fuchs über 
die Technik der Nachrichtenbureaus, die Behandlung der Nachrichten und 
die Weiterleitung an die Zeitungen. Vier Ziele ſind es, die in Betracht 
kommen: für die Übermittlung der Nachrichten: Billigkeit, Schnellig⸗ 
keit, Zuverläſſigkeit und Geheimhaltung. Bei der Billigkeit 
ſpielen Kabel⸗Codes eine ſehr große Rolle. Man hat die Erſparnis 
ſo weit gebracht, daß eine Meldung von vier Ziffern neun Druckzeilen 
erſetzt. 

Gelegentlich der Darſtellung der Organiſation der Bureaus wäre 
eine kurze Erörterung der ſozialen Lage der Angeſtellten am Platze ge⸗ 
weſen. Fuchs ſucht Büchers Behauptung von der Abhängigkeit der 
Nachrichtenbureaus vom Kapital zu widerlegen und meint, daß, da die 
Aktien des Wolffſchen Telegraphenbureaus nicht an der Börſe gehandelt 
würden, man es auch den Börſeneinflüſſen entzogen habe. Dadurch iſt 
aber Büchers Behauptung nicht widerlegt; im Gegenteil, es gibt zahl⸗ 
reiche andere Einflüſſe. Der Börſeneinfluß wird nur dadurch ausgeſchaltet, 
daß man auch den Aktienbeſitz aus Händen nimmt, die zur Börſe Be⸗ 
ziehungen haben, und daß Börſeneinflüſſe auch beim Wolffſchen Tele- 
graphenbureau möglich ſind, kann doch kein Menſch beſtreiten. 

Ein anderes Problem erwähnt Fuchs nicht, nämlich, ob die Tele⸗ 
graphenbureaus verpflichtet ſind, unter allen Umſtänden Zeitungen 
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gegen Bezahlung ihre Nachrichten zur Verfügung zu ſtellen. Mir, iſt 
ein Fall bekannt, in dem eine ſozialdemokratiſche Zeitung Kritik an dem 
Wolffſchen Telegraptenbureau übte, und die Folge davon war, daß Wolffs 
Telegraphenbureau mit Entziehung ſeiner Nachrichten gedroht hat. 
Heutzutage kann aber eine große Zeitung ohne W. T. B.⸗Meldungen 
nicht mehr auskommen, und das Telegraphenbureau hat dadurch die 
Möglichkeit, Zeitungen an der Kritik zu verhindern. Das iſt ein un⸗ 
haltbarer Zuſtand. Es muß unbedingt feſtgelegt werden, daß die Tele⸗ 
graphenbureaus jeder Zeitung, die die Nachrichten bezahlt, auch das 
Material zur Verfügung ſtellen, und das ſie nicht das Recht haben, 
zwecks Verhinderung der Kritik das Material zu entziehen. 

Man hat vor dem Kriege bei uns ſo viel über die Förderung der 
Weltpolitik, über den „deutfchen Gedanken in der Welt“, über die Mittel 
den Außenhandel ſtaatlich zu unterſtützen, geredet; aber man hat eigent⸗ 
lich bei uns wenig Verſtändnis für die durch nichts zu rechtfertigende 
engherzige Bureaukratiſierung unſerer Poſt verwaltung gehabt. Es 
iſt geradezu als ein öffentlicher Skandal zu bezeichnen, wie ſeitens des 
Reichspoſtamtes die Entwicklung des Zeitungsweſens und auch die Über⸗ 
mittlung deutſcher Nachrichten an das Ausland verhindert wurde, zwar 
nicht abſichtlich, wohl aber aus einer völligen Unkenntnis der Verhält⸗ 
niſſe. Spätere Generationen werden kein Verſtändnis dafür haben, wie 
gerade das Reichspoſtamt die enge Verbindung zwiſchen Mutterland und 
Kolonien verhindert hat durch die zu hohen Telegrammgebühren. Für 
viele Zeitungen war es einfach unmöglich, ſich wichtige Nachrichten aus 
Deutſch⸗Oſtafrika oder Süd weſtafrika zu verſchaffen, und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil die Telegramme zu teuer waren. Daß 
aber das Intereſſe Deutſchlands für ſeine Kolonien durch ausführliche 
Berichterſtattung über die dortigen Vorgänge nur gehoben werden konnte, 
bedarf doch keiner Erörterung. Dabei ftand an der Spitze der Poſt⸗ 
verwaltung ein ehemaliger Kolonialbeamter: Herr Krätke! Zahlreiche 
Länder, namentlich England und Frankreich, haben weſentliche Ermäßigungen 
für Preſſetelegramme eingeführt. Fuchs gibt ſehr anſchauliches Material 
darüber, wie groß dieſe Ermäßigungen ſind. Es iſt in der Tat keine 
Freude, dieſes Kapitel zu leſen; denn immer wieder faßt man ſich an 
den Kopf und fragt ſich; „Haben wir Deutſche denn geſchlafen?“ Fuchs 
erwähnt zum Beiſpiel, daß die deutſche Worttaxe für Preſſetelegramme 
nach Kamerun oder Togo 1.20 Mk. betrug, während man auf den 
engliſchen () Kabeln nach Deutſch⸗Südweſtafrika oder Deutſch⸗Oſtafrika 
für 45 Pf. pro Wort telegraphieren konnte! „Nicht ein einziger 
telegraphiſcher Berichterſtatter für den Orient iſt in Berlin anſäſſig, weil 
die dortigen Blätter ſich die übermäßigen Depeſchenkoſten nicht leiſten 
können.“ (Rotheit.) Kann man ſich da wundern, daß unſer Preſſeeinfluß 
im Auslande ſo gering geweſen iſt. Manches, was wir im Kriege er⸗ 
duldet haben, iſt zu einem Teil die Folge der mangelnden weltpolitiſchen 
Einſicht der Poſtbehörde. Koſtet doch ein Preſſetelegramm von London 
nach Berlin weniger als ein Telegramm von Berlin nach London! 

Fuchs ſpricht ſich gegen die Verſtaatlichung der Telegraphenbureaus 
aus. Dieſer Anſicht iſt zuzuſtimmen. Dagegen bin ich nicht der Auf⸗ 
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faſſung, wenn Fuchs meint, daß die Preſſefreiheit gewahrt bleibe, wenn 
„die ganze Vorarbeit auf dem Gebiete der Materialbeſchaffung für die 
Entſtehung der öffentlichen Meinung durch Privattätigkeit geleiſtet wird.“ 
Von einer Privattätigkeit im Wolffſchen Telegraphenbureau kann man 
nicht ſprechen, denn wenn es ſich auch hierbei nicht um ein Staats⸗ 
inſtitut handelt, ſo iſt doch der ſehr ſtark offiziöſe Charakter nicht zu 
beſtreiten. 

Man ſieht, die Unterſuchungen von Fuchs werfen zweifellos Pro⸗ 
bleme auf, Probleme, deren Wichtigkeit für unſere ganze auswärtige 
Politik nicht zu verkennen ſind, und wenn ich auch im vorſtehenden 
vielfach eine ganz andere Auffaſſung wie Fuchs habe, ſo will ich doch 
dieſes Buch weiteſten Kreiſen zum eingehenden Studium empfehlen. Es 
iſt die umfaſſendſte Arbeit, die wir bis jetzt in deutſcher Sprache über 
Telegraphenb urdes haben. Das Buch gibt hoffentlich Veranlaſſung, 
daß man ſich endlich auch in weiteren Kreiſen mit dieſem Problem befaßt, 
denn nur durch eine Aufklärung kann das Ziel erreicht werden, nämlich: 
die Durchbrechung der journaliſtiſchen Blockade, in der wir uns auch ſchon 
in Friedenszeiten befunden haben. 

Berlin Otto Jöhlinger 


Dietrich, Nudolf: Unſer Handel mit unſeren Feinden. 
München und Leipzig 1914, Duncker & Humblot. 78 S. 


Verfaſſer gibt einen Auszug aus unſerem Ein» und Ausfuhr⸗ 
handel mit den feindlichen Staaten nach den überſichtlichen Tabellen 
im Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich. Mit den Zahlen 
iſt, wie Stichproben ergeben, anſcheinend etwas ſummariſcher verfahren, 
als es die Bemerkung (S. 9) vermuten läßt, daß nämlich die Nach⸗ 
prüfung dadurch erſchwert werde, daß in der Regel nicht wirklich ver⸗ 
zeichnete, ſondern runde Geſamtzahlen genannt ſeien, die der Bewegung 
der Ein⸗ und Ausfuhr in den letzten fünf Jahren (1909 — 1913) ent⸗ 
ſprechen. So iſt u. a. (S. 21) der Wert der Weizenausfuhr im Jahr⸗ 
fünft mit 60—90 Mill. Mk. angegeben, während er in Wirklichkeit 
zwiſchen 39,3 (1909) und 87,6 Mill. Mk. (1913) ſchwankte; der Wert 
der Einfuhr von Gerſte (außer Malzgerſte) bewegte ſich in dem Jahr⸗ 
fünft zwiſchen 275,4 (1909) und 435,6 Mill. Mk. (1911), während 
Dietrich (S. 23) 360 — 400 Mill. Mk. angibt. Man kann entweder 
Durchſchnittswerte berechnen oder kann bei ſo wenigen Zahlen die 
höchſten und niedrigſten Werte angeben; Zahlen, wie ſie Dietrich 
bringt, ſind irreführend. Sollen Auszüge aus Statiſtiken Wert haben, 
ſo müſſen ſie vor allem genau ſein und dürfen keinen Zweifel darüber 
laſſen, für welche Zeit ſie gegeben ſind. 

Es befremdet weiter, wenn Dietrich (S. 9) ſchreibt: „Woran das 
— nämlich der Unterſchied zwiſchen ſeinen Zuſammenſtellungen aus 
einem Auszuge, der nur die wichtigeren Waren aufführt, und den 
Geſamtſummen — liegt, kann das Reichsamt vielleicht erklären.“ Der 
Unterſchied iſt — wie Dietrich ſelbſt vermutet — leicht erklärt; wenn 
ich einzeln nur die wichtigeren Waren aufführe, muß deren Summe 
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um die der weggelaſſenen, weniger wichtigen hinter der Geſamtſumme 
zurückbleiben. | 
Wir bezogen mehr von unferen Feinden, als wir ihnen lieferten; 
Dietrich nimmt an, daß nach dem Kriege der Handel ſich zum großen 
Teil in ſeinen alten Bahnen bewegen wird, daß die billigſte und beſte 
Bezugsquelle trotz feindlicher Geſinnung aufgeſucht wird. 
Berlin⸗Lankwitz R. Claus 


Agahd, E. (Petersburg): Großbanken und Weltmarkt. Die 
wirtſchaftliche und politiſche Bedeutung der Großbanken im Welt⸗ 
markt unter Berückſichtigung ihres Einfluſſes auf Rußlands Volks- 
wirtſchaft und die deutſch⸗ ruſſiſchen Beziehungen. Berlin 1914, 
Haude & Spenerſche Buchhandlung Max Paſchke. 290 S. 


Die nachſtehende Beſprechung wurde bereits zu Kriegsbeginn ge⸗ 
ſchrieben, blieb jedoch aus verſchiedenen Urſachen liegen. Das Buch 
dürfte nicht nur hiſtoriſchen Wert haben, wenn es zu einer Reorga⸗ 
niſation der Privatbanken, die nationaliſiert und in der Volksbank 
aufgegangen ſind, kommt. Dann werden ſich die Sünden der früher 
ſchlecht geleiteten Banken ſchwer rächen. Mit Freuden greift man nach 
einem Buche, das dieſes wichtige, aber ſchwierige Gebiet der ruſſiſchen 
Volkswirtſchaft behandelt, beſonders wenn der Verfaſſer ſich als ruſſi⸗ 
ſcher Bankpraktiker vorſtellt. Die Freude wird aber beim Leſen von 
Seite zu Seite geringer, wenn man auf Sätze wie die folgenden ſtößt: 
„Der Freihandel braucht Frieden und erzeugt Kultur. Seine Streitig⸗ 
keiten können gerichtlich entſchieden werden, denn ſie unterſtehen der 
Vernunft.“ ... Der Protektionismus drängt zu Kriegen und vernichtet“ 
(S. 34). „Wenn Deutſchland ein Freihandelsſtaat wäre, ſo gäbe es 
keine Sozialdemokratie, weil deren Prinzipien dann wie ein Don 
Quixote wirken würden“ (S. 35). Über derartige Auslaſſungen iſt 
kein weiteres Wort zu verlieren. Ungenießbar iſt die Arbeit faſt 
überall da, wo miflenfchaftlihe Theorien verfochten oder Selbſt⸗ 
verſtändlichkeiten mit philoſophiſch friſiertem Phraſenſchwall breitgetreten 
werden; hierfür nur ein Beiſpiel (S. 171): Theſe: Die Mittelmäßig⸗ 
keit wird niemand zur Mitarbeit innerhalb ihres Machtbereiches heran⸗ 
ziehen, deſſen Superiorität durchgefühlt wird. Antitheſe: Die kräftige 
Perſönlichkeit wird alles aufbieten, um tüchtige Menſchen als Mit⸗ 
arbeiter heranzuziehen. Beweis: Denn man ſetze: ſie würde es nicht 
tun, dann handelt es ſich nicht mehr um eine erſtklaſſige Kraft.“ 

Genießbar, zum Teil recht intereſſant wird die Arbeit da, wo 
der Bankpraktiker aus ſeinen Erfahrungen ſpricht. Agahd war In⸗ 
ſpektor und Direktor der Ruſſiſch⸗Chineſiſchen Bank. Aus dem Buche 
ſpricht häufig die Verärgerung des Mannes, der ſich zurückgeſetzt fühlt, 
der erfahren muß, daß ihm andere mit beſſeren Beziehungen vorgezogen 
wurden, obgleich ſie nach ſeiner Meinung mittelmäßige Laien ſind. 

Agahd iſt ein fanatiſcher Anhänger des Freihandels und des 
engliſchen Bankſyſtems, d. h. der vollſtändigen Trennung des Depoſiten⸗ 
vom Emiſſionsgeſchäft. Die Organiſation unſerer Großbanken, das 
Sähmollers Jahrbuch XLIV 2. 19 
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kontinentale Bankſyſtem, d. h. die Vereinigung aller Bankgeſchäfts⸗ 
arten außer dem Noten⸗ und Hypothekengeſchäft, bezeichnet er als 
„unklare, zweckwidrige Kombination“. Über den Schutz der Depoſiten⸗ 
gläubiger unſerer Großbanken ſind beſſere Arbeiten geſchrieben. Richtig 
iſt (S. 10), daß viel deutſches Kapital unter fremder Flagge ſegelt, 
zum Beiſpiel in engliſchen Goldminen ſteckt, von dem das deutſche 
Wirtſchaftsleben keinerlei Vorteil hat; daran iſt aber nicht ein Orga⸗ 
niſationsfehler der Banken ſchuld, ſondern neben vielem anderen unſer 
ſpätes Auftreten auf dem Weltgeldmarkt, ferner die Befürchtung, wir 
könnten etwa in den Verdacht geraten, auf Landeroberungen aus⸗ 
zugehen; anders läßt es ſich allerdings nicht erklären, daß zum Beiſpiel 
mit deutſchem Gelde in Kleinaſien gebaute Bahnen vorwiegend Fran⸗ 
zoſen anſtellten. 

Das Lob der Solidität der engliſchen Emiſſionen mit ihren 1. 
shares gegenüber den deutſchen Emiſſionen wird wohl niemand leicht 
unterſchreiben; auch die Behauptung Agahds, daß das Publikum in 
England über Anlagen beſſer aufgeklärt werde, daß es ſo ſehr viel 
urteilsfähiger über die Güte von Emiſſionen fer als in Deutſchland, 
daß „die Situation in Deutſchland den traurigen Eindruck macht, als 
ob das Niveau der Unternehmerintelligenz ſtändig ſinkt“ (S. 96), 
wird bei uns ohne Überhebung unſeres Selbſtgefühls wenig Gläubige 
finden. Entweder hat der Verfaſſer wenige Erfahrungen verallgemeinert, 
oder ſeine fanatiſche Anbetung alles Engliſchen macht ihn blind. Sehr 
merkwürdig nimmt ſich nach dem Lobe des vorſichtigen Vorgehens des 
engliſchen Kapitals und des Studiums Rußlands ſeitens der Engländer 
die Aufzählung einer Reihe engliſcher Geſellſchaften aus, die nicht 
geglückt ſind, ſo der Emba Oil Comp., auf deren Ländern bisher noch 
kein Naphtha zu regelmäßiger Ausbeute gefunden wurde, der engliſchen 
Land⸗ und Hypotheken⸗Geſellſchaft in Petersburg, die 18 Monate auf 
die Beſtätigung ihrer Straßenpläne wartete, der Mißerfolge der 
Anglo⸗Ruſſian⸗Bank — ſie erwarb unter anderem zu hohen Kurſen 
Aktien der Ruſſiſchen Handels⸗ und Induſtrie⸗Bank, um die Kontrolle 
über ſie zu bekommen, was jedoch nicht gelang — und der Ruſſiſch⸗ 
Engliſchen Bank; ſie ſcheinen die Anſicht des Verfaſſers nicht gerade 
zu beſtätigen. Er läßt auch die äußere Politik ganz außer acht, durch 
die der engliſch⸗ruſſiſche Handel und die Bankbeziehungen eine weſentliche 
Förderung erhielten. 

Sehr leſenswert ſind die 55 der franzöſiſchen Betei⸗ 
ligungen an ruſſiſchen Banken, beſonders die Entwicklung der Ruſſiſch⸗ 
Chineſiſchen Bank, die mit ihrem weitverzweigten Filialnetz ſich raſch 
eine angeſehene Stellung im Oſten unter Leitung eines Deutſchen, 
Rothſtein, erwarb. Nach deſſen Tod veranlaßte die Regierung die 
Einſetzung eines Beamten als Direktor, deſſen bureaukratiſche Geſchäfts⸗ 
führung die Kaufmannſchaft im Oſten ſchwer ſchädigte, aber auch die 
Bank vollſtändig feſtfuhr. Ahnlich ging es der ganz mit franzöſiſchem 
Kapital von der Société Generale gegründeten Nordiſchen Bank; für 
ſie nahm das franzöſiſche Inſtitut Depoſiten in Frankreich unmittelbar 
entgegen. Die innere Organiſation der Bank ſcheint nach den Angaben 
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Agahds viel zu wünſchen übriggelaſſen zu haben; ſo erhielten zum 
Beiſpiel die Filialen ihre Mittel zu verſchiedenen Zinsſätzen von der 
Zentrale, was die Filialen mit billigem Satz veranlaßte, den Filialen 
mit höherem Satz Geld zu leihen; die Filialen machten alſo unter⸗ 
einander Geſchäfte! Eine Filiale lieh ſich auch von anderen Banken 
große Summen zu hohem Zinsſatz und buchte ſie unter Depoſiten. 
Zur Sanierung wurden die beiden Banken zur Ruſſiſch-Aſiatiſchen 
Bank vereinigt und dabei das Kapital um 33.% gekürzt, dieſe 
Summe aber nicht abgeſchrieben, ſondern auf Reſervekonto gebucht, 
ſo daß die Bank gleich mit ſtolzen Reſerven paradieren konnte. Sie 
hat neben dem Rechte der Notenausgabe bis zur Höhe des Aktienkapitals 
und der Reſerve die Berechtigung, verzinsliche Obligationen auszugeben, 
und betreibt die ſonſtigen Bankgeſchäfte. Der Verfaſſer meint, daß 
dieſe Fuſion der beiden faulen Banken den Zuſammenbruch nicht ver⸗ 
hindern werde. 

Verfaſſer wendet ſich gegen die Tätigkeit der von den Banken 
gegründeten Syndikate Produgol (Kohle) und Prodameta (Metall), 
ferner gegen die Russian General Oil Corporation, welche die Förde⸗ 
rung von Kohle, Eiſen und Naphtha hintenanhielten, dafür aber die 
Preiſe ungebührlich in die Höhe trieben. Um der Not zu ſteuern, 
mußte der Zoll auf Kohle, Eiſen und Naphtha aufgehoben werden; 
die Preiſe ſanken und damit die Kurſe der betreffenden Aktien. Die 
Regierung mußte wie ſchon oft die ruſſiſchen Banken ſtützen, die durch 
ihre Spekulationen ſich feſtgefahren hatten; für die mit ausländiſcher 
Beteiligung arbeitenden Petersburger Großbanken gibt Agahd an, daß 
ſie Ende 1913 von 3 Milliarden Rubel, die ſie verwalteten, 1,7 Milliarden 
ſpekulativ angelegt hatten. Die Kreditkanzlei des Finanzminiſteriums 
ſchuf das ſogenannte Rote Kreuz der Banken, das den notleidenden 
Banken half, um im Auslande den ruſſiſchen Kredit nicht zu ſchädigen. 
Als Entgelt für die Hilfe beſetzte das Finanzminiſterium die wichtigſten 
Direktorſtellen mit Leuten, die vom Geſchäft geringe Ahnung hatten 
und die Banken immer mehr immobiliſierten. In dieſer ſchwierigen 
Lage hat der Krieg die Banken angetroffen. 

Den Ausführungen über den Getreidehandel und das geplante 
Getreidehandelsmonopol wird man nur zum Teil zuſtimmen können; 
wenn Agahd ausführt, daß es „finanziell unintelligent“ ſei, zur Aus⸗ 
fuhr beſtimmtes Getreide im Erzeugungslande aufzuſpeichern, daß die 
Ernte ſo raſch wie möglich ausgeführt perden müſſe, ſo wird da doch 
wohl der Preisdruck unterſchätzt, den ein raſcher Verkauf leicht bringen 
kann. Wenn die Internationale Handels-Bank in Rußland — was 
Agahd tadelt — durch ihre Agenten unmittelbar Getreide auf dem 
Lande für die Ausfuhr aufkaufen ließ, ſo wird das wohl in der voll⸗ 
ſtändigen Unzuverläſſigkeit der Händler feinen Grund haben; die ſüd⸗ 
ruſſiſchen Getreidekontrakte ſind ja zur Genüge berüchtigt. Es iſt nicht 
recht zu erklären, wie Agahd (S. 279) von einem „gut organiſierten“ 
Zwiſchenhandel ſprechen kann, wenn er (S. 196) ſelbſt von der Kultur- 
loſigkeit des Provinzhandels ſpricht, die häufig eine große Unzuver⸗ 
läſſigkeit in der Innehaltung der Kontrakte veranlaßt. Die alten 
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guten Getreidehäuſer, wie E. Maaß & Co., wurden durch kleine 
Händler verdrängt, die, ſowie die Preiſe gegen ſie ſtanden, ihre Ver⸗ 
träge nicht erfüllten; hier liegt wohl ein Verſchulden der Banken vor, 
daß mit ihrer Hilfe eine Schmutzkonkurrenz großgezogen wurde. 

Agahd warnt vor einer Überſchätzung der Naturreichtümer Ruß⸗ 
lands, deren Wert durch das lange Vereiſen der Flüſſe, die großen 
Entfernungen uſw. vermindert werde. Die Eiſen- und Kohlenlager 
(Dageſtan, Donez, Ural) ſeien weit voneinander und von den Zentren 
der verarbeitenden Induſtrie entfernt; der Hochſchutzzoll, durch den 
eine Induſtrie künſtlich geſchaffen ſei, verhindere durch Verteuerung 
der Maſchinen die Entwicklung der Induſtrien, die in Rußland wegen 
der Rohſtoffe heimiſch fein müßten, zum Beiſpiel Leinwand⸗, Papier⸗ 
in duſtrie. 

Bemerkenswert iſt es für einen Bankmann, daß er die Guthaben 
der Regierung im Auslande als unnötigen Luxus bezeichnet; die 
mußten doch bei der ſtarken Verſchuldung Rußlands an das Ausland 
gehalten werden, damit der Zinſendienſt aufrechterhalten und ge— 
ſichert werden konnte; ſie deckten im Durchſchnitt die halbjährige Ver⸗ 
pflichtung. 

Agahd empfiehlt eine Reform des feſtländiſchen Bankweſens nach 
engliſchem Muſter. Die größte Probe iſt der gegenwärtige Krieg; und 
in dem haben ſich unſere Banken bewährt. 

Berlin⸗Lankwitz R. Claus 


Brinkmann, C.: Verſuch einer Geſellſchaftswiſſenſchaft. 
München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 138 S. 


Zunächſt will ich verſuchen, kurz den Inhalt dieſes etwas ſchwer 
lesbaren, weil häufig zu kurz andeutenden und in zu geſchichtwiſſenſchaft⸗ 
licher Weiſe ſich immer mit anderen auseinanderſetzenden, im Grunde 
aber doch ſehr aufklärenden Buches wiederzugeben. 

G.ſellſchaftwiſſenſchaft — fo ſollte man anders als der Verfaſſer, 
zum Beiſpiel mit O. Dietrich („Betrieblehre“) ohne 3 ſagen, weil es 
ſich um die Wiſſenſchaft von der Geſellſchaft und nicht um die Wiſſen⸗ 
ſchaft der Geſellſchaft, d. h. um den gen. obj., nicht um den gen. subj. 
handelt. — Geſellſchaftwiſſenſchaft alſo wird vom Verfaſſer als eine 
Einzel wiſſenſchaft vom beſonderen Geſellſchaftlichen innerhalb des 
großen menſchlichen „geſellſchaftlichen Kontinuums“, das ich der Kürze und 
Einfachheit halber den Hom zu nennen pflege, nicht etwa als eine 
Geſchicht⸗ oder Rechtphiloſophie aufgefaßt. 

Die Soziologie — dieſer Name ſtammt von Saint-Simon — iſt 
als Oppoſitione wiſſenſchaft in den beiden großen Kriſen der engliſchen 
und der fran zöſiſchen Verfaſſunge entwicklung entſtanden: Die engliſche 
mehr das Ergebnis der ſiegreichen Oppoſition, voll behaglicher Hin⸗ 
nahme der Welt, dabei vor allem auch das Triebhafte im Menſchen be⸗ 
achtend — Produzentenſoziologie —; die franzöſiſche mehr Ergebnis 
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der wartenden Oppoſition, unruhig und rachſüchtig, dabei in hohem Maße 
verſtandesmäßig — Literatenſoziologie. 

Unter der Überſchrift „Vorausſetzungen“ warnt Brinkmann dann 
vor den Einſeitigkeiten der bloß materialiſtiſchen und der bloß ſpiritualiſti⸗ 
ſchen, der rein naturwiſſenſchaftlichen und der rein verſtehenden 
Geſchichtsaufſaſſung. Auch ſonſt kommt es ihm darauf an, die „Ab— 
weichungen von dem Gleichgewicht geſellſchaftlicher Erfahrung“ zu ver⸗ 
hindern. 

Aus der Unterſuchung dieſer „Vorausſetzungen“ geſellſchaftlicher Er⸗ 
fahrung ergibt ſich dann zunächſt für ihn, daß alle Geſellſchaftlehre von 
der Pſychologie anfängt, daß ſie neben und vor den feſtgewordenen An⸗ 
ſtalten und Formen die einzelſeeliſchen Erſcheinungen zu berückſichtigen 
hat — wie es vor allem auch Simmel immer wieder getan hat. 

Daß dabei umgekehrt auch die Seellehre von der Geſellſchaftlehre 
anfängt (35), zum Beiſpiel die Beeinfluſſung des Seeliſchen durch die 
Mitweſen in den Kreis ihrer Betrachtung zu ziehen hat — wie ich es 
zum Beiſpiel in meiner Soziopſychologie getan habe —, iſt richtig 
beachtet. 

Auch iſt es wichtig, daß er in irgendeiner Form wieder die Ver⸗ 
mögen und Anlagen eingeführt wiſſen möchte, wie es Stern für die 
Pſychologie neuerdings, wie es Tönnies für die Soziologie ſchon lange 
getan hat. 

Die empfangenden, vermittelnden und zurückwirkenden Tätigkeiten 
des einzelnen werden in den Vermögen der Auffaſſung, des Gefühls 
und der Handlung zuſammengefaßt. 

Als die drei Stufen ſeeliſcher Entwicklung werden außerdem die 
Anlage, die Gewohnheit und die Willkür beſtimmt; die Anlage wird 
dabei aber nicht bloß als die Anlage der Auffaſſung, ſondern auch als 
die des Gefühls und der Handlung, die Gewohnheit nicht bloß als die 
des Gefühls, ſondern auch als die der Auffaſſung und der Handlung, 
die Willkür endlich nicht bloß als die der Handlung, ſondern auch als 
die der beiden anderen Seelen vermögen gefaßt. 

Sehr richtig iſt dann weiter noch die Einbeziehung des Tier⸗ 
ſoziologiſchen in dies Gebiet der reinen Pſychoſoziologie, wie ich dieſe 
„phänomenologiſche“ Betrachtung der Geſellſchaft nenne. 

Aber mit der bloßen phänomenologiſchen Betrachtung iſt es gewiß 
nicht getan — mit Recht fordert Brinkmann deshalb auch ein Weiter⸗ 
ſchreiten zu den feſteren Formen geſellſchaftlichen Lebens. 

„Eine Syſtematik der geſellſchaftlichen Erſcheinungen iſt pſychologiſch, 
und zwar im weiteſten Verſtande dieſes Begriffs: von der fubjeltiven 
Seite der ſozialpolitiſchen Vorgänge her, nicht zu erreichen“ (56). 
„Soziologie iſt, wie alle Kulturwiſſenſchaften, ein pſychophyſiſches Er⸗ 
lenntnisgebiet“ (56 f.). 

Dabei ſieht er die letzthin aufklärende Gegenſätzlichkeit des Geſell⸗ 
ſchaftlichen nicht wie andere in dem Gegenſatz von individualiſtiſcher und 
univerſaliſtiſcher Auffaſſung, ſondern in dem Gegenſatz des rein pſycho⸗ 
phyſiſchen und des rein normativen (62), von Tatſächlichkeit und 
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„ von Realität und Idealität, Geſetz und Norm, Phyſis und 
mos. 8 

Als Tatſächlichkeiten werden dann die von Hunger und von 
Liebe zuſammengehaltenen Verbände der Lebenserhaltung, die Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Geſchlechts verbände in ihrem Daſein und ihrer 
Entwicklung hingeſtellt, als Werte die ſie auch erhaltenden Sittlich⸗ 
keit und Recht in ihrer engen Verbundenheit. 

„Dieſe beiden Prinzipien“ — Macht und Recht —, ſo meint der 
Verfaſſer dann weiter, „ſind es, unter denen alle im weiteren und 
weiteſten Verſtand ‚ſozialen“ Seelenerſcheinungen und Gegenſtändlichkeiten 
in den zentralen Lichtkreis der eigentlichen Soziologie treten“ (81). 

„Was alle kulturellen Syſteme in ſozialer Beziehung gemein haben, 
ſind die beiden beherrſchenden Bedürfniſſe ihres phyſiſchen Daſeins (das 
iſt viel mehr, als das bloß wirtſchaftliche) und ihres rechtlichen Aus⸗ 
gleichs, und umgekehrt kann man die Geſellſchaft geradezu als den In⸗ 
begriff der Veranſtaltungen zur Beſriedigung dieſer Bedürfniſſe um⸗ 
ſchreiben“ (82) und ſo wird denn auch dieſer „Bau der ſozialen Macht⸗ 
verhältniſſe“ (83— 96), fo wie deſſen rechtliche und ſittliche Ausgleichung 
(96— 105) noch einer etwas eingehenderen Betrachtung unterworfen. 

Der letzte Abſchnitt des Buches behandelt dann noch die Ent⸗ 
wicklung der Geſellſchaft. 

Zuerſt werden die Hauptarten der „individuellen Differenzierung 
innerhalb eines gegebenen Geſellſchaftszuſtandes“ dargeſtellt — die Stände⸗ 
und die Klaſſenſchichtung —, dann wird eine Lehre von der Urgeſellſchaft 
— dem noch „indifferenten Geſellſchaftsſtadium“ — gegeben, die ſich 
in mancher Hinſicht mit Tönnies Lehre von der „Gemeinſchaft“ deckt. 

In dieſen noch bis in die Gegenwart hineinragenden Natur⸗ 
gemeinſchaften, die als Völker den ſtärkſten Kitt der Einzelſtaaten bilden, 
erblickt er dann die Kräfte, die „die unveräußerlichen Rechte“ beſtimmter 
Kulturen den überſtaatlichen Vergeſellſchaftungsbeſtrebungen gegenüber ver⸗ 
treten werden. 

Mit den gelehrten und gründlichen Ausführungen Brinkmanns, die 
mir manchen neuen Ausblick erſchloſſen haben, kann ich mich im großen 
und ganzen einverſtanden erklären. 

Es ſind aber im Grunde doch nur die allgemeinſten Antworten auf 
die vielen Fragen geſellſchaftlicher Art — und worauf es nun ankommen 
muß, iſt, den Bau der Geſellſchaftlehre noch mehr, als es hier geſchehen 
iſt, zu gliedern und dann den vielen Teilbehandlungen der Geſellſchaft 
innerhalb dieſes Geglieders ihren Platz anzuweiſen, beziehungsweiſe noch 
unausgefüllt gebliebene Plätze endlich einmal auszubauen. 

Wie nötig das iſt, hat ſich mir auch bei Brinkmann wieder an der 
viel zu unbeſtimmten Verwendung der Wörter Sozialpſychologie und 
ſozialpſychiſch gezeigt. 

Wir kommen nun wirklich nicht mehr aus ohne die Trennung von 
Soziopſychologie und Pſychoſoziologie, wie neuerdings auch F. Tönnies 
im Weltwirtſchaftlichen Archiv (XV, 7) anerkannt hat. 

Für Sozialpſychologie im ſoziologiſchen Sinne iſt übrigens ſchon 


vor längerer Zeit auch von einem Amerikaner, von Ellwood in ſeinem 
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1912 in New Pork erſchienenen Buche „Sociology in its psycholegical 
aspects“ das Wort psycho- sociology vorgeſchlagen worden. Er ſagt 
S. 68): „Social psychology’, in the opinion of the writer, is a 
term which had better be confined to the psychology of the social 
phases of individual consciousness and of the social tendencies 
ok individual human nature“ — ich nenne dieſe Wiſſenſchaft kürzer 
Soziopſychologie —; „while what sociologists have called social 
psychology (a psychological theory of society) had better be styled 
psychological sociology or ‘psycho-sociology’, and recognized 
as including all the psychological aspects of sociology.“ 

Die Anwendung dieſes ſo von mehreren Seiten als notwendig er⸗ 
kannten Sprachgebrauchs hätte ſicherlich auch Brinkmanns Ausführungen 
über Seele und Geſellſchaft zu noch größerer Klarheit und Tiefe geſührt. 

Berlin | Hans Lorenz Stoltenberg 


Marbe, K.: Die Gleichförmigkeit in der Welt. Unter⸗ 
ſuchungen zur Philoſophie und poſitiven Wiſſenſchaft. 2. Band. 
München 1919, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. 
210 S. | 


Von dieſem zweiten Bande der Marbeſchen Unterſuchungen zur 
„Gleichförmigkeit in der Welt“ ſind für den Staatwiſſenſchaftler außer 
den beiden ganz kurzen einleitenden Kapiteln („Die philoſophiſche Stellung 
des Gleichförmigkeitsproblems“ und „Kulturwiſſenſchaftliche Ergänzungen“) 
vor allem die letzten Kapitel (16 — 23) über die Zweck⸗ und Wertfragen 
von Bedeutung. Die dazwiſchen liegenden Kapitel beſchäftigen ſich be⸗ 
ſonders mit der Lehre vom ſtatiſtiſchen Ausgleich und ſeiner Gültigkeit 
auch für biologiſche Erſcheinungen. Gehen wir nun zu dieſen letzten 
Kapiteln über. 

Nach einer Einteilung der Zwecke in eigentliche Zwecke, die in 
Willenshandlungen beſtehen, und in uneigentliche (andere Gegen⸗ 
ſtände) und auch der Mittel, d. h. „aller Gegenſtände, deren wir uns 
zur Erreichung von Zwecken bedienen“ (148) in eigentliche — Mittel 
zu eigentlichen Zwecken — und in uneigentliche — Mittel zu un⸗ 
eigentlichen Zwecken — wird das „menſchliche Zweckleben“ als aus 
Zwecken und Mitteln eigentlicher Art beſtehend aufgefaßt (148). 

Sowohl den Mitteln — als mehr oder minder zweckmäßigen — 
wie aber auch den Zwecken ſelber ſchreiben wir beſondere Werte zu — 
relative und abſolute, von denen die letzten wieder in direkte oder in⸗ 
direkte zerfallen, je nachdem ſie ſich auf Bewußtſeinszuſtände beziehen oder 
aber auf andere Gegenſtände, ſolche, „die zur Erzeugung abſolut wert⸗ 
voller Bewußtſeinsvorgänge in uns geeignet ſind“ (152 f.). 

Dies Zweck⸗ und Wertleben hat für die Wiſſenſchaft an der Ge⸗ 
ſchichte des Menſchen eine große Bedeutung (18. Kapitel), gilt aber auch 
für das Leben der höheren Tiere (19. Kapitel). 

Wenn wir auch keinen Beweis für das Seelenleben der Tiere 
haben — wie aber doch ſchließlich auch keinen für das unſerer Mit⸗ 
menſchen —, ſo können wir doch nicht umhin, auch ihnen eine Seele 
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zuzuſchreiben. — Wir haben es mit einer zu den abfoluten Werten zu 
zählenden Annahme zu tun (176). 

Außer den eigentlichen Zwecken und Mitteln gibt es aber auch noch 
uneigentliche, und die teleologiſche Betrachtungsweiſe wird auch noch auf 
Gebiete angewandt, die mit dem eigentlichen Zweck⸗ und Wertleben 
nichts mehr zu tun haben. 


Sie beruht dann „auf der Übereinftimmung der aus dem Zweck⸗ 
leben bekannten Wertverhältniſſe mit anderen Wertverhältnifien” (188). 


Da wir erkennende und fühlende und wollende Weſen ſind, ſo iſt 
uns außer der kauſalen auch eine wertende und eine teleologiſche Welt⸗ 
betrachtung möglich. Wären wir bloß erkennende und fühlende, ſo wäre 
uns die Möglichkeit einer teleologiſchen Weltbetrachtung verſchloſſen, 
wären wir bloß erkennende, fo auch noch die einer wertenden (189 f.). 


Um den der teleologiſchen Betrachtungsweiſe anhaftenden Anthropo⸗ 
morphismus beiſeite zu tun, hält Marbe es für richtig — zunächſt 
für die Biologie —, eine neue konditionale Betrachtung einzuführen. 
„Überall, wo man Gegenſtände aus ihrem objektiven Zweck erklärt, kann 
man ſie ebenſogut als Bedingungen dieſes Zweckes, alſo als Be⸗ 
dingungen eines wertvollen Erfolges begreifen“ (198). 


Berlin Hans Lorenz Stoltenberg 


Stern, William: Die menſchliche Perſönlichkeit. Leipzig 
1918, Joh. Ambroſius Barth. XVI u. 270 S. 


Sterns neueſte Schrift reiht ſich jenen Beſtrebungen an, die in 
letzter Zeit immer mehr hervortreten und deren Ziel iſt, in Philoſophie 
und Wiſſenſchaft das Leben, als das höchſte Ziel, nachzuſchaffen, für 
das Leben ein adäquates wiſſenſchaftliches und philoſophiſches Bild zu 
finden; ein Ziel, dem auf eigenen Wegen zum Beiſpiel Bergſon und 
Simmel nachgegangen ſind und das auch Stern in eigener, und zwar 
ſtreng wiſſenſchaftlicher Weiſe, auf dem Gebiete der Pſychologie 
verfolgt. Aus dieſem Streben heraus iſt bei ihm das Bild der „menſch⸗ 
lichen Perſönlichkeit“ entſtanden, die er uns in ihrer ganzen Gliederung 
und der weiten Verzweigung ihrer Funktionen zeigt. Aber trotz dieſer 
Analytik iſt doch das Ganze eben durch den Begriff der Perſönlichkeit 
zuſammengehalten und Stern verhilft mit Recht dem von allen Wiſſen⸗ 
ſchaften lange vernachläſſigten Begriff der menſchlichen Individua⸗ 
lität zu ſeinem Recht wieder. Erkenntnistheoretiſch bildet das hervor⸗ 
ſtechende Kennzeichen ſeiner Schrift das Streben, die Einſeitigkeiten aller 
bisherigen Pſychologie zu überwinden: Körper und Geiſt, Umwelt und 
Per ſönlichkeit, erworbene und angeborene Eigenſchaften uſw. find bei ihm 
keine iſolierten, ſondern notwendig zuſammengehörende Kategorien. Den 
Zwieſpalt von Körper und Geiſt ſucht er durch den Begriff der „pſycho⸗ 
phyſiſchen Neutralität“, den von Milieu und Anlage durch den Begriff 
der „Convergenz“ zu überwinden. Das oberſte Bindeglied aller dieſer 
Gegenſätze bildet aber jene geheimnisvolle Kraft — die „Entelechie der 
Perſönlichkeit“, die ja von vornherein allem Werden und Wirken der 
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Individuen eine Richtung gibt. Was Stern über alle dieſe Zuſammen⸗ 
hänge jagt, unterſchreibe ich voll und ganz. Aber es ſcheint mir, daß 
ier an die nefſten Zufammenhänge , ja an die Rätſel der menſchlichen 
Persönlichkeit gerührt wird und daher eine viel breitere Entwicklung, 
eine Fülle von Gründen, Belegen und lebendigen Beiſpielen notwendig 
wäre. Wie muß vor Allem der Begriff der „Entelechie der Perſönlich⸗ 
keit“ feſt ſtabiliſiert werden, um den dem etwaigen, leicht vorauszu⸗ 
ehenden Einwand der Kritik zu begegnen, daß es ſich hier um Wieder⸗ 
aufleben alter myſtiſcher Begriffe der Pſychologie (insbeſondere verſchiedener 
„Kraft“ Begriffe) in moderner Geſtalt handle! Um ſo mehr, als der 
Verfaſſer nicht davor zur ückſchrickt, ſeine Auffaſſung bis zu den äußerſten 
Grenzen zu führen und zum Beiſpiel zu behaupten, daß die „Zweckeinheit 
der Perſon“ beſtimmend iſt für den Anteil, mit welchem die Erbfaktoren 
an ihrer Geltaltung beteiligt ſind (S. 111)! Alſo die in der Geſtaltung 
begriffene Perſönlichkeit beſtimmt über ihre Geſtaltungs faktoren! Ohne 
weitere Präziſierung muß eine ſolche Behauptung der Kritik doch als 
eine petitio principii in Potenz erſcheinen. Und doch verkündet uns 
der Verfaſſer überall den Wunſch, in Zukunft zu weiteren Schluß⸗ 
folgerungen auf den in der gegenwärtigen Schrift niedergelegten Erkennt⸗ 
niſſen zu eilen. 
Rahmen der Zeitſchrift müſſen wir uns mit der obigen all⸗ 
emeinen Charakteriſtik begnügen und nunmehr das Augenmerk der Leſer 
darauf lenken, daß die von Stern formulierten Erkenntniſſe, wie er ſelbſt 
erkennt, auch für andere Wiſſenſchaften, insbeſondere für die ſozialen, 
belangreich ſind. Wie muß zum Beſpiel die Erkenntnis der Individualität 
auf die Geſchichte, die Pädagogik, das Strafrecht wirken! In der 
gegenwärtigen Schrift deutet freilich Stern dieſe Konſequenzen nur halb 
an und behält ſich ihre Weiterentwicklung für zukünftige Arbeiten vor. 
Eine von ihm gezo ene Konſequenz möchte ich erwähnen, weil ſie von 
größter praktiſcher Bedeutung ſchlechthin für alle Fächer iſt — es iſt 
namentlich die Reform des Prüfungs w eſens. Hierüber ſagt Stern 


dächtniſſes) beherrſcht werden. Die heterogene Wirkung des Gelernten, 
vie Ausleſe, Einverleibung, Ausſtrahlung und Anwendung welche die 
ſönlichkeit mit dem Erworbenen vornimmt, ſie werden faſt nie durch 
die Prüfung, ſondern erſt durch die ſpätere Bewährung im Leben deutlich. 
Doch auch durch die Nicht⸗Bewährung, ſo daß der prognoſtiſche Wert der 
Feſtigkeitsprüfung ein recht zweifelhafter iſt. Das wird erſt anders 
b n Fähigleitsprüf weg an 
die Stelle der Fertigkeitsprüfung tritt; erſt wenn wir die wirkliche Dis⸗ 
pofition eines Menſchen nach Grad und Typ in relativer Freiheit von 
bloß mechaniſch übernommenen Fertigkeiten feſtſtellen können, wird auch 
über Grad und Art der künftig zu erhoffenden Tüchtigkeit eine einiger⸗ 
maßen verläßliche Vorausſage aufgeſtellt und die ihm und der Il» 
gemeinheit günſtige Schickſ alsbeeinfluſſung (Schulbahnbeſtimmung ‚Be 
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rufsberatung uſw.) gewährt werden können. In den Talent, Intelligenz⸗, 
Aufmerkſamkeits⸗, Reaktions⸗ und ſonſtigen „Eignungs“⸗Prüfungen der 
Pſychologie find erſte ſchüchterne Anfänge hierzu vorhanden.“ — 

Aus Sterns Darlegungen wollen wir noch einen in allen Sozial⸗ 
wiſſenſchaften viel umſtrittenen Punkt herausgreifen, nämlich die Frage 
nach der wahren Natur der ſogenannten Verbandsperſonen („moralifcher” 
Perſon“ oder „juriſtiſchen Perſon“), die ſich auf alle Arten menſchlicher 
Verbände, insbeſondere auf das Volk, die Familie uſw. erſtreckt. Stern 
behauptet die Realität „überindividueller Perſonaleinheiten“, er ſagt 
ausdrücklich, daß „es mehr als ein bloßes Bild iſt, wenn man von 
Völker⸗„Perſönlichkeiten“ ſpricht.“ Es ſcheint (S. ſelbſt präziſiert nicht 
ſeine Problemlöſung) allerdings nicht, daß er geradezu eine anthropomor⸗ 
phiſtiſche Auffaſſung von dieſen Perſonaleinheiten hat, wie ſie bei Plato, 
Ariſtoteles, Schäffle begegnet. Immerhin ſpricht er von der „gattungs 
mäßigen Mneme“, von einer „biologiſchen Selbſterhaltung“, hat alſo 
von ihnen zumindeſt eine animiſtiſche Vorſtellung. Die Beweiſe indeſſen, 
die er zur Stützung dieſer Auffaſſung beibringt, ſind nicht durchſchlagend 
— und können es der Natur der Sache nach auch nicht ſein. Wenn 
er beiſpielsweiſe ſagt: „Die Autotelie (d. h. Selbſtzwecklichkeit) der 
Selbſterhaltung und Selbſtentfaltung kommt einem Volk in nicht ge⸗ 
ringerem — nein, vielmehr in noch höherem — Sinne zu, als dem 
Einzelmenſchen“, ſo iſt doch leicht einzuſehen, daß und wie (die Gegen⸗ 
wart bietet dazu Beiſpiele genug) ein Gemeinweſen zerfällt, wenn der 
Wille zu ſeiner Erhaltung bei ſeinen individuellen Trägern ſchwindet, 
und wenn er zum weiteren Beweis fragt: „wirkt der Adlige, der um 
Reinerhaltung ſeines Geſchlechts willen auf ein individuelles Liebesglück 
verzichtet — der Soldat, der auf einem verlorenen Poſten ausharrt — der 
Märtyrer, der ſich für Menſchheitsideale opfert — noch irgendwie aus 
Sympathie oder Intereſſe für irgend welche individuelle Nebenmenſchen?“, 
ſo gibt er darauf ſelbſt die Antwort, indem er ſagt: „Wäre ihr Tun 
nicht einfach ſinnlos, wenn nicht ein Überwert — und als Träger dieſes 
Überwertes eine Überperſon — fie zu Organen höherer Zwecke machte?“ 
Es bleibt nur unbewieſen und unbeweisbar, daß dieſe „Überperſon“ 
ſelbſttätig wirkt, den Menſchen zu ihrem „Organ“ macht und nicht viel⸗ 
mehr aus dem Willen dieſes Menſchen ſelbſt entſpringt. Real iſt nur 
die Einheit menſchlicher Gemeinweſen, die zu ihrer Exiſtenz eine Reihe 
eigenartiger Lebensein ichtungen und Geſetze erfordert — mehr kann man 
nicht ſagen. Stern aber erſtreckt ſeine perſonaliſtiſche Auffaſſung nicht 
nur auf die ganze Menſchheit, ſondern auf das „All“ ſelbſt, das alfo 
auch eine „Perſon“ darſtellen ſoll (S. 44)! 

Stern weiß offenbar nichts davon, daß er bereits einen Vorgänger 
hat. Dies iſt der franzöſiſche Philoſoph Charles Renouvier 
(1818-1903), ein hervorragender, aber in Deutſchland wenig bekannter 
Denker, deſſen Philoſophie von allen franzöſiſchen Denkern den Deutſchen 
vielleicht am nächſten ſteht. Renouvier ſuchte die Leibnizſche Auffaſſung 
in moderner Geſtalt zu neuem Leben zu erwecken („La nouvelle Mona- 
dologie“ 1901); er war es, der den Proteſtantismus in Frankreich 
einführen wollte (ſiehe ſeine Korreſpondenz mit Secretan). Renouvier 
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begründet und prägt bereits auch den Namen des Perſonalismus („Le 
personalisme“, 1903). Soziologiſch bedeutſam iſt unter anderem, wie 
er, aus der perſonaliſtiſchen Auffaſſung heraus, die Geſchichte und das 
Leben überhaupt als ein Bild menſchliſcher Verſchiedenheit darſtellt und 
die Irrealität des Sozialismus dartut. 

Dem Kritiker liegt es ob, auf die ideengeſchichtliche Entwicklung 
hinzuweiſen. Dadurch ſoll aber die Unabhängigkeit der Sternſchen For⸗ 
ſchungen nicht berührt werden und bleibt ſeine Schrift eine bemerkenswerte 
9 auf deren Ausgeſtaltung und Weiterführung wir geſpannt ſein 
dürfen. 


Berlin E. Hurwicz 


Dreſel, Dr. Eruſt Gerhard, Privatdozent für Hygiene: Soziale 
Fürſorge. Eine Überſicht für Studierende und ſozial Tätige. 
Berlin 1918, S. Karger. 


„Das Ziel ſozialer Fürſorge iſt — — die Durchſetzung des 
Rechtes auf Geſundheit jedes einzelnen Volksgenoſſen.“ Dem gleichen 
Begriff entſpricht die Abſicht des Buches, einen umfaſſenden Überblick 
„über die Fürſorgemaßnahmen in der öffentlichen Geſundheitspflege 
zu geben“. Beide Worte „ſozial“ und „Fürſorge“ gehören freilich zu 
jenen unklaren Ausdrücken, mit denen man den verſchiedenartigſten 
Sinn verbinden kann, die daher nie einen feſten Inhalt bezeichnen. 
Immerhin iſt ihre Anwendung in jenem Sinne ungewöhnlich; es 
dürfte ſich nicht empfehlen, ein Gebiet, für das wir ſehr treffende 
Worte wie „öffentliche Geſundheitspflege“ und ähnliche haben, plötzlich 
mit jenem anderen ſchwebenden Ausdruck zu bezeichnen. Manchmal 
wird das beim Leſen recht hinderlich, ſo zum Beiſpiel wenn man lieſt: 
„Früher hat ſich der Staat nur auf Hilfe bei den Armen im Er⸗ 
krankungsfalle beſchränkt; karitative Vereine befaßten ſich mit allen 
übrigen Mißſtänden“, ſo iſt das eben nur richtig, wenn man an ſoziale 
Fürſorge im engen Sinne der Geſundheitspflege denkt. 

Das Buch ſchildert die Geſundheitsfürſorge für Mutter und 
Säugling, für die Kinder der verſchiedenen Alter bis zu den Schul 
entlaſſenen und danach die Maßnahmen gegen die großen allgemeinen 
geſundheitlichen Mißſtände: Geſchlechtskrankheiten und Proſtitution, 
Tuberkuloſe, Alkoholmißbrauch und die Wohnungsnot; es erfüllt, was 
das Vorwort verſpricht: „Verſucht iſt, die mediziniſch⸗biologiſchen Tat⸗ 
ſachen herauszuarbeiten, die volkswirtſchaftlichen Zuſammenhänge auf- 
zuweiſen und die ethiſche Verankerung der einzelnen Fürſorgeprobleme 
darzuſtellen.“ Aber bei aller Anerkennung der überſichtlichen Schilde⸗ 
rung wie einer ruhig abwägenden Stellung zu den wichtigſten Pro- 
blemen darf man doch einige ſtarke Bedenken nicht verſchweigen, 
um ſo weniger, da ſie Schwächen betreffen, die bei Medizinern, wenn 
ſie dies Gebiet bearbeiten, ſcheint's noch öfter vorkommen wie bei anderen. 
Das betrifft ſchon äußerlich die Zitate. Man begegnet Anführungen, 
denen jede Quellenangabe fehlt, ſo S. 169 zwei auf einmal; S. 170. 
171, 177, 204/ und öfter, ſo daß eine Nachprüfung unmöglich iſt, 
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An diefer Nachprüfung hat es aber der Verfaſſer ſelbſt fehlen laſſen; 
immer wieder findet man Zitate aus zweiter Hand (zitiert nach), wobei 
nicht ſelten die wichtigſte Quelle nach einer nebenſächlichen Arbeit an⸗ 
geſührt wird. Einmal führt er ſogar aus einer Schrift von ſich als 
zweiter Quelle an, ſtatt die eigentliche Herkunft anzugeben (S. 168). 
Es iſt jedoch ohne Zweifel die zitierte Literatur nicht genügend nach⸗ 
geprüft und auch nicht ausreichend bei den Einzelfragen verarbeitet. 
So werden S. 80, um den Einfluß der Geburtenfolge auf die Säug— 
lingsſterblichkeit zu zeigen (oder zu beweiſen?), Zahlen angebracht, die 
ſich auf die Kinderzahl in der Ehe beziehen. Auf S. 81 wird eine 
Arbeit von Kriege-Seutemann über Säuglingsſterblichkeit in Barmen 
als Beweis beigebracht, die nur als Gelegenheitsarbeit unter abnormer 
Zeitbeſchränkung begreiflich iſt, deren völlige Unzulänglichkeit (vor allem 
Erſatz der Sterblichkeitsziffer der Altersſtufen durch die Altersgliederung 
der Geſtorbenen) längſt eingehend nachgewieſen iſt, für die es auch 
gutes anderweitiges Material zur Genüge gibt. Ganz deutlich tritt 
zutage, daß der Stoff außerhalb der reinen Gefundheitäpflege nicht 
ausreichend verarbeitet wurde, wenn bei der Behandlung der unehe⸗ 
lichen Kinder und der Koſtkinder (S. 98 ff.) der Name Taube über⸗ 
haupt nicht genannt wird, obwohl er nicht nur zuerſt auf dieſem Felde 
die Bahn gebrochen, ſondern auch die entſcheidenden Hilfsmittel geſchaffen 
hat, die die Säuglingsfürſorge von ihm übernahm. Direkt falſch iſt 
ein Satz wie: „In Deutſchland iſt das Haltekinderweſen in allen 
Bundesſtaaten durch landesgeſetzliche Beſtimmungen geordnet.“ Die 
Durchdenkung des Stoffes leidet unter dieſem Mangel natürlich, 
wenn auch nicht ſo ſehr, als man befürchten möchte. Immerhin wären 
Bezeichnungen wie geſchloſſene und offene Pflege — die ſchon bei ihrer 
gewöhnlichen Anwendung in der Armenpflege als ſchlechte Übertragungen 
aus dem Engliſchen nicht ausreichen — bei ſorgſamerer Prüfung nicht 
auf dem Gebiet der Kinderfürſorge beibehalten worden, wo ihr Un- 
genügen am deutlichſten hervortritt und am eheſten erkannt worden iſt. 
Auf S. 100 wurden plötzlich von den Haltekindern die in Koſt unter⸗ 
gebrachten Kinder unterſchieden, ohne daß geſagt wurde, was der Unter⸗ 
ſchied ſein ſoll. Koſtkinder, Ziehkinder, Haltekinder, Pflegekinder gelten 
mit Recht meiſt als gleichbedeutende Ausdrücke. Am meiſten fehlt dem 
Verfaſſer eine gründliche Kenntnis der Zwangs- und Fürſorgeerziehung. 
Trotzdem ſagt er glattweg, daß ſie bei Mädchen „natürlich in dem 
Alter von 16 — 18 Jahren keinen wirklichen Erfolg mehr haben kann“ 
(S. 157). Er verwirft in gleicher Weiſe die Fürſorgeerziehung 
(S. 165) und fordert ſtatt deſſen, man ſolle „dieſe gefährdeten 
Mädchen in günſtige Wohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe bringen“ und 
verlangt für fie „eine Art Zwangsunterbringung als Dienſtmädchen 
bei einzelnen erprobten älteren Frauen (S. 165), als ob die Zwangs⸗ 
erziehung das nicht in zahlreichen Fällen täte. Gewiß kann man 
vieles ohne Fürſorgeerziehung tun und ſollte ſo mehr tun, aber man 
dient der Sache nicht, wenn man ſie einſeitig ohne genaue Kenntnis 
verurteilt. Wenn der Verfaſſer (S. 165) gleich hinterher Unterſuchung 
durch einen Pſychiater fordert, ſo hätte ein wenig Studium der Für⸗ 
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ſorgeerziehung ihm gezeigt, daß dort mehr als irgendwo anders in 
dieſer Richtung geſchehen iſt; Namen wie Cramer, Sioli, Tuczek, 
Jahrmärker, Redeyennig — um nur einige außer denen, die er ſelbſt 
(S. 130) erwähnt, zu nennen, wären ihm begegnet; die Forderung 
eines Mehr in dieſer Hinſicht wäre auf Grund des Erreichten erfolg⸗ 
reicher zu begründen geweſen. S. 129 heißt es glatt, „die Zwangs⸗ 
und Fürſorgeerziehung N gehört in die Verwaltungshygiene, da als 


— ich habe jahrelang in der Arbeit geſtanden und als einer der erſten 


überhaupt je, etwas erreicht. Die ganze Bewegung der Beobachtungs⸗ 
heime — das entſcheidende Kennzeichen der letzten 10 Jahre der Ent⸗ 
wicklung — iſt ihm entgangen; die ganze Seite 131 klingt, als ſei ſie 
vor 10 oder 15 Jahren geſchrieben worden. Wer aber heute über 
dieſe Sonderfrage, ja überhaupt über Zwangserziehung ſchreibt, der 
muß, um Beiſpiele zu geben, Anſtalten wie die Steinmühle, die Raſen⸗ 
mühle oder Kleinmeusdorf kennen, darf an Büchern wie Gregor⸗ 
Voigtländer, Die Verwahrloſung, gerade dann nicht vorübergehen, 


Kreiſe für die Hygiene und Erziehungsfragen erſt geſchult werden 
müffen, an anderen drängt er ſie ohne irgendeine Berechtigung vie 
zu ſehr in den Vordergrund, und wieder an anderen Stellen, wie eben 
erwähnt, geht er an beſonderen Leiſtungen der Arzte und der Zunahme 
ihres Einfluſſes ſtillſchweigend vorüber. 
Solche Ungleichheiten begegnen uns öfter, beſonders wo der Ver⸗ 
faſſer über das ärztliche Gebiet hinausgeht. Das Verhältnis der 
Familie zur Fürſorge iſt einſeitig und unklar aufgefaßt; überſehen iſt, 
daß die Kinderfürſorge des letzten Menſchenalters wohl in allen euro⸗ 
päiſchen Staaten nur im Kampfe gegen die Überſchätzung der Familie 
ihre Erfolge errang, daß unſer ganzer Kinderſchutz noch heute an dieſer 
Aberſchätzung krankt und mühſam nach einer richtigen Wertung der 
Familie ringt. Mit unberechtigten Vorwürfen von Auflöſung un 
Zerfall der Familie kommt man in der Kinderfürſorge ebenſowenig 
voran — man denke nur an den ſtaatlichen Ausbau der Familien⸗ 
pflege ſeit 25 Jahren etwa —- wie mit falſcher Rückſicht und Scheu 
vor den nötigen Eingriffen, die uns den unklaren § 1666 des BGB. 
und eine Menge unnötigen Streit in der Fürſorgeerziehung beſchert 


ben. 

Einzelnes ließe ſich noch vielfach beanſtanden, fo die Abart von 
Bordellen in Regiebetrieb, die S. 162/163 vorgeſchlagen; das iſt aber 
bei jedem zuſammenfaſſenden Werk kaum vermeidlich. Wichtig bleibt, 
daß die Grundbegriffe vollkommen klar herausgearbeitet und ſo ein 
einheitlicher durchſichtiger Gedankengang ermöglicht wird; wenn dann 
noch bei den Einzelfragen der Stoff gründlich durchgearbeitet und bis 
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in die neueſten Erſcheinungen verfolgt iſt, werden ſolche Hand⸗ und 

Leſebücher mehr noch wie dieſes einen wichtigen Zweck erfüllen. Dann 

wird man eine Arbeit wie dieſe mit ungeteilter Freude begrüßen können. 
Frankfurt a. M. Klumker 


Rohrer, Dr. Karl: Das geſetzliche Armenweſen im Kan⸗ 
ton Aargau ſeit 1804 und die Reformbeſtrebungen 
für ein neues Armengeſetz. (Zürcher Volkswirtſchaftliche 
Studien, herausg. von Prof. Dr. Sieveking in Zürich. Neue 
Folge, 5. Heft.) Zürich und Leipzig 1918. 


Als 1870 V. Böhmert in Emminghaus' „Das Armenweſen und 
die Armengeſetzgebung in den europäiſchen Staaten“ das Armenweſen 
der Schweiz zur Darſtellung brachte, klagte er darüber, daß die Schweiz 
in ihren 25 Kantonen die bunteſte Mannigfaltigkeit des Armenweſens 
zeige. Es gebe faſt kein Syſtem der Armenfürſorge, welches nicht da 
oder dort in der Schweiz zur Anwendung gekommen wäre. So iſt 
es auch noch heute. Drei Kantone (Appenzell, Solothurn und Genf) 
haben kein Armengeſetz, 21 Kantone haben 21 verſchiedene Armen⸗ 
geſetze, worunter acht mit über 40 Jahren Lebensdauer. Zwei Kantone 
(Bern und Neuenburg) haben das Territorialprinzip eingeführt, Teſſin 
hat ein gemiſchtes Syſtem, und die Armengeſetze der übrigen Kantone 
baſieren auf dem Bürgerprinzip. 

Von den zurzeit in Kraft befindlichen geſetzlichen Regelungen des 
Armenweſens iſt das Aargauiſche Armengeſetz vom Jahre 1804 eines 
der älteſten. Die Armenpflege im Aargau iſt eine heimatliche 
Gemein dearmenpflege mit beſchränkter ſudſidiärer Staatshilfe. Die 
Oberaufſicht über das Armenweſen liegt nach dem Geſetz in Händen 
einer Armenkommiſſion, die dafür zu ſorgen hat, daß jede Gemeinde 
für die Unterſtützung ihrer verarmten Mitbürger entweder aus ihrem 
Armengut oder, wo keines vorhanden oder nicht hinreichend iſt, aus 
den Beiträgen ihrer Gemeindebürger ſorgt. Nur dann, wenn die 
Hilfsquellen der Gemeinden nicht hinreichen, können unmittelbar 
Unterſtützungen von ſeiten des Staates erfolgen. Die Staatsunter⸗ 
ſtützung ſollte aber nicht dazu dienen, „um einer augenblicklichen Not 
abzuhelfen oder den Bettel und den damit verbundenen ſchnöden 
Müßiggang zu unterhalten“. Ihr Zweck dürfte einzig der ſein, den 
Urſachen der Armut ſoviel wie möglich abzuhelfen. Nach einem Armen⸗ 
reglement vom Jahre 1825 hatte als lokale Armenbehörde der Ge— 
meinderat in Verbindung mit dem Ortspfarrer zu gelten, der aus 
ſeiner Mitte oder aus anderen rechtſchaffenen Bürgern Armenpfleger 
zu wählen hatte. Dieſen Armenpflegern wurde unter anderem zur 
Pflicht gemacht, bei Verwendung der Unterſtützungsgelder auf den 
Unterricht der Kinder beſondere Sorgfalt zu verwenden und den Ar⸗ 
beitsfähigen Arbeit zu verſchaffen. 

Das klingt vielverheißend, aber die Praxis ſcheint den guten 
Grundſätzen nur wenig entſprochen zu haben. Im Jahre 1839 heißt 
es in einem Bericht über das Aargauiſche Gemeindearmenweſen, daß 
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die Armen teils in Armenhäuſern untergebracht ſeien, zum Teil aber 
auch bei anderen Leuten „ſo wohlfeil wie möglich verkoſtgeldet“ würden. 
Die Armenhäuſer ſeien meiſt nichts anderes als Häuſer oder Hütten, 
in denen arme Leute in der Weiſe untergebracht würden, daß ſechs 
bis zehn Familienglieder in einer Stube anzutreffen ſeien, die „zu 
allem diene, zum Eſſen, zum Arbeiten, zum Schlafen uſw.“. Die 
Nahrung der Bewohner beſtehe vorzugsweiſe und faſt ausſchließlich in 
Kartoffeln und Kaffee. Für Bekleidung hatten die in den Gemeinde⸗ 
armenhäuſern untergebrachten Armen in der Regel ſelbſt zu ſorgen. 
„Klar iſt es,“ ſo heißt es in dem erwähnten Bericht, „daß unter dieſen 
Umſtänden viele zerfetzt umhergehen und im Winter kaum imſtande 
ſind, ſich vor Kälte zu ſchützen.“ 

Denjenigen, die bei anderen Leuten „verkoſtgeldet“ wurden, ging 
es womöglich noch ſchlechter. Sie wurden gezwungen, „für ſchlechte 
Koſt, ſchlechtes Lager, ſchlechte Kleidung Sklavendienſte zu verrichten“, 
eine Beſtätigung alſo der bekannten Erfahrung, die Münſterberg in 
die Worte kleidet: „Schlechte Armengeſetzgebung und gute Armen⸗ 
verwaltung ſind immer noch viel beſſer als gute Geſetzgebung und 
ſchlechte Verwaltung.“ 

In der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts begann der 
Staat, ſich ernſter der Armenſache anzunehmen. Er erkannte ins⸗ 
beſondere die Bedeutung der vorbeugenden Armenpflege, als ſolche be⸗ 
trachtete er insbeſondere die Erziehung der Jugend, beſonders 
der armen Kinder. Aber alles, was erreicht wurde, blieb doch ganz 
weſentlich hinter dem zurück, was wir in Deutſchland im Rahmen der 
Armenfürſorge und Wohlfahrtspflege geſchaffen haben. Charakteriſtiſch 
für die Verhältniſſe im Aargau iſt insbeſondere, daß noch immer das 
Armenhaus als unentbehrlich betrachtet wird, „weil es nicht nur als 
Unterkunftsort, ſondern auch als Abſchreckungsmittel gegen Arme ver⸗ 
wendet zu werden pflegt“. 

Über all dieſe Dinge unterrichtet uns Rohrer im erſten Teile ſeiner 
hier angezeigten Schrift. Im zweiten, kürzeren Teile wendet er ſich im 
beſonderen den Reformbeſtrebungen zu. Sie zielen darauf ab, die das 
Armengeſetz vom Jahre 1804 ergänzenden und erläuternden geſetzlichen 
Beſtimmungen und Verordnungen zu ſammeln und ſie den modernen 
Verkehrs- und Niederlaſſungsverhältniſſen anzupaſſen „auf Grund eines 
die Pflichten und Laſten gerecht verteilenden, allſeitig befriedigenden 
Prinzips“. Die ſtarken Meinungsverſchiedenheiten, die auch heute 
noch dieſes Prinzips wegen beſtehen, würden die ſeit Jahrzehnten ver— 
langte Reviſion wahrſcheinlich immer weiter zurückdrängen, wenn nicht 
die ſchwierigen finanziellen Verhältniſſe vieler Gemeinden es dringend 
erforderlich machten, daß etwas Durchgreifendes geſchieht. Die Reform 
knüpft an einen Entwurf des Gerichtspräſidenten Hunziker an. Dieſer 
Entwurf zerfällt in zwei Teile, von denen der eine das Armenweſen 
und die Armenunterſtützung, der andere die Maßnahmen zur Be— 
kämpfung der Armut regelt; er fußt auf dem Heimatprinzip, macht 
aber doch ſowohl der Staatsarmenpflege wie dem Territorialprinzip 
Zugeſtändniſſe. Für die Unterſtützung an die in der Gemeinde 
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wohnenden Bürger hat die Ortsbürgergemeinde aufzukommen. Sie 
hat für die in anderen Gemeinden des Kantons niedergelaſſenen 
Bürger in der Weiſe zu ſorgen, daß ſie der betreffenden Armenpflege 
zwei Drittel der Unterſtützung monatlich leiſtet. Niedergelaſſene 
Schweizer Bürger anderer Kantone werden unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen unterſtützt wie die Bürger anderer Gemeinden im Kanton, 
for die betreffenden Kantone Gegenrecht halten. Die Armen⸗ 
unterſtützung der außerhalb des Kantons wohnenden Bürger iſt Sache 
des Staates. — Eine Neuerung bietet der Entwurf auch inſofern, als 
die Armenunterſtützung nicht nur in Fällen der eigentlichen Notarmut, 
ſondern als vorübergehende Unterſtützung auch „Dürftigen zuteil 
werden fol. Die Armenfürſorge fol nicht mehr in Händen des Ge⸗ 
meinderats, ſondern einer beſonderen Kommiſſion übertragen werden. 
Außerdem ſoll ein Armeninſpektorat für jeden Bezirk vorgeſehen werden, 
das aber nicht eine eigentliche Beamten⸗, ſondern mehr eine Ehren- 
ſtellung im Nebenamte ſein ſoll. — Im zweiten Teile des Entwurfs 
wird der Kinder- und Jugendfürſorge beſondere Aufmerkſamkeit zu⸗ 
gewandt. 

An dieſen Vorſchlägen übt der Verfaſſer Kritik, die irgendwelche 
neuen Gedanken aber nicht bringt. Im ganzen ſcheint ihm der neue 
Entwurf ganz annehmbar zu ſein. 


Als Ziel ſchwebt Rohrer die Schaffung eines einheitlichen Armen⸗ 
rechts für die ganze Eidgenoſſenſchaft mit dezentraliſierter Verwaltung 
vor. „Wie herrlich wäre es doch, wenn überall im Schweizerland 
dasſelbe Armengeſetz herrſchte!“ Aber er iſt ſich klar darüber, daß 
dieſes Ziel in abſehbarer Zeit nicht zu erreichen ‚ift. 

Frankfurt a. M. Adolf Weber 


Guradze, Hans: Die Bevölkerungsentwicklung nach dem 
Kriege (Moriantur sequentes Germani?) 161. Heft der Finanz⸗ 
und volkswirtſchaftlichen Zeitfragen, herausg. von Georg Schanz 
und Julius Wolf. Stuttgart 1919, Ferdinand Enke. 80. 
37 S. 


Mombert, Paul: Die Gefahr einer Übervölkerung für 
Deutſchland. Tübingen 1919, J. C. B. Mohr. 80. 76 S. 


Guradze behandelt die deutſche Bevölkerungsbewegung während 
des Krieges; feine Berechnungen verdienten Aufmerkſamkeit, wenn 
nicht im März 1919 über den gleichen Gegenſtand die vorzügliche 
Arbeit Dörings als 4. Heft des Bulletins der Studiengeſellſchaft für 
ſoziale Folgen des Kriegs erſchienen wäre. Guradze hat allerdings 
einzelne Bemerkungen über die Bevölkerungsentwicklung nach dem Kriege 
eingeſtreut, auch einen vier Seiten langen „Ausblick“ hinzugefügt; 
doch ſind ſeine Urteile im großen und ganzen wenig ausgereift und 
wären teilweiſe wohl beſſer dem Kapitel „Mode und Sterblichkeit“ 
und ſonſt etwa noch zu ſchreibenden Kapiteln überlaſſen geblieben. 


——— — — — 
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Amtlich iſt noch wenig über die Bevölkerungsbewegung während 
des Krieges veröffentlicht worden: eine größere Ausarbeitung bringt 
die Zeitſchrift des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamts, 1919, 
Heft 1 und 2, reichend bis einſchließlich 1918; eine kleinere Überſicht 
für Preußen bis einſchl. 1918 findet ſich in der Statiſtiſchen Korre⸗ 
ſpondenz des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts (Nummer vom 
20. September 1919; für Sachſen haben wir den Aufſatz über Be⸗ 
völkerungs veränderungen durch den Krieg in der Zeitſchrift des Säch⸗ 
ſiſchen Statiſtiſchen Landesamts, 64. und 65. Jahrgang 1918 und 
1919. Danach beträgt im Freiſtaat Sachſen der Bevölkerungsausfall 
durch den Krieg bis Ende März 1919: Tod von Militärperſonen 
119 800, Geburtenausfall 248 000, Mehr von Ziviltodesfällen (mit 
Ausſchluß der Säuglinge) 53000, zuſammen 420 800 (aufs Reich 
umgerechnet 5,9 Mill.). Es hätte indes bei dieſem Ausfall die Er⸗ 
ſparnis an Säuglingstodes fällen infolge der Geburtenabnahme mit 
rund 40 000 gut geſchrieben werden müſſen, wodurch ſich der Geſamt⸗ 
ausfall um faſt 10% vermindert. Der Aufſatz folgert, daß der Zeit⸗ 
raum raſchen Bevölkerungswachstums für Deutſchland vorläufig ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Augenblicklich (Ende 1919 und 1920) haben wir freilich 
— nach großſtädtiſchen Ergebniſſen zu urteilen — eine noch nicht da⸗ 
geweſene Hochflut an Hochzeiten infolge Aufſtauung und eine weit über 
die Friedenszeit hinausgehende Geburtenhäufigkeit, die demnächſt durch 
die vielen Eheſchließungen weiteren Antrieb erhalten wird. Die Sterb⸗ 
lichkeit iſt nach völligem Erlöſchen der Grippe in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1919 gegenüber der Kriegszeit wieder günſtiger geworden. 

Mombert kommt in ſeiner Arbeit zu dem Ergebnis, daß die 
großen Kriegs verluſte und die zu erwartende Verminderung des Volks⸗ 
wachstums nicht ausreichen werde, das notwendige Gleichgewicht zwiſchen 
Bevölkerung und Wirtſchaft wiederherzuſtellen. Wir hätten damit zu 
rechnen, daß ſich unſere Ausfuhr verringere und in ihr die Rohſtoffe 
und Halbfabrikate gegenüber den Fertigfabrikaten größeres Gewicht 
gewönnen; es mangele an volkswirtſchaftlichem Kapital, und feine 
Neubildung ſei erſchwert. Doch helle ſich das Bild dadurch etwas 
auf, daß wichtige Rohſtoffgebiete auf uns als Abſatzgebiet und damit 
auf unſere Fertigfabrikate angewieſen blieben, und daß die gewaltigen 
Menſchenverluſte auch unſerer Gegner ſie hindern würden, ſich von 
unſerer Fertiginduſtrie unabhängig zu machen. Gleichwohl weiſe die 
Notwendigkeit, zwiſchen Volkszahl und Nahrungsſpielraum auszugleichen, 
auf einen Rückgang der durchſchnittlichen Lebenshaltung und auf Aus⸗ 
wanderung hin. Trotz unleugbarer Nachteile der Auswanderung ſei 
ſie doch günſtig für die Wirtſchaft, wenn dadurch das Brachliegen von 
Arbeitskraft verhindert werde. Ziel der Bevölkerungspolitik ſei jetzt, 
den Nahrungsſpielraum zu erweitern, mithin den inneren Markt zu 
ſtärken, namentlich die Erträgniſſe der Landwirtſchaft zu ſteigern, eine 
richtige Okonomie der Kapitalbeſchaffung und ⸗verwendung, nötigenfalls 
auch mit Hilfe einer ſtaatlichen Kapitalpolitik; herbeizuführen und alle 
ſoziale Regelung möglichſt der wirtſchaftlichen Entfaltung, die den 
ſozialen Fortſchritten allein Stütze und Dauer verleihe, dienſtbar zu 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 20 
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machen. In dieſem Rahmen erörtert Mombert ausführlich alle Ur⸗ 
ſachen des Zuſtandes und alle Auswege, die ihm bedeutungsvoll er⸗ 
ſcheinen, in ſcharfer überſichtlicher Gliederung. Wenn hierbei auch 
einiges Wenige überholt erſcheint und manche dringenden Nöte, die 
ſich inzwiſchen zugeſpitzt haben, nicht zu ihrem Rechte kommen, ſo ſind 
doch die für lange Zeit bleibenden Geſichtspunkte ſicher und wegweiſend 
herausgearbeitet. Gerade das tut immer und immer wieder not; denn 
wir dürfen es nun nicht wieder vergeſſen, und unſere Gegner werden 
es aus den Schriften ihrer eigenen aufgeklärten Nationalökonomen 
ſchließlich lernen, daß alle politiſchen Erwägungen des dauerhaften 
Grundes entbehren, wenn ſie die Grundtatſachen des wirtſchaftlichen 
Lebens und ſeine unentziehbaren Zuſammenhänge mißachten. — Für 
eine Bevölkerungs politik im engeren Sinne tritt Mombert 
nur noch ſehr zurückhaltend ein. Mit Recht betont er, daß viele der 
früher vorgeſchlagenen Maßnahmen (Kinderzulagen, Steuerprivileg uſw.) 
ſich ſchon aus allgemeinen ſozialen Geſichtspunkten heraus empföhlen, 
manche auch dazu beitragen könnten, den Nahrungsſpielraum zu er- 
weitern. Daß Armut nun plötzlich die vernünftelnden Denkgewohnheiten 
des Volkes beſeitige, glaubt Mombert nicht. Wenn es aus der 
Armut mal wieder bergauf geht und ſchaffende Kräfte gebraucht werden, 
dann wird — ſo glauben wir — die Kurve der Geburtsziffer die 
Lehre der Wiſſenſchaft von der „rationaliſtiſchen Denkweiſe“ über⸗ 
haupt abtun. 
Hannover Karl Seutemann 


Jöhlinger, Dr. Otto (unter Mitarbeit von Erich Ewer): Die 
Praxis des Getreidegeſchäfts. Ein Hand- und Lehrbuch 
für den Getreidehandel. Zweite, verbeſſerte Auflage. Mit zwei 
Exemplaren des deutſch⸗niederländiſchen Vertrages. Berlin 1917, 
Julius Springer. X u. 384 S. 


Wie in der erſten Auflage des Buches, das damals die „Praxis 
des Getreidegeſchäfts an der Berliner Börſe“ betitelt war, wird in der 
Hauptſache der Berliner Getreidehandel dargeſtellt. Darüber hinaus 
findet der deutſche Getreidehandel außerhalb Berlins ſowie der Getreide⸗ 
handel in den wichtigſten ausländiſchen Herkunftsgebieten ſoweit Berück⸗ 
ſichtigung, als dies für die Unterrichtung desjenigen, der ſich am 
Berliner Getreidegeſchäft beteiligen will, von beſonderer Wichtigkeit iſt. 
Denn der Zweck des Buches iſt ein praktiſcher. Es zeigt die Praxis 
für die Praxis. So muß und will das Buch gewertet werden. Und 
dieſem Zwecke entſpricht es in ſehr guter Weiſe. „Vor einer allzu 
theoretiſchen Darſtellung“ ſuchte ſich der Verfaſſer, wie er in dem 
Vorwort zur erſten Auflage ſchrieb, dadurch zu bewahren, daß er einen 
Mitarbeiter aus der Praxis heranzog. Dieſem Streben entſpricht es 
auch, wenn an einer Reihe von praktiſchen Beiſpielen gezeigt wird, wie 
das Geſchäft im einzelnen ſich abſpielt; und gerade dieſe praktiſchen 
Teile des Buches werden auch Theoretikern als Material willkommen 
ſein. Bei dem Beiſpiel über die Beteiligung eines Effektiohändlers 
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in der Provinz am Berliner handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäft iſt aller⸗ 
dings der Schluß (S. 305), wo es ſich um die eventuelle Glattſtellung 
des Lieferungsengagements handelt, nicht mit genügender Deutlichkeit 
dargeſtellt. Ahnlich läßt auch die Präziſion der Darſtellung einiger 
anderer Stellen zu wünſchen übrig, zum Beiſpiel auf S. 99 bei dem 
Vergleich zwiſchen Importkontrakten und handelsrechtlichem Lieferungs⸗ 
geſchäft (insbeſondere bezüglich der Qualitätsfeſtlegung) oder auf S. 28 
bezüglich der „Standards“. Eine theoretiſch ſchärfere Betrachtungs⸗ 
weiſe hätte nicht nur davor bewahrt, ſondern auch den Aufbau des 
Buches in manchem günſtiger zu beeinfluſſen vermocht (Wiederholungen 
oder verſtreutes Vorbringen von Dingen, die zuſammengehören, ver⸗ 
meiden laſſen). Die Hauptkapitel des Buches werden durch die Dar⸗ 
ſtellung der Hauptgeſchäftsarten des Berliner Getreidehandels, des 
Lokogeſchäftes, des Getreideimportgeſchäftes, des Getreideexportgeſchäftes 
und des Zeitgeſchäftes, gebildet. Bei dem letzteren iſt der Verfaſſer 
trotz im übrigen einläßlicher Darſtellung auf die Technik der Abwicklung 
durch Schlüſſe⸗Kompenſation nicht eingegangen. Im ganzen handelt 
es ſich um ein Werk, das nicht nur große praktiſche Verwendbarkeit 
beſitzt, ſondern das auch gerade durch die große Berückſichtigung der 
Praxis des Geſchäfts dem Theoretiker Wertvolles bietet. 
Berlin Hellauer 


Wirtſchaftsdienſt⸗ Preisausſchreiben 


Die Rechts⸗ und Staats wiſſenſchaftliche Fakultät der Univerſität 
Hamburg hat aus ihr vom „Wirtſchaftsdienſt“, der Zeitſchrift des 
„Hamburgiſchen Welt- Wirtſchafts⸗ Archivs“, aus einer Stiftung zur 
Verfügung geſtellten Mitteln drei Preiſe von 1500, 1000 u. 500 Mk. 
ausgeſetzt für die Bearbeitung des Themas: 


„Die Methoden der Anpaſſung der Lohnhöhe an die 
Preis bewegung“. 
Vor allem ſollen die Verſuche kritiſch dargeſtellt werden, die im Aus⸗ 
land unternommen worden ſind, um Löhne und Gehälter durch auto⸗ 
matiſch mit dem Steigen des Preisniveaus eintretende Zuſchläge zu 
regulieren ſowie die Wirkungen folder Maßnahmen auf Volks- und 
Privatwirtſchaft. 


20 * 


308 | [624 


Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften 


— bis Ende Mai 1920 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Günther, Siegmund: Lehren der Revolution. München und Leipzig 1920, 
Duncker & Humblot. 77 S. 

Thomas, Harrison Cook: The return of the democratic party to power 
in 1884. New York 1919, Columbia University. 261 4 

ne =. Vom en und Wert der Demokratie. Tübingen 1920, 
J. C. B. Mohr. 38 S 

Meyer Hermann! Das politif e en im Deutſchen Auswärti 
Dienſt. Tübingen 1920, J eg 08 S. * 

Das einlandabkommen, oe 8 8 der Hohen n 
in Coblenz. Dreiſprachige 5 Erläutert von H. u. W. Vogels. 
Bonn 1920, A. Marcus 

Scheiding, Ernſt: en er a der deutſchen Revolution. Leipzig 1919, 
Felix Meiner. 90 S 

Schumacher, 1 Kulturpolitik. Neue Streifzüge eines Architekten. 

ne F. Diederichs 217 S > 

Schwind, E.: Geſundes und Kranthaftes in der ſozialen Willensbildung. 
Wien und Leipzig 1919. 40 S. 

Stadtler, Eduard: Die al der fozialen Revolution. Leipzig 1920, 
K. F. Köhler. VIII u. 154 ©. 

— Die 8 Leipzig 1920, K. F. Köhler. 255 S. 

— Volkswille und Parteiweſen. Leipzig 1920, K. F. Köhler. 8 S. 

. 1 . und Todesſtrafe. Leipzig 1920, Neue Geiſt⸗ 

Verlag 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Apelt, Willibalt: Der verwaltungsrechtliche Vertrag. Leipzig 1920, 
F. Meiner. 225 S. 

VBornhak, Conrad: Grundriß des deutſchen Staatsrechts. Fünfte une 
Leipzig und Erlangen 1920, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung. 21 

— 5 des Verwaltun en in Preußen und dem 0 f Hei Reiche. 
Sechſte, durchgeſehene Au nu Leipzig u. Erlangen 1920, A. Deichertſche 
Verlagsbuchhandlung. 208 

Deutſcher Kommunal⸗Kalender 1920. Herausg. v. A. Finke u. E. Stein. 
Berlin⸗Friedenau 1920. 208 S. 

Geſetz über Landeskulturbehörden. Erläutert von Holzapfel. 
Berlin und Leipzig 1919, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger 110 S. 

Gieſe, aa Preußiſche Rechtsgeſchichte Ein Lehrbuch für Studierende. 
Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Berleger. 270 S. 

Glum, Friedrich: Die Organiſation der Rieſenſtadt. Berlin 1920, Julius 
Springer. 59 S. 

Oertmann, Paul: Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches, 2 Bde. Berlin 
und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 147 u. 152 S. 
(Sammlung Göſchen.) 

Pohl, 5 Zur 1 des Miſchehenrechts in Preußen. Berlin 

20, Ferd. Dümmler. 
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cprümmer, M. D.: Manuale iuris ecelesiastici. Editio altera. Friburgi 

Brisgoviae 1920, Herder & Co. 700 S. 

Schrader, Rudolf: Das Arbeiterrecht für Eingeborene in Deutſch⸗ und 
Britiſch⸗Oſtafrika. Hamburg 1920, Friederichſen & Co. 92 S. 


3. Sozial⸗ und Nechtsphiloſ ophie 


von Below, Georg: Soziologie als Lehrfach. (Um ein Vorwort vermehrter 

Sonderabdruck aus Schmo ers Jahrbuch, 48. Jahrgang 4. Heft, 1919). 

München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 60 ©. 

Fichte, 3. G.: Zurü orderung dr Denkfreiheit. Herausg. von R. Strecker. 
Leipzig 1920, F. einer. XV u. 34 ©. 

Gnerriero, Augusto: La teoria della sovranitä. Avellino 1919, Tipo 
Litografia Pergola. 113 S. 

Hatſchek, Julius: Der Muſta' min. Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung 
wiſſenſchaftlicher Verleger. 108 S. 

Hübner, Rudolf: Die Staatsform der Republik. Bonn u. eiche 1920, 
ee Verlag. X u. 25 S. (Bücherei der Kultur und Ge chichte, 

Stoltepberg, H. L.: Wegweiſer durch Tönnies: Gemeinſchaft und Geſell⸗ 
ſchaft. Berlin 1919, Karl Curtius. 15 S. 

von Aexküll, J.: Staatsbiologie. Berlin 1920, Gebr. Paetel. 55 S. 

Valentin, Veit: Geſchichte des Völkerbundgedankens in Deutſchland. Berlin 
1920, H. R. Engelmann. S. 


4. Volkswirtſ chaftliche Theorie und ihre Gel chichte. 
Allgemeine voltswirtſchaftliche Fragen 


Günther, Adolf: Rückkehr zur Weltwirtſchaft. München und Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. 148 S. 

Keßler, N Der Neuaufbau des deutſchen Wirtſ chaftslebens. Jena 
1920, Guftan Fiſcher. 27 S. 

Muhs, Karl: Begriff und Funktion des Kapitals. Jena 1919, Guſtav 

iſcher. 104 S. 

Nationalekonomiska Studier tillägnade_ Professor David Davidson. 
Uppſala und Stockholm 1920. 183 S. (Mit Beiträgen von Heckſcher, 
. Jacobsſon von Koch, Ohlin, Rohtlieb, Silver⸗ 
tolpe, Sommarin, Wickſell.) i 

Neue „Wirtſchaft. (Textbücher zu Studien über Wirtſchaft und Staat. 
Herausg. von 5. a ſtr ow, Band 5.) Berlin und Leipzig 1920, Ver⸗ 
einigung wiſſen chaftlicher Verleger. VII u. 162 S. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
Kt Joſef: Tirols Getreidepolitik von 1527 bis 1601. Innsbruck 1919, 
agnerſche Univerſitätsbuchdruckerei. 127 S. (Forſchungen zur inneren 
Geſchichte Oſterreichs, Heft 13.) 


Die Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. Feſtſchrift zum 
undertjährigen Jubiläum am 2. Marz 1920. Berlin 1920, Mittler & Sohn. 


XVI u. 690 S. 
Greiner, Karl: Wirtſchaftsleben im Bayrifch-Böhmilan Waldgebiete. 
Leipzig und Erlangen 1919, A. Deichert. 144 ©. (Wirtſchafts⸗ und 


Verwaltungsſtudien mit beſonderer Berückſichtigung Baverns, LVI.) 
Maid Conrad: Ein Jahrhundert Deutſcher Maſchinenbau, 1819—1919. 
erlin 1919, Julius Springer. 271 S. Feſtſchrift der Deutſchen 
Maſchinenfabrik A. G. in Duisburg.) 
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6. Laudwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
end Verſorgung und Gutsbetriebe. Vom Reformbund der Guts⸗ 
höfe. Nauheim 1920. 43 S. und eine Karte. 


Zeller, T.: Der au zwiſchen Rohr⸗ und Rübenzucker. Leipzig 1920, 
K. F. Koehler. 102 re der Auslandswirtſchaft. Herausg. 
vom f eluswärtigen Amt, Heft 14. 

3 i eee 5 K.: ns in die Landarbeiterfrage. Wien 

510 Buchdru ere Auftria. 167 8. (Landarbeiter frage und Land⸗ 
arbeitsrecht Bd. 1.) 


7. Bergbau und Juduſtrie 


Beri c über die Tätizkeit der Gemüſekonſerven⸗Kriegsgeſell 
5 b. H. in Braunſchweig, 1916—1919. 419 6 8 e 

. Da. i Berlin⸗Friedenau 1920, 8 Freie Wirt⸗ 
ſchaft. 48 S. (Gegen die Zwangswirtſchaft, Heft 3. 

Hedler, W.: Deutſche 5 Dresden und * 1919, Globus 
Verlag. 41 S. (Bibliothek für Volks- und Weltwirtſchaft, Heft 67.) 


Thieme, Ernſt: Der wir che Buß Aufbau gi anauer Edelmetallinduftrie. 
Tübingen 1920, Lauppſche Buchhandlung u. 111) S. (Zeitſchrift für 
die late Staatswiſſenſchaft, Ergänzungsheft LIII 


nd. Walter: Das Eifen in Rußland. Leipzig en K. F. Koehler. 
85 . e der Auslandswirtſchaft, herausg. vom Auswärtigen 
mt, He 


8. Handel und Handelspolitik 


Chang Su See: The foreign trade of China. New York 1919, Columbia. 
niversity. 451 ©. 


Nord, A.: Die e Chinas. Leipzig 1920, K. F. Koehler. 
215 S. sn n Einzeldarſtellungen, herausg. vom Aus- 
wärtigen Amt, Bd. 5 


Taussig, F. W.: Free nn the tariff and reciprocity. New York 1920, 
Macmillan. IX u. 216 ©. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Görnemaun, Otto: Württemberg und die Vereinheitlichung des 918 
Eiſenbahnweſens. (Inaugural⸗Diſſertation.) Heidelberg 1920. 


1 1882—1911. Dreißig Jahre ruſſiſcher Eiſenbahnpolitik. Berlin 
9, J. Springer. 242 S 


10. Geld., Bank⸗ und Börſenweſen 


l n, e 5 un Kapital. Zweite Auflage. Jena 1920, 
tav Fiſcher. VI u 
. e Die ae während des Weltkrieges. Zürich 
1919, O. Füßli. 255 S. und 8 Tabellen. (Etudes &conomiques, com- 
merciales et financières. Deuxiöme fascicule.) 
Geſell, Silvio: a e Valuta⸗Aſſoziation. Sontra in Heſſen 1920, 
Freiwirtſchaftlicher Verlag. 13 S. 


Heyn, Sn: dur Valutafrage. München und Leipzig 1920, Duncker &. 
Humblo 0 S. 
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Söhr, Adolf: Die Valutaentwertung und die Schwei ürich 1920, 
98 Suhl 58 ©. ö e 

. E.: Geldumlauf und Theſaurierung. Zürich 1920, O. Füßli. 


Die öſterreichiſchen 3 im Jahre 1913. Wien 1919, Oſterreichiſche 
n 


11. Bevdlrerungslehre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


Bendix, Ludwig: Klaſſenkampf und Geiſtesverfaſſung. Berlin 1920, Verla 
der Kulturliga. 38 S. (Revolutions⸗Streitfragen. Neue Folge, Heft 9. 

Eulenburg, Franz: Arten und een! der Sozialiſierung. München und 
Leipzig 1920, under & Humblot. 48 S. 

Die aueiebgebung der Bolſchewiki. Überſetzt und bearbeitet von 

banski. Leipzig und Pat 1920, B. G. Teubner. XII u. 193 ©. 

(Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau, Quellen und Studien. Erſte Abteilung, 
Recht und Wirtſchaft, 2 Heft.) 

Lederer, Emil: Deutſchlands Wiederaufbau und „ Neu⸗ 
1 durch Sozialiſierung. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 
1 

Oswalt, H.: Keine ln Rechnungen? Frankfurt a. M. 1920, Blazek & 
Bergmann. 28 


13. Sozialpolitik 


Bröcker, Paul: Die Arbeitnehmerbewegung. Hamburg 1920, Deutſch⸗ 
90 10 Verlagsanſtalt. 114 S. (Kultur- u nationalpolitiſche Zeit⸗ 
agen 1 
Broglie, C.: Die ſoziale Woſſg. Dresden und Leipzig 1919, . 
96 S. (Bibliothek für und Weltwirtſchaft, Heft 64 


Kloevekorn: 1 oder Selbſtkoſtenminderung? 8 1920. 
Gebr. Jänecke. 
Raueder, Bruno: 1 des Arbeitslebens. München und Leipzig 
1920, Duncker & Humblot. 40 S. (Schriften der Ortsgruppe München 
der Geſellſchaft für ſoziale Reform, Heft 3.) 
Neier, Otto: Sogialifierungsge etze. Berlin und Teipaig 1920, Vereinigung 
N 5175 erleger. 214 S. (Guttentagſche ammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze, Nr. 141.) 
Sherfen, Elifabetp: Die Frau im deutſchen Reich8- und Landes e 
annheim, Berlin und Leipzig 1920, J. Bensheimer. 121 


eee und Vorſchläge zur Beteiligung der Arbeiter an 
dem Ertrage wirtſchaftlicher 12% TUeO Enden, Bearbeitet im 
Statiſtiſchen Reichsamt. Berlin 1 1 32 S. (Sonder⸗ 
beilage zum Reichsarbeitsblatt Nr. 95 Mär; 920.) 


Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Regensburg 1919 
zu den Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und Deutſch⸗Oſterreich und zur e e. Mit einem 

Nachruf auf Guſtav Schmoller von Heinri choice ner und einer 
5 auf Eugen Philippovich von Michael a 
nebſt un von Sufenst Stolper, Lederer, Vogelſtein, 
Eulenburg uns von Wiefe. München und Leipzig 1920, Duncker 
& Humblot. 


Weber, Adolf: 5 0 wiſchen ital urd Arbeit. Zweite Aufla 
Tübingen 1920, J C. 8 Nh 2 AIX 1. 448 S. 8 = 
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14. Geuoſſenſchaftsweſen 


15. Finanzen 
410 N oder Erneuerung? München 1920, J. F. Lehmanns 
erla 


Feng-Hun 3 Public debts in China. New York 1919, Columbia 

niversity. 105 S. 

Ku ir N.: Ein Reichsfinanzprogramm für 1920. Tübingen 1920, 
elt 1 15 Mohr. 66 S. (Recht und Staat in Geſchichte und Gegenwart, 


He 8 Deutſchlands finanzielle Verpflichtungen aus dem Friedens⸗ 
vertrage. Berlin 1920, R. Engelmann. 26 S. (Die Dede herausg. 
von der Deutſchen Liga für Völkerbund, Heft I. 

Moll, Ewald: Die preußiſche 5 de Staatsſchulden, 1820 — 
1920. Berlin 1920, R. v. Deckers Verlag. 47 ©. 

Neumann, Maxim: Des Reichsnotopfers 8 Teil. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 17 S. 

Neichseinkommen⸗, Körperſchafts⸗, Kapitalertrags⸗ und Laudesſtener ; 
geſetze. Berlin und Leipzig 1920. 136 S. (Guͤttentagſche Sammlung 
von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) 

Seligman, E. R. A.: La liquidation financiere de la guerre aux Etats- 
Unis. Paris 1920, M. Girard & E. Brière. 57 ©. 

von Tyſzka, Karl: Srundaüge der Finanzwiſſenſchaft. Jena 1920, Guſtav 
Fiſcher. VII u. 347 S. 


16. Verſicherungsweſen 


Heymann, Hans: Die ſoziale ˙ü̃X, ur dem Wege der Ver⸗ 
ſicherung. Berlin 1920, Julius Springer 


17. Statiſtit 
Lenz, Nichard: Die Landwirtſchaftsſtatiſtik im Kreiſe Teltow. Berlin 1919, 
Büxenſtein G. m. b. H. 71 S. (Veröffentlichungen des Statiſtiſchen 


Amts des Kreiſes Teltow. Erſtes Heft.) 
Statiſtik des Hamburgiſchen Staates. Herausgegeben vom Statiſtiſchen 
Landesamt. amburg 1919, Otto nen Verlag. 0 
Heft XXVIII. Dig, Boltszählung vom 1. De net 1910 ſowie die 
Ergebniſſe der Bevölkerungsaufnahmen in den hren 1911 und 1917 
im hambu 8 Staate. 89 
Heft XXX. Wohnort und Arbeitsſtätte der „ ham⸗ 
on Wohnbevölkerung nach der Volkszählung vom 1. Dezember 


Statiſtiſcher ehe über die Bevölkerungsbewegn ung und wichtige 
wirtſchaftliche Verhältniſſe in Barmen 1913—1 Barmen 1920, 
Oskar Born. 15 S. (Beiträge zur Statiſtik der Stabt Barmen, Heft 7. 

Sen Jahrbuch der an Köln. 8. Jahrgang. Köln 1920, 

. duptont Schauberg. 132 S 


18. Verſchiedenes 


Der Fall Valentin. Die amtlichen Urkunden. Im Auftrage der philo⸗ 
4 . Fakultät zu Freiburg i. Br. herausgegeben und ein eleitet von 
9 15 N München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 

u. 


ee a Die Bonner Univerfität. Bonn 1919, Marcus & Weber. 
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Aufſätze in Zeitſchriften 


1. Allgemeine Politik 


Groener, Wilhelm: Die Liquidation des Weltkriegs. a Jahrbücher, 
nuar EL S. 36 ff., Februar 1920, S. 172 ff., März 1920, S. 337 ff., 
pril 1920, S. 21 ff., Mai 1920, S. 161 ff. 


u „ Rußland und Europa. Preußiſche Jahrbücher, April 1920, 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Baath, Das Reichsverwaltungsgericht nach dem Entwurf des Rei 45 
min ſteriums des Innern unter Berückſichti ung des preußiſchen Entwurfs 
Preußiſche Jahrbücher, Mai 1920, S. 237 


Berliner: Privatverſicherungsrecht und riedensvertra eitſchrift für Ver⸗ 
ſcherungswiſenſchaft . April 1920 S. 103 ff. 8. Zettſchrift fü 


Lucas: Der Handelsſtand und ſein Schutz gegen Eingriffe der Verwaltung. 
Correſpondenz der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin, 12. Mai 19 


Sozialrechtliche Neuerungen im l iſchen bürgerlichen Geſetzbu 
Soziale Praxis, 18. Februar 1920, S 57 f. . 50 


3. Sozial⸗ und Nechtsphiloſophie 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen | 
Broda, Ernſt: Probleme der Nlal 1920, C. 555 ff Eine Erwiderung. Der 
Oſterreichiſche Volkswirt, 1. Mai 1920 


von Kleinwächter, Friedrich: Die Lehre vom 9 und das ſogenannte 
a der Wiener nationalökonomiſchen Schule. Conrads 
ahrbücher, Februar 1920, S. 97 ff. 


Stieda, Wilhelm: Die Zukunft er deutſchen Wirtſchaftslebens. Conrads 
Jahrbücher, Januar 1920, S. I ff. 


Stolper, Guſtav: Probleme der Staatswirtſchaft (Foztfegun Der Oſter⸗ 
reichiſche Volkswirt, 31. Jänner 1920, S. 281. ff.; ebruar 1920, 
S. nel 14. 40 f 1920, S. 374 fl.; 28. Februar 1 S. 411 ff.; 
6. 18 . ff.; 13. März 1920, ©. 455 ff.; 20. März 1920, 
S. 476 27 März 3 1020. & ©. 485 ff.; 3. April 1920, S. 515 ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


7. Bergbau und Induſtrie 


Eremichſtaedten⸗Czerva: Die wirtſchaftliche Bedeutung des Taylorismus. 
Taylorzeitſchrift Februar 1920, S. 30 ff. 


8. Handel und Handelspolitik 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Lagatz: Zur Geſchichte des A enEalnaehantene. Archiv für Eiſenbahn⸗ 
weſen, Mai und Juni 1920, ©. 321 ff. 


Es werden hier nur ſolche Aufſätze eingeſendeter Zeitſchriften angeführt, 
die 5 Schriftleitung . erſchei 845 fab 


20 * 


314 Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften [630 


aſzkowski: Eiſenbahnpolitik Norwegens. Archiv für Eiſenbahnweſen, Mai 
N 1 Juni 1920, S. 351 ff. i nr nn 


Schimpff: Das zukünftige Schnellbahnnetz von Gro Berlin. Archiv für 
a Elſenbahnweſen, März und April 1920, S. 146 ff. B gi mi 


Sn Von der oſtchineſiſchen Eiſenbahn und ihrem Einflußgebiet. 
Archiv für Eiſenbahnweſen, März und April 1920, S. 173 ff. 


Trautvetter: Das deutſche Verkehrsweſen. Ein Rückblick. Archiv für Eiſen⸗ 
bahnweſen, Mai und Juni 1920, S. 382 ff. | 


10. Geld., Bank. und Börſenweſen 


Bendixen: Devalvation. Bankarchiv, 15. April 1920, S. 163 ff. 


Diehl, Karl: David Ricardo und der finanzielle Wiederaufbau Englands nach 
den napoleoniſchen Kriegen. Bankarchiv, 1. Februar 1920, S. 106 ff. 


de 0 15 Aſſignatenwirtſchaft. Der Kampf, Februar u. März 


Heyn, Otto: Viſſerings e e für die internationale 
Finanzkonferenz. Bankarchiv, 1. April 1920, S. 147 ff. 


Meyer, Richard: Zur Frage des qualitativen Unterſchiedes zwiſchen Bank⸗ 
noten und Giroguthaben. Bankarchiv, 15. Mai 1920, S. 189 ff. 


von Schulze⸗Gaevernitz: um Vorſchlag einer Valutaterminbörſe in Amſterdam. 
Bankarchiv, 1. Mai 1920, S. 177 ff. 


Schwarz: Devalvationsſorgen. Bankarchiv, 15. Mai 1920, S. 187 ff. 


11. Bevölkerung und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


Boujansky, J: Die Sozialpolitik des ruſſiſchen Bolſchewismus. Soziale 
ars, Yo März 1920, ©. 534 ff. ® 


Kelſen, Hans: Sozialismus und Staat. Archiv für die Geſchichte des So⸗ 
ialismus und der Arbeiterbewegung. Neunter Jahrgang, 1920, 1. Heft, 
ff. (Auch erſchienen als onde Schrift Leipzig 1920, Hirſchfeld. 

129 S.) 


Neurath, Otto: Die wirtſchaftlichen Räte im Programm der bayriſchen Voll⸗ 
fozialiſierung. Der Kampf, April 1920, S. 136 ff. 


13. Sozialpolitik 


Adler, Max: 00 ff Kampf der geiſtigen Arbeiter. Der Kampf, Februar-⸗März 
1920, S. 60 ff. 


Die Arbeitsgebiete und Kriegsverdienſte der Induſtriearbeiterinnen nach den 
ahresberichten der Gewerdeaufſichtsbeamten und Bergbehörden (Schluß). 
eichsarbeitsblatt, 31. März 1920, S. 225 ff. 

Bozi, Alfred: Soziales Recht. Preußiſche Jahrbücher, Februar 1920, S. 218 ff. 

Brentano, Lujo: Die geſetzliche Regelung des Tarifvertrags. Soziale Praxis 

3. März 1920 S. 505 ff.; 10. März S. 529 ff. 5 ae 

Dernburg, Bernhard: Weshalb fordern wir den nz für die Beurteilung 

der Lohnhöhe. Soziale Praxis, 21. Januar 1920, S. 377 ff. 

Gaebel, K.:: Der Entwurf eines Geſetzes über Arbeitsloſenverſicherung. 

Soziale Praxis, 5. Mai 1920, S. 718 f. 
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Gerloff: Erfahrungen mit den Vorſchriften über den Achtſtundentag. Soziale 
taris, 12. Mai 1920, S. 737 fl 3 i 


Leubuſcher, Charl.: Außere und innere Wandlungen der engliſchen Gewerk⸗ 
vereine. Reichsarbeitsblatt, 30. April 1920, S. 304 ff. 


Oudegeest,. J.: De internationale Arbeitsconferentie te Washington. 
Socialistische Gids, Februari 1920, S. 105 ff.; Maart 1920, S. 292 ff. 
ls, Friedrich: Zur Neuordnung des Schlichtungsweſens. Soziale Praxis 

= 31. ar 1920. S. 582 ff. a * 

Pkibram, Karl: Die pefesliche er ar Arbeitsloſenunterſtützung. Der 
Oſterreichiſche Volkswirt, 3. April, S. 520 ff.; 10. April 1920, S. 540 ff. 


Schaub, E. L.: The regulation of rentals during the war period. 
Journal of political economy, January 1920, S. I ff. 


Sitzler: Zum Vorentwurf einer Schlichtungsordnung. Soziale Praxis, 5. Mai 
1920, S. 713 ff. 


Slichter, S. H.: The 5 of Labor. Journal of political eco- 
nomy, Dezember 1919, S. 813 ff. 


Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände. Mitteilungen des Reichs» 
verbandes der deutſchen Induſtrie, 27. März 1920, S. 4141 ff. 


Weigert: Die Umbildung der Erwerbsloſenfürſorge. Soziale Praxis, 7. April 
920, S. 609 ff. 


Zimmermann, Waldemar: Grundſätzliches zum Vorentwurf einer S 575 
1920 S. 688 f Soziale Praxis, 14. April 1920, S. 641 ff.; 21. I 
1920, ©. ; 


14. Genoſſeuſchaftsweſen | 
Müller, Auguft: Die Bedeutung der Konſumgenoſſenſchaften im neuen 
Deutſchland. Soziale Praxis, 28. April 1920, S. 689 ff. 


Polootſev, V. N.: Die ruſſiſche Genoſſen feaſchaſee. Bull und der internatio- 
nale Handel. Internationales Genoſſenſchafts⸗Bulletin, S. 16 ff. 


\ | : 
Popoff, N. S.: Warum nur der genoſſenſchaftliche Handel in Rußland mög⸗ 
, iſt. Internationales Genoſſenſchaſts Bulletßn, März 1920, S. 126 ff. 


15. Finanzen 
Grünberg, Karl: Finanzkriſen in der Vergangenheit. Der Kampf, Jänner 
1920, S. I ff. 


Loewenthal, H.: Lebensmittelpreiſe und Staatshaushalt. Der Oſterreichiſche 
Volkswirt, 9. Februar 1920, S. 351 ff. 


Meda, T.: Lo sviluppo tributario in Italia durante i tre anni di guerra. 
Boletino di Statistica e die legislazione comparata. Anno XVII, 
Fasc. IV, 1918, S. 531 ff. 


Plehn, C. C.: An assessment roll far the income tax. Journal of poli- 
tical economy, Dezember 1919, S. 875 ff. 


Schleſinger, K.: Theoretiſches zur Vermögensabgabe. Der Oſterreichiſche Volks⸗ 
it 10. April 1920, ©. 535 ff. 8 N 


W. F.: Steuervorlagen. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 6. März 1920, S. 435 ff. 
Viner, J.: Who paid for the war? Journal of political economy, 
January 1920, S. 46 ff. a 


16. Verſicherungsweſen 


er: Der Friedensvertrag und die deutſche Privatverſicherung. Zeitſchrift 
für Verſicherungswiſſenſchaft, 1. April 1920, 8. 93 a u 
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17. Statiftit 


18. Verſchiedenes 


5 Di der Wirtſchafts⸗ und Rechtswi türki⸗ 
Ten 91 . Ani für Vu > ab fn ne 11 De⸗ 
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Kühne: Die e der Derufserziehung im neuen Er aa Soziale 
Praxis, 17. März, S. 599 ff.; 31. März 1920, S. 586 ff. 
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Der Aufbau der europäiſchen Kultur⸗ 
geſchichte 


Von Staatsſekretär Dr. Ernſt Troeltſch 
Profeſſor der Philoſophie an der Aniverſität Berlin 


Inhalts verzeichnis: Die philoſophiſchen Elemente des geſchichtswiſſenſchaftlichen 
Denkens S. 1—3. — Beſchränkung der Univerſalgeſchichte auf den europäiſch⸗ 
amerikaniſchen Entwicklungszuſammenhang S. 3—9. — Daneben die Univerſal⸗ 
geſchichte als vergleichende Gewinnung hiſtoriſcher Typen und Geſetze S. 9 — 11. 
— Die von beiden Betrachtungsweiſen aus ſich ergebende beſondere Ver⸗ 
wickeltheit der abendländiſchen Kultur als Ineinanderſchiebung zweier Kultur⸗ 
kreiſe S. 11—17. — Die Aufgabe einer Konſtruktion des Aufbaues der 
europäiſchen Kulkurgeſchichte S. 17—18. — Das Problem der objektiven 
Periodiſierung als Hilfsmittel für eine ſolche Konſtruktion: Hegel, Ranke, 
Guizot, Spencer, Lacombe, Marx, Breyſig, Max Weber, Sombart S. 18—38. 
— Der Aufbau und feine Elemente S. 38—43. — Drei Folgeſätze, die ſich 
aus der Einſicht in das Verhältnis des ſoziologiſchen und des ideologiſchen 
Elementes aller Geſchichte ergeben S. 44—48. 


ie Hiſtorie iſt völlig durchzogen von philoſophiſchen Elementen. 

Sie äußern ſich nur ſchwach und vorbereitend in der eigent⸗ 
lichen hiſtoriſchen Erforſchung und Darſtellung des Einzelnen, ſchon 
ſehr viel ſtärker in der Zuſammenordnung und Durchdringung 
größerer Gruppeneinheiten und wachſen zu entſcheidender Bedeutung 
empor bei dem Zuſammenſchluß und der Bewertung des Ganzen. 
Will man fie genauer benennen, fo liegen fie — logiſch⸗kunſtmäßig 
ausgedrückt — erſtlich in der Konſtituierung des hiſtoriſchen Gegen⸗ 
ſtandes, der nie einfach mit den Tatſachen, Dokumenten und Erlebniſſen 
gegeben iſt, ſondern — übrigens ſchon für die erſten Berichterſtatter 


1 Vortrag, gehalten im Mai 1918 in der Generalverſammlung des Bundes 
deutfcher Gelehrter und Künſtler. Der Vortrag iſt in allem weſentlichen un⸗ 
verändert. Ich habe ihn nur liegen laſſen, um zuvor meine Studien über den 
Entwicklungsbegriff abzuſchließen, die die Vorausſetzung für ihn bilden. Ich 
betone dies, um das richtige Verhältnis zu dem bekannten Buche von Spengler 
ſeſtzuſtellen. Es hat meine Problemſtellung und ⸗löſung nirgends beſtimmt, 
ſondern wurzelt ſeinerſeits in der gleichen Gedankenmaſſe wie die vorliegende 
Studie, nur daß ich in ſehr wichtigen Punkten ganz andere Wege für nötig 
halte und dem realiſtiſchen Detail einen viel größeren Platz einräume. Daß die 
philoſophiſche Grundanſicht ſelbſt und auch die Stellung zu den Zukunfts⸗ 
aufgaben bei mir eine ganz andere iſt, iſt auf den erſten Blick klar. Im 
übrigen verweiſe ich auf meine Anzeige Hiſt. Zeitſchrift 1920. 
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ſelbſt — immer erſt durch ein beſtimmtes, einzelne Tatſachen zuſammen⸗ 
ſchließendes und charakteriſtiſch auswählendes Intereſſe, ſomit alfo 
durch einen Sinngehalt, beſtimmt wird. Wenn unter der Unermeß⸗ 
lichkeit der ſo beſtimmbaren Gegenſtände ſchließlich Völker und 
Kulturkreiſe ſamt ihrer ſtaatlichen und ſozialen Ordnung als die 
Hauptgegenſtände ſich durchſetzen und in deren Beſtimmung 
ſchließlich alle mehr frei und willkürlich gebildeten Unterſuchungs— 
gebiete einmünden, ſo iſt das bereits eine mit ſehr allgemeinen und 
weitreichenden Erörterungen zuſammenhängende Deutung und Be: 
wertung des tatſächlichen Lebens und ſeiner Eindrücke. Der Anarchiſt, 
der einſeitig ökonomiſche, religiöſe oder künſtleriſche Menſch wird 
anders urteilen. Die philoſophiſchen Elemente liegen zweitens in 
der Erfaſſung, Wiedergabe und Konſtruktion der Entwicklung oder 
des Werdens innerhalb eines ſolchen enger oder weiter geſpannten 
Gegenſtandes, wobei namentlich im letzteren Falle das Verhältnis des 
Allgemeinen zum Beſonderen, der Tendenzen zum Individuellen, der 
Grundrichtung zu den Zufällen und Kreuzungen, ferner die Erklärung 
der Grundrichtung ſelbſt und ſchließlich der Zuſammenſchluß der Ber: 
\ änderungen zu einem rhythmiſchen Ganzen ein philoſophiſches Problem 
erſten Ranges iſt und mit einer einfachen pragmatiſtiſchen Motiven⸗ 
kauſalität nicht erledigt werden kann. Hier finden fi die Wurzeln 
des ganzen Unterſchieds des älteren pragmatiſtiſchen, juriſtiſchen oder 
politiſchen Geſchichtsdenkens von dem modernen genetiſchen, Rankes 
von Gibbon, Macchiayelli oder Thukydides. Sie liegen drittens in 
dem Zuſammenſchluß des geſchichtlichen Wiſſens zu einem alles 
umfaſſenden oder doch zu dem denkbar weiteſt geſpannten Gegen⸗ 
ſtande und in der Konſtruktion einer Geſamtentwicklung dieſes 
Ganzen, womit naturgemäß das Problem des Sinnes und der Be— 
deutung des hiſtoriſchen Ganzen innerhalb des Weltgeſchehens ver- 
bunden iſt. Dieſe notwendig aus den elementaren Begriffen, deren 
philoſophiſche Imprägnierung man oft nicht bemerkt hat oder nicht 
bemerken wollte, hervorwachſende Schlußfrage hat ſeit dem 18. Jahr⸗ 
hundert zu den Begriffen der Menſchheit und des Fortſchritts ge- 
führt, und deren Unterſuchung iſt dann auch allgemein und unver⸗ 
hüllt als Geſchichtsphiloſophie bezeichnet worden. An dieſen Be⸗ 
griffen hängt das allgemein⸗menſchliche, das Bildungs- oder etbifche- 
Intereſſe, das die Geſchichte darbietet, während für den forſchenden 
Fachmann oder den antiquariſchen Liebhaber natürlich die Heraus- 
arbeitung von fremdem oder vergangenem Geſchehen und Leben zum 
Selbſtzweck werden und ſich auf den allerdünnſten, oft völlig. 


A 
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unbewußten Zuſammenhang mit dem allgemeinen philoſophiſchen 
Denken zurückziehen kann l. Ganz ebenſo iſt das ja auch für den 
fachmäßigen Naturforſcher, für den Naturfreund und den Techniker 
möglich, während das letzte und eigentlichſte menſchliche Intereſſe 
an der Naturwiſſenſchaft gleichfalls ein univerſales und philo- 
ſophiſches iſt. 

Die Frage iſt nun, ob dieſer menſchlich bedeutſame, ja ent⸗ 
ſcheidende, den geiſtigen Gehalt der Geſchichte zuſammenfaſſende 
Abſchluß in dieſen Formen der Menſchheits- und Fortſchrittsidee 
ſich behaupten könne, und wenn nicht, was dann in Wahrheit als 
der wirkliche Abſchluß an deren Stelle zu treten hat. Es iſt das 
Problem der Möglichkeit und des Weſens der Univerſalgeſchichte, 
das aus aller Einzelhiſtorie entſpringt und noch einen Ranke als 
Abſchluß ſeiner Geſamtleiſtung beſchäftigt hat und das jedenfalls 
ein ebenſo hiſtoriſches wie philoſophiſches iſt. 

Der erſte Teil dieſer Frage darf heute als längſt erledigt 
gelten?. Die Menſchheits⸗ und Fortſchrittsidee, die einſt mit dem 
Pathos der Verſelbſtändigung der Vernunft und des Individuums 
gegen mittelalterliche und kirchliche Bindungen verbunden und in 
dieſer Verbindung eine relative Wahrheit war, ſind längſt völlig 
ausgeleiert und dem gemeinen demagogiſchen Wortſchatz verfallen. 
Sie waren die Säkulariſierung des chriſtlichen Utopismus und 
Chiliasmus. Vor allem ſind ſie der ſteigenden Kenntnis der Tat⸗ 
ſachen gewichen. Wieviel Jahrhunderttauſende die Menſchheit auf 
unſerem Planeten auch anweſend ſein mag, wir kennen von ihr 
knapp die letzten ſechstauſend Jahre und dieſe überaus unvollſtändig 


1 Siehe meine Studie: Die Bedeutung der Geſch. f. d. Weltanſchauung. 
Berlin 1918. 

2 Dal. Ottokar Lorenz, Geſchichtswiſſenſchaft in Hauptrichtungen und 
Aufgaben 1886/91. Lorenz hatte Sinn für die philoſophiſchen Probleme der Ge⸗ 
ſchichte und fühlte ſich damals als weißer Rabe. Seine Löſungen find ſtark 
naturaliſtiſch angehaucht, und es iſt faſt drollig, wie er Ranke in dieſem Sinne 
umzudenten ſucht. Eine Vergleichung von Lorenz mit der heutigen Geſchichts⸗ 
theorie iſt lohnend. Stärker für die Univerſalgeſchichte tritt die Abhandlung 
von J. Kärſt, Studien zur Entwicklung und Bedeutung der Univ.⸗Geſchichte, 
H. Z. 106 u. 111 ein; doch handelt es ſich bei ihm weſentlich nur um den 
Rankeſchen Begriff der Univ.⸗Geſchichte, der in Wahrheit nur das Abendland 
umfaßt, alſo mit der hier entwickelten Forderung übereinſtimmt. Auch noch den 
Rankeſchen Begriff bekämpft U. v. Wilamowitz⸗Möllendorff, „Welt⸗ 
perioden“, Göttinger Rede 1897, auch in „Reden und Vorträgen“. 
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und lückenhaft. Es ift, wie wenn wir von der Erdrinde nur die 
alleroberſte Humusſchicht kännten und aus ihr allein das Weſen der 
Erde erkennen wollten. Und ähnlich wie betreffs der Vergangenheit 
zeitlich, ſo wächſt die hiſtoriſche Welt heute räumlich in unermeß⸗ 
liche Verſchiedenheiten und völlig unbekannte Regionen hinein. Die 
Kultur des fernen aſiatiſchen Oſtens, die Entwicklung der inner: 
afrikaniſchen Stämme wird etwas immer Fremderes und Größeres, 
je mehr wir es kennen lernen. Es wird unmöglich, aus alledem 
einen einheitlichen Menſchheitsbegriff zu bilden, um ſo mehr, als 
auch die Meinung immer unmöglicher wird, als ſeien die ſogenannten 
Primitiven, die für die Belehrung des heutigen Forſchers in Spi⸗ 
ritus geſetzten Urmenſchen, an die man dann gleich griechiſch— 
römiſch-germaniſche Urzeiten als Anſätze der höheren Entwicklung 
anfügen dürfe. Nicht zuletzt kommen auch die Biologie und Ethno— 
logie und zeigen es uns als unerweislich, ob überhaupt das Menſchen⸗ 
tum einen einheitlichen biologiſchen Urſprung beſitzt. Geologie und 
Paläontologie mit ihrer Lehre von den kommenden und gehenden 
Eiszeiten, die möglicherweiſe auf Polſchwankungen beruhen, lehren 
uns vollends furchtbare Schickſale und Lebendigkeiten der Ver⸗ 
gangenheit, die wir mit dem heutigen Kulturbegriff der Menſch⸗ 
heit gar nicht mehr verbinden können. 

Schon das Tatſächliche alſo, wie es uns inzwiſchen bekannt 
geworden iſt, und wie es den Horizont von Voltaire und Herder 
weit überſchreitet, macht den Begriff unmöglich. Aber er erweiſt 
ſich auch von den philoſophiſchen Elementen und Ingredienzen her, 
die ich vorhin kurz angedeutet habe, als ebenſo unmöglich. Und das 
iſt das eigentlich Entſcheidende. Der hiſtoriſche Gegenſtand kann nur 
durch einen, wenn auch noch ſo reichen und bewegten Sinngehalt 
zuſammengehalten werden, und dieſer Sinngehalt muß dem gemein⸗ 
ſamen Erleben und Verſtehen zugänglich ſein, um überhaupt in 
feiner Tiefe und feiner die Entwicklung hervortreibenden Kraft er: 
faßt werden zu können. Nun aber gibt es für die Menſchheit in 
ihrer noch völlig undurchdrungenen und unverſtandenen zeitlichen und 
räumlichen Geſamtausdehnung keinen gemeinſamen Sinn- und Kultur: 
gehalt. Abendland und Morgenland, Kulturvölker, Halbkulturvölker 
und Primitive ſind derart verſchieden, daß von einem gemeinſamen 
Kulturgehalt der heutigen Menſchheit noch nicht entfernt die Rede 
ſein kann. Das Reiſetagebuch des Grafen Keyſerling iſt, was auch 
immer der Philologe dagegen einwenden möge, in dieſer Hinſicht 
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unendlich belehrend. Ob die Zukunft eine ſolche bringen werde 
und bringen könne, das liegt heute noch außer aller Möglichkeit der 
Erkenntnis. An ſich iſt ein Kreislauf der Kulturen, ein Aufblühen 
und Abwelken der großen Völker⸗ und Kulturkreiſe, die Seltenheit 
vorübergehender Kulturhebungen ebenſowohl möglich. Können die 
Eiszeiten nicht vielleicht wiederkehren?? Unter allen Umſtänden 
beſteht die „Menſchheit“ als einheitlicher hiſtoriſcher Gegenſtand 
nicht. Dann aber iſt es auch völlig unmöglich, den ungeheuren 
Gedanken einer Entwicklungsgeſchichte der Menſchheit als eines 
Ganzen zu faſſen oder gar durchzuführen. Höchſtens bei einzelnen, 
immer noch recht großen Gruppen können wir den Gedanken durch⸗ 
führen. Die Menſchheit als Ganzes hat keine geiſtige Einheit und 
daher auch keine einheitliche Entwicklung. Alles, was man als 
ſolche vorführt, ſind Romane, die von einem gar nicht exiſtierenden 
Subjekt metaphyſiſche Märchen erzählen. Einen hiſtoriſchen Gegenſtand 
gibt es nur, ſoweit er durch eine erkennbare Sinn- und Kultureinheit 
zuſammengeſchloſſen iſt, und eine Entwicklung nur, ſoweit ein ge⸗ 
meinſamer Sinn und Kulturgeiſt zugrunde liegt oder ſich im Zus 
ſammenſtrömen des Geſchehens derart bildet, daß ein wirklicher 
einmaliger, individueller und konkreter Werdezuſammenhang auf das 
gemeinſame Kulturergebnis hin vorliegt. In dieſem Umſtand iſt 
auch die übliche Verſchiebung der Begriffe begründet, durch die 
allein man Univerſalgeſchichte, Menſchheit und Fortſchritt zuſtande 
bringt, nämlich daß man ſich in Wahrheit lediglich an die abend⸗ 
ländiſche, europäiſch⸗amerikaniſche Entwicklung hält, deren Menſchen⸗ 
maſſe für die Menſchheit und deren Entwicklung für die Welt⸗ 
geſchichte oder Weltentwicklung ausgibt. Man mag dann einige 
Seitenblicke auf den Orient, meiſt nur den vorderen Orient, damit 
verbinden und die europäiſche Entwicklung an die Anthropologie 
anknüpfen. Oder man mag jagen, daß es ſich nicht um den bio⸗ 
logiſchen Begriff der Menſchheit, ſondern um Idee und Ideal der 


— 


! Vgl. Hermann Graf Keyſerling, Das Reiſetagebuch eines Philos 
ſophen 1919; außerdem die bekannten Schriften von Lafcadio Hearne, 
Percival Low, Alfons Paquet, Kung Hung Ming. Beſonders lehrreich iſt 
Okakura Kakuzo, Das Buch vom Thee, Inſelbücherei 142. 

2 Vgl. Max Weber, Roſcher und Knies, in dieſem Jahrbuch XXVII, 
XXIX und XXX. Auch Wilamowitz, a. a. O., tritt für die Theorie in ſich 
geſchloſſener Kreisläufe ein und wendet fie insbeſondere auf das Verhältnis von 
antiker und moderner Welt an, wie das letztere übrigens auch Ed. Meyer in 
ſeiner „Geſchichte des Altertums“ tut. 
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Menſchheit handle und dieſes eben vom Abendland beſtimmungs⸗ 
gemäß herausentwickelt worden ſei oder — einfacher — nur dort 
ſich tatſächlich verwirklicht finde . Aber alles das iſt nur naiver 
oder verfeinerter Europäerhochmut, begünſtigt durch gewiſſe Begriffe 
der chriſtlichen Dogmatik, die auch bei den Feinden oder Nicht: | 
kennern des Chriſtentums noch recht kräftig ſind. Paläſtina, Rom, 
Wittenberg und Genf ſind die Erdmittelpunkte, und von da ent— 
ſteht die eine Herde mit dem einen Hirten, das Reich der abſoluten 
Wahrheit und Erlöſung, das der Moderne in das Reich der alleinigen 
Kultur, Vernunft und Wiſſenſchaft verwandelt hat. Der Eroberer, 
der Koloniſator und der Miſſionar ſteckt in allem europäiſchen 
Denken. Das iſt eine Quelle ſeiner praktiſchen Kraft und Furcht— 
barkeit, aber auch vieler theoretiſcher Irrtümer und Übertreibungen. 

Iſt dann nun aber auf den Gedanken der Univerſalgeſchichte 
und auf einen mindeſtens relativen, menſchlich und philoſophiſch 
bedeutſamen Abſchluß und Zuſammenſchluß der Geſchichte überhaupt 
zu verzichten? Durchaus nicht. Der alte Gedanke muß nur eben 
neue und beſcheidenere Formen annehmen. Man muß ſich nur 
entſchließen, auf den gewaltſamen Monismus eines alles auf einen 
Punkt zuſammendrängenden Denkens und auf die Übertreibungen 
des europäiſchen Selbſtgefühls zu verzichten. Man muß ſich klar 
machen, daß auch die letzte philoſophiſche Zuſammenfaſſung die 
empiriſchen Tatſachen nicht überfliegen kann und daß dieſe ſich daher 
nur an den Zuſammenſchluß der wirklich in einem gemeinſamen 
Ergebnis zuſammenhängenden, von einem relativ einheitlichen Sinn— 
gehalt beherrſchten Kulturkreiſe halten kann. Es gibt deren mehrere: 
den vorderaſiatiſchen, ſchließlich in der iſlamitiſchen Kultur ſich 
einigenden, den ägyptiſchen, den hinduiſtiſchen, den chineſiſchen und 
ſchließlich den mittelmeeriſch-europäiſch⸗amerikaniſchen, um nur die 
größten, wichtigſten und intereſſanteſten zu nennen. Nur in ſolchen 
Kulturkreiſen liegt ein einheitliches Kulturergebnis von jedesmal 
völlig eigenem und einzigartigem Sinn vor, und nur von jedem 
einzelnen dieſer gibt es eine Entwicklungsgeſchichte, die dann auch 
ihrerſeits jedesmal eine eigentümliche, konkrete und individuelle Ent⸗ 


1 So zum Beiſpiel Windelband, Geſchichtsphiloſophie, 1916; ganz 
ähnlich aber auch Ranke, Epochen der neueren Geſchichte, 1917, S. 19; obwohl 
Rankes Weltgeſchichte im allgemeinen mit der alten Univerſalgeſchichte gebrochen 
hat und ſeinen Univerſalismus grundſätzlich in der Anſchauung der romaniſch⸗ 
germaniſchen Völkerwelt auf der Baſis der römiſchen Reichseinheit und des 
Chriſtentums betätigt. Amerika liegt hier noch faſt außerhalb ſeines Horizontes. 
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wicklungslinie bedeutet. Nun iſt es aber völlig unmöglich, dieſe 
auf ſehr verſchiedenen Entwicklungshöhen befindlichen, zum Teil gar 
nicht mehr exiſtierenden Kulturkreiſe ſämtlich geiſtig zu beherrſchen. 
Wie ſie ſich untereinander nur ſchwer verſtehen, ſo kann niemand 
ſie alle zugleich verſtehen, und könnte man es, ſo würde dieſes Ver⸗ 
ſtändnis zwar intereſſant ſein und die Möglichkeiten des Menſchen⸗ 
tums lehrreich beleuchten, aber doch zugleich praktiſch für die eigene 
Stellungnahme und poſitive Kulturarbeit ſchlechterdings nichts nützen. 
Dieſes letztere aber iſt für jeden tätigen und lebendigen Menſchen 
das eigentlich philoſophiſche und menſchliche Intereſſe der Geſchichte, 
der Abſchluß und die Spitze der ihr erreichbaren Verallgemeinerungen, 
der Punkt, wo ſie ſelbſt in Schaffen und Leben übergeht. Eine Überſicht 
über die Allheit des Hiſtoriſchen könnte nur der geiſtreichen Feinſchmeckerei 
oder einer quietiſtiſchen Skepſis oder einem pantheiſtiſchen Allgefühl 
erfreulich ſein. Aber in Wahrheit und zum Glück der menſchlichen 
Geſundheit find ſolche Überſichten mit unſeren Erkenntnis- und Denk⸗ 
mitteln ganz unmöglich. Etwas derartiges gibt es nur für Gott. 
Die vorhandenen vergleichenden Gemälde, wie ſie etwa in Herders 
Ideen und Voltaires Eſſay, dann in Spenglers Untergangs- und 
Keyſerlings Reiſetagebuch vorliegen, find Schöpfungen der Phan⸗ 
taſie und mögen lehrreichen Vergleichen und belebenden Rückblicken 
auf die eigene Kultur bei kräftigen Menſchen dienen, einen Einblick 
in die wirkliche hiſtoriſche Entwicklung jener Gebiete geben ſie nicht, 
kaum einen ſolchen in ihren gegenwärtigen Beſtand. Der Grund 
ſolcher Unmöglichkeit liegt aber gar nicht bloß in der Überfülle der 
Tatſachen und des Materials, der Verborgenheit, Unbekanntheit 
und Lückenhaftigkeit der Überlieferung, ſondern vor allem auch in 
der Abweſenheit des Bedürfniſſes und der Fähigkeit hiſtoriſcher 
Selbſtanſchauung, wie beides der Europäer aus ſeiner eigentüm⸗ 
lichen Geſchichte hervorgebracht hat, ſonſt aber nahezu unbekannt iſt. 
Den außereuropäiſchen Gebieten fehlt das hiſtoriſche Selbſtbewußtſein 
und die kritiſche Kenntnis der Vergangenheit, wonach nur der 
europäiſche Geiſt ein Bedürfnis empfunden hat. Aus dieſem Grunde 
fehlen dort auch die Urkunden, Quellen und Vorarbeiten im Sinne 
europäiſchen hiſtoriſchen Denkens. Unſere Hiſtorie und die der Leute 
draußen iſt eben deshalb überhaupt nicht auf ein gemeinſames Niveau 
zu bringen und auf dieſem zu einer Einheit zuſammenzuſchließen. 
So bleiben wir aus tauſend Gründen auf die Erkenntnis unſerer 
eigenen geſchichtlichen Entwicklung angewieſen und eingeſchränkt. 
Sie iſt zugleich groß genug, um unſere Kräfte mehr als auszufüllen. 
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Wir kennen in Wahrheit nur uns felbft und verftehen nur 
unſer eigenes Sein und deshalb auch nur unſere eigene Entwicklung. 
Nur deren Exkenntnis iſt uns praktiſches Bedürfnis und Notwendig⸗ 
keit, Vorausſetzung des eigenen, Kultur geſtaltenden Handelns und 
Zukunftwollens. Eine Reiſe um die Welt mag der kürzeſte Weg 
ſein, zu ſich ſelbſt zu kommen. Wir kommen auf dieſem Wege aber 
doch immer nur vergleichend und lernend eben zu uns ſelbſt. Die 
Kenntnis der fremden Kulturen mag für Selbſterkenntnis, Welt⸗ 
verſtändnis und praktiſche gegenſeitige Berührung von der größten 
Bedeutung ſein. Aber wir verſtehen und behaupten uns in alledem 
nur ſelbſt, bilden bei allen Anpaſſungen und Aufnahmen doch nur 
uns ſelbſt als in Jahrtauſenden Gewordene und Geprägte fort. 
Man muß den Mut haben, ſich zum eigenen hiſtoriſchen Geſamt⸗ 
ſchickſal zu bekennen, da wir doch aus unſerer hiſtoriſchen Haut 
nicht heraus können. Man muß ſich klar machen, daß es verſchiedene 
Möglichkeiten des Menſchentums gibt, die vielleicht in letzter Tiefe 
verſchiedene Ausdrücke eines Gemeinſam-Menſchlichen ſind, daß aber 
dieſes Gemeinſam-Menſchliche tatſächlich nur in jenen großen Ge: 
ſchiedenheiten exiſtiert und jede in Jahrtauſenden gereifte Sonder⸗ 
form für alle in ihr erfaßten ein unausweichliches, alle Tiefe und 
Kraft in ſich ſchließendes, wenn auch beſtändig bewegliches Schickſal 
iſt. Jeder kann von ſeinem Boden aus ſich weiteſten Umblick ver⸗ 
ſchaffen und in die höchſten Höhen ſtreben, oder man denkt, argu⸗ 
mentiert, handelt und ſchafft doch nur vom eigenen Boden aus. 
Auch hier gilt: „Du bleibſt am Ende, was du biſt.“ 

So wird alſo die Univerſalgeſchichte, die Geſchichtsphiloſophie 
und die Zukunftsgeſtaltung in Wahrheit zu einem möglichſt ein⸗ 
heitlichen Selbſtverſtändnis des eigenen Gewordenſeins und der 
eigenen Entwicklung. Für uns gibt es nur die Univerſalgeſchichte 
der europäiſchen Kultur, die natürlich der vergleichenden Blicke auf 
fremde Kulturen praktiſch und theoretiſch bedarf, um ſich ſelbſt und 
ihr Verhältnis zu den anderen zu verſtehen, die aber mit den 
anderen dadurch nicht etwa in eine allgemeine Menſchheitsgeſchichte 
und Menſchheitsentwicklung zuſammenfließen kann. Unſere Univerſal⸗ 
geſchichte iſt um ſo mehr ein europäiſches Selbſtverſtändnis, als nur 
der Europäer bei ſeiner Häufung verſchiedenſter Kulturelemente, 
ſeinem niemals ruhendem Intellekt und ſeiner unausgeſetzt ſtrebenden 
Selbſtbildung eines ſolchen univerſalhiſtoriſchen Bewußtſeins auf 
kritiſcher Forſchungsgrundlage für ſeine Seele bedarf. Nur er baut 
beſtändig an einer rationell entworfenen Zukunft und bedarf dazu 
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des hiſtoriſchen Materials, das er in ſeinen verſchiedenen Zeiten 
und Stufen angeſammelt hat, um es dauernd zu bewahren. Nur 
der Europäer iſt aus dem Chroniſten und Epiker, dem Propheten 
und Myſtiker, dem Urkundenſammler und Politiker zum Geſchichts⸗ 
philoſophen geworden, weil nur er aus einer bewußt feſtgehaltenen 
Vergangenheit eine bewußt geleitete Zukunft zu gewinnen ſtrebt. 
Seine Geſchichtsphiloſophie kann ſich aber eben deshalb nur be= 
ſchränken auf eine Durchdringung und Vereinheitlichung ſeines 
eigenen geſamten Werdens vom Standpunkt des gegenwärtigen 
Erlebniſſes aus und auf einen Entwurf des Zukunftsbaues unter 
kritiſcher Fortſetzung und ſchöpferiſcher Umbildung des Gewordenen. 

Das iſt es, was von Geſchichtsphiloſophie und Univerſal⸗ 
geſchichte übrig bleibt. Aber das iſt kein dürftiges Überbleibſel, 
ſondern die brennend wichtige Aufgabe der Formulierung des euro⸗ 
päiſchen Weſens und der Herausarbeitung der europäiſchen Zukunft. 
Dies Problem iſt mit dem neueuropäiſchen Weſen ſelbſt erwachſen, 
mit deſſen ſteigender Verwicklung immer reicher und dringender ge— 
worden. Es iſt heute an einem ſichtlichen Wendepunkt der europäi⸗ 
ſchen Geſchicke dringender als je und hilft der Hiſtorie trotz alles 
Seufzens über Hiſtorismus und Gedächtnisüberlaſtung heute zu 
einer zentralen philoſophiſchen Bedeutung. 

Soll es nun aber in der Tat gar keine Ausbreitung des hiſto⸗ 
riſchen Wiſſens und Denkens über den erreichbaren Geſamtumfang 
des menſchlichen Lebens geben? Das wäre doch eine falſche Nutz- 
anwendung des Geſagten. Nur die eigentlichſte, echteſte Forderung 
des modernen europäiſch⸗hiſtoriſchen Denkens, die Erfaſſung eines 
zuſammenwirkenden und zuſammenhängenden Ganges der Kultur, 
die Herausarbeitung des großen individuellen und einmaligen Werde⸗ 
zuſammenhangs, der wir ſelber ſind: ſie iſt auf den angegebenen 
Gegenſtand zu beſchränken. Aber ſelbſtverſtändlich iſt es nützlich, 
Geſchichten von Indien, China, Japan uſw. zu ſchreiben, ſoweit 
ein Europäer dazu imſtande iſt, und dieſe Geſchichten entweder 
ſelbſtändig nebeneinander erſcheinen zu laſſen oder ſie mit anderen 
Geſchichten unentwickelterer Völker nach geographiſcher Reihenfolge 
aneinanderzureihen, wie es etwa die Helmoltſche Weltgeſchichte oder 
das Sammelwerk über die „Kultur der Gegenwart“ getan hat. 
Das iſt dann aber kein hiſtoriſcher Zuſammenhang und keine Ent⸗ 
wicklung, ſondern gehört in das Gebiet der heute ſo häufigen 
Buchbinderſyntheſe oder der gelehrten Fabrik und Kooperation. 
Und auch noch eine andere, wiſſenſchaftlich viel bedeutſamere Ver⸗ 


10 Ernſt Troeliſc 1642 


arbeitung des Geſamtumfanges iſt denkbar und in ausgezeichneten 
Werken auch praktiſch wirklich geworden. Man kann nämlich ver- 
ſuchen, die verſchiedenen Verläufe nationaler oder gruppenhafter 
Entwicklungen zu vergleichen, um daraus allgemeine Geſetze — frei— 
lich Geſetze lediglich empiriſch-generaliſierender und darum ſehr un— 
präziſer Art — der Entwicklungen und Aufſtiege von Gruppen und 
Volkstümern herzuleiten, demgegenüber dann aber auch eine Typik der 
verſchiedenen individuellen Charaktere und Entwicklungen und zwiſchen 
beiden Polen etwa beſondere Entwicklungsreihen des religiöſen, 
künſtleriſchen, philoſophiſchen Lebens und Werdens aufzuftellen. 
Hierher gehören Entwürfe wie der von Mills Ethologie, Diltheys 
Pſychotypik, Jaſpers Pſychologie der Weltanſchauungen, manche 
moderne literatur- und kunſtgeſchichtliche Theorien, vor allem die 
Schemata paralleler und gleichartiger politiſch-geſellſchaftlich-öknono⸗ 
miſcher Entwicklungsſtufen, wie fie Lamprecht, Schmoller und Breyſig 
entworfen hoben ?. Auch die uralten Paralleliſierungen der Kultur: 
verläufe nach Kindes-, Jünglings-, Mannes- und Greiſenalter, wie 
fie die antiken Univerſalhiſtoriker gebildet haben und Auguſtin es 
von ihnen übernommen hat, oder die noch einfachere Vergleichung als 
Frühlings-, Sommer-, Herbit: und Winterperioden, wie fie Spengler 
als Grundgedanken einer Morphologie entwickelt hat. Für die 
brauchbarſten unter all dieſen Verſuchen halte ich die Stufentheorie 
Breyſigs, der das Verharren der Mehrzahl der Völker auf der Ur— 
ſtufe behauptet und dann eine Stufenleiter errichtet, die von den ver⸗ 
ſchiedenen Kulturvölkern in verſchiedenem Maße und Tempo erſtiegen 
wird, oder den Entwurf Vierkandts, der Primitive, Halbkulturvölker 
und Kulturvölker ſehr feinſinnig unterſcheidet und auch ſeinerſeits 
weſentlich von der Grundlage ſozialer Formen aus operiert. Auch 
Max Webers Lehre von den Idealtypen gehört hierher, in denen 
er durch weltgeſchichtliche Vergleichung die typiſchen Hauptformen 
der Sozialökonomie feſtſtellte, und mit denen er die logiſche Natur 


1 Vgl. meine „Dynamik der Geſchichte nach der Geſchichtsphiloſophie des 
Poſitivismus“, 1919; Breyſig, Stufenbau und Geſetze der Weltgeſchichte, 1905. 
— Verſuche ähnlicher Art gibt es viele und ſehr bedeutende. Ich erwähne zum 
Beiſpiel Uſener, „Philologie und Geſchichtswiſſenſchaft“ in feinen geſ. Vor⸗ 
trägen, A. Dietrich, „Mithrosliturgie“, H. Wölfflin, „Kunſtgeſchichtliche 
Grundbegriffe“, 1920, beſ. Anfang und Schluß; R. Hamann, Impreſſionismus, 
1907; R. M. Meyer, Prinzipien einer wiſſenſchaftlichen Periodenbildung 
mit beſonderer Rückſicht auf die Literaturgeſchichte, Euphorion VIII, 1901; 
Strzygowski, Vergleichende Kunſtfaſſung auf geographiſcher Grundlage, 
Mitt. d. Geogr. Geſ. in Wien, Bd. 61, 1908; und vieles andere. 
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und die wiſſenſchaftliche Art der ſogenannten Nationalökonomie be⸗ 
ſtimmt hat; bei der grundlegenden Wichtigkeit des Okonomiſchen 
gewinnt das zugleich welthiſtoriſche Bedeutung !. Das iſt dann aber 
eben Soziologie in dem einzigen Sinne, den ich dieſer Wiſſenſchaft 
zugeſtehen kann, nicht eigentlich Geſchichte. Die letztere hat es mit 
den jedesmal völlig eigentümlichen und konkreten Entwicklungs⸗ 
verläufen und Sinngehalten zu tun, deren Entwicklungen wohl im 
allgemeinen jenen Schematen entſprechen können, die aber niemals mit 
ihnen zuſammenfallen und ihr Eigenſtes überdies immer nur aus 
ſich ſelbſt offenbaren. Univerſalgeſchichte als Soziologie: dagegen 
iſt nichts einzuwenden. Aber ſolche Soziologie iſt dann eben gerade 
nicht Geſchichte und nicht Geſchichtsphiloſophie, ſondern eine gene⸗ 
raliſierende Hilfswiſſenſchaft beider, die ſehr lehrreich und intereſſant, 
aber noch ſehr unentwickelt iſt. Sie gehört, wenn man in Rickerts 
Terminologie reden will, den relativ⸗naturwiſſenſchaftlichen und zu⸗ 
gleich relativ-hiſtoriſchen Diſziplinen, dem Bereich der empiriſchen 
und überall auf ihre individuelle Erfüllung und zufällige Modifi⸗ 
kation hinblickenden Generaliſationen oder „Geſetze“ an?. 

Für unſer Thema hat nun aber dieſe Nebenbemerkung über 
den verbleibenden Sinn der wirklich allumfaſſenden Univerſalgeſchichte 
als Soziologie nicht bloß die Bedeutung, ein einſeitiges Miß— 
verſtändnis des Hauptſatzes von der notwendigen Beſchränkung 
aller echten Allgemeingeſchichte und Geſchichtsphiloſophie auf den 
europäiſchen Kulturkreis abzuwehren. Vielmehr liegt nun die Frage 
ſehr nahe, ob nicht jene allgemeinen Entwicklungsſchemata uns gerade 
für die Erfaſſung der europäiſchen Welt nicht ſehr behilflich fein 
können. Auf dieſem Wege würde dann die letztere doch wieder in 
die menſchheitliche Geſamtbetrachtung in gewiſſer Weile hinein- 
gezogen. Dieſe Frage iſt nun aber ſachlich überaus wichtig, weil 
fie uns auf eine Eigentümlichkeit dieſer hinweiſt, durch die fie aller: 
dings etwas völlig Einzigartiges, aus aller Analogie Herausfallendes 


1 Hierüber v. Schultze⸗Gävernitz in einem Artikel der „Frankf. Zig.“ 
vom 7. April 1920. Webers bereits berührte Abhandlungen über die „Wirt: 
ſchaftsethik der Weltreligionen“ machen davon eine welthiſtoriſche Anwendung. 

2 Vgl. meine Beſprechung von Paul Barth, Die Philoſophie der Ge⸗ 
ſchichte als Soziologie, Leipzig 1915, in „Weltwirtſchaftliches Archiv“ VIII, 1916, 
ſowie meine Studie „Die Dynamik der Geſchichte nach der Geſchichtsphiloſophie 
des Pofitivismus.“ Beiheft der Kantſtudien 1919. Der Begriff der Hiſtorik iſt 
eher ebenſowenig mit einer Formel oder Zielſetzung zu umſchreiben wie der der 
Naturwiſſenſchaften. 
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iſt und einen weit über den bloßen Europäerhochmut oder die überall 
verbreitete naive Selbſtvorabſolutierung hinausgehenden Grund für die 
ſpezifiſche Selbſteinſchätzung des Europäertums enthält. Es iſt näm⸗ 
lich die ſtärkſte Eigentümlichkeit der europäiſchen Entwicklung, daß 
fie nicht einen einzelnen Entwicklungs- und Stufenzuſammenhang 
der Kultur und des Volkstums enthält, wie er von jener Stufen⸗ 
theorie ſchematiſiert werden kann, ſondern daß ſie deren zwei und 
zwar völlig geſchiedene und getrennte miteinander unlöslich ver- 
bindet. Hier iſt infolgedeſſen ein Reichtum ganz verſchiedener 
Kulturepochen und Kulturgeiſter zuſammengedrängt, wie nirgends 
ſonſt, wird die Kritik und Fortbildung durch Reibung und Widerſprüche 
beſtändig neu erzeugt und eben damit das Tatſächlich-Partikulare zur 
Erhebung in die Region möglichſter gedanklicher Allgemeinheit gedrängt. 
Das iſt meines Wiſſens ohne irgendeine Analogie, höchſtens in 
ganz abgeſchwächtem Maße könnte bei der iſlamiſchen Kultur von 
Ahnlichem die Rede ſein, die gleichfalls ſich auf die Antike aufpfropfte, 
eben deshalb aber auch immer mit der europäiſchen in enger Fühlung 
blieb und im Mittelalter ſie vorübergehend überragte. Die europäiſche 
Welt beſteht aus Antike und Moderne, aus der völlig alle Stufen 
von den Primitiven bis zur Überkultur und Selbſtauflöſung durch⸗ 
laufenden alten Welt und aus der mit den romaniſch-germaniſchen 
Völkern ſeit Karl dem Großen einſetzenden und gleichfalls ihre 
Stufen durchlaufenden neuen Welt. Dabei ſind aber dieſe in Sinn 
und Entwicklungsgeſchichte tief geſchiedenen Welten derart ineinander⸗ 
geſchoben und in bewußter hiſtoriſcher Erinnerung und Kontinuität 
derart miteinander verwachſen, daß die moderne Welt an jedem 
Punkte von antiker Kultur, Überlieferung, Rechts⸗ und Staatsbildung, 
Sprache, Philoſophie und Kunſt trotz eines völlig neuen und eigenen 
Geiſtes aufs intimſte erfüllt und bedingt iſt. Erſt das gibt der 
europäiſchen Welt ihre Tiefe, Fülle, Verwickeltheit und Bewegtheit, 
zugleich den ſchon hervorgehobenen Zug zum hiſtoriſchen Denken 
und zur hiſtoriſchen Selbſtdurcharbeitung !. Freilich wäre dieſer 
völlig paradoxe Sachverhalt unerklärlich, wenn nicht zwiſchen beiden 
Welten ſich eine Vermittelung eingeſchoben hätte, die fie ebenſo 
ſehr trennt als innigſt verbindet. Dieſe Vermittelung iſt die chriſt⸗ 
liche Kirche. Sie iſt das Ergebnis der Selbſtzerſetzung der Antike, 


über die Neigung jeder „Vollkultur“ zum Hiſtorismus ſiehe Vier⸗ 
kandt, Naturvölker und Kulturvölker, 1896. Sie iſt geſteigert, wo zwei Voll⸗ 
kulturen miteinander verſchmolzen ſind und gleichzeitig im Bewußtſein find. 


645] Der Aufbau der europäiſchen Kulturgeſchichte 13 


die Rettung von Staat, Kultur und Geſellſchaft in die kirchliche Geſell⸗ 
ſchaftsbildung und die relative Wiederherſtellung der Antike durch eben 
dieſe Kirche, die im byzantiniſchen Reich eine Neubildung des antiken 
Römerſtaates möglich machte und in den germaniſch-romaniſchen 
Völkern dieſen und ſeine Kultur auf die neuen Barbarenvölker über⸗ 
trug und ſie deren Bedürfniſſen entſprechend abänderte. Das iſt die 
ungeheure, welthiſtoriſche Bedeutung der chriſtlichen Kirche für unſeren 
Kulturkreis, die alſo nicht bloß das für alle Kulturen ſo weſentliche 
religiöſe Element bedeutet, ſondern noch darüber hinaus die Ver⸗ 
bundenheit und Kontinuität zweier völlig verſchiedenartiger Volks⸗ 
tümer und ihrer Entwicklungen !. Eben deshalb iſt auch noch heute 
und auf jede abſehbare Zeit die europäiſch-amerikaniſche Kultur 
zwar nicht mehr an die inzwiſchen längſt zerſplitterten und hinter 
ſtärkeren Mächten zurückgedrängten Kirchen, aber an das Antike und 
Moderne, geſchichtliche Kontinuität und lebendige moderne Eigen⸗ 
tümlichkeit in ſich tragende und vereinigende Chriſtentum gebunden. 
Dieſes iſt nicht nur die Religion Europas, ſondern überdies die 
Verſchmelzung ſeiner beiden verſchiedenartigen Seelen und Körper 
und gibt durch dieſe Funktion für die abendländiſche Welt dieſer 
einen Zuſatz beſonderer religiös⸗-ſoziologiſcher Momente, der in keine 
der allgemeinen Stufenſchemata paßt und allen europäiſchen Pro— 
blemen einen völlig eigenartigen Charakter gibt, den keine der anderen 
großen Weltreligionen in ihrem Verhältnis zu Staat, Geſellſchaft 
und Kultur aufweift?. 

Entfällt damit jede Möglichkeit, die europäiſche Entwicklung 
von jenen allgemeinen, univerſalhiſtoriſchen Schematen aus zu kon— 
ſtruieren, und laſſen dieſe ſich lediglich auf jeden der beiden es zu⸗ 
ſammenſetzenden Teile allenfalls einzeln und für ſich anwenden, 
jo folgt daraus das ganz eigentümliche Problem, das die Entwick⸗ 
lung und der damit ſich vollziehende Aufbau der europäiſchen Kultur 


I Vgl. meinen „Auguſtin, Die chriſtliche Antike und das Mittelalter“, 
München 1915, und meinen Auſſatz über „die alte Kirche“, Logos VI, 1916/17. 
Es iſt eine der Unbegreiflichkeiten Spenglers, daß er zwar die totale Ver⸗ 
ſchiedenheit von Antike und Moderne fieht, aber nicht die Vermittlung durch 
die Kirche. Statt deſſen ſchiebt er einen dritten ganz fremden Kulturkörper 
ein, den Inbegriff einer arabiſch⸗magiſchen Kultur, die Jeſus, Paulus, Mohammed, 
Auguſtin und Juſtinian umfaſſen ſoll und übertreibt den Unterſchied von Antike 
und Moderne ganz maßlos. 

2 Vgl. meine Soziallehren der chriſtlichen Kirchen und Gruppen 1911. 
Doch iſt dort gerade dieſe Singularität der chriſtlichen Soziallehren und des 
europäiſchen Religions⸗ und Kulturproblems noch nicht genügend erkannt. 
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darſtellt. Hier hilft keine fertige Formel, hierfür muß eine eigene 
und ſelbſtändige gefunden werden. Zugleich erhellt das Lebens⸗ 
intereſſe, das die europäiſche Welt an dem Beſitz dieſer Formel hat. 
Der europäiſche Sinngehalt iſt zuſammengeſetzt aus den verſchieden⸗ 
artigſten, ganz verſchiedenen hiſtoriſchen Welten und Stufen ange 
hörenden Gehalten. Dieſe ſtreiten und verſchmelzen ſich beftändig. 
neu, weil fie ſtets lebendig und unmittelbar wirkſam geblieben find, 
keine Angelegenheit der bloßen Gelehrſamkeit und hiſtoriſchen Forſchung 
bilden. Sie reiben und miſchen ſich fortwährend mit den eigenen 
neuen Kräften und Ideen, die die europäiſche Welt hervortreibt, 
und in dieſer beſtändigen Neuzeugung herrſcht doch die klare und 
bewußte Vererbung vor. Aus dieſem Grunde bedurfte die euro— 
päiſche Welt in dem Maße, als dieſe verſchiedenen Gehalte ſich 
ſtießen und rieben und zugleich zeugten und fortwirkten, des ge— 
ſchichtlichen Selbſtverſtändniſſes, der hiſtoriſchen Bildung und des⸗ 
jenigen, was allein die Übermacht des Hiſtorismus brechen kann, 
der geſchichtsphiloſophiſchen Durchdringung ihres hiſtoriſchen Be— 
ſtandes in ſeinem Verhältnis zu Gegenwart und Zukunft. 

So entſteht für unſere europäiſche Welt die ſtarke Bedeutung 
der Geſchichte und in ihren verwickelten Reifeſtadien die Aufgabe der 
Geſchichtsphiloſophie in dem oben umſchriebenen Sinne. Eine Art 
Anſatz dazu zeigte ſchon die Spätantike in den Polybius nach⸗ 
folgenden Polyhiſtoren, den Gnoſtikern und den chriſtlichen Apolo— 
geten von Paulus bis Auguſtin. Eine volle und bewußte Frage⸗ 
ſtellung in dieſer Hinſicht erzeugte aber erſt das Reifeſtadium der 
modernen Welt von Voltaire und Herder bis zu Comte und Hegel 
und deren heutigen Fortſetzern. Dabei iſt es eine beſondere Eigen⸗ 
tümlichkeit dieſes hiſtoriſchen Denkens, daß es nicht mit mythiſch⸗ 
poetiſchen Bildern ſich begnügt wie die Hiſtorie des Morgenlandes, 
der Bibel und der chriſtlichen Urzeit. Darin wirkt nicht nur der 
helle, klare, kritiſche Rationalismus, der dem Abendlande von den 
Griechen her auf allen Gebieten zuteil geworden iſt, ſondern auch 
eine ſteigend ſich offenbarende innere Notwendigkeit der Sache. War 
man nämlich einmal auf die Kompliziertheit des ganzen Kultur⸗ 
beſitzes aufmerkſam geworden, und ſuchte man ſich ſeiner auf dem 
Wege hiſtoriſcher Analyſe zu bemächtigen, dann galt es bei dem 
Wettbewerb der verſchiedenen Gehalte und ihrer mythiſch-ſuper⸗ 
naturalen Begründung enden wirklich hiſtoriſchen Kern und Charakter 
zu treffen, um auf dem Boden der Wahrheit und des Vertrauens 
zur Wahrheit dieſe ſchweren hiſtoriſchen Probleme zu löſen und die 
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tyranniſchen Begründungen mythiſcher oder wunderbeglaubigter Werte 
auf ihr natürliches Maß zurückzuführen. Das tat ſchon die Antike. 
Wenn es die Moderne noch viel durchgreifender und ſtrenger getan 
hat, ſo hat das ſeinen Grund darin, daß der kirchliche Mythos und 
die koloſſale Macht der alles umſpinnenden Legende aufgelöſt werden 
mußten, mit der das Chriſtentum ſich den weiteren hiſtoriſchen In⸗ 
halten und den modernen Neuſchöpfungen entgegenſtellte. Wie 
in dem Wettſtreit der abſoluten Wahrheit und Souveränität der 
Kirche und des werdenden Staates erſt der moderne Begriff des 
ausſchließend ſouveränen Staates entſtand, jo entſtand aus der Be 
freiung von dem kirchlichen Mythos erſt die moderne hiſtoriſche 
Kritik in ihrer das Altertum weit überbietenden Schärfe, Methodik 
und Bewußtheit. Von da aus hat ſich dann die Kritik auch auf 
das zweite große Grunddogma, das Dogma vom klaſſiſchen Alter: 
tum und die mythiſchen Elemente der antiken Geſchichte ausgedehnt 
und ſchließlich alles in ihren Bereich gezogen, zuletzt faſt zum 
Sport und Selbſtzweck werdend !. 

Dieſe Vereinigung von Kritik, konſtruierender Darſtellung und 
geſchichtsphiloſophiſcher Syntheſe hat nun aber noch eine ganz be⸗ 
ſondere praktiſche Bedeutung entfaltet, die gar nicht urſprünglich 
gewollt war, ſondern wie eine immer mächtiger werdende Neben: 
wirkung herausſprang. Die kritiſche Erforſchung der großen Ver⸗ 
gangenheitsperioden nämlich brachte mit ihrer Verſenkung in die 
lebendig geſchaute, nach der Seite aller ihrer Kauſalitäten unter⸗ 
ſuchte hiſtoriſche Wirklichkeit eigentümliche Belebungen und Er⸗ 
neuerungen gerade dieſer ſelbſt hervor. Das Durchdringen von den 
Dogmen, Mythen und Lehrbuchdarſtellungen zur lebendigen Realität 
des Geweſenen erneuerte und belebte deſſen Fortwirkung. Das 
hiſtoriſche Studium des Chriſtentums ſchuf eine neue Idee der 
Chriſtlichkeit und wandelt und belebt dieſe Idee fortwährend mit 
jeder neuen, tiefer oder weiter greifenden hiſtoriſchen Verſenkung. 
Ganz ebenſo hat das hiſtoriſche Studium der Antike dieſe ent⸗ 
akademiſiert und zu den reichſten neuen Wirkungen gebracht. Ganz 
ähnlich ergeht es und wird es vermutlich noch mehr ergehen mit 


über dieſe Kritik und ihren ſchon in den Elementen der Tatſachen⸗ 
erhebung, des Quellenverſtändniſſes und der Quellenbenutzung latenten philo⸗ 
ſophiſchen Gehalt ſiehe die treffenden Ausführungen bei O. Lorenz II. Er 
hat nur die Steigerung gegenüber der Antike durch den Kampf mit dem chriſt⸗ 
lichen Mythos und der Autorität des Dogmas nicht bemerkt. Außerdem ſiehe 
meine Abhandlung „Hiſtoriſche und dogmatiſche Methode“, Geſ. Schriften II. 
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dem Mittelalter und dem ganzen Germanismus. Seine wirklich 
hiſtoriſche Erforſchung befreit uns von falſchen Anſprüchen und irre⸗ 
führenden Bildern desſelben, öffnet aber zugleich den eigentlichen 
Brunnen unſeres Weſens. Daraus ergibt ſich nun ein eigentüm⸗ 
liches Hin⸗ und Widerſpiel der Kräfte und Tendenzen. Um uns 
von der Hiſtorie zu befreien und ſouveräne Herrſchaft über ſie zu 
bekommen, ſtürzen wir uns in einen Ozean hiſtoriſcher Kritik und 
Rekonſtruktion. Aber aus dieſer Arbeit, die in Wirklichkeit die Ver⸗ 
gangenheit von uns abrückt, beleben wir ſie doch zugleich wieder 
und wecken ihre Geiſter friſcher, urſprünglicher, lebendiger und 
wirkſamer, als ſie in den Verkleidungen der bisherigen hiſtoriſchen 
Konventionen geweſen waren. Die kritiſch konſtruktiv in die Sache 
eindringende Hiſtorie befreit uns von den Dogmen, mit denen 
wir uns die Überlieferungen zu einer dogmatiſchen und allmählich 
entgeiſtenden Macht gemacht haben. Aber dieſe Zerſtörung iſt 
zugleich Wiederbelebung und Erneuerung einer tieferen, neu ge⸗ 
ſchauten, von der Einſtellung der Gegenwart und der Verbreite⸗ 
rung des Forſchungsſinnes aus neu erfaßten Bildes der geweſenen 
Dinge. Daß dieſes Hin- und Widerſpiel nicht ohne Gefahren iſt 
und leicht in einen lediglich paſſiv betrachtenden, geiſtreich ver⸗ 
gleichenden und ſchließlich ſtumpfſinnig lernenden Hiſtorismus 
ausarten kann, iſt ſelbſtverſtändlich und uns aus ſchmerzlicher Er⸗ 
fahrung nur allzu bekannt. Aber es iſt das unausweichliche Schickſal 
jeder derartig gereiften und vor allem einer ſo ungeheuer verſchie⸗ 
dene Doppelwerte in ſich tragenden Kultur, wie es die unſerige, 
vor allem in den letzten Jahrhunderten, geworden iſt. Sie muß die 
mythiſche und konventionelle Geſchichte immer von neuem, wenn ſie 
ſich gebildet hat, zertrümmern, um die Antäusberührung mit dem 
mütterlichen Boden ihres Werdens zu gewinnen. Daraus entſtehen 
wieder hiſtoriſche Begriffe und Dogmen, die den neuen Bedürfniſſen 
entſprechen, um wieder aus dem gleichen Grunde zertrümmert und 
erſetzt zu werden. Das geht ſo lange fort, als die ſouveräne Kraft 
der Umſchmelzung, Vereinfachung, Vertiefung und Neubelebung des 
hiſtoriſchen Beſitzes, des Hervorholens immer neuer Urſprungskräfte 
und des Auswerfens immer neu angeſammelten Ballaſtes vorhanden iſt. 
Geht dieſe Kraft verloren, dann verliert die Hiſtorie Sinn und Intereſſe. 
Bloß um des Wiſſens willen um vergangene Dinge wird ſie niemand 
begehren. Sie wird dann zur Scholaſtik und mit dieſer vergeſſen, weil 
man ihrer in allgemeiner Barbarei oder neuer Primitivität nicht bedarf. 

Das ſoll keine Prophezeiung der Zukunft ſein, ſondern nur das 
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Weſen der Sache erläutern. Noch fehlt uns dieſe Kraft ſo wenig 
wie das Intereſſe an immer neuer und tieferer hiſtoriſcher Forſchung. 
Zwar iſt ſichtlich eine große Periode der europäiſchen Welt, die 
der imperialiſtiſch-kapitaliſtiſchen, ſouveränen und bureaukratiſchen 
Großſtaaten, zu Ende, die mit der Bildung der ſouveränen weltlichen 
Militär⸗ und Beamtenſtaaten ſeit dem Spätmittelalter begonnen 
hat und in dem Weltkrieg nach innen und außen zuſammengebrochen 
iſt. Aber noch ſind wir nicht reif zur Idylle der Menſchen- und 
Bedürfnisverminderung, wodurch eine friedliche Altersruhe erkauft 
werden könnte, oder zu dem heroiſchen Todeskampf des ganzen 
Kulturkreiſes, der, unfähig und ungeneigt zur Selbſtbeſcheidung, 
ſeine ehrgeizigen, macht- und beſitzgierigen Glieder in einen letzten 
Kampf gegenſeitiger Selbſtvernichtung hineintreibt. Noch ſtreben 
wir nach einem ſozialen und politiſchen Neubau der Völkerwelt und 
im Zuſammenhange damit nach einer neuen Konzentration und Ber: 
tiefung ihrer Ideenwelt. Beides aber iſt nicht möglich ohne tiefe 
hiſtoriſche Selbſtbeſinnung, ohne Neubildung der hiſtoriſchen Selbſt⸗ 
anſchauung und ohne neue Verbindung der ſo belebten Gehalte mit 
dem werdenden neuen politiſch-ſozialen Daſein. Das fordert Ge— 
ſchichtsforſchung und Geſchichtsphiloſophie in dem hier angedeuteten 
Sinne, eben damit eine neue Berührung und Auseinanderſetzung 
beider. Daran darf der momentane Vernunftradikalismus neu⸗ 
heitsbedürftiger Revolutionäre und die bequeme Erlebnismyſtik red⸗ 
ſeliger Selbſtintereſſenten oder der kindliche Wiſſenſchaftshaß einer 
von unſeren Schulen überfütterten Jugend nichts ändern. Derartiges 
gehört zu allen Revolutionen. Ebenſo aber gehört zu ihnen, daß 
darauf die Vertiefung der hiſtoriſchen Selbſtbeſinnung und der Wieder⸗ 
aufbau der geiſtigen⸗geſellſchaftlichen Welt auf Grund des neu 
geprüften Beſitzes folgt. Das letztere liegt um ſo näher, als ſchon 
vor der Revolution die kritiſche Selbſtbeſinnung und das geſchichts⸗ 
philoſophiſche Bauen eingeſetzt hat im inſtinktiven Gefühl tiefer uns 
bedrückender Lebenskriſen. Sie wird nach der Revolution verdoppelt 
einſetzen. So war auch die franzöſiſche Revolution neben ihren 
materiellen, ſozialen und politiſchen Urſachen vorbereitet von hiſto⸗ 
riſcher Kritik und hiſtoriſchen Konſtruktionen und nach einem kurzen 
Interregnum des reinen Rationalismus und Enthuſiasmus gefolgt 
von einer ungeheuren Vertiefung des hiſtoriſchen Denkens. 


Machen wir aber Ernſt mit dieſer geſchichtsphiloſophiſchen 
Aufgabe, ſo ſtellt ſie ſich aus beiden bisher erörterten Gründen, 
Scnollers Jahrbuch XLIVS. 2 
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aus dem theoretiſch-philoſophiſchen des Weſens einer hiſtoriſchen 
Einheit und aus dem praktiſchen der Selbſtbeſinnung über den 
ubergang von unſerer Vergangenheit zu einer neuen Zukunft, ganz 
einfach dar als die Aufgabe einer Konſtruktion des geſchichtlichen 
Aufbaues der europäiſchen Kultur. In dem Gedanken des Auf⸗ 
baues iſt die Vergangenheit als gegliedertes Ganzes gedacht und 
zugleich als Fundament der aus ihr zu formenden Zukunft. 

Die Frage iſt: Wie kann ein ſolcher Aufbau konſtruiert werden? 
Die Antwort iſt: Nur von der Analyſe des gegenwärtigen Beſtandes 
her, indem dieſer, als aus dem fortwirkenden und ſich verbindenden 
Erbe der großen Hauptperioden her ſich ergebend, dieſe uns erkennen, 
abgrenzen und auf ihr hiſtoriſches Weſen unterſuchen lehrt. Nur 
vom Standpunkt jeder Gegenwart ber find ſolche Konſtruktion en 
überhaupt möglich: die Gegenwart wird als Reſultat der Vergangen- 
heit begriffen, ehe ſie dieſe praktiſch zu meiſtern und ihrem Bedürfnis 
gemäß umzuformen beginnen kann. Erſt von dieſem Standort aus 
ergibt ſich die Gliederung der auf ihn hinführenden Entwicklung, 
und deshalb wird mit jeder wirklich neuen Gegenwart auch eine 
andere Konſtruktion und von ihr geleitete Forſchung nötig. Das 
iſt keine Teleologie. Denn das bedeutet nicht, daß die einzelnen 
Perioden als von der Vorſehung oder ſonſtwie auf die Gegenwart 
hin geordnet und berechnet, von uns betrachtet und aufgeſucht 
werden dürften. Die Gegenwart iſt Reſultat, nicht Zweck der 
Vergangenheit. Aber die entſcheidenden Gruppen und Weſenszüge 
des Vergangenen, deren Ausleſe und Hervorhebung ja immer eine 
beſtimmte, unvermeidlich ſubjektive Formung des Erinnerungs- und 
uüberlieferungsmaterials iſt, können nur vom Standpunkte des Reſul⸗ 
tates und der weitergehenden, in der Phantaſie vorausgenommenen 
Entwicklung aus als die bleibenden und weſentlichen Wirkungen 
erfaßt werden. Freilich iſt nun umgekehrt auf der anderen Seite 
von dem gegenwärtigen Beſtand zu ſagen, daß er nur von der Zu⸗ 
ſammenſchau der Vergangenheit aus zu begreifen und nur von den 
Erbſtücken der großen fortwirkenden Hauptperioden aus zu ordnen 
iſt. Das wirre und unermeßlich durcheinanderflutende Leben der 
Gegenwart kann nur analyſiert werden mit Hilfe einer Gruppierung 
der Vergangenheit und der aus ihr her wirkenden Haupttendenzen. 
Das iſt nun ein eigentümlicher Zirkel, wie er in der Wiſſenſchaft 
allerdings nicht ſelten iſt. Man mißt unſere Uhrenzeit an der 
Regelmäßigkeit der Sonnenbewegungen und ſtellt wiederum deren 
Regelmäßigkeit mit Hilfe der Uhren feſt. So iſt es auch hier. 
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Ein intuitiver Blick muß beides zugleich ſehen, die Gliederung der 
Gegenwart aus der Vergangenheit heraus und die der Vergangen⸗ 
heit vom Standort der Gegenwart aus. Eine mühſam in die 
Einzelheiten eindringende Forſchung muß dann Recht oder Unrecht 
dieſes Blickes beſtätigen oder die Abänderung und Anpaſſung der 
grundlegenden Konzeption bewirken. Es ſind unzählige Einzelheiten 
und Einzelforſchungen, aus denen heraus der gleichzeitig auf die 
Doppelaufgabe gerichtete Blick das Bild geſtalten und eine Aufgabe 
durch die andere löſen muß!. 


Da ſcheint es denn alſo keinerlei Objektivität zu geben, höch⸗ 
ſtens eine nachträgliche Bewährung. In Wahrheit ſteht aber doch 
die Sache etwas einfacher und iſt die objektive Konſtruktion doch 
nicht ganz unmöglich, iſt ſie wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade 
in die Sache hineinzubringen. Das Hauptmittel zur Löſung dieſer 
ſich gegenſeitig bedingenden Doppelaufgabe iſt nämlich die Ge⸗ 
winnung einer ſicheren Periodiſierung. Dieſe letztere iſt aber doch 
nicht bloß Sache der Intuition und des genialen geſchichtspſycho⸗ 
logiſchen Verſtändniſſes. Sie zeichnet ſich in gewiſſen Hauptgruppen 
ganz von ſelbſt aus der Zuſammengehörigkeit der Tatſachen heraus, 
kann ſich auf die unverkennbaren, auch äußerlich hervortretenden 
Wendepunkte berufen. So iſt über die Hauptperioden ja auch tat⸗ 
ſächlich eine ziemlich allgemeine Übereinftimmung vorhanden, und es 
handelt ſich für die feinere hiſtoriſche Erfaſſung mehr um den 
Sinngehalt jeder einzelnen Periode und um die tieferen Gründe 
ihres Auseinandertretens und Aufeinanderfolgens 2. Es iſt alſo 
die Frage, ob es nicht ein objektives Periodiſierungsprinzip gibt, 
von dem aus man der Löſung jener Doppelaufgabe entgegenkommen 


1 Vgl. meine Abhandlung „Was heißt Weſen des Chriſtentums“, Geſ. 
Schriften II. Dieſe Abhandlung von 1903 iſt eine Kritik des bekannten Harnack⸗ 
ſchen Buches und enthält den Keim all meiner weiteren geſchichtsphiloſophiſchen 
Unterſuchungen. 

2 Die alte Einteilung in Altertum, Mittelalter und Neuzeit darf als 
definitiv verſchollen gelten. Darüber ſiehe O. Lorenz I. „Über ein natürliches 
Syſtem geſchichtlicher Perioden“; auch Bernheim, Lehrbuch der hiſtoriſchen 
Methode , 1908, S. 43—84, beſonders fein A. Dove, Der Streit um das 
Mittelalter, H. Z. 116, 1916. Wenn Breyſig ſie auf alle Kulturverläufe 
ausdehnt, erhält ſie damit einen neuen Sinn; denn dann iſt das Altertum 
jeweils das eigene, nicht wie in unſerer Gleichung von Antike und Altertum 
eine fremde vorausliegende Kulturwelt; übrigens iſt auch in dieſer Verwendung 
die Terminologie ſehr hohl. 

2* 
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und ihr wenigſtens eine objektive Grundlage geben kann. Ein 
ſolches Prinzip müßte von dem unmittelbaren Eindruck der in den 
Tatſachen ſelbſt liegenden Gruppierung ausgehen. Daran könnte 
ih dann die tiefere Deutung des Zuſammenhangs dieſer Gliederung 
mit einer inneren Bewegung des Sinnes anknüpfen laſſen. In der 
Tat gibt es bereits mehrfache ſolche Periodiſierungen, die ſich im 
allgemeinen dadurch unterſcheiden, daß ſie mehr von der Betonung 
der ideologiſchen oder der ſoziologiſchen Seite des Geſchehens aus: 
gehen. Im erſteren Falle überwiegt die innere Verknüpfung und 
iſt die Idee des Aufbaues ſchon vielfach dadurch vorausgenommen. 
Im zweiten überwiegt die Hervorhebung der rein tatſächlichen 
Sonderformen und ihrer äußeren Begründung und muß die Aufbaus 
idee erſt von ſich aus den inneren Zuſammenhang herſtellen. 

Der großartigſte Vertreter der erſten Richtung iſt Hegel !. 
Zwar faßt er das Problem zunächſt noch in dem alten Sinne der 
Univerſalgeſchichte, aber doch nur um an den alten, vorderen Orient 
ſofort die griechiſch⸗römiſche und die chriſtlich-germaniſche Geſchichte 
als die eigentliche Hauptſache anzuſchließen. Die geographiſch— 
anthropologiſchen Rückſichten ſind dabei nicht vergeſſen, aber dem 
Ideellen eingeordnet; noch weniger iſt es die politiſche, vielmehr iſt 
jede Ideenperiode mit einem eigentümlichen Staatscharakter ver: 
bunden, ſo daß die Reihenfolge der Staatscharaktere das eigentliche 
Gerippe bildet. Dabei begegnet Hegel eine charakteriſtiſche Schwan: 
kung in der Hauptperiodiſierung und behauptet er eine typifche 
Unterperiodiſierung jeder einzelnen Staatsperiode, die er in Wahr⸗ 
heit nicht durchführen kann. Jene Schwankung insbeſondere iſt 
nicht ohne Intereſſe. An der Hauptſtelle teilt er die Weltgeſchichte 
in das orientaliſche Reich, wo das ſubſtantielle Denken naiv vor⸗ 
herrſcht und das individuelle dagegen zerſtäubt; dann das griechiſche, 
wo das Individuelle hervortritt, aber nur erſt im Schönen eine für 
das Denken nicht vermittelte Einheit des Allgemeinen und Indivi⸗ 
duellen erreicht, im übrigen aber die politiſche Bildkraft gering iſt; 
dann das römiſche, wo das Allgemeine ſich im Recht mit dem Syn: 
dividuellen zu einer vollen, aber doch erſt weltlichen, nicht in die 
letzte Tiefe reichenden Syntheſe verbindet; ſchließlich das germaniſche, 
das mit der im Chriſtentum begründeten, nunmehr auch geiſtig— 
religiöſen Syntheſe beginnt, aber dieſe nur erſt an ſich vollbrachte 


1 Vgl. meine Studie „Über den Begriff einer hiſtoriſchen Dialektik“ II, 
H. 3. 1918. 
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Verſöhnung dann durch ſehr verwickelte Prozeſſe zu einer inneren 
Aneignung bringt und dieſe Aneignung zuletzt in den modernen 
Vernunftſtaat und ſeine philoſophiſche Kultur überführt. Die vier 
Stufen werden außerdem noch mit der alten Folge vom Kind bis 
zum reifen Greiſenalter verbunden. Aber an anderen Stellen geht 
dieſe relativ realiſtiſch⸗ſoziologiſche Vierteilung zu der erſt eigentlich 
ſeiner Methode entſprechende Dreiteilung in den an ſich ſeienden, 
für ſich ſeienden und an und für ſich ſeienden Geiſt über, womit 
Griechentum und Römertum dann doch in eins verſchmolzen ſind 
und die Abfolge erſt durch die Zurückführung auf das dialektiſch⸗ 
logiſch-metaphyſiſche Syſtem ihre eigentliche objektive Notwendigkeit 
empfängt. Erſt damit iſt die Geſchichte ganz objektiv ſyſtematiſiert, 
aber gerade das iſt auch bei allem ſonſtigen Tiefſinn der Dialektik 
das Unhaltbare ſeines Gedankens. Von ihm bleibt in Wahrheit 
nur die Gliederung nach Staatstypen, die zugleich Verkörperungen 
von gerade dieſem Staat entſprechenden Geiſtestypen ſind. Das hat 
denn auch die Kritik ſehr raſch geſehen und von dem Syſtem im 
Grunde nur die Gliederung nach ſtaatlich-geiſtigen Haupttypen übrig 
gelaſſen. Insbeſondere der glänzende Heinrich Leo hat ſchon dieſe 
Kritik und die realiſtiſche Betonung der politiſch-ſoziologiſchen Ele: 
mente durchgeführt, die ſich als wichtiger erwieſen hat als die 
dogmatiſch⸗religiöſen Einreden Leos. 

Immerhin folgt doch auch ein Meiſter wie Ranke dieſem 
politiſch-ideologiſchen Periodiſierungsgedanken, wobei er für die 
Filiation der ſo ſich verkörpernden Ideen oder Tendenzen doch auch 
nicht ſelten auf die Dialektik oder auf die „Natur der Sache“ 
zurückgreift. Damit ergibt ſich ihm eine zunächſt aus dem tat— 
ſächlichen politiſchen Beſtand geſchöpfte Periodiſierung, die aber 

1 über die Annäherungen an die Dialektik ſiehe O. Lorenz II, S. 352 
und 67, 73; die „Natur der (logiſchen) Sache“ ſiehe zum Beiſpiel Epochen der 
neueren Geſchichtsſchreibung, 1917, S. 76. Von Ranke ſelbſt ſiehe die An⸗ 
merkungen des Tagebuches „Zur eigenen Lebensgeſchichte“, herausg. von A. Dove, 
S. 569 ff. „Das ganze Vergnügen des Studiums (der Geſchichte) iſt, die 
geiſtige Ader der Dinge zu verfolgen .. . das letzte Reſultat iſt Mitgefühl, 
Mitwiſſenſchaft des Alls.“ Siehe auch Do ves Aufſatz „Zur Begrüßung der 
Weltgeſchichte Rankes“, in „Ausgewählte Schriftchen“ 1898. Dort heißt es: 
„Ranke ſelbſt hält alle Weltgeſchichte für einen dann und wann zu wiederholenden 
Verſuch, den Gemeinbeſitz unſerer menſchlichen Erinnerungen für den modernen 
Gebrauch wieder herzurichten,“ S. 199. Ganz das iſt die hier vertretene An⸗ 


ſchauung, ſtimmt aber mit dem erſten pantheiſtiſch⸗ quietiſtiſchen Gedanken nicht 
jufammen. 
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doch die Abwandlung eines einheitlichen Prinzips bedeutet. Das 
derart abgewandelte Prinzip iſt die vom römischen Reiche geſchaffene 
politifch-fulturelle Welt, die dann zum Abendland oder der romaniſch— 
germaniſchen Welt wird. Orient und Griechentum bilden nur eine 
Vorhalle, in welcher der jüdiſche Monotheismus das weltgeſchichtlich 
wichtigſte, ſpäter durch das Chriſtentum und ſeine Verbindung mit 
dem Römertum die Einheit des Abendlandes vor allem bewirkende 
Element iſt. So ſetzt die Periodiſierung mit dem römiſchen Welt— 
reich des erſten bis vierten Jahrhunderts ein und ſchildert hier 
Monarchie, Verfaſſung, Verwaltung und Recht, daneben Literatur 
und Philoſophie, vor allem die Verbindung des Weltreiches mit 
der Weltreligion. Die zweite Periode iſt die der germaniſchen und 
arabiſchen Eroberungen, der Verſelbſtändigung des Abendlandes und 
der Verwandelung desſelben in die römiſch-germaniſche Völker: 
familie. Die, dritte Periode iſt die der Wiederaufnahme des römi- 
ſchen Reichsgedankens durch das karolingiſche und das deutſche 
Kaiſertum "vom 9. bis 11. Jahrhundert, welche Periode mit der 
Schwächung des Kaiſertums durch Ablöſung anderer Staaten und 
durch Verſelbſtändigung der hohen Ariſtokratie und der Kirche endet. 
Daraus folgt die vierte Periode, die Herrſchaft der Hierarchie vom 
11. bis 13. Jahrhundert, eine nur durch die Verhältniſſe ermöglichte, 
in Diplomatie und Krieg, nicht in ideeller Folgerichtigkeit begründete 
Herrſchaft des geiſtlichen Prinzips, die Umformung der römiſchen 
Reichsidee in die Papſtidee. Die fünfte Periode iſt die der Löſung 
dieſer engen Beziehung zwiſchen den Staaten und der übernormal 
entwickelten Kirche, die Zeit der Bildung der Nationalitäten, der 
ſtändiſchen Verfaſſungen, der exzeſſiven Autonomie einzelner Stände, 
der Städtekultur. Die ſechſte Periode iſt die der Reformation und 
Religionskriege, in der aus der allgemeinen Dezentraliſation ſich 
allmählich das Syſtem der großen europäiſchen Mächte und des ſie 
beherrſchenden habsburgiſch-franzöſiſchen Gegenſatzes herausbildet, 
in der aber zugleich durch die Reformation das Übergewicht der 
Kirche gebrochen und das religiöſe Element ſehr ſtark dem natio⸗ 
nalen eingefügt wird; gleichzeitig erfolgt die Ausweitung des Abend⸗ 
landes durch Weltentdeckung und Koloniſation und in den Türken⸗ 
kriegen die Aufrollung der orientaliſchen Frage; im übrigen bedeutet 
geiſtig dieſe Periode den Rückfall in Theologie und Mittelalter. 
Das ſiebente iſt dann das Zeitalter der großen Mächte, wo infolge 
der Religionskriege England, Holland und Schweden aufkommen 
und Rußland ſich einem nicht mehr übermächtig katholiſchen Abend⸗ 
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lande nähert. An die Stelle der römiſchen Reichsidee und der 
Kirchenidee tritt jetzt die der europäiſchen Völkerfamilie und des euro: 
päiſchen Gleichgewichts, an die der Theologie und des Humanismus 
eine ſelbſtändige europäiſche Weltliteratur von neuem Geiſt und 
neuen Intereſſen, unter welchen die naturwiſſenſchaftlichen, kom- 
merziellen und techniſchen ihre große Rolle zu ſpielen beginnen. 
Es iſt die Periode, der Rankes Genialität und Sympathie vor allem 
zugewendet war, wie ja auch ſeine klaſſiſche Abhandlung über die 
„Großen Mächte“ zeigt. Die achte Periode iſt dann das Zeitalter 
der Revolutionen, wo von Amerika her durch abſtrakte Übertragung 
des zur Demokratie vereinſeitigten engliſchen Prinzips alle Voraus⸗ 
ſetzungen der bisherigen, ſtark geiſtlich und ſtändiſch-monarchiſch 
imprägnierten romano⸗germaniſchen Verfaſſungen umgeworfen wur⸗ 
den und das Problem des Abendlandes dadurch neu geſtellt wurde. 
Die letzte Periode iſt die des Konſtitutionalismus, in welchem das 
Abendland dieſes neue Problem löſt, die ungeheure Erregung in 
eine ſtarke nationale Entwicklung und Expanſion überführt und 
damit eine erſtaunliche ökonomiſche und techniſche Blüte verbindet. 
Das ſind die Hauptperioden. Innerhalb dieſer periodiſiert Ranke 
gern nach Jahrhunderten, vielleicht aus dem von O. Lorenz ver⸗ 
muteten Grunde, weil ein Jahrhundert drei Menſchenalter und 
damit die Kontinuität der perſönlichen Berührung vom Großvater 
bis zum Enkel bedeutet. Innerhalb des Jahrhunderts periodiſiert 
er gerne nach Generationen und liebt es gelegentlich den Umſchlag 
von einer Generation zur anderen bei aller Kontinuität zu betonen. 
Das wäre dann in der Tat eine Umformung der Dialektik ins 
Pſycho⸗Phyſiſche, eine Art Naturaliſierung der Dialektik, ein ſehr 
objektives Periodiſierungsprinzip; doch würde es nur die feinere 
Unterabteilung, nicht die große Hauptteilung betreffen !. Es iſt alſo 
im weſentlichen eine Periodiſierung auf Grund der Wandlungen 
einer Idee, aber deren Wandlungen ſelbſt hängen vorzüglich von 
politiſchen Ereigniſſen ab und werden in ihrer dauernden politiſchen 
Form vor allem feſtgehalten. Literariſche, künſtleriſche und philo⸗ 
ſophiſche Tendenzen treten nur ſelten und vorübergehend als be⸗ 
herrſchende Tendenzen hervor. Überhaupt finden ſich über den 


1 Die Schaffung großer Hauptperioden durch Zuſammenfaſſung von drei, 
ſechs oder neun Jahrhunderten, womit O. Lorenz dieſes Syſtem auch für die 
Hauptteilungen verwertbar machen will, hat bei Ranke keinen Boden und wird 
bei Lorenz ſelbſt zur reinen Kabbala. Das Generationenprinzip wird auch von 
Harnack vertreten, Aus Wiſſenſchaft und Leben I, S. 96. 
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Zuſammenhang der politiſch-ſoziologiſchen Grundform mit den 
geiſtig⸗kulturellen Elementen nur ſchwankende Außerungen 1. Über die 
Gründe der Auf- und Auseinanderfolge der politiſchen Grundtypen 
ſelber äußert er ſich wenig. Teils liegen ſie in ſtark eingreifenden 
Zufällen wie Mongolen: oder Türken⸗ oder Barbarenſtürmen oder 
in Entdeckungen, Goldzufuhren, Bodenerweiterungen, teils liegen ſie 
in inneren pſychologiſch-logiſchen Entwicklungen, Umſchlägen, Spal: 
tungen und Syntheſen, die an die Dialektik erinnern. 

Eine ähnliche Zuſammenfaſſung ideologiſcher und ſoziologiſcher 
Periodiſierung bietet die glänzende und heute noch leſenswerte 
Histoire générale de la civilisation en Europe von Guizot aus 
dem Jahre 1828 dar. Es iſt nur an Stelle des politiſch-diplomatiſch⸗ 
militäriſchen Staatsbegriffes ein mehr geſellſchaftlich geſehener ge- 
treten, dieſer aber ebenſo wie bei Ranke zum Gefäß der Ideen gemacht: 


die Ideen ſelbſt find als Ziviliſation bezeichnet als innere Lebens: . 


einheit der ſozialen Ordnungen mit individuell perſönlichen Geiſtes⸗ 
gehalten, wie es dem damaligen Liberalismus entſprach. An eine 
Scheidung des Ziviliſatoriſchen und Kulturellen und die Hervor: 
hebung der Individualität und der beſonderen Geiſtigkeit des letzteren 
iſt wenig gedacht. Aber der geiſtige Aufbau Europas ſelbſt iſt mit 
großartiger Plaſtik geſchehen. Die Grundlage bildet wie bei Ranke 
das römiſch Reich und die ihm korrelate chriſtliche Kirche. Darauf 
folgt die erſte große Periode des Abendlandes, die primitive oder 
chaotiſch-barbariſche, die ſich aus den Elementen des germaniſchen 
Königtums, der Feudalität, der Hierarchie und ſchließlich der Städte 
mit ſukzeſſivem Hervortreten und Überwiegen dieſer Mächte zuſammen⸗ 
ſetzt und mit den von dem einzigen Einheitsprinzip, der Kirche, ge— 
leiteten Kreuzzügen endet. Mit ihr iſt den vom Altertum über: 
kommenen Inſtitutionen der moderne und europäiſche Geiſt der per: 
ſönlichen Freiheit und Subjektivität eingeflößt. Die zweite Periode 


1 Das weſentlich politiſche Weſen der „Tendenzen“ ſiehe Epochen S. 124 
und 141. Daneben die unbegrenzt fortſchreitende und logiſch vermittelte Ent⸗ 
wicklung der Ziviliſation S. 20 u. 17f.; der völlig individuelle Charakter 
der Kultur, !die nicht fortſchreitet, ſondern ihre jedesmal individuellen Hoͤhe⸗ 
punkte hat und mit der Unbegreiflichkeit der geiſtigen Durchbrüche zuſammen⸗ 
hängt, S. 17. Stets find die drei Elemente beiſammen, aber keine Periode zeigt 
eine gleichmäßige Entwicklung derſelben; bald einmal mehr das Eine oder das 
Andere. Der Hiſtoriker aber kann ſich in dieſem Auf und Nieder weſentlich nur 
an das politiſche Element halten, S. 16. Übrigens hat Ranke dieſe Terminologie 
Politik, Ziviliſation, Kultur nur ſehr ſchwankend durchgeführt. 


| 
| 
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it das Spätmittelalter, in welchem ſich aus dieſem primitiven Zu: 
ſtande nationale und politiſch zentraliſierte Volks- und Kultur⸗ 
ein heiten zu bilden beginnen und die Grundlagen der modernen 
Staatsidee, der Zuſammengehörigkeit von Volk und Regierung, ge— 
legt werden. Die treibende Kraft hierbei iſt das Königtum, das 
auf den modernen ſouveränen Staat hinausſtrebt, aber ſich doch 
nur durch den pſychologiſchen Zwang der Rechtsidee wirklich durch— 
ſetzt, ein Ergebnis, das überall — außer in Deutſchland und 
Italien — die Grundlage mächtiger Fortſchritte bildet. Im 
Zuſammenhange damit tauchen die kirchlichen Reformverſuche 
auf, findet die weit überlegene geiſtige Kultur der Antike die 
Möglichkeit, wieder in die weltlichen Bezüge des Lebens einzu⸗ 
dringen, und entwickelt ſich in Technik und Wirtſchaft, Welthandel 
und Koloniſation das ziviliſatoriſche Element zu einer bisher im 
Abendland unbekannten Macht. Die dritte Periode ſetzt mit dem 
ſechzehnten Jahrhundert ein, zerſprengt in der Kirchenrevolution das 
kirchliche Einheitsprinzip und erſetzt es endgültig durch die Idee der 
europäiſchen Staatenwelt oder des Gleichgewichtes, womit erſt der 
volle gegenſeitige Zuſammenhang und die lebendige Kultureinheit 
des Abendlandes eintritt, die bis heute dauert unter beſtändiger 
Erweiterung ihres Schauplatzes. Einen wichtigen Einſchnitt in dieſer 
Periode bildet die engliſche Revolution, die noch in die weſentlich 
konfeſſionell und religiös beſtimmte Strecke der abendländiſchen Neu⸗ 
zeit gehört, die aber endgültig und muſtergültig die befreite per⸗ 
ſönliche Selbſtändigkeit mit der konſtitutionellen Rückgängigmachung 
des Abſolutismus verbindet, damit das Problem der modernen Welt 
eröffnend, nämlich die aus Barbarei und Chaos durch die feudale 
Ariſtokratie, die Städtebildung, und dann durch den Abſolutismus 
herausgebildeten Staats⸗ und Geſellſchaftseinheit wieder dem ger⸗ 
maniſch⸗nordiſchen Sinn für perſönliche Freiheit zu öffnen. Mit 
dem letzteren iſt dann die ganze Fülle und Lebendigkeit der modernen 
europäiſchen Weltkultur verbunden, ein Geiſt, der dem räumlich und 
politiſch viel enger gebundenen und die Tiefen der Subjektivität 
nicht kennenden Weſen der antiken Polis vielfachſt entgegengeſetzt 
it, aber doch aus der von dieſer geſchaffenen Kultur ſich weſentlich 
ernährt 1. ö 

Terrassen, 

"Gnizot, Hist. gen. de la civilisation en Europe depuis la chute 


5 empire romain jusqu'à la revolution francaise, 1828. Charakteriſtiſch 
er Satz S. 349 (Ausgabe von 1840): Quand les évènements sont une fois 
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Bei dieſer ideologiſchen Periodiſierung iſt unter den Händen 
der Hiſtoriker im Gegenſatz zu den reinen Philoſophen ſehr ſtark das 
realiſtiſche Element des Staates hervorgetreten, wenn auch dieſer 
dabei immer noch weſentlich als Kultur- und Ziviliſationskörper 
erſcheint. Aber einmal ergibt bei der ſtarken Abhängigkeit der ſtaat⸗ 
lichen Dinge von äußeren und zufälligen Vorgängen dieſe Anein⸗ 
anderreihung von Staatsideen oder Staatsgeiſtern keine wirkliche 
und durchgängige Filiation der Ideen, auf die eine innerlich not⸗ 
wendige Periodiſierung begründet werden könnte: ſie wird ſchließlich 
zu einer Miſchung von pſpychologiſch-logiſchen Kontinuitäten mit 
tauſendfachen Zufällen. Vor allem aber iſt der Satz von der 
weſentlich ideellen Bedingtheit und Erfülltheit des Staates nicht zu 
halten. Okonomiſche, ſoziale, wie machtpolitiſche und populationiftifche 
Bedingungen treten ſehr ſtark in ſeinem Weſen hervor, und, ſoferne 
pſychologiſche und geiſtige Grunddispoſitionen auch dieſe Bedingungen 
ihrerſeits mitbedingen, iſt dieſes Verhältnis jedesmal ein ganz be⸗ 
ſonderes, ſchwer faßbares und jedenfalls aus einer allgemeinen Kon⸗ 
tinuität des geiſtigen Wirkens nicht erleuchtbares. So erſcheint — 
zum mindeſten für die kompakte und abgrenzende Auffaſſung der 
großen zuſammenhängenden Strecken — der Staat mehr als ein 
Gebilde ſehr realer Kräfte und materieller Bedürfniſſe, deren Be⸗ 
friedigung erſt die Unterlage für eine relativ ſelbſtändige und kurze 
Zeiträume erfüllende ſtarke Bewußtwerdung und Selbſtgeſtaltung 
des Geiſtes herſtellt!. So tritt an Stelle der ideologiſchen die 
ſoziologiſche Periodiſierung, bei der von Hauſe aus die Filiation 
an ſehr viel ſchwächeren Fäden hängt und die daher mehr eine 
Aneinanderreihung materieller und inſtitutioneller Zuſtändlichkeiten 
iſt. Ihre Aufeinanderfolge läßt ſich dann mehr nur aus Geſetzen 
des Aufſtieges zu komplizierteren Lebensverfaſſungen erhellen, die 
ihrerſeits aus der Vergleichung der verſchiedenen Kulturverläufe 
nur ſehr allgemein und unverbindlich entnommen werden können. 
Die geiſtigen und pſychologiſchen Unterlagen dieſer Zuſtändlichkeiten, 


consommés, quand ils sont devenu de Ihistoire, ce que l'homme cherche 
surtout, ce sont les faits generaux, l’enchainement des causes et des effets. 
C'est là, pour ainsi dire, la portion immortelle de l'histoire, cette à laquelle 
toutes les générations ont besoin d'assister pour comprendre le passé, et 
pour se comprendre elles-mömes. Dann folgt aber fofort die Forderung der 
genauen Detailforſchung. 

1 Eine Art übergang und Zwiſchenbildung ift das Werk Kjellens „Der 
Staat als Lebensform“ 1917 und „Die Großmächte der Gegenwart“ 1915. 
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das jeweils ſpezifiſche Kunſtwollen, die Wirtſchaftsgeſinnung, die poli— 
tiſche Uranlage laſſen ſich dabei nur unſicher erraten und geſtatten 
keine Herſtellung einer rein geiſtigen Entwicklungskette. Die in den 
reiferen Stadien ſich loslöſenden und verſelbſtändigenden Kultur— 
inhalte bleiben an die individuelle Beſonderheit dieſer Zuſtändlich— 
keiten immer jeweils irgendwie gebunden, ſtreben aber nach Verſelb— 
ſtändigungen im reinen Ather des Gedankens und ſchaffen ſich hier 
vermöge ihrer inneren und ſelbſtändigen Struktur über die ver: 
ſchiedenſten Zeitalter und im Falle von Rezeptionen über verſchiedene 
Kulturkreiſe hinüber eine eigentümliche und ſelbſtändige Vorſtellung 
ihres Zuſammenhanges und ihrer Filiation, die ſich gerne an Stelle 
des wirklichen, viel erdenſchwereren Entwicklungszuſammenhanges ſetzt 
und daher den Hiſtoriker oft zu täuſchen liebt. Die Konſtruktionen 
kunſtgeſchichtlicher, religionsgeſchichtlicher und philoſophiegeſchichtlicher 
Art unterliegen nicht ſelten ſolchen Täuſchungen. 

Es iſt die Eigentümlichkeit der von Saint Simon ausgehenden 
Soziologie Comtes und Spencers“, den Staat oder, was für fie 
eigentlich an deſſen Stelle tritt, die Geſellſchaft auch ihrerſeits als 
korrelativ alle Erſcheinungen hervorbringende Lebenseinheit zu be— 
trachten, aber dieſe Einheit ſelber von der Naturſeite des Menſchen 
und ſeiner Bedürfniſſe, geiſtig nur von der oberflächlichſten 
Seite des Intellekts und des Glücksbedürfniſſes zu nehmen. Ihr 
Verſuch, die jo gedachten Sozialkörper in eine periodiſierte Ent⸗ 
wicklungsreihe, das bekannte Drei-Stadien⸗Geſetz zu bringen, iſt aber 
ein Verſuch alten Stils, die Menſchheitsentwicklung unter Über⸗ 
ſpringung aller beſonderen Kulturkreiſe zu periodiſieren und für die 
hier geſtellte Aufgabe zwar nicht ohne Anregung, aber in der Haupt⸗ 
ſache bedeutungslos. Am eheſten läßt ſich noch Spencers Gedanke 
einer von primitiven Hordenzuſtänden aus durch Differenzierung und 
Integrierung aufſteigenden Reihe wenigſtens auf die einzelnen 
Kulturkreiſe anwenden und die Entwicklung vom Status zum Kon⸗ 
trakt oder, wie Tönnies ſagt, von der Gemeinſchaft zur Geſellſchaft 
als typiſches Schema eines inneren Zuſammenhanges und Fort⸗ 
ſchrittes verwenden. Tut man das, dann werden die Niederſchläge 
dieſer jeweiligen Grundrichtung in den Inſtitutionen, den bloß tat⸗ 
ſächlich geltenden wie den rechtlichen, von entſcheidender Bedeutung 
als Periodiſierungsmittel. Sie erklären nicht, aber ſie charakteriſieren 


Sn 


Vgl. meine „Dynamik der Geſchichte im Sinne der Geſchichtsphiloſophie 
des Pofitivismus“, 1920. 
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eine Periode und bilden das zuſammenhaltende Band, das äußerlich 
auffallendſte Kennzeichen, die feſte und begrenzende Kanaliſierung, in 
der jede geiſtige und materielle Entwicklung weiterhin gehalten wird, 
bis laute oder leiſe Revolutionen dieſe Kanäle zerſtören und dieſe 
dann wieder neu geſchaffen werden. Dem Charafterilierungsmittel 
der Inſtitutionen entſprechen dann die Revolutionen als die weſent⸗ 
lichen Einſchnittspunkte. Das gilt von der Entſtehung der Polis und 
des Imperiums, von dem Eintritt der Germanen, dem Ende des 
Mittelalters ufw. In dieſem Sinne hat insbeſondere Lacombe! 
hervorgehoben, daß in der Geſellſchaft die dringendſten und elemen⸗ 
tarſten Lebensbedürfniſſe das beſtimmende Element ſind, alſo das 
ökonomiſche ſozuſagen den Grundbaß bildet, auf den alle anderen 
Töne geftimmt find. Weiterhin läßt er aus dem Okonomiſchen und 
ſeinen Verwicklungen mit politiſchen, rechtlichen und ſozialen Inter⸗ 
eſſen die großen dauernden Inſtitutionen entſpringen, die demnach 
mit ihrer mächtigen Dauergewalt und der von da ausgehenden Be— 
ſtimmung alles geiſtigen Lebens den Faden der Periodiſierung bilden 
müſſen. Ahnlich hat auf ſeinem Gebiete Harnack die Bildung und 
Zerſtörung der großen Inſtitutionen und den von ihnen ausgehenden 
Einfluß auf die freiere religiöje und theologiſche Gedankenwelt zur 
Grundlage ſeiner Periodiſierung gemacht und dann überdies in 
ſeinen geſchichtstheoretiſchen Betrachtungen dieſen Gedanken grund⸗ 
ſätzlich für die Geſchichte überhaupt formuliert, wobei ihn der be⸗ 
wußte Gegenſatz gegen F. Chr. Baur und Hegel geleitet hat?. 
Geht man aber dieſen Inſtitutionen nach, ſo wird man in ihnen 
ganz überwiegend, wenn auch keineswegs ausſchließlich, das ökono⸗ 
miſche Element als bedingende Grundkraft feſtſtellen müſſen. Damit 
kommt man dann zum Marxismus, der in allem Recht nur den 
juriſtiſchen Ausdruck der Produktionsverhältniſſe ſah, die Struktur 
der Geſellſchaft von dieſem alles bedingenden Grundelement bis in 
den geiſtigen Überbau hinein von dem als völlig abſolut genommenen 
Okonomiſchen herleitete und die Abfolge der ökonomiſchen Zuſtände 
nur aus einer logiſch-dialektiſchen Bewegung dieſer ſelbſt zu begreifen 
unternahm. Es iſt das der geſchichtsphiloſophiſche Beſtandteil des 
Marxismus, der von dem agitatoriſch-prophetiſch- revolutionären 


1 Mir nur bekannt aus Paul Barth, Philoſophie der Geſchichte als 
Soziologie?, 1915, S. 231—237. 

2 Harnack, Aus Wiſſenſchaft und Leben, 1911, I, 43 ff.; II, 85 ff. 
über die Sicherheit und die Grenzen geſchichtlicher Erkenntnis. München 1917, 
S. 17. 
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ſtreng zu unterſcheiden iſt, wenn er auch vielfach durch den Einfluß 
dieſer letzteren Tendenzen karikiert wird!. Marx ſelbſt hat leider 
auch ſeinerſeits von da aus die Periodiſierung nur in dem alten 
Stil der Weltgeſchichte unternommen und eine ſolche des beſonderen 
Doppel⸗Kulturkreiſes, des griechiſch-römiſchen und romaniſch⸗ 
germaniſchen, unterlaſſen. Er hat im Grunde überhaupt nur inner⸗ 
halb des letzteren die kapitaliſtiſche Periode behandelt. Immerhin 
iſt aber auch ſchon bloß dadurch die Rückſicht auf das Okonomiſche 
und die von da ausgehende Unterbau-Überbaulehre das Zentral: 
problem aller Periodiſierung geworden, auch da, wo man von der. 
Grobſchlächtigkeit, das Okonomiſche allein als unabhängige Variable 
zu behandeln, und von der damit zuſammenhängenden atheiſtiſch— 
antiſpiritualiſtiſchen Dogmatik weit entfernt iſt. 

So fehlt alſo ein wirklicher Entwurf vom Standpunkt dieſer 
Theorie aus. Vor allem deshalb, weil die Wirtſchaftsgeſchichte, be= 
ſonders innerhalb des Altertums, noch nicht hinreichend durchforſcht 
und aufgehellt iſt. Trotzdem wird man auf den univerſalhiſtoriſchen 
Verſuch von Breyſig hinweiſen dürfen?. In feinem Stufenbuch hat 
er das typiſche Entwicklungsgeſetz aller Kulturverläufe — ein wenig 
in Anlehnung an Spencer — als Reihenfolge von Urzeit, Altertum, 
Mittelalter, Neuzeit und Neueſte Zeit konſtruiert, im allgemeinen ein 
Fortſchreiten zur Differenzierung und Integrierung bis zum höchſten 
Reifeſtadium. In ſeiner „Kulturgeſchichte der Neuzeit“ macht er 
davon die Anwendung auf die beiden uns hier beſchäftigenden 
Kulturkreiſe, die beide zu den ganz wenigen gehören, welche alle 
Stufen durchlaufen und nicht auf einer derſelben ſtecken bleiben. 
Das Gliederungsmittel iſt die Rückſicht auf den Zuſammenhang 
politiſcher, ökonomiſcher, klaſſenmäßiger und herrſchaftsbildender 
Kräfte, neben denen das geiſtige Leben ſeine ſelbſtändigen Wurzeln 
hat, aber doch nur in weitgehender Abhängigkeit von ihnen ſich 

1 Vgl. meinen Aufſatz „über den Begriff einer hiſtoriſchen Dialektik, 
H. Z., 1919. 

2 Kulturgeſchichte der Neuzeit II. Das Buch iſt Darſtellung auf Grund 
der beſten Werke und Begleitung der Darſtellung mit viel Räſonnement: 
darunter aber recht gute Bemerkungen. Als Ganzes beſtätigt es freilich den 
Sat, daß eine Geſamtkulturgeſchichte uno intuitu unmöglich if. Kultur⸗ 
geichichte gibt es nur in der Zerlegung in einzelne Kulturzweige, bei deren 
jedem freilich dem Darſteller ein Bild des Ganzen vorſchweben muß, oder in 
Geſtalt eſſayiſtiſcher Betrachtung ohne jede Einzeldarſtellung, alſo als reines 
Rüfonnement, bei dem alle Tatſachen vorausgeſetzt find. Der erſte Band enthält 
im weſentlichen Gedanken des Stufenbuches von 1905. 
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entfaltet. Der Übergang von einer Stufe zur andern iſt teils durch 
jene Spencerſche Idee, teils durch pſychologiſch-dialektiſche Zuſammen⸗ 
hänge, teils durch Zufall von außen her wie Perſerkriege, Mongolen⸗ 
ſtürme, Goldentdeckungen uſw. bedingt. 

Demnach haben wir zunächſt in der Antike eine Urzeit, die 
der aller andern Völker mit Kriegskommunismus, Kriegerſitte, 
Hordenbildung, Matriarchat und dann Patriarchat vermutlich ähn⸗ 
lich war. Darauf folgt das Altertum, die Seßhaftigmachung ſamt 
ihren ökonomiſchen und ſoziologiſchen Konſequenzen, die Bildung 
der Sonderfamilie, die geſchloſſene Hauswirtſchaft, die Erhebung 
großer barbariſcher Königtümer mit Fronarbeit und Sklaventum. 
Das dritte iſt das Frühmittelalter mit kleinen Königen und Ritter⸗ 
tum, die Welt, die das homeriſche Epos ſpiegelt. Das vierte iſt 
das Spätmittelalter, die Zeit der Ariſtokratie, des Großgrundbeſitzes 
und der Agone, der Synökiſmen und der Städtebildung, der 
tyranniſchen Reaktion gegen die ſtädtebildende Ariſtokratie, der Kolo⸗ 
niſation, der archaiſch-mittelalterlichen Kunſt, der leidenſchaftlichen 
Dichtung und Spekulation, der Gegenſätze von Volksreligion und 
myſtiſch⸗orgiaſtiſcher Sektenbildung. Die Neuzeit ward herbeigeführt 
durch die plötzliche Entfaltung und Ausbreitung der Polis infolge 
des Nationalkrieges gegen die Perſer. Es iſt die Blütezeit der vom 
Adel gebildeten, aber allmählich ſich immer ſtärker demokratiſierenden 
Polis, erfüllt von den Kämpfen um die Hegemonie der beiden ſich 
zu Reichen ausweitenden Hauptſtädte und von einem mächtigen 
ökonomiſchen Fortſchritt zum Handelskapitalismus und zur Seeherr⸗ 
ſchaft; nach der geiſtigen Seite hin iſt dieſe Blütezeit der Polis 
zugleich die von Kunſt, Philoſophie und Wiſſenſchaft, wobei der 
Flor der letzteren den der Staaten überdauert. Das Ende iſt dann 
die neueſte Zeit oder die Aufſaugung der Polis in den helleniſtiſchen 
Imperialismus und vor allem ſchließlich in den römiſchen Imperia⸗ 
lismus, der als mittelalterlicher Stadtſtaat zuerſt ſich bemerkbar 
machte und dann mit der Einverleibung der Hellenen und des Orients, 
zugleich mit einer ungeheuren ökonomiſchen Entwicklung in ſeine eigene 
Neuzeit und neueſte Zeit eintrat. Damit ſind wir bei dem Punkte 
angelangt, von dem Ranke ausging, beim römiſchen Weltreich mit 
ſeiner juriſtiſchen, politiſchen, wiſſenſchaftlichen und religiöſen Leiſtung. 
Darauf folgt dann eine Darſtellung des mit dem Reich innerlich 
nah verwandten Chriſtentums, das aber in die ſoziologiſchen Kon⸗ 
ſtruktionen Breyſigs nicht recht hineinpaßt und das weſentlich im 
Sinne Nietzſches aufgefaßt wird, doch nicht ohne daß auch ſeiner 
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poſitiven Leiſtung als Zuſammenfaſſung und Fortleitung der Antike 
gedacht würde!. Damit geht die Betrachtung ziemlich unver- 
mittelt auf den zweiten Kulturkreis, das romano⸗germaniſche 
Abendland über, wie er es mit Ranke nennt, und ent⸗ 
wickelt nun nach dem gleichen Periodenſchema die abendländiſche 
Welt unter beſtändigem Bedauern, daß ihr nicht eine gleich unab— 
hängige und ſelbſtändig ſich begründende und auslebende Entwick⸗ 
lung vergönnt war wie der griechiſch-römiſchen. Es fehlt jedes 
Verſtändnis dafür, daß die großen Kulturſchöpfungen ſelten ſind, 
und daß die Fortſetzung der Antike in einen zweiten Kulturkreis 
hinein gerade das Auszeichnende, Charakteriſtiſche und Gewaltige im 
Europäiſchen Weſen iſt, womit insbeſondere auch die beherrſchende 
Bedeutung der chriſtlich⸗römiſch⸗helleniſtiſchen Übergangsglieder gegeben 
iſt. Statt deſſen gibt Breyſig ſeine Vermutungen über die ver⸗ 
ſchollene germaniſche Urzeit und geht von da zum Zeitalter des ger⸗ 
maniſchen Altertums über, das in den Wanderungen, den Staats— 
gründungen auf römiſchem Boden, zuletzt in dem Barbarenreich der 
Karolinger beſteht, römiſche und chriſtliche Elemente benutzt und 

geiſtig die großartigen Anfänge einer germaniſchen Geiſteswelt durch 
die Rezeption eines ganz äußerlichen und unverſtandenen Chriſten⸗ 

tums verdirbt. Er faßt alſo Rankes Wanderungszeit und Rankes 

Wiederaufrichtung des Römerreichs zuſammen zum einheitlichen 

Altertum des Germanismus, vor allem wegen der nach den Karo- 
lingern einſetzenden großen wirtſchaftlich⸗politiſchen Umbildung zum 

Feudalismus. Dann folgt das germaniſche Frühmittelalter von 

900—1300 mit Feudalismus, Anfängen getrennter Nationen, 

Kaiſerromantik, vorübergehender Papſtherrſchaft; dieſes Zeitalter 

leitet durch die Städtebildung wie durch die Anfänge des Abſolutis⸗ 

mus in Frankreich, des Parlamentarismus in England, des Terri⸗ 

torialismus in Deutſchland und Italien zum Spätmittelalter über. 

Dieſes ſeinerſeits bringt 1300 — 1500 die Anfänge eines europäiſchen 

Staatenſyſtems, alſo eines Gebildes, das die im Welt⸗Imperialismus 

mündende Antike überhaupt nicht zu ſchaffen vermocht hatte. Die 

Neuzeit bringt mit den religiöſen und wiſſenſchaftlichen Revolutionen 

das Syſtem der modernen Kulturſtaaten, die dann in den Revo⸗ 

lutionen des 18. Jahrhunderts tiefgreifend verändert werden. Die 

neueſte Zeit ſetzt nach den Revolutionen ein und zeigt eine kulturelle 

Überreife. Doch iſt das letztere alles nur angedeutet, das Buch geht 

nur bis zum Spätmittelalter. 
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Gewiß, Breyſig dringt nicht in den letzten Kern der perioden⸗ 
bildenden Kräfte ein. Dazu iſt das Verhältnis des ſoziologiſchen 
und des geiſtig kulturellen Elementes zu wenig in die Tiefe hinein 
erforfht!. Sein Standpunkt iſt im weſentlichen der eines vergut⸗ 
mütigten Nietzſchetums und mißt alles an dem jeweiligen Verhältnis 
von Maſſe und Individuum, insbeſondere beurteilt er den Zu— 
ſammenhang von Unterbau und Überbau weſentlich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, wie ſich dieſes Verhältnis in Kunſt, Literatur und 
Religion widerſpiegelt. Er freut ſich an den ariſtokratiſch-indivi⸗ 
dualiſtiſchen Verſelbſtändigungen der geiſtigen Kultur, beklagt aber 
dann ſtets deren Verbreiterung und Übergang in eine rationaliſtiſche 
Demokratie. Das iſt freilich im Grunde nur eine perſönliche Lieb⸗ 
haberei, ein ſehr ſubjektives Werturteil. Wer zu den letzten plaſtiſchen 
Kräften der Geſchichte vordringen und von ihnen aus den Fluß des 
Geſchehens erfaſſen will, muß ſehr viel tiefer in die verwickelten Ge⸗ 
heimniſſe der Unterbau⸗ÜUberbau⸗Lehre eindringen. Das haben zwei 
problemgeſchichtlich eng verbundene, im übrigen aber gründlich ver- 
ſchiedene Denker ſich zur Lebensaufgabe gemacht: Max Weber und 
Werner Sombart. Hier zerlegt ſich jeder Kulturkreis in ſeine 
ſoziologiſch⸗-ökonomiſch-politiſche, in feine ziviliſatoriſch-techniſche, aus 
eigener Logik fortſchreitende, wenn auch vielfach gehemmte und vor 
allem international nach Bedürfnis übertragbare und ſchließlich in 
ſeine kulturelle, jedesmal völlig individuelle und zu ſeltenen, kurz 
andauernden Höhepunkten anſteigende Komponente. Es iſt die 
Fortführung und Vertiefung eines Gedankens, den ich oben ſchon 
als von Ranke angedeutet bezeichnet habe. Aber mit dieſer Zer: 
legung ergibt ſich erſt das Problem der gegenſeitigen Bedingtheit, die 
in jedem Falle eines beſtimmten Kulturkreiſes oder einer Kulturperiode 


1 Immerhin vgl. die Bemerkungen über das Marxiſtiſche Problem II, 
1250 — 1294 und öfter in Einzelbemerkungen, jo z. B. 1322, 1406, 1424. 

über die Vieldeutigkeit des Begriffs Individualismus und die Unmög- 
lichkeit, von ihnen und ſeinen ſchillernden Bedeutungen aus in den Kern der ſozio⸗ 
logiſchen Bewegungen einzudringen, ſiehe H. Schmalenbach, Individualität 
und Individualismus, Kantſtudien 24, 1920. Breyſig ſelbſt unterſcheidet (demo⸗ 
kratiſchen) Maſſenindividualismus und (Nietzſcheſchen) Qualitätsindividualismus. 
Der letztere gehöre den ariſtokratiſchen Spätmittelaltern bei ihrem übergang zur 
De mokratiſierung weſentlich an, welche Zeiten daher Breyſig mit Nietzſche bevor: 
zugt. Dem gegenüber zeigt Schmalenbach in Mittelalter, Renaiffance, Auf⸗ 
klärung und Goetheſchem Zeitalter ganz verſchiedene, im Allgemeincharakter be⸗ 
gründete Begriffe der Individualität, die jedesmal von anderen geringen Domi- 
nanten der Geſchichte konkret ausgeht. 


665] Der Aufbau der europäischen Kulturgeſchichte 33 


jedesmal ganz beſondere Lagerungs- und gegenſeitige Bedingungs⸗ 
verhältniſſe aufweiſt. Das rein ſoziologiſche und vor allem auch das 
ökonomiſche Element iſt von kulturell⸗geiſtigen Grundſtellungen mit⸗ 
bedingt, manchmal geradezu beherrſcht, pflegt dann aber wieder 
dieſe unter ſeine Herrſchaft zu bringen. Ebenſo iſt es vom zivili⸗ 
ſatoriſch⸗techniſch⸗intellektuellen Stande abhängig, wie es umgekehrt 
dieſen im Tempo und der Fülle beeinflußt. Es gibt techniſche 
Wunderzeiten wie das 19. Jahrhundert, wo größere Fortſchritte ge⸗ 
macht wurden als bisher in zwei Jahrtauſenden. Schließlich erweiſt 
ſich das geiſtig kulturelle Element immer als an die beiden anderen 
gebunden auch in ſeinen ſublimſten Offenbarungen und gleichzeitig 
als von ihnen ſich löſend und zur reinen Geiſtigkeit verſelbſtändigend !. 
Das ergibt überaus ſchwierige und feine, jedesmal bei jedem Gegen⸗ 
ſtand vor anderer Problemlage ſtehende Unterſuchungen. Freilich 
ſind ſolche Unterſuchungen zunächſt mehr auf die Analyſe eines 
einzelnen, ſelbſtändigen Kulturzuſammenhanges gerichtet. Aber ſie 
dringen damit doch zugleich in die Tiefe des letzten hiſtoriſchen Zu⸗ 
ſammenhangs, wo die verſchiedenen Komponenten noch in der Wurzel 
vielleicht eins ſind, und aus der ſie ſich dann im Spiel innerer Folge⸗ 
richtigkeiten und äußerer Zufälligkeiten herausdifferenzieren. Eine 
wirkliche Periodiſierung müßte in dieſe letzte Wurzelſchicht und in deren 
Umbildungen und Fortbildungen bei jeder neuen Periode eindringen, 
ein mindeſtens bis jetzt übermenſchliches Unternehmen!, das feine Be⸗ 


1 Siehe meine Abhandlung: „Hiſtoriſche Dialektik III. Marxismus.“ Dazu 
als Weiterführung die ſehr feine und geiſtreiche Abhandlung von Alfred Weber 
„Prinzipielles zur Kulturſoziologie“ (Geſellſchaftsprozeß, Ziviliſationsprozeß und 
Kulturbewegung). Archiv für Sozialwiſſenſchaften 47, 1920. Freilich würde ich 
ſolche Unterſuchungen nicht als ſoziologiſch, ſondern eben einfach als geſchichts⸗ 
philoſophiſch im heutigen Sinne des Wortes bezeichnen. Soziologie kann doch 
immer nur Geſetze der Gemeinſchaftsbildung betreffen, wenn das Wort ſeinen 
eigenen Sinn haben ſoll. Darüber aber geht die Abhandlung weit hinaus. 
Die Berührung mit Ranke iſt Alfred Weber wohl unbekannt geblieben. Im 
übrigen ſtellt dieſe Abhandlung zugleich eine ſehr eindringende und zutreffende 
Kritik des maßlos übertriebenen hiſtoriſchen Individualismus bei Spengler dar. 
der die relative Individualität auch auf das rein Logiſch⸗Techniſche und Mathe⸗ 
matiſche überträgt und Kultur und Ziviliſation wie zwei ſich ablöſende Größen 
behandelt ſtatt ihr beſtändiges, freilich verſchieden intenſives Nebeneinander⸗ 
und Ineinanderſein zu beachten. 

In ſolche Tiefen ſucht das Spenglerſche Buch einzudringen. Er benutzt 
dazu aber eigentlich nur die Kunſtgeſchichte. Alles Soziologiſch⸗Okonomiſche 
exiſtiert für das Buch nicht. Das iſt ſeine größte Schwäche. Es exiſtiert freilich 


Jumeiſt auch für ſeine Kritiker nicht. Siehe zum Beiſpiel die übrigens feine 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. . 
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deutung nur als Erkenntnisideal, nicht als wirkliche Leiſtung ausüben 
kann. Daher haben auch die beiden genannten, ſehr ſtark philoſophiſch 
imprägnierten Denker nur das Ideal aufgeſtellt und begründet, es 
an einzelnen Beiſpielen erläutert. Aber auch ſolche Erläuterungs⸗ 
verſuche ſind nicht ohne bedeutende Beiträge zu unſerem Problem 
geblieben. Sie haben weſentlich die ökonomiſch-ſoziologiſchen Grund⸗ 
formen und Grundmotive der einzelnen Perioden herausgeſtellt und 
von da aus dann für jede Periode das Sonderproblem offen gelaſſen, 
wie ſich in ihr das gegenſeitige Bedingungsverhältnis der öfonomifch: 
ſoziologiſchen Struktur und der verſchiedenen ideologiſchen Elemente 
verhalte. Die Frage, wie ſich bei alledem doch zugleich eine relativ 
ſelbſtändige Filiation der geiſtigen Elemente herſtelle, bleibt ſpäteren 
Zeiten der Forſchung vorbehalten, wenn erſt einmal die realen Unter: 
gründe feſtgeſtellt ſein werden. So ergibt ſich gerade von dieſen 
tiefſten und komplizierteſten Ergründungen aus zunächſt eine ganz 
von dem Aufweis der realen Lebensformen her bedingte Periodi⸗ 
ſierung, in der die Aufeinanderfolge ſelbſtverſtändlich eine pſychologiſch 
vermittelte, mitunter durch äußere Kataſtrophen und Umwälzungen 
bedingte iſt, aber jedenfalls keinerlei Anſpruch auf irgendeine logiſche 
oder ideelle Notwendigkeit macht, wie ihn noch der Marxismus 
auf Grund ſeiner wunderlichen, vom Geiſte prinzipiell verlaſſenen 
und doch die logiſche Bewegung des Geiſtes befolgenden Dialektik 
erhoben hatte. Von alledem iſt nicht mehr entfernt die Rede. Um 
ſo objektiver iſt die Periodiſierung. 

Um eine Anſchauung von dieſer Art von Periodiſierung zu 
geben, verſuche ich aus einem unendlichen Rankenwerk gelehrter Dar⸗ 


Kritik von H. Scholz, Zum Untergang des Abendlandes, Berlin 1920. In 
Frankreich hat Guizot ſchon 1823 dieſe Dinge verſtanden und berückſichtigt, bei 
uns gilt es heute noch zumeiſt als Fachangelegenheit der Nationalökonomen. 
Auch Ranke liebte dieſe Dinge nicht, wenn er ſie auch kannte. Böckhs Staats⸗ 
haushalt der Athener enthielt ihm etwas „Störendes“! Dove, Ausgewählte 
Schriften, S. 158. Eine ſehr geiſtreiche und pſychologiſch feine Studie zur 
Unterbau = Überbaulehre ift die Arbeit von Schumpeter, „Zur Soziologie der 
Imperialismen“, Archiv für Sozialwiſſenſchaft Bd. 46, 1918/19, doch ſcheint mir 
hier die Selbſtändigkeit des Ideellen unterſchätzt und alles zu ſehr auf die 
Spencerſche Alternative von Militarismus und Induſtrialismus hinauszulaufen. 
In dieſer Hinſicht iſt doch vielfach richtiger das pſychologiſch weniger raffinierte 
Buch von Mitſcherlich, Der Nationalismus Weſteuropas, 1920, das im 
Grundſatz die gleiche Frageſtellung befolgt. Zum Ganzen ſiehe Schumpeter, 
Theorie der wirtſchaftlichen Entwicklung. Ich habe meinerſeits bereits in meinem 
„Auguſtin“ dieſe Periodiſierungsgrundſätze angewendet. 
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legungen und Vorbehalte die Anſchauung Max Webers von dem 
Gange der Antike wiederzugeben, auf welche ſeine Arbeit vor allem 
bezogen war. Er ſetzt ein mit dem Grundunterſchiede der oſt⸗ 
aſiatiſchen und der mittelmeeriſch⸗vorderaſiatiſch⸗europäiſchen Ent⸗ 
wicklung. Dieſer Unterſchied liegt in der verſchiedenen Art der 
Seßhaftigmachung; dort Preisgabe der Milchviehwirtſchaft, daher 
weſentlich Gartenbau, Mangel an Flurgemeinſchaften und All⸗ 
menden, maſſenhafter Kleinbeſitz und entſprechende geiſtige Ent⸗ 
wicklung; hier verbleibende Verbindung von Feldwirtſchaft und 
Milchviehhaltung, daher Erhaltung des nomadiſchen Individualis⸗ 
mus und der territorialen Genoſſenſchaft zugleich, und damit viel 
größere Spannungen und Triebe der hiſtoriſchen Entwicklung. Nur 
die großen Kulturen des Stromuferbaus und der Bewäſſerungs⸗ 
arbeit am Euphrat und Nil machen pon den letzteren im Weſten 
eine Ausnahme, die ſich darum ſofort in der ganz eigentümlichen 
Struktur von Geſellſchaft und Geiſt fortſetzt. Ein beſonderer Punkt 
in der weſtlichen Seßhaftigmachung iſt dann aber die Herausbildung 
eines kriegeriſchen, von Grundrenten lebenden und die militäriſchen 
Aufgaben beſorgenden Adels. Hier zeigen ſich ſofort die inneren 
Unterſchiede der griechiſch⸗römiſchen Antike und des nordiſchen Abend⸗ 
landes. Im letzteren trat bei den großen Flächen, dem binnen⸗ 
ländiſchen Charakter und den mangelnden Verkehrsverhältniſſen der 
über das Land zerſtreute Feudaladel in dieſe Aufgabe ein. In der 
Antike bildete ſich dagegen der um die Burgen ſich ſammelnde Stadtadel 
der Polis zu dem gleichen Zwecke und feſtigte ſich außer durch Land⸗ 
rente durch Sklavenjagd, Seeraub, Seehandel, woraus ſich dann die 
Entwicklung der antiken Polis als des Zentrums der antiken Kultur 
ergibt mit allen weiteren Folgen. Das iſt der Unterſchied der an⸗ 
tiken Adels⸗ und Vollbürgerſtadt, deren höchſtes Ideal das dem 
Staat und der Kultur lebende Rentnertum auf der Grundlage von 
Sklavenarbeit und Banauſenverachtung iſt, von der mittelalterlichen 
Gewerbeſtadt, die auf freier Arbeit beruht und nach der Befreiung 
von den Stadtherren rein bürgerlichen Charakters iſt. Die Städte 
ſind überall das Rückgrat und die Schöpfer der eigentlichen geiſtigen 
Kultur. In der Antike entſtand die Polis früher und beſtimmte 
alles, im Norden entſtand ſie ſpät und mußte ſie mit anderen Ele⸗ 
menten zum Flächenſtaate zuſammenwachſen. Umfaſſende politiſche 
Anlagen ſind aus der Polis nur verſuchsweiſe entſtanden, in 
Griechenland erſt durch die Mazedonier und die helleniſtiſchen Reiche. 


Mit dieſen tritt dann der Imperialismus an die Stelle der Polis 
3* 


36 Ernſt Troeltſch [668 


und wird ſchließlich von der zum Weltreich ausgewachſenen römiſchen 
Civitas aufgeſogen, die ſich ebendamit folgerichtig in die Monarchie 
verwandelt. Dieſe Militärmonarchie iſt verbunden mit dem Ver⸗ 
ſiegen des Sklavenweſens, der Ausbildung des Pächterweſens, des 
Kolonats und der binnenländiſchen Großgrundherrſchaft, iſt im 
Endergebnis eine naturalwirtſchaftliche Rückbildung und der Ver⸗ 
fall der ökonomiſch⸗ſozialen Struktur der Antike, der Übergang zum 
nordiſchen Mittelalter. Das Imperium iſt dementſprechend begleitet 
von tiefſten geiſtigen Umwälzungen, der rationell⸗individualiſtiſchen 
Weltkultur, dem Weltrecht, der Weltreligion und dem Erlöſungs⸗ 
bedürfnis einer erdrückten und geiſtig entwurzelten Bevölkerung. So 
ergibt ſich eine durchgreifende ſtarke Periodiſierung: die Seßhaftig⸗ 
machung, die Gründung und Entwicklung der Polis, das Welt⸗ 
imperium und die Militärmonarchie mit der Folge der Nivellierung 
und der Zwangsorganiſation, der Selbſtauslieferung an bar⸗ 
bariſche Hilfskräfte und der Auflöſung der Städte, der alten Kultur⸗ 
träger !. 

s Eine nicht minder eindrucksvolle Darſtellung des anderen Teils 
unſeres welthiſtoriſchen Zuſammenhangs, der nordiſch-abendländiſchen 
Entwicklung, hat Som bart gegeben, die ich gleichfalls verſuche, mit 
der hier notwendigen Vergröberung und Verkürzung wiederzugeben ?. 
Seine Forſchung und Darſtellung gilt der abendländiſchen Geſchichte 
und ſchließt ſich inſofern an die Darſtellung Max Webers unmittel⸗ 
bar an. Entſcheidend iſt natürlich auch hier die Periode der Seß⸗ 
haftigmachung und Siedelung, in welcher bereits die Miſchungen 
germaniſcher und römiſcher Rechts- und Geſellſchaftsgrundlagen ein⸗ 
traten und der Rückbildungszuſtand der Antike mit den Bedürfniſſen 


1 Vgl. die großen Artikel „Agrargeſchichte des Altertums“ und „Kolonat“ 
in H. St. W., von denen der erſte eine Wirtſchaftsgeſchichte des Altertums 
if. Aus dem erſten I, 182 der Satz: „Das Kontinuum der mittelländiſch⸗ 
europäiſchen Kulturentwicklung kannte bisher weder abgeſchloſſene „Kreisläufe“ 
noch eine eindeutig orientierte ‚gradlinige‘ Entwicklung. Zeitweiſe gänzlich ver⸗ 
ſunkene Erſcheinungen der antiken Kultur ſind ſpäter in einer ihnen fremden 
Welt wieder aufgetaucht. Anderſeits find, wie die Städte der Spätantike, 
ſpeziell des Hellenismus, auf dem Gebiete des Gewerbes, ſo die ſpätantiken 
Grundherrſchaften auf agrariſchem Gebiet Vorſtufen des Mittelalters geweſen.“ 
Ahnliches bei Reinhard Junge, Problem der Europäiſierung orientaliſcher 
Wiſſenſchaft, 1915. 

2 Vgl. Der moderne Kapitalismus, I, 1916; auch meine ähnlich gedachten 
Soziallehren der chriſtlichen Kirchen und Gruppen, 1912. 
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der barbariſchen Geſellſchaftsordnung vielfach zuſammentraf !. Die 
Folge davon iſt die Ausbildung des Feudalismus und des 
Grundherrentums zuſammen mit der ſteigenden Unfreiheit der keine 
Kriegsdienſte Leiſtenden, übrigens ohne daß freie Bauern, Dörfer 
und Höfe daneben verſchwunden wären. Das ergibt die frühmittel⸗ 
alterliche Fronhof- und Dorfwirtſchaft; zur erſteren gehört ſowohl 
der feudaliſierte Klerus als die Klöſter. Dem liegt eine traditiona⸗ 
liſtiſch⸗patriarchaliſche Wirtſchaftsgeſinnung zugrunde, wenig geiſtige 
und Willensenergie, Herrſchaft der Gewohnheit, Meſſung aller 
Produkte an dem Bedürfnis ſtandesgemäßer Nahrung, Glanz und 
Repräſentation der ritterlichen Herren, Nahrungsſchutz und gewohn⸗ 
heitsmäßige Sicherung beim Bauern, Knecht und Handwerker, ein 
Geiſt, der ſich dann auch ſpäter auf die nordiſchen Städte übertrug. 
Mit der chriſtlichen Ethik der Selbſtbeſchränkung und der organiſch⸗ 
ſtändiſchen Lebensverfaſſung vertrug ſich Lieſer Geiſt, der im übrigen 
dem chriſtlichen Innerlichkeits⸗ und Liebesideal nur ausnahmsweiſe 
in Geſtalt der Askeſe huldigte. Ein letzter Nachklang dieſer Welt 
iſt das Weltbild und Geſellſchaftsideal des heiligen Thomas. Alle 
Kultur iſt ritterlich oder geiſtlich. Das zweite Zeitalter bildet 
nach einem Übergangszeitalter der wiederauflebenden Tauſchwirt⸗ 
ſchaft die Kultur der Städte. Aus grundherrlichen Reſidenzen und 
Schutzorten erwachſen, bilden ſie den Geiſt der handwerkerlichen 
Gewerbeſtadt auf der Grundlage freier Arbeit und binnenländiſchen 
Verkehrs aus. Auch hier herrſcht der Geiſt ſtrenger Genoſſenſchaft⸗ 
lichkeit, ſtrenger Untergliederung der Teile, des Nahrungsſchutzes 
und der ftandesgemäßen Lebenshaltung, des Ausſchluſſes der Kon⸗ 
kurrenz durch geſchloſſenen Markt und erbliche Ständegliederung. 
Der militäriſche Geiſt ward zum Verteidigungsgeiſt und ebendamit 
erſt durch die Stadt die wirkliche Verchriſtlichung der Geſellſchaft 
ermöglicht. Die Stadt wird Stütze und Vorſchule des geſchloſſenen, 
von Beamten verwalteten Staates, Trägerin weltlicher Schule und 
weltlicher Bildung. Ein aufkommendes Großbürgertum öffnet ſich 
einer immer weiteren und immer freieren Bildung, die die über⸗ 
lieferten Kulturelemente an ſich heranzieht, erweitert und vertieft. 
Perſönlichkeit und Leiſtung hängen noch aufs engſte zuſammen, und 
die Kleinheit der Lebenskreiſe wie die Gebundenheit der feſten Lebens⸗ 


1 Vgl. Sombart I, 34: „Die Idee der Nahrung, die aller vorkapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsgeſtaltung ihr Gepräge verleiht, ... iſt in den Wäldern 
Europas von den ſich ſeßhaft machenden Stämmen der jungen Völker geboren 
worden.“ N 
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ordnungen erlaubt überhaupt noch eine ſtarke Auswirkung der per- 
ſönlichen Ethik ohne zerſetzenden Subjektivismus. Die dritte 
Periode iſt die der Entſtehung und Ausbildung des modernen, 
ſpezifiſch abendländiſchen Kapitalismus, der mit dem modernen 
Staate, der Technik, der Wiſſenſchaft, der neuen Religion zuſammen 
aus dem tiefen Grunde der europäiſchen Seele erwachſen iſt: ein 
Geiſt der Irdiſchheit und Weltlichkeit, der ruheloſen Eigenſucht und 
Selbſtbeſtimmung, von ungeheurer Kraft zur Zerſtörung alter Natur— 
gebilde und alter Gebundenheiten, aber auch ſtark zum Wiederaufbau 
neuer Lebensformen, kunſtvoller und künſtlicher Zweckgebilde. Auf ihm 
und ſeinen politiſchen, ſozialen, techniſchen und geiſtigen Korrelaten 
beruht die ungeheure Kulturblüte der letzten fünf Jahrhunderte; 
aus ihm mit ſeiner Konſequenz der ſchließlichen Mechaniſierung, der 
Maſſenfron, der Konkurrenz der großen Wirtſchaftsimperien, der 
Übervölferung und der ſubjektiviſtiſchen Überkritik erwuchſen auch die 
Gefahren, die dieſe ganze, heute Amerika und einen großen Teil 
der Welt einbegreifende Kultur von innen heraus bedrohen !. Alles 
Nähere iſt bekannt oder doch viel zu weitläufig, um hier auch nur 
angedeutet zu werden. Genug, wir haben auch hier eine ſoziologiſch 
gedachte Periodiſierung: erſtlich die Seßhaftigmachung, zweitens das 
feudale Frühmittelalter, drittens das ſtädtiſche Spätmittelalter, vier⸗ 
tens die moderne Welt als Kultur des Kapitalismus und des 
modernen Einheitsſtaates. Die ökonomiſch⸗ſoziologiſche Periodiſierung 
erweiſt ſich zugleich auch hier als Unterlage der allgemeinen Berio- 
diſierung, ſoweit die großen Geiſtestypen in Betracht kommen. Alle 


1 Siehe I, 327, zum Teil wörtlich wiedergegeben. „Es iſt Fauſtens Geiſt, 
der Geiſt der Unruhe, der Unraſt, der nun die Menſchen beſeelt. . .. Will man 
es Unendlichkeitsſtreben nennen, ſo hat man Recht, weil das Ziel ins Grenzen⸗ 
loſe hinaus verlegt iſt, weil alle natürlichen Maße der organiſchen Gebunden⸗ 
heiten als unzulänglich, beengend von den Vorwärtsdringenden empfunden werden 
. . . die aus Unternehmungsgeiſt und Bürgergeift zu einem einheitlichen Ganzen 
verwobene Seelenſtimmung nennen wir dann den kapitaliſtiſchen Geiſt.“ Auf⸗ 
fallend iſt die Berührung Spenglers mit dieſer Sprache Sombarts. Im übrigen 
ſiehe des letzteren Bourgeois, Zur Geiſtesgeſchichte des modernen Wirtſchafts⸗ 
menſchen, 1913. Eine ſehr wichtige, beſonders das Angelſachſentum beleuchtende 
Komponente dieſer Geiſtesentſtehung behandelt Max Webers berühmte Ab⸗ 
handlung über „Die proteſtantiſche Ethik und der Geiſt des Kapitalismus“, 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft XX u. XXI. über die grundſätzliche Verſchieden⸗ 
heit des antiken und des modernen Kapitalismus in Weſen, Struktur und 
geiftigen Grundlagen und Wirkungen fiehe desſelben Autors bereits erwähnten 
Artikel über Agrargeſchichte d. A. 
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rein politiſche Periodiſierung iſt dann zwar feiner und reicher, fügt 
ſich aber dieſen großen Zügen an. 

Der Vergleich dieſer verſchiedenen Periodiſierungen, die bald 
beide Glieder des mittelmeeriſch-europäiſchen Zuſammenhangs, bald 
nur das zweite abendländiſche behandeln, dabei aber die Antike ſtets 
vorausſetzen, führt ſchon tief in das Weſen der Sache hinein. In 
der Tat, eine wirklich objektive Periodiſierung iſt nur von den 
ſozialökonomiſch-politiſch- rechtlichen Unterbauten her möglich. Nur 
ſie ergeben feſte, alles tragende und mitbeſtimmende und außerdem 
leicht äußerlich erkennbare Strukturzuſammenhänge. Aber der Grund 
liegt noch tiefer: alle geiſtigen, ziviliſatoriſchen und kulturellen 
Elemente ruhen auf dieſem Unterbau auf, ſind mit ihm ſchon in 
ſeiner Urſtruktur verbunden und bei aller Verſelbſtändigung von 
ihm dauernd mit umfaßt und bis in das ſeeliſche Zentrum hinein 
mitbeſtimmt. Wie weit? und in welchem Maße? und mit welcher 
Wirkung?: das iſt dann jedesmal eine beſondere Frage. Es iſt 
ſchon ſo, daß die elementaren Lebensbedürfniſſe der Ernährung, des 
Geſchlechtslebens, der Geſellung, der äußeren Lebens- und Friedens⸗ 
ordnung im großen wie im kleinen, beim Einzelnen wie beim ge⸗ 
ſchichtlichen Gruppenleben die Lebensform und damit ſozuſagen die 
Kadres auch des geiſtigen Lebens beſtimmen. Daher reicht eine 
ſolche objektive Periodiſierung doch tief hinein in die Bewegung des 
inneren Lebens. Ob es eine gemeinſame Wurzel gibt, aus der die 
Grundformen beider zugleich mit ihrer gegenſeitigen Beſtimmung 
ſtammen, das ſcheint wohl häufig wahrſcheinlich, aber in dieſe Tiefen 
dringt das menſchliche Auge nicht mehr hinein. Daher bleibt bei aller 
Aufdeckung der gleitenden und pſychologiſch vermittelnden Übergänge 
doch eine ſolche Periodiſierung mehr eine Aneinanderreihung und 
Verbindung großer aufeinanderwirkender Komplexe als eine Einſicht 
in die innere Notwendigkeit und Kontinuität des Werdens. 


Das letztere — und damit kehre ich zu dem Hauptthema 
zurück — vermag auch die Idee eines hiſtoriſchen Aufbaues, vom 
Stande der Gegenwart aus geſehen, nicht zu erreichen. Es iſt aber 
auch gar nicht von dieſem Begriff aus gefordert, der ja nur ver⸗ 
langt, daß das zur relativen Einheit zuſammengelebte Weſenk der 
Gegenwart aus ſeinen geſchichtlichen Elementen begriffen werde. 
Handelt es ſich aber nur darum, dann ſind jene objektiven Periodiſie⸗ 
rungen ein wichtiges Hilfsmittel, aber freilich doch noch nicht die 
geſuchte Sache ſelbſt. Periodiſierung iſt kein Aufbau. Der letztere 
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verlangt, daß wir nur diejenigen großen Perioden herausnehmen 
und betonen, in denen entſcheidende Elemente unſeres heutigen 
Lebens erwachſen ſind. Die entſcheidenden und kämpfenden Kräfte 
der Gegenwart ſind ja nicht einzelne hiſtoriſche Erbſtücke, ſondern 
die großen Geſamtgeiſter ganzer Perioden. Die letzteren gilt es als 
lebenbeſtimmend herauszuholen und ihre im Laufe der Zeiten be⸗ 
wirkte Verſchmelzung und Verpflechtung ſich klar zu machen. 
Alles übrige gehört lediglich der gelehrt⸗hiſtoriſchen Forſchung und 
Erklärung, der Ermittlung der einſt geweſenen Zuſammenhänge und 
übergänge und Vorbereitungen an. Es gehört zur hiſtoriſchen 
Wiſſenſchaft, nicht zu dem menſchlich bedeutſamen und jeden an- 
ziehenden Bilde der Geſchichte, durch das wir uns ſelbſt verſtehen. 
Zwiſchen hiſtoriſcher Wiſſenſchaft, die ſtrengſte Fachwiſſenſchaft iſt, 
und hiſtoriſcher Bildung, die der Welt⸗ und Lebensanſchauung zu⸗ 
grunde liegt, iſt ſorgfältig zu ſcheiden, auch wenn die großen Hiſto⸗ 
riker beides, wie naturgemäß, in ſich vereinigen. Die Grenze zwiſchen 
dem Bilde des Aufbaues und der ſorgfältig und gleichmäßig alle 
Perioden durchforſchenden Geſchichte iſt natürlich gleitend und kann 
von beiden Seiten her ſtets verſchoben werden, wenn die Hiſtorie 
uns das gangbare Bild des Aufbaues verändert, vertieft, umformt, 
oder wenn das Problem des Aufbaues an die Geſchichtswiſſenſchaft 
neue Fragen ſtellt. Aber der Unterſchied ſelbſt iſt grundlegend und 
entſcheidend. Er trennt das philoſophiſch-menſchliche Intereſſe an 
der Geſchichte vom Hiſtorismus, und er führt konventionell gewor⸗ 
denen Ideen des Aufbaues immer wieder die Belebung und Ver— 
tiefung aus wirklich geſchichtlicher Forſchung zu!. 

Iſt nun das das Weſen des Aufbau-Begriffs in ſeinem Ver⸗ 
hältnis zur hiſtoriſchen Forſchung und zu deren erſter verall- 
gemeinernder Verarbeitung in der Periodiſierung, dann darf hier 
ſchließlich folgendes Bild des Aufbaues gewagt werden. Dabei iſt 
nach dem oben bemerkten auszugehen von dem Lebenszuſammenhang 
der Gegenwart. Sie iſt zu verſtehen aus der Zuſammenfaſſung 
ſelbſtändigen eigenen Weſens mit den reichen in ihr fortzeugenden 


1 Ich glaube, daß dieſer Unterſchied auch wichtig iſt für den Geſchichts⸗ 
unterricht an den Schulen. Doch kann ich darauf hier nicht näher eingehen. 
Auch würde zur Ausführung dieſes Gedankens praktiſch⸗pädagogiſche Erfahrung 
gehören. Ich würde alles außerhalb unſeres Kreiſes Liegende in der Geographie 
behandeln und auch da vorzüglich die heute exiſtierenden Kulturen, vor allem 
Oſtaſien und Halbkulturvölker. Aſien und Agypten uſw. gehören den Gelehrten 
oder, wie in Amerika, den Verehrern der Bibel. 
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hiſtoriſchen Kräften. Die erſte Frage iſt daher die nach dem Einſatz⸗ 
punkte und dem allgemeinen Charakter der Gegenwart. 

Die Gegenwart oder die moderne Welt im engeren Sinne iſt 
die Umbildung der abendländiſchen Barbarenſtaaten und Feudal⸗ 
reiche zu dem großen Gebilde der modernen militäriſch⸗bureau⸗ 
kratiſchen Einheitsſtaaten und zu den dementſprechenden, ungeheuere 
Bevölkerungsmaſſen erhaltenden wirtſchaftlich-ſozialen Syſtemen des 
Kapitalismus, des Großbetriebs und der kolonialen Weltausbeutung. 
Dieſe Welt beginnt mit dem Spätmittelalter, mit den Anfängen 
des ſouveränen und abſoluten Staates, dem zugleich das Aufkommen 
einer wieder ſouveränen, freien und individuellen geiſtigen Bildung 
ſowie eine ungeheuere Steigerung der intellektuellen und techniſchen 
Ziviliſation entſpricht. Das konfeſſionelle Zeitalter des 16. Jahr⸗ 
hunderts bis zum Ende des Dreißigjährigen Krieges und der eng— 
liſchen Revolution, die der letzte Akt der großen Kirchenrevolution 
iſt, bedeutet das Zeitalter des Übergangs. Darauf folgt das Zeit⸗ 
alter der abſoluten Monarchie und der großen Mächte, zugleich das 
Zeitalter der großen neuen Philoſophie und einer internationalen, 
jetzt weltlichen künſtleriſchen und literariſchen Kultur, ausmündend 
in die Aufklärung und in die amerikaniſche und franzöſiſche Revo— 
lution. Den Abſchluß bildet ſeitdem die Bildung der großen 
Nationalſtaaten, der welterobernden Wirtſchaftsimperien und der 
begleitenden unermeßlichen geiſtigen Regſamkeit und Produktivität, 
ideell genährt von den feindlichen Brüdern des Rationalismus und 
der Romantik, am raſcheſten erſchöpft in denjenigen Kräften, die 
eine gewiſſe Naivität und unverbrauchte Gewißheiten fordern, in 
Religion und Kunſt, zugleich aus feinem eigenen Weſen die Ge⸗ 
fahren kriegeriſcher Selbſtzerſtörung und ſozialer Zerſetzung aus⸗ 
brütend, die uns heute an neue Lebensformen denken laſſen. 

Das iſt die Welt, die wir heute noch ſind und innerhalb deren 
uns alles leicht vertraut und verſtändlich werden kann, die wir als 
eine Kontinuität unmittelbar empfinden. Aber dieſe Welt hat einen 
außerordentlich reichen und bunten geiſtigen Inhalt, der nicht bloß 
aus ihr ſelbſt, ſondern zum größten Teil aus unſerer ganzen Ge⸗ 
ſchichte ſeit den Griechen ſtammt. Damit erweitert ſich der Horizont. 
Aber der Gedanke des Aufbaues verlangt nur, daß wir daraus die 
großen elementaren Grundgewalten herausholen, die unmittelbar, 
nicht bloß für das gelehrte hiſtoriſche Wiſſen und einen von ihm 
erfüllten Schulunterricht, bedeutungsvoll, wirkſam und anſchaulich 
ſind. Dieſe Grundgewalten in ihrem urſprünglichen Sinn und 


42 Ernſt Troeltſch [674 


ihrem Herauswachſen aus der hiſtoriſchen Bewegung verſtändlich zu 
machen, damit unſerer geſchichtlichen Erinnerung die entſcheidenden 
Akzente aufzuſetzen und ſie in Hinſicht auf die Gegenwart zu gliedern, 
ſchließlich das in der modernen Welt ſich herausbildende Verhältnis 
dieſer Grundgewalten zueinander und zu den modernen Lehren zu 
erfaſſen: das iſt die Idee eines Aufbaues der europäiſchen Kultur 
geſchichte. Hier iſt dann die Frage, welches dieſe Grundgedanken 
überhaupt ſind. 

Da kann uns alles vor den Griechen gleichgültig ſein. Ihr 
Zuſammenhang mit dem vorderen Orient mag für die hiſto— 
riſche Erklärung des Griechentums von größter Bedeutung ſein. 
Was darin bleibende Bedeutung hat, iſt an das Griechentum über- 
gegangen und für uns nur in dieſer ſeiner griechiſchen Umwertung 
und Verſchmelzung bedeutſam. Nur ein Element dieſes Orients 
kommt allerdings auch für uns noch in Betracht, der hebräiſche 
Prophetismus und die hebräiſche Bibel. Aber das iſt ein Element, 
das ſelber erſt aus den Zerſtörungen durch die großen Mächte des 
Orients entſtanden iſt, die Umbildung national-religiöſer Ideale 
unter dieſen Einflüſſen zu einer tiefen Menſchheitsethik, nach der 
die ſinkende helleniſche Antike griff, und die mit dem Chriſtentum 
zuſammen dann ein Grundpfeiler der europäiſchen Welt geworden 
iſt. Das iſt nicht Zufall, ſondern beruht gerade auf einer völligen 
Überſchreitung des Gemein⸗Orientaliſchen, auf einer Wahlverwandt⸗ 
ſchaft mit dem aktiven Individualismus und dem ins Allgemein- 
Menſchliche ſtrebenden Ethos des Hellenentums. Nur dadurch war 
die Verwachſung möglich, die heute unlösbar iſt und die allen am 
hebräiſchen Prophetismus beteiligten Völkern den Chriſten, Juden 
und Muhammedanern einen gemeinſamen Charakterzug in der Welt 
gibt !“. Auch haben alle drei die griechiſche Antike an ſich heran 
gezogen. 

Die zweite Grundgewalt iſt das klaſſiſche Griechentum, das 
heißt das Griechentum der Polis, in das mit den homeriſchen Ge⸗ 
dichten noch aus der griechiſchen Ritterzeit ein der Bibel vergleich⸗ 
bares Elementarbuch naiver Phantaſie und einfach menſchlicher 
Helden: und Familienethik hineinragt. Die Polis hat mit dem 
Königtum auch kein Prieſtertum orientaliſchen Stils aufkommen 
laſſen, iſt dadurch der Quellort freier künſtleriſcher und wiſſenſchaft⸗ 

1 Darüber recht lehrreich Graf Keyſerling in ſeinem Reiſetagebuch in 
dem von Delhi handelnden Abſchnitt. Im übrigen ſiehe meinen Aufſatz: Die 
Ethik der hebräiſchen Propheten, Logos 1915. 
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licher Bildung geworden, die wohl auch ihrerſeits durch den ſozio⸗ 
logiſchen Unterbau tief bedingt iſt, aber ihm gegenüber doch eine 
ganz ungewöhnliche Freiheit und Eigentiefe erlangt hat. Wie ſehr 
dieſe Wunderſchöpfung griechiſcher Wiſſenſchaft und Kunſt treibende 
Kraft und zügelnde Form für das Abendland geworden iſt und wie 
tief ſie ſich erſt mit römiſchem und durch dieſes hindurch mit abend— 
ländiſchem Weſen verſchmolzen hat, darüber iſt jedes Wort überflüſſig !. 
An dritter Stelle ſteht die Welt des antiken Imperialismus, 
die römiſch⸗helleniſtiſche Monarchie, die im wöͤrtlichſten Sinne mit 
Bauten, Straßen, Recht, Verwaltung, Sprache und Technik das 
Fundament der germaniſch- romaniſchen Völker iſt. All dieſe Zu⸗ 
ſammenhänge ſind freilich mehr für den Gelehrten, den Juriſten, 
den Verfaſſungshiſtoriker, den Wirtſchaftshiſtoriker wichtig und ge— 
hören nicht dem allgemeinen Bewußtſein an, es ſei denn als eine 
Selbſtverſtändlichkeit, die alle glauben, aber wenige wiſſen. Dahin⸗ 
gegen wirken zwei Dinge aus dieſem Imperialismus mit unerhörter 
Kraft, die Idee des geſchloſſenen, militäriſch-bureaukratiſchen Groß: 
ſtaates und der Weltreligion, die aus der des Weltreiches im letzten 
Grund entſtand und zu dieſem Zwecke die chriſtliche Kirche aus 
orientaliſchen Miſſionsgemeinden ausbildete. Dieſe Kirche hat dann 
in Wahrheit als die letzte Lebensform der Antike Staat und Recht, 
Kultur und Wiſſenſchaft zu den Barbaren gebracht. Über die 
elementare Bedeutung dieſer Mächte bis zum heutigen Tage iſt 
gleichfalls jedes Wort überflüſſig ?. Ä 
Die vierte Grundgewalt liegt dann jenſeits der großen Zäſur 
zwiſchen Antike und Moderne: unſer abendländiſches Mittelalter. 
Es iſt erſt von der Kirche, von Byzanz, von den Arabern zur Kultur 
erzogen worden. Aber es iſt doch der eigentliche Mutterſchoß unſeres 
ganzen Weſens, unendlich enger mit uns zuſammenhängend und 
unendlich tiefer uns bedingend in tauſend gewußten und noch mehr 
ungewußten Dingen als alles vorher Genannte. Auch unſer eigent⸗ 
lichſter Geiſt hat ebenſo wie unſere politiſchen und ſozialen Inſti⸗ 
tutionen hier feine Wurzel. Die wenigſten wiſſen, aber alle leben 
dieſen Zuſammenhang. Was Spengler über die Fauſtiſche Seele 
ſagt, hat tiefſte Wahrheit und iſt das Schönſte in ſeinem Buch. 
Es muß nur aber ſo verſtanden werden, daß auf dem Wege über 


1 Siehe hierzu das jchöne Teubnerbuch „Vom Altertum zur Gegenwart, 
die Kulturzuſammenhänge in den Hauptepochen und auf den Hauptgebieten“, 
1920; auch Erich Bethe, Der Gang der griechiſchen Kultur, Lotſe I, 1901. 

2 Dazu fiehe meinen Aufſatz „Die alte Kirche“, Logos 1916. 
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das Barock und über die Reformation auch moderne Romanen und 
Angelſachſen an dieſem allzu germaniſch gefaßten Begriff Anteil 
erhalten können. Dieſe Dinge müſſen freilich noch mehr durch 
hiſtoriſche Arbeit ins Bewußtſein gehoben und zur Anſchaulichkeit 
gebracht werden, als das bisher der Fall geweſen iſt. Die Kultur 
des Mittelalters harrt noch der Darſtellung. Aber man fühlt auch, 
wie zahlreiche Kräfte ſich nach dieſer Aufgabe ſtrecken !. 

Dieſe vier Urgewalten find es, die als die tragenden Grund— 
pfeiler und als die fortzeugenden Kräfte noch die moderne Welt 
tragen und durchwirken und mit deren Eigenem ſich unüberſehbar 
kreuzen und vermiſchen. Aus allem zuſammen und aus dem Einſatz 
neuer Kräfte muß die ſeeliſche Kraft der Zukunft herausgearbeitet 
werden?. 

Das iſt das Bild des Aufbaues, das wir ſuchten. Mit einem 
ſolchen Bild im Kopfe kann man dann erſt an die Kulturarbeit der 
Gegenwart gehen, fie von Überflüffigem und Veraltetem entlaften, 
zu neuer Einheit und Zeugungskraft zuſammenfaſſen, vielleicht auch 
Teures und Großes opfern, um nur die befruchtenden Elemente 
zuſammenzubringen und ihnen neuen Raum zu öffnen. Das Nähere 
kann hier natürlich nicht ausgeführt werden. Wohl aber ergeben 
ſich zum Schluſſe drei wichtige Erkenntniſſe, die zwar darin unmittel⸗ 
bar enthalten ſind, die aber der beſonderen Hervorhebung und 
Unterſtreichung bedürfen. Sie ſind eine Folge der Einſichten in das 
Verhältnis ſoziologiſcher und ideologiſcher Elemente der Geſchichte, 
wie ſie gerade aus dem modernen Geſchichtsdenken entſpringen. 

Der erſte Satz ergibt ſich aus dem Umſtande, daß zwar alle 
geiſtigen Kulturgehalte in beſtimmten Abhängigkeiten von ihren 
ſoziologiſchen Unterlagen und Vorausſetzungen entſtehen, aber, 
eigenen Urſprungs, wie ſie ſchließlich ſind, und beſtrebt vom zufällig⸗ 
partikularen Urſprung in die Region allgemein-menſchlicher Bedeut⸗ 
ſamkeit hinauszuwachſen, ſich dann ablöſen und zu ſelbſtändigen 
geiſtigen oder Kulturprinzipien umwandeln. Die hebräiſche Ethik 
hat ihren ſehr konkreten Urſprung vergeſſen und gibt ſich als offen⸗ 
barte oder auch als rationale Menſchheitsethik. Der griechiſche 


1 Siehe meinen Vortrag „Humanismus und Nationalismus in unſerem 
Bildungsweſen“, 1917, und die romantiſchen Partieen in Fichtes Reden an 
an die deutſche Nation. 1 

2 Siehe mein Schriftchen „Deutſche Bildung“, 1919. Charakteriſtiſch iſt 
der durchgreifende Gegenſatz, in den ſich zum Beiſpiel Natorp, Sozial. 
Idealismus, Neue Richtlinien ſozialer Erziehung, 1920, S. 168 ff., gegen meinen 
ganzen Gedankengang ſtellt. 


677 Der Aufbau der europäiſchen Kulturgeſchichte 45 


Klaſſizismus iſt von der überall ihn bedingenden Polis gelöſt und 
zu einem Prinzip des Humanismus geworden uſw. Dieſer Los⸗ 
löſungs⸗, Verſelbſtändigungs⸗ und Vergeiſtigungsprozeß aller einſt 
konkreten und individuellen, überdies ſtark ſoziologiſch bedingten 
Kulturgehalte iſt eine der Grundtatſachen aller Geſchichte und vor 
allem der mittelmeeriſch⸗europäiſchen Geſchichte. In ihr leben überall 
die Geiſter fort, deren urſprünglicher ſoziologiſcher Leib zerfallen 
und vergeſſen iſt; ſie gewinnen eine eigene ſelbſtändige Filiation 
ihrer derart verſelbſtändigten Gehalte, die teils aus den unerſchöpf⸗ 
lichen logiſchen und pſychologiſchen Antrieben, teils aus deren Ber: 
bindung und Vermiſchung folgt, wo dann nur der Gedanke zeugt 
und nicht mehr die Situation. So entſteht nachträglich eine immer 
komplizierter werdende, relativ ſelbſtändige geiſtige Geſchichte, die 
ſich oberhalb der eigentlich realen Regionen in einer verhältnis⸗ 
mäßig ſchmalen, aber gelegentlich ſich ſtark verbreiternden Linie fort⸗ 
ſpinnt. Die Gefahr iſt dabei das Abſtrakt-Werden, die Dogma⸗ 
tiſierung, die Rationaliſierung, die Scholaſtiſierung, die Entleerung 
und oberflächliche Verſchmelzung zu konventionellen oder angeblich 
rationalen „Kulturideen“ oder „Werten“, wie man heute ſo gerne 
ſagt. Wird dieſe Gefahr empfunden, dann führt hiſtoriſche Forſchung 
dieſe Ideen und Werte wieder auf ihren Mutterboden zurück, erfüllt 
ſie mit dem konkreten, urſprünglichen und lebendigen Sinne, womit 
ſie dann freilich auch der Gegenwart entrückt und hiſtoriſiert 
werden. Aber eben dann beginnt der Prozeß der Loslöſung von 
neuem und wird der ſo erfüllte und verlebendigte Kulturgehalt 
wieder zum übergeſchichtlichen Prinzip gemacht. So iſt es mit 
Antike, Chriſtentum, Mittelalter oft genug gegangen. Dieſe Los⸗ 
löſungen und Verallgemeinerungen, Umwandlungen in ⸗ismen, ſind 
etwas völlig Normales und Notwendiges. Von ihnen lebt die 
europäische Welt ihr Leben. Ebenſo notwendig aber iſt die beſtändige 
hiſtoriſch⸗exakte Wiederbelebung und immer neue Verhältnisbeſtim⸗ 
mung der im Grunde ſich vielfach widerſprechenden, aber vom Leben 
zuſammengelebten Prinzipien !. Das ift in der Spätantike und 

1 Dieſe Theorie der Ablöſung und Verſelbſtändigung der Kulturgehalte iſt 
auch weſentlich für Hegel, ſ. Über Begriff einer Hiſt. Anl. H. I, 1919, S. 411. 
Auch Ranke, „Epochen“, S. 30: „Alſo auch hier begegnet man in großartiger 
Weiſe, wie bei der Literatur und dem Rechte, daß aus dem Partikulären ſich 
allmählich etwas Allgemeines entwickelt“; übrigens auch Engels, Feuerbach, 
S. 45. über das Streben dieſer Inhalte zur Verallgemeinerung und Humani⸗ 
ſierung ſiehe Bed. d. Geſch. f. d. Weltanſch., S. 42; ein lehrreiches Beiſpiel iſt 
W. Jäger, Philologie und Hiſtorie, Neue Jahrbücher f. d. klaſſ. Altertum, 1916. 
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vollends in der reifen europäiſchen Kultur immer neu geſchehen 
und iſt die Unruhe in unſerer geiſtigen Uhr. Es iſt auch die Lö⸗ 
ſung des Rätſels des gegenwärtigen Hiſtorismus, der durchaus 
kein bloßer Alexandrinismus zu ſein braucht, wenn er die Kraft 
zur -Wiederablöjung und neuen Kombination findet. 

Der zweite Satz iſt eigentlich nur eine Umkehrung dieſes erſten. 
Die Ablösbarkeit der Kulturgehalte von ihren urſprünglichen hiſto⸗ 
riſchen Situationen und der erſchütternde Wettſtreit dieſer Prinzipien 
im reifen geiſtigen Leben zwingt dieſes, ſich dieſe Kulturgehalte 
immer wieder hiſtoriſch zu vergegenwärtigen und durch Verarbeitung 
der Geſchichte ſie neu zu ordnen, wobei ihre urſprüngliche ſozio⸗ 
logiſche Bedingtheit immer wieder vergeſſen werden darf, ja muß. 
Ganz umgekehrt ſteht es nun aber mit dem ſoziologiſchen politiſch⸗ 
ökonomiſch⸗rechtlichen Beſtande der Gegenwart. Der bedarf nur für 
Techniker des Rechts und der Verwaltung und für den Gelehrten 
des hiſtoriſchen Verſtändniſſes. An ſich iſt er etwas in Leben, 
Anſchauung, gegenwärtigem Schickſal und Arbeiten unmittelbar Ge- 
gebenes und Verſtändliches und bedarf gerade für den bloß Lebens⸗ 
kenntnis und Lebensorientierung Suchenden keiner endloſen hiſto⸗ 
riſchen Unterbauung und Vergleichung. Dieſe Dinge ſind praktiſch 
unſer Schickſal, und ſie muß man praktiſch handhaben und ver⸗ 
ſtehen lernen. Sie ſind im Unterſchied von den luftigen geiſtigen 
Gebilden, die immer nach ihrem ehemaligen Leib zurückverlangen und 
nur aus der Geſchichte heraus verſtändlich und vereinbar ſind, ſelbſt 
lebendiger Leib, der aus feinem eigenen Geſundheits⸗ oder Krank⸗ 
heitsgefühl ſich verſteht und ſich ſeine eigene Struktur aus dem 
praktiſchen Leben heraus klar machen kann. Hier bedarf es keines 
Hiſtorismus, ſondern heller und klarer Beobachtung, praktiſchen 
Sinnes und eines durch Theorie nicht verbildeten Verſtandes. 
Gerade der letztere iſt wichtig und folgt aus der Sachlage. Hier 
handelt es ſich nicht um Wert: und Ideengehalte, die in irgend 
einem „Ismus“ zuſammengefaßt werden müſſen, ſondern um tauſend 
praktiſche Einzelheiten und deren Zuſammenwirken zu einer nicht 
logiſchen, ſondern praktiſchen Syſtematik. Der „Gebildete“, der an der 
Hiſtorie philoſophiſch Intereſſierte, muß daher bei den Kulturgehalten 
ein ganz anderes Verhältnis zur Hiſtorie zugrunde legen als bei der 
praktiſch-⸗ſoziologiſchen Lebensordnung. Die erſteren muß er aus der 
Hiſtorie ſeit Hebräern und Griechen verſtehen, die letztere muß 
er vor allem in ihrer modernen Beſonderheit und Einzigartigkeit 
praktiſch⸗anſchaulich erfaſſen und bedarf dazu keiner Hiſtorie, die 
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weiter zurückgeht als auf die Bildungsgeſchichte unſerer Geſellſchaft 
ſeit der Übergangszeit des 16. Jahrhunderts. Denn dieſe Dinge 
gilt es nicht hiſtoriſch, ſondern praktiſch zu erfaſſen, ihre uns be⸗ 
dingenden Schickſalsnotwendigkeiten zu begreifen und die aus dieſer 
Lebensanlage heraus der Zukunft ſich entgegenbildenden Kräfte 
herauszuſpüren. Führt man hier dieſe Beſchränkung durch, ſo wird 
man friſcher und lebendiger ſehen und wird man vielen Ballaſt 
auswerfen können, der an ſich nur das Schiff des Gelehrten zu 
belaſten beſtimmt iſt 1. 

Der dritte Satz ergibt ſich aus der Vereinigung der beiden 
erſten und betrifft die praktiſch⸗kulturelle Aufgabe der Gegenwart, 
ſoweit ſie auf dem Gebiete der Erkenntnis und des Denkens liegt. 
Die Aufgabe iſt dann eine doppelte: einerſeits die Herausarbeitung 
eines klaren Bildes der gegenwärtigen ſoziologiſchen Lebensordnung, 
ihrer vorwärtsſtrebenden, ihrer abſterbenden und ihrer beharrenden 
Kräfte, ihrer Begründung in praktiſch-materiellen und in pſycho⸗ 
logiſchen Verhältniſſen, kurz ihrer eigentümlichen Struktur, von der 
jeder Einzelne ein Teil iſt; anderſeits die Konzentration, Verein⸗ 
fachung und Vertiefung der geiſtig⸗kulturellen Gehalte, die die Ge⸗ 
ſchichte des Abendlandes uns zugeführt hat, und die aus dem 
Schmelztiegel des Hiſtorismus in neuer Geſchloſſenheit und Verein⸗ 
heitlichung hervorgehen müſſen. Dieſe doppelte Aufgabe vereinigt 
ſich dann in dem Beſtreben von Wiſſenſchaft, Bildung, Philoſophie, 
Schule und Literatur, jene beiden Größen in der der Gegenwart 
und Zukunft entſprechenden Weiſe aufeinander zu beziehen, dem 


1 Auch das iſt ſchon von Hegel erkannt, der überhaupt nicht der aprio⸗ 
riſtiſche Konſtrukteur war, als der er in der Legende umgeht; ſiehe Geſchichts⸗ 
philoſophie (Reclam), S. 87: „Es iſt daher in Anſehung der Vergleichung der 
Verfaſſung der früheren welthiſtoriſchen Völker der Fall, daß ſich für das Prinzip 
unſerer Zeiten ſozuſagen nichts aus denſelben lernen läßt. Mit Kunſt und 
Wiſſenſchaft iſt das ganz anders .. . das Verhältnis erſcheint hier als ununter⸗ 
brochene Ausbildung desſelben Gebäudes, deſſen Grundſtein, Mauer und Dach 
noch dasſelbe geblieben find ... Aber in Anſehung der Verfaſſung iſt es ganz 
anders; hier haben Altes und Neues das weſentliche Prinzip nicht gemein.“ 
Die Konſequenzen für ſogenannten „ſtaatsbürgerlichen“ Unterricht liegen auf der 
Hand. Es iſt eine der ſonderbarſten Vorſtellungen, daß römiſche und atheniſche 
Geſellſchafts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte wegen ihrer „Einfachheit“ ein beſonders 
gutes Erziehungsmittel ſeien. Ein Beiſpiel des hier ausgeſprochenen Gedankens 
iſt Oskar Wende, Leitfaden der Staatsbürgerkunde für techniſche Fachſchulen, 
ſchulen, 1919; da iſt alles Kulturell⸗Geiſtige grundſätzlich der Hiſtorie überwieſen 
und für die ſoziologiſche Lebensordnung auf die praktiſche Anſchauung zurück- 
gegangen. | 
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ideologiſchen Gehalt einen neuen ſoziologiſchen Leib zu ſchaffen und 
den ſoziologiſchen Leib mit einer neuen und friſchen Geiſtigkeit, 
einer neuen Zuſammenfaſſung, Anpaſſung und Umbildung der 
großen hiſtoriſchen Gehalte zu beſeelen. Wie man das machen ſoll 
und kann, dafür gibt es dann freilich keine Anweiſung. Das iſt 
ſchöpferiſche Tat und Wagnis der an eine Zukunft Glaubenden, 
derer, die von keiner Gegenwart ſich einlullen oder zerbrechen laſſen, 
ſondern in jeder Gegenwart zum mindeſten die Aufgabe einer 
ſolchen Kombination nach dem Maß ihrer Kräfte und Möglichkeiten 
glauben und behaupten .. Dazu gehören gläubige und mutige 
Menſchen, keine Skeptiker und Myſtiker, keine rationaliſtiſchen 

anatiker und hiſtoriſch Allwiſſenden. Das kann nicht das Werk 
eines Einzelnen ſein. Es iſt naturgemäß das Werk vieler, zunächſt 
in der Stille, in der eigenen Perſönlichkeit und dann im weiteren 
Kreiſe. Erſt aus ſolchen Kreiſen wird das neue Leben kommen und 
von verſchiedenen Punkten her ſich zuſammenleben. Das wirkſamſte 
wäre ein großes künſtleriſches Symbol, wie es einſt die Divina 
Comedia und dann der Fauſt geweſen iſt. Allein das ſind glück⸗ 
liche Zufälle, wenn einer Epoche ſolche Symbole geſchenkt werden, 
und ſie kommen meiſt erſt am Ende. Es muß auch ohne ſie gehen, 
und noch dürfen wir, wo der Weltkrieg die ganze bisherige Epoche 
in den Schmelztiegel geworfen hat, derartiges überhaupt nicht von 
ferne erwarten. 

Die Aufgabe ſelbſt aber, die immer für jede Epoche bewußt 
oder unbewußt beſtand, iſt für unſeren Lebensmoment ganz beſonders 
dringend. Die Idee des Aufbaues heißt Geſchichte durch Geſchichte 
überwinden und die Plattform neuen Schaffens ebnen. 

Daß das gerade durch die neuen wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſe 
einer nüchtern und beſonnen aufgefaßten Soziologie im Verein mit 
echt geſchichtlicher Forſchung und auf Grund der Klarheit über die 
philoſophiſchen Unterlagen beider geſchehen könne und müſſe, das 
zu zeigen iſt der Zweck dieſer Zeilen. 


1 Hierzu ſiehe meine Abhandlung „über Maßſtäbe zur Beurteilung hiſto⸗ 
riſcher Dinge“, H. Z. 1916. Die vielen Selbſtzitate ſollen nur zeigen, daß es 
ſich hier überall um einen durchgearbeiteten Gedankengang handelt. 
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>) 29. April 1920 hat die verfaſſunggebende deutſche National⸗ 
verſammlung das ihr am 26. März als Druckſache Nr. 2487 
vorgelegte Reichsheimſtättengeſetz angenommen, unter dem 10. Mai 
iſt es in Nr. 108 des Reichsgeſetzblatts, ausgegeben zu Berlin am 
18. Mai, verkündet worden. Wie der von dem Abg. Lockenvitz 
erſtattete Bericht des 24. Ausſchuſſes (Nr. 2799 der Druckſachen) 
und der Verhandlungsbericht vom 29. April (Stenogr. Berichte 
S. 5600 ff.) ausweiſen, hat die Nationalverſammlung die Regierungs⸗ 
vorlage nach eingehender Beratung nur an drei Punkten (in vier 
Paragraphen) geändert. Den Vortrag, den ich über den Entwurf 
des Geſetzes am 13. März in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin 
gehalten habe, kann ich daher in den Grundlagen unverändert der 
weiteren Offentlichkeit übergeben; die durch die ſpätere Entwicklung 
notwendig gewordenen Zuſätze ergeben ſich aus dem Zuſammen⸗ 
hang. 


Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 4 
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Seitdem der Reichstag im Jahre 1892 einen Entwurf für ein 
Heimſtättengeſetz einem Ausſchuſſe überwieſen hatte, deſſen Bericht 
(Nr. 711 der Druckſachen 1890/92) indeſſen nicht mehr zur Beratung 
gelangte, iſt die Frage eines Reichsheimſtättenrechts nicht mehr zur 
Ruhe gekommen. Beſondere Stärke hat der Ruf nach Heimſtätten 
im und nach dem Kriege angenommen. Lange Jahre hindurch haben 
ſich die verbündeten Regierungen und die Reichs leitung den wieder⸗ 
holten Anregungen und Entſchließungen des Reichstags gegenüber 
ablehnend verhalten. Das Liegenſchaftsrecht, insbeſondere die ſo⸗ 
genannte Agrargeſetzgebung waren in weiteſtem Umfang Sonderrecht 
der Einzelſtaaten, in deren Befugniſſe und verſchiedenartigen Ver⸗ 
hältniſſe man von Reichswegen nicht eingreifen wollte. Die Vor⸗ 
behalte des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ließen 
zudem der einzelſtaatlichen Geſetzgebung auch für die privatrechtliche 
Regelung des Siedlungsweſens die erforderliche Freiheit in weiteſt⸗ 
gehendem Maße. Dieſe Freiheit iſt auch nicht unbenutzt geblieben, 
und namentlich die in dieſer Zeit ſtetig ſich weiter entwickelnde 
Rentengutsgeſetzgebung ließ dort ein Vorgehen des Reiches, abgeſehen 
von den Bedenken gegen die Zuſtändigkeit und die wirtſchaftspolitiſche 
Zweckmäßigkeit, auch überflüſſig erſcheinen. An dieſer Sach⸗ und 
Rechtslage hat die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt 
1919 im Grunde nichts Weſentliches geändert. Zwar bezeichnet ſie 
n Art. 10 Nr. 4 die Aufſtellung von Grundſätzen über das Heim⸗ 
ſtättenweſen ausdrücklich als eine Aufgabe des Reichs und kommt 
auch in Art. 155 Abſ. 1 darauf zurück. Eine Notwendigkeit als⸗ 
baldiger reichsgeſetzlicher Maßnahmen bedeuteten dieſe Vorſchriften 
jedoch nicht, insbeſondere enthielten ſie keine unmittelbare Schmälerung 
der beſtehenden Zuſtändigkeiten der bisherigen Einzelſtaaten und nun⸗ 
mehrigen Länder. Verſchiedene von ihnen waren gerade in letzter 
Zeit zu einer eigenen Heimſtätten⸗Geſetzgebung übergegangen, fo- 
Braunſchweig (Heimſtättengeſ. v. 19. April 1918, G.⸗ u. V.⸗Bl. 
S. 93), Anhalt (Siedlungsgeſ. v. 22. Okt. 1918, G.⸗S. S. 215) 
und Sachſen-Meiningen (Siedlungsgeſ. v. 26. Juni 1919, 
Sammlung d. G. u. V. S. 219). Von anderen, wie von Koburg. 
und Lübeck, waren die fertiggeſtellten Geſetzentwürfe bekannt 
geworden. Gerade bei dieſen einzelſtaatlichen Heimſtättengeſetzen 
zeigte ſich indeſſen oder vielmehr machte ſich ſtörend bemerklich, daß. 
die reichsrechtlich zugeſtandenen Vorbehalte doch nicht vollkommen 
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ausreichten. Vor allem iſt einmal die den Ländern überlaſſene privat⸗ 
rechtliche Regelung der Rentengüter auf ländliche Siedlungen be⸗ 
ſchränkt (Art. 62 EG. z. BGB), und auch die weitherzige Handhabung 
zum Beiſpiel der preußiſchen Verwaltung bei den ſogenannten Garten⸗ 
Rentengütern vermochte dieſe Lücke nicht vollſtändig auszufüllen, 
ſodann können nach Art. 64 die Landesgeſetze zwar ein Anerben⸗ 
recht einführen, dabei aber das Recht des Erblaſſers, über das An⸗ 
erbengut zu verfügen (die ſogenannte Teſtierfreiheit), nicht be⸗ 
ſchränken. Es ergaben ſich Bedenken und Zweifel an der Zuläſſig⸗ 
keit und Gültigkeit einzelner Vorſchriften der Landesgeſetze, die das 
Drängen nach einheitlicher reichsrechtlicher, wenn auch nur grund⸗ 
ſätzlicher Regelung wiederum verſtärkten. So entſchloß ſich die Reichs⸗ 
regierung, dem Verlangen weiteſter Volkskreiſe und dem Wunſche 
der Nationalverſammlung nachzugeben, den Weg der regelmäßigen 
Reichsgeſetzgebung durch den ordentlichen Reichstag nicht erſt abzu⸗ 
warten und einen Entwurf ſchon der verfaſſunggebenden Verſamm⸗ 
lung als beſonders dringliche Aufgabe vorzulegen. 

Allerdings hält ſich der Entwurf und ihm folgend grundſätzlich 
auch das Geſetz ſtreng an die verfaſſungsmäßige Zuſtändigkeitsgrenze 
des Art. 10 Nr. 4. Das Geſetz ſtellt nur Grundſätze auf, es gibt 
ſich nur als Rahmengeſetz und überläßt den Ländern nicht nur die 
nähere Ausfüllung des reichsrechtlichen Rahmens, ſondern vor allem 
auch die Ausführung ſeiner Vorſchriften. Durch ein rein juriſti⸗ 
ſches Geſetz will das Reich nur die Rechtsform der Heimſtätte ſchaffen, 
ſie in ihren Grundzügen einheitlich geſtalten und zu ihrem weiteren 
handlichen und tauglichen Ausbau die Grundlinien ziehen und die 
Machtmittel geben. Alles andere, die Umſetzung der Grundſätze in 
lebendige Wirtſchaft, die Anpaſſung, Handhabung und Durchführung 
der Vorſchriften, kurz die Gründung, Beſetzung und Pflege der 
Heimſtätten iſt nicht Sache dieſes Geſetzes, ſondern bleibt ſeiner 
Ausführung und damit in erſter Reihe und in der Hauptſache den 
Ländern überlaſſen. Vor allem alſo die Beſchaffung und Bereitſtellung 
von Land und Geld und die Heranziehung und Auswahl der Siedler, 
einſchließlich der Kriegsteilnehmer. Die Beſchränkung war unabweislich, 
wenn überhaupt etwas geſchaffen, ein Schritt vorwärts getan werden 
ſollte. Die Nationalverſammlung hat dieſe bittere Notwendigkeit leb⸗ 
haft beklagt, ſie aber — mit Ausnahme der Unabhängigen — ein⸗ 
geſehen und gebilligt. Der Sperling einer geſicherten, ausführbaren 
Rechtsform in der Hand ſchien ihr beſſer, als die Taube unaus⸗ 
geführter und unſicherer wirtſchaftlicher Verheißungen auf dem Dache. 

4 * 
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II 


1. Die erſte Aufgabe des Geſetzgebers war es, den Gegenſtand 
des Geſetzes zu beſtimmen und feſtzulegen. Zwar war über Heim⸗ 
ſtätten ſchon viel geredet, geſchrieben und beſchloſſen, aber ein ein⸗ 
heitlicher, feſter Rechtsbegriff war mit dem klingenden und verheißungs⸗ 
vollen Worte bis dahin noch nicht verbunden. Es galt, die Heim: 
ſtätte aus einem Luftſchloß, das ſie für viele war, in die nüchterneren 
und beſcheideneren, aber dennoch ergiebigeren Gefilde des Sachen⸗ 
rechts hinüberzuführen. Eine gründliche Verwertung der verdienſt⸗ 
lichen Vorarbeiten verſtand ſich dabei von ſelbſt. Außer den bereits 
erwähnten deutſchen Landesgeſetzen und Entwürfen und den aus⸗ 
ländiſchen Vorgängen ſeien beſonders erwähnt der alte, wiederholt 
im Reichstage eingebrachte und unter dem Namen ſeines Vorkämpfers 
v. Riepenhauſen bekannte und der nach den Beſchlüſſen des 
Hauptausſchuſſes für Kriegerheimſtätten vom 8. und 9. Juni 1918 
mit Wilh. v. Blume (Tübingen) und Adolf Damaſchke (Berlin) 
von Heinrich Erman (Münſter) ausgearbeitete Entwurf (Boden⸗ 
reform 1918 S. 306 ff). Einen umfaſſenden und zutreffenden Nieder: 
ſchlag gefunden hatten die bisherigen Wünſche und Beſtrebungen in 
einem Antrag Dr. Jäger, der in dem Wohnungsausſchuſſe (dem 10.) 
des letzten Reichstags am 28. Juni 1918 eingebracht, aber nicht 
mehr erledigt worden war (Nr. 43 der Ausſchuß⸗Druckſachen). Dort 
heißt es: | 

„Die Heimftätte umfaßt eine Mindeſtgrundfläche mit Ein⸗ 
familienhaus, Hof und Garten als dauernde Lebensgrundlage für 
die Familie, iſt als geſchloſſener Beſitz unteilbar und kann nur in 
geſetzlich beſtimmten Ausnahmefällen gepfändet und der Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterworfen werden. In dieſem Falle muß das 
Wohnhaus mit einem Mindeſtmaße von anderweitiger Fläche mit 
den unentbehrlichſten Wohnungs- und Betriebseinrichtungen, den 
nötigen Vorräten, auch an Vieh, frei bleiben. Die Heimſtätte 
kann nur an einen Erben übertragen werden; die Abfindung der 
Miterben iſt geſetzlich zu regeln. Die Heimſtätten unterſcheiden 
ſich in Wohn- und Heimſtätten, den letzteren iſt, wenn ſie land⸗ 
wirtſchaftlich ſind, eine gewiſſe zur Ernährung der Familie hin⸗ 
reichende Fläche zuzuweiſen. In den ſtädtiſchen und induſtriellen 
Gegenden kann auch ein kleines Mehrfamilienhaus zugelaſſen 
werden.“ 

Den hier geſtellten Forderungen entſprach im weſentlichen die 
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Begriffsbeſtimmung des Regierungsentwurfs. Der Aufgabe eines 
Geſetzes entſprechend iſt ſie allerdings nicht lehrhaft ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, auch nicht in dem grundlegenden § 1 allein enthalten, 
wenngleich in ihm die weſentlichſten Merkmale aufgeſtellt ſind. Der 
§ 1 Abſ. 1 lautete im Entwurf: „Das Reich uſw. können Grund: 
ſtücke, die aus einem Einfamilienhauſe mit oder ohne Nutzgarten 
beſtehen (Wohnheimſtätten) oder Anweſen, zu deren Bewirtſchaftung 
eine Familie unter regelmäßigen Verhältniſſen keiner ſtändigen 
fremden Arbeitskräfte bedarf (Wirtſchaftsheimſtätten), als Heim⸗ 
ſtätten zu Eigentum ausgeben.“ Drei weſentliche Merkmale ſpringen 
hier in die Augen: Die Bezeichnung als Grundſtück oder Anweſen, 
deſſen Beziehung auf eine Familie und die Ausgabe zu Eigentum. 

2. a) Mit der Beſchränkung auf Wohngrundſtücke und Wirt⸗ 
ſchaftsanweſen kennzeichnet ſich das Geſetz als Beſtandteil des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts. Es erſtreckt ſich ausdrücklich auf die beiden Arten von 
Heimſtätten, Wohn: und Wirtſchaftsheimſtätten. Als Rahmengeſetz 
hat der Entwurf den Rahmen ſoweit geſpannt, daß die aufgeſtellten 
Grundſätze bei aller Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe und Be⸗ 
dürfniſſe auf beide Arten von Heimſtätten paſſen und eine ſach— 
gemäße Durchführung geſtatten. Der Begriff des Einfamilienhauſes 
ſteht wirtſchaftlich ausreichend feſt. Seine Verwertung im Rechte 
iſt ohne Bedenken. Das Wirtſchaftsanweſen des Entwurfs beſchränkt 
ſich nicht auf die ſogenannte ſelbſtändige Ackernahrung (und iſt ſelbſt 
bei landwirtſchaftlichen Heimſtätten nicht ganz dasſelbe). Es um⸗ 
faßte außerdem beiſpielsweiſe Gärtnereien, Grundſtücke mit Fiſcherei⸗ 
betrieb, Wind⸗ und Waſſermühlen, die bergiſchen Schleifkotten; wo 
er noch vorkommen ſollte, konnte auch ein Bergbaubetrieb als Eigen⸗ 
löhner und jedenfalls konnte und ſollte jeder ſtädtiſche (Familien-) 
Kleinbetrieb des Handwerks oder Kleingewerbes darunter fallen. 

b) Soweit bringt der Entwurf noch nichts Beſonderes. Daß 
Grundſtücke mit ihrem Zubehör (§ 8) einer Familie zur Wohnung 
oder Bewirtſchaftung dienen können und dienen, iſt weder etwas 
Neues, noch etwas, das eine beſondere rechtliche Behandlung er⸗ 
heiſcht oder rechtfertigt. Hierzu gehört eine beſondere Beziehung 
eines Grundſtücks zu einer beſtimmten Familie. In der Tat iſt 
die Bezeichnung als Einfamilienhaus, die Begrenzung des Anweſens 
durch die Möglichkeit rein familienmäßiger Bewirtſchaftung keine 
bloße Größen⸗ oder Beſchaffenheitsangabe, ſondern ſie enthält daneben 
und vor allem die Zweckbeſtimmung, die das Grundſtück von allen 
anderen unterſcheidet und es zur Heimſtätte macht. Die Heimſtätte 
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darf nicht kleiner ſein, als das Bedürfnis einer Familie es verlangt, 
nicht größer, als ihre Betätigungsmöglichkeit es noch geſtattet; Regel⸗ 
maße und Grenzen kann in dieſer Hinſicht die oberſte Landesbehörde 
feſtſetzen (§ 3). Aber nur, wenn das ſo geartete Grundſtück auch 
wirklich einer beſtimmten Familie zur Wohnung oder Bewirtſchaftung 
dienen ſoll, und nur, damit es dazu diene, darf und kann es rechtlich 
zur Heimſtätte gemacht werden. Nicht die ſachliche Eignung, ſondern 
die lebendige wirtſchaftliche Verwendung iſt das auch rechtlich Ent⸗ 
ſcheidende. 

c) Mit dieſer lebendigen Zweckbeſtimmung kann das ſachlich 
den Vorausſetzungen entſprechende Grundſtück „als Heimſtätte zu 
Eigentum ausgegeben“ werden. Darin liegt zweierlei: Die Heim⸗ 
ſtätte iſt Eigentum und ſie wird als ſolches ausgegeben. Daß 
das Grundſtück „als Heimſtätte zu Eigentum“ ausgegeben wird, 
beſagt, daß es die Heimſtätte gerade des Eigentümers werden muß; 
der Eigentümer ſelbſt muß ſie bewohnen und bewirtſchaften, ſonſt 
wird der mit der Einrichtung verfolgte Zweck verfehlt und ſie kann 
ihm (vom Ausgeber) entzogen werden (§ 12). Dauernde Benutzung 
durch andere, insbeſondere gewerbsmäßiges Vermieten oder Ver⸗ 
pachten — aber auch die gerichtliche Zwangsverwaltung — iſt dem 
Begriff und der Beſtimmung der Heimſtätte entgegen und deshalb 
ausgeſchloſſen. Der zweite Teil der Beſtimmung, nämlich daß die 
Heimſtätte zu Eigentum „ausgegeben“ wird, bedeutet nicht, daß 
Heimſtätten nur durch Ausgabe begründet werden können, wenn 
dies auch die Regel bilden wird. Die Umwandlung geeigneten be⸗ 
ſtehenden Eigentums in Heimſtätten iſt in § 25 ausdrücklich vor⸗ 
geſehen und geregelt. Aber zu jeder Heimſtätte gehört notwendig 
ein Ausgeber, ohne Ausgeber kann keine Heimſtätte im Sinne des 
Reichsgeſetzes begründet werden. Um den Zweck und die Tragweite 
dieſer Geſtaltung darzulegen, iſt es nötig, etwas weiter auszuholen. 

A) In den drei aus $ 1 Abſ. 1 gewonnenen Merkmalen er: 
ſchöpft ſich nämlich der Begriff der Reichsheimſtätte noch nicht. 
Sämtliche Vorarbeiten bis zum Antrag Jäger bezeichnen es als 
weſensnotwendig, daß die Heimſtätte dauernd erhalten bleibt. Er⸗ 
halten zunächſt für den Heimſtätter und ſeine Familie, auch nach 
ſeinem Tode. Dem wird Rechnung getragen. Aber der Ton liegt 
hierbei auf dem Wort zunächſt. Unter Umſtänden muß die Heim⸗ 
ſtätte auch gegen den augenblicklichen Eigentümer, gegen die Wünſche 
und ſogar gegen gewiſſe perſönliche Bedürfniſſe des jeweiligen Heim⸗ 
ſtätters in ihrem Beſtand erhalten werden. Anſätze dazu finden 
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ſich denn auch beſonders in der Geſtalt von Teilungs⸗, Belaſtungs⸗ 
und Vererbungsbeſchränkungen bei v. Riepenhauſen, Erman⸗ 
Damaſchke und Jäger. Der Entwurf baut dieſen Gedanken 
folgerichtig aus und ſtellt ſich in ſeinen Vorſchriften klar und bewußt 
auf den Standpunkt: Der Heimſtätter wird im unverkürzten Beſitz 
und Genuß der Heimſtätte nicht ſeiner ſelbſt und allein wegen 
geſchützt, ſondern als Glied der Geſamtheit und gegen entſprechende 
Gegenleiſtung. „Eigentum verpflichtet (Art. 153 Abſ. 3 der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs), und neben dem einzelwirtſchaftlichen 
Intereſſe des augenblicklichen Inhabers an der Erhaltung und Aus⸗ 
nutzung ſeines Eigentums ſteht in gleicher Stärke das gemein⸗ 
wirtſchaftliche Intereſſe der Geſamtheit an der Erhaltung und zweck⸗ 
entſprechenden Verwertung der bevorrechteten Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
ſtellen für ihre Mitglieder.“ (Begr. d. Reichst.⸗Vorlage S. 7.) 
Die Heimſtätte ſoll „nach Beſtand und wirtſchaftlicher Benutzung 
einmal ihrem jeweiligen Eigentümer als feſte Grundlage ſeines 
bürgerlichen Daſeins, ſodann aber auch der Geſamtheit als dauernde 
Unterlage für die Lebensführung eines Volksgenoſſen, des gegen⸗ 
wärtigen oder eines anderen Inhabers erhalten bleiben“ 
(daſ. S. 9 zu § 4). Geſchützt und erhalten wird alſo die Heim⸗ 
ſtätte als ſolche, zunächſt in der Hand und zugunſten des augen⸗ 
blicklichen Inhabers und ſeiner Familie, wenn nötig aber auch 
gegen ihn. Mit naturwiſſenſchaftlichem Anklang geſprochen: Auch 
die Selbſterhaltung dient der Erhaltung der Art, die Erhaltung 
der wirtſchaftlichen Einzelperſönlichkeit der Erhaltung der Geſamt⸗ 
wirtſchaft. Hier und nicht im Privatrecht liegen Zweck und Grenzen 
der neuen Rechtsform. Will oder kann der Eigentümer einer Heim⸗ 
ſtätte ihre Zweckbeſtimmung nicht mehr erfüllen, ſo tritt ſein Einzel⸗ 
intereſſe zurück; die Heimſtätte wird gegen ihn und über ihn hinweg 
geſchützt und erhalten. Mit dieſem öffentlichen Intereſſe und Zweck 
der Erhaltung der Stelle verbindet ſich dann darüber hinausgehend 
die dauernde Einwirkung auf ihre Preisgeſtaltung. Schließlich ſei 
ſchon in dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen, daß der Entwurf 
Handhaben gibt, um die einmal begründete Heimſtätte auch ihren 
Ausgeber gegenüber als ſolche dauernd zu erhalten (§ 21). 

e) Nach dem Entwurfe konnte man hiernach den Begriff der 
Heimſtätte etwa dahin zuſammenfaſſen: Heimſtätte iſt ein Grundftüd, 
das dauernd als Wohnung oder als Unterlage für die wirtſchaft⸗ 
liche Lebensführung eines Eigentümers und ſeiner Familie zu dienen 
beſtimmt iſt. 
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3. Bevor ich dazu übergehe, darzulegen, auf welchem We ge 
und mit welchen Mitteln dieſer wirtſchaftliche Begriff zur Rechtsform 
gemacht und rechtlich durchgeführt wird, mag hier eine Erörterung 
der Anderungen eingeſchaltet werden, die die Nationalverſammlung 
den Beſchlüſſen ihres Ausſchuſſes entſprechend an dem Entwurf in 
dieſer Hinſicht vorgenommen hat. Sie verteilen ſich auf die beiden 
SS 1 und 30 und engen in $ 1 den Kreis der als Heimſtätte in 
Betracht kommenden Grundſtücke für die Regel ein, erweitern ihn 
andererſeits für Ausnahmefälle durch einen dem § 30 hinzugefügten 
Abſ. 2. Die Vorausſetzungen ſind ſowohl für die Wohnheimſtätten, 
als auch für die Wirtſchaftsheimſtätten verſchärft. 

a) Bei den Wohnheimſtätten wird durch Streichung der Worte 
„oder ohne (Nutzgarten)“ im § 1 verlangt, daß jede Heimſtätte 
einen Nutzgarten haben muß. Ohne Nutzgarten ſoll auch das beſt⸗ 
gelegene, gebaute und =eingerichtete Einfamilienhaus keine Heim- 
ftätte werden können. Weshalb nicht? Statt der grauen zur Ab: 
wechſlung einmal der grünen Theorie zuliebe? Glücklicherweiſe hat 
der Ausſchuß in der zweiten Leſung gefunden, daß das Beſſere 
nicht immer notwendig der Feind des Guten zu ſein braucht, und 
hat durch § 30 Abſ. 2 die oberſte Landesbehörde ermächtigt, zu⸗ 
zulaſſen, daß in Fällen beſonderen Bedürfniſſes ausnahmsweiſe auch 
Heimſtätten ausgegeben werden, die aus einem Familienhaus (ſoll 
heißen: Einfamilienhaus) ohne Nutzgarten beſtehen. Die Anderung 
läuft alſo auf eine bürokratiſche Erſchwerung und Verlängerung 
des Ausgabeverfahrens in den Fällen hinaus, in denen der aus— 
gebenden Reichs-, Landes- oder Gemeindebehörde ausnahmsweiſe 
kein Nutzgarten zur Verfügung ſteht; fie muß dann eine zweite Be— 
hörde hinzuziehen. 

b) Bedenklicher und eine ernſtliche Verſchlechterung des Ent- 
wurfes iſt die Einſchränkung der Wirtſchaftsheimſtätten. Nicht jedes 
von einer Familie mit eigenen Kräften bewirtſchaftete Anweſen, 
ſondern nur landwirtſchaftliche und gärtneriſche ſollen demnach Heim⸗ 
ſtätten werden können. Der Ausſchußbericht bemerkt dazu (S. 7) 
lediglich: „Ein Ausſchußmitglied begründet kurz den Antrag.“ 
Womit und wie, erfahren wir nicht. Es iſt auch nicht zu verſtehen. 
Vermutlich hat der vielberufene „Zigarrenladen an irgendeiner 
Straßenecke“, der zuerſt in einer Hamburger Verſammlung am 
12. April aufgetaucht iſt und deſſen der Berichterſtatter Lockenvitz 
in ſeinem mündlichen Bericht Erwähnung tut (Sten. Ber. S. 5607 C), 
das Unheil angerichtet. Ein unüberlegtes Schlagwort! In einer 
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Klein⸗ oder Mittelſtadt hat jemand ein paßliches Einfamilienhaus, 
ſogar mit Nutzgarten, aber, da er doch noch arbeiten muß, kann 
und will, zugleich mit etwas Geſchäftsraum für einen eigenen Betrieb. 
Das gegebene Anweſen für eine Heimſtätte. Aber zur rechtlich ge: 
ſchützten Reichsheimſtätte werden kann es nicht, ob der Eigentümer 
nun Zigarren oder Lebensmittel oder was ſonſt dort verkaufen oder 
ob er auch ein Handwerk in den Räumen betreiben will. Wohn⸗ 
heimſtätte iſt das für einen Betrieb eingerichtete Anweſen nicht und 
landwirtſchaftlich oder gärtneriſch iſt es gleichfalls nicht. Bitter und 
verſtändnislos muß der ſtädtiſche Kleinbeſitzer ſehen, daß er minderen 
Rechts iſt gegenüber dem bloßen Wohnungseigentümer und gegen 
über ſeinem landwirtſchaftlichen Schickſalsgenoſſen; die dieſen zu⸗ 
gewandte und von der Regierung auch ihm zugedachte Wohltat des 
Heimſtättenrechts hat ihm die Volksvertretung verſagt. Hat man 
vielleicht an den ausgeſparten Ladenraum einer großſtädtiſchen Miet⸗ 
kaſerne gedacht? der doch nie ein Anweſen im Sinne des Entwurfs 
ſein kann, das zu Eigentum ausgegeben wird? Der Berichterſtatter 
hat zwar noch ausgeführt, daß unter „landwirtſchaftlichen“ Anweſen 
auch „Mühlengrundſtücke, Bäckereigrundſtücke (!) und dergleichen 
einbegriffen ſein ſollten.“ Mag dies auch ſeine Abſicht und die des 
Ausſchuſſes geweſen ſein — nach den Zwiſchenrufen bei ſeinen 
Ausführungen hat ſich der Berichterſtatter nicht überall an die Be⸗ 
ſchlüſſe des Ausſchuſſes gehalten —, ſo fragt es ſich doch ſehr, ob 
Verwaltung und Rechtſprechung die von allem landläufigen und 
geſetzlichen Sprachgebrauch abweichende Auslegung mitmachen werden. 
Und ſelbſt bei weitherzigſter Handhabung wird ein Reſt ſtädtiſcher 
Einfamilien-Anweſen bleiben, die von den Vorteilen des Heimſtätten⸗ 
rechts ohne ſachlichen Grund ausgeſchloſſen ſind. 

c) Auch hier hat die Nationalverſammlung in § 30 Abſ. 2 für 
Ausnahmefälle eine Erweiterung der heimſtättenfähigen Grundſtücke 
zugelaſſen: „Grundſtücke, die für nicht gewerbsmäßige gärtneriſche 
Nutzung (Kleingärten, Laubenland) beſtimmt ſind, können in Fällen 
beſonderen Bedürfniſſes als Heimſtätten ausgegeben werden“. Schon 
im Ausſchuß, in dem dieſe Ausdehnung lebhaft umſtritten wurde, 
iſt darauf hingewieſen worden, daß damit über das Ziel des Ent⸗ 
wurfes hinausgegangen werde; der Schrebergarten, zu deſſen Gunſten 
die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919 
(RGVl. S. 1371) weitgehende Vorſchriften enthält“, ſei weder ſelbſt 


1 Dal. jetzt auch die Pachtſchutzordnung vom 9. Juni 1920, RG Bl. S. 1193. 
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ein Heim, noch werde er fih in der Regel zu einem ſolchen aus⸗ 
wachſen können; liege dieſe Möglichkeit aber ausnahmsweiſe einmal 
vor, jo könne ſchon nach dem Entwurfe die Eigenſchaft als Heim: 
ſtätte vor der Errichtung des Heimſtättengebäudes eingetragen werden 
($ 4 Abſ. 2). Die Einwendungen wurden zu leicht befunden, die 
Erweiterung ward beſchloſſen. Sie paßt nicht zu dem Grundgedanken 
des Geſetzes, kann aber bei umſichtiger Handhabung als Ausnahme⸗ 
vorſchrift hingenommen werden. 

4. Gegenüber dem Entwurfe muß alſo die Begriffsbeſtimmung 
(ſiehe oben S. 55) jetzt anders gefaßt werden. Man wird, wenn 
man die Ausnahmen außer Acht läßt, etwa folgendermaßen ſagen 
können: Reichsheimſtätte iſt in der Regel ein Grundſtück, das einem 
Eigentümer und ſeiner Familie dauernd als Wohnung und Nutz⸗ 
garten oder als Unterlage eines landwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Heimbetriebes zu dienen beſtimmt iſt. „Heim“ betriebes ſage ich des⸗ 
halb, weil auch zur Wirtſchaftsheimſtätte — zur „wirtſchaftlichen 
Lebensführung“ des Heimſtätters — die Familienwohnung grund⸗ 
ſätzlich gehört. Dem vom Reichsrat gebilligten Hinweis der Be⸗ 
gründung hierauf (S. 8) iſt in der ene von N 
Seite widerſprochen worden. 


III 


1. Dieſes aus Bedürfnis und Zweck hergeleitete Wirtſchafts⸗ 
gebilde wird durch das Geſetz zu einem Rechtsgebilde geformt. Das 
den Vorausſetzungen entſprechende Grundſtück wird durch einen rechts⸗ 
verbindlichen Vorgang ſeiner gekennzeichneten Zweckbeſtimmung ge⸗ 
widmet, dadurch wird es zur Heimſtätte und als ſolche wird es dann 
für die dauernde Erfüllung ſeines Zweckes geſchützt und erhalten. 
In den Heimſtätten wird eine beſondere Klaſſe von Grundſtücken 
von rechtlicher Eigenart geſchaffen, die vermöge dieſer ihrer beſonderen 
Rechtsbeſchaffenheit, eben ihrer Eigenſchaft als Heimſtätte, unter ein 
Sonderrecht geſtellt werden. Da dieſes Sonderrecht der Erhaltung 
der Heimſtätte nach Beſtand und Zweckbeſtimmung dient, muß es 
notwendig zum überwiegenden Teile in Beſchränkungen und Bindungen 
beſtehen. Maßgebend für die Anlage und Ausgeſtaltung des Geſetzes 
iſt der Weg, auf dem dieſe Bindungen erreicht werden. Nicht ge⸗ 
wählt iſt der Weg des Stiftungsgeſchäfts, etwa in der Art, wie ihn 
der preußiſche Entwurf eines Geſetzes über Familienfideikommiſſe, 
Stammgüter und Familienſtiftungen (von 1917) für die bäuerlichen 
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Stammgüter vorſah!. Das Geſetz will kein Familieneigentum mit 
der Familie als Rechtsperſönlichkeit und ausgebildeten Anwärterrechten, 
es ſchafft kein Fideikommiß des kleinen Mannes oder Schreberfidei⸗ 
kommiß. Die Familie des Inhabers, des Heimſtätters, wird zwar 
begünſtigt, aber nicht im Sinne einer Familienſtiftung. Ebenſo ver: ® 
ſchmäht es das Reichsgeſetz, die rechtlichen Bindungen durch geſetz⸗ 
liche Verbote und Verfügungsbeſchränkungen herbeizuführen, deren 
Einhaltung bürokratiſch durch die Obrigkeit überwacht werden müßte. 
Nur in drei Fällen? wird reichsgeſetzlich eine obrigkeitliche Zuſtimmung 
verlangt. Allerdings hat das reichsrechtliche Rahmengeſetz den Ländern 
in weitgehendem Maße die Befugnis überlaſſen müſſen (§ 22), nach 
den Bedürfniſſen, auch nach ihrem einzelſtaatlichen Aufſichtsbedürfnis, 
das Erfordern einer behördlichen Genehmigung zu einer Reihe von 
Rechtsgeſchäften über Heimſtätten aufzuſtellen. Gegebenenfalls treten 
dieſe Beſchränkungen neben die Bindungen des Reichsgeſetzes, die 
durch ſie nicht berührt, geſchweige denn erſetzt werden. Dieſe Bin⸗ 
dungen erreicht das Geſetz dadurch, daß es die Rechtsbeziehungen 
des Ausgebers zur Heimſtätte ausbildet und dem Ausgeber 
einen weitgehenden, vielfach ausſchlaggebenden Einfluß auf die Schick⸗ 
ſale der Heimſtätte ſichert. Deshalb muß, wie bereits angedeutet, 
jede Heimſtätte, auch die durch Umwandlung beſtehenden Eigentums 
errichtete, einen Ausgeber haben. Die Rechtsſtellung des Ausgebers 
iſt ihm im Intereſſe des Gemeinwohls eingeräumt und wurzelt im 
öffentlichen Recht; ausgeſtaltet iſt ſie indeſſen in den Formen des 
Privatrechts. Auf die Bedürfniſſe des Heimſtätters und die Freiheit 
des Rechtsverkehrs iſt dabei möglichſte Rückſicht genommen. Aber 
wenn auch Eigentümer, freier Eigentümer der Heimſtätte im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt der Heimſtätter nicht. Und zwar iſt 
er mehr noch an den Ausgeber als an die Heimſtätte, an die Scholle 
gebunden. Der Ausgeber iſt zum Hauptträger des ganzen 
Heimſtättenweſens gemacht. Ob die Rechtslehre in ſeiner Stellung 
eine Art Obereigentum erblicken, ob ſie Anklängen an abgeſtorbene 
Rechtsgebilde nachſpüren und Vergleiche mit anderen Rechtsformen 


1 Vgl. deſſen Begründung, Nr. 380 B der Druckſachen des Abg.⸗Hauſes 
1916/17, Sp. 16 ff., bei. Sp. 22 f. 

2 Genehmigungspflichtig iſt die Eintragung von Hypotheken und Grund: 
ſchulden auf die Heimſtätte in anderer Form als der der unkündbaren Tilgungs⸗ 
ſchuld (§S 17 Abſ. 2) oder über die eingetragene Verſchuldungsgrenze hinaus 
($ 18 Abſ. 2), ſowie, und dies richtet ſich gegen den Ausgeber, die Löſchung der 
Heimſtätteneigenſchaft im Grundbuche ($ 21 Abſ. 1). 
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anſtellen wird, mag der Zukunft überlaſſen bleiben. Gewiß können 
ſich aus ſolchen Erwägungen fruchtbare Gedanken, vor allem für die 
Theorie des Heimſtättenrechts, aber auch für feine praktiſche Hand⸗ 
habung ergeben. Zur Aufgabe des Geſetzgebers gehören derartige 
Beobachtungen nicht und auch die Aufgabe der gegenwärtigen Aus— 
führungen erblicke ich nur darin, die Auswirkung des Grundgedankens 
nach den verſchiedenen Richtungen hin aufzuzeigen. 

2. Bei der Bedeutung, die die Stellung des Ausgebers für das 
ganze Heimſtättenweſen hat, und bei den weitreichenden Machtbefug⸗ 
niſſen, die ihm dem Heimſtätter gegenüber zuſtehen, konnte die Aus⸗ 
gabe von Heimſtätten nicht ſchlechthin freigegeben werden. Nur das 
Reich, die Länder und die Gemeinden und Gemeindeverbände (wie 
Kreis⸗ und Provinzialverbände, aber auch beſonders gebildete Zweck⸗ 
verbände) bieten von ſich aus die erforderliche Gewähr, um von 
ihnen eine ſachdienliche Ausgabe von Heimſtätten erwarten und ihnen 
die damit verbundenen Machtbefugniſſe anvertrauen zu können. 
Anderen öffentlichen Verbänden und gemeinnützigen Unternehmungen 
kann die Befugnis zur Ausgabe von Heimſtätten von der oberſten 
Landesbehörde verliehen werden (§ 1 Abſ. 2). Die oberſte Landes⸗ 
behörde kann dieſe Verleihung von Bedingungen und Auflagen ab— 
hängig machen, insbeſondere ſich die Aufſicht über die Ausübung 
der Befugnis vorbehalten. Ihr ſteht auch die Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe zu, die ſich ergeben, wenn ein Ausgeber die Befugnis 
zur Ausgabe von Heimſtätten verliert (§ 30). Privatperſonen können 
nicht Ausgeber werden, Arbeitgeber können ſich alſo nicht die Aus⸗ 
gabe von Heimſtätten zunutze machen, um ihre Arbeiter an ſich zu 
feſſeln. Auch iſt die Verbindung der Befugnis mit einem Stamm⸗ 
grundſtück als deſſen Beſtandteil, als aktiv-dingliches Recht, nicht 
möglich. Die Übertragung der Rechte des Ausgebers einer be⸗ 
ſtimmten Heimſtätte iſt zuläſſig ($ 4), fie kann aber nur an eine 
zum Kreiſe der befugten Ausgeber gehörende juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechts (oder gemeinnützige Unternehmung) erfolgen. 
Ebenſo kann nur eine dieſer juriſtiſchen Perſonen Ausgeber einer 
Heimſtätte werden, die durch Umwandlung beſtehenden Eigentums 
geſchaffen wird (§ 25). 

3. Das Grundſtück wird als Heimſtätte zu Eigentum aus⸗ 
gegeben. Der Rechtsvorgang umfaßt zweierlei: die Übertragung des 
Eigentums und die Widmung als Heimſtätte. Beide Maßnahmen 
ſind Rechtsgeſchäfte des Sachenrechts und bedürfen daher der Einigung 
und Eintragung in das Grundbuch. Über den ſchuldrechtlichen 
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Begründungsvertrag enthält das Reichsgeſetz mit einer Ausnahme 
keine eigenen Vorſchriften; für die Verbindlichkeit, das Eigentum zu 
übertragen, bewendet es bei der allgemeinen Vorſchrift des § 313 
BGB., der eigentliche Heimſtättenvertrag im engeren Sinne iſt 
formlos. Die einzige Beſtimmung über ſeinen Inhalt iſt die, daß 
er einen Betrag feſtlegen muß, der als Entgelt für den reinen Boden⸗ 
wert des Heimſtättengrundſtückes ohne Baulichkeiten oder ſonſtige 
Verbeſſerungen entfällt ($ 6). Im übrigen iſt, ſoweit nicht das 
Landesgeſetz hier eingreift (§ 30), den Parteien völlig freie Hand 
gelaſſen. Für etwaige Reſtkaufpreiſe gilt allerdings die noch zu er⸗ 
wähnende Vorſchrift des § 17, daß ſie in der Regel nur in der 
Form einer unkündbaren Tilgungsrente eingetragen werden dürfen. 
Das dingliche Rechtsgeſchäft der Übereignung des Heimſtättengrund⸗ 
ſtücks vollzieht ſich nach den allgemeinen Vorſchriften durch Auflaſſung 
und Eintragung. Für die Verleihung der Rechtseigenſchaft als 
Heimſtätte „gelten die Vorſchriften über die Belaſtung eines Grund: 
ſtückes mit dem Rechte eines Dritten entſprechend“ (§ 4 Abſ. 1 Satz 2). 
Damit iſt eine kurze und einfache Formel gefunden, die, ſoweit das 
Geſetz nicht ſelbſt etwas anderes beſtimmt, ohne weiteres die An⸗ 
wendung ſämtlicher für die Belaſtung eines Grundſtücks beſtehenden 
materiell⸗rechtlichen und Verfahrensvorſchriften ermöglicht. In dieſer 
einfachen Nutzbarmachung beſtehender Vorſchriften liegt ein großer 
Vorzug vor anderen, neuartigen Geſtaltungen, als welche zum Bei⸗ 
ſpiel die Eintragung der Eigenſchaft als Heimſtätte auf dem Titel⸗ 
blatt des Grundbuchs oder die Schaffung eines beſonderen Heim- 
ſtättengrundbuchs in Betracht gezogen werden könnte. Nach dem 
Geſetz werden die Eigenſchaft als Heimſtätte, der Ausgeber und der 
Bodenwert wie eine Belaſtung in Abt. II des Grundbuchs ein- 
getragen (§§ 4, 6). Mit dieſer Eintragung wird das Grundſtück 
zur Reichsheimſtätte und tritt unter das Sonderrecht des Heimſtätten⸗ 
geſetzes (§ 7). Die Eintragung der Eigenſchaft als Heimſtätte kann 
gleichzeitig mit der Eintragung des Eigentumsübergangs erfolgen, 
ihr aber auch nachfolgen. Für die Begründung, Anderung und 
Aufhebung der Heimſtätteneigenſchaft und die Vorausſetzungen, die 
Vornahme, die Wirkungen und die Löſchung der ſie betreffenden 
Eintragungen wird alles ſo gehandhabt, als wenn die Eigenſchaft 
als Heimſtätte eine Belaſtung des Grundſtücks wäre. Nur iſt ſie in 
Wirklichkeit keine ſolche, ſondern eben eine rechtliche Eigenſchaft des 
Grundſtücks, mit der ausgeſtattet es von nun an am Rechtsverkehr 
teilnimmt. Alle Rechtsgeſchäfte über das Grundſtück ergreifen es 
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hinfort nur in dieſer feiner Eigenſchaft; fie muß deshalb an erſter 
Stelle vor allen anderen eintragungsfähigen Rechten ſtehen und dieſer 
Rang darf auch nicht geändert werden. Nach zwei Richtungen hat 
die Eintragung der Rechtseigenſchaft in der äußeren Form einer 
Belaſtung der Sicherheit halber beſondere Vorſchriften notwendig 
gemacht. Hypotheken und Grundſchulden, die der Heimſtätter auf⸗ 
nimmt, ruhen nicht auf einem (mit der Heimſtätteneigenſchaft) vor⸗ 
belafteten Grundſtück, ſondern auf der unbelafteten Heimſtätte. Kommt 
es darauf an, in welchem Wertteil des Unterpfands ſie ſtehen, ſo 
wird nicht etwa ein Teil des Grundſtückswertes als durch die Heim⸗ 
ſtätteneigenſchaft belegt angeſehen, ſondern der Bruchteil, den die 
Hypothek nach Geſetz, Satzung oder Vertrag beanſpruchen muß, wird 
von dem vollen Wert des Grundſtücks errechnet (§ 5). Ob der Ver⸗ 
kehr den Wert einer Heimſtätte gleich, höher oder niedriger als den 
desſelben Grundſtücks in ungebundenem Eigentum veranſchlagen wird, 
kann erſt die Zukunft lehren. Es kommt auch nicht darauf an. Für 
Mündelgeld, Sparkaſſen, Hypothekenbanken uſw. ſteht die nach der 
Heimſtätteneigenſchaft eingetragene Hypothek ſtets an erſter Stelle 
auf der Heimſtätte und ſie iſt bei einer Beleihungsgrenze von bei⸗ 
ſpielsweiſe drei Fünfteln des Wertes auf einer Heimſtätte von 
100 000 Mark Grundſtückswert bis zu 60 000 Mark mündelſicher. 
Auch bei einer etwaigen Verſchuldungsgrenze bleibt die Heim⸗ 
ſtätteneigenſchaft unberückſichtigt. Alles dies folgt aus dem Grund⸗ 
gedanken der gewählten Ausgeſtaltung ohne weiteres, iſt aber durch 
eine beſondere Vorſchrift ($ 5 Satz 3) ausdrücklich ſichergeſtellt. 
Eine zweite ausdrückliche Vorſchrift (§ 14 Satz 2) ſorgt dafür, daß 
rechtmäßig auf der Heimſtätte eingetragene Rechte nicht zu Schaden 
kommen, wenn der Ausgeber vermöge der zu ſeinen Gunſten als 
Vormerkung wirkenden Eintragung der Heimſtätteneigenſchaft (§ 14 
Satz 1) die Heimſtätte im Wege des Vorkaufsrechts oder des Heim⸗ 
ſollanſpruchs an ſich zieht; die eingetragenen Rechte behalten dann 
ihm gegenüber ihre Wirkung, er erwirbt die Heimſtätte nur mit 
ihren Belaſtungen. 

Die Umwandlung beſtehenden Eigentums in eine Heimſtätte 
vollzieht ſich ebenfalls durch Eintragung dieſer Eigenſchaft, mit der 
zugleich ein Ausgeber und der Bodenwert eingetragen werden muß. 
Zur Eintragung des Ausgebers iſt deſſen Zuſtimmung erforderlich, 
es bedarf alſo auch hier einer — vorhergehenden oder nachfolgen⸗ 
den — Einigung der Beteiligten. Mag dieſe freiwillige Unter⸗ 
werfung unter eine fremde rechtliche Obermacht in etwa an das 
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Verhältnis von Klient und Patron, an die Hingabe und den Wieder⸗ 
empfang des Eigenerbes zu Lehen erinnern, ſo trägt das Bild doch 
neuzeitliche Züge: Die Unterwerfung erfolgt niemals unter eine Einzel⸗ 
perſon und der Grundgedanke der übernommenen Bindung iſt gemein⸗ 
wirtſchaftlich. Beſonders geeignet zur Umwandlung erſcheinen ihrer 
ganzen wirtſchaftlichen Lage nach die Rentengüter. 

4. Von der Eintragung an gelten für die nunmehrige Heimſtätte 
die Sondervorſchriften des neuen Rechts (§ 7). Sein Inhalt beſteht, 
wie bereits hervorgehoben, im weſentlichen in rechtlichen Bindungen, 
um die Landſtelle, die Wohn⸗ oder Wirtſchaftseinheit, dauernd als 
ſolche zu erhalten, Bindungen, die die Beteiligten im Rechtsverkehr 
ſchützen, aber auch beſchränken. 

a) Im Gebrauch und in der tatſächlichen Verfügung 
über die Heimſtätte, fein Eigentum, nebſt ihrem Zubehör (§ 8) iſt 
der Heimſtätter frei. Aber er muß ſie auch gebrauchen und zwar 
muß er ſie ſelbſt, perſönlich, mit ſeiner Familie und er muß ſie ſach⸗ 
und beſtimmungsgemäß gebrauchen. Tut er das nicht, unterläßt er 
es dauernd, die Heimſtätte ſelbſt zu bewohnen oder zu bewirtſchaften, 
oder treibt er grobe Mißwirtſchaft, ſo drohen ihm zwar keine Auf⸗ 
ſichts⸗ oder Zwangsmaßregeln oder gar Strafen, wohl aber der für 
dieſen Fall dem Ausgeber zuſtehende Heimfallanſpruch (§ 12). Der 
Ausgeber, in der Regel alſo die Gemeinde oder ein gemeinnütziges 
Unternehmen, hat alſo nicht als Behörde der Wohnungs- oder Wohl⸗ 
fahrtspolizei, ſondern vermöge ihrer privatrechtlichen Stellung die 
Macht und die Pflicht, für die dauernde Erfüllung des Heimſtätten⸗ 
zwecks im Einzelfalle zu ſorgen. Er kann und muß gewerbsmäßiges 
Vermieten und Verpachten, Schlafgängerweſen, Verwendung von 
Wohnraum zu gewerblichen Zwecken, von Gartenland zu Verkaufs⸗ 
buden und ſonſtigen Mißbrauch hintanhalten und die Heimſtätte 
eintretendenfalls unter Zahlung des geſetzlichen Kaufpreiſes ($ 15) 
zur anderweiten Vergebung (§ 16, § 21 Abſ. 3) an ſich ziehen. Er 
kann und ſoll aber auch in den geeigneten Fällen Milde walten laſſen, 
wenn zum Beiſpiel ein Witwer die Heimſtätte nicht ganz für ſich 
allein ausnutzen, ein Minderjähriger die ererbte Heimſtätte während 
ſeiner Ausbildung nicht ſelbſt bewohnen kann, und in ähnlichen Fällen. 
Aus dem Erfordernis der Selbſtbewirtſchaftung ergibt ſich, daß ein 
Heimſtätter neben ſeiner Heimſtätte zwar noch anderen (freien) Grund⸗ 
beſitz, aber keine zweite Heimſtätte beſitzen kann. Auch Miteigentum 
iſt zwar nicht ausgeſchloſſen, aber tatſächlich auf gewiſſe Fälle be⸗ 
ſchränkt, in denen die Miteigentümer gemeinſame Eigenwirtſchaft 
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treiben, alſo vor allem zum Beiſpiel Eheleute, ferner Miterben, 
Geſchwiſter, unter beſonderen Umſtänden aber auch frei zuſammen⸗ 
tretende Teilhaber, Mitheimſtätter. Juriſtiſche Perſonen haben keine 
Familie, ſie wohnen und wirtſchaften nicht perſönlich, ſie können alſo 
keine Heimſtätte erwerben. 

Allgemein ſei hier bemerkt, daß der Heimfallanſpruch des Aus⸗ 
gebers und alle ſonſtigen Anſprüche aus dem Heimſtättenrecht klag⸗ 
bare Anſprüche des Privatrechts ſind, deren Entſcheidung im Streit⸗ 
falle grundſätzlich von den ordentlichen Gerichten zu erfolgen hat. 
Die oberſte Landesbehörde kann indeſſen ($ 33) die Entſcheidung 
anderen Behörden übertragen und das Verfahren beſonders regeln. 

b) Die Größe der Heimftätte iſt nicht willkürlich, ſondern nach 
den Bedürfniſſen und den Wirtſchaftsmöglichkeiten des Heimſtätters 
(mit Familie) bemeſſen. Die im Einzelfall gewählte Bemeſſung iſt 
naturgemäß weder für den Augenblick, noch für alle Zukunft zwingend. 
Anderungen müſſen daher möglich ſein. Sie berühren aber 
Beſtand und Zweck der Heimſtätte ſowohl, wie den Umfang der 
Rechte des Ausgebers und ſind deshalb von ſeiner Zuſtimmung ab⸗ 
hängig. Dies gilt von der Vergrößerung (§ 10) ebenſo gut, wie 
von der Verkleinerung durch Teilung oder Abveräußerung einzelner 
Grundſtücke oder Grundſtücksteile (§ 9). Die Vergrößerung, bei 
der über das Höchſtmaß der für eine Familie beſtimmten Wirtſchafts⸗ 
einheit nicht hinausgegangen werden darf, vermehrt und erſchwert 
die Pflichten des Ausgebers, feine öffentlich-rechtliche Überwachungs: 
pflicht, wie das Maß ſeiner Zahlungspflicht bei Vorkauf und Heim⸗ 
fall. Die Teilung einer Heimſtätte darf nicht verſagt werden, wenn 
die Teile ſelbſtändige Heimſtätten bilden ſollen, zum Beiſpiel bei 
Abtrennung eines Bauplatzes, der Ausſcheidung einer Gärtnerei aus 
einem landwirtſchaftlichen Anweſen uſw., ebenſo nicht die Abver⸗ 
äußerung eines Trennſtücks, wenn ſie mit den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft vereinbar iſt und den wirtſchaftlichen Beſtand 
der Heimſtätte nicht weſentlich beeinträchtigt oder gefährdet. Der 
Anſpruch auf Zuſtimmung in dieſen Fällen iſt klagbar (ſiehe oben 
zu a). 

c) Die Veräußerung der Heimſtätte ſteht dem Heimſtätter, 
ihrem Eigentümer, grundſätzlich frei. Ihn hierin einzuſchränken und 
ihn auch gegen ſeinen Willen auf der Scholle, der ländlichen oder 
ſtädtiſchen, feſtzuhalten, beſteht keine Notwendigkeit; mit widerwilligen 
Heimſtättern, die ihren Beſitz nicht ſelbſt oder die ihn beſtimmungs⸗ 
widrig gebrauchen würden, ſo daß ſie ſchließlich im Wege des Heim⸗ 
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fallanſpruchs doch ihrer Stelle entſetzt werden müßten, iſt dem Heim⸗ 
ſtättengedanken und dem Gemeinwohl nicht gedient. Gegenſtand der 
Veräußerung iſt ja auch nicht das ungebundene Grundſtück, ſondern 
die Heimſtätte, die ihre einmal begründete Eigenſchaft im Rechts⸗ 
verkehr und damit in der Hand jedes neuen Erwerbers behält. Mit 
dem Erwerb tritt ver neue Heimſtätter in das Gebundenheitsverhältnis 
zu dem eingetragenen Ausgeber ein. Dieſer hat alſo ein erhebliches 
Intereſſe an der Perſon des Erwerbers. Um ungeeignete Erwerber 
fernhalten und überhaupt Veräußerungen, die etwa dem mit einer 
Heimſtättenſiedlung verfolgten allgemeinen Zweck entgegen wären, 
unſchädlich machen zu können, iſt dem Ausgeber ein Vorkaufs-⸗ 
recht eingeräumt (§ 11). Das Vorkaufsrecht iſt Beſtandteil der 
eingetragenen Heimſtätteneigenſchaft und hat Dritten gegenüber, wie 
auch der Heimfallanſpruch, die Wirkung einer Vormerkung zur 
Sicherung des Übereignungsanſpruchs (§ 14). Es wirkt alſo ding⸗ 
lich gegen jedermann und für alle jemals eintretenden Verkaufsfälle, 
nicht bloß einmal für den erſten Fall. Anderſeits belaſtet das Vor⸗ 
kaufsrecht den Heimſtätter weniger als ein Wiederkaufsrecht, das 
der Ausgeber nach ſeinem Belieben ausüben kann, auch wenn der 
Heimſtätter auf ſeiner Stelle bleiben möchte, während das Vorkaufs⸗ 
recht zur Vorausſetzung hat, daß der Heimſtätter ſelbſt verkaufen 
will. Will er zwar verkaufen, aber nur an den ihm genehmen dritten 
Käufer und nicht an den Ausgeber, ſo kann er ſich dies ausbedingen 
und vom Verkauf Abſtand nehmen, wenn der Ausgeber darin ein⸗ 
treten will; der $ 506 BGB., der dies für das allgemeine Recht 
ausſchließt, iſt für das Vorkaufsrecht des Heimſtättengeſetzes aus⸗ 
drücklich nicht für anwendbar erklärt. Im übrigen gelten, was 
Anzeigepflicht, Ausübung, Friſten uſw. anbelangt, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über das Vorkaufsrecht im 
großen und ganzen auch hier. Beſonders geregelt ſind jedoch drei 
Punkte: | j 

Das Vorkaufsrecht des Ausgebers beſteht nicht bei Veräußerungen 
innerhalb der Familie des Heimſtätters einſchließlich des Ehegatten 
18 11 Abſ. 2). Nebenbei bemerkt find dieſe Veräußerungen auch im 
Koſtenpunkte begünſtigt (§ 37). Hier zeigt ſich die bevorzugte Stellung 
der Familie, der gegenüber auch ohne ſtiftungsmäßige Bevorrechtung 
ſogar die Machtſtellung des Ausgebers zurücktritt. Beſonders wirk⸗ 
ſam wird dies bei der Erbteilung. Hinterläßt der Heimſtätter 
mehrere Erben, ſo ſind ſie bis zur Auseinanderſetzung als Mit⸗ 
eigentümer zur geſamten Hand auch Mitheimſtätter und mithin bei 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 5 
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der Zuteilung oder Veräußerung im Familienkreiſe eines jeden von 
ihnen von dem Vorkaufsrechte des Ausgeber unabhängig. 

Das Vorkaufsrecht des Ausgebers beſchränkt ſich anderſeits nicht 
auf die Fälle der freiwilligen entgeltlichen Veräußerung, ſondern 
erſtreckt ſich, wie ſchon das Vorkaufsrecht des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 11. Auguſt 1919 (RGBl. S. 1429; $ 11 daſ.), auf alle Ver⸗ 
äußerungen ſchlechthin, auf die unentgeltlichen und auf die unfrei⸗ 
willigen, im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgenden (§ 11 Abſ. 1 Satz 2). Die Ausdehnung war 
unumgänglich, wenn der Ausgeber ſeine Heimſtättenſiedlung auf die 
Dauer wirkſam und zielſicher in der Hand behalten ſoll. 

Endlich, und hier liegt einer der weſentlichſten Punkte des 
ganzen Heimſtättenrechts, iſt bei der Ausübung des Vorkaufsrechts 
nicht der Kaufpreis maßgebend, den der Heimſtätter mit dem Er⸗ 
werber in dem Vertrage vereinbart, der zur Ausübung des Rechts 
führt. Vielmehr greift hier das Geſetz ein und beſtimmt (§ 15), 
daß der Ausgeber bei Ausübung des Vorkaufsrechts (wie übrigens 
auch des Heimfallanſpruchs) als Kaufpreis höchſtens den Betrag zu 
zahlen hat, der ſich bei Zugrundelegung des für den Boden bei 
Einrichtung (oder Vergrößerung) der Heimſtätte feſtgeſetzten und 
im Grundbuch eingetragenen Betrages unter Hinzurechnung des noch- 
vorhandenen Wertes etwaiger Baulichkeiten und Verbeſſerungen er⸗ 
gibt; ſoweit der Wert des Bodens ſich verringert hat, iſt der niedrigere 
Betrag einzuſetzen. Damit ſind Spekulation und Preistreiberei in 
Heimſtätten ausgeſchloſſen. Welchen Preis der Heimſtätter ſich auch. 
von einem Kaufluſtigen ausbedingen mag: legt der vorkaufsberechtigte 
Ausgeber ſeine Hand darauf — und das kann er in jedem Fall —, 
ſo beſchränkt ſich der Preis unter allen Umſtänden auf den ein für 
allemal feſtgeſetzten und niemals ſteigenden, unter Umſtänden jedoch 
ſinkenden Bodenwert und den vorhandenen Bau⸗ und Beſſerungs⸗ 
wert. In der Anrechnung der Verbeſſerungen, zu denen auch land⸗ 
wirtſchaftliche, durch kunſtgerechte und pflegliche Bebauung bewirkte 
Wertſteigerungen gehören, liegt ein Antrieb zu ſachgemäßer Boden⸗ 
bewirtſchaftung und ſogar eine Ausſicht auf beſcheidenen Gewinn. 
Um zu Kapitalanlage und Handelsgewinn in Heimſtätten anzulocken, 
reicht er nicht aus, und das iſt beabſichtigt. Die Heimſtätte ſoll dem 
Heimſtätter und den Seinigen ein ſicheres Daſein verbürgen, das⸗ 
ſelbe aber auch ſeinem Nachfolger, wenn ein Inhaber abzieht. Der 
Erwerber darf daher nicht mit höheren Anlagekoſten belaſtet werden, 
als fie durch rein fachliche und von den Schwankungen des Grundſtücks⸗ 
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marktes unabhängige Umſtände geboten ſind. Auch innerhalb der 
Familie und bei Erbteilungen kann der Preis einer Heimſtätte nicht 
höher ſteigen; greift hier das Vorkaufsrecht auch nicht unmittelbar ein, 
ſo weiß doch jeder Übernehmer, daß er bei etwaigem Verkauf nicht 
mehr als einen feſtſtehenden Erlös erzielen wird, und damit begrenzt 
ſich auch der Anrechnungspreis bei Übernahmen ohne weiteres. Von 
beſonderer Tragweite iſt die Feſtlegung des Bodenwertes bei der 
Umwandlung freien Eigentums in eine Heimſtätte. Bei ihr begibt 
ſich der Eigentümer der Möglichkeit, die wechſelnde Geſchäftslage aus⸗ 
zunutzen und etwaige Marktgewinne zu machen, und überläßt einem 
Dritten, dem von ihm erwählten Ausgeber, mit der rechtlichen Vor⸗ 
macht unter Umſtänden auch einen greifbaren und in Geld aus⸗ 
zudrückenden Vermögenswert. Auf die Geneigtheit freier Eigen⸗ 
tümer, Heimſtätter zu werden, wird dies nicht ohne Einfluß bleiben. 
Welche Wirkungen im übrigen die in der Nationalverſammlung 
lebhaft begrüßte Vorſchrift auf die Entwicklung des Heimſtätten⸗ 
weſens und weiterwirkend auf die Preisbewegung der Grundſtücke 
überhaupt haben wird, iſt noch gar nicht abzuſehen. Viel kann 
davon abhängen, wer die Ausgabe von Heimſtätten großzügig in 
die Hand nimmt, die Länder, die Gemeinden oder ſelbſtändige ge⸗ 
meinnützige Unternehmungen, oder aber das Reich ſelbſt. Zu be⸗ 
achten bleibt, daß die oberſte Landesbehörde, alſo im Verwaltungs⸗ 
wege, nicht etwa durch Geſetz, ein Vorkaufsrecht für einen anderen, 
als den Ausgeber begründen kann ($ 22 Abf. 2), der allerdings die 
Ausgabefähigkeit beſitzen muß. Die im § 15 liegende Handhabe zu 
einer planmäßigen Bodenpreispolitik kann daher ohne Rückſicht auf 
die ausgebenden Stellen in eine Hand gelegt und dort vereinigt 
werden. Ausgenommen ſind nur die etwa vom Reiche ſelbſt aus⸗ 
gegebenen Heimſtätten. 

d) Konnte die Veräußerung der Heimſtätten grundſätzlich frei⸗ 
gegeben werden, ſo gilt nicht das gleiche für die Belaſtung. So wenig 
die Heimſtätte Handelsware werden und zum Geldgewinn durch Umſatz⸗ 
geſchäfte führen ſoll, ebenſowenig darf ihr Geld⸗(Verkaufs⸗) Wert 
unbegrenzt verſelbſtändigt und ohne Rückſicht auf das Schickſal der 
Wertunterlage als bewegliches Vermögen beliebig verbraucht werden. 
Das bei der Veräußerung gegebene Gegengewicht des Vorkaufs⸗ 
rechts paßt hier nicht, und ein entſprechendes Mittel ſteht nicht zur 
Verfügung; der Heimfallanſpruch wegen Mißbrauchs wäre unter 
Umſtänden anwendbar, reicht aber nicht aus. Das Geſetz verlangt 
deshalb grundſätzlich die Zuſtimmung des Ausgebers zu jeder Be⸗ 
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laſtung der Heimſtätte ($ 17 Abſ. 1). Zu jeder Belaſtung, auch 
zu der mit Dienſtbarkeiten jeder Art und ſonſtigen in Abt. II des 
Grundbuches einzutragenden Rechten. Für die Belaſtung mit Hypo⸗ 
theken, Grund⸗ und Rentenſchulden kann nach näherer Beſtimmung 
der oberſten Landesbehörde eine Verſchuldungsgrenze eingetragen 
werden ($ 18). Zu Belaſtungen innerhalb der eingetragenen Ver⸗ 
ſchuldungsgrenze iſt dann eine beſondere Zuſtimmung des Ausgebers 
nicht mehr erforderlich. Der Erhaltung der Heimſtätte als ſolcher 
aber auch der wirtſchaftlichen Stärkung und Hebung des Heimſtätters 
dient ſodann der weitere Grundſatz, daß Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden (Reſtpreiſe aus Kauf oder Übernahme nicht minder als 
Darlehen) regelmäßig nur in der Form von unkündbaren Tilgungs⸗ 
darlehen eingetragen werden dürfen ($ 17 Abſ. 2). Die hierdurch 
erſtrebte fortſchreitende Entſchuldung wird in ihrem Ergebniſſe dadurch 
tatſächlich gewährleiſtet und rechtlich ſichergeſtellt, daß für die einmal 
abgetragenen Tilgungsbeträge mit der perſönlichen auch die dingliche 
Schuld erliſcht. Der entgegengeſetzte Grundſatz des Bürgerlichen 
Geſetzbuches (§ 1163), daß trotz der Tilgung die Belaſtung des 
Grundſtücks in der Form der Eigentümergrundſchuld beſtehen bleibt, 
iſt zugunſten der Heimſtätten ausdrücklich aufgehoben. Mit jeder 
auf das Kapital geleiſteten Tilgungszahlung wird das Grundbuch 
inſoweit unrichtig und muß auf Nachweis und Antrag berichtigt 
werden. ö 

Ganz ohne Belaſtungen werden die wenigſten Heimſtätter aus⸗ 
kommen. Auch eine ſicher in ſich gefeſtete und ordnungsmäßig ge⸗ 
führte Wirtſchaft kann fremden Geldes nicht immer entbehren und 
muß dann hierfür oder für andere eigene Leiſtungspflichten dingliche 
Sicherheit ſtellen. In den gegebenen Grenzen iſt die Ausnützung 
ſeines Eigentums für dieſe Zwecke das gute, auch wirtſchaftlich un⸗ 
anfechtbare und mit dem Grundgedanken des Heimſtättenweſens — 
Pflege des Gemeinwohles durch Förderung der Einzelwirtſchaft — 
im Einklang ſtehende Recht des Heimſtätters. Er darf hier nicht 
mehr beengt werden, als unbedingt notwendig, und darf deshalb 
nicht auf den guten Willen und das verſtändige Ermeſſen des 
immerhin auch von anderen Intereſſen geleiteten Ausgebers allein 
angewieſen fein. In den Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
hat deshalb der Heimſtätter einen Rechtsanſpruch — vgl. oben S. 64 — 
auf die Zuſtimmung zur Eintragung einmal eines Nießbrauches, 
einer Grunddienſtbarkeit, einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
und einer Reallaſt (mit anderen Worten, der verſchiedenen mög: 
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lichen Leiſtungen eines Altenteils), ſodann aber auch zur Aufnahme 
einer Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld, wenn ſie zu Zwecken der 
Heimſtätte erfolgen ſoll. Als ſolche werden nur anerkannt (§ 17 
Abſ. 4): Tilgung der Erwerbs⸗, Herſtellungs⸗ und Einrichtungs⸗ 
koſten, Verwendungen zur Verbeſſerung der Heimſtätte und die Ab⸗ 
findung von Miterben. Für dieſe Zwecke hat der Heimſtätter den 
Anſpruch auf Zuſtimmung zur Belaſtung — immer in den Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft — ſogar über die eingetragene 
Verſchuldungsgrenze hinaus; nur bedarf die Eintragung in dieſem 
letzteren Falle außer der Zuſtimmung des Ausgebers auch noch der 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde (§ 18 Abſ. 2). Einer be: 
hördlichen Genehmigung bedarf ſodann die unter Umſtänden nicht 
zu vermeidende Aufnahme von Hypotheken oder Grundſchulden, die 
nicht durch planmäßige Abtragung getilgt werden (§ 17 Abſ. 2). 
Für die Durchbrechung ſo wichtiger Grundſätze der ganzen Ein⸗ 
richtung iſt, wenn ſie ſchon dem wirtſchaftlichen Zwange im Einzel⸗ 
falle zugeſtanden werden muß, die Mitwirkung der den öffentlichen 
Geſamtzweck wahrenden Aufſichtsbehörde unerläßlich. 

e) Hindert das Sonderrecht den Heimſtätter ſelbſt, den Geldwert 
ſeines Eigentums reſtlos und ganz nach Belieben auszunutzen, ſo 
darf erſt recht kein außenſtehender Fremder dieſe Befugnis haben. 
Entſchloſſen zieht das Geſetz dieſe Folgerung und verbietet die 
Zwangsvollſtreckung in eine Heimſtätte wegen einer perſön⸗ 
lichen Schuld des Heimſtätters ſchlechthin (§ 20). Jede Art der 
Zwangsvollſtreckung iſt ausgeſchloſſen, nicht nur die Zwangs⸗ 
verfteigerung (wegen des Zubehörs vgl. auch noch § 865 ZPO.), 
ſondern auch die mit Weſen und Zweck einer Heimſtätte nicht ver⸗ 
einbare Zwangsverwaltung und nicht minder die Eintragung einer 
Sicherungshypothek. So bringt das Heimſtättenrecht eine groß⸗ 
zügige Erweiterung des vollſtreckungsfreien Notbedarfs. Wie bisher 
ſchon nicht das Bett unter dem Leibe darf dem Schuldner hinfort 
auch nicht das Dach über dem Kopfe weggepfändet werden, un⸗ 
verletzlich für das Schuldrecht wird neben dem Pfluge auf dem 
Acker auch der Acker unter dem Pfluge, das vornehmſte natürliche 
Arbeitsmittel neben dem künſtlich geſchaffenen Arbeitsgerät, außer 
Nahrung und Kleidung werden Wohnung und Arbeitsſtätte als 
unangreifbare Grundrechte des menſchlichen Daſeins anerkannt (die 
Arbeitsſtätte leider in Verkennung der Gleichberechtigung aller nutz⸗ 
bringenden Tätigkeit nicht allgemein; ſ. darüber S. 56 f.). 

Die Ausnahmen, die auch hier den Notwendigkeiten des 05 
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ſchaftslebens zugeſtanden werden mußten, erweiſen ſich bei genauer 
Betrachtung als nicht ſehr einſchneidend. Freigegeben werden mußte 
naturgemäß die Vollſtreckung für die dinglichen Schulden. Bei der 
erörterten Beſchränkung der Belaſtungen iſt namentlich angeſichts 
der entſchuldenden Wirkung der Form der Tilgungshypothek das 
Vertrauen wohl nicht zu kühn, daß die Zahl dieſer Vollſtreckungen 
beſcheiden bleiben werde. Sodann ließ ſich der Beitreibung öffent⸗ 
licher Abgaben das beanſpruchte Vorrecht nicht verſagen; der Schutz 
im Endintereſſe des Gemeinwohls kommt nur dem Heimſtätter zu, 
der ſeinen öffentlichen Pflichten auch ſelbſt nachkommt. Die Aus⸗ 
nahme iſt indeſſen mehr formeller Natur: Die Reichsabgabenordnung 
vom 13. Dezember 1919 (RGBl. S. 1993) hat im § 345 den 
Grundſatz des bisherigen Reichs⸗ und Landesſteuerrechts dahin 
übernommen, daß die Beitreibung zu einer Zwangsverſteigerung 
einer Kleinſiedlung in der Regel nicht führt. Endlich mußte noch 
eine Übergangsvorſchrift für die perſönlichen Schulden getroffen 
werden, die der Heimſtätter beim Antritt ſeiner Heimſtätte mitbringt. 
Ein Jahr lang kann der Gläubiger dieſe Forderungen als Sicherungs- 
hypothek auf die Heimſtätte eintragen laſſen, ohne daß er dazu einer 
Zuſtimmung des Ausgebers bedarf, indeſſen nicht über eine ein⸗ 
getragene Verſchuldungsgrenze hinaus (§ 20 Abſ. 2). Nach der 
Eintragung hat der Heimſtätter fünf Jahre Zeit, um die Schuld 
abzutragen. Hat er in dieſen fünf Jahren die Tilgung der Schuld 
nicht bewirkt, ob aus Unvermögen oder böſem Willen, ſo kann dann 
die Zwangsverſteigerung beantragt werden. Die Schonzeit ſoll be⸗ 
drängten Schuldnern die Gelegenheit geben, ſich herauszuarbeiten, 
nicht aber untaugliche Wirtſchafter dauernd eine auf Koſten ihrer 
Gläubiger erſchlichene Selbſtändigkeit vortäuſchen laſſen. Eigen⸗ 
tümern in mißlichen Verhältniſſen kann die Übergangsvorſchrift die 
Möglichkeit einer ruhigen Abwicklung ihrer Verbindlichkeiten durch 
Umwandlung ihres Beſitzes in eine Heimſtätte bieten, die den Nachteil 
einer Bindung an einen Ausgeber wohl aufzuwiegen vermag. 
Gerade gegenüber dem Verbot der Zwangsvollſtreckung wird 
beſonders gern und laut auf gewiſſe einzel⸗ und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Gefahren verwieſen. Die durch das Verbot, aber auch durch die 
ſonſtigen Beſchränkungen namentlich der Preisbildung und der Be⸗ 
laſtung hervorgerufene weitgehende Unterbindung der geldlichen Aus⸗ 
nützung müſſe für den Kredit des Heimſtätters und damit für ſeine 
wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit und Entwicklungsmöglichkeit von 
ernſtlichem Nachteil ſein. Nun, auf einer blühenden und geſicherten 
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Heimſtätte gedeiht auch der Heimſtätter. Dann wird ihm aber, wenn 
er ihn für berechtigte Zwecke in Anſpruch nimmt, auch der perſön⸗ 
liche Kredit nicht verſagt bleiben. Die Schaffung von Heimſtätten 
ſieht eins ihrer wirtſchaftlichen Ziele eben darin, daß ſie ſich gegen 
die Überfpannung des Grundkredits wendet, gegen die übertriebene 
Ausmünzung des Wertes, die die liegenden Werte wider ihre Natur 
bis zum letzten Krümchen flüſſig macht und ſie hineinzieht in den 
ununterbrochenen Umlauf der beweglichen Güter. Die Bindung 
des Heimſtättenrechts trägt, wie immer wiederholt ſei, gemeinwirt⸗ 
ſchaftliche Züge. Für die Gemeinwirtſchaft ſchätzt das Geſetz die 
Bedenken höher ein, die ſich daraus ergeben, daß derſelbe Acker 
gleichzeitig in Natur zur. landwirtſchaftlichen Nutzung und daneben 
bis zur vollen Höhe des Wertes und vermöge Überſchätzung und 
Preistreiberei noch darüber hinaus zur geldwirtſchaftlichen Aus⸗ 
beutung dienen ſoll. Für den Eigentümer mag das unter Umſtänden 
vorteilhaft ſein, unter Umſtänden aber auch nur zeitweilig und 
möglicherweiſe für recht kurze Zeit. Als Heimſtätter iſt der Eigen⸗ 
tümer aber nicht ſchrankenloſer Ausbeuter, ſondern verantwortlicher 
Verwalter ſeines Eigentums. Der erwünſchte Regelzuſtand muß es 
ſein, daß die privatwirtſchaftlichen Intereſſen des Eigentümers und 
die gemeinwirtſchaftlichen der Geſamtheit an der Heimſtätte zuſammen⸗ 
fallen; tun fie dies ausnahmsweiſe nicht, jo geht das gemeinwirtſchaft⸗ 
liche vor, denn: Eigentum verpflichtet. 

1) Die Klippe, an der die Erhaltung eines Anweſens als lebens⸗ | 
fähiger Wirtſchaftseinheit, aber auch die der Leiſtungsfähigkeit des 
bernehmers leicht ſcheitern kann, iſt der Erbfall. Mehr noch 
als in anderen Punkten zeigt ſich hier, wie ſich das Reichsgeſetz auf 
die Aufſtellung von Grundſätzen und Richtlinien beſchränkt. Die 
Heimſtätte muß als ſolche zuſammengeſchloſſen bleiben. Das Reichs⸗ 
geſetz verbietet deshalb zwar nicht die Vererbung auf mehrere Mit⸗ 
erben, wohl aber die Teilung der Heimſtätte unter die mehreren 
Miterben in Natur ($ 19), ſoweit nicht die Teilung nach den hier⸗ 
für gegebenen Vorſchriften ohnehin zuläſſig iſt (§S 9; vgl. oben unter b). 
Dieſe Beſtimmung iſt zwingenden Rechtes. Die Auseinanderſetzung 
kann daher nur durch Veräußerung der Heimſtätte, ſei es im Kreiſe 
der Miterben oder an einen Dritten, und Teilung des Erlöſes er⸗ 
folgen. Anordnungen des Erblaſſers über Erbfolge und Erbteilung 
find, ſoweit tunlich, bei der Verteilung des (für die Teilung ver: 
anſchlagten oder durch Veräußerung erzielten) Wertes der Heimſtätte 
zu berückſichtigen. Im übrigen gelten ſie als nicht getroffen. Daß 
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Miterben unter Umſtänden Mitheimſtätter bleiben’ können, iſt bereits 
erwähnt. Heimſtättenwidriges Verhalten der Erben, aber auch des 
Alleinerben, wie Brachlegen oder dauerndes Vermieten, begründet 
den Heimfallanſpruch des Ausgebers ($ 12). 

Viel weiter gehen kann in der erbrechtlichen Bindung des Heim⸗ 
ſtätters das Landesrecht. Die nach dem Einführungsgeſetze zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch in dieſer Beziehung beſtehenden Schranken 
find hinweggeräumt (§ 24) und die Länder haben völlig freie Hand, 
ein Anerbenrecht, Höferecht, Erſt⸗ oder Letztgeburtsrecht, oder wie 
man es nennen und geſtalten will, einzuführen. Sie dürfen zu dem 
Ende auch die Verfügungsfreiheit des Heimſtätters beſchränken. Es 
ſteht alſo nichts im Wege, etwa ein eingeführtes und bewährtes 
Anerbenrecht auf die Heimſtätten zu übertragen und auszubauen. 

g) Beſtimmung eines dem Heimſtättenzwecke einmal gewidmeten 
Wohnhauſes oder Anweſens iſt es, dieſem Zwecke dauernd zu dienen. 
Die gemeinwirtſchaftliche Zweckbeſtimmung darf, einmal wirkſam ge⸗ 
worden, nicht durch einfache Parteien vereinbarung wieder aufgehoben 
werden, die Vorzugsſtellung als Heimſtätte wird nicht auf Zeit ver⸗ 
liehen. Auch der Ausgeber ſoll mit frei werdendem oder gar eigens 
dazu frei zu machendem Heimſtättenland keine Bodenſpekulation treiben. 
Die Heimſtätteneigenſchaft bindet auch ihn. £ 

Die Aufhebung der Eigenſchaft als Heimftätte, die der grund⸗ 
buchrechtlichen Ausgeſtaltung der ganzen Einrichtung entſprechend 
durch Löſchung im Grundbuche erfolgt ($ 875 BGB.), iſt daher an 
die Zuſtimmung der oberſten Landesbehörde gebunden ($ 21). Mehr 
als 0 Der Ausgeber muß eine Heimſtätte, die er durch Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts oder des Heimfallanſpruchs zurückerworben 
hat und die dadurch die Rechtsnatur einer Heimſtätte noch nicht 
verliert, wiederum als ſolche ausgeben. Beantragt der Ausgeber 
die Zuſtimmung zur Löſchung der Heimſtätteneigenſchaft oder gibt 
er eine an ihn zurückgefallene Heimſtätte nicht binnen Jahresfriſt 
wieder aus, ſo kann das Land, äußerſtenfalls das Reich die Heim⸗ 
ſtätte an ſich ziehen und ſelbſt die Wiederausgabe übernehmen; es 
kann dabei, um Weiterungen zu erſparen, die Übertragung unmittelbar 
von dem abziehenden Heimſtätter (oder dem bereits wieder ein⸗ 
getragenen Ausgeber) auf den von ihm eingewieſenen neuen Er⸗ 
werber bewirken laſſen. Die Notwendigkeit obrigkeitlicher Genehmigung 
zur Rückumwandlung einer Heimſtätte in freies Eigentum, das Recht 
eigenen Zugriffs auf unbeſetzte oder aus der Bindung herausſtrebende 
Heimſtätten und das landesrechtlich zuläſſige Vorkaufsrecht eines 


705] Das Reichsheimſtättengeſetz 73 


anderen als des Ausgebers (ſ. oben unter c) find die ſtarken Mittel der 
Staatsgewalt, das Heimſtättenweſen über vorübergehende Schwierig⸗ 
keiten und Schwankungen der örtlichen Stellen hinweg durchzuhalten. 
Eine Pflicht der Ausgeber, Heimſtätten auf Verlangen des Heim⸗ 
ſtätters wieder zurückzunehmen, beſteht reichsrechtlich nicht, ſie kann 
aber durch Landesgeſetz eingeführt werden ($ 23). 

h) Die Summe der erörterten Vorrechte, Befugniſſe und Be⸗ 
ſchränkungen des Heimſtätters, des Ausgebers und der öffentlichen 
Gewalten bildet den Inhalt des Heimſtättenrechts, der durch die 
Eintragung im Grundbuche in ſeinem vollen dargelegten Umfang 
für die einzelne Heimſtätte in' Geltung tritt. Alle die öffentlichen, 
privatrechtlichen und wirtſchaftlichen Einzelwirkungen ſind Außerungen 
der einen einheitlichen Rechtseigenſchaft des nn Grundſtücks 
als Heimſtätte. 

Beſondere Anpaſſungs⸗ und W ſind für 
das Erbbaurecht als Heimſtätte, für die unter Anwendung des 
Siedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 zu ſchaffenden Heimſtätten 
und für die kraft Landesgeſetzes bereits beſtehenden Heimſtätten ge⸗ 
troffen (85 26, 34, 35). Einzelheiten würden hier zu weit führen. 

Heimſtätten, die den Vorſchriften des Geſetzes vom 10. Mai 1920 
entſprechen, heißen Reichsheimſtätten. Nur ſolche dürfen dieſen 
Namen führen ($ 38). Dies iſt die zweite Beſtimmung, die der 
Ausſchuß der Nationalverſammlung dem Regierungsentwurfe hinzu⸗ 
gefügt hat. 


IV 


Die dritte Ergänzung, die erſt die Nationalverſammlung ſelbſt 
in der zweiten Leſung, allerdings wohl auf Grund der Ausſchuß⸗ 
beratungen und daran anſchließender weiterer Verhandlungen zwiſchen 
den Parteien vorgenommen hat, iſt die Einſchaltung des § 28 Abſ. 2. 
Aufgabe des Geſetzes war es nur, wie bereits betont, die fehlende 
Rechtsform zu ſchaffen, die Sorge um die Bereitſtellung der Mittel 
war nicht ſeines Amtes. Der Entwurf enthielt daher keine be⸗ 
ſonderen Vorſchriften über die Enteignung von Land zur Heim⸗ 
ſtättenſiedlung. Das Bedürfnis hierfür iſt auch nicht eben groß. 
Das Reichsſiedlungsgeſetz und — für abſehbare Zeit wenigſtens — 
die Verordnung zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 
9. Dezember 1919 (RGBl. S. 1968) bieten auch für Heimſtätten⸗ 
zwecke kräftige, wohlgeeignete Handhaben. Um jeden Zweifel aus⸗ 
zuräumen, ſind dieſe Geſetze durch § 28 des Heimſtättengeſetzes deſſen 


74 Ernſt Dronke 706 


Aufgaben noch ausdrücklich dienſtbar gemacht. Hier iſt nun noch 
folgender Zuſatz beſchloſſen worden: 

Die Enteignung hat gegen angemeſſene Entſchädigung zu er⸗ 
folgen; eine durch Rückgang der Bautätigkeit, Anderung von Be⸗ 
bauungsplänen, Erſchwerung oder Verteuerung der Verkehrsmittel 
oder ähnliche Umſtände verurſachte Wertminderung iſt bei der 
Feſtſetzung der Entſchädigung zu berückſichtigen. Wertſteigerungen, 
die auf außerordentliche Verhältniſſe des Krieges und der darauf⸗ 
folgenden Zeit zurückzuführen ſind, bleiben außer Betracht. 

Über die Auslegung dieſer Vorſchrift, die, ſoweit ſie einen 
ſelbſtändigen Inhalt hat, die Handhabung der Enteignungsvorſchriften 
des Siedlungsgeſetzes und der Baulandverordnung noch verwickelt, 
ohne daß man daran gedacht hat, die Entſcheidung der Streitig⸗ 
keiten der hierdurch geſchaffenen beſonderen Heimſtättenenteignung 
wenigſtens gleichfalls den ſonſt für Heimſtättenſachen zugelaſſenen 
beſonderen Behörden (§ 33) zugänglich zu machen, hat der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter vor ihrer Annahme noch eine erläuternde Erklärung 
wiederholt, die bereits im Ausſchuß abgegeben war (Sten. Bericht 
S. 5613 C). In der Vorſchrift drückt ſich neben der nur zu be⸗ 
rechtigten Abwehr jeder Art von Kriegsgewinn und Bodenwucher 
und dem nicht vereinzelt daſtehenden Beſtreben des Geſetzgebers, 
auf die Ausführung ſeiner Verordnungen wenigſtens noch durch 
Weiſungen und maßgebende Auslegungen Einfluß zu nehmen, vor 
allem der Wunſch aus, für die Heimſtätten möglichſt günſtige wirt⸗ 
ſchaftliche Bedingungen zu ſchaffen. Verfaſſungsrechtliche und ge⸗ 
ſetzestechniſche Bedenken drangen demgegenüber nicht durch. Die 
Tragweite der Vorſchrift muß abgewartet werden. 


V 


Tragweite und Bewährung liegen aber für das ganze Geſetz 
in der Zukunft. Weitreichende Möglichkeiten ſind vor allem den 
Ländern eröffnet, die zudem ſowohl noch geſetzliche Vorſchriften zu 
einer weitergehenden Förderung der Schaffung von Heimſtätten 
erlaſſen können (§ 29), als auch im Verwaltungswege ergänzende 
Vorſchriften treffen dürfen, insbeſondere über den Inhalt des Heim⸗ 
ſtättenvertrags und über das Verfahren bei der Ausgabe und der 
Eintragung der Heimſtätten (§ 30). Mehr als auf die Vorſchriften 
kommt es jedoch auf ihre Handhabung an. Nur durch die lebendige 
Tat, durch verſtändnisvolle, pflichttreue und zweckbewußte Arbeit 
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kann das Ziel der Heimſtättenbewegung, die Schaffung eines ge⸗ 
ſunden, zufriedenen und blühenden ſeßhaften Bürger⸗ und Bauern⸗ 
ſtandes auf eigener Scholle erreicht werden. Dies Gefühl hat auch 
die Nationalverſammlung beherrſcht und ſie hat ihm in der Ent⸗ 
ſchließung Ausdruck gegeben, mit der ſie die Verabſchiedung des 
Geſetzes begleitet hat. Die Entſchließung lautet dahin, die Reichs⸗ 
regierung zu erſuchen: 

1. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf zur Bekämpfung der 
Bodenſpekulation und zur ſozialen Ausgeſtaltung des Enteignungs⸗ 
rechts, insbeſondere auch in der Richtung vorzulegen, daß die 
Errichtung von Wohn: und Wirtſchaftsheimſtätten durch Be: 
ſchaffung billigen Bodens erleichtert wird; 

2. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die 
Zuſtändigkeiten des Reichs auf den Gebieten des Siedlungs⸗ und 
Wohnungsweſens erweitert; 

3. zur zuſammenfaſſenden Behandlung der Wohnungs-, 
Siedlungs⸗ und Heimſtättenfragen die beſtehende Zentralſtelle 
auszubauen mit dem Ziele der baldigen Fortbildung zu einem 
Reichsheimſtättenamt; 

4. im Siedlungs⸗ und Heimſtättenweſen ſowie bei der 
Wohnungsbeſchaffung das Intereſſe der aus ihrer Heimat ver⸗ 
triebenen Elſaß⸗Lothringer, Oſtſiedler, Deutſchbalten und anderer 
Vertriebenen durch Einwirkung auf die Landesregierungen und 
die Gemeinden nachdrücklichſt wahrzunehmen. 

Allerdings enthält die Entſchließung noch mehr als bloß den 
Aufruf zu alsbaldigem tatkräftigem Vorgehen. Auf ihre fort⸗ 
ſchreitenden Zielſetzungen und Ausblicke einzugehen, iſt hier nicht 
der Ort. Nur auf einen Punkt ſei noch kurz hingewieſen, auf die 
Stellung des Reiches zum Heimſtättenweſen. Es hat die Ausgabe⸗ 
befugnis und das Recht, erledigte und ſonſt nicht wieder verwendete 
Heimſtätten an ſich zu ziehen. An den von ihm ausgegebenen 
Heimſtätten beſteht das Recht der Inanſpruchnahme durch das Land 
nicht und kann auch kein Vorkaufsrecht eines anderen begründet 
werden. Außerdem iſt der Reichsregierung die Befugnis zum Erlaß 
von Ausführungsvorſchriften übertragen, die der Zuſtimmung des 
Reichsrats bedürfen (§ 31). Die rechtlichen Vorbedingungen für 
ein eigenes Vorgehen des Reiches ſind alſo gegeben, die Bahn iſt 
auch hierfür frei. Ob darüber hinaus das Reich oberſte Inſtanz 
für die Verwaltung des ganzen Heimſtättenweſens, auch der Länder, 
Gemeinden und gemeinnützigen Unternehmungen, werden ſoll, wie 
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es der Entſchließung — in Abweichung von den Grundſätzen des 
Entwurfs — vorſchwebt, ob es nach der geltenden Reichs verfaſſung 
dazu berufen und ob es dazu geeignet iſt (oder werden 850 bleibe 
dahingeſtellt. Wichtiger iſt, daß irgendwo und bald ein Anfang 
gemacht wird mit der Heimſtättenſiedlung und daß ſie willige, 
treue und ausdauernde Heimſtätter findet. Mit ihnen, die das 
Geſetz nicht ſchaffen kann, ſteht und fällt der ganze Heimſtätten⸗ 
gedanke. Erfüllt ſich dieſer Wunſch der Staatsmänner und Volks⸗ 
wirte, dieſe Hoffnung der Mitarbeiter am Entwurf, dies feſte Ver⸗ 
trauen der begeiſterten Vorkämpfer des Gedankens, ſo iſt ein un⸗ 
vergleichlicher Schritt zur Geſundung des deutſchen Volkes und 
Vaterlandes geſchehen. Dieſem Schritt den Weg des Rechts zu 
bereiten und zu ebnen war die beſcheidene und doch erhebende 
Aufgabe des Entwurfs. 


— — — a ne 
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Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 
(Schluß) 


N Von Dr. Oskar Engländer 
Privatdozent an der deutſchen Univerfität Prag 


Inhaltsverzeichnis: IV. Der Satz von der Gleichförmigkeit von 
Preis und Nutzen. Pſychologiſche Beſonderheit des Rangverhältniſſes 
von Werten. Ammon. Art der Feſtſtellung des Rangverhältniſſes der Grenz⸗ 
nutzen. Das feſtgeſtellte Verhältnis ein anderes als das Verhältnis der 
Preiſe. Nichtvermehrung aller angeſchafften Güterarten bei Vermehrung des 
Einkommens. Gleiches Ergebnis, wenn von der Geldeinheit ausgegangen wird. 
Der Satz von der Gleichheit abgewogener Grenznutzen. Widerſpruch gegen⸗ 
über der Erfahrung. Die Begründung des Satzes nicht richtig. Sie ſetzt 
Kontinuität der Bedürfnisbefriedigungen voraus. In dieſem Falle wäre 
das Preis verhältnis gleich dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältnis. 
Der Satz von dem Ausgleiche der abgewogenen Grenznutzen gibt nur gewiſſe 
Grenzen der Preisbildung. S. 77—92. — V. Abſchließende Be⸗ 
merkungen. Benthamſches und Goſſenſches Geſetz. Englis. Vorziehen 
beruht nicht auf Intenſitätsunterſchieden des Begehrens. Keine Intenſitäts⸗ 
einheiten. Eßlen. Ausgleich der Erträge in der Erwerbswirtſchaft. Lehre 
vom Verſchwinden des Vorteils am Tauſchmarginal. Ausgleich der Erträge 
und innerhalb der Erwerbsgattungen. Schluß S. 92 — 107. 


— 


IV 


Es ift zu unterſuchen, inwiefern die Behauptung richtig ift, 
daß ſich die Preiſe der Güterarten zueinander ebenſo verhalten wie 
die Grenznutzen der hinſichtlich dieſer Güterarten von allen oder be⸗ 
ſtimmten Wirtſchaftern erworbenen Mengen. Zu dieſem Zwecke iſt 
die Behauptung zunächſt an den Tatſachen der täglichen Erfahrung 
zu überprüfen. Es iſt feſtzuſtellen, ob die tägliche Erfahrung die 
behauptete Gleichförmigkeit von Preis und Grenznutzen tatſächlich 
beſtätigt. 

Unterziehen wir uns nun dieſer Aufgabe, ſo ergibt ſich ſogleich, 
daß die tägliche Erfahrung die behauptete Gleichförmigkeit von Preis 
und Grenznutzen nicht erweiſt. Die tägliche Erfahrung zeigt uns, daß 
das Verhältnis der Grenznutzen der von irgendeiner Wirtſchaft für 
den eigenen Gebrauch in beſtimmter Menge erworbenen Güterarten in 
keiner Weiſe dem Verhältniſſe der Preiſe dieſer Güterarten gleichkommt. 
In dieſer Beziehung könnte man zunächſt darauf hinweiſen, daß die 
beiden Verhältniſſe ſchon deshalb nicht gleich ſein könnten, weil das eine 
Verhältnis, das Preisverhältnis, ein rein zahlenmäßiges Verhältnis 
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fei, während ſich das andere Verhältnis, das der Grenznutzen, als 
Verhältnis pſychiſcher Wertungen gar nicht in Zahlen ausdrücken 
laſſe. Das Verhältnis des Wertes des Genuſſes eines letzten Kilo⸗ 
gramms Brot zu dem Werte des Genuſſes eines letzten Kilogramms 
Fleiſch laſſe ſich zahlenmäßig gar nicht ausdrücken, ſo daß die Be⸗ 
hauptung, dieſes Verhältnis ſei gleich dem zahlenmäßigen Verhältnis 
des Preiſes dieſer Güterarten, von vornherein unbeweisbar ſei. Von 
dieſem Einwande wollen wir vorläufig abſehen, dagegen folgendes 
anführen. 

Es muß zunächſt ermittelt werden, auf welche Weiſe wir über⸗ 
haupt das Rangverhältnis von Gütern verſchiedener Art feſtſtellen 
können. Hier gilt nun folgende Erwägung. Der primäre Wert 
der mit einem Gute zuwachſenden Bedürfnisbefriedigung wird vom 
Wirtſchafter unmittelbar empfunden; der Wirtſchafter empfindet dieſe 
Bedürfnisbefriedigung unmittelbar als wertvoll, er liebt fi. So 
liebt er die durch den Genuß des Brotes ihm vermittelte Luſt⸗ 
empfindung, die durch Leſen eines Buches ihm vermittelte Erkenntnis, 
die durch Hören eines Konzertes ihm vermittelte Vorſtellungs⸗ 
bereicherung. Dieſe primären Werte nun kann der Wirtſchafter mit 
anderen primären Werten vergleichen, und er kann den Vorzug des 
einen Wertes vor dem anderen feſtſtellen. So kann der Wirtſchafter 
den Vorzug der durch eine Speiſe vermittelten Luſt vor der durch 
ein Buch vermittelten Erkenntnis feſtſtellen. Dieſes Vorziehen iſt, 
wie Franz Brentano gezeigt hat, eine eigentümliche Tätigkeit aus 
dem Gebiete der dritten Grundklaſſe pſychiſcher Phänomene, zu der 
auch die Wertungen gehören, dem Gebiete der Intereſſephänomene. 
Nur in dieſem Vorziehen und in keinem irgendwie zahlenmäßig feſt⸗ 
ſtellbarem Verhältnis, auch in keinem Intenſitätsverhältnis des Be⸗ 
gehrens, iſt der Rangunterſchied der verſchiedenen Werte gegeben. 
„Was das Gebiet der Gemütstätigkeiten anbelangt, tritt uns als 
Beſonderheit, die jeder Analogie bar iſt, das Phänomen des Be⸗ 
vorzugens (Wählens) entgegen, das wie das einfache Lieben und 
Haſſen bald als richtig charakteriſiert iſt, bald nicht. Brentano hat 
gezeigt, daß aus dieſen Akten, die eine beſondere Spezies der Klaſſe 
der Gemütstätigkeiten (des Liebens und Haſſens) bilden, ſofern ſie 
als richtig charakteriſiert find, der Begriff des „‚Beſſeren“, ‚Bor- 
züglicheren‘ oder des höheren Wertes, ſofern fie blinde Akte find, 
der Begriff deſſen, was einem mehr beliebt, tatſächlich höher ge⸗ 
wertet oder vorgezogen wird, ſtammt. Dieſe Akte find es .. 
auf denen alles, was wir über Unterſchiede der Wertgrößen wiſſen, 
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beruht.“ (Kraus, Theorie des Wertes, S. 28. Vgl. hierzu Brentano, 
Urſprung ſittlicher Erkenntnis; ferner Kraus, Grundlagen der 
Werttheorie, in den Jahrbüchern der Philoſophie, 2. Jahrgang, 
S. 14.) 

Bei dieſer Gelegenheit wären gewiſſe Angaben pfychologiſcher 
Natur richtigzuſtellen, die ſich in Ammons ſchon angeführter ver⸗ 
dienſtvollen Beſprechung von Liefmanns Theorie im Archiv für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, 46. Band, finden. Ammon ſagt zunächſt (S. 384), das 
erſtrebte Luſtgefühl werde überhaupt nicht empfunden, ſondern man 
habe nur aus der Erfahrung eine mehr oder minder klare Vorſtellung 
davon. Dem iſt zu entgegnen, daß, wenn ein Luſtgefühl als erſtrebt 
bezeichnet wird, damit auch anerkannt iſt, daß es Gegenſtand eines 
Intereſſephänomens (Lieben, Begehren) iſt und inſofern auch empfunden 
wird, wobei der Ausdruck „empfinden“ eben nicht im Sinne eines 
Vorſtellungsphänomens, ſondern eines Intereſſephänomens zu nehmen 
iſt. Keinesfalls wird in dieſem Falle das Luſtgefühl nur vorgeſtellt. 
Wenn ich mir die mit einer Theatervorſtellung verbundene Luſt vor⸗ 
ſtelle, iſt dies doch etwas anderes, als wenn ich ſie anſtrebe. Richtig 
iſt nur ſo viel, daß das Intereſſephänomen des Anſtrebens einer 
Luſt ſelbſtverſtändlich nicht identiſch iſt mit dem Intereſſephänomen, 
das in dem Empfinden der Luſt ſelbſt beſteht. Das Begehren einer 
Mahlzeit iſt ein anderes Intereſſephänomen, als die Luſt an der 
Mahlzeit ſelbſt. Intereſſephänomene ſind aber beide. 

Das ſcheint nun eher eine rein pſychologiſche Frage. Allein 
Ammon geht noch weiter und behauptet (a. a. O. S. 400), daß man 
ein Bedürſnis von geringerer Stärke inſolange gar nicht empfinden 
kann, als nicht die ſtärkeren befriedigt ſind. Die Bedüfniſſe von 
geringerer Stärke ſeien ſozuſagen nur latent vorhanden und würden 
erſt aktuell, heiſchten erſt Befriedigung, wenn die ſtärkeren bis zu 
jenem Grade ſchon befriedigt ſeien, mit dem die minder ſtarken auf: 
zutreten beginnen. Das iſt jedenfalls nicht richtig. Man empfindet 
Bedürfniſſe verſchiedener Stärke — richtiger verſchiedenen Ranges — 
gleichzeitig und zieht je nach Maßgabe des Ranges eins dem anderen 
vor. Man hat gleichzeitig das Bedürfnis nach einer Speiſe und das 
nach einem Theaterbeſuch, und zwar beide als aktuelle, nicht nur vor⸗ 
geſtellte Intereſſephänomene, und man wählt die Befriedigung jenes 
Bedürfniſſes, welches im Range höher erſcheint. Sonſt wäre es zum 
Beiſpiel nicht möglich, daß man die Befriedigung mehrerer Bedürfniſſe 
jedes für ſich geringeren, zuſammen höheren Ranges der Befriedigung 
eines Bedürfniſſes für ſich allein höheren Ranges als jedes der 
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erfteren Bedürfniſſe vorziehen kann. Es wäre dies nicht möglich, 
wenn man ein Bedürfnis geringeren Ranges neben einem Bedürfniſſe 
höheren Ranges gar nicht empfinden könnte. 

Das Vorziehen kann ſich auch in der Richtung äußern, daß man 
die Erlangung eines Wertes der Vermeidung eines Unwertes, der 
mit Erlangung des Wertes verbunden iſt, vorzieht (ſiehe Heft 2, S. 113). 
Man kann ferner ein Vorzugsverhältnis günſtiger finden als ein 
anderes. Ammon ſieht in einer in dieſer Richtung gehenden Be⸗ 
hauptung Liefmanns, die freilich reichlich ungenau und undeutlich 
iſt, etwas, was einem Fachpſychologen als etwas ganz Ungeheuerliches 
erſcheinen müſſe. Allein ſicher nicht mit Recht. Man kann es vor⸗ 
teilhafter ſinden, mit einem Arbeitsaufwand von 2 Stunden einen 
Wert vom Range g als mit einem Arbeitsaufwand von 3 Stunden 
einen Wert höheren Ranges f zu erwerben. Um ein etwas vulgäres 
Beiſpiel zu wählen, ſo kann es jemand vorziehen, in eine nähere 
Gaſtwirtſchaft zu gehen und dort ein ſchlechtes Bier zu trinken als 
in eine entferntere Wirtſchaft, wo beſſeres Bier zu haben wäre. In 
dieſem Punkte geht alſo Ammons Kritik zu weit. Allein gegen 
Liefmann bleibt dabei immer noch einzuwenden, daß der von dieſem 
herangezogene pſychiſche Tatbeſtand des günſtigeren Vorzugsverhältniſſes 
tatſächlich bei Beſchaffung von Genußgütern in unſerer Wirtſchafts⸗ 
organiſation nicht praktiſch wird, da er ſich nur auf Anwendung 
echter Koſten — Arbeitsleid — bezieht, für den Aufwand von Geld 
zur Anſchaffung von Genußmitteln aber nicht zutrifft. — 

Doch kehren wir zu nnſerem Gegenſtande zurück. Wir ſprachen 
von dem Vorzugs⸗ oder Rangverhältnis der Werte. 

Ob nun und in welcher Richtung ein Rangunterſchied von Werten 
bei einem Wirtſchafter beſteht, können wir aus dem äußeren Verhalten 
dieſes Wirtſchafters dann erſchließen, wenn er in die Lage kommt, 
zwiſchen zwei Werten zu wählen und ſomit das Vorziehen des einen 
vor dem anderen zu betätigen. Schon Ariſtoteles ſagt, wie Kraus 
zeigt (Die Ariſtoteliſche Werttheorie in ihren Beziehungen zu 
den Lehren der modernen Pſychologenſchule, Zeitſchrift für Staats⸗ 
wiſſenſchaft 1905), man müſſe — beim Werten — auf das Verlieren 
und Gewinnen acht haben. Kraus ſtellt dem eine Parallelſtelle von 
Böhm⸗Bawerk gegenüber: „Man fühlt ſich hauptſächlich bei zwei 
Gelegenheiten zur Fällung von Werturteilen veranlaßt, nämlich wenn 
es ſich darum handelt, ein Gut aus einem Vermögen zu entlaſſen, 
oder wenn es ſich darum handelt, ein Gut für ein Vermögen zu 
erwerben.“ Wir wollen für unſeren Zweck den Satz ſo faſſen, daß 
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wir dann erfahren, ob jemand ein Gut überhaupt wertet, und ob 
er ein Gut einem anderen vorzieht, es höher wertet als ein anderes, 
wenn wir ſein Verhalten in dem Falle beobachten, wenn er ein Gut 
erwirbt oder verliert, bzw., auf das Vorziehen angewendet, wenn 
wir ſein Verhalten beobachten, wenn er eins von zwei Gütern er⸗ 
werben oder verlieren ſoll. Dabei müſſen wir, da wir zunächſt nur 
den gegenſeitigen Rang der Grenznutzen der einzelnen Güterarten, 
die ein Wirtſchafter erwirbt, feſtſtellen wollen, vorerſt von den Preiſen 
ganz abſehen. Wir müſſen uns alſo ſein Verhalten für den Fall 
vorſtellen, daß an den Wirtſchafter die Frage geſtellt wird, auf Güter 
welcher Art er bei dem bei ihm gegebenen Stande an Befriedigungs⸗ 
mitteln ohne Rückſicht auf deren Preis in erſter Reihe verzichten 
möchte. 

Stellen wir nun dieſe Frage, ſo ergibt ſich, daß der Wirtſchafter 
nicht etwa auf die Grenzſtücke aller Güterarten gleichzeitig verzichten 
wird. Vielmehr würde er den Verbrauch zunächſt nur bei beſtimmten 
Güterarten einſchränken, wobei er nicht nur auf die Grenzſtücke, 
ſondern auch auf weitere Stücke dieſer Güterarten verzichten wird, 
dann erſt kommen Grenzſtücke und Stücke anderer Güterarten und 
erſt in letzter Reihe Grenzſtücke wichtigſter Güterarten. Faſſen wir 
dies konkreter, ſo kann man vielleicht ſchwanken, ob eine Wirtſchaſt, 
vor die Wahl geſtellt und ohne jede Rückſicht auf den Preis, eher 
auf die letzte erworbene Einheit Fleiſch oder auf die letzte erworbene 
Einheit Brot verzichten wird. Es wird dies vom Stande der Be⸗ 
dürfnisbefriedigung in dieſen beiden Güterarten abhängen. Denken 
wir uns den Befriedigungsſtand einer armen Wirtſchaft, die viel 
Brot und wenig Fleiſch hat, ſo werden wir wohl annehmen können, 
daß für dieſe die letzte Einheit Fleiſch einen höheren ſubjektiven 
Wert hat als die letzte Einheit Brot, und daß ſie daher — immer 
ohne Rückſicht auf den Preis — auf letztere lieber verzichten möchte 
als auf erſtere. Hingegen wird dieſe Wirtſchaft wohl vor Fleiſch 
und Brot auf eine Kinovorſtellung verzichten. Bei einer reichen 
Wirtſchaft hingegen werden Grenznutzen von Brot und Fleiſch ein⸗ 
ander wohl gleichkommen, was ſich daraus erklärt, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaft mehr Fleiſch, aber nicht mehr Brot erwirbt als die arme Wirt⸗ 
ſchaft. Der Verzicht auf die Grenzſtücke dieſer beiden Güterarten 
dürſte wahrſcheinlich von dieſer Wirtſchaft gleich ſchwer empfunden 
werden. Hingegen iſt der Grenznutzen von Theatervorſtellungen, 
Schmuck uſw. für dieſe Wirtſchaft ſicher geringer als der von 
Brot und Fleiſch, dieſe Wirtſchaft wird — immer ohne a 
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auf den Preis oder bei Fiktion gleicher Preife — auf die Grenz» 
ſtücke letztgenannter Güterarten eher verzichten als auf die von Fleiſch 
und Brot. Die Reihenfolge wäre alſo beim Armen Fleiſch, Brot, 
Kino, beim Reichen Fleiſch und Brot, Theater, Schmuck. Sollte 
nun das Preisverhältnis dem Verhältnis der Grenznutzen entſprechen, 
müßte in Hinblick auf den Armen der Einheitspreis des Kino jeden⸗ 
falls geringer ſein als der des Brotes, der Preis des Fleiſches könnte 
jedenfalls nicht viel höher ſein als der des Brotes; mit Rückſicht 
auf den Reichen müßte der Preis des Brotes und Fleiſches gleich 
ſein und höher ſein als der von Schmuck und Theaterbeſuch. Allein 
die Preisverhältniſſe ſind gerade die entgegengeſetzten. Im allgemeinen 
können wir ſagen, daß wohl häufiger der Preis des Gutes höheren 
Grenznutzens geringer iſt als der Preis des Gutes geringeren Grenz⸗ 
nutzens als umgekehrt. Von einer notwendigen Gleichheit des Ver⸗ 
hältniſſes der Preiſe einerſeits, der Grenznutzen anderſeits kann 
alſo keine Rede ſein. 

Zu demſelben Ergebniſſe führt uns folgende Erwägung. Würde 
das Preisverhältnis dem Verhältnis der Grenznutzen gleichkommen, 
ſo müßte bei jeder etwas größeren Vermehrung des Vermögens die 
angeſchaffte Menge an Gütern aller Arten vermehrt werden. Denn 
würde bei Vermehrung des verfügbaren Vermögens die angeſchaffte 
Menge bei einer Güterart vermehrt, bei einer anderen nicht, ſo müßte, 
da der Grenznutzen der Güterart vermehrter Menge ſinkt, bei gleich⸗ 
bleibenden Preiſen und Preisverhältniſſen das Verhältnis der Grenz⸗ 
nutzen ein anderes werden als es war. Es könnte daher das Preis- 
verhältnis, auch wenn es früher dem Grenznutzenverhältniſſe ent⸗ 
ſprochen hätte, ihm nicht mehr entſprechen, ſobald bei Vermehrung. 
des verfügbaren Vermögens nicht die angeſchaffte Menge aller Güter⸗ 
arten vermehrt wird. Dasſelbe gilt bei einer Verringerung des Ver⸗ 
mögens. Nun zeigt uns die Erfahrung, daß bei einer Vermehrung. 
oder Verminderung des verfügbaren Vermögens die Anſchaffung tat⸗ 
ſächlich nur bei beſtimmten Güterarten vermehrt bzw. vermindert 
wird. Das hat ſchon Wieſer hervorgehoben: „Es ſind (bei einer 
Einkommenvermehrung) immer nur einzelne Ausgaben, die erweitert 
werden, während die anderen auf ihrem alten Stande bleiben, oder 
es iſt doch die Aufbeſſerung in den einzelnen Zweigen ſehr ungleich 
mäßig.“ (Natürlicher Wert, S. 14, vgl. auch Caſſels Preistheorie 
ſowie Hans Mayer, a. a. O. S. 190.) Daraus aber ergibt ſich, daß 
die Aufrechthaltung eines den Preisverhältniſſen entſprechenden Grenz⸗ 
nutzenverhältniſſes jedenfalls nicht das Leitmotiv der Wirtſchaft 
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bildet, und daß es, da ſich die genannten Anderungen des verfügbaren 
Vermögens immer wieder ergeben, zu einer Ausgleichung von Preis⸗ 
und Grenznutzenverhältnis nicht kommt. 

Das zeigt ſich nun noch klarer, wenn wir von der Geldeinheit 
ausgehen. Auf die Geldeinheit bezogen, lautet der Satz vom Aus⸗ 
gleiche der Grenzerträge, daß mit einer letzten Geldeinheit bei allen 
Güterarten der gleiche Nutzen erzielt wird. Das würde der Be⸗ 
hauptung Liefmanns unmittelbar entſprechen. „Grenzertrag iſt der 
UÜberſchuß von Nutzen über die Koſten, der mit der letzten auf⸗ 
gewandten Koſteneinheit erzielt wird. Dieſer Grenzertrag muß bei 
allen zur Befriedigung in Betracht gezogenen Bedürfnisarten gleich 
hoch ſein. Dieſen Satz nennen wir das Geſetz des Ausgleiches der 
Grenzerträge.“ Nun ſpricht Liefmann freilich davon, daß ſich der 
mit einer Koſteneinheit erzielte Überfhuß des Ertrages über die 
Koſten ausgleiche. Aber es iſt klar, daß ſich die auf eine und die⸗ 
ſelbe Koſteneinheit, die Geldeinheit, die nach Liefmann ſelbſt immer 
gleichgeſchätzt wird, erzielten Reinerträge nur ausgleichen können, wenn 
die mit der letzten Geldeinheit erzielten Roherträge, das ſind die 
ſogenannten abgewogenen Grenznutzen, die gleichen ſind. Daran 
ändert eine noch ſo pſychiſche Auffaſſung des Reinertrages ſicher nichts. 
In der Form nun, daß ſich die auf die Geldeinheit erzielten Grenz⸗ 
nutzen ausgleichen, finden wir den Satz auch bei Marſhall: „Bei 
Geldwirtſchaft zeigt ſich die richtige Verwendungsart darin, daß man 
bei allen Ausgaben ſo weit geht, daß der Grenznutzen eines Schillings 
in jeder Ausgabe gleich groß iſt“ (Politiſche Okonomie, S. 161), 
ferner bei Wickſell (Vorleſungen über Nationalökonomie). Bei dieſem 
finden wir logiſcherweiſe beide Sätze, daß das Verhältnis der Grenz⸗ 
nutzen dem Verhältniſſe der Preiſe gleich ſei, und daß auf die Preis⸗ 
einheit der gleiche Grenznutzen erzielt werde als äquivalent neben⸗ 
einander: „Der Tauſchluſtige wird, wirtſchaftlich genommen, fein 
Angebot und ſeine Nachfrage dahin regulieren, daß die während des 
betreffenden Zeitraumes ſtattfindende Konſumtion der eingetauſchten 
ebenſowohl wie der zurückbehaltenen Warenquanta einen Grenznutzen 
bringt, welcher in jedem Falle dem auf dem Markte vorher beſtimmten 
Tauſchwert der betreffenden Dare proportional bleibt. Wird der 
Preis in Geld ausgedrückt, und vergleicht man den Grenznutzen jeder 
beſonderen Ware mit ihrem Preiſe, ſo würde folglich die Quote der 
Zahlen, welche beide ausdrücken, oder das, was man den abgewogenen 
Grenznutzen (abgewogen nämlich gegen den Preis) zu nennen pflegt, 
überall gleich ausfallen. Mit anderen Worten, die letzte Mark, die 
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unfer Landmann ausgibt, ob nun für Kaffee, Zucker, Stockfiſch, 
Kleider oder Schuhzeug, und ebenſo der letzte Einmarkswert des 
Getreides, des Fleiſches, des Speckes, der Eier uſw., die er zur 
eigenen Konſumtion zurückbehalten hat, werden ihm ganz gleich großen 
Nutzen bringen oder genau denſelben Genuß verſchaffen. Denn im 
entgegengeſetzten Falle fordert die Wirtſchaftlichkeit unbedingt, daß 
er ſeine Konſumtion einer oder mehrerer Waren vergrößere und an⸗ 
ſtatt deſſen diejenige anderer Waren verringere.“ Wir wollen nun 
Behauptung und Begründung bei Marſhall und Wickſell prüfen; 
das Ergebnis gilt ſelbſtverſtändlich auch für den ohne Begründung 
vorgetragenen Satz Liefmanns. 

Zunächſt die Behauptung. Marſhall und Wichſell ſagen, um 
die letzte Geldeinheit werde bei allen Güterarten der gleiche Grenz⸗ 
nutzen erworben. Dies iſt wieder an den tatſächlichen Verhältniſſen 
zu überprüfen. Dieſe aber zeigen uns, daß die Behauptung nicht 
aufrechterhalten werden kann, daß ſie den tatſächlichen Verhältniſſen 
nicht entſpricht. Nehmen wir zwei einander verwandte Güter, einer 
Gruppe zugehörig, Nahrungsmittel, wie Fleiſch und Brot. Vor dem 
Weltkrieg verbrauchte in Prag die aus drei Köpfen beſtehende 
Familie eines unteren Eiſenbahnbedienſteten täglich / kg Fleiſch 
um 36 h und 1 kg Brot um 40 h. Es ſoll nun der Nutzen der 
letzten Menge Brotes, die dieſe Wirtſchaft etwa um 20 h erwirbt, 
der gleiche ſein wie der der letzten, um denſelben Betrag erworbenen 
Menge Fleiſches. Allein das iſt eben nicht richtig. Die letzte um 
20 h erworbene Teilmenge Brot hatte für den betreffenden Wirt⸗ 
ſchafter eine weit größere Bedeutung als die um dieſen Betrag er⸗ 
worbene Teilmenge Fleiſch. Im Notfalle hätte er jedenfalls früher 
auf die letztere verzichtet als auf die erſtere. Das iſt kein Wider⸗ 
ſpruch gegenüber den früheren Ausführungen (S. 82). Dort 
handelte er ſich um gleiche Gewichtseinheiten. In Hinblick auf die 
Gewichtseinheit kann man ſagen, daß der Grenznutzen des Fleiſches 
für den betreffenden Bedienſteten vielleicht höher war als der des 
Brotes. Ohne Rückſicht auf den Preis hätte er wahrſcheinlich lieber 
auf /s kg Brot als auf / kg Fleiſch verzichtet. Allein auf die 
Preiseinheit ſtatt auf die Gewichtseinheit bezogen, ändert ſich das 
Verhältnis eben ganz. Denn um 20 h bekam der Bedienſtete /s kg 
Fleiſch aber ½ kg Brot, und im Intereſſe der Ernährung hätte er 
jedenfalls lieber auf das erſtere als auf das letztere verzichtet. Wenn 
auch das Verhältnis der Grenznutzen, auf die Mengeneinheit bezogen, 
in dieſem Falle mit dem Verhältniſſe der Preiſe vielleicht gleich ge⸗ 
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richtet iſt — dem höheren Preis entſpricht der höhere Grenznutzen —, 
iſt es doch keineswegs ein ſolches, um die Gleichheit der um die 
letzte Geldeinheit erworbenen Nutzen herbeizuführen. Wenn wir nun 
den Verbrauch einer Wirtſchaft größeren Vermögens — eines mitt⸗ 
leren Beamten — in Betracht ziehen, ergibt ſich, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaft höchſtens dieſelbe, zumeiſt eine geringere Menge von Brot als 
die ärmere verbraucht, hingegen eine größere Menge von Fleiſch. 
Daraus folgt, da die Wertdispoſition beider Wirtſchaften dieſelbe 
iſt, daß der Vorzug des Grenznutzens des um eine Geldeinheit er⸗ 
worbenen Brotes gegenüber dem Grenznutzen des um dieſelbe Geld⸗ 
einheit erworbenen Fleiſches bei dieſer Wirtſchaft ein noch weit 
größerer ſein muß als bei der Wirtſchaft geringeren Vermögens. 
Es iſt alſo jedenfalls bei dieſer Wirtſchaft eine Ausgleichung der 
gewogenen Grenznutzen noch viel weniger gegeben als bei der armen 
Wirtſchaft. Dabei nahmen wir zwei Güterarten bedeutender und 
einander nahe kommender Grenzwichtigkeit. Nehmen wir andere 
Güterarten, wird das Mißverhältnis weit auffälliger. Niemand 
wird doch im Ernſte behaupten wollen, die 50 h, die ein Arbeiter 
für eine letzte Kinovorſtellung ausgab, bedeuteten für ihn einen Genuß 
gleicher Wichtigkeit wie die letzte um dieſen Betrag angeſchaffte 
Menge Brot. 

Marſhall führt an: „Der Kommis, der im Zweifel iſt, ob er 
nach der Stadt fahren oder laufen und ſich ſich dafür etwas mehr 
zum Frühſtück leiſten ſoll, wiegt den Grenznutzen von zwei verſchie⸗ 
denen Arten von Geldausgabe gegeneinander ab.“ Allein damit, daß 
ein ſolches Abwiegen ſtattfindet, iſt doch nicht geſagt, daß das Er⸗ 
gebnis ein Ausgleich der Grenznutzen iſt. Es iſt möglich, daß der 
Kommis den letzten Penny dem Fahren widmet, nachdem er den 
vorletzten dem wichtigeren Eſſen gewidmet hat, während ihm ein 
weiteres Nahrungsmittel nicht mehr ſo wichtig erſcheint wie die 
Erſparung der Mühe des Gehens. Und ſelbſt wenn das Ergebnis 
in einem Falle der Ausgleich wäre, muß er es doch nicht in allen 
Fällen ſein. Und ebenſo darf aus dem weiteren Beiſpiel, nach 
welchem man unter Umſtänden bei der Anſchaffung einer Güterart 
zu weit geht, nicht geſchloſſen werden, der Ausgleich der Grenz⸗ 
nutzen ſei der leitende Grundſatz, an den die Wirtſchaft ſich zu 
halten habe. 

Die Behauptung einer Ausgleichung der gewogenen Grenz⸗ 
nutzen iſt alſo jedenfalls hinfällig, ſie widerſpricht den Tatſachen. 
Wie verhält es ſich mit der Begründung? Dieſe lautet bei Wickſell, 
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wie oben angeführt, daß, falls die um eine Geldeinheit erworbenen 
Grenznutzen verſchieden wären, die Wirtſchaft unbedingt den Konſum 
der Güterart mit höherem Grenznutzen ausdehnen und den Konſum 
der Güterart mit geringerem Grenznutzen einſchränken würde. Die⸗ 
ſelbe Begründung finden wir bei Marſhall (a. a. O. S. 160). Sie 
trifft nun offenbar nicht zu. Trotzdem der um 50 h erworbenen 
letzten Teilmenge Brot eine viel größere Wichtigkeit zukommt als 
der um dieſen Geldbetrag erworbenen letzten Kinovorſtellung, ſchafft 
die Wirtſchaft doch um die letzten ihr zur Verfügung ſtehenden 50 h 
die Kinovorſtellung und nicht eine weitere Teilmenge von Brot an. 
Der Grund hierfür aber iſt der folgende: Die letzte um 50 h er⸗ 
worbene Teilmenge Brotes hat wohl eine größere Wichtigkeit als 
die um dieſen Geldbetrag erworbene letzte Kinovorſtellung. Aber 
auch nur die konkrete, um die letzte Preiseinheit erworbene Teil⸗ 
menge von Brot. Hingegen iſt die nächſte um 50 h zu erwerbende 
Menge von Brot eben nicht mehr wichtiger, ſondern weniger wichtig 
— alles ſelbſtverſtändlich vom Standpunkte tatſächlichen Wert⸗ 
verhaltens ohne Rückſicht auf deſſen Richtigkeit — als die Kino⸗ 
vorſtellung, und es wird daher dieſe ſtatt der nächſten Teilmenge von 
Brot genommen. Damit aber kommen wir wieder auf jene Voraus⸗ 
ſetzung, die bei dem Satze vom Ausgleiche der Grenznutzen, in 
welcher Form er auch vorgetragen werde, gemacht wird. Es iſt 
dies die oben (Heft 2, S. 107/08) erwähnte die der Kontinuität der 
an die einzelnen Stücke einer jeden Güterart geknüpften Bedürfnis⸗ 
befriedigungen. Würden die Bedeutungen der an die einzelnen Stücke 
der verſchiedenen Güterarten geknüpften Bedürfnisbefriedigungen 
mit ſtetig zunehmender Subſtitution kontinuierlich abnehmen, dann 
müßte freilich eine letzte Geldeinheit bei jeder Güterart den gleichen 
Nutzen verſchaffen. Denn dann würde man tatſächlich jo lange Güter 
der verhältnismäßig billigeren Arten anſchaffen, bis durch das Sinken 
des Grenznutzens dieſer Art die Gleichheit des mit einer Geldeinheit 
bei den einzelnen Arten zuwachſenden Nutzens hergeſtellt würde. 
Durch Einführung des Begriffes des Grenzwertaufwiegeverhält⸗ 
niſſes an Stelle des Begriffes eines Verhältniſſes der Grenznutzen 
könnte man dann auch den zweiten Satz hinzufügen, daß die Preis⸗ 
verhältniſſe der verſchiedenen Güterarten den umgekehrten Grenz⸗ 
wertaufwiegeverhältniſſen gleichkommen, wobei man durch dieſe Formu⸗ 
lierung dem oben angeführten Einwand begegnen würde, daß ſich 
das Verhältnis der Grenznutzen zahlenmäßig überhaupt nicht feſt⸗ 
ſtellen laſſe. Nicht dem zahlenmäßig nicht feſtſtellbaren Grenznutzen⸗ 
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verhältniſſe wäre in dieſem Falle das Preisverhältnis gleich, wohl 
aber wäre es gleich dem umgekehrten Verhältniſſe der Anzahl von 
Wareneinheiten der betreffenden Güterarten, das an der jeweiligen 
Befriedigungsgrenze zur Herbeiführung einer Wertausgleichung er⸗ 
forderlich iſt, was wir das Grenzwertaufwiegeverhältnis nennen 
könnten. Bei Kontinuität der Bedürfnisbefriedigungen, die an die 
aufeinanderfolgenden Stücke einer Güterart geknüpft ſind, wären 
alſo nicht nur die gewogenen Grenznutzen der verſchiedenen Güter⸗ 
arten einander gleich, ſondern es müßte auch das Preisverhältnis 
wenn auch nicht dem Verhältniſſe der Grenznutzen, ſo doch etwas 
Ahnlichem, eben dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältnis gleich⸗ 
kommen. Wenn bei einem beſtimmten Stande der Bedürfnis⸗ 
befriedigung die letzte Elle Leinwand gleichgeſchätzt wird den letzten 
10 Pfund Brot, müßte eine Elle Leinwand ſoviel koſten wie 10 Pfund 
Brot. Das Preisverhältnis Leinwand⸗Brot = 10: 1 wäre gleich 
dem umgekehrten Verhältniſſe der Anzahl von Wareneinheiten, das 
erforderlich iſt, um die Wertgleichheit der letzten Teilmengen her⸗ 
zuſtellen, ihre Werte gegenſeitig aufzuwiegen (1: 10). 

Dies läßt ſich leicht an dem folgenden Beiſpiel zeigen. Wir 
nehmen an, bei Fleiſch und bei Brot nähme der Rang der Bedürfnis⸗ 
befriedigungen ſtetig ab. Setzen wir nun zunächſt den Preis dieſer 
Güterarten als gegeben, und zwar 50 h für 1 kg Brot und 2 K 50 h 
für 1 kg Fleiſch. In dieſem Falle wird man ſo lange nur Brot 
und kein Fleiſch erwerben, als der Wert — zuwachſende Nutzen — 
von um 2 K 50 h anzuſchaffenden 5 weiteren kg Brot höher er⸗ 
ſcheint als der des 1. kg Fleiſch. Iſt nun infolge des Sinkens 
des Nutzens infolge zunehmender Menge der Nutzen von weiteren 
5 kg Brot auf eine Stufe gelangt, die der Bedeutung des 1. kg 
Fleiſch gerade gleichkommt, wird man neben den weiteren 5 kg Brot 
1 kg Fleiſch anſchaffen, und da nun immer der Wert von 1 weiteren kg 
Fleiſch gleich iſt dem Werte von 5 weiteren kg Brot, wird man 
damit fortfahren, immer 1 kg Fleiſch zu 5 kg Brot anzuſchaffen, 
bis das verfügbare Einkommen erſchöpft iſt. Man erhält dabei um 
2 K 50 h immer den gleichen Nutzzuwachs — Gleichheit der ab⸗ 
gewogenen Grenznutzen —, und das umgekehrte Wertaufwiegever⸗ 
hältnis, 1 kg zu 5 kg, iſt gleich dem Preisverhältniſſe 50: 2,50. 
Dasſelbe gilt, wenn ſtatt der Preiſe die Mengen und damit das 
Verhältnis der Grenznutzen gegeben iſt. In dieſem Falle könnte ſich 
bei ſtetig abnehmender Bedürfnisbefriedigung innerhalb einer jeden 
Güterart wieder kein Preis halten, der nicht dem umgekehrten Ver⸗ 
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hältniſſe des Grenzwertaufwiegens entſpricht. Ein Preisverhältnis 
von 1:1 könnte ſich bei dem Grenzwertaufwiegeverhältniſſe 1:5 nicht 
aufrechthalten, weil ſich bei dieſem Preisverhältniſſe eine un⸗ 
befriedigte Nachfrage nach Fleiſch gegenüber der nach Brot ergeben 
würde, was eine Preisſteigerung bei Fleiſch und einen Preisfall bei 
Brot herbeiführen müßte, bis ein Verhältnis der Preiſe hergeſtellt 
würde, das dem umgekehrten Grenzwertauſwiegeverhältniſſe entſpricht. 

Das ſtimmt nun aber alles nur ſo lange, als man Stetigkeit der 
Genußabnahme innerhalb einer jeden Güterart annimmt. Hingegen 
fällt die ganze Schlußfolgerung, ſobald die Stetigkeit aufhört. Wir 
brauchen dabei nur das Beiſpiel in Heft 2, S. 107/08) heranzuziehen, 
wobei wir ſtatt einer Arbeitsſtunde einen Betrag, zum Beiſpiel von 
50 h, zu ſetzen brauchen. Bei einem verfügbaren Vermögen von 
11 K 50 h wird der Reihe nach angeſchafft: 


kg Brot. 2,50 K, 
kg Fleiſc . -» » . 2.,50 K, 
„bis 4. kg Brot.. 1,50 K, 
kg Fleiſhchc h. . 2,50 K, 
bis 8. kg Brot.. 2, — K, 
kg Fleiſc h. . 2.,50 K. 


Das Grenzwertaufwiegeverhältnis iſt 4: 1, nämlich das 5. bis 8. kg 
Brot haben dieſelbe Wichtigkeit wie das 3. kg Fleiſch, das Preis⸗ 
verhältnis hingegen iſt 1:5; es iſt ein anderes als das umgekehrte 
Grenzwertaufwiegeverhältnis. Ebenſo ſind die abgewogenen Grenz⸗ 
nutzen von Brot und Fleiſch verſchieden. Der Grund aber, warum 
ſich nicht das dem umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältniſſe ent» 
ſprechende Preisverhältnis bildet, iſt derſelbe wie in dem Beiſpiele 
der geſchloſſenen Wirtſchaft. Die Diskontinuität des Nutzens von 
Brot und die damit gegebene Diskontinuität der Subſtituierung von 
Brot und Fleiſch geſtattet es nicht, trotz des günſtigeren Grenznutzens 
im Genuſſe von Brot fortzufahren, ſondern es muß die nächſte Einheit 
Fleiſch angeſchafft werden, weil die weiteren Einheiten Brot einen 
geringeren Nutzen bringen würden, als die letzte, um den gleichen 
Preis angeſchaffte Einheit Fleiſch. Zu demſelben Ergebniſſe gelangen 
wir auch, wenn wir von gegebenen Mengen ausgehen, alſo annehmen, 
auf dem Markte würden ſolche Mengen Brot und Fleiſch angeboten, 
daß der einzelne Käufer 8 kg Brot und 3 kg Fleiſch aufnehmen 
muß. Auch in dieſem Falle kann ſich ein Preisverhältnis von 1:5 
gegenüber einem Grenzwertaufwiegeverhältniſſe von 4:1 bilden. Denn 
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bei dieſem Preisverhältniſſe beſteht im Gegenſatz zu der Annahme 
einer ſtetigen Abnahme der Bedürfniſſe keine unbefriedigte Nachfrage 
nach Brot trotz höheren Grenznutzens der letzten, um den gleichen 
Betrag erworbenen Menge, und es kann ſich ſomit das dem Grenz⸗ 
wertaufwiegeverhältniſſe nicht entſprechende Preisverhältnis, das ſich 
auf eine beſonders zu erklärende Art gebildet hat, aufrechthalten. 

Wir haben dabei das Beiſpiel ſo gewählt, daß die Abweichung 
des Preis verhältniſſes vom umgekehrten Grenzwertaufwiegeverhältniſſe 
ſich nicht als allzu bedeutend herausſtellt. Allein auf die Größe der 
Abweichung kommt es an ſich nicht an, denn bei dieſer Abweichung 
handelt es ſich nicht um allenfalls zu vernachläſſigende Störungen, 
ſondern um eine grundſätzlich andere Preisbildung, die zu erklären 
eben den Kern des Preisproblems bildet. Der Satz, daß die Preis⸗ 
verhältniſſe dem Grenznutzenverhältniſſe proportional ſind, gibt, 
richtig gefaßt, tatſächlich nur gewiſſe Grenzen der Preisverhältniſſe, 
Grenzen, die um ſo unpraktiſcher werden, je diskontinuierlicher die 
gegenſeitige Erſatzfähigkeit von Gütern verſchiedener Art wird. 
Nehmen wir als anderes Beiſpiel das Verhältnis von Brotgenuß 
und Kinovorſtellungen. Das 1. kg Brot iſt durch Kinovorſtellungen 
überhaupt nicht erſetzbar. Solange dieſer Bedarf nicht gedeckt iſt, 
werden Kinovorſtellungen überhaupt nicht gekauft. Das nächſte / kg 
läßt ſich vielleicht durch 5 Kinovorſtellungen aufwiegen, hingegen 
würde man, wenn man einmal 1 ¼ kg Brot hat, für eine erſte 
Kinovorſtellung auch 2 kg Brot hergeben. Koſtet nun 1 kg Brot 
und 1 Kinovorſtellung je 50 h, ſo wird man bei einem verfügbaren 
Vermögen von 1 K 50 h 1¼ kg Brot um 62 h und eine Kino- 
vorſtellung um 50 h anſchaffen. Der Reſt entfällt auf Güter anderer 
Art. Das Preisverhältnis von / kg Brot zu einer Kinovorſtellung 
iſt 1:4, das umgekehrte Grenzwertaufwiegeverhältnis 5:1. Welches 
dabei die möglichen Preisverhältniſſe find, wenn 1¼ kg Brot und 
1 Kinovorſtellung auf den Markt kommen, wollen wir nicht weiter 
unterſuchen. Sie bewegen ſich jedenfalls innerhalb ſo weiter Grenzen, 
daß von einer auch nur irgendwie annähernden Beſtimmung des 
Preisverhältniſſes durch das Grenzwertaufwiegeverhältnis nicht ge⸗ 
ſprochen werden kann. 

Alles dies beruht auf der Einwendung der mangelnden Konti- 
nuität oder, wie man es auch nennt, Elaſtizität der Bedürfniſſe. 
Dieſer widmet Marſhall ein eigenes Kapitel (III. Buch, 4. Kapitel). 
Freilich erſcheint bei ihm der Sachverhalt dadurch verdunkelt, daß 
er die Geſamtnachfrage einer Mehrzahl von Käufern im Auge hat. 
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Auch Wickfell hat die Einwendung der mangelnden Elaſtizität der 
Bedürfniſſe gekannt. Er führt an (S. 122), daß es oft geſchieht, 
daß, auch wenn es ſich um Waren handelt, die ihrer phyſiſchen Be⸗ 
ſchaffenheit nach durchaus teilbar ſind, die Konſumtion des Einzelnen 
ſich keineswegs mit jeder Veränderung des Preiſes ausdehnt oder 
einſchränkt. Er verweiſt insbeſondere auf die Bemerkung von Adam 
Smith, daß das Nahrungsbedürfnis des Menſchen durch den Raum⸗ 
inhalt des Magenſackes begrenzt ſei. Geſamtnutzen ſowohl wie 
Grenznutzen könnten diskontinuierliche Quantitäten ſein, ſo daß 
der letztere, nachdem er einen ſehr hohen Wert beſeſſen hat, plötzlich 
auf Null ſinkt. Gleichwohl hält Wickſell dieſen Einwand nicht für 
ausſchlaggebend. Die hauptſächlichſten Nährſubſtanzen, Eiweiß, Fett 
und Kohlehydrate, ſeien, jagt er, wenn auch in verſchiedener Pro- 
portion, in den meiſten Nahrungsmitteln zu finden. Allein dem iſt 
zu entgegnen, daß das doch ſicher kein Einwand gegen die Tatſache 
iſt, daß man von gewiſſen Nahrungsmitteln nur gewiſſe Mengen, 
und dieſe ſehr ſtark begehrt, worauf das Begehren abbricht. Bei⸗ 
ſpiel: Brot, Salz, und fo ſtufenweiſe faſt alle Nahrungsmittel, nur 
daß das Abbrechen bei einer ſpäteren Stufe der Befriedigung ein⸗ 
tritt wie bei Butter, Eier, Zucker uſw. Dann weiſen auch die ge⸗ 
wöhnlichſten Nahrungsmittel nach Wickſell eine größere Menge ver⸗ 
ſchiedener Qualitäten auf, je nach dem Grade ihrer Leichtverdaulich⸗ 
keit, Wohlgeſchmacks, Haltbarkeit uſw. Nun iſt es zwar richtig, 
daß durch Qualitäts- und damit verbundene Preisunterſchiede die 
Kontinuität der Bedürfnisbefriedigung bei einer Güterart in gewiſſer 
Menge erſetzt werden kann. Statt einer größeren Menge einer 
Güterart, mit der ein zu geringer Grenznutzen verbunden wäre, 
könnte man bei Vermehrung der verfügbaren Mittel fortſchreitend 
beſſere Qualitäten anſchaffen, ſo daß durch den höheren Preis bei 
gleichbleibendem höheren Grenznutzen die Gleichheit der abgewogenen 
Grenznutzen mit anderen Güterarten wiederhergeſtellt werden könnte. 
Inſofern legt Mayer (a. a. O. S. 191) dem Hinweis auf die 
Qualitätsunterſchiede doch nicht die entſprechende Bedeutung bei. 
Die Widerlegung ergibt ſich vielmehr wieder durch den Hinweis auf 
die tatſächlichen Verhältniſſe. Dieſe zeigen uns, daß die Qualitäts⸗ 
unterſchiede in Wirklichkeit in keiner Weiſe ſo weit gehen, um die 
Gleichheit der gewogenen Grenznutzen auch nur annähernd in der 
Mehrzahl der Fälle herbeizuführen !. Denn zunächſt iſt zu berück⸗ 


1 Bgl. Wie ſer, Urſprung des wirtſchaftlichen Wertes, S. 148. 
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ſichtigen, daß die Qualitätsunterſchiede bei den wichtigſten Nahrungs⸗ 
mitteln doch nur ziemlich enge Grenzen aufweiſen. Bei Salz gibt 
es keine Qualitätsunterſchiede, ebenſowenig bei Zucker, kaum welche 
beim Hausbrot, das bei ſteigendem Wohlſtand nur teilweiſe durch 
Gebäck erſetzt wird, ſehr gering ſind die Unterſchiede bei Eiern, 
Butter, Milch. Soweit ferner Qualitätsunterſchiede beſtehen, ſind 
ſie bei den meiſten Güterarten nicht ſolche, d. h. mit höheren Preiſen 
ganz allmählich zunehmend, daß das Springen des Grenznutzens, 
alſo die Unſtetigkeit des Subſtitutionsverhältniſſes, ganz oder auch 
nur weſentlich verhindert würde. So ſehen wir, daß Qualitäts⸗ 
unterſchiede des Brotes — von Salz ſehen wir ganz ab — den 
Arbeiter nicht veranlaſſen, ſo lange beſſere Qualitäten von Brot zu 
kaufen, bis er um die letzten 50 h ſo wenig Brot erhält, daß der 
Grenznutzen gleich iſt dem einer Kinovorſtellung. Und ebenſo wird 
der Reichere von Fleiſch zwar beſſere Qualitäten anſchaffen als der 
Arme. Allein die Qualitätsunterſchiede des Fleiſches reichen nicht 
hin, um bei ihm den gewogenen Grenznutzen des Fleiſches dem 
Grenznutzen zum Beiſpiel eines Automobils gleichzuſtellen. Der 
gewogene Grenznutzen wird trotz der geſteigerten Qualität und des 
höheren Preiſes des Fleiſches, das der Reiche gegenüber dem Armen 
anſchafft, für den Reichen beim Automobil unendlich geringer ſein 
als beim Fleiſch. Wenn ſchließlich Wickſell darauf hinweiſt, daß 
Lebensmittel neben ihrer direkten Anwendung als menſchliche Speiſe 
auch diverſe indirekte Verwendungsarten haben, vor allem als Futter⸗ 
mittel für eßbare Tiere, für Zugtiere uſw., ſo erklärt dies vielleicht 
den Umſtand, daß die Nachfrage nach den Produktionsmitteln der 
Lebensmittel oder nach gewiſſen Lebensmitteln ſelbſt auf dem Markte 
trotz Unelaſtizität der Verwendung als Lebensmittel elaſtiſch fein 
kann — die Nachfrage nach Getreide bleibt in gewiſſen Grenzen noch 
elaſtiſch, auch wenn der Bedarf an Brot ſchon gedeckt iſt —, allein 
er beſeitigt nicht jene Tatſache, auf die allein es ankommt, daß das 
Verhältnis der Grenznutzen der einzelnen Güterarten beim Kon⸗ 
ſumenten in den weitaus meiſten Fällen ein durchaus verſchiedenes 
iſt vom Verhältniſſe des Preiſes der betreffenden Güterarten. 
Damit verlieren alle hierher gehörenden Verſuche, die Preis⸗ 
verhältniſſe zu erklären, mögen ſie nun Proportionalität von Preis 
und Grenznutzen oder Gleichheit des abgewogenen Grenznutzens 
oder Ausgleichung der Konſumgrenzerträge behaupten, ihre Grund⸗ 
lage. Alle dieſe Verſuche gehen ſtillſchweigend oder ausdrücklich von 
Vorausſetzungen aus, die in der Wirklichkeit nicht zutreffen, und ſo 


99 Oskar Engländer [724 


werden denn auch ihre Folgerungen von der Wirklichkeit in keiner Weile 
beſtätigt. Ihre Sätze erſcheinen zur Erklärung tatſächlicher Preis⸗ 
verhältniſſe unverwendbar. Daß dabei gewiſſe Preisverhältniſſe oder 
Grenzen von Preisverhältniſſen von Gütern verſchiedener Art auf 
der Subſtitutionsfähigkeit dieſer Güterarten beruhen, ändert nichts 
an dem grundſätzlichen Ergebniſſe, daß die Preisverhältniſſe der 
meiſten Güterarten dem Verhältniſſe der Grenznutzen der von be⸗ 
ſtimmten oder gar allen Wirtſchaften erworbenen Mengen dieſer 
Güterarten nicht entſprechen und ſich daher aus dieſem Verhältniſſe 
auch nicht erklären laſſen. 


V 


Nun noch einige Bemerkungen. Wir ſprachen von der Diskonti⸗ 
nuität der Bedürfniſſe nach den einzelnen Güterarten oder, anders 
ausgedrückt, von der Diskontinuität der an die einzelnen Stücke einer 
Güterart geknüpften Bedürfniſſe. Dieſe Diskontinuität widerſpricht 
nun nicht der Kontinuität in der Abnahme der Wichtigkeit, die den 
einzelnen aufeinanderfolgenden Geldeinheiten oder Beträgen in Hin⸗ 
blick auf die mit ihnen anzuſchaffenden Güter zukommt. Wir müſſen 
in dieſer Beziehung das Bernouilli⸗Benthamſche Geſetz einerſeits 
und das Goſſenſche Geſetz anderſeits, die ſich beide auf die relative 
Abnahme der Befriedigung bei gleichem Zuwachs an Befriedigungs⸗ 
mitteln beziehen, unterſcheiden. (Vgl. hinſichtlich dieſer Geſetze die 
angeführte Schrift von Kraus „Zur Theorie des Wertes, eine 
Bentham⸗Studie“, der auch die Belegſtellen entnommen ſind.) Ber⸗ a 
nouilli hat den Satz aufgeſtellt, daß das Glück in arithmetiſcher 
Progreſſion wachſe, wenn das Einkommen in geometriſcher Progreſſion 
zunimmt. Weſentlich vorſichtiger und damit richtiger hat Bentham, 
der den Satz Bernouillis nicht gekannt zu haben ſcheint, ſeinen Satz 
formuliert. Er behauptet nur, daß das Wachstum des Glückes 
gegenüber dem Gelde ein verzögertes ſei, ohne daß er eine Be⸗ 
hauptung in der Richtung aufſtellen würde, in welchem Maße es 
langſamer wachſe. „The quantity of happiness produced by a 
particle of wealth — each particle being of the same magni- 
tude — will be less and less at every particle“. Goſſen dann hat 
den Satz ausgeſprochen, „daß mit Vermehrung der Menge — scil. 
einer Güterart — der Wert jedes hinzukommenden Atoms fort⸗ 
während eine Abnahme erleiden müſſe bis dahin, daß derſelbe auf 
Null herabgeſunken iſt“, und „daß das erſte, was von einer Sache 
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Wert erhält, den höchſten Wert hat, jedes neu Hinzukommende von 
gleicher Größe einen minderen Wert, bis zuletzt Wertloſigkeit ein⸗ 
tritt“). Ahnliche Formulierungen finden wir dann bei Jevons, 
Menger, Marſhall. Der Bernouilli⸗Benthamſche Satz nun bezieht 
ſich auf eine Zunahme des Geldes einerſeits, des allgemeinen Standes 
der Befriedigung anderſeits. Das Goſſenſche Geſetz hingegen bezieht 
ſich auf die Zunahme der innerhalb der einzelnen Güterarten er⸗ 
langten Befriedigung. Das hat einen weſentlichen Unterſchied beider 
Geſetze zur Folge, und zwar eben den der Kontinuität und Dis⸗ 
kontinuität. Die Genußabnahme nach dem Goſſenſchen Geſetz iſt 
— entgegen dem Standpunkte Goſſens ſelbſt — eine diskontinuierliche 
und zwar im Hinblick auf das gegenſeitige Rangverhältnis von 
Gütern verſchiedener Art. Dieſes Rangverhältnis von Gütern ver⸗ 
ſchiedener Art iſt, wie erwähnt wurde, zwar in gewiſſer Weiſe durch 
wechſelnde Subſtitutionsfähigkeit modifiziert, aber im allgemeinen 
doch ein ſolches, daß nach einer gewiſſen Befriedigung das Begehren 
nach einem Gute beſtimmter Art gegenüber dem Begehren nach einem 
Gute anderer Art zurücktritt, daß das Begehren nach Gütern ver⸗ 
ſchiedener Art in dieſer Weiſe gegenſeitig abwechſelt, ſpringt oder 
abbricht. Eben deshalb iſt das Begehren nach Gütern einer Art ein 
dis kontinuierliches, indem es jeweils von dem Begehren nach Gütern 
anderer Art unterbrochen wird. Daher iſt dann aber auch anderſeits 
die allgemeine Abnahme an Befriedigung bei Ausgabe weiterer Gelb: 
beträge eine kontinuierliche. Wir können uns den Unterſchied zwiſchen 
dem Bernouilli-Benthamſchen Geſetz und dem — richtig aufzu⸗ 
faſſenden — Goſſenſchen Geſetz dadurch anſchaulicher machen, daß 
wir der Vorzugsſkala III (Heft 2, S. 103) noch eine, die allgemeine 
Genußabnahme bedeutende Reihe hinzufügen. 


i r 
Wehn g .. „ | Dieeinetnen--Bofienföen- 


Reihen find diskontinuier⸗ 


Kleidung e a c. e lich, es fehlen in jeder 
Feinkoſe. d f . f 
Bücher e f Reihe beſtimmte Ränge 
(Buchſtaben), die letzte — 
a e Benthamſche — Reihe ift 
b e fTontinuierlich, alle Ränge 
allgemeiner Genuß : . . - . a de (Buchſtaben) ſind ver⸗ 
b e wmttreten. 
a e 


Daß nun in der Benthamſchen Linie der Rang der einzelnen Bedürfnis⸗ 
befriedigungen ein immer geringerer wird und trotz dieſer Abnahme 
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der Preis der einzelnen nacheinander angeſchafften Stücke nicht ver- 
hältnismäßig geringer wird, ſondern teils gleich bleibt — bei Gütern 
derſelben Art —, teils ſogar höher iſt als der der früher erworbenen 
Stücke, macht eben den eigentlichen Inhalt des Benthamſchen Ge⸗ 
ſetzes aus — verminderte Zunahme an Bedbürfnisbefriedigung bei 
gleicher Zunahme der Geldaufwendung. Worauf es uns hier an⸗ 
kommt, iſt, daß aus der kontinuierlichen Genußabnahme, die ſich 
nach dem Benthamſchen Geſetz ergibt, nicht auch auf eine kontinuier⸗ 
liche Genußabnahme nach dem Goſſenſchen Geſetz geſchloſſen werden 
darf l. | 

Zu bemerken wäre dabei noch, daß die Diskontinuität des Be⸗ 
dürfniſſes nach Gütern einer Art mit der Diskontinuität der Nach 
fragelinie nach Gütern dieſer Art, die das Preisangebot eines Käufers 
für ein Stück aus verſchiedenen Mengen dieſer Güterart darſtellt, 
nicht verwechſelt werden darf?, daß vielmehr beide Erſcheinungen 
zunächſt unabhängig nebeneinander beſtehen. Diskontinuität des 
Bedürfniſſes und Diskontinuität des Nachfragepreiſes iſt nicht das⸗ 
ſelbe. Die Nachfragelinie hinſichtlich Güter einer Art bleibt dis⸗ 
kontinuierlich, auch wenn das Bedürfnis nach Gütern der betreffenden 
Art ausnahmsweiſe einmal kontinuierlich if. Auch wenn das Be⸗ 
dürfnis nach einem beſtimmten Stücke einer Güterart unmittelbar 
auf das Bedürfnis nach einem vorhergehenden Stücke derſelben Güter⸗ 
art folgt, ohne durch das Bedürfnis nach einem Gute anderer Art 
unterbrochen zu ſein, bleibt die Nachfragefigur des betreffenden 
Käufers für die betreffende Güterart diskontinuierlich. Es wird eine 
kontinuierliche Mengenänderung des Angebotes der betreffenden Güter⸗ 
art eine diskontinuierliche Anderung der Preiswilligkeit des betreffen⸗ 
den Käufers für ein Stück aus der abzunehmenden Menge dieſer 
Güterart mit ſich bringen, demzufolge dann nicht jede Anderung 
des Preiſes eine Anderung der von dieſem Käufer nachgefragten 
Menge der Güterart herbeiführen, weil die Anderung der Preis- 
willigkeit bei Anderung der Menge trotz Kontinuität des Bedürfniſſes 
eben eine ſolche iſt, daß ſich ein Zwiſchenraum ergibt, innerhalb 
deſſen verſchiedene Preiſe öhne Anderung der Nachfrage möglich ſind. 
Iſt die Preiswilligkeit für ein Stück von 2 Stücken gleich 6 K, 
ſo kann die Preiswilligkeit für ein Stück von 3 Stücken auch bei 


1 Vgl. Ammon, a. a. O. S. 394. 
2 Bol. hierzu meinen Auffa „Fragen des Preiſes, II. Teil“, in dieſen 
Jahrbüchern XLIII. Jahrgang, S. 186 (1398). 
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kontinuierlichem Bedarf höchſtens 4 K betragen. Bei einem Preiſe 
von 5 K werden dann wie bei einem Preiſe von 6 K nur 2 Stücke 
nachgefragt. Trotz kontinuierlichen Bedarfes iſt die Nachfragelinie 
diskontinuierlich. Die Diskontinuität der Nachfragelinie iſt alſo mit 
der Diskontinuität des Bedürfniſſes weder identiſch noch auch durch 
ſie unmittelbar bedingt. Daß dabei freilich die Diskontinuität des 
Bedürfniſſes nach Gütern einer Art die Geſtaltung der Nachfrage⸗ 
linie weſentlich im Sinne einer Verſchärfung ihrer Diskontinuität beein⸗ 
flußt, ändert nichts an dem grundſätzlichen Ergebniſſe. Die mangelnde 
Kontinuität der Nachfrage des einzelnen Individuums hat Caſſel mit 
Entſchiedenheit betont. (Preislehre, Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft, 
55. Jahrgang, S. 415 ff.) Freilich unterſcheidet er entſprechend 
ſeinem Standpunkte nicht zwiſchen Diskontinuität der Nachfrage und 
Diskontinuität des Bedürfniſſes. 

Nunmehr wollen wir auf Ausführungen eingehen, die ſich in 
einer Kritik des Liefmannſchen Geſetzes des Ausgleiches der Grenz⸗ 
erträge von Karl Englis finden. („Das Liefmannſche Geſetz des 
Ausgleiches der Grenzerträge in der Konſumwirtſchaft“ von Profeſſor 
Dr. Karl Englis. Conrads Jahrbücher, III. Folge, 54. Band, 
S. 385 ff.) Englis weiſt zunächſt den Fehler nach, den Liefmann 
bei Beſtimmung des Wertes der Geldeinheit begeht, indem er ſowohl 
Geldvorrat als auch Wert der Geldeinheit in ſeinen Beiſpielen will⸗ 
kürlich anſetzt, obwohl nach Liefmanns eigener Lehre aus Vermögen, 
Preis der Güter und Rang der Bedürfnisbefriedigungen ſich auch 
der Wert der Geldeinheit ergeben muß. Englis ſelbſt verläßt die 
Konſtruktion eines Wertes der Geldeinheit, indem er feſtſtellt, daß 
man bei gegebenen Bedürfniſſen, Preiſen und verfügbarer Geldmenge 
die zu realiſierenden Käufe ohne Kenntnis der Wertſchätzung der 
Geldeinheit beſtimmen könne, und zwar ſollen ſich nach Englis die 
Käufe in folgender Weiſe vollziehen: „Der Wirtſchaſter, der feine 
Bedürfniſſe und die Marktpreiſe kennt, wird mit ſeinem Geldvorrat 
den größtmöglichen Nutzen vom Markte davonzutragen beſtrebt fein. 
Das erzielt er dann, wenn er für jede Geldeinheit den größten 
ſubjektiven Nutzen kauft. Er muß daher für alle in Betracht kommen⸗ 
den Käufe den für jede einzelne Geldeinheit entfallenden ſubjektiben 
Nutzen, alſo den relativen, auf die Preiseinheit entfallenden Nutzen 
kennen. So entſteht ihm für die möglichen Käufe der gebrauchten 
Güter eine Reihe, in welcher jeder folgende Kauf im Verhältnis 
zum Preis einen kleineren relativen Nutzen aufweiſt als der voran⸗ 
gehende. Davon wird der Wirtſchafter die relativ nützlichſten Käufe 
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realiſieren, ſoweit das Geld reicht.“ Dazu führt Englis folgende 
Tabelle an: 


— — — 


Abſoluter 
Nutzen 


Nach dem jeweiligen 
Kauf verbleibt ein 
Geldvorrat von 


Relativer 


K 
ie Nutzen 


0 2 5 14 
5 1 5 13 
8 2 4 11 
8 2 4 9 
4 1 4 8 
6 2 3 6 
3 1 3 5 
4 2 2 3 
4 2 2 1 
2 1 2 0 
2 2 1 — 
2 2 1 — 
1 1 1 — 


Dieſe Tabelle iſt, wie Englis bemerkt, die Anwendung einer 
Tabelle Liefmanns, nur daß als Koſten ſtatt der Werteinheiten Preis⸗ 
einheiten geſetzt ſind. 

Gegenüber dieſem Gedankengang iſt darauf zu verweiſen, was 
oben über die eigentümliche Natur des Vorziehens als pſychiſches 
Phänomen auf Grund der Lehre Franz Brentanos bemerkt wurde, 
insbeſondere darauf, daß das Vorziehen nicht mit einer größeren 
Intenſität des Begehrens verwechſelt werden darf. Rangunterſchiede 
der Bedürſniſſe find keine Intenſitätsunterſchiede des Liebens, Wertens, 
Begehrens. Berückſichtigen wir dies, ſo ergibt ſich uns, daß die 
obige Tabelle mit ihren Intenſitätszahlen grundſätzlich verfehlt iſt. 
Englis führt zu dieſer Tabelle aus: „Das Luſtgefühl läßt ſich ab⸗ 
ſolut nicht meſſen. Es iſt auch nicht notwendig; wir brauchen nur 
die Luft: und Mluftgefühle untereinander zu vergleichen, was jeder 
Wirtſchafter macht. Nur zu dieſem Zwecke wird das Luſt⸗ und 
Unluſtgefühl ziffermäßig veranſchaulicht. Sage ich zum Beiſpiel, 
daß der Nutzen des erſten Gutes A 10 iſt, ſo iſt damit nur ſo viel 
geſagt, daß es mir ein Luſtgefühl von 10 Intenſitäten (deren jede 
abſolut unmeßbar iſt) verurſacht. Sage ich nun, daß mir das erſte 
Gut A einen Nutzen von 10, das erſte Gut C einen Nutzen von 5 
gibt, ſo weiß ich zwar über die abſolute Höhe des Nutzens in beiden 
Fällen nichts, ich weiß aber, daß der Nutzen vom erſten A doppelt 
ſo hoch iſt wie jener vom erſten C, und das genügt.“ Nur der 
erſte Satz dieſer Ausführung iſt richtig. Richtig iſt, daß ſich Luſt⸗ 
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gefühle nicht meſſen laſſen, und daß dem Wirtſchafter das Vergleichen 
genügt. Unrichtig hingegen iſt die Annahme, daß ſich bei einem 
jeden Werte als ſolchem Intenſitätseinheiten unterſcheiden ließen, und 
daß ſich aus dem Unterſchiede der Anzahl von Intenſitätseinheiten 
ein zahlenmäßiges Verhältnis der Werte ergäbe, von dem ſich der 
Wirtſchafter leiten laſſe. Dies iſt, als dem pſychologiſchen Sach⸗ 
verhalte widerſprechend, grundſätzlich abzulehnen. Es kann daher 
auch nicht richtig ſein, wenn Englis bei Erwerbung eines einzelnen 
Gutes um mehrere Geldeinheiten von dem auf die Geldeinheit ent⸗ 
fallenden Nutzen, ausgedrückt in einer Anzahl von Intenſitätseinheiten, 
ausgeht. Denn der Nutzen eines Gutes läßt ſich überhaupt nicht 
und insbeſondere nicht in der Weiſe teilen, daß der auf eine Geld⸗ 
einheit entfallende Teilnutzen in Intenſitätseinheiten ermittelt werden 
könnte. Der Sachverhalt iſt vielmehr der folgende. Der Käufer 
verwendet die ihm zur Verfügung ſtehenden Geldmittel ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Preis der Güter zur Anſchaffung von Gütern erſter 
Ordnung nach dem Range der von dieſen Gütern abhängigen Be⸗ 
dürfniſſe, derart, daß nach Maßgabe der vorhandenen Mittel immer 
zunächſt das wichtigere und dann das minder wichtige Gut der Reihe 
nach ſo lange angeſchafft werden, bis die, zur Verfügung ſtehenden 
Geldmittel erſchöpft ſind. Die Ausnahme, die ſich bei Aufwendung 
echter Koſten ergibt, haben wir ſchon erwähnt, ebenſo, daß ſie in⸗ 
ſofern nicht in Betracht kommt, als die Aufwendung von Geld keine 
echten Koſten darſtellt. Hingegen iſt wichtig, daß der Wirtſchafter 
mehrere Güter, jedes einzelne geringeren Ranges, zuſammen vor 
einem Gute höheren Ranges erwirbt, falls die Summe oder das Viel⸗ 
fache der Güter geringeren Ranges den höheren Rang des anderen 
Gutes übertrifft. Es trifft alſo nicht unbedingt zu, daß die Güter 
erſter Ordnung von einer Wirtſchaft nacheinander ſtets nach der 
Reihenfolge des Ranges erworben werden, ſo daß die Wirtſchaft, 
wenn ſich ihre Mittel vermehren, immer nur in die Lage käme, 
weitere minder wichtige Bedürfniſſe zu befriedigen. Es kann viel⸗ 
mehr unter Umſtänden ein Bedürfnis höheren Ranges vor der Be⸗ 
friedigung von Bedürfniſſen geringeren Ranges ausfallen, weil ſeine 
Befriedigung ſo viel koſtet, als Güter minderen Ranges, die zuſammen 
den höheren Rang übertreffen. Allein man darf dieſer Störung der 
Befriedigung nach der Reihenfolge des Ranges kein zu großes Ge⸗ 
wicht beilegen. Denn ſie ſetzt voraus, daß das Gut höheren Ranges 
ſo teuer oder teuerer iſt, wie mehrere Güter geringeren Ranges zu⸗ 


ſammen, ein Preisverhältnis, das doch nur ausnahmsweiſe, jeden⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 7 
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falls aber nicht notwendig zutrifft. Auch inſofern entſprechen die 
von Liefmann und Englis gewählten Tabellen nicht der Wirklichkeit, 
als ſie allgemein einen höheren Preis des Gutes höherer Wichtigkeit 
annehmen. Es iſt alſo der Satz, daß das Wirtſchaftsſubjekt ſeine 
Bedürfniſſe ohne Rückſicht auf den Preis der Reihenfolge des Ranges 
nach befriedigt, in Hinblick auf die Möglichkeit der Aufwiegung 
eines Gutes höheren Ranges durch mehrere Güter geringeren Ranges 
zwar nicht als unbedingt gültiges Geſetz, wohl aber als eine im 
allgemeinen zutreffende, wenn auch Ausnahmen aufweiſende Regel 
anzuſehen. Jedenfalls richtet ſich aber die Reihenfolge der Anſchaffung 
nicht, wie Englis annimmt, nach dem relativen auf die Preiseinheit 
bezogenen Nutzen, den es gar nicht gibt, ſondern die Reihe der 
ſukzeſſiv vorzunehmenden Käufe richtet ſich nach dem abſoluten Nutzen 
oder richtiger dem Range der Bedürfnisbefriedigungen, wenn auch 
unter Umſtänden die Befriedigung eines Bedürfniſſes höheren Ranges 
vor der eines Bedürfniſſes geringeren Ranges ausfallen kann. 
Englis anerkennt weiter auch noch ein Geſetz des Ausgleiches, 
nur iſt es bei ihm kein Geſetz des Ausgleiches der Grenzerträge wie 
bei Liefmann, ſondern entſprechend ſeinem Standpunkte ein Geſetz 
des Ausgleiches der relativen Mindeſtnutzen der Preiseinheit. „Der 
relative Nutzen der Preiseinheit des letztgedeckten Kaufes bildet eine 
Grenze. Kein gedeckter Kauf kann einen geringeren relativen Nutzen 
als dieſen aufweiſen. Kein ungedecktes Bedürfnis kann einen größeren 
relativen Nutzen verſprechen. Sofern die Bedürfniſſe eine ſukzeſſive 
Befriedigung geſtatten, ſo werden alle bis zu dieſer Grenze befriedigt. 
So können wir analog wie Liefmann von dem Geſetz des Aus⸗ 
gleiches des relativen Mindeſtnutzens der Preiseinheit ſprechen.“ 
Von dieſer Beweisführung iſt wieder nur der Vorderſatz richtig, 
wenn man dabei noch von dem relativen Nutzen abſieht. Es iſt 
richtig, daß bei keiner Güterart der letzte gedeckte Kauf einen ge⸗ 
ringeren Nutzen verſprechen darf als der erſte ungedeckte Kauf bei 
einer anderen Güterart. Allein die Notwendigkeit eines Ausgleiches 
des relativen Nutzens der Preiseinheit ergibt ſich hieraus keineswegs, 
auch wenn wir die Möglichkeit eines relativen Nutzens der Preis⸗ 
einheit zugeben würden. Um einen ſolchen Ausgleich herbeizuführen, 
genügt auch nicht, wie Englis annimmt, die Möglichkeit der ſukzeſſiven 
Bedürfnisbefriedigung. Das ſehen wir aus der Tabelle Englis' 
ſelbſt. In dieſer Tabelle ergibt ſich zwar bei Annahme eines ver⸗ 
fügbaren Vermögens von 16 beim Abſchluß ein Ausgleich der 
relativen Nutzen (2 — 2 — 2), allein das iſt nur auf die beſondere 
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Konſtruktion des Beiſpiels zurückzuführen. Nehmen wir auch nur 
den Geldvorrat irgendwie anders an, zum Beiſpiel ſtatt mit 16 
mit 15 oder 17, ſo verſchwindet der Ausgleich der relativen Nutzen 
fogleich. Um jo mehr verſchwindet er dann aber, wenn wir mit dem 
Abbrechen von Bedürfniſſen ſowie damit rechnen, daß, auch wenn 
Bedürfniſſe einer Art ſukzeſſive Befriedigung geſtatten, ſie ſich doch 
zu Bedürfniſſen anderer Art ganz unregelmäßig verhalten. So läßt 
ſich auch der Ausgleich im Sinne Englis' nur aufrechterhalten, wenn 
man bei allen Bedürfniſſen jeder Art, die zur Befriedigung gelangen, 
eine gleichmäßige ſtetige Abnahme des Ranges annimmt, eine An⸗ 
nahme, die, wie wir oben nachzuweiſen unternahmen, mit den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen in keiner Weiſe übereinſtimmt. 

Bei Eßlen finden wir in dem Aufſatze: „Nutzen und Koſten als 
Grundlage der reinen Wirtſchaftstheorie“ in dieſen Jahrbüchern, 
XLII. Jahrgang, S. 277, die Behauptung, daß die Tendenz zum Aus⸗ 
gleiche der Grenzerträge durchaus zuzugeben iſt, jedoch mit dem Zu⸗ 
ſatze, daß außer dem Beſtreben, ſich auszugleichen, die Grenzerträge 
auch die Neigung aufweiſen, zu verſchwinden. In der als ent⸗ 
wicklungslos vorausgeſetzten, der ſogenannten ſtatiſchen Wirtſchaft 
werde der Ausgleich der Grenzerträge in der Weiſe ver⸗ 
wirklicht, daß ſie alle Null werden. Dazu bringt Eßlen folgende 
Begründung: „Wir ſchätzen jedes beliebige einzelne Stück eines Güter⸗ 
vorrates nach der Dringlichkeit jener letzten Bedürfnisregung, zu der 
wirtſchaftlicherweiſe noch eines derſelben verwendet werden darf 
Soweit wir nun mit den einzelnen Stücken eines Gütervorrates 
dringendere Bedürfniſſe befriedigen als die an der Grenze 
zwiſchen Befriedigung und Nichtbefriedigung ſtehenden, erzielen wir 
einen Überſchuß an Nutzen über den die Wertſchätzung jedes einzelnen 
Stückes des Gütervorrates beſtimmenden Grenznutzen hinaus. Das 
iſt das, was Liefmann Ertrag nennt ... Es iſt ohne weiteres ein⸗ 
leuchtend, daß man für jedes weiter erworbene Stück ein und der⸗ 
ſelben Güterart nur einen immer geringer werdenden Preis ſchlimmſten 
Falles zu zahlen bereit iſt, bis, wenn die Kurve des betreffenden Be⸗ 
dürfniſſes ſich ſtetig, d. h. ohne Sprünge, ſenkt, mit dem letzten noch 
erworbenen Stücke der Indifferenzpunkt erreicht iſt. Es fallen 
hier höchſter Preis, den man alſo ſchlimmſten Falles für dieſes Stück 
zu zahlen bereit iſt, und tatſächlich gezahlter Preis, d. h. Marktpreis, 
zuſammen. Grenzrohertrag und Grenzkoſten halten einander die 
Wage, der Grenzreinertrag iſt gleich Null.“ Auch dieſe Schluß⸗ 
folgerung ſteht und fällt wieder mit der wie ſelbſtverſtändlich ein⸗ 
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geſchalteten Vorausſetzung, „wenn die Kurve des Bedürfniſſes ſich 
ſtetig ſenkt“. Mit dieſer Vorausſetzung fällt ſowohl der Ausgleich 
an ſich als auch die beſondere Behauptung, daß ſich der Ausgleich 
in einem Verſchwinden des Reinertrages überhaupt ausdrücke, wobei 
wir, wie nochmals bemerkt ſei, Reinertrag immer nur im 
Sinne eines unechten Reinertrages, d. h. gegenüber unechten Koſten 
aufzufaſſen haben. Was das Verſchwinden dieſes unechten Rein⸗ 
ertrages anbelangt, fertigt Eßlen den Einwand Liefmanns, daß für 
den Ertrag nicht der mit der letzten Einheit erlangte, ſondern ein 
kleinerer, mit einer weiteren Einheit zu erlangender Nutzen maßgebend 
ſei, mit dem Hinweis auf die Anfangsgründe der höheren Mathe⸗ 
matik ab, wonach der Ausdruck, der Ertrag werde gleich Null, dahin 
zu verſtehen iſt, daß wir uns ihn der Null nähernd denken. Allein 
auch hier überſieht Eßlen wieder, daß die Grundvorausſetzung für 
die betreffenden Sätze der höheren Mathematik die ſtetige Abnahme 
bildet, die bei Bedürfniſſen nicht gegeben iſt. So erſcheint uns in 
dieſem Punkte weder die Kritik Eßlens gegenüber Liefmann noch auch 
ſeine eigene Lehre als zutreffend. 

Wir handelten bisher immer nur von den Konſumerträgen. Nun 
wollen wir auch noch kurz die Erwerbserträge heranziehen. Liefmann 
wollte auf dem Gedanken des Ausgleiches der Erträge ein ganzes 
Syſtem auſbauen, indem er Konſumgrenzerträge und Erwerbsgrenz⸗ 
erträge miteinander in Verbindung ſetzte. Da nun der Konſumgrenz⸗ 
ertrag als gleicher Ertrag nicht beſteht — er kann innerhalb einer 
Wirtſchaft, wie wir geſehen haben, bei den verſchiedenen Güterarten 
die verſchiedenſte Größe annehmen, um ſo mehr dann im Verhältniſſe 
verſchiedener Wirtſchaften —, und da ferner der Konſumgrenzertrag 
gar kein echter Ertrag iſt, alſo bei einer Wirtſchaft auch dauernd 
Null ſein kann, erübrigt jede Zurückweiſung eines Parallelismus von 
Konſumertrag und Erwerbsertrag, welch letzterer als echter Ertrag 
dauernd immer pofitiv ſein muß, alſo nicht dauernd auf Null fallen 
kann, ob nun Arbeit oder Geld im Erwerbe eingeſetzt werden. Was 
nun dieſen letzteren Umſtand betrifft, wäre eine Annahme Wickſells 
richtigzuſtellen. Wickſell behauptet (a. a. O. S. 125), der Zu⸗ 
ſchuß an Nutzen am Tauſchmarginal ſei gleich Null, was in genauer 
Übereinftimmung mit dem Kriterium ſtehe, wodurch ſich in der Mathe⸗ 
matik das Eintreten eines Maximal(bzw. Minimal⸗) wertes kenn⸗ 
zeichne. Dem iſt zu entgegnen, daß die Behauptung trotz der Über⸗ 
einſtimmung mit einem mathematiſchen Lehrſatze doch nicht richtig 
iſt, ſoweit man echten Tauſch im Auge hat. Der Zuſchuß am 
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Tauſchmarginal kann nicht Null oder eine unendlich kleine Größe 
ſein. Denn dann würde der Marginaltauſch, der Grenztauſch, nicht 
vorgenommen werden. Auch der Grenztauſch muß dem Tauſchenden 
einen motivierenden Vorteil in Ausſicht ſtellen, auch bei ihm muß 
ein Vorzug des zu Empfangenden gegenüber dem Hinzugebenden in 
Ausſicht ſtehen, und zwar ein Vorzug, der motivierend wirkt, der alſo 
grundſätzlich nicht unendlich klein fein kann. Der Reinertrag (Nutzen 
gegenüber Koſten) muß auch beim Tauſchmarginal eine poſitive 
Größe ſein!, ſoweit wir einen ſolchen Ausdruck auf eine Vorzüglich⸗ 
keit anwenden können, was freilich nur in ganz uneigentlichem Sinne 
geſchehen darf. Das gilt nun aber nur für den wirklichen echten 
Tauſch, das iſt die Hingabe eines Gutes, das man unmittelbar ſchätzt, 
für ein Gut, das man gleichfalls unmittelbar ſchätzt. Schon an 
einer anderen Stelle wurde betont, daß man dieſem Tauſch den Ein⸗ 
und Verkauf von Gütern um Geld nicht gleichſetzen dürfe, da man ſich 
hierdurch die Einſicht in die eigentlichen Probleme der Preisbildung 
in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft von vornherein 
entziehe (vgl. meinen Aufſatz: Fragen des Preiſes, I. Teil, in dieſen 
Jahrbüchern, XLIII. Jahrgang, S. 127 und 157). Fragen wir nun 
nach dem grundlegenden Unterſchied von Tauſch und Kauf, ſo haben 
wir ihn nicht etwa mit Marſhall (a. a. O. S. 350) darin zu ſuchen, 
daß beim Ein- und Verkauf im allgemeinen mit Recht, beim Tauſch 
dagegen allgemein nicht mit Recht angenommen werden darf, daß 
der Grenznutzen eines der gehandelten Güter in Wirklichkeit beſtändig 
iſt. Der Unterſchied iſt vielmehr der, daß beim Ein⸗ und Verkauf 
wenigſtens einem der gegenüberſtehenden Güter bei beiden Parteien 
ein ſubjektiver Wert überhaupt nicht zukommt, ſo daß bei dieſem 
Gute, dem Gelde, auch von einem Grenznutzen keine Rede ſein kann. 
Wollen wir nun trotzdem unter den Kaufhandlungen der Verkehrs⸗ 
wirtſchaft ſolche ſuchen, die gewiſſe Analogien mit dem Naturaltauſch 
aufweiſen — denn dieſem ſelbſt kommt für die Verkehrswirtſchaft 
irgendeine Bedeutung nicht zu —, ſo werden wir als gemeinſames 
Kennzeichen die Notwendigkeit eines Vorteiles am Marginal aufzu⸗ 
faſſen haben. Von dieſem Geſichtspunkte aus wäre in der Verkehrs⸗ 
wirtſchaft eine Analogie zum Tauſche überall dort gegeben, wo echte 
Koften aufgewendet werden. Denn das Charakteriſtiſche der echten 
Koſten iſt ja eben, daß ihre Aufwendung einen Vorteil gegenüber 
der Nichtaufwendung verſprechen muß. Echte Koſten in der Ver⸗ 
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kehrswirtſchaft ſind, wie wir geſehen haben, Aufwendung von Geld 
zu Erwerbszwecken und Aufwendung von Arbeit im Erwerbe. Für 
dieſe Handlungen, bei denen wir ſo eine Analogie zum Naturaltauſch 
finden, hat die Feſtſtellung, daß der Zuſchuß an Nutzen am Marginal 
eine poſitive Größe ſein muß, beſondere Bedeutung. Es iſt unrichtig, 
anzunehmen, daß der Arbeiter ſo lange arbeitet, bis die Unluſt der 
letzten Arbeitsſtunde von dem Werte der um den Lohn dieſer Stunde 
anzuſchaffenden Güter eben gerade aufgewogen wird. Vielmehr 
arbeitet der Arbeiter, ſoweit ihm die Beſtimmung ſeiner Arbeitszeit 
freiſteht, nur ſo lange, als der Wert des letzten Teiles Arbeitslohnes 
die Unluſt der letzten Arbeitsleiſtung überwiegt, und zwar in einer 
Weiſe überwiegt, daß dieſes Überwiegen als Motiv hinreicht, die 
letzte Arbeitsleiſtung zu übernehmen. Ebenſo wird, wenn wir Geld, 
für Erwerbszwecke aufgewendet, als Kapital bezeichnen, der Kapitaliſt 
nicht ſo viel Kapital anwenden, bis ihm der letzte Kapitalteil keinen 
oder nur einen ganz geringen Nutzen trägt, vielmehr muß auch die 
Anwendung des letzten Kapitalteilchens dem Kapitaliſten einen Vor⸗ 
teil in Ausſicht ſtellen, groß genug, um ihn zur Anwendung dieſes 
Kapitalteilchens zu veranlaſſen. Hieraus aber ergibt ſich weiter, 
daß die Erklärung der Einkommenszweige und ihrer Größe durch 
das Grenzprodukt der Produktionsfaktoren — eine Lehre, die nach 
Schumpeter (Dogmengeſchichte, S. 122) in der amerikaniſchen, eng; 
liſchen, franzöſiſchen und italieniſchen Literatur zu einem der Dis⸗ 
kuſſion entzogenen Gemeinplatz geworden iſt — ſehr weſentlichen 
Bedenken unterliegt. Der Arbeitslohn kann nicht der Produktivität 
des letzten Arbeitsteilchens gleichkommen. Er muß hinter ihr zurück⸗ 
bleiben, denn würde die Aufwendung der letzten Arbeitseinheit dem 
Unternehmer nicht mehr tragen als eben den Erſatz des Arbeits⸗ 
lohnes, ſo hätte der Unternehmer kein Intereſſe, dieſe Arbeitsleiſtung 
vornehmen zu laſſen. Doch das nur nebenbei. Uns kommt es jetzt 
darauf an, feſtzuſtellen, daß beim Erwerbe ein poſitiver Vorteil auch 
am Marginal in Ausſicht ſtehen muß, und daß wir inſofern die 
Erwerbshandlungen in eine gewiſſe Parallele zum Naturaltauſch 
ſtellen können, obſchon ihnen ein weſentliches Merkmal des Natural⸗ 
tauſches fehlt, die unmittelbare Schätzung des Hingegebenen und 
des Empfangenen. 

Es handelt ſich nun darum, den Widerſpruch zwiſchen dem 
Satze, daß am Marginal beim Tauſch und bei Erwerbshandlungen 
ein Vorteil gegeben ſein muß, und dem mathematiſchen Satze, daß 
bei einer Maximation unter Annahme einer Kontinuität, die wir 
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jetzt zugeben wollen, der letzte Zuwachs unendlich klein ſein muß, 
aufzuklären. Der mathematiſche Satz iſt natürlich richtig. Soll 
ein möglichſt großer Geſamtreinerfolg erzielt werden, muß jede 
Handlung vorgenommen werden, die einen wenn auch noch jo ge: 
ringen Zuſatz an Reinerfolg verſpricht. Das muß bei entſprechender 
Kontinuität der Abnahme der Reinerträge — aber auch nur bei‘ 
dieſer — dazu führen, daß der letzte Reinertrag ein unendlich kleiner 
wird und doch noch angeſtrebt wird. Wie iſt dies mit dem entgegen⸗ 
geſetzten Verhalten der Wirtſchaft in Einklang zu bringen, daß auch 
die letzte wirtſchaftliche Handlung einen reinen Erfolg beſtimmter 
Größe verſprechen muß? Die Löſung iſt eine einfache. Man darf 
Das wirtſchaftliche Prinzip, wie wir bereits oben betont haben, nicht 
als Streben nach einem größtmöglichen Geſamtreinerfolg aller wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlungen überhaupt, alſo der ganzen Wirtſchaft, auf⸗ 
faſſen und definieren. Das wirtſchaftliche Prinzip iſt zunächſt 
Streben nach Vorteil, ſodann Streben nach größtmöglichem Vorteil, 
aber nur bei jeder einzelnen für ſich vorzunehmenden wirtſchaftlichen 
Handlung. Die Geſamtheit der wirtſchaftlichen Handlungen kommt 
nur ſo weit in Betracht, daß durch eine beſtimmte wirtſchaftliche Hand⸗ 
lung ein Erfolg nur angeſtrebt wird, wenn nicht durch eine andere 
wirtſchaftliche Handlung an Stelle dieſes ein beſſerer Reinerfolg er⸗ 
zielt werden kann. Das erſte bleibt aber immer, daß bei jeder 
wirtſchaftlichen Handlung ein motivierender reiner Erfolg erwartet 
werden muß, damit ſich das Wirtſchaftsſubjekt zur Vornahme der 
Handlung entſchließe. Wir ſehen übrigens hier wieder, wie vorſichtig 
man bei Anwendung mathematiſcher Sätze in der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu fein hat. Auch die ſchönſte Übereinftimmung eines volks⸗ 
wirtſchaftlichen Lehrſatzes mit einem Satze der Mathematik iſt kein 
Beweis für die Richtigkeit des volkswirtſchaftlichen Satzes und kann 
die unmittelbare — in dieſem Falle pſychologiſche — Beobachtung 
der tatſächlichen Verhältniſſe und Überprüfung der Ergebniſſe an 
dieſen nicht erſetzen. Ergibt ſodann die Beobachtung, daß der volks⸗ 
wirtſchaftliche Satz nicht richtig iſt, wird hierdurch ſelbſtverſtändlich 
der mathematiſche Satz noch nicht unrichtig. Wohl aber muß dies 
zu der Erkenntnis führen, daß der mathematiſche Satz von An⸗ 
nahmen ausgeht, die für den volkswirtſchaftlichen Satz nicht zutreffen. 
Ein Beiſpiel hierfür ergab uns die Annahme einer vollkommenen 
Kontinuität der Bedürfniſſe, die zu Formeln führt, deren tatſächliche 
Anwendbarkeit höchſt zweifelhaft iſt. Ein anderes Beiſpiel ergibt 
uns jetzt das Verhältnis des wirtſchaftlichen Prinzips zu dem mathe⸗ 
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matiſchen Satze vom Maximalwert. Da das Verhalten des Wirt: 
ſchaftsſubjektes mit Folgerungen aus dem Satze vom Maximalwert 
nicht übereinſtimmt — es werden nur Teilerfolge gewiſſer Größe 
und nicht auch unendlich kleine Teilerfolge angeſtrebt —, muß eben 
die Auffaſſung des wirtſchaftlichen Prinzips als Anſtreben eines 
Maximalwertes aufgelaſſen und das wirtſchaftliche Prinzip als An⸗ 
ſtreben eines höchſtmöglichen Erfolges bei jeder einzelnen wirtſchaft⸗ 


lichen Handlung aufgefaßt werden, wobei die Ausſicht auf einen 


motivierenden Erfolg die Vorausſetzung jeder einzelnen wirtſchaft⸗ 
lichen Handlung bildet. 

Wir ſagten, man könne im Hinblick auf wirtſchaftliche Hand⸗ 
lungen der Verkehrswirtſchaft von einer Analogie zum Tauſch nur 
dort ſprechen, wo echte Koſten in Betracht kommen, alſo bei eigent⸗ 
lichen Erwerbshandlungen. Hingegen ergibt ſich keine Analogie zum 
Tauſch beim Einkauf von Gütern für den eigenen Gebrauch, obſchon 
beim Kauf eines Gutes für den eigenen Gebrauch wenigſtens ſeitens 
einer der Parteien ein Gut — das zu kaufende — unmittelbar ge⸗ 
ſchätzt wird, während beim Tauſch beide Güter von beiden Parteien, 
bei den Erwerbshandlungen — ſoweit wir Einſatz von Geld in 
Betracht ziehen — aber keines der Güter von keiner der Parteien un⸗ 
mittelbar geſchätzt wird. Allein anderſeits fehlt bei dem Kaufe von 
Gütern erſter Ordnung um Geld das charakteriſtiſche Merkmal des 
Tauſches und der Erwerbshandlung, die Notwendigkeit eines Vor⸗ 
teiles, oder richtiger der Vorteil, der bei jeder wirtſchaftlichen Hand⸗ 
lung in Ausſicht ſtehen muß, iſt beim Einkauf von Gütern für den 
eigenen Gebrauch um Geld von vornherein gegeben, ſo daß die Frage 
hier nur die iſt, was und nicht ob gekauft werden ſoll, während 
beim Tauſch ebenſo wie bei eigentlichen Erwerbshandtungen die 
Frage des ob nicht zu umgehen iſt. Dabei darf man den Einkauf 
von Gütern für den eigenen Gebrauch nicht etwa dadurch dem 
Tauſche näher zu bringen verſuchen, daß man ihn als Schlußakt des 
Tauſches auffaßt, dem als erſter Teil der Verkauf von Gütern um 
Geld vorangegangen wäre. Man ſoll den Akt W—G—W, nicht als 
zuſammengeſetzten Tauſch bezeichnen. Denn durch das Zwiſchentreten 
des Geldes wird die beim Naturaltauſch gegebene unmittelbare Be⸗ 
ziehung zwiſchen W und W gelöſt und damit ein ganz neues Ele- 
ment, das für die Verkehrswirtſchaft charakteriſtiſch iſt, eingeführt. 
Durch Ausdehnung des Wortes Tauſch auf dieſen Tatbeſtand ergibt 
ſich keine Klärung, ſondern nur eine Verdunkelung, jedenfalls ein Grund, 
dieſe Redewendung vom wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch aus⸗ 
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zuſchließen. Aus dieſem Grunde halten wir auch die Verwendung 
des Ausdrudes „Tauſchvermittler“ oder „Tauſchmittel“ für Geld 
nicht für angemeſſen (wie zum Beiſpiel bei Menger im Art. Geld 
im H. W. d. St. W.). Verkehrsvermittler könnte man allenfalls noch 
ſagen, Tauſchvermittler nicht, denn was durch Vermittlung des 
Geldes zuftande kommt, iſt wohl ein Verkehrsakt, aber kein Tauſch 
und auch nichts, was einem Tauſch unmittelbar an die Seite geſtellt 
werden könnte. 

Auch die Wahl zwiſchen verſchiedenen Verwendungsarten eines 
Produktionsmittels iſt kein Tauſch. Das wäre wieder gegen Wickſell 
zu bemerken. Wickſell ſagt (a. a. O. S. 60): „Auch in der ge⸗ 
ſchloſſenen Wirtſchaft, zum Beiſpiel in der Finanzverwaltung des 
Staates oder der Gemeinde, ja ſchon in jedem individuellen Pro⸗ 
duktionsunternehmen oder in jedem konſumtiven Haushalte kommt 
unaufhörlich, wenigſtens in erweiterter Bedeutung des Wortes, ein 
Taufch vor, nämlich ein Austauſch oder eine Wahl zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Anwendungsweiſen desſelben Produktionsmittels bzw. Kon⸗ 
ſumtionsgegenſtandes oder zwiſchen verſchiedenen Mitteln zur Er⸗ 
reichung desſelben Zweckes.“ Allein tatſächlich handelt es ſich auch in 
dieſen Fällen nicht um einen Tauſch in erweiterter Bedeutung, denn 
es fehlt wieder das Erfordernis des beſonderen Vorteiles, das beim 
eigentlichen Tauſch vorliegt. Eigentlicher Tauſch iſt nicht die Wahl 
zwiſchen verſchiedenen Verwendungsmöglichkeiten, ſondern die Wahl 
zwiſchen der Beibehaltung eines Zuſtandes und ſeiner Anderung, 
zum Beiſpiel ob der Wirtſchafter eine Kuh, die er hat, behalten 
oder ob er fie gegen drei Schafe austauſchen ſoͤll. Hingegen iſt die 
Wahl zwiſchen Verwendungsmöglichkeiten, ob der Wirtſchafter Ge⸗ 
treide zu Brot oder zu Branntwein verwenden ſoll, oder auf die 
Verkehrswirtſchaft angewendet, ob er um Geld das eine oder das 
andere Gut anſchaffen ſoll, nicht eigentlicher Tauſch und auch nicht 
Tauſch in erweiterter Bedeutung. Beim echten Tauſch iſt im Hin- 
blick auf die echten Koſten ſtets ein Vorteil erforderlich. Der Vor⸗ 
teil an Tauſchmarginal kann nicht Null ſein. Bei der Wahl zwi⸗ 
ſchen Verwendungsmöglichkeiten hingegen iſt ein Vorzug der einen 
gegenüber der anderen nicht erforderlich. Der beſondere Vorteil bei 
der Grenzhandlung, der für die Wahl allein in Betracht kommt, kann 
auf Null herabſinken. 

Der beſondere Vorteil der Grenzhandlung, der Überſchuß über 
die unechten Koſten, kann ſowohl bei Tauſch und Erwerbshandlungen 
als auch bei wirtſchaftlichen Handlungen, die dem Tauſch nicht 
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gleichzuſtellen find, Null fein, er braucht aber nicht Null zu fein. 
Auf den Vorteil beim Erwerbe angewendet, heißt dies, daß ſich die 
Reinerträge der Erwerbshandlungen, die das einzelne Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt vornimmt, wohl ausgleichen können, aber nicht ausgleichen 
müſſen. In dieſer Beziehung iſt wieder darauf hinzuweiſen, daß 
das Wirtſchaftsſubjekt an der Ausgleichung der Reinerfolge der 
einzelnen Erwerbshandlungen kein wie immer geartetes Intereſſe 
beſitzt. Das Wirtſchaftsſubjekt hat nur das Intereſſe, keine günſtigere 
Erwerbsgelegenheit zugunſten einer minder günſtigen aufzugeben. 
Daß ſich hieraus nicht etwa von ſelbſt Ausgleichung der Reinerträge 
ergibt, haben wir bei den Konſumerträgen nachgewieſen. Nun finden 
wir aber im Gegenſatz zu den Konſumerträgen bei den Erwerbs⸗ 
erträgen tatſächlich einen Ausgleich oder wenigſtens einen annähern⸗ 
den Ausgleich in ſehr weitem Umfange. Wir müſſen dabei nur 
die einzelnen Erwerbsgattungen auseinanderhalten. Ein einheit⸗ 
licher Reinertrag aller Erwerbsarten auch nur als Grenzertrag iſt 
von vornherein unmöglich, da es ſich um Größen handelt, die unter⸗ 
einander überhaupt nicht vergleichbar ſind. Der Reinertrag einer 
Arbeitsleiſtung, das iſt der Vorzug des Wertes des Arbeitslohnes 
vor der Unluſt der Arbeitsplage, iſt mit einem Kapitalzins über⸗ 
haupt unvergleichbar, es ſind dies ganz inkommenſurable Größen. 
Was die Rente anbelangt, iſt ſie, ſoweit ſie Differentialrente iſt, 
gerade das Gegenteil von einem Ausgleich. Soweit ſie Seltenheits⸗ 
rente iſt, ergibt ſich ein Ausgleich nur im Bereiche der eben in Be⸗ 
tracht kommenden Güterart. Wir werden daher von einem Aus⸗ 
gleiche der Reinerträge nur innerhalb der einzelnen Erwerbsgattungen 
zu ſprechen haben. Es gleichen ſich die Arbeitslöhne in gewiſſem 
Umſange aus, ebenſo die Seltenheitsrenten innerhalb der betreffenden 
Güterarten, und am reinſten ergibt ſich die Ausgleichung wohl beim 
Geldkapitalzins. | 

Doch wie es ſich auch hinſichtlich der Ausgleichung der Erwerbs: 
erträge verhalten mag, hier handelt es ſich uns nicht um Erwerbs⸗ 
erträge, ſondern um Konſumerträge, d. h. die Erträge, die die ein⸗ 
zelne Wirtſchaft dadurch erzielt, daß ſie Geld zur Anſchaffung von 
Gütern für den eigenen Gebrauch und Verbrauch verwendet. Hin⸗ 
ſichtlich dieſer Konſumerträge aber ſind wir zu dem Ergebniſſe ge⸗ 
langt, daß von einer Ausgleichung oder auch nur der Tendenz zur 
Ausgleichung keine Rede ſein kann. Die Konſumerträge gleichen 
ſich nicht aus, weder die Konſumerträge überhaupt noch auch nur 
die Grenzkonſumerträge. Der Nutzen, der der einzelnen Wirtſchaft 
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dadurch zuwächſt, daß ſie beſtimmte Geldſummen für die Erwerbung 
der Grenzſtücke der verſchiedenen Güterarten hingibt, iſt bei den 
verſchiedenen Güterarten ein ganz verſchiedener, und zwar auch dann, 
ja in gewiſſer Beziehung noch mehr, wenn in Betracht gezogen wird, 
was die Wirtſchaft an Grenzgütern der verſchiedenen Güterarten mit 
der gleichen Geldſumme erwirbt, oder was ſie für die Grenzſtücke 
der einzelnen Güterarten zahlt. Was insbeſondere dieſes letztere 
Verhältnis anbelangt, ſo iſt für eine Wirtſchaft der Preis eines 
Gutes geringeren Grenznutzens vielfach höher als der Preis eines 
Gutes höheren Grenznutzens und der Preis eines Gutes beſtimmten 
Grenznutzens höher oder geringer als der Preis eines anderen Gutes 
gleichen Grenznutzens. Es beſteht kein Ausgleich der Konſumerträge, 
es beſteht keine Gleichheit der abgewogenen Grenznutzen, oder auf 
den Titel dieſer Arbeit bezogen, es beſteht keine Gleichförmigkeit 
von Preis und Nutzen. 


a 
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tariſche Auffaſſung S. 112. — 3. Die vier Figuren des Reportgeſchäfts 
S. 115. — 4. Die drei Modi des Reportgeſchäfts S. 119. — 5. Endergebnis 
S. 121. 


Ob man in der Syſtematik der Börſengeſchäfte zwiſchen Report⸗ 
geſchäften und Deportgeſchäften von vornherein zu unterſcheiden 
habe, oder nicht vielmehr den Begriff des Reportgeſchäftes ſo faſſen 
ſolle, daß er beides decke, darüber gehen die Anſichten auseinander. 


Der „ dualiſtiſche“ Standpunkt, demzufolge das Deportgeſchäft dem 


Reportgeſchäft direkt gegenübergeſtellt wird, findet ſich insbeſondere 
von namhaften Nationalökonomen, wie zum Beiſpiel Lexis! und 
v. Philippovich', vertreten: hier wie dort ſei der eine der beiden 
Kontrahenten „Spekulant“, der andere „Kapitaliſt“; die Abſicht des 
erſteren ſei auf Erzielung eines Differenzgewinnes bzw. Vermeidung 
eines Differenzverluſtes, die des letzteren auf Verwertung ſeines 
Kapitals gerichtet. Beim Reportgeſchäft ſtrecke aber der Kapitaliſt 
dem Spekulanten bis zum nächſten Ultimo Geld vor, um ihn, der 
auf eine Kursſteigerung rechnet, inſtand zu ſetzen, den Verkauf der 
betreffenden Effekten hinauszuſchieben; beim Deportgeſchäft hingegen 
überlaſſe der Kapitaliſt dem Spekulanten bis zum nächſten Ultimo 
die benötigten Effekten, um ihm, der einen Kursrückgang erwartet, 
die Möglichkeit zu geben, deren Ankauf hinauszuſchieben. Somit ſei 
das Reportgeſchäft nichts anderes als ein Prolongationsgeſchäft 
à la hausse, das Deportgeſchäft nichts anderes als ein Prolongations⸗ 
geſchäft à la baisse. Die Vergütung, die ſich der Kapitaliſt dafür 
ausbedingt, daß er dem Spekulanten in dem einen Fall mit Geld, 
in dem anderen Fall mit Effekten aushilft, ſei wirtſchaftlich dort 


1 Artikel „Handel“ in Schönbergs Handbuch der Politiſchen Ökonomie, 
4. Aufl. II 2, S. 271—272, und Das Handelsweſen (Sammlung Göfchen), 
Leipzig 1906, II, S. 13-17. Vgl. Otto Michaelis, Volkswirtſchaftliche 
Schriften, II, Berlin 1873, S. 25—28, 68 —71. 

2 Grundriß der Politiſchen Okonomie, II. Bd., 2. Teil, 8. Aufl. Tübingen 
1919, S. 222 —223. Vgl. J. G. Courcelle⸗Seneuil, Traité théorique 
et pratique des opérations de banque, 7eme édition. Paris 1896, S. 145: 
„Le deport est l'opération inverse du report.“ 
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als eine Art Darlehnszins, hier als eine Art Mietzins zu betrachten, 
möge ſie auch als Betrag, um welchen der vereinbarte Rücklieferungs⸗ 
kurs den dem Geſchäft zugrunde liegenden Liquidationskurs über⸗ 


ſteigt bzw. hinter dieſem zurückbleibt, ausgedrückt werden. Daß 


dieſe Vergütung in dem einen Fall Report, in dem anderen Fall 
Deport heißt, ſtände mit den Bezeichnungen Reportgeſchäft und 
Deportgeſchäft im Einklang. 

Nun iſt es aber nicht ausgeſchloſſen, daß bei einem Prolongations⸗ 
geſchäft à la hausse an Stelle eines Kurszuſchlags ein Kursabſchlag 
herauskommt. Das kann namentlich dann eintreten, wenn beim 
Umſatz der betreffenden Effekten die Stückzinſen geſondert verrechnet 
zu werden pflegen und dementſprechend unter Kurs ſozuſagen nicht 
der „Bruttokurs“, ſondern der „Nettokurs“ verſtanden wird. Steht 
insbeſondere das Papier unter pari, ſo verdient der Kapitaliſt unter 
Umſtänden an Stückzinſen, die ſich ja nach dem Nennwert des 
Papiers richten, mehr, als ihm nach Maßgabe des Prolongations⸗ 
zinsfußes, zu welchem er das Geld dem Spekulanten vorgeſtreckt 
hat, zukommt, und in dieſem Fall muß eben der Kurs (der „Netto⸗ 
kurs“) bei der Rücklieferung der Effekten entſprechend herabgeſetzt 
werden. Man nimmt im allgemeinen keinen Anſtand, auch einen 
auf dieſe Weiſe ſich ergebenden Kursabſchlag als Deport zu be⸗ 
zeichnen . Darum wird jedoch das in Frage ſtehende Prolongations⸗ 
geſchäft nicht zum Deportgeſchäft im Sinne der vorhin wieder⸗ 
gegebenen Formulierung, weil es nach wie vor der Spekulation 
à la hausse dient, und weil hier der Deport nicht dem Kapitaliſten 


1 Anders G. v. Schulze⸗Gaeverniß, Die Deutſche Kreditbank, 
Tübingen 1915 (Grundriß der Sozialökonomik, V. Abtl., II. Teil). „Als 
‚Deport‘ ſollte allein das Leihgeld bezeichnet werden, das unter Umſtänden der 
Verleiher von Effekten bezieht.“ Hierzu verweiſt v. Schulze ⸗Gaevernitz auf 
Georg Bernhard (Plutus, 1912, S. 289), der zwiſchen einem bloß „börſen⸗ 
techniſchen“ und einem „reinen“ Deport unterſcheidet und von letzterem aus⸗ 
ſchließlich in bezug auf die Fälle geſprochen wiſſen möchte, wo der Geldgeber 
nicht nur keine Zinſen für das gegen Effekten vorgeſtreckte Geld erhält, ſondern 
„noch Zinſen darauf gibt“. Wenn ſomit nach Bernhard beim Zurückbleiben der 
vom Hineingeber dem Hereinnehmer zu zahlenden Geldzinſen hinter den Stück⸗ 
zinſen kein Deport im eigentlichen oder ökonomiſchen, ſondern ein ſolcher nur 
im börſentechniſchen Sinne vorliegt, ſo wäre zu erwarten, daß Bernhard in 
bezug auf den entgegengeſetzten Fall, wo die Geldzinſen die Stückzinſen über⸗ 
ſteigen, einen analogen Vorbehalt macht, d. h. den Überſchuß der erſteren über 
die letzteren als bloß börſentechniſchen, dagegen die Geldzinſen ohne Abzug als. 
echten oder „reinen“ Report bezeichnet. Dieſe naheliegende Konſequenz hat er aber 
nicht gezogen. 
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als Vergütung, ſondern dem Spekulanten als Abzug an der von 
ihm an den Kapitaliſten in Geſtalt von Stückzinſen zu zahlenden 
Vergütung zugute kommt. Jene Formulierung geſtattet aber ebenſo⸗ 
wenig die Anwendung des Ausdrucks „Reportgeſchäft“ auf dieſen 
Fall, da es, ihr zufolge, zum Weſen des Reportgeſchäfts gehört, 
daß der Kapitaliſt durch eine Kursdifferenz zu ſeinen Gunſten, genannt 
Report, entlohnt werde, was im gegebenen Fall nicht zutrifft. 

Eine analoge Lage kann bei Prolongationsgeſchäften a la baisse 
entſtehen, hier aber auch dann und erſt recht dann, wenn Effekten 
in Frage kommen, die nach dem Bruttokurs, d. h. ohne abgeſonderte 
Stückzinſenzahlung gehandelt werden (Dividendenpapiere ſeit 1913 
in Berlin und alle zinstragenden Papiere ſeit jeher in London und 
Paris). Wie (bei abgeſonderter Stückzinſenzahlung) der Report als 
Überſchuß der Geldzinſen über die Stückzinſen, ſo erſcheint der 
Deport umgekehrt als Überſchuß der Stückzinſen über die Geld⸗ 
zinſen; der Deport muß alſo bei Zugrundelegung des Bruttokurſes, 
d. h. bei Nichtausſcheidung der Stückzinſen negativ ausfallen oder 
anders: in einen Report umſchlagen, wenn nur dem Geldgeber 
— und das iſt bei einem Prolongationsgeſchäft à la baisse der 
Spekulant — Zinſen gewährt werden, mögen ſie noch ſo niedrig 
bemeſſen ſein. So kommen Prolongationsgeſchäfte à la baisse zu⸗ 
ſtande, bei denen, entgegen der vorhin wiedergegebenen Formulierung, 
der Rücklieferungskurs den dem Geſchäft zugrunde gelegten Liqui⸗ 
dationskurs überſteigt und demgemäß der Kapitaliſt nicht durch 
einen Deport entlohnt wird — er zahlt im Gegenteil ſelbſt einen 
Report —, aber nichtsdeſtoweniger ſeine Rechnung findet, indem er 
das ihm vom Spekulanten gegen Zins überlaſſene Geld zu einem. 
entſprechend höheren Zinsfuß anlegt. 

Zuſammenfaſſend kann man ſagen: die unterſcheidung zwiſchen 
Prolongationsgeſchäften a la hausse und ſolchen à la baisse deckt 
ſich nicht mit der Unterſcheidung zwiſchen Prolongationsgeſchäften, 
die zu einer Reportzahlung, und ſolchen, die zu einer Deportzahlung 
Anlaß geben. Dieſer Umſtand wird von den Autoren der uns jetzt 
beſchäftigenden Gruppe, den „Dualiſten“, entweder gänzlich überſehen 
oder doch nicht nach Gebühr berückſichtigt . Lexis weiſt allerdings 


1 Auch Schmoller (Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaſtslehre, 
2. Teil, Leipzig 1904, S. 212) ſtellt die Sache ſo dar, als ob die Prolongation 
a la hausse ſtets mit Zahlung eines Reports und die Prolongation A la baisse 
ſtets mit Zahlung eines Deports verbunden wäre. Dasſelbe tun Rießer (Die 
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ſelbſt darauf hin, daß eine Prolongation à la hausse der Stück⸗ 
zinſen wegen bei entſprechend niedrigem Kurs einen Deport bedingen 
könne, läßt aber nicht erkennen, ob ſeiner Meinung nach in dieſem 
Falle ein Reportgeſchäft oder ein Deportgeſchäft vorliege. Gegen 
die Dualiſten kann außerdem geltend gemacht werden, daß ihre 
Konſtruktion auch noch verſagt: 1. wenn „glatt prolongiert“ wird, 
2. wenn Effekten zu anderen als zu Spekulaͤtionszwecken in Koſt 
gegeben bzw. genommen werden, und 3. wenn ſich das Prolongations⸗ 
geſchäft zwiſchen einem Hauſſier und einem Baiſſier abſpielt. 

Allen dieſen Schwierigkeiten entgeht man am leichteſten dadurch, 
daß man die Einteilung in Report⸗ und Deportgeſchäfte fallen läßt 
und dementſprechend eine gemeinſame Bezeichnung, wie „Koſtgeſchäft“ 
oder auch „Reportgeſchäft“, auf ſämtliche Fälle anwendet, in denen 
Effekten gegen ihr Geldäquivalent für die Zeit von einem Ultimo 
zum anderen Ultimo unter den bewußten Eigentümlichkeiten der 
Verrechnung von dem einen Kontrahenten dem anderen Kontrahenten 
zu freier Verfügung überlaſſen werden. Wie eingangs bemerkt 
worden iſt, gibt es eine Reihe von Autoren, die ſich auf dieſen 
Boden geſtellt haben; begreiflicherweiſe ſind das vornehmlich Ver⸗ 
treter der Bank⸗ und Börſentechnik! und der Rechtswiſſenſchaft. Es 
können nämlich die Regeln, nach denen zwiſchen den Parteien ab⸗ 
gerechnet wird, ſchlechterdings nicht, und die Rechte und Pflichten, 
die ſich aus dem Geſchäft ergeben, nicht gut davon abhängig ge⸗ 
macht werden, ob gegebenenfalls eine Spekulation a la hausse oder 
à la baisse vorliegt, d. h. ob der Hineingeber Spekulant und der 
Hereinnehmer Kapitaliſt oder umgekehrt der Hineingeber Kapitaliſt 
und der Hereinnehmer Spekulant iſt. Hans Müller? und Fritz 


deutſchen Großbanken und ihre Konzentration, 3. Aufl., Jena 1910, S. 242— 243) 
und W. Prion (Das deutſche Wechſeldiskontgeſchäft, Schmollers Forſchungen 127, 
Leipzig 1907, S. 86—87). Letzterer erwähnt aber gleich darauf, daß ſich unter 
Umftänden Hauffier? zur Fortſetzung ihrer Operationen Geld zu einem relativ w 
niedrigen Zinsfuß von den Baiſſiers vorſtrecken laſſen. Die letzteren zahlen alſo 
hierbei, ſofern die Stückzinſen außer Betracht bleiben, jedenfalls keinen Deport, 
ſondern erhalten einen Report! 

1 So namentlich Alfred Schütze, Die Börſe und die Böͤrſengeſchäfte 
(Salings Börjenpapiere, 1. Teil, 15. Auflage), Berlin⸗Leipzig 1920, S. 432—442, 
und Bruno Buchwald, Die Technik des Bankbetriebes, 7. Auflage, Berlin 
1918, S. 235 —246, die beide nur ein „Reportverfahren“ bzw. „Reportgeſchäft“ 
kennen und darunter die von anderer Seite als Deportgeſchäfte bezeichneten 
Operationen mitverſtehen. 

2 Das Reportgeſchäft. Adlisweil⸗Zürich 1896, S. 4, 26. 
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Schmidt!, denen wir die gründlichſten dogmenkritiſchen Unter: 
ſuchungen über das Reportgeſchäft verdanken, ſprechen ſich beide 
ausdrücklich gegen die dualiſtiſche und für die „unitariſche“ Auf⸗ 
faſſung aus. 

In dieſer Beziehung ſtimmt mit ihnen im Grunde genommen 
auch der neueſte Syſtematiker der Börſengeſchäfte, Arthur Nuß⸗ 
baum, überein. Er ſtellt jedoch, im Unterſchied von feinen Vor: 
gängern, wie etwa K. Coſack? oder H. Trumpler“, den einheit⸗ 
lichen Begriff des Reportgeſchäfts nicht an die Spitze ſeiner Er⸗ 
örterungen, ſondern geht von dem beſonderen Fall der Prolongation 
a la hausse aus und betrachtet nur dieſen Fall eingehender, um 
erſt nachträglich durch eine kurze ergänzende Bemerkung, die dem 
entgegengeſetzten Fall einer Prolongation à la baisse gewidmet iſt, 
den in Frage ſtehenden Begriff entſprechend zu erweitern?. Auch 


1 Das Report⸗(Prolongations⸗)Geſchäft. München 1912, S. 23 und 70 
(gegen Lexis). Vgl. Karl Adler, Zur juriſtiſchen Konſtruktion des Koſt⸗ 
geſchäfts, Zeitſchrift für das geſamte Handelsrecht, 35. Bd. 1889, S. 425—426, 
Im Gegenſatz zu Adler vertritt Julius Ofner (Zur Lehre vom Koſtgeſchäft. 
ebendaſelbſt, 37. Bd. 1890, S. 438 fg.) die dualiſtiſche Auffaſſung, indem er von 
Koſtgeſchäft beim Vorliegen eines Reports und von Leihgeſchäft beim Vorliegen 
eines Deports ſpricht; bei glatter Prolongierung handle es ſich, ihm zufolge, 
um eine „Vermiſchung von Koſt⸗ und Leihgeſchäft“ (S. 446). Treffende Kritik 
bei Hans Müller, a. a. O. S. 101—107. Henri Fontaine (La bourse 
et ses opérations, Paris 1905, S. 117-119) bietet ein anderes Beiſpiel dafür, 
daß es Dualiſten auch unter den Juriſten gibt. Ahnlich L. Rollinde de 
Beaumont, Les operations de Bourse, Paris 1910. 

2 Die Börfengeichäfte in V. Ehrenbergs Handbuch des geſamten 
Handelsrechts, Bd. IV, Aht. 2, Leipzig 1918, S. 584 —590. 

8 Lehrbuch des Handelsrechts, 7. Aufl., Stuttgart 1910, S. 389 — 390. 

- + Boͤrſen⸗ und Bankweſen (Holtzendorff⸗ Kohler, Enzyklopädie der 
Nechtswiſſenſchaft, 3. Bd., München u. Leipzig 1913), S. 219 — 220. 

s Dabei läßt Nußbaum den Baiſſier einen Report zahlen bzw. einen 
Deport verdienen, während es ſich in Wirklichkeit damit gerade umgekehrt ver⸗ 
hält. Die betreffende Stelle (S. 587) lautet nämlich wie folgt: „Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß die Reportierung nicht nur für Hauſſe⸗, ſondern auch für Baiſſe⸗ 
ſpekulanten in Betracht kommt. Der Baiſſeſpekulant muß Ultimo liefern: auf 
Grund des Reportgeſchäfts aber liefert der Kapitaliſt unter Zugrundelegung des 
Liquidationskurſes die Effekten für ihn und erhält ſie zum nächſten Ultimo von 
dem Baiſſeſpekulanten zu dem um den Report verringerten Liquidationspreiſe 
(beim Vorliegen eines Deports zum erhöhten Liquidationspreiſe) zurück.“ Hier 
müßte ſtatt „verringerten“ „erhöhten“ und ſtatt „erhöhten“ „verringerten“ ſtehen. 
Der Kapitaliſt kann, auch wenn er mit einem Report belaſtet wird, noch immer 
ein gutes Geſchäft machen, ſofern er nur das empfangene Geld nicht brach 
liegen läßt. 

Shmollers Jahrbuch XLIV 3. 8 
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bleiben bei Nußbaum die Fälle, in denen keiner der beiden Kontra⸗ 
henten Spekulant iſt, ſowie die Fälle, in denen beide ſpekulative 
Zwecke verfolgen, unberückſichtigt, wodurch beim Leſer leicht die 
Vorſtellung entſtehen kann, daß das Vorhandenſein einer ſpekulativen 
Abſicht auf ſeiten des einen der beiden Kontrahenten (nicht auch 
beider ) zum Weſen des Reportgeſchäfts gehöre, obſchon dem Ver: 
faſſer dieſe Vorſtellung ſicherlich fern liegt. Letzteres geht namentlich 
daraus hervor, wie er das Reportgeſchäft gegen das (uneigentliche) 
Lombardgeſchäft abgrenzt. Das Trennende zwiſchen beiden ſieht er 
eben nicht mit darin, daß das Reportgeſchäft notwendig im Dienſte 
der Spekulation ſtände !. Er faßt vielmehr den Begriff des Report⸗ 
geſchäfts durchaus formal und gerade deswegen unitariſch auf 
— von „Deportgeſchäften“ im Gegenſatz zu Reportgeſchäften ſpricht 
er nicht —; nur daß er dieſe formal⸗unitariſche Auffaſſung nach 
dem Vorſtehenden nicht ganz ſcharf zum Ausdruck bringt. 


1 Die Anſicht, wonach das Reportgeſchäft begriffsgemäß ein ſpekulatives 
Moment in fi trage, iſt in Öfterreih zu Haufe. Siehe insbeſondere 
A. Weishut, Der Effektenmſatz und die Börſengeſchäfte, Leipzig und Wien 
1898, S. 128—130. Derſelben Anſicht ſcheint O. v. Gierke zu fein, da er das 
Reportgeſchäft auf einer „ſpekulativen Verbindung“ zweier Kaufgeſchäfte be ⸗ 
ruhen läßt (Grundzüge des Handelsrechts, in Holtzendorff⸗Kohler, 3. Bd., S. 97); 
er dürfte aber in dieſer Beziehung unter den reichsdeutſchen Juriſten vereinzelt 
daſtehen. Im übrigen pflegen diejenigen Autoren, welche die Verwandtſchaft 
des Reportgeſchäſts mit dem Lombardgeſchäft in den Vordergrund ſtellen, dabei 
an das uneigentliche Lombardgeſchäft zu denken (bei welchem das Pfand in 
das Eigentum des Geldgebers übergeht). Nur Georg Bernhard (Plutus, 
1912, S. 143) geht in ſeiner Polemik gegen die Zweikäufetheorie ſo weit, das 
Reportgeſchäft als ein „reguläres Lombardgeſchäft“ „mit der einzigen Abweichung, 
daß der hergeliehene Betrag dem vollen Wert des Papiers entſpricht“, an⸗ 
zuſprechen: die andere Abweichung, daß der Hereinnehmer die Verfügung über 
die Papiere erwirbt, erkläre ſich, meint Bernhard, „einzig und allein durch die 
Abwicklungsmethode der Börſe“ (ebendaſelbſt S. 186). Paſſen ſich nicht vielmehr 
die Börſenuſancen der wirtſchaftlichen Natur der betreffenden Geſchäfte an? Die 
Charakeriſiernng des Reportgeſchäfts als reguläres Lombardgeſchäft iſt (wenn 
man von Jeanotte Bozerian abſieht, der, Hans Müller, S. 95-97, zu⸗ 
folge, dieſelbe Charakteriſierung ſchon 1859 vertreten, aber ganz anders begründet 
hat) fo ziemlich das einzige Originelle in der viel zitierten Artikelſerie „Report- 
geſchäfte“ (Plutus 1912). Bernhards Argumente gegen die Zweikäufetheorie find 
fürwahr nicht neu, und auch ſeine Ausführungen über die „Myſterien des Börſen⸗ 
handels“ und die „Wunderwelt des Reportzinsfußes“ bringen nur Bekanntes, 
davon nicht zu reden, daß Bernhard in ſeinen Beiſpielen nicht durchweg korrekt 
rechnet (auf S. 288 wird der Ermittlung der Geldzinſen der Nettokurs ſtatt des 
Bruttokurſes der Papiere zugrunde gelegt). 


= 
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Wenn nun der unitariſche Standpunkt nicht zu ungeteilter 
Herrſchaft gelangt iſt und der ihm entgegengeſetzte dualiſtiſche 
Standpunkt, worauf eingangs hingewieſen worden iſt, Anhänger 
namentlich unter den Nationalökonomen findet, ſo liegt es nicht 
etwa an mangelndem Abſtraktionsvermögen auf ſeiten der letzteren, 
ſondern an ihrer realiſtiſchen Denkart: es widerſtrebt ihnen, den 
reportierenden Kapitaliſten, für welchen die Übereignung der Effekten 
lediglich die Bedeutung einer Sicherſtellung hat, mit dem Baiſſier, 
der ſich beſtimmte Effekten zur Erfüllung ſeiner Engagements ver⸗ 
ſchafft, auf Grund der rein äußerlichen Tatſache, daß beide Herein⸗ 
nehmer ſind, und in analoger Weiſe den Kapitaliſten, der dauernd 
in ſeinem Beſitz befindliche Effekten ausleiht, mit dem Hauſſier, der 
ſich reportieren läßt, auf Grund der rein äußerlichen Tatſache, daß 
beide Hineingeber find, in eine Reihe zu ſtellen . Auch das Sprach⸗ 
gefühl ſträubt ſich dagegen, im Fall eines Prolongationsgeſchäftes 
à la baisse den „hilfeſuchenden“ Baiſſier als Reporteur und den 
„beiſpringenden“ Kapitaliſten als Reportierten zu bezeichnen?. Es 
iſt zuzugeben, daß eine nationalökonomiſche Betrachtung dem in 
Frage ſtehenden möglichen Rollenwechſel zwiſchen dem Kapitaliſten 
und dem Spekulanten irgendwie Rechnung tragen muß. Aber darum 
braucht ſie den einheitlichen Begriff des Reportgeſchäfts nicht preis⸗ 
zugeben. Es gilt nur, im Rahmen dieſes Begriffs gewiſſe Typen 
des Reportgeſchäfts auseinanderzuhalten. Zweckmäßigerweiſe kann 
man da vier verſchiedene „Figuren“ und drei verſchiedene „Modi“ 
unterſcheiden, wobei ſich durch Kombination dieſer beiden Unter⸗ 
ſcheidungen zwölf verſchiedene „Fälle“ ergeben. Das umſtehende 
Schema gibt hierüber näheren Aufſchluß. 

„Kapitaliſt“ bedeutet hier nichts anderes als den kontra⸗ 
diktoriſchen Gegenſatz zu „Spekulant“ (ſonſt wäre die Einteilung 
nicht erſchöpfend), wobei es zum Begriff des als Spekulant bezeich⸗ 
neten Kontrahenten gehört, daß der Betreffende nicht anders, als 


1 Vgl. Hans Müller, a. a. O., S. 49. 

2 Der Dualiſt Ofner (a. a. O., S. 444) nennt denn auch in dieſem Fall 
den Kapitaliſten „Deporteur“; dementſprechend wäre der Spekulant hier als 
„Deportierter“ anzuſprechen. In „L' Argent“ von Emile Zola ift gelegentlich 
(S. 347) davon die Rede, daß ſich die Baiſſiers reportieren ließen: „Certaine- 
ment beaucoup jouaient à découvert et se faisaient reporter, ne pouvant 
livrer les titres; ils s’acharnaient, continuaient leurs operations à la 
baisse . .. Vom unitariſchen Standpunkt aus waren aber dieſe Spekulanten 
nicht Reportierte, ſondern Reporteure! 

8 * 
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Hereinnehmer | Hineingeber 


Modus 
Nr. Vergütung 


1 Report 1 

1 Kapitaliſt Kapitaliſt 2 keine 2 
3 Deport 3 

f 1 Report 4 

2 Kapitaliſt Spekulant 2 keine 5 
(Haufſier) 3 Deport 6 

1 Report 7 

3 Spekulant Kapitaliſt 2 keine 8 
(Baiſſier) 3 Deport 9 

1 Report 10 

Spekulant Spekulant 0 2 keine 11 
(Baiſſier) (Hauſſier) 3 Deport 12 


indem er die Erfüllung ſeiner Engagements hinausſchiebt, Gewinne 
zu erzielen oder Verluſte zu vermeiden ſucht, die ſich aus Kurs: 
ſchwankungen ergeben können. Wer aber im Unterſchied hiervon be⸗ 
ſtimmte Effekten zum Beiſpiel zu dem Zweck hereinnimmt oder hineingibt, 
um das Angebot dieſer Effekten auf dem Kapitalmarkt pro tanto 
zu verringern bzw. zu erhöhen, dadurch deren Kurs entſprechend zu 
beeinfluſſen und die erzielte Kursſteigerung bzw. Kursſenkung ſich 
alsdann irgendwie zunutze zu machen!, iſt im Sinne unſeres Schemas 
nicht Spekulant (da es ſich für ihn dabei um keine Hinausſchiebung 
zu erfüllender Engagements handelt), ſondern Kapitaliſt, obgleich 
ſeine Handlungsweiſe ſehr wohl unter den allgemeinen Begriff der 
Spekulation fällt!. 

Wenn man dahin übereinkommt, dem Ausdruck Spekulation 
bzw. ſpekulativ jenen engeren oder ſpezifiſchen Sinn beizulegen, 
welcher dem ſoeben präziſierten Begriff des Spekulanten entſpricht, 
ſo darf man ſagen, daß es ſich bei Figur 1 um ein nichtſpekulatives 
Geſchäft, bei Figur 2 um ein einſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft à la 
hausse, bei Figur 3 um ein einſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft ala baisse 
und bei Figur 4 um ein zweiſeitig⸗ſpekulatives Geſchäft handelt. 

Die vier Figuren des Reportgeſchäfts haben nicht die gleiche 
praktiſche Bedeutung und Verbreitung. Figur 1 kommt mehr ge⸗ 
legentlich vor. So kann jemand, der darauf rechnet, in Zukunft in 


1 Vgl. v. Philippovich, a. a. O., S. 228. 
2 Mein „Kapitaliſt“ iſt nach den Ausführungen im Text mit dem „Entgelt⸗ 
ſucher“ von Hans Müller nicht identiſch! 
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den Beſitz einer beſtimmten Geldſumme zu gelangen, und letztere in 
beſtimmten Effekten dauernd anzulegen wünſcht, in Befürchtung 
einer Kursſteigerung ſich veranlaßt ſehen, die Effekten ſchon früher 
zu kaufen und ſie bis zu jenem Zeitpunkt einer Bank in Koſt zu 
geben; oder es kann umgekehrt jemand, der beſtimmte künftig in 
ſeinen Beſitz gelangen ſollende Effekten verkaufen möchte, es für 
angezeigt halten, in Befürchtung eines Kursrückganges dies ſchon 
früher zu tun, indem er Effekten derſelben Sorte von einer Bank 
in Koſt nimmt. Auch wenn Effekten zur Ermöglichung der Teil- 
nahme an einer Generalverſammlung oder zur Ausübung eines 
Bezugsrechtes in Koſt genommen werden, handelt es ſich um Fälle, 
die, ſoforn der Gegenkontrahent keine ſpekulativen Zwecke verfolgt 
unter Figur 1 zu rubrizieren ſind. Der Figur 2 gegenüber tritt 
die Figur 3 zurück: von ſeiten der Kapitaliſten wird das Herein⸗ 
nehmen von Effekten vielfach in größerem Umfange gewerbsmäßig 
betrieben, während einem gewerbsmäßigen Hineingeben von Effekten 
durch Kapitaliſten naturgemäß enge Grenzen gezogen find!. Was 
ſchließlich Figur 4 anlangt, ſo wird manchmal dieſer Figur eine 
Art Vorherrſchaft zugeſchrieben: das vorhandene Prolongations⸗ 
bedürfnis würde, meint man, in erſter Linie durch Reportgeſchäfte 
zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers gedeckt, ſo daß in dem Fall, wo 
ſich die zu prolongierenden Hauſſe- und Baiſſeengagements die Wage 
halten, Figur 4 allein vertreten wäre und ihr nur beim Überwiegen 
der Hauſſe- oder der Baiſſeengagements Figur 2 bzw. 3 zur Seite träte 
um für den überſchießenden Reſt aufzukommen. Anders aus: 
gedrückt, könnten auf dem Reportmarkt, von Figur 1 abgeſehen, für 
jede gegebene Effektenſorte jeweils entweder die Figur 4 allein oder 
die Figuren 2 und 4 oder die Figuren 3 und 4 in Betracht kommen; 
die Figuren 2 und 3 würden ſich demnach gegenſeitig ausſchließen. 
Hierbei wird nicht genügend mit dem Umſtand gerechnet, daß auf 
dem Reportmarkt Spekulanten und Kapitaliſten, ſei es als Effekten 


— 


1 Ofner (a. a. O., S. 444) ſagt ganz richtig: „Gewerbsmäßige Deporteur 
find ſeltener (sc. als gewerbsmäßige Reporteure), weil fie von dem Bedarf be⸗ 
ſtimmter einzelner Effektengattungen abhängig ſind.“ Hans Müller hingegen 
(a. a. O., S. 38), der die Exiſtenz gewerbsmäßiger Hineingeber überhaupt 
leugnet, geht darin wohl etwas zu weit. Vgl. Michaelis, a. a. O., S. 26. 

2 Siehe Hans Müller, a. a. O., S. 51—52, der ſich hierbei auf Korn 
(Wochenſchrift für Aktienrecht und Bankweſen, herausg. von Holdheim, 3. Jahrg., 
S. 310) beruft. Vgl. F. Schmidt, Liquidation und Prolongation im Effekten⸗ 
handel. Leipzig 1912, S. 233 — 234. 
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Anbietende und Geld Suchende, fei es als Effekten Suchende und 
Geld Anbietende, unterſchiedslos nebeneinander auftreten“, wo⸗ 
bei Angebot und Nachfrage auch in dieſem Fall keine feſtſtehenden, 
ſondern vom Preiſe abhängige, in specie nach der Höhe des zu 
zahlenden bzw. zu erzielenden Reportſatzes ſich richtende Größen 
ſind. Würde ſich der Reportſatz nach Art des Einheitskurſes be⸗ 
ſtimmen, was dem abſtrakten Standpunkt der Theorie allein Genüge 
tun würde, ſo müßten jeweils die den verſchiedenen in Frage kom⸗ 
menden Reportſätzen entſprechenden Beträge der hineinzugebenden 
und der hereinzunehmenden Effekten einer beſtimmten Sorte (an der 
Hand der von Spekulanten und Kapitaliſten den Maklern erteilten 
Aufträge) feſtgeſtellt und auf dieſer Grundlage der Reportſatz ſo 
hoch fixiert werden, daß ſich Angebot und Nachfrage decken ?. Die⸗ 
jenigen, die erſt zu einem höheren Neportſatz als zu dem auf dieſe 
Weiſe fixierten hereinzunehmen bzw. erſt zu einem niedrigen Report⸗ 
ſatz hineinzugeben bereit waren?, würden ſich vom Reportmarkt ver: 
drängt ſehen. Und wie es im allgemeinen unter dieſen Aus⸗ 
geſchloſſenen auf beiden Seiten ſowohl Spekulanten wie Kapitaliſten 
geben wird, ſo werden im allgemeinen weder die einen noch die 
anderen auch unter denjenigen, die Reportgeſchäfte abgeſchloſſen 
haben, fehlen, womit geſagt iſt, daß die Figuren 2 und 3 ſehr wohl 
nebeneinander beſtehen können. Ja, ſelbſt wenn die Spekulanten 
ausnahmslos „reportfähiger“ im Vergleich zu den Kapitaliſten wären, 
d. h. ſtets bereit wären, als Hereinnehmende zu niedrigeren und als 
Hineingebende zu höheren Reportſätzen als die Kapitaliſten abzu⸗ 


1 Vgl. Leon Walras, La bourse, la speculation et l’agiotage (1880), 
obgedruckt in Etudes d’economie politique appliquée. Lauſanne⸗Paris 1898, 
S. 413. 

1 Dieſe Forderung würde in der Regel allerdings nicht in aller Strenge 
erfüllt ſein können, da Reportſatz, Angebot und Nachfrage keine ſtetig fich 
ändernden Größen find. Von dieſem Umſtand darf man aber in der Theorie 
abſehen. (Der analogen Schwierigkeit, die ſich bei Feſtſtellung der Einheits⸗ 
kurſe ergibt, wird in der Praxis dadurch Rechnung getragen, daß gegebenenfalls 
beſtimmte Aufträge nur teilweiſe zur Ausführung kommen.) Im Text ſehe ich 
auch noch von der viel wichtigeren Komplikation ab, die darin beſteht, daß es 
für die verſchiedenen Effektenſorten nicht ebenſo viele ſelbſtändige Reportmärkte, 
ſondern gewiſſermaßen nur kommunizierende Sektionen eines einheitlichen Report- 
marktes gibt, und daß letzterer ſelbſt wiederum einen integrierenden Beſtandteil 
des allgemeinen Geldmarktes bildet. 

s Bei dieſer Formulierung find die Fälle von Deportzahlung mitberück⸗ 
ſichtigt: in ſolchen Fällen iſt der Reportſatz eben negativ, mithin um ſo niedriger, 
je höher ſich der Deport, und um ſo höher, je niedriger ſich der Deport ſtellt. 
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ſchließen — eine Annahme, die in dieſer Allgemeinheit entſchieden 
zu weit geht —, würde hieraus noch keineswegs die grundſätzliche 
Inkompatibilität der Figuren 2 und 3 folgen. Es könnte nur, 
wenn dieſe Annahme zuträfe, eher eintreten, daß eine der beiden 
Figuren 2 und 3 wegfällt. Abgeſehen von den dargelegten rein 
theoretiſchen Gründen, ſpricht gegen die Vorſtellung, als träte neben 
der Figur 4 nur gleichſam ſubſidiär eine der beiden Figuren 2 oder 
3 in die Erſcheinung, noch die aus einer genaueren Betrachtung 
der einſchlägigen Vorgänge ſich ergebende Erwägung, daß auf dem 
Reportmarkt keinerlei ſelbſttätige Anziehungskraft wirkſam iſt, welche 
einen unmittelbaren Kontakt zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers her⸗ 
ſtellen würde. Es wird von den Einrichtungen der betreffenden 
Börſe, ſowie davon, wie ſich im gegebenen Lande bzw. am gegebenen 
Platze die Beziehungen zwiſchen Börſe und Banken geſtalten, ab⸗ 
hängen, ob ſich Hauſſiers und Baiſſiers öfter oder ſeltener zuſammen⸗ 
finden. Mögen aber die Verhältniſſe noch ſo ſehr das direkte Ab⸗ 
ſchließen von Reportgeſchäften zwiſchen Hauſſiers und Baiſſiers, 
ſomit die Figur 4, begünſtigen, ſo iſt es in Wirklichkeit ſo gut wie 
ausgeſchloſſen, daß dieſe Figur jeweils das geſamte „Reportmaterial“ 
bis auf die bewußten Reſte in ſich aufnähme. Mithin beſteht, auch 
von einem mehr praktiſchen Standpunkt aus geſehen, die behauptete 
Inkompatibilität der Figuren 2 und 3 de facto nicht. Keine der 
vier Figuren ſchließt vielmehr irgendeine andere im Sinne einer 
zeitlichen Koexiſtenz aus. 

Mit den drei Modi verhält es ſich in analoger Beziehung, 
wenigſtens grundſätzlich, gerade umgekehrt: zu einer gegebenen Zeit 
wird bei ſämtlichen Reportgeſchäften, deren Gegenſtand Effekten von 
einer beſtimmten Sorte bilden, entweder ein Report, oder überhaupt 
keine Vergütung, oder ein Deport gezahlt. Ein beſtimmtes Papier 
als ſolches, d. h. unabhängig von der Perſönlichkeit der Kontrahenten, 
„bedingt“, wie man es auszudrücken pflegt, einen Report, oder eine 
glatte Schiebung, oder einen Deport. Denn aus dem Spiel von 
Angebot und Nachfrage geht, worauf in einem anderen Zuſammen⸗ 
hang bereits hingewieſen worden iſt, jeweils ein beſtimmter Report⸗ 
ſatz hervor, der für die betreffende Effektenſorte allgemeine Gültigkeit 
hat, und je nachdem dieſer Satz poſitiv ausfällt, ſich auf Null ſtellt, 
oder einen negativen Wert annimmt, liegt eben einer der drei mög- 
lichen Modi vor. Die Einheitlichkeit des Reportſatzes ſetzt natürlich 
die genaue Kenntnis des Marktes bei allen Beteiligten voraus. Es 
iſt außerdem zu beachten, daß das Moment der größeren oder 
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kleineren Kreditwürdigkeit der Kontrahenten, namentlich der Speku⸗ 
lanten, individuelle Unterſchiede in der Höhe des Reportſatzes be⸗ 
dingen kann. Daher iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ein Hauſſier 
ſich zur Zahlung eines Reports wird verſtehen müſſen für ein Papier, 
das ſonſt glatt geſchoben wird, oder auf dem ſogar ein Deport liegt, 
ſowie daß umgekehrt ein Baiſſier einen Deport zu zahlen haben wird 
für ein Papier, das ſonſt glatt geſchoben wird oder einen Report 
bedingt!. Aber prinzipiell find die Spekulanten in bezug auf die 
Höhe des Reportſatzes, ſomit auch in bezug darauf, nach welchem 
der drei Modi ſie Reportgeſchäfte abſchließen, den Kapitaliſten gleich⸗ 
geſtellt. Gerade darum kann ſich jede der vier Figuren mit jedem 
der drei Modi verbinden. 


Die Verbreitung der verſchiedenen Modi hängt nicht zuletzt da⸗ 
von ab, ob das betreffende Papier nach dem Nettokurs, d. h. mit 
abgeſonderter Stückzinſenzahlung, oder nach dem Bruttokurs, d. h. 
ohne abgeſonderte Stückzinſenzahlung, gehandelt wird. Im letzteren 
Fall kann man bei feſtverzinslichen Papieren zwiſchen, einem Report 
über pari, al pari und unter pari unterſcheiden, je nachdem die 
(vom Hineingeber dem Hereinnehmer zu entrichtenden) Geldzinſen 
höher, gleich hoch oder niedriger wie die Effektenzinſen ſind. Dieſe 
Unterſcheidungen ſind in der nachſtehenden Überſicht, welche die ein⸗ 
ſchlägigen Verhältniſſe klarlegen ſoll, mitberückſichtigt worden. In 
dieſer Überſicht ſteht G für Geldzinſen und E für Effektenzinſen. 


Höhe der Bei abgeſonderter] Ohne abgeſonderte 
Geldzinſen Stückzinſenzahlung] Stückzinſenzahlung 
G 0 E Report Report über pari 
G = E Glatte Schiebung | Report al pari? 
O (6 (E Deport Report unter pari 
G=0 Deport Glatte Schiebung 
6 (0 Deport Deport 


1 Vgl. F. Schmidt, Liquidation und Prolongation, S. 232. 

2 Hans Müller (S. 27) iſt der Meinung, daß der Ausdruck „report au 
pair“ auf den franzöſiſchen Börſen, die keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung 
kennen, fo viel wie glatte Schiebung (bei denſelben Börjen) bedeutet. Das wider⸗ 
ſpricht aber den Ausführungen von Walras (a. a. O., S. 412—413), der ein 
ſehr genauer Kenner der Pariſer Börſe geweſen iſt. Walras ſpricht von „report 
au pair“ in dem Fall, wo der Report den Effektenzinſen („la plus- value du 
coupon“) genau gleichkommt. Die Fälle des Reports unter pari, der glatten 
Schiebung und des Deports hält jedoch Walras ſprachlich nicht ſtreng aus⸗ 


— — — 
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Der bei weitem häufigſte iſt auch bei abgeſonderter Stückzinſen⸗ 
zahlung der Modus 1, da der Prolongationszinsfuß, nach welchem 
die Geldzinſen berechnet werden, den Effektenzinsfuß in der Regel 
mehr oder weniger beträchtlich überſteigt. Die beiden anderen Modi 
können hier namentlich bei unter pari ſtehenden Papieren in die 
Erſcheinung treten, weil die Geldzinſen ſich nach dem Kurswert, 
während die Effektenzinſen ſich nach dem Nennwert des Papieres 
richten l. Findet aber keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung ſtatt, 
ſo bedeutet der Modus 2, daß der Prolongationsfuß auf Null, und 
der Modus 3, daß er unter Null geſunken iſt, was nur im Fall 
eines „Effektenhungers“ möglich iſt. Alſo iſt bei Papieren, die nach 
dem Bruttokurs gehandelt werden, bzw. an Börſen, die ausnahmslos 
dieſer Übung folgen, der Modus 1 erſt recht vorherrſchend, ja bei⸗ 
nahe alleinherrſchend, während die Modi 2 und 3 hier zu den 
größten Seltenheiten gehören. 

Nach den vorſtehenden Ausführungen beantwortet ſich die dieſem 
Artikel als Überſchrift vorgeſetzte Frage wie folgt: Meint man, wie 
es verſchiedene Autoren tun, mit dem Ausdruck „Deportgeſchäft“ 
unſere Figur 3, ſo ſind in dieſem Sinne verſtandene Deportgeſchäfte 
nichts Außergewöhnliches. Auch laſſen ſie ſich den „Reportgeſchäften“ 
im engeren Sinne von Figur 2 entgegenſetzen. Aber mit einer 
zweigliedrigen Einteilung iſt es hierbei nicht getan, da die Figuren 
1 und 4 mitberückſichtigt werden müſſen. Außerdem trifft die viel⸗ 
fach gemachte Annahme, daß bei Deportgeſchäften ſtets oder auch 
nur meiſt ein Deport gezahlt würde, keineswegs zu?. Vielmehr 
bilden „Deportgeſchäfte“ mit Reportzahlung die Regel. Wollte man 
aber die Bezeichnung „Deportgeſchäft“ im Unterſchied von „Report⸗ 
geſchäft“ auf die Fälle angewandt wiſſen, in denen ein Deport ſtatt 
eines Reports gezahlt wird, ſo hätte man es mit einem ganz anderen 
Begriff des Deportgeſchäftes zu tun. Das Mißliche dieſer Begriffs⸗ 
bildung wäre, daß ihr zufolge ein Prolongationsgeſchäft bei gleicher 


einander. A. Buchere (Traité theorique et pratique des opèrations de la. 
bourse, Paris 1889, S. 277) legt freilich dem Ausdruck „report au pair“ 
denſelben Sinn wie Müller bei. 

1 Siehe zum Beiſpiel Berliner Jahrbuch für Handel und Induſtrie, 
Jahrg. 1912, S. 216—217. 

2 Siehe auch G. Schanz in Elſters Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 
1898, 1, S. 425: „Das Prolongationsgeſchäft des Hauſſiers nennt man Report⸗ 
geſchäft, weil der Hauſſier meiſtens Report zahlt, das des Baiſſiers Deportgeſchäft— 
. weil dieſer meiſt Deport zahlt.“ 
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Höhe der Prolongationszinſen im Fall einer abgeſonderten Stüd: 
zinſenzahlung als Deportgeſchäft, im entgegengeſetzten Fall als Report⸗ 
geſchäft erſcheinen könnte. Abgeſehen davon, iſt es kaum angebracht, 
von zwei verſchiedenen Arten von Geſchäften zu ſprechen, je nachdem 
Report oder Deport gezahlt wird, davon nicht zu reden, daß man 
dann konſequenterweiſe die glatte Schiebung als eine dritte Art 
aufzufaſſen hätte. Das Terminologiſche iſt jedoch Nebenſache. Wo⸗ 
rauf es ſachlich ankommt, iſt eine Auseinanderhaltung der beiden 
Einteilungen: nach Figuren und nach Modi, und die Erkenntnis, daß 
dieſe beiden Einteilungen ſelbſtändig nebeneinander einhergehen. Ein 
theoretiſches und praktiſches Intereſſe bieten daher alle zwölf Fälle, die 
ſich auf der Grundlage der beiden Einteilungen ergeben, und nicht 
bloß die Fälle Nr. 4 und Nr. 9, die man meiſt mit einer gewiſſen 
Ausſchließlichkeit zu betrachten pflegt, und von denen der zweite 
ſolch eine Vorzugsſtellung um fo weniger verdient, als er relativ 
ſelten — ja, ſoforn keine abgeſonderte Stückzinſenzahlung ſtattfindet, 
nur ausnahmsweiſe — in die Erſcheinung tritt. 
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eit einer Reihe von Jahren iſt die Aufmerkſamkeit der gebildeten 
Welt dem im Entwicklungschaos ſiedenden Rußland zugewendet. 
Der Politiker, der Juriſt, der Nationalökonom und alle, die über⸗ 
haupt mit dem Menſchen als Geſellſchaftsweſen zu tun haben, be⸗ 
obachten geſpannt dieſe geheimnisvollen Vorgänge, aber es ſcheint, 
als ob der Einblick dem Außenſtehenden gänzlich verweigert wäre; 
es ſcheint, als ob hier dieſe großen Kräfte ſich austoben wollten, 
Auswüchſe und alles Lebensunfähige in ſich vernichtend, um ſich erſt 
als Fertiges, Ganzes der Menſchheit zu offenbaren. Währenddem 
aber dieſe Vorgänge ihren autonomen Entwicklungsgang durchlaufen 
und von urſprünglich eingeſchlagenen in ganz neue Bahnen einlenken, 
geht über die ganze ſonſtige Welt eine Welle, die, noch immer an 
alten Dogmen feſthaltend, hier und dort kleinere Revolutionsfeuer 
entflammt. ö | 
So viel auch die Kommuniſtenherrſchaft in Ungarn (1919) 
in ihrer Bedeutung der ruſſiſchen nachſteht, ſo iſt doch das vor⸗ 
liegende Bild ihrer Geſchichte für den Forſcher von hervorragender 
Wichtigkeit. Man hat manchmal den Eindruck, als ob dieſe Vor⸗ 
gänge eine Art von nationalökonomiſchem Experiment darſtellten. 
Was aber der Chemiker und Phyſiker leicht in ſeinem Laboratorium 
vornehmen kann, iſt hier ein koſtbares, vielleicht verhängnisvolles 
Spiel. Deshalb ergibt ſich bei dieſem „geſellſchaftlichen Experiment“ 
mit Notwendigkeit die Methode der überwiegenden Spekulation. 
Demnach wird es notwendig ſein, außer einer geſchichtlichen und 
beſchreibenden Darſtellung des ungariſchen Bolſchewismus! eine 


1 In dieſer Zeitſchrift find zwei Aufſätze von Dr. R. Junge über die 
allgemeine und geldpolitiſche Wirtſchaftsführung der ungariſchen Bolſchewiki er⸗ 
ſchienen, die beſonders wegen ihrer Fülle von Tatſachenmaterial ſehr beachtens⸗ 
wert find (43. Jahrg. 1919, S. 1213— 1270; 44. Jahrg. 1920, S. 101—151). 
Mit Rückſicht auf fie kann hier das Hiſtoriſche faſt völlig ausgeſchaltet werden. 
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ſolche zu beſitzen, welche die theoretiſchen Fragen behandelt. 
Dabei muß man dann ſcharf Grundſätzliches vom Zufälligen 
trennen. Hierdurch wird dann auch ſehr vieles ausgeſchaltet werden 
müſſen, denn die jeweilige Notlage hat oft als einzigen Ausweg 
offen gelaſſen, Kompromiſſe zu machen und feſtgelegte Prinzipien 
aufzugeben. Deshalb wird bei dieſer Abhandlung allein das „weiße 
Geld“ der Bolſchewiſten in Betracht kommen, welches durch unrecht⸗ 
mäßige Fortſetzung des Druckes der Noten der Oſterreich⸗Ungariſchen 
Bank ſeit etwa Mitte Mai im Verkehr war. Denn abgeſehen davon, 
daß dieſes Geld auch tatſächlich der Träger der kataſtrophalen 
Geldpolitik war, iſt in ihm manches zum Ausdruck gekommen, was 
man kurzweg ſpezifiſch⸗kommuniſtiſche Geldpolitik nennen kann. 

Dieſes Geld wird der eine Ausgangspunkt ſein, der andere 
liegt in den programmatiſchen Forderungen der Kommuniſten, welche 
vielleicht am konkreteſten in Bucharins „Kommuniſtiſchen Programm“ 
aufgeſtellt ſind. Alle beide haben eine ſorgfältige Darſtellung bei 
Junge gefunden; aber ſie iſt leider nicht vollſtändig. Dort, wo 
lediglich der Praktiker darſtellt und kritiſiert, fehlt noch etwas: die 
Kritik durch die Theorie. Nirgends wird die Frage geſtellt, was 
denn dieſes Geld überhaupt ſei, nirgends wird nach der Exiſtenz⸗ 
möglichkeit eines neuen „kommuniſtiſchen“ Geldes geſucht; und auf 
der anderen Seite wird das Güteranweiſungsſyſtem Bucharins 
kritiklos übernommen. 

Aber nicht nur hier, ſondern überall, wo wiſſenſchaftlich oder 
gar publiziſtiſch über dieſes Thema geſchrieben wird, iſt eine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen kapitaliſtiſchem und kommuniſtiſchem Geld zu 
finden, ohne daß auch nur ein Verſuch zur Begründung dieſes 
Vorgehens gemacht iſt. Nachdem aber eine Geſchichte des ungariſchen 
Bolſchewismus vorliegt !, kann mit Recht an der Richtigkeit dieſer 
Terminologie gezweifelt werden. Es fragt ſich, ob ein „kommuniſtiſches“ 
Geld überhaupt möglich iſt; wenn es Geld iſt, ob es kommuniſtiſch 
iſt; wenn es kommuniſtiſch iſt, ob es Geld ſein kann. 

Dies zu unterſuchen, wollen wir im Folgenden unternehmen. 
In eine Frage verdichtet, würde das Problem lauten: „Schafft die 
kommuniſtiſche Wirtſchaftsverfaſſung ein für die Theorie bisher un⸗ 
bekanntes Geld?“ 

Zu unterſcheiden ſind hierbei eigentlich zwei Fragen. Zunächſt 
müſſen wir uns nämlich unſerem erſten Ausgangspunkte zuwenden, 


1 Proletarierdiktatur in Ungarn. Herausgegeben von K. Hufzar (damaliger 
Miniſterpräfident der antikommuniſtiſchen Regierung). Budapeſt 1920. 


757] Das „kapitaliſtiſche“ und das „kommuniſtiſche“ Geld 125 


dem ungariſchen kommuniſtiſchen Gelde, und entſcheiden, was es für 
einen Platz in der Geldtheorie haben ſoll. Zweitens aber wollen 
wir ſehen, was ein kommuniſtiſches Geld überhaupt ſein kann. 


** 


Die Geldpolitik der Räteregierung hat zweifelsohne einen vollen 
Bankrott erlitten. Darunter kann nur verſtanden werden, daß ſie 
ein kapitaliſtiſch unbrauchbares Geld geſchaffen hat. Das urſprüng⸗ 
liche Programm, wonach für die Übergangszeit bis zur Einführung 
der Arbeitsquittungen, d. h. der Güteranweiſungen, die vorhandenen 
Mittel ausreichen ſollten und keine beſondere aktive Geldpolitik be⸗ 
trieben zu werden brauchte, erwies ſich bald als unhaltbar. Zahl⸗ 
reiche Emiſſionen, in erſter Linie die des „weißen Geldes“, brachten 
minderwertige, bald faſt jeder Zahlkraft entbehrende Gelder hervor. 
Nicht nur der intervalutariſche Kurs — welcher für das alte ge- 
meinſame Geld auf ein Drittel geſunken, für das Rätegeld aber 
gar nicht vorhanden war — zeigte dieſe Entwertung, ſondern im 
Inland ſelber hatte das Geld ſeine Zahlkraft verloren. 

Die Urſachen einer Geldentwertung ſind in großen Zügen in 
drei Gruppen zu teilen: 1. Inflation, 2. intervalutariſche Urſachen 
(Zahlungsbilanz uſw.), 3. pſychiſche Urſachen. Für unſeren Fall 
kommen hauptſächlich die Urſachen unter 1 und 3 in Betracht. 

Auf den dritten oder fünften Teil Ungarns, auf welchen ſich 
die Rätediktatur zeitweiſe erſtreckte, entfielen von dem Notenumlauf 
der alten Monarchie höchſtens 12— 15 Milliarden Kronen. Dieſe 
Menge iſt allmählich während der Kriegsjahre emittiert worden; 
die vier Monate der Rätediktatur haben dieſe Menge in unglaub⸗ 
licher Schnelligkeit um 7 Milliarden vergrößert. Dieſe außerordent⸗ 
liche Menge konnte vom Verkehr nicht aufgenommen werden, zumal 
alle Vorausſetzungen vorhanden waren, um die Geldzirkulation zu 
unterbinden. 

Erſtens iſt die Sozialiſierung der Induſtrie nicht mit der der 
Landwirtſchaft parallel gegangen. Die Induſtrie, die ihre Aus⸗ 
gaben für Löhne und Rohſtoffbeſchaffung aus der Staatskaſſe 
deckte, wurde in viel umfaſſenderem Maße ſozialiſiert als die Land⸗ 
wirtſchaft. Zweitens iſt das Sinken der Produktion bei der ſozia⸗ 
liſierten Induſtrie viel größer geweſen als bei der Landwirtſchaft, 
die einſtweilen zur Hälfte in Privathänden blieb. Dieſe zwei Um⸗ 
ſtände bewirkten, daß die bei der Finanzierung der Induſtrie ver⸗ 
auslagten Barmittel des Staates zur Landwirtſchaft abfloſſen und 
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dort ſich aufſtauten. Und endlich war die Produktion der Induſtrie 
nicht nur geſunken, ſondern fie arbeitete durchweg mit Defizit. 
Hohe Löhne und doch möglichſt niedrig gehaltene Produktenpreiſe 
haben die hinter dieſem Prozeß ſtehende Notenpreſſe in unbegrenzte 
Tätigkeit geſetzt. 

Dies waren die unmittelbaren Anläſſe der zunehmenden In⸗ 

flation. Hinzu kommen noch mannigfache pſychiſche Urſachen. 

ö Sie einzeln aufzuzählen, gehört nicht in den Rahmen dieſer 
Unterſuchung; für uns iſt es von Wichtigkeit, feſtzuſtellen, daß 
dieſe Geldpolitik zu einem Bankerott geführt hat. Wie geſagt, war 
die Entwertung des Geldes nicht nur gegenüber den Auslands⸗ 
märkten erfolgt, vielmehr hat das eigentliche Rätegeld ſeine Zahl: 
kraft im Inland ſchnell und nahezu völlig eingebüßt. Zur Cha⸗ 
rakteriſierung dieſer inländiſchen Zahlkraft iſt es nötig, in wenigen 
Zügen die Verteilung und den Verkehr der Güter in Räte-Ungarn 
klar zu legen. 

Die Verteilung iſt ſcharf in zwei Arten zu teilen: es waren 
zugeteilte, zwangsweiſe bewirtſchaftete Güter und Güter mit freiem 
Verkehr vorhanden. Eigentlich ſollte ja durch die Sozialifierung 
der Produktionsmittel und Warenhäuſer alles Käufliche nur vom 
Staate zu haben ſein. Dem war aber nicht ſo. Denn neben dem 
Zwangsverkehr, welcher bei weitem nicht in ausreichendem Maße 
für die Befriedigung der Bedürfniſſe ſorgte, beſtand ein freier 
privater Verkehr, welcher ſich auf alle Arten von Waren erſtreckte 
und beſonders für die große Mehrzahl der „Bourgeoiſie“ von hervor⸗ 
ragender Bedeutung war. Die zwangsweiſe Verteilung erfolgte 
auf doppelte Weiſe. Die allerwichtigſten Lebensmittel wurden auf 
Grund von Lebensmittelkarten — in nicht ausreichendem Maße — 
verteilt. Andere beſchlagnahmte und bereits inventariſierte Waren, 
wie Kleidungsſtoffe, Wirtſchaftsartikel, die in ſehr beſchränkter Menge 
und zur Zeit unwiederherſtellbar vorhanden waren, ſind gewiſſen 
bevorzugten Gruppen, zum Beiſpiel Bergwerksarbeitern und anderen 
Gewerkſchaften, ſowie der Roten Armee zugeteilt worden. Sie 
haben nun dieſe Waren an ihre Mitglieder verteilt, wobei auf jeden, 
der ſich mit einer entſprechenden Legitimation ausweiſen konnte, 
eine gewiſſe Menge entfiel. Dieſe Legitimationen haben alſo eine 
ähnliche Funktion wie die Lebensmittelkarten ausgeübt, jedoch, da 
ſie nur im Beſitz von Bevorzugten geweſen ſind, räumten ſie den⸗ 
ſelben eine monopoliſtiſche Stellung ein. Ob auf Lebensmittelkarten 
oder auf Legitimationen, dieſe zwangsweiſe bewirtſchafteten Waren 
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waren vom Staate für „weißes Geld“ zu haben. Hingegen der 
private Verkehr hat nur mit dem „blauen Gelde“, mit dem früheren 
gemeinſamen Gelde der Monarchie, welches gegenüber dem weißen 
ein ungeheueres Agio hatte, gearbeitet. Hier war ein anderes 
Zahlungsmittel nicht denkbar; trotz ſtrenger Drohungen wurde man 
in den Geſchäften nur gegen „blaues Geld“ bedient. 

Soviel wird uns zunächſt genügen, um unſere theoretiſchen 
Unterſuchungen vornehmen zu können. Aus den bisherigen Aus⸗ 
führungen ergibt ſich wohl der Zweifel an dem Geldcharakter des 
weißen Geldes. Iſt ein Geld, welches ſeinen Funktionen nur in ig 
beſchränkter Weiſe nachzukommen vermag, überhaupt noch Geld zu 
nennen? Oder ſoll das vielleicht das neue, bisher unbekannte 
„kommuniſtiſche“ Geld ſein? | 

Die offizielle Meinung der kommuniſtiſchen Leiter der Finanzen 
wird wohl für eine wiſſenſchaftliche Unterſuchung unerheblich ſein. 
Der Volksbeauftragte Eugen Varga hat in einer Schrift — „Die 
Herrſchaft des Geldes im Frieden, ſein Sturz im Kriege“ — die 
weſentliche Veränderung, welche die Geldtheorie zugunſten der 
Nominaliſten erlitten hat, richtig erkannt. Hinſichtlich einer neuen 
Geldordnung aber, welche unter ſeiner Führung hätte zuſtande 
kommen ſollen, hat er wenig Bedenken gehabt. Mit anderen Finanz⸗ 
leuten gemeinſam dachte er das Geld und überhaupt die Not⸗ 
wendigkeit des Geldes kurzweg aus der Welt ſchaffen zu können. 
Erſt wurden ruſſiſche Vorbilder getreu nachgeahmt; dann aber hatte 
man für prinzipielle Fragen keine Zeit mehr; man mußte ſich jeweilig 
der Lage anpaſſen; es waren nur mehr höchſt praktiſche, ja beinahe 
fiskaliſche Gründe ausſchlaggebend. 

Mehr wird uns die Meinung der einzelnen Geldtheorien über 
dieſes Geld intereſſieren. Der Metalliſt wird jedenfalls jede Geld⸗ 
eigenſchaft dieſem weißen Sowjetgelde abzuſprechen geneigt ſein. Aber 
er tut das nicht nur in dieſem Falle, vielmehr bei jeder Papier⸗ 
währung. Für ihn iſt eine Erklärung hier gar nicht nötig; er be⸗ 
trachtet dieſe Fälle alle als Ausnahmen — obwohl es für die 
Theorie ſolche gar nicht geben kann. Auf den Metalliſten können 
wir demnach hier nicht rechnen. 

Was aber würde die „Staatliche Theorie“ ſagen? Daß dieſes 
Geld ein Tauſchvermittler iſt, würde zutreffen. Auch die ſogenannte 
epizentriſche und apozentriſche Zahlkraft wohnt ihm bei, da doch 
der Staat alle Zahlungen in ihm leiſtet und entgegennimmt. Daß 
akzeſſoriſche, alſo nichtvalutariſche Gelder das valutariſche Geld im 
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Privatverkehr verdrängen, daß ſich das valutariſche Geld keiner 
unbegrenzten Annahme erfreut, iſt ja nicht der erſte Fall in der 
Geldgeſchichte. Die Aſſignaten der franzöſiſchen Revolution — alſo 
auch dieſes Rätegeld — werden von der „Staatlichen Theorie“ 
zwar als minderwertiges, doch tatſächliches Geld anerkannt. Die 
mangelhafte Zahlkraft bedeutet keinen weſentlichen Mangel. 

Wir können dabei jedoch nicht ohne weiteres ſtehen bleiben. 
Die in dieſem Maße fehlende Zahlkraft entſtellt das Geld derartig, 
daß es kaum mehr oder gar nicht in der Lage iſt, ſeine Zirkulations⸗ 
funktion auszuüben. Wollten wir noch andere Theorien zu Rate 
ziehen, würden wir bei allen * zwei Eigenſchaften 
gefordert finden: erſtens ſoll das Geld Wertmeſſer ſein, zweitens 
allgemeines Zahlungsmittel. 

Die erſte Eigenſchaft iſt in unſerem Falle unbedingt vorhanden. 
Wie auch ein Tauſchvermittler beſchaffen ſei, ob in Gewichts-, 
Stück⸗ und Münzeinheiten oder gar in Arbeitsſtundeneinheiten, das 
eine bleibt beſtehen: daß ſie alle Rechnungseinheiten ſind zum Zwecke 
des Vergleiches mannigfach verſchiedener Güter, zum Zwecke der 
Wertmeſſung. So die einſtweilen in Kroneneinheiten feſtgeſetzten 
Somjetgelder, wie auch die zukünftigen, nach Bucharinſchen Ent⸗ 
würfen geplanten Gelder, die die Arbeitsſtunde als Werteinheit haben 
ſollten, haben die Eigenſchaft, Wertmeſſer zu ſein. Somit gilt die 
erſte Forderung als erfüllt. 

Die allgemeine Annahmepflicht war aber in Wirklichkeit nicht 
vorhanden. Der Staat leiſtete ſeine Zahlungen im „weißen“ Gelde 
und nahm ſolche Zahlungen auch entgegen. Die Zahlungen an den 
Staat aber waren — mit Fortfall der Steuerpflicht — nur jene, 
die für vom Staate, von der Verkörperung des Gemeineigentümers, 
bezogene Güter zu entrichten waren. Wie oben geſagt, waren auch 
dieſe Güter in Wirklichkeit für das „weiße Geld“ zu haben — aller⸗ 
dings nur im Ausmaß der Zuteilung. Aber — wie wir bereits 
wiſſen — iſt der überwiegende Teil des Verkehrs, der private Ver⸗ 
kehr, vom Staate unabhängig geblieben, und hier hatte das valu⸗ 
tariſche Geld ſo gut wie gar keine Zahlkraft. 

Wenn aber dieſem Gelde die tatſächliche Zahlkraft im Privat⸗ 
verkehr in der Hauptſache gefehlt hat — und ausſchlaggebend iſt 
für uns der Privatverkehr, wie es gleich begründet werden ſoll —, 
dann iſt die zweite Forderung, daß das Geld die Eigenſchaft eines 
allgemeinen Zahlungsmittels haben ſoll, nicht erfüllt; die Bezeichnung 
„Geld“ kann ihm nur mit gewiſſen Vorbehalten zugeſprochen werden, 


= 


761 Das „kapitaliſtiſche“ und das „kommuniſtiſche“ Geld 12 


die zu weiteren Konſequenzen führen werden. Ausſchlaggebend aber 
iſt der Privatverkehr darum, weil bei Zahlungen für zugewieſene 
Waren die Zahlkrafteigenſchaft nur in zweiter Linie hervortritt. 
Nicht das Geld verlieh dem Käufer Kaufkraft, ſondern die oben⸗ 
erwähnten Legitimationen und Lebensmittelkarten. Dieſe Legiti⸗ 
mationen haben ihm die Möglichkeit gegeben, etwas zu kaufen; mit 
Geld — wäre er noch ſo hohe Preiſe zu zahlen gewillt geweſen — 
wäre ihm das kaum gelungen!. 

Das „weiße Geld“ alſo beſitzt nur in beſchränktem Maße die 
Geldeigenſchaft, aber ſtatt deſſen iſt ihm eine andere, güteranweiſungs⸗ 
artige gegeben; es konnte verwendet werden bei Zahlungen für zu⸗ 
gewieſene Waren. Das iſt der Punkt, wo das urſprünglich geplante, 
aber nicht durchgeführte Güteranweiſungsſyſtem etwas unvollkommen 
in Erſcheinung trat. Ein Güteranweiſungsſyſtem aber würde be⸗ 
deuten, daß einer über die Verteilung der Güter waltenden zentralen 
Macht das Recht zuſteht, nach Willkür oder nach einem ſtreng um⸗ 
ſchriebenen Prinzip das Bezugsrecht den einzelnen einzuräumen; 
das heißt, die Verteilung wäre autoritativ. 

Die autoritative Verteilung innerhalb einer Wirtſchaftseinheit 
iſt uns bereits aus der Wirtſchafts- und Kulturgeſchichte bekannt. 
Die geſchloſſene Hauswirtſchaft war es, wo ſie zu finden iſt. Und 
tätſächlich gibt es viele Ahnlichkeiten zwiſchen dieſen beiden Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſationen. Ausſchlaggebend iſt jedenfalls die autoritative, 
zentrale Verteilung; alles weitere folgt aus ihr. In der Gewalt 
einer Perſon iſt die Autorität gegeben; einen Tauſch, einen Ver⸗ 
kehr, alſo auch Geld gibt es nicht. Bei genauerem Zuſehen iſt dieſe 
Parallelität nicht mit der reinen Form der geſchloſſenen Hauswirt⸗ 
ſchaft zu ziehen, vielmehr ähnelt die Wirtſchaftslage Räte-Ungarns 
jenem geſchichtlichen Stadium, wo die geſchloſſene Haus- und die 
Städtewirtſchaft ineinanderfließend, in Entwicklung begriffen waren; 
nur der Gang der Entwicklung war ein umgekehrter: von der Verkehrs⸗ 
und Städtewirtſchaft ein Rückgang zur geſchloſſenen Hauswirtſchaft. 
Erſtens handelt es ſich in unſerem Falle nicht um in gleichem Maße 


1 Dem könnte entgegengehalten werden, daß dieſe Erſcheinung bei jeder 
zwangswirtſchaftlichen Verteilung, alſo auch in unſerer Kriegswirtſchaft vor⸗ 
kommt. Dieſes Argument iſt aber nicht ſtichhaltig: während in unſerer Kriegs⸗ 
wirtſchaft nämlich die Zahlkraft des Geldes nur gegenüber gewiſſen Gütern auf 
ähnlicher Art beſchränkt wurde, iſt dem Rätegelde eine Zahlkraft außerhalb dieſes 
beſchränkten Gebietes überhaupt nicht eigen. 

Schmollers Jahrbuch XLIV g. 9 
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geſchloſſene Wirtſchaftskörper. Stadt und Land haben noch ſtarke 
Verknüpfungen. Die Überſchußproduktion aber, welche die Grund: 
lage für die Arbeitsteilung in einem differenzierten Wirtſchafts⸗ 
organismus bildet, zeigt einen allmählichen und kataſtrophalen Rück⸗ 
gang; und mit dieſem löſen ſich die Beziehungen zwiſchen Stadt und 
Land. Die Induſtrie hat längſt nicht mehr, was ſie dem Bauer 
abgeben könnte; kaum langt ihre Produktion für den eigenen Konſum. 
Das Land aber muß oder ſoll trotzdem weiter liefern. Es werden 
ihm Maßregeln über obligatoriſche Ablieferungen und feſte Preiſe 
auferlegt, woraus die der Städtewirtſchaft ſo charakteriſtiſchen Rei⸗ 
bungen zwiſchen Stadt und Land entſtehen. Dann aber helfen alle 
Verordnungen und Geſetze nichts mehr; mangels einer Kompenſation 
werden keine Landwirtſchaftsüberſchüſſe mehr produziert und ge⸗ 
liefert, und das Geld wird nicht als Kompenſation angeſehen. Und 
gerade dieſe Weigerung der Landwirtſchaft, das Geld anzunehmen, 
ſtellt den Geldcharakter dieſer Noten ſo ſehr in Frage. Auch die 
zu ſpät eingeſetzte Tauſchaktion zwiſchen Induſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft war bei weitem nicht ausreichend. Die Fäden find gelöft; 
einzelne Wirtſchaften ſchließen ſich ab, produzieren allein für den 
eigenen Konſum; es zerreißt, zerfaſert ſich das tauſendfach in ſich 
verflochtene Bild der kapitaliſtiſchen Verkehrswirtſchaft: ein Rückgang 
zur geſchloſſenen Hauswirtſchaft ſteht vor uns. 

Aus dem allgemeinen Wirtſchaftsbilde läßt ſich allein das Weſen 
eines dazugehörigen Organes erkennen. Der Übergang von einem 
Stadium mit Geldverkehr zu einem ohne dieſen: das iſt das 
allgemeine Bild dieſes Zuſtandes. Der letztere, die geſchloſſene 
Hauswirtſchaft, ſchließt jeden Geldverkehr aus, da kein Tauſch, kein 
Kauf, nur ein einmaliger Beſitzwechſel der Güter von der Zentral⸗ 
autorität an den Konſumenten bei der Zuweiſung erfolgt. Welche 
Eigenſchaft von den obenerwähnten beiden mußte nun das Geld 
bei dieſem Übergange zu einem Stadium, wo kein Kauf exiſtiert, 
zuerſt einbüßen? Seine Zahlkraft. Wenn die organiſche Entwick⸗ 
lung neue Einrichtungen ſchafft oder alte zerſtört, ſo erfolgt das 
auf langſame, kaum bemerkbare Weiſe. Ein vom Menſchenwillen 
freiwillig produzierter Vorgang hätte wohl das Geld auf einmal 
verſchwinden laſſen mögen. Die Entwicklung aber greift erſt das 
innerſte Weſen an; die ſteife, eingefleiſchte Form, das Außere kann 
einſtweilen bleiben, ſie wird von ſelber zum Abfall kommen. Die 
Zahlkraft des Geldes iſt plötzlich nicht mehr da geweſen, die Zahlkraft 
gegenüber Privaten. Sie iſt auf obenerwähnte Legitimationen uſw. 
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übergegangen, welche dann viel eher die Form und Möglichkeit be⸗ 
ſaßen, ſich in Güteranweiſungen zu verwandeln. 

Die Wertmeſſereigenſchaft zum Wertvergleiche der Güter iſt 
geblieben; ſie hat neben den Legitimationen eine ſupplementäre 
Rolle geſpielt, wenn der „Kauf“ der zugewieſenen Ware gegen Hin⸗ 
gabe der Anweiſung und des Wertmeſſer-Geldes erfolgte. Dieſe 
Form war kompliziert, ſie hätte in der Zukunft auf die Weiſe ver⸗ 
einfacht werden können, daß — wie es Dr. Junge erwähnt — die 
Lebensmittelkarten ſelbſtändig als Zahlungsmittel quaſi Güter: 
anweiſungen hätten fungieren können. Inwieweit das möglich wäre, 
das heißt: von welchen Umſtänden die Möglichkeit eines ſolchen oder 
eines jeden Güteranweiſungsſyſtems abhängt, werden wir im folgenden 
unterſuchen. | 

Zunächſt begnügen wir uns mit dem Ergebnis, daß aus dieſem 
ſonderbaren Gemiſch wirtſchaftlich nicht zuſammengehöriger Ver⸗ 
hältniſſe ſich auch die zweifelhafte, durchaus heterogene, hinkende 
Rolle des valutariſchen Sowjetgeldes ergibt: es büßte ſeine Zahl⸗ 
kraft ein, als Wertmeſſer blieb es zur Ergänzung des Zuweiſungs⸗ 
ſyſtems aufrecht. 

Die Analyſe der hiſtoriſchen Gegebenheiten hat alſo zu keinem 
theoretiſchen Gewinn geführt. Es ſteht ſomit feſt, daß das ſogenannte 
„kommuniſtiſche“ Geld in Räte⸗Ungarns Wirtſchaft nicht in Er⸗ 
ſcheinung getreten iſt. Vielmehr ſind hier lauter Halbheiten zu 
finden: ein entwertetes, diskreditiertes Geldweſen und ein unvoll⸗ 
kommenes, zwangswirtſchaftartiges Güteranweiſungsſyſtem. 


Dem zweiten Teil des Problems, bei dem die Exiſtenz, des „kom⸗ 
muniſtiſchen“ Geldes überhaupt in Frage ſteht, kann man ſich in 
zwei Weiſen nähern. Es kann gefragt werden, ob denn dieſes Geld 
überhaupt möglich iſt; dann aber fragt es ſich, ob dieſes Geld 
— wenn es auch möglich iſt — etwas Wünſchenswertes, etwas 
Nötiges iſt, zur Erreichung gewiſſer Ziele. Die zweite Frage be⸗ 
rührt ſchon eher die Praxis, die Wirtſchaftspolitik; deshalb werden 
wir uns erſt mit der erſten, rein theoretiſchen Frage auseinander⸗ 
ſetzen. 

Wie ein den kommuniſtiſchen Forderungen angepaßtes Syſtem 
eines Zirkulationsvermittlers gedacht und angeſtrebt wurde, iſt uns 
aus den Bucharinſchen Entwürfen bekannt!. Hiernach ſollte die 
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geleiftete Arbeitsmenge die Grundlage für die gerechte Verteilung 
der Güter bilden. Nach ſeiner geleiſteten Arbeit bekommt ein jeder 
eine auf die Perſon lautende und in einer gewiſſen Friſt ablaufende 
Arbeitsquittung oder Güteranweiſung, wofür er eine ſtets vom 
neuen feſtzuſtellende Menge gewiſſer Güter zu beziehen berechtigt iſt. 
Die ausgegebenen Arbeitsquittungen ſtellen die geſellſchaftlich not⸗ 
wendige Arbeitszeit zur Herſtellung der zur Zeit fertigen Produkte dar, 
aus welchem Zuſammenhange nun das Verhältnis zwiſchen der Ge⸗ 
ſamtheit der Produkte und der Arbeitsquittungen ſtatiſtiſch feſtſtellbar 
iſt. Dieſes Verhältnis ſoll nun als mathematiſche Grundlage für 
die Beſtimmung jenes Maßſtabes dienen, nach welchem die der 
Güteranweiſungseinheit entſprechende Menge der Produkte feſtgeſetzt 
wird. Zur Durchführung dieſes kurz ſkizzierten Planes find die 
Vorausſetzungen — ein großzügiger ſtatiſtiſcher Apparat, eine ge: 
regelte und lenkbare Produktion — in Räte⸗Ungarn nicht vorhanden 
geweſen, weswegen man von ihm abgewichen iſt. Aber auch bei 
Vorausſetzung dieſer Vorbedingungen kann gefragt werden, ob die 
Durchführung dem Plane gemäß möglich geweſen wäre. 

Zunächſt drängen ſich ſchwere Bedenken gegen den neuen 
„kommuniſtiſchen“ Charakter dieſes Zirkulationsvermittlers in den 
Vordergrund. Auf zwei verſchiedenen Stellen ſind hier Ahnlichkeiten 
mit unſerem „kapitaliſtiſchen“ Geldweſen zu finden, welche unter 
Umſtänden völlig ausreichen dürften, um den „kapitaliſtiſchen“ Cha⸗ 
rakter dieſes Syſtems zu beweiſen. Dieſe Ahnlichkeit iſt in dem 
Weſen der Einheit der Güteranweiſungen einerſeits und des Geldes 
anderſeits, und ferner in dem Grundprinzip, auf welchem die 
Zirkulationsfähigkeit des Geldes beruht, zu finden. 

Was bedeutet zunächſt die Werteinheit: Arbeitsſtunde? Iſt 
das eine konkrete Wertgröße? Soll das etwa bedeuten, daß eine 
geleiſtete Arbeitsſtunde dem Arbeiter das Recht zum Bezug ſolcher 
und ſo vieler Güter einräumt, daß in denſelben in Wirklichkeit 
eine Stunde geſellſchaftlich nötiger Arbeit verkörpert wäre? Daß der 
Beſitzer einer Arbeitsquittung, lautend über eine Stunde geleiſteter 
Arbeit, Güter bekommen würde, zu deren Herſtellung tatſächlich 
auch eben eine Stunde Arbeit nötig geweſen iſt? Wenn das die 
Bedeutung der Arbeitsſtundeneinheit ſein ſoll, ſo iſt ſie gänzlich 
hinfällig. Die Feſtſetzung der Wertrelation zwiſchen den zur Zeit 
fertigen Produkten und der zu ihrer, Herſtellung nötigen Arbeit in 
einem großen Produktionsgebiete hängt von unzähligen Umſtänden 
ab. Sie ſchwankt erſtens entſprechend der verſchiedenen Ge⸗ 
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ſchicklichkeit und Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter, zweitens aber — in 
noch ſtärkerer Weiſe — der Ergiebigkeit, der Produktivität der 
einzelnen Produktionszweige und -mittel. Es iſt vielleicht über⸗ 
flüſſig, zu bemerken, daß gerade dieſe Verſchiedenheit — auch inner⸗ 
halb desſelben Produktionszweiges, zum Beiſpiel in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Urproduktion — in der jetzigen Wirtſchaftsverfaſſung zu 
der Erſcheinung gewiſſer Differentialrenten führt. Vermutlich auch 
der Unternehmergewinn hat in dieſer Erſcheinung ſeine Wurzel. 
Wenn nun in einer kommuniſtiſchen Wirtſchaftsordnung dieſe 
Differentialrenten, alſo die Monopolſtellung einzelner Produktions⸗ 
zweige auch abgeſchafft werden, an der Tatſache der beſſeren oder 
ſchlechteren Produktivität könnte eine kommuniſtiſche Geſetzgebung 
doch nichts ändern. Wenn alſo die Ergebniſſe aus dieſen verſchie⸗ 
denen Betrieben bei einer zentralen ſtatiſtiſchen Stelle geſammelt 
werden, und auf Grund derſelben die auf die Arbeitsſtundeneinheit 
entfallende Gütermenge feſtgeſetzt wird, ſo würde jedenfalls eine 
gerechtere Verteilung wie die heutige zuſtande kommen, denn jeder 
würde gemäß ſeinen Leiſtungen ſeinen Teil aus dem Volksreichtum 
erhalten, aber — worauf es uns hier allein ankommt — die neu⸗ 
konſtituierte Werteinheit: Arbeitsſtunde müßte ſich keineswegs in 
der Wirklichkeit auf die Weiſe konkretiſieren, daß die auf die Arbeits⸗ 
ſtunden⸗Einheit entfallende Gütermenge auch wirklich Produkt einer 
Stunde Arbeit wäre. 

Die Arbeitsſtunden⸗Einheit iſt eben keine konkrete Werteinheit. 
Sie iſt nicht materiell umſchrieben, wie es früher die Gewichts⸗ 
einheiten der Edelmetalle, wie es auch die Stücke gewiſſer Muſcheln uſw. 
als Werteinheiten geweſen ſind. Sie iſt vielmehr von jeder mate⸗ 
riellen Umgrenzung losgelöſt, eine abſtrakte Wertgröße. Gerade ſo 
wie die Krone der gemeinſamen öſterreich- ungariſchen Währung 
während des Krieges nicht mehr einer gewiſſen Goldmenge ent⸗ 
ſprach und nicht mit ihr gleichbedeutend war, ſo iſt die Arbeits⸗ 
ſtunden⸗Einheit auch nicht gleichbedeutend mit einer Stunde geleiſteter 
Arbeit. So wie die Krone nur mehr eine Abſtraktion von etwas 
Geweſenem, von einem gewiſſen Bruchteil des Pfundes Gold dar⸗ 
ſtellte, aber nicht mehr metalliſch definierbar, alſo nur mehr eine 
imaginäre Wertgröße war, ſo auch die Arbeitsſtunden⸗Einheit; ſie 
iſt nur gedanklich vorhanden, ſie iſt eventuell von der Staatsmacht 
proklamiert, aber ihre wahre Größe iſt keine konkret gegebene, ſon⸗ 
dern ſie beſteht in einer jederzeit wechſelnden Beziehung zu den 
anderen Gütern. 
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Wenn demnach die ſeitens der Kommuniſten vorgefundene 
Kroneneinheit der öſterreich-ungariſchen Währung ihrem Weſen nach 
mit der Einheit, Arbeitsſtunde genannt, identiſch war, dann kann 
dieſer Kommuniſtenwährung nicht zum Vorwurf gemacht werden, 
daß ſie an der Kroneneinheit feſthielt. Es wäre unnütze Mühe ge⸗ 
weſen, einen ſo großen Apparat zu dieſem Zwecke in Bewegung zu 
ſetzen, wenn dadurch nichts erreicht werden konnte, zumal eine ge: 
rechte Verteilung — und allein das war bezweckt — auf anderem 
Wege, zum Beiſpiel durch eine geſunde Lohn- und Preispolitik 
herbeizuführen war. Es iſt keine neue Sache, daß revolutionäre 
Bewegungen der Maſſe dieſen Punkt unſerer Wirtſchaft in den 
Mittelpunkt ihrer Angriffe geſetzt haben. Viele Reformatoren wollten 
bereits die Verteilung auf die Grundlage der Arbeit ſtellen. Dabei 
iſt dieſer Punkt unweſentlich für eine Umgeſtaltung der Ber: 
teilung, da doch — wie wir ſehen — als Werteinheit die Krone 
gerade ſo beſtehen kann wie die Arbeitsſtunde. Es iſt eine 
Naivität, an Außerlichkeiten derartig haften zu bleiben; nicht die 
Geldpolitik, ſondern viel tieferliegende Gründe — die wir bei der 
Unterſuchung der Notwendigkeit eines neuen „kommuniſtiſchen“ Geld⸗ 
ſyſtems kurz erwähnen wollen — ſind ſchuld an der Ungerechtigkeit 
der heutigen Verteilung; an ihnen muß das Werk der Reform 
anſetzen. 

Zwiſchen dem Weſen der Einheit des „kapitaliſtiſchen“ und des 
„kommuniſtiſchen“ Geldes iſt demnach eine weitgehende Ähnlichkeit 
vorhanden. Das heißt, das Weſen und die Benennung der Einheit 
jenes Geldſyſtems, welches die Kommuniſten in Ungarn eingeführt 
haben, hätte noch keinen weſentlichen Unterſchied zwiſchen dieſem und 
dem alten Geldſyſtem dargeſtellt. 

Aber auch das Prinzip, auf welchem die Zirkulationsfähigkeit 
dieſes „kommuniſtiſchen“ Geldes beruht hat, iſt für eine „kapitaliſtiſche“ 
Währung zuläſſig. Denn die oft laut gewordene Kritik gegenüber 
der bolſchewiſtiſchen Geldpolitik, welche an Stelle der bisherigen Be⸗ 
ziehung der Noten zum Gold nunmehr ein feſt umſchriebenes Ver: 
hältnis zwiſchen Noten und Geſamtheit des Volksvermögens fordert, 
um den Wert des Geldes von dieſem abzuleiten, iſt nicht ſtichhaltig. 
Es iſt eine völlige Verkennung des Geldes, wenn man immer wieder 
auf eine Deckung drängt, um den Noten den Charakter einer mit 
Pfand geſicherten Forderung gegen den Staat zu verleihen. Man 
kann ſich mit dem Gedanken nicht abfinden, daß ein Papiergeld 
durch ſeine Umlaufsfähigkeit und ſeine Zahlkraft allein eine Be⸗ 
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friedigung dem Beſitzer gewährt; man will ſich materiell mit Gold 
befriedigen oder zumindeſt dadurch, daß man eine Forderung in der 
Note zu beſitzen glaubt. Wenn die Kontingentierung der Emiſſion 
irgendwie dem Bedarfe gemäß ſtattgefunden hätte, und durch Über⸗ 
häufung keine Entwertung herbeigeführt worden wäre, dann hätten 
die Noten trotz der mangelnden Deckung vollwertig ſein können. In 
einer Wirtſchaftsordnung, wo an Produktionsmitteln kein Privat: 
eigentum beſtand, wäre eine Art von Verpfändung an und für ſich 
abſurd geweſen. 

Nicht dadurch, daß das Sowjetgeld Papiergeld war, ſondern 
durch früher beſprochene Gründe iſt das Scheitern dieſes Syſtems 
herbeigeführt worden. Wenn von dieſen — der Theorie willen — 
abgeſehen wird, ſo kann man ſich recht gut vorſtellen, daß auch unter 
dieſen gegebenen hiſtoriſchen Verhältniſſen, alſo in der ungariſchen 
kommuniſtiſchen Wirtſchaftsverfaſſung, eine Geldform möglich geweſen 
wäre, welche nicht nur ihrer Einheit, ſondern ihrer ganzen Beſchaffen⸗ 
heit nach mit einer kapitaliſtiſchen Geldart große Übereinſtimmungen 
aufweiſt; ſie wäre alſo ſchlechthin eine „kapitaliſtiſche“ Währung ge⸗ 
weſen. Hiermit ſoll geſagt werden, daß die vollkommene Ungedeckt⸗ 
heit der ungariſchen Sowjetnoten nicht dazu führen darf, in dieſer 
Eigenſchaft den „kommuniſtiſchen“ Charakter dieſes Geldes zu er⸗ 
blicken, vielmehr iſt das eine in „kapitaliſtiſchen“ Staaten auch wohl⸗ 
bekannte Eigenſchaft. Aber wenn man ſich auch ein anderes voll⸗ 
kommeneres „kommuniſtiſches“ Geldſyſtem vorſtellt, wobei zwiſchen 
ausgegebenen Noten und Gütergeſamtheit ein geſundes Verhältnis 
beſteht, auch da wird die Menge der in Verkehr ſich befindlichen 
Noten von dem komplizierten Verkehrsbedürfnis der Wirtſchaft nicht 
von der Stückzahl oder arithmetiſch ausdrückbaren Menge der Güter 
beſtimmt. Dieſes letztere wäre der Fall nur bei einem Güter⸗ 
anweiſungsſyſtem, wo jede Anweiſung ſozuſagen der Eigentumsſchein, 
der Depotſchein eines gewiſſen Gutes wäre. Bei einem Geldſyſtem 
aber, mit nicht auf das Individuum und ein gewiſſes Gut lauten: 
den Scheinen, leitet ſich der Wert von der Verkehrseigenſchaft, von 
der Umlaufsfähigkeit des Geldes ab. 

Das iſt aber für eine „kapitaliſtiſche“ Wirtſchaftsverfaſſung 
nichts Neues; wir ſehen dann eine ſtreng durchgeführte autogeniſche 
Währung — in Knapps Terminologie —, welche aus der Umlaufs⸗ 
fähigkeit, folglich aus der vom Verkehr anerkannten Zahlkraft des 
Geldes ausgeht und jede anderweitige Befriedigung des Beſitzers 
ab ovo ausſchließt. Mit anderen Worten, es wäre der Fall der 
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reinen Nominalität geweſen. Das konnte nicht dadurch beeinträchtigt 
werden, daß eine alte Einheit, die Krone, beibehalten wurde, denn 
die Krone ſelbſt war zur Zeit nicht mehr metalliſch definierbar. 
Aber hätte man auf der anderen Seite dieſes Syſtem auf Arbeits⸗ 
ſtunden⸗Einheiten baſieren können, ſo wäre trotzdem der kapitaliſtiſche 
Charakter dieſes Geldes in den Vordergrund getreten, und man hätte 
dann ein „kapitaliſtiſches“ Geld mit Arbeitsſtunden⸗Einheit erlebt. 

Wenn man ſich alſo unter „kommuniſtiſchem“ Geld tatſächlich 
ein Geld — etwa in der Form, wie es in Räte⸗Ungarn beſchaffen 
war — vorftellt, ſo iſt das kein „kommuniſtiſches“, ſondern ein 
„kapitaliſtiſches“ Geld, eigentlich nur einfach: Geld. Es bleibt noch 
das Güteranweiſungs⸗Syſtem. In Räte⸗Ungarn hätte es nicht die 
Möglichkeit des Beſtehens gehabt; tiefliegende, wirtſchaftliche Ur⸗ 
ſachen hätten es automatiſch ausgeſchaltet und hätten aus ihm ein 
Papiergeldſyſtem, wie es auch tatſächlich beſtanden hat, gemacht. 
Denn mit der Wirtſchaftsverfaſſung in Ungarn iſt nicht die Kategorie 
der Güteranweiſung, ſondern die des Geldes theoretiſch vereinbar 
geweſen. ö 

Um dieſe tieferliegenden Gründe, aus denen ſich das erklärt, 
aufzuſuchen, wollen wir nochmals auf unſere Parallele zwiſchen 
Rätewirtſchaft einerſeits und der Städte- und geſchloſſenen Haus⸗ 
wirtſchaft anderſeits zurückgreifen. Wenn die bisherigen Unter⸗ 
ſuchungen gezeigt haben, daß die ungariſche Rätewirtſchaft, wie ſie 
hiſtoriſch gegeben war, unbedingt ein „kapitaliſtiſches“ Geldſyſtem 
für ſich gefordert hat, iſt mit Recht die Frage zu ſtellen, ob dann 
auch die geſchloſſene Hauswirtſchaft mit dem vereinbar wäre? Das 
iſt entſchieden zu verneinen, weil zum Weſen der letzteren eine über 
das ganze Wirtſchaftsleben waltende Autorität gehört; ohne ſie kann 
man ſich eine geſchloſſene Hauswirtſchaft keinesfalls vorſtellen. Von 
ihr müſſen alle wirtſchaftlich erheblichen Funktionen abhängen, ihr 
obliegt die Verteilung der Rollen in der Produktion, ihr die Ver⸗ 
teilung der Güter, während in der freien Wirtſchaft jeder nach 
eigenem Intereſſe, nach Maßgabe ſeiner wirtſchaftlichen Kraft, nach 
Maßgabe der Preiſe, ſeine Tätigkeit freiwillig hatte wählen können. 
Und dieſe das Individuum bewegenden Gründe haben in unſerer 
Wirtſchaft ihren Ausdruck im Gelde gefunden; die Funktion des 
Geldes iſt dasjenige, was in ſeiner Geſamtheit auf die Autorität, 
auf den Willen dieſer führenden Perſon in der geſchloſſenen Haus⸗ 
wirtſchaft übergeht. Und hiermit iſt in ihr auch das Geld aus⸗ 
geſchloſſen. 
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In der kommuniſtiſchen Wirtſchaft hingegen iſt die Frage der 
Autorität durchaus noch nicht entſchieden. Die zentraliſierte Leitung 
iſt auch hier durchgeführt; aber die Gebundenheit, die Unbeweglich⸗ 
keit, die mit der Unbedingtheit der Autorität durchgeführt iſt, wäre 
hier nur dann vorhanden, wenn das Prinzip der menſchlichen Gleich⸗ 
heit ganz unerbittlich konſequent zur Anwendung käme. Dann tritt 
ein unbewegliches Dogma an die Stelle der Gewalt einer perſön⸗ 
lichen Autorität. Es liegt auf der Hand, daß der Unterſchied hier 
nur in der Form beſteht; dem Weſen nach iſt es gleichgültig, ob in 
der Gewalt einer Perſon oder in einem Dogma die Autorität ver⸗ 
körpert iſt. Nur dann, wenn dieſes Dogma der Gleichheit in allen 
Einzelheiten ſtarr durchgeführt iſt, kann eigentlich von einer wirk⸗ 
lichen Parallelität zwiſchen den beiden erwähnten Wirtſchaftsgebilden 
geſprochen werden, nur dann iſt Kommuniſtenordnung der Wirt⸗ 
ſchaft tatſächlich autoritativ, nur dann iſt das Geld als ſolches mit 
ihr unvereinbar. Was aber eine ſo autoritativ eingerichtete Wirt⸗ 
ſchaft für das Individuum, für das geſamte Wirtſchaftsleben eines 
ſo groß entwickelten und differenzierten Gebietes, wie es die heutigen 
Staaten alle find, bedeuten würde, kann man ſich kaum vorſtellen. 
Denn nur die Interpretation der Gleichheit: „jeder nach ſeinen 
Bedürfniſſen“, alſo die zahlenmäßige, arithmetiſche Gleichheit ſchafft 
eine Gebundenheit, welche der durch die Autorität in der geſchloſſenen 
Hauswirtſchaft geſchaffenen entſpricht. 

Wenn aber die Gleichheit der Menſchen nur auf die Weiſe 
ausgelegt wird, daß „jeder nach ſeinen Fähigkeiten, jeder nach ſeiner 
Leiſtung“ erhält, dann iſt das Syſtem der autoritativen Ordnung 
durchbrochen. Denn ſobald dem Individualwillen ein Spielraum 
gelaſſen, die Wahl zwiſchen mehreren Möglichkeiten geſtattet, ja die 
Beeinfluſſung der ihm zufallenden Gütermenge durch mehr oder 
minder geſteigerte Arbeitsleiſtung möglich gemacht wird, dann kann 
von einer autoritativen Wirtſchaft nicht mehr die Rede ſein., Hier 
tritt die individuale Freiheit auf, welche das Güteranweiſungsſyſtem 
nicht vertragen kann. Wird nämlich die Beteiligung des Einzelnen 
an der Gütergeſamtheit vom Individualwillen abhängig gemacht, ſo 
muß die Zentrale, welche die Verteilung vornimmt, mit ſchwanken⸗ 
den Faktoren arbeiten, die Verteilung kann nicht mehr in der ge— 
forderten, autoritativen Weiſe vorgenommen werden. Wird aber 
dem Individuum dieſe Freiheit gewährt, ſo müſſen auch andere noch 
hinzutreten. Die ihm gegebene Kompenſation, die Arbeisquittung, 
muß eine allſeitige Befriedigung zulaſſen. Sie muß übertragbar 
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fein, alfo nicht auf die Perſon lauten; fie darf auch nicht auf ein 
beſtimmtes Gut lauten; denn das alles beſchränkt die Möglichkeiten 
ihrer Verwendung. Oder will man vielleicht die Gebundenheit dieſer 
Güteranweiſungen nur zur Hälfte in Bezug auf primäre Güter an⸗ 
wenden und die anderen in jeder Beziehung frei zu benutzen ge⸗ 
ſtatten? Dann müßte dieſe Hälfte, indem ſie übertragbar iſt, nicht 
auf ein beſtimmtes Gut lauten und ihre Gültigkeit nicht nach einer 
feſtgeſetzten Friſt verlieren (wie die andere Hälfte), nicht mehr Güter⸗ 
anweiſung, ſondern Geld ſein. Und endlich muß dem Individuum 
die Freiheit gewährt werden, die erhaltenen Arbeitsquittungen wann 
immer zu verwenden; ihre Gültigkeit darf nicht an eine Friſt ge⸗ 
bunden ſein. Mit anderen Worten, es ſoll auch das Sparen, das 
Vermögenſammeln ermöglicht werden; das ergibt aber für die Ver⸗ 
teilungskalkulation eine wahre Unmöglichkeit, da doch die Zentrale 
nur zur Aufgabe haben kann, die jeweils zur Verfügung ſtehenden 
Güter und die zur ſelben Zeit umlaufenden Arbeitsquittungen — über 
das zur Produktion derſelben Güter notwendige Arbeitsquantum — 
miteinander in Beziehung zu ſetzen; von früher her umlaufende 
Anweiſungen können nicht einkalkuliert werden. 

„Mit einem Wort fordert die individuale Freiheit — wenn ſie 
angenommen wird — von der dem Arbeiter gegebenen Kompenſation 
Eigenſchaften, welche das Syſtem der Güteranweiſungen nicht zu⸗ 
laſſen kann. Denn die Güteranweiſung iſt auf die Perſon ausgeſtellt, 
alſo nicht übertragbar; ſie lautet mehr oder weniger auf beſtimmte 
Güter, iſt alſo nicht verkehrsfähig; und endlich iſt ihre Gültigkeit 
an eine beſtimmte Friſt gebunden, iſt alſo nicht theſaurierbar. Wo 
anders kann dem Arbeiter für ſeine Arbeit ein ſeiner Verfügungs⸗ 
gewalt derartig entzogenes Entgelt gegeben werden, wie in einer 
Wirtſchaftsordnung, wo volle Autorität herrſcht? Alle Eigenſchaften 
der Güteranweiſung weiſen auf dieſe Autorität hin. Sie verkörpern 
ein in jeder Beziehung beſchränktes Recht zum einmaligen Bezuge 
beſtimmter Güter. Werden aber dieſe Beſchränkungen aufgehoben, 
ſo ſteht ein in freier Wirtſchaftsordnung zirkulationsfähiger Tauſch⸗ 
vermittler: Geld, vor uns. 

Die Frage nach dem autoritativen oder nichtautoritativen Weſen 
einer Wirtſchaftsordnung iſt das Kernproblem, welches über den 
dazugehörigen Tauſchvermittler Aufklärung geben wird. Unſere 
theoretiſche Frage iſt alſo dahin zu beantworten: 

1. eine autoritativ geregelte Wirtſchaft ſchließt die Kategorie 
des Geldes aus. Wohl iſt ein Syſtem der Güteranweiſungen 
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theoretiſch möglich, aber nur da, wo das Dogma der Gleichheit 
ſtarr durchgeführt iſt. Dieſe Güteranweiſungen aber unterſcheiden 
ſich in ihrer allſeitigen Begrenztheit vom Gelde. Inwieweit das 
Güteranweiſungsſyſtem auch auf Grundlage der dogmatiſchen Gleich⸗ 
heit in einem ſo ſtark differenzierten Wirtſchaftskörper, wie die 
heutigen Staaten es alle ſind, durchzuführen wäre, wollen wir nicht 
weiter unterſuchen; 

2. ſobald die autoritative Ordnung der Wirtſchaft mit dem 
Individualismus durchbrochen wird, verträgt das Wirtſchaftsleben 
nicht mehr die Kategorie der Güteranweiſung, ſondern fordert an 
ihrer Stelle das Geld. 

Geld oder Güteranweiſung: das lehrt uns die Theorie. Wohl 
iſt es möglich, daß ſich die Praxis mit Halbheiten — wie wir's im 
konkreten Fall des ungariſchen Bolſchewismus geſehen haben — aus— 
hilft, aber mit der Zeit zeigt ſich die Tendenz, der Theorie recht 
zu geben und die Alternative in der einen oder anderen Richtung 
zu entſcheiden. 


Hat uns die Theorie die Unmöglichkeit dieſes „kommuniſtiſchen“ 
Geldſyſtems bewieſen, ſo zeigt uns die Wirtſchaftspolitik nicht minder, 
daß es auch gar nicht wünſchenswert iſt. Zur Beurteilung dieſer 
Frage müſſen wir uns das Ziel, welches mit einem neuen Geldweſen 
verfolgt wird, vor Augen halten: die Umwandlung der heutigen 
ungerechten Verteilung. 

Wie weiter oben geſagt, iſt es durchaus keine neue Erſcheinung, 
daß bei revolutionären Bewegungen die Verteilung zur Zielſcheibe 
aller Angriffe gemacht wird; ja wir begegneten ſchon Beſtrebungen, 
die die Verteilung auf die Grundlage der Arbeit ſtellen wollten. 
Es iſt leicht erklärlich, warum die revolutionäre Maſſe immer die 
Verteilung zunächſt reformieren will. In ſolchen Zeiten leidet 
nämlich das Wirtſchaftsleben — wie es mannigfach bewieſen wurde — 
meiſtens an ſchweren Krankheiten. Als Symptome ſind für die 
Maſſe in erſter Linie die Mißſtände der Verteilung ſichtbar, da ſie 
eben am meiſten von ihnen betroffen wird; dieſe Mißſtände ſind 
ihr — wenn ſie dann zur Macht gelangt — auch am leichteſten 
greifbar. Aber wie eine Krankheit durch Behebung gewiſſer be- 
gleitender Symptome nicht aus der Welt geſchaffen wird, ſo ergibt 
ſich für das Wirtſchaftsleben auch keine radikale Heilung, allein 
durch die Reform der Verteilung. Daß die Verteilung nur eine 
Seite des geſamten geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Prozeſſes 
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iſt, wird von der Maſſe meiſtens nicht erkannt; man will ſie als 
ſelbſtändig daſtehendes Ganzes behandeln und ſieht nicht, daß die 
Mißſtände der Verteilung nur Begleiterſcheinungen viel ſchwererer 
Übel find. 

Deshalb iſt es als großes Ereignis der neueſten Zeit zu bes 
grüßen, daß ſich der Sozialismus der Verteilung neuerdings — in 
Schrift und Praxis — in einen Sozialismus der Produktion zu 
verwandeln im Begriffe ſteht. 

Die Konzentration aller Reform auf die Verteilung iſt an und 
für ſich ein Haftenbleiben an Außerlichkeiten. Ein weiteres Haften⸗ 
bleiben iſt es aber, wenn man die Reform der Verteilung nicht an 
ihr ſelbſt, ſondern mit Hilfe eines ihr dienenden Organes, des Geldes, 
durchzuführen beſtrebt iſt. Die Einführung der Arbeitsſtundeneinheit 
hätte — wie wir geſehen haben — gar keine Anderung des Geld⸗ 
weſens zur Folge gehabt; offenſichtlich iſt es nur eine Täuſchung, 
nur eine Überſchätzung des Außeren. Und doch war das die Grund⸗ 
idee, auf welcher die ganze Geldordnung neu geſchaffen werden ſollte. 
Alle weiteren Maßregeln, alle Anderungen haben ihre Wurzel in 
ihr. Für das Geldweſen ergibt ſich aus ihr eine vollkommene Un⸗ 
möglichkeit, und der Gerechtigkeit der Verteilung iſt nicht mit ihr 
gedient. f 
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eit mehr als zwei Jahrzehnten beſchäftigt die Auswanderung 
S aus den Ländern der Iberiſchen Halbinſel die dortigen Re⸗ 
gierungen, die Parlamente und die Nationalökonomen in ſteigendem 
Umfang. Denn die Auswanderung aus Spanien wie aus Portugal 
hat ſeit der Jahrhundertwende einen ſolchen Umfang angenommen, 
daß ſie für das Wirtſchaftsleben beider Länder bereits einſchneidende 
Folgen gezeitigt hat, deren Erörterung in der Tagespreſſe wie in den 
wirtſchaftlichen Fachzeitſchriften einen breiten Raum einnimmt. Wäh⸗ 
rend aber die Auswanderung aus der italieniſchen Nachbarhalbinſel in 
der deutſchen volkswirtſchaftlichen Literatur ſchon vielfach in umfang: 
reichen Einzelmonographien und Aufſätzen eine zum Teil recht aus⸗ 
führliche Behandlung erfahren hat, ſucht man hier vergeblich nach 
auch nur den beſcheidenſten Notizen über die ſpaniſch⸗portugieſiſche 
Auswanderung. Und doch bietet dieſe jo außerordentlich viel Eigen⸗ 
artiges, daß, eine kurze Darſtellung, die auf die wichtigſten mit dieſer 
Auswanderung eee Probleme eingeht, hier wohl am 
Platz iſt. 

Unſere Ausführungen ſtützen ſich einmal auf ein ſchon ziemlich 
umfangreiches amtliches Material wie auf die Durchſicht zahlreicher 
Bücher wie Zeitſchriftenaufſätze, anderſeits aber auf perſönliche 
Beobachtungen, die der Verfaſſer auf drei Reiſen in einem der 
Hauptauswanderungsgebiete Südſpaniens in verſchiedenen Jahren 
gemacht hat. 


IJ. Spanien 


Auf Grund der Zuſammenſtellungen, die wir der amtlichen 
Statiſtik entnehmen, bewegt ſich die ſpaniſche Auswanderung von 
1882—1916 in folgenden Ziffern: 


| 
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Spaniſche Auswanderung 1882 -1916 


1832.22... 71 806 | 1900 . 2.2... 63 020 
183 2D2au... 59 261 | 19! 56 906 
S 42 843 | 1902 . 2.2... 51593 
SS 40 316 19000 57 261 
188 62 025⁵ 194 87 291 
F 66 979 | 1905 2.2.22. . 126 067 
1888.04 35; Sr; 76 398 | 1906 . 2.2.2.» 126 771 
188 99. 125 807 1 0 180 640 
18990ᷣ0 . 65 860 1980 159 137 
622) 68 037 19o 9 142 717 
1892 . 2.2... 66 406 | 19100 191 761 
1893.22... 76 526 | 19111 175 567 
189144. 81 189 ' 1912 241 464 
189555. 121 166 | 19129 203 354 
1890 166 269 19114 110 287 
17 2 5 73535 rr 84 646 
18899. 59 543 | 1916... 2... 90 294 
18999 53 862 


Die ſpaniſche Auswanderungsſtatiſtik der Neuzeit wird von zwei 
verſchiedenen amtlichen Stellen bearbeitet, infolgedeſſen weichen auch 
die Auswanderungsziffern ganz erheblich voneinander ab, wie fol⸗ 
gende Überſicht zeigt: 


\ Auswanderung 1913— 1916 
nach der „Estadistica de la nach der „Estadistica del Consejo 
Emigraciòn é Inmigraciòôn“ Superior de Emigraciòôn“ 
1913 203 354 151 000 
1914 110 287 66 596 
1915 84 646 50 359 
1916 90 294 62 247 


Dieſe auffallenden Unterſchiede in den beiden amtlichen Sta: 
tiſtiken werden ſofort verſtändlich, wenn man nach den Geſichts⸗ 
punkten forſcht, die der Aufnahmeſtatiſtik der Auswanderer zugrunde 
liegen. Die vom „Geographiſch-Statiſtiſchen Inſtitut“ in Madrid 
veröffentlichte Aus⸗ und Einwandererſtatiſtik umfaßt ſämtliche das 
Mutterland verlaſſende Bewohner, gleichgültig, ob dieſe nach dem 
benachbarten Frankreich, Portugal oder Algier gehen, oder nach 
Südamerika oder den Hawaii⸗Inſeln. Die Statiſtik des „Consejo 
Superior de Emigraciön“ dagegen verſteht unter Auswanderern 
nur die Perſonen, die nach § 2 des Auswanderungsgeſetzes vom 
21. Dezember 1907 mit Fahrkarte dritter Klaſſe nach „Amerika, 
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Aſien und Ozeanien“ auswandern. Es wäre dringend erwünſcht, 
wenn in Zukunft auch von dieſer Behörde die Auswanderung nach 
Afrika und den europäiſchen Ländern mit in die Statiſtik einbezogen 
würde. 


Überblidt man die Statiſtik der letzten 35 Jahre, fo iſt ein 
dreimaliges Anſchwellen der Auswanderung in den achtziger Jahren, 
in der Mitte der neunziger Jahre und von 1904 an deutlich erkenn⸗ 
bar. Von 1884— 1889 verdreifachte fie ſich; von 1902 — 1912 hat 
ſie ſich faſt verfünffacht, um dann unter dem Einfluß des Krieges 
ſtark zurückzugehen. 

Noch klarer tritt die Zunahme der Auswanderung hervor, 
wenn man die mittlere jährliche Auswandererziffer für je fünf 
Jahre ermittelt. Dann haben wir im Jahrfünft 1890/94 im Jahres⸗ 
mittel 71604 Auswanderer; und dieſe Zahl ſchwillt 1910/14 auf 
184487 an. Nur das Jahrfünft 1900 / 1904 zeigt einen Rückgang, 
der ſich aus dem Verluſt der ſpaniſchen Kolonien in Weſtindien 
nach dem ſpaniſch⸗amerikaniſchen Krieg erklärt. 


Drei Fragen erheben ſich vor allem bei der Betrachtung der 
ſtetig angeſtiegenen ſpaniſchen Auswanderung: 


1. Welche Urſachen liegen dieſer Auswanderung zugrunde? 
2. Wohin richtet ſich die Auswanderung? 
3. Welche Folge hat die Auswanderung für das Mutterland? 


Betrachten wir zunächſt die Urſachen der Auswanderung, ſo 
ſehen wir, daß uns hier die amtlichen Statiſtiken nur für eine ſehr 
kurze Zeit zuverläſſige Angaben bringen. Die amtliche Auswande⸗ 
rungsſtatiſtik gibt uns zwar ſeit längerer Zeit ſchon die berufliche 
Gliederung der Auswanderer in großen Zügen an, aber eine Sta⸗ 
tiſtik für die Auswanderung aus den einzelnen Landſchaften und 
Provinzen beſitzen wir erſt ſeit 1911. Bis 1910 ſind wir alſo auf 
Schätzungen angewieſen, für die die Auswandererziffern aus den 
Einzelhäfen eine willkommene, wenn auch nicht abſolut ſichere Aus⸗ 
kunft geben. 

Die berufliche Gliederung der Auswanderer, die für die ganze 
hier in Frage kommende Zeit eine äußerſt gleichmäßige Zuſammen⸗ 
ſetzung aufweiſt, läßt für die Jahre 1901—1911 die folgende Sta⸗ 
tiſtik erkennen: 


en 
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Berufliche Gliederung der Auswanderer (in Prozent) 


ö 

N Offizielle Land⸗ Hand⸗ Beruf | ne Kinder 
Aus⸗ 1 werk Andere Runter 

Jahr wirt: | bzw. ohne Beruf 

wande⸗ ſchaft 5d „ Berufe erufs⸗ un 

N, Sn uſtrie angabe bekannt Jahren 

| | | 
1891—1900| 27,81 | 88.16 243 | 8,70 | 10,69 | 3,43 8,78 
1901 1,03 47,20 | 329 12,06 21,81 2,25 12,36 
1902 0,63 | 46,38 3,04 | 18,33 | 24,98 | 0,67 | 10,97 
1903 0,44 | 5117: 2,38 | 1447 | 19,50 | 0,81 | 11,283 
1904 0,26 54,72 | 2,05 | 10,49 | 1742 | 0,65 | 14,41 
1905 0,19 : 49,58 3,29 | 9,32 | 19,09 | 0,48 18.10 
1906 0,22 | 36,84 405 9,00 | 28,56 | 0,54 | 20,79 
1907 0,89 | 30,64 | 6,52 | 10,58 | 3364 | 0,44 17.29 
1908 0,43 | 3262 | 5,66 | 6,92 | 36,70 | 0,83 | 17,04 
1909 | 022 | 3720 | 610 | 9,30 | 31,02 | 0,68 | 15,58 
1910 0,20 | 40,68 4.02 | 828 31,59 052 | 14,71 
1911 019 51,11! 4,78 | 9,47 | 2181 | 047 12.17 


Dieſe unſeren Anſprüchen nicht völlig genügende Zuſammen⸗ 
ſtellung! erfährt nun durch eine neuere eingehende Statiſtik eine 
überaus dankenswerte Ergänzung, wenn auch die Endziffern für die 
Geſamtauswanderung von unſerer oben angeführten Überſicht etwas 
abweichen. 


Berufliche Gliederung der Auswanderer 1912—1916° 
(Ohne Kinder unter 9 Jahren und Perſonen unbekannten Alters) 


| 


" ER 2 2 | | e 2 = 
EL lmElsa| 2 8 3 
SS SS | „SS =) S8 . 2 | — 8 8 E 
Jahr S SS XF ͤ S S Ei 8 „, = 
S [DES SSS 2 S I 2 IE: 2| 5 2 
2 882 » S 
E . > | | | | a 7 ce’ 


1912 147297|10 54312 385 4824 107 162 195 1638 1466| 55422234 639 
1913 [119542 11 337 13 654, 3 530169 223 861/2247 1012 49077201652 
1914 | 58294 8 810141110 2 155135 93 9352062 423 31307118325 
1915 [43941 6 565 10 754 1355 109 360 725 335! 2960 23 768 88 208 
50802 5 063 11445 127011610 97 7330 350] 252 22630] 92803 


419876 42 3186 349 13 134 681 935 50 66323449 182204735627 
Jahres-] 83975 8 464 12 470 2 627 136187 8101826 690 364401147125 


mittel 
in Proz.] 57,07 5,88 | 8,46 | 1,77 N 2 0,54 0,85 0,46 24,76 1100,00 
| h 


1 Nach „Estadistica de la Emigracion é Inmigracion“, 1909-1911. 
Madrid 1912, S. X. 

* Nach „Anuario Estadistico de Espana“. Ano III, 1916. Madrid 
1917, S. 53. g 
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Dieſe Berufsſtatiſtik der Auswanderer iſt ſehr lehrreich; ſie läßt 
erkennen, daß die Hauptmaſſe der Auswanderer den landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufszweigen obliegt. Bleibt ihre Zahl 1907 und 1908 
etwas unter ein Drittel der geſamten Auswanderer zurück, ſo hält 
fie ſich doch meiſt um 50% , geht vielfach aber darüber hinaus. 
Wir werden alſo in der Lage der ſpaniſchen Landwirtſchaft eine 
der Haupturſachen der Auswanderung zu erblicken haben. 

An zweiter Stelle ſteht die Gruppe der Berufsloſen, bzw. 
ſolcher, die keine Berufsangabe gemacht haben. Nirgends findet ſich 
eine Aufklärung darüber, wen wir zu dieſer Gruppe zu rechnen 
haben. 1911 fagte mir in Almeria der dortige Auswanderungs⸗ 
inſpektor, daß der größte Teil derer, die über Almeria auswanderten 
Hund ſich als berufslos bezeichneten, landwirtſchaftlich in irgendeiner 
Weiſe tätig geweſen wären. Faſt 25% aller Auswanderer kommt 
im Durchſchnitt auf dieſe berufsloſe Gruppe. 

Von allen anderen Berufsgruppen entfällt die größte Zahl auf 
Handel und Verkehr ſowie Handwerk und Induſtrie. Wer eigentlich 
zu der Gruppe „Offizielle Auswanderung“ gerechnet wird, darüber 
gibt keine der mir vorliegenden Statiſtiken eine Aufklärung. 

Wir ſehen aus der Tabelle, daß es in erſter Linie alſo Land- 
arbeiter ſind, die etwa die Hälfte aller ſpaniſchen Auswanderer aus⸗ 
machen. Wir dürfen alſo annehmen, daß es die ungünſtige Lage 
der ſpaniſchen Landwirtſchaft iſt, die die Bevölkerung hier zur Aus⸗ 
wanderung zwingt. Da erhebt ſich die Frage: Aus welchen Teilen 
Spaniens wandert die landwirtſchaftliche Bevölkerung ab? Sind 
es die großen Getreidekammern von Alt: oder Neukaſtilien? Oder 
ſind es die geſegneten Agrumenanbaugebiete der Mittelmeerprovinzen? 
Oder etwa die Getreide⸗ und Olbaumkulturgebiete Niederandaluſiens? 

Erſt ſeit 1911 ermöglicht es die nach Provinzen aufgeſtellte Aus⸗ 
wanderungsſtatiſtik, einen wirklich tieferen Einblick zu gewinnen, aus 
welchen Landſchaften ſich das Gros der Auswanderer rekrutiert. 
Bis 1910 ſind wir auf allgemeine Angaben angewieſen ſowie die 
Ziffern der über die wichtigſten Auswandererhäfen das Land ver⸗ 
laſſenden Perſonen. Aus dieſen letzteren Angaben iſt erſichtlich, daß 
ſeit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts in La Coruna 
und Vigo in Nordweſtſpanien, ſpäter auch in Almeria in Süd⸗ 
ſpanien der größte Teil der Auswanderer ſich einſchiffte. Bei Vigo 
und La Coruna liegt hier allerdings der Verdacht nahe, daß dieſe 
beiden Häfen wegen ihrer vorzüglichen Lage von allen größeren nach 
Süd⸗ und Mittelamerika fahrenden Schiffen als n, 
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angelaufen und hier die zahlreichen ſpaniſchen Auswanderer, die ſich 
aus allen Teilen des Landes nach hier begeben, aufgenommen 
werden. Daß dies nicht der Fall iſt, beweiſt uns die neuere 
Statiſtik. 

Die vier galiciſchen Provinzen Coruna, Lugo, Pontevedra und 
Orenſe ſowie die beiden Nachbarprovinzen Oviedo und Leoͤn ſtellten 
insgeſamt von 1911—1916 genau 50% aller ſpaniſchen Aus— 
wanderer, die zum größten Teil in Vigo und La Coruna ſich ein⸗ 
ſchiffen. Die ſechs ſpaniſchen Provinzen in der Nordweſtecke des 
Landes liefern alſo die Hälfte des ſpaniſchen Auswanderungs⸗ 
ſtromes. Das iſt aber nicht erſt ſeit 1911 der Fall; auch in den 
vorgehenden Jahrzehnten ſchon war die Auswanderung aus dieſen 
„Gebieten am größten und ſchon vor über 100 Jahren ergoſſen ſich 
Scharen galiciſcher Wanderarbeiter über die verſchiedenen Provinzen 
Spaniens, ehe ihnen die Möglichkeit geboten war, nach Überſee aus⸗ 
zuwandern. f 

Das andere große Auswanderungsgebiet Spaniens iſt der Süd⸗ 
oſten des Landes einſchließlich der Baleariſchen Inſeln. Wir rechnen 
hierzu die Provinzen Mälaga, Granada, Almeria, Murcia, Alicante, 
Valencia und die Balearen mit 14,4% aller Auswanderer der Jahre 
1911-1916. N 

Das dritte Gebiet ſtarker Auswanderung ſind endlich die 
Kanariſchen Inſeln, auf die 5,7% dee Auswanderer 1911 — 1916 
entfallen. Die drei genannten Gebiete ſtellen alſo mit 70,1% den 
größten Teil aller Auswanderer. In den übrigen Teilen Spaniens 
weiſen nur noch Salamanca, Zamora ſowie Santander eine nam= 
haftere Auswanderung auf, doch bleibt ihre Geſamtſumme weit hinter 
den drei Hauptgebieten zurück. 

Wenden wir uns zunächſt dem Nordweſten Spaniens zu, ſo 
ſehen wir, daß die dortigen ſechs Provinzen, ſehen wir von der 
durch das Vorkommen von Kohle und Eiſen bedingten Eiſeninduſtrie 
der Provinz Oviedo ab, einen faſt rein agrariſchen Charakter tragen. 
Von der landwirtſchaftlich nicht tätigen Bevölkerung widmet ſich der 
größte Teil der ertragreichen Küſten- und Hochſeefiſcherei, die für 
die Ernährung der dicht wohnenden Bevölkerung von hoher Be— 
deutung iſt. 

Dieſer gebirgige Nordweſten Spaniens iſt der niederſchlag⸗ 
reichſte Teil des Landes, wo auf weiten Flächen die jährliche Regen⸗ 
menge weit über 1000 mm beträgt. Während im ganzen übrigen 
Spanien die Trennung zwiſchen den niederſchlagreichſten Winter⸗ 
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monaten und ſehr trockenen Sommermonaten ſehr ſcharf iſt, haben 
wir hier auch in den Sommermonaten noch reichliche Niederſchläge. 
Dieſe größeren Regenmengen, verbunden mit hoher Luftfeuchtigkeit, 
beinfluſſen in Nordweſtſpanien Ackerbau und Viehzucht ganz ein⸗ 
ſchneidend! Denn auf der hier in Kultur genommenen Fläche treten 
der Anbau des anſpruchsvollen Weizens, des wärmebedürftigen Wein⸗ 
ſtockes und Olbaumes und der Südfrüchte ganz zurück. Dagegen 
haben hier die Anbauflächen von Roggen und Mais eine größere 
Ausdehnung als in irgendeiner anderen ſpaniſchen Landſchaft. 
Ebenſo gedeihen hier vorzüglich unſere mitteleuropäiſchen Obſtarten, 
und die eine intenſive Viehzucht begünſtigenden Wieſenflächen haben 
in dieſer feuchten Nordweſtecke ihre größte Verbreitung in Spanien. 
Dazu geſellt ſich ſchließlich noch der Anbau von Hülſenfrüchten aller 
Art, der hier ebenfalls die ausgedehnteſten Anbauflächen aufweiſt. 
Von noch größerer Bedeutung als dieſe ganz mitteleuropäiſchen 
Charakter tragende Landwirtſchaft iſt aber für unſere Betrachtungen 
hier die Art der Verteilung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes. 
Es iſt ſchon ſeit langer Zeit bekannt, und die Berichte zahlreicher 
Reiſender, die Nordſpanien beſucht haben, geben immer wieder da⸗ 
von Kunde, daß gerade der galiciſche Bauer ſich infolge einer über⸗ 
mäßigen Bodenzerſplitterung in einer äußerſt beklagenswerten Lage 
befindet. „Die Urſache hierfür,“ ſagt R. Alcaraz in einer Studie! 
über das ſpaniſche Bodenkataſter, „liegt in dem Vorhandenſein eines 
der Gegend eigentümlichen Rechtsinſtitutes, des ſogenannten Foro. 
Das Foro, eine Art von Erbpacht, beſteht in einer für lange Zeit 
gegen Zahlung eines vorher vertraglich ausgemachten Kanons gewährten 
Überlaſſung und den daraufhin eintretenden Beſitz von Grund und 
Boden. Die heute beſtehenden Mißſtände liegen nicht ſo ſehr in 
dem Vorhandenſein dieſes Vertrages, der im weſentlichen der juſtini⸗ 
aniſchen Emphyteuſis entſpricht, ſondern in der infolge des Erlaſſes 
der „Pragmätica del Interim“ durch Karl III. — die den Grund⸗ 
herren Ablöſungen unmöglich machte und die Inhaber der Grund— 
ſtücke in ihrem Beſitze beſtätigte — eintretenden Verteilung der Rechte 
auf die Grundſtücke. Da die auf Grund des Foro ein Gut be— 
ſitzenden Perſonen ſich nach dem Erlaß der „Pragmätica“ in ihrem 
Beſitz völlig ſicher fühlten, verliehen ſie es ganz oder teilweiſe in 
subforo an dritte Perſonen. Da dieſer Prozeß ſich ins Unendliche 
weiter vollzog, ſo entſtanden Erbpachtrechte erſten, zweiten, dritten 
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und gar noch weiteren Grades.“ Die Folge davon war eine ganz über: 
mäßig weit getriebene faktiſche und rechtliche Bodenzerſplitterung und 
hohe Landpreiſe. Der Ackerbau mußte auf den oft nur wenige Quadrat⸗ 
meter großen Parzellen unrentabel werden, und die Folge war eine 
ungewöhnlich ſtarke Auswanderung. Dieſe ſtarke Bodenzerſplitterung 
als Hauptgrund der galiciſchen Auswanderung wird auch an mehreren 
Stellen der engliſchen und deutſchen Konſulatsberichte, die über die 
Wirtſchaftslage Galiciens berichten, beſonders hervorgehoben. 

Faſt alle dieſe Auswanderer find „labradores 6 jornaleros“ 
(Arbeiter oder Tagelöhner) !“, und den Ausführungen mehrerer 
deutſcher Konſulatsberichte entnehme ich, daß es in erſter Linie 
Landarbeiter ſind. Damit ſtimmt auch überein, daß die meiſten der 
galiciſchen „Sachſengänger“ in anderen Teilen Spaniens als Land⸗ 
arbeiter Beſchäftigung ſuchen und finden. 

Dieſe Ackerbauwirtſchaft auf den winzigen kleinen Flächen — 
minimifundio ſagt der Galicier bezeichnender Weiſe — hat nun 
häufig noch unter der Ungunſt der Witterung zu leiden. Bleibt 
einmal die normale Regenmenge aus, ſo mißrät die Roggen⸗- oder 
Hülſenfruchternte; dann fehlt es der genügſamen Bevölkerung an 
den allernotwendigſten und wichtigſten Nahrungsmitteln, und ſofort 
ſchwillt die Auswanderung an. Dann macht ſich die allgemein 
herrſchende Unbildung der landwirtſchaftlichen Bevölkerung ein⸗ 
ſchneidend bemerkbar. Da die meiſten Bauern nicht leſen und 
ſchreiben können?, ſo iſt es unmöglich, hier neue Methoden der 
Bodenbearbeitung einzuführen. Denn ebenſo zäh wie der Bauer 
Altkaſtiliens hängt der von Galicien an ſeinen uralten Ackerbau⸗ 
geräten feſt: dem wenig tiefpflügenden Pflug, dem uralten Dreſch⸗ 
ſchlitten; auch Düngung der Felder iſt meiſt unbekannt, ſo daß die 
Erträge des Ackerbaues ſich auf niedriger Höhe halten müſſen. 
Ferner iſt von großer Bedeutung, daß eine zu große Bodenfläche 
landwirtſchaftlich noch nicht ausgenutzt wird. In der Provinz Coruna 
find noch 52% der Fläche nicht in Anbau genommen; in der Pro⸗ 
vinz Lugo find es 77,1%, in Orenſe 70 %p und in Pontevedra 
59,1%! 

Vergegenwärtigt man ſich weiter, daß in der Provinz Coruna 
die mittlere Volksdichte 1910: 85,63 pro Quadratkilometer, in der 


1 La Emigraciön Espanola Transoceänica. Madrid 1916, S. 233. 

2 „Es dificil encontrar en las aldess de Galicia un paisano que 
sepa firmar.“ La Emigracién Espanola Transoceänica. Madrid 1916, 
S. 382. 
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Provinz Pontevedra ſogar 112,80 pro Quadratkilometer beträgt, 
während ſie für ganz Spanien nur 39,49 beträgt, alſo große Teile 
Galiciens außerordentlich dicht bevölkert ſind, ſo iſt klar, daß bei 
derartig weitgehender Bodenzerſplitterung, bei ſolch veralteten Acker⸗ 
baumethoden und ſo geringen Erträgen eine ſo dichte Bevölkerung 
gar nicht ernährt werden kann. Sie iſt einfach zur Auswanderung 
gezwungen. 

Zu dieſen in dem rein agrariſchen Charakter des Landes be⸗ 
gründeten Verhältniſſen geſellen ſich aber noch eine Reihe weiterer 
Urſachen, die gerade in Nordweſtſpanien die Auswanderung ſo ſtark 
haben anſchwellen laſſen. Neben dem weit verbreiteten Wucher iſt 
vor allem die außerordentliche Rührigkeit der Auswanderungsagenten 
hervorzuheben, die pro Auswanderer bis zu 5 Peſetas Prämie er⸗ 
halten. Die Leute, die dieſes Auswanderungsagenturgeſchäft treiben, 
ſind zumeiſt Kleinhändler, deren Tätigkeit in den eigenartigen 
ſiedlungsgeographiſchen Verhältniſſen begründet iſt. In ganz Nord⸗ 
weſtſpanien herrſcht durchaus die Kleindörferei vor!; mit hunderterlei 
Kleinigkeiten beladen ziehen dieſe Händler von Weiler zu Weiler, 
kommen alſo direkt mit ihrer ländlichen Kundſchaft in Berührung. 
Leicht iſt der unwiſſende Bauer zu beſchwatzen; beſonderer Erfolg 
wird dieſen Händlern bei der weiblichen Bevölkerung zugeſchrieben. 
Der Bauer, der ſieht, daß er trotz aller Bemühungen nicht vorwärts⸗ 
kommt, während andere drüben in Amerika in kurzer Zeit viel ver⸗ 
dienen, iſt dieſen Verlockungen der Händleragenten leicht zugänglich. 
Dieſer verſchafft ihm die Überfahrtkarte und begleitet ihn bis zum 
nächſten Hafen. Vielfach verpfänden die Bauern auch ihre Habe, 
um ſich das Geld zur Überfahrt zu verſchaffen. Auch hier ſpringt 
der Agent helfend ein; er übernimmt dann den Pfandſchein und 
hält ſich dann beim Verkauf der Habe des Bauern ſchadlos. Auch 
der in neuerer Zeit immer geringer gewordene Preis für die Über⸗ 
fahrt wird von den Auswanderungsinſpektoren der nordweſtſpaniſchen 
Häfen als wichtiger Auswanderungsgrund angegeben. 

Für das Emporſchnellen der Auswanderungsziffern ganz Spaniens 
von 1909 an, das ſich auch in Nordweſtſpanien deutlich bemerkbar 
machte, iſt ein Faktor von größter Bedeutung geweſen: der Beginn 
der ſpaniſchen Feldzüge in Marokko im Jahre 1909. Nach Abſatz 1 
des § 3 des ſpaniſchen Auswanderungsgeſetzes können Perſonen, die 


1 Siehe meine „Anthropogeographiſchen Studien aus Spanien“. Hamburg 
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ihrer militäriſchen Dienſtpflicht genügen, in dieſer Zeit nicht aus: 
wandern. Im Jahre 1909 begann der marokkaniſche Feldzug, der 
in den folgenden Jahren ein immer größeres Truppenaufgebot ver⸗ 
langte; da dieſer Feldzug beim Volk jo unbeliebt war wie nur mög: 
lich, ſuchten ſich möglichſt viele der zum Militärdienſt einbezogenen 
oder derer, die kurz vor ihrer militäriſchen Dienſtpflicht ſtanden, durch 
Auswanderung ihrer Dienſtpflicht zu entziehen. Von den ausgehobenen 
Rekruten wanderten im Jahre 1907: 9,74% ,‚ 1908: 10,47 %, 
1909: 10,21 %è aus; ihre Zahl ſtieg aber ſchon 1912 auf 18,92%, 
1913 auf 20,76% und 1914 auf 22,09% an! Dieſe Art der Aus⸗ 
wanderung iſt dann natürlich über die ſpaniſchen Häfen nicht mög— 
lich; daher rekrutiert ſich ein großer Teil der ſpaniſchen Auswanderer, 
die über franzöſiſche oder portugieſiſche Häfen und Gibraltar aus— 
wandern, aus dieſen fahnenflüchtigen Rekruten. Daß die Furcht vor 
den drohenden militäriſchen Dienſtjahren viele zur Auswanderung 
treibt, beweiſt auch die Gliederung nach dem Alter der männlichen 
Auswanderer; nach der Statiſtik von 1915 zum Beiſpiel ſtanden von 
36420 männlichen Auswanderern 11585 im Alter von 15 —21 Jahren! 
Daß von den über die galiciſchen Häfen Auswandernden eine ſehr 
große Zahl aus dieſen Gründen Spanien verlaſſen, betonen die Aus⸗ 
wanderungsinſpektoren von Vigo und Coruna. 

Verlaſſen wir die Nordweſtecke Spaniens und begeben uns nach 
dem entgegengeſetzten Teile des Landes, den ſüdöſtlichen Küſten⸗ 
provinzen, ſo lernen wir hier wieder eine Reihe neuer Motive kennen, 
die die dortige Bevölkerung zur Auswanderung zwingt. 


Auswanderung aus Südoſtſpanien 1911—1916 


| | Zu⸗ 

| 1911 | 1912 | 1913 1914 | 1915 Ä 1916 | sammen 

Malaga 2222 2397 2507 | 1139 411 | 651 9327 

Granada 1834 | 3967| 3340 | 1230 409 418 11188 

Almeria .. 6243 15717 9038 | 4123 | 1601 ı 1909 38 631 

Murcia 1486 3863 1675 685 269 135 8113 

Alicante 2563 | 2872 3270 1678 528 1812 12 723 

Valenciananadndgnd.. 2711 4329 3646 | 1081 463 699 12 929 
Balearen 3162 2895 


2974 1490 | 696 : 1303 I 12 520 


An der ſpaniſchen Geſamtauswanderung von 1911—1916 waren, 
wie wir ſahen, dieſe ſieben Provinzen mit 14,4 %o beteiligt. Unter 
ſich zeigen ſich freilich innerhalb dieſer Provinzen große Unterſchiede, 
ſo namentlich bei den beiden Nachbarprovinzen Almeria und Murcia. 
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Gleichwohl haben wir dieſe ſieben Provinzen zu einer Gruppe zu⸗ 
ſammengefaßt, weil ſie aus wirtſchaftlichen Gründen eine Einheit 
darſtellen. Sie ſind das Hauptproduktions⸗ und Hauptausfuhrgebiet 
der ſpaniſchen Agrumen und Südfrüchte. Daneben hat für Granada, 
Almeria und Murcia der Eiſenerzbergbau, für Mälaga auch eine 
beſcheidene Eiſeninduſtrie einige Bedeutung. 

Die Landwirtſchaft Südoſtſpaniens wird in hohem Maße von 
den dort herrſchenden klimatiſchen Verhältniſſen beeinflußt. Dieſe 
ſind gekennzeichnet durch lange ſommerliche Trockenheit und kurze 
Regenzeit in den Wintermonaten. Weiter ſind die Niederſchlagsmengen 
von Jahr zu Jahr bisweilen ganz außerordentlich großen Schwankungen 
unterworfen, ſo daß häufige Trockenjahre eintreten, die die Ernte 
ungünſtig beeinfluſſen. Aus dieſen Gründen iſt der Anbau von 
Kulturpflanzen im Südoſten Spaniens, die dem Export dienen ſollen, 
faſt ganz auf künſtliche Bewäſſerung angewieſen. 

i Wo in Südoſtſpanien der Getreidebau vorherrſcht, werden die 
verſchiedenen Getreidearten faſt ausſchließlich auf unbewäſſertem Land, 
dem Campo Secano, angebaut. Der meiſt von Natur wenig frucht⸗ 
bare Boden, der meiſt auch nicht einmal gedüngt wird, bringt nur 
geringe Erträge hervor, die zur Ernährung der Bevölkerung kaum 
ausreichen. Bleiben dann noch in einzelnen Jahren wie 1905, 1906 
und 1911 die Winterregen zum Teil aus, ſo bedeutet das eine 
Kataſtrophe und ſofort ſchwillt die Auswanderung an. Auch die 
Löhne der Landarbeiter ſind ſo gering, daß trotz der ſprichwörtlichen 
Genügſamkeit der Bauer hier von einem Tagelohn, der zwiſchen 
0,70 und 1,25 Peſetas vor dem Kriege ſchwankte, einfach feinen 
Lebensunterhalt nicht mehr beſtreiten kann, er muß auswandern. 

Auch die Pachtpreiſe, die die Kleinbauern zu zahlen haben, 
ebenſo die verſchiedenen Arten der Konſumſteuern wirken ſo nach— 
teilig auf den Betrieb der Landwirtſchaft, daß die Bauern nicht an 
die Beſchaffung moderner Ackerbaugeräte denken können, auch wohl 
den Anbau auf das Notwendigſte einſchränken müſſen. 

Nur wenig günſtiger liegen die Verhältniſſe in den Gebieten, 
wo der Anbau von Kulturpflanzen, namentlich von Südfrüchten 
und Wein, der künſtlichen Bewäſſerung bedarf. Die Koſten der 
künſtlichen Bewäſſerung ſind hier nach Jahreszeit und Lage der zu 
bewäſſernden Gebiete ganz verſchieden hoch. In Lorca (Provinz 
Murcia) zum Beiſpiel beträgt der Preis für einen Faden (hila) 
Waſſer = 11,501 in der Sekunde vom Oktober bis März 2, im Früh⸗ 
jahr 10 und im Sommer 5 Peſetas. In Mula (Provinz Murcia) 
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ſchwanken die Preiſe zwiſchen 1,50 und 15 Peſetas pro Faden. Da 
nun ſehr viele Pächter von bewäſſertem Land dieſe hohen Preiſe 
nicht zahlen können, ſo laſſen ſie ſich ſchon im Herbſt auf die kommende 
Ernte einen größeren Vorſchuß geben. Und dieſes Vorſchußgeſchäft 
iſt ein wahrer Fluch für viele Gegenden. Mir ſind aus den Provinzen 
Granada und Almeria überaus zahlreiche Fälle bekannt, wo die 
Pächter von Südfrucht⸗ oder Weinpflanzungen ihren empfangenen 
Vorſchuß nicht für landwirtſchaftliche Zwecke benutzt haben. Ent⸗ 
weder haben ſie mit dieſem Geld ihre Söhne vom Militärdienſt los⸗ 
gekauft oder einzelnen Familienmitgliedern die Überfahrt nach Amerika 
bezahlt, oder, was zum Beiſpiel in Almeria ſehr häufig war, dieſes 
Geld dem Staat abgeliefert für Bergbaukonzeſſionen an Stellen, wo 
Erzlager vermutet wurden. Als Kurioſum mag hier ein Fall er⸗ 
wähnt werden. Ein Weingutpächter in Dalias im Oſten der Provinz 
Almeria bezahlte im Jahre 1911 für eine von ihm gemietete Fläche 
in der Sierra de Gador ſchon ſeit 14 Jahren alljährlich etwa 
700—800 Peſetas Abgabe an den Staat. Er konnte ſich zum Ver⸗ 
kauf nicht entſchließen, weil er hoffte, daß nach Anlage einer ſeit 
Jahrzehnten durch das Gebiet geplanten Landſtraße eine kapitalkräftige 
Geſellſchaft ihm dieſes Grubenfeld abkaufen würde, auf dem er große 
Eiſenerzlager — vermutete! 

Treten nun in dieſen Gebieten, was nicht ſelten iſt, Frühjahrs⸗ 
fröſte ein, die die Mandel⸗ oder Agrumenblüte zerſtören, dann ſind 
ſchwere Verluſte unausbleiblich. Der Vorſchuß iſt dahin, und der 
Pächter muß auswandern. Iſt die Ernte in anderen Jahren wieder 
ſehr gut ausgefallen, dann gehen die Preiſe zurück, und die Pächter 
kommen ebenfalls nicht auf ihre Koſten und werden ruiniert. In 
anderen Jahren dagegen ſetzen die Herbſtregen zu früh ein; dann 
verfaulen die Exporttrauben, die in Rieſenmengen über Almeria 
zum Verſand kommen, und müſſen zu Schleuderpreiſen abgeſetzt werden, 
wodurch die Lage der Weingutspächter ebenfalls ungünſtig beeinflußt 
wird. Daher ſehen wir, daß gerade aus dieſen Gebieten Südoſt⸗ 
ſpaniens mit intenfiver Landwirtſchaft die Auswanderung ſehr ftark 
iſt und nach ungünſtigen Jahren jedesmal ſofort anſchwillt. 

Auch der einſeitige Anbau zum Beiſpiel des Weinſtockes in zahl⸗ 
reichen Gemeinden Südoſtſpaniens, wie er in neuerer Zeit immer 
mehr um ſich gegriffen hat, iſt wirtſchaftlich von großem Nachteil 
geweſen. Denn die überaus ſtarke Auswanderung aus den Wein» 
baugemeinden von Oſt⸗Alicante oder den Tälern der Alpujarras iſt 
lediglich darauf zurückzuführen, daß hier durch das Auftreten der 
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Reblaus in kurzer Zeit ſämtliche Weinberge zerſtört wurden. In den 
Alpujarrastälern konnte ich dieſe Wirkungen beſonders 1905, 1906 
und 1911 verfolgen. Hier ſah ich zahlreiche Dörfer, die ſich auf 
den einſeitigen Anbau der Exporttraube eingeſtellt hatten, zum großen 
Teil von den Einwohnern verlaſſen. Türen und Fenſter waren zu⸗ 
genagelt, die Hausbewohner nach Südamerika ausgewandert. Wie 
ſtark der Bevölkerungsrückgang infolge der Auswanderung war, dafür 
geben wir als Beleg die Einwohnerziffern für mehrere vorwiegend 
weinbautreibende Gemeinden aus den Alpujarras. 
Bevölkerung Bevölkerung Rückgang 


1900 1910 
Cadia’MVUuͥê· 1906 1237 669 
Nari la 464 226 238 
Mecina Bonvaron | 1535 791 744 
Laröles 1305 803 502 
Pörtugos. 964 637 327 
Turoorõn 1904 1353 550 


Ahnliche Beiſpiele laſſen ſich in Fülle aus den Provinzen Mälaga, 
Granada, Alicante und Valencia anführen. Es iſt ein unſäglich 


trauriges Bild, das ſolche halbverlaſſene Dörfer darbieten, wenn . 


man am Abend, ſich ein Quartier ſuchend, die Dorfſtraßen durd: 
wandert. 

Noch ein anderer wichtiger Faktor muß an dieser Stelle erwähnt 
werden. Bei dem Mangel an Eiſenbahnen muß der größte Teil 
der zum Export gelangenden Landesprodukte auf den Landſtraßen 
zum nächſten Hafen gebracht werden. Aber nur wer ſelbſt monate⸗ 
lang auf ſolchen Wegen gewandert iſt, kann ſich eine Vorſtellung 
von dem ſchrecklichen Zuſtand des Wegenetzes in Südoſtſpanien machen. 
Im Gebirge ſchmale, tief ausgetretene Saumpfade, in den Ebenen 
Straßen, auf denen im Herbſt eine bis zu 10— 15 em dicke Staub⸗ 
ſchicht liegt, die ſich beim Einſetzen der Herbſtregen in zähen Schlamm 
verwandelt. Die Brücken über die Flüſſe fehlen zumeiſt. Zahlloſe 
— wohl die allermeiſten — Dörfer Südoſtſpaniens ſind mit den 
größeren Marktplätzen nur durch ſchlechte Saumpfade verbunden. 
Infolgedeſſen iſt der Abtransport auch der wertvollen Agrumen aus 
dem Landinnern mit hohen Koſten verbunden. Infolgedeſſen wird 
der Abtransport vielfach unlohnend; man läßt die Weinberge und 
Agrumenhaine eingehen oder vernachläſſigt ſie ſtark, und die Arbeiter⸗ 
bevölkerung ſieht ſich infolgedeſſen zur Auswanderung gezwungen. 
All die fortgeſetzten Klagen der maßgebenden Kreiſe haben aber hier 
noch keine Beſſerung herbeiführen können. 
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Auf noch zwei weitere Urſachen der ſtarken Auswanderung aus 
Südoſtſpanien möchte ich hier hinweiſen. Die Trockengebiete der 
Südoſtecke Spaniens beherbergen im Halfa- oder Eſpartogras einen 
für die Papierfabrikation ſehr wichtigen Rohſtoff. Das Einſammeln 
der Blätter im Hochſommer erfordert nun eine große Kraftanſtrengung, 
die faſt ausſchließlich von den Eſparteros geleiſtet wird. Ein großer 
Teil dieſer Eſparteros wandert dann nach der Halfaeinſammlung 
in Spanien nach Algier hinüber. Da ſie kräftigere und gewandtere 
Arbeiter ſind als die dort anſäſſige einheimiſche Bevölkerung, ſo ſind 
ſie in Algier ganz beſonders geſchätzt. Ebenſo wie dieſe Eſparteros 
gehen auch in den Herbſtmonaten viele Arbeiter aus den Weingebieten 
der Provinz Alicante nach der Ernte nach Algier, um dort während 
der Weinernte mitzuhelfen. 

Ein anderer wichtiger Faktor, der die Auswanderung aus Süd⸗ 
oſtſpanien ganz weſentlich beeinflußt, iſt die überaus ſtarke Propa⸗ 
ganda, die hier für die Auswanderung gemacht wird. Im Herbſt 
nach der Ernte findet in den Dörfern und Städten die 3—7 Tage 
dauernde Herbſtmeſſe ſtatt, die ein großes Ereignis im Leben der 
Landbewohner bildet. Ganz auffällig war es mir, 1906 wie auch 
1911 zu beobachten, wie dann überall in den kleinen Dorfwirtſchaften 
und Läden bunte Propagandalandkarten aushängen, zum Beiſpiel 
von Argentinien, mit Notizen über die dortigen Anbauverhältniſſe, 
über die dort gezahlten Löhne uſw. Eifrig miteinander diskutierend 
umſtanden dann oft große Gruppen von Bauern dieſe Karten, und 
beim Kaffee werden dann die Möglichkeiten und Ausſichten der Aus⸗ 
wanderung erörtert. Faſt in jedem Dorfe traf ich einen oder mehrere 
Bewohner, die ſchon einmal in Südamerika geweſen waren und 
ihren Kameraden ausführliche Auskunft geben konnten. Wie oft 
habe ich zugehört, wenn abends bei brennendem Ollämpchen Briefe 
von ausgewanderten Freunden von dem Wirt vorgeleſen wurden. 
Wie oft habe ich dann ſpäter Leute mit Sack und Pack auf dem 
Wege nach dem Hafen von Almeria getroffen, mit denen ich früher 
in ſolch einer Dorfwirtſchaft zuſammengeſeſſen hatte. Auch die Aus⸗ 
wanderungsagenten entfalten hier eine lebhafte Tätigkeit. Auch dieſe 
ſind vielfach wie in Nordweſtſpanien Händler, die mit ihren auf 
Maultieren geladenen Kleinigkeiten von Weiler zu Weiler ziehen und 
hier außer ihren Waren auch billige Überfahrt nach Südamerika 
anpreiſen. In den größeren Markt⸗ und Hafenorten liegen auch 
wohl in den Gaſthäuſern kleine Broſchüren aus, in denen entweder . 
allgemeine Darſtellungen einzelner Auswanderungsländer, vor allem 
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Argentiniens, enthalten ſind, oder kurze Notizen über Erwerbsmög⸗ 
lichkeiten, Paßvorſchriften, geſundheitliche Verhältniſſe und dergleichen 
mehr. Für die Teile Südoſtſpaniens, die mir aus eigener An- 
ſchauung bekannt ſind, kann ich überall feſtſtellen, daß dieſe Art 
Propaganda guten Erfolg gehabt hat. 

Als drittes wichtiges Auswanderungsgebiet wurden eingangs 
die Kanariſchen Inſeln erwähnt, die in den letzten ſechs Jahren mit 
5,7% an der Geſamtauswanderung beteiligt ſind. Die aus drei 
größeren und vier kleineren Inſeln beſtehende Gruppe iſt ſpaniſche 
Provinz mit einer Fläche von 7273 qkm und 444 016 Einwohnern. 
Die Inſeln tragen einen durchaus landwirtſchaftlichen Charakter. 
Infolge großen Regenmangels iſt aber der Ackerbau durchweg auf 
künſtliche Bewäſſerung angewieſen, die hauptſächlich für tropiſche 
Kulturen, Kaffee, Zuckerrohr und vor allem Bananen angewendet 
wird. 

Auf den öſtlichen Kanaren ſtellt ſich aber infolge der Unficher: 
heit des Regens eine hohe Unſicherheit der meiſten Kulturen ein; 
wenn dann eine Reihe regenarmer Jahre hintereinander folgt, ſo 
pflegt auf den beiden öſtlichen Inſeln der Nahrungsmangel einen 
Teil der Bevölkerung zur Auswanderung zu zwingen! Dazu kommt, 
daß die relativ geringen Flächen ertragfähigen Bodens ſich in den 
Händen weniger einheimiſcher Familien befinden und die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Pächter und Arbeiter unter hohen Pachtpreiſen und zu 
geringer Bezahlung leiden. „La classe pauvre,“ ſchreibt A. Marvaud ! 
in einem Aufſatz, der die unſäglich traurige Wirtſchaftslage der 
Inſeln ſchildert, „tres nombreuse, végéte miserablement ou est 
contrainte de s'expatrier a Cuba et dans les röpubliques sud- 
americaines.“ Das Verkehrsweſen auf der Inſel liegt ganz im 
argen; das einzige Kabel, das die Inſeln mit dem Mutterlande 
verbindet, iſt meiſt unterbrochen; die Schiffahrtsverbindungen mit 
dem Mutterland ſind ſpärlich, der Handel liegt meiſt in nichtſpaniſchen 
Händen. Die öffentlichen Gebäude auf den Inſeln ſind im ſchlechten 
Zuſtand; die Bevölkerung kann bis zu 50 Yo nicht leſen und ſchreiben. 
Alle dieſe wenig erfreulichen Zuſtände wirken dahin, daß alljährlich 
Tauſende von Bewohnern die Inſeln verlaſſen müſſen. Auch hier 
gehen viele junge Männer nach Amerika, um ſich der Dienſtpflicht 
zu entziehen. Die Verhältniſſe ſcheinen ſich auf den Inſeln im letzten 
Jahrzehnt kaum gebeſſert zu haben. Marvaud ſchloß ſeinen oben 
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erwähnten Aufſatz 1907 mit den Worten: Es iſt die höchſte Zeit 
für Spanien, eine Neueroberung der Kanariſchen Inſeln zu unter⸗ 
nehmen. Seitdem iſt aber die Auswanderung aus den Inſeln noch 
ſtärker geworden: 1911 wanderten rund 6900 Perſonen aus; 1916 
aber 8021. 

Faſſen wir unſere Betrachtungen über die drei Hauptaus⸗ 
wanderungsgebiete Spaniens zuſammen, ſo ergibt ſich folgendes: 

1. In einzelnen Teilen Spaniens zwingt weitgehende Boden⸗ 
zerſplitterung, verbunden mit hoher Volksdichte, die Bevölkerung 
zur Auswanderung. 

2. In verſchiedenen Gegenden Spaniens beeinträchtigt die Un⸗ 
ſicherheit der Niederſchlagsverhältniſſe die Ernte in dem Maße, 
daß die Bevölkerung zur Auswanderung gezwungen wird. 

3. Die ungenügende Ackerbautechnik, verbunden mit geringer 
Volksbildung, läßt eine intenſivere Bodenbearbeitung in den 
Auswanderungsgebieten nicht zu. 

4. Schlechte Verkehrslage und ſchlechte Verkehrswege erſchweren 

Din den Auswanderungsgebieten den Abſatz der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte. | 


5. In allen Auswanderungsgebieten iſt der Wunſch, dem Militärs 


dienſt ſich zu entziehen, ein wichtiger Antrieb zur Aus⸗ 
wanderung. 

6. Durch geſchickte Propaganda wird einer verſtärkten Auswanderung 
Vorſchub geleiſtet. 

Eine ganze Reihe der eben genannten Faktoren treffen nun auch 
für die übrigen Teile Spaniens zu, in denen die Auswanderung an 
Intenſität hinter den genannten drei Hauptgebieten zurückſteht. Neue 
Momente, die zur Auswanderung Veranlaſſung geben, ſind nur noch 
wenige hervorzuheben. So hat zum Beiſpiel die Stillegung einer 
Reihe von Bergwerken auf Eiſen in Vizcaya und Murcia, von Blei 
in Almeria und Jaén die dortigen Arbeiter gezwungen, auszuwandern. 
In Bejar in der Provinz Salamanca, wo große Textilfabriken liegen, 
die Militärtuche herſtellen, iſt infolge einer Kriſe in der ſpaniſchen 
Wollinduſtrie ein großer Teil der Arbeiter ausgewandert, wodurch 
die Einwohnerzahl der Stadt ſich in 20 Jahren um über 50% ver: 
mindert hat. 

Das ſtarke Anſchwellen der ſpaniſchen Auswanderung ſeit 1904 
liegt aber noch in etwas anderem begründet: in der wachſenden 
Nachfrage nach Arbeitskräften in der Neuen Welt, vor allem in Süd⸗ 
und Mittelamerika. Dies wird uns ſofort verſtändlich, wenn wir 
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Das Ziel der ſpaniſchen Auswanderung 
ins Auge faſſen. 

Hat der zur Auswanderung Entſchloſſene ſeine Überfahrtskarte 
erhalten, jo begibt er ſich nach dem ihm nächſtliegenden oder vom 
Agenten bezeichneten Hafen, um von hier aus die Ausreiſe An- 
zutreten. Da es in erſter Linie die nordweſtlichen und ſüdöſtlichen 
Küſtenprovinzen und Inſeln ſind, aus denen die Auswanderung be⸗ 
ſonders ſtark iſt, ſo liegen auch hier die wichtigſten Auswanderungs⸗ 
häfen. Obenan ſtehen Vigo und Coruna, über die die größte Zahl 
der Auswanderer Spanien verläßt; zu ihnen geſellen ſich in Nord⸗ 
weſt⸗ bzw. in Nordſpanien: Villagarcia, Bilbao, Santander und 
neuerdings auch Gijön hinzu. Über alle dieſe Häfen gehen außer 
den Auswanderen aus den nördlichen und nordweſtlichen Küſten⸗ 
provinzen auch die Auswanderer aus Altkaſtilien und Leon. 

Daß Barcelona an die dritte Stelle unter den Auswanderungs⸗ 
häfen gerückt iſt, verdankt es nicht etwa einer ſtarken Auswanderung 
aus Katalonien, ſondern in erſter Linie ſeiner Stellung als wichtigſter 
Ein⸗ und Ausfuhrhafen für ganz Spanien und dementſprechend 
Ausgangspunkt der wichtigſten nach Überſee führenden Dampfer⸗ 
linien. An vierter Stelle (früher der dritten) rangierte bis 1914 
Almeria in Südſpanien, über das die meiſten der ſüdoſtſpaniſchen 
Auswanderer ihre Heimat verließen. Im Verlaufe des Krieges hat 
Almeria ſeine führende Stellung als Auswanderungshafen für Süd⸗ 
oſtſpanien an Mälaga! abtreten müſſen. Die übrigen Auswanderer⸗ 
häfen, wie Valencia, Palma, ſowie die Häfen der Kanariſchen Inſeln 
ſeien hier nur der Vollſtändigkeit halber erwähnt. 

Da die ſpaniſche Handelsmarine bis zum Beginn des Krieges 
an Schiffszahl und Tonnengehalt noch gering war, jo war die Be— 
teiligung fremder Dampfſchiffahrtsgeſellſchaften an der Auswanderer⸗ 
beförderung recht erheblich. Insgeſamt waren es 32 verſchiedene 
Geſellſchaften, die ihre Dampfer in ſpaniſchen Häfen anlaufen ließen. 
Im Jahre 1913 wurden von ihnen befördert nach Amerika, Aſien 
und Ozeanien: 


8 ſpaniſcher Flagge 27,43% der ä 
deutſcher E 26,16 %%ʒ » 
„engliſc hee 21,45 %% = . 
s» franpfider» ...... 17,05% >» s 
„öſterreichiſch⸗ungariſcher Flagge 3,43 0 = . 
„  ttalienifcher Flagge. - - - - 2,85% - s 
niederländiſcher Flagge. 1,63% ̃ 


1 Publicaciones del Cons. Superior de Emigracion, 1918, S. 412. 
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Der geringe Anteil, den die drei letztgenannten Länder an der 
Beförderung ſpaniſcher Auswanderer haben, erklärt ſich einmal aus 
der relativ geringen Größe ihrer Handelsmarinen, anderſeits daraus, 
daß die italieniſchen Linien ebenſo wie die öſterreich-ungariſchen nur 
wenige der ſpaniſchen Mittelmeerhäfen anlaufen, aus denen die Aus⸗ 
wanderung ja an und für ſich ſchon geringer iſt als aus den nord⸗ 
und nordweſtſpaniſchen Häfen. 


Neben den ſpaniſchen Häfen ſind für die Auswanderung auch 
die Häfen der Nachbarländer von Bedeutung, über die eine zum 
Teil recht ſtarke Auswanderung erfolgt, für die aber, da ſie un⸗ 
erlaubt iſt, nur ſchwer zuverläſſige Zahlenangaben zu ermitteln ſind. 
Dieſe fremden Häfen ſind vor allem Liſſabon und Leixöes in Por⸗ 
tugal; Gibraltar; in Frankreich Bordeaux, La Rochelle, Le Havre 
und Marſeille !. 

Die zweite Frage, deren Beantwortung uns beim Studium der 
ſpaniſchen Auswanderung beſonders wichtig iſt, iſt die nach den 
Ländern, die von den ſpaniſchen Auswanderern aufgeſucht werden. 
Gruppiert man dieje nach Erdteilen, fo ergibt ſich folgendes Bild: 


ern a Erdteilen 1901—1916 


* Aten und und ka 
Jahr | Europa | enen aa * Ameri 
| 
| 


| 

1890/1900 3 850 | 4070 18 092 56 94 
1901 3 602 16 894 35 482 
1902 3.064 1008 22 597 24 863 
1903 3 601 ‚18805 34017 
1904 3 782 23 462 59 241 
1905 4.026 515 | 28878 92648 
1906 3558 371 24 637 98 005 
1907 4195 2886 22165 101 464 
1908 3567 432 26 966 128 172 
1909 4334 816 20154 117413 
1910 5 653 513 28 398 157 197 
1911 4441 704 27 342 143 080 
1912 12.045 763 34 726 209 730 
1918 10 691 612 37111 171 985 
1914 11871 502 28 010 89 193 
1915 8 889 538 20 487 66 510 
1916 7 860 657 13 445 78 374 


1 Auf eine ganze Reihe von Einzelfragen, die mit den Auswanderungs⸗ 
häfen, den Schiffahrtslinien uſw. zuſammenhängen, gehe ich in meiner größeren 
Arbeit über die ſpaniſch⸗portugieſiſche Auswanderung ein. 
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Die der „Estadistica de Emigraciön é Inmigraciön* von 
1901—1911 und dem „Anuario Estadistico“, Tomo III für 
1912—1916 entnommenen Ziffern laſſen erkennen, daß 

1. mit Ausnahme von Aſien und Ozeanien die Auswanderung 
ſeit 1901 ſtark angeſtiegen iſt; 

2. daß Amerika den größten Teil der Auswanderer aufnimmt; 

3. daß ſeit Beginn des Weltkriegs die Auswanderung nach 
Afrika und Amerika ſtark zurückgegangen iſt. 


1. Die Auswanderung nach Amerika. Vergleicht man die 
Statiſtik der Auswanderung nach den Einzelſtaaten des nördlichen, 
mittleren und ſüdlichen Amerika, ſo ſieht man ſofort, daß hier von 
Anfang an nur einige wenige Staaten als Hauptauswanderungs⸗ 
gebiete in Frage kommen: 


Auswanderung nach Amerika 1912 —1916 (in Prozent) 


Argentinien 58,82 
CG Aue a re 27,82 
Braſiliieiei naa 5,14 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. 2,53 
Mexiko o 1,93 
ee 1.91 
Puerto Riſ o 0,68 
Gl.... ne 0,27 
Pane? ER we 0,25 
Deneguela. . 2-22 22er 0,19 
Sole 3 2 23 28% 0,16 
Sofa Riſ aa 0,14 
j übriges Amerika 0,16 


Zuſammen 100,00 % 


In runder Summe find alſo von 1912—1916 etwa 98 % 
aller nach Geſamtamerika ausgewanderten Spanier nach Mittel- 
und Südamerika ausgewandert, d. h. nach den einſtigen ſpaniſchen 
Kolonien in Amerika. Obenan hat immer Argentinien und an 
zweiter Stelle Cuba als Auswanderungsgebiet geſtanden. 

Betrachten wir zunächſt das Einwanderungsland Argentinien, 
ſo läßt ſich die Geſamtzahl der hier eingewanderten Spanier nicht 
genau ermitteln, da die ſpaniſche wie argentiniſche Statiſtik zu große 
Differenzen untereinander aufweiſen. Hiller gibt an!, daß von 
1867-1910 rund 1 Million Spanier in Argentinien eingewandert 


— — 


1 Einwanderung und Koloniſation in Argentinien, I. Berlin 1912, S. 96. 
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find. Dazu kämen nach der ſpaniſchen Statiftif für 1911—1916 
noch weitere 457 000, jo daß von 1867—1916 rund 1,5 Millionen 
Spanier nach Argentinien ausgewandert ſind. Wie groß die Unter⸗ 
ſchiede in den Zahlenangaben ſind, mag folgendes Beiſpiel zeigen. 
Nach der ſpaniſchen Statiſtik wanderten 1901 —1909 360 815 Per⸗ 
ſonen nach Argentinien aus; nach der argentiniſchen Einwanderungs⸗ 
ſtatiſtik kamen im gleichen Zeitraum aber 519963 Spanier ins Land! 
Dieſe Differenzen ſind in erſter Linie auf die nicht unerhebliche 
ſpaniſche Auswanderung über nichtſpaniſche Hafen zurückzuführen 
ſowie auf die ſtarke heimliche Auswanderung. 

Sucht man die nach Argentinien gehenden Auswanderer nach 
ihrer beruflichen Gliederung zu ermitteln, ſo ergibt ſich hier das 
gleiche Bild wie bei der Geſamtauswanderung aus Spanien. Mehr 
als die Hälfte ſind in den verſchiedenen Zweigen der Landwirtſchaft 
tätig; etwa 20— 25 %% entfallen auf die Gruppe der Berufsloſen, 
der Reſt verteilt ſich auf andere Erwerbszweige. 

Nach den Angaben von Hiller!, der die Urſachen der ſpaniſchen 
Auswanderung nicht kannte, auch keine ſpaniſchen Veröffentlichungen 
verwertet hat, ſollen die Spanier im weſentlichen nicht als Land⸗ 
arbeiter nach Argentinien kommen; „ſie ſtellen zu den argentiniſchen 
Landarbeitern nur ein ſehr geringes Kontingent“; ſie ſind nach ihm 
zumeiſt als Handarbeiter uſw. tätig. Dieſe Behauptungen ſtehen 
mit den tatſächlichen Verhältniſſen im Widerſpruch. 

Einmal läßt die ſpaniſche Statiſtik ja erkennen, daß mehr als 
50% aller Auswanderer zur landwirtſchaftlichen Berufsgruppe ge⸗ 
hören. Ferner läßt die ſpaniſche wie argentiniſche Statiſtik erkennen, 
daß das Maximum der ſpaniſchen Auswanderung nach Argentinien 
ſtets in den November, alſo in den Beginn der argentiniſchen Ernte 
fällt, ebenſo fällt das Minimum ſtets in die argentiniſchen Herbſt⸗ 
und Wintermonate. Das gleiche iſt aber auch bei den italieniſchen 
Einwanderern der Fall. Schließlich läßt die argentiniſche Statiſtik 
erkennen, daß die Hauptmaſſe der ausgewanderten Spanier in die 
rein agrariſchen Provinzen eingewandert iſt. Von den 442 875 Spa⸗ 
niern, die von 1906— 1915 ins Land kamen, gingen 295 663 in die 
drei Hauptackerbauprovinzen Buenos Aires, Santa SE und Coͤrdoba; 
72 420 in die Weinbauprovinzen San Luis, San Juan und Men- 
doza, etwa 20 000 in die Zuckerrohrprovinz Tucumän ?. 

1 a. a. O. S. 111/112. 


2 Memoria de la Direcciön General de Imigraciön 1914/15. Buenos 
Aires 1916, S. 72/73. 
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Die Hauptmaſſe der ſpaniſchen Einwanderer arbeitet alſo 
in der argentiniſchen Landwirtſchaft, vor allem in den großen 
Getreidegebieten der um die La Platamündung herum liegenden 
Provinzen. Die Einwanderer aus Südoſtſpanien bevorzugen die 
ihnen mehr zuſagenden trockenen Provinzen des Weſtens und Nord: 
weſtens, wo fie in den Wein- und Zuckerrohrpflanzungen tätig find. 
Ein namhafter Teil iſt endlich auch in den verſchiedenen Hand⸗ 
werken und häuslichen Dienſten aller Art beſchäftigt. Im allgemeinen 
bewegt ſich die Einwanderung nach Argentinien in anſteigender 
Kurve, die nur 1912 einmal ſtärker ſich hebt, weil durch verſtärkte 
ſpaniſche Einwanderung der ſtarke Ausfall an italieniſchen Land: 
arbeitern ausgeglichen werden mußte. 

Nach Argentinien iſt Cuba das wichtigſte amerikaniſche Ein⸗ 
wanderungsland. Im Mittel der Jahre 1912/16 nahm die Tropen⸗ 
inſel rund 28 %éJ aller nach Amerika gehenden Auswanderer auf. 
Das größe Kontingent ſtellte für Cuba das nordweſtliche Spanien, 
alſo obenan die galiciſchen Provinzen, dann auch die kanariſchen 
Inſeln. In den cubaniſchen Zuckerrohrplantagen und Zucker⸗ 
fabriken finden die meiſten der Einwanderer ſehr lohnende gut be⸗ 
zahlte Arbeit, eine kleinere Zahl iſt in verſchiedenen Bergwerken 
beſchäftigt. 

Die Auswanderung nach Braſilien, die ſich vor allem über 
Santos nach S. Paulo richtet, wird von der ſpaniſchen Aus: 
wanderungsbehörde, obwohl ſie ſeit 1912 ſtark zurückgegangen iſt, 
mit gemiſchten Gefühlen beurteilt; einmal ſind es vielfach ganze 
Familien, die nach Braſilien auswandern, dann gehen ſie meiſt über 
nichtſpaniſche Häfen nach Braſilien. In erſter Linie üben die Kaffee⸗ 
pflanzungen von S. Paulo große Anziehungskraft auf die ſpaniſchen 
Einwanderer aus, die faſt alle auf ihnen Beſchäftigung finden. Die 
übrigen braſilianiſchen Staaten nehmen nur eine geringe Zahl von 
Auswanderern auf. 

Obwohl nicht bedeutend, unterſcheidet ſich die ſpaniſche Aus⸗ 
wanderung nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika in einer 
Beziehung weſentlich von der nach anderen amerikaniſchen Staaten. 
Während die Hauptmaſſe der Auswanderer nach dieſen Staaten 
als Landarbeiter hinübergehen, betätigen ſich die in die Union ein- 
wandernden Spanier dort in erſter Linie als Handwerker, Kellner, 
Grubenarbeiter, Eiſenbahnarbeiter und ähnlichen Berufszweigen. 
Daß ihre Zahl ſo gering iſt, hängt vor allem mit dem Einwande⸗ 
rungsverbot für Analphabeten zuſammen. 

Schmollerz Jahrbuch XLIV 3. 11 


162 O. Quelle 794 


Die übrigen amerikaniſchen Länder geben angeſichts der mini⸗ 
malen ſpaniſchen Einwanderung keinen Anlaß, hier beſonders auf 
ſie einzugehen. 

2. Die Auswanderung nach Afrika. Das Gebiet, das in Afrika 
ſpaniſche Auswanderer in größerer Zahl aufnimmt, iſt räumlich recht 
beſchränkt: 


Auswanderung nach Afrika 1912 — 1916 


r Rare 73,40 0% 
Agypten 0,23 % 
Ml. . . 25,52 % 
Spaniſche Koloniies 0,49 0 
Ubriges Afrika 0,36 „% 

f 100,00 % 


Rund 99% aller nach Afrika gehenden Auswanderer wenden 
ſich nach dem Spanien direkt gegenüber liegenden Algier und Marokko. 
Das hat ſeinen Grund einmal in der unmittelbaren Nähe des in 
wenigen Stunden zu erreichenden Landes, anderſeits weil die 
klimatiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe Algiers und Marokkos 
mit denen Süd⸗ und Südoſtſpaniens im weſentlichen übereinftimmen. 
Aus dieſem Grunde ſtellen auch die ſüd⸗ und ſüdoſtſpaniſchen Pro⸗ 
vinzen das Hauptkontingent der Einwanderer. Es ſind im Durch⸗ 
ſchnitt ſtets an 75 %g Landarbeiter, die nach Algier und Marokko 
gehen und dort bei der Halfagrasernte und vor allem der Weinleſe 
helfen; beides Beſchäftigungen, die unmittelbar nach der ſpaniſchen 
Ernte erſt beginnen und ferner auch gut bezahlt werden. Die 
geringe Auswanderung nach den ſpaniſchen Kolonien wird jeder 
verſtehen, der weiß, wie wenig entwickelt und als Auswanderungs⸗ 
gebiet geeignet die dortigen Kolonien ſind. 

Die ganz belangloſe Auswanderung nach Aſien und Ozeanien 
außer acht laſſend, wenden wir uns zum Schluß zur Betrachtung der 


3. Auswanderung nach Europa 
Auswanderung nach den europäiſch hn Ländern 1912 — 1916 


Deutſchlanniddʒꝛʒꝛʒ 2,17 % 
Belgien 0,05 % 
Frankreicoghc hh 52,19 % 
Gibralta 222. 8,63% 
Englanddd 22,29 % 
SEI LIETE ana at Br ee 10,40 % 
Bortigal: u... 20 2. 2 1,23 %% 
übriges Europa . qmm 3,04 % 


100,00 % 
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Von den 51356 Auswanderern der letzten ſechs Jahre gingen 
demnach 52,19% nach dem benachbarten Frankreich. Die Aus⸗ 
wanderung nach den verſchiedenen europäiſchen Ländern hat bis 
Kriegsbeginn wenig Beſonderheiten dargeboten. Erſt die mit Kriegs⸗ 
anfang ſtärker einſetzende Auswanderung nach Frankreich rief in 
weiteren Kreiſen Spaniens Beunruhigung hervor. Ob die amt⸗ 
licherſeits angegebenen Ziffern, die für 1916: 6100 Perſonen an⸗ 
gibt!, richtig iſt, möchten wir bezweifeln. Spricht doch die fran⸗ 
zöſiſche Preſſe ſelbſt davon, daß in dieſem Jahre an 70 000 Männer 
und Frauen aus Spanien eingewandert ſeien, die zum Teil in der 
Landwirtſchaft, zum Teil in den verſchiedenſten Induſtrien beſchäftigt 
werden. Die ſpaniſchen Auswanderer ſcheinen aber an Frankreich 
wenig Gefallen gefunden zu haben; die Klagen insbeſondere über 
den mangelnden Rechtsſchutz, nahmen kein Ende und beſchäftigen 
angelegentlich die ſpaniſche Preſſes. Ob ſeitdem die Abwanderung 
nach Frankreich eine Verminderung erfahren hat, können wir, da 
für 1917 die amtlichen Ziffern noch fehlen, nicht feſtſtellen. 


Die Folgen der Auswanderung 


Sucht man die volkswirtſchaftlichen Folgen der Auswanderung 
zu ermitteln, ſo iſt zunächſt die Feſtſtellung wichtig, ob die Aus⸗ 
wanderung eine definitive oder nur eine zeitliche iſt. 

Aus der Statiſtik ergibt ſich, daß die ſpaniſche Auswanderung 
nach allen Ländern, außer den mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen, eine 
zeitlich begrenzte Auswanderung iſt. Die Geſamtmaſſe aller Aus⸗ 
wanderer, die nach europäiſchen Ländern, vor allem aber nach Nord⸗ 
afrika gehen, ſind typiſche Saiſonarbeiter, die zumeiſt nach der Ernte 
in jenen Ländern in die Heimat zurückkehren. Das Beiſpiel von 
Algier mag hier dieſe Verhältniſſe kennzeichnen: 

Auswanderung nach Algier Rückwanderung von Algier 


1912 29 928 26 338 
1913 28269 29 184 
1914 19 381 34 386 
1915 13 052 | 12 328 
1916 7564 7891 

98 194 110 127 


Es iſt alſo nur ein kleiner Bruchteil der nach Algier Aus⸗ 
gewanderten dort verblieben; das ſind aber, und das trifft für alle 


! Anuario Estadistico de Espana, III. Madrid 1917, S. 55. 
2 Mitteilungen aus Spanien, II, 1918, S. 249. 
11 * 
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Auswanderungsgebiete zu, meiſt ſolche Perſonen, die ihre Familie 
mitgenommen haben, wobei ſie von vornherein nicht an eine Rück⸗ 
kehr ins Mutterland gedacht haben. 

Den anderen Auswanderungstyvus können uns Argentinien 
und Cuba veranſchaulichen, die ja die größte Maſſe aller ſpaniſchen 
Auswanderer aufnehmen. 

Auswanderung Rückwanderung 
nach | von 

Cuba 


Auswanderung Rückwanderung 
nach von 
Argentinien Argentinien 


Jahr 


20 152 
23 460 
20 051 
20 463 


105 098 


| 
| 20 972 
| 


| 362 188 236552 171337 


Von den Auswanderern nach Argentinien dieſer fünf Jahre ſind 
alſo 34,7% nicht wieder nach Spanien zurückgekehrt, von den nach 
Cuba ausgewanderten ſogar 38,9%! 

Während im großen und ganzen der dauernde Menſchenverluſt, 
den Spanien durch die Auswanderung erfährt, hauptſächlich auf 
den hohen Prozentſatz der in Argentinien und Cuba verbleibenden Aus⸗ 
wanderern beruht, iſt von weit tiefer greifendem Einfluß der Umſtand, 
daß gerade die jüngeren kräftigſten Perſonen dem ſpaniſchen Wirtſchafts⸗ 
leben zeitweiſe oder dauernd entzogen werden. Das macht ſich vor 
allem in der Landwirtſchaft bemerkbar. So ſind die Klagen über 
den Mangel an männlichen Arbeitskräften in Nordweſtſpanien ganz 
allgemein, und die Frauen- und Kinderarbeit iſt hier für die fehlenden 
Männerarme ein nur dürftiger Erſatz. Die gleiche Beobachtung kann 
man aber auch in Südoſtſpanien machen, wo zum Beiſpiel im Herbſt 
in den Weinpflanzungen außer älteren männlichen Perſonen faſt nur 
Frauen und Kinder bei der Ernte zu ſehen ſind. 

Auch in hygieniſcher Hinſicht iſt dieſe Auswanderung von großem 
Nachteil. So wird uns berichtet, daß zum Beiſpiel in den galiciſchen 
Provinzen die Zahl der an Lepra und Tuberkuloſe erkrankten Perſonen 
infolge der Einſchleppung dieſer Krankheit durch Rückwanderer in 
neuerer Zeit erheblich zugenommen hat. Aus dieſem Grunde hat 
man auch zeitweiſe die Auswanderung nach einzelnen Staaten Süd: 
und Mittelamerikas vorübergehend verboten. 

Dieſen ſchweren nachteiligen Folgen der Auswanderung, die ſich 
leicht noch durch weitere Beiſpiele vermehren ließen, ſtehen anderer⸗ 
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ſeits auch ſegensreiche Folgen gegenüber. So iſt zweifellos, daß 
viele der Auswanderer in den jungen Agrarländern der Neuen Welt 
einen weiteren Blick bekommen als in den konſervativ⸗agrariſchen 
Diſtrikten ihrer Heimat. Sie haben drüben Schulen und andere 
Bildungsſtätten, beſſere landwirtſchaftliche Methoden, moderne Ver⸗ 
kehrsmittel kennen gelernt. Kehren dann die Auswanderer von 
drüben zurück, ſo verſuchen ſie, dieſe oder jene Neuerung in Spa⸗ 
nien einzuführen. Mit dem erſten Gelde kaufen ſie vielfach ſchon 
kleine Beſitzungen und machen ſich ſelbſtändig. Dieſe Folgen auf 
ſozialem Gebiete machen ſich in manchen Teilen ſchon deutlich be— 
merkbar. 

Außerordentlich groß iſt der Einfluß der ſpaniſchen Auswande⸗ 
rung aber auf die Belebung der Handelsbeziehungen zwiſchen Spanien 
und den mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen Staaten geworden. „Die 
nach den ſpaniſch⸗amerikaniſchen Republiken gehenden ſpaniſchen Aus⸗ 
wanderer, ſchreibt R. de Olaſcoaga!, deren Zahl eine Million über⸗ 
ſchreitet, ſind die wertvollſten Hilfstruppen für unſern Import.“ 

Die Wahrheit dieſes Satzes beſtätigt uns die ſpaniſche Handels⸗ 
ſtatiſtik! Da ſtiegen infolge der zunehmenden Auswanderung nach 
Argentinien die Ziffern für den Geſamthandel mit Argentinien ganz 
erheblich. Im Mittel der Jahre 1906 - 1910 betrug der Geſamt⸗ 
handel 82 189 270 Peſetas, im Mittel der Jahre 1911-1915 aber 
124 380 670 Peſetas. Eine ähnliche ſtarke Zunahme des Handels 
zeigt ſich auch bei Algier, während ſie bei den übrigen Ländern 
etwas geringer iſt. Auch der ſteigende Geſchäftsverkehr der großen 
ſpaniſchen Überſeebanken, die Gründung ſpaniſcher Handels⸗ 
kammern und die Herſtellung beſſerer Verbindungen mit den Haupt⸗ 
auswanderungsländern läßt deutlich den ſegensreichen Einfluß dieſer 
Auswanderung auf die Entwicklung des ſpaniſchen Außenhandels 
erkennen. 

Nur angedeutet kann hier werden, daß ſchließlich auch die kultu⸗ 
rellen Beziehungen zwiſchen Spanien und den jüd- und mittel⸗ 
amerikaniſchen Staaten in der Neuzeit zweifellos unter dem Einfluß 
dieſer ſtarken Auswanderung einen überaus erfreulichen Aufſchwung 
genommen und den „panhiſpaniſchen“ Gedanken eine feſtere Grund- 
lage gegeben haben. 


1 Relaciones comerciales hispano-americanas. Bilbao 1908, S. 71/72. 
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Il. Portugal 


Liegt über die ſpaniſchen Auswanderung heute ſchon eine faſt 
kaum noch überſehbare Literatur in ſpaniſcher Sprache vor, ſo läßt 
ſich gleiches von der portugieſiſchen Auswanderung nicht ſagen. Zwar 
fehlt auch für Portugal eine amtliche Statiſtik der Auswanderung 
nicht!, aber ihre endloſen Zahlenreihen geben uns keinen völligen 
Aufſchluß über die Beweggründe der Auswanderung und ihre wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen. Andererſeits iſt die portugieſiſche Literatur in 
deutſchen Bibliotheken ſo kümmerlich vertreten, daß wir uns bei 
unſeren Ausführungen auf die allgemeinen großen Geſichtspunkte 
beſchränken müſſen. 

Wir geben zunächſt eine Überſicht über die portugieſiſche Aus⸗ 
wanderung auf Grund der amtlichen Veröffentlichungen für die Zeit 
von 1873—1910; für die neuere Zeit waren die amtlichen Ver⸗ 
öffentlichungen uns nicht zugänglich. 


Auswanderung aus Portugal und den portugieſiſchen Inſeln 18731910 


1873. . 12989 1886. . . 13998 1899 17774 
1874. 14 835 1887 ... . . 16932 1900. . 21235 
1875... . . 15440 1888. . .. 23981 1901. .. 20646 
1876. . 11085 1889. . 20614 1902. 24 170 
1877. 11057 1890. . . 29 421 1903. 21 611 
1878. . 9 926 1891. . . . 33585 19044. 28304 
18719. . 13211 1892... 21 074 1905... 33 610 
1880. . 12597 1893. . . 30383 1906. . . 38 093 
1881. . 14 637 1894. . . 29 261 1907. . 41950 
1882 18272 1895. . 44746 | 1908. 40 145 
1888. 19 251 1896. . 27980 1909 . . . . 38 223 
1884. . 17518 1897. . . 21 344 1910 . 39515 
1885. . 15004 1898. . 23 604 18781810 887 973 


In den 38 Jahren von 1873 —1910 wanderten alſo insgeſamt aus 
dem feſtländiſchen Portugal, Madeira und den Azoren 887973 Perſonen 
aus. Ob dieſe Zahlen, die die amtliche Statiſtik bringt, richtig ſind, 
möchten wir bezweifeln. Die hier gegebenen Zahlen weichen von 
anderen, die wir gefunden haben, zum Teil recht erheblich ab. Die 
bei Hauſer? angegebenen ſind niedriger als die der amtlichen Statiſtik, 


1 Movimento da Populacäo. Estado Civil-Emigracäo, I, 1887 ff.; ſeit 
1900 unter dem Titel: Emigracäo Portuguesa. Lisboa. 

2 Geografia medica de la Peninsula Ibérica. Madrid 1913. 
Tomo II, S. 72. 
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während braſilianiſche Quellen wieder mehr Einwanderer als die 
portugieſiſche Statiſtik verzeichnen. 

Wie in Spanien ſo zeigt ſich auch in Portugal in der Neuzeit 
eine ſtarke Zunahme der Auswanderung, die am deutlichſten Mittel⸗ 
zahlen veranſchaulichen. Es wanderten aus im Jahresmittel 1876 
bis 1880: 11,565, 1886-1890: 20,989, 1896 1900: 22,387 und 
1906 — 1910: 39585 Perſonen. Am ſtärkſten iſt die Zunahme ſeit 
1904 —1905; vorher wurde nur in den neunziger Jahren die 30000 
überſchritten. 

Einen tiefen Einblick in die Urſachen der portugieſiſchen Aus⸗ 
wanderung gewinnt man ſchon bei einer vergleichenden Überſicht über 
die Auswanderung aus den einzelnen portugieſiſchen Diſtrikten: 


Auswanderung aus den portugieſiſchen Diſtrikten 1906 — 1910 


— ͤ ——— —ñ— — — g —— — 


82 
Braga 2287 2350 2603 2326 2093 
Bragnazaa 835 1294 3048 1529 1292 
Caſtello Branca 100 88 82 81 159 
Coimbra 2557 3839 3909 3186 43446 
Evora 8 13 7 8 1 

A naar 318 206 337 379 682 
uardaga 1689 2232 2490 2135 2488 
ee 821 1109 1594 1365 1495 
Lisboa 1865 1076 997 906 978 
Portalegneree 8 9 8 | : 
Porto 511565899 5659 5230 5277 
Santarem. .... . 18 130 193 140 165 
Viana do Gaftelo . . . 1436 1523 1515 1561 1721 
Vila Rial 1993 2594 3831 ' 3152 2'746 
Viſeeuͤ 4576 4854 5385 4555 48914 

Inſeln: 

Angra do Heroismo . 1533 2160 777 1636 2160 

Nice 915 1004 518 657 1083 
Ponta Delgada 5242 4854 1803 3125 2758 
Funchal 3193 2684 1352 2498 2147 


Diele Tabelle iſt ſehr lehrreich; fie läßt ſofort erkennen, daß 
die Auswanderung aus den nördlichen Diſtrikten am ſtärkſten iſt und 
nach Süden hin raſch abnimmt. Die nördlichen Diſtrikte Viana do 
Caſtello, Braga, Villa Rial, Braganza, Parto, Aveiro, Viſeu und 
Guarda ſtellten 1910 63,3% aller Auswanderer; am geringſten iſt 
ſie in den ſüdlichen Diſtrikten Faro und Beja, ſowie den öſtlichen 
Diſtrikten Evora und Portalegre. Vergleicht man die Auswanderungs⸗ 


— 
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ziffern mit der Volksdichte, jo ergibt ſich, daß je größer die Volks ⸗ 
dichte, um ſo ſtärker die Auswanderung iſt. So kommen, ſieht man 
vom Bezirk Liſſabon ab, in den Norddiſtrikten Viana do Caſtello, 
Braga, Porto, Aveiro, Viſeu über 75, bzw. über 200 Einwohner 
auf 1 akm und aus dieſen Diſtrikten iſt die Auswanderung am 
ſtärkſten; Beja, Evora und Portalegre haben die geringſte Volksdichte 
— unter 25 Einwohner auf 1 qkm — und die niedrigſte Aus⸗ 
wanderungsziffer! 

Daß die Auswanderung aus den nördlichen ſehr dicht bevölkerten 
Diſtrikten ſo ſtark iſt, hängt ferner damit zuſammen, daß auch hier. 
ebenſo wie in den ſpaniſchen Nachbarprovinzen die Bodenzerſplitterung 
ſoweit getrieben iſt, daß hier der Ackerbau auf den kleinen winzigen 
Parzellen kaum noch lohnt, alſo die Bevölkerung zur Auswanderung 
gezwungen wird. Zu dieſer Bodenzerſplitterung geſellt ſich ein weiteres 
übel: die ganz außerordentlich hohen Laſten, die Pächter und Be⸗ 
ſitzer zu tragen haben. A. Marvaud ſagt in ſeinem inhaltreichen 
Buche !, „certains impöts, tels que ceux sur les cereales, le 
poisson, etc., qui affectent des produits de premiere nécessité, 
sont profondément immoraux.“ Auch die erſtaunliche Unbildung 
gerade der Landbewohner, die allen Neuerungen unzugänglich iſt, 
wird faſt übereinſtimmend als wichtiger Auswanderungsgrund an⸗ 
gegeben, und die Auswanderungsſtatiſtik hat ſogar eine Sonderſtatiſtik 
über die Zahl der Analphabeten, die das Land verlaſſen. Mit er⸗ 
greifender Deutlichkeit hat der portugieſiſche Abgeordnete Joſé Barboſa 
1912 im Liſſaboner „Seculo“ die Haupturſachen der Auswanderung 
ſeiner Landsleute dargelegt: „Die Lebensbedingungen des ſtädtiſchen 
Proletariats und vor allem der Landarbeiter müſſen verbeſſert werden. 
Sie beſitzen nichts, ſie wiſſen nichts, ſie kommen zu nichts. Ihre 
Exiſtenz iſt ein ſteter Kampf, nicht um ihre Lage zu heben, ſondern 
um nicht noch tiefer zu ſinken. Die Auswanderung war ein not⸗ 
wendiges Übel, aber heute bedeutet ſie die ſchwerſte Gefahr, die uns 
Tauſende von Arbeitskräften raubt, ohne daß als Gegenwert die 
Tauſende von Kontos einträfen, die ſie ehedem aus Braſilien ſchickten.“ 
Auch um ſich dem Militärdienſt zu entziehen, wandern alljährlich 
Tauſende von Perſonen aus. 

Wie von den Kanariſchen Inſeln, ſo iſt auch von den im 
Atlantiſchen Ozean liegenden Inſeln, den Azoren und Madeira, die 
Auswanderung ſehr ſtark. Rund 110 Einwohner wohnen auf den 


— 


1 Le Portugal et ses Colonies, S. 77. 
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Azoren auf 1 qkm, und dieſe hohe Volksdichte iſt viel zu groß für 
die Nährkraft des Bodens. Dazu kommt!, daß der Boden hier in 
den Händen weniger Großgrundbeſitzer iſt, die in Portugal leben 
und ihre Beſitzungen in kleinen Parzellen verpachten. Ferner hat 
Portugal für dieſe Inſeln wenig oder faſt nichts getan, was zu 
einer Kräftigung der politiſchen, kulturellen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Inſeln und dem Mutterlande hätte führen 
können, ſo daß auch aus dieſen Gründen das Intereſſe und die 
Zuneigung der Inſelbewohner zum Mutterland nur recht gering iſt. 

Genau die gleichen Zuſtände treffen wir auf Madeira an; auch 
hier ſehr hohe Volksdichte und außerordentlich ſtarke Bodenzerſplitterung, 
die die Bevölkerung zwingt, auszuwandern, während die Zurück⸗ 
bleibenden, ſoweit ſie keinen auskömmlichen Ackerboden haben, ſich 
der Hausinduſtrie widmen. 

Wie in Spanien ſo ſind in Portugal und ſeinen Inſeln die 
größte Zahl aller Auswanderer Landarbeiter, die dann meiſt als 
Grund zur Auswanderung angeben: „Um unſere Lage zu verbeſſern“. 
Nach den politiſchen Unruhen der Jahre 1908 und 1910 ſcheint die 
Lage gerade der Landwirtſchaft noch trüber geworden zu ſein, ſollen 
doch 1911 und 1912 je 70000 Perſonen, zumeiſt der landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgruppe angehörig, ihr Vaterland verlaſſen haben! 

Die Ziele der portugieſiſchen Auswanderung ſind weſentlich von 
denen der ſpaniſchen verſchieden. Gruppiert man die Auswanderungs⸗ 
länder nach Erdräumen, ſo zeigt ſich folgendes Bild: 


Portugieſiſche Auswanderung 106-1910 nach Beſtimmungsländern 


Übriges Amerika. .| 797 | 8670 3684 | 6715 | 8070 
Ozeanien 1336 1043 1 


38 093 | 41 950 | 40 145 | 38 223 39 515 


Die portugieſiſche Auswanderung iſt alſo, wie unſere Zuſammen⸗ 
ſtellung erkennen läßt, ſehr einſeitig. Zu rund 75 richtet fie ſich 


1 H. Meyer, Das portugieſiſche Kolonialreich der Gegenwart. Berlin 
1918, S. 11. 


170 O. Quelle [802 


faſt ſtets nach dem einftigen Kolonialland Braſilien. Außer in die 
Landwirtſchaft gehen die nach Braſilien Auswandernden hier zumeiſt 
in die Küſtenſtädte“, wo der Lokalhandel und die Induſtrie meiſt in 
den Händen von Portugieſen liegen. Von allen übrigen amerikaniſchen 
Gebieten hat nur noch die Union Bedeutung, da ſie infolge der Nähe 
zu der Azorengruppe den größten Teil der Auswanderer aus dieſer 
Inſelgruppe aufnimmt. Die Auswanderer von den Azoren wenden 
ſich zumeiſt nach Kalifornien, wo fie in den dortigen Obſt- und 
Südfruchtpflanzungen als Arbeiter recht geſchätzt find. Alle anderen 
Länder, auch die großen afrikaniſchen Kolonien Portugals, nehmen 
neuerdings nur eine geringe Zahl von Auswanderern auf. 

Welche Folgen hat nun dieſe ſtarke Auswanderung für das 
Mutterland? Da iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß uns die Statiſtik 
keine Auskunft gibt, wie viele von den Auswanderern wieder in die 
Heimat zurückkehren. Während noch in den neunziger Jahren etwa 
die Hälfte aller Auswanderer nach Braſilien wieder in die Heimat 
zurückkehrten und hier, „Braſileiros“ genannt, ſich eines gewiſſen 
Wohlſtandes erfreuten, hat neuerdings dieſe Rückwanderung ſtark 
nachgelaſſen. Die Folge macht ſich in einem außerordentlichen 
Arbeitermangel bemerkbar, unter dem namentlich die Landwirtſchaft 
ſehr zu leiden hat. Da 1911 und 1912 die Auswanderung gerade 
nach Braſilien in verſtärktem Maße einſetzte, ſo erklärte Portugal 
die ſeinen Auswanderern bis dahin erteilten kollektiven Familienpäſſe 
nach Braſilien für ungültig. Allein trotz dieſer Maßnahme erfolgte 
kein Rückgang der Auswanderung; im Gegenteil nahm gerade die 
heimliche Auswanderung, vor allem über ſpaniſche Häfen, ſeitdem 
ſtark zu. | 

Die ſtarke Auswanderung aus den Azoren nach den Vereinigten 
Staaten hat während des Krieges dazu geführt, daß infolge der 
dadurch hervorgerufenen engeren wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
beiden Gebieten die Union dieſe Inſelgruppe beſetzt hat?, ohne daß 
es den Anſchein hat, als ob Portugal dieſes folgenſchwere Ereignis 
irgendwie gehindert hätte. 

Ohne hier ein völlig erſchöpfendes Bild geben zu wollen, muß 
aber auf eine weitere wichtige Folgeerſcheinung der Auswanderung 
hier noch hingewieſen werden: Es ſind die namhaften Geldſummen, 


1 The Times South American Supplement, 31. Januar 1911. 
2 Süd» und Mittelamerika, 1913, Nr. 4. 
2 Wirtſchaftsdienſt, 1918, S. 935 — 937. 
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die die Auswanderer früher regelmäßig in das Mutterland zurück⸗ 
ſandten. Treffend wird die Bedeutung dieſer namhaften Geld⸗ 
ſendungen für das portugieſiſche Wirtſchaftsleben in einem Bericht 
über Portugals Handel und Schiffahrt im Jahre 1904 gewürdigt, 
in dem es heißt?: „Einen weit erheblicheren Beitrag zur Deckung 
des Fehlbetrages der Handelsbilanz als die Kolonien liefert aber 
das Wiederanſchwellen des ſeit Jahren faſt verſiegten Goldſtromes 
aus Braſilien, der ſich bis Ende der achtziger Jahre über Portugal 
zu ergießen pflegte und damals weſentlich dazu beigetragen hatte, 
das Mißverhältnis zwiſchen Einfuhr und Ausfuhr in erträglichen 
Grenzen zu halten. Seine Speiſung erfolgte durch die Erträge des 
in Braſilien arbeitenden portugieſiſchen Kapitales und der Heim⸗ 
ſendung der Erſparniſſe zahlloſer portugieſiſcher Auswanderer. Nach 
dem Eintritt der Entwertung der portugieſiſchen Valuta, welche die 
Überführung nach Portugal verbot, war dieſe Quelle jahrelang ver⸗ 
ſtopft geblieben; das in Braſilien verbliebene ſehr erhebliche portugieſiſche 
Kapital aber, das, zu den dort marktgängigen ſehr hohen Zinſen 
angelegt, ſich ſehr bedeutend vermehrt haben muß, hat die inzwiſchen 
eingetretene Beſſerung des Wechſelkurſes benutzt, um ſeit Anfang 1904 
die Rückwanderung in die Heimat wieder anzutreten. Die Höhe 
dieſes Goldzufluſſes, der zahlloſe Kanäle benutzt, mit annähernder 
Sicherheit anzugeben, iſt unmöglich. Der Eingang von etwa 6000 Kontos 
durch die Banken in Liſſabon läßt ſich allerdings nachweiſen; jedoch 
iſt der Geſamtbetrag wahrſcheinlich ein viel höherer, ſo daß die 
Schätzung auf 10000 Kontos kaum übertrieben fein dürfte.“ In 
der Neuzeit ſcheinen aber dieſe erheblichen Geldrückſendungen — nach 
Zeitungsnotizen zu urteilen — ſtark nachgelaſſen zu haben. 


Wie wird ſich nun die Auswanderung aus Spanien und Portugal 
in den nächſten Jahren geſtalten? Für die Beantwortung dieſer 
Frage iſt eine Tatſache von größter Bedeutung. Während der letzten 
Jahre iſt weder in Spanien noch in Portugal in den wichtigſten 
Urſachen, die die Auswanderung vor dem Kriege bedingt haben, 
eine Anderung eingetreten. Die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
beider Länder ſind im weſentlichen in den Hauptauswanderungs⸗ 
gebieten ſtabil geblieben. Die Bodenzerſplitterung, die ungenügende 
Anbautechnik, die allgemeine Unbildung hat ſich nicht gebeſſert. 
Hinzugekommen iſt dafür eine ganz erhebliche Steigerung aller Preiſe 


1 Deutſches Handelsarchiv, Oktoberheft 1905. 
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für die notwendigſten Nahrungsmittel und Bekleidung. Hinzukommen 
wird ferner, daß manche Induſtriezweige in Spanien, die in den 
Kriegsjahren für das Ausland reichliche Aufträge hatten, ihren Be⸗ 
trieb einſtellen werden, wodurch die Zahl der Auswanderer ebenfalls 
noch geſteigert wird. Da ſchließlich auch in der nächſten Zeit 
Argentinien für die Brotſtoffverſorgung der Welt eine noch größere 
Rolle ſpielen wird als bisher, ſo glauben wir mit Sicherheit an⸗ 
nehmen zu dürfen, daß die Maſſenzuwanderung ſpaniſcher Land⸗ 
arbeiter in dieſes zukunftreiche Land einen außerordentlichen Auf- 
ſchwung nehmen wird. Auch nach anderen ſüd⸗ und mittelamerikaniſchen 
Ländern werden wir mit einer verſtärkten ſpaniſch⸗portugieſiſchen 
Auswanderung zu rechnen haben. — 
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Zur Vorgeſchichte des Pfandbriefs 


Von Eduard Wegener - Berlin 
Archivar der Preußiſchen Gentral-Bodenfredit-Aktiengefellfchaft 
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Stewart S. 188. — Herzogliches Leihhaus und Handfeſtenprojekte in Braun⸗ 
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nter einem Pfandbrief verſtand man in der älteren deutſchen 

Rechtsſprache eine Urkunde über ein dem Gläubiger 
zur Sicherung ſeiner Schuld forderung angewieſenes 
unbewegliches Gut, eine Pfandverſchreibung oder Hy⸗ 
pothek !. In einigen Kantonen der Schweiz wird das Wort noch 
heute in dieſem Sinne angewendet?, und im heutigen Holland findet 
es gelegentlich ſelbſt für Lombardſcheine Anwendung . In der 
Regel aber bezeichnet man heute als Pfandbrief eine von einem 
landſchaftlichen Kreditverein oder einer Hypotheken⸗ 
bank in Teilabſchnitten ausgefertigte, im Druck hergeſtellte, ver⸗ 
zinsliche Obligation oder Schuldverſchreibung, die 
gewöhnlich auf den Inhaber lautet, und deren Wert 
durch hypothekariſche Verpfändung von Grund beſitz 
ſichergeſtellt iſt. 

Der erſte, der Wertpapieren dieſer Art die Bezeichnung Pfand⸗ 
brief gegeben hat, ſcheint der Kaufmann Diederich Ernſt Büh⸗ 
ring geweſen zu ſein. Er ſtammte aus Bremen, hatte längere 
Jahre als Wechſelkommiſſionär in Amſterdam gelebt und war im Jahre 
1765 nach Berlin gekommen, um ſich dort als Kaufmann und 
Fabrikant dauernd niederzulaſſen. Am 23. Februar 1767 hatte er 


1 Deutſches Wörterbuch von Jacob und Wilhelm Grimm. 7. Bd. 
Leipzig 1889, S. 1607. 

1 Eduard Wegener, Die ſchweizeriſchen Bodenkreditinſtitute 1846 bis 
1912. München und Leipzig 1915, S. 7, 11, 47, 48, 53, 183, 310. 

2 C. W. Star Busmann, Toonder- en Legitimatiepapier. Rechts- 
geleert Magazijo. 25. Jahrgang. Haarlem 1906, S. 337/338. De Lombard- 
briefjes zijn bewijzen eener geldleening tegen onderpand en de pandgever 
kan na terugbetaling van het geleende geld het in het pandbriefje 
omscherven goed terugkrijgen. 
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an Friedrich den Großen die Bitte um Gewährung einer 
Audienz gerichtet, um dem Könige einen „Entwurf von Wichtigkeit“ 
vorzulegen. Friedrich hatte dieſes Geſuch abgelehnt und den Bitt⸗ 
ſteller an den Miniſter von Hagen gewieſen. Bühring hatte dieſer 
Weiſung ſofort Folge geleiſtet, ſeinen Entwurf am 25. Februar dem 
Miniſter eingereicht und von dieſem nach nicht ganz fünf Wochen, 
am 31. März 1767, unter Hinweis auf die Schwierigkeit der Aus⸗ 
führung des Projekts, einen ablehnenden Beſcheid erhalten!. Wir 
kennen die Gründe nicht, die den Miniſter im einzelnen zu dieſer 
Entſcheidung geführt haben. Akten über die Verhandlungen, Be⸗ 
ratungen und Beſchlüſſe, wie fie nach Mitteilungen von Buchholz! 
dem ablehnenden Beſcheide vorangegangen find, haben ſich bisher in 
den ſtaatlichen, ſtändiſchen und landſchaftlichen Archiven nicht auf- 
finden laſſen. Zum Teil dürften ſie, wie beiſpielsweiſe die Kabinetts⸗ 
akten der betreffenden Zeit, vernichtet ſein, zum Teil ſind ſie viel⸗ 
leicht in andere Archive oder Akten verſchleppt worden, in denen 
ſie heute nicht vermutet werden können. Wie dem auch ſei, die 
Schwierigkeiten, die einer Verwirklichung des Bühringſchen Planes 
damals entgegenſtanden, waren in der Tat groß. Ein ſo allgemein 
angelegtes Inſtitut, wie Bühring es vorſchlug, war bei den großen 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Verſchiedenheiten der Verhältniſſe des 
Grundbeſitzes, vollends des adligen! in damaliger Zeit faſt eine 
Unmöglichkeit. Wenn trotzdem wenige Jahre ſpäter unter Anlehnung 
an den Bühringſchen Vorſchlag die Gründung der Schleſiſchen 
Landſchaft zuſtande gekommen iſt, fo war dies nur dadurch möglich 
geworden, daß man Bührings Projekt den Verhältniffen des preußi⸗ 
ſchen Staates, insbeſondere Schleſiens, angepaßt hatte. Dieſe An⸗ 
paſſung unter geſchickter Anknüpfung an altſchleſiſche Einrichtungen 
vollzogen zu haben, war das Verdienſt des damaligen ſchleſiſchen 
Miniſters von Carmer und ſeines Gehilfen, des Pupillenrats 
Svarez. 

Betrachtet man Bührings klaren und ſcharf durchdachten Plan“ 
mit den Augen der Jetztzeit, ſo erkennt man leicht, daß er in ſeiner 
univerſellen Anlage, aber auch in jeinen Einzelheiten die Grundzüge 


Eduard Wegener, Diederich Ernſt Bühring und fein Plan einer 
Generallandſchaftskaſſe. Berlin 1918. 

2 Friedrich Buchholz, Zur Geſchichte von Berlin und Potsdam unter 
der Regierung Friedrichs des Zweiten. Berliner Kalender auf das Gemein jahr 
1827 herausg. von der Kgl. Preuß. Kalenderdeputation, S. 74. 2 

3 Abgedruckt bei Wegener, a. a. O. S. 56 ff. 
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für die moderne Entwicklung des Immobiliarkredits geſchaffen hat. Die 
darin vorgeſchlagene Generallandſchafts⸗ oder Hypothekenkaſſe war eine 
planmäßig, d. h. mit dem Ziele größter Zweckmäßigkeit organiſierte 
Immobiliarkreditbank. Sie war eine wirkliche Bank im 
heutigen Sinne; ſie ſollte in durchaus bankmäßiger Form die Ver⸗ 
mittlung zwiſchen dem kreditbedürftigen Grundbeſitzer und dem anlage⸗ 
ſuchenden Geldgeber übernehmen. Die banktechniſche Teilung und 
Abgrenzung ihrer Geſchäfte war von Bühring mit ſtrenger Folge— 
richtigkeit durchgeführt worden. Aktiv- und Paſſivgeſchäfte zeichneten 
ſich klar voneinander ab. Das Bindeglied zwiſchen beiden und den 
Mittelpunkt des ganzen Syſtems bildete eine von Bühring als 
Hypothekencoupon oder Pfandbrief bezeichnete verzinsliche 
Partialobligation. Sie ſollte von der Kaſſe in Beträgen von 
500-1000 Rthlr. zur Ausgabe gebracht und durch die von den 
Grundbeſitzern ausgeſtellten Hypotheken ſichergeſtellt werden. Die 
Grundbeſitzer ſollten an die Kaſſe eine jährliche Verzinſung von 
4½ —5 % leiſten, die Pfandbriefinhaber erhielten von der Kaſſe 
jährlich eine ſolche von 4% . Der / —1 „oige Unterſchied zwiſchen 
Hypotheken⸗ und Pfandbriefzinſen ſollte zur Deckung der Unkoſten 
und zur Bildung eines Notfonds zugunſten der Grundbeſitzer ver— 
wendet werden. Die Pfandbriefe ſollten auf den Inhaber lauten, 
und für die Sicherheit des einzelnen Pfandbriefes ſollte die Hypo⸗ 
thekenkaſſe auf Grund der ihr verpfändeten Hypotheken haften. 
Bühring ſchloß die Nennung eines beſtimmten Schuldners oder 
Gutes auf dem einzelnen Pfandbriefe als überflüſſig ausdrücklich 
aus, ebenſo eine Garantie der Geſamtheit der Hypothekenſchuldner. 
Die Generalhypothekenkaſſe Buhrings war einerſeits Gläubigerin 
der Hypothekenſchuldner und anderſeits Schuldnerin der Pfandbrief⸗ 
inhaber. Das Verhältnis zwiſchen dem Geldgeber und dem Kredit⸗ 
ſuchenden war jeder perſönlichen Beziehung entkleidet, die Bodenwerte 
waren beweglich gemacht und der durch die Kaſſe zu gewährende 
Immobiliarkredit damit völlig mechaniſiert und verſachlicht. 
Bühring hat bei Aufſtellung ſeines Planes zweifellos ältere 
Vorbilder vor Augen gehabt. Einer Anregung Sombarts! nach— 
gehend, habe ich in meiner oben angezogenen Schrift über Bühring 
nachzuweiſen geſucht, daß dieſem gewiſſe holländiſche Einrichtungen 
bekannt geweſen find, die das von ihm vorgeſchlagene Syſtem in 


1 Werner Sombart, Die Juden und das Wiriſchaftsleben, 1913, 
S. 74—76. 
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feinen weſentlichſten Punkten bereits enthielten. Es ift über dieſe 
Einrichtungen folgendes zu ſagen: Der holländiſche Advokat Elias 
Luzac berichtet in feinem Buche über „Hollands Reichtum“, 
daß ſich ungefähr ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts in Holland 
private Unternehmungen — negotiatien oder correspon- 
dentien — gebildet hatten, die den Pflanzern in den holländiſchen 
Kolonien, namentlich in Surinam, gegen hypothekariſche Verpfändung 
ihrer Pflanzungen Kredit gewährten. Luzac ſchildert die Einzelheiten 
dieſer Kreditgewährung ziemlich genau. Danach nahmen die be- 
treffenden Unternehmungen, um ihre Geſchäfte betreiben zu können, 
durch einen Geſchäftsführer oder Direktor gegen verzinsliche Schuld⸗ 
briefe oder Obligationen Geld auf. Die Kapitaliſten, auch 
diejenigen, die von Beruf nicht Kaufleute geweſen ſeien, ſo meldet 
Luzac, hätten dadurch eine neue Gelegenheit, ihr Geld anzulegen, 
erhalten. Die Schuldbriefe lauteten — wie ſeit dem 17. Jahr⸗ 
hundert in den Niederlanden alle derartigen Papiere — auf den 
Inhaber und wurden dieſem mit 5 bis 6% O jährlich verzinſt. Sie 
waren im übrigen ganz nach der Art wie die großen Anleihen der 
Staaten, Fürſten und Städte in kleinere Einzelabſchnitte zerlegt und 
wurden ebenſo wie dieſe an der Börſe gehandelt. Wie alle Börſen⸗ 
werte, hatten ſie ihren Kurs, deſſen Stand ſich nach der Genauigkeit 
richtete, mit der die Zinſen bezahlt wurden, ſowie nach dem all⸗ 
gemeinen Anſehen, das die betreffende Unternehmung oder die Ge⸗ 
ſchäftsführer genoſſen. Zwei oder drei angeſehene Perſönlichkeiten, 
die als Sachverwalter der Schuldbriefinhaber galten, führten die 
Aufſicht über den geſchäftsführenden Direktor. Dieſer hatte ihnen 
alljährlich über ſeine Verwaltung und den Stand der Geſchäfte 
Rechenſchaft abzulegen. Mit Hilfe der aus dem Verkauf der Schuld⸗ 
briefe erlöſten Kapitalien wurden dann neue koloniale Pflanzungen 
angelegt oder bereits beſtehende ausgebaut und die Pflanzungen für 
die Sicherheit der aufgenommenen Gelder hypothekariſch verpfändet. 
Nicht ganz klar iſt es, in welcher Weiſe die Pflanzer die ihnen ge⸗ 
liehenen Kapitalien verzinſten. Es hat beinahe den Anſchein, als 
ob ſie ihre kolonialen Erzeugniſſe — in Surinam beſonders Zucker, 
Kaffee, Kakao und Kattun — den Geſchäftsführern ihrer „negotiatien“ 


1 Elias Luzac, La Richesse de la Hollande, 1778, Tome 1, S. 273 
und 366 ff., Tome 2, S. 150/1. 1771 erſchien eine Ausgabe dieſes Buches in 
holländiſcher Sprache unter dem Titel: Hollands Rijkdoem. In dieſer Aus⸗ 
gabe ſind die Ausführungen Luzacs zum Teil noch etwas eingehender. Siehe 
dort Teil 2, namentlich S. 307 ff. und 318--320. 
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lieferten, welche die Produkte dann verkauften, die Schuldbriefzinſen 
davon bezahlten und den Überſchuß zugunſten der Koloniſten ver⸗ 
rechneten oder dieſen dafür auch andere Güter ſandten, deren ſie 
bedurften l. Wenn dem fo wäre, jo würde ſich daraus eine gewiſſe 
Verknüpfung dieſer Kreditgeſchäfte mit dem kolonialen Warenhandel 
Hollands vermuten laſſen, und es iſt in dieſer Hinſicht vielleicht be⸗ 
zeichnend, daß Luzac in ſeinem Buche immer wieder darauf hinweiſt, 
welche großen Vorteile der holländiſche Handel von dieſen Unter⸗ 
nehmungen gehabt habe. Luzac meldet uns noch, daß die auf 
Grund folder Kreditgeſchäfte ausgegebenen Schuldbriefe oder Obli⸗ 
gationen den hohen Betrag von 100 Millionen Gulden erreicht 
hätten, daß der ganze Geſchäftszweig aber teils infolge zu hoher 
Beleihungen, teils, wie es ſcheint, durch verfehlte Spekulationen der 
Geſchäftsführer mit nicht in den Verkehr gekommenen Obligationen, 
ſchon in den ſiebziger Jahren in Verfall und ſelbſt in Verruf ge- 
raten ſei. 

Wir erkennen in dieſen holländiſchen Kolonialunternehmungen 
in der Tat eine dem Bühringſchen Plane ſehr ähnliche Einrichtung. 
Die Bankmäßigkeit der betreffenden Unternehmungen iſt nicht zu be» 
zweifeln. Die Aktivgeſchäfte, klar als hypothekariſche Kreditgewährung 
an überſeeiſche Koloniſten erkennbar, werden ermöglicht durch Paſſiv⸗ 
geſchäfte, die im Wege der Obligationenausgabe die für die Aktiv⸗ 
geſchäfte erforderlichen Gelder beſchaffen. Bühring hat dieſe hol— 
ländiſchen Einrichtungen als Amſterdamer Kaufmann zweifellos 
kennen gelernt. Er hat das ihnen zugrunde liegende Syſtem da⸗ 
durch weiter ausgeſtaltet, daß er ſeine allgemeine Anwendung im 
Inlande ſowohl für landwirtſchaftliche Grundſtücke wie für die 
ſtädtiſchen Häuſer in Vorſchlag brachte und zur Durchführung der 
Sache die Errichtung einer allgemeinen, unter Billigung und Autorität 
des Staates ſtehenden Hypothekenbank empfahl. Bühring hatte da⸗ 
mit etwas vollkommen Neues geſchaffen. 

Was wir, abgeſehen von den durch Luzac beſchriebenen hol⸗ 


1 Luzac ſagt in der franzöſiſchen Ausgabe ſeines Buches, Bd. 2, S. 150, 
der Geſchäftsführer ſei beauftragt geweſen, „de recevoir les produits des 
plantages, que les Colons s’engageaient de lui envoyer; et de fournir 
A leurs besoins“. In der holländiſchen Ausgabe heißt es an einer anderen 
Stelle noch deutlicher: „de planters, door t'een of t'ander toeval buiten 
staat raakende, om vruchten tot betaaling der interesten te 
leeveren uſw., a. a. O. Teil 2, S. 319. | 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 12 
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ländiſchen Kolonialbanken, von älteren Einrichtungen und Projekten 
kennen, reicht bei weitem nicht an Bührings Plan heran. Lange vor 
Bühring hat man allerdings bereits die Frage erörtert, wie man 
die Bodenwerte eines Landes durch Ausgabe unverzinslicher 
Banknoten flüſſig und für Kreditzwecke nutzbar machen könnte. 
Dieſer Gedanke hat insbeſondere einige Projekte beherrſcht, die in 
England und Schottland unter der Regierung Wilhelms III. um 
die Wende zum 18. Jahrhundert ſich geltend zu machen ſuchten. 
Das eine dieſer Projekte war der in Deutſchland im allgemeinen 
noch wenig bekannte Plan einer engliſchen National-Land⸗ 
Bank. Urheber dieſes Planes war der Londoner Arzt Dr. Hugh 
Chamberlain. Dieſer glaubte ein Mittel gefunden zu haben, 
um der infolge des Krieges mit Frankreich herrſchenden Finanznot 
König Wilhelms ein Ende zu machen. Er ſah dieſes Mittel in 
einer nationalen Landbank, die auf je 150 £ Jahresertrag der 
ländlichen Freigüter, der auf 150 Jahre hinaus verpfändet werden 
ſollte, eine Notenausgabe von 8000 & bewirken ſollte, wovon 
6000 £ die Beſitzer der Freigüter erhalten, die reſtlichen 2000 £ 
dem Parlament für die Kriegs finanzierung zur Verfügung geſtellt 
werden ſollten. Die Bank ſollte jährlich mindeſtens eine halbe 
Million auf Hypotheken ausleihen, und zwar bei vierteljährlicher 
Zinszahlung zum Zinsſatz von 3½ , bei halbjährlicher Zins⸗ 
zahlung zu 4%, während der übliche Zins für beſte Hypotheken 
damals volle 6% betrug. Chamberlain hatte einen dahingehenden 
Entwurf im Dezember 1693 dem britiſchen Parlament eingereicht, 
und die Landedelleute beſtanden darauf, daß er einem Ausſchuſſe 
überwieſen wurde. Der Ausſchuß berichtete im Februar 1694, daß 
der Plan ausführbar und nützlich ſei, der Bericht blieb aber trotz 
dem unbeachtet. Bald nach Begründung der Bank von England 
brachte Chamberlain ſeinen Plan aber von neuem ein. Die Partei der 
Tories hatte ſich desſelben bemächtigt, um ein Konkurrenzinſtitut 
gegen die von den Whigs errichtete Bank von England zu 
ſchaffen. Das im Wege der Subſkription aufzubringende Betriebs⸗ 
kapital der Landbank ſollte ſich auf 2 564 000 belaufen, alſo mehr 
als noch einmal ſo viel, als das der Bank von England betragen. Wie 
das Kapital der letzteren, ſollte auch das der Landbank als Gegen⸗ 
leiſtung für die Gewährung des Notenprivilegs dem Parlament für 
Kriegszwecke überlaſſen werden, der Staat ſollte es der Bank mit 
7% verzinfen. Das Projekt erhielt gegen die Stimmen der Whigs 
im April 1696 die Zuſtimmung des Parlaments, ſcheiterte aber an 
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dem völlig unzureichenden Ergebnis der Subſkription, die nicht mehr 
als 7100 £ aufzubringen vermocht hatte !. 

Als um das Jahr 1700 die 1696 gegründete Bank von 
Schottland infolge der damals in Schottland herrſchenden Not 
an Zahlungsmitteln vor die Notwendigkeit geſtellt war, ihre Zah: 
lungen einzuſtellen, tauchten gleichfalls Projekte auf, die eine Flüſſig⸗ 
machung der Bodenwerte durch Ausgabe unverzinslicher Noten er⸗ 
ſtrebten. Das wichtigſte dieſer Projekte rührte von John Law 
her, dem durch ſeine mißglückten Papiergeldoperationen in Frankreich 
ſpäter ſo unrühmlich bekannt gewordenen ſchottiſchen Finanzmann. 
In ſeiner dem Parlament von Schottland eingereichten umfang⸗ 
reichen Denkſchrift: „Money and trade considered with 
a proposal for supplying the nation with money“? 
ſtellte er dem Parlament zur Ausführung der von ihm vorgeſchlagenen 
Papiergeldemiſſion, insbeſondere zur Inumlaufſetzung der Noten drei 
Wege zur Auswahl. Eine Parlamentskommiſſion ſollte entweder 
erſtens mit den zu ſchaffenden Papiernoten zu dem üblichen Zins- 
fuße Hypotheken auf ländlichen Grundbefig gewähren, oder ſie ſolle 
zweitens gegen Inbeſitznahme der Grundſtücke den Eigentümern 
derſelben den vollen Grundſtückswert nach Maßgabe des zwanzig⸗ 
jährigen Ertrages in Noten auszahlen, ihnen dabei für eine Reihe 
von Jahren ein Rückkaufsrecht auf die Grundſtücke belaſſend, oder 
drittens gegen freihändigen Verkauf und Übergabe der Grund: 
ſtücke deren vollen Preis in den Noten an die Eigentümer ent- 
richten, hierbei aber jeden Rückkauf ausſchließen. Schottland habe 
in ſeinen Kataſtereinrichtungen ein vorzügliches Mittel, ſolche Maß⸗ 
nahmen durchzuführen?. 

Law wendet ſich in der erwähnten Denkſchrift gegen den Ver⸗ 
faſſer eines anderen dem ſchottiſchen Parlament damals vorliegenden 
Entwurfs, den er als „Dr. H. C.“ bezeichnet, und in dem wir un⸗ 


über Chamberlains Plan vgl. James E. Thorold Rogers, 
The first nine years of the Bank of England. Oxford 1887, S. 50-88. 
Ferner: Thomas Babington Macaulay, The History of England from 
the Accession of James the Second. London 1855, Vol. IV, S. 494, 
496/7, 690 ff. 

2 Franzöſiſche Ausgabe: Considérations sur le numèraire 
et le commerce en 1700 presentes au Parlement d’Ecosse. Econo- 
mistes financiers du XVlIIe siècle. Collection des principaux 
Economistes. Tome J, S. 433 ff. Paris 1843. 


3 Ebenda S. 523 ff. 
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ſchwer den ſchon genannten Dr. Hugh Chamberlain wieber- 
erkennen. Chamberlain ſcheint dabei nach den Mitteilungen, die 
uns Law darüber gemacht hat, von ähnlichen Grundſätzen aus⸗ 
gegangen zu ſein wie bei ſeinem zehn Jahre früher dem engliſchen 
Parlament gemachten Vorſchlägen und auch hier die Errichtung 
einer Art von Landbank im Sinne gehabt zu haben. Law berichtet, 
der Kernpunkt des Chamberlainſchen Projektes ſei geweſen, dem länd⸗ 
lichen Grundbeſitz den Wert feines fünfzig: oder hundertjährigen 
Ertrages unterzulegen, jo daß 100 £ Ertragswert in 50 oder 
100 Jahren einen einwandfreien Gegenwartswert von 5000 und 
10 000 erhielten und deshalb eine Notenausgabe bis zu dieſer Höhe 
rechtſertigten !. 

Die genannten Projekte, die beiden Entwürfe Chamberlains 
ſowohl wie der Lawſche, bedeuteten ohne Zweifel eine gewiſſe Me⸗ 
chaniſierung des Immobiliarkredits; ſie erſtrebten dies aber nur als 
Mittel zum Zwecke einer Stützung der ſtaatlichen Finanzen bzw. 
einer Reform und Vermehrung der Zahlungsmittel. Sie unter⸗ 
ſchieden ſich hierin ſowie in dem techniſchen Aufbau des Syſtems 
auf unverzinsliche Banknoten ſehr weſentlich von Bührings Plan 
und beruhten im übrigen, wie leicht zu erſehen iſt, auf grund» 
legenden Irrtümern. Chamberlain war von der gänzlich sirrigen 
und gefährlichen Vorſtellung beherrſcht, daß es möglich ſei, zukünftige 
Erträge durch Antezipation für den Kredit der Gegenwart nutzbar 
zu machen. Laws Vorſchlag ging von der nicht weniger falſchen 
Annahme einer kapitalſchaffenden Kraft des Kredits aus. Es ſpricht 
für den geſunden und praktiſchen Sinn des ſchottiſchen Parlaments, 
daß es dieſe etwas abenteuerlichen Pläne ablehnte. Die Bank von 
Schottland gewährte übrigens ſchon ſeit ihrer Begründung neben 
Darlehen auf Waren und gegen Bürgſchaft mit Vorliebe Hypo⸗ 
thekendarlehen, die fie in ihren unverzinslichen Noten zur Aus⸗ 
zahlung brachte?. Auch die ſpäter errichteten ſchottiſchen Banken, 
namentlich die im Jahre 1727 gegründete Königliche Bank von 
Schottland, haben dieſe Art von Geſchäften bevorzugt. Die von der 
letzteren zuerſt eingeführten ſogenannten „cash credits“ oder „cash 
accounts“ waren den von der Bank von Schottland bisher be- 
triebenen Darlehensgeſchäften außerordentlich ähnlich. Soweit die 


1 Considèérations sur le numeraire, a. a. O. S. 519 ff. 

1 André E. Sayons, De l'origine des „Cash-Credits“ des banques 
€cossaises. Journal des Economistes. 58e Année. 5e Serie. 15. November 
1899, p. 164. 
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Darlehen nicht durch Waren, oder Hypotheken gedeckt waren, wurde 
Bürgſchaftsſtellung verlangt, und es wurde in der Regel darauf 
gehalten, daß der Bürge Grundbeſitzer war. Schottland beſaß, wor⸗ 
auf ſchon Law in feiner oben erwähnten Denkſchrift hingewieſen 
hat, ein vorzügliches Grundkataſter. In Edinburg befand ſich das 
„Regiſterhaus“, in welchem jedermann die Belaſtung des ſchottiſchen 
Grundbeſitzes einſehen konnte!. Dieſer Umſtand war natürlich ge⸗ 
eignet, den Abſchluß von Hypothekengeſchäften nach jeder Richtung 
hin zu fördern. 

Ein in der Geſchichte des Immobiliarkreditweſens ſehr be⸗ 
merkenswertes Inſtitut war im gleichen Zeitalter die Reichs- 
ſtändiſche Bank in Stockholm?, die heutige ſchwediſche 
Reichsbank. 

Karl X. Guſtaf hatte ſchon am 30. November 1656 dem Liv⸗ 
länder Johan Palmſtruch die Genehmigung zur Gründung einer 
Bankgeſellſchaft erteilt, die in eine Leih⸗ und eine Wechſelbank zer⸗ 
fiel. Erſtere lieh auf Waren und Grundſtücke; die Wechſelbank 
nahm Depoſiten, namentlich ſolche in Kupfer, an, um deren Ein⸗ 
legern als Girobank zu dienen. Sie hatte ihren Namen von dem 
Münz⸗ und Geldwechſelgeſchäft, das ſie als Hauptgeſchäft betrieb, 
und ſcheint zeitweilig eine Art von Banknoten ausgegeben zu haben. 
Die Grundſtücksbeleihungen der Leihbank ſollten zwei Drittel des 
Wertes der Grundſtücke nicht überſteigen; der Zins betrug 6% é für 
Darlehen von mindeſtens 400 Thaler Kupfermünze; für geringere 
Beträge wurde er höher bemeſſen, und zwar bis zu 10% . Die Dar⸗ 
lehen wurden auf ein Jahr und ſechs Wochen gewährt, doch ſollten 
ſie im allgemeinen bei pünktlicher Zinszahlung nicht zurückgefordert 
werden. Die Mittel für dieſe Darlehensgewährung wurden an⸗ 
ſcheinend den eingehenden Depoſitengeldern und dem Banknotenerlös 
entnommen. Die ihrem ganzen Aufbau nach verfehlte Unternehmung 
geriet — zumal unter dem Einfluß einer verkehrten Münzpolitik — 
bald in Zahlungsſchwierigkeiten und wurde zwecks ihrer Geſundung 


Karl Mamroth, Die ſchottiſchen Banken. Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statiſtik. III. Folge, 24. Bd. Jena 1902, S. 5, 34. 

2 Der folgenden Darſtellung liegen zugrunde: Ludwig Stavenow, 
Geſchichte Schwedens 17181792. Gotha 1908. Otto Hübner, Die Banken. 
Leipzig 1854, Bd. 2, S. 422 f. Sveriges Allmänna Hypoteksbank 1861—1911. 
Stockholm 1911. Mémoire sur la Banque de Stockholm im „Magazin 
für die neue Hiſtorie und Geographie“ angelegt von D. Anton Friedrich 
Büſching. Sechſter Teil. Hamburg 1771, S. 449/456. 
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am 17. September 1668 unter die Verwaltung der Reichsſtände ge: 
ſtellt. Die Leihbank wurde nun ermächtigt, auch ihrerſeits Gelder 
aufzunehmen, und zwar mit ſechsmonatlicher Kündigungsfriſt; da⸗ 
neben wurde ihr durch eine geheime Anweiſung aber auch geſtattet, 
ſich „in beſcheidenem Maße“ der Mittel der Wechſelbank zu bedienen. 
Für das Hypothekengeſchäft erhielt die Bank das Recht, ſtädtiſche 
Grundſtücke bis zur Hälfte des Wertes zu beleihen. Wenn ein 
größerer Geldzufluß es zulaſſe, ſollten ſpäter auch ländliche Grund- 
ſtücke beliehen werden, mit ſolchen Ausleihungen wurde aber erſt im 
Jahre 1675 begonnen. Der Zinsſatz betrug anfangs 8% für Dar⸗ 
lehen von 400 Thalern Kupfermünze und darüber, wurde aber im 
Jahre 1687 auf 6% ermäßigt. Die Darlehensgewährung erfolgte 
für ein ganzes oder ein halbes Jahr, die Verlängerung ſollte aber 
nicht verweigert werden, ſolange die Verhältniſſe des Inſtituts eine 
Weiterbelaſſung ermöglichten. Die Gewährung von Hppothekarkredit 
erfolgte übrigens zunächſt nur in ſehr beſchränktem Umfange. Die 
dazu nötigen Mittel entnahm die Leihbank zum Teil der Giro- und 
Wechſelbank, zum Teil deckte ſie den Bedarf aus den ihr ſelbſt zu⸗ 
fließenden Depoſitengeldern. Trotz ihrer organiſatoriſchen Mängel 
hatte ſich die Bank in den nächſten Jahrzehnten einer ruhigeren Ent⸗ 
wicklung zu erfreuen. Die kriegeriſchen Zeitläufte Karls XII. 
brachten ſie aber wieder in ſchwere Bedrängnis. Schon ein Erlaß 
Karls vom 31. März 1700 beſagte, daß die Bank durch die zahl⸗ 
reichen Darlehensgeſuche auf der einen, den ſtarken Rückzug von 
Kapitalien auf der anderen Seite aufs äußerſte gefährdet ſei, und 
daß gute Untertanen deshalb jede geſchäftliche Betätigung dieſer Art 
zu unterlaſſen hätten. Um der damaligen Schwierigkeiten Herr zu 
werden, erhielt die Bank im Jahre 1701 das Recht, Banknoten, ſo⸗ 
genannte Transportzedlar auszugeben. Es waren Einzahlungs⸗ 
beſcheinigungen, die man durch Namensaufſchrift auf eine andere 
Perſon übertragen konnte. Die mit den zahlreichen Feldzügen Karls 
ſtändig wachſende Inanſpruchnahme der Mittel der Bank durch die 
Regierung führte ſchnell zu einer übermäßigen, ſchließlich jeder Hinter⸗ 
lage ermangelnden Ausgabe ſolcher Zettel. Nach Karls Tode (1718) 
und Wiederkehr des Friedens brachte die Ara Arvid Horn 
(1727—1739) zwar wieder einige Ordnung in die Verhältniſſe der Bank, 
einer zeitgemäßen Entwicklung des Bankverkehrs, beſonders auch 
einer Ausgeſtaltung der Darlehensgewährung auf Grundbeſitz war 
ſie dagegen weniger günſtig. Erſt die darauf folgende Zeit der parla⸗ 
mentariſchen Herrſchaft der „Hüte“ kam einer ſolchen Entwicklung 
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mehr entgegen. Als die Hüteregierung im Jahre 1739 ans Ruder 
kam, ließ ſie es eine ihrer erſten Sorgen ſein, die Bank zu einer 
billigen einheimiſchen Kreditquelle für Gewerbe und Landwirtſchaft 
zu machen. Die bis dahin beſtehenden, ſtark hemmenden Förmlich⸗ 
keiten bei Aufnahme der Darlehen wurden alsbald erleichtert, die 
Anſprüche an die Sicherheit der Darlehen gemildert und die Zinſen 
herabgeſetzt. Die geſamte Organiſation des Inſtituts erhielt damals 
nach den Plänen Thengners, des Vizepräſidenten der Oberrechnungs— 
kammer, eine neue zweckmäßigere Form. Das hypothekariſche Dar⸗ 
lehensgeſchäft nahm nunmehr einen größeren Umfang an, wie fol- 
gende Zahlen erkennen laſſen. Der Hypothekenbeſtand der Bank be⸗ 
trug 1747: 2826334, 1753: 11977967, 1756: 19 554 361 und 
1761: 30 136 062 Thaler Silber “. Die Grundlage für die Dar⸗ 
lehensgewährung bildeten in erſter Linie die von der Wechſelbank 
ausgegebenen unverzinslichen Noten, nur zu einem kleineren Teile 
lagen ihr die Depoſiten der Leihbank zugrunde, denen gegenüber un⸗ 
verzinsliche und verzinsliche Obligationen — die ſogenannten Lehn⸗ 
Banco Zedlar — ausgegeben waren. 

Da die Hüteregierung ſelbſt jederzeit mit ſtarken Anleihe⸗ 
anſprüchen an die Bank herantrat, ergab ſich als Folgeerſcheinung 
dieſer freigebigen Darlehensgewährung allerdings eine umfangreiche 
Neuausgabe von Banknoten, die ſich bald wieder zu einem ſchlimmen 
Mißſtande herauswuchs. Denn als zu Beginn der vierziger Jahre 
infolge der übermäßigen Banknotenerzeugung ein erhebliches Zurück⸗ 
ſtrömen von Noten in die Erſcheinung trat, war die Bank nicht mehr 
in der Lage, die Noten einzulöſen. Es war zunächſt wohl noch immer 
eine hinreichende Deckung für die Noten vorhanden, ſie beſtand aber 
in der Hauptſache aus Werten, deren Realiſierung, wie bei Hypo⸗ 
theken, längere Zeit beanſpruchte. Die Regierung ſah ſich deshalb 
am 23. Dftober 1745 genötigt, die Bank bis auf weiteres von der 
Einlöſung ihrer Noten zu entbinden. Dagegen blieb die Leihbank 
verpflichtet, die Depoſiten bei Fälligkeit in den einbezahlten Sorten 
zurückzuerſtatten. Um dem Inſtitut im übrigen eine größere Menge 
flüſſiger Geldmittel zuzuführen, kündete ein königliches Patent vom 
28. Oktober 1745 an, daß die Leihbank während ſechs Monaten zur 
Annahme von Kapitalien in Kupfermünze geöffnet ſein ſolle. Eine 
weitere Erhöhung der Geldflüſſigkeit des Inſtituts erhoffte man 
dann davon, daß die Hypothekenſchuldner zu Kapitalsabzahlungen 


ı Hübner, a. a. O. Bd. 2, S. 426. 
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angehalten würden. Es beſtand bei dieſen die begreifliche Neigung, 
ihre Schulden ſo weit als möglich in feſtſtehende Darlehen umzu⸗ 
wandeln, und die Bankleitung war dieſer Neigung, wie erwähnt, in 
gewiſſen Grenzen bisher entgegengekommen. Der Geheime Ausſchuß 
beſchloß nun im Jahre 1752, daß, wenn ein ſolches Darlehen be⸗ 
reits 10 Jahre beſtehe, jährlich 5% auf das Kapital abzuzahlen 
ſeien, und zwar bis zu dem Zeitpunkte, an dem die Reſtſchuld bis 
auf ein Viertel getilgt ſei. Im Zuſammenhang mit einer Zins⸗ 
herabſetzung auf 4%, die den Hypothekenſchuldnern bewilligt wurde, 
und von der ein ſtarkes Begehren nach ſolchen Darlehen zu be⸗ 
fürchten war, beſtimmte der Ausſchuß im Jahre 1756, daß die 
Darlehensnehmer in den erſten beiden Jahren nach Aufnahme des 
Darlehens nur Zins zahlen, dann aber während eines Zeitraums 
von 5 Jahren jährlich 1% ũ und nach Ablauf dieſer Zeit weitere 
7 Jahre lang jährlich 2 / auf das Kapital abzahlen ſollten jo lange, 
bis das Kapital bis auf die Hälfte ſeines Betrages getilgt ſei. 
Dann ſollte es dem Schuldner freiſtehen, nur noch Zins zu zahlen. 
Dieſe Maßnahmen waren auf die Oppoſition zurückzuführen, welche 
die allmählich emporkommende junge „Mützen“⸗Partei dem Sangui⸗ 
nismus und der wirtſchaftlichen Leichtfertigkeit entgegenſetzte, die 
für das Hüteregiment kennzeichnend waren. Unter dem Einfluß 
dieſer Oppoſition ſah ſich der Bankausſchuß am 23. September 1761 
zu der Erklärung veranlaßt, daß die Leihbank, anſtatt zur Abtragung 
von Schulden und Verbeſſerung der Kultur benutzt zu werden, ein 
Mittel zum Betriebe des Güterhandels geworden ſei, daß durch die 
Zettelausgabe und dieſen Handel die Güterpreiſe geſtiegen, die 
Nahrungsmittel und Waren verteuert, das bare Geld immer ſeltener 
geworden ſei. Es wurde daraufhin beſchloſſen: 1. daß künftig von 
der Leihbank auf Liegenſchaften nicht mehr als die Hälfte, auf Häuſer 
und ſtädtiſche Grundſtücke nur ein Drittel des Wertes geliehen wer⸗ 
den ſollte, Fabriken und Magazine aus Stein und gegen Feuersgefahr 
verjichert, ausgenommen, die bis zur Hälfte beliehen werden dürften; 
2. daß von 1762 an bei ländlichen Grundſtücken eine jährliche Ab⸗ 
zahlung von 3 %, bei ſtädtiſchen und bei Fabriken eine ſolche von 
5% verlangt werden ſolle; 3. daß beim Verkauf von Grundſtücken 
ein Viertel des Darlehens zurückzuzahlen ſei. Eine Bekanntmachung 
vom 16. Februar 1762 kündigte an, daß alle weiteren Beleihungen 
auf jede Art von Eigentum, außer den Bankſcheinen, aufhören ſollten. 
Eine Verordnung vom 11. November 1762 ſetzte die Kapitalabzahlung 
bei ländlichen Grundſtücken auf halbjährlich 2 feſt. 
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Der am 15. Januar 1765 zuſammentretende Reichstag beſiegelte 
den Sturz der Hüteregierung, und die nun zur unbeſchränkten Herr⸗ 
ſchaft kommenden „Mützen“ beeilten ſich, mit den unter der Hutherr⸗ 
ſchaft eingeriſſenen Mißſtänden ſo gründlich als möglich aufzuräumen. 
Es erfolgte nun ein allgemeiner ſchwerer Rückſchlag. Auf dem Ge⸗ 
biete des Bankweſens wurden von den „Mützen“ eine weitere energiſche 
Verminderung des Notenumlaufs und als deren Vorbedingung 
möglichſt umfangreiche Abzahlungen auf die Darlehens forderungen 
der Bank angeſtrebt. Ein Königlicher Erlaß vom Jahre 1765 ſetzte 
für die Bankdarlehen ganz allgemein eine Verzinſung von 4% und 
eine Abzahlung von 4%, alſo eine Geſamtjahresleiſtung von 8 % 
feſt. Auf den Grundbeſitz mußten dieſe hohen Abzahlungen freilich 
äußerſt drückend einwirken, und namentlich die Landwirtſchaft hatte 
darunter ſchwer zu leiden. Güter und Grundſtücke kamen in großen 
Maſſen zur Verſteigerung und gingen zu Schleuderpreiſen in anderen 
Beſitz über. Um hier Erleichterungen zu ſchaffen, wurde durch Ver⸗ 
ordnung vom 5. Oktober 1769 geſtattet, daß den Käufern von ſub⸗ 
haſtierten Grundſtücken das darauf am Verſteigerungstage befindliche 
Bankdarlehen ſtehen bleiben ſolle. Eine Verordnung vom 21. Januar 
1770 ſetzte dann die Kapitalsabzahlungen auf die Bankdarlehen bis 
zum nächſten Reichstage überhaupt gänzlich aus. Immerhin war 
es innerhalb von ſieben Jahren gelungen, die Menge der umlaufenden 
Noten um 17 Mill. Tlr. Silbermünze und den Hyppothekenſtand 
um beinahe 6 ⅛ Mill. Tlr. zu vermindern, wie ſich aus folgenden 
von Hübner! mitgeteilten Zahlen deutlich erſehen läßt. 

Es betrugen in Talern Silbermünze die: 


Leihbank⸗ Wechſelbankſchuld Darlehen auf 


ſchuld (Banknoten) loſes Pfand Hypotheken 
1762 16 756 000 51 976 773 3 074 530 29 421 536 
176⁵ 9 454 829 42 443 250 3 066 975 26 049 975 
1769 7 707 085 35 043 310 2 975 356 22 881 545 


Dieſe Zahlen geben im übrigen auch einen lehrreichen Einblick 
in den Aufbau des Hypothekengeſchäfts der Bank. 

Wenn man die Bedeutung des Stockholmer Inſtituts, die es 
um dieſe Zeit für den ſchwediſchen Bodenkredit hatte, im Zuſammen⸗ 
hange überblickt, ſo ergibt ſich, daß dieſe Einrichtung keinesfalls, 
wie es neuerdings vermutet worden iſt?, ein Vorbild für Bühring 


1 Hübner, a. a. O. Bd. 2, S. 428. 
1 Schulte, Die Hypothekenbanken, 1918, S. 33/4. 
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abgegeben haben kann. Das Inſtitut war vielmehr, wie die meiften 
ſtändiſchen und ſtaatlichen Kaſſen dieſer Art, in erſter Linie eine 
Einrichtung, die dem ſtändiſchen und weiterhin dem ſtaatlichen 
Kredit des Landes ſowie deſſen Münzweſen Dienſte leiſten ſollte. 
Die Gewährung von Hyppotheken hatte bis in die Zeiten Arvid 
Horns (bis 1739) im Geſchäftsbetriebe der Bank nur eine ziemlich 
untergeordnete Rolle geſpielt, und erſt unter der Hüteregierung nahm 
dieſer Geſchäftszweig einige Bedeutung an. Die Geldbeſchaffung 
für die Darlehensgewährung geſchah überwiegend durch Ausgabe un⸗ 
verzinslicher Banknoten. Die Annahme von Depoſitengeldern, 
die, wie überall in damaliger Zeit, teils gegen Zins, teils un⸗ 
verzinslich! erfolgte, fiel neben der Geldbeſchaffung durch Noten nur 
verhältnismäßig wenig ins Gewicht. Die Obligationen, die das In⸗ 
ſtitut gegen ſolche Depoſitengelder ausſtellte, hatten auch keineswegs 
bereits den Typus der in kleine Stücke aufgelöſten Teilobligationen; 
ſie hatten vielmehr noch ganz den Charakter der alten Individual⸗ 
obligationen, die auf jeden beliebigen, der Bank im Einzelfalle zur 
Verfügung geſtellten Betrag lauteten. Nur darin zeigten ſie bereits 
ein etwas moderneres Antlitz, daß ſie zumeiſt auf den Inhaber aus⸗ 
geſtellt wurden. In einem um 1750 verfaßten Aufſatz wird uns 
berichtet, daß eine ſolche Obligation, die ſehr bezeichnenderweiſe auf 
den hohen Betrag von 150000 Dukaten lautete, von der Bank an 
den Vorzeiger auf einem Brett ohne weitere Prüfung ſeiner Be⸗ 
rechtigung ausgezahlt wurdes. Der Betrieb des Hypothekar- 
geſchäfts war auch nicht Selbſtzweck, wie in Bührings Entwurf, 
und eine Zurückſtellung beſtimmter Teile der Geldquellen des In⸗ 
ſtituts für die beſonderen Zwecke des Bodenkredits war nicht vor⸗ 
geſehen. Die Verwendung der gegen Banknoten und Obligationen 
eingehenden Gelder in den verſchiedenen Geſchäftszweigen der Bank 
erfolgte vielmehr augenſcheinlich von Fall zu Fall und ganz nach 
dem gerade vorliegenden Bedürfnis, in ähnlicher Weiſe, wie wir 
dies noch heute im ſchweizeriſchen Bodenkreditweſen ſehen können . 
In einem Punkte allerdings erinnern die Grundſätze, nach denen die 
Bank das Hypothekargeſchäft betrieb, ſchon etwas an die Bodenkredit⸗ 
einrichtungen der Neuzeit; es iſt dies der Fall hinſichtlich der 
Forderung einer regelmäßigen Kapitalsabzahlung auf die gewährten 


1 Memoire sur la Banque de Stockholm, a. a. O. S. 449. 
2 Ebenda. 
3 Wegener, Die ſchweizeriſchen Bodenkreditinſtitute. a. a. O. S. 27. 
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Hypotheken. Dabei iſt nun aber zu berückſichtigen, daß es ſich hier 
nicht um' eine wirklich planmäßige Tilgungsmaßnahme, wie die 
moderne Hypothekenamortiſation es iſt, gehandelt hat. Während es 
bei dieſer in der Hauptſache darauf ankommt, die Hypothekenſchuldner 
bzw. die beliehenen Grundſtücke durch mäßige jährliche Tilgungs⸗ 
raten von den Schulden nach Möglichkeit wieder zu befreien, war 
der eigentliche Zweck der von dem Stockholmer Inſtitut geforderten 
Abzahlungen, wie wir geſehen haben, nicht die Entſchuldung der 
Grundbeſitzer, ſondern die notwendig gewordene Entlaſtung der 
Bank in ihren leichtſinnig überſpannten Paſſivgeſchäften. Übrigens 
waren die geſchäftlichen Verhältniſſe der Bank, wie aus vorſtehender 
Darſtellung zu erſehen ift,‘ gerade zu Bührings Zeit nicht von der 
Art, eine Nachahmung ihrer Einrichtungen empfehlenswert erſcheinen 
zu laſſen. „ 

Ebenſowenig wie die Reichsſtändiſche Bank in Stockholm dem 
Bühringſchen Plane als Vorbild gedient haben kann, iſt dies bei 
dem von Marperger! mehrfach erwähnten „General-Land⸗ 
Banken“ oder „Landſchaftskaſſen“ der Fall geweſen. Dieſe 
Inſtitute ſcheinen den italieniſchen Anleihe-Montes nach Art der 
Caſa di S. Giorgio in Genua verwandt geweſen zu ſein und waren 
ihnen vielleicht nachgebildet. Ihre Hauptaufgabe war die Auf— 
nahme, Verzinſung und Tilgung von Staats- und Landes-(Land⸗ 
ſchafts⸗)ſchulden. Sie nahmen für dieſe Zwecke auch Kapitalien 
zur Verzinſung von Privatperſonen an. Was das Ausleihen auf 
Hypothek anlangt, ſo hebt Marperger ſelbſt hervor, daß hierfür nur 
die überflüſſigen Gelder in Betracht kamen ?. Ein typiſches Beiſpiel 
für dieſe Art von Inſtituten war die 1703 errichtete Wiener 
Stadtbank?. Auch das alte „ſtändiſche Kreditwerk“ der 
Kurmark, die „Churmärkiſche Landſchaft“ war beiſpielsweiſe 
ein ſolches Inſtitut. Die von Marperger ferner erwähnten Lehn⸗ 
oder Leihbanken — augenſcheinlich eine Nachahmung der italieni⸗ 
ſchen montes pietatis nahmen verzinsliche Depoſiten an, um ſie 
auf Fauſtpfand, bei mangelnder Gelegenheit zu ſolchen Darlehen 
auch auf Hypothek auszuleihen. Nach Art dieſer Inſtitute hat z. B. 
die ehemalige Preußiſche Bank ſeit ihrer Gründung im Jahre 


1 Paul Jacob Marperger, Beſchreibung der Banquen. Halle und 
Leipzig 1717, S. 21 ff. und 370 ff. 

3 Ebenda S. 370. 

s Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl., 2. Bd. Jena 1909, 
S. 368. 
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1765 bis zum Jahre 1806 einen großen Teil ihrer Mittel in Hypo⸗ 
thefen angelegt. Die geringe Vergleichbarkeit aller dieſer Ein⸗ 
richtungen mit dem Bühringſchen Syſtem liegt auf der Hand. 

Ein in mancher Beziehung ſehr denkwürdiges Projekt zur 
beſſeren Regelung des ländlichen Immobiliarkredits war der Plan 
König Friedrich Wilhelms I. von Preußen, für die oſtpreußiſchen 
Grundbeſitzer eine Landeskreditkaſſe zu errichten. Mauer, 
der die Akten über dieſen Plan vor einigen Jahren im Geheimen 
Staatsarchiv zu Berlin auffand, hat darüber ziemlich eingehend 
berichtet!. Danach hatte der König am 28. Mai 1729 an die 
preußiſche Regierung einen Erlaß gerichtet, der die Grundzüge des 
geplanten Kreditinſtitutes vorzeichnete und von der Regierung die 
weitere Ausarbeitung des Planes verlangte. Die Kaſſe war als 
Staatsinſtitut gedacht, deſſen Wirkſamkeit ſich allerdings nur auf 
die adligen und köllmiſchen Güter im Werte von mindeſtens 
12 000 Talern erſtrecken ſollte. Alle anderen ländlichen Beſitzungen 
ſowie Häuſer waren ausdrücklich ausgeſchloſſen. Vorzugsweiſe ſollten 
ſolche Güter beliehen werden, die im Konkurs ſtanden und dadurch 
gerettet werden konnten. Der König wollte der Kaſſe ein Kapital 
von 200000 Talern zur Verfügung ſtellen. Die Verwaltung ſollte 
durch ein beſonderes Kollegium oder Landeskreditkaſſendirektorium 
geführt werden, deſſen Mitglieder bereits im Staatsdienſt ſtanden 
und die nötigen Geſchäfte deshalb nebenamtlich und unentgeltlich 
erledigen ſollten. Für die Landeskreditkaſſe ſollte die Gewährung 
von Immobiliarkredit mithin, wie bei Bühring, Selbſtzweck ſein. 
Ihre Einrichtungen unterſchieden ſich aber dadurch ſehr weſentlich 
von dem Bühringſchen Syſtem, daß eine bankmäßige Aufbringung 
der Gelder durch Ausgabe von Obligationen oder Pfandbriefen nicht 
vorgeſehen war, die Kapitalbeſchaffung vielmehr durch einen vom 
Könige herzugebenden Fonds bewirkt werden ſollte. Das Projekt 
kam nicht zur Ausführung, weil es dem Könige in den folgenden 
Jahren an den nötigen Mitteln fehlte, die Kaffe mit einem ent- 
ſprechenden Kapital auszuſtatten. 

Ein hervorragender ſchottiſcher Volkswirt, Sir James 
Steuart hat etwa gleichzeitig mit Bühring in ſeinem Buche „An 
Inquiry into the Principles of Political Economy, 


ı Hermann Mauer, Das Landeskreditkaſſen⸗Projekt König Friedrich 
Wilhelms I. Forſchungen zur Brandenburgiſch-Preußiſchen Geſchichte, 1908, 
S. 221 —224. 
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being an Essay on the Science of Domestic Policy in Free 
Nations, in which are particularly considered Population, Agri- 
eulture, Trade, Industry, Money, Coin, Interest, Circulation, 
Banks, Exchange, Public-Credit and Taxes London 1767“ eine 
Anregung gegeben, die den Bühringſchen Vorſchlägen ſchon etwas 
näherkommt. Er beſpricht dort mehrfach die oben ſchon erwähnte 
Geſchäftsübung der ſchottiſchen Banken, Hypothekarkredit durch Hin⸗ 
gabe von unverzinslichen Banknoten zu gewähren, wobei der Profit 
der Banken darin beſtehe, daß ſie für das, was ſie ausleihen, Zinſen 
empfangen, dagegen für das, was ſie ſelbſt ſchulden, keine Zinſen 
zu geben brauchten. Würden die Banken, die auf Hypothek leihen, 
ſo etwa ſagt er an einer anderen Stelle, es ſich zur Regel machen, 
alles ihnen angebotene Geld zu einem nur wenig geringeren Zins— 
fuße als dem allgemein üblichen zu verzinſen, ſo würden ſie Mittel⸗ 
punkt alles Borgens und Leihens werden. Die Empfänger oder 
Inhaber der Banknoten insbeſondere ſollten die Wahl haben, ob ſie 
eine Verzinſung wünſchen oder nicht. Er wolle in dieſer Beziehung 
keinen eigentlichen Plan vorlegen, ſondern ſich auf dieſe grundſätz⸗ 
liche Bemerkung beſchränken. 

Im Zuſammenhang mit allen dieſen aus der Vorgeſchichte des 
Pfandbriefs und des heutigen Immobiliarkreditweſens mitgeteilten 
Tatſachen möchte ich auf den Inhalt einiger Aktenſtücke aufmerkſam 
machen, die ich vor einiger Zeit im Braunſchweigiſchen Landes haupt⸗ 
archiv zu Wolfenbüttel aufgefunden habe. Die Akten ſtammen aus 
der Regierungszeit des Herzogs Karl I. von Braunſchweig 
(1735—1780) und beziehen ſich teils auf die Gründung eines 
Leihhauſes, teils auf die Einführung von Handfeſten 
nach Bremer Art. Sie gehen bis in die vierziger Jahre des 
18. Jahrhunderts zurück und bilden den Niederſchlag von Be⸗ 
ſtrebungen, die neben einer beſſeren Organiſation des Mobiliar⸗ 
pfandleihweſens auch eine Verbeſſerung der Einrichtungen des Im- 
mobiliarkredits ins Auge faßten. Herzog Karl, der Schwager Fried⸗ 
richs des Großen, war ein etwas verſchwenderiſcher Fürſt. Er iſt 
aber andererſeits unter dem Einfluß ſeines Geheimrats und Mi- 
niſters Schrader von Schlieſtedt! während ſeiner ganzen 


1 Heinrich Bernhard Schrader von Schlieſtedt, geboren am 
3. Oktober 1706, geſtorben am 19. Auguſt 1773. Leſſing nennt ihn „den 
einzigen Mann in Braunſchweig, durch den alles und jedes, was geſchehen ſollte, 
geſchah“. Vgl. über ihn Paul Zimmermannin der Allg. Deutſchen Biographie, 
Artikel Schrader von Schlieſtedt, 32. Bd., Leipzig 1891, S. 485 —438. 
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Regierungszeit mit allen Kräften auf eine wirtſchaftliche Hebung 
ſeines Landes und ſeiner Untertanen bedacht geweſen und war ſchon 
im erſten Jahrzehnt ſeiner Regierung mit der Abſicht umgegangen, 
in Braunſchweig ein Leihhaus zu errichten, das geeignetenfalls auch 
Gelder auf Hypotheken ausleihen ſollte. Aus dem Jahre 1743 iſt 
ein Aktenſtück! datiert, das eine Sammlung von Satzungen anderer 
deutſcher Leihhäuſer und Leihbanken enthält, die offenbar zu dem 
Zwecke zuſammengeſtellt war, für ein in Braunſchweig neuzuſchaffendes 
Inſtitut dieſer Art nach Vorbildern zu ſuchen. Man findet in 
dieſen Akten unter anderen die „Ordnung der zu Leipzig aufgerichteten 
Banco di depositi“ vom 10./ 20. Mai 1699, das Privileg des Land⸗ 
grafs Carl von Heſſen dd. Schmalkalden, 19. April 1721, betreffend 
„Etablierung eines Lombards“, und die „Pfand- und Leyh⸗Amts⸗ 
Ordnung der Königlichen Haupt⸗Stadt Breßlau“, d. d. 1. Januar 1744. 
Ein anderes Aktenſtück enthält eine große Anzahl von Projekten über 
die Anlegung eines Braunſchweigiſchen Leihhauſes?. Dieſe Vor: 
ſchläge, die ſich auf den Zeitraum von 1746 1763 erftreden, 
wünſchten zum Teil die Tätigkeit eines ſolchen Leihhauſes auf das 
Ausleihen von Mobiliarpfändern zu beſchränken; teilweiſe betonten 
ſie aber auch ſtark die Notwendigkeit der Ausleihung auf Hypothek. 
Unter den letzteren Projekten beanſpruchen unſer Hauptintereſſe die 
Vorſchläge des Wolfenbütteler Schutzjuden Samſon Gumpel 
vom 25. März 1756. Gumpel hat ſein Projekt, wie ſich aus dem 
Akten erſehen läßt, am gleichen Tage dem Miniſter von Schlieſtedt 
mündlich vorgetragen, deſſen weitgehendes perſönliches Intereſſe 
an der Sache dadurch bekundet wird. Man kann dieſes Intereſſe 
Schlieſtedts verſtehen; denn Gumpels Plan entbehrte nicht einer 
gewiſſen Großzügigkeit und Originalität. Gumpel ſelbſt ſagt an 
einer Stelle mit Recht, das Leihhaus, wie er es vorſchlage, bleibe 
nicht „in den Schranken der hier in Teutſchland gebräuchlichen 
Leihhäuſer“. Er verlangt für dasſelbe ein Kapital von „ein paar 
Millionen Thaler“. Dieſes ſollte zum Teil dadurch aufgebracht 
werden, daß alle Depoſitengelder des Landes dem Leihhauſe zu- 
floſſen. Zu dieſem Zwecke ſollten ſelbſt die fürſtlichen Kaſſen dar⸗ 


1 Landeshauptarchiv Wolfenbüttel. Akten Leib» Häufer, 
auswärtige betr. 1743. Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII, 142. P. 556. 

2 Ebenda. Acta mancherley Projekte und Vorſchläge zur An- 
legung eines Leyhauſes in Braunſchweig betr. von 1752 bis 1763. 
Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII. 140. P. 556. 
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Leihhaus ſollte auch ſonſt auf alle Art die Heranziehung verzinslicher 
Gelder betreiben. Neben dem Warenlombard ſollte ſich das von 
Gumpel projektierte Leihhaus in größerem Umfange dem Immobiliar⸗ 
kredit widmen. Für die Immobiliarkreditgeſchäfte ſchlägt Gumpel 
die Einführung einer Art von Zetteln oder Noten vor und geht da⸗ 
bei augenſcheinlich von ganz ähnlichen Vorſtellungen aus, wie ſie 
ſpäter bei Bühring hervortraten, wenn es ihm auch nicht gelungen 
iſt, den Gedanken einer Hypothekenobligation oder eines Pfandbriefes 
ſo klar herauszuarbeiten, wie Bühring es getan hat. Gumpel ſpricht 
ſich in der Niederſchrift ſeines Projektes über die Hypothekengeſchäfte 
des zu errichtenden Leihhauſes folgendermaßen aus: „Wer ein Im⸗ 
mobile von etwa 10 000 thlr. hat, iſt es ein Haus, fo muß ſolches 
in der Brand⸗Aſſecurations⸗Caſſe ſtehn, der kann wenigſtens den halben 
Werth desſelben als baares Capital nutzen. Wer ein ſolches Im⸗ 
mobile etwa vor 10 m thlr. kauft, der kann darauf. wenigſtens 
> m rtble. Zahlungszettel bei dem Leihhauſe nehmen. Vor 
ein ſolches Zettel werden 1% bezahlt, wenn es gelöſt wird. Das 
Leyhaus oder der rechtmäßige Inhaber gehet mit den Zinſen allen 
ereditoribus vor. Brauchet derjenige, der die Zahlungszettel gelöſet 
hat, kein Geld, ſo läſſet er ſie 10, 20, 30 und mehr Jahre liegen, 
er giebt keinen Pfennig Zinſen. Brauchet er Geld, ſo iſt ein ſolches 
Zettel ſo gut als baares Geld, denn bei dem Leyhauſe wird ohne 
alle Weitläufigkeit die darauf befindliche Summe dem Inhaber 
des Zettels ausgezahlet und von der Zeit allererſt fangen die 
Zinſen an zu laufen. Ein ſolches Zettel kann ein ganzes Jahr und 
noch wohl länger in Handel und Wandel laufen, ehe es dem Ley⸗ 
hauſe präſentirt wird, der debitor bezahlet doch keine Zinſen. Von 
einem ſolchen Grundſtücke kann ſich einer verſchiedene Zahlungs: 
Zettel von 50, 100, 200, 300, 500, 1000 und 2000 rthlr. geben 
laſſen. Es koſtet ihn ein mehreres nicht als 1%, mithin hat er 
vor 50 rthlr. ein allzeit fertig liegendes Capital von 5000 rthlr. 
in caſſa“. Die Leihhauszettel ſollten auf zweierlei Art ausgeſtellt 
werden; bei der Begebung der einen Sorte ſollte eine förmliche 
Zeſſion erforderlich ſein, die andere Sorte — „laufende Zettel“ — 
ſollte ohne jede Formalität dem Vorzeiger ausgezahlt werden. Dem⸗ 
jenigen Schuldner, der länger als zwei Jahre, nachdem er gegen 
Leihzettel das Geld vom Leihhauſe empfangen habe, mit den Zinſen 
im Rückſtand bleibe, ſollte ſofort die Hypothek angeſchlagen und mit 
vierzehntägiger Friſt auf dem Leihhauſe öffentlich verkauft werden. 
Die ganze Formulierung dieſes Projektes iſt noch etwas unreif und 


192 Eduard Wegener [824 


dunkel, aber foviel iſt doch klar, daß die Ausgabe der Zettel in 
Teilabſchnitten von 50 Thaler an aufwärts und gegen hypothe⸗ 
kariſche Verpfändung der Grundſtücke bis zur Hälfte ihres Werts 
geſchehen, daß ferner das Leihhaus oder der rechtmäßige Inhaber 
des Zettels mit ihren Zinsanſprüchen allen übrigen Gläubigern vor⸗ 
angehen, und daß beim Auflaufen eines zweijährigen Zinsrückſtandes 
die Befriedigung für Kapital und Zinſen aus dem Grundſtücke er⸗ 
folgen ſollte. Es war alſo eine gewiſſe Mechaniſierung des Im⸗ 
mobiliarkredits durch Ausgabe von Pfandzetteln beabſichtigt. Ein 
Randvermerk, anſcheinend von der Hand des Hofrats Iſenbart 
beſagte: „Dieſes wird gut befunden, wenn erſt die Handveſten 
eingeführt ſein werden.“ Damit hatte es folgende Bewandtnis: 
Man beſchäftigte ſich nämlich damals in Braunſchweig auch 
mit dem Gedanken der Einführung von Handfeſten nach Art 
der ſeit Jahrhunderten in Bremen üblichen. In einem be⸗ 
ſonderen Aktenſtück, das ſich ausſchließlich mit dieſem Gegenſtande 
beſchäftigt !, findet ſich der „Extract eines Briefes wegen der 
Bremiſchen Handveſten. Bremen d. 11. April 1756 von dem 
Herrn Sindicus von Schöne“, worin dieſe Urkunden als eine Art 
öffentlicher und gerichtlicher „Verpfändungen Bürgerlicher Häuſer“ 
bezeichnet werden, „kraft welcher den Gläubigern vor das angeliehene 
Capital Sicherheit verſchafft wird, und die jährlichen Zinſen aus 
der Miethe der verpfändeten Häuſer angewieſen werden“. „Der 
vorzüglichſte effect einer / Handveſte iſt dieſer, daß bey deren produ⸗ 
cirung im Gerichte ſogleich die Exekution erkannt und dem creditori 
die erlaubnis gegeben wird, das verpfändete Haus verkaufen zu 
laſſen, um ſich daraus bezahlt zu machen.“ Außerdem ſtehe dem 
creditor handfestarius im Konkurſe mit Kapital und halbjährlichen 
Zinſen vor allen anderen, wenngleich älteren Obligationen der Vor⸗ 
rang zu. Die Handfeſten ſeien keineswegs, wie von anderer Seite 
behauptet geweſen zu ſein ſcheint, aus der Mode gekommen, würden 
vielmehr mit vielem Nutzen angewendet. Der Briefſchreiber zweifelt 
nicht daran, daß ſie auch in Braunſchweig günſtig wirken würden. 
Wir wiſſen aus anderen Quellen?, daß die Bremer Handfeſten ſich 
aus einer Reallaſt, dem alten deutſchen Rentenkauf entwickelt hatten. 
Sie erhielten ziemlich früh den Charakter des modernen verzinslichen 


1 Landeshauptarchiv Wolfenbüttel. Geh. Rats⸗Reg. Suppl. VIII, 153. 
P. 557. Die Einführung der Handfeſten betr. 

2 Joh. Höpken, Das Bremiſche Pfandrecht am liegenden Gut. 
Bremiſches Jahrbuch, VII. Bd., Bremen 1874, S. 68 ff. 
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Hypothekardarlehns, und zwar nicht, wie es anderswo zumeiſt ge⸗ 
ſchah, durch Einführung des gegenſeitigen Kündigungsrechts, ſondern 
hauptſächlich durch den allmählich aufkommenden Brauch, die Hand⸗ 
feſten zu verſetzen und zu verpfänden. Sie konnten in beliebiger 
Zahl und in beliebigen Teilbeträgen zu künftigem, unbeſtimmtem 
Gebrauch auf ein Grundſtück ausgefertigt werden, ſo daß durch ihre 
Einführung, zumal ſie für jeden Inhaber galten, in der Tat ein 
ſehr bedeutſamer Fortſchritt auf dem Wege zur Mobilifierung und 
Mechaniſierung des Immobiliarkredits zu erreichen war. Die oben⸗ 
erwähnte Randbemerkung zeigt uns, wie ernſthaft man ſich ſchon 
damals mit der Einführung dieſer Einrichtung befaßt hatte. 
Der Plan Samſon Gumpels kam nicht zur Ausführung, und 
auch die Verhandlungen über die Zweckmäßigkeit der Einführung 
von Handfeſten gerieten ins Stocken. Die Akten über die Handfeſten⸗ 
projekte! enthalten aus dieſer Zeit nur noch ein undatiertes Schrift— 
ſtück mit dem Titel: „Gedancken von den Handfeſten“. 
Verfaſſer dieſes Schriftſtücks ſcheint eine dem Magiſtrat der Stadt 
Braunſchweig naheſtehende Perſönlichkeit geweſen zu ſein, die ſich 
dahin ausſpricht, daß Handfeſten nur für einen Teil der Bevölkerung, 
Brauer, Schuſter, Schneider und andere Handwerker, von gewiſſem 
Vorteil ſeien. Für Kaufleute ſeien ſie dagegen nicht zweckmäßig, da 
dieſe auf Wechſel dreimal ſoviel bares Geld bekommen könnten, als 
der Wert ihres Hauſes betrage. „Bey hieſiger Verfaſſung“, ſo faßt 
die Denkſchrift ihre Meinung zuſammen, „würden Handfeſten dem 
Publikum mehr ſchädlich als nützlich ſein.“ 

Der Siebenjährige Krieg, durch den auch die braunſchweigiſchen 
Lande zeitweiſe ſtark in Mitleidenſchaft gezogen wurden, ließ die 
Handfeſtenangelegenheit auf Jahre hinaus ganz in den Hintergrund 
treten. Erſt nach Begründung des Herzoglichen Leihhauſes, die 
durch Verordnung vom 9. März 1765? erfolgte, wandte man der 
Frage wieder größeres Intereſſe zu. Der Artikel 16 der Leihhaus— 
ordnung gewährte dem Inſtitute nämlich die Möglichkeit, auch auf 
Hypothek auszuleihen, die Verwaltung hatte aber von dieſem Rechte 
zunächſt keinen Gebrauch gemacht. Es geht dies aus dem bei den 
Akten befindlichen Vorſchlage eines pſeudonymen Verfaſſers (Sem: 
pronius) hervor, der darauf hinweiſt, daß das Leihhaus nur auf 


1 Landes hauptarchiv Wolfenbüttel. Geh. Rats⸗Reg. Supp. VIII, 153. 
P. 557. 

2 Braunſchweigiſche Anzeigen, 21. Jahrgang 1765. Hinter Stück 84. 
Schmollers Jahrbuch XLIV s. 13 
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loſe Pfänder leihe und deshalb die Bildung einer beſonderen Hypo⸗ 
thekarabteilung des Leihhauſes, eines „zweiten Leihhauſes“, 
in Anregung bringt. Auch ein „Unterthänigſtes Promemoria 
wegen Verpfändung der liegenden Gründe“, d. d. Braun: 
ſchweig, den 25. Januar 1776, beſchäftigte ſich mit den Mängeln 
des braunſchweigiſchen Hypothekarkredits. Als Verfaſſer dieſes Pro- 
memoria nannte ſich ein gewiſſer Chriſtian Gottlieb Förſter; 
ſeine Vorſchläge gipfelten in der Forderung, zur leichteren Hand⸗ 
habung des Immobiliarkredits eine Art von Handfeſten, die er 
„Hauß⸗, Land⸗ und Garten⸗Brieffe“ nennt, einzuführen. 
Das in 14 Artikel zerlegte Projekt betonte ausdrücklich, daß dem 
Leihhauſe dadurch Gelegenheit gegeben werde, ohne weitere Umſtände 
auf liegende Gründe Geld zu geben. Dieſe Briefe ſollen den dritten 
Teil oder, wo die Wertverhältniſſe ganz ſicher ſeien, die Hälfte des. 
Grundſtückswerts nicht überſteigen. Die Briefe ſollten je nach Bedarf 
in verſchiedenen Summen ausgefertigt werden. „Es hätte einer 
zum Beyſpiel ein Grundſtück, das zu 9000 Thlr. taxiret wäre, hierauf 
würden ihm 3000 Thlr. verwilliget. Die Brieffe hierüber könnten 
auf verſchiedene kleinere Summen, die zuſammen 3000 Thlr. aus⸗ 
machten, geſtellet werden, damit, wenn er nicht die gantze Summe 
gebrauchte, er ſo viel, als er nöthig hätte, davon verſetzen und die 
übrigen zu etwa fernerem Gebrauch in Händen behalten könne.“ 
Dieſer Vorſchlag Förſters ſcheint für die Landesregierung eine An⸗ 
regung geweſen zu ſein, der Frage der Einführung von Hand⸗ 
feſten von neuem näherzutreten. Wieder war es der Minifter 
von Schlieſtedt, der ſich der Sache tatkräftig annahm. Er ver⸗ 
anlaßte einen Befehl des Herzogs an den Magiſtrat zu Braunſchweig 
d. d. 6. Februar 1766, in dem auf frühere Verhandlungen über 
dieſen Gegenſtand! Bezug genommen und abermalige Prüfung der 
Sache verlangt wurde. Dieſer Herzogliche Erlaß blieb beim Magi⸗ 
ſtrat länger als zwei Jahre unerledigt liegen, jo daß ein Erinnerungs- 
ſchreiben vom 11. Juli 1768 Erledigung binnen 14 Tagen forderte. 
Nun endlich bequemte ſich der Magiſtrat zur Erſtattung eines Be⸗ 
richts, indem er unterm 2. Auguſt 1768 dem Herzog „Weitere 
Gedancken über die Handfeſten“ einreichte. Der Magiſtrat 
nimmt in dieſem Schriftſtück den Handfeſten gegenüber eine durch⸗ 


1 Einen Beſtandteil dieſer — zum Teil wohl mündlich geführten — Ber- 
handlungen ſcheint das weiter oben ſchon erwähnte Schriftſtück: „Gedancken von 
den Handfeſten“ gebildet zu haben. 
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aus ablehnende Haltung ein. Die braunſchweigiſchen Hypotheken. 
einrichtungen ſeien vortrefflich, dagegen könne man die Vorzüge der 
Handfeſten nicht recht finden. Über die damaligen Zuſtände des 
braunſchweigiſchen Grundbeſitzes und Immobiliarkredits macht der 
Magiſtrat eine Reihe bemerkenswerter Mitteilungen. So gibt er 
an, daß die in der Anlegung begriffenen Untergerichtsbücher über 
das Kreditweſen der Stadt ſchon jetzt erkennen ließen, daß nur 
wenige Braunſchweiger Grundſtücke unverſchuldet wären. Die Bücher 
erſtreckten ſich dabei erſt über einen Zeitraum von 20 Jahren rück⸗ 
wärts, und es ſei ſehr wahrſcheinlich, daß nach Bearbeitung der 
weiter zurückliegenden Jahrgänge ſich herausſtellen werde, daß die 
Mehrzahl der Grundſtücke mit über zwei Drittel ihres Wertes ver⸗ 
ſchuldet ſeien, und daß die Hypotheken teilweiſe ſogar ſchon den 
vollen Wert der Grundſtücke über ſchritten hätten. Das ſei übrigens 
auch kein Wunder, da die ſtädtiſchen Häuſer zum Handelsobjekt ge⸗ 
worden ſeien und in einem Jahre oft dreimal mit Vorteil verkauft 
würden, ſo daß unvorſichtige Gläubiger in der Hoffnung, daß die 
hohen Hauspreiſe andauern würden, ihre Gelder übermäßig hoch 
darauf ausgeliehen hätten. Der Magiſtrat wollte mit dieſen An⸗ 
gaben offenbar beweiſen, daß eine Erleichterung der Möglichkeit 
Kredit zu erlangen, ganz unangebracht ſei; indeſſen lauten die oben 
ſchon erwähnten Mitteilungen des als „Sempronius“ zeichnenden 
pſeudonymen Berichterſtatters doch weſentlich anders. Danach konnten 
viele Bürger in ihrer großen Kreditnot nirgends Geld auf ihre 
Häuſer bekommen, und ſelbſt ſolche Hauswirte, die Geld zum Bauen 
oder „Schorſteinmachen“ brauchten, wußten nicht, wo ſie ſolches 
hernehmen ſollten. | 
In feinen Bemerkungen zu dem Magiſtratsbericht fagt Schlie⸗ 
ſtedt, die Bedenklichkeiten des Magiſtrats ſeien darauf zurückzuführen, 
daß dieſer ſich ganz falſche Vorſtellungen von den Abſichten der 
Regierung mache. Um die Intentionen der Regierung völlig klar⸗ 
zulegen, erging deshalb unterm 15. Auguſt 1768 ein neuer Erlaß 
an den Magiſtrat, dem der vollſtändige Entwurf einer herzoglichen 
„Verordnung, die Einführung öffentlicher Credit— 
Scheine betreffend“ beigefügt war. Die Verordnung wollte an 
Stelle des bisherigen Verfahrens bei gerichtlicher Verhypothezierung 
von Grundſtücken, das in Gegenwart beider Kontrahenten ſtattfand, 
eine weniger weitläufige Art bei gleicher Sicherheit ermöglichen. 
Die gerichtliche Hypothezierung ſollte für diejenigen, die es aus⸗ 
drücklich wünſchten, ſowie für ſolche Geſchäfte, bei denen Minder⸗ 
13 * 
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jährige oder andere Perſonen, die unter beſonderer Aufſicht der 
Obrigkeit ſtehen, beibehalten werden. In allen anderen Fällen aber 
ſollte das Gericht dem Grundeigentümer auf ſein Anſuchen hand— 
feftenartige „Credit⸗Scheine“ erteilen. Dieſe ſollten dieſelbe 
rechtliche Wirkung haben wie die auf gewöhnliche Art im Gericht 
ausgefertigten hypothekariſchen Obligationen und ihnen gegenüber 
keine anderen Einwendungen Platz greifen als diejenigen, die auch 
gegen eine förmliche gerichtlich konfirmierte hypothekariſche Obligation 
möglich wären. Jeder, der von ſolchen Kreditſcheinen Gebrauch zu 
machen gedenke, werde gut tun, ſich damit im voraus zu verſehen. 
Es ſtehe ihm auch frei, auf einen ſolchen Schein die ganze verſicherte 
Summe oder nur einen Teil davon gegen deſſen Auslieferung und 
Verpfändung an ſeinen Gläubiger zu erborgen, oder ihn gänzlich 
zu zedieren. Zur leichteren Orientierung der Gläubiger war beab— 
ſichtigt, den Grundſtückswert auf dem Kreditſchein zu vermerken. 
Die Gerichte ſollten im übrigen angewieſen werden, den Geſuchen 
auf Erteilung von Kreditſcheinen ſtets binnen drei Tagen nad) 
zukommen. Das dem Verordnungsentwurf angehängte Formular 
eines ſolchen Kreditſcheines lautete wie folgt: 
„Demnach das Haus Nr. dem. 

„gerichtlich verlaſſen, mit keinem anderen, als folgenden Erbenzinſen 
„oder dergleichen Abgiften behaftet iſt, nehmlich: 


„auch nicht mehr als. . „ Irthlr. Capital darauf ſtehen, derſelbe 
„aber dato vor Gericht declariret hat, daß er auf ſothanes Haus 
„ein Geld⸗Anlehn aufnehmen und zu dem Ende um einen Credit— 
„Schein auf . . . rthlr. angeſucht haben wolle, So wird ihm 
„ſolches hierdurch ertheilet, mit der Verſicherung, daß dieſe Summe 
„ins Gerichtsbuch eingetragen, und auf erwehntes Haus ge— 
„ſchrieben worden, welches nunmehr demjenigen, der 
„auf dieſen Schein Geld leyhet für die ausgeliehene 
„Summe auf gleiche Weiſe haftet, als ob beyde Theile 
„im Gericht erſchienen und die Verſchreibung hier— 
„ſelbſt geſchehen wäre. Im Fall jedoch minderjährige oder 
„andere Perſonen, die unter der Obrigkeit beſonderer Aufſicht ſtehen, 
„bey dieſem Geſchäfte intereſſiret ſeyn ſolten, iſt dieſer Schein ohne 
„vorgängiger Decreto Magistratus als eine gerichtlich Hypothec⸗ 
„Verſchreibung nicht gültig, ſondern ſothane Hypothec im Gerichte 
„zu beſtellen. Auch muß dieſer Schein nach Ablauf fünf Jahre à dato 
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„erneuert werden, widrigenfalls die darin verſchriebene Hypothec 
„von keiner weiteren Gültigkeit iſt. Uhrkundlich 
„Braunſchweig. 

Es iſt klar, daß wir es hier mit der vereinfachten Form eines 
Hypothekartitels zu tun haben, der, wenn ſeine Einführung gelungen 
wäre, bereits eine Art von übergangsform zwiſchen Hypo⸗ 
thek und Pfandbrief dargeſtellt hätte, da man mit feiner Hilfe 
die ſchwerfällige alte Hypothekarobligation zweifellos bis zu einem 
gewiſſen Grade beweglich gemacht und verſachlicht hätte. 

Auf den damaligen Magiſtrat zu Braunſchweig freilich machte 
das Projekt keinen überzeugenden Eindruck; er ließ wieder nahezu 
zwei volle Jahre vergehen, ehe er ſich, einer dringenden Erinnerung 
der Regierung vom 17. Mai 1770 Folge gebend, über die Sache 
äußerte. Seine Antwort vom 12. Juni 1770 war abermals eine 
ablehnende. Seine Argumente erhoben ſich nicht über die früher 
vorgebrachten. Im Mittelpunkte derſelben ſtand wieder die Be⸗ 
fürchtung, daß mit der neuen Einrichtung ein ſtarker Anreiz zu 
weiterer Verſchuldung gegeben ſei, daß die Häuſerwerte ſchwer feſt⸗ 
zuſtellen ſeien und andauernd ſchwankten, daß die Gerichtsbücher 
noch nicht in einem Zuſtande ſeien, der es ermögliche, das ganze 
Kreditweſen eines Grundſtückes mit einem Blick zu überſehen uſw. 
Ein beigelegtes Gutachten der Victual- Amts Alteſten und der Kramer⸗ 
Gilde⸗Alteſten enthielt ſchon eine etwas beſſere Beweisführung. Die 
Vertreter der Braunſchweiger Kaufmannſchaft hielten die Einführung 
der Handfeſten zwar gleichfalls für untunlich, die Gründe, die ſie 
zugunſten dieſer Anſicht anführten, waren aber durchſchlagender. 
Sie weiſen darauf hin, daß es in Braunſchweig nicht jo viele Ka⸗ 
pitaliſten wie in Bremen und Hamburg gebe, die aus Mangel an 
anderweitiger Anlagegelegenheit ihre Kapitalien gern, ſelbſt zu 3 %, 
auf eine Handfeſte hergäben, während man in Braunſchweig ſeine 
Kapitalien zu 5% bei der Fürſtlichen Landſchaft und auch ſonſt 
ſicher anlegen könnte. Die Einführung von Handfeſten würde über: 
dies dem kaufmänniſchen Wechſelkredit großen Schaden zufügen. 

Die Herzogliche Regierung ſcheint dieſen Anſichten der Kauf⸗ 
mannſchaft größeres Gewicht beigelegt zu haben als denen des 
Magiſtrats. Ein Aktenvermerk des Hofraths Unger, der als Fürſt⸗ 
licher Kommiſſar des Leihhauſes waltete, d. d. 5. Juli 1770, tritt 
den Außerungen des Magiſtrats zwar ſcharf entgegen, ſchenkt aber 
dem Gutachten der Kaufmannſchaft gebührende Beachtung und kommt 
zu dem Schluß, daß vor weiterem Vorgehen in der Sache eine Reihe 
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ſtatiſtiſcher Feſtſtellungen nötig ſei, und zwar namentlich darüber, 
was für Geldſummen überhaupt im Braunſchweiger Handel roulierten, 
wieviel davon an den einzelnen Terminen anzuleihen nötig ſei, auf 
wie lange die Gelder bei dem Schuldner ſtehenblieben, oder wie 
bald ſie wieder abgelöſt würden, ob das Fürſtliche Leihhaus imſtande 
ſei, ſolche Gelder jedesmal höchſtens zu 5% zu beſchaffen uſw. 
Hierüber ſeien unter der Hand Erkundigungen einzuziehen, dann erſt 
könnte die Sache, und zwar „ohne Zuziehung des Magiſtrats“ mit 
den vernünftigſten Kaufleuten beraten werden. Mit dieſem Akten⸗ 
vermerk ſchließen die Akten, betreffend Handfeſten, ab, und die ganze 
Sache geriet allmählich in Vergeſſenheit. 

Wenn wir das Ergebnis der vorſtehenden Unterſuchungen zu⸗ 
ſammenfaſſen, müſſen wir uns vergegenwärtigen, daß in der Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte des Immobiliarkreditweſens erſt der Pfandbrief 
Träger einer wirklich zweck⸗ und planmäßigen Organiſation des 
Immobiliarkredits geworden iſt. Dieſe Organiſation ſetzt eine bank⸗ 
mäßige Gliederung voraus, die auf der einen Seite Aktivgeſchäfte 
vorſieht, die in der Gewährung von Immobiliarkredit beſtehen, auf 
der anderen Seite Paſſivgeſchäfte, deren Weſen darin liegt, daß 
durch Ausgabe verzinslicher, in Teilabſchnitte zerlegter und durch 
die gewährten Hypotheken ſichergeſtellter Obligationen — Pfand⸗ 
briefe — die Mittel zum Betriebe der Aktivgeſchäfte herangeſchafft 
werden. Vorausſetzung iſt dabei ferner eine ſtrenge techniſche Ab— 
ſonderung der Aktiv⸗ und Paſſivgeſchäfte des Immobiliarkredits 
von allen Geſchäften anderer Art. Der Pfandbrief iſt es, der das 
bankmäßige Vermittlungsglied zwiſchen dem geldbedürftigen Grund— 
beſitzer und dem anlagebedürftigen Publikum bildet. Erſt durch 
Einführung des Pfandbriefs erreichte der Immobiliarkredit jenen 
hohen Grad der Verſachlichung, der dem heutigen fein mechaniſierten 
Wirtſchaftsverkehr entſpricht. ä 

Die erſten Anſätze einer ſich auf dieſes Ziel hin bewegenden 
Entwicklung haben ſich kaum früher als im 18. Jahrhundert gezeigt. 
Schon ſeit dem Altertum zwar gab es einen Immobiliarkredit, und 
es gab auch ſchon immer Bankiers, Banken und bankartige Ein⸗ 
richtungen, die ſich mit Immobiliarkredit befaßten. Dieſe Geſchäfte 
trugen aber noch nicht den vorſtehend gekennzeichneten bankmäßigen 
Charakter. Die Immobiliarkreditgeſchäfte wurden in dieſen älteren 
Zeiten nicht planmäßig, ſozuſagen als Selbſtzweck, betrieben; 
ihr Zweck war nur der einer Vermögensanlage, einer nutz⸗ 
baren Verwendung von Geldüberſchüſſen, die ſich gelegentlich 
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oder auch mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit aus anderweitigen Ge⸗ 
ſchäften ergaben. Solcher Art waren in neuerer Zeit unter anderem 
auch die hypothekariſchen Beleihungen der vielfach als Land⸗ oder 
Landſchafts banken bezeichneten ſtaatlichen oder ſtändiſchen 
Kreditinſtitute, die zur Befriedigung ihrer finanziellen Bedürfniſſe 
unverzinsliche oder verzinsliche Depoſiten an ſich zogen. Die Grün⸗ 
dung der erſten wirklichen Banken — Bank von England 1694, 
Bank von Schottland 1696 — gab auch die erſten Anregungen 
zu einer mehr bankmäßigen Geſtaltung des Immobiliarkredits. Wir 
haben geſehen, daß ſchon Hugh Chamberlain und John Law 
den Gedanken gehabt haben, die ſchwer flüſſig zu machenden Werte 
des Grund und Bodens durch Ausgabe unverzinslicher Bank⸗ 
noten beweglich und damit für Kreditzwecke nutzbar zu machen. 
Der Immobiliarkredit war ihnen dabei allerdings nicht Selbſtzweck, 
denn ſie erſtrebten mit ſeiner Hilfe in der Hauptſache nur eine 
Stützung der Staatsfinanzen. Ihre Vorſchläge gingen aber doch 
bis zu einem gewiſſen Grade auch ſchon darauf aus, den Immobiliar⸗ 
kredit zu fördern und ſeiner Verſachlichung näher zu bringen. Die 
Rolle, die ſeit Bühring in zweck⸗ und planmäßigerer Form dem 
verzinslichen Pfandbriefe vorbehalten war, fiel in dieſen unvoll⸗ 
kommenen und unreifen Projekten der unverzinslichen Banknote zu, 
und tatſächlich haben die ſchottiſchen Banken damals und ſpäter in 
großem Umfange hypothekariſche Darlehen in ihren unverzinslichen 
Banknoten zur Auszahlung gebracht. In ähnlicher Weiſe hat auch 
die Reichsſtändiſche Bank in Stockholm die Mittel zur 
Gewährung von Hypothekarkredit durch Banknoten aufzubringen und 
damit die Bodenwerte beweglich zu machen geſucht. Dagegen ließ 
die im Jahre 1729 in Preußen geplante Landeskreditkaſſe — wie 
übrigens vorher und ſpäter noch viele Unternehmungen und Projekte 
dieſer Art — die bankmäßigen Notwendigkeiten eines geordneten 
Immobiliarkredits noch ganz und gar vermiſſen. Die Kredit⸗ 
gewährung ſollte hier nicht durch Ausgabe von Noten oder Zetteln, 
ſondern aus einem vom Könige herzugebenden Fonds ermöglicht 
werden, und die Gründung des Unternehmens ſcheiterte, weil die 
erforderlichen Mittel nicht aufzubringen waren. Sehr beachtenswert 
ſind die Bemühungen, die man im Herzogtum Braunſchweig ſeit den 
vierziger Jahren des 18. Jahrhunderts zur Anbahnung einer beſſeren 
Organiſation des Immobiliarkredits gemacht hatte. Man hoffte dort 
durch Einführung handfeſtenartiger Hypothekartitel eine gewiſſe 
Verſachlichung des Immobiliarkredits zu erreichen. Dabei wurde 
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das Hauptgewicht darauf gelegt, die alte ſchwerfällige hypothekariſche 
Schuldverſchreibung durch eine ſchnell und ohne große Umſtände zu 
errichtende, leicht begebbare Schuldurkunde zu erſetzen. Die zu 
dieſem Zwecke vorgeſchlagenen, in Teilbeträgen auszufertigenden 
„Zettel“, „Haus-, Land- und Gartenbriefe“ oder 
„Credit⸗ Scheine“, die, ganz wie die Hypotheken ſelbſt, dem 
Inhaber für Kapital und Zinſen haften ſollten, ſtellten, wie oben 
ſchon erwähnt worden iſt, Übergangsformen dar, die auf dem Wege 
zur Verſachlichung des Immobiliarkredits zu dem Bühringſchen 
Pfandbriefe hinüberleiteten. 

Gleichzeitig mit Bühring hat der ſchottiſche Volkswirt James 
Steuart unter Hinweis auf die Geſchäftsübung der ſchottiſchen 
Banken empfohlen, die Beſchaffung von Geldmitteln für den Im⸗ 
mobiliarkredit durch Ausgabe verzinslicher Bankſcheine zu be⸗ 
wirken, hat es aber unterlaſſen, nach dieſer Richtung hin einen 
ausführlichen Vorſchlag zu machen. Bühring ſelbſt hat bei ſeinem 
Plan unzweifelhaft in erſter Linie die ihm genau bekannten hollän⸗ 
diſchen Einrichtungen vor Augen gehabt, die wir nach den Berichten 
Luzacs als eine Art kolonialer Warenbanken anſprechen müſſen, die 
auf Grund einer Verpfändung kolonialer Ländereien durch Ausgabe 
hypothekariſcher Teilobligationen die Mittel zur Anlegung, zum 
Betriebe und zur Ausnutzung kolonialer Pflanzungen gewannen. 
Daneben mögen auf Bühring aber auch die Bremer Handfeſten 
eingewirkt haben. Sie ſtellten unzweifelhaft einen durch leichte 
Begebbarkeit ſowohl wie durch ihre Zerlegbarkeit in Teilabſchnitte 
weſentlich verſachlichten Hypothekartitel dar. Ihre Bedeutung kann 
Bühring unmöglich unbekannt geblieben ſein, da er in Bremen ge⸗ 
boren war und ſich zu jeder Zeit ſeines Lebens im Verkehr mit 
ſeiner eigenen Familie ſowohl wie mit der ſeiner Frau — oft ſogar 
monatelang — in Bremen aufgehalten hat!. 

Bührings Plan, der in ſeinen allgemeinen Grundzügen ſo gut 
wie reſtlos den heutigen banktechniſchen Anforderungen entſpricht, 
hat das Vorbild für die Schleſiſche Landſchaft abgegeben, ohne 
daß freilich Bührings Gedanken in dieſem Inſtitute bereits ihre 
volle Verwirklichung gefunden hätten. Bührings Pfandbrief ging 
in feiner kaufmänniſch-bankmäßigen Form ein gutes Teil über das 
hinaus, was im Schleſiſchen Pfandbriefe verwirklicht wurde. So 


1 Ich möchte dies gegenüber dem Einwand Mauers (in dieſem Jahrbuch 
1918, S. 804) aufrechterhalten. 
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verzichtete Bühring darauf, den Schuldner oder das verpfändete 
Grundſtück auf ſeinem Pfandbriefe zu benennen. Sein Pfandbrief 
war völlig jeder perſönlichen und örtlichen Beziehung entkleidet; 
die Gründer der Schleſiſchen Landſchaft hielten dagegen an einer 
ſpeziellen dinglichen Haftung des einzelnen Grundſtücks für beſtimmte 
Pfandbriefe feſt und ließen ſomit einen Teil der alten direkten und 
individuellen Beziehungen zwiſchen Geldgeber und Grundbeſitz be⸗ 
ſtehen. Aber auch alle vor Bühring gemachten Vorſchläge, die eine 
Verſachlichung des Immobiliarkredits anſtrebten, zeigten mit Aus⸗ 
nahme vielleicht der holländiſchen Kolonialbanken, deren Geſchäfts⸗ 
gebarung noch in mancher Beziehung einer näheren Aufklärung be= 
darf, ein bedeutend geringeres Maß einer ſolchen Verſachlichung. 
Wir müſſen deshalb nach wie vor Bühring als denjenigen anſehen, 
der zum erſten Male den Entwurf eines einheitlichen, ſtraff bankmäßig 
geordneten Immobiliarkreditinſtituts aufgeſtellt und dabei die moderne 
kollektive Partialobligation in ihrer reinſten Form in Vorſchlag ge⸗ 
bracht hat. 
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l. Die Wohnungspolitik der Reichsregierung 


as Wohnungsweſen, dem bisher vornehmlich als Problem der 
Sozialpolitik und der Wohlfahrtspflege, unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Wohnungsfürſorge für die Minderbemittelten und die 
Bekämpfung hygieniſcher Mißſtände, eine mit Recht jo große Be⸗ 
achtung geſchenkt wurde, ſteht heute als ernſtes Wirtſchaftsproblem 
vor uns. Die wenn auch nicht gerade ideal, jo doch verhältnis— 
mäßig reibungslos und ſtetig den Bedarf deckende Wohnungs- 
produktion der Vorkriegszeit iſt ſchon früh im Verlaufe des Krieges 
zum Stillſtande gekommen und konnte auch nach Kriegsende nicht 
entfernt dem Wohnungsbedarf entſprechend in Gang gebracht 
werden. Die Folge iſt ernſteſter Mangel an Wohnraum, faft un⸗ 
überwindliche Schwierigkeit, die Obdachſuchenden unterzubringen. 
Von einem Wohnungsmarkt kann ſchon ſeit langem nicht mehr die 
Rede ſein. ö 
Während des Krieges waren es kriegswirtſchaftliche Gründe, 
die die Wohnungsproduktion zum Verſiegen brachten; es konnte das 
nur deshalb bis zu dem Grade der Fall ſein, wie wir es erlebt 
haben, weil es fi bei der Wohnung um ein Dauergut von un⸗ 
gewöhnlich langer Lebensfähigkeit handelt und der tatſächliche Ver: 
ſchleiß nicht entfernt in dem Grade deutlich wird, wie es bei faſt 


* 
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allen anderen Gütern bis hinauf zu der ſtandfeſten Maſchine der 
Fall iſt; zudem war die Nachfrage durch die Abweſenheit unzähliger 
Familienvorſtände und durch eine durch die Kriegsmaterialien⸗ 
produktion verurſachte Bevölkerungsverſchiebung, die zu beſonderen 
Unterbringungsmaßnahmen Veranlaſſung gab, für den Augenblick 
ſtark eingeſchränkt. Aber auch die Befriedigung des dennoch ver⸗ 
bleibenden Bedarfs und eine von weiten Kreiſen ſchon frühzeitig 
als notwendig erkannte Vorſorge für die Zukunft konnte nicht ver⸗ 
wirklicht werden, weil die hierfür beſtehenden Produktionsverhältniſſe 
nicht erfüllt waren: es waren keine Arbeitskräfte und keine Rohſtoffe 
für dieſen nicht unmittelbar der Kriegsrüſtung dienenden Zweck 
verfügbar: ſoweit ſie verfügbar waren, traten ſie in den Dienſt der 
Kriegsrüſtung, d. h. ſie wurden zum Bau von Induſtrieanlagen, 
zum Teil größten Stils, und für Arbeiterkolonien für die zum Teil 
fern von größeren Menſchenniederlaſſungen aus dem Boden ger 
wachſenen Induſtriezentren verwandt. Blieb ſo für den Bau von 
Klein⸗ und Mittelwohnungen an Arbeitskräften und Bauſtoffen zur 
Befriedigung des gewöhnlichen Bedarfs nichts übrig, ſo ſorgten 
überdies die militäriſchen Bauverbote dafür, daß jede nicht kriegs⸗ 
wichtige Wohnungsproduktion ſtillgelegt wurde. 

Daß eine ſo ganz und allein auf die Kriegsrüſtung eingeſtellte 
Wirtſchaftspolitik ſchwere Gefahren in ſich barg, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein, aber vielleicht konnte in der Lage, in der ſich Deutſchland 
befand, nicht anders gehandelt werden. Nicht zu verſtehen iſt da⸗ 
gegen, daß man es auch an jeder planmäßigen Vorſorge für die 
Zukunft fehlen ließ. Denn wie ſich die Dinge entwickeln mußten, 
iſt von ſachverſtändiger Seite frühzeitig und eindringlich voraus⸗ 
geſagt worden. Ein Zugreifen wurde abgelehnt und unterlaſſen, 
oft mit der Begründung, daß es durchaus nicht ſicher ſei, ob man 
überhaupt mit einem erheblichen Wohnungsmangel zu rechnen hätte; 
die Statiſtiker, die der ſtarken Bevölkerungsabnahme durch Kriegs⸗ 
verluſte, Grippe, mangelhafte Ernährung und durch Geburten⸗ 
rückgang die mit Sicherheit zu erwartende Haushaltsvermehrung 
entgegenhielten, behielten aber recht. So wurde verabſäumt, zu 
tun, was durchaus im Bereiche der Möglichkeit lag, nämlich durch 
rechtzeitigen Holzeinſchlag und durch Ingangſetzung der Ziegeleien 
eine Vermehrung des Angebots an Baumaterialien herbeizuführen, 
eine Organiſation der Materialienhergabe aus Heeresbeſtänden vor: 
zubereiten und alles das in Angriff zu nehmen, was in Schriften 
und Eingaben von allen Seiten gefordert worden war. Freilich 
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iſt manches — aber nicht alles — von dieſen Plänen hernach durch 
die revolutionäre Desorganiſation Deutſchlands illuſoriſch geworden. 
Und nach dem Kriege, nach der furchtbaren Erſchütterung aller 
Wirtſchaftsverhältniſſe und der nicht minder furchtbaren Erſchütterung 
unſerer ſozialen und Arbeiterverhältniſſe entſchied zunächſt der Bau⸗ 
ſtoffmangel und die Unmöglichkeit, dieſem wirkſam zu begegnen, 
letzten Endes der Kohlenmangel, über die Zukunft der Wohnungs— 
produktion. In größerem Maßſtabe wurden allerdings, wenn auch 
nicht vollwertige, jo doch immerhin verwendbare Erſatzſtoffe, zu deren 
Herſtellung keine oder nur wenig Kohle gebraucht wurde, und ent— 
ſprechende Bauverfahren ausgearbeitet; insbeſondere wurde auf den 
Lehm, auf Schlackenſteine und auf Holz verwieſen und zurück— 
gegriffen. Aber überall erwies es ſich, daß ſich der landesübliche 
Hauptbauſtoff nicht ſo ohne weiteres durch unbekannte oder unge— 
wohnte und nicht genügend bewährte Erſatzſtoffe erſetzen läßt, und 
dann wurde offenbar, daß das Bauen auch mit ſogenannten ſpar⸗ 
ſamen Baumethoden und Bauſtoffen ſo teuer geworden war, daß 
an eine wirtſchaftliche, d. h. den Aufwand herausholende, rentierende 
Produktion nicht zu denken war. 
Auch dieſe finanzielle Seite der Wohnungsproduktion in der 
Nachkriegszeit war von ſachverſtändiger Seite vorbedacht worden; 
man hatte hier aber mehr an die Schwierigkeit, überhaupt Leih⸗ 
kapitalien für die Wohnungsproduktion oder doch ſolche zu erträg⸗ 
lichen Zinsſätzen flüſſig zu machen, als an eine ſo gewaltige Ver⸗ 
teuerung des Bauens gedacht, wie ſie ſich hernach ergab. Und ſo 
iſt die ſchließlich allſeitig gutgeheißene Forderung zuſtande gekommen, 
daß das Reich etwa in der gleichen Weiſe, wie es für den Wieder— 
aufbau der deutſchen Handelsflotte eine Milliardenſumme bewilligt 
hatte, eine größere verlorene, d. h. nicht zu verzinſende und nicht 
rückzahlbare, als Zuſchnß zur Wiederingangſetzung der Bautätigkeit 
gedachte Summe zur Verfügung ſtellen möchte. Die Gerechtigkeit 
erfordert, hervorzuheben, daß dieſe Forderung ferner unter der | 
Vorausſetzung eines glücklichen Kriegsausganges und einer nur unter 
dieſer Bedingung möglichen ſchnellen Wiederanpaſſung der Wohnungs⸗ 
produktion an wirtſchaftliche Grundſätze, der Wiederherſtellung eines 
vernünftigen Verhältniſſes zwiſchen Produktionskoſten und Ertrag 
(Mieten) erhoben worden war. Die auf dieſe Weiſe finanzierte 
Neuproduktion an Wohnungen würde, ſo meinte man — natürlich 
unter Berückſichtigung der allgemeinen Verteuerung —, das Angebot 
ſo vermehren, daß ſich allmählich vernünftige Preisverhältniſſe 
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herausbilden würden, und daß die Preiſe ſich auf einer der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Wohnungskonſumenten entſprechenden Höhe allmählich 
feſtigen würden, ſo daß eine künſtliche Niederhaltung der Mieten 
durch die Mieteinigungsämter überflüſſig würde. 

Dieſe hatten ja in der Kriegszeit die durchaus notwendige und 
auch erfolgreich gelöſte Aufgabe, eine ſpekulative Ausbeutung des zu 
geringen Wohnungsangebots und ſchließlich auch eine Anpaſſung der 
Mieten an das Preisniveau, die Geldentwertung zu verhindern. 
Auch das letzte iſt bis zu einem gewiſſen Grade gerechtfertigt. Denn 
einmal kann der Hausbeſitz nicht allgemein als übliche Anlage für 
Rentner angeſehen werden, die für den Reſt ihres Lebens von ihren 
in rententragenden Werten angelegten Erſparniſſen leben; dafür 
erfordert der Hausbeſitz doch noch zu viel Mühewaltung an Ver⸗ 
waltungsarbeit u. dgl.; vielmehr kann der Hausbeſitz im allgemeinen 
als beſonderer Beruf, und dann meiſt auf breiter kapitaliſtiſcher 
Grundlage ruhend, oder als willkommene Nebenbeſchäftigung zahl⸗ 
reicher Mittelſtandsexiſtenzen angeſehen werden, die aus ſolcher 
Nebenbeſchäftigung eine Ergänzung ihres Einnahmebudgets ziehen. 
das ſich im übrigen auf andere Arbeitsquellen ſtützt. Es kommt 
aber hinzu, daß bei der bekannten, ſelbſt bei ſoliden Objekten bis zu 
90 % o des Geſamtwertes gehenden Beleihung der Grund- und 
Hauswerte nur ein verſchwindender Prozentſatz als eigenes Anlage⸗ 
kapital bleibt; der Verzinſung des großen Reſtes ſtehen Hypotheken⸗ 
verpflichtungen gegenüber, deren Kapitalwert und deren Verrentung 
auch nicht erhöht worden iſt; eine Berückſichtigung der Geldwert⸗ 
minderung wäre, wenn feſtverzinsliche Papiere ſonſt — was nicht 
der Fall iſt — im Werte geſtiegen wären, nur für den Anteil des 
Eigenkapitals begründet. Muß danach alſo zugeſtanden werden, 
daß die im Laufe des Krieges entwickelte Mietseinigungspraxis mit 
Recht eine Steigerung der Mieten aus Anlaß der Geldentwertung 
zugunſten der Hausbeſitzer verhinderte, ſo kann auf der anderen 
Seite nicht geleugnet werden, daß hierin ein einſeitiger Schutz der 
Mieter lag und daß es bei der Handhabung der den Mietseinigungs⸗ 
ämtern übertragenen Aufgaben vielfach verabſäumt wurde, die Ver⸗ 
teuerung aller Inſtandhaltungs- und Reparaturkoſten, die Ausfälle 
an Mieten durch ſäumige Zahler und durch Mietnachläſſe für 
Kriegsteilnehmer ſowie die erforderliche Höherbewertung der Unter⸗ 
nehmertätigkeit des Hausbeſitzers in entſprechendem Maße zu berück⸗ 
ſichtigen. Daß auf dieſe Weiſe eine erhebliche Notlage gerade des 
ſoliden Hausbeſitzes herbeigeführt worden iſt, die bei dem Tempo 
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der Geldentwertung in den Kriegsjahren gegenüber demjenigen in 
der Nachkriegszeit vor Friedensſchluß noch nicht ſo ſchwer ins Ge⸗ 
wicht fiel, wie nachher, iſt unverkennbar und muß für die ſpäteren 
Betrachtungen im Auge behalten werden. 

Alle Entwicklungstendenzen nun, die in ihren wichtigſten Grund⸗ 
lagen, beſonders hinſichtlich des Grundſtückshandels und des berufs⸗ 
mäßigen, zum Teil ſtark ſpekulativen Hausbeſitzes weit bis in die 
Vorkriegszeit hinabreichen, hatten ſchon während des Krieges, weiten 
Kreiſen deutlich erkennbar, dahin gedeutet, daß eine klare und ziel⸗ 
bewußte Organiſation des geſamten Siedlungsweſens 
allein imſtande ſei, die für die Nachkriegszeit bevorſtehenden Aufgaben 
zu löſen. In Anknüpfung an den Art. 8 des Preußiſchen Wohnungs⸗ 
geſetzes vom 28. März 1918 und in der Auffaſſung, daß allein der 
gemeinnützige Wohnungsbau künftig noch imſtande ſei, den großen 
und ſchweren Aufgaben der Wohnungsbeſchaffung gerecht zu werden, 
gingen die Beſtrebungen dahin, behördlich geförderte Unterſtützungs⸗ 
organe für den gemeinnützigen Wohnungsbau zu ſchaffen. Man 
kann dieſer Grundauffaſſung beipflichten und hätte wohl wünſchen 
mögen, daß dieſer Zweck erreicht worden wäre. Leider muß man 
aber hinſichtlich der Durchführung dieſes Grundgedankens einen 
geradezu kataſtrophalen Mißerfolg feſtſtellen. Es wurde hier nämlich 
der Grundfehler ſo vieler wirtſchaftlicher Organiſationsbeſtrebungen 
gemacht, daß man von oben anfing, ſtatt von unten, daß man den 
Unterbau, nämlich die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften und andere 
Bauvereinigungen nicht nur vernachläſſigte, ſondern in der folgenden, 
noch des Näheren zu kennzeichnenden Verordnungswirtſchaft in geradezu 
unfaßbarer Kurzſichtigkeit dem Ruin auslieferte oder doch nahe⸗ 
brachte, daß man mit einſeitig ſachlicher ſtatt mit perſönlicher Ein⸗ 
ſtellung und im luftleeren Raum organiſierte. Im Verfolg dieſer 
Politik wurden — entſprechend in den außerpreußiſchen Ländern, 
hier zum Teil mit beſſerem Erfolg — gemeinnützige Siedlungs⸗ 
oder Wohnungsfürſorgegeſellſchaften für die einzelnen Provinzen 
mit erheblicher ſtaatlicher Beteiligung anderer öffentlicher Körper⸗ 
ſchaften — Provinzen, Kreiſe, Gemeinden, Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten — am Betriebskapital gegründet; ſie ſtellen das organi⸗ 
ſatoriſche Gegenſtück der ländlichen Siedlungsgeſellſchaften dar. Als 
ihre Aufgabe war von vornherein ins Auge gefaßt worden, den 
gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungsvereinigungen durch 
Materialienbeſchaffung, Baulandbeſchaffung, Hypothekenvermittlung 
und Baufinanzierung hilfreich an die Hand zu gehen und dort, wo 
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fie fehlten, arbeitsfähige gemeinnützige Bauvereinigungen ins Leben 
zu rufen. Wäre ihre Tätigkeit auf dieſe Aufgaben beſchränkt ge⸗ 
blieben und wäre ihr ganzes Beſtreben dahin gegangen, die be⸗ 
ſtehenden und etwa neu zu begründenden gemeinnützigen Baus 
vereinigungen zu ſtützen und zu ſtärken, ohne ſie in ihrem ſo ſtark 
und mit Recht und ihrem Weſen nach ſo ſtark ausgeprägten Eigen⸗ 
daſein und Eigenſtreben anzutaſten, dann hätten ſie ſicher eine 
ſegensreiche Wirkung auszuüben vermocht. Leider iſt dies aber nur 
bei einem Teil von ihnen der Fall geweſen, im übrigen ſahen ſie 
es vielfach als ihre Aufgabe an, ſelbſt zu bauen oder durch ſtark 
beeinflußte, eines inneren, aus lebendigen Quellen ſchöpfenden Eigen⸗ 
lebens entbehrende Siedlungsgeſellſchaften bauen zu laſſen — leider 
ohne namhaften Erfolg —, oder ſchließlich die von ihnen unter⸗ 
ſtützten und geförderten Baugenoſſenſchaften in dem Maße in ihrem 
durchaus geſunden Eigenſtreben einzuengen, daß ſie nichts ſehnlicher 
wünſchten, als dem Einfluß der Siedlungsgeſellſchaften zu entrinnen 
und ihre „Förderung“ loszuwerden. Nur wer in praktiſcher Be⸗ 
rührung mit dieſen Dingen ſteht, vermag zu ermeſſen, wie ſtark 
— wenigſtens in manchen Bezirken — die „Los-von⸗den⸗Siedlungs⸗ 
geſellſchaften⸗Bewegung“ auf ſeiten der Baugenoſſenſchaften iſt. Die 
tatſächlichen Leiſtungen dieſer Geſellſchaften — mit ſtark „kapita⸗ 
liſtiſchen“ Allüren — ſind denn auch entſprechend gering, ſie gleichen 
mehr Zwangsinſtituten als Förderungsanſtalten. Und heute kann 
man ſchon unbedenklich ausſprechen, daß, wenn die großen in ihnen 
angelegten Mittel ſtatt für die großen Gehälter, die Automobile 
und Verwaltungskoſten dieſer Siedlungsgeſellſchaften, die in keinem 
richtigen Verhältnis zu ihren Leiſtungen ſtehen, verwandt worden 
zu ſein, den örtlichen gemeinnützigen Bauvereinigungen unmittelbar 
zugefloſſen wären, und wenn man für eine wirkſame Organiſation 
zur Erfaſſung und Verteilung der Bauſtoffe geſorgt hätte, eine poſi⸗ 
tive Leiſtung in Geſtalt anſehnlicher fertiger Anſiedlungen zu ver⸗ 
zeichnen geweſen wäre!. In Verbindung mit einer gerade bei der 
jetzigen Regierung ſchwer zu verſtehenden baugenoſſenſchaftsfeindlichen 
Regierungspolitik hat dieſer organiſatoriſche Mißerfolg dahin geführt, 
daß der heute mehr denn je fruchtbare (im Genoſſenſchaftsweſen 
verkörperte) Gedanke der Selbſthilfe in ſeiner Auswirkung auf dieſem 


1 Kürzlich wurde ein Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
gegründet; es beſteht berechtigte Ausſicht, daß der Verband auf Abſtellung der 
angedeuteten Fehler hinarbeiten wird. 
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Gebiete bis zum völligen Verſagen eingeengt iſt; ſtatt deſſen erleben 
wir in dieſen Tagen die wahrhafte Karikatur des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Gedankens in Regierungserlaſſen wie dem badiſchen vom 
29. Dezember 1919, der durch Zwang genoſſenſchaftliches Leben 
wecken zu können vermeint; ein Schrei der Empörung ſeitens der 
berufenen Vertreter des Genoſſenſchaftsgedankens iſt die Antwort 
auf dieſen Erlaß geweſen, der die ſtaatliche Förderung der Bau⸗ 
genoſſenſchaften von der Zwangsvereinigung mit anderen, auch über 
ein beſtimmtes Ortsgebiet hinausragenden Bauvereinigungen und 
von der Aufnahme behördlicher Vertreter in den Aufſichtsrat u. a. 
abhängig macht und damit über diejenigen, die den wirklichen Ge— 
noſſenſchafts⸗, den Solidaritätsgedanken aus lebendiger Überzeugung 
zu hoch hielten, um ihm um der Zuſage behördlicher Förderung 
willen untreu zu werden, den ſtaatlichen Boykott verhängte. 


Rückgang der Wohnungsproduktion, Finanzierungs- und Bau⸗ 
ſtoffbeſchaffungsſchwierigkeiten, Verteuerung des Neubauens, Mieter⸗ 
und Hausbeſitzernöte, in unzweckmäßige Bahnen gelenkte Organi⸗ 
ſations⸗ und behördliche Förderungsbeſtrebungeu gegenüber dem 
gemeinnützigen Wohnungsbau — das ſind einige der wichtigſten 
Kennzeichen für das Wohnungsproblem, wie es aus den Jahren des 
Krieges hervorging. Die Wirkungen aller dieſer Dinge ſteigerten 
ſich nach dem Zuſammenbruch und der revolutionären Desorgani— 
ſation bis zur Kataſtrophe. Vor allem war die erſte und grund— 
legende Vorausſetzung für die Produktion von Wohnungen, durch die 
allein die Wohnungsnot wirkſam bekämpft und eine vernünftige. 
wirtſchaftliche Baſis auf dem Wohnungsmarkt wiederhergeſtellt 
werden konnte, nämlich die Rentabilität der Wohnungsherſtellung, 
untergraben. Mehr und mehr wuchſen die Neubaukoſten in dem 
Grade, daß zu ihrer Verrentung Mieten aufzubringen geweſen wären, 
die ſelbſt angeſichts der immer mehr ſteigenden Löhne und Gehälter 
dem Volk nicht zugemutet werden konnten. Auf der anderen Seite 
wurden die Mieten durch die Mietseinigungsämter künſtlich ſo niedrig 
gehalten, daß ein immer tiefer ſinkender Anteil des Einkommens auf 
die Wohnungskoſten verwandt und der Abſtand zwiſchen Mietauf— 
kommen und erforderlicher Verzinſung immer größer und ſchwerer 
überbrüdbar wurde. Verhinderte jo naturgemäß die immer mehr 
dahinſchwindende Rentabilitätsmöglichkeit jede Vermehrung des 


Wohnungsangebots, ſo nahm mit der der überſtürzten Demobiliſation 
Schmollerz Jahrbuch XLIV 3. 14 
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bei Beendigung des Kriegszuſtandes folgenden Bevölkerungs⸗ 
verſchiebung, mit der zunehmenden Eheſchließungsziffer, mit der 
wachſenden Neubildung von Haushalten — viele Städte wieſen 
trotz erheblicher Bevölkerungsabnahme eine dieſe Ziffer erheblich, 
teilweiſe um ein Mehrfaches überſteigende Neuhaushaltsziffer auf — 
der Wohnungmangel, ja, die Wohnungsnot in erſchreckender Weiſe 
zu. Und als natürliche Folge ergab ſich daneben in wenigen 
Monaten der geradezu kataſtrophale Zuſammenbruch alles deſſen, 
was in jahre⸗ und jahrzehntelangen zielbewußten Bemühungen von 
der ſozialen Wohnungsfürſorge an Verbeſſerungen der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe der minderbemittelten Schichten aufgebaut worden war. 
Die endlich auch in Preußen durch das Wohnungsgeſetz vom 
28. März 1918 geſetzlich geregelte Wohnungsaufſicht und Wohnungs⸗ 
pflege mußte zwangsmäßig ihre Aufgaben, techniſche und hygieniſche 
Mängel der Wohnungen zu bekämpfen, die Belegungsſtärke der 
Wohnräume herabzumindern, die Wohnweiſe und Wohnkultur der 
Bevölkerung in geſunde Bahnen zu lenken, zurückſtellen vor der im 
Augenblick drängenderen Aufgabe, Wohnraum, und ſei es noch ſo 
dürftigen, zu ſchaffen, die Obdach ſuchenden Menſchen, und ſei es 
noch ſo unzulänglich, unterzubringen. | 

Das war, in knappen Strichen gezeichnet, das Bild, in dem 
ſich das Wohnungsproblem nach dem unglücklichen Ausgange des 
Krieges und nach Deutſchlands und des deutſchen Volkes beiſpiel⸗ 
loſem wirtſchaftlichen und moraliſchen Zuſammenbruch ergab. 

So wie die Dinge lagen, war an eine Beſſerung auf dem Wege 
der freien Auswirkung der wirtſchaftlichen Kräfte, der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Wohnungsproduktion nicht zu denken. Die Wohnungs⸗ 
produktion wieder zu beleben, mußte aber die Hauptaufgabe aller 
ſtaatlichen Beſtrebungen ſein, deren tatkräftiges Eingreifen in die 
Wohnungsfrage unter den obwaltenden Verhältniſſen eine zwingende 
Notwendigkeit war. Denn in dieſer Erkenntnis herrſchte trotz wohl 
begründeter Erwägungen, daß Deutſchland unter dem Drucke der 
wirtſchaftlichen Not in den kommenden Jahren mit beträchtlichen 
Bevölkerungsabgängen im Sinne einer Entlaſtung der Großſtädte 
zu rechnen hatte, überall Einſtimmigkeit; nur durch Wohnungsneubau 
konnte durchgreifende Abhilfe gegen die beſtehenden Mißſtände ge⸗ 
ſchaffen werden. Und dieſe Neubautätigkeit mußte, auch darin 
herrſchte, freilich bei weitblickenden Sachverſtändigen nicht in dem 
Sinne eines ſtarren Dogmas, weitgehende Übereinſtimmung, nach 
Möglichkeit in Bahnen gelenkt werden, die die Durchführung der 


—— — — 
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Forderungen einer modernen Siedlungspolitik in der Richtung der 
Dezentraliſation der Städte, der Förderung des Kleinhauſes mit 
Gartenbau, des Flachbaues, der Heimſtätte gewährleiſteten. Es 
mußte, ganz abgeſehen von dem guten Kern, der in dieſen Forderungen 
ſteckte, in dieſer Hinſicht in weitgehendem Maße auf die in dieſen 
Zeiten ſo ſtark zu revolutionären Ausbrüchen neigende Volksſtimmung 
Rückſicht genommen werden, die, durch eine nicht durchweg glückliche 
Schlagwortpropaganda der Bodenreformer unter Damaſchkes Führung 
weſentlich beeinflußt, die Heimſtätte gebieteriſch forderte und in ihrer 
Vorenthaltung nichts anderes als ein Stück der allgemeinen Aus⸗ 
beutung ſah, der ſich das revolutionär verhetzte Volk nun einmal 
überall ausgeſetzt ſah. | 

Wirft man nun einen Rückblick auf die von der Regierung ver- 
folgte Wohnungspolitik zur Überwindung der außerordentlich 
ſchwierigen Lage und die von ihr zur Förderung der Wohnungs⸗ 
produktion eingeleiteten Maßnahmen, ſo laſſen ſich zunächſt folgende 
Richtlinien aufzeigen !: 

Zur Vereinheitlichung des behördlichen Wirkens, 
die ſchon längſt eine dringende Notwendigkeit war, um dem unerträg⸗ 
lichen Zuſtande ein Ende zu machen, daß nicht nur dauernd die Kom⸗ 
petenzen des Reiches und der Länder kollidierten, ſondern auch inner⸗ 
halb beider, beſonders in Preußen, die Zuſtändigkeiten unter den ver⸗ 
ſchiedenen Reſſorts in der komplizierteſten Weiſe geteilt waren, wurde 
für Preußen das Staatskommiſſariat und für das Reich das Reichs⸗ 
kommiſſariat für das Wohnungsweſen geſchaffen, die beide in eine 
Hand gelegt wurden. Aber der hiermit unternommene Verſuch einer 
behördlichen Zuſammenfaſſung auf dieſem Gebiete hat die an ihn 
geknüpften Erwartungen nicht erfüllt: es verblieben Zuſtändigkeits⸗ 
reſte der anderen Behörde, und dieſe genügten, um die angeſtrebte 
Vereinheitlichung von vornherein zum Scheitern zu bringen; dazu 
kamen die vielen neu ins Leben gerufenen Behörden und Amtsſtellen, 
die die Zuſtändigkeitsfrage von neuem komplizierten. Das Preußiſche 
Staatskommiſſariat iſt dann ſpäter in das Volkswohlfahrtsminiſterium 
Preußens, das Reichskommiſſariat in das Reichsarbeitsminiſterium 
übergeleitet worden, ohne daß damit die geringſte Gewähr einer 
einheitlichen und hemmungsloſen Verwaltungsorganiſation gegeben 


1 Es iſt im folgenden nicht beabſichtigt, die im einzelnen getroffenen Maß⸗ 
nahmen zu verfolgen und alle die unzähligen Geſetze und Verordnungen zu be⸗ 
ſprechen oder auch nur zu erwähnen, ſondern nur die Grundzüge der Geſamt⸗ 
politik mitzuteilen. 
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wäre. Wie fehr dieſe Mangelhaftigkeit der Behördenorganiſation 
auf dieſem Gebiete in der Praxis empfunden wird, geht daraus 
hervor, daß heute bereits! der Ruf nach einem neuen Amte als Heim⸗ 
ſtätten⸗ oder Reichsſiedlungsamt, und zwar bereits in formulierten 
Parlamentsanträgen, erhoben wird. Freilich wird es in keiner Weiſe 
auf ein ſolches Amt, ſondern auf die Arbeit, die geleiſtet, die Politik, die 
verfolgt wird, ankommen. Daß für dieſe bisher keine praktiſche Erfolge 
ermöglichende Richtung gefunden wurde, dürfte letzten Endes allein 
die Erklärung für das Scheitern der bisherigen Beſtrebungen geben. 

Im Hinblick auf die bei Kriegsausgang beſtehende Wohnungs⸗ 
not, auf die Schwierigkeiten, den Obdachſuchenden Unterkunft zu 
verſchaffen, auf die Unmöglichkeit, im Augenblick durch erhebliche 
Vermehrung des Angebotes von neuerbauten Wohnungen Abhilfe zu 
ſchaffen, gehörte es zu den vordringlichſten Aufgaben der Regierungs⸗ 
politik, die Rechtsgrundlage für weitgehende Erfaſſung alles nur 
irgend verfügbaren Wohnraumes zu ſchaffen. In dieſer 
Beziehung iſt mit Verordnungen und Geſetzen in Reich und Ländern 
bis an die Grenze des Erträglichen gegangen; die Regierung iſt hier 
— mit Recht — vor Eingriffen in das Privateigentum und ſogar 
in die Beſtimmungen der neuen Reichsverfaſſung hinſichtlich der 
Freizügigkeit und der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigen⸗ 
tums nicht zurückgeſcheut. Durch dieſe in der Wohnungsmangel⸗ 
verordnung vom 23. September 1918 und ihrer ſpäteren Ergänzung 
und zeitlichen Verlängerung getroffenen Beſtimmungen iſt die Rechts⸗ 
grundlage zu allen den Maßnahmen gelegt worden, die es den 
Wohnungsämtern geſtatten, den vorhandenen Wohnraum zu „ſtrecken“, 
bis zur Grenze des Möglichen auszunutzen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß mit dieſem Vorgehen 
der Regierung ein durchaus wirkungsvoller Weg zur reſtloſen Er⸗ 
faſſung alles nur irgend verfügbaren Wohnraumes und damit zur 
Verhütung einer kataſtrophalen Obdachloſigkeit mit ihren kaum zu 
ermeſſenden ſozialen Folgen beſchritten worden iſt. Nur mit der 
Wohnungsrationierung und Zwangseinquartierung, die rechtlich be- 
denklich ſein mochten, aber angeſichts der herrſchenden Wohnungsnot 
nicht zu umgehen waren, mit dem Ausbau von Keller- und Dach⸗ 
wohnungen, von Läden, Lokalen und Kaſernen, der hygieniſch zum 
Teil anfechtbar iſt, aber eher ertragen werden kann als Obdachloſig⸗ 
keit, war die Schaffung des erforderlichen Wohnraumes überhaupt 
möglich. Die vielen und maßloſen Angriffe, die aus Anlaß dieſer 
Maßnahmen namentlich aus Hausbeſitzer-, aber auch aus Mieter⸗ 
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kreiſen gegen die Regierung erhoben worden ſind, ſind begreiflich, 
aber ſchließlich unberechtigt, es ſei denn, man könnte mit dieſen 
Vorwürfen mit Recht die Anklage verbinden, die Regierung hätte 
es an einer neben dieſen Maßnahmen unbedingt erforderlichen wirk⸗ 
ſamen Produktionspolitik zur Herſtellung neuer Wohnungen fehlen 
laſſen. Aber ſelbſt wenn auch dieſe Anklage, wie ſpäter zu zeigen 
iſt, berechtigt iſt, war dieſe Gruppe von Regierungsmaßnahmen für 
eine Übergangszeit nicht zu entbehren; Hand in Hand mit ihnen 
hätten freilich Beſtrebungen zu ihrem möglichſt raſchen Abbau durch 
energiſche Förderung des Neubaues gehen müſſen. 

Eine zweite Gruppe von behördlichen Maßnahmen knüpfte an 
die ſchon während des Krieges verfolgte Politik zur Niedrighaltung 
der Mieten und zum Schutze der Mieter gegen Ausbeutung ſeitens 
der Hausbeſitzer an. Ihren wichtigſten Ausdruck hat dieſe Politik 
in der Mieterjhußverordnung vom 23. September 1918 gefunden. 
Vor allem galt es, den Mieter in einer Zeit vor Kündigungen und 
Ausweiſungen aus ſeiner Wohnung zu ſchützen, in der es ihm nicht 
oder nur unter ſehr erſchwerten Bedingungen möglich war, eine 
neue Unterkunft zu finden. Dieſer Schutz war ebenſo gerechtfertigt 
und durchaus notwendig, wie das Beſtreben, den Mieter nicht zum 
Vorteile des Hausbeſitzers mit erhöhten Mieten zu belaſten, wobei 
es im allgemeinen das richtige Bemühen der Mieteinigungsämter ge⸗ 
weſen iſt, den Vermietern eine mäßige, den geſtiegenen Unkoſten ent⸗ 
ſprechende Mehreinnahme aus dem Mietverhältnis zukommen zu 
laſſen. Aber wenn es während des Krieges und während einer Zeit 
einer immerhin noch verhältnismäßig geringen Geldentwertung, bei 
der noch ein Schimmer von Ausſicht auf einen ſpäteren Preisabbau 
und auf Beſſerung des Geldwertſtandes vorhanden fein mochte, ge⸗ 
rechtfertigt war, die Mieten der allgemeinen Preisverſchiebung nicht 
folgen zu laſſen, ſo war doch die Sachlage von dem Augenblick an 
eine andere, als die Geldentwertung, die allgemeine Preisgeſtaltung 
eine ſolche wurde, daß jeder Zuſammenhang mit der früheren Zeit 
ein für allemal abgeſchnitten, an eine Wiederherſtellung früherer 
Preisverhältniſſe nicht mehr zu denken war, als vor allem die 
Produktionsbedingungen des Bauens (Löhne, Bauſtoffe aller Art) 
in vollem Umfange dem neuen Preisniveau unterworfen waren, ſo 
daß die gezahlten Mieten weder in einem vernünftigen Verhältnis 
zu den Koſten der Wohnungsproduktion, noch in einem ſolchen zu 
den Einnahmen der Wohnungskonſumenten mehr ſtanden. Es iſt 
der ſchlagendſte Ausdruck dieſer wirtſchaftlich ungeſunden Verhält⸗ 
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niſſe, daß es bald jo weit kam, daß vom Haushaltungsbudget nur 
mehr 4—8 % auf die Wohnungsausgaben entfielen, wo ſie früher 
15— 20% betrugen, daß ferner die Mieten in der überwiegenden 
Mehrzahl aller Fälle nur um 20—30% geſtiegen find (nur in ver⸗ 
hältnismäßig wenigen Fällen finden ſich Verteuerungen bis zu 50% 
und darüber), während alle anderen Haushaltungsausgaben ſowohl 
wie die Haushaltungseinnahmen in einem ganz anderen Verhältnis 
erhöht und vervielfacht worden ſind. Dieſem Tatbeſtand gegenüber 
bedeutete es eine einſeitig gerichtete Konſumentenpolitik, wenn noch 
um die Wende 1919/20 in Preußen eine Höchſtmietverordnung die 
zuläſſige Mietpreiserhöhung auf ca. 20% gegenüber dem Mietpreis⸗ 
ſtande von 1914 feſtſetzte!. Allerdings ging dieſe Verordnung mit 
Erwägungen Hand in Hand, nach denen eine weitere Mietpreis⸗ 
ſteigerung für die Allgemeinheit (durch eine Mietſteuer oder auf 
ähnlichem Wege) erfaßt und die zugelaſſene Steigerung nur auf 
den Anteil begrenzt werden ſollte, der dem Hausbeſitzer zu über⸗ 
laſſen ſei. Wie früher ſchon ausgeführt, war das Beſtreben be: 
rechtigt, dem Hausbeſitzer nicht die volle, etwa durch den allmählichen 
Ausgleich der alten und der neuen Mieten beſtimmte Mietſteigerung 
zukommen zu laſſen; es muß aber bezweifelt werden, ob die zu⸗ 
gelaſſene Mieterhöhung zu dieſem Zeitpunkt und ſpäterhin noch ge⸗ 
nügte, um dem Hausbeſitzer auch nur die geſteigerten Unkoſten zu 
erſetzen?, und ob es berechtigt war, die Preisgrenze ſchematiſch und 
ſo feſtzuſetzen, daß in nicht wenigen Fällen bei Durchführung der 
Verordnung wieder eine Mietherabſetzung nötig wurde. 

Wie wenig „wirtſchaftlich“ und die Produktionsverhältniſſe be: 
rückſichtigend die von der Regierung nach zum Teil richtigen, aber 
einſeitigen Geſichtspunkten verfolgte Mietpreis: und Mieterſchutz⸗ 
politik geweſen iſt, geht daraus hervor, daß ſie nicht oder nur zum 
Teil ihre Ergänzung in denjenigen Maßnahmen gefunden hat, die 
die natürliche Ergänzung jener Politik hätte bilden müſſen: in einer 
Sperrung der hypothekariſchen Beleihung und des Umſatzes an 
Grundſtücken. „Im Zuſammenhange beſonders mit dem allgemeinen 


1 Der vielzitierte § 10 der fraglichen Verordnung, der eine weitere Miet⸗ 
preiserhöhung unter Berückſichtigung der Steigerung der Reparaturkoſten uſw. 
zuläßt, war von vornherein zur Wirkungslofigkeit verurteilt und iſt in der Tat 
völlig wirkungslos geblieben. N 

2 Die Mietpreiserhöhungen der Baugenoſſenſchaften betragen auf Grund 
von Sonderbeſtimmungen 50-80 %, die allgemein notwendige Erhöhung wurde 
kürzlich für Eſſen mit ca. 75 % ä angegeben, Lübeck beſchloß dieſer Tage die Zu⸗ 
laſſung einer Mietpreiserhöhung um 100 %o. 
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„Ausverkauf“ Deutſchlands wurde der Grundbeſitz — allerdings 
weniger der zu Zwecken der Wohnungs⸗, am wenigſten der Klein⸗ 
wohnungsproduktion als zu ſolchen, die dem Luxus⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsbedarf dienen, zu verwertende — ein beliebtes Anlageobjekt 
für ausländiſches Kapital; ein Sperrgeſetz zur Hintanhaltung dieſer 
Verſchleuderung deutſchen Bodens iſt von Reichs wegen geplant 
geweſen, jedoch nicht zur Durchführung gelangt. Aber auch in 
ländiſches Kapital ſucht im Boden, dieſem letzten beſtändigen und 
realen Wert unter den Scherben der deutſchen Wirtſchaft, Anlage; 
die Bodenumſätze mehren ſich daher in letzter Zeit und haben Preis⸗ 
ſteigerungen im Gefolge, die zur Sicherung ihrer Verwertung in 
keinem Verhältnis zu der Preispolitik der Mieteinigungsämter ſtehende 
Mieterhöhungen bedingen und neue Grundwertbelaſtungen nach ſich 
ziehen müſſen, die eine Verewigung dieſer Preiſe bedeuten würden. 
Die reale Grundlage dieſer Preiserhöhungen bilden allerdings die 
Bauwerke, und es kennzeichnet den weniger wirtſchaftlich als ein⸗ 
ſeitig bodenpolitiſch gerichteten Standpunkt, von dem aus dieſe 
Dinge vielfach betrachtet werden, wenn man dieſe Erſcheinungen 
immer einſeitig im Hinblick auf die Bodenwerte bekämpft: das iſt 
nur berechtigt, ſo weit es ſich um unbebauten Boden handelt und 
in dieſem Boden — vor allem in Großſtädten — Erträge voraus⸗ 
gewertet werden, die ſich wegen der vorausſichtlichen Entwicklung — 
zunehmende Dezentraliſation, Abkehr vom Etagenhaus — wahr⸗ 
ſcheinlich nie realiſieren laſſen werden; ſo weit es ſich aber um be⸗ 
bauten Boden handelt, iſt feſtzuſtellen, daß der Bodenwert gegenüber 
dem Bauwerk jetzt und künftig nicht mehr entfernt die Rolle ſpielt, 
die ihm bisher zukam, und daß die durch die Umſätze erzielten 
Höherbewertungen ihre volle Deckung finden in den' tatſächlich ge⸗ 
ſtiegenen Sachwerten, denen ſich ſchließlich doch auch einmal die 
Mieten anpaſſen müſſen. Wenn ich trotzdem ein Verſäumnis darin 
ſehe, daß nicht ſchon lange für das ganze Reich ein Sperrgeſetz er⸗ 
laſſen iſt, wie es Baden ſeit April 1919 beſitzt und jetzt auch von 
Sachſen beabſichtigt ſein ſoll, dann darum, weil ſolche Umſätze nicht 
im Einklang mit der ſonſt von der Regierung hinſichtlich der Miet⸗ 
preiſe verfolgten Politik ſtehen, weil ſie ferner ſpekulativen Charakter 
tragen und keinem volkswirtſchaftlichen Bedürfnis entſprechen, weil 
fie angeſichts der wahrſcheinlichen Entwicklung unnötige Preis⸗ 
aufblähungen darſtellen, die die erforderliche Realkreditreform und 
Belaſtungsabbürdung und noch mehr die in einer gebeſſerten Zukunft 
anzuſtrebende Sanierung der Großſtädte nur erſchweren können. 
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Die dritte und am Ende entſcheidende Gruppe von Regierungs⸗ 
maßnahmen iſt endlich diejenige, die auf die Belebung der Neu⸗ 
bautätigkeit gerichtet iſt. Unerörtert kann eine weitere Gruppe 
von Geſetzesmaßnahmen bleiben, die ihr Entſtehen einer den jetzt allein 
wichtigen Problemen gegenüber weniger wichtigen und im Artikel 155 
der Reichsverfaſſung verankerten bodenreformeriſchen Propaganda 
verdankt. Ihr Hauptergebnis iſt das noch in letzter Stunde von 
der Nationalverſammlung im Hetztempo erledigte Heimſtättengeſetz, 
das mit den drängenden wirtſchaftlichen Problemen in keinem Zu⸗ 
ſammenhange ſteht, aber eine neue an ſich ſehr begrüßenswerte und 
ichöne, die bisherigen Rechtsverhältniſſe in zweckentſprechender Weiſe 
vereinfachende Rechtsform an Haus und Boden bringt, jedoch in 
keiner Weiſe eine Löſung für das Problem bringt, wie dem nach 
Wohnungen und einem Stückchen Land lechzenden Volke zu ſeinem 
Recht verholfen werden kann. Gewiß enthalten einige Sondergeſetze, 
wie das Reichsſiedlungsgeſetz für das flache Land, das Rayon⸗ 
enteignungsgeſetz für die Feſtungsſtädte und andere, recht erfreuliche 
Löſungen für die eine Seite der Frage, die Landbeſchaffung, die 
übrigens für ſtädtiſche Verhältniſſe überhaupt keine unüberwindlichen 
Schwierigkeiten mehr bietet. So wertvoll dieſe Geſetze, beſonders das 
Rayonenteignungsgeſetz, wegen ſeiner entſchloſſenen Entſchädigungs⸗ 
beſtimmungen, wonach die Entſchädigung nach dem Werte zu be⸗ 
meſſen ift, den das Grundſtück am 1. Auguſt 1914 unter Berück⸗ 
ſichtigung des dauernden Beſtehens der Rayonbeſchränkungen hatte, 
und wegen anderer wichtiger Einzelbeſtimmungen auch ſein mögen, 
ſo vermögen ſie doch nichts an der Tatſache zu ändern, daß die 
Bauproduktion am Boden liegt. 

Von den auf eine Förderung der Wohnungsproduktion ab- 
zielenden Regierungsmaßnahmen hat die Wohnungsnotverordnung 
vom 15. Januar 1919 (neugefaßt und weſentlich verſchärft am 
9. Dezember 1919) eine nachhaltige Wirkung im produktions⸗ 
fördernden Sinne nicht zu erzielen vermocht; durch ſie wurde für 
Bezirke mit einem dringenden Bedürfnis nach Klein- und Mittel⸗ 
wohnungen in der Übergangszeit nach dem Kriege die Einrichtung 
der Bezirkswohnungskommiſſare getroffen, die mit außerordentlich 
weitgehenden Befugniſſen in zwangswirtſchaftlicher Richtung aus: 
geſtattet wurden, die Enteignungsgewalt zur Beſchaffung von Bau⸗ 
land und Bauſtoffen aller Art ſowie Vollmacht zur Gewährung 
weitgehender Bauerleichterungen erhielten. Ohne Zweifel hätte mit 
dieſen Befugniſſen viel erreicht werden können, wenn die zu ihrer 
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Ausübung berufenen Organe fach: und geſchäftskundig genug waren, 
um die Erforderniſſe des Augenblicks ſchnell und ſicher zu erfaſſen, 
und wenn alle ſonſtigen Vorausſetzungen für die Produktions- 
belebung, insbeſondere die Rentabilität des Bauens, geſichert ge⸗ 
weſen wären. Es hat ſehr lange gedauert, bis man überhaupt von 
der Ausübung der hier gegebenen Ermächtigungen etwas gemerkt 
hat, und wo es dann allmählich zu einem Eingreifen kam, machte 
ſich zwar eine gewiſſe Beſſerung in der Beſchaffung der erforder⸗ 
lichen Bauſtoffe bemerkbar, auf der anderen Seite erwies es ſich 
aber immer klarer, daß die durch die Wohnungsnotverordnung er: 
möglichte Erleichterung der Bauland- und Bauſtoffbeſchaffung letzten 
Endes unwirkſam bleiben mußte, weil das Problem einer rentablen 
Bauwirtſchaft ungelöſt geblieben war. 

Auch zu ſeiner Löſung hat das Reich einen Verſuch gemacht 
und zwar unter Anknüpfung an den weiter oben behandelten Ge⸗ 
danken, daß das Reich zur Überwindung der finanziellen Übergangs: 
ſchwierigkeiten Geldmittel zur Deckung der Überteuerung des Bauens, 
d. h. des Unterſchiedes zwiſchen den vorkriegszeitlichen und den durch die 
vollſtändige Verſchiebung des Preisniveaus in und nach dem Kriege 
verurſachten nachkriegszeitlichen Baukoſten, zur Verfügung zu ſtellen 
hätte. Dieſer Gedanke fand für die Bauk ampagne 1919 durch die 
durch Bundesratsverordnung vom 31. Oktober 1918 erfolgende 
Regelung der Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen Verwirklichung. 
Zu dieſem Zwecke wurden aus Reichsmitteln zunächſt 500 Millionen 
Mark zur Verfügung geſtellt, durch die die Hälfte der zur Abbürdung 
der Baukoſtenüberteuerung erforderlichen Baukoſtenzuſchüſſe gedeckt 
werden ſollte, während die andere Hälfte durch die Bundesſtaaten 
und Gemeinden aufzubringen war. Später wurden noch weitere 
Mittel im Betrage von 150 Millionen Mark nachbewilligt, ſo daß für 
das Baujahr 1919 aus Reichs-, Staats- und Gemeindemitteln — ohne 
die weiteren Zuſchüſſe ſeitens der Arbeitgeber für die ihren Arbeitern 
und Angeſtellten zugute kommenden Wohnungen, deren angemeſſene 
Beteiligung an der Aufbringung des Anteils der Gemeinden die 
Verordnung vorſieht, die aber wahrſcheinlich zum Teil über die 
Beteiligung hinausgegangen ſind — die Summe von 1300 Millionen 
Mark zur Verfügung geſtanden hat. Durch dieſe Baukoſtenzuſchüſſe 
ſollte den Bauherren Erſatz für den Teil des Bauaufwandes ge— 
währt werden, der durch die infolge des Krieges herbeigeführte, in 
der Verordnung ausdrücklich als vorübergehend angenommene Ver⸗ 
teuerung des Bauens verurſacht war. Der ſo zu deckende Teil des 
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Bauaufwandes ſollte nach dem Unterſchiede zwiſchen dem tatſäch⸗ 
lichen Herſtellungspreis und entweder dem Bauaufwande für einen 
Neubau gleicher Art und Beſchaffenheit nach Eintritt dauernder 
Verhältniſſe oder dem dauernden Ertragswerte, der ſich durch Kapi⸗ 
taliſierung der für gleichartige Wohnungen in der betreffenden Ge⸗ 
meinde vorausſichtlich zu erzielenden Mieten ergab, berechnet werden. 
Die Zuſchüſſe waren von vornherein als verloren, d. h. als weder 
verzinslich noch rückzahlbar gedacht. Der Erfolg dieſer großzügigen 
finanziellen Hilfeleiſtung war ein recht mäßiger; ſie genügte nach 
offizieller Schätzung zur Herſtellung von ca. 30 000 Wohnungen bei 
einem Jahresbedarf, den zu beziffern bei der tatſächlichen Unmög⸗ 
lichkeit, den wirklichen Bedarf zu decken, kaum Zweck hat, der aber 
ſicher ein Vielfaches dieſer Ziffer betragen hat. Ä 

Ebenſo wie der ziffernmäßige Mißerfolg dieſer Bezuſchuſſung 
des Bauens für 1919, der zum Teil auch auf ein zu ſehr zentrali⸗ 
ſiertes und dabei häufig allzu engherziges Verfahren bei der Be⸗ 
willigung im einzelnen und auf einen zu ſtarren, den Flachbau und 
die vorſtädtiſche Siedlung einſeitig auch in Fällen, in denen dieſen 
Beſtrebungen zur Zeit unüberwindliche Hinderniſſe im Wege ſtanden, 
berückſichtigenden Doktrinarismus zurückzuführen iſt, mußte die Tat⸗ 
ſache ſtutzig machen, daß dieſe jo große Mittel verſchlingende Hilfe⸗ 
leiſtung in keiner Weiſe den Erfolg gehabt hat, die Wohnungs⸗ 
herſtellung in wirtſchaftlich erträgliche Bahnen zu lenken. Im Gegen⸗ 
teil iſt feſtzuſtellen, daß durch ſie die private Bautätigkeit nur in 
ganz geringem Maße angeregt worden iſt; den Hauptanteil an der 
Wohnungsproduktion dieſes Jahres hatte die gemeinnützige Bau⸗ 
tätigkeit, deren Leiſtungsfähigkeit zwar im Steigen begriffen, die 
aber doch noch nicht ſtark genug iſt, um als alleinige Trägerin der 
Bautätigkeit auszureichen. Sie hat ihre opfervolle Aufgabe aber 
nicht auf wirtſchaftlich geſunder Grundlage, ſondern vielfach unter 
unmittelbarer Gefährdung ihrer eigenen Exiſtenz erfüllt. Unzählige 
im Jahre 1919 angefangene und bis heute nicht zu Ende geführte, 
als „Ruinen“ daliegende Bauten bezeugen die Schwierigkeiten, in 
die viele durch künſtliche, nicht wirtſchaftlich geſunde Antriebe zum 
Bauen veranlaßte gemeinnützige Unternehmungen geraten ſind. Typiſch 
für die Durchführung des Bauprogramms 1919 iſt die Tatſache, 
daß die für die einzelnen Bauvorhaben bewilligten Zuſchüſſe ſich 
bei der Inangriffnahme der Bauausführung und deren Fortſetzung 
faft durchweg nur als für einen Teil, vielfach nur für einen Bruch⸗ 
teil der urſprünglich geplanten Bauten ausreichend erwieſen. 
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Dieſe Erfahrungen mußten es allen, die der Entwicklung nicht 
mit geſchloſſenen Augen zuſahen, begreiflich machen, daß eine Zu: 
ſchußwirtſchaft, die auf der Fiktion einer dauernden Mietpreis⸗ 
ſteigerung von nur 30— 50% aufgebaut war, wirtſchaftlich nicht 
veranwortet werden konnte. Die Zwangswirtſchaft auch auf anderen 
Gebieten hatte den unter normalen Verhältniſſen beſtehenden rela⸗ 
tiven Zuſammenhang aller Warenpreiſe zerriſſen; das zeigte ſich 
in verhängnisvoller Weiſe in tiefgreifenden Störungen der Pro— 
duktion auch bei ſolchen Produkten, die vom Auslande gar nicht oder 
wenig abhängig waren; ein typiſches Beiſpiel iſt der Anbau von 
Zuckerrüben. Und trotz Zwangswirtſchaft wurde faſt überall, zuletzt 
bei der landwirtſchaftlichen Produktion in entſchloſſener Weiſe die 
Folgerung aus der Erkenntnis des Zuſammenhanges zwiſchen Preiſen 
und Produktionsbedingungen gezogen; man gab die künſtliche Niedrig⸗ 
haltung der Preiſe auf. N 

In der Wohnungswirtſchaft aber verblieb es trotz warnender 
Stimmen bei der Politik des einſeitigen Konſumentenſchutzes — 
zum Schaden der Konſumenten ſelbſt; denn dieſe werden nicht durch 
niedrige Preiſe, ſondern durch Deckung des Bedarfs befriedigt, und 
der Bedarf kann auf die Dauer nicht gedeckt werden, wenn für die 
Produktion nicht wirtſchaftliche Grundlagen geſchaffen werden. Man 
wende nicht ein, daß auch eine Anpaſſung der Preiſe (Mieten) an 
die verteuerten Produktionsbedingungen nichts nütze, weil es an 
Bauftoffen — die im Lande ſelbſt vorhanden und nicht auf Aus— 
landszufuhren angewieſen ſind — ſehlt. Schon jetzt liegen die 
Dinge ſo, daß viele Bauherren mit Bauſtoffen völlig eingedeckt ſind 
und nur aus Geldmangel und wegen fehlender Wirtſchaftlichkeit 
nicht bauen können; iſt dieſe vorhanden, dann werden bei der 
zwingenden Vordringlichkeit des Wohnungsbedarfs, wenn nötig 
zwangsweiſe, auch die Bauſtoffe der lohnenden Produktion zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Gewiß werden die notwendigen nicht unerheblichen 
Mietsſteigerungen nicht ohne Einfluß auf die Einkommensgeſtaltung 
bleiben, aber es iſt ſinnlos, dieſe nun einmal notwendige Einkommens⸗ 
verſchiebung durch künſtliche Niedrighaltung eines einzigen Konſum⸗ 
artikels, der Wohnungsausgaben, aufhalten zu wollen; die richtige 
Ausbalanzierung zwiſchen Einnahmen und Ausgaben wird zwangs— 
läufig erſt dann durchgeführt fein, wenn das durch die Bedarfsſkala 
beſtimmte Verhältnis der einzelnen Ausgabenpoſten des Haushaltungs⸗ 
budgets wieder ein natürliches und geſundes geworden iſt. 

Was iſt nun für das Baujahr 1920 geſchehen? Für die Her⸗ 
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ſtellung von Bergmannswohnungen iſt auf die Kohlenpreiſe ein 
Aufſchlag gelegt worden, aus deſſen auf ca. 600 Millionen Mark 
veranſchlagten Erlös Zuſchüſſe für die Herſtellung von Bergmanns⸗ 
wohnungen im Kohlen und nach einem kurz vor Auseinandergehen 
der Nationalverſammlung gefaßten Beſchluſſe auch im Erz⸗ und 
Kalibergbau gewährt werden ſollen. Für die übrige Wohnungs⸗ 
produktion ſollen an Stelle der bisherigen verlorenen Baukoſtenzuſchüſſe 
Darlehen aus Reichsmitteln gewährt werden (Beſtimmungen des 
Reichsrates vom 22. Januar 1920), zu denen die Gemeinden mindeſtens 
ein Drittel zuzuſchießen haben. Da die Beleihung wieder einſeitig 
dem Flachbau zukommen ſoll und mit dieſem zur Zeit die Wohnungsnot 
der Großſtädte nicht zu beſeitigen iſt — Anfang 1920 ſtand in Berlin 
nach einer Veröffentlichung des Wohnungsamtsdirektors Dr. Laporte⸗ 
Berlin 32000 wohnungsſuchenden Familien ein Angebot von 320 
Wohnungen gegenüber! —, wäre eine nur beſcheidene Linderung 
der großſtädtiſchen Wohnungsnot nach dieſem Verfahren auch dann 
nicht möglich, wenn dieſes ſelbſt einigen Erfolg verſpräche. Aber 
auch davon kann keine Rede ſein, denn die Darlehen werden nur 
in beſtimmten Beträgen auf die Wohnflächeneinheit gewährt, Be⸗ 
trägen, die ſo niedrig ſind, daß ſie in keiner Weiſe das Bauen er⸗ 
möglichen. Daß die Differenz etwa von den Gemeinden getragen 
wird, iſt kaum bei der Finanznot, in der ſie ſich befinden, zu er⸗ 
warten. So wird dieſe Regelung von allen Sachverſtändigen ſchon 
heute als ein Schlag ins Waſſer angeſehen. Die Darlehen ſind 
zunächſt zinslos, ihre Tilgung ſoll einſetzen, wenn durch die von 
fünf zu fünf Jahren ſtattfindende Feſtſetzung des Mietwertes der 
erſtellten Wohnungen feſtgeſtellt wird, daß dieſer den bei Gewährung 
des Darlehns angenommenen Mehrwert überſchritten hat, und zwar 
zu ½ der ermittelten Mehreinnahmen. Nach 20 Jahren ſoll der 
Wert endgültig feſtgeſtellt werden, und dann gilt der Unterſchied 
zwiſchen den Herſtellungskoſten und dem endgültig feſtgeſetzten Wert 
als verlorener Baukoſtenzuſchuß, während der Reſt mit 4% zu ver⸗ 
zinſen und mit 1% zuzüglich erſparter Zinſen zu tilgen iſt. — 
Endlich iſt der Betrag von 55 Millionen Mark! zur Fertigſtellung 
der 1919 begonnenen, aber infolge mangelnder Baugelder unvollendet 
gebliebenen Wohnungen bewilligt worden, während der Geldbedarf 
für dieſen Zweck allein von Sachverſtändigen mit 200 —300 Millionen 
Mark beziffert wird. ö 

1 Später erhöht, fo daß vom Reich 650 Millionen Mark im ganzen zur 
Verfügung ſtehen. 
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In der Abſicht der Regierung hat es gelegen, für die 1920 
zu gewährenden Reichs⸗ und Gemeindedarlehen — vom Reich ſind 
zunächſt 200 Millionen Mark! bewilligt worden — eine Deckung zu 
finden. Zu dieſem Zwecke hat ſie der Nationalverſammlung wenige 
Tage vor ihrem Auseinandergehen den Entwurf zu einem Miets⸗ 
ſteuergeſetz zugehen laſſen. Durch dieſe Mietsſteuer ſollten 15% 
des Nutzungswertes aller alten gegenüber den jetzigen Baukoſten 
billig hergeſtellten Wohnungen und ſonſtiger Bauwerke erhoben und 
zur Deckung der Zuſchüſſe für die Neubauten verwandt werden. 
Die Einzelgeſtaltung dieſes auf dem allſeitig als richtig erkannten 
Grundgedanken beruhenden Entwurfes, daß die Inhaber der alten 
Wohnungen zu den hohen Neubaukoſten beizutragen hätten, war 
keine ſolche, daß fie zu einer wirtſchaftlichen Löſung des Wohnungs- 
produktionsproblems hätte führen können, als vorläufige Maß⸗ 
regel — und dieſe Form wurde dem Entwurf vom Reichsrate, der 
die Regierungsvorlage — faſt einſtimmig! — ablehnte und durch eine 
eigene Vorlage erſetzte, gegeben — wäre die Mietſteuer aber ſchon 
deshalb zu begrüßen geweſen, weil damit die kaum mehr zu ver: 
antwortende reine Zuſchußwirtſchaft grundſätzlich fallen gelaſſen 
worden wäre. Die Nationalverſammlung bewies ihre Unfähigkeit 
zur Löſung wirtſchaftlicher Probleme erneut durch Nichterledigung 
des Entwurfes, für die wahltaktiſche Gründe maßgebend waren, 
erfolgte, denn gewiß wäre die Mietſteuer im höchſten Grade un⸗ 
populär geweſen. Da dieſe eine Erhöhung der Gemeindezuſchüſſe 
über das Drittel der Reichsbeihilfen hinaus und ſomit die Flüſſig⸗ 
machung der unbedingt erforderlichen Baugelder ermöglicht hätte, 
bedeutet dieſe Nichterledigung der wahrlich nicht idealen Regjerungs⸗ 
oder Reichsratsvorlage eine verhängnisvolle Verſäumnis, die die 
Kataſtrophe der Bauwirtſchaft und zugleich der von der Reichs- 
regierung ſeit der Revolution verfolgten Politik beſiegelt. Ander⸗ 
ſeits iſt dieſes Ergebnis einer von Grund aus falſchen Verordnungs— 
und Konſumentenſchutzwirtſchaft vielleicht dazu angetan, ihren doch 
einmal völligen Zuſammenbruch zu beſchleunigen, um den Weg für 
wirtſchaftliche Maßnahmen, an denen es bisher gemangelt hat, und 
für die trotz ihrer unverkennbaren Schwierigkeiten Möglichkeiten in 
der Richtung einer gemeinwirtſchaftlichen Regelung der Bau- nnd 
Wohnungswirtſchaft und der Nutzbarmachung eines geſteigerten Miet⸗ 
wertes aus den alten Häuſern auf nicht bürokratiſcher Grundlage 
vorhanden ſind, freizumachen. 


1 Siehe die Anmerkung auf der vorigen Seite. 
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Il. Vorſchläge zur Reform der Wohnungswirtſchaft 


Blickt man auf die Wohnungswirtſchaft der Vor⸗ 
kriegszeit zurück, ſo wird man ſagen können, daß die Verſorgung 
des Wohnungsmarktes durch die private Bautätigkeit und die Ver⸗ 
waltung des Wohnungsbeſtandes durch den privaten Hausbeſitz eine 
nicht in dem Maße unzulängliche Leiſtung geweſen iſt, wie es häufig 
dargeſtellt wird. Keineswegs allerdings eine allen gerechten An⸗ 
forderungen genügende; aber auch keine ſolche, die man ſchlechthin 
als ein Verſagen dieſer Träger der Bau: und Wohnungswirtſchaft 
werten kann. Ihre Mängel ſind zu bekannt, als daß ſie hier be⸗ 
handelt zu werden brauchten. Für ihre relative Leiſtungsfähigkeit 
ſpricht aber die Tatſache, daß dieſe private Wirtſchaft während des 
Krieges nicht nur den erforderlichen Wohnraum zu angemeſſenen 
Preiſen bereitgeſtellt, ſondern auch ganz erhebliche Mietausfälle zu 
tragen und ungezählten Kriegerfamilien beträchtliche Mietnachläſſe 
zu gewähren vermocht hat, dabei aber ſelbſt den beſtehenden Zins⸗ 
verpflichtungen aus den ⸗auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken 
in einem Maße nachgekommen iſt, daß die noch vorhandenen Rück⸗ 
ſtände verſchwindend gering ſind. Sie hat es ferner vermocht, ihren 
volkswirtſchaftlichen Aufgaben bis heute zu Mietpreiſen gerecht zu 
werden, die außer jedem Verhältnis zu den Preiſen aller anderen 
Güter und Leiſtungen ſtehen. Wenn dieſe Wirtſchaft auf der anderen 
Seite in der Richtung verſagt hat, daß ſie dem Bedürfnis nach 
Kleinwohnungen und nach Wohnungen im Flachbau ſowie im ganzen 
der Verſorgung mit geſundheitlich und kulturell auf der billigerweiſe 
zu fordernden Höhe unſerer Zeit ſtehenden Wohnungen, der Forderung 
nach Beſeitigung ungezählter menſchenunwürdiger Wohnungen und 
des großſtädtiſchen Mietkaſernentyps nicht gerecht geworden iſt, ſo 
wiegen dieſe Mängel natürlich alles das auf, was zugunſten der 
privaten Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft angeführt werden konnte. 
Beſſernd und neue Wege weiſend iſt hier die gemeinnützige Bau⸗ 
tätigkeit in allen ihren verſchiedenen Formen in die Breſche ge⸗ 
ſprungen, ohne aber bis zur Stunde mehr vermocht zu haben, als 
den Anfang einer ſegensreichen Konkurrenz zu ſchaffen. Wenn man 
die genannten Mängel zugeben muß, ſo kann damit jedoch keines⸗ 
wegs geſagt ſein, daß dieſe der privatwirtſchaftlichen Form der 
Produktion und Verwaltung der Wohnungen zur Laſt zu legen ſind. 
Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht ſchon die Tatſache, daß Deutſchland 
oder ein im weſentlichen auf den nördlichen und öſtlichen Teil ſeines 
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Gebietes beſchränkter Teil von Deutſchland dieſe Mängel allein 
oder doch in einem ſolchen Maße aufzuweiſen hat, wie kein anderes 
Land unſeres europäiſchen Ziviliſationskreiſes, daß fie ſich nicht oder 
nicht in dem gleichen Maße in anderen Ländern, in denen die 
Wohnungswirtſchaft gleichfalls überwiegend auf privatwirtſchaftlicher 
Grundlage ruht, finden. Nicht die Privatwirtſchaft als ſolche, 
ſondern der Unterbau teils wirtſchaftlicher, teils rechtlicher und ver⸗ 
waltungsmäßiger Art, auf dem die private Wohnungswirtſchaft ſich 
aufbaut, hat dieſe entarten laſſen, hat Mißbräuche begünſtigt und 
ſchließlich diejenigen Folgeerſcheinungen gezeitigt, die wir in Berlin 
und in anderen nord⸗ und oſtdeutſchen Großſtädten in ſo erſchreckender 
Weiſe verkörpert ſehen. Eine der verhängnisvollſten Keime dieſer 
zur Entartung der privaten Wohnungswirtſchaft führenden Ent⸗ 
wicklung ſieht R. Eberſtadt mit Recht in der aus Paris im⸗ 
portierten großſtädtiſchen Monumentalbauweiſe, die in ihrer abwegigen 
Verallgemeinerung in Deutſchland den vorherrſchenden Typ der 
Mietskaſernen ſchuf. 

Dieſe wenigen Bemerkungen über die bisherige deutſche Bau⸗ 
und Wohnungswirtſchaft waren vorauszuſchicken, um bei der Be⸗ 
urteilung der Verhältniſſe, vor denen wir heute ſtehen, 
falſchen Schlußfolgerungen vorzubeugen. 

Tatſache iſt, daß die Aufgaben, die zur Zeit die Befriedigung 
des Bedarfs an Wohnungen an die Baus und Wohnungswirtſchaft 
ſtellt, von dieſer nicht erfüllt werden können. War es bis zu einem 
gewiſſen Grade ſchon immer ſo, daß die Wohnungsverwaltung zu 
einem erheblichen Teil Hypothekenverwaltung war, ſo iſt jene jetzt 
ausſchließlich auf eine Tätigkeit beſchränkt, die man kaum noch als 
eine wirtſchaftliche Hausverwaltung bezeichnen kann. Es dürfte vor 
allem heute, bald zwei Jahre, nachdem die Waffen niedergelegt ſind, 
kaum mehr einen anderen Zweig der deutſchen Wirtſchaft geben, 
auf dem noch immer jede pflegliche wirtſchaftliche Behandlung der 
vorhandenen Sachkapitalien in einem Maße ausgeſchaltet iſt, wie 
wir es bei dem Wohnungsbeſtande erleben. Der wichtigſte, unan⸗ 
taſtbar gebliebene Teil des deutſchen Volksvermögens, der Vorrat 
an Bauwerken, iſt in ſeinem in Goldmark gemeſſenen Werte 
ſchwerſſens bedroht, weil die erforderlichen Reparaturen nicht aus⸗ 
geführt werden können. Der geſtiegene Bedarf an Wohnungen 
ferner kann nicht gedeckt werden, weil infolge der außerordentlichen 
Preiſe jede Bautätigkeit ruht. Soweit in den letzten Jahren über⸗ 
haupt noch gebaut worden iſt und noch gebaut wird, da ſind die 
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Träger dieſer Bautätigkeit gemeinnützige Unternehmungen und öffent; 
lich⸗ rechtliche Körperſchaften, die aber auch hier in keiner Weiſe 
auf der Grundlage wirtſchaftlicher Berechnungen, vielmehr auf der⸗ 
jenigen unwirtſchaftlicher Zuſchußgewährung arbeiten. 

Iſt nun in allen übrigen Zweigen des Wirtiſchaftslebens das 
Beſtreben der behördlichen Wirtſchaftspolitik auch dort, wo an volle 
Wiederherſtellung der freien Wirtſchaft nicht zu denken war, un⸗ 
verkennbar in hier mehr, dort weniger hohem Maße erfolgreich ge: 
weſen, wieder einigermaßen tragfähige Grundlagen für die Wirtſchaft 
herzuſtellen, ſo hat die behördliche Wirtſchaftspolitik, ſoweit man 
überhaupt von einer ſolchen zu ſprechen berechtigt iſt, und in der 
behördlichen Wohnungspolitik nicht vielmehr lediglich Maßnahmen 
ſozialer Fürſorge zu erblicken hat, vollſtändig verjagt!. Die Gründe 
für dieſes Verſagen aufzuzeigen, war Aufgabe des erſten Teils 
dieſer Abhandlung. Als Ergebnis dieſer Politik, der der Name 
Wirtſchaftspolitik nur in ſehr beſchränktem Sinne zukommt, weil 
ſie ohne wirtſchaftliche Einſtellung betrieben wurde, kann man heute 
nur den Zuſammenbruch buchen. Die nun zu erhebende Frage 
muß daher logiſcherweiſe dahin lauten, wie die Bau- und 
Wohnungswirtſchaft neu aufzubauen iſt. | 

Bei Erörterung dieſer von den verſchiedenſten Seiten aufge: 
worfenen Frage iſt zweckmäßigerweiſe an folgende Teilprobleme an⸗ 
zuknüpfen, wobei ſich Gelegenheit bieten wird, die wichtigſten hierzu 
vorliegenden Vorſchläge kennen zu lernen. 

1. Wie muß die Verwaltung und Verteilung des vorhandenen 
Wohnraums künftig erfolgen, damit eine weitere den Intereſſen 
der deutſchen Volkswirtſchaft entgegenlaufende Wertminderung 
des Beſtandes an Wohnungen verhütet wird und die Ber 
dürfniſſe der Wohnungskonſumenten in möglichſt vollkommener 
Weiſe befriedigt werden? (Wohnungs- und Miet: 
wirtſchaft.) 

2. Welche Maßnahmen ſind geeignet, um eine Vermehrung des 
Wohnungsbeſtandes, alſo die Neuproduktion an Wohnungen, 
zu ermöglichen? Dieſes Produktionsproblem iſt unter⸗ 
zuteilen in die Fragen der Landbeſchaffung, der wirtſchaft⸗ 
lichen Nutzbarmachung des Produktionsfaktors Arbeit und der 
Bereitſtellung der erforderlichen Baukapitalien. 


1 Rein verwaltungsmäßig betrachtet, macht ſich hier die auch auf anderen 
Gebieten höchſt ſtörende Trennung der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik in der 
Zentralinſtanz des Reiches geltend. 
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Den beiden Hauptproblemen liegt gemeinſam als entſcheidende 
Grundfrage die der Rentabilität zugrunde. Zur Löſung 
des Neuproduktionsproblems iſt der Verſuch gemacht worden, die 
Rentabilität durch Reichszuſchüſſe und ⸗darlehen herbeizuführen. 
Dieſe Bemühungen hätten aber nur dann den gewünſchten Erfolg 
haben können, wenn durch die Zuſchüſſe tatſächlich der geſamte 
nichtrentierliche Teil der Baukoſten garantiert worden wäre; daß 
dies nicht der Fall war, liegt einmal an der Unzulänglichkeit der 
für dieſe Zwecke bereitgeſtellten Mittel oder, um die Unhaltbarkeit 
dieſes Weges an dem entſcheidenden Punkte zu kennzeichnen, an der 
angeſichts der troſtloſen Finanzlage von Reich, Ländern und Ge⸗ 
meinden durchaus begreiflichen Unmöglichkeit, dieſen Teil der Bau⸗ 
koſten, der pro Kleinwohnung auf 60 000 —70 000 Mark und darüber 
angewachſen iſt, aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten; es liegt 
ſodann an den wenigſtens für die Reichsdarlehen getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen, die die Höhe der Zuſchüſſe pro Raumeinheit auf einen 
beſtimmten, ſelbſt bei der beabſichtigten Erhöhung unzulänglichen 
Satz begrenzten. Damit iſt das Ziel, die Rentabilität zu ſichern, 
natürlich hinfällig geworden. | 

Aber auch für die Ermöglichung einer wirtſchaft⸗ 
lichen, die vorhandenen Werte vor dem Verfall bewahrenden Haus⸗ 
verwaltung iſt die Rentabilitätsfrage entſcheidend. Hier hat 
es an der rechtzeitigen Würdigung dieſes Faktors und infolgedeſſen 
an dahin zielenden Beſtrebungen völlig gefehlt!. Die im erſten Ab⸗ 
ſchnitt gekennzeichnete einſeitige Mieterſchutzpolitik, deren berechtigter 
Kern nicht geleugnet wird, hat es dem Hausbeſitz wirtſchaftlich un⸗ 
möglich gemacht, eine pflegliche Vehandlung des wirtſchaftlich ſo 
überaus wichtigen Beſtandes an Wohnungen Platz greifen zu laſſen; 
dieſer Mangel an pfleglicher Behandlung iſt aber dadurch geradezu 
verhängnisvoll geworden, daß als einziges Mittel, die wohnung⸗ 
ſuchende Bevölkerung überhaupt unterzubringen, übrig blieb, die 
vorhandenen Wohnungen weit über ihre natürliche Tragfähigkeit 
hinaus zu belaſten und damit ihren Verſchleiß in ungeſunder Weiſe 
zu beſchleunigen. 

Die wirtſchaftliche Löſung der Rentabilitätsfrage ſowohl 
in der Bauwirtſchaft wie auch in der Wohnungsver⸗ 
waltung kann, wie bei anderen wirtſchaftlichen Gütern, nur dahin 


1 Der ſchon erwähnte § 10 der Preußiſchen Höchſtmietverordnung iſt un⸗ 
wirkſam geblieben, weil auch er eine Faſſung erhalten hat, die den Mieterſchutz 
der Produktionsförderung überordnete. 
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lauten, daß der Konſum die zur Sicherung der Rentabilität er⸗ 
forderlichen Preiſe trägt. Der Charakter der Wohnung als eines 
Dauergutes macht hierbei freilich beſondere von anderen Zweigen 
der Wirtjchaft abweichende Maßnahmen nötig. Auf dieſe wird be⸗ 
züglich der Wohnungsneuproduktion im Zuſammenhange mit der 
Finanzierungsfrage einzugehen ſein. 

Für die Bewirtſchaftung der vorhandenen Woh— 
nungen laſſen ſich etwa folgende Sätze aufſtellen: Außer der 
Verzinſung des Eigenkapitals und der Grundlaſten in ihrem Anteil 
auf die einzelne Wohnung muß die Wohnungsmiete ſo viel erbringen, 
daß aus ihr alles das beſtritten werden kann, was zur Erhaltung 
und pfleglichen Behandlung der Wohnung erforderlich iſt. Im 
Hinblick auf die beſondere Natur der Wohnung als eines Dauer⸗ 
gutes iſt bei den hierzu dienenden Maßnahmen, bei denen es ſich 
vornehmlich um die Reparaturen handelt, zwiſchen den laufenden 
kleineren und den einmaligen und periodiſchen großen Eingriffen 
zu unterſcheiden. Für jene muß die Miete den baren Kapitalwert, 
für dieſe die Verzinſung und Tilgung des aufgewandten Kapitals 
ergeben, das entweder aus beſonderen hierfür bereit geſtellten Kre⸗ 


diten oder aus hypothekariſchen Belaſtungen auf den durch die vor⸗ 


genommenen Verbeſſerungen ſichergeſtellten und in der allgemeinen 
Geldentwertung, die nach menſchlichem Ermeſſen den Bauwerken 
auf alle Dauer einen über den Vorkriegswert hinausgehenden Wert 
(gemeſſen in der jetzt und künftig beſtehenden deutſchen Geldvaluta) 
verleiht, begründeten Höherwert dieſes wichtigen Teiles unſeres 
Volksvermögens zu gewinnen iſt. Zur Durchführung einer dieſen 
Grundſätzen entſprechenden gerechten Mietpreisfeſtſetzung iſt es zweck⸗ 
mäßig, der Mietpreisermittelung die Unterſcheidung von Grundmiete 
und Unkoſtenmiete (die außer dem Reparaturaufkommen Steuern, 
Abgaben, Gebühren u. a. umſchließt) zugrunde zu legen, wie es 
beſonders von G. Heyer, deſſen Reformvorſchläge auf dem Gebiete 
des Wohnungsweſens noch weiterhin Erwähnung finden werden, 
vorgeſchlagen worden iſt. Gegenüber der bisherigen, auf möglichſte 
Niedrighaltung der Mieten gerichteten Politik bedeuten dieſe Grund⸗ 
ſätze, daß für die Höhe der Mietpreiſe zunächſt im Hinblick auf die 
wirtſchaftliche Verwaltung des Wohnungsbeſtandes die volle Berüd- 
ſichtigung der Wertverſchiebung, die natürlich auch in den Koſten 
der Reparaturen (wie der Höhe der Steuern und der Koſten aller 
ſonſtigen Leiſtungen, wie Waſſer, Müllabfuhr, Reinigung uſw.) zum 
Ausdruck kommt, erforderlich iſt. Dieſe Grundſätze ſind von aller⸗ 
größter Bedeutung, denn die Werterhaltung der Häuſer iſt nichts 
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anderes, als die Erhaltung eines der wichtigſten uns verbliebenen 
Teile des deutſchen Volksvermögens. Es iſt erfreulich, daß fie dem 
Vernehmen nach in der geplanten reichsgeſetzlichen Regelung der 
Mietpreiſe Berückſichtigung finden ſollen. | 

Wenn ich mich nunmehr dem oben unter 1. aufgeftellten erſten 
Grundproblem, der Regelung der Wohnungsverwaltung, 
der Haus⸗ und Mietwirtſchaft zuwende, ſo iſt zunächſt die 
folgende Erwägung anzuſtellen: Der beſtehende Zuſtand iſt — im 
Gegenſatze zu früheren Zeiten — der, daß in den Städten die 
Wohnung von den Wohnungskonſumenten überwiegend nicht aus 
erſter Hand — vom Bauunternehmer — erworben oder auf ſeine 
Beſtellung errichtet wird; es tritt vielmehr zwiſchen den Produzenten 
- und den Konſumenten der Hausbeſitzer, der die Wohnung auf dem 
Wohnungsmarkte als Ware zur Vermietung feilhält. Dieſer Zuftand 
iſt die notwendige Folge der großſtädtiſchen Agglomeration, des Vor⸗ 
wiegens des Mehrfamilienhauſes, im letzten Grunde der ſtarken 
ſtädtiſchen Bevölkerungsfluktuation. Die Wohnungsverwaltung liegt 
alſo in den Händen einer beſonderen Berufsgruppe (oft im Neben⸗ 
beruf ausgeübt), des Hausbeſitzerſtandes; der Wohnungskonſument 
hat nichts mit ihr zu tun. Angeſichts der jetzt — und zum Teil 
auch ſchon vor dem Kriege — beſtehenden Schwierigkeiten in der 
Wohnungswirtſchaft iſt nun die Frage aufgeworfen worden, ob es 
bei dieſem Zuſtande verbleiben könne, oder ob der Hausbeſitz als 
Zwiſchenglied zwiſchen Wohnungsproduktion und »konſumtion ver⸗ 
ſchwinden müſſe. Der Gegenſatz der Auffaſſungen kommt — ab- 
geſehen von den beiden Extremen der ungezügelten Wohnungs- 
privatwirtſchaft und der völlig unklaren radikalen Sozialiſierungs⸗ 
pläne gewiſſer vornehmlich politiſch orientierter Kreiſe — in den 
Vorſchlägen zweier Autoren zum klaren Ausdruck, die ſich in der 
Erörterung dieſer Dinge entſcheidende Geltung verſchafft haben, 
auf der einen Seite des Landeswohnungsinſpektors Dr. Kampff⸗ 
meyer! und in Ergänzung ſeiner Vorſchläge des Stadtbaurats 
Dr. ing. M. Wagner?, auf der anderen Seite des Architekten und 
Bauunternehmers G. Heyers. 


1 Wohnungsnot und Heimſtättengeſetz. Schriften zur Wohnungsfrage des 
Badiſchen und Württembergiſchen Landeswohnungsvereins, 1919. 

2 Vgl. in erſter Linie: Die Abbürdung der Baukoſtenüberteuerung, in 
„Die Volkswohnung“, 1919, Nr. 21. 

2 Soziale Wohnungsreform, 1918; vgl. ferner R. Adolph, Wohnungsnot 
oder Siedlungswirtſchaft, 1920, ſowie verſchiedene Aufſätze von und über Heyer 
in den Jahrgängen 1919 und 1920 der Zeitſchrift für Wohnungsweſen. 
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Kampffmeyer will den privaten Hausbeſitz beſeitigen und 
das Eigentum an der Geſamtheit der Wohnungen — im Endziel — 
und zunächſt die Verwaltung und Verteilung der Wohnungen in 
die Hände der Wohnungskonſumenten e Zu dieſem Zwecke 
ſollen die Mieter zuſammen mit den bisherigen Eigentümern zu 
Zwangsgenoſſenſchaften — Heimſtätten genannt — zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden, die den geſamten Beſtand an Wohnungen 
ihres Bezirks zu verwalten und nach Bedarf an die Wohnungs⸗ 
bedürftigen gegen Mietzins zu vergeben haben. Auf die Einzel⸗ 
heiten dieſer in einem kurzen Geſetzentwurf niedergelegten Vorſchläge 
kann hier nicht eingegangen, es muß vielmehr auf die vorliegende 
Literatur! verwieſen werden. Soweit es ſich bei den Kampffmeyer⸗ 
ſchen Vorſchlägen um die reine Haus- und Mietwirtſchaft handelt 
— ſie gehen weiter und erſtrecken ſich auch auf die Wohnungs⸗ 
produktion, worauf zurückzukommen ſein wird —, beruhen ſie offenbar 
auf dem Gedanken, daß weder das freie Spiel der Kräfte, noch die 
behördliche Zwangswirtſchaft und Mieteinigungsamtspraxis hin⸗ 
ſichtlich der Verwaltung und pfleglichen Behandlung ſowie der Ver⸗ 
teilung der Wohnungen und der Mietpreisbildung zu erträglichen 
Verhältniſſen zu führen vermag und daß die genoſſenſchaftliche 
Selbſtverwaltung, die allerdings nicht ohne einen erheblichen Be⸗ 
amtenapparat ihre Aufgaben erfüllen kann, allein das genügende 
Vertrauen der Mieterſchaft beſitzt, um alles das durchführen zu können, 
was zur Überwindung der beſtehenden Schwierigkeiten unerläßlich 
iſt. Hierzu gehört nicht nur eine pflegliche Behandlung des Wohnungs⸗ 
beſtandes, deren Koſten durch das Mietaufkommen zu decken iſt, ſon⸗ 
dern auch die Sanierung unzulänglicher Wohnungen und Wohnungs⸗ 
viertel, die Zuweiſung genügenden Wohnraumes an alle Wohn⸗ 
bedürftigen, Erſparnis an Wohnungskoſten durch wirtſchaftliche Be⸗ 
ſchaffung von Heizung, Beleuchtung, aller Arten der unter dem 
Namen der Wohnungsergänzungen bekannten Einrichtungen, wirt⸗ 
ſchaftliche Geſtaltung der Abfallbeſeitigung und Müllabfuhr und 
der zweckmäßigen Verwertung der Abfälle und des Mülls und 
anderes mehr. 

Im Gegenſatze zu dieſen in den Rahmen des ſozialiſtiſchen 
Programms fallenden Vorſchlägen zur Regelung des Wohnungs⸗ 
weſens, die ſchnell in den Maſſen der großſtädtiſchen Bevölkerung 


1 Dal. beſonders A. Ellinger, Sozialiſierung des Bau⸗ und Wohnungs⸗ 
weſens, 1920, und die ſehr beachtenswerte Arbeit von Hofmann, Wohn⸗ 
genoſſenſchaften. Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für Wohnungsweſen, 1920. 


— 


861] Die Wohnungswirtſchaft nach dem Kriege 229 


Eingang und erhebliche Anhängerſchaft gefunden haben und für die 
bereits eine ſtarke Agitation in Volksverſammlungen und auf der 
Straße eingeſetzt hat, ſtehen diejenigen von G. Heyer. Dieſer 
hält für die Verwaltung und Verteilung der Wohnung nach wie 
vor die Privatwirtſchaft für die geeignete Wirtſchaftsform, aber 
nicht die ungebundene der Vorkriegszeit, ſondern eine ſtark gezügelte, 
von gemeinſchaftlichen Ideen getragene Privatwirtſchaft. Gerade 
hieraus iſt Heyer nicht nur von den Gegnern jeder Eindämmung 
privatwirtſchaftlichen Handels, ſondern vor allem auch von den 
Anhängern der Kampffmeyerſchen Vorſchläge ein Vorwurf gemacht 
worden. Sie haben darauf hingewieſen, daß die Verwirklichung 
der Heyerſchen Pläne eine Art Hausbeſitzerſyndikat ſchafft. Bewußt 
zielt Heyer in der Tat darauf ab, den Hausbeſitz zu ſtärken, ihm 
eine ſolide Grundlage zu verſchaffen, unreelle und wirtſchaftlich 
wie perſönlich ungeeignete Elemente, die bisher eine ſo große und 
verhängnisvolle Rolle innerhalb des Hausbeſitzerſtandes geſpielt 
haben, aus diefem fern zu halten. Der Weg hierzu iſt — und 
damit hat Heyer das Problem an der entſcheidenden Stelle an⸗ 
gepackt — eine gründliche Reform des Realkreditweſens. Die be⸗ 
hördliche Offentlichkeit und die gemeinwirtſchaftliche Selbſtverwaltung 
ſollen zuſammenwirken, um den Realkredit, die entſcheidende Unter⸗ 
lage für die wirtſchaftliche Potenz des Hausbeſitzes, auf geſunden 
Boden zu ſtellen. Zu öffentlichen Funktionen ſollen werden: Die 
Abſchätzung der Grundſtückswerte — getrennt für Boden und Bau⸗ 
werk — unter Ausſchaltung von offenſichtlichen Kriegskonjunktur⸗ 
und Spekulationswerten, die Feſtlegung einer Verſchuldungsgrenze 
und die Erzwingung der dieſer Grenze und weiterhin der Abnutzung 
des wirklichen Realwertes entſprechenden Entſchuldung und Tilgung. 
Gemeinwirtſchaftlich fol der Realkredit geregelt werden, nach den 
urſprünglichen Vorſchlägen nur für die Beſchaffung der nachſtelligen 
Hypotheken und für die Durchführung der Entſchuldung, nach ihrer 
neuerlichen Formulierung! für den geſamten Realkredit. Zur Ver⸗ 
wirklichung dieſer Vorſchläge ſollen alle Hausbeſitzer eines Bezirks 
zu örtlichen Hausſchaften und dieſe zu Provinzialhausſchaften zu⸗ 
ſammengeſchloſſen werden, die durch Pfandbriefausgabe die Laſten⸗ 
ablöſung und die Beſchaffung der weiterhin nötigen Beleihungs⸗ 
gelder ermöglichen. In engſte Verbindung mit dieſen gemeinwirt⸗ 


1 In dem zunächſt nur für einen engeren Kreis von Sachverſtändigen ge⸗ 
druckten Geſetzentwurf „Deutſches Siedlungsrecht“, deſſen weſentlichen Inhalt ich 
in der Zeitſchrift für Wohnungsweſen, 1920, Nr. 14 und 15 mitgeteilt habe. 
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ſchaftlichen Kreditanſtalten — ähnlich den alten Landſchaften für 
den ländlichen Großgrundbeſitz und einigen ſchon beſtehenden ſtädti⸗ 
ſchen Hausbeſitzerpfandbriefinſtituten — wird die Wohnungspolizei, 
die Wohnungsaufſicht und pflege, die Feuer: und die Mietausfall⸗ 
verſicherung gebracht. Die erwähnte Realwertſchätzung und ihre 
kataſtermäßige Feſtlegung ſoll künftig die Grundlage für die Be⸗ 
wertung bei allen öffentlichen und privaten Rechtsvorgängen — Be: 
ſteuerung, Umſatz, Vermietung (Mietpreisbildung nach den oben⸗ 
erwähnten Grundſätzen) — bilden. 

Gewiß bedeuten dieſe Maßnahmen, über die hier nur in den 
äußerſten Umriſſen berichtet werden konnte und die in bewußter 
Anlehnung an oft behandelte Reformbeſtrebungen zu einem in ſich 
geſchloſſenen Programm ausgearbeitet zu haben ein nicht hoch genug 
zu veranſchlagendes Verdienſt der Heyerſchen Arbeiten bildet, auch 
wenn Einzelheiten dieſes großzügigen Programms noch der Über⸗ 
prüfung bedürfen mögen, eine gewaltige Stärkung und Feſtigung 
des Hausbeſitzes; aber gerade durch die Verknüpfung der öffentlichen 
Funktionen mit denen der Selbſtverwaltung bedeutet das keine Ge⸗ 
fahr für den Wohnungskonſumenten, ſondern im Gegenteil einen 
Schutz vor Ausbeutung und Übervorteilung. Ohne Zweifel liegen 
dieſe Gedankengänge durchaus in der Richtung wirtſchaftlicher Ent⸗ 
wicklungen, wie wir ſie auch in anderen Wirtſchaftszweigen beobachten 
und die ſich etwa dahin charakteriſieren laſſen: Zügelung der Privat⸗ 
wirtſchaft durch Schaffung einer Gemeinverantwortlichkeit aller 
Einzelglieder eines Wirtſchaftszweiges unter öffentlicher Kontrolle bei 
weitgehender Erhaltung der wirtſchaftlichen Initiative aller beteiligten 
Einzelglieder. 

Nach den Heyerſchen Plänen bleibt das Haus, die Wohnung 
— gleichgültig ob es ſich um Eigenhaus, oder Miethaus, oder um 
freies genoſſenſchaftliches Eigentum handelt — freies Privateigen⸗ 
tum des jeweiligen Wirtſchaftsträgers unter gleichzeitiger Sanierung 
der wichtigſten Grundlagen des Hausbeſitzes, vor allem des Real⸗ 
kredits. Die Verwaltung und Verteilung der Wohnungen bleibt 
privatwirtſchaftlich geordnet; das Intereſſe des Einzelbeſitzers bleibt 
eng mit dem Beſitz verknüpft und läßt der freien Initiative breiteſten 
Raum. Jede nur denkbare und wünſchenswerte Entwicklungs⸗ 
möglichkeit des freien Baugenoſſenſchaftsweſens bleibt erhalten. Dies 
ſind meines Erachtens ausſchlaggebende Vorzüge dieſer Pläne gegen⸗ 
über denen Kampffmeyers. Dieſe beſeitigen das private freie Eigen⸗ 
tum, legen die Wohnungsverwaltung in die Hände eines unter allen 
Umſtänden teueren bureaukratiſchen Verwaltungsapparates, dem das 
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perſönliche Intereſſe und damit die freie Initiative fehlt und laſſen 
einer freien geſunden Baugenoſſenſchaftsbewegung, wie wir ſie, wie 
alle Selbſthilfebeſtrebungen, in der Zukunft mehr denn je gebrauchen, 
keinen Raum. Und hier liegt meines Erachtens der pſychologiſche 
und ſoziologiſche Grundirrtum der Kampffmeyerſchen Gedanken, aus 
denen ſeine Vorſchläge erwachſen ſind. Die Zwangsgenoſſenſchaft 
im Wohnungsweſen kann niemals als Fortentwicklung der Ge⸗ 
danken der freien Baugenoſſenſchaftsbewegung gelten; Selbſthilfe 
und Zwang widerſprechen einander; dieſer kann niemals das zuwege 
bringen, was jener möglich macht. Wenn die Kampffmeyerſchen 
Heimſtätten wirklich das ſein könnten, was die Baugenoſſenſchaften 
ſind und ſein wollen, dann wären ſie vielleicht die wünſchenswerte 
Löſung des Wohnungsproblems; fie können es aber nicht fein, weil 
ihre Träger und Glieder — Menſchen ſind, von denen nun einmal 
nur ein geringer Bruchteil zum genoſſenſchaftlichen Wirken befähigt 
iſt. Wenn nun auch Kampffmeyer für ſeine Heimſtätten die Rechts⸗ 
form der Geſellſchaft m. b. H. wählt, um die geſchäftliche Schwer⸗ 
fälligkeit der Genoſſenſchaftsform zu vermeiden, ſo iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß die Geſellſchaft m. b. H. keine geeignete Form zur 
Organiſierung der erſtrebten Selbſtverwaltungskörper iſt und die er⸗ 
hofften Vorzüge der Beteiligung der Wohnungskonſumenten an der 
Verwaltung des Wohnungsbeſtandes in eine geſchäftlich ſchwerfällige 
Bureaukratiſierung dieſer im höchſten Grade der Individualiſierung 
bedürfenden Tätigkeit ausmünden. 

So wertvoll auf der andern Seite die bisher erörterten Ab⸗ 
ſichten Heyers für die Geſundung der Wohnungswirtſchaft ſind, ſo 
ſehr es zu wünſchen iſt, daß nicht länger gezögert wird, das praktiſch 
Verwertbare an ihnen in die Wirklichkeit umzuſetzen, ſo iſt doch nicht 
damit zu rechnen — das liegt im Weſen ſolcher Reformen begründet, 
die ſich nun einmal gegen allerlei bedrohte Intereſſen und gegen 
eine erſtaunliche Zähigkeit im Feſthalten an dem Gegebenen durch⸗ 
zuſetzen haben, auch wenn noch ſo viele Einſichtige ihre Notwendig⸗ 
keit bezeugen —, daß ſie anders als Schritt für Schritt durchgeführt 
werden. Erſt ein geſundeter Hausbeſitz wird bei freier Wirtſchaft 
das leiſten, was jetzt zu leiſten not tut. Als Übergang, Hand in 
Hand mit den beginnenden Reformen, ſind behördliche Eingriffe 
nicht zu entbehren; ſie ſollen aber aufhören, ihre Aufgaben einſeitig 
vom Standpunkte des Mieterſchutzes im bisherigen Sinne zu erfüllen 
und, weil mangelnder Produzentenſchutz immer der ſchlechteſte 
Konſumentenſchutz iſt, neben dem berechtigten Kern des als Ziel un⸗ 
veränderten Mieterſchutzes das Moment der Wirtſchaftlichkeit, vor 
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allem im Sinne der wirtſchaftlichen Verwaltung wertvollſten National⸗ 
gutes, zur Geltung zu bringen. 

Wünſchenswert wäre es gewiß, daß die im Vorſtehenden be⸗ 
handelten Probleme durch die künftige Entwicklung an ihrer Schwere 
dadurch verlieren möchten, daß das ESigenhaus im Flachbau 
die überragende Wohnform würde. Die Kampffmeyerſchen Organi⸗ 
ſationsvorſchläge würden dann an Bedeutung und Werbekraft ver⸗ 
lieren. Der Eigenhausbeſitzer iſt der beſte Hausverwalter; für ge⸗ 
meinſame Aufgaben, die am wirtſchaftlichſten von größeren Ver⸗ 
bänden gelöſt werden, ſind leicht beſondere Abkommen zu treffen. 
Neben dieſer Wohnform wird ſich das Kleinhaus der freien Bau⸗ 
genoſſenſchaft mehr und mehr Geltung verſchaffen; dieſer Entwick⸗ 
lung kann der Zwang nur ſchaden. Die Heyerſchen Vorſchläge zur 
Feſtigung des Hausbeſitzes werden aber gerade für dieſe Entwick⸗ 
lung fruchtbar werden; denn Kreditreform, Verſchuldungsgrenze 
und Tilgungszwang ſind Maßnahmen, die den Wert des Eigen⸗ 
hausbeſitzes und des genoſſenſchaftlichen Bauens nur zu heben ge⸗ 
eignet ſind. 

Aber ſo ſehr dieſe Entwicklung auch die Zukunft unſeres 
Wohnungsweſens beherrſchen muß — darin ſind ſich wohl alle 
Wohnungsreformer einig —, ſo ſehr iſt es ein Mangel realpolitiſchen 
Denkens, zu überſehen, daß das großſtädtiſche Miethaus nicht durch 
noch ſo berechtigte Wünſche aus der Welt zu ſchaffen iſt. Bei allen 
zu treffenden Maßnahmen erfordert es als wichtiger Aktivpoſten 
unſeres Volksvermögens Berückſichtigung. Und dort, wo die Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe zurzeit und in dem gewünſchten Tempo nicht die 
ſo ſehr anzuſtrebende Dezentraliſation geſtatten, neue Wohnungen 
aber aus unabwendbaren volkswirtſchaftlichen Gründen geſchaffen 
werden müſſen, iſt es in der verbeſſerten Form, die ausgebildet zu 
haben das große Verdienſt der Baugenoſſenſchaften iſt, auch künftig 
nicht zu entbehren. Es hieße daher Vogel⸗Strauß⸗Politik treiben, 
die beſprochenen Reformen als zu ſehr auf das bekämpfte Miets⸗ 
hausſyſtem zugeſchnitten für belanglos zu halten. Gerade hier ſind 
Regelungen erforderlich, um es durch Behebung von Mängeln, die 
zu beſeitigen in unſerer Macht ſteht, erträglicher zu geſtalten. 

Wenn ich mich nunmehr dem zweiten Hauptproblem, der Frage 
der Wohnungsneuproduktion, zuwende, ſo werde ich den 
Produktions faktor Grund und Boden nur ſo weit in den 
Rahmen dieſer Erörterungen einbeziehen, als er in den Heyerſchen 
Vorſchlägen eine Rolle ſpielt. In deren letzter Formulierung, dem 
Geſetzentwurf „Deutſches Siedlungsrecht“, vertritt Heyer den 
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Standpunkt der vollſtändigen Bodenſozialiſierung. Dieſe ſoll durch 
allmähliche Tilgung der auf dem Boden laſtenden Schulden und 
des Eigenanteiles des Bodeneigentümers durch die Vermittlung 
der für alle Bezirke zu bildenden Landſchaften durchgeführt werden. 
Nach erfolgter Tilgung bis zur vollſtändigen Wertabſchreibung ſoll 
der bisherige Grundeigentümer, der nunmehr nur noch ein Nutzungs⸗ 
recht (Bodenlehen) hat, an die Landeskaſſe eine Grundrente im Be⸗ 
trage von 4% des kataſtermäßigen Wertes abführen. Der dieſer 
Grundrente zugrunde liegende fiktive Bodenwert ſoll in beſtimmten 
Zeitabſtänden auf Grund des durch Angebot und Nachfrage geregelten 
Wertes neu feſtgeſetzt werden. | 

| So verlockend es auf den erſten Anſchein ſein mag, daß hier 
ein Weg angegeben iſt, auf dem in 50 bis 60 Jahren gegen volle 
Entſchädigung das Recht am Boden in ein Nutzungsrecht übergeleitet 
und die Bodenrente für die Allgemeinheit nutzbar gemacht werden 
ſoll — ein Weg, der jedenfalls beſſer iſt als die den Boden ver⸗ 
teuernde Steuerpolitik der Bodenreformer —, ſo widerſtrebt dieſe 
Bodenſozialiſierung doch zu ſehr dem Verlangen breiteſter Schichten 
nach Beſitz eines eigenen Stückchens Boden, als daß man ihr zuzu⸗ 
ſtimmen vermag. Vollends ungangbar aber iſt dieſer Weg gegen⸗ 
über dem bäuerlichen Landbeſitz, auf den Heyer feine Reform gleich⸗ 
falls angewendet wiſſen will. Für die Erforderniſſe der Wohnungs⸗ 
politik dürfte jedenfalls die Anwendung der Grundſätze einer Ver⸗ 
ſchuldungsgrenze, der Schuldentilgung und der gemeinwirtſchaftlichen 
Regelung des Realkredits, ferner der Verhütung ungeſunder Boden⸗ 
ſpekulation und der Erleichterung der Landbeſchaffung durch Aus⸗ 
geſtaltung des Bodenrechtes (Enteignungsrecht, Vorkaufs⸗ oder An⸗ 
kaufsrecht unter grundſätzlicher Abweichung von den Vorſchriften des 
BGB.) genügen, um dieſen Produktionsfaktor ſo zweckmäßig wie 
möglich in den Dienſt der Wohnungsproduktion zu ſtellen. 

In der Frage, wer künftig Träger der Wohnungs⸗ 
produktion fein ſoll, ſtehen ſich wiederum die Vorſchläge Kampff⸗ 
meyers und Heyers ſcharf gegenüber. Kampffmeyer will ſeine 
Heimſtätten⸗Organiſation, deren Bedeutung für die Wohnungs⸗ 
verwaltung beſprochen wurde, auch zum Träger der Wohnungs⸗ 
produktion machen. Den Ausgangspunkt für dieſen Gedanken bildet 
die Erwägung, daß, wie noch zu zeigen ſein wird, der vorhandene 
Wohnungsbeſtand zur Tragung der Neubaukoſten mit herangezogen 
werden muß und daß die Maſſe der Wohnungskonſumenten nur 
dann das Vertrauen hat, daß die von ihnen zu tragenden Koſten 
in Geſtalt erhöhter Mieten gerecht und zum Nutzen der Allgemein⸗ 
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heit Verwendung finden, wenn die Bautätigkeit in Händen ihrer 
eigenen Organiſation liegt. Demgemäß ſollen die Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſelbſt oder ihre übergeordneten Verbände den künftigen Be⸗ 
darf an Wohnungen in eigener Regie decken. Sie ſollen es über⸗ 
nehmen, jedem Wohnungsbedürftigen nicht nur durch Zuweiſung 
vorhandener, ſondern auch durch Erſtellung neuer Wohnungen Unter⸗ 
kunft zu ſchaffen. 

| Mit Recht ift gegen dieſe Form der Sozialiſierung des Wohnungs⸗ 
weſens eingewendet worden, daß damit eine den Bedürfniſſen des 
Wohnungskonſums entſprechende Wohnungsverſorgung aufs ſchwerſte 
geſchädigt iſt. Einmal würde dann jede Rückſicht auf individuelle 
Bedürfniſſe hinfällig; die ganze Entwicklung des Baugenoſſenſchafts⸗ 
weſens hat erwieſen, daß der Vorzug dieſer Form der Wohnungs⸗ 
produktion, beſonders im Gegenſatze zum Wohnungsbau in Ge⸗ 
meinderegie oder durch Induſtriewerke für ihre Arbeiterſchaft, gerade 
darin liegt, daß der Einzelne auf die Planung der Bauausführung 
Einfluß zu nehmen in der Lage iſt, daß er eine Wohnung bezieht, 
wie er ſie wünſcht und für deren Art und Geſtaltung er ſelbſt mit 
verantwortlich iſt. Das fiele aber in der bureaukratiſch ausgebauten 
Zwangsgenoſſenſchaft mit Sicherheit fort. Noch ſchwerer aber wiegt 
der Einwand, daß der notwendig ſich ergebende Intereſſenkonflikt 
zwiſchen den Heimſtättenorganen als Trägern der Wohnungsverwal⸗ 
tung einerſeits und der Wohnungsproduktion andererſeits die aus⸗ 
reichende und den Bedürfniſſen entſprechende Verſorgung des 
Wohnungsmarktes in Frage ſtellen müßte. Diejenigen, deren 
Wohnungsbedürfnis befriedigt iſt, deren Zuſammenſchluß in erſter 
Linie wirtſchaftlich an der Ertragsfähigkeit und der weiteſtgehenden 
Ausnutzung der vorhandenen Wohnungen intereſſiert ſind, können 
nicht, ohne mit ihren vordringlichſten Intereſſen in Widerſtreit zu 
geraten, zugleich diejenigen ſein, von deren Entſchließungen die Ver⸗ 
ſorgung des Marktes mit neuen Wohnungen abhängt, ganz abgeſehen 
davon, daß derartige Körperſchaften für ſolche wirtſchaftlichen Funk⸗ 
tionen nicht über die ausreichende, aber unentbehrliche Initiative 
verfügen. 

Auch in dieſem Punkte vertritt daher Heyer den Standpunkt 
der freien privaten Wirtſchaft. Für die erforderliche Wohnungs⸗ 
ſtatiſtik, aus der der Bedarf nach neuen Wohnungen ſich ergibt, 
ſorgt nach ſeinen Vorſchlägen das örtliche Siedlungsamt; im Rahmen 
des Bedürfniſſes ſteht es aber jedem frei, zu bauen. Die einzige 
Bindung liegt darin, daß der Bauende Mitglied des gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Selbſtverwaltungskörpers zur Beſchaffung des Realkredits 
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wird und an die Vorſchriften über die Verſchuldungsgrenze und die 
Laſtentilgung gebunden iſt. Die freie Baugenoſſenſchaft findet als 
künftig beſonders geeigneter Träger der Wohnungsproduktion bei 
dieſer Regelung vollauf ihren Platz. 

Was nun die Durchführung der Bautätigkeit betrifft, 
ſo handelt es ſich hier einmal um das Arbeits⸗ und dann um 
das Finanzierungsproblem. Und damit ſtehen wir vor den beiden 
Fragen, die für die unmittelbare Zukunft der Bautätigkeit ent⸗ 
ſcheidend ſind. 

Ich beginne mit der e e Eine Dar⸗ 
ſtellung und kritiſche Würdigung aller hierzu gemachten, zum Teil 
ſehr beachtenswerten Vorſchläge kann freilich nicht Aufgabe dieſer 
Abhandlung ſein. Ihre Zahl iſt ſo groß, ſie werfen im einzelnen 
jo ſchwierige Fragen der allgemeinen Geld: und Währungspolitik 
auf, daß ihre Darſtellung den hier gebotenen Raum überſchreiten 
würde. Es ſei nur erwähnt, daß neben der ſtaatlichen Zuſchuß⸗ 
wirtſchaft und der Aufbringung der Mittel durch Sonderſteuern 
(Mietſteuer, Wohn⸗Luxusſteuer) die Finanzierung der Neubautätig⸗ 
keit auf dem Wege der einfachen Geldausgabe, der Anleihe, der 
Ausgabe beſonderer, durch die Realwerte gedeckter Geldzeichen, der 
Mobiliſierung der Wertſteigerungen des Geſamtbeſtandes an Bau⸗ 
werken in den verſchiedenſten Formen und anderes vorgeſchlagen 
worden iſt. Die Fülle dieſer Anregungen zeigt jedenfalls, welche 
Bedeutung der Finanzierungsfrage für die Ingangbringung der Neu⸗ 
bautätigkeit mit vollem Rechte beigemeſſen wird und wie ſchwierig 
es doch iſt, für die Löſung des Problems den richtigen Weg zu 
finden. 

Die beſondere Schwierigkeit auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens liegt darin begründet, daß es ſich hier um ſo ganz außer⸗ 
gewöhnlich große Summen handelt, die bei dem Rieſenbedarf an 
Neubauten und bei den phantaſtiſchen Preiſen der Einzelobjekte be⸗ 
nötigt werden. Auch andere Produktionszweige erfordern ein un⸗ 
geahntes Maß von Kapitalneubildung; bei ihnen handelt es ſich 
aber um Produktionen, deren Ergebnis ſich in kurzen Perioden 
umſetzt und bei denen der Verbrauch den Kapitalwert oder die 
Verzinſung und Abſchreibung mühelos aufbringt. Die Wohnung 
aber ſtellt ein Gut von größter Lebensdauer dar, das ſich nicht auf 
dem Markte gegen bar umſetzt und deſſen Verzinſung und Tilgung 
ſich auf faſt unabſehbare Zeiten erſtreckt und bei den heutigen Bau⸗ 
preiſen Summen erfordert, die, weil dieſer Verbrauchszweig einen 
ſo beträchtlichen Anteil des Verbrauchsbudgets des einzelnen aus⸗ 
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macht, vom Konſum nicht in gleicher Weile getragen werden kann, 
wie die geſteigerten Preiſe der meiſten übrigen Waren. 5 
Dies iſt, wie im erſten Teile ſchon ausgeführt wurde, auch der 
Grund, warum man zu dem Mittel der berteuerungszuſchüſſe 
(ſpäter der ſogenannten Reichsdarlehen) gegriffen hatte, deſſen Sinn 
es war, dem Bauunternehmer das Riſiko über der Grenze der 
Rentierlichkeit abzunehmen. Dieſes Mittel allein konnte aber das 
Ziel, die Unwirtſchaftlichkeit des Wohnungsbaues zu überwinden, 
nur unter der Vorausſetzung einer vorübergehenden Teuerung er⸗ 
reichen, ein Zuſtand, der zu Beginn dieſer Politik als wahrſcheinlich 
angenommen werden konnte, jetzt aber und ſchon ſeit langem nicht 
mehr beſteht. Es kann daher jetzt nur noch einen Notbehelf neben 
dem Streben nach wirtſchaftlichen Maßnahmen darſtellen. Eine Reihe 
von Einzelmängeln dieſer ſchon mit Rückſicht auf die Staatsfinanzen 
für die Dauer abwägigen Zuſchußwirtſchaft wurde ſchon erwähnt. 
Neuerdings macht ſich das Beſtreben geltend, die nun ſchon einmal 
ausgeworfenen Zuſchußmittel unter der Parole: „jeder Neubau der 
Stadt iſt unproduktiv“ dadurch produktiver anzulegen, daß ſie in 
größerem Maße als bisher in den Dienſt der ländlichen Siedlungs⸗ 
politik geſtellt werden. So ſehr dieſe ländliche Siedlungspolitik 
eine der wichtigſten Lebensfragen unſeres wirtſchaftlichen und natio⸗ 
nalen Daſeins bedeutet, ſo falſch iſt es doch, ihre Förderung mit 
Mitteln betreiben zu wollen, die als Notbehelf für die Überwindung 
der ſtädtiſchen Wohnungsnot geſchaffen wurden. Die ländliche 
Siedlungspolitik erfordert eigene finanzelle Mittel. Die verfügbaren 
Zuſchüſſe für die Überwindung der eigentlichen Wohnungsnot ſind 
zur Erreichung dieſes Zweckes ſo gering, daß es falſch wäre, ſie 
noch dadurch zu kürzen, daß man ſie anderen Zwecken, deren Er⸗ 
reichung auf ganz anderen Vorausſetzungen aufgebaut iſt, dienſtbar 
macht. Ebenſo falſch iſt die Forderung: „Kein Neubau mehr in 
der Stadt.“ Mit dieſem Schlagwort macht man das Ziel, die be⸗ 
ſtehenden Wohnungsmißſtände in den Städten zu beſeitigen, un⸗ 
erreichbar, die, da Deutſchlands Lebensfähigkeit von der Ermöglichung 
induſtrieller Ausfuhrüberſchäſſe abhängt, auch weiterhin, wenn auch 
in geſunderem Aufbau, ihre Daſeinsberechtigung haben. Sollte daher 
das Mittel der Überteuerungsſchüſſe oder Darlehen noch weiterhin 
angewendet werden müſſen, ſo iſt zu fordern, daß ſie nur unter 
dem Geſichtspunkte der Wohnungsnot gewährt und völlig von den⸗ 
jenigen Mitteln getrennt werden, deren die ländliche Siedlungs⸗ 
politik bedarf. Gegen die Vermengung dieſer beiden Zwecke ſpricht 
vor allem auch die Tatſache, daß ſie dazu beiträgt, wie die Er⸗ 
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örterungen über dieſe Frage immer wieder zeigen, die Gegenſätze 
zwiſchen Stadt und Land zu verſchärfen. 

Es wurde ſchon gezeigt, daß die Regierungspolitik neuerdings 
dahin geht, die Mittel für den Neubau, ſoweit ſie nicht rentierlich 
find, durch die Mietſteuer oder eine Abgabe zum Ausgleich der 
Neubaukoſten aufzubringen. Der urſprüngliche Gedanke der Miet⸗ 
ſteuer, der zuerſt von M. Wagner! vorgeſchlagen wurde, war der, 
die unproduktive Verſchuldung des vorhandenen Bautenbeſtandes zu 
verhüten; zu verhüten, daß die Beſitzer der beſtehenden Bauwerke 
ſich die Steigerung der Neubaukoſten dadurch zu eigenem Vorteil 
zunutze machten, daß ſie die Mieten entſprechend den Preiſen der 
Neubauten erhöhten, dieſen Mehrwert ohne eigene Aufwendungen 
in die eigenen Taſchen leiteten und ihn durch unproduktive hypo⸗ 
thekariſche Belaſtung zu Kapital machten und damit verewigten. Die 
Aufbringung von Mitteln für die Neubautätigkeit war zunächſt bei 
dieſen Plänen noch Nebenzweck. Der urſprüngliche Hauptzweck be⸗ 
ſteht auch heute unvermindert fort; mehr als je gilt heute, daß 
auf die Dauer die erhöhten Werte trotz Mieterſchutz und allen 
künſtlichen Schranken ſich realiſieren und ihren Ausdruck in höheren 
Mietpreiſen und geſteigerten Umſatzpreiſen finden und künftig zu⸗ 
nehmend finden werden. Es kann ſich darum jetzt nur fragen, in 
weſſen Taſchen dieſe Höhererträge fließen werden; nimmt ſie nicht 
die Allgemeinheit in Anſpruch, fo tut es der private Hausbeſitzer; 
dies zu verhüten, iſt nach wie vor der geſunde Gedanke der 
Mietſteuer (wie auch der berechtigte Kern des Mieterſchutzes). Aber 
daneben gilt es, diejenigen Geldmittel für die Bautätigkeit auf⸗ 
zubringen, die der Wohnungskonſument nicht verzinſen kann, ohne 
daß die Miete auf ein Vielfaches der Friedensſätze ſteigt. Die Ver⸗ 
wendung der Erträgniſſe der Mietſteuer für die Deckung dieſes 
nicht rentierlichen Teiles des bei der Wohnungsproduktion auf⸗ 
zuwendenden Kapitals iſt daher jetzt das Beſtreben, das auch in 
den Vorſchlägen Kampffmeyers zur Ermöglichung der Wohnungs⸗ 
produktion ſeinen Platz gefunden hat. 

Gegen die Mietſteuer in dieſer Form iſt aber folgendes ein⸗ 
zuwenden: Die Mietſteuer wirkt in höchſtem Grade unſozial; ſie 
trifft die minderbemittelten Schichten verhältnismäßig härter als 
die beſſer geſtellten. Dem könnte theoretiſch durch eine Staffelung 
begegnet werden; praktiſch ſteht ihr aber im Wege, daß ſich kein 


1 Bauwirtſchaft, Realkredit und Mieten im und nach dem Kriege, in 
Finanz⸗ und Volkswirtſchaftliche Zeitfragen, 34. Heft, 1917. 
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gerechter Staffelungsmaßſtab angeben läßt; denn die Auswahl der 
Wohnungen nach Größe und Mietpreis in Anpaſſung an die wirt⸗ 
ſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Wohnungskonſumenten iſt wegen 
der völligen Verſteifung des Wohnungsmarktes jetzt und auf lange 
Zeit in keines Menſchen Belieben geſtellt. Für eine kurze Zeit zur 
notdürftigen Überwindung vorübergehender Schwierigkeiten könnte 
man dieſen Mangel in Kauf nehmen. Als Übergangsmaßnahme 
wäre die Mietſteuer daher hinzunehmen, wenn man ſicher iſt, ſie 
bald durch eine beſſere Maßnahme ablöſen zu können. Iſt das aber 
nicht der Fall, fo birgt fie gerade als Übergangsmaßnahme die 
Gefahr in ſich, daß nach ihrer Aufhebung der in dem Steuerſatz 
ausgedrückte Geldbetrag, den der Mieter zahlt, als erhöhte Miete 
forterhoben wird und in die Hände des Hausbeſitzers fließt. Damit 
wäre der urſprüngliche Zweck der Mietſteuer hinfällig geworden. 
Eine wirklich wirtſchaftliche Verwendung ferner des Ertrages der 
Mietſteuer iſt kaum denkbar, da die Verteilung durch die erhebenden 
Behörden notwendig eine bürokratiſche, ſchwerfällige gleich der der 
Überteuerungszuſchüſſe und Reichsdarlehen fein muß. Es kommt 
hinzu, daß bei der nach den bisher bekannt gewordenen Plänen vor⸗ 
geſehenen Verwendung als Baukoſtenzuſchuß in Kapitalform ihre 
Erträgniſſe (ca. 4 bis höchſten 6 Millionen Mark bei 10% Steuerſatz 
zuzüglich etwa des gleichen Betrages aus den von den Gemeinden 
zu erhebenden Zuſchlägen) viel zu gering ſind, um eine ausreichende 
Deckung des wirklichen Geldbedarfs zu gewährleiſten. Da bei der 
ſozialen und ſteuerlichen Ungerechtigkeit der Mietſteuer nur mit 
einer kurzen Dauer ihres Beſtehens gerechnet werden kann, würden 
dieſe Erträge fortfallen, ehe das Ziel, das jetzt für ihre Einführung 
beſtimmend iſt, erreicht ſein wird. 

Solche Erwägungen haben Heyer, der urſprünglich auch für 
die Mietſteuer eingetreten war, dazu beſtimmt, einen anderen Vor⸗ 
ſchlag zu machen. Er fordert die kataſtermäßig feſtzulegende Wert⸗ 
erhöhung des geſamten Beſtandes an Bauwerken je nach ihrem 
Alter um 50 bis 100% (heute wird man ſchon höher greifen können 
und müſſen), die gleichzeitige Beſchlagnahme dieſes Zuſchlagswertes 
durch die zum Zwecke der Bauwerksbeleihung gebildeten gemein⸗ 
wirtſchaftlichen Selbſtverwaltungskörper des Hausbeſitzes eines Be⸗ 
zirkes auf dem Wege der hypothekariſchen Belaſtung und ſeine 
Realiſierung nach dem jeweiligen Bedarfe an Zuſchußgeldern für 
Neubauten, wobei deren rentierlicher Wert mit 100 %pꝓ über den 
Friedenswerten anzunehmen iſt, durch Pfandbriefausgabe, deren 
Verzinſung und Tilgung durch entſprechende Mieterhöhungen zu 
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bewirken iſt. Die unbeſtreitbaren Vorzüge dieſes Vorſchlages liegen 
in folgendem: Im Zuſammenhange mit den weiter oben erörterten 
Vorſchlägen Heyers über die Mietwirtſchaft betrachtet, fließt dem 
Hausbeſitzer aus den erhöhten Mieten nur ein ſolcher Anteil zu, 
der ſeine wirklichen Unkoſten in dem Maße deckt, daß ihm eine 
geſunde Hausverwaltung geſtattet iſt. Die den weitergehenden Real⸗ 
werterhöhungen, die der Pfandbriefausgabe als Grundlage dienen, 
entſprechenden Mietſteigerungen ſind infolge der Beſchlagnahme des 
Mehrwertes für immer dem Hausbeſitzer entzogen. Die zwangs⸗ 
mäßige Tilgung der Pfandbriefe führt zu einer allmählichen Ab⸗ 
ſchreibung des Zuſchlagswertes. Die durch die Pfandbriefausgabe 
gewonnenen Gelder werden gemeinwirtſchaftlich verwaltet und fließen, 
da ſie je nach dem Baubedarf mobiliſiert werden, automatiſch in die 
Hände, die ſie wirklich wirtſchaftlich verwerten können. Die erhöhten 
Mieten liefern nicht Kapital, ſondern die Mittel zur Kapitalverzinſung; 
dies entſpricht der Tatſache, daß die Bauten Dauerwerte darſtellen. 
Die allgemeine Erhöhung der Gebäudewerte iſt in der Geldentwertung 
vollauf begründet, die auf abſehbare Zeit, d. h. für die Lebensdauer. 
der belaſteten Bauwerke unter Berückſichtigung der Wertabſchreibung 
nach menſchlichem Ermeſſen nicht unter den Friedenswert plus 100% 
zurückgehen wird; dafür bürgt die Tatſache, daß es ſich bei der 
Geldentwertung um eine nicht auf Deutſchland beſchränkte, ſondern 
um eine allgemeine wirtſchaftliche Folgeerſcheinung des Krieges handelt. 

Es kann aber nicht überſehen werden, daß die Schwierigkeit 
der Durchführung dieſes Vorſchlages in der Aufnahmefähigkeit des 
Kapitalmarktes für die erforderlichen Pfandbriefe liegt. In der 
Induſtrie haben wir in der jüngſten Vergangenheit ja vielfach die 
Realiſierung der durch die Geldentwertung verurſachten Höher⸗ 
bewertungen der Anlagen durch Neuausgabe von Aktien erlebt. 
Zuletzt hat ſich aber doch vielfach die Schwierigkeit der Geldaufnahme 
auf dem Kapitalmarkt gezeigt, ſo daß das Mittel der gemeinwirt⸗ 
ſchaftlichen Kapitalbildung mehr und mehr herangezogen wird oder 
doch Gegenſtand ernſthafter Erwägungen bildet. Auch wenn man 
in Betracht zieht, daß die Pfandbriefe mit ihrer ſicheren Realdeckung 
heute, da alle ſonſtigen Werte recht unſicher geworden ſind, mehr 
denn je beliebte Anlagewerte darſtellen, die vielleicht auch im Aus⸗ 
lande Nachfrage finden würden, wenn ſie jetzt in größerem Umfange 
auf den Markt kämen, ſo iſt es dennoch zweifelhaft, ob es möglich 
ſein wird, die bei der von Heyer vorgeſchlagenen Aktion erforder⸗ 


liche Menge von Pfandbriefen unterzubringen. Wäre es aber 


dennoch möglich — es würde ſich zunächſt um einige Milliarden 
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handeln, die dann allmählich zur Durchführung des dem großen 
Bedarf an Neubauten entſprechenden Bauprogramms nach Maßgabe 
der erfaßbaren Bauſtoffe auf 15—20 Milliarden Mark und mehr 
anwachſen würden —, jo würden dieſe Mengen von Pfandbriefen 
eine gefährliche Konkurrenz für die ſonſtigen feſtverzinslichen Papiere 
bilden, deren Kurs dann in unerwünſchter Weiſe gedrückt werden 
könnte. Es iſt ferner zu bedenken, daß den neuauszugebenden 
Pfandbriefen die der bisherigen Belaſtung der Bauwerke ent⸗ 
ſprechenden Pfandbriefe im Range vorausgehen; Vorausſetzung für 
die Durchführung dieſes Vorſchlages würde es deshalb ſein müſſen, 
daß ſie Hand in Hand mit einer ſorgſamen Neueinſchätzung aller 
Grundſtückswerte und der im Vorhergehenden in den Grundzügen 
angedeuteten Realkreditreform erfolgte, die nach den Heyerſchen 
Wünſchen darauf abzielt, alle auf dem Grundſtück laſtenden Schulden 
den bisherigen Kreditgebern zu nehmen und einheitlich in die Hand 
der neu zu ſchaffenden Hausſchaften zu legen. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß dieſe weitgehenden Vorſchläge, auch geſetzt, 
daß ihnen keine ſonſtigen Bedenken entgegenſtehen, nur ſehr all⸗ 
mählich verwirklicht werden können. Alle dieſe Schwierigkeiten legen 
die Erwägung nahe, ob man nicht andere Finanzierungswege für 
den im Grundſatz geſunden Heyerſchen Gedanken, aus den Miet⸗ 
aufſchlägen nicht das Baukapital, ſondern nur deſſen Verzinſung 
und Tilgung zu decken, gehen muß. Vielleicht bietet ſich ein ſolcher 
in der Form einer Neubauanleihe, unter Umſtänden in der Form 
der Zwangsanleihe, die ſich auf der grundbuchlich feſtgelegten Wert⸗ 
erhöhung der beſtehenden Bauwerke aufbaut. Es verdient in dieſem 
Zuſammenhange Erwähnung, daß man Zeitungsmeldungen zufolge 
im Freiſtaate Thüringen und in einzelnen Städten zur Aufbringung 
der Neubaukoſten den Weg der Anleihe zu gehen beabſichtigt und 
die Erträge der hier geplanten Mietſteuer lediglich zur Verzinſung 
und Tilgung dieſer Anleihe benutzen will. 

Die Wege zur Erfüllung der im Vorſtehenden erörterten 
Finanzierungsvorſchläge bedürfen ſicher noch in mancher Hinſicht 
der Prüfung und Klärung. Gibt man aber die Geldentwertung, 
wie wir ſie jetzt erleben, bis zu einem beſtimmten Grade als den 
Dauerausdruck weltwirtſchaftlicher Umwälzungen zu, folgert man 
hieraus ferner die Erhöhung des Preisausdrucks der realiter un⸗ 
veränderten Güter, hier der Bauwerke, ſo iſt man berechtigt, in der 
Heranziehung der dieſen erhöhten Preisausdrücken entſprechenden Geld⸗ 
ſummen, mit denen durch Arbeit neue Kapitalien in Geſtalt neuer 
Bauwerke gebildet werden ſollen, nicht mehr als ein wirtſchafts⸗ 
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techniſches Problem zu ſehen, das zu löſen möglich iſt; zu dem Wie 
der Löſung haben Spezialfachleute das Wort. Als Grundlage für 
das, was für die Finanzierung der kommenden Bauwirtſchaft 
Gebot der Stunde iſt, läßt ſich zuſammenfaſſend folgendes 
bezeichnen: 

Ziel iſt die Wiederherſtellung 25 Rentabilität des Bauens. 
Der Weg, dem freien Spiel der Kräfte wiederum die Tore zu öffnen, 
iſt noch nicht gangbar, weil damit das Preisniveau plötzlich und 
jedenfalls für eine beträchtliche Zeitſpanne eine unerträgliche Höhe 
erreichen würde. Aber weder die Produktion noch der Staat ſind 
in der Lage, aus eigenen Kräften die Differenz zwiſchen dem 
rentierlichen Wert und den wirklichen Baukoſten zu tragen. Um 
dieſe Differenz auszufüllen, müſſen ſämtliche Wohnungskonſumenten 
herangezogen werden; diejenigen, die in Neubauten wohnen, dadurch, 
daß ſie einen entſprechend der angenommenen Werterhöhung der 
alten Bauwerke erhöhten Mietzins entrichten; diejenigen, die in den 
alten Wohnungen Unterkunft haben, dadurch, daß ſie den ange— 
nommenen Höherwert der von ihnen bewohnten Bauwerke in Geſtalt 
entſprechend erhöhter Mieten verzinſen und tilgen, dieſen Mehrzins 
aber nicht in die Hände der Hauseigentümer, ſondern in einen vom 
geſamten Hausbeſitz gemeinwirtſchaftlich verwalteten Zuſchußfonds 
leiten. Dieſer Fonds iſt aber entſprechend ſeiner Herkunft nicht 
ſelbſt als Kapital zu verwenden oder in Kapital umzuſetzen; es ſind 
vielmehr die dem erhöhten Geldausdruck der Häuſer äquivalenten 
Summen aus dem Geldumlauf zu erfaſſen und aus den Erträgniſſen 
ihrer realen Unterlagen, der vorhandenen Güter der Volkswirtſchaft, 
hier der Gebäude, d. h. alſo aus den erhöhten Mieten der alten 
Bauwerke, zu verzinſen und zu tilgen. Der praktiſche Weg zur Er⸗ 
faſſung dieſer umlaufenden Geldmittel kann verſchieden ſein: Pfand⸗ 
briefausgabe oder Pfandanleihe. 

Zum Schluß eine kurze, nur auf wenige Hinweiſe beſchränkte 
Betrachtung des Produktionsfaktors: Arbeit. In ihm iſt 
letzten Endes das ganze Problem der Neuſchaffung von Wohnungen 
als Produktionsproblem verankert. Iſt die Frage der Produktivität 
der Arbeit gelöſt, ſo iſt es auch das Finanzierungsproblem. Die 
Löſung beider Probleme muß Hand in Hand gehen und ſich ent- 
gegenarbeiten. Das erforderliche Kapital muß die Produktion zu— 
nächſt in Bewegung ſetzen und zur Auswirkung bringen; dann wird 
das Finanzierungsproblem von ſelbſt in ſeiner Schwere gemildert 


werden. Damit aber die in ihrer Produktivität geſteigerte = 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 
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die ihm zufallende Leiſtung ausüben kann, muß fie dort zunächſt 
und am ſtärkſten beeinflußt werden, wo ihre Wirkungen auf die 
geſamte Wirtſchaft am nachhaltigſten ſind. Das iſt in der Land⸗ 
wirtſchaft — deren Produktivitätsſteigerung in ihrem Ertrage, den 
Nahrungsmitteln, die phyſiologiſche Vorausſetzung für die Leiſtungs⸗ 
ſteigerung der Arbeit in der geſamten Volkswirtſchaft ergibt — 
und im Bergbau — deſſen Produktivitätsſteigerung die Ergiebigkeit 
der wichtigſten Rohſtofferzeugung (Kohle, Erze uſw.) erhöht. Die 
zunächſt aufzubringenden Kapitalien für den Wohnungsbau ſind 
daher zuerſt in die Landwirtſchaft und in den Bergbau zu leiten, 
um hier die wichtigſten Vorausſetzungen für die Produktivitäts⸗ 
ſteigerung der Arbeit in dieſen entſcheidenden Wirtſchaftszweigen, 
nämlich Unterkünfte für die erforderlichen Arbeitskräfte, zu ſchaffen. 
Für den Bergbau iſt, wie im erſten Teil dieſer Abhandlung gezeigt 
wurde, ein beachtenswerter, aber in ſeiner bisherigen Ausgeſtaltung 
nicht ausreichender Weg zur Erreichung dieſes Zieles bereits ge⸗ 
funden; die Kapitalſchaffung iſt hier in beſonderer Weiſe und zwar 
gemeinwirtſchaftlich gelöſt, indem die erforderlichen Summen durch 
einen Preisaufſchlag auf die Kohle gewonnen werden. Ohne Zweifel 
iſt dieſer Weg auch in anderen Zweigen der Induſtrie, zum Beiſpiel 
in der Form einer Abgabe von der Kaliausfuhr, künftig gangbar. 
Für die Landwirtſchaft fehlt es an einer beſonderen Löſung. Hier 
wird bis jetzt der Weg angeſtrebt, die erforderlichen Baukoſten durch 
die Städte aufbringen zu laſſen. Richtiger wäre es, entſprechend 
der im Vorhergehenden für die Städte und die Induſtrie erörterten 
Löſung in dem in ſeinem Werte ſo erheblich geſteigerten Grund 
und Boden auf dem Wege der Beſchlagnahme der eingetretenen 
Wertſteigerung die reale Grundlage für die Kapitalbildung zu ſchaffen. 
Notwendig iſt es jedenfalls, die Schaffung von Wohnungen auf 
dem Lande aufs ſtärkſte in den Vordergrund zu rücken. 

Ein beſonderes Kapitel der Wohnungswirtſchaft, das im An⸗ 
ſchluß an die ſoeben kurz geſtreifte Produktion der Urſtoffe (Nahrungs⸗ 
mittel, Kohle, Erze) ſeinen Platz zu finden hätte, iſt die Bauſtoff⸗ 
frage. Wenn die unerträglich hohen Preiſe der wichtigſten Bauſtoffe 
auch zu einem überwiegenden Prozentſatz auf die ſtändigen Lohn⸗ 
ſteigerungen zurückzuführen ſind, ſo enthält die Bauſtoffwirtſchaft 
doch auch preisſteigernde Momente, die bei zielbewußter Wirtſchafts⸗ 
leitung ausgeſchaltet werden können. Es iſt zum Beiſpiel unver⸗ 
ſtändlich und volkswirtſchaftlich kurzſichtig, wenn der Forſtfiskus, der 
ein Drittel der geſamten Holzproduktion in Händen hat, in ver⸗ 
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ſchiedenen Ländern ein Holzgeſchäft betreibt, das nicht anders als 
wucheriſch zu nennen iſt und das den privaten Waldbeſitzern natür⸗ 
lich als gern geſehenes Beiſpiel bei der Feſtſetzung der Holzpreiſe 
mit über 1000 Mk. ſtatt 40—60 Mk. pro Kubikmeter dient. Es 
iſt ebenſo unbegreiflich, das Zementwerke, die früher dem Zuſammen⸗ 
bruche nahe waren, heute hohe Dividenden zahlen, ſeit das Monopol 
hier ein vollſtändiges iſt, und daß dabei die einzelnen, durch drei den 
Zementmarkt beherrſchende Syndikate zuſammengefaßten Werke nur 
mit einem geringen Bruchteil ihrer Leiſtungsfähigkeit arbeiten. Dieſe 
Dinge näher zu behandeln liegt aber außerhalb des Rahmens dieſer 
Arbeit. 

Bei dem hohen Prozentſatz der Produktionskoſten, den die 
Arbeitslöhne, teils in der Bauſtoffproduktion, teils im Wohnungs⸗ 
bau ſelbſt, ausmachen (vor dem Kriege zuſammen ca. 80% der 
Geſamtkoſten), kommt dem Arbeitsproblem im engeren Sinne 
entſcheidende Bedeutung zu. Rückgang der Leiſtungen, beruhend auf 
phyſiologiſchen, pſychologiſchen und politiſchen Urſachen, bei ſteigen⸗ 
den Löhnen ſind hier wie in unſerer geſamten Volkswirtſchaft die 
entſcheidenden Tatſachen, denen gegenüber die herkömmlichen Mittel 
verſagen. Die Arbeiterfrage iſt, darüber kann kein Zweifel beſtehen, 
in ein neues Stadium der Entwicklung eingetreten. Die notwendige 
Leiſtungsſteigerung der Arbeit und die Anpaſſung der Löhne an ein 
wirtſchaftlich erträgliches und die Produktion lohnend machendes , 
Maß iſt nur noch durch eine irgendwie geſtaltete neue Einordnung 
der lebendigen Arbeit in den Produktionsprozeß denkbar, die auf 
der Grundlage gemeinſamer wirtſchaftlicher Verantwortung von 
leitenden und ausführenden Kräften zu denken ſein wird. Überall, 
nicht nur in Deutſchland, ſehen wir Anſätze dieſer Entwickelung 
(Arbeitsgemeinſchaften, Betriebsräte, Kammer der Arbeit, work 
commitess, joint industrial commitees in England, Gilden⸗ 
ſozialismus u. dgl.). Daneben ſtehen die Beſtrebungen, die Wirtſchaft 
durch Ausgeſtaltung der Produktions- und Abſatzorganiſation und der 
Betriebstechnik planmäßig auf die höchſte Ergiebigkeit einzuſtellen, 
ſowie die Eingliederung der Arbeit in den Produktionsprozeß und 
die einzelne Arbeitsleiſtung durch wiſſenſchaftliche Betriebsführung ſo 
zweckmäßig wie möglich zu geſtalten. Das alles ſind Dinge, die 
unſer ganzes jetziges Wirtſchaftsleben beherrſchen und im Bauweſen 
nur ihre beſondere bewußt geförderte Ausprägung gefunden baben. 

Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Erwähnt 


ſei nur, daß im Bauweſen ſowohl die Typiſierung und die Normung 
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ſyſtematiſch entwickelt wird, als auch der Anwendung tayloriſcher 
und verwandter Beſtrebungen die größte Aufmerkſamkeit gewidmet 
wird. Eine Beſonderheit dieſes Wirtſchaftszweiges bilden aber die 
vielfach hervorgehobenen Beſtrebungen, den ſtarken Wunſch breiteſter 
Schichten nach einem eigenen Heim der notwendigen Verbilligung 
und Leiſtungsſteigerung der Arbeit durch unentgeltliche Arbeitshilfe 
oder durch vollſtändiges Selbſtbauen der Siedler dienſtbar zu machen. 
Das Wirken des Hauptmanns Schmude und ſeiner Arbeits- und 
Siedlungsgemeinſchaften und des Hauptmanns Aumann, das Vor⸗ 
gehen oſtpreußiſcher Siedler, die genoſſenſchaftliche Siedlung „Frei: 
land“ in Müncheberg bei Berlin, die Tätigkeit ſelbſtbauender Einzel⸗ 
ſiedler im Kreiſe Niederbarnim u. a. ſind bahnbrechende Beiſpiele, die 
vielfach Nachahmung gefunden und zu ſchönen Teilerfolgen geführt 
haben. Gerade im Bauweſen haben auch Arbeitsgenoſfenſchaften 
(mit großem Erfolge zum Beiſpiel in Magdeburg) auf die Hebung 
der Arbeisleiſtung und damit auf die Verbilligung der Produktion 
günſtig einzuwirken vermocht. Bei allen dieſen Beſtrebungen ſind 
aber wohl die erzieheriſchen Wirkungen höher einzuſchätzen, als die 
etwa zu erwartenden praktiſchen Erfolge. Sie ſtehen und fallen mit 
den an ihnen beteiligten Führerperſönlichkeiten und mit der Aus⸗ 
wahl der Menſchen, die für ſie gewonnen werden. Für die Geſamt⸗ 
heit des Bauweſens aber werden ſie immer nur Ausnahmen bilden. 

Die politiſch und gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft er: 
wartet eine wirklich entſcheidende Löſung des Arbeitsproblems im 
Bauweſen, d. h. die Hebung der Arbeitsfreudigkeit und damit 
der Arbeitsleiſtung und in deren Folge der Verbilligung der Bau: 
produktion allein von der Sozialiſierung der Baubetriebe. Zu irgend⸗ 
welchen praktiſchen Vorſchlägen hat es hier die Arbeiterſchaft aber 
ebenſowenig gebracht, wie auf anderen Gebieten des Wirtſchafts⸗ 
lebens; alle Erörterungen hierüber ſcheiterten ſchon an dem Begriffe 
der Sozialiſierung, zu deſſen wirtſchaftlich verwertbarer Deutung 
man vor Doktrinarismus nicht zu kommen vermochte. Schließlich 
kam man zu keinen anderen Forderungen, als denen der Vergeſell⸗ 
ſchaftung der Produktionsmittel einſchließlich der Bauſtoffbetriebe 
und der Überführung der Baubetriebe in Gemeinderegie. Wie aber 
die Erfüllung dieſer Forderungen möglich ſein ſoll, zu der es, da 
nach der Reichsverfaſſung die Enteignung nur gegen Entſchädigung 
zugelaſſen iſt, ungeheurer Geldmittel bedürfte, iſt unbeantwortet ge⸗ 
blieben. 

Dagegen iſt von anderer Seite ein viel beachteter und in: 
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zwiſchen auch ſchon praktiſch erprobter Vorſchlag zur Neugeſtaltung 
der Baubetriebe gemacht worden. Er ſtammt von dem ſchon mehr: 
fach erwähnten Stadtbaurat M. Wagner. Geſchichtlich knüpft 
Wagner an den vorkapitaliſtiſchen Baubetrieb, die klöſterlichen Bau⸗ 
brüderſchaften und Bauhütten, an, in denen die Bauherren zugleich 
Auftraggeber und Bauunternehmer waren. In Anlehnung an dieſe 
Vorbilder will er die heute am Bauweſen vornehmlich beteiligten 
Berufsgruppen, die Baumeiſter, Bauunternehmer und Bauarbeiter, 
zu unternehmungsloſer, vom Kapitalismus losgelöſter Gemeinſchafts⸗ 
arbeit zuſammenfaſſen. Er will aber dabei die volle freie Konkurrenz 
der Einzelbetriebe, die für das Baugewerbe charakteriſtiſch find und 
es ſeiner Natur nach bleiben werden, aufrecht erhalten und die 
unſerem Wirtſchaftsleben in den letzten beiden Jahren in großem 
Umfange abhandengekommene individuelle Bewertung und Bezahlung 
der Arbeitskraft wieder einführen; gerade die Beſeitigung der Be⸗ 
herrſchung des Betriebes durch den kapitaliſtiſchen Unternehmer ſoll 
den Weg für die Einführung der Akkordarbeit und der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Betriebsführung in Anlehnung an das Taylorſyſtem frei⸗ 
machen. Der hiernach aufzubauende Baubetrieb — die erſte Grün⸗ 
dung dieſer Art in Berlin führt den Namen „Bauhütte“, ſoziale 
Baugeſellſchaft — trägt die Rechtsform der Geſellſchaft m. b. H., 
deren Geſellſchafter öffentliche Körperſchaften (Stadt, Provinzen, 
Gemeinden, Verſicherungsanſtalten u. dgl.) und gemeinnützige Unter⸗ 
nehmungen, insbeſondere die früher erwähnten Wohnungsfürſorge⸗ 
Geſellſchaften und andere gemeinnützige Siedlungsunternehmungen, 
aber auch Einzelperſonen, insbeſondere aus den Kreiſen der am 
Bauweſen unmittelbar Beteiligten ſind. Die Organe: Geſchäfts— 
führer, Aufſichtsrat und Geſellſchafterverſammlung üben die geſetz⸗ 
lichen Funktionen aus; neben ihnen ſteht aber als beſonderes beauf⸗ 
tragtes Organ der Geſellſchafterverſammlung der Betriebsvorſtand, 
in dem die Geſchäftsführung, die Angeſtelltenſchaft, die dauernd im 
Betriebe angeſtellte Arbeiterſchaft und die nur zeitweiſe im Betriebe 
beſchäftigte fluktuierende Arbeiterſchaft (dieſe durch die beteiligten 
Gewerkſchaften) vertreten ſind. Dem Betriebsvorſtand liegt die 
Regelung aller die Arbeiter: und Angeſtelltenſchaft unmittelbar be⸗ 
rührenden Verhältniſſe (Anſtellung, Entlaſſung, Entlohnung, Feſt⸗ 
ſetzung der Betriebsordnung) und die Teilnahme an der Ordnung 
wichtiger Betriebsfragen ob. Der Reingewinn des Betriebes wird 
zur Schaffung von Rücklagen, zur Verzinſung des Geſellſchafts— 
kapitals, zur Bildung eines Wohlfahrtsſtockes und ſchließlich zur 
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Auswerfung von Gewinnanteilen an alle in den Betrieben beſchäf⸗ 
tigten Perſonen verwandt. 

Die bisher vorliegenden Erfahrungen mit derartigen ſozialen 
Baugeſellſchaften, deren Zahl in Deutſchland ſchon eine beträchtliche 
iſt und die ſich in einem Verbande zuſammengeſchloſſen haben, ſind 
hinſichtlich der Hebung der Arbeitsfreude, der Steigerung der 
Arbeitsleiſtungen und der u des Bauens nicht ungünſtige. 
Bei der Beurteilung dieſer Betriebe iſt freilich zu berückſichtigen, 
daß eine weſentliche Konkurrenz auf dem Baumarkte zurzeit nicht 
beſteht; es muß abgewartet werden, ob dieſe Betriebe auch unter 
normalen Verhältniſſen in betriebsorganiſatoriſcher oder ⸗-techniſcher 
Beziehung der durch perjönliche Intereſſen getragenen privaten 
Wirtſchaft gewachſen ſind, die unter den neugeſchaffenen Verhält⸗ 
niſſen auch Wege finden muß und wird, um die Arbeiterſchaft als 
mitverantwortliche Glieder in anderer Weiſe als bisher in den 
Produktionsprozeß einzuführen. Immerhin liegt hier ein beachtens⸗ 
wertes Beiſpiel ſozialer Betriebsgeſtaltung vor, das unter beſonderen 
örtlichen und perſönlichen Vorausſetzungen einen Erfolg bedeutet 
und jedenfalls mehr iſt als das ſonſt übliche Schlagwort von der 
Sozialiſierung. 

Blicken wir zurück, jo ſtellt ſich als Ergebnis der vorauf- 
gegangenen Ausführungen dar, daß die Wohnungsfrage heute mehr 
denn je in allen ihren Teilen ſchwierige wirtſchaftliche Probleme 
birgt. Die Wohnungsverwaltung, das Vermietungsgeſchäft, die 
Finanzierung der Neubautätigkeit, die Bauſtoffbeſchaffung, die Pro⸗ 
duktions verteilung, die Betriebsorganiſation, die Verwertung der 
Arbeitskraft, alle dieſe Einzelfragen erfordern mehr als ſoziale und 
wirtſchaftliche Notbehelfe; ſie erfordern teilweiſe eine grundlegende 
Neugeſtaltung und planvolle Leitung des Ganzen. Mit Organiſieren 
und Verordnen iſt einer erſchütterten Wirtſchaft nicht zu helfen; 
beides kann nur den Rahmen für zielklares, wirtſchaftliches Wägen 
und Handeln abgeben. Die Wohnungsfrage erſcheint damit als 
Teilglied in dem Geſamtgebäude der deutſchen Wirtſchaft, die es 
neu aufzubauen gilt. Die ſoziale Wohnungsfrage iſt jetzt nur zu 
löſen, wenn es gelingt, der ihr zugrunde liegenden Wirtſchafts⸗ 
probleme Herr zu werden; die brennendſte Frage iſt im Augenblick, 
mit wirtſchaftlichen Mitteln die Wohnungsproduktion zu fördern. 
Die Wohnungsfrage iſt daher jetzt mehr als alles andere eine Frage 
der Wohnungswirtſchaft. 
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Erſtes Kapitel 
Zweck, Ort und Quellen der Anterſuchung 


Die ſtädtiſche Boden⸗ und Wohnungsfrage als Problem iſt erſt 
jüngeren Datums, ſie geht in Deutſchland nicht über die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts zurück. Wenn auch dem Altertum 
und dem Mittelalter die Wohnungsnot und das Wohnungselend 
keineswegs unbekannte Erſcheinungen waren, ſo entwickelte ſich doch 
erſt in neuerer Zeit eine mächtige Bewegung zu ihrer Abwehr. Wie 
nur wenige ſoziale Fragen hat gerade die Wohnungsfrage das 
Intereſſe der Allgemeinheit erregt. Eine emſige Agitation begann 
insbeſondere nach dem Kriege 1870/71, als ſich infolge des wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufſchwunges in der Gründerzeit eine große Wohnungs- 
not einſtellte. Zahlreiche Vereine wurden gegründet, die ſich ein- 
gehend mit den Reformfragen beſchäftigten, Kongreſſe vereinigten 
die Wohnungsreformer aller Länder zu gemeinſamer Ausſprache, und 
es entſtand eine Wohnungsliteratur, die heutzutage kaum noch zu 
überſehen iſt. 

Gewiß haben alle dieſe Arbeiten, insbeſondere die umfangreichen 
literariſchen Unterſuchungen, wichtige Erkenntniſſe zutage gefördert, 
trotzdem iſt noch manche bedeutungsvolle Frage offen geblieben. Das 
gilt unter anderem von der Kernfrage der Wohnungspolitik, inwie⸗ 
weit nämlich die Bodenſpekulation die Mietpreiſe zu beeinfluſſen 
vermag, mit anderen Worten, ob das in allen Großſtädten beobachtete 
Anwachſen der Wohnungsmieten zurückzuführen ſei auf das jtändige 
Emportreiben der Bodenpreiſe ſeitens der Bodenbeſitzer, oder ob 
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nicht vielmehr umgekehrt die wachſenden Bodenpreiſe lediglich eine 
Folge der ſteigenden Mieten ſeien. Es unterliegt wohl keinem 
Zweifel, daß die richtige Beantwortung dieſer Frage von größter Be⸗ 
deutung für unſere Wohnungspolitik werden muß. 

In Deutſchland können wir zwei Gruppen von Wohnungs⸗ 
theoretikern unterſcheiden, die hierauf ganz verſchiedene Antworten 
gegeben haben. Die eine Gruppe ſteht auf dem Standpunkt, daß 
die Preisbildung beim ſtädtiſchen Boden auf ungeſunden und will⸗ 
kürlichen Grundlagen beruhe und vornehmlich auf Machenſchaften 
der Bodenſpekulation zurückzuführen ſei. Das Spekulantentum be⸗ 
ſitzt nach dieſer Lehre die Macht, die Bodenpreiſe nach ſeinem Er⸗ 
meſſen feſtzuſetzen. Die einmal hochgetriebenen Preiſe bleiben dann 
dauernd hoch und führen zu einer dauernden Belaſtung der Konſu⸗ 
menten in Geſtalt erhöhter Mietspreiſe. Dem gegenüber betont die 
andere Richtung, daß die Bodenſpekulation nicht imſtande ſei, den 
Bodenpreis künſtlich zu erhöhen, ſondern ſie nehme nur die zu⸗ 
künftige, auf natürlicher Entwicklung beruhende Wertſteigerung vor⸗ 
weg. Die Spekulation ſchaffe nicht Werte, ſondern ſpüre ſie nur 
auf. Nicht der Bodenpreis beſtimme die Mieten, ſondern umgekehrt, 
die Mieten, die von dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
auf dem Wohnungsmarkt abhängig ſeien, beſtimmen den Boden⸗ 
preis. Die Spekulation habe auch nicht, wie vielfach behauptet wird, 
das Intereſſe, den Boden ſo lange wie möglich von der Bebauung 
fern zu halten, ſondern im Gegenteil den Wunſch, ihn ſobald wie 
möglich zu erſchließen. 

Der Streit über dieſe Frage, der vielfach mit Erbitterung ge⸗ 
führt worden iſt, iſt noch nicht beendet, und es ſcheint, als ob es 
nicht möglich wäre, auf vorwiegend deduktivem Wege zu einer all⸗ 
gemein anerkannten, klaren Erkenntnis der Dinge zu gelangen. 
Darum iſt auch von verſchiedenen Seiten die Herbeiſchaffung weiteren 
induktiven Materials als dringend notwendig bezeichnet worden. 

Gewiß liegen ſchon aus zahlreichen Städten Deutſchlands Unter⸗ 
ſuchungen vor, die durch ſorgfältige monographiſche Darſtellungen 
der Boden- und Wohnungsverhältniſſe Aufklärung zu bringen ſuchten. 
Wenn trotzdem der Zuſammenhang von Boden: und Mietpreiſen bis 
jetzt noch nicht genügend geklärt erſcheint, ſo mag der Grund hier⸗ 
für darin zu ſuchen ſein, daß man ſich bei dieſen Unterſuchungen 
in der Regel vorwiegend mit dem einen Teil der Frage, der Be⸗ 
wegung der Bodenpreiſe, beſchäftigt hat, während die Darſtellung 
der Mietpreisverhältniſſe ſtark vernachläſſigt worden war. Erſt durch 
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eine gemeinſame Erforſchung beider Faktoren iſt eine völlige Auf: 
klärung zu erhoffen. | 

Auf dieſen Mangel haben Bücher! (ſchon 1891) und neuer: 
dings vor allen Willibald Mildſchuh nachdrücklich hingewieſen. 
Mildſchuh hat Es auch unternommen, die Boden⸗ und Mietpreis⸗ 
verhältniſſe in einer Großſtadt (Prag) für einen dreiunddreißig⸗ 
jährigen Zeitraum ſehr eingehend zu unterſuchen ?. Doch war es bei 
der ganzen Anlage der Arbeit auch noch nicht möglich geweſen, klar 
zu erkennen, welche Wirkung der etwa durch die Bodenſpekulation in 
die Höhe getriebene Bodenpreis auf die Mietpreiſe auszuüben ver⸗ 
mag. Wir ſehen wohl, daß der Preis des Grund und Bodens in 
der Peripherie von Prag durch die Spekulation bedeutend verteuert 
wird, und Mildſchuh ſchließt daraus, daß mit der Steigerung der 
Bodenpreiſe ſich auch die Herſtellungskoſten der Häuſer und infolge⸗ 
deſſen auch die Mieten erhöhten?. Dieſe Schlußfolgerung 
liegt wohl ſehr nahe, trotzdem iſt ſie aber nicht ohne weiteres als 
richtig anzuerkennen. Gewiß iſt eine ſolche Wirkung der Boden⸗ 
preisſteigerung möglich und denkbar, doch kann ebenſogut eine andere 
Folgeerſcheinung eintreten, nämlich daß die Rentabilität des in den 
Wohnhäuſern angelegten Kapitals immer mehr abnimmt, ſo daß 
ſich ſchließlich die Beſitzer überhaupt nicht mehr halten können. So 
lehrreich und intereſſant auch Mildſchuhs Unterſuchungen in ſehr 
vieler Hinſicht ſind, für die Beantwortung dieſer Frage reicht aber 
das Material nicht aus. Aus feinen Feſtſtellungen kann nicht er: 
kannt werden, ob die Macht der Bodenbeſitzer wirklich ſo groß iſt, 
daß ſie ſogar die Preiſe der Wohnungsmieten in die Höhe ſchrauben 
können. Und da Mildſchuh die Bodenverſchuldung überhaupt nicht 
berückſichtigt hat, gibt uns ſeine Arbeit auch keinerlei Auskunft, in⸗ 
wieweit das geltende Hypothekenrecht an der Preisbildung mit⸗ 
beteiligt iſt. Um dieſe Frage beantworten zu können, iſt es nötig, 
die Unterſuchungen noch eingehender zu geſtalten. Es genügt nicht, 
die Bewegung der Bodenpreiſe einerſeits und die Bewegung der 
Mietpreiſe andererſeits je für ſich zu verfolgen und zu vergleichen. 
Es muß hierbei ein größeres Gewicht darauf gelegt werden, klarzu⸗ 
ſtellen, wie die Bodenpreiſe in privatwirtſchaftlicher Hinſicht auf den 


1 Bücher, Die Wohnungsenquete der Stadt Baſel, 1891. 

2 Mildſchuh, Mietzinſe und Bodenwerte in Prag in den Jahren 1869 
bis 1902. 

2 Allerdings mit der Einſchränkung, daß nicht die ganze Mietsſteigerung 
der Bodenſpekulation zur Laſt zu ſchreiben iſt. 
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Hauseigentümer einwirken. Das kann wohl nur in der Weiſe geſchehen, 
daß man regelrechte Rentabilitätsberechnungen der einzelnen Häuſer 
anſtellt. Hierzu gehört in erſter Linie eine genaue Kenntnis des 
Anlagekapitals, nämlich der Baukoſten und der Koſten für den Grund 
und Boden, und ferner der erzielbaren Mietpreiſe. Die Rentabilität 
wird aber weiter durch die Höhe der hypothekariſchen Belaſtung 
ſowie durch die Bedingungen beeinflußt, unter denen die Hypotheken 
gewährt worden ſind. Darum iſt weiter eine ganz genaue Kenntnis 
der Verſchuldung erforderlich. Derartige Berechnungen verſchaffen 
uns eine deutliche Vorſtellung davon, in welchem Maße eine Steige⸗ 
rung der Bodenpreiſe auf die wirtſchaftliche Lage der Hausbeſitzer 
einzuwirken vermag. Wo wir Bodenpreiſe vorfinden, die im Ver⸗ 
hältnis zu den Mieten zu ſtark in die Höhe getrieben erſcheinen, 
können wir mit dem Hausbeſitzer gewiſſermaßen mitfühlen, wie er 
alles daran ſetzen muß, um durch Erzielung höherer Mieten das ge- 
ſtörte Gleichgewicht zwiſchen dem Anlagekapital und der Mieteinnahme 
wiederherzuſtellen. Läßt ſich dann weiter feſtſtellen, daß die Mieter 
regelmäßig dieſem Drucke der Hausbeſitzer nachgeben müſſen, dann 
wäre der Beweis erbracht, daß die Mieten letzten Endes vom Boden⸗ 
beſitzer diktiert werden. 

Es dürfte keine undankbare Aufgabe ſein, an der Hand von 
einwandfreiem ſtatiſtiſchen Material einmal nachzuſpüren, ob ein der⸗ 
artiger Zuſammenhang zwiſchen Boden- und Mietpreiſen wirklich be⸗ 
ſteht. Man wird dazu zweckmäßig die Peripherie einer ſich ſtark 
entwickelnden Stadt ausſuchen müſſen, wo die Neubauten auf bisher 
unbebautem Gelände errichtet werden, weil hier der etwaige Einfluß 
der Bodenpreiſe auf die Mietpreiſe am reinſten in Erſcheinung treten 
kann. Von Intereſſe find dabei nur reine Wohnviertel, während 
Induſtriegelände ſowie Geſchäftsſtraßen ausſcheiden müſſen. Zweck⸗ 
mäßig wird es dabei ferner ſein, Gegenden mit verſchiedenartigen 
Wohnhaustypen in die Unterſuchung hineinzuziehen, alſo ſowohl 
Bezirke mit vorherrſchendem Kleinwohnungsbau als auch ſolche mit 
vorwiegend herrſchaftlichen Wohnungen (Villenviertel). Denn es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß der Kampf um die Miete zwiſchen Haus⸗ 
beſitzer und Mieter einen verſchiedenen Ausgang nimmt, je nachdem 
die Mieter ſich aus wohlhabenden oder lediglich aus den ärmſten 
Schichten der Bevölkerung zuſammenſetzen. 

Ein Ort, für den dieſe Vorausſetzungen zutreffen, iſt die Ge⸗ 
meinde Berlin-Mariendorf, die für die vorliegende Arbeit ausgewählt 
worden iſt. Sie liegt im Süden von Berlin und umfaßt ein Ge⸗ 
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biet von rund 1122 ha. Ziemlich genau in der Mitte der Ge⸗ 
markung befindet ſich die alte Dorfaue, die von dem Südrande der 
Reichshauptſtadt etwa 5½ km entfernt iſt. Die Verbindungsſtraße 
der Dorfaue mit Berlin (über Berlin⸗Tempelhof), die Chauſſee⸗ 
ſtraße, iſt die Hauptverkehrsader des Ortes, hier entſtanden die erſten 
Mietskaſernen, hier befinden ſich die wichtigſten Geſchäfte, Gaſthäuſer 
u. dgl. m. Im Nordweſtzipfel der Gemarkung, weſtlich der Dres⸗ 
dener Bahn, war ganz abſeits von dem eigentlichen Dorfe eine Villen⸗ 
kolonie entſtanden, Südende, die in den 1870er Jahren von einer Aktien⸗ 
geſellſchaft gegründet worden iſt, und ſeitdem eine recht gute Ent⸗ 
wicklung genommen hat. Das Gelände zwiſchen der Chauſſeeſtraße 
und Südende war in den letzten zwei Jahrzehnten der Hauptſchau⸗ 
platz des Grundſtückshandels und der Bautätigkeit geweſen, es iſt 
das Gebiet, das uns in den folgenden Ausführungen am meiſten 
beſchäftigen wird. Dazu kommen noch einige Straßen ſüdweſtlich 
der Dorfſtraße, in denen in den letzten Jahren der Wohnhausbau 
lebhaft eingeſetzt hat. 

Das Material für die e die Kaufpreiſe, die Miet⸗ 
preiſe und die Angaben über die Höhe der hypothekariſchen Be- 
laſtung der Grundbeſitzungen iſt vornehmlich dem ſtaatlichen Grund⸗ 
ſteuerkataſter, ferner den Grundakten des Grundbuchamtes und den 
Gemeindeakten entnommen. Ferner iſt die Feſtſtellung der Bau⸗ 
koſten zahlreicher Häuſer notwendig geweſen. Die Schätzungen der⸗ 
ſelben ſind von einem ſehr erfahrenen Mariendorfer Maurermeiſter 
vorgenommen worden, der ſelbſt mehrfacher Hausbeſitzer in Marien⸗ 
dorf iſt und dort zahlreiche Häuſer ſelbſt gebaut hat. 


Zweites Kapitel 


Das Verfahren bei der Sammlung der Kaufpreiſe und 
der Mietpreiſe 


Die für die einzelnen Grundſtücke in Mariendorf gezahlten Kauf⸗ 
preiſe ſind den ſogenannten Eigentumsveränderungsliſten entnommen, 
dia die Grundbuchämter über jeden Eigentumswechſel den Katajter- 
ämtern zuſtellen. Außerdem ſind in zahlreichen Fällen die Grundakten 
ſelbſt herangezogen worden. Die vereinbarten, dem Verkäufer gezahlten 
Geldbeträge bilden aber für den Käufer nur einen Teil, wenn auch den 
größten Teil der Koſten, die ihm durch die Erwerbung eines Grund⸗ 
ſtückes entſtehen. Um die Geſamtkoſten zu erhalten, müſſen zu den 
vereinbarten Kaufpreiſen noch die zahlreichen Beſitzwechſelabgaben 
hinzugerechnet werden. Es handelt ſich dabei vor dem Kriege um 
folgende Angaben: 


— 
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R Der Auflaſſungsſtempel nach dem preußiſchen Stempel⸗ 
ſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

2. Der Reichsſtempel (Reichs umſatzſteuer). 

3. Die Gemeindeumſatzſteuer. 

4. Die Kreisumſatzſteuer. 


In Mariendorf haben dieſe Eigentumsübertragungskoſten im 
Jahre 1896 1% 6 des Wertes der umgeſetzten Grundſtücke betragen, 
und fie ſtiegen an bis auf 32/3 %% für bebaute und 4,17% für un⸗ 
bebaute Grundſtücke im Jahre 1911. 

Dazu kommen noch die Notariatskoſten für den Kaufvertrag, der 
wohl immer abgeſchloſſen wird, und die Gerichtskoſten für die Auf⸗ 
laſſung, die Eintragung des Reſtkaufgeldes u. dgl. m., die zuſammen 
auf etwa ein Drittel vom Hundert des Wertes veranſchlagt werden 
können. 

Alle dieſe Eigentumsübertragungskoſten werden faſt ausnahmslos 
von dem Käufer getragen, ſie ſind daher in den folgenden Unter⸗ 
ſuchungen, ſoweit es ſich dabei um genaue Rentabilitätsberechnungen 
handelt, den vereinbarten Kaufpreiſen hinzugerechnet worden. Damit 
ergeben ſich die geſamten Unkoſten, die mit dem Erwerb eines Grund⸗ 
ſtückes verbunden waren. 

Die Mietpreife find den Hausliſten entnommen, die jährlich für 
die Zwecke der Einkommenſteuerveranlagung von den Hausbeſitzern 
aufgeſtellt und dann in den Gemeindeämtern aufbewahrt werden. Für 
Mariendorf gingen dieſe Liſten nicht über das Jahr 1903 zurück. 

In den Hausliſten ſind die Mietzinſen, wie es allgemein im 
praktiſchen Leben üblich iſt, nach den einzelnen Wohnungen eingetragen. 
In dieſer Form gegebene Mietpreisangaben laſſen aber keinen exakten, 
ziffernmäßigen Vergleich zu mit den Boden⸗ und Baukoſten. Dieſe 
werden ſtets auf ein beſtimmtes Flächenmaß zurückgeführt. Für eine 
Unterſuchung, die den Zuſammenhang zwiſchen Boden- und Mietpreiſen 
erforſchen will, iſt es notwendig, auch die Mieten auf die Flächen- 
einheit, den Quadratmeter, umzurechnen. Das könnte geſchehen, indem 
man den Flächeninhalt der einzelnen Wohnungen ausmißt. Ein 
ſolches Verfahren würde aber außerordentlich umſtändlich und zeit⸗ 
raubend ſein und kann daher für eine größere Unterſuchung kaum in 
Frage kommen. Darum iſt hier ein anderer, in der Kataſterverwaltung 
ſchon erprobter Ausweg gewählt worden, der ſtets benutzt werden kann, 
ſobald die Größen der bebauten Flächen bekannt ſind. 

Das Verfahren beſteht darin, daß man die Mieten ſämtlicher in 
einem Geſchoß befindlichen Wohnungen zuſammenzählt und durch den 
Flächeninhalt der bebauten Fläche dividiert!. Damit erhält man den 
Mietpreis von 1 qm Wohnfläche. Zu dieſer Wohnfläche gehören nicht 
nur die Flächen der eigentlichen Wohnräume, ſondern auch der Treppen- 


u Bei Gebäuden, in denen einzelne Geſchoſſe, zum Beiſpiel das Dachgeſchoß 
oder das Kellergeſchoß, nur teilweiſe bewohnt werden, iſt es natürlich not⸗ 
wendig, den Flächeninhalt dieſer Teile beſonders (am einfachſten nach den Bau ⸗ 
akten) zu berechnen. 
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häuſer, Flure, die Mauerſtärken uſw. Es handelt ſich hier alſo ge- 
wiſſermaßen um eine Bruttowohnfläche. 

Wenn auch dieſe Bruttowohnfläche nicht identiſch iſt mit der wirk⸗ 
lichen Wohnfläche, ſo iſt dennoch zu erwarten, daß die auf dieſe Weiſe 
gewonnenen Durchſchnitte die Unterſchiede in der Höhe der Mieten 
in den verſchiedenen Ortsteilen ſowie die Entwicklung der Mietpreiſe 
getreu wiederzugeben vermögen. Denn das Verhältnis zwiſchen der 
Brutto- und der reinen Wohnfläche kann bei gleichartigen Gebäuden 
als ziemlich konſtant angeſehen werden, wenn man berückſichtigt, daß 
bei den modernen Mietshäuſern ſtets danach geſtrebt wird, den vor- 
handenen Raum nach Möglichkeit auszunutzen. 

Die in den Hausliſten angegebenen, zwiſchen Mieter und Ver⸗ 

mieter vereinbarten Mietpreiſe ſtellen aber nicht lediglich die Entſchä⸗ 
digung für die Überlafjung der Nutzung der vermieteten Räume dar, 
ſondern enthalten in der Regel noch Vergütungen für weitere Leiſtungen 
der Hauseigentümer. Dieſe Vergütungen müſſen in ihrer Höhe er- 
mittelt und von den vereinbarten Bruttomieten abgezogen werden, 
will man zu der reinen Miete, der Nettomiete, gelangen. In Marien 
dorf wie in den meiſten größeren Städten und Vororten tragen die 
Vermieter die Ausgaben für folgende beſondere Zwecke: 
für die Treppen⸗ und Flurbeleuchtung, 
für das durch Waſſerleitung den Mieträumen zugeführte Waſſer, 
für die Müllabfuhr, 
für die Schornfteinreinigung, 
für die Reinigung des Hauſes, event. auch für Portierdienſte 
und für den Nachtwächter, 
für den Anſchluß an die Kanaliſation. 
Bei denjenigen Häufern, in denen ſich Zentralheizung und Vorrich— 
tungen für die Verſorgung der Wohnungen mit warmem Waſſer be— 
finden, treten ſchließlich noch die Koſten für die Heizung und für das 
erforderliche Heizungsmaterial hinzu. 

Innerhalb einer Gemeinde ſtehen dieſe Ausgaben in der Regel 
in einem ziemlich feſten Verhältnis zur Bruttomiete. Für die unter 
1—6 aufgeführten Leiſtungen wird in Groß-Berlin im allgemeinen 
ein Betrag von 8 % des Bruttoertrages angenommen. Dieſer Satz 
iſt mit Hilfe der für eine Anzahl Mariendorfer Häuſer geführten 
Ausgabenbücher nachgeprüft worden. Dabei ergab ſich für dieſe Ge- 
meinde zwar ein etwas höherer Betrag, trotzdem iſt der Satz von 8 % 
für die vorliegenden Unterſuchungen beibehalten worden, weil nicht 
genügend Ausgabebücher zur Verfügung geſtanden haben, nach denen 
eine Korrektur mit völliger Sicherheit vorgenommen werden konnte, 
und weil jener Prozentſatz auch in der Geſchaftswelt allgemeine An- 
erkennung gefunden hat. 

Zur Beſtimmung der Abzüge, die unter Umſtänden außer für 
Warmwaſſerverſorgung und für Zentralheizung vorgenommen werden 
müſſen, wurden die Erfahrungsſätze benutzt, die von den Steuerbehörden 
bei der Veranlagung der Einkommenſteuer und der Ergänzungsſteuer 
ermittelt worden ſind. Danach wurden folgende Abzüge vorgenommen: 


a N 
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1. für Warmwaſſerverſorgung allein. . 4% der Bruttomiete, 

2. für Zentralheizung allein 8% s . 
und 3. für Zentralheizung und mn 

verſorgung zufammen . . . . 10 % = 
Nach Abzug aller dieſer Beträge ergibt ſich, wie geſagt, die „Netto⸗ 
miete“ eines Hauſes. Aus dieſer hat aber der Hausbeſitzer noch ver⸗ 
ſchiedene andere regelmäßig wiederkehrende Laſten und Ausgaben zu 
beſtreiten, die ferner noch ermittelt und abgezogen werden müſſen. Erſt 
dann gelangen wir zu dem wirklichen „Reinertrag“, den ein Grund⸗ 
ſtück ſeinem Beſitzer gewähren kann, und der für die Bewertung des 
Grundſtückes in erſter Linie maßgebend iſt. 
Dieſe Ausgaben ſind folgende: 
1. die Realſteuern (Grund- und Gebäudeſteuer), 
2. die Feuerverſicherungsprämie und 
3. die Ausgaben für die Verwaltung und Inſtandhaltung des 
Hauſes (Reparaturkoſten). | 

In Mariendorf wurde vor dem Kriege von den Hausgrundſtücken 
eine Grundſteuer von 3 vom Tauſend des gemeinen Wertes erhoben. 
Da die Bruttomieten, wie aus einer groben Durchſchnittsberechnung 
ermittelt wurde, etwa 6,2 % des Grundſtückswertes ausmachen, ergab 
eine einfache Regeldetrierechnung, daß die Grundſteuer durchſchnittlich 
4,8 % der Bruttomieten beträgt. In ähnlicher Weiſe wurde berechnet, 
daß die Feuerverſicherungsprämie etwa 0,65 % der Bruttomieten be⸗ 
trägt. Dabei war angenommen, daß die Prämien durchſchnittlich auf 
0,4% vom Baukoſtenwert feſtgeſetzt ſind 1. 

Während die Feſtſtellung der Höhe dieſer beiden Poſten verhältnis⸗ 
mäßig einfach war, ſtellten ſich der Ermittlung der für die Verwaltung 
und Inſtandhaltung der Häuſer in Mariendorf aufzuwendenden oer 
außerordentlich große Schwierigkeiten entgegen. Die Frage iſt nu 
zu beantworten auf Grund zahlreicher zuverläſſig und ſorgfältig ge= 
führter Ausgabenbücher der Hausbeſitzer, die ſich zudem auf einen 
möglichſt langen Zeitraum erſtrecken müſſen, da die Reparaturkoſten 
in den einzelnen Jahren verſchieden hoch zu ſein pflegen. Derartige 
Bücher waren aber nur vereinzelt zu erhalten, auch erſtreckten ſich dieſe 
nur auf einige wenige Jahre. Darum wurde davon Abſtand genommen, 
für Mariendorf beſondere Sätze zu berechnen, es wurden vielmehr 
wieder die Erfahrungsſätze der Steuerverwaltung verwendet. Für die 
Vororte Berlins gilt ein Abzug von etwa 6%%p von den Bruttomieten 
hierfür als angemeſſen. Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß die 
Reparaturkoſten in ſolchen Häuſern, die vorwiegend kleine Wohnungen 
von ein bis drei Zimmer enthalten, in der Regel höher ausfallen als 
in Häuſern mit großen herrſchaftlichen Wohnungen. Der kleine Mann 


1 Die tatſächlich gezahlten Prämien find allerdings noch höher, weil die 
Feuerverſicherungstaxen durchweg viel zu hoch ausgefallen find. Sie umfaſſen 
in Mariendorf nicht nur den Gebäudewert, ſondern in der Regel auch noch den 
Wert des Grund und Bodens mit. Auf dieſe Umſtände iſt aber bei der Be⸗ 
rechnung des Abzuges keine Rückſicht genommen worden. 
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nutzt die Wohnräume nicht nur ſtärker ab, er zieht auch viel häufiger 
als der Inhaber einer großen Wohnung. Und es iſt bekannt, daß bei 
jeder Neuvermietung zahlreiche Reparaturen auszuführen ſind, die nicht 
notwendig geworden wären, wenn der bisherige Mieter die Wohnung 
weiter behalten hätte. In dem eigentlichen Mariendorf überwiegen die 
Häuſer mit vielen kleinen Wohnungen. Darum wurde ein Reparatur⸗ 
koeffizient von 6,5 bis 7 „ eingeſetzt. 

Die Geſamtſummen der baren Auslagen, die der Hausbeſitzer 
jährlich aus der Bruttomiete zu beſtreiten hat, ſetzt ſich demnach in 
folgender Weiſe zuſammen: 

1. die ſogen. Nebenabgaben . . 8, 0 „% der Bruttomiete, 

2. die Realfteuern . . . 4,8 %, 

3. die Feuerverſicherungsprämien .. 0,65 % und 

4. die Reparaturkoſten uw. . 6,5 bis 7%, 
zuſammen 19,95 bis 20,45 . 

Für die vorliegende Arbeit iſt ein Durchſchnittsſatz von 20% 
für das eigentliche Mariendorf und von 19% für die Villenkolonie 
Südende angenommen worden, da hier die ſogenannten Reparatur⸗ 
koſten etwas geringer zu veranſchlagen ſind als dort. Dazu treten in 
Südende unter Umſtänden noch die Ausgaben für die Zentralheizung 
und Warmwaſſerverſorgung, jo daß ſich alsdann Abzüge in folgender 
Höhe ergeben: 

1. bei Häuſern mit Warmwaſſerverſorgung allein. . 23 %, 
2. bei Häuſern mit Zentralheizung allen . 27% und 
3. bei Häuſern mit Zentralheizung und mit Warm⸗ 
waſſerverſorgun gg 29% 
der Bruttomieten. 

Dieſe Zahlen gelten für die Zeit von 1910 bis 1913. In den 
Jahren 1907 bis 1909 betrug die Grundſteuer 2 v. T. und von 
1904 bis 1906 1,7 v. T. des gemeinen Wertes. Die Abzüge ſind 
daher für dieſe Jahre um rund 1 bzw. 2% zu kürzen. 

In dieſer Weiſe, allerdings mit verſchiedenen, oft mehr oder 
weniger richtigen Anſätzen, find bisher wohl allgemein die Reinertrags⸗ 
berechnungen von Mietshausbeſitzungen ausgeführt worden. Es fehlt 
aber noch ein Poſten, der in der Praxis faſt immer vernachläſſigt 
worden iſt, nämlich ein Amortiſationsbetrag für die Abnutzung der 
Gebäude, ein Betrag für „Abſchreibungen“. Durch dieſe Abſchreibungen 
ſoll ein Kapital angeſammelt werden, damit in dem Augenblick, in dem 
ein Gebäude abgebrochen wird, die Baukoſten auch getilgt ſind. Von 
ſehr vielen Hausbeſitzern wie auch in der Literatur wird aber häufig 
der Standpunkt vertreten, daß der ſogenannte Materialwert eines 
Hauſes nicht abſchreibungsbedürftig ſei, weil die natürliche Wert⸗ 
minderung des Hauſes durch die gleichzeitige Steigung des Bodenwertes 
mehr als ausgeglichen werde. Das mag vielleicht für einzelne ſehr 
bevorzugte Geſchäftsgegenden eine gewiſſe Berechtigung haben. Wo es 
ſich aber um Wohngebäude handelt, iſt dieſe Auffaſſung unhaltbar. 
Ein Hausbeſitzer verlangt von ſeiner Hausbeſitzung einen dauernden 
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Ertrag, den er als Einkommen verwenden kann, ohne daß dadurch feine 
Vermögenslage verſchlechtert wird. Eine ſolche Verſchechterung würde 
aber eintreten, wenn von dem Rohertrag nicht regelmäßig eine Quote 
in Abzug gebracht wird, die ſo groß iſt, daß das Anlagekapital des 
Hauſes getilgt iſt, ſobald es abbruchsreif geworden iſt. Ein Poſten 
„Abſchreibungen“ iſt alſo zweifellos erforderlich. Seine Höhe iſt in 
der Hauptſache abhängig von der Güte des Bauwerks ſelbſt. Nimmt 
man, wie die Einkommenſteuerkommiſſion des Kreiſes Teltow, im 
Durchſchnitt / Yo der Baukoſten an, fo würde das für Mariendorf 
6 %o der Bruttomieten ausmachen. 
ö Ebenſo wie die Amortiſationsquote iſt in der Praxis auch die 
Berückſichtigung einer Riſiko- oder Verſicherungsprämie gegen Miet: 
verluſte faſt immer vernachläſſigt worden. Allerdings iſt es zurzeit 
kaum möglich, die Höhe dieſer Prämie mit einiger Zuverläſſigkeit zu 
beſtimmen. Bei den übrigen Abzügen handelt es ſich um regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben bzw. um die Abſchreibung eines bekannten 
Wertobjektes, alſo um Beträge, die innerhalb eines Gemeindebezirks 
im weſentlichen konſtant bleiben, und für deren Höhe genügend zuver⸗ 
läſſige Erfahrungsſätze ſchon vorhanden ſind. Für eine Veranſchlagung 
der möglichen Mietausfälle fehlen aber noch jegliche Unlerlagen. Für 
Mariendorf wurde unter Berückſichtigung von Vorſchlägen von Kampf! 
ein Betrag von 1%é angenommen werden, und danach erhöhen ſich 
die vorher abgeleiteten Sätze um 6 + 1 = 7/⁰ö. Die Abzüge machen 
alſo in dem eigentlichen Mariendorf 27% und in Südende 26% 
bzw. 30 %, 34% é und 36% der Bruttomieten aus. 

In dieſem Zuſammenhang iſt ſchließlich noch die Frage zu er⸗ 
örtern, welcher Zinsfuß der Kapitaliſierung des Reinertrages zugrunde 
zu legen iſt, wenn man den Ertragswert herleiten will. Mit einem 
einfachen Hinweis auf den „landesüblichen Zinsfuß“ kommt man nicht 
aus, da für die erſten, die zweiten und die ſpäteren Hypotheken ver⸗ 
ſchieden hohe Zinsſätze „landesüblich“ ſind. Nun iſt aber bekannt, 
daß beim ſtädtiſchen Grundbeſitz der Umfang der erſten und der ſpä⸗ 
teren Hypotheken in einem / gewiſſen gleichmäßigen Verhältnis zum 
Geſamtwert der Beſitzungen ſteht. Die Beleihungsquoten ſchwanken 
zwar nach Zeit und Ort, ſind aber doch für beſtimmte Jahre und 
Gegenden einheitlich feſtſtellbanr. Für Groß-Berlin konnte man zum 
Beiſpiel annehmen?, daß in den letzten Jahren vor dem Kriege für 
erſte Hypotheken bei 60 % des Wertes rund 4% und für zweite 
Hypotheken bei 25% des Wertes rund 4½ „ gezahlt worden find. 
Für etwaige weitere Hypotheken und den eigenen Vermögensanteil 
des Hausbeſitzes wurden 5% Zinjen angenommen. Ein Hausbeſitzer 
muß aber erwarten, daß der Reinertrag nicht nur gerade hinreicht, 
die aufgewendeten Koſten zu verzinſen, ſondern daß er außerdem noch 
einen gewiſſen Unternehmergewinn enthält; denn ſonſt würde jeder 


1 Der Grundſtückswert. Berlin 1916. 5 
2 Hartmann, Bewertung ſtädtiſcher Grundſtücke. Berlin 1907. 
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Anreiz zum Bau oder zum Erwerb eines Hauſes fehlen. Die Höhe 
eines ſolchen Unternehmergewinnes kann natürlich ſehr verſchieden aus⸗ 
fallen, und die Frage, welcher Gewinn als angemeſſen anzuſehen iſt, 
kann ſtrittig ſein. Auf dem Berliner Grundſtücksmarkt hat ſich aber 
die Annahme eines ganz beſtimmten Minimalſatzes für den Unter⸗ 
nehmergewinn herausgebildet. Ein Mietshaus ſoll, nachdem ſämtliche 
Hypothekenzinſen und die Zinſen des dem Hausbeſitzer ſelbſt gehörenden 
Hauskapitals vom Reinertrag abgezogen worden ſind, mindeſtens noch 
einen „Überfhuß* von 1% des Geſamtwertes der Hausbeſitzung 
bringen. Sonſt gilt der Hausbefitz nicht als rentabel. 

Hiernach können wir den der Kapitaliſierung des Reinertrages 
zugrunde zu legenden Zinsfuß r in einfacher Weiſe aus folgender 
Formel berechnen: | 

r=0,6-4 + 0,25-4,5 + 0,15 5 + 1 = 5,275. 
Der entſprechende Multiplikator iſt 18,96 oder rund 19. 


Drittes Kapitel 
Die Entwicklung der Bodenpreiſe in Mariendorf 


Die ſpekulativen Grundſtückskäufe haben in Mariendorf ſchon 
in den 1870 er Jahren begonnen, merkwürdigerweiſe an Stellen, 
die auch jetzt noch unbebaut ſind, nämlich in der Nordoſtecke der 
Gemarkung nahe der Tempelhofer und Britzer Grenze und ferner 
am Nordrande der Gemarkung im Anſchluß an die Grundſtücks⸗ 
käufe vom Südende. Die Höhe der damals gezahlten Preiſe läßt 
ſich aus den Zahlen der Tabelle 1 verfolgen, in der die bei den 
Verkäufen zweier größerer Grundſtücke erzielten Preiſe von 1 qm 
eingetragen ſind. 


Tabelle 1 
Die Kaufpreiſe zweier Grundſtückskomplexe von 1873 bis 1907 
Jahr Größe des Preis für Jahr Größe des Preis für 
des Grundſtücks 1 qm des Grundſtücks l qm 
Verkaufs ha Mk. Verkaufs ha Mt. 


1873 ol | 0,59 1874 22 0,75 
1877 Desgl 0,52 1875 Desgl a 
N (Konkurs) (Tauſchgeſchäft) 

1880 Desgl. 0,59 1880 Desgl. 

1882 Desgl. 0,38 1883 Desgl. 0,54 
1886 Desgl 0.26 1886 | Desgl. 0,31 
1892 5 0,75 1898 10 1,77 
1897 46 0,85 GEirchhof) 
1906 Desgl. 2,87 197 22 2,87 


Schmollers Jahrbuch XLIV 8. 17 
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Wir erſehen daraus, daß die Urbeſitzer beim erſten Verkauf in 
den Jahren 1873 und 1874 ſchon ziemlich hohe Preiſe erzielt hatten, 
0,59 Mk. bzw. 0,75 Mk. für 1 qm, daß dann aber die Preiſe her⸗ 
unter gingen und im Jahre 1886 mit 0.26 Mk. bzw. 0,31 Mk. je 
am den tiefſten Stand erreichten. Dann erholten ſie ſich wieder 
und ſtiegen bis auf 2,87 Mk. in den Jahren 1906 und 1907. 
Seitdem ſind dort keine weiteren Verkäufe mehr vorgekommen. 

Der Hauptſchauplatz des Grundſtücks handels in den letzten zwei 
Jahrzehnten vor dem Kriege war aber, wie ſchon erwähnt, das Ge⸗ 
lände zwiſchen der Chauſſeeſtraße einerſeits und Südende anderer⸗ 
ſeits geweſen. In dieſem Gebiet ſind es vornehmlich drei Unter⸗ 
nehmer geweſen, die eine Anzahl größerer Komplexe von den Ur⸗ 
befigern gekauft und der Bebauung planmäßig zugeführt haben. 
Daneben ſind dann noch mehrere kleinere Teile von einzelnen Ur⸗ 
beſitzern in Bauſtellen eingeteilt und nach und nach, oft mit wenig 
Geſchick, verkauft worden. Für uns ſind von erheblicherem Intereſſe 
in erſter Linie die Schickſale der von den gewerbsmäßigen Grund⸗ 
ſtückshändlern erworbenen und weiter verkauften Grundſtücke. 

Der erſte der genannten, von Unternehmern planmäßig auf⸗ 
geſchloſſenen Grundſtückskomplexe iſt ſchon im Jahre 1879 von dem 
Urbeſitzer an einen Berliner Kaufmann für 2,1 Mk. für 1 qm ver⸗ 
kauft worden. Im Jahre 1891 wurde dasſelbe Grundſtück für 
4,3 Mk. und 10 Jahre ſpäter, 1901, für 49 Mk. je qm ver⸗ 
kauft. Die Barzahlungen waren in dieſen beiden Fällen nicht 
erheblich; ſie betrugen nur 0,5 Mk. bzw. 0,8 Mk. für 1 qm. Die 
Grundſtücke wurden daher mit 3,8 Mk. bzw. 4,1 Mk. je qm be⸗ 
laſtet. Im Jahre 1905 ging die Beſitzung, rund 3,3 ha, ſchließlich 
an denjenigen Spekulanten über, der ſie in Bauſtellen zerlegte und 
dieſe zu verkaufen ſuchte. Er zahlte ſchon 11,0 Mk. für 1 qm, 
denn inzwiſchen war im Jahre 1903 durch eine neue Bauordnung 
für dieſen Teil von Mariendorf die geſchloſſene Bauweiſe mit vier⸗ 
geſchoſſigen Häuſern vorgeſehen, während bis dahin nur zwei⸗ 
geſchoſſige Einzelhäuſer geſtattet waren. Und da der Unternehmer 
die zur Anlage von neuen Straßen erforderlichen Flächen koſtenlos 
an die Gemeinde abtreten mußte, koſtete ihn ſchließlich ein Quadrat⸗ 
meter der Bauſtellen 13,1 Mk. Dieſem Preiſe ſtand eine hypo⸗ 
thekariſche Belaſtung von 10,4 Mk. je qm gegenüber. Dazu gab 
dann noch in demſelben Jahre eine deutſche Großbank eine weitere 
Hypothek, ſo daß die Geſamtbelaſtung rund 18,0 Mk. je qm be⸗ 
tragen hat. Die Hypotheken ſind ſodann auf die einzelnen Parzellen 
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gleichmäßig verteilt worden in der Weiſe, daß an die erſte Stelle 
das Reſtkaufgeld, an die zweite Stelle die Bankhypotheken zu ſtehen 
kamen. In den Jahren 1906 und 1907 wurde von den rund 
30 Parzellen etwa ein Drittel für 35 — 40 Mk. je qm an kleine 
Bauunternehmer und Handwerker verkauft, die darauf Wohnhäuſer 
errichteten. Anzahlungen wurden in keinem Falle geleiſtet, ſo daß 
der Boden mit dem geſamten Kaufpreis belaſtet wurde. Mit einer 
Ausnahme ſind ſämtliche Grundſtücke nach ein bis zwei Jahren zur 
Zwangsverſteigerung gekommen, einige ſogar zweimal. 

Im Jahre 1911 verkaufte der Spekulant zehn weitere Bau⸗ 
ſtellen an Zwiſchenhändler zu einem Preiſe von 19,0 Mk., der der 
auf jeder Parzelle eingetragenen hypothekariſchen Belaſtung ent⸗ 
ſprach. Der Zwiſchenhändler hat dann einen Teil dieſer Parzellen 
für. 30,0 Mk. je qm weiterverkauft, wobei auch wieder der ge⸗ 
ſamte Kaufpreis geſtundet worden iſt. Doch gelang es dem Er⸗ 
werber offenbar nicht, genügend Geldmittel zu einem Häuſerbau 
aufzubringen. Auch dieſe Grundſtücke ſind im Jahre 1912 zur 
Zwangsverſteigerung gekommen. Dann kamen noch einige einzelne 
Parzellen zur Veräußerung. Weitere Eigentumsveränderungen ſind 
ſeitdem auf dieſem Grundſtück nicht vorgekommen. 

Einen ähnlichen Charakter tragen die Bauſtellenverkäufe von 
einem zweiten, etwas kleineren Grundſtückskomplex, der im Jahre 
1898 für 2,3 Mk. je qm von dem Urbeſitzer an einen Spekulanten 
veräußert worden iſt. Nach der Abtretung des Straßenlandes be⸗ 
trugen die Koſten 2,9 Mk. je qm. Im Jahre 1905, alſo nach 
dem Inkrafttreten der Baupolizeiordnung von 1903, wurde dieſe 
Beſitzung für 12,4 Mk. je qm weiterverkauft. Eine deutſche 
Großbank gab einen größeren Geldbetrag als Hypothek, und damit 
ergab ſich eine Belaſtung von 10,4 Mk. auf 1 qm. Die Hypothek 
wurde auf die inzwiſchen eingeteilten rund 30 Bauſtellen gleich⸗ 
mäßig verteilt. In den Jahren 1908 —1911 iſt es dann dem Be: 
ſitzer gelungen, etwa die Hälfte der Bauſtellen zu Preiſen, die ſich 
zwiſchen 38,0 Mk. und 50,0 Mk. bewegten, loszuſchlagen. Die Er⸗ 
werber, faſt durchweg kleinere Handwerker und Kaufleute, leiſteten 
eine Anzahlung von nur 1000 Mk., der Reſt wurde geſtundet. Auf 
allen veräußerten Parzellen ſind Gebäude errichtet worden, die aber 
ſämtlich zur Zwangsverſteigerung gekommen ſind. Die übrigen Bau⸗ 
ſtellen find in der Hand des Beſitzers geblieben. 

Das größte, in dem eigentlichen Mariendorf zur Aufſchließung 


und teilweiſen Bebauung gelangten Spekulationsgelände, rund 12 ha, 
17 * 
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ift im Jahre 1896 von dem Urbeſitzer für einen Preis von 1,76 Mk. 
je 1 qm an den „Terrainunternehmer“ verkauft worden. Nach 
Abtretung des Straßenlandes koſtete ihn ein Quadratmeter Bau⸗ 
land rund 2,2 Mk. Die erſten 16 Bauſtellen ſind im Jahre 1900 
zum Verkauf gekommen, alſo zu einer Zeit, zu der noch für das 
ganze in Frage kommende Gelände eine ältere Baupolizeiordnung 
(von 1892) galt. Dieſe geſtattete nur eine landhausmäßige Be⸗ 
bauung, und dementſprechend wurden die Bauſtellen durchweg mit 
Heinen Wohnhäuſern beſetzt, die in der Regel nur je drei Zwei⸗ 
zimmerwohnungen enthielten. Die gezahlten Bodenpreiſe waren ſehr 
mäßig, fie betrugen 4,2 Mk. für 1 qm. Die weiteren Schickſale, 
die dieſe Hausbeſitzungen erfahren haben, ſtehen in einem wohl⸗ 
tuenden Gegenſatz zu der Entwicklung, die der Grundſtückshandel 
auf den beiden anderen Spekulationsterrains genommen hat. Kein 
einziges von den 16 Wohnhäuſern iſt zur Zwangsverſteigerung ge⸗ 
kommen, im Gegenteil, mit zwei Ausnahmen befinden ſich noch alle 
im Eigentum ihrer Erbauer. 

Nachdem aber die Baupolizeiordnung von 1903 hier den ge⸗ 
ſchloſſenen, viergeſchoſſigen Häuſerbau zugelaſſen hatte, nimmt der 
Grundſtückshandel auch hier ſofort jene unſicheren und unerfreulichen 
Formen an. Der Großſpekulant bediente ſich zum Vertrieb ſeiner 
Bauplätze nunmehr ebenfalls der Zwiſchenhändler, doch wurde der 
Grund und Boden an dieſe — offenbar um die Übertragungskoſten 
zu erſparen — nicht immer aufgelaſſen. Den Zwiſchenhändlern 
wurde vielfach lediglich ein notarieller Verkaufsantrag (Offerte) ge⸗ 
macht, in dem ihnen beſtimmte Parzellen zu einem verhältnismäßig 
nicht zu hohen Preiſe angeboten wurden, für den Fall, daß ſie für 
die Bebauung der Parzellen bis zu einem beſtimmten Tage Sorge 
trugen. Für die Zwiſchenhändler kam es alſo darauf an, geeignete 
Bauunternehmer zu finden und dieſen möglichſt hohe Bodenpreiſe 
abzuringen. Denn in der Differenz zwiſchen dem angebotenen Preis 
und dem Verkaufspreis ſteckte ihr Gewinn. Im Jahre 1904 zum 
Beiſpiel wurde einem Zwiſchenhändler eine Reihe von Parzellen 
durch notariellen Vertrag zu einem Preiſe von 14,0 Mk. je qm 
angeboten. Er nahm das Angebot an und bot es noch in dem⸗ 
ſelben Jahre einem zweiten Zwiſchenhändler an, er forderte aber 
ſchon 28,0 Mk. je qm. Auch dieſes Angebot wurde angenommen. 
Ein norddeutſches Kreditinſtitut belieh die Grundſtücke ſo hoch, daß 
die hypothekariſche Belaſtung von einem Quadratmeter 17,0 Mk. be⸗ 
trug. Im Jahre 1905 wurden alle Bauplätze an kleine Unternehmer, 
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Handwerker uſw. verkauft zum Preiſe von 35,0 Mk. bis 40,0 Mk. 
je 1 qm, und nun zeigte ſich bald das uns ſchon bekannte Bild. 
Es wurden Wohnhäuſer auf ihnen errichtet, die alle ein Jahr ſpäter 
zur Zwangsverſteigerung kamen. 

Manchen Zwiſchenhändlern, die die Bauſtellen käuflich erworben 
hatten, gelang es aber nicht immer, Bauunternehmer zu finden, die 
das nötige Baugeld erhielten und die geplanten Bauten auch tatſäch⸗ 
lich ausführen konnten. Die Parzellen gingen daher häufig von Hand 
zu Hand und erzielten ſehr wechſelnde Preiſe. In Mariendorf 
iſt durch alle dieſe Kreditoperationen ein regelloſes Durcheinander 
von Grundſtückspreiſen entſtanden, das ohne ein gründliches Studium 
der in den Grundakten enthaltenen Kaufverträge völlig unverſtänd⸗ 
lich bleiben müßte. Dieſes Durcheinander iſt aus der auf S. 262 
abgedruckten Skizze deutlich zu erkennen. Dieſe Skizze iſt ein Aus⸗ 
ſchnitt aus einer ſogenannten Wertkarte, d. h. der Kataſterkarte !, 
in die die für die einzelnen Parzellen gezahlten Kaufpreiſe, auf einen 
Ouadratmeter berechnet, eingetragen find. Jeder Kaufpreisangabe 
iſt das Jahr des Kaufes beigeſchrieben worden. Wir ſehen, daß 
die Preiſe für ganz gleichartige Grundſtücke oft um 100% von⸗ 
einander abweichen. Die Parzellen Nr. 25, 26 und 30 bis 40 zum 
Beiſpiel erzielten in den Jahren 1906 und 1907 Preiſe von 35,0 Mk. 
bis) 41,0 Mk. je qm, während mehrere gegenüberliegende Bau⸗ 
plätze 1911 nur 18—22,0 Mk. gebracht haben. Die Parzelle Nr. 1 
wurde 1905 für] 55,0 Mk., 1909 aber für 35,0 Mk. je qm ver⸗ 
kauft. Beſonders häufig wechſelten die Parzellen 6— 11 ihre Beſitzer 
und die dabei erzielten Kaufpreiſe zeigten noch größere Unterſchiede. 
Dieſe letzten Preiſe ſind zur näheren Erläuterung der dabei vor⸗ 
genommenen Kreditoperationen noch einmal in Tabelle 2 (S. 263) 
geordnet und der Höhe der jedesmaligen Belaſtung gegenübergeſtellt 
worden. Der erſte Erwerber dieſer ſechs Parzellen im Jahre 1904 
war ein Zwiſchenhändler, der die in Spalte 3 aufgeführten Preiſe 
bewilligt hatte. Eine Anzahlung brauchte er nicht zu leiſten; es 
kam für ihn darauf an, die Parzellen recht bald weiter zu verkaufen 
und dabei die Preiſe ſo hoch wie möglich zu treiben, denn in den 
Preisunterſchieden ſteckte ſein Verdienſt. Im Jahre 1905 fand er 
ſechs kleine Handwerker (Tiſchler, Zimmerleute, Malermeiſter uſw.), 


1 Die einzelnen Straßenzüge und Baublocks find darin in völlig veränderter 
Form eingetragen, ſo daß nicht zu erkennen ifl, um welche Grundſtücke es fich 
in Wirklichkeit handelt. 
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die die doppelten Preiſe bewilligten und ſich verpflichteten, zu bauen. 
Auch dieſe Käufer brauchten keine Anzahlungen zu leiſten, jede Bau⸗ 
ſtelle wurde mit dem geſamten Kaufpreis belaſtet. Die Hausbauten 
kamen aber nicht zuſtande, vermutlich weil die Leute keinen Bau⸗ 
kredit erlangen konnten, und die Bauplätze kamen im Jahre 1907 
zur Zwangsverſteigerung. Der Zuſchlag an den neuen Eigentümer 
war auf das in Spalte 9 aufgeführte Bargebot erfolgt. Beſtehen 
blieben die Bankhypotheken der Spalte 4, ſie wurden nur in etwas 
anderer Weiſe auf die einzelnen Bauſtellen verteilt. Später, im 
Jahre 1908 bzw. 1911, wurden dieſe noch einmal verkauft. Die 
Erwerber aus den Jahren 1907—1911 waren, wie aus den Ab⸗ 
rechnungen in den Verträgen zu erkennen war, offenbar Stroh⸗ 
männer der erſten Großſpekulanten, die Kaufpreiſe in den Spalten 9 
und 12 ſind daher nicht als wirklich gezahlte Preiſe aufzufaſſen. 
Nach den Kaufverträgen ſind die Unterſchiede zwiſchen den Kauf⸗ 
preiſen (Spalte 12) und der Höhe der Beleihung (Spalte 13) durch 
„Verrechnung“ berichtigt worden. Später wurden die 1908 auf⸗ 
genommenen Hypotheken zum Teil abgelöſt. Man hatte, durch die 
vielen Zwangsverſteigerungen belehrt, wohl erkannt, daß Marien⸗ 
dorfer Mietshäuſer unmöglich eine ſo ſtarke Belaſtung tragen können, 
und ermäßigte die Belaſtung auf die Beträge in Spalte 14. 

Die übertriebenen hohen Bauſtellenpreiſe haben ſich in Marien⸗ 
dorf aber nicht gehalten, ſie gingen herunter. Voran ging ein 
Grundſtücksſpekulant, der im Jahre 1902 ein Gelände von etwa 
2,5 ha Größe für 3,6 Mk. je qm vom Urbeſitzer erworben hatte. 
Nach Abtretung des Straßenlandes koſtete ihn ein Quadratmeter 
4,7 Mk. Er verkaufte davon im Jahre 1909 neun Bauſtellen zum 
Preiſe von 28,2 Mk. je qm an Bauunternehmer. Die darauf er⸗ 
richteten Gebäude ſind in den Jahren 1910 und 1911 zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gekommen. Vom Jahre 1911 ab finden wir noch 
niedrigere Preiſe, ſie gingen bis auf 18,0 Mk. je qm herunter. 
Höhere Preiſe, von mehr als 30,0 Mk., kommen zwar auch noch 
vor, doch ergab ſich aus den Kaufverträgen, daß in vielen Fällen 
nur Scheinkäufe vorgelegen haben, inſofern als es ſich um Parzellen 
handelte, die die Spekulanten von den erſten Käufern wieder zurück⸗ 
nehmen mußten. Die hierbei in den Kaufverträgen mitgeteilten 
Wertangaben können nicht als im freien Marktverkehr zuſtande ge⸗ 
kommene Kaufpreiſe angeſehen werden. Ferner war eine Anzahl hoher 
Kaufpreiſe bei Gelegenheit von Tauſchgeſchäften entſtanden. Bei 
Geſchäften dieſer Art kommt es den Beteiligten weniger darauf an, 
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den Wert der Kaufobjekte ſelbſt, als vielmehr den zu zahlenden 
Differenzbetrag richtig und angemeſſen zu erfaſſen. Darum ſind 
die Preisangaben unzuverläſſig und ſehr oft ganz unrichtig und daher 
bei Unterſuchungen über die Bodenpreisentwicklung unberückſichtigt 
zu laſſen. Die meiſten Kaufpreiſe in den Jahren 1911— 1913 be⸗ 
wegten ſich zwiſchen 18,0 und 25,0 Mk. je qm (vgl. auch den Aus⸗ 
ſchnitt aus der Wertkarte, S. 262). 

Während des Krieges hörte dann der Grundſtückshandel ſo gut 
wie ganz auf, nachdem er ſchon in den letzten Friedensjahren zu⸗ 
rückgegangen war. 

In der Villenkolonie Südende hat ſich der Grundſtückshandel 
in mehrfacher Hinſicht etwas anders entwickelt. Das Gelände, 
rund 86 ha, war ſchon im Jahre 1863 von dem Urbeſitzer an einen 
höheren Beamten in Berlin zum Preiſe von 0,09 Mk. je qm 
verkauft worden, der es im Jahre 1867 für 0,10 Mk. an einen 
Berliner Geſchäftsmann weitergab. Von dieſem erwarben es im 
Jahre 1871 zwei Berliner Kaufleute für 0,47 Mk. je qm. Die 
neuen Beſitzer ließen im folgenden Jahre den Teil öſtlich der An⸗ 
halter Bahn vermeſſen und die Straßen abſtecken, und ſie verkauften 
noch in demſelben Jahre das ganze Gelände an eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zum Preiſe von 3,0 Mk. je qm. Nach Abrechnung des 
Straßenlandes koſtete ein Quadratmeter etwa 3,4 Mk. Die Geſell⸗ 
ſchaft geriet im Jahre 1877 in Konkurs. In den folgenden Jahren 
wechſelte das Gelände wiederholt den Beſitzer, bis es im Jahre 1889. 
von der „Südende Aktiengeſellſchaft“ erworben wurde, die den Ver⸗ 
trieb der Parzellen bis in die Gegenwart fortſetzte. 

Der Geländeteil weſtlich der Anhalter Bahn war zuerſt zur 
Aufſchließung gekommen. Da bis zum Jahre 1903 nur eine land⸗ 
hausmäßige Bebauung geſtattet war, kam ein ſpekulativer Mietshaus⸗ 
bau gar nicht in Frage. Als Käufer traten daher nur ſolche be⸗ 
mittelte Perſonen auf, die ſich ein Eigenwohnhaus bauen wollten. 
Neben Einfamilienvillen ſind damals in Südende häufig auch ſolche 
Landhäuſer gebaut worden, die neben der Wohnung des Eigentümers 
noch ein bis zwei weitere Wohnungen zum Vermieten enthielten. 
Die Bauſtellen wurden an die Käufer unmittelbar, ohne Vermitte⸗ 
lung von Zwiſchenhändlern verkauft und erzielten Preiſe von 5,0 
bis 7,0 Mk. je qm, die ſich von 1873 ab etwa 20 Jahre lang 
ſehr gleichmäßig auf derſelben Höhe gehalten haben. Erſt Mitte 
der 1890 er Jahre ſtiegen ſie auf 10 bis 14,0 Mk. Nach dem In⸗ 
krafttreten der Baupolizeiordnung von 1903 ſchnellten die Boden⸗ 


266 Walter Rothkegel [898 


preiſe ſofort auf 20,0 Mk. bis 30,0 Mk. für den Quadratmeter in 
die Höhe, einzelne für Geſchäftshäuſer beſonders günſtig an der 
Hauptverkehrsſtraße gelegene Bauſtellen erzielten ſogar 40,0 Mk. 
und mehr für 1 qm. 

Der öſtlich der Anhalter Bahn gelegene Geländeteil iſt zuletzt 
aufgeſchloſſen worden. Hier wurden zwei größere Grundſtücks⸗ 
komplexe an Zwiſchenhändler veräußert, doch ſind die Bauſtellen durch 
dieſe nicht verteuert worden. Die von ihnen geforderten Preiſe be⸗ 
wegten ſich, ebenſo wie weſtlich der Bahn, zwiſchen 18,0 Mk. und 
30,0 Mk. je qm, meiſtens zwiſchen 20,0 und 25,0 Mk. 

Das ganze Grundſtücksgeſchäft in Südende trägt alſo im Gegen⸗ 
ſatz zu den Verhältniſſen, die wir im eigentlichen Mariendorf kennen⸗ 
gelernt hatten, einen ſehr ſoliden Charakter. Zwangsverſteigerungen 
waren nur ganz vereinzelt vorgekommen. 


Viertes Kapitel 


Die Höhe und die Entwicklung der Mietpreiſe in 
Mariendorf 


1. Aus den Ausführungen im 3. Kapitel konnten wir ent⸗ 
nehmen, daß die nach 1903 im eigentlichen Mariendorf für Bau⸗ 
ſtellen gezahlten Kaufpreiſe ein wirres Durcheinander darſtellen. 
Unterſchiede von 100% und mehr waren in den Preiſen für ganz 
gleichartige Parzellen häufig zu beobachten. Wie ſteht es nun mit 
den Mietpreiſen? Iſt es möglich, nähere Beziehungen zwiſchen 
dieſen und den Bodenpreiſen zu erkennen, etwa in der Weiſe, daß 
dort, wo der Grund und Boden höher bezahlt worden iſt, auch 
höhere Mietpreiſe gezahlt werden und umgekehrt? Oder iſt ein 
ſolcher Zuſammenhang nicht feſtzuſtellen? 

Um derartige Unterſuchungen überhaupt ausführen zu können, 
war es notwendig, die Mietpreiſe auf eine Flächeneinheit zu beziehen, 
und das iſt, wie erwähnt, in der Weiſe geſchehen, daß für jedes 
Haus der auf einen Quadratmeter Wohnfläche entfallende Anteil des 
Mietpreiſes berechnet worden iſt. 

(Siehe Tabelle 3 auf S. 267 und 268). 

Die Tabelle 3 enthält die im Jahre 1913 in 137 Wohnhäuſern 
Mariendorfs erzielten, in dieſer Weiſe umgerechneten Bruttomietpreiſe. 
Im eigentlichen Mariendorf (ausſchließlich Südende) betrug 
bei dem hier vorherrſchenden Wohnhausbau ohne Zentralheizung 
und Warmwaſſerverſorgung die Bruttomiete von 1 qm Wohnfläche 
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Tabelle 3 


Im Jahre 1913 für 1 qm Wohnfläche gezahlte Brutto- 
mietpreiſe 


IJ. 100 Wohuhäuſer im eigentlichen Mariendorf 


Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreife 
in in in in 
in Seiten⸗ in Seiten⸗ in Seiten⸗ in Seiten⸗ 
Vorder⸗ und Vorder⸗ und Vorder⸗ und Vorder⸗ und 
häuſern Hinter= | häufern | Hinter- I Häufern | Hinter | häufern | Hinter: 
häuſern äuſern äuſern häuſern 

Mk. Mk. Mk. Mk. Mt. Mk. Mk. 


A. Gebäude ohne Zentralheizung und ohne Warmwaſſerverſorgung 
1. Rathausſtraße 2. Kaiſerſtraße 3. Kurfürſtenſtraße] 4. Strelitzer Straße 


48 | 46 52 | 42 5,6 a 4,9 4,7 
4.4 4,1 51 48 54 42 4,7 4,3 
4,5 3,9 5,8 — 5,1 49 5,4 4 
45 3,9 ‚6 4.4 4,8 4,3 5,3 
4,6 4,3 5,3 4,5 4,9 — 5,9 = 
43 42 5,1 er 5,3 er 88.4 ( — 
41 — 5,0 — 43 43 49 | — 
47 4,5 5.2 5,1 4.8 — 48 — 
4,4 4 5,0 4,1 4,9 42 44 
4,1 — 5,0 4,1 4,7 3,8 5,2 | -- 
4,4 3 | 52 | 44 37 7 5,1 | 45 

oO, 9,3 

4,5 4.3 

56 | 44 

5. Königftraße 6. Bergſtraße 7. Eiſenacher Straßel 8. Lankwitzer Straße 
3,8 = 5,2 . 4,7 = 4.2 3.7 
42 = = 4,8 — 1 486 4,0 
4,8 5 44 5,2 =” 4.0 = 
52 = 4,8 48 4,1 er 
52 8 4.8 | 2 4,7 — 
46 — 4,1 4,1 4,3 
| 44 4,7 4 


10. Schützen⸗, 2 
3 und 11. Ringſtraße u. 


9. Schöneberger 
Straße Großbeerenſtraße Blumenweg 


49 — = 5,3 = 
sa ae 4,8 2 
5 5,4 = 4,7 = 

au 4,4 — 


4,8 | 
Geſamtdurchſchnitt von A: in Vorderhäuſern 4, 


8; in Hinterhäuſern 4.3. 
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C. Gebäude der Chauſſeeſtraße, 
B. Gebäude mit Warmwaſſer⸗ deren i Geſchäfts⸗ 


: räume enthalten (ohne Zentral» 
8 ohne Zentralheizung heizung und Warmwaſſerverſorgung) 
Mietpreiſe Mietpreiſe 
115 ; ; im in den oberen 
in in Seiten⸗ 
Vorder⸗ und Hinter- Erde des Steer 
häuſern häuſern : | - 
k. Mk. 101 | 5,1 
9, 5 
Kurfürſten⸗, Kaiſer⸗ und 5 | 4,9 
, Marienfelder Straße 8,9 4,6 
5,8 5,0 10,6 5,6 
6,6 — 7,4 3,2 
9,9 — 9,5 98 
11.1 ‚ 
6,1 | 5,0 113 5,3 
8,7 5,5 
7,5 5,1 
6,9 5,5 
7,8 5,2 
6,7 4,7 
9,9 5,6 
11,0 4,7 
9,2 4,3 
9,8 | 5,6 
| 9,1 | 5,1 
II. 37 Wohnhäuſer in Südende 
Gebäude ohne Warm- Gebäude mit Warm⸗ Gebäude mit Warm⸗ 
waſſerverſorgung und waſſerverſorgung waſſerverſorgung und 
ohne Zentralheizung ohne Zentralheizung mit Zentralheizung 
Mietpreiſe Mietpreiſe Mietpreiſe 
in Vorder⸗ in Hinter⸗ | in Vorder- in Hinter- | in Vorder⸗ in Hinter⸗ 
häuſern häuſern häufern haäuſern häuſern häuſern 
Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. 


| 

| ) 
5,6 = En 4, > 2 8.7 88 
6,8 — 88 2 11 
7,0 = 1 — 79 m 
9,2 — 8,3 — 9,2 — 
6,5 78 — 8.3 | 2 
6,4 | — 6,7 9,4 — 
83 6,4 8.2 | — 
5,1 — 7,9 7,7 | — 
5,7 — 7.3 10,2 | — 
6,2 — ‘ 7,9 u 
6,1 — 8,8 2 
6,2 — 8,0 er 
6,3 — 7,7 6,3 
- 82 2 — 
15 88 1 
8,7 — 
8,5 8,2 
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(ſiehe Abt. 1A der Tabelle) 4,8 Mk., bei den wenigen — nur 
3 Stück — Gebäuden mit Warmwaſſerverſorgung (aber ohne Zentral⸗ 
heizung) 6,1 Mk. Die Hinterhäuſer brachten erheblich weniger, 
nämlich 4,3 Mk. Miete (ohne Warmwaſſerverſorgung und ohne 
Zentralheizung). Von dieſem Geſamtdurchſchnitt weichen die in den 
verſchiedenen Straßen erzielten durchſchnittlichen Mieten mehr oder 
weniger ab, und noch größer werden die Unterſchiede, wenn man 
die Miete der einzelnen Häuſer zum Vergleich heranzieht. Die Brutto⸗ 
mietpreiſe ſchwanken zwiſchen 3,8 Mk. und 5,7 Mk. auf 1 qm 
Wohnfläche von den Vorderhäuſern. Dieſen Verſchiedenheiten in 
den Mietpreiſen entſprechen aber nicht die Unterſchiede, die in den 
Bodenpreiſen zu finden ſind. So haben zum Beiſpiel die Bauplätze 
der Strelitzer Straße, der Königſtraße, der Schöneberger Straße und 
der Ringſtraße (mit Blumenweg) 40,0 Mk. je qm gekoſtet, der durch⸗ 
ſchnittliche Mitpreis von einem Quadratmeter Wohnfläche hat dort 
aber 5,1 Mk. bzw. 4,6 Mk., 5,1 Mk. und 4,8 Mk. betragen. In 
der Kaiſerſtraße und in der Schützen⸗ und Schwerinſtraße war für 
einen Quadratmeter Bauland 33,0 bis 35,0 Mk. gezahlt worden, 
die Mietpreiſe ergeben ſich aber zu 5,2 Mk. bzw. 4,6 Mk. je qm 
Wohnfläche. In der Kurfürſtenſtraße und in der Lankwitzer Straße 
hat ein Quadratmeter rund 31,0 Mk. gekoſtet, der Mietpreis betrug 
aber in der erſteren Straße 5,0 Mk., in der letzteren 458 Mk. In 
der Eiſenacher Straße, wo die Hausbeſitzer den Boden beſonders 
billig, für rund 14,0 Mk. je am im Durchſchnitt, zum Teil von 
den Urbeſitzern, gekauft haben, kam auf einen Quadratmeter Wohn⸗ 
fläche ein Mietpreis von 4,7 Mk. Die Unterſchiede in den Miet⸗ 
preiſen ſtehen alſo in keiner Beziehung zu der verſchiedenen Höhe 
der Bodenpreiſe. Die Bodenſpekulanten hatten, wie wir ſchon ge⸗ 
ſehen haben, die Bauſtellenpreiſe ohne Rückſicht auf den möglichen 
Ertrag in die Höhe zu treiben geſucht, und das war ihnen je nach 
der größeren oder geringeren Geſchäftsgewandtheit der Abnehmer 
bald mehr, bald weniger gelungen. In das Durcheinander der 
Bodenpreiſe iſt alſo auch mit Hilfe der Mietpreiſe keine Ordnung 
zu bringen. 

Die Verſchiedenheiten in der Höhe der Mietpreiſe find aber 
nicht, wie die Unterſchiede in den Bodenpreiſen, zufälliger Natur, 
ſie ſind vielmehr durch die tatſächlichen Verhältniſſe in der Regel 
durchaus begründet. Verfolgt man die Preiſe an der Hand der 
Karte, ſo fällt ſofort in die Augen, daß die Häuſer, die beſonders 
günſtig zu den Verkehrsanlagen (Bahnhöfen, elektriſchen Bahnen) 
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gelegen find, beſonders hohe Mieterträge erzielen. Ahnlich hoch find 
die Mietpreiſe auch in entlegeneren Ortsteilen, wenn die Gebäude 
ſorgfältig gebaut und ausgeſtattet oder in der Nähe von großen 
Gärten mit freier, weiter Ausſicht dorthin gelegen ſind. Die nie⸗ 
drigſten Preiſe — 3,8 Mk. bis 4,1 Mk. — werden in den älteren, 
aus den Jahren 1896—1899 ſtammenden, dürftig ausgeſtatteten 
Häuſern gezahlt. In vereinzelten Fällen können allerdings auch 
manche Preisunterſchiede auf die mehr oder weniger große Geſchick⸗ 
lichkeit der Vermieter, von den Wohnungsſuchenden möglichſt hohe 
Mieten herauszuſchlagen, zurückgeführt werden. 

Vergleichen wir die in den (nicht veröffentlichten) Urliſten auf⸗ 
geführten Mietpreiſe für die ganzen Wohnungen miteinander, ſo 
ſtoßen wir oft auf große Unterſchiede, die nicht verſtändlich wären, 
wenn die Mieten nur nach der Anzahl der vermieteten Wohnräume 
geordnet und nicht auf die Flächeneinheit bezogen worden wären. 
So ſehen wir zum Beiſpiel, daß Zweizimmerwohnungen, die in dem 
eigentlichen Mariendorf vorwiegend zu finden ſind, in manchen 
Häuſern 350,0 Mk., in ganz gleichartigen Nachbarhäuſern aber 
420,0 Mk. koſten. Der Grund iſt darin zu ſuchen, daß die billigere 
Wohnung eine Bruttowohnfläche von 74 qm, die andere aber eine 
von 90 qm beſitzt. In beiden Fällen kommt aber auf einen Quadrat⸗ 
meter Wohnfläche 4,7 Mk. Miete. 

Im allgemeinen beträgt die Bruttowohnfläche bei den Wohnungen 
von einem Zimmer mit Küche 40 - 60 qm, bei den Zweizimmerwohnungen 
60—100 qm, bei den Drei- und Vierzimmerwohnungen 90—130 qm 
bzw. 130—180 qm. Werden hierauf die in der Tabelle 3 auf⸗ 
geführten Mietpreiszahlen angewendet, ſo ergeben ſich ohne weiteres 
die im Durchſchnitt zu zahlenden Geſamtmieten der einzelnen Woh⸗ 
nungen. Die Unterſchiede in den Wohnflächen, auch bei Wohnungen 
mit gleicher Zimmerzahl, laſſen beſonders deutlich erkennen, daß eine 
Mietpreisſtatiſtik, bei der Mietpreiſe lediglich nach der Anzahl der 
Zimmer geordnet werden, für exakte Unterſuchungen im allgemeinen 
unbrauchbar iſt. 

Die Mieten der Wohnungen eines und desſelben Hauſes ſind 
dann noch in den einzelnen Stockwerken verſchieden hoch. Im 1. 
und 2. Stock zeigen ſie vielfach keine erheblichen Unterſchiede, da⸗ 
gegen ſtehen fie im 3. Stock ſowie auch im Erdgeſchoß um 0,2 bis 
0,4 Mk. je qm Wohnfläche niedriger als in den beiden anderen 
Geſchoſſen. 

Die in Abteilung A und B der Tabelle 3 aufgeführten Ge⸗ 
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bäude ſind lediglich Wohnhäuſer, ſie enthalten keine Räumlich⸗ 
keiten, die zu Handels⸗ und gewerblichen Zwecken benutzt werden. 
In Abteilung C ſind dagegen die Mietpreiſe ſolcher Gebäude der 
Hauptverkehrsſtraßen Mariendorfs verzeichnet, in deren Erdgeſchoß 
ſich Verkaufsläden, Werkſtätten u. dgl. befinden. Bei dieſen Häuſern 
müſſen die im Erdgeſchoß erzielten Mieten von denjenigen der 
oberen Wohngeſchoſſe geſchieden werden, weil in den beiden Fällen 
ganz verſchiedene Faktoren bei der Preisbildung mitwirken. Der 
Bruttomietpreis von einem Quadratmeter Wohnfläche beträgt im 
Durchſchnitt vom Erdgeſchoß 9,1 Mk. und von den oberen Stock⸗ 
werken 51 Mk. 

In der Villenkolonie Südende ſtehen die Mietpreiſe erheblich 
höher als im übrigen Mariendorf (vgl. Abteilung II der Tabelle 3), 
ſie betragen in den neuen ſogenannten Mietvillen mit drei Ge⸗ 
ſchoſſen, wenn ſie mit Zentralheizung und Warmwaſſerverſorgung 
ausgeſtattet find, im Durchſchnitt 8,5 Mk. von 1 qm Wohnfläche, 
in gleichartigen Gebäuden ohne Zentralheizung 7,3 Mk. und in den 
älteren Villen ohne Heizung und Warmwaſſerverſorgung 6,0 Mk. 
Die höheren Mieten find bedingt vornehmlich durch die beſſere Bau- 
art und Ausſtattung der Häuſer, ferner auch durch den Umſtand, 
daß das Wohnen in den ruhigen, mit vielen Gärten und Parks 
durchſetzten Straßen von Südende viele Annehmlichkeiten bietet. 
Die Mietpreiſe der einzelnen Häuſer weichen aber von dieſen Durch⸗ 
ſchnittsſätzen noch viel ſtärker ab als im eigentlichen Mariendorf, 
weil gerade bei den ſogenannten herrſchaftlichen Wohnungen Süd⸗ 
endes etwaige Annehmlichkeiten hinſichtlich der Lage der Gebäude 
beſonders ins Gewicht fallen. So erhielt zum Beiſpiel eine Villa, 
die nach drei Seiten hin Ausſicht in wundervolle Parks bietet, einen 
Mietpreis von 10,2 Mk. vom Quadratmeter Wohnfläche, während 
ein anderes etwa 100 Schritt entfernt liegendes, ganz gleichartig 
gebautes Haus nur 8,1 Mk. Miete bringt, weil zwei Hausfronten 
nach Straßen und die beiden anderen nach Höfen zu liegen. Weitere 
oft erhebliche Unterſchiede in der Miete ſind durch die Verſchieden⸗ 
heit der inneren Ausſtattung bedingt, Verſchiedenheiten, die wir zwar 
auch in dem eigentlichen Mariendorf bei den Kleinwohnungen ſchon 
kennen gelernt haben, die aber in Südende verhältnismäßig ſehr viel 
größer ſind als dort. Hinterhäuſer bringen hier manchmal mehr 
Mieten als Vorderhäuſer; fie find ebenſo gut ausgeſtattet wie dieſe, 
werden aber wegen ihrer ruhigen Lage in Gärten von vielen 
Perſonen bevorzugt. 
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2. Von erheblicher Bedeutung find nunmehr weitere Unter⸗ 
ſuchungen darüber, wie ſich die Mietpreiſe ſeit dem Inkrafttreten der 
Baupolizeiordnung von 1903 entwickelt haben. Mit dieſem Zeit⸗ 
punkt ſetzte der ausgedehnte ſpekulative Grundſtückshandel ein, durch 
den, wie wir im vorigen Kapitel geſehen haben, die Grundſtücks⸗ 
preiſe ſtark in die Höhe getrieben worden ſind, und ebenſo begann 
die Bautätigkeit ſeitdem außerordentlich lebhaft zu werden. Läßt ſich 
eine dieſem Anziehen der Bodenpreiſe auch entſprechende Mietſteigerung 
feſtſtellen? 

Die Entwicklung der Mietpreiſe ſeit 1904 iſt aus den Tabellen 
4, 5 und 6 (S. 273 —275) deutlich zu erkennen. 

In den reinen Wohnſtraßen des eigentlichen Mariendorf 
(Tabelle 4) find in den letzten zehn Jahren von 1904 — 1913 nur 
unerhebliche Veränderungen in der Höhe der Mietpreife zu erkennen. 
Bis zum Jahre 1908 iſt bei den Vorderhäuſern, bis 1906 bei den 
Seiten⸗ und Hintergebäuden ein geringes Anſteigen feſtzuſtellen, 
ſeitdem ſind die Mieten unverändert geblieben. Bei den Wohn⸗ 
räumen in den Häuſern der Geſchäftsſtraßen (Spalte 8—13 der 
Tabelle 5) iſt während des ganzen unterſuchten Zeitraumes keine 
Steigerung feſtzuſtellen, nur geringe Schwankungen in den Miet⸗ 
preiſen ſind vorgekommen. Im Durchſchnitt der zehn Jahre wurde 
für einen Quadratmeter Wohnfläche in Vorderhäuſern der Chauſſee⸗ 
ſtraße 4,4 Mk., in anderen Straßen 4,7 Mk. und in Hinter⸗ und 
Seitenhäuſern 4,3 und 4,1 Mk. an Wohnungsmiete gezahlt. Der 
Reinertrag betrug 4,0 und 3,7 Mk. bzw. 3,4 und 3,2 Mk. Von 
der geringen Steigerung der Miete, die während der erſten zwei 
bis vier Jahre in den Wohnſtraßen zu erkennen war, hatten übri⸗ 
gens die Hausbeſitzer auf die Dauer keinen Vorteil, da die Ge⸗ 
meindegrundwertsſteuer wiederholt erhöht worden iſt. Die Grund⸗ 
wertsſteuer betrug von 1904 —1906 1,7 v. T., von 1907 ab 2 v. T. 
und von 1910 ab 3 v. T. des gemeinen Wertes, m. a. W. 
die Gemeinde beanſpruchte anfangs 2,7 „%, ſpäter 3,2% und dann 
4,8 %% der Bruttomieten. Die Reinerträge in den Wohnſtraßen 
ſind daher nirgends geſtiegen, vielfach ſogar zurückgegangen. 
Lediglich die Mieten für Geſchäftsräume in den Erdgeſchoſſen der 
Chauſſeeſtraße und der Eiſenacher Straße waren im ſtändigen An⸗ 
ſteigen begriffen, ſie betrugen in der erſtgenannten Straße im Jahre 
1904 noch 6,7 Mk. und ſtiegen ſtändig bis auf 9,1 Mk. je qm 
Wohnfläche im Jahre 1913, in der Eiſenacher Straße von 6,8 Mk. 
auf 8,0 Mk. Bei beiden Straßen handelt es ſich aber um Grund⸗ 
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ſtücke, die ſchon ſeit Jahrzehnten bebaut waren und die daher für 
den uns beſonders intereſſierenden Grundſtückshandel, der ſeit 1903 
in Mariendorf einſetzte, gar nicht mehr in Betracht gekommen ſind. 
In Südende iſt ſeit 1904 eine zwar langſame, aber doch er⸗ 
kennbare Steigerung der Mieten feſtzuſtellen. Bei den älteren Wohn⸗ 
häuſern, die weder mit Zentralheizung noch mit Warmwaſſer⸗ 
verſorgung ausgeftatget find, iſt die Bruttomiete vom Quadratmeter 
Wohnfläche von 5,7 Mk. im Jahre 1904 auf 6,2 Mk. im Jahre 
1913 geſtiegen, der Reinertrag von 4,7 Mk. auf 5,0 Mk. Gebäude 
mit Zentralheizung und Warmwaſſerverſorgung gibt es erſt vom 
Jahre 1908 ab in größerer Anzahl, die Mietpreife konnten daher 
erſt von dieſer Zeit an verglichen werden. Sie betrugen im Jahre 
1908 8,0 Mk. und im Jahre 1913 8,3 Mk. vom Quadratmeter 
Wohnfläche. Auch hier fällt auf (vgl. Spalten 5 und 7 bzw. 11 
und 13 der Tabelle 6), daß die Steigerung der Reinerträge geringer 
ausfällt als die der Mietpreiſe, da im Laufe der unterſuchten zehn 
Jahre ein immer größer werdender Teil der Mieten von der Ge⸗ 
meindegrundſteuer beanſprucht worden iſt. ö 


Fünftes Kapitel 
Die Rentabilität der Mariendorfer Mietshäufer 


1. Unter den im 3. Kapitel geſchilderten Vorgängen auf dem 
Grundſtücksmarkt im eigentlichen Mariendorf fallen vor allem zwei 
Tatſachen auf, nämlich erſtens die großen und unregelmäßigen Ver⸗ 
änderungen und Schwankungen in den Preiſen für Bauſtellen — 
Preisunterſchiede von 100 % und mehr für ganz gleichartige Grund⸗ 
ſtücke an denſelben Straßen ſind keine Seltenheiten —, und zweitens 
die außerordentlich häufigen Zuſammenbrüche der Bauunternehmer. 
Es liegt nun ſehr nahe, den Verſuch zu unternehmen, durch eine 
Berechnung und Gegenüberſtellung der dem Unternehmer durch den 
Hausbau entſtandenen Geſamtkoſten einerſeits und der Reinerträge 
und Verſchuldung der Gebäude anderſeits zu unterſuchen, wie 
dieſe Zuſtände zu erklären ſind, insbeſondere auch feſtzuſtellen, bis 
zu welcher Höhe die Bodenpreiſe als durch die erzielbaren Rein⸗ 
erträge noch gerechtfertigt anzuſehen ſind. Eine ſolche Unterſuchung 
iſt zunächſt für 51 Miethäuſer in dem eigentlichen Mariendorf und 
ferner für 23 ſogenannte Mietvillen in Südende ausgeführt worden. 
Das Schlußergebnis iſt aus den Zahlen der nachfolgenden Tabellen 7 
und 8 zu erſehen. 
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Nach Tabelle 7 hat im eigentlichen Mariendorf von den 51 
unterſuchten Gebäuden eins im Durchſchnitt 142 794 Mk. gekoſtet, 
und zwar betrugen die Baukoſten 112 224 Mk. und der Bodenpreis 
30 575 Mk., für einen Quadratmeter 33,8 Mk. Dem Anlagekapital 
von 142 794 Mk. ſtand im Dezember 1913 eine hypothekariſche Be: 
laſtung von 126 466 Mk. gegenüber, ſo daß jeder Beſitzer in ſeinem 
Haufe durchſchnittlich ein eigenes Kapital von 16328 Mk. ſtecken 
hatte!. Der Reinertrag iſt ſodann entſprechend den Ausführungen 
im 3. Kapitel in der Weiſe berechnet worden, daß von der Brutto: 
miete 27 %% in Abzug gebracht worden find. Es ergab ſich danach 
ein Durchſchnittsbetrag von 6422 Mk. In der Praxis ſind aber, 
wie dort erwähnt war, zur Berechnung des Reinertrages Abzüge 
für die Amortiſation der Gebäude und für Mietausfälle (hier zu⸗ 
ſammen 7%) in der Regel nicht gemacht worden. Mit Rückſicht 
hierauf wurde zum Vergleich der Reinertrag in Spalte 4 (unter b) 
außerdem noch in dieſer im praktiſchen Leben üblichen Weiſe be⸗ 
rechnet, indem nur 20 %% ä von der Bruttomiete abgezogen wurden. 
Hiernach würde der Reinertrag 7038 Mk. betragen haben. 


Der Multiplikator, der hier zur Ermittelung des Ertragswertes 
anzuwenden iſt, iſt auch ſchon im 3. Kapitel ermittelt worden, er 
beträgt 18,96. Multipliziert man dieſe Zahl mit dem Reinertrage, 
ſo erhält man den Ertragswert, alſo: 5 

6422 Mk. & 18,96 Mk. = 121761 Mk. = 


durchſchnittlicher Ertragswert eines Gebäudes. Dieſer Ertragswert 
iſt um 4705 Mk. niedriger als die durchſchnittliche Belaſtung eines 
Hausgrundſtückes mit Hypotheken, und er bleibt um 21033 Mk. 
hinter dem Anlagekapital zurück. 


Legt man der Berechnung den Reinertrag b der Spalte 4 zu⸗ 
grunde, der in der in der Praxis üblichen Weiſe ermittelt iſt, ſo 
würde ſich als Ertragswert ein höherer Betrag ergeben, nämlich 

7038 Mk. & 18,96 Mk. = 133440 Mk. 


Dieſer ſo berechnete Ertragswert überſteigt zwar die Höhe der 
hypothekariſchen Beleihung um 6974 Mk. — es find hiernach 95% 
des Ertragswertes beliehen — er bleibt aber immer noch hinter 
dem Anlagekapital um 9354 Mk. zurück. 


1 Von 18 Häuſern waren die Beleihungen in den Jahren 1904 bis 1908. 
von 16 Häufern in den Jahren 1909 und 1910 und von 17 in den Jahren 
1911 und 1912 aufgenommen worden. 
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Die Hypothekenzinſen, die ein Hausbeſitzer im Durchſchnitt zu 
zahlen hat, betragen 5873 Mk. Dieſe ſind aus dem Reinertrage 
zu beſtreiten, ebenſo 5% JZinſen von dem eigenen Kapitalanteil 
des Hausbeſitzers (16328 Mk.), im ganzen alſo: 

5873. Mk. + 816 Mk. = 6689 Mk. 


Die 51 unterſuchten Gebäude bringen ſomit im Durchſchnitt keinen 
„Überſchuß“, keinen „Unternehmergewinn“, der Reinertrag bleibt 
vielmehr um 6689 Mk. — 6422 Mk. = 267 Mk. hinter dem an⸗ 
zurechnenden Zinsbetrage zurück. Und nur, wenn man bei der 
Reinertragsberechnung jeden Betrag für Amortiſation uſw. außer 
acht läßt, läßt ſich ein durchſchnittlicher Aberſchuß von 349 Mk. für 
ein Haus herausrechnen, das find 0,24 %%é vom Anlagekapital. 

Daß die Beleihung im Verhältnis zum Ertragswert ſo hoch 
ausfallen konnte, hat vermutlich ſeinen Grund darin, daß als Be⸗ 
leihungswert die Geſtehungskoſten, d. h. der vereinbarte Kaufpreis 
des Grund und Bodens und die Baukoſten angenommen worden 
ſind, und daß wahrſcheinlich die Mieterträge mit unrichtigen, viel 
zu hohen Sätzen veranſchlagt waren, und daß auf eine Amortiſation 
überhaupt keine Rückſicht genommen worden iſt!. 

Der durchſchnittliche Kaufpreis von einem Quadratmeter betrug 
33,8 Mk., und es läßt ſich auf Grund des Ertragswertes leicht er⸗ 
weiſen, daß dieſer Preis viel zu hoch iſt. Zieht man nämlich die 
durchſchnittlichen Baukoſten eines Gebäudes, 112 224 Mk., von dem 
Ertragswert ab, ſo bleibt ein Betrag von 9537 Mk. übrig, der wirt⸗ 
ſchaftlicherweiſe höchſtens auf den Ankauf des Bodens, alſo hier der 
Durchſchnittsfläche von 904 qm, aufgewendet werden darf. Auf 
ein Quadratmeter bezogen, würde der Höchſtpreis 10,6 Mk. be⸗ 


1 Dernburg beurteilt dieſe Verhältniſſe folgendermaßen: „Die Aufpuffung 
der Bau- und Bodenwerte auf Grund einer falſch aufgeſtellten Rentabilitäts⸗ 
berechnung (zu hohe zugrunde gelegte Mieten, zu gering veranlagter 
Ausfall, zu gering angenommene Speſen und Steuern, zu gering 
veranſchlagte Reparaturkoſten) und die ſchlechte Gewohnheit der Hypotheken⸗ 
banken, nicht auf Amortiſationshypotheken zu beſtehen, haben zur Folge gehabt, 
daß die Häuſer beinahe niemals abgeſchrieben werden. Die hohen Zinslaſten, 
die die übertriebenen Selbſtkoſten dem Wirte auferlegen, geſtatten ihm nicht oft, 
außer ihnen eine erhebliche Tilgungsquote herauszuwirtſchaften; wirtſchaftet er 
fie heraus, fo beſteht kein Zwang für ihn, ſie auch tatſächlich auf das Haus 
abzuſchreiben. In Groß⸗Berlin iſt aber die Notwendigkeit, Häuſer zu 
amortiſieren, bis in die letzten Jahre vielfach in Vergeſſenheit geraten. 

Albrecht und Dernburg, Erhebung über den ſtädtiſchen Realkredit. 
Berlin 1915. | 
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tragen. Und unter der Annahme eines Reinertrages von 7038 Mk. 
(Spalte 4 zu b), wie er im praktiſchen Leben in der Regel her⸗ 
geleitet wird, und danach eines Ertragswertes von 133 440 Mk., 
würde ſich ein Höchſtpreis von 23,5 Mk. für 1 qm ergeben. Ver⸗ 
glichen mit den Reinerträgen ſind alſo 23,2 Mk. bzw. 10,3 Mk. je 
1 qm zu viel gezahlt worden. 

Wir können aus dieſen Erörterungen entnehmen, daß ſich für 
einen ſehr großen Teil der Mariendorfer Hausbeſitzar, die ihre Ge⸗ 
bäude nach dem Inkrafttreten der Baupolizeiordnung von 1903 ge⸗ 
baut haben, und die für den Bauplatz einen im Verhältnis zu den 
erzielbaren Mieterträgen zu hohen Preis zahlen mußten, die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage ſchwierig geſtalten mußte. Das Anlagekapital über⸗ 
ſtieg den Ertragswert um ein Bedeutendes und konnte durch die 
Reinerträge nicht ausreichend verzinſt werden. Nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß aus den Reinerträgen keinerlei Rücklagen für Amor⸗ 
tiſationen und Mietausfälle gemacht wurden, reichten ſie gerade für 
eine Verzinſung des aufgewendeten Kapitals hin. Sobald aber 
einmal Ausfälle durch zeitweiſes Leerſtehen von Wohnungen ein⸗ 
traten, waren auch die laufenden Unkoſten aus den Mieterträgen 
nicht mehr zu decken. Wir können daher ohne weiteres annehmen, 
daß in dem eigentlichen Mariendorf die Hausbeſitzer alles daran 
geſetzt haben, um höhere Mieten zu erzielen und dadurch ihre Lage 
zu verbeſſern. Wir werden ſpäter ſehen, ob die Mieter dieſem Druck 
der Hausbeſitzer haben nachgeben müſſen. 

2. In der gleichen Weiſe wie für Mariendorf ſind auch für 
eine Anzahl Südender Mietshäuſer die Rentabilitätsverhältniſſe 
unterſucht worden. Die hierzu erforderlichen Zahlendaten konnten 
für 23 ſogenannte Mietvillen ermittelt werden und ſind in der 
nebenſtehenden Tabelle 8 (S. 281) enthalten. 

Hiernach hat im Durchſchnitt eines der Gebäude 171088 Mk. 
gekoſtet. Davon betrugen die Baukoſten 136983 Mk. und 34 105 Mk. 
entfielen auf den Grund und Boden. Ein Quadratmeter iſt mit 
21,5 Mk. bezahlt worden. Im Durchſchnitt war ein Gebäude mit 
154839 Mk. hypothekariſch belaſtet. Der Reinertrag in Spalte 4 
iſt wiederum in zweifacher Weiſe berechnet worden, einmal unter 
Berückſichtigung einer Quote (7 ¾ ) für Amortiſation und für Miet⸗ 
ausfälle — dann ergab ſich ein Betrag von 8312 Mk. —, und 
außerdem zum Vergleich ohne ſolcher Abzüge, alſo in der im prak⸗ 
tiſchen Leben üblichen Weiſe — dann ergab ſich ein Betrag von 
9198 Mk. Und je nachdem man den erſten oder den zweiten Betrag 
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als Reinertrag anſieht, ergibt ſich ein Ertragswert von 157 596 Mk. 
oder von 174 394 Mk. 

Vergleicht man dieſe beiden Geldausdrücke mit dem Anlage⸗ 
kapital, 171088 Mk. (Spalte 7), und der Höhe der hypothekariſchen 
Beleihung, 154 839 Mk., To zeigt ſich hier ein viel günſtigeres Bild 
als bei den Häuſern von Mariendorf. Vor allem kann man er⸗ 
kennen, daß den Hausbauten offenbar beſſere Kalkulationen zugrunde 
gelegen haben. Die Hausbeſitzer haben zwar auch hier an eine 
Amortiſation nicht gedacht und betrachten den Betrag von 9198 Mt. 
in Spalte 4 zu b als Reinertrag. Der hiernach ſich ergebende 
Ertragswert von 174394 Mk. überſteigt das Anlagekapital um 
3306 Mk. und die Geſamtbeleihung um 19555 Mk. Nach Abzug 
der Verzinſung des Anlagekapitals in Höhe von 7778 Mk. (Spalte 10) 
von dieſem Reinertrage verbleibt dem Hausbeſitzer ein „Überſchuß“ 
von 0,8 % des Geſamtwertes der Hausbeſitzung. Auch der Grund 
und Boden iſt mit 21,5 Mk. je 1 qm (Spalte 6) nicht zu teuer 
bezahlt worden. Sogar ein Preis von 23,5 Mk. würde unter der 
Annahme eines Reinertrages von 9198 Mk. noch gerechtfertigt ſein. 
Der Hausbeſitz in Südende iſt alſo von dieſem Standpunkte aus 
betrachtet, nämlich daß auf Amortiſationen keine Rückſicht zu nehmen 
ſei, als rentabel zu bezeichnen, und er ſteht im ganzen beſſer da als 
in Mariendorf. 

Wenn aber in die Reinertragsberechnungen die erforderlichen 
Anſätze für die Abſchreibungen und für die Mietausfälle eingeſetzt 
werden, dann erſcheinen die Rentabilitätsverhältniſſe etwas ungün⸗ 
ſtiger. Der ſich alsdann ergebende Ertragswert (157 596 Mk.) fällt 
zwar nicht, wie im eigentlichen Mariendorf, niedriger aus als die 
hypothekariſche Beleihung, der Reinertrag (8312 Mk.) liefert aber 
nur einen Überſchuß von 0,3% über die Verzinſung des Anlage⸗ 
kapitals. Und die Bodenpreiſe würden dieſem Reinertrage von 
8312 Mk. nur dann entſprechen, wenn ſie nicht über 13,0 Mk. je 
qm hinausgehen. 


(Schluß folgt im nächſten Heft.) 
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Beſprechungen 
Spahn, Martin: Elfaß-Lothringen. Berlin 1919, Ullſtein. 
386 S. 


Während ſich die deutſche Geſchichtsforſchung früher — ſehr zum 
Schaden der deutſchen Sache — nur wenig mit Elſaß⸗Lothringen be⸗ 
ſchäftigt hat, iſt in den letzten Jahren eine Reihe guter Werke er⸗ 
ſchienen, wie beſonders Wackernagel, Geſchichte des Elſaſſes (1919); 
Stählin, Politiſche und kulturelle Geſchichte Elſaß⸗Lothringens (1918); 
Schulte, Frankreich und das linke Rheinufer (1918). Zu ihnen tritt 
jetzt nach dem Ende des Weltkrieges und dem Verluſt des Reichslandes 
das Buch Martin Spahns. Durch ſeine langjährige Wirkſamkeit in 
Straßburg und rege Teilnahme am parteipolitiſchen Leben gehört Spahn 

zu den beſten Kennern des Elſaſſes; er kann von ſich ſagen, daß er 
“ „mit dem elſäſſiſchen Volk in feinen breiten Schichten zuſammen ge⸗ 
lebt, zuſammen gegeſſen und zuſammen geſchlafen habe“. Damit hängt 
es wohl zuſammen, daß in ſeinem Buch das Elſaß im Vordergrund 
ſteht und Lothringen ſtark zurücktritt. Das Werk iſt mit dem Herzblut 
geſchrieben. Indes die Liebe zum Elſaß und der altdeutſche Standpunkt 
tun der hiſtoriſchen Wahrheit nirgends Eintrag, auch da nicht, wo ſie 
für beide ſchmerzlich iſt. 

Spahn beginnt mit der römiſch⸗keltiſchen Zeit und ſchildert anfangs 
in großen Zügen, ſpäter immer ausführlicher, die Geſamtentwicklung 
des Landes. Seiner Meinung, daß das Zwiſchenreich Lotharingien 
ohne das ſchnelle Ausſterben der Dynaſtie vielleicht lebensfähig geweſen 
wäre, vermag ich nicht zuzuſtimmen, dazu war vor allem ſeine geographiſche 
Geſtalt zu widerſinnig. Sicherlich hat ſich eine eigene Mittelreichskultur 
erhalten, aber ſie beſchränkte ſich nicht auf Elſaß und Lothringen, 
ſondern umfaßte die ganzen Kernlande des ehemaligen Karolinger⸗ 
reiches, von Paris und Aachen bis hinunter nach Rom. Elſaß⸗ 
Lothringens Bedeutung iſt darin beſchloſſen, daß es auf der Haupt⸗ 
reibungsfläche zwiſchen Deutſchland und Frankreich und ihren Kulturen 
liegt. Und ſchon im 10. Jahrhundert trennen ſich die Wege der beiden 
Landſchaften. Während Lothringen zum Brückenland der beiden Kulturen 
wurde und dadurch, daß es immer nur romaniſche Einflüſſe nach 
Oſten vermittelte, ſich ſelbſt allmählich romaniſierte, zudem noch durch 
die Loslöſung des Stiftes und der freien Reichsſtadt Metz ſeinen 
natürlichen Mittelpunkt verlor, verwuchs das Elſaß politiſch und 
kulturell ſchnell mit Deutſchland. Nach Spahn hat es nur ein einziges 
Mal die Rolle eines wirklich bedeutſamen Brückenlandes zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich geſpielt: zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
in der Mainzer Wirkſamkeit der beiden elſäſſiſchen Theologen Lieber⸗ 
mann und Räß. 

Um die Mitte des 16. Jahrhunderts zieht ſich das Elſaß auf ſich 
ſelbſt zurück. Während der elſäſſiſche Humanismus von 1500, deſſen 
Leiſtungen und Bedeutung Spahn feinſinnig würdigt, noch feſt mit 
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dem nationaldeutſchen Geiſtesleben verknüpft tft, gelangt ſeit 1550 der 
provinziale Geiſt völlig zur Herrſchaft. Den entſcheidenden Grund da⸗ 
zu erblickt der Verfaſſer mit Recht in dem unaufhaltſamen Verfall des 
Deutſchen Reiches. Aber trotzdem bleibt das Elſaß bis ins 18. Jahr⸗ 
hundert deutſch, zumal Straßburg, wo die Wirkſamkeit Johann Sturms 
und ſeiner Schule eine eingehendere Darſtellung verdient hätte. Daran 
ändert auch der Anfall des Landes an Frankreich lange Zeit nichts. 
Nur ganz langſam vollzieht ſich eine innere Annäherung, als deren 
wichtigſte Schrittmacher Spahn das Beamtentum, die Jeſuiten, die ge⸗ 
ſellſchaftliche Kultur und vor allem das franzöfiſche Familienleben auf⸗ 
deckt. Sie iſt bekanntlich durch die Revolution und das erſte Kaiſerreich 
beſchleunigt und beſiegelt worden. Als 1815 Deutſchland — nicht nur 
Weimar, wie Spahn meint, ſondern durch den Mund Gneiſenaus auch 
Potsdam — das Elſaß zurückforderte, kam aus dem Lande kein Wider⸗ 
hall. Das wirtſchaftliche Intereſſe des allein noch maßgebenden Bürger⸗ 
tums, die Liebe zur Freiheit und die Furcht vor dem deutſchen 
Deſpotismus und der deutſchen Ohnmacht hielten das Elſaß bei Frank⸗ 
reich feſt. „Das Hineinwachſen des Elſaß in Frankreich“ überſchreibt 
Spahn die Periode von 1815—1870 und verfolgt dieſen Prozeß auch 
hier wieder im einzelnen, auf dem politiſchen, kulturellen, religiöſen 
und wirtſchaftlichen Gebiet. Beſonders unterſtreicht er die Bedeutung 
der 1849 gegründeten Revue d'Alsace. Daß die Verwelſchung aber 
ihre Grenzen hatte, beweiſt er an der Stellung der Frau, die auch in 
dieſer Zeit ihr altes deutſches Leben weiterführte. 

Eben deshalb, wegen dieſer Eingewöhnung in Frankreich, ſetzte das 
Elſaß 1870 dem Wiederanſchluß an das Deutſche Reich einen leiden⸗ 
ſchaftlichen und zähen Widerſtand entgegen, zur großen Überraſchung 
und Enttäuſchung des hierauf nicht vorbereiteten deutſchen Volkes. Die 
Frage der Neutraliſierung Elſaß-Lothringens erſcheint uns heute in 
einem anderen Lichte, als wie die Zeitgenoſſen ſie anſehen konnten. 
Ob die Engländer wirklich, wie Spahn meint, für die Neutraliſierung 
wirkten, bedarf noch genauerer Klärung. An Bismarcks Politik übt 
Spahn eine ſicherlich berechtigte Kritik. Denn je tiefer man in ſie 
eindringt, um ſo mehr verſtärkt ſich der Eindruck, daß der Friedens⸗ 
ſchluß von 1870 nicht mehr auf der Höhe des Friedens von 1866 
ſteht. Freilich nicht in dem Sinn, als ob die Annexion Elſaß⸗ 
Lothringens an ſich ein Fehler geweſen und erſt dadurch die franzöſiſche 
Revanche wachgerufen ſei, ſie war auch ohne das, wegen der mili⸗ 
täriſchen Niederlage und des Verluſtes der prépondérance légitime, 
unabwendbar. So ſind auch Spahns Ausſtellungen nicht gemeint. 
Aber treffend legt er dar, daß nicht nur der Verzicht auf Belfort, 
ſondern die ganze Grenze des Frankfurter Friedens ſowohl geographiſch 
wie vor allem wirtſchafts⸗ und kulturpolitiſch ein verhängnisvoller Miß⸗ 
griff war. Denn ſie übernahm die alte deutſch⸗franzöſiſche Zufalls⸗ 
grenze, zerteilte das zuſammengehörige oberelſäſſiſche und lothringiſche 
Wirtſchaftsgebiet und ſchnitt aus Lothringen das an ſich nicht lebens- 
fähige Deutſch-Lothringen heraus. Seine naturgemäße Verbindung 
mit dem Mittelrhein ließ der Partikularismus der Einzelſtaaten nicht 
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zu, ſo ſchlug Bismarck die abgetretenen Provinzen zu einem eigenen 

Staatsgebilde zuſammen und machte es zum Reichsland. 

Seine politiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Entwicklung von 
1871 1918 bildet den wertvollſten Teil des Buches. Hier ſchöpft 
Spahn vor allem aus eigener Anſchauung und bietet eine Fülle bisher 
gar nicht oder wenig beachteter Geſichtspunkte, mit denen ſich im einzelnen 
nur ein gleich guter Kenner Elſaß⸗Lothringens auseinanderſetzen kann. 
So verweiſt er — um nur das Wichtigſte anzuführen — auf die un⸗ 
heilvollen Folgen des Optionsrechtes und der Maſſenaus wanderung 
nach Frankreich, auf die ungünſtigen Wirkungen des Kulturkampfes 
und der partikulariſtiſchen Wirtſchaftspolitik im Deftſchen Reich. Die 
unbeſtreitbaren Vorteile und Verdienſte der deutſchen Verwaltung 
werden gegen ihre ebenſo unleugbaren Fehler abgewogen. Ihre ſchwächſte 
Seite war von vornherein die Kulturpolitik. Hier kann man ohne 


gefähr 1895 auch die deutſchen Parteien und das deutſche Zeitungs⸗ 
weſen ins Reichsland einführte. „Der Zug zu Deutſchland hin war 
im ganzen Elſaß gegen das Jahr 1905 erſtaunlich ſtark.“ Er wäre 
nach Spahns Anſicht noch ſtärker geweſen, wenn Lothringen nicht mit 
dem Elſaß verkuppelt oder durch Verbindung mit den verwandten 
deutſchen Nachbargebieten zu einem lebensfähigen, provinziellen Gebilde 
innerhalb des Reichslandes ausgeſtaltet worden wäre. 

Es iſt ein verhängnisvolles Zuſammentreffen, daß gerade in diejem . 
Jahr der franzöſiſche Gegenſtoß in vollem Umfang einſetzt. Seit 1905 
iſt Frankreichs Politik wieder auf die Revanche eingeſtellt, auf Grund 
der Entente cordiale und des Marokkoſtreites, in dem Deutſchland 
Schritt für Schritt zurückweicht. Auch hier offenbart ſich wieder der 
entſcheidende Einfluß der äußeren auf die innere Politik. Scharf be⸗ 
tont Spahn: „Für das Vordringen des Deutſchtums und die Ruhe 
in Elſaß⸗Lothringen war die unerläßliche Vorausſetzung, daß die Groß⸗ 
machtgeltung Deutſchlands über jeden Zweifel erhaben blieb. Und 
das war ſeit der europäiſchen Kriſis von 1905 nicht mehr der Fall. 
Die franzöſiſche Offenſive beginnt mit dem Kulturfeldzug, der ſchon 
bald auf das politiſche Leben einwirkt, den erwachenden Nationalismus 
betrachtet Spahn geradezu als den „politiſchen Exponenten der gleich⸗ 
zeitigen Kulturbewegung“. Das Deutſche Reich ſchaute dem franzöſiſchen 
Wühlen tatenlos zu, die Verfaſſung von 1911 war eine Halbheit und 
unterband die Abkehr vom Reiche nicht, ſondern förderte ſie noch. 
Trotzdem wäre Elſaß⸗Lothringen nach Spahns Überzeugung auch inner⸗ 
lich für uns gewonnen worden, wenn wir 1914 den Sieg hätten er⸗ 
ringen können. Aber ſeit der Marne war der Zweifel an unſerem 
Kriegsglück nicht mehr zu bannen. Die Ungewißheit über die künftige 
Stellung innerhalb des Reiches und das unerquickliche Feilſchen der 
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deutſchen Einzelſtaaten hierüber — das ſchonend nur angedeutet wird —, 

dazu der innere Zwieſpalt und ſchließlich das teilweiſe würdeloſe Zu⸗ 

rückfluten der deutſchen Truppen taten das übrige. Wie dem Befreier 
warf ſich das Land Ende 1918 Frankreich in die Arme. 

Wir wiſſen heute, daß die Reaktion hiergegen ſchnell eingeſetzt 
hat. Zur Erklärung hebt Spahn hervor, daß ſich ſowohl Elſaß⸗ 
Lothringen wie die Franzoſen in den Jahrzehnten von 1871 — 1918 
geändert haben. Ein tiefes Dunkel lagert wie über unſerer ſo auch 
über ſeiner Zukunft. „Ein Schickſal wie das Elſaß⸗Lothringens erfüllt 
ſich nicht in einem einzigen Kriege.“ — 

Das Buch iſt glänzend geſchrieben und für einen weiteren Leſer⸗ 
kreis beſtimmt. Aber auch der Fachmann wird dankbar Belehrung und 
Anregung aus ihm ſchöpfen. 

Bonn Walter Platzhoff 


Keynes, M. J.: Die wirtſchaftlichen Folgen des Friedens⸗ 
vertrags. (The economic consequences of the peace.) er⸗ 
ſetzt von M. J. Bonn und C. Brinkmann. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. VIII und 243 ©. 


Die wiſſenſchaftliche Bedeutung dieſes Buches, das wohl keiner 
Empfehlung mehr bedarf, liegt nicht ſowohl in dem glänzend gefchriebenen, 
heute ſchon berühmten 3. Kapitel, in dem Keynes mit vollendeter Meiſter⸗ 
ſchaft die Vorgänge während der Beratung des Verſailler Friedens in 
Paris als Wiſſender darſtellt, ſie beruht auch nicht in den Kapiteln 4 
und 5 „Der Friedensvertrag“ und „Die Wiedergutmachung“. Die Dar⸗ 
ſtellung des Friedensvertrags und der Wiedergutmachungsbeſtimmungen 
ſteht allerdings leider turmhoch über dem, was in Deutſchland über 
dieſe Fragen geſchrieben worden iſt, aber ſie enthält nichts und kann 
natürlich auch nichts enthalten, was in Deutſchland unbekannt geweſen 
wäre, da ſich der Verfaſſer ja hier großenteils auf deutſches Material 
ſtützt. Seine Darſtellung zeichnet ſich aber dadurch aus, daß ſie aufs 
Ganze geht und große Zuſammenhänge darſtellt und nicht in den Fehler 
verfällt, alle Paragraphen als gleich wichtig zu betrachten. Er kriti⸗ 
ſiert dabei (S. 49) die deutſche Antwort mit den folgenden Worten: 
„Nichts deſtoweniger war die deutſche Antwort nicht in allen Teilen 
ein der Gelegenheit ganz würdiges Schriftſtück, weil es trotz der 
Richtigkeit und Bedeutung eines großen Teils ſeines Inhalts wirklich 
großzügige Behandlung und würdevollen Ausblick ein wenig vermiſſen 
ließ und ſeine allgemeine Wirkung der Einfachheit und der leidenſchafts⸗ 
loſen Sachlichkeit der Verzweiflung entbehrt, die gerade die tiefe Leiden⸗ 
ſchaft des Augenblicks hätte hervorrufen können.“ Das Spezialiſten⸗ 
tum und das bei uns herrſchende Sachverſtändigenunweſen, bei dem 
man nicht nur die Sachverſtändigen — meiſt ſind es obendrein 
Intereſſenten — hört, ſondern ihnen die Ausarbeitung und Formu⸗ 
lierung überläßt, findet hier eine leider nicht unberechtigte Kritik. 
Spezialreferenten, ſeien ſie auch noch ſo tüchtig und Vertreter von 
Handel und Induſtrie, können eben dieſen leidenſchaftlichen Schwung 
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nicht finden, der für große Momente nötig iſt und den Keynes zweifels⸗ 
ohne beſitzt. 

In dem ganzen Buch zeigt ſich, was gerade für den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Beobachter wichtig iſt, daß eine ſtrenge Schulung in wirtſchaft⸗ 
licher Theorie die beſte Vorbildung für die Behandlung praktiſcher 
Fragen iſt, zumindeſtens, wenn dieſe Fragen über rein beſchreibende 
Kleinarbeit hinausgehen. Die Schulung in den Lehren der klaſſiſchen 
Nationalökonomie in Verbindung mit einer ſtarken plaſtiſchen Phantaſie 
zeichnen das Keyneſche Buch aus. Der Verfaſſer ſteht bei allem Ver⸗ 
ſtändnis für moderne radikale Strömung theoretiſch auf dem Boden 
der engliſchen klaſſiſchen Schule, — nicht zum Schaden ſeines Buches. 
Er benutzt ihre, natürlich fortgebildeten Lehren, insbeſondere die 
Malthusſchen, um die wirtſchaftliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts 
in große Zuſammenhänge zu bringen. | 

Wiſſenſchaftlich bedeutend iſt vor allem das 1. Kapitel, in dem 
Keynes ausführt, daß die wirtſchaftliche Entwicklung Europas in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunders eine Art vorübergehendes goldenes 
Zeitalter geweſen ſei, in dem dank der gewaltigen Entwicklung der 
neuen Welt und der techniſchen Fortſchritte die wachſende Bevölkerung 
Europas einen ſich verbreiternden Nahrungsſpielraum erhielt. Dank 
dieſer Erweiterungen und dank der Akkumulation des Kapitals durch 
Sparen (im Gegenſatz zum Verbrauch) iſt dieſes goldene Zeitalter vor⸗ 
übergehend möglich geweſen. Aber ſchon vor dem Kriege waren An⸗ 
zeichen vorhanden, daß es ſich ſeinem Ende nähere. Die Produktivkraft 
der neuen Böden nahm langſam ab, während die ſoziale Bewegung 
den Willen der breiten Maſſen langſam erſchütterte, das kapitaliſtiſche 
Syſtem geduldig zu ertragen. 

Neben dieſes 1. Kapitel treten die Kapitel 6 und 7. In dem 
erſten zeichnet Keynes mit monumentalen Strichen ein Bild des feſt⸗ 
ländiſchen Europas, das infolge der Finanzpolitik während des Krieges 
immer mehr mit ſchwebenden Schulden überſchwemmt wird, und gleich⸗ 
zeitig, um zu exiſtieren, immer größer werdende Überſchüſſe der Ein⸗ 
fuhr über die Ausfuhr benötigt. Das Ergebnis iſt Entwertung des 
Geldes und immer ſchlimmer werdender Sturz der Valuta. 

Im letzten Kapitel erörtert Keynes eine Anzahl Rettungsvorſchläge. 
Vernünftige Reviſion des Friedens vertrages, Ausgleichung der Ver⸗ 
ſchuldung der Alliierten untereinander, indem Amerika und England 
auf die Zahlung ihrer Vorſchüſſe verzichten und damit die Möglichkeit 
zu entſprechender Herabſetzung der Entſchädigung ſchaffen und ſchließlich 
eine internationale Anleihe auf Grund des Haager Memorandums, 
deſſen geiſtigen Vätern er nicht fernſteht. Es iſt ſchade, wenn man 
einen Wunſch, nicht eine Kritik ausſprechen ſoll, daß der Verfaſſer ge⸗ 
rade dieſe Fragen nicht ausgiebiger erörtert hat. Das Problem der 
Stabiliſierung der europäiſchen Währung, zumindeſtens der Verſuch, 
den weiteren Sturz nach unten aufzuhalten, iſt im gewiſſen Sinne das 
Kernproblem aller europäiſchen Wirtſchaftsfragen. Es hängt aufs engſte 
nicht nur mit den finanziellen Fragen, ſondern insbeſondere mit den 
Fragen der Kriegsentſchädigung zuſammen. Es iſt ganz unmöglich, 
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die deutſche Währung irgendwie zu ſtabiliſieren, wenn die Ausführung 
des Friedensvertrages die deutſche Regierung zu großen Natural⸗ 
leiſtungen (Kohle) und zur Ablieferung von Vermögensſtücken (Schiffe) 
zwingt, für die ſie nach dem Friedensvertrag die Eigner entſchädigen 
muß. Bei der Unmöglichkeit, fundierte Anleihen im großen Umfange 
unterzubringen, muß ſie immer wieder zu ſchwebenden Schulden greifen 
und damit zur Vermehrung der Inflation. Es wäre im hohen Maße 
intereſſant, wenn Keynes in einer der neuen Auflagen, die das Buch 
ſicher erleben wird, auf dieſe Fragen eingehen würde. 

Berlin M. J. Bonn 


Stadtler, E.: Die Weltkriegs revolution. Leipzig 1920, 
K. F. Koehler. 255 S. 


Die tiefe Unruhe, in der ſich — ſteigend von Jahr zu Jahr — 
ganz Europa, ja die geſamte ziviliſierte Welt ſeit 1914 ſichtbar be⸗ 
findet, hat begreiflich genug in faft allen literariſchen Bezirken poli⸗ 
tiſcher und kultureller Problematik den gewohnten Ton der Beruhigung 
oder gar Beſchönigung dieſes lange vorgebildeten und von wenigen 
vorgefühlten Geſamtumbruches zum Schweigen gebracht. Der geſamte 
ſchier grenzenloſe geiſtige Individualismus des 19. Jahrhunderts meldet 
ſich angeſichts der Kataſtrophe wieder zu Wort. Die einen „erklären“ 
die neue Wirklichkeit hiſtoriſch und merken zumeiſt kaum, daß ihnen 
die Gegenwart ein neues Ablaufsbild der Vergangenheit aufzwingt. 
Die anderen konſtruieren evolutionäre oder revolutionäre, reformatoriſche 
oder reformeriſche Zukunftsbilder und vergeſſen vollkommen, daß dieſe 
Entwürfe und Forderungen tote Wunſchbilder „abgelebter Zeiten“ 
wiederholen oder abändern. Auch ſie alſo möchten ſich an der Gegen⸗ 
wart vorbeidrücken und die Zukunft rechneriſch vorwegnehmen, ohne 
auf die Weſens⸗ und Willensſtruktur der Gegenwart hinzuſehen. Neben 
dieſen hiſtoriſierenden und politiſierenden Auseinanderſetzungen hat uns 
eine impreſſioniſtiſche Kataſtrophenliteratur überflutet, die freilich ſelber 
der traurigſte und hoffnungsloſeſte Ausdruck der europäiſchen Zus 
ſammenbruchskataſtrophe iſt. Nichts vereitelt mehr jeden Erneuerungs⸗ 
vorgang, als ein derartig hemmungsloſes Deutungsbedürfnis, beſtehend 
aus Anklagen, Rechtſertigungen, Utopien und Banalitäten. 

Dieſem Tonfall retroſpektiver Erklärungsſucht, proſpektiver Un⸗ 
belehrbarkeit und impreſſioniſtiſcher Haltungsloſigkeit ſteht gegenwärtig 
kaum jemand ferner als Eduard Stadtler, deſſen unermüdliche Aufbau⸗ 
arbeit weiten Kreiſen Deutſchlands wohl bekannt iſt. Stadtler iſt 
Grenzdeutſcher, Altelſäſſer, ſtammt aus Bauerngeſchlecht, hat faſt ein 
Jahrzehnt in Frankreich gelebt, als Kriegsgefangener in Rußland die 
ruſſiſche Revolution aus nächſter Nähe miterlebt und ſpäter als Leiter 
der Preſſeabteilung des deutſchen Generalkonſulates und Mitleiter der 
Preſſeſtelle der deutſchen Botſchaft in Moskau an verantwortlicher 
Stelle wichtige politiſche Einblicke in die weitere Entwicklung der euro⸗ 
päiſchen Kataſtrophe bekommen. Stadtler bringt ſomit vermöge eines 
ungewöhnlich friſchen Blickes und einer glücklichen Weſt-Oſterfahrung 
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wichtigſte Vorausſetzungen mit, um ſein eigentliches politiſches Fern⸗ 
ziel, ſolidariſcher Wiederaufbau Deutſchlands und Europas, an den 
ihm vertrauten Widerſtänden weſtlicher Überformung und öſtlicher 
Formloſigkeit, die ſich in Deutſchland zurzeit verhängnisvoll treffen, 
immer erneut realpolitiſch und nach Maßgabe maſſen⸗ und völkerpſycho⸗ 
logiſcher Imponderabilien zu vertiefen und gegebenenfalls in Richtung 
und Beſtimmung der Mittel abzuändern, ſogar, wenn nötig, zu revo- 
lutionieren. Endlich hat er ſo ſtark in der Jugendbewegung einer 
Partei geſtanden, daß er den Typus des modernen Parteiapparates zur 
Genüge kennt. 

In feinem Buch „Die Weltkriegsrevolution“ hat Stadtler feine 
wichtigſten Vorträge, die er ſeit Herbſt 1918 vornehmlich in Deutſch⸗ 
land gehalten hat, geſammelt. Die Befürchtung unleidlicher Zu⸗ 
ſammenhangsloſigkeit, die in ſolchen Fällen nur zu leicht einzutreten 
pflegt, trifft nirgends zu. Das kontinuierliche Wollen Stadtlers reißt 
ſelbſt die entfernteren Tatſachendeutungen und Willenseinſtellungen 
verſchiedener Zeit und Geſamtlage unerbittlich in dieſelbe Mitte der 
Stadtlerſchen Grundaufgabe: Rettung Europas und Deutſchlands vor 
der Gefahr völliger „Weltkriegsauflöſung“. Ein echt Stadtlerſches Wort! 

Die Weltkriegsauflöſung iſt nicht gleichbedeutend mit „Weltkriegs⸗ 
revolution“, die Stadtler einmal überaus treffend ſo gekennzeichnet 
hat: „Nichts iſt törichter in der politiſchen Tagespubliziſtik, als das 
Gerede über die proletariſche Weltrevolution. Die Linke bejaht dieſe 
Revolution mit gläubigem Parteifanatismus; die Rechte verneint ſie 
ebenſo fanatiſch. Die Wahrheit liegt in der Mitte: Die Welt⸗ 
revolution als Umwälzung aller weltpolitiſchen, weltwirtſchaftlichen 
und weltkulturellen Verhältniſſe iſt nicht der fromme Wunſch einer 
Partei, ſondern eine greifbare Tatſache. Wer ſie nicht ſieht, 
hat weder Augen noch andere Sinne. Das, was man Erhebung des 
ſozialiſtiſchen Parteiproletariats nennt, iſt nur ein kümmerlicher Aus» 
ſchnitt aus der Geſamtrevolution. Der revolutionäre Aktivismus des 
Proletariats beziehungsweiſe des marxiſtiſchen Sozialismus iſt nur ein 

Stimulans. Ringt ſich irgendwo die prolekariſche Erhebung durch, 
Dann iſt ſie nur ein äußerer Exponent eines viel tiefer verlaufenden 
revolutionären Prozeſſes.“ Die Weltkriegsauflöſung iſt nun die negative 
Seite der Weltkriegsrevolution, ein Erſchöpfungsvorgang im Schoße 
Zuſammengebrochener Völker. Der ruſſiſche Bolſchewismus iſt ebenſo⸗ 
ſehr ſein wirrſter Ausdruck wie feine unbeſtreitbar geniale und keines- 
wegs zernierte Organiſationsform geworden. Stadtler iſt weit davon 
entfernt, mit dem Angſtgewimmer eines exiſtenzbedrohten „Bourgeois“ 
vom Klaſſenſtandpunkt die ruſſiſche Auflöſungsbewegung zu ſchildern. 
Sein Kampf, den er mit wachſendem Erfolge gegen die reaktionäre 
Verhärtung und doktrinäre Überalterung aller Parteien und aller 

Klaſſenideologien führt, läßt ſolche Froſchperſpektive gar nicht zu. 
Schon der Vortrag, den er im März 1918 in Ufa vor der Kolonie 
Deutſcher Zivilinternierter gehalten, beweiſt eindeutig, wie konſequent 
Stadtler aus dem ruſſiſchen Weſen und der ruſſiſchen Geſchichte, deren 
letzte Formung in dieſem Kriege offenbar und vollzogen wurde, den 
Schmollers Jahrbuch XLIV 3. 19 
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ruſſiſchen Auflöſungswillen ableitet. Auf der anderen Seite kommen 
hier ſehr nüchterne Dinge ſehr vorſichtig zur Sprache: die Auflöſungs⸗ 
faktoren der ruſſiſchen Kriegswirtſchaft und Finanzwirtſchaft und die 
äußere und innere Zertrümmerung des Verkehrsweſens. Ein recht 
lebendiges Bild vom geſamtwirtſchaftlichen Zuſammenbruch Rußlands 
gibt der im November 1918 in Berlin gehaltene Vortrag: „Bolſche⸗ 
wismus und Wirtſchaftsleben.“ Die dort angeführten Zahlen ſprechen 
eine ſehr nachdrückliche Sprache (vgl. S. 49 — 62). — Ebenſo rück⸗ 
haltlos und grundſätzlich, wie gegen den Oſten, bekennt ſich Stadtler 
gegen die weſtliche Formaldemokratie (ein Wort, das Stadtler vielleicht 
an erſter Stelle in der öffentlichen Diskuſſion durchgeſetzt hat). Er 
verkennt durchaus nicht den freilich auch durchaus begrenzten hiſtoriſchen 
Wert, den der weſtliche Parlamentarismus für den Weſten geleiſtet 
hat. Aber das blindläufige Geſchwätz vom Jahrhundert der ſiegenden 
Demokratie wird erbarmungslos gebrandmarkt. Wie gedenkt der 
ſaturierte Weſten den europäiſchen Brand zu läfhen? Mit welchen 
Kräften ideellen und realen Aufbaues vermag er auf die Dauer die 
andrängenden ſozialpolitiſchen und gemeinwirtſchaftlichen Fragen in den 
eigenen Ländern und Kolonien zu löſen? Zeugt die Haltung Lenin 
gegenüber von der Sicherheit des gefeiten und gewappneten Herrn der 
Welt? Endlich: offenbart dieſer Ausbeutungsfriede nicht doch das 
wahre Antlitz eines Imperialismus, der ſich ſeit Jahrhunderten in den 
Vorſpielen der Weltherrſchaft geübt hat? Auf alle dieſe Fragen gibt 
Stadtler die unverzagte Antwort: der ſogenannte Ententeſieg, der die 
größte Niederlage des Wilſonismus zur fragwürdigen, aber bezeichnenden 
Vorausſetzung hat, iſt nur ein epiſodiſcher Akt im Drama der Welt⸗ 
kriegsrevolution, die, wenn nicht alle poſitiven Kräfte eingeſetzt werden, 
als Tragödie der Weltkriegsauflöſung enden kann. An dieſer Wendung 
wird die ganz unentbehrliche Sondereinſtellung Stadtlers deutlich: er 
ſieht als politiſcher Menſch gewordene und werdende Geſchichte als ein 
Ganzes einander ſich ſtärkender und ſchwächender Willens mächte. Seine 
Zukunftsentrollungen ſind daher immer zugleich Forderungen und 
Warnungen. Bis aufs Meſſer bekämpft er jene abwartende, zu⸗ 
ſchauende „naturwiſſenſchaftliche“ Entwicklungseinſtellung, die dort ſchon 
von „Zwangsläufigkeiten“ jammert, wo Unterlaſſung auf der eigenen 
und demzufolge Brutaliſierung auf der anderen Seite zu beſonderer 
Kraftaufbietung und Opferwilligkeit aufrufen. Da jede vorliegende 
Geſchichte in der Hauptſache nichts anderes als die abgewandelte Politik 
der Vergangenheit iſt, ſo kann gerade Stadtler glauben, daß ſich der 
Weltkrieg und vor allem die Folgezeit als Umwälzungsbewegung nur 
demjenigen als Geſamtvorgang erſchließt, der ſelber ein poſitives 
Geſamtwollen, Geſamtgeſtalten als höchſte Verantwortung von ſich und 
dem europäiſchen Führertum fordert. Fraglos geben die Tatſachen 
— von Monat zu Monat deutlicher — dieſer überparteilichen, von 
unbeſtechlichem Verantwortungsernſt getragenen Einſtellung recht. Was 
John Maynard Keynes in feinem wundervollen Buche: „Die wirt 
wirtſchaftlichen Folgen des Friedensvertrages“ über die Geſtalt Wilſons 
in denkwürdigen, unerbittlichen Worten der Nachwelt überliefert, dok⸗ 
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trinäre Eigenſinnigkeit und konſtitutionelle Wirklichkeitsferne, — dieſe 
verhängnisvollen Weſenszüge hat Stadtler intuitiv ſeit langem in ſein 
politiſches Wilſonporträt eingeſchrieben. Stadtlers Deutung Lenins 
iſt durch die ruſſiſche Politik, namentlich ſeit 1918, immer wieder 
glänzend bewahrheitet worden, jüngſt vor allem aktiviſtiſch durch den 
Feldzug gegen Polen, propagandiſtiſch durch ſeine rein politiſche Welt⸗ 
revolutionstaktik, wie er ſie in ſeiner Mai-Broſchüre dieſes Jahres 
über den Radikalismus unzweideutig ausgeſprochen hat. Stadtler hat 
beiden Machtzentren gegenüber recht behalten, nicht weil er hiſtoriſch 
Gegebenheiten (der Gegenwart!) hiſtoriſch begreifen wollte, ſondern 
weil er die nur als Gegenwart bekanntgewordenen Willensbahnen der 
entſcheidenden Machtgruppen nach Maßgabe politiſcher Wägung und 
Witterung ſo weit in die Zukunft hinein verlängert, bis der Zweckmotor 
ſein Ziel erreicht haben könnte. 

So liegt es nur in der Natur der Stadtlerſchen Beſtrebungen, 
wenn der vorletzte Aufſatz einen Abdruck ſeines in politiſchen Kreiſen 
bekannten, damals als Manuſkript gedruckten „Aktionsprogrammes“ 
(10. April 1919) bringt. Es iſt unmöglich, den lebendigen Plan hier 
auch nur anzudeuten, in dem die damalige Wirklichkeit zum Ausgangs- 
und Durchgangspunkt für die rettende politiſche Wirkſamkeit einer 
parteifreien diktatoriſchen Regierungsgewalt erhoben wurde. Stadtler 
hat die bleibenden Willenslinien dieſes „Programmes“ neuerdings zu 
einem Buche verdichtet: Die Diktatur der ſozialen Revolution.“ Der 
Beſprechung dieſer Schrift wird es vorbehalten ſein, den überaktuellen 
Kern auch jenes Aktionsprogrammes zu zeigen. Unter den Titel beider 
Bücher möchte man das Wort ſetzen: „Im feſtländiſchen Europa bebt 
die Erde. Niemand kann ihr Grollen überhören. Doch handelt es ſich 
nicht um Luxus oder ‚Arbeiterunruhen‘, ſondern um Leben und Tod, 
um Hunger und Daſein und um die furchtbaren Zuckungen einer 
ſterbenden Kultur.“ (J. M. Keynes a. a. O. 2.) 


Berlin Albert Dietrich 


Hurwiez, Elias: Die Seelen der Völker, ihre Eigen- 
arten [!] und Bedeutung im Völkerleben. Ideen zu 
einer Völkerpſychologie. Gotha 1920, Perthes. IX u. 164 S. 80. 


Dies Buch mit dem fehlerhaften Deutſch im Titel iſt ein an ſich 
beachtenswerter Verſuch, die heute meiſt von den Soziologen im ver- 
gleichenden Sinne betriebene Seelenkunde der modernen Völker etwas 
mehr in der Richtung auf Sondererforſchung des einzelnen Volkstums 
auszubauen. Der Verfaſſer hat zweifellos Recht darin, erſtens, daß 
die Wiſſenſchaft von den Geſetzmäßigkeiten des geſellſchaftlichen Lebens 
überall vor unauflöslichen Reſten maſſenſeeliſcher Anlage haltmachen 
muß, die den Völkern wie den einzelnen ein Gepräge der Individualität 
geben; zweitens, daß zur näheren Feſtſtellung dieſer kollektiven Dis⸗ 
poſitionen heute noch ſo gut wie nichts geſchehen iſt und gerade die 
Literatur des Weltkrieges (freilich unter dem Druck mächtiger Intereſſen) 
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einen erſchreckenden Tiefſtand der Selbſt⸗ und Fremdenkenntnis unter 
den Nationen offenbart hat. 

Aber man wird ſchwerlich finden, daß Hurwicz das damit auf⸗ 
gezeigte Problem weſentlich fördert oder auch nur wiſſenſchaftlich um⸗ 
ſchreibt. Seinen Unterſuchungsſtoff bilden nur in den ſeltenſten Fällen 
die Außerungen eines beſtimmten Volkstums ſelbſt (in dieſen Fällen 
iſt ihm manche treffende Bemerkung gelungen, ſo vor allem in der auf 
Walther Rathenaus Anregung eingeſchobenen, leider ganz ſkizzenhaften 
kriminalſtatiſtiſchen Vergleichung S. 123 ff.). Den eigentlichen Körper 
des Buches ſtellen Leſefrüchte aus der weltwiſſenſchaftlichen Eſſay⸗ und 
Feuilletonliteratur des letzten Menſchenalters dar, die ſern davon, den 
nachgewieſenen Bedarf nach Kritik zu befriedigen, ihn vielmehr erſt 
recht begründen. ö 

So wird die wichtigſte Vorfrage aller ähnlichen Unterſuchungen 
gar nicht geſehen: An welche geſellſchaftlichen Bildungen erſcheint das 
Merkmal der von vornherein differenzierten Anlage geknüpft? Sind 
es nur oder vorwiegend Blutsgemeinſchaften (neben den modernen 
Völkern iſt doch auch zum Beiſpiel viel von den Juden die Rede)? 
Und wenn nicht, wo anders als zwiſchen „Blut“ und „Milieu“ geht 
die große Grenze des Erklärbaren und nicht mehr Erklärbaren im 
Völkerleben? Der Rickertſche Gegenſatz zwiſchen generaliſierender und 
individualiſierender Erkenntnis hat auch Hurwicz vergeſſen laſſen, daß 
die Aufgabe der Wiſſenſchaft weder die Betrachtung des Allgemeinen 
noch die des Beſonderen für ſich iſt, ſondern die Erklärung des zweiten 
durch das erſte. Ehe er deshalb die Völkerpſychologie Wundts der 
Einſeitigkeit zeiht, wird er ſeine eigene Frageſtellung, die „reſigniert 
bei dem gegebenen Zuſtand eines Volkes ſtehen bleibt“ (S. 37), ſchon 
wiſſenſchaftlich etwas näher begründen müſſen. 

Berlin Carl Brinkmann 


Kelſen, Hans: Sozialismus und Staat. Eine Unterſuchung 
der politiſchen Theorie des Marxismus. Leipzig 1920, C. L. Hirſch⸗ 
feld. 80. 129 S. | 


Kelſens Arbeit zeigt die geſchichtliche Entwicklung der ſozialiſtiſchen 
Staatslehre in ihren wichtigſten Stufen und Verzweigungen vom 
kommuniſtiſchen Manifeſt des Jahres 1847, über die Schriften von 
Marx und Engels, zu der Lehre der deutſchen Sozialdemokratie einer⸗ 
ſeits und zum Räteſyſtem des ruſſiſchen Bolſchewismus anderſeits. 
Im Mittelpunkt der Unterſuchung, die ſich im weſentlichen auf Deutſch⸗ 
land und Rußland beſchränkt, ſteht der durch Lenins Schrift „Staat 
und Revolution“ hervorgerufene Streit über Marx und den „echten“ 
Marxismus. 

Beim kommuniſtiſchen Manifeſt weiſt Kelſen bereits die 
für die ganze ſozialiſtiſche Staatslehre charakteriſtiſche Vorſtellung von 
zwei Entwicklungsſtadien der ſozialiſtiſchen Revolution nach: dem Über 
gangsſtadium der proletariſchen Klaſſenherrſchaft, die noch 
als wirklicher Staat erſcheint, nämlich als Zwangsorganiſation, durch 
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die ſich das Proletariat vor Ausbeutung ſchützt, und dem endgültigen 
Zuſtand der ſtaatsfreien kommuniſtiſchen Geſellſchaft, der 
erſt möglich wird, wenn nach völliger Durchführung des Sozialismus 
die Klaſſenunterſchiede beſeitigt find und die Notwendigkeit des Zwanges 
gegen die Ausbeuter wegfällt. Als Staatsform der proletariſchen 
Klaſſenherrſchaft dient im kommuniſtiſchen Manifeſt die Demokratie, 
weil es ſelbſtverſtändlich erſcheint, daß das Proletariat, als die über⸗ 
wiegende Mehrheit des Volkes, mit Erkämpfung der Demokratie ohne 
weiteres zur herrſchenden Klaſſe wird. 

An den Schriften von Marx und Engels zeigt Kelſen dann 
die Weiterbildung der Vorſtellungen von proletariſcher Klaſſenherrſchaft 
und vom ſtaatsfreien Idealzuſtand. Seit 1871 vertritt Marx, angeregt 
durch die Pariſer Commune, den Gedanken, daß der bürgerliche 
Staat nicht einfach von der Arbeiterklaſſe übernommen werden könne, 
daß vielmehr die „bureaukratiſch-militäriſche Maſchinerie“ zerbrochen 
und durch eine neue Staatsform, die „Diktatur des Prole- 
tariats“, erſetzt werden müſſe; deren weſentliche Forderungen ſind: 
Vereinigung von geſetzgebender und vollziehender Gewalt in der Hand 
der nach allgemeinem gleichen Stimmrecht gewählten Vertretungskörper, 
die pyramidiſch auf Gemeinderäten aufgebaut ſind, und deren Mit⸗ 
glieder jederzeit abberufbar ſind, Erſetzung des ſtehenden Heeres durch 
Bewaffnung des Volkes, Wahl aller Beamten und Richter, Verrichtung 
aller öffentlichen Dienſte für Arbeiterlohn. Kelſen ſieht in dieſer 
„Diktatur des Proletariats“ nichts weſentlich Neues gegenüber der 
Demokratie; es ſei eine mit gewiſſen Elementen der Unmittelbarkeit 
durchſetzte demokratiſch⸗republikaniſche Verfaſſung, alſo gerade eine be⸗ 
ſonders reine Form der Demokratie. Dieſe Auffaſſung rechtfertigt ſich, 
wenn man mit Kelſen nur an den idealen, nirgends verwirklichten Be- 
griff der Demokratie denkt. Die Marxſchen Forderungen ſtehen aber 
im ſcharfen Gegenſatz zu allem, was bisher unter dem Namen „Demo- 
kratie“ verwirklicht worden iſt, vor allem nämlich zur parlamentariſchen 
Parteiherrſchaft, und ſpielen daher in dem gegenwärtigen Kampf gegen 
die „Formaldemokratie“ eine weſentliche Rolle; man denke an die Vor⸗ 
ſchläge des zweiten Rätekongreſſes im April 1919. 

Die Weiterentwicklung der Vorſtellungen vom ſtaatsfreien 
kommuniſtiſchen Idealzuſtand zeigt Kelſen vor allem an den 
Schriften von Engels. Der Staat „ſtirbt ab“, ſobald keine aus⸗ 
beutende Klaſſe mehr da iſt, die niedergehalten werden muß. „An die 
Stelle der Regierung über Perſonen tritt die Verwaltung von Sachen, 
die Leitung von Produktions prozeſſen.“ Kelſen weiſt. hier auf den 
Widerſpruch hin zwiſchen dem ökonomiſchen Ziel der planmäßigen 
kollektiviſtiſchen Leitung der Produktion und dem anarchiſtiſch-indi⸗ 
vidualiſtiſchen politiſchen Ideal. Es gibt keine Verwaltung von 
Sachen und keine Leitung von Produktionsprozeſſen, die nicht zugleich 
Regierung über Perſonen, Motivation eines menſchlichen Willens durch 
einen anderen wäre, und dabei kann, wenigſtens unter Voraus⸗ 
Ba des heutigen Menſchen, auf äußeren Zwang nicht verzichtet 
werden. 
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Im dritten Kapitel folgt dann die Darſtellung der Parteidoktrin 
der deutſchen Sozialdemokratie mit ihrer Bejahung des 
Staates im Gegenſatz zu dem anarchiſtiſchen Ideal von Marx und 
Engels. „Gewinnung der Mehrheit im Parlament und Erhebung des 
Parlaments zum Herrn der Regierung“ erſcheint bei Kautsky als 
politiſches Ziel der Sozialdemokratie, und zwar auch für die höchſte 
Phaſe des Kommunismus. ö 

Die beiden letzten Kapitel handeln vom Bolſchewismus und 
Räteſyſtem. Hier zeigt Kelſen zunächſt die Weiterbildung der 
Marx⸗Engelſchen Lehre vom Abſterben des Staates durch Lenin, der 
in utopiſtiſcher Weiſe vom Kommunismus eine „Gewöhnung“ des 
Menſchen an die freiwillige Erfüllung aller Regeln des Zuſammen⸗ 
lebens erwartet, wodurch die ſtaatliche Zwangsgewalt überflüſſig würde. 
Die hiermit im Zuſammenhang ſtehende Vorſtellung, daß die politiſchen 
Funktionen des Staates in rein verwaltungstechniſche Tätigkeiten der 
Regiſtrierung und Kontrolle umgewandelt würden, die von allen ab- 
wechſelnd zu verrichten wären, weiſt Kelſen als unvereinbar mit der 
Komplizierung des Wirtſchaftslebens im Kommunismus nach. — Von 
der ruſſiſchen Räteverfaſſung zeigt Kelſen, daß ſie, im Gegenſatz zu 
Marx und Engels, die demokratiſche Idee preisgibt, indem ſie ſich be⸗ 
wußt auf eine Minderheit ſtützt, nämlich auf den „Vortrupp des Pro⸗ 
letariats“, die klaſſenbewußte, organiſierte Arbeiterſchaft. Von den auf 
Marx zurückgehenden „demokratiſchen“ Elementen der ruſſiſchen Räte⸗ 
verfaſſung hält Kelſen die Abberufbarkeit der Abgeordneten und die 
Überwindung des Prinzips der Gewaltentrennung für berechtigte 
Forderungen auch der bürgerlichen Demokratie, während er von der 
Wahl nach Betrieben und von dem pyramidiſchen Aufbau der Ver⸗ 
tretungskörper eine Beeinträchtigung der Vollſtändigkeit und Gerechtig⸗ 
keit des Wahlrechts befürchtet. Schließlich weiſt Kelſen auf die ariſto⸗ 
kratiſch⸗autokratiſche Natur der Räteverfaſſung hin, die auf der 
Vorſtellung der natürlichen Führerſchaft des klaſſenbewußten Induſtrie⸗ 
arbeiters gegenüber dem Bauern und Kleinbürger beruht. 

Verdienſtvoll iſt an der Arbeit von Kelſen vor allem die Ent⸗ 
wirrung der Unklarheiten, die im ſozialiſtiſchen Schrifttum durch die 
ſehr ſchwankende Verwendung von Begriffen wie Staat, Demokratie, 
Diktatur des Proletariats uſw. entſtanden ſind und zu mannigfachen 
Trugſchlüſſen Gelegenheit geben. 

Bonn Heinrich Herrfahrdt 


Spann, Othmar: Vom Geiſt der Volks wirtſchaftslehre. 
Antrittsrede, gehalten am 5. Mai 1919 an der Univerſität Wien. 
Jena 1919. 48 S. 


Die vorliegende Antrittsrede des Wiener Nationalökonomen will 
„eine Einführung in das Grundproblem der geſellſchaftswiſſenſchaft⸗ 
lichen Einſtellung der Volkswirtſchaftslehre“ geben. Spann beklagt 
einen „faſt troſtloſen Mangel an theoretiſchen Kenntniſſen bei den 
heutigen Jüngern unſerer Wiſſenſchaft“. Ihn zu beheben, iſt um ſo 
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mehr unſer aller Pflicht, als fih nur fo die bleibenden Erkenntniſſe 
der „hiſtoriſchen Schule“ gegen jenen geiſtigen Rückſchritt ſtützen laſſen, 
den ein bloßer Rückfall in den „Klaſſizismus“ bedeuten würde. Auf 
neuere Beiſpiele für die Gefahren einer bloßen Umkehr habe ich an 
anderer Stelle hingewieſen. Spanns Schrift wirkt demgegenüber 
erfreulich. Die Lektüre iſt auch für „bloß geſchichtlich oder „realiſtiſch' 
gerichtete Leſer“ nicht ſo ſchwierig, wie er zu fürchten ſcheint; Spanns 
anregende und friſche Schreibweiſe führt leicht in den Problemkreis 
5 Wir begnügen uns damit, einiges zu den Hauptpunkten anzu⸗ 
merken. 

Spann geht von der ſchon mehrfach formulierten Feſtſtellung 
aus, daß die Volkswirtſchaft entweder individualiſtiſch oder univerſaliſtiſch 
gefaßt werden könne. Er folgert daraus, daß es keine einheitliche 
Volkswirtſchaftslehre gebe, ſolange der Widerſtreit zwiſchen univer⸗ 
ſaliſtiſcher und individualiſtiſcher Grundauffaſſung nicht geſchlichtet ſei. 
Dieſe zugeſpitzte Folgerung der „zwei Volkswirtſchaftslehren“ hellt zwar 
den doppelten Ausgangspunkt gut auf, überſpitzt aber doch den Gegenſatz 
beider Betrachtungsweiſen. Es bleibt das Verhängnis der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft, daß ſie einen Beobachtungsſtoff von dem Umfang des 
Naturgeſchehens vorfindet, ohne doch die naturgeſetzlichen Hilfsmittel für 
ſeine erkenntnismäßige Bewältigung zu beſitzen. So darf ſie zur 
Analyſe, wie unbeſtritten fein ſollte, kein methodiſch brauchbares Hilfs⸗ 
mittel verſchmähen; weder aus naturrechtlichen Annahmen oder gar 
naturgeſetzlichen Analogien, noch auch aus rein hiſtoriſch-deſkriptiver 
Anſchauungsweiſe erhellt bereits die volle Weſenheit ihres Stoffes. 
Die Schwierigkeit liegt darin, die Methoden des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts, der Aufklärung und der Romantik, gemeinſam und jede derart 
an ihrem Platze anzuwenden, daß ein Geſamtbild des wirtſchaftlichen 
Geſchehens entſteht. 

Spann hält die Mängel der Ausführung für einen Beweis, daß 
die Vereinigung beider Methoden unmöglich ſei. Wir glauben, daß 
ſie möglich ſei — und ein Seitenblick auf die (freilich ganz anders 
normative) Rechtswiſſenſchaft im 19. Jahrhundert beſtärkt unſeren 
Glauben. Daß „die theoretiſchen Richtungen durchaus an der atomiſtiſchen 
Auffaſſung feſthalten, die geſchichtliche Richtung aber aller Theorie ab⸗ 
gekehrt“ ſei, iſt doch nur eine vorübergehende Konſtellation in der Ge⸗ 
ſchichte unſerer Wiſſenſchaft. Spann ſelber bringt Beiſpiele dafür, 
daß es anders ſein kann und ſein ſoll. Die Widerſprüche zwiſchen 

„freiem Wettbewerb oder organiſierter Wirtſchaft“, „Freihandel oder 
Schutzzoll“ uſw., die er anführt, beweiſen demnach auch nicht, daß es 
ſich hier um primäre Gegenſätze und unauflösliche Antitheſen handele. 
Vielmehr ertragen und fordern dieſe Fragen durchaus eine Behand— 
lung, welche ihren beiden Seiten gerecht zu werden vermag, was ſich 
für jede einzelne Frage leicht erweiſen ließe. 

Es geht bei der Volkswirtſchaftslehre daher nicht um zwei un⸗ 
verſöhnliche und grundſätzlich unvereinbar einander gegenüberſtehende 
Richtungen, um „zweierlei Wiſſenſchaften“, wie Spann meint; die 
Wirtſchaftswiſſenſchaft darf nicht, als einzige der geſellſchaftlichen 
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Diſziplinen, an dieſem Gegenſatz zerſchellen, ihre Lehre kein „Salat 
ſtatt eines Gerichtes“ werden. Obſchon wir in der Ausführung uns 
ihr immer nur annähern können, bleibt unſere Aufgabe dort, gerade 
mit ihrem doppelten Ausgangspunkt, gegeben: Individualismus und 
Univerſalismus ſind zwei entgegengeſetzte Blickpunkte oder, wie Spann 
ſagt, Denkformen, welche vereinzelt jede nur ein Teilbild des gleichen 
Gegenſtandes geben und erſt gemeinſam angewandt die volle Eigenart des 
wirtſchaftlichen Beobachtungsſtoffes enthüllen. Beide zu gebrauchen, muß 
der Forſcher verſtehen. Freilich Sleibt er ſelber notwendig hinter feiner 
Aufgabe zurück, ähnlich wie er das Poſtulat Rankeſcher Objektivität 
niemals voll erfüllen kann. Aber eben in dem Streben nach Voll⸗ 
kommenheit liegt hier wie dort die Gewähr wiſſenſchaftlichen Fort⸗ 
ſchritts. Beſeelt ihn dies Streben, dann mag er nach ſeiner perſön⸗ 
lichen Einſtellung im übrigen mehr Individualiſt oder Univerſaliſt 
bleiben. Aus der Kraft ſeiner Perſönlichkeit kann dann ſeiner Forſchungs⸗ 
weiſe nur Gewinn erwachſen. 

Indem Spann dieſen doppelten Ausgangspunkt nun auf die 
Volkswirtſchaftslehre anwendet, ſetzt er dieſe mit Recht als einen Teil 
der Geſellſchaftswiſſenſchaft. Jedes volkswirtſchaftliche Lehrgebäude ruhe 
auf dem Grunde einer geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Theorie. Ich habe 
an anderer Stelle darauf hingewieſen, daß im Zentrum „aller geiſtigen 
Inhalte, welche die Geſellſchaft ausmachen“, der Staat ſtehe 1. Die 
Volkswirtſchaftslehre iſt ſonach notwendig im Beſonderen ein Unterteil 
der Staatswiſſenſchaften, ihre Theorie an ſtaatswiſſenſchaftlichen Blick⸗ 
punkten orientiert. Spann ſagt dies (S. 46) für den Univerſalis⸗ 
mus, es gilt aber ebenſo für den Individualismus. Daher hätten 
wir gewünſcht, den Staatsgedanken innerhalb der Geſellſchaftstheorien 
und Ranke neben Fichte uſw. ausdrücklich hervorgehoben zu ſehen. 

Spann, der perſönlich univerſaliſtiſch geſtimmt iſt, wird der 
„Denkform“ des Individualismus doch nicht gerecht, wenn er ſie in 
der Kritik ſchlechthin als einen „Irrtum“ kennzeichnet. Der denknot⸗ 
wendige Gegenpol zum Univerſalismus kann gar nicht in ſich ſelber 
„wahr“ oder „falſch“ ſein, nur ſein wiſſenſchaftlicher und politiſcher 
Gebrauch oder Mißbrauch unterliegt mit Recht einer ſolchen Kritik. 
„Individuum“ ſo gut wie „Univerſum“ iſt eine Abſtraktion, deren 
wir als Hilfsmittel zur Forſchung unbedingt bedürfen; der homo 
oeconomiecus iſt unſerer Theorie fo unentbehrlich, wie dem politifchen 
Hiſtoriker etwa auf ſeinem Felde die Analyſe der führenden Perſönlich⸗ 
keiten. Spann ſagt ja ſelber (S. 46), daß die individualiſtiſche und 
univerſaliſtiſche Denkform „notwendig Beſtandteil und Bedingung der 
theoretiſchen Unterſuchung ſelbſt“ ſeien. 

Sehr gut iſt Spanns Kritik an den Wirkungen eines reinen 
Individualismus. Mit einer Lockerung der geſellſchaftlichen Bindungen 
könnte dem Individuum, nach dieſer Anſchauung, in ſeiner geiſtigen 


1 Vgl. meine gleichzeitig erſcheinende Studie: „Wandlungen ber 
Weltwirtſchaft. Ein Beitrag zur Auseinanderſetzung des Marxismus mit 
dem Staatsgedanken.“ 
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Selbſtändigkeit und Vollendung nichts genommen werden. Statt deſſen 
ſehen wir, wie in anarchiſchen Zeiten alles raſch in Barbarei zurück- 
fällt, wie die höchſten Stufen der Kulturentwicklung immer wieder 
durch individualiſtiſche Zeitwellen in der Geſchichte verloren gehen. — 
„Sobald die bildende Kraft des Ganzen nachläßt, muß die Geſellſchaft 
chaotiſch in ihre Teile auseinandergehen.“ Wie augenfällig beſtätigt 
die Gegenwart ſolche Sätze jedem unvoreingenommenen Betrachter. 
Sie zeigt auch, was Spann wiederum hätte betonen ſollen, daß im 
Zentrum „des Ganzen“ der Staat ſteht, deſſen Schickſal zu dem der 
„Geſellſchaft“ wird. Adam Müller hat dies an der von Spann 
ſelber genannten Stelle anſchaulich ausgedrückt: „Hört der Staat auf, 
ſich zu produzieren —, ſo hören die kleineren Produktionen, aus 
denen die nationale Produktion, welche wir Staat nennen, beſteht, von 
ſelbſt auf.“ 

Spann ſucht nunmehr beide Denkformen in der Geſchichte unſerer 
Wiſſenſchaft auf und gelangt damit zu derjenigen Einſtellung, unter 
der die Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft überhaupt allein geſchrieben 
werden kann. Dabei betont er mit Recht, daß unſere Wiſſenſchaft 
„nicht aus rein ſachlichen Unterſuchungen ihres Gegenſtandes heraus“ 
entſtanden ſei. Für das Naturrecht hat Rud. Eberſtadt dieſe 
Grundwahrheit in feiner Berliner Antrittsrede einmal formuliert. Alle 
geſellſchaftlichen Theorien zielen auf eine Umgeſtaltung ihrer geſellſchaft⸗ 
lichen und insbefondere ihrer ſtaatlichen Umwelt ab. Dieſes gilt für 
ſämtliche Syſteme der Wirtſchaftswiſſenſchaft, feitvem Quesnay das 
erſte entworfen hat. 

Nachdem Spann die atomiſierende, quantitative Erkenntnisweiſe 
der individualiſtiſchen Schule gekennzeichnet hat, gelangt er zu jenen 
Theoretikern, welche den britiſchen „Rechenmeiſtern“ und ihrer „Theorie 
der Werte“ eine univerſaliſtiſche Auffaſſung entgegenſetzten. Sehr 
ſchön führt er aus, wie hier „der deutſche Geiſt ſeine größte Sendung 
in der Weltgeſchichte vollzog“. Während Deutſchland eigentlich „einen 
großen individualiſtiſchen Nationalökonomen niemals hervorgebracht“ 
habe, lebe der Geiſt Fichtes und Adam Müllers in der deutſchen 
Wiſſenſchaft fort. Das deutſche Denken habe die geſellſchaftlichen 
Wiſſenſchaften aus der Enge der weſtlichen Geſellſchaftsphiloſophie 
herausgeführt; wir wollen dieſe geſchichtliche Beſtimmung des deutſchen 
Geiſtes erkennen und ergreifen. Dem iſt aufs wärmſte beizuſtimmen. 

Dabei kritiſiert Spann mit Recht den individualiſtiſchen Grund⸗ 
zug des Marxismus. Weder auf die Lehrbegriffe der Nationalökonomie, 
noch auch auf die Geſtaltung unſerer geſellſchaftlichen Gegenwart hat darum 
der Marxismus eine „gründliche Wirkung univerſaliſtiſcher Art“ aus⸗ 
üben können. Ausgang nicht nur der romantiſchen Doktrin, für die 
Spann dies hervorhebt, ſondern ebenſo des Marxismus iſt das Ver⸗ 
hältnis zum Staatsgedanken. 

Spanns Kritik am Univerſalismus hebt richtig hervor, daß dieſer 
dem individualiſtiſchen Dogma vom Tauſch keinen gleich einheitlichen 
ökonomiſchen Lehrbegriff entgegenſtelle. Dies könnte in der Tat ein 
notwendiger Mangel ſcheinen, da ja der Univerſalismus ſtets auf die 
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„Lokalität“ im Sinne der Romantiker, auf die Beſonderheit des Orts 
und des Moments im Sinne Rankes zielt. Die dogmatiſche Ver⸗ 
ankerung für den Univerſalismus kann daher niemals, wie beim Indi⸗ 
vidualismus, in einer Typiſierung und Iſolierung des ökonomiſchen 
Geſchehens liegen. Dennoch entbehrt er einer feſten Verankerung nicht. 
Sie liegt in der univerſaliſtiſchen Geſamtanſchauung der Geſellſchaft 
und ihres Zentrums, des Staates. Der Rankeſche Staatsgedanke 
enthält das Element, das eine univerſaliſtiſche Betrachtung in jedem 
ökonomiſchen Gegenſtande wiederzufinden vermag. Dies typiſche Element, 
von der geſellſchaftlichen Seite geſehen, konzentriert ſich alſo im 
Ranke ſchen Machtgedanken, als in dem Weſenskern jeder ſtaatlichen 
und inſofern jeder geſellſchaftlichen Bildung. Den Machtgedanken in 
dieſem Sinne als Element (nicht als „Bedingung“ oder äußere Zu- 
tat) im ökonomiſchen Geſchehen aufzuweiſen und damit erſt eine halt⸗ 
bare „geſellſchaftliche Theorie“ unſeres Teilgebietes der Geſellſchafts⸗ 
lehre zu ermöglichen, ſcheint mir eine überaus fruchtbare Problem- 
ſtellung gerade für unſere deutſche Wiſſenſchaft zu geben. 

Dazu möchte ich einen letzten Gedankengang hier andeuten, der 
die innere Verbundenheit beider Anſchauungsarten nachweiſt, gegen— 
über Spanns und auch Dietzels Überſpitzung des Gegenſatzes. So 
polar in einer Antitheſe des Machtgedankens und des tauſchwirtſchaftlichen 
Eigennutzes beide auseinanderſtreben, erblicke ich zwiſchen ihnen dennoch 
eine verbindende Linie. Ertrag, Nutzen, Reichtum — oder wie man das 
Agens des „Wirtſchaftsmenſchens“ nenne — bergen ſämtlich einen zwar 
individualiſtiſch und rein⸗wirtſchaftlich verfaßten Inhalt, der aber doch 
dem Inhalt des kollektiven Machtſtrebens innerlichſt verwandt iſt. 
Können wir doch in beiden Polen das gleiche wirkende Prinzip auf⸗ 
decken. Das Streben des Individuums nach Ertrag, Überſchuß uſw. 
und fein „erleuchteter Eigennutz“, das Machtſtreben und der Lebens⸗ 
wille ſtaatlich verfaßter Gebilde anderſeits, drücken nämlich beide jene 
letzte, artgleiche Tendenz aus, die alles individuelle wie kollektive Leben 
geſtaltet. Daher geht auch das Streben der Individuen nach rein- 
wirtſchaftlicher von ſelbſt in ein ſolches nach allgemein-gefellichaftlicher 
Macht über, und die Tendenz der Nation faßt notwendig als einen 
Unterteil das wirtſchaftliche Gedeihen in ſich. 

Derart erſcheinen mir Individualismus und Univerſalismus, bei 
aller polaren Gegenſätzlichkeit, dennoch letztens inhaltlich miteinander 
verknüpft. Von hier aus erſchließt ſich uns erſt das volle Bild jedes 
ökonomiſchen Geſchehens. Alle Sachgebiete und ebenſo jede mono⸗ 
graphiſche Betrachtung des ökonomiſchen Stoffes enthalten beide 
Elemente — natürlich in ganz verſchiedener Stärke und Miſchung, je 
nach der Sonderart des Gegenſtandes. 

Spanns abſchließende Betrachtungen ſtellen nochmals feſt, daß 
die Durchführung hinter der Aufgabe bisher zurückbleibe. Wenn er 
dabei auf Ricardo und Marx und deſſen Verſagen eingeht, fo ſei 
mir auch dazu eine Anmerkung geſtattet. Da jeder Schriftſteller aus 
ſeiner Perſönlichkeit und ſeiner geſchichtlichen Konſtellation heraus be⸗ 
griffen werden muß, iſt es von weſentlichem Belang für unſer Problem 
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ſowie für die Geſchichte der Wirtſchaftswiſſenſchaft, daß Marx wie 
Ricardo Juden waren. Als ſolchen konnte ihnen das univerfaliftifche . 
Axiom kaum zu einem Blickpunkt werden, weil ihre Einſtellung zum 
Staatsgedanken von Haus aus einſeitig ausfiel. Marx iſt bis zur 
begrifflichen Aufhebung des Staatsgedankens vorgeſchritten; die Fremd⸗ 
heit, ja Feindſchaft gegen den Staat ſeiner Umwelt ſuchte Erſatz in 
der Konſtruktion einer gänzlich ſtaatloſen Zukunftsgeſellſchaft. Solche 
bewußt negative Einſtellung zum Staatsgedanken, ſolch' „Staats- 
Erſatz“ in einer individualiſtiſch verfaßten Geſellſchaft, ſind nun ganz 
zweifellos ein geiſtiger Niederſchlag und als ſolcher vom Biographen 
und Hiſtoriker anzuſchauen. Weil dem Juden, je ſtärker er Jude 
bleiben will, die reſtloſe Hingabe an den Staatsgedanken ſeiner Umwelt 
eben dadurch abgeht, iſt er leicht geneigt, in „ſoziologiſchen“ oder in 
„kosmopolitiſchen“ Gedankengängen einen geiſtigen Erſatz für das ihm 
Fehlende zu ſuchen. | 

Aus Spanns Erörterungen folgen einige weſentliche Ergebniſſe. 
Wir heben als ſolche hervor, daß der Tauſchbegriff nur in der Wert⸗ 
rechnung jene zentrale Stellung behauptet, welche die individualiſtiſche 
Doktrin ihm fälſchlich für das Ganze der Wiſſenſchaft einräumt. Als 
teleologiſche Kategorie ſetzt Spann dem Tauſch und dem Kauſal⸗ 
begriff den Begriff der Leiſtung entgegen, der Urſache die Funktion 
als den Rechtfertigungsgrund jedes wirtſchaftlichen Handelns. Spann 
läßt die atomiſierende Anſchauungsweiſe als Hilfsmittel unſerer Er⸗ 
kenntnis ſchließlich gelten, ſtellt ihr aber die univerſaliſtiſche Betrachtung 
voran. Hierüber läßt ſich, wie geſagt, nicht ſtreiten, da es um Be⸗ 
wertungen geht, welche an den Kern der Perſönlichkeit rühren. Genug, 
daß beide Methoden ſich „nicht ausſchließend, ſondern unendlich erweiternd 
und ergänzend zur Seite“ treten ſollen. 

Der Leſer wird unſeren Anmerkungen entnommen haben, daß wir 
uns Spann innerlich verbunden fühlen. So können wir zum Schluß 
nur wünſchen, daß dieſe Erörterungen fortgeſponnen und vor allem in 
monographiſche Studien umgeſetzt werden. Die Aufgabe umfaßt das 
Geſamtgebiet der Wirtſchaftswiſſenſchaft; ſie iſt, wie Spanns ſchöne 
Einführung zeigt, in Wahrheit unerſchöpflich. 

Gießen | Friedrich Lenz 


Wilbrandt, Nobert: Sozialismus. Jena 1920, Diederichs. 
337 S. 


Dem Vater, dem Dichter Adolf Wilbrandt, ſollte das Buch zu 
ſeinem 70. Geburtstag im Jahre 1907 gewidmet werden, aber es wurde 
erſt im März 1919 vollendet. Ein Dutzend Jahre und die ungeheuerſten 
Ereigniſſe liegen alſo zwiſchen Plan und Vollendung des Werkes. Trotz⸗ 
dem trägt es noch deutlich den Stempel ſeiner Entſtehung an ſich. Es 
iſt eine Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Sohn, ein Recht⸗ 
fertigungsverſuch des Sohnes gegenüber dem Vater und vor ſich ſelbſt, 
daß er ſeinen eigenen Weg ſo weit abſeits von der Lebensbahn des 
Vaters genommen hat. In der Tat, Adolf Wilbrandt der Dichter, 
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völlig in der bürgerlichen Gedankenwelt befangen mit allen politischen 
— und wohl auch ſozialen — Idealen des guten, etwas altmodiſchen 
Bürgertums, alldeutſch⸗national und monarchiſch und glühender Bis⸗ 
marckverehrer, und auf der anderen Seite Robert Wilbrandt der 
Nationalökonom, Sozialiſt und weltbürgerlicher Pazifiſt, ſeit Jahren 
ganz im Banne der Marxſchen Ideenwelt lebend, ein größerer Gegen⸗ 
ſatz iſt ſcheinbar kaum zu denken; bekämpft und verbrennt der Sohn 
doch alles, was der Vater angebetet und verehrt hat. 

Aber wie weit Vater und Sohn in ihren Zielen auch auseinander⸗ 
ſtreben mögen, die eigentlichen Wurzeln ihres Weſens liegen doch ganz 
dicht beieinander. Sie find beide nicht harte, ſtarke Verſtandesmenſchen, 
ſondern weiche Stimmungs- und Gefühlsmenſchen. Nicht aus der 
eigenen Natur und Vernunft bauen ſie ſich ſelbſt ihr Weltbild auf, 
ſuchen die Umwelt herriſch danach zu geſtalten, ſondern beide unter⸗ 
liegen gleicherweiſe dem Einfluß der von außen auf ſie eindringenden 
Eindrücke und Stimmungen. Das weiche, leicht mitempfindende, be⸗ 
geiſterungsfähige Herz ließ Adolf Wilbrandt den Vater zum nationalen 
Idealiſten werden, weil die für ſeine Entwicklung bedeutungsvollſten 
1850er und 1860er Jahre ganz im Zeichen der großen nationalen Be⸗ 
wegung ſtanden, und Robert Wilbrandt der Sohn wurde zum Soziäaliſten, 
weil in ſeinen Werdejahren an Stelle der großen politiſchen Probleme 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen in den Vordergrund des 
Intereſſes traten, und weil eben jemand, der die Dinge nicht kalt⸗ſach⸗ 
lich, verſtandesmäßig, ſondern nur lebhaft⸗ herzlich, empfindungsmäßig 
zu betrachten vermag, unter dem Eindruck der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Unſtimmigkeiten, der ſozialen Not zum Sozialiften werden 
mußte. Denn für die ungeheure Mehrheit ſeiner Anhänger iſt der 
Sozialismus nicht Verſtandes-, ſondern Herzensſache, iſt er Sehnſucht 
und Glauben, aus dem Gefühl geboren ſowohl bei denen, die ſelbſt 
unter den wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſtänden leiden, wie bei denen, 
die bloß mit ihnen leiden. Hoffnung und Verheißung eines beſſeren 
Zuſtandes für die Armen und Unterdrückten iſt allen Spielarten des 
Sozialismus gemeinſam, wie verſchieden ſie auch im einzelnen erſcheinen 
mögen. Der gleichgeartete Sohn des Dichters Adolf Wilbrandt mußte 
Sozialiſt werden, ſobald die ſoziale Frage erſt einmal in feinen Ge- 
ſichtskreis getreten war. Es war ſchließlich nur eine durch die zu— 
fällige engere Berufswahl bedingte Nebenſache, ob ſich dieſer Sozialis⸗ 
mus, analog wie beim Vater, auch in den rein poetiſchen Formen des 
Gedichtes und Dramas äußern würde, oder ob Formen und Methode 
des gelehrten Berufes des Sohnes darauf übertragen würden und der 
lange vor aller wiſſenſchaftlichen Erkenntnis in der Gefühlsſphäre ge⸗ 
borene Sozialismus nachträglich noch eine wiſſenſchaftlichd Begründung 
erhalten würde. 

Die Begründung des Wilbrandtſchen Sozialismus iſt nicht be⸗ 
ſonders originell. Alle Fortſchritte der modernen Technik haben nicht 
vermocht, das Elend aus der Welt zu ſchaffen; im Gegenteil ſind heute 
Armut und Maſſenelend — wenn auch nicht relativ, ſo doch abſolut — 
größer als je zuvor. Und auch künftig iſt darin, ohne Anderung der 
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Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung, kaum ein Wandel zu erwarten. 
Die kleinen Mittel der Steigerung der Arbeitsintenſität und der Er⸗ 
höhung des Warenpreiſes ſind in der Praxis, abgeſehen von den ſonſt 
oft damit verbundenen Nachteilen, meiſt an ganz enge Grenzen ge⸗ 
bunden; und das Radikalmittel der Erhöhung des Arbeitslohnes auf 
Koſten des Profits iſt erſt recht nicht beliebig anwendbar, weil die zu 
ſtarke Schmälerung des Kapitalprofits das unentbehrliche Kapital ab- 
ſchreckt und vertreibt — ohne Profit raucht kein Schornſtein — und 
damit das ganze Wirtſchaftsleben lähmt, den Arbeiter ſelbſt am ſchwerſten 
trifft. Wenn aber unter dem herrſchenden Syſtem Armut und Elend 
nicht wirklich beſeitigt werden können, ſo muß eben dies Syſtem ſelbſt 
beſeitigt werden. So folgert zwar nicht der kühle Verſtand, aber doch 
das warme Herz. Sentimentaler Sozialismus! Freilich, das Gefühl 
iſt gegen ſich ſelbſt etwas mißtrauiſch; wenn es auch nach einer Anderung 
des gegenwärtigen Zuſtandes verlangt, ſo iſt es doch nicht ſtark genug, 
um nicht manchmal daran zu zweifeln, ob dieſe Anderung unter allen 
Umſtänden auch die erſehnte Beſſerung bringen werde, und deshalb 
ſucht man dem ſentimentalen Sozialismus eine rationale Begründung 
zu geben. Der Verſtand ſoll beweiſen, was das Herz wünſcht, aber 
allein nicht zu glauben vermag. So auch bei Wilbrandt. Auch er 
ſucht ſeinen Gefühlsſozialismus noch zu ſtützen durch den Nachweis 
ſeiner ökonomiſchen Überlegenheit: Der Kapitalismus, die freie Kon⸗ 
kurrenz arbeiten ganz planlos und deshalb mit rieſiger Kräfteverſchwendung, 
mit ungünſtigſtem Nutzeffekt; eine planvoll geordnete, einheitlich geleitete 
Volkswirtſchaft würde demgegenüber ungeheure Erſparniſſe erzielen. 
Alſo der Sozialismus beruhigt nicht nur das durch die ſoziale Not 
beleidigte Gefühl, ſondern er genügt auch dem nüchtern rechnenden Ver⸗ 
ſtand, der höchſte wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit verlangt. Es iſt Ge⸗ 
meinwirtſchaft — Fürſorge der Allgemeinheit für die Schwachen, die 
nicht ſelbſt für ſich ſorgen können — und Planwirtſchaft, d. h. Ord⸗ 
nung der Volkswirtſchaft nach rationalen Geſichtspunkten, ohne direkte. 
Rückſicht auf die beteiligten Menſchen, zum Zwecke höchſter Wirtſchaft⸗ 
lichkeit. Es iſt eine Syntheſe zwiſchen rationalem und ſentimentalem 
Sozialismus. Der techniſche Effekt iſt ebenſo groß wie der moraliſche 
Effekt. 

Nachdem Wilbrandt im erſten Teil „die Wurzeln des Sozialis— 
mus“ bloßgelegt\ hat, geht er daran, zu unterſuchen, wo ſich in der 
Praxis bereits Anſätze zur Gemeinwirtſchaft befänden, und wie die 
weitere, beſchleunigte Sozialiſierung durchzuführen ſei. Praktiſchen 
Sozialismus ſieht er beſonders in den Konſumvereinen, denen er ſehr 
wohlwollend gegenüberſteht, in den ſtaatlichen und kommunalen Betrieben 
— allerdings betont er immer wieder: „Soztalifierung iſt nicht Ver- 
ſtaatlichung“ — und in der Karl⸗-Zeiß⸗Stiftung in Jena. Freilich, jo 
vielverſprechend dieſe Anfänge auch ſein mögen, ſie verſchwinden doch 
völlig gegenüber der geſchloſſenen Wucht des Kapitalismus; und wollte 
man nur auf die natürliche Weiterentwicklung dieſer ſozialiſtiſchen 
Keime warten, ſo müßte man die Hoffnung auf Sozialiſierung, auf 
Erſetzung der Tauſchwirtſchaft durch die Gemeinwirtſchaft, auf den 
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St. Nimmerleinstag verſchieben. Wilbrandt rechnet bei den Konſum⸗ 
vereinen mit einer unendlich langſamen Entwicklung. „Nur im Innern 
des Menſchen ſelbſt wird in Jahrhunderten, ja Jahrtauſenden allmäh⸗ 
lich das Problem zu löſen ſein.“ „Aber nicht von heute auf morgen, 
ſondern nur in jahrtauſendelangem Ringen kann die Geſamtheit dahin 
kommen.“ So lange laſſen ſich die Menſchen aber nicht vertröſten. Auch 
Wilbrandt ſelbſt will raſche und radikale Sozialiſierung. Wie denkt 
er ſich nun deren Durchführung? Klar und zuſammenhängend formuliert 
er ſein eigenes Sozialiſierungsprogramm überhaupt nicht. Er zitiert 
ausgiebig ſeine verſchiedenen Zeitungsartikel, die er im „Vorwärts“ 
und in der „Freiheit“ zur Sozialiſierung veröffentlicht hat; Denk⸗ 
ſchriften, die er, der Regierung darüber eingereicht hat; Reden, die er 
gehalten hat oder halten wollte; was er in Eſſen in der zur Soziali⸗ 
ſierung des Bergbaues eingeſetzten Kommiſſion gehört und geſagt hat; 
auch der Bericht dieſer Kommiſſion wird faſt vollſtändig abgedruckt und 
ebenſo — mit beſonders lebhafter Zuſtimmung — das Sozialiſierungs⸗ 
programm der öſterreichiſchen Sozialdemokratie. Aber dieſe verſchiedenen 
Außerungen ſtimmen leider nicht ganz miteinander überein; die einzelnen 
Artikel tragen doch etwas zu ſehr die Spuren ihrer Entſtehung unter 
dem Druck der ſich überſtürzenden Ereigniſſe an ſich, bei denen Wilbrandt 
mit ſeinem guten Rat um keinen Preis zu ſpät kommen wollte. Es 
iſt ganz gewiß intereſſant, zu wiſſen, wie Wilbrandt im Frühjahr 1918, 
wie er am 17. November oder am 25. November über Sozialismus 
und Sozialiſierung gedacht hat, und wie ſich ſeine Anſichten bis zum 
10. Dezember 1918 oder bis zum Januar 1919 weiter entwickelt haben; 
aber beſſer wäre es ſicher geweſen, wenn er uns ſeine endgültige An⸗ 
ſicht darüber mitgeteilt und danach ein klares, einheitliches Sozialiſierungs⸗ 
programm aufgeſtellt hätte. 

Überhaupt wird die Darſtellung ſehr dadurch geſtört, daß Wilbrandt 
viel zu ausführlich bei der Erzählung deſſen verweilt, was er ſeit 
Jahren zum Problem Sozialismus gedacht und getan, geſprochen und 
geſchrieben; vielleicht, damit der künftige Geſchichtſchreiber des Sozialis⸗ 
mus um ſo leichter die Rolle feſtſtellen könne, die Wilbrandt in dieſer 
welthiſtoriſchen Bewegung geſpielt hat. Dem Inhalt entſprechend müßte 
die Schrift eigentlich den Titel führen „Ich und der Sozialismus“. 
Wir fürchten allerdings, daß Wilbrandt ſich etwas über ſeine Rolle 
innerhalb der Bewegung zum Sozialismus täuſcht. Sein Buch iſt 
jedenfalls eine große Enttäuſchung; es zeigt, daß er uns über Sozialis⸗ 
mus und Sozialifierung im Grunde nicht das geringſte Neue zu ſagen 
hat. Die Unvollkommenheiten der beſtehenden freien Wirtſchaft und 
die — theoretiſche — Überlegenheit einer planvollen Gemeinwirtſchaft 
ſind ja heute, nach der Maſſenverbreitung der Rathenauſchen Schriften, 
Binſenwahrheiten, die man an jedem Stammtiſch hören kann; und der 
Nationalökonom wußte es natürlich von jeher. Er wußte freilich auch, 
ſollte wenigſtens wiſſen, daß von der Theorie zur Praxis ein ungeheurer 
Schritt iſt, und daß gerade in dieſer Frage die Praxis alles iſt. Es 
gehört wirklich nicht beſonders viel dazu, um feſtzuſtellen, daß die 
kapitaliſtiſche Konkurrenzwirtſchaft große Schwächen hat, und um am 
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Schreibtiſch eine viel vollkommenere Wirtſchaftsordnung zu konſtruieren — 
und es dann den weniger genialen Menſchen zu überlaſſen, dieſe Kon⸗ 
ſtruktion zur Ausführung zu bringen. Dieſe Art Weltverbeſſerung iſt 
ſehr leicht, führt aber in der Regel zu nichts. Im Anfang war die 
Tat! Es iſt dies genau ſo, wie wenn etwa irgendein phantaſiereicher 
Schriftſteller ſich ausrechnet, welche ungeheueren Kräfte durch die Aus⸗ 
nützung von Ebbe und Flut oder durch die Nutzbarmachung der Sonnen⸗ 
beſtrahlung für techniſche Zwecke gewonnen werden könnten, und uns 
ausmalt, was alles mit dieſen Kräften zur Arbeitsentlaſtung des 
Menſchen, zur materiellen Bereicherung ſeines Lebens geleiſtet werden 
könnte, und ſich dann hinſtellt und ſagt: „So, ich habe euch gezeigt, 
wie die Erde zu einem Schlaraffenland gemacht werden kann, an euch, 
ihr Maſchinenbauer und Konſtrukteure, iſt es nun, die paar zur Aus- 
führung meiner Weltbeglückungsideen nötigen Maſchinen und Apparate 
zu erfinden und zu bauen.“ Wenn Könige ſchaffen, haben die Kärrner 
zu tun! Nur ſchade, daß ſich mancher ſchon deshalb für einen König 
hält, weil er zu ungeſchickt oder zu unluſtig für einfache ehrliche Kärrner⸗ 
arbeit iſt. 

Die ſozialen Weltbeglücker machen es genau ſo; ſie malen ein 
Bild der Welt, wie ſie ſich geſtalten würde, wenn die Menſchen vom 
erſten bis zum letzten geiſtig und moraliſch vollkommen wären, und 
dann ſagen ſie: „So, wir haben euch den Himmel gezeigt, jetzt braucht 
Ihr bloß noch Engel zu werden, und dieſer Himmel iſt wirklich auf 
Erden.“ Das iſt doch eine etwas zu ungleiche Verteilung der Laſten. 
In der einfachſten Maurerarbeit mit wirklichen Steinen und Mörtel 
ſteckt meiſt viel mehr Arbeit und oft auch mehr Verſtand als in der 
Konſtruktion des ſchönſten Luftſchloſſes. Wir wiſſen aus der Geſchichte 
der Technik, wie unendlich weit und mühſam der Weg vom Gedanken 
zur Tat iſt. Der erſte Erfindergedanke oder gar nur der unklare Ge⸗ 
danke, daß eine beſtimmte Maſchine erfunden werden müßte, iſt meiſt 
ſehr leicht. Die Hauptarbeit beginnt erſt, wenn die Idee in die Tat 
umgeſetzt werden ſoll, wenn eine brauchbare, wirtſchaftlich arbeitende 
Maſchine hergeſtellt werden ſoll. Die Arbeit von Generationen liegt 
oft dazwiſchen, wie wir etwa bei der Erfindung der Dampfmaſchine 
von Papin bis Watt ſehen; oder auch bei der Erfindung der Textil⸗ 
maſchinen, um die ſich natürlich ſchon lange vor Arkwright, Cartwright 
und Crompton die Menſchen die Köpfe zerbrachen. Man könnte ja 
hier ſchließlich dem Ariſtoteles das eigentliche Verdienſt vindizieren, weil 
er die erſte Anregung dazu gegeben in dem bekannten Satze von den 
von ſelbſt hinüber und herüber ſchießenden Weberſchiffchen. Schließlich 
iſt der Anteil, den Ariſtoteles an der Erfindung des mechaniſchen Web- 
ſtuhles hat, ebenſo groß wie das Verdienſt, das manche Sozial- 
theoretiker um die dereinſtige Einführung des Sozialismus haben 
werden. Ein paar möglichſt allgemein gehaltene Andeutungen ſind 
alles, was ſie geben, dann überlaſſen ſie anderen großmütig die Detail⸗ 
konſtruktion und die Mühe der Ausführung. Nur ganz nebenbei wird 
auf dieſe Schwierigkeiten mal mit hingewieſen. „Freieſte Initiative 
ſchöpferiſcher Führernaturen muß, bureaukratiſch und demokratiſch unbeengt, 
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ſich im Produktionsamt, in den Fachverbänden der einzelnen Produktions⸗ 
zweige und in der Leitung der Betriebe betätigen können; darauf iſt 
die ganze Wirtſchaftsverfaſſung, die öffentliche Meinung und die Er⸗ 
ziehung der neuen Generation von Anfang an einzuſtellen“ ſchreibt 
Wilbrandt, und ſicher glaubt er damit ſeine Pflicht erfüllt und ſein 
Gewiſſen entlaſtet. Denn wenn man ſonſt der ſozialiſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft nachſagt, daß hier die führende Perſönlichkeit keine Freiheit zur 
Betätigung mehr habe, kann man ſeinem Sozialismus ſolches nicht 
mehr nachſagen, denn er fordert ja ausdrücklich, „freieſte Initiative 
ſchöpferiſcher Führernaturen“, und damit iſt offenbar nach Wilbrandts 
Meinung dieſe freieſte Initiative auch ſchon wirklich ſichergeſtellt; ſeine 
Schuld iſt es jedenfalls nicht, wenn ſie nicht gewährt wird. Es iſt 
eigentlich unendlich naiv, wie hier das Kernproblem des ganzen Sozialis⸗ 
mus ſo nebenbei mit abgetan wird. Es iſt doch die große Schickſals⸗ 
frage des Sozialismus, von deren richtiger Löſung ſeine Durchführbar⸗ 
keit und Lebensfähigkeit überhaupt abhängt, ob es möglich iſt, die an 
ſich dem Sozialismus, der Bureaukratie und der radikalen Demokratie 
weſensfremden, auf ganz anderem Boden entſproſſenen Eigenſchaften 
der ſtarken Einzelperſönlichkeiten auch in der ſozialiſierten Geſellſchaft 
lebendig zu erhalten und ſich auswirken zu laſſen. Aber dieſe Frage 
wird doch nicht ſchon dadurch gelöſt, daß in die Zukunftsſtaatsverfaſſung 
ein Paragraph eingefügt wird: „Die große Perſönlichkeit muß ſich aus⸗ 
wirken können“, wenn im übrigen dieſe Verfaſſung, die ganze neue 
Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung, darauf zugeſchnitten iſt, die 
große Perſönlichkeit auf Schritt und Tritt zu hemmen, nicht zur Ent⸗ 
faltung kommen zu laſſen. Individualismus und Sozialismus ſind 
einander ausſchließende Gegenſätze; wer etwas von dem Individualis⸗ 
mus der großen Perſönlichkeit retten will, wird dies nur tun können, 
indem er dafür auf der anderen Seite den Sozialismus der Maſſe 
etwas zurückdrängt. Aber radikale und totale Sozialiſierung fordern, 
wie es Wilbrandt tut, und dann doch noch von der freieſten Initiative 
ſchöpferiſcher Führernaturen zu reden, das iſt eine Halbheit. Solange 
uns nicht gezeigt wird, wie aller bisherigen Erfahrung, unſerer Kenntnis 
von den Eigenſchaften und Leidenſchaften der großen Führer und der 
großen Maſſe zum Trotz, dieſe Ausſöhnung und Verbindung von In⸗ 
dividualismus und Sozialismus praktiſch durchgeführt werden ſoll, 
müſſen wir an ihrer Durchführbarkeit zweifeln, müſſen wir behaupten, 
daß die theoretiſchen Vertreter des Sozialismus nicht imſtande ſind, 
ſich die letzten Konſequenzen ihrer Forderungen klarzumachen, oder 
daß ſie ſich und uns durch ein paar formale, praktiſch natürlich un⸗ 
durchführbare Zugeſtändniſſe an den Individualismus über dieſe Konſe⸗ 
quenzen wegzutäuſchen ſuchen. 

Das gilt auch, wenn Wilbrandt — und er iſt natürlich auch hier 
nicht originell, ſondern nur der Vertreter der üblichen Taktik — ſich 
lebhaft dagegen verwahrt, daß ſein Sozialismus Verſtaatlichung ſein 
ſolle, ſein werde. Auch hier ſchafft die einfache Ableugnung die Tat⸗ 
ſache nicht aus der Welt, daß mit innerer Notwendigkeit die Soziali⸗ 
ſierung, wenn nicht zu einer förmlichen Verſtaatlichung, ſo doch zu 


937 Beſprechungen | 305 


einer jo engen und ſtrengen Aufſicht und Bevormundung ſeitens des 
Staates führen müßte, daß es in der Wirkung der Verſtaatlichung 
vollkommen gleich käme. Es geht doch einfach nicht, daß der Staat 
bloß Kapitaliſt, Beſitzer der Betriebe iſt, ſich im übrigen aber gar nicht 
um die Betriebsleitung bekümmert, ſich auf die Einziehung der Divi⸗ 
denden und vor allem auf Zahlung der Zubußen beſchränkt. Als die 
Vertreter der Standard Oil Cie. ſeinerzeit wegen Übertretung der Anti⸗ 
truſtgeſetzgebung vor Gericht ſtanden, erklärte Rockefeller oder einer der 
anderen führenden Standardleute auf alle Fragen des Richters nach 
den geſchäftlichen Vorgängen, daß er keine Ahnung davon habe; daß 
er ſich überhaupt grundſätzlich nicht um das Geſchäft bekümmere, denn 
er ſei only a claimer of dividends. Mag das immerhin der amerikaniſche 
Richter geglaubt haben, wir werden aber Wilbrandt niemals glauben, 
daß auch der ſozialiſtiſche Staat only a elaimer of dividends ſein 
könne, ſein werde. Beſitz und Betrieb laſſen ſich einfach nicht von⸗ 
einander trennen, ſie ſind auch in der Aktiengeſellſchaft viel enger mit⸗ 
einander verbunden, als die vulgäre Meinung annimmt; der Staat 
kann ſein Portemonnaie nicht einfach den privaten Betriebsleitern oder 
Betriebsräten überlaſſen, ſondern er muß ſich die Leitung und Ent⸗ 
ſcheidung vorbehalten; und in der Praxis muß das eben zur regel⸗ 
mäßigen, engen Staatsaufſicht führen und damit zur Bureaukratiſierung. 
Nun iſt freilich die bureaukratiſche Verwaltung des Wirtſchaftslebens 
durch die Kriegswirtſchaft mit all ihren üblen Begleiterſcheinungen zu 
lebhaft in jedermanns Erinnerung, als daß heute irgendein Vertreter 
der Planwirtſchaft oder Gemeinwirtſchaft es verſäumen dürfte, zu be⸗ 
tonen, daß ſein „Sozialismus mit dem Kriegsſozialismus gar wenig 
zu tun habe“. Das ſagt natürlich auch Wilbrandt, aber es bleibt 
auch hier bei der bloßen Behauptung ohne irgendeinen Verſuch der 
näheren Begründung. Es iſt aber gar nicht abzuſehen, warum der 
Kriegsſozialismus zwar bureaukratiſch entarten mußte, der viel weiter 
gehende Friedensſozialismus aber ſich gänzlich davon freihalten ſollte. 
Es war wohl Bismarck, der die frühere ruſſiſche Verfaſſung einmal dahin 
charakteriſierte, daß ſie „der Deſpotismus, gemildert durch den Meuchel⸗ 
mord“ ſei. In gleicher Weiſe kann man den Kriegsſozialismus dahin 
charakteriſieren, daß er „der Bureaukratismus, gemildert durch das 
Schiebertum“ war. Nur durch das Schiebertum und die damit ver⸗ 
bundene Lockerung und Durchbrechung der ſtaatlich⸗bureaukratiſchen 
Feſſelung war unſere Kriegswirtſchaft überhaupt lebensfähig, während 
ſie ſonſt einfach erſtickt, erdroſſelt worden wäre. Und der Friedens⸗ 
ſozialismus braucht zu ſeiner Ergänzung erſt recht das Gegengift des 
Schiebertums. Wir ſehen aber am Umfang, den das Schiebertum be⸗ 
reits unter den heutigen beſcheidenen Anfängen der Sozialiſierung 
angenommen hat, zu welchem Umfang es ſich auswachſen müßte, 
wenn die Vollſozialiſierung und Bureaukratiſierung erſt einmal durch⸗ 
geführt wäre. 

Über den Sozialismus iſt nachgerade genug geredet und geſchrieben 
worden. Kein vernünftiger Menſch wird ſein ethiſches und ſein wirt⸗ 
ſchaftliches Ziel, Hebung der breiten Maſſe des Volkes und planmäßige 
Schmollers Jahrbuch XLIV a. | 20 
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Regelung der Volks wirtſchaft, an ſich bekämpfen wollen. Die theoretiſche 
Vortrefflichkeit dieſer Ziele wird nicht beſtritten. Aber deshalb braucht 
ſie auch nicht immer wieder in dicken oder dünnen Büchern, die doch 
im Grunde alle dasſelbe ſagen, bewieſen zu werden, ſondern jetzt muß 
ihre praktiſche Erreichbarkeit bewieſen werden. Und das kann nur der 
Verſuch, die Tat ſelbſt beweiſen. Die Zukunft des Sozialismus hängt 
nicht von den mehr oder weniger geiſtreichen Büchern ab, die jetzt 
darüber geſchrieben werden, ſie hängt vielmehr ab von den Menſchen 
in Fabrik und Werkſtatt, in Konſumverein und Gewerkſchaft, in ſtaat⸗ 
licher und kommunaler Verwaltung und wirtſchaftlicher Selbſtverwaltung, 


die durch die Tat zu bewieſen haben, inwieweit die Menſchen für den 


ſozialiſtiſchen Idealzuſtand geeignet und reif ſind, die durch den Ver⸗ 
ſuch die praktiſchſten Formen dafür auszuproben haben. Die Theorie 
wird dabei nicht allzu ungeduldig drängen dürfen, ſondern wird ab⸗ 
warten müſſen, bis wirklich neue Tatſachen vorliegen, auf denen ſich 
ſolide neue Konſtruktionen aufbauen laſſen. 

Gießen Ernſt Günther 


Nationalekonomiska Studier tillägnade Professor David Davidson. 
Ekonomisk Tidskrift, Jahrg. 1919, Teil II. Upſala u. Stockholm 
1920. 188 S. 


Der Neſtor der ſchwediſchen Nationalökonomie, Prof. D. David⸗ 
ſon, erreichte im Auguſt 1919 das Penſionsalter und verließ damit 
nach einer vierzigjährigen akademiſchen Lehrertätigkeit ſein Amt als 
Profeſſor der Nationalökonomie und Finanzwiſſenſchaft an der Uni⸗ 
verſität Upſala. Um dies Ereignis feierlich zu begehen, haben eine 
Anzahl ſchwediſcher Nationalökonomen die Herausgabe einer Feſtſchrift 
beſorgt, die mit Genehmigung des Herausgebers der Ekonomisk Tid- 
skrift (Prof. Davidſon ſelbſt) als Schlußheft des Jahrganges 1919 
dieſer angeſehenen Zeitſchrift erſchienen iſt. Sie umfaßt eine Reihe 
Abhandlungen nationalökonomiſchen oder finanzwiſſenſchaftlichen Inhalts. 
Die Verfaſſer wollen durch dieſe Huldigungsſchrift ihre Dankbarkeit 
und Bewunderung für die vieljährige, durch Scharfſinn und Tief⸗ 
blick, Gediegenheit und unbeſtechliches Rechtsgefühl gekennzeichnete 
Forſchertat Prof. Davidſons ausdrücken. Sie wollen ihm auch für 
ſeine Arbeit auf dem finanzrechtlichen Gebiete danken, wie auch für 
ſein Wirken als Gründer und einziger Leiter der vornehmſten 
ſchwediſchen ökonomiſchen Fachzeitſchrift, wodurch eine Grundbedingung 
der nationalökonomiſchen und finanzwiſſenſchaftlichen Forſchung in 
Schweden geſchaffen iſt. 

Die vorliegende Feſtſchrift enthält Beiträge von neun Verfaſſern, 
ſowohl ältere als jüngere. Die meiſten davon ſind rein theoretiſchen 
Inhalts. Vom größten allgemeinen Intereſſe ſcheint die Unterſuchung 
des Prof. E. Heckſcher, Stockholm, über die Wirkung des Außenhandels 
auf die Einkommenverteilung zu ſein, und daneben die des cand. phil. 
F. v. Koch über Freihandels- und Schutzzolltheorien, die erſtgenannte 
eine meiſterhaft klare Darſtellung einiger der ſchwierigſten und zugleich 
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verhältnismäßig wenig behandelten Probleme der theoretiſchen Okonomie, 
die letzte eine mit kritiſcher Schärfe durchgeführte Prüfung der in der 
Literatur für und wider die protektioniſtiſche Handelspolitik angeführten. 
Argumente. Beſonders wertvoll iſt auch die von B. Ohlin verfaßte 
geſchichtliche Überfiht über die Diskuſſionen in der Geldwertfrage in 
Schweden während der letzten zweihundert Jahre. Überaus lehrreich 
iſt es, der Behandlung eines Problems zu folgen, zu deſſen Debattierung 
die Geldgeſchichte Schwedens beſonders gute Gelegenheit darbietet. — 
Bemerkenswert unter den übrigen kleineren Beiträgen ſind vorzugs⸗ 
weiſe die geiſtvolle Studie des Prof. a. D. K. Wickſell über die Reichs⸗ 
bank und die Privatbanken nebſt Vorſchlägen zur Reform des ſchwediſchen 
Geld⸗ und Kreditweſens und die Darlegung des Prof. E. Sommarin, 
Lund, über die Bedeutung des Wortes Kapital im allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch und als wiſſenſchaftlicher Begriff. Aus dem Geſagten geht 
heror, daß die hier erwähnte ſchwediſche Publikation manches für die 
Wiſſenſchaft Wertvolle darbietet. Sie ſei daher auch dem deutſchen 
Nationalökonomen zum Studium e 
Appelviken (Schweden) K. Amark 


Lüdide, Reinhard: Die Preußiſchen Kultusminiſter und 
ihre Beamten im erſten Jahrhundert des Miniſteriums 
1817 - 1917. Stuttgart und Berlin 1918, J. G. Cottaſche 
Buchhandlung Nachfolger. IX und 169 S. 


Dieſe von einem preußiſchen Archivar verfaßte Jubiläumsſchrift 
liefert willkommene Nachweiſe. Bequem unterrichtet man ſich aus ihr 
über Herkunft und Amtslaufbahn der Miniſter und der Beamten bis 
zu den Bureaubeamten in gehobenen Stellungen. Wer ſich irgendwie 
mit den Perſönlichkeiten des preußiſchen Kultusminiſteriums beſchäftigt, 
wird dieſe nützlichen Zuſammenſtellungen dankbar benutzen, die ſich auf 
amtliche Akten ſtützen. Es überraſcht aber, daß der Verfaſſer, der doch 
Hiſtoriker von Fach iſt, nicht das Bedürfnis empfunden hat, die 
Literatur, die für die Geſchichte der namhaften Perſönlichkeiten aus 
dem preußiſchen Kultusminiſterium zur Verfügung ſteht, in umfaſſenderer 
Weiſe zu verzeichnen. Wohl notiert er Artikel aus der Allg. Deutſchen 
Biographie, dem Deutſchen Nekrolog und einigen anderen Stellen. 
Aber die Gelegenheit wäre doch günſtig geweſen, hier recht reichliche 
Literaturangaben zu machen. Zum Beiſpiel wäre der Benutzer des 
Buches dankbar geweſen, bei Althoff die ſehr ergiebigen Nachrufe von 
Sachße, Kehr, Schmoller, Harnack uſw. und auch weitere Althoff⸗Literatur 
verzeichnet zu finden. 

Freiburg i. B. G. v. Below 


20 * 
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Eingeſendete Bücher und Zeitſchriften 


— bis Anfang September 1920 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Krauſe, K. Ch. Entwurf eines europäiſchen Staatenbundes. Herausg. 
ei nel son 9. Rel chel. Leipzig 1320 F. Meiner. 308. 


Nawias .: Die Grundgedanken der io aſſung. München und 
Lein 1920, Duncker & & Humblot. 164 . 85 


Raufgenbergen, % l Das un Leipzig 1920, 


Salomon, F.: Die 1 en Parteiprogramme III. Berlin u. Leipzig 1920, 
B. G. Teubner. 162 


Schmittmann, B.: Preußen » Deutfchland oder Deutſches Deu nd? 
e 1920, A. daun Weber. 15 . N 


Sevin, Ludwig: Die Elemente der . in Dergangendeit, 
G Dan um Zukunft. Hamburg 1920, Deutſchnationale lags 
anſta 


. . Gedanken über Deutſchland. Jena 1920, E. Diederichs. 


8 ER der deutſchen Regierung. Eingeleitet von 
Wehberg. Berlins 1920, 9 meh 196. (eutſche Liga 
ür Völkerbund, 11. Flugſchrift 


aa A.: Vom Bismarck der 70 er Jahre. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 
Vu. 121 S. 


b 2. Geſetzgebung und Verwaltung 


i ale vom 4. Februar 1920. Erläutert von W. Rohrbeck 
d E. Schönfeld. Erlangen u u. Leipzig 1920, A. Deichertſche Verlags⸗ 
buchhandlung, W. Scholl. 172 S. 


Binding, K., und Hoche, A.: Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten 
Lebens. Leipzig 1920, F. Meiner. 62 ©. 


Entſcheidungen des Neichs⸗Militärverſorgungsgerichts. 1. Band, 
10 ieferung Berlin 1920 Behrend & Eb. 5 2 C. 9 


Koväts, Franz: Preßburger Grundbuchführung und Fee im 
Spätmittelalter. Weimar 1918, Hofbuchdruckerei. 114 S 


Krauſe, M.: Die preußiſchen Siedlungsgeſetze nebſt Ausführun Svorſchriften. 
ein . 1920, Parey. Kiv u. 488 © . 0 


Nörig, Fritz: Luft macht eigen. Eine verfaſſungsgeſchichtliche Studie. 
Leipzig 1920, Dleterichſche Verlagsbuchhandlung RT a 
3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 
. A.: Die Idee vom ewigen Frieden. Leipzig 1920, F. Meiner. 


Kelſen, Hans: Das Problem der Souveränität und die 5 des Völker⸗ 
rechts. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. X u. 320 


Mezafr, E.: Sein und Sollen im Recht. Tübingen 125 J. C. B. Mohr. 
I u. 104 ©. 


— 
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e erlich, Waldemar: Der Nationalismus We eur as. Leipzig 1920, 
9 Seschſeld XIV u. 373 S. en epi 


„A. M.: Ein neues Völkerrechtspri aag 1919, Buchhandlun 
Ge ebr. Balinfaute. 58 ©. Wi Hasg ch 8 


Wolzendorff, K.: Der reine Staat. Tübingen 1920, H. Lauppſche Buch⸗ 
handlung. 38 S. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
Weser a a Lift. I. Teil. Berlin 1919, Puttkammer & Mühl⸗ 
Keynes, J. 5 en mirtfänfligen Folgen des Frledensrertea es. Über⸗ 


ſetzt von M. J. Bonn u rinkmann. München u. Leipzig 1920, 
Duncker & ge Vu. 243 ©. 


Sering, M. 0 von Verſailles und Deutſchlands wirt⸗ 
e er erlin 1920, Mittler & Sohn. 48 S. (Deutſchlands 
iederaufbau. 3./4. Heft.) 


Tirazian, A.: Zur Kritik der Böhm⸗Bawerkſchen e Innsbruck 
41920 Wagnerſche Univerſitäts⸗Buchdruckerei. S. 


Wunderlich, Frieda: Hugo Münſterbergs 105 8 für die National: 
An e Jena 1920, Guſtav Fiſcher. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
von an Georg: oben der Wirtſchaftsgeſchichte. Tübingen 1920, 
J. C. B. Mohr. XIII u. 710 S. 


Calmes, A.: Der 1 = Großherzogtums Luxembur an a 
land. 2. Bd. Frankfurt a. M. 1919, J. Baer & Co. 268 u. 25 252 u 


Jahresbericht des Generalverbandes der deutſchen gage 
enoſſenſchaften für 1919. Berlin 1920, Verlag des Generalverbandes 
= deutſchen Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften. 103 S. 


„: Die Verwaltungsorganiſationen Maximilians I. Innsbruck 
1526, agnerſche Univerſitäts⸗Buchdruckerei. 106 S. 


Rechlin, Wilhelm: Syriens Stellung in der Weltwirtſchaft. Greifswald 
1920, Verlag Rats uobannlung . Bamberg. 151 ©. (Greifswalder 
Staatswiſſenſchaftliche A handlungen, Heft I.) 


Sartorius von Waltershauſen, A.: Deutſche eg aftsgeſchichte 1815 
bis 1914. Jena 1920, „ uſtar Fiſcher. X u. 0 ftsg 5 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


Sun E. W.: Die agrarifche eltwiriſchaft Argentiniens. Jena 1920. 
296 S. (Probleme eltwirtſchaft. Schriften des Inſtituts 
für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, 33.) 


Schmidt, Karl: Gutsübergabe und Ausgedinge. Wien und Leipzig 1920, 
XVI u. 461 S. 


7. Bergbau und Induſtrie 


Adler, Wilhelm: Die e eee in Stabeiſen⸗Fabrikation 
und Sta a andel. Bonn 1920, A. Marcus & Weber. u. 146 S 
(Moderne Wirtſchaftsgeſtaltungen, Heft 6.) 
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Frauke, W.: Abriß der neueſten Wirtſchaftsgeſchichte des Kupfers. 
1 und ap 1920 Duncker & Humblot. 266 106 = 


Köhler, E.: Die stan Fischer der eee ehe zum Weltmarkt. 


haft 1 320 Guſtav Fiſcher. XVI u. 245 S. (Probleme der Weltwirt⸗ 
aft 

W.: 3 rage der Eiſen⸗ und Manganerzverſorgung der 
Potzeutſchen 8 1920, G. Fiſcher. XII 5 812 2 S. (Probleme 


nduſtrie. 
der Wel ebe. Schriften des Inſtituts für Seeverkehr und Welt⸗ 
wirtſchaft an der Univerſität Kiel, 31.) 


Salomon, abe : nn n des Rieſengebirges. Tübingen 
1920, J. C ohr. 57 S. (Über den Standort nduſtrien von 
u Weber. Al. Teil, Heft 5.) 


Seyfert, E. W.: Der Urbeiterna 1008 5 der deutſchen Maſchineninduſtrie. 
Perkin 1920, Julius S 00 


8. Handel und Handelspolitik 
Aue ede und Außenhandelskontrolle. Veröffentlichungen des 
sverbandes der Deutſchen Induſtrie, Heft 15, Berlin 1920. 34 S. 
Bach, F. W.: Unterſuchungen über die ee im Kriege. 
München 1920, G. D D. W. Callwey. 182 


Borchardt, K.: Die wirtſchaftspolitiſche und organifatorifche Tätigkeit des 
Den entralverbandes der e Deutſchlands. Berlin 1920, Verlag 
eutſche eee e 15 


Köngeter, Das Kohlenwirtſchaftsgeſetz und der Kohlenhandel. Berlin 
920, Verlag Deutſche Kohlenzeitung, 7 S. 


Mataja, V.: Die Reklame. 3. e München und Leipzig 1920, 
Duncker & Humblot. VIII u. 542 


Sietmaun, Bruno: Der Salzherin kei Königsberg und Da 
8 1920. VIII u. 147 S. (Schriften 15 5 für oſtbeuiſche 
irtſchaft an der Univerſität Königsberg, 8. Heft.) 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 
Cuno: Der Friedensvertrag und die deutſche Schiffahrt. Berlin 1920, 
Mittler & Sohn. 22 S. (Deutſchlands Wiederaufbau, 5. Heft.) 


Dreſſel, Carl: Die Entwicklung des deutſchen Schiffbaues unter beſonderer 
107 Sſictigung des Frachtdampferbaues. Weida 1919, Thomas & Hubert. 


Wüſtendörfer, H.: Tatſachen und Normen des Seeſchiffbaues. Hamburg 
1920, Paul Hartung Verlag. S. 


10. Geld., Bank⸗ und Börſenweſen 
Koch, A.: Die Zuſammenſchlußbeſtrebungen der . und ihre 
% Erfolge. Jena 1920, een Buchdruckerei. 3 1 S. 


. H.: Schwediſche Währung während des oo Münden 
20, Drei Masken⸗Verlag. 111 ©. 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


e H.: og zur Geſchichte des Sozialismus und Kommunismus. 
Baedeker. XVI u. 139 S. (Plenge, Staatswiſſenſchaftliche 
Muſterbücher, II.) 
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En Friedrich: Schriften der Frühzeit. Herausg. von Guſt ar Mayer. 
geri 1919, J. Sreinger XI 11317 85 i 
Wahn, Rudolf: Über die Einführung eines allgemeinen wirtſchaftlichen 

ohlſtandes. Wien und Leipzig 1920, W. Braumüller, IV u. 164 S. 


13. Sozialpolitik 

Bender, A.: Der Schutz der gewerblich tätigen Kinder und jugendlichen 
Arbeiter. Berlin 1920, Julius Springer. 56 S. 

Bückling, G.: Die Bag ea der un en Kinder im Mittelalter 
und in der heutigen Re e e reslau 1920, M. & U. Marcus. 
an Fest) S. (Unterſuchungen zur Deutſchen Staats- u. Rechtsgeſchichte, 

. Heft. 

Der deutſche e für ein Weltarbeiterrecht. Eingeleitet 
von A. Manes. Berlin 1920, H. R. Engelmann. 16 S. (Deutſche 
Liga für Völkerbund, 12. Flugſchrift.) 

Hanauer: Die öffentliche Geſundheitspflege in Frankfurt a. M. Frankfurt a. M. 
1920, H. Minjon. 72 S. 

Jahresbericht des badiſchen Gewerbeaufſichtsamtes für das Jahr 1919. 

en an das erg Rorisruhe 1920. 194 . 

Jahresberichte der fä en Gewerbe. Aufſichtsbeamten für 1919. 
Dresden 1520, C. Here XII u. 538 S. e * 

Ba * Das neue Arbeitsrecht. Berlin 1920, J. Springer. XVI und 
323 S. N 


Koller, P. A.: Das Maſſen⸗ und Führer⸗Problem in den freien Gewerk⸗ 
ſchaften. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. XI u. 115 S. (Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, Ergänzungsheft XVII.) 

Lüders, Marie⸗Eliſabeth: Die Entwicklung der gewerblichen Frauenarbeit 
im Kriege. München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 54 S. 
(Sonderabdruck aus Schmollers Jahrbuch, 44. Jahrgang.) 

Pohle, L.: Die Wohnungsfrage. 2 Bde. Berlin und Leipzig 1920, Vers 
einigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 140 u. 140 S. (Sammlung Göſchen.) 

Schiff Walter: Der „ der Welt. Tübingen 1920, J. C. B. Re 

u. 487 S. (Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Soztalpolitit. 
gänzungsheft XVI.) 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


15. Finanzen 

Dalberg, N.: Die Kapitalertragſteuer vom 29. März 1920. Berlin 1920, 
C. mama Verlag. 68 ©. 

Parker, William: The Paris bourse and french finance. New York:1920, 
Columbia University. 116 ©. 

Schwarz, D.: Deutſche Finanzlage und Weltwirtſchaft. Berlin 1920, 
Mittler & Sohn. 27 S. (Deutſchlands Wiederaufbau, 2. Heft.) 

Simons: Der Friedensvertrag und feine finanziellen 1 Berlin 1920, 
Mittler & Sohn. 24 H. (Deutſchlands Wiederaufbau, 1. Heft.) 


16. Verſicherungsweſen 


17. Statiſtit 


18. Verſchiedenes 


Benz, Richard: Die Grundlagen der deutſchen Bildung. Jena 1920, 
C. Diederichs 106 S. 
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üllkrug, G.: Der Selbſtmord. Eine moralſtatiſtiſche a zei iſche 
N Unterſuchung. 81 1919, Fr. b Xn. S. 17450 


Mataja, V.: Heiratsvermittlung 115 Sede a u. Leipzig 
1920, Duncker & Humblot. 40 S 


Die Reform der ſtaatswiſſenſ aftlichen Studien. Fünfzig Gutachten 
im Auftrage des Vereins für Sozialpolitik Dean: von jenes 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. VIII und 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 160. Band.) 


Auffäge in Zeitſchriften 


1. Allgemeine Politik 
Kelſen : Vom Weſen und Wert der 8 nn für Sozialwiſſen⸗ 
f aft und Sozialpolitik. 47. Band, 1. Heft, S. 50 ff. 


Rachfahl, F.: Der Rückverſicherungsvertrag, der Ballandreibund und das 
angebliche Bündnisangebot Bismarcks an En Has vom Jahre 1887. 
Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Juli 1920, S. 23 


Stolper, G.: Ungarns Wirtſcha 85 dem N Der Oſterreichiſ 
Ser 619. Juni 1920, S. 715 1% 26. 0. 781 f 3. Jul 
751 ff.; 10. Juli, S. 767 ff 17. Juli, S 


2. Geſetzgebnung und Verwaltung 


Nawiaſty, H.: Die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung über die ar 
gewalt der Länder. Annalen des Deutſchen Reichs 1919, Nr. 1—6, S. ff. 


3. Sozial⸗ und Nechtsphiloſophie 
Lenz, G.: Die Völkerbundakte und 5105 Souveränitätsbegri u 
Jahrbücher, September 1920, S. 340 ff. el 


Weber, U. nzipielles zur Kulturſoziologie. Archiv für Sozialwiſſen 
und orale 47° Band, I. Heft, S. I ff. n ſſenſchaft 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Brissenden, P. F.: The measurement of labor mobility. Journal of 
political economy. June 1920, ©. 441 ff. 

Cohen, A.: Kreditgeſchäft, Eigentumsvorbe alt und Abzahlungsgeſchäft. Zeit⸗ 
ſchrift für Sozialwiſſenſchaft, 1920, Se 1u2 2. O. 34 84 ff. 

Dechesne, A.: Localisation des diverses roduotions Revue de l'Institut 
de Sociologie. Septembre 1920, ©. 49 ff. 

oe a. rs Sozialökonomik. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. April 

Földes, B.: en Conrads Jahrbücher, Juni 1920, S. 481 ff. 

Gardner, B.: The nature of our economic problem. American economic 
review. March 1920, S. 1 ff. 


Herzfelder, E.: Die elementaren Geſetze der Wertänderungslehre. Weltwirt⸗ 
ſchaftliches Archiv, 1. Juli 1920, S. ff. 


Es werden hier nur ſolche Aufſätze e Zeitſchriften angeführt, 
die der Schriftleitung bemerkenswert erſcheinen. f 
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Kitson. H. D.: Economic implications in the i doctrine of 
interest. Journal of political economy. April 1920, S. 332 ff. 
Lescure, J.: Réflexions sur l’apres-guerre. Vers quoi tend le monde 

économique. Revue de l'Institut de Sociologie, Juillet 1920, S. 13 ff. 
Lyon, S. L.: A functional approach to social- economic data. Journal 
of political economy. July 1920, S. 529 ff. 
Moeller, H.: Zur Frage der „Objektivität“ des wirtſchaftlichen Prinzips. 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft u. Sozialpolitik, 47. Bd., 1. Heft, S. 154 ff. 
Voigt, u 5 ur 5 Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft, 1920, Heft 1 
und 2, S. 42 ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
Platzer, H.: Die wirtſchaftlichen Veränderungen Elſaß⸗Lothringens während 
keiner" ugehörigkeit 2 0 Deutſchen Reiche, Allgemelnes Statiſtiſches 
rchiv, Bd. XII, 1920, S. 146 ff. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 

Freſe, J.: Innere Koloniſation und das Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Aug. 
1915 Jaitſchrift für Sozialwiſſenſchaft 41920 594 u. 2, S. ff 
Heft 3 u. 4, S. 141 ff. 

Hainiſch, M.: Die Landarbeiterfrage. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 24. Juli 
1920, S. 803 ff. 

Nourse, E- G.: Will 2 prices fall? Journal of political 
economy, March 1920, S. 189 ff. 


Die Siedlungsmöglichkeiten im hamburgiſchen Marſchgebiet. Statiſtiſche Mit⸗ 
teilungen über den hamburgiſchen Staat, Nr. 9. N 


7. Bergbau und Indnuſtrie 
Dove, Heinr.: Aktienfragen. Bankarchiv, 15. Juli 1920, S. 231 ff.; 1. Auguſt 
1920 S. 247 ff. 8 5 3 er 


L 


. 
7 


8. Handel und Handelspolitik 


Litman, S.: The past decade of the foreign commerce of the United 
States. American economic review. June 1920, S. 313 ff. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 

Aſten: Die Kriegsausnahmetarife im Güterverkehr der deutſchen Eiſenbahnen. 
Archiv für Eiſenbahnweſen, Juli / Auguſt 1920, S. 636 ff. 

Berglund, A.: The war and the worlds mercantile marine. The ame- 
rican economic review, June 1920, S. 227 ff. 

Clark, J. M.: Railroad valuation as a working tool. Journal of political 

economy, April 1920, S. 265 ff. 

Schultze, E.: Das Schiffahrtskapital der Vereinigten Staaten. Annalen des 
Deutſchen Reichs 1919, Nr. 1—6, S. 159 ff. a 

Weſtenberger: and Liſts Wirken für ein deutſches Eiſenbahnſyſtem. 
Archiv für Eiſenbahnweſen, Juli Auguſt 1920, S. 505 ff. 


ö 10. Geld-, Bank. und Börſenweſen 


Baganıtı Walter: Das Herz der Weltwirtſchaft. Die Lombarden » Straße. 
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Ven den Wiener Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik, 
in denen die Frage der Werturteile zur Erörterung gelangte, 
iſt geſagt worden, ſie ſeien nur auf deutſchem Boden möglich ge⸗ 
weſen. Ahnliches wird man vorausſichtlich auch von den Verhand⸗ 


1 Die folgende Arbeit, die auf eigene Erfahrungen, die in zwei Jahrzehnten 
an verſchiedenen inländiſchen und auch ausländiſchen Hochſchulen gemacht worden 
find, beruht und die geſamte ältere und jüngere einſchlägige Literatur zu berück⸗ 
ſichtigen trachtet, iſt auf der außerordentlichen Generalverſammlung des Vereins 
Sämollerö Jahrbuch XLIV 4. 1 
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lungen über die Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien fagen. 
Auch ſie wird man eine deutſche Beſonderheit nennen können. 

Nicht als ob man ſich nicht auch im Ausland mit den Fragen 
der Ausbildung der Verwaltungsbeamten und der Männer des 
praktiſchen Wirtſchaftslebens beſchäftigte. Es werden ſogar in den 
Vereinigten Staaten die Hochſchulprobleme dauernd in einem Um⸗ 
fang behandelt, wie es in Deutſchland ganz unbekannt iſt. Auch 
in England ſind dieſe Fragen nicht mehr zur Ruhe gekommen, ſeit⸗ 
dem Aſhley in Birmingham eine Handelshochſchule nach deutſchem 
Vorbild ins Leben gerufen und Marſhall Reformbeſtrebungen auch 
in die konſervativen Hochburgen von Cambridge und Oxford hinein⸗ 
getragen hat. Und jedenfalls findet ſich Ahnliches auch in Frank⸗ 
reich, über das ich nicht ſo unmittelbar unterrichtet bin. 

Aber doch iſt ein großer Unterſchied vorhanden. 

Überall ſonſt handelt es ſich um die Erörterung von Einzel⸗ 
vorſchlägen und ſtehen die unmittelbar beteiligten und berufenen 
Sachverſtändigen in der Erörterung voran. Sie wollen in ruhiger 
gemeinſamer Arbeit fortentwickeln und verbeſſern. Bei uns ſcheint 
alles zugleich in Frage geſtellt zu ſein. Nicht Ausbau, ſondern 
Umbau oder Neubau wird verlangt. Die Wiſſenſchaft ſelbſt bildet 
den Gegenſtand der Angriffe. Zugleich werden die Stimmen der 
Berufenen und Nächſtbeteiligten übertönt von den oft leidenſchaft⸗ 
lichen Forderungen anderer Kreiſe. Die Grenzen zwiſchen Sach⸗ 
verſtändnis und Dilettantismus haben ſich dadurch oft verwiſcht. 

Wie erklärt ſich dieſer Unterſchiedd Man könnte zunächſt 


für Sozialpolitik in Kiel am 22. September 1920, allerdings mit zahlreichen 
Kürzungen, die der Zeitmangel erforderte, als Referat erſtattet worden. Soweit 
nichts anderes bemerkt iſt, entſtammen die Zitate der Gutachtenſammlung, 
welche der Verein für Sozialpolitik unter dem Titel: Die Reform der ſtaats⸗ 
wiſſenſchaſtlichen Studien als Band 160 ſeiner Schriften 1920 herausgegeben 
hat. Die eigenen Darlegungen berühren ſich natürlich in einzelnen Ausführungen 
mit früheren Darlegungen des Verfaſſers, von denen die folgenden angeführt 
werden mögen: Rede zur Eröffnung der Kölner Handelshochſchule, abgedruckt 
in den „Weltwirtſchaftlichen Studien“ des Verfaſſers; Rede zur ſiebzigſten 
Wiederkehr des Geburtstages von Guſtav Schmoller bei Überreichung der Feſt⸗ 
ſchrift: Die Entwicklung der deutſchen Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, 
als Manuſkript gedruckt: Zur Hamburger Univerſitätsfrage, ein Gutachten, ab⸗ 
gedruckt in dieſem Jahrbuch 1918, S. 323-348; Zur Frage der Errichtung 
einer Auslandshochſchule. wieder abgedruckt in der Internationalen Mon 
ſchrift 1917, S. 257282; Der Volkswirt. Mertblätter für Beruisberatund, 
herausgegeben von der Zentralſtelle für Berufsberatung der Akademiker, 
3. Auflage 1920. 
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glauben, die Revolution, die Deutſchland im Gegenſatz zu Weſt⸗ 
europa und den Vereinigten Staaten befallen hat, bilde die Er⸗ 
klärung. Das ſcheint mir aber nur in ganz geringem Maße der 
Fall zu ſein. Wir würden dieſe Verhandlungen auch ohne Revo⸗ 
lution und Zuſammenbruch erleben. Die Reformbeſtrebungen ſind 
von innen erwachſen, reichen viel weiter zurück und ſind durch 
die Revolution höchſtens von einigen Hemmungen in ihrer Außerung 
und Vertretung befreit worden. Dem Vorſtand des Vereins für 
Sozialpolitik iſt es deshalb zu danken, daß er die Verhandlungen 
über dieſes Thema in eine Zeit verlegt hat, in der das, was der 
Engländer „sense of proportion“ nennt, im deutſchen Volke wieder 
erwacht und die Produktion ſchillernder Seifenblaſen ihren Reiz und 
ihre Anziehungskraft immer mehr einbüßt. 

In dem erwähnten Unterſchied kommen viel tiefer liegende und 
dauerhaftere Verſchiedenheiten zum Ausdruck. Eine internationale 
Übereinſtimmung iſt zwar inſofern vorhanden, als ſich heute nirgends 
ein geſchloſſenes Syſtem der großen und allgemeinen Anerkennung 
erfreut, die ein halbes Jahrhundert die Lehre von Smith und 
Ricardo, zumal in England, genoſſen hat. Überall iſt die Zeit der 
gläubigen Orthodoxie, abgeſehen von einigen Teilen des Sozialis⸗ 
mus, heute überwunden. Überall ſtehen die Probleme und N 
ihre Löſungen im Vordergrund. 

Und doch liegen die Verhältniſſe in Deutſchland und faſt dem 
ganzen Ausland ſehr verſchieden. Bei allen Meinungsverſchieden⸗ 
heiten hat man ſich im Ausland, zumal dem Engliſch ſprechenden, 
den Reſpekt vor der Vergangenheit bewahrt. Man ſucht die „Über⸗ 
einſtimmung mit den Überlieſerungen“ zu wahren. Sehr charakte⸗ 
riſtiſch betont Marſhall im Vorwort ſeines bekannten Lehrbuchs, 
daß es ſich um „eine moderne Darſtellung alter Lehren“ handele; 
er will ſie zwar „mit Hilfe neuerer Arbeit und unter Bezugnahme 
auf die neuen Probleme unſerer eigenen Zeit“ darſtellen, aber legt 
immer wieder Wert darauf, daß „kein wirklicher Bruch der Stetig- 
keit in der Entwicklung unſerer Wiſſenſchaft“ eingetreten iſt. Das 
kann man als Grundſtimmung faſt der ganzen eee Wiſſen⸗ 
ſchaft vom Wirtſchaftsleben bezeichnen. 

Die Grundſtimmung in Deuiſchland iſt anders. Solche feſte 
Verbindung mit der Vergangenheit fehlt bei uns. Wie ſie in der 
Rechtswiſſenſchaft durch die Rezeption des ſeinerzeit vollkommenſten 
Rechts des hochentwickelten römiſchen Staates zerriſſen worden iſt, 
ſo hat ſie in der Wirtſchaftswiſſenſchaft ſich nicht herausbilden 
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können wegen der Aufnahme der logiſch am höchſten durchgebildeten 
Wirtſchaftslehre, die ſich auf dem Boden des höher entwickelten 
Wirtſchaftslebens Weſteuropas, als Frucht franzöſiſchen und eng⸗ 
liſchen Geiſtes und Erzeugnis der dort herrſchenden naturrechtlich⸗ 
individualiſtiſchen Weltanſchauung entwickelt hat. Und die Reaktion, 
die ſich natürlicherweiſe dagegen herausbildete und einerſeits die 
Klarlegung der heimiſchen Wirtſchaftsverhältniſſe erſtrebte und ander⸗ 
ſeits an die deutſchen Gemeinſchaftsideen von Staat und Genoſſen⸗ 
ſchaft anknüpfte, hat die dringend gebotene Verſchmelzung der 
fremden und heimiſchen Beſtandteile zu einer einheitlichen Lehre 
dadurch erſchwert und verzögert, daß ſie den begreiflichen Wider⸗ 
ſpruch gegen die fremde Lehre zu einer unberechtigten Abwendung 
von aller Theorie im weitgehenden Maße werden ließ. So fehlte 
es in der deutſchen Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben an einer Halt 
gewährenden und Ziele ſetzenden Kontinuität in der Entwicklung, 
und das rächt ſich heute, zumal in einer Zeit allgemeiner geiſtiger 
Wirrnis. Nirgends fehlt es ſo ſehr an einer geſunden Tradition; 
nirgends iſt das Bewußtſein ſo wenig entwickelt, daß ſich in der 
internationalen Arbeit von 1½ Jahrhunderten ein ſtarker Stamm 
von Erkenntniſſen herausgebildet hat, der nicht durch einen Einzelnen 
von heute auf morgen von Grund aus umgeſtaltet, ſondern nur 
durch vorſichtiges Aufpfropfen neuer Reiſer langſam fortentwickelt 
und veredelt werden kann. Das mangelnde Schwergewicht eines 
natürlichen Reſpekts vor der Vergangenheit hat für die deutſche 
Volkswirtſchaftslehre eine gewiſſe haltloſe Neuerungsſucht immer 
mehr zum Kennzeichen werden laſſen, was unzweifelhaft für das 
Anſehen unſerer Wiſſenſchaft im Inland und Ausland nicht vorteil⸗ 
haft geweſen iſt. So gewiß eine Wiſſenſchaft ſich mit dem Er⸗ 
rungenen niemals zufrieden geben darf, ſo gewiß iſt es ebenſo 
ſchlimm, wie geiſtige Erſtarrung, wenn es nicht gelingt, zu einem 
gefeſteten Beſitz zu gelangen. Das Neue an ſich hat nur flüchtigen 
Tageswert; erſt wenn es ſich im Kampf mit den überlieferten Gedanken 
bewährt, wird es zu einem wertvollen Beſitz von Dauer. Fichte hat 
mit Recht geſagt: „Verſchmähung des in der Niederlage der ge⸗ 
lehrten Bildung ſchon Vorhandenen zeugt ſicher von Mangel an 
wahrem Talent.“ Eine ganz ähnliche Auffaſſung tönt uns ſeit 
Jahren vorwurfsvoll aus weiten Kreiſen unſeres Volkes entgegen, 
die mit Merton und Heber „die Kenntnis der allgemein anerkannten 
Ergebniſſe wirtſchaftswiſſenſchaftlicher Forſchungen von größerem 
Belang als die Bekanntſchaft mit den ſpeziellen Theorien und An⸗ 
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ſichten einzelner Profeſſoren“ halten. Auch nach meiner Anſicht muß 
das Streben darauf gerichtet ſein, die Erörterung wiſſenſchaftlicher 
Streitfragen möglichſt aus den Vorleſungen in die Seminarübungen 
zu verweiſen. Streitfragen als Normalkoſt wirken verheerend auf 
den Anfänger. Ihren Bildungswert entfalten ſie nur dem, der die 
Ergebniſſe der Arbeit der Vergangenheit in ſich aufgenommen hat. 
Nur vom ſicheren Boden aus kann man ins Unſichere erfolgreich 
vordringen. 5 

Mit dieſer Grundbeſonderheit der deutſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre ſtehen zwei weitere im engſten Zuſammenhang. Erſtens iſt 
aus der Rezeption der fremden Wirtſchaftslehre die Deutſchland 
eigentümliche Trennung in „theoretiſche“ und „praktiſche“ Volks⸗ 
wirtſchaftslehre erwachſen. Sie hat den Unterricht erleichtert und 
bereichert, indem ſie es ermöglichte, alle neu auftauchenden Fragen 
des praktiſchen Wirtſchaftslebens alsbald in ihn einzugliedern; aber 
ſie hat ebenſo unzweifelhaft der Geſamtentwicklung unſerer Wiſſen⸗ 
ſchaft dadurch geſchadet, daß ſie den geſchichtlichen Dualismus in 
einen grundſätzlichen verwandelte. Sie hat in unſerer Wiſſenſchaft 
eine bedenkliche Scheidewand aufgerichtet. Zumal in den breiten 
Intereſſentenkreiſen, die mit der Wiſſenſchaft nur loſe in Verbindung 
ſtehen, iſt der Anſchein erweckt und die Meinung verbreitet worden, 
als komme die Theorie nur für einen Teil unſerer Wiſſenſchaft, 
nur für gewiſſe, dem Leben fremde Grundfragen in Betracht, ſpiele 
aber keine Rolle für den weiten Bereich der Wirtſchaftsprobleme, 
welche die Gegenwart bewegen. Dieſer Anſicht, als führe die Theorie 
ein ſtilles Sonntagsdaſein, das wenig oder nichts mit der drängenden 
Arbeit des Tages zu tun habe, begegnet man im Ausland ſehr 
ſelten, während ſie bei uns als die vorherrſchende bezeichnet 
werden muß. Mit dem Reſpekt vor der Vergangenheit verbindet 
ſich dort in viel weiteren Kreiſen, als bei uns in Deutſchland, auch 
ein Reſpekt vor der Theorie. Man betrachtet die Theorie nicht 
kurzſichtig als Selbſtzweck, ſondern als wertvolles Mittel, den immer 
neuen Problemen der verwickelten Wirklichkeit zu Leibe zu gehen. 
Man bekämpft wohl einzelne Theorien, aber iſt über den primitiven 
Zuſtand im allgemeinen hinaus, die Theorie als ſolche zu bekämpfen. 

Dieſe weitere Beſonderheit findet noch eine Verſtärkung durch 
die andere Stellung, welche die Wirtſchaftsgeſchichte einnimmt. Im 
Ausland iſt die arbeitsteilige Grenze zwiſchen Geſchichte und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre faſt nirgends verwiſcht worden. In Cambridge 
zum Beiſpiel wirkten Marſhall und Cunningham lange nebeneinander, 
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aber jener hat ſich nie für einen Geſchichtsforſcher und dieſer nie 
für einen Volkswirtſchaftler gehalten. Beide ſind ſich bewußt ge⸗ 
blieben, daß die Methoden der Geſchichtswiſſenſchaft und der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre grundverſchieden ſind. Der Geſchichtsforſcher hat 
die Tatſachen der Vergangenheit möglichſt zuverläſſig zu ermitteln 
und, ſoweit es ſich um das Wirtſchaftsleben handelt, iſt das ohne 
volkswirtſchaftliche Bildung nicht möglich; der Volks wirtſchaftler hat 
die Ergebniſſe der geſchichtlichen Forſchung für ſeine beſonderen 
Zwecke zu verwerten, was natürlich auch ohne eine gewiſſe geſchicht⸗ 
liche Bildung befriedigend nicht geſchehen kann. In Deutſchland 
dagegen hat das berechtigte Beſtreben, die fremde Wirtſchaftslehre 
zu naturaliſieren, das Studium der eigenen Wirtſchaftsentwicklung 
ſo ſehr in den Vordergrund gerückt, daß die Wirtſchaftsgeſchichte 
zunächſt mit der „praktiſchen“ Volkswirtſchaftslehre und dann mit 
der Volkswirtſchaftslehre überhaupt in immer weitergehendem Maße 
identifiziert wurde und die „hiſtoriſche Methode“ ſchließlich den An⸗ 
ſpruch erhob, auch die Methode der Volkswirtſchaftslehre zu ſein. 
Dieſe Entwicklung hat zwar der deutſchen Wiſſenſchaft vom Wirt⸗ 
ſchaftsleben eine Stofffülle zur Verfügung geſtellt, wie ſie die keines 
anderen Landes aufzuweiſen hat. Aber dieſe Stofffülle allein iſt 
noch nicht Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben. Sie muß erſt unter 
beſonderen Geſichtspunkten zergliedert und von den Zufälligkeiten 
des geſchichtlichen Geſchehens befreit werden. Dieſe Aufgabe des 
Theoretiſierens des angehäuften Stoffes iſt noch nicht gelöſt worden. 
Im Eifer des Tatſachenforſchens iſt ſogar die Kraft, den gewaltigen 
Stoff ſo zu vergeiſtigen, daß er einen vollwertigen Beſtandteil der 
Volkswirtſchaftslehre bildet, unzureichend entwickelt worden. Ja, 
die Außerachtlaſſung der wiſſenſchaftlichen Arbeitsteilung iſt für beide 
betroffenen Wiſſenſchaften nicht günſtig geweſen. Die Theorie der 
Wirtſchaftswiſſenſchaft iſt vielfach nicht genügend gepflegt worden, 
und die eigentliche Wirtſchaftsgeſchichte als Sonderfach iſt faſt ver⸗ 
ſchwunden. Zeitweiſe ſah es faſt ſo aus, als wollte ſich ein Zwitter 
herausbilden, der, ſo intereſſant er war, auf die Dauer ebenſowenig 
Theoretiker wie Wirtſchaftshiſtoriker zu befriedigen vermochte. So 
ſteht die deutſche Wirtſchaftswiſſenſchaft heute vor der Rieſenaufgabe, 
welche die „hiſtoriſche Schule“ ungelöſt hinterlaſſen hat. Sie iſt 
mitten in der Arbeit, die alte Theorie, die Gefahr lief, in über⸗ 
triebener Abneigung gegen die „hiſtoriſche Schule“ in blutleere 
Schemen ſich zu verflüchtigen, mit den Ergebniſſen der „hiſtoriſchen 
Schule“, vor deren Unabſehbarkeit dieſe ſelbſt anfing, ein gelindes 
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Grauen zu empfinden, zu einem lebensvollen Ganzen zuſammen⸗ 
zuſchweißen und damit die verloren gegangene fruchtbare Verbindung 
mit der großen Vergangenheit unſerer Wiſſenſchaft wiederherzuſtellen. 
Das iſt es, was die wiſſenſchaftliche Tätigkeit in unſerem Fach 
heute ſo reizvoll geſtaltet, zu immer neuer Arbeit antreibt, aller⸗ 
dings vorzeitige Eintagslöſungen auch immer neu hervorbringt. 
Das iſt es aber zugleich auch, in dem faſt alle Schwierigkeiten des 
Unterrichts in unſerem Fach wurzeln. Was für den fertigen Volks⸗ 
wirt ein unſchätzbarer Vorteil iſt, iſt für den Anfänger eine große 
Erſchwerung. Darin liegt vielleicht der letzte Grund, weswegen die 
Reformbeſtrebungen im ſtaatswiſſenſchaftlichen Unterricht eine ſo 
unvergleichlich viel größere Rolle bei uns in Deutſchland als im 
Ausland ſpielen. Nur wer das erkannt hat, kann zu richtigen 
Löſungen gelangen. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich als erſte und wichtigſte Folgerung, 
daß der Unterricht gerade heute beſonders beſtrebt ſein muß, die 
Einheit des äußerlich zerriſſenen Faches zum Ausdruck zu bringen. 
Ich geſtehe offen, daß ich erſt als Univerſitätsprofeſſor die überlegene 
Bedeutung richtig erkannt habe, die unter dieſem Geſichtspunkt den 
großen Vorleſungen zukommt. Ihre Auflöſung in Einzelvorleſungen, 
die ich einſt bei der Begründung der Kölner Handelshochſchule be: 
fürwortete und die ſich damals aus taktiſchen Gründen auch nicht 
vermeiden ließ, halte ich heute für die Univerſitäten nicht für richtig. 
Ich möchte glauben, daß wegen der geſchilderten Eigenart der deut⸗ 
ſchen Entwicklung heute vielleicht in keinem anderen Fach Vorleſungen, 
und zwar große zuſammenfaſſende Vorleſungen, ſo wichtig und un⸗ 
entbehrlich ſind wie in dem unſerigen. Sie können zunächſt nicht 
erſetzt werden durch ein Lehrbuch, ein „Textbuch“ nach amerikaniſchem 
Vorbild. Das meine ich keineswegs allgemein für den ganzen Be⸗ 
reich des Univerſitätsunterrichts. Im Gegenteil, zum Beiſpiel in 
allen Rechtsfächern, in denen eine neuere Kodifikation ſtattgefunden 
hat, ſcheint mir von der Erfindung Gutenbergs noch nicht immer 
ein zureichender Gebrauch gemacht zu werden. Aber in der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, zum mindeſten in Deutſchland, iſt das aus den 
angedeuteten Gründen anders. Hier gibt es heute kein Lehrbuch, 
das dem Stande unſerer Wiſſenſchaft und dem Bedürfnis des 
Unterrichts entſpricht, und es kann das auch nicht geben. Aber 
ſelbſt wenn es geſchaffen wird, könnte es doch eine Vorleſung, die 
ihrer Aufgabe gerecht wird, nicht erſetzen. Denn nur dieſe zeigt 
in einem lebendigen Beiſpiel, wie die widerſtreitenden Anſichten, 
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die Anfänger verwirren und entmutigen, zu einem überzeugungs⸗ 
vollen Ganzen vereinigt werden. Ein ſolches Vorbild perſönlicher 
Syntheſe iſt durch nichts zu erſetzen. Unendlich wirkſamer als tote 
Wegweiſer iſt ein lebendiger Führer, der das Ziel, das im Studium 
erſtrebt werden ſoll, in ſeiner eigenen Perſon verwirklicht. In den 
zuſammenfaſſenden Vorleſungen wurzelt daher auch zum großen 
Teil die perſönliche Schülerſchaft, die als Beſonderheit der deutſchen 
Univerſitäten ſchon oft gelobt worden iſt. In anderen Ländern ift 
die Anhänglichkeit an die einzelne Univerfität größer. Man fühlt 
ſich ſtolz in Amerika als „Harvard-, Yale: oder Columbia⸗Mann“. 
Das tritt bei uns viel mehr zurück. In Deutſchland fühlt man 
ſich in viel umfaſſenderem Maße als Schüler eines Mannes. Das 
bedeutet keineswegs ein Abrichten in verba magistri, das erfahrungs⸗ 
gemäß häufiger und ſtärker bei einer ausgeſprochenen Anſtalts⸗ 
erziehung vorkommt. Es kann faſt als ein typiſches Lebensſchickſal, 
das nicht betrüben, ſondern erfreuen ſollte, in Deutſchland be: 
zeichnet werden, daß der Schüler andere, oft entgegengeſetzte Wege 
wandelt. 

Wenn ich demnach für die Beibehaltung der großen Vorleſungen, 
insbeſondere der „allgemeinen“ und der „ſpeziellen“ Volkswirtſchafts⸗ 
lehre, wie ſie zweckmäßig wohl genannt werden, eintrete, ſo bin ich 
damit natürlich nicht auch für die Beibehaltung ihres bisher üblichen 
Umfangs. Er muß ſich vielmehr nach der ſachlichen Aufgabe richten 
und von den herkömmlichen 8 Wochenſtunden auf 12 — 14 vergrößert 
werden, wobei es nebenſächlich iſt, wie der Zuwachs ſich auf die 
„allgemeine“ oder „ſpezielle“ Volkswirtſchaftslehre verteilt. Sie 
müſſen ſich aber zu einer Einheit zuſammenſchließen und das ſpricht 
unzweifelhaft dafür, ſie zunächſt bei einem Dozenten zu hören, zu⸗ 
mal da jeder Student, der es mit dem Studium der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre ernſt nimmt, den Wunſch haben wird, die „allgemeine“ 
Volkswirtſchaftslehre zweimal, einmal zu Beginn und ſodann noch 
einmal gegen Schluß des Studiums zu hören. Auch wenn die 
Überſchriften ſich decken, vermögen Teilvorleſungen, zumal bei ver⸗ 
ſchiedenen Dozenten, nicht das Gleiche zu bieten. 


II 


Anders ſteht es mit Sondervorleſungen, welche die großen Vor⸗ 
leſungen ergänzen ſollen. In dieſer Frage kann ſachgemäß nur 
Stellung genommen werden, wenn man ſich über das Ziel klar if, 
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das überhaupt mit dem Unterricht verfolgt werden ſoll. Da in dieſer 
Hinſicht neuerdings eine Fülle von Unklarheiten verbreitet worden 
iſt, laſſen ſich einige allgemeine Bemerkungen, obwohl ſie eigentlich 
den Charakter von Gemeinplätzen tragen, nicht ganz vermeiden. 

Allgemeine Übereinſtimmung dürfte wohl noch vorhanden ſein, 
wenn man ſagt, daß die Hochſchulen als höchſte Bildungsanſtalten 
auch auf die höchſten Aufgaben in den verſchiedenen Berufszweigen 
vorzubereiten haben. Aber ſchon darüber, was dieſer Satz bedeutet, 
herrſcht große Unklarheit. Mit ihm iſt natürlich nicht geſagt, daß 
eine Hochſchule einen ſofort vollſtreckbaren Anſpruch auf die höchſten 
Stellen gewährt. Sie ſoll vielmehr ausſchließlich in den Stand 
ſetzen, ſich zu dieſen höchſten Stellen leichter und beſſer als andere 
emporarbeiten zu können. Die Hochſchulbildung darf alſo nicht, wie 
immer wieder von ihr verlangt wird, in erſter Linie auf die beruf⸗ 
liche Arbeit, die unmittelbar nach Abſchluß des Studiums zu leiſten 
iſt, zugeſchnitten werden. Dafür gibt es einfachere und wirkſamere 
Ausbildungs möglichkeiten. Jede Hochſchulbildung iſt auf das ganze 
Leben berechnet. Sie kann alſo nicht vorzugsweiſe in Kenntniſſen 
beſtehen. Denn für die wechſelnden und unabſehbaren Anſprüche 
eines ganzen Lebens einen ausreichenden Vorrat von Kenntniſſen 
anzuhäufen, iſt ein unmögliches und ſinnloſes Unterfangen, zumal 
wenn die Kenntniſſe, wie in unſerem Fach, ſtetem Veralten unter⸗ 
worfen ſind. Das Ziel muß alſo ein anderes ſein. Fähigkeiten 
müſſen entwickelt, eine nachhaltige Schulung des Geiſtes und der 
Arbeitskraft erzielt werden. Gelingt das, dann kann man die nötigen 
Einzelkenntniſſe ſich aus eigener Kraft jederzeit ſelbſt beſchaffen; 
dann kann man — was noch wichtiger iſt — Tatſachen und Ge— 
danken auch kritiſch und ſyſtematiſch verarbeiten und zu klarer Dar⸗ 
ſtellung bringen; dann kann man vor allem den Lehrgehalt und 
Bildungswert des Lebens ganz anders ausſchöpfen und den Schatz 
eigener Erfahrungen, der erſt die Hochſchulbildung zu vollem 
Ertrag gelangen läßt, bereichern. 

Natürlich werden durch eine ſolche, nicht auf die kleinen nächſten 
Ziele, ſondern auf das ganze große Lebensziel zugeſchnittene Aus⸗ 
bildung nicht alle praktiſchen Schwierigkeiten fortgeräumt. Wie ſie 
ſich nach Abſchluß einer jeden Hochſchulbildung geltend machen, ſo 
wiederholen ſie ſich mehr oder minder bei jeder großen Wendung 
im Leben; aber die Kraft iſt dann herangebildet, ihrer Herr zu 
werden, und fie ſteigert ſich mit jeder Übung. 

Solche nachhaltige Bildung wird nur durch wiſſenſchaftliche 
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Schulung erreicht. Fichte und Schleiermacher haben uns nachdrück⸗ 
licher als andere gelehrt, daß ſie „ſich nicht durch bloßes Lernen 
gewinnen läßt, ſondern von jedem neu erzeugt werden muß“. Nur 
der Ungebildete meint, wiſſenſchaftliches Erkennen beſtehe in einer 
Summe feſter Ergebniſſe, die ſich in Tabellen und Diagrammen und 
Kartotheken ſeſthalten laſſen. Wer mit der Wiſſenſchaft vertraut 
iſt, weiß, daß es ſich — von Mathematik abgeſehen — um ein 
„unabläſſiges Ringen mit Problemen“ handelt. Nur in ſolchem 
Ringen, das die Erkenntnis ſtets neu ſchafft, läßt ſich, als Voraus⸗ 
ſetzung für alles andere, Klarheit, und zwar zunächſt ſich ſelbſt 
gegenüber gewinnen, jenes Gefühl für die eigenen Grenzen, das 
Sachverſtändnis von Dilettantismus ſcheidet und immer und überall 
den Prüfſtein und das Merkmal wahrer Bildung geweſen iſt. In 
der langen Kriegszeit iſt dieſes Gefühl uns verloren gegangen. Das 
Umhertummeln außerhalb der eigenen Grenzen iſt zu einer Lieblings⸗ 
beſchäftigung und trauten Gewohnheit in unſerem Volke geworden. 
Solange iſt ernſtliche Geſundung nicht möglich. Erſt muß der richtige 
Maßſtab wieder gewonnen fein, erſt dann laſſen die Leiſtungen ſich 
nicht nur den Abſichten und den Worten und dem Scheine nach, 
ſondern in Wirklichkeit heben. Nur auf der Grundlage der Selbit- 
erkenntnis, die es ermöglicht, das ſelbſtgeſteckte Ziel der eigenen Kraft 
richtig anzupaſſen, entwickelt ſich Klarheit des Blicks für die Außen⸗ 
welt, die Kraft, der Übermacht des Irrtums und der Verblendung 
erfolgreich zu trotzen, ſchließlich jene inſtinktartige Sicherheit des 
Gefühls, zu der ſich wahres Sachverſtändnis, das ſeiner Grenzen 
ſich bewußt bleibt, erheben kann. 

Dieſes allgemeine Ziel aller Hochſchulbildung heißt für die 
Volkswirtſchaftslehre: Erziehung zu volkswirtſchaftlichem Denken. 
Es kommt für uns darauf an, das Wirtſchaftsleben zu begreifen. 
Das iſt nur möglich, wenn man erkannt hat, wie ſchwierig volks⸗ 
wirtſchaftliche Probleme ſind. Erſt auf der Grundlage dieſer mehr 
ſtimmungsartigen Erkenntnis, die ſich zu erringen immer nur einer 
Minderheit gegeben iſt, kann ein wirkliches Verſtändnis für die 
weſentlichen Zuſammenhänge im Wirtſchaftsleben und damit ein 
ſicheres Gefühl für das, was im Wirtſchaftsleben möglich iſt, ge⸗ 
wonnen werden. Auch jede Art von Wirtſchaftspolitik iſt Kunſt des 
Möglichen. Nur wenn man weiß, einerſeits was Struktur und 
Funktion des Wirtſchaftslebens dem Menſchen überhaupt geſtatten, 
und anderſeits wozu die vorhandene Kraft ausreicht, kann man ein 
gefeſtetes Urteil darüber gewinnen, wie Nachteile beſeitigt oder ge⸗ 
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mildert, Vorteile verſtärkt oder neu geſchaffen werden können. Ohne 
ſolche volkswirtſchaftliche Bildung, die grundverſchieden von privat⸗ 
wirtſchaftlicher Erfahrung iſt, wird man aus dem zeit⸗ und kraft⸗ 
vergeudenden Wechſelſpiel von Illuſionen und Enttäuſchungen nie 
herauskommen. Das Wirtſchaftsleben iſt nicht — wie Parlamentarier, 
Literaten und Techniker ſo gern annehmen — ein knetbarer Stoff, 
den man nach Willkür und ohne Rückſicht auf die menſchliche Un⸗ 
zulänglichkeit zu formen vermöchte. Jeder Geſetzgeber wird ſeiner 
Sprödigkeit bald gewahr, ſei es, daß ſeine Maßnahmen die geiſtigen 
und moraliſchen Kräfte der Beamtenſchaft überſteigen, ſei es, daß 
ſie an unüberwindlichen Widerſtänden im Publikum ſcheitern, ſei es, 
daß ſie unerwartete Nebenwirkungen haben, die den erſtrebten Nutzen 
aufwiegen. 

Neben dieſer nur mit Mühe und Fleiß zu erringenden gründ⸗ 
lichen Schulung treten die Kenntniſſe vom Wirtſchaftsleben in die 
zweite Reihe zurück. Gewiß iſt ein beſtimmtes Maß konkreter Kennt⸗ 
niſſe erforderlich. Es iſt für jeden Volkswirt wünſchenswert, einen 
Einblick in die wirtſchaftliche Entwicklung und einen Überblick über 
die weſentlichſten Tatſachen des gegenwärtigen Wirtſchaftslebens zu 
gewinnen; auch iſt es förderlich für ihn, mit einem Zweige des 
Wirtſchaftslebens ſich gründlich vertraut zu machen und in einer 
Einzelfrage bis zu den letzten Quellen vorzudringen. Das erfordert 
ſchon die allgemeine Schulung. Je gründlicher ſie iſt, um ſo leichter 
kann man ſich in Tatbeſtände und Fragen, die bisher fern lagen, 
einarbeiten. Das Wirtſchaftsleben nach allen Seiten zu beherrſchen, 
iſt heute niemandem gegeben. Lücken im Wiſſen ſind unabwend⸗ 
bar. Auch ſich vorzeitig ſpezialiſieren, iſt nur in Ausnahmefällen 
praktiſch möglich und pädagogiſch nie ratſam. Wer ſeine Studien⸗ 
zeit möglichſt ausnutzen und die Welt ſich offen halten will, der 
muß ſich die Fähigkeit erringen, ſich in allen Teilen des Wirtſchafts⸗ 
lebens raſch zurecht zu finden. Das iſt und bleibt das Hauptziel. 

Der Ausbau des Vorleſungsweſens darf daher nicht jo vor: 
genommen werden, daß er Studenten und Dozenten von dieſem 
Hauptziel ablenkt. Es kann daher auch nur als eine bedauerliche 
Schwäche gegenüber pädagogiſch unzureichend vorgebildeten Laien⸗ 
kreiſen bezeichnet werden, wenn heute, im ſchroffen Gegenſatz zu der 
ſo laut geforderten und geprieſenen Syntheſe, immer häufiger an 
mancherlei Orten danach getrachtet wird, Wiſſensbeſtandteile, die 
einen praktiſchen Anhauch haben, von dem theoretiſchen Untergrund, 
aus dem ſie ihre geiſtige Kraft und lebendige Einheit gewinnen, 
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loszulöſen. Damit wird zum Schaden der Studierenden jene un⸗ 
fruchtbare Schnelldreſſur gefördert, die unſere Hochſchulen immer 
mehr in Mißkredit bringt. 

Aber auch ſonſt iſt bei der Einrichtung von Einzelvorleſungen 
mit kluger Mäßigung vorzugehen. Die Univerſität iſt nicht dazu 
da und nicht dazu fähig, jedes Bedürfnis, das in der Praxis ſich 
zeigt, zu befriedigen und jeden neuen Wunſch beamteter oder anderer 
Intereſſenten — man weiß, wie er oft zuſtande kommt — zu er⸗ 
füllen. Es iſt ein ebenſo bedenklicher wie verbreiteter Irrtum, an⸗ 
zunehmen, daß jede neue Vorleſung eine Bereicherung iſt. Boll: 
ſtändigkeit des Unterrichts kann wohl das Ziel für das geſamte 
Hochſchulweſen, aber nicht mehr für eine einzelne Univerſität ſein. 

Vieles paßt für die verſchiedenen Fachhochſchulen, die in erſter 
Linie Erwerbsintereſſen dienen, was in den Rahmen der Univerſität 
ſich nicht ſachgemäß einfügen läßt. Werden die arbeitsteiligen Grenzen 
zwiſchen der Univerſität und den Fachhochſchulen nicht ſorgſam ge⸗ 
wahrt, ſo muß ein unſinniges und verſchwenderiſches Geſamtergebnis 
erzielt werden. Nur wenn das geſchieht, kann auch in ſinnvoller 
Weiſe eine Verbindung der verſchiedenen Hochſchulen zu einer Ge⸗ 
ſamtorganiſation, einer neuer Universitas, angebahnt werden, was 
im Intereſſe der Studierenden und der Forſchenden zu wünſchen wäre. 
Die bisherige Iſolierung bringt, je länger ſie beſteht, um ſo mehr 
Nachteile. 

Auch für die ergängenden Einzelvorleſungen iſt alſo entſcheidend, 
inwieweit ſie dem Ziele der geiſtigen Durchbildung zu dienen ver⸗ 
mögen. Das iſt immer nur in beſchränktem Maße der Fall bei 
Vorleſungen, die eine Anhäufung praktiſcher Erfahrungen darſtellen, 
da für ſie der Student regelmäßig nicht reif ſein kann. Solche 
Vorleſungen gehören in die Fortbildungskurſe, die nach dem ſo ver⸗ 
ſchiedenartigen und wechſelnden Bedarf ſorgſam ausgebaut werden 
müſſen. An der Univerſität find die Sondervorleſungen unzweifel⸗ 
haft an erſter Stelle am Platze, die unmittelbar aus wiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien hervorwachſen, ſei es, daß es ſich um Einarbeitungs⸗ 
vorleſungen des akademiſchen Nachwuchſes handelt, ſei es, daß 
Früchte aus der Lebensarbeit älterer Dozenten dargeboten werden. 
Dieſe natürliche Ergänzung ſollte durch vorſichtig erteilte Lehr⸗ 
aufträge planvoll gefördert und geleitet werden. Statt deſſen er⸗ 
fährt ſie durch die neue, auch unter finanziellen Geſichtspunkten 
kurzſichtige Regelung der Kollegiengelder eine ſchwere Beeinträchtigung. 

Für den Fortfall der Sondervorleſungen älterer Dozenten, der 
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ſich unweigerlich einſtellen wird, iſt aber nicht ſo leicht, wie man 
heute oft meint, Erſatz zu ſchaffen, am wenigſten dadurch, daß man 
Männer, die ſich vielleicht auf anderen Gebieten eine Fülle von 
Verdienſten erworben haben, aber der Wiſſenſchaft und ihren Auf⸗ 
gaben fremd gegenüberſtehen, dem Dozentenkörper einfügt, wie der 
Zufall der Beſchäftigungsloſigkeit es bietet. Gewiß können auch aus 
Außenſeitern ſehr wertvolle und willkommene Lehrkräfte dauernder 
Art hervorwachſen. Aber heute entſteht hier eine Gefahr nicht nur 
vom pädagogiſchen Standpunkte aus, ſondern auch für das inter⸗ 
nationale Anſehen unſerer Wiſſenſchaft. Daran kann man leider 
nicht zweifeln, wenn man hört, wie man heute bereits im neutralen 
Ausland darüber ſpottet, daß ſich unſere Univerſitäten, insbeſondere 
die Berliner Univerſität, „panoptikumartig“ auszugeſtalten beginnen. 
Ob die Beleihung zeitweiſe inaktiver parlamentariſcher Staatsmänner 
mit einer Dozentur der einen oder anderen Art ſtets in das Gebiet 
produktiver Erwerbsloſenbeſchäftigung gehört, iſt noch nicht bewieſen. 
Unter ſolchem Ausbau haben nicht die Dozenten, wohl aber die 
armen Studenten zu leiden. Wie ſollen ſie durch den Wirrwar der 
politiſchen und wirtſchaftlichen Streitigkeiten durchfinden. 


III 


Wichtiger als der Ausbau der Vorleſungen, bei dem heute 
eine Gefahr der Qualitätsverſchlechterung ſich nicht leugnen läßt, iſt 
der Ausbau der Übungen. Nur durch Übungen kann das gekenn⸗ 
zeichnete Hauptziel erreicht werden, freilich auch durch ſie nur, wenn 
die nötige Grundlage vorhanden iſt, die ſich unzweifelhaft am leich⸗ 
teſten durch einen nicht nur gelegentlichen Beſuch von Vorleſungen 
gewinnen läßt. Bis dieſe Grundlage vorhanden iſt, verfolgen die 
Übungen nur Hilfszwecke. Sie ſollen das, was durch Vorleſungen 
und Lektüre gelernt iſt, vertiefen und befeſtigen. Das kann im An⸗ 
ſchluß an die Vorleſungen oder in ſelbſtändigen Übungen geſchehen. 
Ich halte im allgemeinen regelrechte Proſeminare mit ſchriftlichen 
Ausarbeitungen und anſchließenden Beſprechungen für das Wirkſamere. 
Sie dürfen nicht zu bloßen Repetitorien herabgedrückt werden und 
müſſen ihren Seminarcharakter aus mancherlei Gründen auch da⸗ 
durch wahren, daß ihre Abhaltung nur Leuten anvertraut wird, 
welche die venia legendi ſich erworben haben. Das Seminar ſtellt 
pädagogiſch noch höhere Anforderungen als die Vorleſung. Wer 
vom Abhalten von Vorleſungen ausgeſchloſſen iſt, darf nicht mit 
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Seminarübungen betraut werden. Aſſiſtenten find heute ſehr wich⸗ 
tig, ja unentbehrlich, aber ſie dürfen nicht zu Konkurrenten von 
Privatdozenten werden. Sonſt iſt das ganze Inſtitut des Privat⸗ 
dozententums und damit die in der ganzen Welt geprieſene und ſo 
vielfach nachgeahmte Grundlage unſeres Univerſitätsweſens gefährdet. 
Die Aſſiſtenten haben andere Funktionen und müſſen daher auch auf 
arbeitsteiliger Grundlage in bewußter Beſchraͤnkung zu einem anderen 
Typus neben den Privatdozenten herangebildet merden. Sie ſollen 
einmal als perſönliche Aſſiſtenten des Profeſſors mit allen Einzel⸗ 
heiten des Lehrens ſich genauer vertraut machen und anderſeits 
vor allem den Studierenden bei ihren Arbeiten als Berater zur 
Seite ſtehen und, wenn unter ihrer Mitwirkung und Leitung Arbeits⸗ 
zirkel der Studierenden zuſtande kommen, ſo iſt das im beiderſeitigen 
Intereſſe ſehr zu begrüßen. Nichts kann den Übergang von der 
Gebundenheit der Schule zur Freiheit der Univerſität mehr erleich⸗ 
tern. Natürlich muß auch der Profeſſor den Studierenden leicht er⸗ 
reichbar bleiben. Die Sprechſtunde iſt bei der Eigenart unſeres Faches 
ein weſentlicher Teil des Unterrichtes. 

Dem Proſeminar ſchließt ſich — etwa vom vierten Semeſter 
an — das eigentliche Seminar an. Es muß die Krönung des aka⸗ 
demiſchen Unterrichts darſtellen. Nur in ihm kann ſelbſtändiges 
volkswirtſchaftliches Denken regelmäßig gelernt werden. Da es auf 
ein Können, nicht ein Wiſſen in erſter Linie ankommt, iſt der Stoff, 
an dem die Übungen vorgenommen werden, zwar nicht ohne Be⸗ 
deutung, aber doch Nebenſache. Doch ſcheint mir ein Beſuch von 
mehreren Semeſtern nötig zu ſein, um wirklich einen Erfolg zu er⸗ 
zielen. Das iſt auch noch aus einem beſonderen Grunde der Fall. 
Das Seminar trägt nämlich einen Doppelcharakter. Es vermittelt 
eine wiſſenſchaftliche Erziehung nicht nur durch den Dozenten, ſondern 
auch durch die Mitglieder. Der Dozent muß durch Anleitung und 
Vorbild den Weg weiſen. Er iſt der anregende und warnende Be⸗ 
rater. Er übt an den Leiſtungen Kritik, ſoweit es methodiſch lehr⸗ 
reich iſt im Seminar, ſoweit es nur individuelles Intereſſe hat in 
der Sprechſtunde. Das Wandeln des gewieſenen Weges lernt der 
Studierende aber am meiſten durch die Mitſtrebenden. Durch ſie 
gewinnt er erſt den ſonſt ſo viel vermißten Maßſtab, überwindet er 
unſichere Scheu auf der einen Seite, eitle Selbſtüberſchätzung auf 
der anderen. Für das Leben iſt oft das Urteil, das die Mitglieder 
gewinnen, noch wichtiger als das Urteil des Seminarleiters. Wo 
ſich ein feſter Seminarſtamm aus Studierenden und jungen 
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Doktoren bildet, da iſt der Ertrag am reichſten. Wenn es ſo ſchwer 
iſt, den volkswirtſchaftlichen Unterricht auf den Techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen zu heben, ſo hängt das ganz beſonders damit zuſammen. 
daß ſich dort ein ſolcher Stamm nicht bilden läßt. Dort fehlen 
Studenten, die Volkswirtſchaftslehre als Hauptfach betreiben. Die 
Erziehung durch Mitſtrebende fällt daher faſt ganz fort. Über die 
Kinderkrankheiten der kraſſen Fuchsſemeſter iſt deshalb nur ganz 
vereinzelt hinauszukommen. 


IV 


Dem Hauptziel, das der Unterricht verfolgt, muß auch das 
Abſchlußexamen angepaßt werden. Aber das genügt nicht. Das Stre⸗ 
ben muß weiter darauf gerichtet ſein, das Examen aus einem bloßen 
Kontrollmittel zu einem jenem Hauptziel dienenden Bildungsmittel 
auszugeſtalten. Das kann durch die Doktorarbeit geſchehen. Richtig 
gehandhabt, kann ſie zum wichtigſten Teile der geſamten Ausbildung 
werden. Dazu iſt allerdings nötig, daß den Studenten nicht „un⸗ 
vermittelt und ehe ſie ausgereift ſind“ eine Doktorarbeit gegeben 
werde (Bücher), und daß ſie nicht genötigt werden, an Themen herum⸗ 
zuarbeiten, „von denen ſie ſich für die Förderung ihrer ſpäteren 
Lebensziele wenig oder gar nichts verſprechen“ (Ad. Weber). Erſt 
nach fünfſemeſtrigem Studium ſollte die Arbeit an der Diſſertation 
regelmäßig beginnen und ihr Thema ſollte uneigennützig der geiſtigen 
Eigenart des Bearbeiters, ſeinen Berufszielen und Lebensverhältniſſen 
ſo ſorgſam wie möglich angepaßt werden. Gerade hier hat ſich das 
pädagogiſche Geſchick des Dozenten zu bewähren. Wenn die Doktor⸗ 
arbeit nicht mit Freude angegriffen und durchgeführt wird, hat ſie 
ihren Zweck im weſentlichen verfehlt. Sie muß dem Verfaſſer zum 
wichtigſten inneren Erlebnis — hier iſt der viel mißbrauchte Aus⸗ 
druck einmal am Platze — während ſeiner Studienzeit werden. 
Dann kann ſie in der Ausbildung und im Examen durch nichts 
erſetzt werden. 

Dieſe auch im Ausland oft richtig gewürdigte Sonderbedeutung 
hat die Doktorarbeit, weil ſie allein die Möglichkeit gibt, eine über⸗ 
mittelte Erkenntnis bis auf ihren letzten Grund zu verfolgen. Was 
das bedeutet, hat keiner treffender dargelegt als der Hiſtoriker 
v. Sybel in ſeiner oft zitierten Berliner Rektoratsrede. In ihr 
hat er geſagt: es iſt nötig, daß der Studierende „einige Probleme 
bis in ihre letzten Konſequenzen verfolge, bis zu einem Punkte, wo 
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er ſich ſagen kann, es gebe nun niemand auf der Welt, der ihm 
hier und hierüber noch etwas lehren könne, hier ſtehe er feſt und 
ſicher auf eigenen Füßen und entſcheide nach eigenem Urteil. Dieſes 
Bewußtſein mit eigenen Mitteln errungener Selbſtändigkeit iſt ein 
unſchätzbares Gut. Es iſt beinahe gleichgültig, welchen Gegenſtand 
die Unterſuchung zuerſt betroffen, die dazu geführt hat: genug, ſie 
hat an einem noch ſo kleinen Punkt die Abhängigkeit von der 
Schule durchbrochen, ſie hat die Kräfte und Mittel erprobt, mit 
denen von nun an jedes neue Problem ergriffen und zu gleicher 
Löſung geführt werden kann.“ Das entſpricht ganz meinen Er⸗ 
fahrungen. Nur durch die Diſſertation kann die Univerſität zur 
Schule geiſtiger Selbſtändigkeit werden und ſolche Selbſtändigkeit 
iſt in unſerer Wiſſenſchaft nach zwei Richtungen hin nötig. Einmal 
muß man lernen. ſich ſelbſtändig den Weg zu den Quellen und zwar 
den richtigen Quellen zu ſuchen. Der Stoff, den die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu verarbeiten hat, iſt weniger als in anderen Wiſſenſchaften 
etwas Feſtgegebenes und auf dem Boden der Wiſſenſchaft ſelbſt Er⸗ 
wachſenes. Das wirtſchafiliche Leben iſt es vielmehr, das in un⸗ 
erſchöpflicher Fülle den Hauptrohſtoff hervorbringt. Spürſinn iſt 
nötig, ihn aufzufinden, kritiſches Vermögen, ihn richtig zu benutzen. 
Nur aus eigener Kraft kann man lernen, im ungeheuren Wuſt des 
ungleichartigen Materials ſich zurechtzufinden. Soll dieſes wichtige 
Ziel erreicht werden, ſo darf die Materialbeſchaffung, zumal zu An⸗ 
fang der Arbeit, den Studierenden nicht zu ſehr erleichtert werden. 
Es gehört nicht zu den Aufgaben der Univerſität, den Rohſtoff zu 
Arbeiten zuſammenzuſchaffen. Bloße Verarbeitung von fremder 
Seite angehäuften Rohſtoffs läßt nicht die Selbſtändigkeit erringen, 
die nötig iſt. Für die Zwecke des Univerſitätsunterrichts iſt daher 
wohl ein möglichſt leiſtungsfähiges international ausgebautes Bücherei- 
weſen, aber nicht darüber hinaus ein großer koſtſpieliger Apparat 
erforderlich. Ein ſolcher bringt ſogar die Gefahr eines gewiſſen 
Abrichtens zu geiſtigem Apportieren mit ſich. Ein verwöhnter 
Inſtitutszögling ſteht leicht hilflos da, wenn er ohne Inſtitutsſtützen 
ſeinen Weg zu gehen genötigt iſt. Und man bleibt leicht Sklave 
zufälligen Materials, wenn man nicht ein Mal ſelbſt in allen 
Einzelheiten erfahren hat, mit welchen Schwierigkeiten und Gefahren 
die Feſtſtellung aller Tatſachen des Wirtſchaftslebens verbunden iſt. 

Wie man dieſe Selbſtändigkeit gegenüber den Quellen nur müh⸗ 
ſam ſich erringen kann, ſo auch die Selbſtändigkeit in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Verarbeitung. Auch hier darf dem Studierenden der Weg 
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nicht zu leicht gemacht werden. Er muß ihn auch hier zunächſt im 
weſentlichen ſich ſelbſt ſuchen. Dann wird er zwar regelmäßig nicht 
auf dem kürzeſten und ſchnellſten Wege zum Ziele gelangen; er wird 
vielleicht ſogar in Sackgaſſen geraten. Aber das ſchadet nichts. 
Aus ſeiner eigenen wiſſenſchaftlichen Erfahrung hat ſchon Goethe 
geſagt: „Suchen und Irren iſt gut, denn durch Suchen und Irren 
lernt man.“ 

Es empfiehlt ſich daher regelmäßig, die erſte Geſtaltung dem 
Studierenden zu überlaſſen. Erſt dann iſt einzugreifen, und die 
regelmäßig nötig werdende gründliche Umarbeitung wird ſo zum 
wichtigſten Abſchnitt in der ganzen Arbeit. Meiſt wird erſt bei ihr 
wiſſenſchaftliches Arbeiten gelernt und ſtellt ſich auch bei ihr erſt, nach 
anfänglicher Enttäuſchung, jene volle Schaffens freude ein, ohne die 
wirkliche wiſſenſchaftliche Arbeit nicht denkbar iſt. 

Bei ſolchem Verfahren läßt ſich auch ein Urteil gewinnen, ob 
der Bearbeiter nur unter Anleitung wiſſenſchaftlich zu arbeiten ver⸗ 
mag, ob er ſich zur Selbſtändigkeit in der Handhabung wiſſenſchaft⸗ 
licher Methoden emporſchwingt oder ob er zur wiſſenſchaftlichen 
Originalität fähig iſt. Ohne einen ernſtlichen Verſuch, wie ihn 
allein eine größere wiſſenſchaftliche Arbeit darſtellt, läßt ſich das 
nur in ganz vereinzelten Ausnahmefällen, die für eine Organiſation 
nie beſtimmend ſein dürfen, feſiſtellen. Darum wird es ſich auch nie 
vermeiden laſſen, daß auch „fleißige Mittelmäßigkeit“ den Doktortitel 
erwirbt. Aber es ſcheint mir auch nicht richtig zu ſein, den Doktor⸗ 
titel für „außerordentliche wiſſenſchaftliche Leiſtungen“ zu reſervieren. 
Das Doktorexamen ſoll nicht eine Ausleſe gelehrter Forſcher dar— 
ſtellen — dazu iſt die Habilitation da — ſondern eine Ausleſe 
wiſſenſchaftlicher Arbeiter. Der Bedarf an eigentlichen Forſchern iſt 
ſtets beichränft; der Bedarf an Männern dagegen, die, ohne Ge: 
lehrte zu ſein, ernſte wiſſenſchaftliche Selbſtzucht gelernt haben, iſt 
in einem Kulturvolk groß und im Wachſen, wenn es nicht ver: 
kümmert. Fur dieſe über das Gelehrtentum weit hinausgehende 
Aufgabe iſt das Doktorexamen und ſein wichtigſter Beſtandteil, die 
Doktordiſſertation, nicht zu entbehren. Darum ſoll die Doktor⸗ 
diſſertation ihren altangeſtammten Charakter nicht aufgeben. Sie ſoll 

ſtets irgendwo über die Grenzen unſerer bisherigen Erkenntnis 
hin ausreichen und etwas Neues bieten. Sie braucht aber nicht der 
Be ſ weis für „Vwiſſenſchaftliche Originalität“ im eigentlichen Sinne 
Des Worts zu ſein. Die läßt ji nicht züchten und darf nicht ge⸗ 
fuscht werden, ſondern kann nur aus ernſtem ſachlichen Streben 
Schmellert Jahr buch XLIV 4. 2. 
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von ſelbſt ſich entwickeln. Die Doktordiſſertation iſt nur das 
„Meiſterſtück“, das der wiſſenſchaftliche Geſelle anfertigt, ein Beweis 
für das erworbene Können, eine Probe des Beſten, das Einer zu 
leiſten in der Lage iſt. Nur wer einmal nicht nur bis zu den 
Grenzen der bisherigen Erkenntnis, ſondern auch bis zu den Grenzen 
des eigenen Könnens vorgedrungen iſt, gewinnt jene Klarheit über 
ſich ſelbſt, die zum ſelbſtändigen Stecken erreichbarer Ziele befähigt. 

Gerade weil ich aber im Doktorexamen, zum mindeſten in der 
Volkswirtſchaftslehre, nicht nur ein Mittel der Gelehrtenausleſe, 
wie die Habilitation, ſondern etwas weit darüber Hinausgehendes 
erblicke, ſcheint mir ſeine Veredelung oder richtiger Sanierung aufs 
dringlichſte geboten zu ſein. Wenn von dem, was in Studenten⸗ 
kreiſen erzählt wird, nur ein Teil auf Wahrheit beruht, dann ſind 
die Mißſtände heute ungeheuer. Die Gefahr iſt groß, daß Deutſch⸗ 
land mit Halb⸗ und Viertel⸗Nationalökonomen überflutet wird, die 
den Ruf des ganzen Standes ſchon heute arg beeinträchtigen und 
immer mehr in Frage ſtellen werden. Daher iſt Abhilfe ſchleunigſt 
geboten. Sie kann einfach und wirkſam dadurch erreicht werden, 
daß jedem Dr. rer. pol. — um ihn handelt es ſich in erſter Linie — 
der Ort des Erwerbes hinzugefügt wird, wie es im Ausland ſeit 
langem ſo vielfach geſchieht. Es iſt eine Forderung der Vernunft 
und der Gerechtigkeit, daß die großen Unterſchiede, die der Doktor⸗ 
titel tatſächlich aufweiſt, auch erkennbar in die Erſcheinung treten. 
Der Doktortitel iſt nicht fungibel und kann auch kaum dazu gemacht 
werden. Bei der großen Mannigfaltigkeit der Anforderungen, die 
das praktiſche Leben an den Volkswirt ſtellt, iſt eine Mannigfaltigkeit 
der Examensanforderungen an ſich auch noch kein Fehler. Eine 
zwangsweiſe Schabloniſierung iſt dagegen ſicherlich kein Gewinn. Die 
Unterſcheidung nach dem Ort des Erwerbes wird von ſelbſt eine 
Angleichung ſchnell zur Folge haben. Das würde ich für den natür⸗ 
lichen Weg der Geſundung halten. 

Von einem neuen Examen, insbeſondere dem viel empfohlenen 
Verbandsexamen, verſpreche ich mir nicht die erhoffte Beſſerung. 
Mir iſt dieſer Weg überhaupt wenig ſympathiſch. Deutſchland gilt 
bisher bereits als das Land der Examina, und im allgemeinen iſt 
es eine deutſche Unart, jedem Mißſtand im Erziehungsweſen durch 
ein Examen, wie jedem im Wirtſchaftsleben durch ein Geſetz ab⸗ 
helfen zu wollen. Es war ein Vorzug unſeres Faches, dem un⸗ 
natürlichen Zwang von Prüfungen, welcher der Rechtswiſſenſchaft 
ſicherlich nicht zum Vorteil gereicht hat, nur in ganz geringem Maße 
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unterworfen zu ſein. Kommt jetzt zur allgemeinen Einführung des 
Dr. rer. pol. noch ein zweites Examen hinzu, ſo wird das ganze 
Studium in der Zwangsjacke der Examens vorbereitungen verkümmern 
Der Repetitor wird die Herrſchaft auch hier an ſich bringen. Iſt 
das ſchon in der Rechtswiſſenſchaft regelmäßig unerfreulich, ſo 
unendlich viel ſchlimmer in unſerem Fach, in dem wirklich gut 
zu prüfen immer nur wenigen gründlichen Fachkennern gegeben 
ſein wird. Die Vorteile, die mit einem neuen Examen erzielt 
werden, müſſen daher unbeſtreitbar und beträchtlich ſein, wenn ſie. 
dieſe großen allgemeinen Nachteile auſwiegen ſollen. 

Das ſcheint mir nun weder bei dem vorgeſchlagenen Abſchluß⸗ 
examen, noch bei dem vorgeſchlagenen Zwiſchenexamen der Fall 
zu ſein. 

Einziges Abſchlußexamen war bisher das Doktorexamen. Kommt 
ein neues hinzu, ſo kann es entweder ein Parallelexamen oder ein 
tiefer ſtehendes Examen ſein. Was zunächſt ein Parallelexamen an⸗ 
langt, jo ſcheint es mir nicht leicht zu fein, es wiikſam zu organi⸗ 
ſieren. Denn die Prüfung durch dieſelben Examinatoren, wie bis⸗ 
her, iſt nicht viel mehr als eine Namensänderung. Anders läßt 
ſich ein ſolches Parallelexamen im weſentlichen nur durch Heran⸗ 
ziehung von Praktikern geſtalten. Sie kann beim Referendar⸗ 
Examen — im Gegenſatze zum Aſſeſſor⸗Examen — nicht als ein 
Erfolg bezeichnet werden. Es iſt zum Beiſpiel eine ſinnloſe Quälerei, 
jemanden, der von der Univerſität kommt, durch einen Praktiker im 
Zivilprozeß prüfen zu laſſen. Examinator und Kandidat verſtehen 
ſich vielfach gar nicht. Unendlich viel größere Schwierigkeiten ſind 
aber mit der Verwendung von Praktikern in einem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Examen verbunden. Männer der Praxis werden nur ſelten 
mit einiger Sicherheit herausfühlen können, was man von einem 
Studenten verlangen kann und was nicht, und pflegen daher regel⸗ 
mäßig beſonders dankbare Aufgaben für Repetitoren zu werden. So⸗ 
lange nicht ähnliche Rechte, wie mit anderen Staatsprüfungen, mit 
dem neuen Examen erworben werden, ſcheinen mir bei einem 
Parallelexamen die Vorteile in keinem Verhälinis zu den Schwierig⸗ 
keiten zu ſtehen, ganz abgeſehen davon, daß es für nicht beamtete 
Volkswirte keine Stelle gibt, die zwingend einzugreifen vermöchte. 

Nicht minder fragwürdig iſt aber auch ein Abſchlußexamen, 
das gewiſſermaßen das Doktorexamen unterbietet. Es wird auf 
die Erziehung zu volkswirtſchafilichem Denken verzichten und ſich — 
wie es der Freiburger Vorſchlag tut — mit der „Kenntnis der mo: 
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dernen Wirtſchaftstatſachen“ begnügen müſſen. Das iſt ein Ziel, das 
mir für eine Univerſität zu beſcheiden zu ſein ſcheint. Merton und 
Heber haben im Namen der Frankfurter Geſellſchaft für wirtſchaft⸗ 
liche Ausbildung mit Recht geſagt: „Eine vollwertige, zu führender 
Stellung im Wirtſchaftsleben befähigende Ausbildung wird mit 
einem ſolchen vorläufigen Abſchluß freilich noch keineswegs erzielt; 
darüber darf unſeres Erachtens kein Zweifel gelaſſen werden.“ Da⸗ 
mit iſt aber der Stab über dieſen Vorſchlag gebrochen. Eine 
examensweiſe Scheidung der Studierenden in eine Unter: und Ober: 
klaſſe bringt die bedenkliche Gefahr mit ſich, daß die Unterklaſſe 
durch ihr zahlenmäßiges Übergewicht zur Normalklaſſe wird, welcher 
der Unterricht ſich unmerklich immer mehr anpaßt. Eine wirkliche 
Löſung beſteht nur darin, daß die für die Univerſität ungeeigneten 
Studierenden möglichſt bald auf eine Fachhochſchule übergeleitet 
werden, was durch eine Verbindung der bisher völlig fremd ein⸗ 
ander gegenüberſtehenden Hochſchulen erleichtert werden würde. 
Von einem Abſchlußexamen iſt daher in beiden Formen kaum etwas 
Wirkſames zu erwarten. Soweit bei ihm die alten Mißſtände des 
Doktorexamens ſich vermeiden laſſen, muß es auch bei dieſem mög⸗ 
lich ſein. Soweit ſie beim Doktorexamen nicht zu tilgen ſind, 
müſſen ſie auch beim neuen Abſchlußexamen ſehr bald ſich wieder 
einſtellen. Es gibt zu denken, daß zur ſelben Zeit faſt alle Fach⸗ 
hochſchulen zum Doktorexamen ſtreben, bei der Univerſität dagegen 
die Abwendung vom Doktorexamen von vielen Seiten gefordert wird. 
Das Gemeinſame in beiden Bewegungen iſt die Veränderung. 
Anders iſt ein neues Examen in der Form eines Zwiſchenexamens 
zu beurteilen. Wohl bin ich dafür, daß der Weg vom Diplom⸗ 
examen der Handelshochſchule zum Doktorexamen der Univerſität 
ſowohl für die geebnet werde, die erkennen, daß ſie nicht für den 
Kaufmannsſtand, ſondern für die ſogenannten gelehrten Berufe be⸗ 
ſtimmt ſind, als auch für die kleine Schar, die aus beſonderen 
Gründen ohne die Gefahr der Zerſplitterung und Berufsentfremdung 
ein Univerſitätsſtudium mit dem für ſie nicht ausreichenden Handels⸗ 
hochſchulſtudium ausnahmsweiſe verbinden können. Auch halte ich es 
für erwägenswert, Ahnliches für das Diplomexamen an den Tech⸗ 
niſchen Hochſchulen durchzuführen. Endlich ſcheint mir ein Diplom⸗ 
examen für ſcharf abgegrenzte und ſelbſtändig entwickelte Sonder⸗ 
gebiete, wie vor allem das Verſicherungsweſen, am Platze zu ſein. 
Aber allgemein läßt ſich ein ſolches Zwiſchenexamen in unſerem 
Fach ſchwer durchführen. Es fehlen uns Hilfswiſſenſchaften von ſo 
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grundlegender Bedeutung, daß ſie eine ſelbſtändige Prüfung, wie 
das ſogenannte Phyſikum der Mediziner, zu tragen vermöchten, und 
die Volkswirtſchaftslehre ſelbſt iſt nicht ſo weitgehend in Einzel⸗ 
fächer zerlegt, wie das in der Rechtswiſſenſchaft der Fall iſt. Die 
Mißſtände, die mit jedem Examen verbunden ſind, werden ſich daher 
hier beſonders geltend machen, zumal da volkswirtſchaftliches Denken 
natürlich nicht portionenweiſe ſich erwerben läßt. Solange daher 
nicht ein deutlicher Nachweis erbracht iſt, was für Vorteile mit 
ſolchem Zwiſchenexamen verbunden ſind, ſcheint mir auch hier eine 
wirkliche Verbeſſerungsmöglichkeit nicht vorzuliegen. 


V 


Mag man die Prüfungen, Übungen und Vorleſungen geſtalten 
wie man will, volle Reife für das praktiſche Leben kann keine Hoch⸗ 
ſchulbildung gewähren. Wer das verlangt, verkennt die Hochſchule. 
Anfängliche Hilfloſigkeit gegenüber der Praxis iſt eine natürliche 
Begleiterſcheinung der Hochſchulbildung. Die unmittelbare Aus⸗ 
bildung für die Praxis iſt nur durch die Praxis möglich. Das iſt 
auch für die meiſten Fächer allgemein anerkannt. Man erwartet 
ſchon lange nicht mehr, daß eine Hochſchule fertige Juriſten oder 
fertige Techniker liefere. Beim Volkswirt iſt das anders. Nicht 
nur finden ſich immer wieder zahlreiche Leute, die Lieferung fertiger 
Volkswirte von der Univerſität erwarten, ſondern es werden auch 
die Reformvorſchläge von dieſem lebensfremden Standpunkt aus 
vor allem gemacht und beurteilt. In Wirklichkeit iſt beim Volks⸗ 
wirt ebenſo wie beim Juriſten und Techniker ein Bedürfnis vor— 
handen, das Hochſchulſtudium durch praktiſche Schulung zu ergänzen. 
Dieſes Bedürfnis hat beim Volkswirt ſogar während des Studiums 
ſtärkere Beachtung gefunden als beim Juriſten und vielfach auch 
beim Techniker. Die Beſichtigungen wirtſchaftlicher Anlagen hatten 
ſich an faſt allen Univerſitäten eingebürgert; ich ſelbſt habe mehrere 
Hundert unternommen. Ihr Bildungswert beſteht allerdings nicht 
in der bloßen Beſichtigung, ſondern in dem, was aus ihr gemacht 
wird. Geſchieht das aber — nicht etwa durch fremde Techniker, fon= 
dern durch den leitenden Dozenten der Volkswirtſchaftslehre ſelbſt — 
in der richtigen Weiſe, ſo können ſie für die Schulung zum volks⸗ 
wirtſchaftlichen Denken ſehr erheb liche Dienſte leiſten, und es iſt auch 
von dieſem Geſichtspunkt aus ſehr zu hoffen, daß die Beſichtigungen, 
zum mindeſten im bisherigen Umfang, wieder aufgenommen werden 
können. 
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Aber natürlich iſt dadurch das Bedürfnis nach einer Ver⸗ 
bindung von Theorie und Praxis nicht ausreichend befriedigt. 
Man hat daher weiter Umſchau gehalten, und begreiflicherweiſe hat 
da die praktiſche Lehrzeit, die Juriſten und Techniker durchmachen, 
die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. Dabei überſieht man aber 
meiſt, daß es für wirtſchaftliche Tätigkeit weder ſo feſtgeregelte Ver⸗ 
fahren, wie ſie den größten Teil der juriſtiſchen Tätigkeit beherrſchen, 
gibt, noch einen ſo großen äußeren Apparat mit eigenem Leben und 
eigenen Geſetzen, wie er die Maſchinenhallen der Fabriken ſo lehr⸗ 
reich für den Techniker geſtaltet. So leicht ſich der Lernende in 
ein Gerichtsverfahren und einen Maſchinenbetrieb einſchalten läßt, 
ſo ſchwierig iſt das, wo es ſich um wirtſchaftliche Tätigkeit handelt. 
Im Kontor gibt es keine Beobachtungspoſten wie in der Werkſtatt 
und im Prozeßſaal. In ihm läßt ſich nur durch Mitteilungen der 
Wenigen, die die Zuſammenhänge überſchauen, etwas Wertvolles 
lernen. Das iſt um ſo mehr der Fall, je mehr einerſeits der 
ſchabloniſierende Einfluß zunehmender Arbeitsteilung ſich auch hier 
geltend macht und je mehr anderſeits die Geſchwindigkeit der modernen 
Geſchäftstechnik und die Mehrung der Geſchäftsabſchlüſſe, die eine 
Folge des Sinkens des Verdienſtes am Einzelgeſchäft geweſen iſt, 
und die Belaſtung mit den vielen Pflichten, welche die neue Arbeiter⸗ 
und Steuergeſetzgebung mit ſich bringt, die Kräfte der Leiter in 
Anſpruch nehmen. Nur wer der wirklichen Entwicklung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens fern ſteht, kann beiſpielsweiſe von der Beſchäftigung 
in einer Großbank annehmen, ſie lehre, wie die Volkswirtſchaft „in 
Wirklichkeit ausſieht“, und von ihr „außerordentlich wertvolle Re⸗ 
ſultate“ erwarten. Männer der wirtſchaftlichen Praxis, wie Dr. Bor⸗ 
gius und Dr. Hübener, erklären mit Nachdruck, daß die Tätigkeit 
in einem Geſchäft für den Erwerb eines praktiſchen Blicks für das 
Wirtſchaftsleben „nur eine äußerſt geringe Rolle ſpielt“. So hat 
ſich auch der Volkswirtſchaftliche Verband ſcharf gegen das „Volontär⸗ 
weſen“ im volkswirtſchaftlichen Beruf ausgeſprochen, weil es den 
Geſichtskreis über Außerlichkeiten hinaus nicht weite und mit dem 
Gehirn des Betriebes nicht in nähere Berührung bringe. 

Aber noch wichtigere Gründe ſprechen dagegen, die nötige Ergänzung 
des Hochſchulſtudiums durch Einführung einer im weſentlichen un⸗ 
entgeltlichen praktiſchen Lehrzeit zu erſtreben. Man kann geradezu 
ſagen: dieſes ſpezifiſch deutſche Abhilfsmittel iſt heute überlebt und 
unzeitgemäß. Die unſerem Volke eigentümliche Einrichtung der 
kaufmänniſchen Lehrzeit ging ſchon vor dem Kriege dem Verkümmern 
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und Ausſterben entgegen. Viele bedeutende Firmen hatten ſie nach 
ausländiſchem Vorbild bereits abgeſchafft und ſorgfältige Beob⸗ 
achtungen haben mir ſchon als Studiendirektor der Kölner Handels- 
hochſchule gezeigt, daß fie nur noch in etwa 5% aller Fälle die 
aufgewendete Zeit lohne. Die wenigen Firmen, bei denen das noch 
der Fall war, waren in ſachverſtändigen Kreiſen als rühmliche 
Ausnahmen bekannt. Vom volkswirtſchaftlichen Volontariat ſagt 
der Geſchäftsführer des Volkswirtſchaftlichen Verbandes nicht ohne 
Genugtuung, aber doch mit etwas Übertreibung: „Das frühere 
Volontärunweſen im volkswirtſchaftlichen Berufe iſt jetzt ſo gut wie 
beſeitigt“. Das Volontariat in der Landwirtſchaft iſt oft eine 
Schule des Bummelns geworden und wenig beliebt. Selbſt beim 
geſundeſten Zweig dieſer praktiſchen Lehre, dem ſogenannten „Prak⸗ 
tikantenjahre“, das für einige Zweige der Ausbildung an der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule eingeführt worden iſt, haben ſich neuerdings ſo 
große Schwierigkeiten eingeſtellt, daß es nicht mehr befriedigend 
hat zur Durchführung gebracht werden können. Das liegt etwas 
anders beim Referendariat. Da es ſich hier um eine rein behörd⸗ 
liche Einrichtung handelt, iſt äußerlich ein Zuſammenbruch hier nicht 
leicht möglich. Innerlich iſt das aber anders. Ich bereue es nicht, 
Referendar geweſen zu ſein; denn ich habe vieles in dieſer Zeit 
gelernt. Aber ich muß geſtehen, daß ich ſehr unter dem bedrückenden 
Gefühl gelitten habe, gerade in den Jahren ſtärkſten Tatendranges 
an die Kette gelegt und in der freien Entfaltung der Kräfte ge- 
hemmt zu ſein. Seitdem betrachte ich als einen der ſchlimmſten 
Mängel in unſerer Geſamtorganiſation, daß wir einen großen Teil 
unſerer wertvollſten Kräfte in den wichtigſten Entwicklungsjahren 
zwingen, in verantwortungsloſer Stellung und unzulänglicher Be⸗ 
ſchäftigung auszuharren. 

Gerade weil ſich hier ſo ſchwer in einer angeſtrengten und ver⸗ 
antwortungsvollen Verfolgung eigener Aufgaben eine innere Be⸗ 
friedigung herausbildet, entſteht im Referendariate, gleichſam zum 
Erſatz, jenes anſpruchsvolle äußere Auftreten, das ſo oft Anſtoß 
erregt hat. Es iſt etwas von Grund aus Ungeſundes, einem jungen 
Mann bis nahe an die Schwelle ſeines 30. Lebensjahres ſowohl die 
wirtſchaftliche Verantwortung für ſich ſelbſt, als auch die ſachliche 
Verantwortung für ſeine Arbeit zu nehmen. In dieſem Alter iſt 
die ſelbſtändige Pflicht, der eine Bezahlung entſpricht, der wirkſamſte 
Lehrmeiſter. Wer nach einer Probezeit ſeine Arbeit mit ſelbſtändiger 
Verantwortung nicht auszuführen in der Lage iſt, muß Tüchtigeren 
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die Bahn frei machen. Dabei brauchen der Nutzen des Lernenden 
und der Nutzen des Lehrenden ſich nicht auszuſchließen; fie können 
ſich bei verſtändiger Organiſation vielmehr verſtärken. Wenn das 
Referendariat in größerem Umfang auf der Grundlage der Ver⸗ 
antwortung und Bezahlung aufgebaut werden könnte, würde das 
auch die heilſamſte Rückwirkung auf das juriftiihe Studium aus⸗ 
üben. Sollte in der juriſtiſchen Laufbahn aber eine Umorganiſierung, 
wie ich nicht glaube, unmöglich ſein, ſo liegt jedenfalls kein Grund 
vor, dieſe Grundlage der Verantwortung und Bezahlung im volks⸗ 
wirtſchaftlichen Beruf aufzugeben. Obligatoriſch läßt ſich im Wirt⸗ 
ſchaftsleben eine Lehrzeit nur durchführen, ſoweit es ſich um Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe des Staates und der Gemeinden handelt, und bei 
ihnen iſt es fraglich, ob eine Lehrzeit ſich mehr als eine Aus— 
bildung in Bureaukratismus oder in Wirtſchaften erweiſen wird. 
Im privaten Wirtſchaftsleben wird es ſich immer nur um frei⸗ 
willige Verſtändigung handeln können, da bloße Anweſenheit 
wenig bedeutet und lehrreiche Mitteilungen nicht erzwungen mer: 
den können. Ein Wille zur Förderung entſteht erfahrungsgemäß 
am leichteſten bei Gegenſeitigkeit auf Grundlage der Bezahlung. Wo 
er ſich bietet, iſt zuzugreifen. Wo er fehlt, iſt Vorſicht geboten. 

Mit der ſtärkeren Betonung bezahlter ſelbſtändiger Pflichten 
braucht der Lehrcharakter nicht verloren zu gehen. Für jede Hoch⸗ 
ſchulbildung ergibt ſich aus dem Bedürfnis der Verbindung von 
Theorie und Praxis die Folgerung, daß Einrichtungen geſchaffen 
werden müſſen, um für die in der Praxis Tätigen den Lehrwert der 
Praxis möglichſt auszuſchöpfen, anfangs möglichſt in der Art von 
Übungen, ſpäter als Fortbildungskurſe. 


VI 


Hätte ſich die Volkswirtſchaftslehre auf den Univerſitäten frei 
entfalten können, ſo hätten die Reformbeſtrebungen kaum den heutigen 
Umfang und die heutige Stärke annehmen können. Aber das iſt 
in Deutſchland nicht der Fall geweſen. Faſt alle anderen Wiſſen⸗ 
ſchaften haben ſich ſeit langem als Hauptfächer nach ihren eigenen 
Bedürfniſſen entwickeln können. Die Volkswirtſchaftslehre hat ſich 
immer als Nebenfach fremden Herren fügen müſſen, an der Univerſität 
der Rechtswiſſenſchaft, an der Techniſchen Hochſchule der Technologie, 
an der Landwirtſchafilichen Hochſchule der Landwirtſchaftslehre, an 
der Handelshochſchule der induſtriellen und kaufmänniſchen Betriebs⸗ 
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lehre. Fremde Bedürfniſſe haben ihr den äußeren Rahmen ab⸗ 
geſteckt, in dem ſie ſich bewegen durfte, und erſt neuerdings ſind 
an den Univerſitäten, weniger an den Techniſchen Hochſchulen die 
alten Feſſeln abgeſtreift worden. Aber damit iſt die Beſonderheit 
der Stellung noch nicht genügend gekennzeichnet. Während die 
Volkswirtſchaftslehre ſich einerſeits lange vergeblich nach der Freiheit 
eines Hauptfaches geſehnt hat, iſt anderſeits mit Recht beklagt 
worden, daß faſt alle ihre Hilfswiſſenſchaften ausſchließlich als 
Hauptfächer gelehrt werden. 

Das gilt vor allem von den Hilfswiſſenſchaften, die nicht zur 
philoſophiſchen Fakultät gehören: von der Rechtswiſſenſchaft, der 
Privatwirtſchaftslehre und der Technologie. 

Was zunächſt die Rechtswiſſenſchaft anbelangt, ſo iſt über ihre 
Bedeutung für den Volkswirt heute weitgehende Übereinſtimmung 
vorhanden. Wie für den Juriſten eine volkswirtſchaftliche Bildung 
geboten iſt, jo kann ein Volkswirt regelmäßig nicht ohne juriſtiſche 
Schulung auskommen und das bezieht ſich nicht etwa nur auf das 
öffentliche Recht, ſondern in ſogar noch höherem Maße auf das 
Privatrecht, ſoweit es auf wirtſchaftlicher Grundlage beruht. Der 
Volkswirt braucht nicht juriſtiſche Schriftſätze ſelbſt anfertigen zu 
können, aber er muß befähigt ſein, juriſtiſchen Darlegungen ohne 
Schwierigkeit zu folgen. Auch gewährt rechtliche, insbeſondere 
privatrechtliche Schulung begriffliche Schärfe und Feſtigkeit, wo 
leicht eine Gefahr des Verſchwimmens ſich einſtellt. 

Die juriſtiſche Zuſatzbildung gewinnt mit der Beſeitigung des 
Juriſtenmonopols erhöhte Bedeutung. Denn damit iſt der Konkurrenz⸗ 
kampf zwiſchen Juriſten und Volkswirten nicht ſiegreich beendet; 
damit gelangt er vielmehr erſt zur vollen Entfaltung. Bisher war der 
Volkswirt arg gehandikapt; denn er wurde meiſt, wie er von der 
Univerſität kam, nicht mit einem mindeſtens ebenſo hilfloſen Refe⸗ 
rendar, ſondern mit einem Aſſeſſor von längerer Ausbildungszeit 
und höherem Lebensalter verglichen. Erſt jetzt kann der Wett⸗ 
bewerb unter gleichartigen Bedingungen erfolgen, zumal da die Not 
die Arbeitsteilung zwiſchen Rechts- und Wirtſchaftsfragen, zwiſchen 
Syndikus und Sekretär vielfach beſeitigen wird. Es liegt daher 
im dringenden Intereſſe der Volkswirte, auch eine privatrechtliche 
Ausbildung ſich anzueignen, die nicht nur kümmerlich für das 
Examen ausreicht, ſondern Kraft zur Weiterentwicklung in einem 
ganzen Leben beſitzt. Das ſtößt aber auf der Univerſität auf die 
große Schwierigkeit, daß regelmäßig bürgerliches Recht nur als 
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Hauptfach für Juriſten geleſen wird. Die betreffenden Vorleſungen 
ſind nicht nur zu lang, ſondern berückſichtigen insbeſondere auch 
nicht, daß die Rechtswiſſenſchaft den Volkwirt nicht unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Rechtsſtreitigkeiten intereſſiert, ſondern als Lehre 
der Rechtsformen, in denen ſich das Leben in der großen Mehrzahl 
der Fälle friedlich abſptielt. Vor allem muß auch das Handelsrecht 
in dieſem Sinne, im Zuſammenhange mit ſeinen wirtſchaftlichen 
Zwecken, international vergleichend, ausgebildet und vorgetragen 
werden. Das wäre auch für die Juriſten wichtig. Denn da das 
bürgerliche Recht ſeit ſeiner Kodifikation an wiſſenſchaftlichem Reiz 
viel verloren hat und in der Gefahr einer gewiſſen binnenländiſchen 
Verkümmerung iſt, ſpiegelt ſich im Handelsrecht der ganze Reichtum 
volkswirtſchaftlicher Entwicklung, ſo daß es durch die lebendige 
Fülle immer neuer großer Probleme geeignet und beſtimmt erſcheint, 
immer mehr zum eigentlichen Mittelpunkt des Privatrechts zu 
werden. Nichts wäre für die Verbindung der rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Anſchauungsweiſe erfreulicher. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die Univerſitäten in dieſer 
Richtung zurückgeblieben ſind. Nicht nur hat ſich im bürgerlichen 
Recht noch zu viel von den alten Unterrichtsformen aus kodi⸗ 
fikationsloſer Zeit erhalten, ſondern es hat auch das Handelsrecht 
noch immer um ſeine Anerkennung als großes ſelbſtändiges Lehrfach 
zu ringen; beſondere Lehrſtühle für Handelsrecht ſind noch heute 
an Univerſitäten eine Seltenheit. Es muß anerkannt werden, daß 
hier die Handelshochſchulen mit bemerkenswerten Leiſtungen in die 
Breſche geſprungen ſind. Ihre kurzen und inhaltsreichen Vor⸗ 
leſungen über die Grundzüge des bürgerlichen Rechts, wie ihre ein⸗ 
dringliche Behandlung der handelsrechtlichen Fragen zeigen, wie 
fruchtbringend ſich das geſamte Privatrecht als Nebenfach für den 
Kaufmann und Volkswirt behandeln läßt. An dieſer erfreulichen 
Entwicklung haben die Praktiker des Rechts den überwiegenden 
Anteil. 

Obwohl ich als Studiendirektor der Kölner Handelshochſchule 
wohl der erſte geweſen bin, der Praktiker im größeren Umfange 
zum Hochſchulunterricht herangezogen hat, ſtehe ich heute doch — 
oder vielleicht deswegen — auf dem Standpunkt, daß ſolche Heran⸗ 
ziehung für eine Hochſchulleitung wohl aus taktiſch-politiſchen 
und insbeſondere finanziellen Gründen ratſam ſein kann, aber im 
allgemeinen pädagogiſch ſich nicht empfiehlt. Regelmäßig beruht 
auch die Popularität, deren ſich ſolches Vorgehen heute zweifellos 
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erfreut, nicht auf dem Urteil der Studierenden, ſondern auf der 
Stimmung der Hochſchule fernſtehender Kreiſe. Es gibt erfahrungs⸗ 
mäßig nur wenige, welche nicht nur in der Praxis einen wirklich 
umfaſſenden Überblick gewinnen, ſondern zugleich auch die Fähigkeit 
und die Zeit haben, ihre Einſichten und Erfahrungen zu klarem 
und anſprechendem Ausdruck zu verarbeiten. Das iſt nur dort 
etwas anderes, wo ſich die Praxis auf akademiſcher Bildung auf⸗ 
baut, weil ſolche Praktiker aus eigener Erfahrung eine Vorſtellung 
von den Anforderungen des akademiſchen Unterrichts haben. Bei 
den Praktikern des Rechts kommt vielfach der Vorzug hinzu, daß 
ſie in ihrem Beruf die Kunſt wirkſamer Rede pflegen. Deshalb 
finden ſich unter ihnen, zumal in großen Städten, leicht Perſön⸗ 
lichkeiten mit pädagogiſcher Neigung und Veranlagung, die ſich bis⸗ 
weilen ſogar in wenigen Semeſtern zu beſonders erfolgreichen 
Dozenten entwickeln. Solange die Univerſitäten nicht nachhaltig 
bemüht ſind, auch den Anforderungen, die an die Rechtswiſſenſchaft 
als Nebenfach geſtellt werden müſſen, zu entſprechen, werden angehende 
Volkswirte in erſter Linie auf das, was die Handelshochſchulen auf 
dieſem Gebiet darbieten, hingewieſen werden müſſen. Es iſt jedoch 
zu erwarten, daß das zunehmende Intereſſe und Verſtändnis, das 
ſich in Kreiſen der Juriſten für die Volkswirtſchaftslehre zeigt, 
nach dieſer Richtung einen erfreulichen Druck ausüben wird. 


VII 


Ahnlich wie mit der Rechtswiſſenſchaft ſteht es mit der Privat⸗ 
wirtſchaftslehre. Sie wird freilich nirgends in dem Umfang, den 
ihr Name bezeichnet, gelehrt. Abgeſehen davon, daß die ganze 
private Verbrauchswirtſchaft höchſtens in Haushaltungsſchulen ein 
unwiſſenſchaftliches Daſein friſtet, verteilt ſich die Privatwirtſchafts⸗ 
lehre der Produktion bekanntlich auf mehrere Hochſchulen. Während 
ein Teil an den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen zu bemerkenswerter 
Höhe und Geſchloſſenheit entwickelt worden iſt, bleibt die induſtrielle 
und kaufmänniſche Betriebslehre, die bisher faſt allein an Handels⸗ 
hochſchulen eine Stätte gefunden hatte, hinter ihrer älteren Schweſter 
an wiſſenſchaſtlicher Reife noch weit zurück und breitet ſich heute 
deshalb in zahlreichen Spezialvorleſungen und Übungen — in 
Berlin und Köln zählt man 20— 30 — ſo ſehr aus, daß ſie 
ähnlich wie die Rechtswiſſenſchaft den Bedürfniſſen eines Neben⸗ 
faches regelmäßig nur ungenügend gerecht wird; und an der dritten 
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Fachhochſchule, die Erwerbsintereſſen dient, ſtand bisher die aufs 
äußerſte ſpezialiſierte Technologie ſo einſeitig im Vordergrund, daß 
die Betriebslehre daneben bedauerlich vernachläſſigt worden iſt; wenn 
man neuerdings beſtrebt iſt, dieſe fühlbare Lücke mit Vertretern der 
Technik auszufüllen, ſo iſt ein ſolches Experiment zwar dadurch er⸗ 
klärlich, daß an brauchbaren Vertretern dieſes Faches, das eigentlich 
durch Schmalenbach erſt in den Bereich der Wiſſenſchaft erhoben 
worden iſt, ein großer Mangel beſteht, man wird aber bisher nicht 
behaupten können, daß es gelungen iſt. 5 

Schon aus dieſer Aufzählung geht hervor, daß die Privat: 
wirtſchaftslehre, wenn ſie auch in Buchführung und Bilanzweſen 
gewiſſe Gemeinſamkeiten aufzuweiſen hat, ſich im übrigen in ebenſo 
viele ſpezielle Betriebslehren auflöſt, wie es Wirtſchaftszweige gibt. 
Wer erwerbend in einer Branche tätig ſein will, wünſcht ſich mit 
der beſonderen Betriebslehre gerade dieſes Wirtſchaftszweiges mög- 
lichſt vertraut zu machen, Das iſt Sonderaufgabe der verſchiedenen 
Fachhochſchulen. Für die Univerſität kann die Betriebslehre niemals 
in ähnlicher Weiſe in Betracht kommen; für ſie ſtellt ſie nur einen 
leichten Eingang in die Volkswirtſchaftslehre dar. Wer von einem 
wirtſchaftlichen Betriebe eine anſchauliche Vorſtellung hat, findet ſich 
erfahrungsmäßig in volkswirtſchaftlichen Gedankengängen leichter 
zurecht. Es iſt begreiflich, daß man überlegt hat, ob ſich dieſe Er⸗ 
fahrung nicht organiſatoriſch nutzbar machen laſſe. So kam man, 
abgeſehen von der praktiſchen Lehrzeit, von der bereits die Rede 
war, auf den Gedanken, die „Privatwirtſchaftslehre“ auf der Uni⸗ 
verſität einzuführen. Gegen das erſtrebte Ziel habe ich nichts ein- 
zuwenden. Es erſcheint mir jedoch fraglich, ob zu ſeiner Erreichung 
eine beſondere Vorleſung oder gar ein beſonderer Profeſſor er: 
forderlich iſt. Eine privatwirtſchaftliche Einführungsvorleſung ganz 
allgemeiner Art kann ich mir beim heutigen Entwicklungsſtand wirk⸗ 
ſam und befriedigend ſchwer vorſtellen. Die Gefahr des Verlierens 
in dürftige Einzelheiten iſt noch zu groß und eine vernünftige Ab⸗ 
grenzung gegenüber der Volkswirtſchaftslehre ſtößt auf beträchtliche 
Schwierigkeiten. Viel richtiger iſt es, die nötigen privatwirtſchaft⸗ 
lichen Beſtandteile in die „ſpezielle Volkswirtſchaftslehre“, die auch 
ſchon nach den großen Wirtſchaftszweigen gegliedert iſt und Teile 
aus der Betriebslehre daher leicht aufnehmen kann, ſowie in die 
einſchlägigen Sondervorleſungen aufzunehmen. Ja, Fragen des 
Groß⸗ und Kleinbetriebes, der Organiſationsformen, der Rationa⸗ 
liſierung laſſen ſich ohne das überhaupt nicht richtig behandeln. 
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So läßt ſich eine zweckmäßige Auswahl treffen und können Wider⸗ 
ſprüche vermieden werden. Allerdings iſt die Vorausſetzung eine 
Ausdehnung der ſpeziellen Volkswirtſchaftslehre über die üblichen 
vier Wochenſtunden hinaus. Eine ſolche Löſung der Aufgabe hätte 
auch den Vorteil, innerhalb der Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben 
nicht unnötige Scheidewände aufzurichten. Die Abſonderung der 
Betriebslehre iſt begreiflich, ſolange ſie mit ihren eigenen Schwierig⸗ 
keiten noch ſo viel zu tun hat; auf die Dauer aber kann ſie, ſoweit 
die Förderung von Erwerbsintereſſen nicht bezweckt wird, nur un⸗ 
günftig. auf Forſchung und Unterricht wirken. Eine ſinnvolle Ver: 
einigung könnte auch alle Hochſchulen mit einer Sondervorleſung 
über die Unternehmung bereichern, die ein dringend nötiges Gegen⸗ 
ſtück zu den ſo lange einſeitig üblichen Voyleſungen über Arbeiter⸗ 
frage und Sozialpolitik darſtellt. Wer jedoch zu irgendwelchen be⸗ 
ſonderen Zwecken in der Technik des Wirtſchaftslebens ſich ausbilden 
will, wird zweckmäßigerweiſe der betreffenden Fachhochſchule ſich zu: 
wenden. 


vu, 


Endlich kommt als Nebenfach neben Rechtswiſſenſchaft und 
Privatwirtſchaftslehre noch beſonders die Technologie in Betracht. 
Sie wurde durch die außerordentlichen Anforderungen, die der Krieg 
militäriſch wie wirtſchaftlich an die Technik ſtellte, in den Vorder⸗ 
grund gerückt wie nie zuvor. Unſere Exiſtenz hing davon ab, gewiſſe 
techniſche Ziele zu erreichen. Je umfaſſender und ſchneller das ge: 
ſchah, um ſo beſſer war es. Koſten ſpielten dabei keine Rolle. Alle 
wirtſchaftlichen Bedenken mußten ſchweigen. 

Nie zuvor iſt ſo einſeitig der techniſche Gedanke im Leben eines 
Volkes in den Vordergrund gezwungen worden. Begreiflich, daß 
das auch auf Techniker und Ingenieure einwirkte. Der Wille zur 
Macht iſt in ihnen wach geworden. Der verdienſtvolle Vorſitzende 
des Vereins deutſcher Ingenieure, Herr v. Rieppel, hat es auf der 
Hauptverſammlung des Vereins vor drei Jahren als einen „Mangel 
in der ſeeliſchen Konſtitution der Ingenieure“ bezeichnet, daß ſie 
dieſen Willen zur Macht bisher unzureichend bekundet haben. Das 
iſt ſeitdem anders geworden. Ein ſtarkes Machtſtreben iſt heute in 
allen Verbandsorganiſationen der Ingenieure und Techniker lebendig. 
An ſich iſt das ein Fortſchritt. Die Einführung des Juriſtenmonopols 
in der Verwaltung war zwar ſeinerzeit eine große Errungenſchaft. 
Sie bekundete den Staatswillen, daß grundſätzlich Hochſchulbildung 
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für die Beamtenlaufbahn erforderlich ſei. Das hat noch mehr im 
Ausland als im Inland als beſonderer Ruhm Deutſchlands gegolten. 
Aber jeder Fortſchritt muß einmal veralten. Die Fragen des Rechts 
ſind heute nicht mehr die wichtigſten und die ſchwierigſten im Leben 
des Staates. Im ſelben Maße wie die Wirtſchaft und in ihr die 
Technik Bedeutung gewannen, wurde es nötig, die alte Forderung 
der Hochſchulbildung mit neuem Inhalt zu füllen. Ohne Qualitäts⸗ 
minderung müßte deshalb das Juriſtenmonopol zu gunſten nicht nur 
von Volkswirten, ſondern auch von Technikern durchbrochen werden. 
Das darf jedoch natürlich nicht bedeuten, daß Vertreter einer ein⸗ 
ſeitigen Fachausbildung die einer anderen bloß erſetzen. Ein Berufs⸗ 
ſtand, der fih das Ziel ſteckt, im Gegenſatz zu ſeiner Vergangenheit 
in das öffentliche Leben hinauszutreten, hat vor ſeinem Volke die 
ernſte Pflicht, zu prüfen, wieweit ſeine Vorbildung auch den neuen 
Anſprüchen angepaßt iſt. Aus dieſem Gefühl ſind immer wieder 
die eingehenden Erörterungen der Volkswirte und der Juriſten über 
ihre Vorbildung hervorgewachſen. Bei den Technikern liegt das 
etwas anders. Die Haupterklärung dafür hat ſchon Herr v. Rieppel 
gegeben, wenn er vom Ingenieur ſagt: „Die Schätzung der (techniſchen) 
Leiſtung, der rein fachlichen Arbeit, verführt zu ihrer Überſchätzung, 
zu einer Geringſchätzung andersgearteter Geiſtesrichtung, zur Miß⸗ 
achtung der Form und im weiteren Verlauf zur Außerachtlaſſung 
wichtiger Rückſichten.“ Dieſer „Mangel an Abrundung“, wie ihn 
v. Rieppel nennt, hat nicht nur bisher dem Ingenieur das Wirken 
außerhalb ſeines Fachgebietes ſehr erſchwert, ſondern bedeutet, wenn 
er nicht ſyſtematiſch bekämpft wird, in demſelben Maße eine Zukunfts⸗ 
gefahr für die Geſamtheit. 

Immer iſt zwiſchen Lernziel und Leben, wie ich ſchon hervor⸗ 
gehoben habe, ein Gegenſatz vorhanden, nirgends ſo ſtark wie auf 
der Techniſchen Hochſchule. Denn ſie vereinigt ihre Anſtrengungen 
auf die Entwicklung der techniſchen und künſtleriſchen Fähigkeiten 
ihrer Schüler, ohne dabei Rückſicht auf wirtſchafiliche Erwägungen 
nehmen zu können. So entſteht die lebensfremde Anſchauung, das 
techniſch Beſte ſei auch das wirtſchaftlich Zweckmäßigſte, und ent⸗ 
wickelt ſich — viel mehr als bei Juriſten — eine Verſtändnisloſig⸗ 
keit für die „vielſeitige Bedingtheit des wirklichen Lebens“, die in 
der ſchwierigen Gegenwart noch größer iſt als je. Hier liegt alſo 
vor allem ein Ergänzungsbedürfnis vor, und es weiſt eindeutig auf 
die Volkswirtſchaftslehre. Das ſchließt natürlich nicht aus, daß ſich 
der Ingenieur auch privatwirtſchafilich für feine Erwerbszwecke vor⸗ 
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bereitet. Wichtiger aber vom Standpunkt der Geſamtintereſſen iſt 
eine volkswirtſchaftliche Ausbildung, zumal da ſie nicht wie eine 
privatwirtſchaftliche in der Praxis nachgeholt werden kann. 

Dieſes Ergänzungsbedürfniſſes iſt man ſich nicht genügend bewußt 
geworden. Statt aus dem Machtſtreben Folgerungen für eine Er⸗ 
weiterung der eigenen Ausbildung zu ziehen, hat umgekehrt der 
Mitteleuropäiſche Verband akademiſcher Ingenieurvereine eine Ein⸗ 
gabe an den Preußiſchen Landtag gerichtet, in der er für die 
Techniſchen Hochſchulen einen Sonderanſpruch auf Verleihung eines 
„Doktors der Volkswirtſchaft“ oder „Doktors der Wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaft“ erhebt. Dieſe Forderung iſt um ſo überraſchender, als ſie 
mit Außerungen über die Volkswirtſchaftslehre zuſammentrifft, die 
nicht anders als poſſierlich genannt werden können 1. Beides iſt 
bedauerlich. Denn es beſteht ein dringendes allgemeines Bedürfnis. 
zwiſchen Volkswirtſchaftslehre und Technologie eine engere Ver⸗ 
bindung herzuſtellen. Auf der Techniſchen Hochſchule wird das durch 
die auffallend ablehnende Haltung, die man neuerdings auf Grund 
merkwürdiger Unkenntnis gegenüber der Volkswirtſchaftslehre ein⸗ 
genommen hat, erſchwert, und es kann hier nicht dargelegt werden, 
wie dieſes dringende Bedürfnis in den Bahnen, die der leider zu 
früh verſtorbene Profeſſor Wuttke an der Dresdner Techniſchen 
Hochſchule eingeſchlagen hat, wirkſame Befriedigung finden könnte. 
Was die Univerſität anlangt, ſo liegt hier, ſoweit ich ſehe, keine Ab⸗ 
neigung gegen die Technik und keine Verkennung ihrer ſelbſtändigen 
Bedeutung vor. Aber man macht ſich vielfach nicht klar, wie gerade 
hier ſich Abhilfe aus eigener Kraft im ſpäteren Leben gar nicht oder 
nur mit größter Schwierigkeit ſchaffen läßt. Auch an der Univerſität 
iſt ein befriedigendes Ergebnis regelmäßig noch nicht erzielt worden. 

Drei Wege können eingeſchlagen werden und ſind auge: ein⸗ 
geſchlagen worden. 

Erſtens ſind beſondere Vorleſungen Technikern übertragen wor⸗ 
den. An den. Handelshochſchulen hat man dauernd beſondere tech— 
niſche Dozenten angeſtellt, die, neben der Weckung allgemeinen 
Intereſſes, die Möglichkeit gewähren ſollen, ſich für die techniſchen 
Probleme beſtimmter Induſtriezweige ein Verſtändnis zu erwerben; 
ſie haben ſich allmählich in die neue Aufgabe eingearbeitet, wenn 
auch zum Teil nur mit beträchtlichen Mühen. Wo das gelungen 


1 Da Profeſſor Franz auf der Generalverſammlung des Vereins für Sozial⸗ 
politik gewiſſermaßen im Namen der Technik dieſe Außerungen ſelbſt preisgab, 
brauchen ſie hier nicht mehr gekennzeichnet und widerlegt zu werden. 
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iſt, bieten ſie etwas, das ſonſt keine andere Hochſchule bisher dar⸗ 
geboten hat. An den Univerſitäten hat man ſich mit der gelegentlichen 
Heranziehung fremder Dozenten im weſentlichen begnügen müſſen, 
und es iſt keineswegs immer gelungen, die richtige Fühlung mit 
den Univerſitätsſtudenten, trotz lebhaften Intereſſes, zu gewinnen. 
Wo das gelingt, iſt es entſchieden zu begrüßen. 

Zweitens haben volkswirtſchaftliche Dozenten, voran Andreas 
Voigt, ſich bemüht, ihrerſeits durch Sondervorleſungen über „Tech⸗ 
niſche Okonomik“ abzuhelfen. Doch das ſind Ausnahmefälle ge⸗ 
blieben und müſſen es bleiben. Dem Bedürfnis ſucht man drittens 
abzuhelfen, indem man die technologiſchen Beſtandteile, wie die 
privatwirtſchaftlichen, in die erweitertte „ſpezielle Volkswirtſchafts⸗ 
lehre“ und die einſchlägigen Sondervorleſungen mit aufnimmt. Hier 
kann man ihre Bedeutung für den Volkswirt am leichteſten klarlegen 
und die zweckmäßigſte Auswahl treffen. 

Weitere Verbeſſerungen erwarte ich vor allem von der bereits 
befürworteten Annäherung der Univerſität und Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule. Sie würde ohne weiteres eine gewiſſe gegen ſeitige Rück⸗ 
ſichtnahme, die bisher gänzlich fehlt, im Laufe der Zeit zur Folge 
haben; und wie der Verkehr mit Studierenden der Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften, und ganz beſonders der Volkswirtſchaftslehre, den 
angehenden Technikern dringend zu wünſchen iſt, ſo werden um⸗ 
gekehrt angehende Volkswirte aus Bekanntſchaften mit Jüngern der 
Technik reiche Anregung und Förderung gewinnen. Die Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre leidet unter ihrer Vielſeitigkeit. Sie hat Berührungen 
mit ſo vielen Wiſſenſchaften wie keine andere. Das erſchwert ſchon 
ihre Stellung im Reiche der Fakultäten. Sie muß Verbindungs⸗ 
möglichkeiten nicht nur mit den Fächern der philoſophiſchen, ſondern 
auch mit denen der juriſtiſchen Fakultät haben. Das Bedürfnis 
nach Verknüpfung geht aber weit über die Grenzen der Fakultäten 
hinaus. Die Volkswirtſchaftslehre hat Beziehungen zu faſt allen 
Fachhochſchulen. Darum hat ſie Intereſſe daran, daß Brücken 
zwiſchen den verſchiedenen Anſtalten geſchlagen werden, ohne daß 
die einzelne Hochſchule dadurch ihrem Sonderzweck entfremdet wird. 
Nur auf dem Boden weiteſter akademiſcher Freiheit kann die Volks⸗ 
wirtſchaftslehre zu jener Reichhaltigkeit gedeihen, wie ſie die Mannig⸗ 
faltigkeit der Anforderungen des praktiſchen Wirtſchaftslebens fordert. 
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Der Begriff des Kapital⸗ und Geld⸗ 
marktes 


Von Arthur Spiethoff 


Inhaltsverzeichnis: Begriffe des Geſchaftslebens und der volkswirtſchaftlichen 
Theorie S. 33. — Begriffsbeſtimmung mit Hilfe des Vermögens- oder 
Erwerbskapitalbegriffes S. 34 —, mit Hilfe des Kreditbegriffes S. 36, 
mit Hilfe der Bildung der Gewinnrate des Kapitals S. 39, mit Hilfe des 
Marktbegriffes S. 40, notwendige Weite des Kapital- und Geldmarktbegriffes 
S. 41, Beſtimmung des Kapitalmarktes und des Geldmarktes durch lange nnd 
kurze Hingabefriſten S 42, durch die Nutzung beim Kreditnehmer S. 44, 
ſtatt Beſtimmung des Begriffes Zuweiſung eines anderen Inhaltes S. 50. 


v. Beckerath! wirft den Bearbeitern der Kapitallehre die Ver⸗ 
nachläſſigung des Begriffes Kapital- und Geldmarkt vor. Seiner⸗ 
ſeits geht er daran, das nachzuholen und die Kapitallehre in dieſer 
Richtung zu vervollſtändigen, den Begriff und deſſen Unterbegriffe 
zu vertiefen. Hätte es nicht nahegelegen, durch das angebliche Ver⸗ 
ſagen aller bisherigen Kapitaltheoretiker ſtutzig zu werden und zu 
fragen, ob dieſe Männer nicht vielleicht gute Gründe gehabt haben, und 
ob die Begriffe überhaupt in die Theorie hineingehören? Jedenfalls 
wollte ich dies verneinen, als ich in dieſem Jahrbuch 1909, Bd. 32, 1 
einen Aufſatz erſcheinen ließ „die äußere Ordnung des Kapital- und 
Geldmarktes“. Ich halte dafür, und das wollte ich durch das 
Wort „äußere“ ſagen, daß der Begriff und ſeine Unterbegriffe keine 
ſolchen der volkswirtſchaftlichen Theorie ſind, ſondern rohe Verſuche 
des Geſchäftslebens, den Kredit: und Kapitalverkehr nach praktiſchen 
Bedürfniſſen zu erfaſſen und zu gliedern. Da die Sparer, Kapita⸗ 
liſten, Unternehmer, Banker, Börſenbeſucher, Handelsſchriftſteller uſw. 
ihren Wortgebrauch nicht begrifflich feſtzulegen pflegen, muß die 
Wiſſenſchaft es tun, will ſie dieſer Worte ſich bedienen, und will 
ſie die mit dieſer Scheidung getroffene Ordnung beſchreiben. Von 
hier aus ergibt ſich die Aufgabe, ſchlicht die Merkmale feſtzulegen, 
die den tatſächlichen Brauch bei denen, die dieſe Worte gebildet 
haben, und zu deren Sprachſchatz fie gehören, zu beſtimmen geeignet 
ſind. Und daneben ein anderes. Die Kapitallehre unterſcheidet 
nach verſchiedenen Aufgaben bei der Güterherſtellung ſtehendes und 


1 v. Beckerath, Herbert, Kapitalmarkt und Geldmarkt. Eine ökono⸗ 
miſche Studie. Jena 1916, G. Fiſcher. IX u. 197 S. 
Schmollers Jahrbuch AÄLIV 4. 3 
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umlaufendes Kapital. Im Anſchluß daran find die privatwirtichaft- 
lichen Begriffe Anlage: und Betriebskapital gebildet. Langdauernde 
Gebrauchsgüter und Erzeugungsanlagen hatte! ich als Güter des 
reproduktiven Konſums oder als Ertragsgüter zuſammengefaßt uſw. 
Beſtimmte wiſſenſchaftliche Unterſuchungsaufgaben können die Not⸗ 
wendigkeit ergeben, die in der Volkswirtſchaft für die Umwandlung 
in dieſe oder andere Kapitalgruppen zur Verfügung ſtehende all⸗ 
gemeine Kapitalkraft je beſonders zuſammenzufaſſen und von andern 
zu trennen. Sie ſind dann mit beſondern Worten zu bezeichnen, 
und dieſe ſind begrifflich zu beſtimmen. Die Wahl dieſer Worte 
ſteht frei, es iſt aber im höchſten Maße unzweckmäßig und ver⸗ 
wirrend, wenn Bezeichnungen gewählt werden, die ſchon mit einem 
andern Inhalt erfüllt ſind. Namentlich vom Geſchäftsleben be⸗ 
legte Worte ſollten die Volkswirtſchaftler ſich ängſtlich hüten, mit 
einem beſondern Sinn auszuſtatten. Die Geſchichte des Kapital⸗ 
begriffes iſt ein Beiſpiel für die geradezu verheerenden Wirkungen, 
die durch Benutzung ſchon vergebener Begriffe ausgeübt werden 
können. Auf dieſer Bahn bewegt ſich v. Beckerath, indem er den 
Begriff „Kapital- und Geldmarkt“ und die Begriffe „Kapitalmarkt“ 
und „Geldmarkt“ mit einem Inhalt ausſtattet, der beſtimmte volks⸗ 
wirtſchaftliche Gütergruppen umfaßt. Er tut es vielleicht, ohne 
ſich der. Tragweite bewußt zu ſein. Aber das verſchlimmert die 
Lage, denn ſo entſteht der Anſchein, als werde lediglich für den 
Begriff eine beſſere Beſtimmung gegeben, die dem herkömmlichen 
Gebrauch entſpricht und den alten Inhalt nicht berührt. 

v. Beckerath hält die Übertragung von Vermögen für das 
ſachliche Kennzeichen des Kapital- und Geldmarktes. Wenn ich von 
Erwerbskapital ſprach, jo wendet er dagegen ein?, ich faßte „in ein⸗ 
ſeitiger Weiſe den Standpunkt des Kapitalgebers ins Auge, während 
bei einem marktmäßigen Verkehr das gehandelte Objekt, vergleichs⸗ 
weiſe geſprochen die Ware, eine Eigenſchaft haben muß, die ihr 
regelmäßig vom Standpunkt beider handelnden Parteien aus Wert 
verleiht. Die Kapitaleigenſchaft kann dies nicht ſein. Vom Stand⸗ 
punkt des Vermögensgebers ſind die gegen Entgelt übertragenen 
Fonds zwar wie geſagt Erwerbskapital, vom Standpunkt des 
Nehmers jedoch durchaus nicht immer (Verbrauchskredit). Was 
hier gegeben und genommen wird, iſt nicht Kapital, wenigſtens nicht 
in einer wiſſenſchaftlichen Bedeutung, ſondern einfach privat— 


1 Vgl. S. 45 Anm. 2. 2 S. 35. 
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wirtſchaftliches Vermögen. ... Vermögen im Sinne der ſofortigen 
gegenwärtigen Verfügungsmacht über gegenwärtige Güter und 
Dienſtleiſtungen, wie ſie ſich in der allgemeinſten Weiſe in einer 
Geldſumme ausdrückt. Nur um dieſe Art aktuellen Güter⸗ und 
Leiſtungsvermögens als Grundlage realer und augenblicklich ver⸗ 
fügbarer Nutzung iſt es denen zu tun, die Aktien und Obligationen 
ausgeben, Hypotheken aufnehmen ... und nur dieſer Art Vermögen 
entäußert ſich die andere Partei durch die Vermögensübertragung“. 
Ein großer Teil des ſo gekennzeichneten Vermögens kommt für den 
Kapital- und Geldmarkt gar nicht in Betracht und kann von den 
hier Begehrenden nicht genutzt werden. Eine nähere Beſtimmung 
iſt unentbehrlich. Die Bezeichnung des hier Gegebenen und Ge⸗ 
nommenen als Vermögen iſt zu weit und damit ausgeſprochen 
irrtümlich. Vermögen ſchlechthin, allgemeine wirtſchaftliche Ver⸗ 
fügungsmacht, erſcheint auf dem Warenmarkt teils mit Verbrauchs-, 
teils mit Erwerbsabſichten. Auf dem Kapital⸗ und Geldmarkte 
erſcheint nur eine beſtimmte Vermögensart. Was hier Verwertung 
ſucht und begehrt wird, iſt nur Erwerbskapital und damit Kapital 
in einem wiſſenſchaftlichen Sinne. Und zwar iſt es Erwerbskapital 
nicht nur vom Standpunkt des Gebers, ſondern auch des Nehmers 
und auch an ſich. Der Nehmer begehrt nur ſolche zu jeder beliebigen 
Verwendung ſofort bereite Vermögensmacht, die ſich als werbendes 
Kapital verwerten will, er begehrt ausſchließlich Erwerbskapital. 
Wenn er es teilweiſe nicht zu Erwerbs⸗, ſondern zu Verbrauchs⸗ 
zwecken benutzt, ſo ändert das weder etwas an der Natur des auf 
dem Markt im Verkehr Stehenden, noch an dem, was er begehrt. 
Würde ihm etwas anderes als Erwerbskapital angeboten, ſo hätte 
er keine Verwendung dafür, denn das nicht Erwerbskapital dar⸗ 
ſtellende Vermögen verlangt einen ſofortigen Gegenwert in konkreter 
Güterform. Deshalb erſcheint es nicht auf dem Kapital- und Geld» 
markt, ſondern auf dem Warenmarkt. Der Begriff Erwerbskapital 
iſt gebildet nach der Art, wie der Eigentümer ſein Vermögen in 
den Dienſt der Bedürfnisbefriedigung ſtellt, aber er bezeichnet nichts⸗ 
deſtoweniger eine volkswirtſchaftliche Erſcheinung. Er ſcheidet das 
von ihren Eigentümern der unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung 
vorenthaltene und der mittelbaren zugeführte Vermögen und be— 
zeichnet eine feſt umriſſene volkswirtſchaftliche Maſſe mit weitreichenden 
volkswirtſchaftlichen Folgen. Durch dieſes beſtimmte Verhalten ihrer 
Eigentümer erhält die Maſſe an ſich beſtimmte Eigenſchaften, die 
ihr damit unbedingt anhaften. Ihre wichtigſte und uns hier an⸗ 
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gehende Eigenſchaft iſt, daß allein ſie als Kapitalanlage hingegeben 
wird. Hier haben wir die geforderte „Eigenſchaft, die der Ware 
regelmäßig vom Standpunkt beider Parteien aus Wert verleiht“. 
Dieſe Eigenſchaft macht eine gewiſſe Vermögensmenge zum Gegen⸗ 
ſtand des Kapital⸗ und Geldmarktes, ſie beſtimmt, daß dieſe hier 
begehrt wird, ſie iſt es, die für Geber und Nehmer gleichmäßig eine 
unbedingt gekennzeichnete, feſt umriſſene Maſſe bildet. 

v. Beckeraths Einwendung gegen die Verwendung des Kapital⸗ 
begriffes ſcheint mir deshalb irrtümlich. Die Beſchränkung des 
Kapital⸗ und Geldmarktes auf den Verkehr in Erwerbskapital bringt 
die unentbehrliche nähere ſtoffliche Beſtimmung. Daß eine derartige 
nötig und durch den Vermögensbegriff nicht geleiſtet wird, dürfte 
dargetan ſein. Auch Beckerath erkennt dies tatſächlich an, denn er 
greift ſelbſt zu einer andern Beſtimmung !. Er „faßt? Kapital⸗ 
und Geldmarkt in ihrer Geſamtheit als einen Inbegriff von 
Kreditgeſchäften oder vielmehr von Kreditvorgängen in Kombi⸗ 
nation mit der Zirkulation der daraus entſtehenden verbrieften 
Forderungsrechte auf. Man könnte die Geſamtheit dieſer Märkte 
mit einem kurzen Ausdruck demnach wohl als „Kreditmarkt' be⸗ 
zeichnen.“ Hierbei bedient er ſich des Kreditbegriffes von Komorzynski 
und begreift „alle? die Geſchäfte als Kreditgeſchäfte, bei denen Teile 
(aktuellen) Güter⸗ und Leiſtungsvermögens gegen Entgelt von einer 
Wirtſchaft an eine andere zur Nutzung als Eigentum überlaſſen 
werden“. Alſo nicht einfach um Vermögen ſchlechthin handelt es 
ſich, ſondern um einen beſonderen Vermögensverkehr, und zwar zieht 
v. Beckerath hier dieſelben Eigentümlichkeiten heran, die der Begriff 
des Erwerbskapitals betont. Fraglich iſt nur, ob ſein Kreditbegriff 
das wirklich leiſtet. Aber ſelbſt wenn es gelingt, alle tatſächlichen 
Vorgänge des Kapital- und Geldmarktes unter dieſen Kreditbegriff 
zu bringen, was ich hier nicht erörtere, fo iſt unter keinen Um⸗ 
ſtänden damit eine Verbeſſerung herbeigeführt. Ich bediene mich 


1 Bei einer ſpäteren Begriffsbeſtimmung (S. 52) bedient er ſich des Ver⸗ 
mögensbegriffes und beſtimmt: „Der Kreditmarkt iſt die gedachte Einheit aller 
derjenigen entgeltlichen Übertragungen von Teilen aktuellen Vermögens zur 
Nutzung in fremde Wirtſchaft, bei denen ſich das Entgelt nicht allein nach den 
beſonderen Verhältniſſen des einzelnen Geſchäfts, ſondern aus dem Durchſchnitt 
einer Reihe von Geſchäften ähnlicher Art als Marktpreis oder in Annäherung 
an einen Marktpreis beſtimmt.“ Vermögen, das in fremder Wirtſchaft genutzt 
wird, iſt nicht „einfach privatwirtſchaftliches Vermögen“, ſondern Erwerbskapital. 

2 S. 6. 
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mit dem Erwerbskapital eines allgemein anerkannten, jedem Volks⸗ 
wirtſchaftler geläufigen Begriffes, während v. Beckerath eine Er⸗ 
läuterung über den Kreditbegriff beifügen muß, um ſeine Beſtimmung 
des Kapital⸗ und Geldmarktes auch nur vor den gröbſten Miß⸗ 
verſtändniſſen zu bewahren. — Ein Teil des Kapital- und Geld⸗ 
marktes, und unter Umſtänden ein ſehr wichtiger, iſt das keine 
Verwertung findende Kapital, die ſich anſammelnden Beſtände, und 
die unbefriedigt bleibenden Begehrungen. Beides ſind zweifellos 
keine Kreditgeſchäfte und wohl auch keine Kreditvorgänge, wie der 
Ausdruck in der ſchließlichen Beſtimmung lautet, und werden alſo 
durch dieſe Begriffsbeſtimmung nicht erfaßt. Die v. Beckerathſche 
Beſtimmung betont, wie mir ſcheint, zu ſehr die zuſtandegekommenen 
Geſchäfte. Man könnte mir vorwerfen, ich nenne ſie gar nicht, 
ſondern nur die Verwertung ſuchenden und die begehrten Kapitalien. 
Ich würde erwidern, daß in der Tat nur dieſe den Inhalt des 
Marktes bilden. Die zuſtandegekommenen Geſchäfte ſind kein Be⸗ 
ſtandteil des Marktes mehr, ſie veröden dieſen und beſeitigen das 
freie Kapital wie die Begehrungen nach ihm. 

Der Kreditbegriff dient v. Beckerath aber nicht dazu, die Geſamt⸗ 
heit des Kapitalverkehrs zu beſtimmen. Gewiſſe Kapitalübertragungen 
ſieht er nicht als Kreditgeſchäfte an, und zwar faßt er den Begriff 
enger! als Komorzynski. Die Beteiligung an einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ſieht er im Gegenſatz zu Komorzynski nicht als Kredit⸗ 
gewährung an, wohl aber die bei einer Aktiengeſellſchaft und Ge⸗ 
werkſchaft. Seine Begründung hat für mich nichts Überzeugendes. 
Entſcheidend für ihn iſt die „wirtſchaſtliche? Beſtimmung über das 
Unternehmen“, die der offene Handelsgeſellſchafter in der Regel 
habe, der Aktionär und Gewerke in der Regel aber nicht. „Es? 
gibt viele Aktiengeſellſchaften, .. bei denen Aktionäre und Unter⸗ 
nehmer identiſch ſind, doch iſt dieſe Identität eine zufällige. Die 
Wirtſchaftsmacht über das Vermögen des Unternehmers iſt grund- 
ſätzlich nicht an den Beſitz der Aktien oder Kuxe geknüpft, ſie kann 
und wird oft in den Händen eines oder mehrerer Aktionäre liegen 
und wird dann eventuell durch deren Aktienbeſitz geſtützt werden, ſie 
kann aber auch ebenſogut von einer energiſchen Verwaltung aus⸗ 
geübt werden, ohne daß die betreffenden Perfönlichkeiten einen großen 


1 Ich frage: Wohin kämen wir, wenn jeder Schriftſteller für ſich das Recht 
in Anſpruch nähme, oder es gar ſeinem Scharfſinn ſchuldig zu ſein glaubte, dem 
Kreditbegriff einen eigenen Inhalt zu geben. 

2 S. 13. 
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Aktienbeſitz zu haben brauchten.“ Auch in einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft kann die tatſächliche Macht ein energiſcher Prokuriſt haben. 
Ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen offener Handelsgeſellſchaft, 
Aktiengeſellſchaft und Gewerkſchaft beſteht nicht. Alle drei ſind 
Kreditgeſchäfte oder alle drei find es nicht. Soll der tatſächliche 
Zuſtand der Machtausübung durch Geſellſchafter, Aktionär und Ge⸗ 
werke für das Beſtehen eines Kreditgeſchäftes entſcheiden, ſo gilt 
das ebenfalls für alle drei gleichmäßig. Schließlich ſagt Beckerath 
in der Tat: „Was! wir hier dartun wollen, iſt natürlich keines⸗ 
wegs, daß Aktie und Kux immer und überall ein Kreditverhältnis 
dokumentieren. In Fällen der Familiengründung, wo die Familien⸗ 
mitglieder zugleich Aktionäre und Leiter des Unternehmens ſind, 
oder beim Aktienbeſitz (und Kuxenbeſitz) des Unternehmers überhaupt 
iſt dies gewiß nicht der Fall. Behauptet wird nur, daß ein ſehr 
großer Teil dieſer Wertpapiere in Wahrheit Kreditbeziehungen ver⸗ 
körpert, und daß dies vor allem bezüglich der auf den Markt 
kommenden und marktmäßig (zum Kurſe) erworbenen Aktien der 
Fall iſt.“ Über das Vorliegen eines Kreditverhältniſſes und die 
Zugehörigkeit zum Kapital⸗ und Geldmarkt würde alſo die jedesmal 
vorzunehmende Prüfung der tatſächlichen Machtverhältniſſe entſcheiden. 
Auf dieſe Weiſe dürfte man kaum zu einer auch nur leidlich brauch⸗ 
baren Beſtimmung und Abgrenzung des Inhaltes des Kapital- und 
Geldmarktbegriffes kommen. v. Beckerath hat recht, die bei einer 
Familiengründung ſich ereignenden Kapitalgeſchehniſſe nicht dem 
Kapital⸗ und Geldmarkt zuzurechnen. Aber nicht, weil nach 
den Machtverhältniſſen das Kreditverhältnis fehlt, ſondern weil 
durch die zu gründende Geſellſchaft kein Kapitalbegehr entſtand, 
und die Familie kein freies Kapital zu verwerten ſuchte. Die Familie 
hat ihr gebundenes Kapital lediglich in Aktienform überführt. Inhalt 
des gedachten Kapital⸗ und Geldmarktes iſt der Kapitalbegehr und 
das Kapitalangebot. Die Erfaſſung des zur Verfügung geſtellten 
und des begehrten Kapitals iſt unſere Aufgabe. Und ganz ähnlich 
verhält es ſich meiſt auch privatwirtſchaftlich: Kapital ſoll verwertet 
werden, und Kapital wird gebraucht. Neben dieſer Grundtatſache 
verſchwindet, welche Form das ſchließlich zuſtandegekommene Geſchäft 
annimmt, und wie dieſes volkswirtſchaftlich oder rechtlich konſtruiert 
wird. Im Geſchäftsleben ſtehen für denſelben Vorgang oft mehrere 
Formen zur Verfügung, deren ſchließliche Wahl aber unmöglich 


1 S. 14. 
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darüber entſcheiden kann, ob der immer gleiche Kapitalbegehr dem 
Kapital⸗ und Geldmarkt zuzurechnen iſt oder nicht. Ein Unter⸗ 
nehmer braucht Kapital und ſucht es. Dieſe Tatſache führt ihn 
dem gedachten Kapital⸗ und Geldmarkt zu. Er wünſcht das Geſuchte 
in Form eines Kontokorrentkredites oder eines längeren Darlehns 
oder einer zweiten Hypothek oder vielleicht einer ſtillen Beteiligung. 
Schließlich kann er ſich nur helfen durch Aufnahme eines tätigen 
Teilhabers. Die Nachfrage nach dem volkswirtſchaftlich zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden und Verwertung ſuchenden Kapital iſt immer dieſelbe 
geblieben, es ſind nur mehrere Abteilungen des Marktes durch⸗ 
wandert. Und eben ſo wenig finde ich es als eine die volkswirt⸗ 
ſchaftkichen Kapitalverhältniſſe berührende und vom Kapital⸗ und 
Geldmarkt ausſchließende Bedingung, wenn gewiſſe Kapitale neben 
ihrer ſachlichen Verwertung auch die der perſönlichen Arbeitskraft 
ihrer Eigentümer erſtreben. (Teilhaber, Direktor einer Aktien⸗ 
geſellſchaft.) Hierdurch wird wie durch andere Eigenheiten eine 
beſondere Abteilung des Kapital- und Geldmarktes gebildet, aber 
es erfolgt keine Ausſchließung. 

„Noch ein anderes Merkmal zieht v. Beckerath zum Aufbau der 
Beſtimmung des Kapital- und Geldmarktes heran. Seine ſchließliche 
Beſtimmung lautet: „Wir faſſen die Ergebniſſe unſerer bisherigen 
Ausführungen dahin zuſammen, daß Kapital- und Geldmarkt, welche 
wir unter dem Namen Kreditmarkt umfaſſen, die gedachte Einheit 
von Kreditvorgängen und Kreditzirkulationsvorgängen darſtellen, 
bei denen ſich die Vergütung der gewährten Kredite als eine durch⸗ 
ſchnittliche unter dem Einfluß der Bedingungen einer Vielheit gleich⸗ 
artiger Geſchäfte bildet.“ Er zieht alſo die Gewinnrate des 
Kapitals heran. Das wundert mich nicht, denn ich bin ſelbſt 
bei der Beſchäftigung mit der Gewinnrate zur Beſchäftigung mit 
dem Kapital⸗ und Geldmarkt⸗Begriff gekommen. Ich habe aber 
keine Veranlaſſung gefunden, darauf Bezügliches in die Begriffs⸗ 
beſtimmung aufzunehmen, und auch v. Beckerath hat mich nicht von 
der Zweckmäßigkeit überzeugt. Eine Abgrenzung und Ausſcheidung 
bedeutſamer Teile oder Vorgänge iſt nicht beabſichtigt, wenigſtens 
nicht von mir. Die Beeinfluſſung der Gewinnrate durch eine Vielheit 
von Geſchäften iſt eine ganz allgemein gültige Erſcheinung, die für 
alle Beſtandteile des Marktes in Betracht kommt. Sie aber als 
begriffsbeſtimmend in den Vordergrund zu ſtellen, ſcheint mir über⸗ 
flüſſig und deshalb nicht angezeigt, denn ſie iſt für einen Markt 
eine Selbſtverſtändlichkeit, die nicht beſonders betont zu werden 
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braucht. Eine Notwendigkeit hierfür läge nur dann vor, wenn die 
nicht marktmäßigen Vorgänge ſo belangreich wären, daß ihre aus⸗ 
drückliche Ausſchließung geboten erſchiene, was aber nicht der Fall 
iſt. Die näheren Beſtimmungen von v. Beckerath, daß die Vergütung 
eine „durchſchnittliche“ ſei und ſich unter dem Einfluß „gleichartiger“ 
Geſchäfte bilde, ſcheinen mir aber irrtümlich. Die Vergütung, möchte 
ich ſagen, iſt nie eine durchſchnittliche. Man kann aus einer Vielheit 
von tatſächlichen Vergütungen eine durchſchnittliche berechnen, wie 
aber die tatſächlichen Vergütungen ſelbſt als durchſchnittliche be⸗ 
zeichnet werden können, iſt mir unerfindlich. Und ebenſo entſpricht 
die Beſchränkung des Einfluſſes auf „gleichartige“ Geſchäfte nicht 
der Wirklichkeit. Auch ungleichartige Geſchäfte des Kapital- und 
Geldmarktes beeinfluſſen ſich, und es wäre ſicherlich richtiger zu 
ſagen, daß es kaum ein Geſchäft gibt, das auf die anderen nicht 
einen Einfluß ausübte, wenn dieſer Einfluß auch ein ſehr ver⸗ 
ſchiedener iſt. 

Aber auch dieſes Merkmal benutzt v. Beckerath, um mehr oder 
weniger weitgehende Ausſcheidungen vorzunehmen. „Die Frage, 
ob ein Kreditgeſchäft dem Kapitalmarkt oder Geldmarkt zuzurechnen 
iſt oder nicht, entſcheidet ſich unſeres Erachtens allein danach, in 
welcher Weiſe die Bedingungen dieſes Geſchäftes zuſtande kommen, 
ob fie ſich allein nach der Lage und den wirtſchaftlichen Macht⸗ 
verhältniſſen bei Abſchluß des einzelnen Geſchäftes oder ob ſie ſich 
auch nach den Bedingungen einer Vielzahl gleichartiger Geſchäfte 
richten. Wenn wir von dem geſamten Kapital- und Geldmarkt oder 
Kreditmarkt ſprechen, fo genügt es nicht, dieſen als „die gedankliche 
Einheit aller Kreditvorgänge' (Spiethoff !) zu definieren. Er iſt nur 
die Einheit aller marktmäßigen Kreditvorgänge. Mit der Vorſtellung 
eines Kreditmarktes iſt die Idee einer einheitlichen Preisbildung für 
größere Gruppen von Kreditgeſchäften untrennbar verknüpft.. 
Für die Herausbildung eines ſolchen Marktes iſt aber namentlich 
bei den langfriſtigen Krediten ihre Übertragbarkeit, die Fungi⸗ 
biliſierung der entſprechenden Kredittitel, von allergrößter Bedeutung. 
Die Fungibilität der Kredittitel iſt namentlich beim langfriſtigen 
Kredit das Hauptkriterium der Marktzugehörigkeit von Kredit⸗ 
geſchäften.“ Hier wird dem Marktbegriff beigelegt, was her⸗ 


1 Das angegriffene Wort „alle“ kommt übrigens in meiner Beſtimmung 
nicht vor. Richtig iſt aber, daß ich, wegen der Belanglofigleit der nicht markt⸗ 
mäßigen Erſcheinungen, dieſe nicht beſonders ausgenommen habe. 
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kömmlich nur für den Börſenbegriff verlangt wird. Das Weſen 
des Marktes im Gegenſatz zur Börſe iſt unter anderem, daß nicht 
vertretbare Ware, ſondern Einzelware gehandelt wird. Das gilt 
von der berühmten Berliner Frühbörſe gerade ſo wie von jedem 
Viehmarkt. Indem v. Beckerath das überſieht, engt er den Kapital⸗ 
und Geldmarkt willkürlich ein. Der börſenmäßige Kapitalmarkt iſt 
ſehr wichtig, und es iſt gewiß nützlich, ihn auch begrifflich beſonders 
zu erfaſſen. Man könnte vom „Kapitalmarkt der Börſe“ ſprechen 
und käme damit zu einer ähnlichen Teilung für den Kapitalmarkt, 
wie es der „Geldmarkt der Börſe“ für den Geldmarkt iſt. Aber 
man darf den Verkehr in fungibeln Wertpapieren nicht für den 
ganzen Kapitalmarkt fordern und damit deſſen Begriff ſo einengen, 
daß er einen ganz neuen Inhalt erhält. Was der Marktbegriff 
verlangt, erlaubt die Zurechnung der ganz großen Maſſe der Kapital⸗ 
angebote und ⸗begehrungen zum Kapital- und Geldmarkt. Für den 
„gedachten Markt“ iſt erforderlich, daß eine Mehrheit von Vorfällen 
ſich gegenſeitig beeinflußt, und das gilt für die große Menge der 
Geſchafte, von denen v. Beckerath wie ſelbſtverſtändlich jagt, fie ge⸗ 
hörten nicht zum Kapital⸗ und Geldmarkt. Natürlich gibt es unter 
den Teilmärkten große und kleine, empfindliche und widerſtands⸗ 
ſtarke, aber das iſt kein grundſätzlicher Unterſchied. Selbſt die Be⸗ 
dingungen der zweiten Hypothek großer. Städte unterliegen einer 
marktmäßigen Bildung. Die Art, wie das „Damno“ ſich in Berlin 
bildet, iſt durchaus marktmäßig. Die Kapitalangebote und⸗begehrungen, 
die dieſem Erfordernis nicht entſprechen, ſind volkswirtſchaftlich ſo 
geringfügig, daß in der Beſtimmung des Kapital- und Geldmarkt⸗ 
begriffes ein längerer Hinweis darauf nicht gerechtfertigt iſt. Wenn 
auf den ausdrücklichen Ausſchluß dieſer, meiner Meinung nach zu 
vernachläſſigenden, Menge Gewicht gelegt wird, würde das den 
Verwertung ſuchenden und begehrten Kapitalien hinzugefügte Wort 
„marktmäßig“ alle Zweifel ausſchließen. | 

Wie allen nicht wiſſenſchaftlichen Begriffen fehlt dem des Kapital: 
und Geldmarktes der ganz feſte tatſächliche Inhalt, der nur in ge⸗ 
wiſſen Umriſſen feſtſteht. Ihn nach Möglichkeit feſtzulegen, iſt eine 
der Aufgaben ſeiner wiſſenſchaftlichen Beſtimmung. Soweit hierbei 
Gewalt angewendet werden muß, um über Schwankungen und Un⸗ 
ſicherheiten des tatſächlichen Gebrauches Herr zu werden, darf der 
Inhalt aber meines Erachtens nicht ohne Not eingeengt werden. 
Der Begriff iſt zweifellos ein ſehr weiter, und es dürfte deshalb 
richtig ſein, ihn ſo weit zu faſſen, daß er den weiteſtgehenden Be⸗ 
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dürfniſſen entſpricht. Einen noch weiteren Begriff neu zu ſchaffen, 
wäre ſicherlich ebenſo unzweckmäßig, wie es angezeigt iſt, für engere 
beſondere Inhalte neue Begriffe zu bilden. Ich halte einen Begriff 
für unerläßlich, der alle Kapitalangebote und ⸗begehrungen umfaßt, 
die für die weitgreifendſten volkswirtſchaftlichen Erörterungen in 
Betracht kommen. Er muß alſo das in einer Stadt, Volks⸗ 
wirtſchaft uſw. Verwertung ſuchende und begehrte Kapital umfaſſen, 
ſo weit es in einer dem Marktbegriff entſprechenden Weiſe auftritt 
und nicht durch Sondereigenheiten für die große volkswirtſchaftliche 
Betrachtung belanglos wird. Nach der tatſächlichen Übung iſt dies 
und kann dies nur der Begriff Kapital und Geldmarkt ſein. Die 
Aufgabe der Wiſſenſchaft ſcheint mir, dieſen Brauch zu befeſtigen, 
nicht aber unſicher zu machen. 

v. Beckerath hat mich mißverſtanden, wenn er meint !, ich habe 
meinerſeits den Kapital⸗ und Geldmarkt gliedern wollen. Schon 
der ganze Aufbau meiner Darſtellung und die Erörterung wider⸗ 
ſpricht dem. Ich habe dem Leben ablauſchen wollen, wie es gliedert 
und habe den tatſächlichen Brauch zu ſchildern? geſucht. Daß dabei 
viele Mängel bleiben, wenn beſtimmte wiſſenſchaftliche Bedürfniſſe 
verfolgt werden, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Gewiſſe Vorfälle werden dem Kapital⸗, andere dem Geldmarkt 
zugerechnet. Will man die beiden Begriffe erfaſſen, ſo müſſen die 
ihren tatſächlichen Inhalt bildenden Erſcheinungen a einen ge: 
meinſamen Nenner gebracht werden. 

Gegen meine Beſtimmung des Kapitalmarktes und des Geldmarktes 
nach langen und kurzen Hingabefriſten wendet v. Beckerath 
ein, fie ſei „keine? klare und brauchbare, ſteht einem jeden doch frei, 
was er unter langer und kurzer Friſt verſtehen will, ſo daß man 
nach dieſem Kriterium ganz willkürlich einteilen könnte“. Dieſes 
Urteil über die „Unbrauchbarkeit“ der Friſtbeſtimmung anerkennt 


*. 7; 

2 In dieſer Beziehung bringt v. Beckerath im Exkurs 1 einige Einwen⸗ 
dungen nicht grundſätzlicher Art, die geeignet ſind, meine Beſtimmung des 
Kapital- und Geldmarktes zu verbeſſern. Ich nehme das dankbar auf und würde 
jetzt ſo beſtimmen: Der „Kapital- und Geldmarkt“ iſt die gedachte Zuſammen⸗ 
faſſung des marktmäßig Verwertung ſuchenden Erwerbskapitals und der markt⸗ 
mäßigen Begehrungen danach. Der „Kapitalmarkt“ umfaßt das Unternehmungs⸗ 
und das langfriſtige Leihkapital, der „Geldmarkt“ das Leihkapital auf kurze 
Friſten. Der „Geldmarkt der Börſe“ iſt der an dieſem Ort in beſtimmten Ge⸗ 
ſchäftsformen ſich n Teil des „Geldmarktes“. 
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v. Beckerath ſelbſt nicht, denn auch in ſeiner Beſtimmung findet ſich 
dieſes unbrauchbare Merkmal. Freilich iſt die Grenze keine feſte. 
Wer hierin einen wirklichen, den Gebrauch der Begriffsbeſtimmung 
beeinträchtigenden Mangel erblickt, müßte die Aufgabe darin ſehen, 
für lange und kurze Friſten eine feſte Grenze zu finden. Das wäre 
nicht unmöglich. v. Beckerath tut das aber nicht. In bezug auf 
die nächſtliegende Aufgabe bleibt ſeine Kritik alſo unfruchtbar. Er 
iſt eben ſelbſt der Meinung, daß hier kein weſentlicher Mangel 
vorliegt, denn „in! Wirklichkeit hebt ſich deutlich eine Reihe kurz⸗ 
friſtiger Kreditgeſchäfte, bei welchen alle möglichen Friſten zwiſchen 
einem Tage und einem Jahre vorkommen, deutlich ab von den oben? 
als langfriſtige Geſchäfte bezeichneten Kreditvorgängen, bei denen 
die Friſten mindeſtens mehrere Jahre (minimal 3—4) und oft 
Jahrzehnte laufen, ſofern es ſich nicht um dauernde Kreditgewährung 
handelt.“ Ein handwerkliches Bedürfnis nötigt alſo nicht, die 
Scheidung nach der Friſt aufzugeben. Mit Ausnahme einiger 
weniger Formen iſt das, was tatſächlich dem einen und dem anderen 
Markt zugerechnet wird, durch das Friſtmerkmal ſcharf beſtimmt. 
Nötigen andere Gründe, das Friſtmerkmal zu erſetzen? v. Becke⸗ 
rath ſagt: „Eine? Unterſuchung der wirtſchaftlichen Unterſcheidung 
des Kapital⸗ und Geldmarktes kann trotzdem bei dieſem Unterſchied 
der Friſtigkeit nicht ſtehen bleiben, denn die Friſtigkeit eines Kredites 
iſt zwar zweifellos wirtſchaftlich wegen der Folgen für die Ver⸗ 
wendbarkeit derſelben, für das Kreditriſiko uſw. von erheblicher Be⸗ 
deutung, an ſich iſt ſie jedoch lediglich ein juriſtiſch⸗formaler Umſtand 
und deshalb für eine ökonomiſche Unterſcheidung nicht zu gebrauchen.“ 
Das ſcheint mir ſehr weitgehend und kühn. Wenn man die Nutzungs⸗ 
zeit des Kapitals bei aller Anerkennung wirtſchaftlicher Folgen als 
einen lediglich juriſtiſch⸗formalen Umſtand bezeichnet und daraus 
ihre Unbrauchbarkeit für eine ökonomiſche Unterſcheidung ableiten 
will, ſo bedarf das doch wohl einer näheren Begründung, als ſie 
in dieſer Behauptung gegeben iſt. Ob ein Kapital gegen ehren⸗ 
wörtliches Verſprechen der Rückgabe, gegen Schuldſchein oder Wechſel 
hingegeben wird, iſt ein juriſtiſch⸗formaler Unterſchied, ob es aber 
auf einen Tag oder auf ewig gegeben wird, iſt für mich ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Unterſchied, der Juriſt würde vielleicht ſagen ein materieller, 


1 S. 26. . 

2 S. 8 wird eine Aufzählung dieſer Geſchäfte gegeben, aber keine Begriffs⸗ 
beſtimmung für langfriſtig“. 

2 S. 27 
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wobei ich es als Nichtjuriſt v. Beckerath natürlich frei ſtellen muß, 
auch einen juriſtiſch⸗formalen darin zu ſehen. Daß es aber „an ſich“ 
und „lediglich“ ein ſolcher ſei, der „für eine ökonomiſche Unter⸗ 
ſcheidung nicht zu gebrauchen“ iſt, halte ich für irrtümlich. Es kann 
beſtimmte ökonomiſche Unterſcheidungen geben, für die die Friſt⸗ 
beſtimmung unbrauchbar iſt. Ich gebe ſelbſtverſtändlich die Mög⸗ 
lichkeit zu, ein Merkmal zu finden, das eine beſſere ökonomiſche 
Unterſcheidung des Kapitalmarktes vom Geldmarkt bietet als die 
Friſtbeſtimmung. Aber die Vorausſetzung dabei bleibt, daß die tat⸗ 
ſächlichen Inhalte der Begriffe nicht verändert werden, ſondern nur 
deren Erfaſſung vervollkommnet wird. Sehen wir zu, ob v. Beckerath 
das gelingt. 

v. Beckerath nimmt folgenden Ausgangspunkt: „Wenn ein 
weſentlicher, allgemeingültiger wirtſchaftlicher Unterſchied der Kapital⸗ 
markts⸗ und Geldmarktskredite beſteht, ſo muß er in dem Unter⸗ 
ſchied der Nutzung beim Kreditnehmer liegen.“ Wie ſeltſam! 
Der Unterſchied „muß“ in einer beſtimmten Richtung liegen, und 
dies bei Begriffen, die rohe Verſuche des Geſchäftslebens find, 
den Kapitalmarkt und den Kreditmarkt nach praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſen zu gliedern. Das Leben hat eine Gliederung vorgenommen, 
daß ihr Unterſcheidungsmerkmal die Nutzung beim Kreditnehmer ſein 
muß, iſt ein willkürlicher Ausgangspunkt. Mit genau demſelben 
Rechte kann geſagt werden, irgend ein anderes muß der Unterſchied 
ſein. Eine Unterſuchung könnte ergeben, daß der Unterſchied tat⸗ 
ſächlich der behauptete iſt, aber das „Muß“ zum Ausgang zu 
nehmen, verrückt alles. Aus einer Unterſuchung, die den Unter⸗ 
ſchied finden ſoll, wird der Aufbau von Begriffen, die ſich auf dieſen 
Unterſchied gründen. Ausgehend von dieſer Annahme, der Unter⸗ 
ſchied müſſe in der Nutzung beim Kreditnehmer liegen, erblickt ihn 
v. Beckerath darin, daß „der! Kapitalmarkt die langfriſtigen Kredit⸗ 
geſchäfte umfaßt, bei denen es ſich um die Beſchaffung langdauernder 
Gebrauchsgüter für die Wirtſchaft des Kreditnehmers handelt. Der 
Geldmarkt dagegen iſt der Markt kurzfriſtiger Kredite, mittels deren 
der Kreditnehmer ſich fungible Güter, Verbrauchsgüter und Geld 
zum unmittelbaren Konſum, zur Beſchaffung von Dienſtleiſtungen 
oder zu weiterem Umſatze erwirbt.“ 

Rein formal, möchte ich ſagen, wird uns hier mehr eine un⸗ 
vollkommene und unvollſtändige Beſchreibung als eine ſcharfe Be⸗ 


1 S. 52. 
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griffsbeſtimmung gegeben. Scheiden wir die von v. Beckerath als 
unbrauchbar bezeichnete, aber doch benutzte Friſtbeſtimmung aus, ſo 
ſtehen ſich als Hauͤptunterſchiede gegenüber langdauernde Gebrauchs⸗ 
güter und Verbrauchsgüter. Von Erzeugungsgütern iſt gar nicht 
die Rede, was gewiß ſehr auffallend ift, wenn von Kapital- und 
Vermögensverwendung gehandelt wird. Daß mit Hilfe des Kapital⸗ 
marktes Erzeugungsgüter zu beſchaffen find, läßt die Beſtimmung 
mit keinem Wort zu, er iſt mit den langdauernden Gebrauchsgütern 
erſchöpft. Aus einer gegen mich gerichteten Anmerkung! geht hervor, 
daß unter langdauernden Gebrauchsgütern Erzeugungsgüter mit⸗ 
verſtanden werden. Das widerſpricht dem üblichen Sprachgebrauch 
und wird von niemandem ſo verſtanden werden. Jedenfalls darf 
v. Beckerath ſich nicht darauf berufen, ich begriffe unter „Gütern des 
reproduktiven Konſums“ nicht nur „feſte Produktionsanlagen im 
engern Sinne“, ſondern „langdauernde Gebrauchsgüter überhaupt“. 
Würden nach wiſſenſchaftlichem Brauch unter „langdauernden Ge— 
brauchsgütern“ Produktionsanlagen mitverſtanden, ſo hätte ich mir 
den Begriff der Güter des reproduktiven Konſums erſparen können. 
Da dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, und ich dieſe Gebrauchsgüter 
und die Erzeugungsanlagen wegen ihrer gemeinſamen Eigenſchaft, 
mit Kapital, nicht mit Einkommen gekauft zu werden, zuſammen⸗ 
faſſen wollte, mußte ich den Begriff „Güter? des reproduktiven 
Konſums“ bilden. — Der Geldmarkt ſoll keine Erzeugungs⸗ und 
Gebrauchsgüter gewähren, aber neben Verbrauchsgütern zu unmittel- 
barem Konſum auch ſolche zu weiterem Umſatz. Wenn damit Hilfs⸗ 
ſtoffe wie Schmieröl und Rohſtoffe umfaßt werden ſollen, ſo wäre 
das wiederum eine ganz ungewöhnliche Ausdrucksweiſe. Der Un⸗ 
befangene wird unter Verbrauchsgütern zu weiterm Umſatz ſicherlich 
Genußgüter für den Handel verſtehen. Ein anderer Unterſchied der 
beiden Märkte wird dahin beſtimmt, daß nur der Kreditmarkt Geld 
gewährt. Schon die Wortfügung ſcheint mir nicht glücklich: „Der 
Geldmarkt iſt der Markt kurzfriſtiger Kredite, mittels deren der 
Kreditnehmer ſich Geld erwirbt.“ Die Kredite werden in Geld ge- 


1 S. 52 Anm. 1. 

1 Die Wortbildung iſt gewiß nicht beſonders gelungen und mehrfach be— 
anſtandet (mit Recht unter der allein zutreffenden ſprachlichen Begründung von 
Herkner). Ich habe deshalb den Begriff erſetzt durch „Ertragsgüter“. Die 
mittelbar von Sombart erhobene Forderung, das Wort müſſe ſelbſttätig den 
Inhalt wiedergeben, erfüllt es zwar nicht, aber dieſe Forderung iſt zu weitgehend 
und wird kaum durch einen Begriff befriedigt. 
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währt, mittels der Kredite werden die Verbrauchsgüter erworben. 
Die Betonung des Geldes allein für den Kreditmarkt iſt aber über⸗ 
haupt keine Quelle der Verdeutlichung. Als Zwiſchenform für das 
letztlich begehrte Gut und als Wertform kommt es für den Kapital⸗ 
markt geradeſo in Betracht. Am wertvollſten ſchiene mir, wenn 
die Betonung gemeint wäre, daß Geld zu weiterm Umſatz erworben 
wird, womit das Bankgeſchäft erfaßt wäre. Aber dasſelbe geſchieht 
auf dem Kapitalmarkt, wenn zum Beiſpiel eine Bank ihre Wert⸗ 
papiere verkauft. Beſonders hervorgehoben wird das Geld, mit 
dem Dienſtleiſtungen beſchafft werden. Nachdem Verbrauchsgüter 
zum weitern Umſatz und zum unmittelbaren Konſum ſchon genannt 
ſind, ſcheint es mir eine unnötige Belaſtung der Begriffsbeſtimmung, 
noch beſonders hervorzuheben, daß dieſe Verbrauchsgüter nicht nur 
in Form von Sachgütern, ſondern auch von perſönlichen Gütern 
gewählt werden können. Jedenfalls hätten aber nicht nur Dienſt⸗ 
leiſtungen, ſondern überhaupt die Arbeitskraft genannt werden ſollen. 
Schließlich wird ein Unterſchied der beiden Märkte darin betont, daß 
die mit Hilfe des Geldmarktes erworbenen Güter fungible ſeien. Da⸗ 
nach würden alſo fungible langdauernde Gebrauchsgüter, zum Bei⸗ 
ſpiel Eiſenbahnſchienen und viele andere Bauſtoffe nicht mittelſt der 
Kredite des Kapitalmarktes beſchafft werden und ebenſowenig die 
nichtvertretbaren Verbrauchsgüter mittelſt der Kredite des Geld: 
marktes. — Ich halte für unmöglich, daß ein Volkswirtſchaftler, der 
unbefangen dieſe beiden Begriffsbeſtimmungen vorgelegt erhält, auch 
nur einigermaßen den Inhalt der beiden Märkte danach angibt, 
weder den gebräuchlichen Inhalt noch den von v. Beckerath gemeinten. 
Die ſachliche Frage iſt nunmehr zu erörtern. 

Was ſtellt v. Beckerath feſt hinſichtlich des Unterſchiedes der 
Nutzung beim Kreditnehmer, worin er den Weſensunterſchied von 
Kapitalmarkt und Geldmarkt erblickt? v. Beckerath widmet dieſer Dar⸗ 
ſtellung 26 Seiten und unterſcheidet dabei drei Gruppen von Wirt⸗ 
ſchaften: private Erwerbswirtſchaften, private Verbrauchswirtſchaften, 
öffentliche Wirtſchaften. Sehr kennzeichnend iſt, daß v. Beckerath 
von der Friſtbeſtimmung ausgeht! und die Frage ſo ſtellt: welchen 
Zwecken dienen in dieſen drei Gruppen lang- und kurzfriſtige 
Kreditaufnahmen? Nach ſeinem Urteil über die Unbrauchbarkeit 
des Friſtmerkmals müßte man erwarten, er würde die Zweck⸗ 
verwendung ſelbſtändig zum leitenden Merkmal machen. Ganz im 
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Gegenteil find überall die lang⸗ und kurzfriſtigen Kredite die feſten, 
gegebenen Gruppen, von denen ausgegangen wird. Bei den privaten 
Erwerbswirtſchaften weiſt ihn die Frage nach dem Nutzungszweck 
auf den Unterſchied von Anlage- und Betriebskapital. Dieſe 
Scheidung iſt aber nicht zugleich diejenige zwiſchen Kapitalmarkt und 
Geldmarkt. Ein beträchtlicher Teil des Betriebskapitals ſoll und 
wird tatſächlich auch aus dem Markt des langfriftigen Kapitals, dem 
Kapitalmarkt entnommen !. Anderſeits wird ein Teil des Anlage- 
kapitals entgegen den Forderungen der Kredit: und Banklehre nicht 
dem Kapitalmarkt, ſondern dem Geldmarkt entlehnt. Die tatſächliche 
Geſtaltung dieſer Verhältniſſe, das Regelwidrige und Gefährliche 
dieſes Tuns wird ausführlich geſchildert. Es iſt ein Spiel von 
Zuſtandsſchilderung, Anklage, Warnung und Forderung des Anders— 
ſeinſollens. Den Mittelpunkt bildet das Zeitmaß, das Zuſammen⸗ 
fallen und Auseinanderfallen von Kreditfriſt und Kapitalnutzungs dauer. 
Das Scheidungsmerkmal der Begriffsbeſtimmung, langdauernde Ge— 
brauchsgüter und Verbrauchsgüter, kommt in der ganzen Erörterung 
nicht vor. Ebenſowenig wird darauf eingegangen, weshalb beim 
Geldmarkt die Vertretbarkeit der Güter und das Geld als Begriffs⸗ 
merkmale gewertet werden. Man erwartet den Beweis, daß be⸗ 
ſtimmte Nutzungen den Kapitalmarkt, andere den Geldmarkt feſt 
umreißen, und findet eine Darlegung, daß dies in umfangreichem 
Maße leider nicht der Fall iſt. 

Die Beſprechung der öffentlichen Wirtſchaften bringt eine Lehre 
der Benutzung öffentlichen Kredits, die vorwiegend finanzpolitiſch 
gerichtet und nur loſe zu dem begrifflichen Gegenſatz der beiden 
Märkte in Beziehung geſetzt iſt. Hier iſt zwar von langdauernden 
Gebrauchsgütern und Verbrauchsgütern die Rede, aber ſie werden 
nicht in den engen Zuſammenhang zu den beiden Märkten gebracht, 
den man erwarten muß, wenn ſie zu deren Unterſcheidungsmerkmal 
gemacht werden. Auch bei den öffentlichen Wirtſchaften läuft Tat⸗ 
ſachenſchilderung und Aufſtellung von Grundſätzen durcheinander, 
wobei letzteres überwiegt, ohne daß es immer zum Gegenſtand des 
Kapital⸗ und Geldmarktes gehört. v. Beckerath führt aus, in der 
guten Wirtſchaft ſolle langdauernder Kredit nur für große einmalige 
und zudem nur regelmäßig nicht wiederkehrende Aufwendungen und 
beſondere Anſchaffungen langer Nutzungsdauer in Anſpruch ge— 


1 Die jetzt an der Tagesordnung befindlichen Kapitalerhöhungen und Obli— 
gationenausgaben erfolgen in aller Regel „zur Verſtärkung der Betriebsmittel“. 
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nommen werden, deren Laſten man gerecht teilweiſe künftigen Ge 
ſchlechtern aufbürden könne. Das ſind die langdauernden Gebrauchs⸗ 
güter des Kapitalmarktes, von denen die Begriffsbeſtimmung ſpricht. 
In der ſchlechten Wirtſchaft werde aus Not und falſchen Grund- 
ſätzen zur Deckung von Fehlbeträgen der ordentlichen Einnahmen 
und von Kriegsbedarf aber langfriſtiger Kredit auch zu Verbrauchs⸗ 
zwecken in Anſpruch genommen. Das ſind die Verbrauchsgüter des 
Kapitalmarktes, von denen die Begriffsbeſtimmung nicht ſpricht. In 
großem Umfange wird in Form von Wechſeln, Schagzcheinen, 
Kontokorrentkrediten uſw. an den Geldmarkt gegangen, und zwar 
zur Beſtreitung der Anforderungen für Löhne, Gehälter, Verbrauchs⸗ 
güterbeſchaffung uſw.“ Die gute öffentliche Wirtſchaft tut das nur, 
um Kaſſenfehlbeträge zu decken. Die ſchlechte Wirtſchaft bedient ſich 
aber auch dieſer kurzfriſtigen Mittel, um „wirklich zuſätzliche Güter 
und Dienſtleiſtungen zu beſchaffen, wodurch dann die Gefahr einer 
chroniſchen und immer höher werdenden Verſchuldung“ entſteht. 
Das geſchieht im Widerſpruch zu den finanzwirtſchaftlichen Grund: 
ſätzen „und kommt vor bei Überſchreitung der etatsmäßig bewilligten 
Einkünfte und Anleihen, auch zum Zweck der Umgehung der auf die 
Etatsfeſtſtellung bezüglichen Rechte der Volks- und Gemeinde 
vertretungen“. Das ſind die Verbrauchsgüter und Dienſtleiſtungen 
der Begriffsbeſtimmungen des Geldmarktes, wobei aber hinzuzufügen 
bleibt, daß auch langdauernde Gebrauchsgüter auf dieſe Weiſe be⸗ 
ſchafft werden. — Der private Konſumhaushalt wird als belanglos 
kurz abgetan und kann hier übergangen werden. 

Dieſe Erörterungen führen v. Beckerath zu folgender tatſächlicher 
Zuſammenfaſſung, die dann zu der wiedergegebenen Begriffsbeſtimmung 
der beiden Märkte veranlaßt. „Die! auf dem Kapitalmarkt ge⸗ 
nommenen Kredite werden ganz überwiegend zur Beſchaffung lang⸗ 
dauernder Gebrauchsanlagen ... verwendet ... Viel ſeltener findet 
eine unmittelbare Konſumtion dieſer Mittel, ihre Verwendung zur 
Beſchaffung von Verbrauchsgütern und Dienſt- und Arbeitsleiſtungen 
ſtatt. Wir haben hier vor allem an die Kriegs- und Rüſtungskredite 
zu erinnern. Dieſe Fälle behalten jedoch gegenüber der Regel, daß 
die Kredite in der Hand des Kreditnehmers langdauernde Sachgüter⸗ 
form annehmen, den Charakter der Ausnahmen, welche durch ungewöhn⸗ 
liche Umſtände oder durch Vernachläſſigung der Grundſatze geſunder 
Wirtſchaft herbeigeführt werden. Dagegen dienen die regulären Geld⸗ 


1 S. 51 U. 52. 
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marktkredite faſt durchweg der Beſchaffung von fungibeln Gütern 
(Lager), Verbrauchsgütern, perſönlichen Dienſtleiſtungen und Zahlungs⸗ 
mitteln, fie nehmen keine bleibende Sachform an... Wir haben 
betont, daß dieſe Scheidung von Kapitalmarkt und Geldmarkt nach 
der materiellen Verwendung der betreffenden Mittel nicht ganz ſtreng 
in allen Fällen zutrifft, und möchten außerdem noch einmal hervor⸗ 
heben, daß es natürlich möglich iſt, auch die Mittel des Geldmarktes, 
d. h. zu kurzfriſtiger Anlage beſtimmte Mittel, zur Beſchaffung lang⸗ 
dauernder Gebrauchsgüter zu benutzen. Dieſer Vorgang ... iſt ſogar 
in gewiſſen Grenzen ein wirtſchaftspolitiſch regulärer ... Das ändert 
jedoch nichts daran, daß prinzipiell aus den gemachten Erwägungen 
heraus nur die Verwendung zur Beſchaffung von Verbrauchsgütern 
einer wirklich liquiden Anlage entſpricht.“ Statt nach dem, was iſt, 
beſtimmt v. Beckerath die Märkte nach dem, was ſein ſollte, oder 
was gewiſſen Grundſätzen entſpräche, und das, was dem tatſächlich 
nicht entſpricht, tut er als regelwidrig und mengenmäßig belanglos 
ab. Gerade dieſe mengenmäßige Belangloſigkeit des Regelwidrigen 
hätte bewieſen werden müſſen. Die Frage wird jedoch gar nicht 
eigens geſtellt, ja die Erörterung mit ihren beweglichen Klagen zeigt 
mehrfach ſelbſt das Gegenteil. Aber auch die ideale Regel v. Beckeraths 
wird durch deſſen Begriffsbeſtimmung nicht erfaßt, denn einen Teil 
des Betriebskapitals ſoll der Kapitalmarkt liefern, und ſo kann auch 
ideal ſich dieſer nicht in langdauernden Gebrauchsgütern erſchöpfen, 
ſondern muß auch andere Güter beſchaffen. 

Dieſe ganze Darlegung von v. Beckerath bringt den Beweis, daß 
Kapitalmarkt und Geldmarkt ſich tatſächlich nicht nach der Nutzung 
beim Kreditnehmer ſcheiden laſſen. Der Kapitalmarkt dient ganz 
regelmäßig der Erlangung von Anlagekapital, von Betriebskapital 
und von Verbrauchskredit, ſeine Mittel werden alſo verwendet zur 
Beſchaffung von Erzeugungsanlagen, langdauernden Gebrauchsgütern, 
Hilfsſtoffen, Arbeitskräften, Rohſtoffen und Genußgütern. Keine 
Gütergruppe fehlt. Und genau fo verhält es ſich mit dem Geld— 
markt. Auch er gewährt Anlage- und Betriebskapital und auch 
Verbrauchskredit, und ſo vermittelt auch er ſämtliche Gütergruppen. 
Das Mengenverhältnis der Güterarten zueinander iſt bei beiden 
Märkten verſchieden, aber es kennzeichnet keinen Unterſchied, der zur 
Begriffsbeſtimmung ausreicht. Die Art der Nutzung ſcheidet nicht 
den Kapitalmarkt vom Geldmarkt; das beſte Scheidungs- und Be: 
ſtimmungsmerkmal für die tatſächlich beiden Märkten zugewieſenen 
Erſcheinungen ſcheint mir nach wie vor die Friſt. Selbſtverſtändlich 
Schmollers Jahrbuch XLIV4. 4 
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entſpricht langen und kurzen Friſten der Kapitalhingabe lehrmäßig 
eine beſtimmte Verwendung durch den Kapitalnutzer, und wir wiſſen 
auch, daß in ſehr vielen Fällen die Regel tatſächlich befolgt wird. 
Aber die Verwendung durch den Kapitalbenutzer entſcheidet nicht die 
Zugehörigkeit zum einen oder andern Markt. Kommen Friſt und 
Verwendung in Gegenſatz, ſo zeigt ſich, daß die Zurechnung nicht 
nach der Verwendung, ſondern nach der Friſt erfolgt . Ganz all: 
gemein ſcheint mir jede Scheidung der Verwendung, nicht nur die 
von langdauernden Gebrauchsgütern und Verbrauchsgütern, un⸗ 
geeignet zur Begriffsbeſtimmung und Scheidung der beiden Märkte. 
Es handelt ſich hier um unſichtbare Dinge. Unmöglich iſt es, 
einem Kreditgeſchäft äußerlich anzuſehn, ob es der Beſchaffung 
der einen oder andern Güterart dient. Deshalb iſt die Zurech⸗ 
nung zum Kapitalmarkt oder Geldmarkt nach dieſem Merkmal ſchon 
verfahrensmäßig nicht durchführbar. Man kann alle Erſcheinungen 
begrifflich beſtimmen und auch Kapitalnutzungen jeder Art begrifflich 
zuſammenfaſſen. Aber zur Begriffsbeſtimmung feſtſtehender Gruppen 
des täglichen Lebens eignen ſich nur jederzeit einwandfrei und leicht 
feſtſtellbare Kennzeichen, nicht ſolche, die hinter den äußeren Er⸗ 
ſcheinungen liegen und erſt durch Unterſuchungen ermittelt werden 
müſſen. Und noch ein anderes. Bei der Erörterung, ob das auf 
dem Kapital- und Geldmarkt zum Umſatz Gelangende als allgemeine 
Vermögensmacht oder als Erwerbskapital zu bezeichnen ſei, machte 
v. Beckerath geltend, man dürfe nicht in einſeitiger Weiſe den Stand⸗ 
punkt des Kapitalgebers ins Auge faſſen. Er berückſichtigt jetzt bei 
der Trennung der beiden Märkte lediglich den Kapitalnehmer. Der 
Kapitalgeber erſcheint weder mit langdauernden Gebrauchsgütern, 


1 Das anerkennt auch v. Schulze-Gävernitz (Bankweſen, 1915, S. 77) 
Er ſagt zwar zunächſt: „Das Angebot an feſtem Kapital gegen langfriſtige 
Gläubigerrechte heißt Kapitalmarkt, das Angebot an flüſſigem Kapital gegen kurz⸗ 
friſtige Gläubigerrechte heißt Geldmarkt.“ Aber er fährt doch fort: „Der Unterſchied 
zwiſchen beiden Märkten beſteht in der Verpflichtung des Schuldners auf längere 
oder kürzere Friſt.“ Auch Hahn (Der Gegenſtand des Geld- und Kapitalmarktes 
in der modernen Wirtſchaft. Archiv für Sozialwiſſ. u. Sozialpol. Bd. 46, J) 
bekennt ſich zum Friſtmerkmal, wenn er ſagt: „Der Unterſchied der Märkte liegt 
nicht in dem, was von den Geld- und Kapitalgebern angeboten, ſondern in dem, 
was von ihnen nachgefragt wird. Dieſe Nachfrage richtet ſich auf Rückzahlungs⸗ 
verſprechen von kürzerer oder längerer Friſtigkeit. Die Stellen, an denen lang⸗ 
friſtige Schuldtitel ... nachgefragt werden, find im Sinne der Praxis als 
Kapitalmärkte zu bezeichnen. Die kurzfriſtigen Rückzahlungsverſprechen werden 
auf dem Geldmarkt nachgefragt.“ 
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noch mit Verbrauchsgütern auf dem Markt. Wonach entſcheidet ſich, 
welchem Markt er angehört? 

Vor allem iſt aber zu betonen, daß v. Beckerath ebenſo wie 
beim „Kapital⸗ und Geldmarkt“ ſo auch beim „Kapitalmarkt“ und 
beim „Geldmarkt“ dadurch, daß er nur teilweiſe zutreffende Eigen⸗ 
ſchaften zu Begriffsmerkmalen erhöht, nicht den gebräuchlichen Inhalt 
der Begriffe deutlich macht, ſondern den Begriffen einen fremden 
Inhalt gibt. Mit jeder Einzelheit ſeiner Beſtimmungen ſcheidet er, 
wie gezeigt, Beſtandteile aus dem Geſamtmarkt und deſſen beiden 
Gruppen aus, die allgemeinem Brauch nach dazu gehören. Er be⸗ 
ſtimmt nicht die alten Inhalte der Begriffe neu, ſondern er ſchafft 
neue Inhalte. Man kann an den Vorgängen des Kapital- und 
Geldmarktes vielerlei Aufſchlußreiches beſchreiben, ohne daß es ſich 
aber zur Aufnahme in die Begriffsbeſtimmungen eignet. v. Beckerath 
drückt anmerkungsweiſe! ſein Erſtaunen über mich aus, der ich zwar 
die kapitaliſtiſche Zuſammengehörigkeit von langdauernden Gebrauchs- 
gütern und Erzeugungsanlagen geſehen, und ſie den mit Einkommen 
gekauften Gütern des unmittelbaren Verbrauchs gegenüber geſtellt, 
aber bei der Begriffsbeſtimmung des Kapitalmarktes und Geldmarktes 
keinen Gebrauch davon gemacht habe. Ich halte für richtig, für 
neue Bedürfniſſe neue Begriffe zu bilden. Etwas anderes iſt es, 
einen im Geſchäftsleben gangbaren Begriff ſo beſtimmen, daß er 
wiſſenſchaftlich benutzbar wird, oder ihm einen neuen Inhalt geben. 
Das eine Mal paßt man ſich an die tatſächliche Übung an und iſt 
lediglich beſtrebt, dieſe möglichſt klar zu erfaſſen. Das andere Mal 
aber entfremdet man den Begriff ſeinem gewohnten Dienſt und führt 
ihn ganz neuen Aufgaben zu. Dieſes Vorgehen iſt eine Gefahr für 
den Wiſſenſchaftsbetrieb, denn es bringt Unſicherheit in den Gebrauch 
der gewohnten Begriffe. 

Zuſammenfaſſend kann ich nur ſagen, die Ablehnung? des Kapital⸗ 
begriffes und deſſen Erſetzung durch den Vermögensbegriff ſcheint 
mir irrtümlich. Die Benutzung eines Kreditbegriffes mit beſonderem 
Inhalt und die Heranziehung einer beſtimmten Art der Bildung der 
Gewinnrate iſt Auffaſſungsſache, bringt uns meines Erachtens aber 
nicht weiter. Im Gegenteil droht dadurch Verwirrung. Der Begriff 
des Kapital⸗ und Geldmarktes hat einen in gewiſſen Umriſſen feſt⸗ 


1. S. 52 Anm. 1. 

2 Auch gegenüber Hahn a. a. O. halte ich am Kapitalbegriff feſt, worauf 
ich mir vorbehalte, in einem beſonderen Aufſatz über den Gegenſtand des Kapital⸗ 
und Geldmarktes zurückzukommen. 
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ſtehenden Inhalt. Ihn willkürlich zu ändern, iſt zum mindeſten 
unzweckmäßig. Ebenſo verhält es ſich mit den Untergruppen Kapital: 
markt und Geldmarkt. Die Unterſcheidung nach kurzen und langen 
Friſten, die v. Beckerath für unbrauchbar erklärt, wendet er ſchließlich 
zwar ſelbſt an, aber alle anderen Beſtimmungen widerſprechen dem 
gebräuchlichen Inhalt der Begriffe, und ſind auch an ſich ſo ſchief, 
daß der neue Inhalt ſich nur ſchwer feſtſtellen läßt, und eine ſehr 
ſonderbare Zuſammenſetzung erhält. Ich bedauere, daß v. Beckerath 
dieſen Weg gegangen iſt. Um der darin liegenden Gefahr entgegen⸗ 
zuwirken, hielt ich mich als erſter, der den Begriff des Kapital- und 
Geldmarktes im deutſchen Schrifttum mehr als in einem Nebenſatz 
berückſichtigt hat, für verpflichtet, etwas ausführlicher zu v. Beckeraths 
Begriffsbeſtimmungen Stellung zu nehmen. 
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handlungsweiſe S. 71. 


Sam der Produktivität der Arbeit“ iſt heutzutage bei 
u uns nicht minder wie in England oder Somjetrußland die 
Loſung. Da gewinnt unter anderem auch die Frage der Lohn⸗ 
bemeſſung eine erhöhte Bedeutung, und erregt jede dieſer Frage ge⸗ 
widmete Unterſuchung ein um ſo lebhafteres Intereſſe, je mehr ſie 
den Zuſammenhang zwiſchen Löhnungsmethode und Arbeitsleiſtung 
betont. Das tut gerade die hier zu beſprechende Studie, ohne jedoch 
von vornherein auf dieſen einen Geſichtspunkt eingeſtellt zu ſein. 
Sie bietet vielmehr, wie es ſchon ihr Titel erwarten läßt, vor allem 
eine geordnete Darlegung der verſchiedenen Löhnungsmethoden. 
Dabei unterſcheidet der Verfaſſer zwiſchen „Lohnformen“ und 
„Lohnſyſtemen“. Erſteren Ausdruck bezieht er auf die Frage, 
nach welchen Grundſätzen die Leiſtung eines einzelnen, für ſich be⸗ 
trachteten Arbeiters entlohnt wird; letzterer Ausdruck dient ihm zur 
Bezeichnung der Art, wie ſich in einem beſtimmten Betrieb die für 
die verſchiedenen darin beſchäftigten Arbeiter geltenden Lohnſätze 
und Lohnformen zueinander verhalten. Dieſer Unterſcheidung ent⸗ 
ſprechend zerfällt die Schrift in zwei Kapitel, von denen das eine 
die Theorie der Lohnformen, das andere, erheblich kürzere, die 
Theorie der Lohnſyſteme zum Gegenſtand hat. 

Die Ausführungen des erſten Kapitels beruhen auf einer Ein⸗ 
teilung der Lohnformen in „lineare“ und „nichtlineare“. 
Dieſe Einteilung nimmt darauf Bezug, daß, wenn man, wie es 
ſeit langem üblich iſt, in einem rechtwinkligen Koordinatenſyſtem 


1 A. Schilling, ord. Prof. an der Techniſchen Hochſchule in Breslau, 
Theorie der Lohnmethoden. Berlin 1919, Springer. VIII u. 128 S. 
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auf der Abſziſſenachſe die in Stunden ausgedrückte Herſtellungszeit (t), 
die irgendein Werkſtück erfordert, und auf der Ordinatenachſe die 
entſprechenden Lohnkoſten (L) aufträgt, die letzteren hierbei entweder 
durch eine Gerade dargeſtellt werden, mithin als lineare Funktion 
der Herſtellungszeit erſcheinen oder nicht. Für alle linearen Lohn⸗ 
formen gilt die Beziehung: L = It +1(T - t) x, worin 1 den 
Stundenlohnſatz, T die unter Zugrundelegung der Leiſtung eines 
Arbeiters im Zeitlohn vorkalkulierte Herſtellungszeit (die „Grund⸗ 
zeit“) und x eine pofitive Größe bedeutet, die zur näheren Charakteri⸗ 
ſierung der Lohnform dient. Bei Zeitlohn hat man X = O, bei 
Stücklohn X = 1, bei Prämienzeitlohn O xX. =I, bei Prämienſtück⸗ 
lohn X 1. Sollte jemand daran Anſtoß nehmen, daß auf dieſe 
Weiſe Zeitlohn und Stücklohn, dieſe beiden „fundamentalen Lohn⸗ 
methoden“, wie fie Ludwig Bernhard nennt“, zu Varietäten 
eines gemeinſamen Lohnformtypus degradiert werden, ſo könnte ihm 
Schilling die Ausführungen von David F. Schloß? über die 
betriebstechniſche Weſensgleichheit oder auch die um 30 Jahre älteren 
Ausführungen von Karl Marx über die ſoziale Weſensgleichheit 
von Zeitlohn und Stücklohn entgegenhalten. Dividiert man L 
durch t, fo erhält man den tatſächlichen Stundenverdienſt (v). Dem: 


nach iſt v =I (1 — x) 1 und wenn auf der Abſziſſenachſe 


wiederum t und auf der Ordinatenachſe nunmehr » aufgetragen 
wird, ſo ergibt ſich im Falle des Zeitlohns eine der Abſziſſenachſe 
parallel verlaufende Gerade, im Falle des Stücklohns eine gleich⸗ 
ſeitige Hyperbel, ſonſt eine Kurve „hyperbelartigen Charakters“. 
Die nichtlinearen Lohnformen laſſen ſich, im Unterſchied von 
den linearen, auf keine allgemeingültige Formel bringen. Hier ge⸗ 
ſtaltet ſich die funktionelle Beziehung zwiſchen den Lohnkoſten (L) 
und der Herſtellungszeit (t) vielmehr ſehr verſchieden. Für den Fall, 
wo L eine ftetige Funktion von t ift, entwickelt Schilling verſchiedene 
Lohnformtypen“, ausgehend davon, nach welcher analytiſchen Norm 


1 Handbuch der Löhnungsmethoden, Leipzig 1906, S. 230. 

2 Ebendaſelbſt, S. 4— 29. 

? Das Kapital, I, 19. Kapitel. 

Mit dem Worte „Lohnformtyp“, das Schilling nicht gebraucht, iſt der 
Inbegriff ſolcher Lohnformen gemeint, die durch den gleichen Bau der ihnen 
zugrunde liegenden Formel für L oder v charakterifiert find und nur durch die 
numeriſchen Werte der in den Formeln vorkommenden Parameter voneinander 
differieren. Stellenweiſe ſpricht Schilling von Lohnform im Sinne von Lohn⸗ 


er 


1003] Zum Problem der Lohnbemeſſung 55 


der Stundenverdienſt (v) mit abnehmender Herſtellungszeit (t) zu: 


nimmt. Schilling zufolge > es nahe, entweder I 0 — K, oder 


dt 
d 
IT —= — kv, oder on TE =— 1 wo K eine poſitive Konſtante 
iſt, zu ſetzen. Von hier aus gelangt er zu den drei folgenden Formeln: 


* 
1. vl TEK (T= t), 2. v lek (r- und 5.9—1(5) Wenn 


man in Formel 1 kn jet, ſo kommt man auf die bekannte 


Rowanſche Lohnform!; man darf daher in allen Fällen, wo der 
Lohn nach Formel 1 bemeſſen wird, von dem Rowanſchen Lohn⸗ 
formtyp ſprechen. Formel 2 iſt ſeither unbekannt geweſen, während 
Formel 3, wie Schilling angibt, von A. Rothert (1909) in en 


ſchlag gebracht worden iſt, und zwar mit der Maßgabe, daß k = 5 


geſetzt werde. Nebenbei bemerkt, ergibt ſich aus Formel 3 bei K = 
die Zeitlohnform und bei k 1 die Stücklohnform, womit gejagt 
iſt, daß dieſe beiden Lohnformen auch anders rubriziert werden 
können, als es in der Schillingſchen Syſtematik geſchieht. 
Diejenigen nichtlinearen Lohnformen, bei denen » und daher 
auch L als ſtetige Funktionen von t bei einem beliebigen Wert von t 
erſcheinen, wie zum Beiſpiel jene Lohnformen, die unter einen der 
drei ſoeben betrachteten Lohnformtypen fallen, bezeichnet Schilling 
als „nichtlineare regelmäßige Lohnformen beſonderer Art“. Neben 
ihnen gebe es „nichtlineare unregelmäßige Lohnformen beſonderer 
Art“, deren Eigenart darin beſteht, daß ſie „in einzelnen Teilen“, 
d. h. für einen beſtimmten Bereich der Werte t keinem mathematiſchen 
Geſetz folgen, wofür die Lohnform der Santa⸗Fé⸗Bahn ein Beiſpiel 
bietet. Den (regelmäßigen und unregelmäßigen) nichtlinearen Lohn⸗ 
formen beſonderer Art ſtellt der Verfaſſer die „nichtlinearen Lohn⸗ 
formen allgemeiner Art“ gegenüber. Unter dieſer Überſchrift werden 
das Bonusprinzip und das Minimallohnprinzip behandelt. Die 
Lohnkoſten finden hierbei ihren graphiſchen Ausdruck in gebrochenen, 
im Fall des Bonusprinzips treppenförmig verlaufenden, Linien. 


formtyp; gewöhnlich aber ſchließt bei ihm der Ausdruck „Lohnform“ beſtimmte 
Annahmen über die numeriſchen Werte der betreffenden Parameter mit ein. 
Die meiſten der bei Schilling vorkommenden Lohnformeln enthalten übrigens 
nur einen Parameter. 

1 Siehe Th. Harms in L. Bernhard, o. c., S. 204. 
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Abgeſehen davon, daß die Bezeichnungen „allgemeine“ und „beſondere“ 
Art hier in einem etwas ungewöhnlichen Sinne gebraucht werden, 
dürfte es zweckmäßiger geweſen ſein, ſofern überhaupt die Klaſſi⸗ 
fikation der Lohnformen nach mathematiſchen Geſichtspunkten vor⸗ 
genommen werden ſoll, zwiſchen ſtetigen und unſtetigen Lohnformen 
zu unterſcheiden und dementſprechend die „nichtlinearen Lohnformen 
allgemeiner Art“ mit den „nichtlinearen unregelmäßigen Lohnformen 
beſonderer Art“ zu einer Klaſſe zu verbinden. 

Das Beſtreben des Verfaſſers iſt nicht ausſchließlich auf eine 
Klaſſifizierung und Veranſchaulichung der verſchiedenen Lohnformen 
gerichtet. Er ſucht zugleich gewiſſe Kriterien für deren Beurteilung 
aufzuſtellen. Sofern die linearen Lohnformen in Frage kommen, 
handelt es ſich für ihn hierbei darum, den „Lohnformfaktor“ (x) 
mit Rückſicht auf ein Minimum der Arbeitskoſten (G) zu beſtimmen. 
Dieſe ſetzen ſich aus den Lohnkoſten (L) und den „Arbeitsunkoſten“ (8) 
zuſammen. Unter „Arbeitsunkoſten“ verſteht Schilling diejenigen 
auf das Werkſtück entfallenden Unkoſten, welche, im Gegenſatz zu 
den „feſten Unkoſten“ (wie etwa die Transport⸗ und Vertriebskoſten), 
ſich mit der für die Herſtellung des Werkſtücks erforderlichen Arbeits⸗ 
zeit ändern. Sie ſind durch den Leerlaufskraftverbrauch der Werk⸗ 
zeugmaſchinen, die Gehälter und die Abſchreibungen bedingt und 
pflegen in den Betrieben der Verarbeitungsinduſtrie auf die „wer⸗ 
benden“ Löhne, d. h. diejenigen Löhne, welche unmittelbar für die 
Herſtellung der betreffenden Verkaufsartikel ausgegeben werden, be⸗ 
zogen zu werden. Der Verfaſſer ſetzt 8 = ult, wo u eine von der 
Eigenart der in Frage ſtehenden Arbeitsverrichtungen abhängige 
Konſtante, 1, wie früher, den Grundlohnſatz und t, wie früher, die 
Herſtellungszeit darſtellen. So kommt er, da G—=L+S, auf die 
Formel: G=1Tx+lt(1—x+u) Die „wirtſchaftlich günſtigſte 
Lohnform“ entſpricht nun demjenigen Wert von x, der die Größe G 
zu einem Minimum macht, und zwar vermöge des Umſtandes, daß 
X einen beftimmten Einfluß auf t ausübt. Die an ſich plauſible 
Annahme, daß die Zeiterſparnis T — t mit wachſendem x zunimmt, 
jedoch immer langſamer, bis die höchſtmögliche Zeiterſparnis erreicht 
iſt, wird dahin präziſiert, daß die Beziehung zwiſchen dieſen beiden 

2 2 
Größen durch die Formel 9 Ze + no, —= 1, alſo durch eine 
Ellipſe oder genauer durch eine Viertel-Ellipſe (da lediglich die poſi⸗ 
tiven Werte von a — x und von T— t in Frage kommen) dar: 
geſtellt werden kann. Die Konſtanten a und b, ſomit die halben 
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Achſen der Ellipſe beſtimmt Schilling aus den beiden folgenden 
Anſätzen: 1. Beim Stücklohn beträgt die Zeiterſparnis (der Grund⸗ 
zeit gegenüber) cT, wo c>0; 2. die höchſte durch Steigerung 
von x (bis auf a) erzielbare Zeiterſparnis beträgt ecT, wo e 1. 
Hieraus ergeben ſich die beiden Gleichungen: 


C0 


die zu a=e+ef® —1,b—=ecT führen. Als Endreſultat, 
betreffend den Zuſammenhang zwiſchen dem Lohnformfaktor und 
der Zeiterſparnis, gibt 3 an: 


2 m DDT dd 


1 * . oe 
* ini” es. „620/13 


22 
Diele Formel iſt aber (wie übrigens zahlreiche andere Formeln auch) 
bei Schilling nicht fehlerfrei geſetzt. Anſtatt des eingeklammerten 
Ausdrucks iſt nämlich zu leſen: ' 


efı da, 


Abgeſehen davon, kann die Formel einfacher geſchrieben werden, zum 
Beiſpiel wie folgt: 
t 2 


F =I ax — ( 1) * w = — 


oder noch in der Form: 


Macht man nunmehr von dieſer Formel Gebrauch, ſo läßt ſich G 
als Funktion einer einzigen Veränderlichen, nämlich der Veränder⸗ 
lichen x, darſtellen, und indem man die erſte Ableitung von G nach 
x bildet, ſie gleich Null ſetzt und aus der ſo erhaltenen Gleichung, 
die ſich mit Benutzung meiner Hilfsgröße a in der Form 
4 (a — I) x — 3 2 (a — J) u+D}xtaeu+l)=0 

ſchreiben läßt, x beitimmt, findet man die geſuchte günſtigſte Lohn⸗ 
form. Die (bei Schilling fehlende) Löſung obiger Gleichung kann auf 
folgende für den praktiſchen Gebrauch bequeme Form gebracht werden: 


„„ ae CC 


8 (a — J) 
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Wie man ſieht, ift x, worauf Schilling eigens aufmerkſam macht, 
von c unabhängig und nimmt bei gegebenem à beziehungsweiſe e 
mit wachſendem u zu, was Schilling an einem Zahlenbeiſpiel nach⸗ 
weiſt. Wachſende Arbeitsunkoſten bedingen ſomit um fo „jchärfere“ 
Lohnformen, d. h. um ſo höhere Lohnformfaktoren, wenn das 
Minimum der Arbeitskoſten erſtrebt wird. Daher ſei, behauptet der 
Verfaſſer, für diejenigen Arbeiter, denen ein großes Kapital mit 
hohen Amortiſations⸗ und Verzinſungskoſten anvertraut iſt, alſo für 
Maſchinenarbeiter, ein relativ hoher, für Handarbeiter (Schloſſer und 
Monteure) hingegen, deren Beſchäftigung mit weſentlich kleineren 
Arbeitsunkoſten verbunden iſt, ein relativ niedriger Lohnformfaktor 
angezeigt. 

Bei der Wichtigkeit, die Schilling dieſem praktiſchen Ergebnis 
beilegt, wäre es nicht überflüſſig geweſen, wenn er den in Frage 
ſtehenden Zuſammenhang zwiſchen dem vorteilhafteſten Wert von x 
und dem Koeffizienten „ allgemeiner nachgewieſen hätte, d. h. ohne 
ſich an die Annahme zu halten, daß die Beziehung zwiſchen x und 
1 -t in einer Ellipſe ihr Abbild findet, zumal da ſolch ein all⸗ 
gemeiner Nachweis leicht erbracht werden kann. Setzt man nämlich 
T—t=Tgix), jo findet man als Gleichung, aus welcher ſich der 
. X) 1 
So I si und es 
leuchtet unmittelbar ein, daß die Wurzel dieſer Gleichung, ſofern 
(X) So, um fo größer ausfällt, je größer u iſt. Die Gleichung 
läßt zugleich den Grund erkennen, weshalb im Falle der Ellipſe e 
keinen Einfluß auf den vorteilhafteſten Wert von x ausübt. Es 
verdient in dieſem Zuſammenhang auch noch angemerkt zu werden, 
daß man aus obiger Gleichung im Fall, wo () geradlinig ver⸗ 


vorteilhafteſte Wert von & beſtimmt: 


läuft, x tt! und im Fall, wo () durch eine Parabel 
(— Ellipſe, für welche e = 0) ausgedrückt wird, x = = 3 - erhält. 


Nachſtehende Tabelle, die die vorteilhafteſten 8 von x 
für die drei Fälle der Ellipſe, der Parabel und der Geraden an⸗ 
gibt, dürfte als Ergänzung zu der Schillingſchen Darſtellung einiges 
Intereſſe bieten: 
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| Parabel | Gerade 


5 | Ellipſe 


bei e = 15 


0,00 0,32 0,33 0,50 
0,33 0,42 0,44 0,67 
1,00 0,63 0,67 1.00 
2,00 0,91 1,00 1,50 


(Die beiden kurſiv geſetzten Zahlenwerte finden ſich auch bei Schilling.) 
Die Wahl der Ellipſe wird von Schilling in nicht gerade über- 
zeugender Weiſe damit begründet, daß „ſie ſtark gekrümmt iſt und 
deshalb beſonders als Grenzfall gelten kann“, wozu noch der Um⸗ 
ſtand hinzukomme, daß „ſich für ſie einfachere Rechnungen ergeben“. 
Setzt man, wie es Schilling in feinen Zahlenſpielen tut, o = 0,51, 
e = 1,5, jo involviert dies (im Fall der Ellipſe) die Annahme, daß, 
um den Arbeiter zur höchſten Kraftanſpannung, deren er fähig iſt, an⸗ 
zuſpornen, man ihm für die Arbeitsſtunde nahezu das 13 fache (genauer 
das 12,78 fache) desjenigen Betrags bieten müßte, auf den ſich ſein 
Stundenverdienſt bei Zeitlohn ſtellen würde. Statt ſich bei Be⸗ 
rechnung des vorteilhafteſten Lohnformfaktors (x) an die Form der 
Ellipſe zu binden, hätte man die Kurve, welche die funktionelle Be⸗ 
ziehung zwiſchen x und T —t ausdrückt, jeweils auf der Grundlage 
von Maſſenbeobachtungen erſt zu beſtimmen. 

Die Frage des vorteilhafteſten Lohnformfaktors unterſucht der 
Verfaſſer noch in der Vorausſetzung, daß der Grundlohnſatz (1), der 
im bisherigen als unabhängig von x angenommen wurde, ſich nach 
x richtet, und zwar mit ſteigendem x ſinkt, aber nicht etwa einfach 
in umgekehrtem Verhältnis zu x, ſondern nach einem beſtimmten, 
vom Verfaſſer ſtatuierten komplizierteren Geſetz. Dadurch ändert 
ſich die Formel für L und wird die Berechnung des vorteilhafteſten 
Wertes von x verwidelter. Gegen dieſe neue Berechnung, wie fie 
von Schilling ausgeführt wird, iſt einzuwenden: 1. daß er hierbei 
einen durchaus folgerichtigen Anſatz bezüglich der Arbeitsunkoſten 
(S=ult, wo! einen feſten Lohnſatz bedeutet) ſtillſchweigend mit 
einem für die Rechnung bequemeren, aber nach ſeiner eigenen An⸗ 


1 Der bei Schilling daneben auftretende Anſatz c = 0 kommt nicht weiter 
in Betracht, weil er der Problemſtellung direkt widerſpricht. Bei o = 0 hat 
man nämlich t = T für jeden Wert x, während die Beſtimmung des vorteil⸗ 
hafteſten Wertes von x doch nur unter der Vorausſetzung einen Sinn hat, daß 
x fo oder anders auf t einwirkt. Setzt man c = O, jo hat es zur Folge, daß 
ſich die Schillingſche Ellipſe verflüchtigt. 
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ſicht (S. 92—93) ſachlich ungerechtfertigten Anſatz (S=ult, wo 
l, einen veränderlichen, von X abhängigen, Lohnſatz bedeutet) ver: 
tauſcht (beim Übergang von Formel 18 zu Formel 19 auf S. 31); 
2. daß es nicht angeht, die zeitverkürzende Wirkung eines ſteigen⸗ 
den x, wie es der Verfaſſer tut, in dieſem Fall gleich hoch wie im 
Fall eines von x unabhängigen Lohnſatzes anzuſchlagen; und 3. daß 
auch, wenn man dieſe beiden Unvollkommenheiten der Schillingſchen 
Ableitung in Kauf nimmt, im Endreſultat, ſofern man korrekt rechnet, 
eine Gleichung ſechſten Grades herauskommt, während bei Schilling 
an deren Stelle eine (übrigens verkehrt geſetzte) quadratiſche Gleichung 
auftritt. Unter dieſen Umſtänden erübrigt es ſich, bei der von ihm 
gefundenen Löſung länger zu verweilen. 

Man möchte nun erwarten, in den Abſchnitten, die von den 
nichtlinearen Lohnformen handeln, analoge Unterſuchungen über 
den vorteilhafteſten Wert des mit k bezeichneten Parameters zu finden. 
Von derartigen Unterſuchungen nimmt jedoch der Verfaſſer Abſtand; 
er begnügt ſich vielmehr hier damit, die verſchiedenen Lohnformtypen 
miteinander darauf hin zu vergleichen, inwiefern ſie ein angemeſſenes 
Entgelt für die Verkürzung der Herſtellungszeit bieten und dadurch 
den Lohnempfänger zu höheren Leiſtungen anſpornen. Es ſei nämlich 
zu bedenken, daß es dem Arbeiter anfänglich leicht gelinge, gegen⸗ 
über der Leiſtung beim Zeitlohn Zeiterſparniſſe zu machen, daß 
jedoch, nachdem ein gewiſſes Maß der Verkürzung erreicht iſt. es 
viel ſchwieriger werde, die Herſtellungszeit um das gleiche Maß 
weiter herabzudrücken. Dazu gehöre ein mit fortſchreitender Zeit⸗ 
verkürzung wachſender Aufwand von „Fleiß, Intelligenz und Um⸗ 
ſicht“. „Deshalb iſt es auch richtig,“ meint der Verfaſſer, „daß 
dieſe beſondere Mühe durch ſpäter ſtärker als anfangs anſteigende 
Stundenverdienſte belohnt wird.“ Der ſo formulierten Forderung, 


2 a 5 
die analytiſch in der Ungleichung 6 0 und geometriſch darin 


ihren Ausdruck findet, daß die Stundenverdienſtkurve konvex zu der 
Abſziſſenachſe verlaufe, entſpricht vor allem der Rowanſche Lohn⸗ 
2 
an —= () und fi die Stundenverdienft: 
kurve demgemäß in eine Gerade verwandelt. Aber auch der von 
Schilling ſelbſt konſtruierte Lohnformtyp, wonach v = lek T —9, 
befriedigt ihn nicht: dieſe Formel genüge zwar grundſätzlich der auf: 
geſtellten Forderung, laſſe aber das Verhältnis des unendlich kleinen 
Mehrverdienſtes zu ebenſolcher Zeitverkürzung noch nicht ſtark genug 


formtyp nicht, da ihm zufolge 
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mit abnehmender Herſtellungszeit anwachſen. Hier hat man nämlich: 
4 — — kv oder = — — kdt. „Eine ähnliche Lohnform“, 
führt Schilling aus, „könnte vielleicht auch in der Gleichung 

dt 
dv — — k u 
formen immer noch feine konſtante Anſpannung des Arbeiters hervor⸗ 
rufen, weil auf den Willen des Arbeiters die Tatſache, wenn auch 
nicht mehr in gleichem Maße wie bei der Lohnform der Gleichung (25) !, 
verzögernd einwirkt, daß einer beſtimmten Zeitverkürzung kein ent⸗ 
ſprechendes Entgelt gegenüberſteht. Kurz geſagt, die konſtante An⸗ 
ſpannung lohnt ſich für den Arbeiter immer noch nicht. Man wird 
daher noch einen Schritt über dieſe Zwiſchenſtufen hinausgehen 
können, indem man nunmehr die ſpezifiſche Zunahme von v pro⸗ 
portional der ſpezifiſchen Abnahme von t ſetzt. Er wird dann 
ven 8 Letzterer Anſatz entſpricht aber dem Rothertſchen 
Lohnformtyp. Dieſer verdient denn auch nach Anſicht des Verfaſſers 
vor allen anderen den Vorzug. 


erblickt werden. Indeſſen werden derartige Lohn⸗ 


Sieht man hierbei die Quotienten no und — 5 die von Schilling 


als „ſpezifiſche“ Zunahme des Arbeitsverdienſtes und „ſpezifiſche“ 
Abnahme der Herſtellungszeit bezeichnet werden, auftreten, ſo werden 
in einem Erinnerungen an die Daniel Bernoulliſche Theorie der mora⸗ 
liſchen Hoffnung und an das Weber⸗Fechnerſche pſychophyſiſche Grund⸗ 
geſetz wachgerufen. Allein Schillings Betrachtungen haben damit 
rein gar nichts zu tun: nimmt er doch auf die Art der Wert⸗ 
ſchätzung, die der Arbeiter den ihm als Lohn zufließenden Geld— 
beträgen zuteil werden läßt, überhaupt keinerlei Rückſicht. Die in 
Frage ſtehenden beiden Quotienten gewinnen nichts an Überzeugungs⸗ 
kraft und wiſſenſchaftlicher Verwendbarkeit dadurch, daß ſie durch 
beſondere Namen ausgezeichnet werden. Dazu kommt, daß man 
ihrer auch gar nicht bedarf, um, ausgehend von einem einfachen und 
naheliegenden Anſatz in betreff des Verhältniſſes von dv zu dt, zur 


Rothertſchen Formel zu gelangen. Man ſetze: ve — 1 wo 
die beiden Konſtanten C und k pofitiv find. Als beſondere 


1 Gemeint iſt die Gleichung v = I Kk (T - t). 
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Sr, herleitet); weil aber v=]1 bei t= T, fo findet 


man 5 —]T* und dementſprechend, in Übereinſtimmung mit Rothert, 


vi (+). 


Es muß ferner Schilling gegenüber hervorgehoben werden, daß 
ein Lohnformtyp als ſolcher unmöglich die Gewähr für ein an⸗ 
gemeſſenes Entgelt der mit fortſchreitender Zeitverkürzung ſteigenden 
Arbeitsmühe bieten kann; es kommt vielmehr zugleich auf den nume⸗ 
riſchen Wert der betreffenden Parameter bzw. des betreffenden Para⸗ 
meters, in specie des Exponenten k, an. Da liegt aber die Sache 
jo, daß nicht einmal bei K = 1, geſchweige denn bei einem niedrigeren 
Wert von k — und Schilling nimmt widerſpruchslos den Rothertſchen 


Anſatz K = 2 hin! — die Proportionalität zwiſchen dem Zuwachs 


der Arbeitsintenſität und dem Zuwachs des Stundenverdienſtes ver⸗ 
bürgt iſt. Es dürfte nämlich im allgemeinen zutreffen, daß der 
gleiche Mehraufwand von Arbeitskraft nach Überſchreitung eines 
gewiſſen Grades der Arbeitsintenſität ſinkende Mehrerträge liefert“. 
Und doch würde, ſelbſt wenn dieſes „Geſetz des abnehmenden 
Arbeitsertrags“ nicht gelten würde, ſondern einem gleichen Mehr⸗ 
aufwand von Arbeit ſtets ein gleicher Mehrertrag entſpräche, 
nur im Fall des Stücklohns, d. h. bei k = 1 jene Proportio⸗ 
nalität beſtehen, während bei k 1 der Zuwachs des Stunden: 
verdienſtes notwendig hinter der Steigerung der Arbeitsintenſität 
zurückbleiben müßte. Es ſei mit p die Produktivität der Arbeit, 


1 Nebenbei bemerkt, erhält man dieſem Anſatz zufolge: L = VII- II. 
Die tatſächlichen Lohnkoſten erſcheinen als das geometriſche Mittel der Lohnkoſten 
bei Zeitlohn und der Lohnkoſten bei Stücklohn. Klingt da nicht v. Thünens 
Theorie des natürlichen Arbeitslohns an? 

2 Dies iſt nicht gleichbedeutend damit, daß ſich hierbei die Herſtellungszeit 
in immer ſchwächerem Maße verkürzt. Denn letzteres wäre auch bei gleich- 
bleibenden Mehrerträgen der Fall. Steigt zum Beiſpiel der Ertrag im Verhältnis 
von 4 zu 3, jomit um 33¼ %, jo ſinkt die Herſtellungszeit im Verhältnis von 
3 zu 4, ſomit bloß um 25%. Süukzeſſiven Mehrerträgen von je 10 % des 
Anſangsertrags entſprechen Verkürzungen der Herſtellungszeit um 9,1 %, 7.6 , 
6,4%, 5,5 %, 4,8 % uſw. der anfänglichen Herſtellungszeit. Über dieſen ein⸗ 
ſachen arithmetiſchen Sachverhalt iſt man ſich nicht immer im klaren. So 
identifiziert zum Beiſpiel A. Bernhard (in L. Bernhard, Handbuch der 
Löhnungsmethoden, S. 70) eine Steigerung der Arbeitsleiſtung um 25 oder 83 5% 
mit einer Zeiterſparnis um ebenſoviel Prozent! 
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d. h. die Zahl der Mengeneinheiten irgendeines Gutes, die in einer 
Arbeitsſtunde hergeſtellt werden, bezeichnet. Iſt, nach wie vor, t die 
zur Herſtellung einer Mengeneinheit dieſes Gutes erforderliche Arbeits⸗ 


zeit, jo beſteht die Beziehung pt = 1, woraus 71 3 —— folgt. 
dy dy dp een 
Man hat nun rd und ſetzt man hierin 5 const. 


(was unter der Vorausſetzung der Gültigkeit des Geſetzes des ab⸗ 
nehmenden Arbeitsertrags bedeuten würde, daß jede neu hinzu⸗ 
kommende Steigerung der Arbeitsintenſität im Verhältnis zu der 
ihr vorausgehenden zu niedrig entgolten wird), ſo erhält man 
45 == 85 (wo C eine poſitive Konſtante iſt), ſomit bereits K = 1. 

Es ſei zum Beiſpiel bei Verfertigung von Schachteln die Grund⸗ 
zeit (T) mit 6 Minuten und der Stundenlohn () für den Arbeiter, 
der gerade noch das Penſum von 10 Schachteln in der Stunde 
erledigt oder dahinter zurückbleibt, mit 2 Mk. angeſetzt. Die Her⸗ 
ſtellung von 11, 12, 13 uſw. Schachteln in der Stunde erfordert 
einen mit jeder neu hinzukommenden Schachtel ſteigenden Mehr⸗ 
aufwand von Arbeitskraft. Für den Fall k = 5 würde aber 
dieſem Mehraufwand von Arbeitskraft eine Erhöhung des Tages⸗ 
arbeitsverdienſtes bei achtſtündiger Arbeitszeit um 78 Pf, 75 Pf., 
72 Pf., 69 Pf., 66 Pf. uſw. entſprechen. Der Arbeiter, der 
15 Schachteln in der Stunde, ſomit 120 Schachteln täglich, her⸗ 
ſtellt, würde 19,60 Mk. erhalten (bei K = 1, d. h. bei Stüdlohn 
24 Mk.), und man kann ſich den Geſamtbetrag von 19,60 Mk. als 
zuſammengeſetzt denken: aus dem Grundbetrag von 16 Mk., d. h. 
dem Gegenwert der erſten 80 hergeſtellten Schachteln und den fünf 
hinzutretenden Beträgen von 78 Pf., 75 Pf. uſw., d. h. den Gegen⸗ 
werten von je 8 nachfolgenden Schachteln (wobei von dem Umſtand, 
daß der Wert einer Schachtel außer dem Arbeitslohn für deren 
Verfertigung noch andere Beſtandteile enthält, natürlich abgeſehen 
wird). Die erſten 8 unter dieſen über das Penſum hinaus her— 
geſtellten Schachteln würden ſich für den Arbeiter mit 9,8 Pf. per Stück, 
die letzten mit nur 8,3 Pf. per Stück bezahlt machen, während der 
entſprechende Mehraufwand an Arbeitskraft vorausſetzungsgemäß 
dort kleiner, hier größer geweſen wäre !. 


1 Vgl. v. Zwiedined-Südenhorft, Beiträge zur Lehre von den Lohne 
formen. Tübingen 1904, S. 63—64, 66. 
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Dieſe Bemerkungen richten ſich nicht ſowohl gegen die Rothertſche 
Formel als vielmehr gegen Schillings Behauptung, daß dieſer Formel 
zufolge jeder Zeitverkürzung ein „entſprechendes“ (im Sinne von 
„angemeſſenes“) Entgelt gegenüberſtehe. In Wirklichkeit iſt letzteres 
auch gar nicht vonnöten. Es genügt, wenn der Mehraufwand von 
Arbeitskraft, zu dem man den Lohnempfänger zu veranlaſſen beab⸗ 
ſichtigt, mit einem Mehrverdienſt verbunden iſt, der jenen Mehr⸗ 
aufwand, vom Standpunkte des Lohnempfängers aus geſehen, auf⸗ 
wiegt, möge auch das Verhältnis zwiſchen Arbeitsaufwand und Lohn 
bei geringeren Leiſtungen ein für den Arbeiter günſtigeres ſein. 
Wenn ſonſt höhere Leiſtungen verhältnismäßig ſchlechter als nied⸗ 
rigere bezahlt werden, ſo iſt allerdings zu befürchten, daß ſich die 
Arbeiter erſteren entziehen und zu letzteren drängen, aber eine der⸗ 
artige Gefahr beſteht im gegebenen Fall nicht: es iſt doch — um 
auf das Beiſpiel der Schachtelfabrikation zurückzukommen — aus 
Gründen der Logik ausgeſchloſſen, daß der Arbeiter, ſtatt der 11ten, 
12ten, 13ten, 14ten und 15ten Schachtel, fünf elfte Schachteln 
neben dem Penſum von 10 Schachteln in der Stunde herſtellt. 

Hat ſich nun aber der Arbeiter, weil es ihm als lohnend er⸗ 
ſcheint, auf eine beſtimmte Herſtellungszeit t (zum Beiſpiel 4 Minuten 
die Schachtel) eingerichtet, ſo kann es ſein, daß er nicht den ganzen 
Arbeitstag hindurch das gleiche Arbeitstempo einhält, ſondern bald 
ſtrammer, bald läſſiger arbeitet, und daß dementſprechend die Größe t 
den Charakter eines Durchſchnittswertes annimmt. Die etwaigen 
Wandlungen der Arbeitsintenſität ſind es aber nicht, die Schilling 
im Auge hat, wenn er von „konſtanter Anſpannung“ des Arbeiter 
ſpricht, welche die eine Entlohnungsmethode eher als eine andere 
herbeizuführen geeignet ſei, obſchon er „Anſpannung“ ausdrücklich 
mit „Arbeitsintenſität“ identifiziert (S. 58). Es heißt bei Schilling, 
daß „die Anſpannung des Arbeiters im Verlauf der Stunden: 
verdienſtkurve v —= f(t) annähernd die gleiche bleibt“. Auch 
dieſe genauere Formulierung ergibt noch keinen annehmbaren Sinn: 
entſpricht doch jedem Wertepaar t, », alſo jeder Stelle der in 
Frage ſtehenden Kurve eine andere, mit abnehmendem t und zu: 
nehmendem » notwendig wachſende Anſpannung! Worum es ſich 
in Wahrheit handelt, iſt, ob das durch die winkende Verdienſtſteige⸗ 
rung motivierte Beſtreben des Arbeiters, die Arbeitsintenſität zu er⸗ 
höhen, nach jeder bereits erreichten Verkürzung der Herſtellungszeit 
gleich ſtark bleibt oder ſich allmählich abſtumpft. Es mag ſein, daß 
zum Beiſpiel bei der Rowanſchen Lohnform unter Umſtänden dieſes 
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Beſtreben, nicht aber daß, wie Schilling (S. 76) behauptet, die 
Arbeitsintenſität ſelbſt mit fortſchreitender Zeitverkürzung nachläßt. 
Hier dürfte auf ſeiten Schillings keine Ungenauigkeit des Aus⸗ 
drucks bloß, ſondern mit eine gewiſſe Unklarheit des Gedankens 
vorliegen. Man glaube auch nicht, daß es genügen würde, in Schil⸗ 
lings Ausführungen die Worte „konſtante Anſpannung“ durch die 
Worte „konſtantes Streben nach Erhöhung der Arbeitsintenſität“ zu 
erſetzen, um die Sache einzurenken. Denn erſtens kommt es nicht 
darauf an, daß dieſes Streben mit fortſchreitender Verkürzung der 
Herſtellungszeit auf derſelben Höhe, ſondern daß es überhaupt auf⸗ 
rechterhalten werde oder genauer: nicht ſchon bei einem relativ 
großen Wert von t ausſetze, und zweitens trifft es nicht zu, daß 


dieſes Streben durch die Größe des Quotienten — 55 bedingt 


werde: wäre das der Fall, jo müßte ja das Bonus⸗Prinzip grund⸗ 
ſätzlich verſagen; ſo kurzſichtig iſt der Arbeiter denn doch nicht, um 
jeweils nur auf den nächſten infiniteſimalen Zuwachs des Stunden⸗ 
verdienſtes zu achten !! 


1 Im Text ſehe ich — um die Auseinanderſetzung mit dem Verfaſſer über 
ſeinen Begriff der konſtanten Anſpannung nicht noch mehr in die Länge zu 
ziehen — von der Schwierigkeit, den Begriff der Arbeitzintenfität klar und 
präzis zu faſſen, gefliſſentlich ab. Definiert man die Arbeitsintenfität etwa mit 
W. Gelesnoff (Grundzüge der Volkswirtſchaftslehre, Leipzig⸗Berlin 1918, 
S. 87) als „das Verhältnis zwiſchen der Quantität der verwendeten Arbeit und 
der Zeitdauer, während welcher ſie verbraucht wird“, ſo beſchwört man damit 
das Problem der „Arbeitsmeſſung“ herauf, welches mit der Marxſchen Formu⸗ 
lierung, wonach der Menſch im Produktionsprozeß ſoviel Arbeit leiſtet, als er 
Muskel- und Nervenenergie verausgabt, noch lange nicht gelöſt if. Man ver⸗ 
gleiche hierzu K. Marx, Das Kapital I, insbeſondere 1. und 13. Kapitel; 
A. J. Tſchuprow, Wiſſenſchaftliche Werke, herausg. von der Kaiſerl. Univerfität 
Moskau, Moskau 1911 (ruſſiſch), II. Teil, 2. Lieferung: Kurſus der politiſchen 
Ölonomie, S. 148— 149; Leo v. Buch, Intenfität der Arbeit, Wert und Preis 
der Waren, Leipzig 1896, S, 26 fg., und namentlich H. Herkner, Arbeit und 
Arbeitsteilung im Grundriß der Sozialökonomik, Abt. II, Tübingen 1914, 
S. 174—176. Was Schilling anlangt, ſo ſcheint für ihn das Problem der 
Arbeitsmeſſung gar nicht zu exiſtieren. Das mixtum compositum aus „Fleiß, 
Intelligenz und Umſicht“, mit dem er operiert, glaubt er ohne weiteres als ein⸗ 
heitliche Größe betrachten zu dürfen. Mit Recht geht F. A. Halſey, im 
Unterſchied von Schilling, näher darauf ein, ob die vermehrte Muskelanſtrengung 
oder die größere Aufmerkſamkeit oder die erhöhte Geſchicklichkeit durch Steigerung 
des Stundenverdienſtes erzielt bzw. belohnt werden ſolle. Siehe L. Bernhard, 
a. a. O. S. 92. Vgl. Taylor⸗Wallichs, Die Betriebsleitung, Berlin 1919, 
S. 142. 

Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 3 
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Nach dem Vorhergehenden gelangt man zu einer glatten Ab: 
lehnung der Theſe des Verfaſſers, daß der Rothertſche Lohn⸗ 
formtyp allen anderen vorzuziehen ſei, weil ihm, wenn nicht 
mit Gewißheit, ſo doch mit Wahrſcheinlichkeit die Eigenſchaft zu⸗ 
geſprochen werden könne, „unter ſonſt gleichen Verhältniſſen beim 
Arbeiter eine konſtante Anſpannung hervorzurufen“. Nun möchte 
aber Schilling nicht, den von ihm auf den Schild gehobenen Rothert⸗ 
ſchen Lohnformtyp in die Praxis eingeführt wiſſen. Man ſei näm⸗ 
lich in der Lage, den Verlauf, den die Stundenverdienſtkurve bei 
einer linearen Lohnform nimmt, durch paſſende Wahl des Lohn⸗ 
formfaktors (x) demjenigen Verlauf, den ſie nach der Rothertſchen 
Formel bei einem gegebenen k aufweiſt, derart anzunähern, daß ſich 
da nur unweſentliche Abweichungen ergeben, die in der Praxis ver⸗ 
nachläſſigt werden dürfen. Schilling erläutert dies — jedoch nur 


graphiſch — an dem Beiſpiel, wo k = 25 * 2 Rechnet man 


5 
dieſes Beiſpiel aus, jo findet man, daß, wenn ſich die Herſtellungs⸗ 
zeit um 20%, 40 % , 60 %, 663/ lo der Grundzeit verkürzt, der 
Stundenverdienſt nach Rothert um 12%, 29% ,‚ 58 %, 73% und 
unter Zugrundelegung des Prämienzeitlohns um 10%, 27 %, 60 , 
80% des Grundlohns (1), alſo in der Tat in ungefähr dem gleichen 
Maße, anſteigt. Einen gewiſſen Einblick in den Grund dieſer guten 
Übereinftimmung gewährt folgende Überlegung: Unter Benutzung 


des Begriffs der relativen Herſtellungszeit (Tv) und des re⸗ 


lativen Stundenverdienſtes (7 — v) findet man beim Rothertſchen 


Lohnformtyp: Sr — — . und bei jeder linearen Lohnform: 
dv xw 2 5 
ds u II (i- ue= Aus einem Vergleich dieſer 


beiden Ausdrücke für g geht eben hervor, daß man durch Ab⸗ 


ſtimmung der Konſtanten k und X aufeinander einen ziemlich kon⸗ 
formen Verlauf der beiden in Frage ſtehenden Kurven auf der 
praktiſch in Betracht kommenden Strecke wohl erzielen kann (wobei, 
wie es auch Schilling in ſeinem Beiſpiel tut, x etwas kleiner als k 
geſetzt werden muß, ſofern K < und dementſprechend auch x TCI). 
Angeſichts dieſes Sachverhalts liege, meint der Verfaſſer, kein Grund 
vor, „weshalb man von den in Rechnung und Anſchauung fo über⸗ 
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ſichtlichen linearen Lohnformen zu anderen kaum davon verſchiedenen, 
aber ſchwerer verſtändlichen übergehen ſoll“. Hiermit wird in die 
Beurteilung der verſchiedenen Lohnformtypen ein neuer Geſichts⸗ 
punkt: die Rückſicht auf Einfachheit und leichte Faßlichkeit, hinein⸗ 
getragen . Außerdem iſt, Schilling zufolge, zu beachten, wie bei 
verſchiedenen Lohnformtypen und Lohnformen die Rentabilität des 
Betriebs durch die etwaigen Kalkulationsfehler, welche aus einer 
unzutreffenden Veranſchlagung der Grundzeit entſpringen, beeinflußt 
wird. Eingehende Unterſuchungen hierüber führen den Verfaſſer zu 
dem Ergebnis, daß die nichtlinearen Lohnformen auch in dieſer Be⸗ 
ziehung keine weſentlichen Vorteile gegenüber den linearen bieten. 
Für die Praxis würde demnach aus den Darlegungen des erſten 
Kapitels die Lehre folgen: man halte ſich an die Formel L 1t 
+ x1 (T —t) und beſtimme x, wie angegeben, im Hinblick auf ein 
Minimum der Arbeitskoſten. Letzteres iſt freilich um ſo ſchwieriger, 
als, worauf der Verfaſſer ſelbſt wiederholt hinweiſt, die einzelnen 
Arbeiter auf die gleiche Lohnform verſchieden reagieren oder, anders 
ausgedrückt, als die Abhängigkeit zwiſchen x und T — t einen 
individuellen Charakter trägt. 

Die Forderung einer Rückſichtnahme auf die Eigenart der einzelnen 
Arbeiter kommt beſonders zur Geltung in den Ausführungen des 
zweiten Kapitels, das, wie eingangs bemerkt worden iſt, die „Lohn⸗ 
ſyſteme“ in dem dort angegebenen Sinne behandelt. Die Lohnſyſteme 
werden eingeteilt in ſolche: 1. gleicher Lohnform und gleicher 
Stundenlohnſätze, 2. gleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohn⸗ 
ſätze und 3. ungleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohnſätze. 
Die hier als gleich oder ungleich bezeichneten Lohnſätze, genauer 
Grundlohnſätze, ſollen jeweils nur für eine beſtimmte Berufsart 
gelten. Sind unter den in einem Betrieb beſchäftigten Arbeitern 
wie gewöhnlich verſchiedene Berufsarten vertreten, und iſt jeder Be⸗ 
rufsart ein anderer Grundlohn zugeordnet, ohne daß der zur An⸗ 
wendung gelangende Syſtemtyp von Berufsart zu Berufsart wechſeln 
würde, ſo hat man es in der Ausdrucksweiſe des Verfaſſers mit 
einem Nebeneinander gleicher, genauer: gleichartiger Syſteme oder 
mit einer „Syſtemſtaffel“ zu tun. Solche Staffelungen, bemerkt 
Schilling, müſſen grundſätzlich bei allen Syſtemen vorhanden ſein. 


1 Die Einfachheit erweiſt ſich übrigens auch hier, wie ſo oft, als relativer 
Begriff. So ſteht in Schillings Darſtellung die Rowanſche Lohnform in bezug 
anf Einfachheit den linearen Lohnformen nach, während ſie nach L. Bernhard 
geradezu unter die „vereinfachten Teilungsſyſteme“ fällt. 

5 * 
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Die Frage der Verbindung von Syſtemen zu Syſtemſtaffeln wird 
aber nicht beſonders behandelt. Der Verfaſſer beſchränkt ſich viel⸗ 
mehr darauf, verſchiedene Syſtemtypen einzeln zu beſprechen. Es 
werden da — unter einem etwas verſchwenderiſchen Aufwand von 
Formeln und Zeichnungen — die an ſich einfachen Rechenſchemata 
erörtert, zu denen jeder Syſtemtyp Anlaß gibt, wobei der Umſtand 
Mitberückſichtigung findet, ob gegebenenfalls Einzelarbeit oder 
Gruppenarbeit vorliegt. Sofern in ein und demſelben Betriebe 
Lohnſyſteme angewendet werden, die verſchiedene Typen darſtellen 
oder, wie der Verfaſſer dafür ſagt, verſchiedenen „Lohnſyſtemfamilien“ 
angehören, handelt es ſich, ſeiner Terminologie zufolge, um „Lohn⸗ 
ſyſtemzuſammenſtellungen“. 

Es wird zunächſt kurz auf die in den induſtriellen Privatbetrieben 
üblichen Lohnſyſtemzuſammenſtellungen eingegangen. Von ganz 
ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, ſeien hier nur die drei folgenden 
Syſtemtypen vertreten: 1. Zeitlohn mit ungleichen Lohnſätzen, 
2. Stücklohn mit gleichen Lohnſätzen bei Einzelarbeit und 3. Stück⸗ 
lohn mit ungleichen Lohnſätzen bei Gruppenarbeit. Für ſolch eine 
Ausleſe ſei maßgebend geweſen, daß alle drei Typen eine Differen⸗ 
zierung der Arbeiter geſtatten, die relativ einfachſte Lohnverrechnung 
bedingen und für den Arbeiter leicht verſtändlich ſind. Einen weiteren 
Vorzug böten die Typen 2 und 3 dadurch, daß ſie eine ſichere Vor⸗ 
kalkutation der Lohnkoſten ermöglichen. Dieſen Vorzügen ſtänden 
als Hauptnachteile bei den Typen 2 und 3 gegenüber: Benachteiligung 
der ſchwächeren Arbeiter wegen einer mit ſinkender Herſtellungszeit 
in die Erſcheinung tretenden weitgehenden Divergenz der Stunden⸗ 
verdienſte und „ungenügende Anpaſſungs⸗ und Regulierungsfähig⸗ 
keit, da nur ſelten die Stücklohnform gerade die jeweils wirtſchaft⸗ 
lich günſtigſte iſt“, wozu noch beim Typ 2 die Nichtberückſichtigung 
anderer Faktoren als Quantitätsleiſtungen hinzukäme. Sodann 
ſchildert der Verfaſſer die der Preußiſch⸗Heſſiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
gemeinſchaft eigentümliche Lohnſyſtemzuſammenſtellung, die von der 
in der Privatinduſtrie gebräuchlichen grundſätzlich nur dadurch ab⸗ 
weicht, daß hier (für jede Berufsart) auch im Fall der Einzelarbeit 
beim Stücklohn eine Abſtufung der Lohnſätze, und zwar nach dem 
Dienſtalter, ſtattfindet, das nicht minder beim Zeitlohn berückſichtigt 
wird. Schließlich werden als Beiſpiele einer „Weiterenwicklung der 
Syſteme gleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohnſätze“ die 
Syſteme von Zlaac Roß und von B. Schiller vorgeführt, 
welche, übereinſtimmend auf der Baſis des Prämienzeitlohns fußend, 


# 
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neben dem Grundlohnſatz die Grundzeit nach dem Grad der Geübt⸗ 
heit der verſchiedenen Arbeiter variieren laſſen, wobei jedoch Roß 
die Grundzeit einfach umgekehrt proportional dem Grundlohn ſetzt 
und das Minimallohnprinzip mit anwendet, während Schiller letzterem 
keinen Platz einräumt und Lin komplizierteres Verhältnis zwiſchen 
Grundzeit und Grundlohn einführt. Beide erreichen durch ungleiche 
Bemeſſung der Grundzeit für geübtere und weniger geübte Arbeiter, 
daß die Stundenverdienſte dieſer und jener mit ſinkender Herſtellungs⸗ 
zeit nicht mehr ſo ſtark auseinanderſtreben, wie das bei einheitlich 
feſtgelegter Grundzeit der Fall iſt. Damit werde aber die „Benach⸗ 
teiligung der ſchwächeren Arbeiter“ nicht beſeitigt, ſondern bloß ge⸗ 
mildert, und auch dies in einigermaßen fühlbarem Grade nur dann, 
wenn der Lohnformfaktor x hinter 1 beträchtlich zurückbleibt. „Setzt 
man nämlich in die betreffenden Gleichungen als Lohnformfaktor 
x l ein, fo gehen beide Syſteme in reine Stücklohnſyſteme über“ — 
mit dieſer Bemerkung beſchließt Schilling ſeine Erörterungen über 
die Syſteme von Roß und Schiller im beſonderen und zugleich über 
diejenigen Syſteme im allgemeinen, welche ſeither Anwendung ge⸗ 
funden haben. 

Unter ihnen ſeien die Syſteme ungleicher Lohnform und un⸗ 
gleicher Stundenlohnſätze nicht vertreten . Und doch gebühre gerade 
dieſen Syſtemen, meint der Verfaſſer, obſchon ſie an Einfachheit 
der Berechnung und leichter Verſtändlichkeit für den Arbeiter den 
zurzeit in der Praxis üblichen nachſtehen, der Vorrang. Entſcheidend 
ſei nämlich, daß es erſt durch Anpaſſung ſowohl des Lohnſatzes wie 
des Lohnformfaktors an die Eigenart der einzelnen Arbeiter möglich 
würde, die Geſtehungskoſten auf ein Minimum zu bringen, ohne die 
Stundenverdienſte der einzelnen Arbeiter allzu ſtark voneinander 
abweichen zu laſſen. Den „älteren oder fleißigen und tüchtigen“ 
Arbeiter, „alſo denjenigen, dem die Fabrikleitung ihr Vertrauen aus⸗ 
drücken will“, könnte man im Prämienzeitlohn mit hohem Stunden⸗ 
lohnſatz, den neueingetretenen oder läſſigen und weniger gewandten 
im Prämienſtücklohn mit niedrigem Stundenlohnſatz beſchäftigen. 
Dieſer, durch die ſchärfere Lohnform zu intenſiver Tätigkeit an⸗ 
geſpornt, wäre der ſtärker anſteigenden Stundenverdienſtkurve wegen 
in der Lage, denſelben Verdienſt wie jener zu erzielen. Es kann 


1 Das ſtimmt nicht ganz. Ein derartiges Syſtem iſt (nach O. v. Zwiedineck⸗ 
Südenhorſt, Beiträge zur Lehre von den Lohnformen, Tüvingen 1904, S. 52 
Fußnote) in den Snow Steam Pump Works bei Buffalo N.:9. eingeführt. 
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dahingeſtellt bleiben, inwiefern dieſe dem Verfaſſer vorſchwebende 
Ausgleichung der Stundenverdienſte erſtrebenswert ſei. Denn un⸗ 
vergleichlich ſchwerer als jegliche Bedenken, die in dieſer Beziehung 
geltend gemacht werden könnten, fällt der Widerſtand ins Gewicht, 
auf welchen die von Schilling befürwortete Differenzierung oder 
beſſer Individualiſierung der Lohnſätze und der Lohnformen un⸗ 
weigerlich bei den Arbeitern ſtoßen würde. Hielt doch Da vid 
F. Schloß ſchon am Ausgang des vorigen Jahrhunderts die Mög⸗ 
lichkeit, verſchiedenen Arbeitern ungleiche Lohnſätze zu gewähren, 
nur dann für gegeben, „wenn die Arbeiter nicht ſehr gut organiſiert 
ſind“ 1. Um wieviel mehr gilt das für die heutigen Verhältniſſe! 
Schilling ſtellt es ſelbſt als fraglich hin, ob ſich ſeine Forderung 
nach Individualiſierung der Lohnſätze und Lohnformen „auch auf 
die Werkſtatt übertragen“ laſſe, „d. h. ob für jeden einzelnen Arbeiter 
und Arbeitszuſtand die Entlöhnung zwar gerechter als bisher, aber 
doch in einer jeweils dem Arbeiter und dem Arbeitszuſtande beſonders 
angepaßten Form ausgeſtaltet werden kann“. „Dazu wäre feſtzuſtellen, 
welche Widerſtände ſich der Einführung einer ſolchen Entlohnungs⸗ 
methode entgegenſtellen können. Die Behandlung dieſer allerdings 
entſcheidenden Frage, die auf politiſches Gebiet übergreift und heute 
mehr als je von der Stellung der Arbeiterorganiſationen abhängt, 
wurde indeſſen abſichtlich aus der Erörterung ausgeſchieden, da nur 
die Entwicklung einer allgemeinen Theorie der Lohnmethoden das 
Ziel war.“ Mit ſolch einem im Vorwort () gemachten Vorbehalt 
iſt es natürlich nicht getan. Eine Theorie der Lohnmethoden, die 
einen ſo weſentlichen Faktor wie den korporativen Zuſammenſchluß 
der Arbeiter als nicht vorhanden anſieht, büßt nicht nur ein gut 
Teil ihres praktiſchen Wertes ein, ſondern erſcheint, auch rein wiſſen⸗ 
ſchaftlich betrachtet, zum mindeſten als unvollſtändig. Es läßt ſich 
freilich dieſem Faktor mathematiſch in keiner Weiſe beikommen“. 


1 L. Bernhard, a. a. O., S. 8. 

2 Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei ausdrücklich bemerkt, daß im 
Text das Bedenkliche der Anpaſſung der Lohnſätze und Lohnformen an die Eigen- 
art der verſchiedenen Arbeiter, nicht aber der verſchiedenen Arbeiten gemeint 
iſt. Dagegen, daß Lohnſatz und Lohnform nach dem Charakter der Arbeit, die 
der Lohnempfänger zu verrichten hat, variieren — eine Forderung, die ſich 
übrigens auch bei Halſey findet (ſiehe v. Zwiedineck⸗Südenhorſt, a. a. O. 
S. 48— 49) — iſt natürlich nichts einzuwenden. Hier hat man es, in Schillings 
Terminologie, mit verſchiedenen „Berufsarten“ und ebenſovielen verſchiedenen 
„Lohnſyſtemen“ zu tun, nicht aber mit einem „Syſtem ungleicher Lohnform 
und ungleicher Stundenlohnſätze“. 
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Solcher Faktoren gibt es nicht wenige, und gerade darum ſind 
der mathematiſchen Behandlungsweiſe auf dieſem Gebiete enge 
Grenzen geſteckt. Eine einſeitig mathematiſch orientierte Unterſuchung 
wie die Schillingſche wird erklärlicherweiſe eine Reihe wichtiger Ge⸗ 
ſichtspunkte entweder ganz unberückſichtigt laſſen oder mit dürftigen 
Bemerkungen abzutun ſuchen. So beſchränkt ſich der Verfaſſer zum 
Beiſpiel in bezug auf die Frage, inwiefern bei ſchärferen Lohnformen 
mit der Gefahr einer Beſchädigung von Maſchinen und Werkzeugen 
und eines erhöhten Ausſchuſſes zu rechnen ſei, darauf, daß er in 
einer Fußnote bemerkt, dieſer Gefahr müſſe durch gute Arbeits⸗ 
organiſation und Beaufſichtigung vorgebeugt werden. Ebenſo wird 
die Frage, ob die ſchärferen Lohnformen nicht eine andere Gefahr, 
nämlich die der Überanſtrengung der Arbeiter, mit ſich bringen, 
kaum geſtreift . Wenn der Verfaſſer ſeinerſeits im allgemeinen dazu 
neigt, die Tragweite der mathematiſchen Methode in ihrer Anwendung 
auf das Problem der Lohnbemeſſung zu überſchätzen, ſo darf es 
nicht weiter überraſchen: er hat eben eine Vorliebe für dieſe Methode, 
namentlich für planimetriſche und ſtereometriſche Konſtruktionen. 
Weniger begreiflich iſt es aber, wie er im beſonderen „die Erkenntnis 
der Richtigkeit der individuellen Behandlung des einzelnen Arbeiters 
auch im Lohnverfahren“ für das „Hauptergebnis“ ſeiner Arbeit, 
ſomit ſeiner mathematiſchen Deduktionen, halten kann. Dieſe Er⸗ 
kenntnis und die auf ihr beruhende Forderung, den perſönlichen 
Eigenſchaften des Arbeiters in der Praxis der Betriebsleitung Rech⸗ 
nung zu tragen, die übrigens in allgemeinerer Faſſung auch von 
Taylor erhoben wird?, haben in Wirklichkeit mit irgendwelchen 
geometriſchen Figuren oder algebraiſchen Formeln rein gar nichts 
zu tun. Ja, wo die Mathematik anfängt, da hört die Individuali⸗ 
ſierung auf?. Schilling ſcheint die Tatſache, daß ihm die Wichtig- 
keit der Individualiſierung der Lohnſätze und Lohnformen erſt im 
Laufe ſeiner Unterſuchungen zum Bewußtſein gekommen iſt, willkür⸗ 


1 Von anderer Seite wird dieſem Geſichtspunkt eine ſo große ſozial⸗ 
hygieniſche Bedeutung beigelegt, daß bereits für ein geſetzliches Verbot jeder frei⸗ 
willigen, erzwungenen oder erliſteten Überſchreitung beſtimmter Höchſtleiſtungen 
eingetreten wird. Siehe Guſtav Winter, Der Taylorismus. Leipzig 1920, 
S. 57—58. 

2 F. W. Taylor, Die Grundſätze wiſſenſchaftlicher Betriebsführung, 
deutſch von R. Roesler, München und Berlin 1913, S. 73. 

2 Das gilt auch für den Fall, wo im Rahmen des Taylor⸗Syſtems betriebs- 
techniſche Normen einen mathematiſchen Aſpekt annehmen. Ebendaſelbſt S. 111— 120. 
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lich dahin umgedeutet zu haben, daß zwiſchen der jo gewonnenen 
Überzeugung und der Methode dieſer Unterſuchungen ein logiſcher 
Zuſammenhang beſtehe. Das iſt, wie geſagt, nicht im mindeſten der 
Fall Er meint zugleich, daß ſein Beruf als Ingenieur zu derartigen 
Studien beſonders befähige. Es komme nämlich dem Ingenieur 
zweierlei zuſtatten: die Beherrſchung der mathematiſchen Hilfsmittel 
und die ſtändige Fühlung mit dem Wirtſchaftsleben. Es trifft zu, 
daß unter denjenigen, die über wirtſchaftliche Materien ſchreiben 
und dozieren, nur die wenigſten mit den Elementen der analytijchen 
Geometrie und der Infiniteſimalrechnung, von denen in der vor⸗ 
liegenden Schrift Gebrauch gemacht wird, vertraut ſind. Der 
Ingenieur nimmt in dieſer Beziehung in der Tat eine Vorzugs⸗ 
ſtellung ein. Was aber die Erfahrungen auf dem Gebiet der ökono⸗ 
miſchen, insbeſondere der induſtriellen, Praxis anlangt, ſo hat der 
Verfaſſer durch den allzu ſchemenhaften Charakter ſeiner Darlegungen 
ſich ſelbſt die Möglichkeit der Verwertung ſolcher Erfahrungen ab⸗ 
geſchnitten. Zu bedauern iſt es auch, daß er neben den Mono⸗ 
graphien und Abhandlungen über Lohntheorie und Lohnpolitik, auf 
die er hinweiſt (wobei er das Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften ausnahmslos als „Handbuch der Staatswiſſenſchaften“ und 
das Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik mit der gleichen 
Hartnäckigkeit als „Archiv für Staatswiſſenſchaften“ zitiert), nicht 
noch weitere nationalökonomiſche Literatur herangezogen hat. Seiner 
Arbeit, obſchon ſie dem Gebiet nicht eigentlich der Nationalökonomie, 
ſondern eher der Privatwirtſchaftslehre angehört, würde namentlich 
die Berückſichtigung der Hauptvertreter der mathematiſchen Schule 
in der Nationalökonomie zum Vorteil gereicht haben, da zwiſchen 
Privat⸗ und Volkswirtſchaftslehre immerhin Berührungspunkte be⸗ 
ſtehen, die ſich nicht zuletzt in methodologiſcher Hinſicht geltend machen. 
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Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte 


Von Dr. Werner Sombart 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Univerfität Berlin 


Jnhalts verzeichnis: I. v. Belows neueſtes Werk S. 73. — II. Das kritiſche 
Verfahren v. Belows S. 75. — III. Das Problem der „Wirtſchaftsſtufen“ 
S. 81. — IV. Der Streit um den Begriff des Kapitalismus S. 85. — 
V. Die Bedeutung des v. Belowſchen Werkes S. 90. ö 


I 


nter obigem Titel hat Georg v. Below eine Reihe feiner 

Aufſätze zuſammengefaßt, die ſich auf die Wirtſchaftsgeſchichte, 
oder was man fo nennt, beziehen . Genauer müßte der Titel 
lauten: „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte vor 20 Jahren“, d. h. 
zu der Zeit, als die meiſten und jedenfalls die entſcheidenden Ar⸗ 
beiten v. Belows entſtanden ſind. Ein Teil der darin abgehandelten 
Probleme mutet uns heute ſchon „wie eine alte, halbverklungene 
Sage“ an, ſo ein großer Teil derer, die durch Büchers vor faſt 
30 Jahren erſchienene „Entſtehung der Volkswirtſchaft“ angeregt 
wurden: Kundenproduktion, Lohnwerk, Stadtwirtſchaft; andere ſtehen 
noch heute im Mittelpunkt des wiſſenſchaftlichen Intereſſes, aber ſie 
haben in den 20 Jahren, die ſeit den Arbeiten v. Belows ver⸗ 
floſſen ſind, eine ſo weſentlich veränderte Geſtalt angenommen, daß 
ſie uns tatſächlich als neu erſcheinen. v. Below hat ſich nun leider 
nicht die Mühe genommen, ſeine Anſichten mit dem heutigen Stande 
der Forſch . g in Einklang zu bringen, jo daß ein weſentlicher Teil 
ſeines Buches jetzt nur antiquariſchen, beſtenfalls dogmengeſchichtlichen 
Wert beſitzt. | 

Was zu den alten Aufſätzen hinzugekommen iſt — ein Teil ift 
ohne jeden Zuſatz wieder abgedruckt —, ſind einerſeits bibliographiſche 
Nachträge und gelegentliche kurze Zuſätze, anderſeits ein paar 
längere Ausführungen: über den Schutz der Landwirtſchaft (dritte 
Abhandlung), und über den Begriff und „Geiſt“ des Kapitalismus 
(erſter Abſchnitt der ſiebenten Abhandlung). Gerade dieſe neuen Bei⸗ 
träge ſind nun aber recht ſchwach, und dienen nicht dazu, das Niveau 
des Buches zu heben. Ich werde den zweiten dieſer Zuſätze noch 
ausführlich beſprechen. 


1 Georg v. Below, Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte. Tübingen 1920, 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). gr. 8. XX u. 710 S. 
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Unter den älteren Aufſätzen ragen an Umfang und Bedeutung 
hervor und ſind in der wiſſenſchaftlichen Welt die bekannteſten: 
1. Großhändler und Kleinhändler im deutſchen Mittelalter (Nr. 6 
dieſer Sammlung Seite 302—398), 2. der Übergang der mittel⸗ 
alterlichen Stadtwirtſchaft [über den Begriff der Territorialwirtſchaft] 
(Nr. 8; Seite 501—621), 3. Über Theorien der wirtſchaftlichen 
Entwicklung der Völker, mit beſonderer Rückſicht auf die Stadt⸗ 
wirtſchaft des deutſchen Mittelalters (Nr. 4; Seite 143—257), 
4. die Entſtehung des modernen Kapitalismus (Nr. 7; Seite 399 
bis 500). 

Von dieſen vier Aufſätzen ſind die erſten beiden vor dem Er⸗ 
ſcheinen meiner einſchlägigen Studien veröffentlicht und jetzt ſo gut 
wie unverändert wieder abgedruckt worden. Das hätte nicht ge⸗ 
ſchehen dürfen. Auf beiden Gebieten: dem des mittelalterlichen 
Handels ſowohl als dem der Wirtſchaftsgeſchichte im Zeitalter des 
Frühkapitalismus find die durch meine Arbeiten neugeſchaffenen 
Frageſtellungen und neugewonnenen Ergebniſſe zu wichtige, um ſie 
einfach ignorieren zu können. Das gilt insbeſondere von dem 
Problemgebiete, auf dem ſich der zweite Aufſatz bewegt. Ich kann 
nur annehmen, daß v. Below den zweiten Band meines „Modernen 
Kapitalismus“ (in der neuen Faſſung) überhaupt nicht angeſehen 
hat!. Er hätte ſonſt unmöglich ſeine alte Arbeit in unveränderter 
Faſſung dem wiſſenſchaftlichen Publikum wieder vorlegen können. 
Was er in dieſer bietet, die ich übrigens zu dem Beſten rechne, was 
v. Below geſchrieben hat und die zur Zeit ihres Erſcheinens eine 
ſehr reſpektable Leiſtung war, verhält ſich doch bei günſtigſter Be⸗ 
urteilung wie eine Vorarbeit zu meinem Werke. Der Belowſche 
Aufſatz enthält eine Fülle zum Teil richtiger, zum Teil unzweifel⸗ 
haft falſcher Feſtſtellungen, die aber doch nichts anderes als diffuſes 
Rohmaterial darſtellen, während ich den erſten Verſuch gemacht 
habe, die europäiſche Wirtſchaftsgeſchichte des 16., 17. und 18. Jahr⸗ 
hunderts unter Zugrundelegung ganz beſtimmter Leitideen in ein⸗ 
heitlicher Betrachtung zu einem Ganzen zuſammenzufaſſen. Gelungen 
oder nicht: einen ſolchen ernſten Verſuch durfte jemand, der vorher 
in gleicher Richtung ſich bemüht hat, nicht unberückſichtigt laſſen. 
Zum mindeſten hätte er die Verpflichtung gehabt, die Leſer (unter 


= 0 
1 Daß er ihn „angeſehen“ hat, geht aus einer nach Abfaſſung dieſer Zeilen 
im „Weltwirtſchaftlichen Archiv“ erſchienenen „Beſprechung“ des 2. Bandes 
hervor; geleſen hat er das Buch nicht. Zeugnis: die genannte „Beſprechung“. 
Siehe im übrigen die folgenden Ausführungen. 
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denen v. Below nach ſeinen Worten in der Vorrede gerade auch 
Anfänger und Nichtfachleute zu ſehen wünſcht) darauf hinzuweiſen, 
daß es jetzt ſo etwas wie ein Gebäude gibt, zu dem ſich ſeine eigenen 
Darlegungen wie Bauſteine verhalten. 

Die beiden anderen der herausgehobenen Aufſätze ſtehen bereits 
unter dem Einfluſſe meiner Arbeiten. Der dritte nimmt Bezug auf 
meine Studien im 14. Bande des damaligen „Archivs für ſoziale 
Geſetzgebung“ aus dem Jahre 1899; der vierte enthält eine weſent⸗ 
liche Auseinanderſetzung mit der erſten Auflage meines „Modernen 
Kapitalismus“, die 1902 erſchien. Die Anzeige des vorliegenden 
Sammelbandes gibt mir die willkommene Gelegenheit, auf einige 
der v. Belowſchen Einwände etwas näher einzugehen, als ich es in 
der Neubearbeitung des „Modernen Kapitalismus“ bereits getan habe. 


II 


So viel auch ſchon über das kritiſche Verfahren v. Belows 
geſchrieben worden iſt, meiſt von Leuten, die ſich in ihrem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Anſehen und in ihrer ſchriftſtelleriſchen Ehre durch ihn 
bedroht fühlten und daher mit Bitterkeit ihre Vorwürfe vorgebracht 
haben: es verlohnt ſich doch immer wieder noch, ein Wort darüber 
zu ſagen. Ich tue das um ſo unbefangener, als ich wohl zu den⸗ 
jenigen Autoren gehöre, die v. Below am glimpflichſten behandelt 
hat — ich bin überzeugt, daß er ſeine Kritik meiner Werke für be⸗ 
ſonders wohlwollende Erzeugniſſe ſeiner Feder hält — und als ich 
mit einer Art von äſthetiſchem Genuß ſeine höchſt eigentümliche 
Methode, kritiſch fremder Arbeit Herr zu werden, betrachte. 

Der vorliegende Band bietet reichlich Gelegenheit, die Manier 
v. Belows zu beobachten, ganz beſonders in denjenigen Teilen, die 
ſich mit meinen Arbeiten beſchäftigen. | 

v. Below iſt — auf dem Gebiete, auf dem er Beſcheid weiß: 
das iſt im weſentlichen das deutſche Mittelalter, alſo in wirtſchafts— 
geſchichtlicher Beſtimmung: das Zeitalter der handwerksmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft, wohlverftanden: in Deutſchland — v. Below, ſage ich, iſt 
auf dieſem Gebiete ein formidabler Kritiker. Seine Stärke liegt be- 
gründet in ſeinem ausgedehnten Buchwiſſen: das iſt es, was er 
in hohem Maße beſitzt, nicht etwa Sachwiſſen; von den Dingen ſelbſt 
weiß er oft auffallend wenig, aber er kennt alles, was über ſie (freilich 
nicht nur in deutſcher Sprache) geſchrieben iſt. Aber ſeine Stärke liegt 
ebenſoſehr in ſeiner kalten Indifferenz gegenüber Perſönlichkeiten und 


. 
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Werken als einheitlichen Gebilden. Er fieht dieſe gar nicht oder will 
ſie nicht ſehen, ſondern er lugt bei irgendeiner wiſſenſchaftlichen 
Leiſtung, ohne ſich die Mühe zu geben, ein Buch auch nur durchzuleſen, 
geſchweige denn, es als Ganzes auf ſich wirken zu laſſen, von vorn⸗ 
herein nach irgendeinem Einzelpunkte aus, an dem, wie er glaubt, 
der Gegner verwundbar ſei. Er greift aus einem Werke eine Theſe 
heraus und richtet gegen dieſe ausſchließlich ſeine Angriffe. Iſt 
dieſe Theſe von vornherein ſturmreif, ſo iſt's gut; iſt ſie es nicht, 
ſo muß ſie erſt dazu gemacht werden. Das heißt: das, was der 
Autor geſagt hat, wird ſolange gedreht und gewendet, bis es einen 
für die Kritik geeigneten Inhalt bekommt. Zuweilen handelt es ſich 
dabei um kleinere Retouchen, zuweilen aber auch um recht weſent⸗ 
liche Verbiegungen und Verzerrungen. (Ich werde im folgenden 
über einen ſolchen Fall der Zurechtſtutzung berichten.) Das iſt die 
Angriffstheſe. Der Reſt des Werkes, und ſei dieſes noch ſo umfang⸗ 
reich, wird mit einigen nichtsſagenden Redensarten abgetan, gleich⸗ 
ſam ausgelöſcht, ſo daß im Leſer der Eindruck zurückbleibt: das 
Werk enthalte eigentlich nichts anderes als die — durch v. Below 
als falſch erwieſene — Theſe. Ja: der ganze Autor erſcheint ſchließ⸗ 
lich nur noch als der Verfaſſer einer einzigen falſchen Theorie: der 
Hofrechtstheorie, der Stufentheorie, der Paßſtaattheorie, der Kapital⸗ 
bildungstheorie. „Bei Sombarts „Kapitalismus“ waren die Aus 
einanderſetzungen mit der erſten Auflage deshalb notwendig, weil 
die (!) in der zweiten vorgetragene Auffaſſung nur aus der der erſten 
verſtändlich iſt. Anderſeits iſt mit der Widerlegung der () Auf: 
faſſung der erſten Auflage auch die der zweiten widerlegt (S. X/XT).“ 
Prüfen wir einmal etwas genauer nach, um was es ſich in dieſem 
Falle handelt, der, wie ich ſchon ſagte, v. Belows Meiſterſchaft 
beſonders deutlich erkennen läßt. 

Wie mancher Leſer ſich erinnern wird, hatte v. Below die erſte 
1902 erſchienene Auflage meines „Modernen Kapitalismus“ als das 
Buch mit der falſchen Kapitalbildungstheorie bei der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Welt in Mißkredit zu bringen verſucht. Es war ſeinem Be⸗ 
mühen auch gelungen, zumal in gewiſſen Hiſtorikerkreiſen den Ein⸗ 
druck zu erwecken, als enthalte mein Werk nicht viel mehr als eben 
dieſe eine falſche „Theorie“ von der Kapitalbildung aus Grund⸗ 
rentenakkumulation. Das war „die“ Auffaſſung Sombarts, von der 
in dem obigen Zitat aus dem vorliegenden Bande die Rede ift. 
Dieſe Auffaſſung hat eine ganze Generation von Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaftsbefliſſenen beeinflußt. Nun habe ich in der zweiten Auflage 
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den Kritiken, denen meine Hypotheſe auch von anderer Seite begegnet 
war, in ſo weitem Umfange Rechnung getragen (indem ich vor 
allem die Bedeutung der, wie ich noch immer annehme, ſehr be⸗ 
achtenswerten Form der Vermögensbildung auf ihr richtiges Maß 
beſchränkt und das ganze Problem der Vermögensbildung von dem 
der Kapitalbildung völlig losgelöſt habe), daß man beim beſten Willen 
nicht mehr die alten Einwände erheben konnte. Die ganze frühere 
Kritik v. Belows war ſomit in ihrem Hauptteil hinfällig geworden. 
Da ſie aber beſtimmt war, in dem vorliegenden Sammelbande zu 
erſcheinen, ſo mußte ſie doch noch Gültigkeit behalten. Da war 
nun guter Rat teuer. Aber v. Below wäre nicht der überaus ge⸗ 
ſchickte Taktiker, der er iſt, wenn er nicht dieſen Rat gewußt hätte. 
Er fand einfach meine alte Theorie an einer anderen Stelle meines 
neuen Buches in anderer Umhüllung wieder; nämlich in meiner — 
Städtetheorie. „Die neue Theorie über den Urſprung des Kapitalis⸗ 
mus (! zu beachten: ſtatt des Kapitals ſteht hier ſchon: des Kapitalis⸗ 
mus) . . . iſt ... nur eine Abwandlung der alten. Während er 
früher das Kapital aus akkumulierter Grundrente herleitete, meinte er 
jetzt die Fehler ſeiner alten Vorſtellung vermeiden und doch den 
Kern ſeiner alten Theſe feſthalten zu können, indem er die Anſicht 
zu begründen ſucht, die mittelalterliche Stadt und damit der erſte 
mittelalterliche Reichtum ſtädtiſcher Art ſei aufgekommen durch die 
Entſtehung der Stadt als Hauptſtadt, Reſidenz, Garniſonort. Kauf⸗ 
leute und Handwerker werden wohlhabend und reich an den 
dauernd in der Stadt wohnenden Grundherren und Staatsoberhäuptern 
und deren geſamten Apparate, oder genauer: an den Grundherren 
und Staatsoberhäuptern, die dadurch, daß ſie dauernd an einem 
Orte weilen, dieſen zur Stadt erwachſen laſſen. Und die Grund⸗ 
herren und Staatsoberhäupter ſind in der Lage, die Gewerbe⸗ 
treibenden reich werden zu laſſen und eine Stadt zu bilden, weil 
ſie von ihren abhängigen Leuten ſo viel Renten beziehen. Die 
Grundherrn find die ‚Städtebildner‘. Indem wir über dieſe neue 
Theorie Sombarts berichten, ſprechen wir es ſchon aus, daß ſie 
weſentlich auf die alte zurückkommt und auch wiederum die Wichtig⸗ 
keit des freien Marktes () und feine Einwirkung auf die Steigerung 
der Grundrente unterſchätzt. 

Ich habe die neue Theorie Sombarts in meiner Abhandlung 
„Die Entſtehung des modernen Kapitalismus und die Hauptſtädte“, 
in Schmollers Jahrbuch 1919, S. 811 ff. widerlegt. Die Wider⸗ 
legung läßt ſich auch bereits durch einige begriffliche (!) Feſtſtellungen 
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liefern. Wenn Sombart die mittelalterliche Stadt als Hauptort, 
Reſidenz, Garniſon entſtehen läßt, ſo iſt dieſe Theorie ſchon aus 
dem einfachen Grunde hinfällig, weil es eine Hauptſtadt, d. h. einen 
ſtändigen Sitz von Zentralbehörden, eine Reſidenz, d. h. einen ſtän⸗ 
digen Lieblingsaufenthalt des Fürſten, einen Garniſonort, d. h. den 
ſtändigen Sitz einer ſtehenden Heeresabteilung im Mittelalter, zumal 
in dem Teile des Mittelalters, der für die Entſtehung der Städte 
in Betracht kommt, nicht gibt“ (S. 498 — 590). 

Es iſt erſtaunlich, wie viel Falſchmeldungen in dieſen kurzen 
Sätzen enthalten ſind. Aber der Zweck iſt erreicht: der Leſer, der 
mein Buch nie in die Hand nehmen wird, weiß jetzt genug: auch 
die neue Auflage des „Modernen Kapitalismus“ iſt „fauler Zauber“: 
„teils zeigt die neue Auflage auch die Mängel der alten. Die 
Sucht, durch eine (1) neue Theorie zu blenden, muß doch als eine 
Erſcheinung der Senſationswiſſenſchaft bezeichnet werden“ (S. 498. 

Ich verſuche, in möglichſter Kürze den Tatbeſtand darzuſtellen, 
damit der Leſer wenigſtens dieſer Zeilen eine Vorſtellung von dem 
ſpezifiſchen Talent v. Belows bekommt und einſieht, daß ich nicht 
ganz der Troddel bin, der ich ſein müßte, wenn ich auch nur die 
Hälfte des Unſinns geſagt hätte, den mich v. Below ſagen läßt. 

1. Es iſt nicht richtig, daß ich in der Neuauflage des „Modernen 
Kapitalismus“ eine neue Städtetheorie aufgeſtellt hätte. Vielmehr 
iſt dieſe ſchon in der erſten Auflage vorgetragen worden. Sie beſteht 
in nichts anderem als in der Anwendung des unbeſtreitbaren Satzes: 
daß die Städte von dem Überſchuß leben, den die Land wirtſchaft 
liefert, und daß ſie um ſo größer reſp. zahlreicher ſein können, je 
größer dieſer Überſchuß iſt; daß aber Städte gebildet werden können 
nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rechtstitels im⸗ 
ſtande ſind, über Überſchüſſe der Landwirtſchaft zu verfügen und fie 
in die Stadt zu ziehen. Dieſe Perſonen nenne ich Städtegründer 
(primäre Städtebildner), diejenigen, die von jenen Perſonen leben: 
Städtefüller (ſekundäre, tertiäre uſw. Städtebildner). Daß es ſich 
bei dieſen Sätzen lediglich um die Stadt als wirtſchaftliches 
Phänomen handelt, verſteht ſich von ſelbſt. Aber welche Fülle von 
Einſicht könnte über die Städtegeſchichte verbreitet werden, wenn 
man dieſe ſchlichten Gedanken in jedem einzelnen Falle zum Leit⸗ 
faden der Unterſuchung machte! v. Below hat ſich nicht einmal 
die Mühe genommen, meine eigentliche „Theorie“ auch nur in den 
Grundzugen den Leſern bekannt zu geben. Denn was er berichtet, 
iſt ja nur die Anwendung dieſer Theorien auf einen beſtimmten 
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Fall: die Entſtehung der mittelalterlichen Stadt; er verwechſelt alſo 
Theorie und Empirie. 5 

2. Die Ausführungen über die Entſtehung der mittelalterlichen 
Stadt ſind in der neuen Auflage in der Tat neu hinzugefügt. Ich 
hatte gehofft, daß ſie von den Hiſtorikern dankbar begrüßt werden 
würden, weil fie geeignet find, die Diskuſſion über das mittelalter 
liche Städteproblem mit neuem Leben zu erfüllen. Sie ſind, wie 
ich das gewöhnt bin, unbeachtet geblieben: nur v. Below hat fih _ 
ihrer bemächtigt, um fie durch ein paar Taſchenſpielerkunſtſtücke ihres 
Sinnes und damit ihres Wertes für die ernſte Geſchichtſchreibung 
zu berauben. Er läßt mich behaupten (ſiehe das obige Zitat): daß 
die mittelalterliche Stadt als „Reſidenz“ entſtanden ſei. Die Wahr⸗ 
heit iſt, daß ich die Reſidenzen als eine unter den zahlreichen 
Typen der mittelalterlichen Stadt bezeichne. Dabei faſſe ich den 
Begriff „Reſidenz“ in einem völlig andern Sinne, als es v. Below 
mich tun läßt: „Die Städte, um die es ſich hier handelt, ſind die 
Sitze der Biſchöfe und Erzbiſchöfe, der Grafen, Duces, Mark⸗ 
grafen, Herzöge und Könige“ (Mod. Kap. 13, 144). Ich weiß 
nicht, ob v. Below die Exiſtenz dieſes Städtetyps im Mittelalter 
leugnet. Übrigens gibt es auch genug mittelalterliche „Reſidenzen“ 
in dem v. Belowſchen engeren Sinne (ich brauche nur an London 
und Paris zu erinnern). 

Und endlich iſt die Tatſache, daß in vielen Fällen die Fürſten 
nicht ſtändig an einem Ort reſidierten, für die Frage der Städte⸗ 
bildung völlig gleichgültig: wenn ſie zwiſchen zwei Orten wechſelten, 
waren ſie eben pro tanto in zwei Städten Städtebildner, wenn 
zwiſchen 10 in 10. 

Nun aber fahre ich in meiner Darſtellung (a. a. O. S. 147) 
wie folgt fort: „Neben dieſen fürſtlichen Großkonſumenten finden 
fich nun in der mittelalterlichen Stadt eine Menge mittlerer und 
kleiner Grundrentenbezieher zuſammen, die wiederum einen beträcht⸗ 
lichen Konſumtionsfonds bilden können“ und zähle als ſolche auf: 

a) Kirchen und Klöſter; 

pb) geiſtliche Ritterorden; 

c) Schüler und Studenten; 

d) die weltlichen „Grundherrn“. 

Wenn ich auch die Anſicht vertrete, daß alle bedeutenden 
mittelalterlichen Städte „Konſumtionsſtädte“ waren, ſo laſſe ich doch 
den Produzenten ebenfalls die ihnen gebührende Würdigung zuteil 
werden, indem ich als mittelalterliche Städtebildner aufführe: ö 
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a) die Handwerker (ſoweit ſie gewerbliche Erzeugniſſe an Land⸗ 
leute verkaufen); | 

b) den internationalen Handel: 

c) die Erportinduftrie: Mailand! Nürnberg! Konſtanz! Florenz! 
Silberſtädte! 

d) den Geldhandel. 

Welcher mittelalterliche Hiſtoriker wird ſich die Mühe geben, 
auf dieſen Gedankengängen weiterzuſchreiten und ehrlich und ernſt⸗ 
lich zu prüfen, wieweit meine Feſtſtellungen richtig ſind, damit end⸗ 
lich der verdammte Unſinn: „Die Städte ſind aus den Märkten 
entſtanden“ in die richtige Einſicht umgekehrt wird: „Die Märkte 
haben ſich aus den Städten entwickelt“. Einſtweilen hat v. Below 
feinen Zunftgenoſſen verkündet: Sombart ſtellt die „Theorie“ (!) auf: 
Die mittelalterliche Stadt iſt als „Hauptſtadt (von mir überhaupt 
nicht genannt), Reſidenz (von mir in einem völlig anderen Sinne 
gebraucht), Garniſonort“ (von mir ganz nebenbei erwähnt) entſtanden. 
Und ſie werden es ihm wieder glauben. 

3. Das Hauptkunſtſtück wird nun aber erſt vollbracht, indem 
nämlich dieſe meine völlig entſtellte Städte⸗„Theorie“ in Zuſammen⸗ 
hang gebracht wird mit der — „Kapitalbildung“. Zunächſt ver⸗ 
wechſelt v. Below hier die „Kapitalbildung” (die ich in Band II 
Seite 166 ff. behandele) mit der „Vermögensbildung“ (die ich im 
5. Abſchnitt des I. Bandes zur Darſtellung bringe). Aber die Be 
achtung derartiger, wenn auch grundlegender Unterſchiede erwarte 
ich gar nicht. v. Below meint, wenn er Kapitalbildung ſagt, Ver⸗ 
mögensbildung. Aber was in aller Welt hat auch nur dieſe mit 
meiner Städte- „Theorie“, ſelbſt in der entſtellten Form, wie fie 
v. Below vorträgt, zu tun? Höchſtens beſteht der Zuſammenhang, 
daß ſowohl für die Gründung der Städte als für die Entſtehung 
des bürgerlichen Reichtums der vorhandene feudale Reichtum eine 
große Bedeutung gehabt hat. Will das etwa v. Below leugnen? 
Soweit der bürgerliche Reichtum in Europa entſtanden iſt — meine 
Theſe iſt die, daß er zum bei weitem größeren Teil nicht in Europa, 
ſondern durch die Überſeebeziehungen, insbeſondere den großen Überſee⸗ 
handel und die Sklavenwirtſchaft, ſich gebildet hat — iſt der feudale 
Reichtum ein wichtiges Medium geweſen: ſowohl der in den Städten 
als der auf dem Lande verbliebene. Daß ſich der bürgerliche Reich⸗ 
tum durch die Vermittlung des „freien Marktes“ gebildet hat, ſchließt 
doch jene Mitwirkung des feudalen Reichtums bei ſeiner Entſtehung 
nicht aus. Um das eingehender zu begründen, würde es abet 
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wirklich der nationalökonomiſchen „Theorie“ bedürfen, und ich zweifele, 
ob v. Below Luſt hat, mir auf dieſes Gebiet zu folgen. 

Alſo von den Einwänden v. Belows bleibt in Wahrheit nichts 
beſtehen: jene „neue Theorie“, durch die ich habe „blenden“ wollen, 
iſt ein reines Hirngeſpinſt v. Belows. Aber für die Leſer ſeiner 
Kritik iſt ſie die Quinteſſenz meines Werkes. Daß dieſes ſelbſt dann, 
wenn alles richtig wäre, was v. Below behauptet hat, auf ſeinen 
mehr als 2000 Seiten noch vielleicht 200 andere „Theorien“ ent⸗ 
hält, davon erfährt der Leſer nichts. Auf weſſen Seite iſt nun 
wohl die „Senſationswiſſenſchaft“? 


III 


Mit anerkennenswerter Nachhaltigkeit hat v. Below mit dem 
Problem der „Wirtſchaftsſtufen“, oder wie man ſonſt die 
Epochen des menſchlichen Wirtſchaftslebens nennt, gerungen. Erſt 
im Kampfe mit Bücher, dann mit mir. Wenn es ihm bis heute 
— der vorliegende Band enthält zu dieſem Thema Ausführungen, 
die offenbar erſt in letzter Zeit gemacht worden ſind — doch nicht 
gelungen iſt, ſich zur Klarheit durchzuringen, ſo liegt das, ſcheint 
mir, an einem grundſätzlichen Mangel des v. Belowſchen Denkens, 
das nicht imſtande iſt, bis zu den letzten Prinzipien eines Problems 
durchzudringen. v. Below denkt eben nie im Zuſammenhange, ſondern 
immer ſozuſagen kaſuiſtiſch: er kennt nur Einzelerſcheinungen, keine 
Prinzipien. In all ſeinen Erörterungen über das Stufenproblem 
wendet er ſich zwar an zahlreichen Stellen gegen die Einteilungs⸗ 
prinzipien ſeiner Gegner, aber mir iſt nicht erinnerlich, daß er nun 
erklärte, nach welchen Prinzipien er die Einteilung des Wirtſchafts⸗ 
lebens in Perioden vorzunehmen für richtig hält. 

Dieſer Mangel grundjägliher Erkenntnis hat v. Below nun 
aber nicht gehindert, ſehr viele vortreffliche Beiträge zur Lehre von 
den „Wirtſchaftsſtufen“ zu liefern. Gegen Bücher hat er vor allem 
mit vollem Rechte den Unterſchied zwiſchen theoretiſcher und empiriſcher 
Geltung der einzelnen „Wirtſchaftsſtufen“ geltend gemacht; hat er 
die Einſeitigkeit korrigiert, mit der dieſer die mittelalterliche Stadt⸗ 
wirtſchaft als rein lokale Tauſchwirtſchaft dargeſtellt hatte. Er hat 
gezeigt, daß „die Länge des Produktionsweges“ keineswegs ein zu— 
verläſſiges Merkmal der verſchiedenen „Wirtſchaftsſtufen“, daß „die 
Kundenproduktion“ keineswegs der mittelalterlichen Stadtwirtſchaft 
allein eigentümlich ſei und anderes mehr. Alles in völliger Überein⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIV4. 6 


82 Werner Sombart [1030 


ſtimmung mit mir, wie wir beide denn in der Beurteilung des 
wirklichen Verlaufs des europäiſchen Wirtſchaftslebens gar nicht ſo⸗ 
weit voneinander abweichen, wie es die vielfach feindſelige Einſtellung 
v. Belows auf meine Werke vermuten laſſen ſollte. 

Nur in einem Punkte hätte die Kritik der Bücherſchen „Stufen⸗ 
theorie“ vertieft werden können. Mir ſcheint nämlich in der räum⸗ 
lichen Geſtaltung der wirtſchaftlichen Beziehungen der europäiſchen 
Menſchheit (und auf dieſe äußere, räumliche Geſtaltung allein iſt 
ja das Augenmerk Büchers gerichtet) die entſcheidende Wendung 
nicht ſowohl darin zu beſtehen, daß die lokale Verknüpfung eine 
nationale wird, ſondern daß ebenſo die ehemalig weltwirtſchaftlichen 
Beziehungen in nationale umgewandelt werden. Das iſt die eigent⸗ 
liche Leiſtung der frühkapitaliſtiſchen (in Büchers Terminologie alſo 
volkswirtſchaftlichen) Epoche, daß ſie ſowohl die lokalen als die 
internationalen Wirtſchaftsbeziehungen nationaliſiert. Es iſt nicht 
genug beachtet, daß im Mittelalter e und Weltwirt⸗ 
ſchaft nebeneinander hergehen. 

Der Handel trägt ein durchaus weltwirtſchaftliches Gepräge 
(da er in den lokalwirtſchaftlichen Beziehungen keine Stelle hat), 
und das Gewerbe iſt in weitem Umfange weltwirtſchaftlich organi⸗ 
ſiert: die großen Induſtriezentren des Mittelalters, wie Mailand, 
Florenz, Flandern, haben ſowohl im Bezug ihrer Rohſtoffe als im 
Abſatz ihrer Erzeugniſſe eine volkswirtſchaftliche Struktur. Dann 
tritt ein Wandel mit dem aufkommenden Kapitalismus ein, der 
unter dem Einfluß der merkantiliſtiſchen Politik die Induſtrien zu 
nationaliſieren die Tendenz hat. So trug etwa die engliſche 
Wollinduſtrie im 18. Jahrhundert ein viel nationaleres Gepräge als 
etwa die Florentiner im 15. Bekanntlich hat ſich dieſe Tendenz 
zur Nationaliſierung unſerer Induſtrie, d. h. zur Verringerung ihres 
internationalen oder „weltwirtſchaftlichen“ Charakters bis in unſere 
Zeit fortgeſetzt. Den ziffernmäßigen Nachweis dieſer Tendenz für 
die frühkapitaliſtiſche Epoche findet der Leſer in der Neuauflage 
meines „Modernen Kapitalismus“ Band II, für das hochkapita⸗ 
liſtiſche Zeitalter in meiner „Deutſchen Volkswirtſchaft im 19. Jahr⸗ 
hundert“. 

So glücklich v. Below in ſeiner Polemik mit Bücher iſt, ſo 
gänzlich verſagt er gegenüber meiner Aufſaſſung. Da er nicht nur 
ſeine alte Kritik wieder abdruckt, ſondern durch neue Zuſätze zu er⸗ 
kennen gibt, daß er ſeinen Standpunkt in den 20 Jahren nicht 
geändert hat, ſo will ich ein Wort zur Klärung ſagen. 
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v. Belows Urteil über meinen Verſuch einer Periodiſierung 
des Wirtſchaftslebens lautet wie folgt: „Was den poſitiven Wert 
ſeiner Stufentheorie betrifft, ſo iſt ſeinen Erörterungen jedenfalls 
der Wert einer Gymnaſtik des Geiſtes nicht abzuſprechen. Im. 
übrigen enthält feine Darſtellung wohl (!) nicht jo viel Neues, wie 
die Leſer nach ſeinen Urteilen über ſeine Vorgänger glauben müßten. 
Namentlich gewinnt man den Eindruck, daß er von den Anregungen, 
die Bücher in ſeinen verſchiedenen Arbeiten gegeben hat, doch in 
ſtärkerem Maße beeinflußt iſt, als er durchblicken läßt (S. 187).“ 
„Sein Schlagwort lautet nicht ‚Entwicklungsreihen“, ö ‚Wirte 
ſchaftsſtufen“ (S. 436).“ 

Das iſt nun wieder ein vollſtändiges Fehlurteil, bei dem ſich 
jener Mangel des v. Belowſchen Denkens fühlbar macht, von dem 
ich vorhin ſprach. Weil ihm alle Neigung fehlt, die Dinge prin— 
zipiell zu faſſen, iſt ihm gar nicht der Gedanke gekommen: nach⸗ 
zuprüfen, auf welchem principium divisionis denn meine Einteilung 
beruht. Er würde dann nämlich erkannt haben, daß zwiſchen Bücher 
und mir überhaupt keine Beziehung beſteht. Daß ich von Bücher 
„angeregt“ bin, verſteht ſich von ſelbſt. Wer iſt von Bücher nicht 
angeregt worden? Aber die Anregung hat die Wirkung gehabt, 
daß ich mich in einen grundſätzlichen Gegenſatz zu Bücher geſtellt 
habe, weil ich einſah, daß Büchers Schema unzureichend ſei, 
um die Weſenheiten hiſtoriſch verſchiedener Wirtſchaftsepochen zu 
charakteriſieren. Wenn v. Below ſchon den geiſtigen Stammvater 
meiner Periodiſierungstheorie ausfindig machen wollte, ſo hätte er 
ſich die Lehren von Karl Marx anſehen müſſen, deſſen „Stufen⸗ 
theorie“ er in ſeiner Überſicht überhaupt nicht Erwähnung tut. 

Hätte v. Below Büchers und meine Stufentheorie auf ihren 
geiſtigen Gehalt hin geprüft, ſo hätte er wahrnehmen müſſen, daß 
ſich die beiden Theorien auf zwei verſchiedenen Ebenen bewegen und 
ſich in keinem einzigen Punkte berühren. Bücher und ſeine Vor⸗ 
gänger haben die verſchiedenen Formen menſchlicher Wirtſchaft, wie 
ich ſchon ſagte, nach dem äußeren Merkmal ihrer räumlichen Be⸗ 
ziehungen unterſchieden: ob gar keine Beziehungen zu fremden Wirt⸗ 
ſchaften, ob Beziehungen zu Wirtſchaften innerhalb des Umkreiſes 
einer Stadt oder innerhalb der Stadt ſelbſt, ob Beziehungen über 
ein ganzes Land hin, ob über die ganze Erde hin: das macht den 
Unterſchied zwiſchen Hauswirtſchaft, Stadtwirtſchaft, Volkswirtſchaft, 
Weltwirtſchaft aus. Dieſes Merkmal iſt gewiß ſehr wichtig und 


wird auch von mir bei den Charakteriſierungen beſtimmter Wirt⸗ 
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ſchaftszuſtände betont. Nur daß ich nicht gern den Nachdruck auf 
die allzu äußerliche „Länge des Produktionsweges“ lege, die wirklich 
in den meiſten Fällen nicht charakteriſtiſch iſt, ſondern die jeweils 
beſondere organiſche Einheitsbildung in den Vordergrund rücke, die 
im einen oder anderen Falle ſich beobachten läßt (außer bei der 
„Weltwirtſchaft“, die deshalb auch ihre Sonderbedeutung hat und 
ganz gedankenloſerweiſe mit den drei anderen „Stufen“ in eine 
Linie geſtellt wird). Aber was wir einſehen müſſen iſt dieſes, daß 
wir mit dieſen Unterſcheidungen, wie ich ſchon ſagte, ſelbſt wenn 
wir Ernſt mit ihnen machen wollten (was, nebenbei bemerkt, faſt nie 
geſchieht: unſer nationalökonomiſches Denken iſt in den ſeltenſten 
Fällen heute zum Beiſpiel „volkswirtſchaftlich“ ausgerichet) niemals 
das Weſen beſtimmter Wirtſchaftsverhältniſſe ausdrücken können: 
dieſelbe „Wirtſchaftsſtufe“ im Bücher⸗Belowſchen Sinne kann 
weltverſchiedene Wirtſchaftsgeſtaltungen umfaſſen, und dieſelbe Wirt⸗ 
ſchaftsgeſtaltung kann ſich auf ſehr verſchiedenen Wirtſchaftsſtufen 
der genannten Art finden: „Hauswirtſchaft“ gibt es in der Geſtalt 
kommuniſtiſcher Urwirtſchaft, individualiſtiſcher Bauernwirtſchaft, an⸗ 
tiker Sklavenwirtſchaft oder mittelalterlich-feudaler Fronhofwirtſchaft; 
Stadtwirtſchaft gibt es in den heutigen Wirtſchaftsformen genau ſo 
wie im Mittelalter; es gibt eine kapitaliſtiſche und eine ſozialiſtiſche 
Volkswirtſchaft; Weltwirtſchaft beſtand im Mittelalter auf hand⸗ 
werksmäßiger Grundlage, beſteht im Zeitalter des Kapitalismus und 
wird, nach der Meinung unſerer Kommuniſten, erſt recht in einer 
bolſchewiſierten Welt beſtehen. Was nützen mir „Idealtypen“ menſch⸗ 


licher Wirtſchaft, die nicht imſtande ſind, den Unterſchied zwiſchen | 


freiem Handwerk und Sklavenarbeit, zwiſchen Sozialismus und 
Kapitalismus zum Ausdruck zu bringen. In Wirklichkeit hat ja die 
nationalökonomiſche Wiſſenſchaft auch ſchon längſt unbewußt andere 
Kategorien verwandt, um die verſchiedenen Wirtſchaftszuſtände zu 
unterſcheiden. Ich habe es nun unternommen, denjenigen Begriff, 
der unbewußt allen früheren Unterſcheidungen ſchon zugrunde lag, 
in das Licht des Bewußtſeins zu rücken und in allen ſeinen Ver⸗ 
zweigungen genau zu beſtimmen: es iſt der Begriff des „Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtemes“, den ich ſchon in meiner Aufſatzreihe aus dem 
Jahre 1899 gebildet hatte, den ich ſeitdem immer mehr entwickelt 
und zum tragenden Begriff der geſamten ſpeziellen Nationalökonomie 
gemacht habe. Er liegt allen meinen ſpäteren Werken zugrunde 
und dient mir vorwiegend zur Unterſcheidung der verſchiedenen 
„Wirtſchaftsſtufen“, die ich als „Wirtſchaftsepochen“ oder wirtſchaft⸗ 
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liche „Zeitalter“ bezeichne. Daneben hat die Unterſcheidung, wie ſie 
Bücher und ſeine Anhänger vornehmen, nur noch ſekundäre Bedeutung. 
Im Begriffe des Wirtſchaftsſyſtemes ſuche ich die dem Wirt⸗ 
ſchaftsleben jeweils charakteriſtiſchen Züge zur Einheit zuſammen⸗ 
zufaſſen, ſofern ich darunter eile Wirtſchäftsgeſtaltung verſtehe, die 
durch eine beſtimmte Wirtſchaftsgeſinnung, eine beſtimmte Wirtſchafts⸗ 
organiſation und eine beſtimmte Technik gekennzeichnet wird. Damit 
ſind die drei aller Wirtſchaft zugrunde liegenden Elemente: Geiſt, 
Form, Sache, berückſichtigt. Ich behaupte, daß nur dieſer Begriff 
des Wirtſchaftsſyſtemes ſpezielle Nationalökonomie ſowohl als ins- 
beſondere Wirtſchaftsgeſchichte als Wiſſenſchaft mög— 
lich macht. Um die Diskuſſion des Begriffes „Wirtſchaftsſyſtem“ 
und feine Verwendung muß ſich alle Diskuſſion über „Probleme der 
Wirtſchaftsgeſchichte“ drehen, wenn ſie aus dem alten Geleiſe heraus 
will. v. Below hat von dieſem Begriff überhaupt keine Notiz ge⸗ 
nommen. Er hat ihn offenbar gar nicht bemerkt. | 
| IV | 
Wie hilflos alle Wirtſchaftstheoretiker und ⸗hiſtoriker mit der 
Stange im Nebel herumſchlagen, die nicht die Kategorie des Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtemes zur Verfügung haben, zeigt ſich mit beſonderer Deut⸗ 
lichkeit an der in letzter Zeit lebhaft gewordenen Diskuſſion über 
den Begriff des Kapitalismus, an der, wie ich ſchon an⸗ 
deutete, nun auch v. Below ſich beteiligt, mit einer eigens für den 
vorliegenden Band geſchriebenen, die Seiten 399 bis 431 füllenden 
Studie, mit der er jetzt feine Anzeige meines „Modernen Kapitalis⸗ 
mus“ aus dem Jahre 1903 einleitet. Anzuerkennen iſt auch hier 
wieder der ernſte Wille des geſchätzten Autors, der nun wirklich im 
Mittelpunkt des wiſſenſchaftlichen Intereſſes ſtehenden „Probleme 
der Wirtſchaftsgeſchichte“ Herr zu werden. Er hebt ſich durch dieſes 
Bemühen ſehr vorteilhaft aus der Schar ſeiner engeren Fachgenoſſen 
ab, für die heute, noch ebenſo wie vor einem Menſchenalter, Begriffe 
wie der des Kapitalismus Hekuba ſind. Ja, v. Below vertritt in⸗ 
ſofern ſogar einen beſonders fortſchrittlichen Standpunkt, als er 
bereit iſt, zuzugeben, daß es ſo etwas wie Kapitalismus gibt, 
während nicht nur Hiſtoriker, ſondern ſogar „Fachvertreter“ der 
Nationalökonomie noch heute ſich drehen und wenden, um an dem 
ominöſen Begriff des Kapitalismus vorbeizukommen. 
Um ſo mehr wiederum iſt es zu bedauern, daß v. Below bei 
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feinen Bemühungen um den Begriff des Kapitalismus ſich der ficheren 
Führung durch den Begriff des Wirtſchaftsſyſtemes begeben hat, der 
ſich ihm ſo bequem geboten hätte, wenn er etwas tiefer in meine 
Werke eingedrungen wäre. Auch hätte ihm ein Studium von Marx 
manchen Fingerzeig geben können. Das, was er uns jetzt bietet, iſt 
leider recht wenig und leidet vor allem an dem Mangel einer ein⸗ 
heitlichen Zuſammenfaſſung der zahlreichen begrifflichen Merkmale, 
deren er eine ganze Reihe zur Kennzeichnung des „Kapitalismus“ 
beibringt. Es läßt ſich leicht zeigen, daß der verſchwommene Begriff, 
den v. Below bildet, völlig unzureichend zur Hervorhebung beſonderer 
wirtſchaftlicher Zuſtände iſt. 

Was v. Below zunächſt über den Begriff des Kapitalismus bei 
Karl Marx ſagt, iſt ganz abwegig. Es iſt eine der Hauptleiſtungen 
des Marx ſchen „Kapitals“, daß er die ſpezifiſche Weile der 
„kapitaliſtiſchen Ausbeutung“ klargeſtellt hat; man darf alſo nicht 
ſagen: „kapitaliſtiſche“ Produktionsweiſe im Marxſchen Sinne ſei 
„die Produktionsweiſe, in der die kapitalloſen Arbeiter von den 
„Kapitaliſten“ in dem ſpezifiſchen Sinne der Marx ſchen Mehrwert⸗ 
lehre ausgebeutet werden“ (S. 399); und kürzer (S. 400): „die 
Ausbeutung der Arbeiter könne alſo nicht das Weſen des Kapitalis⸗ 
mus ausmachen“. Das iſt jo unmarxiſtiſch wie möglich gedacht 
und ſollte heute in unſeren wiſſenſchaftlichen Traktaten nicht mehr 
geſagt werden dürfen. 

Aber das nur nebenbei. Wir fragen, wie v. Below nun ſelbſt 
den Begriff des Kapitalismus beſtimmt. Welches iſt das genus 
proximum des zu definierenden Begriffs? Wir erfahren es nicht. 
v. Below ſelbſt wird es nicht wiſſen (denn er kennt ja den Begriff 
des Wirtſchaftsſyſtemes nicht), und deshalb ſchwebt ſein Kapitalismus⸗ 
begriff in der Luft: es werden ein paar Merkmale zuſammengeſtellt, 
die eben nie und nimmer eine Einheit ergeben. 

„Wenn man den ſchlichten Wortſinn zu ermitteln ſucht und 
unbefangen die Dinge vergleicht, ſo wird man unter Kapitalismus 
die Verwendung von viel Kapital verſtehen“ (S. 400). „Wir halten 
daran feſt, daß der Kapitalismus die Verwendung von viel Kapital 
iſt“ (S. 401). 

Das iſt nun freilich ein recht kümmerliches Begrifflein, dem 
wir erſt auf die Beine helfen müſſen, damit es ſtehen kann. Wenn 
uns v. Belop nur auch gleich geſagt hätte, was er unter „Kapital“ 
verſteht. An dieſer Stelle, wo er den Begriff „Kapitalismus“ mit 
Hilfe des „Kapital“-Begriffes definiert, jagt er es überhaupt nicht. 
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An einer anderen Stelle (S. 225) äußert er ſich darüber wie folgt: 
„Wir wollen uns hier mit der Feſtſtellung des viel umſtrittenen 
Kapitalbegriffs nicht aufhalten () Wir entnehmen den Quellen die 
ſchlichten Tatſachen, daß die Handwerker bereits ſeit dem 12. Jahr⸗ 
hundert ſich die Rohſtoffe meiſtens ſelbſt beſchaffen, daß ſich bei 
ihnen oft bewegliches Vermögen nachweiſen läßt, daß ſie ſeit den 
früheſten Zeiten als Grundbefiger begegnen.“ Aus dieſer Zuſammen⸗ 
ſtellung einzelner Vermögensobjekte der Handwerker muß man 
ſchließen, daß v. Below unter „Kapital“ ſoviel wie „Sach⸗ 
vermögen“ verſteht. Darauf deuten auch einige andere Bemerkungen 
hin: „Für die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe (iſt) nicht Eigentum 
von vielen Mitteln, ſondern nur ihre Verwertung weſentlich“ 
(S. 413); „der Kapitalismus (beruht) auf der Verwertung großer 
Mittel“. 

Nun müſſen wir aber noch durch eine Beſtimmung den v. Below⸗ 
ſchen Begriff: Kapitalismus — „Verwertung großer Mittel“ er⸗ 
gänzen, damit er überhaupt einen Sinn bekommt, nämlich: „in 
einem Betriebe (Unternehmung)“, wovon v. Below nichts bemerkt, 
weil er es wohl als ſelbſtverſtändlich anſieht. Dann hätten wir 
alſo den Begriff: „Kapitalismus“ = Organiſation der Wirtſchaft in 
Großbetrieben. Dann wäre das genus proximum der Betrieb. 
Dies iſt die Begriffsbeſtimmung Paſſows, durch den v. Below im 
weſentlichen beeinflußt zu ſein ſcheint. Ich halte dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung für grundfalſch deshalb, weil ſie ganz und gar nicht 
die ſpezifiſchen Züge einer beſtimmt geſtalteten Wirtſchaftsweiſe, die 
wir als kapitaliſtiſche bezeichnen, zum Ausdruck zu bringen vermag. 
v. Below meint zwar: „Mit dem Geiſte des Unternehmens iſt durch⸗ 
aus alles das gegeben, was man berechtigterweiſe als Kennzeichen 
des Kapitalismus nennt“ (S. 402). 

Aber darin täuſcht er ſich gewaltig. Selbſt die Kennzeichen, 
die er anführt, find damit nicht gegeben: „So die dauernde Unſelb⸗ 
ſtändigkeit der Mehrzahl der Arbeiter“ (S. 402): in einem genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Großbetriebe ſind alle Arbeiter „ſelbſtändig“. Von den 
anderen Kennzeichen des Kapitalismus meint er (S. 403), daß ſie 
mit der Größe des „Unternehmens“ „mindeſtens nahegelegt“ ſeien, 
was ſchon erheblich vorſichtiger iſt. Aber auch das ſtimmt nicht 
einmal; er führt (S. 403 ff.) an: „die weitgehende Arbeitsteilung 
im techniſchen Sinne; das Zuſammenwirken zahlreicher Teilprozeſſe“: 
es gibt auch Großbetriebe ohne dieſe Merkmale; im übrigen ſind ſie 
kein Spezifikum des kapitaliſtiſchen Großbetriebs; ferner: „die 
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Trennung der Erwerbswirtſchaft von der Konſumtionswirtſchaft“. 
Falſch: die Oikenwirtſchaften waren eminente Großbetriebe und 
dabei reine Eigenwirtſchaften. Die „reſtloſe geldliche Durchdringung“. 
Falſch: es gibt ebenſogut natural⸗- wie geldwirtſchaftliche Großbetriebe. 
Der Leiter „braucht nicht mehr Fachvertreter des Gewerbes zu ſein“. 
Er kann es aber ſein. Warum iſt er es in der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft nicht? Das iſt zu erklären. An dieſer Stelle macht 
v. Below die Bemerkung, daß „die Aktiengeſellſchaften in hiſtoriſchem 
Zuſammenhange mit dem Kapitalismus“ (ſtehen). 

Das ſind, ſoviel ich ſehe, alle Merkmale, die v. Below zur 
Kennzeichnung der „kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe“ anzuführen für 
nötig hält. Alſo keine verkehrswirtſchaftliche Verknüpfung! Keine 
Warenproduktion! Kein freies Lohnarbeiterverhältnis! Auch kein 
beſonderer „Geiſt“? Darüber läßt v. Below den Leſer im dunkeln. 
Zwar ſpricht er davon; er bedient ſich ſogar des von mir geprägten 
Wortes: „Wirtſchaftsgeſinnung“. Aber was er meint, bleibt unklar. 
Jedenfalls völlig unbeſtimmt. „Man hat, ſagt er (S. 420), von 
einem ‚Geiſte des Kapitalismus‘ geſprochen. Wir können darunter 
eine Zeitrichtung (!) verſtehen, welche der Verwendung großer Mittel 
in der wirtſchaftlichen Tätigkeit günſtig iſt, während die Richtung 
einer anderen Zeit ſie zu hindern ſucht.“ 

Wie völlig unzulänglich dieſer Verſuch, den Kapitalismus zu 
charakteriſieren, iſt, geht allein daraus hervor, daß jedes der von 
v. Below angeführten Merkmale auch auf eine ſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation paßt. Was ſoll aber eine Begriffsbeſtimmung, 
die dieſes Haupterfordernis nicht erfüllt: eine Wirtſchaftsweiſe gegen 
eine andere von ihr grundſätzlich verſchiedene abzugrenzen? Oder 
gibt es gar keinen Unterſchied zwiſchen Sozialismus und Kapitalis⸗ 
mus? Nach v. Below möchte es faſt ſo ſcheinen, wenn er einmal 
ſagt (S. 403): „auch ſozialiſtiſch kann die große Unternehmung 
konſtruiert ſein“, sc. die er als „kapitaliſtiſche“ Kennzeichen will. 
Dann wären wir ja allen praktiſchen Nöten enthoben. Seltſam, 
daß ſich da die Welt jetzt ſo aufregt und in zwei Parteien ſpaltet: 
eine kapitaliſtiſche und eine ſozialiſtiſche. 

Alles, was v. Below zur Charakteriſierung des „Kapitalismus“ 
beibringt, zeigt wieder jener Mangel an grundſätzlichem Denken, von 
dem ich ſchon ſprach. Kein einziger Begriff wird bei ihm bis in 
ſeine letzten Gründe und Konſequenzen durchgedacht. Er weiß bei 
der Erörterung des Begriffes „Kapitalismus“ wieder keinen Unter⸗ 
ſchied zu machen zwiſchen Theorie und Empirie, d. h. zwiſchen dem 
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Geiſt des Wirtſchaftsſyſtems in ſeiner Reinheit, dem Inbegriff der 
dieſes beherrſchenden Idee einerſeits und der tatſächlichen Verwirk⸗ 
lichung dieſer Idee anderſeits. Ebenſowenig ſieht er den Unterſchied 
zwiſchen dem objektiven Geiſt im Wirtſchaftsleben, der ſich in Recht, 
Sitte und Einrichtungen aller Art niedergeſchlagen hat und dem 
ſubjektiven Geiſt, der in den Seelen der einzelnen Wirtſchaftsſubjekte 
wirkſam iſt. Deshalb kennt er auch das Hauptproblem der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte nicht, das im Zeitalter des Kapitalismus in den 
Vordergrund getreten iſt: in welchem Zuſammenhange objektiver 
und ſubjektiver Wirtſchaftsgeiſt zueinander ſtehen; wie insbeſondere 
der ſubjektive Geiſt, die individuelle Motivation zwangsläufig be⸗ 
einflußt wird durch den objektiven Geiſt. Wer vom Weſen des 
Kapitalismus eine einigermaßen klare Vorſtellung hat, wird immer in 
den Mittelpunkt ſeiner Betrachtungen die kapitaliſtiſche Unter⸗ 
nehmung ſtellen, von deren Weſenheit v. Below überhaupt nichts 
weiß. Wer den Sinn dieſes wunderſamen Geiſtesgebildes begriffen 
hat, für den löſt ſich auch die Antinomie: daß der Kapitalismus 
einerſeits das Werk einzelner ſtarker Perſönlichkeiten iſt und ander⸗ 
ſeits dasjenige Wirtſchaftsſyſtem, in dem alles wirtſchaftliche Ver⸗ 
halten durch das (unperſönliche) „Verwertungsſtreben des Kapitals“ 
beſtimmt wird. Was v. Below über dieſen Punkt bemerkt, zeigt, 
daß er in den Kern der Sache nicht eingedrungen iſt. Er würde 
dann nicht „gegen Sombarts Anſicht, daß das Kapital unperſönlich, 
automatiſch wirke“, die Autoritäten von Brentano!) und Peſch(!) 
ins Feld führen, die „die Bedeutung der Perſönlichkeit des Unter⸗ 
nehmers“ betonen (S. 426). Er ſcheint nicht zu wiſſen, daß ich in 
einem langen Aufſatze gerade dieſe höchſtperſönlichen Leiſtungen 
des Unternehmers ſehr gründlich analyſiert habe; er hat offenbar 
auch wieder meine Darſtellung der Entſtehung der Unternehmerſchaft 
in der Neubearbeitung des „Modernen Kapitalismus“ nicht geleſen, 
die alſo anhebt: „Der Kapitalismus iſt das Werk einzelner hervor— 
ragender Männer, daran kann kein Zweifel ſein. Jede Annahme 
einer ‚Eollektiviftiichen‘, gleichſam vegetativen Entſtehungsweiſe iſt 
falſch ... Der Kapitalismus iſt in Geſtalt von Unternehmungen 
zur Welt gekommen: in Geſtalt alſo rationaler, überlegter, weit⸗ 
ausſchauender Bildungen menſchlichen Geiſtes. Im Anfang war 
die „ſchöpferiſche Tat“ des einzelnen; eines ‚wagenden“, ‚unter: 
nehmenden“ Mannes, der beherzt den Entſchluß faßt, aus den Ge— 
leiſen der herkömmlichen Wirtſchaftsführung herauszutreten und neue 
Wege einzuſchlagen ... Die Entſtehungsgeſchichte des Kapitalismus 
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iſt eine Geſchichte von Perſönlichkeiten.“ Und ſo weiter nachzuleſen 
a. a. O. Band I, Seite 836 f. 

Alles das weiß v. Below nicht, und tauſend andere Dinge, die 
den Kapitalismus angehen, weiß er auch nicht. So geſtaltet ſich die 
Lektüre ſeines Buches in dieſen Teilen zu einer höchſt unerfreulichen 
Aufgabe. Man hat auf Schritt und Tritt den Eindruck, daß dem 
Autor die allerprimitipſten Kenntniſſe fehlen. Was er vorbringt in- 
dieſen Kapiteln, iſt von einer indiskutabeln Armſeligkeit. Ich hoffe, 
daß er bis zur zweiten Auflage ſeines Buches ſich wenigſtens der 
Mühe unterziehen wird, meinen „Modernen Kapitalismus“ zu leſen. 
Dann können wir weiter miteinander reden. 


V 


Ich ſprach eben von einer zweiten Auflage des vorliegenden 
Buches. Ich würde ſie dem verdienten Autor wünſchen. Aber wird 
er ſie erleben? Der Verfaſſer hofft offenbar darauf, wie aus einer 
Bemerkung in der Vorrede hervorgeht, in der es heißt: „In gewiſſer 
Hinſicht darf ich mein Buch wohl in Parallele zu K. Büchers 
vielgeleſener ‚Entftehung der Volkswirtſchaft' ſtellen.“ (1) Alſo in 
Parallele zu demjenigen Buche, das in unſerer Wiſſenſchaft im letzten 
Menſchenalter die größte Verbreitung gefunden und am meiſten 
angeregt hat. Und ſolche Wirkung verſpricht ſich v. Below von 
dieſem 710 Seiten ſtarken Werke. Seltſam, wie ein kluger Menſch 
in der Beurteilung ſeiner ſelbſt und ſeines Schaffens ſo völlig in 
die Irre gehen kann. Dieſe „Probleme“ wie das ganze Werk 
v. Belows enthalten doch rein gar nichts, das ſie befähigen könnte, 
eine Rolle wie die Bücher ſchen Schriften zu ſpielen. Wodurch 
haben ſich denn dieſe ihre Stellung in der wiſſenſchaftlichen Welt 
erobert? Doch gewiß nur durch die Fülle von neuen, „anregenden“ 
Ideen, die darin ausgeſtreut waren, durch die elegante Formulierung 
und die kecke Ausſprache. Bücher hat, wie es mein lieber Freund 
Lujo Brentano einmal an mir unbegreiflicherweiſe gerügt hat, 
den Menſchen ſeine Theorien „in's Geſicht geblaſen“: das regt ſie 
an. Und es kommt gar nicht ſo ſehr darauf an, daß dieſe Theorien 
„richtig“ ſind. Ich zweifele nicht, daß die Feſtſtellungen v. Belows 
alle viel „richtiger“ ſind als die Bücherſchen. Aber mit der bloßen 
„Richtigkeit“ lockt man keinen Hund vom Ofen. Neu müſſen die 
Ideen fein oder wenigſtens als ſolche erſcheinen. Und ſolche an: 
regende, neue Ideen hat v. Below meines Wiſſens — wenigſtens 
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auf dem Gebiete der Wirtſchaftsgeſchichte — keine einzige pro⸗ 
duziert. Man müßte denn die Theſe, daß die Hofrechtstheorie 
nicht richtig ſei, dahin rechnen. Mit einer ſolchen Veranlagung, 
noch dazu ohne jede Begabung für künſtleriſche Geſtaltung, ſchreibt 
man keine Bücher, die ſich „in Parallele zu Büchers vielgeleſener 
Entſtehung der Volkswirtſchaft ſtellen“ laſſen. 

Man mißverſtehe mich nicht! Und denke nicht, daß ich Geiſter 
wie v. Below gering achtete! Im Gegenteile. Ich freue mich 
ihrer, wie ich ſchon ſagte, aus perſönlichen Gründen und halte ſie 
im Intereſſe der Wiſſenſchaft für außerordentlich nützlich. Von 
ihnen gelten die beherzigenswerten Worte: 

„Sixtus Beckmeſſer Merker iſt; 

Hier im Gemerk 
Verrichtet er ſein ſtrenges Werk.“ 
„Ja, ja, der Merker! Wird euch wohl bang? 
Vor ihm ſchon mancher Werber verſang. 
Sieben Fehler gibt er euch vor, 

Die merkt er mit Kreide dort an; 
Wer über ſieben Fehler verlor, 

Hat verſungen und ganz vertan! 
Nun nehmet euch in acht; 

Der Merker wacht!“ 

Aber man kann nicht Sixtus Beckmeſſer und Walther Stolzing 
in einer Perſon ſein. 
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| Die Tatſachen der Klaſſenbildung 


Von Dr. P. Mombert 
Profeſſor an der Aniverſität Freiburg i. B. 


Inhalts verzeichnis: 1. Das Klaſſenproblem S. 93. — 2. Die Klaſſen⸗ 
merkmale S. 98. — 3. Die Tatſachen der Klaſſenbildung S. 99. — 
4. Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe S. 113. — 5. Neue Aufgaben der 
Sozialſtatiſtik S. 114. 


nter den geſellſchaftlichen Fragen der Gegenwart ſtehen das 

Klaſſenproblem und die Klaſſenbildung unſtreitig an erſter 
Stelle. Das gilt in gleicher Weiſe von der ideologiſchen wie auch 
von der tatſächlichen Seite dieſes Problems. Was die erſtere an⸗ 
langt, ſo liegt in den Anſchauuungen über das Vorhandenſein von 
Klaſſen, über ihr gegenſeitiges Verhältnis, über die Art der Klaſſen⸗ 
bildung, einer der tiefſten Gegenſätze zwiſchen Individualismus und 
Sozialismus. Der Sozialismus verwirft jede Scheidung der Geſell⸗ 
ſchaft in Klaſſen und ſieht ſein Ideal in der Erreichung einer 
klaſſenloſen Geſellſchaft. Es iſt ein häufig begangener Irrtum, in 
der Abſchaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln 
Ziel und Weſen des Sozialismus ſehen zu wollen. Sein Ziel iſt 
vielmehr ein xein geſellſchaftliches, die Abſchaffung der Klaſſen, und 
die Aufhebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln iſt 
für den Sozialismus nur die unentbehrliche Vorausſetzung, eine 
klaſſenloſe Geſellſchaft herbeizuführen. „Die Bedingung der Be⸗ 
freiung der arbeitenden Klaſſe iſt die Abſchaffung jeder Klaſſe, wie 
die Bedingung der Befreiung des dritten Standes, der bürgerlichen 
Ordnung, die Abſchaffung aller Stände war. Die arbeitende Klaſſe 
wird im Laufe der Entwicklung an die Stelle der alten, bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft eine Aſſoziation ſetzen, welche die Klaſſen und 
ihren Gegenſatz ausſchließt !.“ Aber neben dieſer Verwerfung der 
Klaſſengeſellſchaft ſchlechthin ſetzt die ſozialiſtiſche Kritik auch ganz 
beſonders ſcharf der Art und Weiſe gegenüber ein, wie in der 
herrſchenden Wirtſchaftsordnung die Klaſſenbildung vor ſich gehen 
ſoll, eine Kritik, die auch in vielfacher Hinſicht von weiten bürger⸗ 


ı Marx, Elend der Philoſophie, S. 163. 
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lichen Kreiſen geteilt wird. Die Art der heutigen Klaſſenbildung 
führe nicht die Begabten und Fähigen auf der ſozialen Stufenleiter 
empor und vollziehe ſich nicht in Form einer Begabungsausleje. 
Für den ſozialen Aufſtieg entſcheiden vielmehr heute, im Zeitalter 
des Privateigentums und Erbrechts, weſentlich ſtärker als die Fähig⸗ 
keit und die Begabung die äußeren wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 
die dadurch ermöglichte Erziehung und Ausbildung, mit einem Worte, 
das Milieu. 

Wenn der Sozialismus auch in ſeinen ernſt zu nehmenden Ver⸗ 
tretern keine reſtloſe Gleichheit der Menſchen hinſichtlich ihrer Be⸗ 
gabung und Fähigkeiten annimmt, ſo vertritt er doch die Anſicht, 
daß in der großen Maſſe des Volkes viel mehr an ſolchen Fähig⸗ 
keiten ſchlummere, als man gemeinhin annehme, und daß dieſe 
reichen Fähigkeiten nur unter den herrſchenden Verhältniſſen infolge 
ungünſtiger äußerer Faktoren, infolge einer unzureichenden Erziehung, 
nicht zur vollen Entwicklung und Ausreifung gelangen könnten, 
während umgekehrt durch die Gunſt der äußeren Verhältniſſe viel 
weniger Begabte und Fähige in die Höhe kämen. Es iſt dies eine 
Anſchauung, die, wie ſchon geſagt, keine Eigentümlichkeit des 
Sozialismus iſt, ſondern auch weithin in bürgerlichen Kreiſen ver⸗ 
treten wird. N N 

Dieſer Anſchauung gegenüber gibt es dann eine Lehre, die 
ſtreng individualiſtiſch und liberal, im alten Sinne, ein ganz anderes 
Gepräge trägt. Nach dieſer Lehre ſollen die Menſchen von der 
Natur durchaus ungleich bedacht ſein, und die Klaſſengliederung der 
heutigen Geſellſchaft ſei letzten Endes nichts anderes als nur die 
Folge und der Ausdruck dieſer verſchiedenen Begabung und Fähig⸗ 
keiten der Menſchen. Wenn dieſe Richtung auch keineswegs die Ein⸗ 
wirkungen des Milieus, der äußeren Umſtände für die Berufswahl, 
die ſoziale Stellung und damit die Art der Klaſſenbildung ableugnet, 
ſo mißt ſie doch dieſen Faktoren keineswegs die gleiche große Be⸗ 
deutung bei, wie es die andere, eben skizzierte Anſchauung tut. Weit 
ſtärker als das Milieu ſind dieſer individualiſtiſchen Auffaſſung nach 
für die Klaſſenbildung die Fähigkeiten und die Begabung der 
Menſchen ſelbſt wirkſam. Es handelt ſich dieſer Lehre nach bei der 
heutigen Art der Klaſſenbildung im weſentlichen um einen Ausleſe⸗ 
prozeß im naturwiſſenſchaftlichen Sinne. Manche Vertreter dieſer 
Lehre ſind bekanntlich ſo weit gegangen, zu behaupten, daß die 
Klaſſengliederung der modernen Geſellſchaft, wie ſie in groben Zügen 
wenigſtens in der Einkommensverteilung zum Ausdruck gelange, mu 
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der Verteilung der Fähigkeiten und der Begabung unter den Menſchen 
im weſentlichen identiſch ſei !. 

Es liegt nicht in der Abſicht der folgenden Zeilen, zu dieſem 
Gegenſatz der Meinungen irgendwie Stellung zu nehmen. Er wurde 
hier nur in aller Kürze vorgeführt, um zu zeigen, worin die Be⸗ 
deutung des Klaſſenproblems und der Klaſſenbildung nach ihrer 
prinzipiellen und ideologiſchen Seite hin liegt. Mag die eine oder 
die andere Auffaſſung die zutreffende ſein, darüber kann es keine 
Meinungsverſchiedenheit geben, daß es für ein Volk von der aller⸗ 
größten Bedeutung iſt, in welcher Weiſe ſich in ihm die Klaſſen⸗ 
bildung vollzieht, daß die Geſellſchaft als ſolche das allergrößte 
Intereſſe daran hat, daß die Leiſtungsfähigkeit eines Volkes auf 
allen Gebieten um ſo größer iſt, je ungehemmter durch äußere 
Hinderniſſe ſich dieſer Aufſtieg, dieſe Ausleſe der Begabten und 
Fähigen vollzieht. Gerade in den letzten Jahren find bei uns zahl⸗ 
reiche Kräfte am Werke, werden die verſchiedenſten Wege und Möglich⸗ 
keiten beraten, um dieſen Ausleſeprozeß zu unterſtützen und zu fördern. 
Man denke nur an die ſo wichtige Frage der Berufskunde, an das 
Problem der Berufsberatung, an die neuen Methoden zur Meſſung 
der Berufseignung und Intelligenzprüfung, an die Begabten⸗ 
ſchulen uſw.“. 

Wir brauchen auch nur daran zu denken, daß ſich bekanntlich 
die oberen ſozialen Schichten infolge der in ihnen herrſchenden ge= 
ringeren Geburtenhäufigkeit in ſo geringem Maße fortpflanzen, daß 
ſie ſich zahlenmäßig nicht ſelbſt erhalten können. Es iſt alſo ein 
fortdauernder Zuzug von unten notwendig, wenn die oberen ſozialen 
Schichten eines Volkes in ihrer Zahl nicht dauernd zurückgehen 
ſollen. Dieſer Tatſache gegenüber liegt es auf der Hand, wie wichtig 
es für das Leben eines Volkes iſt, in welcher Weiſe der Aufſtieg 


1 Der Hauptvertreter dieſer Richtung war Otto Ammon in ſeinen 
Büchern: Die natürliche Ausleſe beim Menſchen. Jena 1893, und Die Geſell⸗ 
ſchaftsordnung und ihre natürlichen Grundlagen. 3. Aufl. Jena 1900. Eine 
ähnliche Anſicht vertritt noch neuerdings E. Ziegler, Die Vererbungslehre in 
der Biologie und in der Soziologie. Jena 1918, S. 328 ff. 

2 Vgl. dazu aus der umfaſſenden neueren Literatur vor allem Rutt mann, 
Ausleſe und Verwahrloſung, 1919. — Hacks, Der Aufſtieg der Begabten und 
die Einheitsſchule, 1917. — Kerſchenſteiner, Freie Bahn dem Tüchtigen, 
Stuttgart o. J. — Hartnacke, Ausleſe der Tüchtigen, 2. Aufl. 1916. — 
Spranger, Begabung und Studium, 1917. — Kuckhoff, Höhere Schul⸗ 
bildung und Wirtſchaftsleben, 1916. — Fiſcher, Über Beruf, Berufswahl und 
Berufsberatung, 1918. 
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vor ſich geht, welche Faktoren dafür entſcheidend find, wer von unten 
nach oben aufrücken kann. 

Der großen Bedeutung dieſes Problems gegenüber erſcheint es 
merkwürdig, wie wenig Tatſächliches wir bis zur Stunde über 
dieſe Vorgänge wiſſen. Über den Umfang und die Art und Weile 
des ſozialen Auf⸗ und Abſtieges ſtehen ſich heute die Anſichten ein⸗ 
ander ſchroff gegenüber, ohne daß in der Regel für die eine und die 
andere Meinung mehr als ein paar dürftige Einzelfälle und Erleb⸗ 
niſſe auf Grund perſönlicher Beobachtung ins Feld geführt würden. 
Und doch iſt damit für die Erkenntnis und die Beurteilung dieſer 
wichtigen Zuſammenhänge ſo gut wie nichts gewonnen, wenn wir 
auch noch ſo einwandfrei wiſſen, daß in dem einen Falle ein be⸗ 
ſonders begabter und fähiger Menſch infolge ungünſtiger äußerer 
Verhältniſſe ſich mit einem Beruf und einer Stellung begnügen 
mußte, die nicht ſeiner Fähigkeit entſprachen oder, wenn wir um⸗ 
gekehrt hören, daß es einem ſolchen Menſchen möglich geweſen iſt, 
alle äußeren Hinderniſſe zu überwinden und ſich einen, ſeinen Fähig⸗ 
keiten angemeſſenen Platz im Leben zu erringen. Auch die um⸗ 
gekehrten Erſcheinungen intereſſieren als Einzelfälle nur rein menſchlich, 
wenn wir hören, daß es einem ganz unbegabien Menſchen moͤglich 
geweſen iſt, dank äußerer günſtiger Verhältniſſe eine einflußreiche 
und angeſehene Stellung zu erringen oder, daß ihn umgekehrt die 
Gunſt dieſer äußeren Verhältniſſe nicht davor bewahren konnte, auf 
der ſozialen Stufenleiter hinabzugleiten. 

Mit ſolchen Einzelheiten, die jeder aus ſeiner perſönlichen Er⸗ 
fahrung heraus kennt, iſt unſerem Wiſſensdrange nicht gedient. 
Wir wollen nicht das Individuelle kennen lernen, ſondern das 
Generelle, das Typiſche. Wir wollen wiſſen, was in dieſer Hinſicht 
die Regel bildet. Das iſt aber nur auf Grund ſtatiſtiſcher Unter⸗ 
ſuchungen, denen eine mehr oder weniger große Maſſenbeobachtung 
zugrunde liegt, durchführbar. Erſt auf ſolchen Grundlagen werden 
wir wenigſtens Anhaltspunkte dafür gewinnen können, ob und in 
welchem Umfange bei dem geſellſchaftlichen Auf und Ab dieſe eben 
ſkizzierten Möglichkeiten vorkommen. 

Wenn wir über dieſe Fragen und Zuſammenhänge bis heute 
noch jo wenig wiſſen, fo hängt dies damit zuſammen, daß die Sozial: 
ſtatiſtik bei uns noch ſehr wenig ausgebaut iſt und ſich vor allem 
mit den hier berührten Fragen der ſozialen Schichtungsverhältniſſe 
und ihrer Wandlungen ſo gut wie noch gar nicht beſchäftigt hat. 
Erſt in den allerletzien Jahren hat man darauf hingewieſen, welch 
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große Arbeitsgebiete hier noch für die Sozialſtatiſtik vorliegen und 
daß gerade die Unterſuchung der Schichtungsverhältniſſe der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft ihre Hauptaufgabe ſein müſſen !. 

Schmid hat auch das Verdienſt, eine Arbeit angeregt zu haben, 
in welcher dieſe Fragen der ſozialen Schichtung für ein begrenztes 
Gebiet zum Gegenſtand einer gründlichen Unterſuchung gemacht 
worden ſind ?. Das Problem, um das es ſich bei dieſer Unterſuchung 
der ſozialen Schichtungsverhältniſſe handelt, hat zwei Seiten. Man 
kann einmal, wie es die unten genannte Arbeit von Lange getan 
hat, die ſoziale Gliederung der Bevölkerung eines in ſich ab⸗ 
geſchloſſenen Gebietes zu einem beſtimmten Zeitpunkte unterſuchen 
und den Wandlungen nachgehen, welche ſich in einer beſtimmten 
Periode in dieſen Schichtungsverhältniſſen vollzogen haben. Welche 
Mapftäbe und Hilfsmittel man dabei anwenden kann, zeigt die ge⸗ 
nannte Arbeit von Lange. Es ſind dabei verſchiedene Wege möglich. 
Man kann den Grad der beruflichen Selbſtändigkeit, das Einkommen 
und Vermögen oder den Stand bzw. den Beruf zugrunde legen, 
oder ſchließlich einen Maßſtab wählen, welcher die genannten oder 
ſonſtigen Merkmale in irgendeiner Weiſe kombiniert“. 

Es bedarf keiner beſonderen Worte darüber, wie wichtig und 
bedeutſam ſolche Unterſuchungen find. Was dagegen den folgenden gd 
Zeilen vorſchwebt, iſt etwas anderes. Hier ſoll es ſich nicht darum 
handeln, nach Maßſtäben und Möglichkeiten zu ſuchen, die ſoziale 
Gliederung eines Volkes zu einem beſtimmten Zeitpunkte oder in 
ihren Wandlungen möglichſt genau kennen zu lernen, ſondern feſt⸗ 
zuſtellen, ob und in welchem Umfange und in welcher Weiſe ſich 
das Auf⸗ und Abſteigen auf der ſozialen Stufenleiter vollzieht. 
Dazu müſſen andere Wege eingeſchlagen werden, als ſie zur Löſung 
der zuerſt genannten Aufgabe notwendig ſind. Hier hat es ſich 
darum gehandelt, an zahlenmäßig faßbaren Maßſtäben lediglich die 
Endwirkungen der Verſchiebungen in der ſozialen Gliederung feſt⸗ 


1 Vgl. dazu F. Schmid, Über Begriff und Umfang der Sozialſtatiſtik. 
Stat. Monatsſchrift. N. F. 20. Jahrg. 1915. — Derſ., Statiſtik und Sozio⸗ 
logie. Allgem. Statiſt. Archiv, Bd. 10, 1917. Etwas abweichend davon: 
G. v. Mayr, Soziologie und Statiſtik. Ebenda Bd. 12, S. 1920. 

2 Kurt Lange, Die ſoziale Gliederung der Bevölkerung im Königreich 
Sachſen. Diſſertation. Leipzig 1915. 

3 Vgl. dazu auch Fahlbeck, Les classes sociales. Bull. de l'Institut 
Internat. de Statistique. T. 18. Paris 1909. — Derſ., Stand och Klaſſer. 
Lund 1892. — Derſ., Der Adel Schwedens. Jena 1903, Kap. 1. 
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zuſtellen; bei der dieſen Zeilen dagegen vorſchwebenden Aufgabe 
handelt es ſich darum, nach Mitteln zu ſuchen, um feſtzuſtellen, in 
welcher Weiſe dieſe Verſchiebungen vor ſich gehen. 

In beiden Fällen jedoch iſt eine Vorfrage zu beſprechen, 
deren befriedigende Erledigung eine beſondere Arbeit für ſich bilden 
würde. Es ſoll deshalb darauf nur kurz eingegangen werden. Es 
handelt ſich darum, feſtzuſtellen, worin die weſentlichen Merkmale 
einer ſozialen Klaſſe beſtehen. Es kann ſich dabei für die 
vorliegende Aufgabe nur um einen Maßſtab handeln, welcher der 
ftatiftiichen Erfaſſung zugänglich if. Wenn Sombart! z. B. unter 
einer ſozialen Klaſſe eine Geſellſchaftsgruppe verſteht, die ihrer Idee 
nach ein beſtimmtes Wirtſchaftsſyſtem vertritt und demgemäß die 
vier Klaſſen der Junker, des Kleinbürgertums und der Bourgeoiſie 
und des Proletariates unterſcheidet, jo kann die ſtatiſtiſche Be: 
trachtung, ganz abgeſehen davon, ob man dieſe Scheidung als 
ſachlich zutreffend anerkennt oder nicht, mit einem ſolchen Maßſtabe, 
der das Weſentliche der Klaſſenſchichtung in das Bewußtſein der 
Menſchen, in ihr geſellſchaftliches Denken verlegt, ſehr wenig an- 
fangen. Dabei ſei es alſo ganz dahingeſtellt, ob dieſer Maßſtab 
„unter allgemeinen theoretiſchen Geſichtspunkten für das Weſen der 
ſozialen Klaſſe brauchbar und zweckmäßig iſt oder nicht. Jedenfalls 
iſt es für die ſtatiſtiſche Betrachtung notwendig, rein objektive Maß⸗ 
ſtäbe zur Kennzeichnung der Klaſſenzugehörigkeit und Klaſſenbildung 
anzuwenden. Wenn man ganz allgemein davon ausgeht, daß das 
Gemeinſame einer ſozialen Klaſſe ihre gemeinſame Klaſſenlage iſt, 
ſo wird man immerhin die Merkmale des Beſitzes, des Berufes und 
der Stellung im Berufe anwenden dürfen. Zwar entſcheidet weder 
das eine noch das andere reſtlos über die Zugehörigkeit zu einer 
beſtimmten Klaſſe in dem eben dargelegten Sinne, aber ſie bilden 
jedenfalls ſehr wichtige und brauchbare Merkmale dafür. Das gilt 
noch, mehr als von dem Beſitz, von dem Beruf und der Stellung 
im Berufe, alſo davon, ob die betreffende Perſon dieſen Beruf in 
ſelbſtändiger oder in abhängiger Stellung ausübt, und in welcher 
ſozialen Gruppe das letztere der Fall iſt (z. B. leitender Beamter, 
Beamte in mittleren Stellungen und Arbeiter). So gliedert auch 
Lange in der obengenannten Arbeit in die drei Gruppen der 
Selbſtändigen, der Angeſtellten und der Arbeiter, womit natürlich 


1 Der moderne Kapitalismus, Bd. 2. 2. Aufl. 1917, S. 1091. — Ebenſo 
in: Sozialismus und ſoziale Bewegung. 7. Aufl. 1919, S. I ff. 
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im Einzelfall noch keineswegs feſtſteht, ob mit dieſer Unterſcheidung 
auch immer verſchiedene ſoziale Klaſſen mit einer verſchiedenen 
Klaſſenlage bezeichnet ſind. | 

Freilich genügt eine ſolche Gruppeneinteilung wohl, um in der 
beſagten Weiſe in großen Zügen für ein ganzes Land die ſoziale 
Gliederung und ihre Veränderungen kennen zu lernen. Man kann 
auf dieſem Wege in einwandfreier Weiſe ganz beſtimmte Wandlungen 
feſtſtellen. Für die Zwecke des vorliegenden Problems jedoch wird 
man nur in ſehr eingeſchränktem Maße ein ſolch einfaches Schema 
gebrauchen können. Denn es handelt ſich hier ja nicht um die 
ſoziale Schichtung der Bevölkerung eines Landes in ihrer Gejamt: 
heit, ſondern um den höchſt individuellen Vorgang des Auf- und 
Abſteigens einzelner Menſchen auf der ſozialen Stufenleiter. Hierbei 
bedeutet nun einmal das Schema: Selbſtändiger, Angeſtellter, 
Arbeiter keineswegs eine eindeutige Hierarchie in dem Sinne, daß 
der Wechſel innerhalb dieſer Gruppen unter allen Umſtänden und 
immer in der gleichen Weiſe einen ſozialen Auf- oder Abſtieg be— 
deutet. Wenn der Sohn eines kleinen Landwirtes oder Handwerkers 
in die Stellung eines unteren Beamten, eines Privatangeſtellten oder 
gelernten Arbeiters eintritt, ſo braucht dies ebenſowenig ein Hinab— 
gleiten auf der ſozialen Stufenleiter zu bedeuten, wie man um: 
gekehrt, wenn aus dem Sohne eines Angeſtellten oder gelernten 
Arbeiters ein ſelbſtändiger Handwerker oder kleiner Kaufmann wird, 
unbedingt von einem ſozialen Aufſtieg reden kann. Es iſt auch 
keineswegs geſagt, daß hierbei immer weſentliche Verſchiebungen 
in der Klaſſenlage vor ſich gehen. 

In ſich ſind eben die verſchiedenen Berufe und die ſozialen 
Stellungen in ihnen viel zu reich gegliedert, als daß man bei der 
Betrachtung und Beurteilung des ſozialen Auf- und Abſtieges die 
Mannigfaltigkeit, um die es ſich dabei handelt, in ein ſolch ein— 
faches, kurzes Schema preſſen kann. Es gilt dann eben, die Berufe 
und die fozialen Stellungen in ihnen, mitunter auch unter Be⸗ 
rückſichtigung der Einkommensverhältniſſe und der Art der Aus— 
bildung, ganz konkret zu erfaſſen und darüber zu urteilen, ob es ſich 
in den in Frage ſtehenden Fällen um einen Wandel in der ſozialen 
Stufenfolge, um dieſen ganz neutralen Ausdruck zu gebrauchen, 
handelt, und nach weldher Richtung hin dieſer liegt. Wie das 
gemeint iſt, wird deutlicher werden, wenn wir im folgenden das 
Tatſachenmaterial betrachten, das bis jetzt für dieſe Zuſammenhänge 
vorliegt. Denn zunächſt gilt es einmal, darüber einen Überblick 

7 * 


100 P. Mombert [1048 


zu gewinnen, was wir bis heute an tatſächlichen Unterſuchungen 
über die Art und Weiſe der Klaſſenbildung haben. Erſt dann wird 
es möglich ſein, daraus gewiſſe Regeln abzuleiten, ob und auf welche 
Weiſe derartige Feſtſtellungen in einwandfreier Weiſe am beſten 
gemacht werden können, und welcher Erkenntniswert ihnen in ge⸗ 
ſellſchaftlicher Hinſicht zukommt. 

Im folgenden ſoll alſo all das kurz zuſammengeſtellt werden, 
was mir an Unterſuchungen über dieſe Zuſammenhänge bekannt 
geworden iſt. Das Material, um das es ſich dabei handelt, iſt ſehr 
heterogener Natur; denn die allerwenigſten der Unterſuchungen, die 
im folgenden herangezogen werden, ſind in der Abſicht gemacht 
worden, beſonders die Art der Klaſſenbildung feſtzuſtellen. Bei den 
meiſten von ihnen war das Ziel ein ganz anderes geweſen, und nur 
nebenbei kam es dann auch zu Feſtſtellungen, welche für die vor⸗ 
liegenden Zuſammenhänge verwendet werden können. 


Die erſte Gruppe von Unterſuchungen, denen wir uns zuwenden 
wollen, entſtammt der reichen Literatur über die Lage der Arbeiter⸗ 
klaſſe, die in den letzten Jahrzehnten entſtanden iſt. Soweit bei 
ſolchen Arbeiten in irgendeinem Zuſammenhange auch die Frage 
des ſozialen Auf: und Abſteigens berührt wurde, handelte es ſich 
in der Regel um die Feſtſtellung des Berufes des Vaters, in einigen 
Fällen auch desjenigen des Großvaters väterlicherſeits. Hie und da, 
wenn auch ſehr ſelten, finden ſich auch Feſtſtellungen über die Vor⸗ 
bildung der betreffenden Perſonen, über den Beruf der Geſchwiſter, 
auch über die Berufsausbildung und Berufswahl der Kinder. 

Eine der älteſten, aber für dieſe Frage eine der ergiebigſten 
Arbeiten iſt diejenige von Abelsdorf, „Beiträge zur Sozialſtatiſtik 
der deutſchen Buchdrucker“ !. In 4374 Fällen konnte der Verfaſſer 
hierbei die Berufe der Väter feſtſtellen. Es ſoll hier, wie auch im 
folgenden, aus Raumgründen in aller Kürze nur auf die Fälle hin: 
gewieſen werden, in denen man von einem deutlichen Auf- oder Abſtieg 
in eine andere ſoziale Schicht ſprechen kann. An dieſem umfaſſenden 
Material für die deutſchen Buchdrucker kann man nun deutliche und 
intereſſante Wahrnehmungen für den Wechſel auf der ſozialen Stufen 
leiter machen. Bei 50 Buchdruckern waren die Väter akademiſch 
gebildete Beamte, Geiſtliche, Offiziere, Oberförſter und Angehörige 
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1 Tübingen 1900. 
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liberaler Berufe, in 76 Fällen Fabrikbeſitzer und Fabrikanten, in 
60 Fällen Volksſchullehrer. In dieſen 186 Fällen kann man alſo 
von einem deutlichen ſozialen Abſtieg reden. In anderen Fällen 
erlaubt das vorhandene Material und die dabei benutzte Berufs⸗ 
gliederung der Väter nicht ohne weiteres ein Urteil, ob es ſich 
um einen Wechſel in der ſozialen Schicht im Sinne eines Abſteigens 
gehandelt hat. Das iſt zum Beiſpiel in den 482 Fällen der Fall, 
wo als Beruf der Väter Kunſthandwerker, Kaufleute, Wirte, Beamte 
der Großinduſtrie und Rentiers angegeben ſind. Auch in den 
629 Fällen, in denen als Väter Subalternbeamte und Militär⸗ 
unterbeamte, oder in den 599 Fällen, in denen als Väter ſelbſtändige 
Handwerksmeiſter angegeben ſind, läßt ſich nicht ohne weiteres ein 
Urteil nach der fraglichen Seite hin fällen. In all dieſen Fällen 
wird man ohne nähere Kenntnis der Verhältniſſe ſich hüten müſſen, 
von einem Auf⸗ oder Abſtieg zu ſprechen. Von einem ſozialen 
Aufſtieg wird man unbedingt in den 392 Fällen reden können, in 
denen die Väter Tagelöhner oder ungelernte Arbeiter waren. 

Wenn es ſich dabei auch nicht im ſtrengen Sinne des Wortes 
um den Übergang von einer ſozialen Klaſſe in eine andere gehandelt 
hat, ſo dürfen wir doch nicht aus dem Auge verlieren, wovon ſpäter 
noch eingehender die Rede ſein wird, daß auch die einzelnen ſozialen 
Klaſſen in dem üblichen Sinne keineswegs etwas in ſich Gleichartiges 
ſind, keineswegs eine wirtſchaftlich und ſozial homogene Maſſe dar⸗ 
ſtellen, ſondern in ſich wieder in dieſer Hinſicht eine reiche Gliederung 
aufweiſen können. In der Regel vollzieht ſich dann der Auf- oder 
Abſtieg von einer ſozialen Klaſſe in eine andere in der Weiſe, daß 
zunächſt die einzelnen Stufen der eigenen ſozialen Gruppe durch⸗ 
laufen werden, bis dann erſt eine neue Generation in eine ganz 
neue Klaſſe eintritt. Aus dieſem Grunde wird auch die Gegenüber⸗ 
ſtellung der Berufe und der ſozialen Stellung von Vätern und 
Söhnen, d. h. zweier Generationen, nicht genügen können, um das 
Ausmaß und die Wege der ſozialen Umſchichtungen kennen zu lernen. 
Man wird als Forderung aufſtellen müſſen, daß auch mindeſtens 
der Beruf des Großvaters feſtgeſtellt wird. 

Die Unterſuchungen Abelsdorfs geben auch ein Bild von den 
Berufen der männlichen Geſchwiſter der Buchdrucker, und man ſieht 
daraus, wie relativ häufig es doch vorkommt, daß in ein und der— 
ſelben Familie Kinder einen Beruf ergreifen, der einer ganz ver— 
ſchiedenen ſozialen Klaſſe angehört. So kamen auf 100 Buchdrucker 
Fälle, in denen die männlichen Geſchwiſter akademiſch gebildete 
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Beamt:, Geiſtliche, Offiziere, Oberförſter, Angehörige liberaler Berufe, 
Fabrikbeſitzer oder Volksſchullehrer waren, in 


Baden 3,0 Weſtfalen 6,0 
Bayern 8,5 Leipzig 3,6 
Heſſen . 2,3 Merlin 8.3 
Rheinprovinz . . 3,8 Schleſien. 42 


Man ſieht alſo, daß es gar keine ſo kleinen Zahlen ſind, um 
welche es ſich dabei handelt. Wenn man dieſe Zuſammenhänge 
überſieht, ſo taucht vor allem eine Frage auf, die zwar auf Grund 
des vorhandenen Materials nicht beantwortet werden kann, die 
jedoch zur Beurteilung dieſer Erſcheinung ſehr bedeutſam iſt: die 
Frage nämlich, ob in den Fällen, in denen von einem ſolchen ſozialen 
Abſtieg die Rede ſein kann, daran die äußere Ungunſt der Ver⸗ 
hältniſſe die Schuld getragen hat, oder ob man in dieſer Tatſache 
nur pen Ausdruck und die Folge einer Ausleſe in dem Sinne zu 
ſuchen hat, daß die betreffenden Perſonen für höhere Berufe un- 
geeignet geweſen ſind. Man erkennt ohne weiteres, wie wichtig 
es zur Beurteilung dieſer Zuſammenhänge iſt, ob das eine oder das 
andere der Fall war. Für künftige Unterſuchungen, welche ſich mit 
dieſem Problem beſchäftigen, iſt es deshalb zu empfehlen, eine Frage 
aufzumerfen, weshalb dieſer Beruf gewählt worden iſt, und durch 
Feſiſtellung der Schulbildung zu ſehen, ob der Betreffende von vorn⸗ 
herein nicht für einen anderen Beruf erzogen worden iſt. 

Abelsdorf hat auch die Berufe der Kinder dieſer Buchdrucker, 
ſoweit ſie bereits einen Beruf hatten, oder in der Berufsausbildung 
begriffen waren, feſtgeſtellt. Faßt man als ausgeſprochen höhere 
Berufe diejenigen der liberalen Berufe, der Arzte, der Zahntechniker, 
der Lehrer, Muſiklehrer und Geiſtlichen und der zum Studium 
überhaupt beſtimmten zuſammen, ſo gehörten von 100 Kindern dieſen 
Berufen an: in Süddeutſchland (Baden, Bayern) 9,86, in Mittel⸗ 
deutſchland (Mainz, Frankfurt a. M., Heſſen, Rheinland, Weſtfalen) 
7,47, in Leipzig und Berlin 8,76 und in Oſtdeutſchland (Oſt- und 
Weſtpreußen, Poſen, Schleſien) 12,04. Es ſind alſo im Durch⸗ 
ſchnitt etwa 10 Prozent, die ſich einem höheren Berufe widmen 
konnten. Dabei ſind diejenigen wieder unberückſichtigt geblieben, die 
ſich Berufen gewidmet haben (Subalternbeamte, Staats- und Kom: 
munalbeamte, Militär, Kaufleute, Buchhalter und Kontoriſten), bei 
denen ſich nicht ohne weiteres erkennen läßt, ob man dabei von 
einem ſozialen Aufſtiege reden kann. Nur bei den etwa 2—3 Prozent, 
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die von den Kindern ungelernte Arbeiter und Tagelöhner geworden 
ſind, kann man von einem deutlichen ſozialen Abſtieg reden. 

Gerade der Beruf der Buchdrucker eignet ſich meiner Anſicht 
nach ganz beſonders für ſolche Unterſuchungen. Haben wir es dabei 
doch mit einer der hochſtehendſten und am beſten entlohnteſten Gruppen 
der Arbeiterſchaft zu tun. Von hier aus wird ſich alſo ſchon durch 
die relative Gunſt der äußeren Verhältniſſe leichter als bei vielen 
anderen Schichten der Arbeiterſchaft für die folgende Generation 
ein Aufſtieg ermöglichen laſſen. Es mag dieſe Tatſache, die ja eben 
mit Zahlen belegt worden iſt, auch damit zuſammenhängen, daß 
innerhalb der Arbeiterſchaft die Buchdrucker eine geiſtige Elite dar⸗ 
ſtellen, daß ſich unter ihnen beſonders viele begabte und fähige 
Menſchen befinden, womit ſich dann ebenfalls wieder die Tatſache 
erklären läßt, daß unter den Söhnen eine relativ ſo erhebliche Zahl 
einen höheren Beruf ergreifen konnte und wollte. Umgekehrt erklärt 
dann aber die gleiche Tatſache, warum ſich unter den Buchdruckern 
eine relativ hohe Zahl ſolcher Perſonen befinden, die aus höheren 
ſozialen Schichten ſtammen. Bedarf es doch keiner weiteren Be⸗ 
gründung dafür, daß beim Abſtieg in eine tiefere ſoziale Schicht 
in dieſer mit Vorliebe diejenige Tätigkeit ergriffen wird, welche in 
ihr noch am höchſten ſteht und am beſten entlohnt wird. In dieſem 
Sinne wird es jedenfalls in allen ſozialen Klaſſen beſtimmte Gruppen 
und beſtimmte Berufe geben, von denen aus ſich vorwiegend der 
Übergang in andere Klaſſen vollzieht, während ſich andere Gruppen 
in dieſer Hinſicht vollkommen neutral verhalten. 

Manches brauchbare Material für dieſe Zuſammenhänge er⸗ 
geben dann auch die Unterſuchungen des Vereins für Sozial⸗ 
politik über Ausleſe und Anpaſſung der Arbeiterſchaft, die in 
den Jahren 1910 — 12 erſchienen find!. Es handelt ſich hier um 
eine ſehr große Zahl von Unterſuchungen, die ſich auf ganz ver⸗ 
ſchiedene Kategorien von Arbeitern beziehen und die für die vor- 
liegende Frage von recht verſchiedenem Werte ſind. Dies muß 
ſchon deshalb der Fall ſein, weil die ganze Erhebung des Vereins 
für Sozialpolitik nicht auf die Unterſuchung des vorliegenden Problemes 
allein zugeſchnitten geweſen iſt. Daher kommt es, daß dort, wo 
auf die Betrachtung der ſozialen Herkunft eingegangen worden iſt, 
auch die Nomenklatur keine gleichmäßige und deshalb vergleichbare 
iſt. In manchen dieſer Arbeiten wird dabei überhaupt nur zwiſchen 


1 Band 133 —135. 
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höheren und niederen Berufen unterſchieden, ohne. daß dabei die 
Berufe und Berufsſtellungen, um die es ſich dabei handelt, genauer 
angegeben worden wären. Dagegen zeichnen ſich einige dieſer Arbeiten 
dadurch aus, daß auch der Beruf des Großvaters väterlicherſeits 
feſtgeſtellt worden iſt. Warum dies wichtig iſt, wurde bereits oben 
hervorgehoben. | 

Die Arbeit von M. Bernays über „Auslefe und Anpaſſung 
der Arbeiterſchaft der geſchloſſenen Großinduſtrie an den Verhält⸗ 
niſſen der Gladbacher Spinnerei und Weberei“ ſtellt feſt, daß von 
2372 Arbeitern und Arbeiterinnen 169 den ſogenannten höheren 
Berufen entſtammen. Zu dieſen werden freilich auch Obermeiſter, 
Feldwebel, Küſter, Lehrer, Steuereinnehmer, Geſchäftsleute, Gaſt⸗ 
wirte und Kontoriſten gerechnet. Wenn auch dieſe Angaben für 
den Zweck der vorliegenden Zuſammenhänge zu allgemein und zu 
wenig gegliedert ſind, ſo zeigen ſie doch, daß auch in dieſen Fällen 
jedenfalls nicht unbeträchtliche ſoziale Umſchichtungen vor ſich ge⸗ 
gangen ſind. In ähnlich ſummariſcher Weiſe finden ſich dann auch 
ſolche Angaben in den Arbeiten von Schumann über die Arbeiter 
der Daimler Motorgeſellſchaft, in derjenigen von Sorer über die 
Arbeiter in einer Wiener Maſchinenfabrik und in derjenigen von 
Morgenſtern über die Offenbacher Lederarbeiter. 

Weſentlich ergiebiger iſt dann eine neuere Arbeit von Jourdan 
über: Ausleſe und Anpaſſung der Pforzheimer Bijouteriearbeiter !. 
Bei 886 Arbeitern bzw. Arbeiterinnen war der Vater bzw. Groß⸗ 
vater Kaufmann, Beamter oder einem freien Berufe angehörig. 


Vater Großvater 
Bei den Zahl der Fälle Proz. Zahl der Fälle Proz. 
Arbeitern. . . . 23 4,9 19 4,1 
Arbeiterinnen. 59 7,8 40 5,0 


Auch hier erkennt man in nicht wenigen Fällen einen Abſtieg 
auf der ſozialen Stufenleiter. 

Einiges an brauchbaren Angaben bietet auch die Arbeit von 
Syrup? über: „Die ſoziale Lage der ſeßhaften Arbeiterſchaft eines 
oberſchleſiſchen Walzwerkes.“ Von den 253 Arbeitern läßt ſich bei 
zweien der ſoziale Abſtieg deutlich erkennen. In dem einen Falle 
war der Großvater Kaufmann, der Vater Schleuſenmeiſter, in dem 
anderen der Großvater Landſchaftsſyndikus, der Vater Referendar. 


1 Freiburger Diſſertation 1918. 
2 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 153, 1918. 
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Dieſe Arbeiter hatten 365 nicht mehr ſchulpflichtige Kinder; für 
329 liegen Angaben über den von ihnen ergriffenen Beruf vor. 
Um nur einiges herauszuheben, ſo waren von dieſen Söhnen 15 
Privatbeamte, beſonders in Hüttenwerken, 16 Handwerksangeſtellte, 
je einer Geiſtlicher, Lehrer, Gemeindebeamter und Gaſtwirt. 

Auch die Schulſtatiſtiken können über die gleichen Zuſammen⸗ 
hänge Auskunft geben, da ja der Beſuch gewiſſer Schulen immerhin 
einige Schlüſſe auf den künftigen Beruf zuläßt. Eine ſolche Unter⸗ 
ſuchung ſteht mir für den Beſuch der Gewerbeſchule der Stadt 
Freiburg für die Jahre 1911—13 zur Verfügung !. Die betreffende 
Arbeit bezieht ſich auf insgeſamt 1547 Lehrlinge, welche in den 
genannten Jahren von dieſer Schule abgegangen ſind. Zwar läßt 
ſich nicht feſtſtellen, welcher Teil von ihnen ſpäter in die Lage kam, 
ein ſelbſtändiges Handwerk zu ergreifen, und welcher Teil als Lohn⸗ 
arbeiter in unſelbſtändigen Stellungen zu verbleiben verurteilt war. 
Immerhin iſt es aber doch für die vorliegenden Zuſammenhänge 
von Intereſſ ſe, zu ſehen, aus welchen Kreiſen ſich dieſe Lehrlinge 
rekrutierten. Es ſtammten ab von: 


Selbſtändigen Handwerken 353 
Ungelernten Urbeitern. - © 2 > 2 222 rennen 249 
Gelernten Arbeiten - 2 > 2 20 rer ren 224 
Lander ᷑⅛7« ne 176 
Unteren Beamtenn 162 
Kaufleuten, Wirten, kaufmänniſchen Angeſtellten 122 
Unbeſtimmt, ob ſelbſtändige Handwerker oder gelernte Arbeiter 122 
Mittlere Beamte einſchließlich Lehren 46 
ieee... 15 
Ohne Berufsangabe (Witwe, Rentiersah))))m 2: 2220. . 122 


Von einem gewiſſen Aufſtieg wird man vielleicht dort ſprechen 
können, wo die Väter ungelernte Arbeiter waren, von einem ſozialen 
Abſtieg unbedingt dagegen in den 61 Fällen, in denen die Väter 
mittlere Beamte, Lehrer und Angehörige freier Berufe geweſen ſind. 
In den übrigen Fällen läßt ſich auf Grund der gemachten Angabe 
nicht ohne weiteres ein Urteil fällen. 

Sehr ergiebig für die Feſtſtellung dieſer Zuſammenhänge ſind 
dann zwei Unterſuchungen, die ſeinerzeit in Verbindung mit der 
Streitfrage über die Wehrfähigkeit in Stadt und Land erſchienen ſind. 

Die erſte Unterſuchung von Wellmann! betrachtet die Ber: 


1 Schalk, Das Handwerk in Freiburg. Freiburger Diſſertation 1920. 
2 Abſtammung, Beruf und Heereserſatz. Leipzig 1907. 
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höheren und niederen Berufen unterſchieden, ohne. daß dabei die 
Berufe und Berufsſtellungen, um die es ſich dabei handelt, genauer 
angegeben worden wären. Dagegen zeichnen ſich einige dieſer Arbeiten 
dadurch aus, daß auch der Beruf des Großvaters väterlicherſeits 
feſtgeſtellt worden iſt. Warum dies wichtig iſt, wurde bereits oben 
hervorgehoben. | 

Die Arbeit von M. Bernays über „Auslefe und Anpafjung 
der Arbeiterſchaft der geſchloſſenen Großinduftrie an den Verhält⸗ 
niſſen der Gladbacher Spinnerei und Weberei“ ſtellt feſt, daß von 
2372 Arbeitern und Arbeiterinnen 169 den ſogenannten höheren 
Berufen entſtammen. Zu dieſen werden freilich auch Obermeiſter, 
Feldwebel, Küſter, Lehrer, Steuereinnehmer, Geſchäftsleute, Gaſt⸗ 
wirte und Kontoriſten gerechnet. Wenn auch dieſe Angaben für 
den Zweck der vorliegenden Zuſammenhänge zu allgemein und zu 
wenig gegliedert ſind, ſo zeigen ſie doch, daß auch in dieſen Fällen 
jedenfalls nicht unbeträchtliche ſoziale Umſchichtungen vor ſich ge⸗ 
gangen ſind. In ähnlich ſummariſcher Weiſe finden ſich dann auch 
ſolche Angaben in den Arbeiten von Schumann über die Arbeiter 
der Daimler Motorgeſellſchaft, in derjenigen von Sorer über die 
Arbeiter in einer Wiener Maſchinenfabrik und in derjenigen von 
Morgenſtern über die Offenbacher Lederarbeiter. 

Weſentlich ergiebiger iſt dann eine neuere Arbeit von Jourdan 
über: Ausleſe und Anpaſſung der Pforzheimer Bijouteriearbeiter !. 
Bei 886 Arbeitern bzw. Arbeiterinnen war der Vater bzw. Groß⸗ 
vater Kaufmann, Beamter oder einem freien Berufe angehörig. 


Vater Großvater 
Bei den Zahl der Fälle Proz. Zahl der Fälle Proz. 
Arbeitern 23 4,9 19 4,1 
Arbeiterinnen . . 59 7,3 40 5,0 


Auch hier erkennt man in nicht wenigen Fällen einen Abſtieg 
auf der ſozialen Stufenleiter. 

Einiges an brauchbaren Angaben bietet auch die Arbeit von 
Syrup? über: „Die ſoziale Lage der ſeßhaften Arbeiterſchaft eines 
oberſchleſiſchen Walzwerkes.“ Von den 253 Arbeitern läßt ſich bei 
zweien der ſoziale Abſtieg deutlich erkennen. In dem einen Falle 
war der Großvater Kaufmann, der Vater Schleuſenmeiſter, in dem 
anderen der Großvater Landſchaftsſyndikus, der Vater Referendar. 


1 Freiburger Diſſertation 1918. 
2 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 153, 1918. 
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Dieſe Arbeiter hatten 365 nicht mehr ſchulpflichtige Kinder; für 
329 liegen Angaben über den von ihnen ergriffenen Beruf vor. 
Um nur einiges herauszuheben, ſo waren von dieſen Söhnen 15 
Privatbeamte, beſonders in Hüttenwerken, 16 Hand werksangeſtellte, 
je einer Geiſtlicher, Lehrer, Gemeindebeamter und Gaſtwirt. 

Auch die Schulſtatiſtiken können über die gleichen Zuſammen⸗ 
hänge Auskunft geben, da ja der Beſuch gewiſſer Schulen immerhin 
einige Schlüſſe auf den künftigen Beruf zuläßt. Eine ſolche Unter⸗ 
ſuchung ſteht mir für den Beſuch der Gewerbeſchule der Stadt 
Freiburg für die Jahre 1911—13 zur Verfügung 1. Die betreffende 
Arbeit bezieht ſich auf insgeſamt 1547 Lehrlinge, welche in den 
genannten Jahren von dieſer Schule abgegangen ſind. Zwar läßt 
ſich nicht feſtſtellen, welcher Teil von ihnen ſpäter in die Lage kam, 
ein ſelbſtändiges Handwerk zu ergreifen, und welcher Teil als Lohn⸗ 
arbeiter in unſelbſtändigen Stellungen zu verbleiben verurteilt war. 
Immerhin iſt es aber doch für die vorliegenden Zuſammenhänge 
von Intereſſe, zu ſehen, aus welchen Kreiſen ſich dieſe Lehrlinge 
rekrutierten. Es ſtammten ab von: 


Selbſtändigen Handwerkern ;:n nen 353 
Ungelernten Arbeiteeeree nns. 249 
Gelernten ArbeiteeñꝛAIAek 224 
BANDIWIELEN: u... 0: 0 a a a ee 176 
Unteren Deamtensamssngn. a er 162 
Kaufleuten, Wirten, kaufmänniſchen Angeſtellten 122 
Unbeſtimmt, ob ſelbſtändige Handwerker oder gelernte Arbeiter 122 
Mittlere Beamte einſchließlich LehreeXnkxn. 46 
Freie Beinf e en 15 
Ohne Berufsangabe (Witwe, Rentiersa))):;:: 122 


Von einem gewiſſen Aufſtieg wird man vielleicht dort ſprechen 
können, wo die Väter ungelernte Arbeiter waren, von einem ſozialen 
Abſtieg unbedingt dagegen in den 61 Fällen, in denen die Väter 
mittlere Beamte, Lehrer und Angehörige freier Berufe geweſen ſind. 
In den übrigen Fällen läßt ſich auf Grund der gemachten Angabe 
nicht ohne weiteres ein Urteil fällen. 

Sehr ergiebig für die Feſtſtellung dieſer Zuſammenhänge ſind 
dann zwei Unterſuchungen, die ſeinerzeit in Verbindung mit der 
Streitfrage über die Wehrfähigkeit in Stadt und Land erſchienen find. 

Die erſte Unterſuchung von Wellmann! betrachtet die Ver⸗ 


1 Schalk, Das Handwerk in Freiburg. Freiburger Diſſertation 1920. 
2 Abſtammung, Beruf und Heereserſatz. Leipzig 1907. 
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hältniſſe von 2943 Arbeitern in 9 Berliner Großbetrieben. Von 
den Vätern dieſer Arbeiter hatten, um nur einiges herauszuheben, 
die folgenden Berufe: 


Studierte Berue in 8 Fällen 
Kaufleute ea ae De 
Unternehmer und Fabrikanten 61 ⸗ 
Rentierrss 10 
Kehren. a er ee 16 - 
Beamte 215 =» 
Gaſtwirte „ 77 . 


In 750 Fällen konnten bei den befragten Arbeitern die Berufe 
der Söhne feſtgeſtellt werden. Davon hatten die folgenden Berufe, 
die vielleicht auf einen ſozialen Aufſtieg ſchließen laſſen, ergriffen: 


Kaufleute 35 Söhne 
hre 4 : 
Buchhalter... 2.2 222.26 = 
Kontoriften . > 2 2200. 14496 
Beamte 15 5 
Zahntechnikee 3 > 


Wenn auch dieſe Angaben zum Teil ebenfalls zu ſummariſch 
ſind, um ein genaueres Bild des ſozialen Auf- und Abſtieges zu 
geben, ſo genügen ſie doch, um zu zeigen, daß ein ſolcher in nicht 
wenigen Fällen ſtattgefunden hat. Etwas genauer und deutlicher 
find die Angaben, die ſich einer anderen Studie von Abelsdorf! 
entnehmen laſſen. Es liegen hier die Verhältniſſe von 2039 ge⸗ 
lernten Arbeitern zugrunde. Es ergibt ſich dabei das folgende Bild: 


Berufsarten der Väter Zahl der Fälle 
Höhere Beamte und liberale Berufſc d.. 5 
Fabrikbeſitzer, Fabrikanten, Grundbeſitze r 27 
Subalternbeamte, Militär-Privatbeamte, Volksſchullehrer 209 
Beamte der Großinduſt rie. 56 


Auch hier läßt ſich in zahlreichen Fällen (in 14,5 Prozent) ein 
unzweifelhafter ſozialer Abſtieg beobachten. 

Haben wir es bei dieſem bis jetzt betrachteten Material mit 
Schichten zu tun gehabt, die als Lohnarbeiter eine ausgeſprochene 
Klaſſenlage aufweiſen, wo man alſo vom Standpunkt dieſer Klaſſen⸗ 
lage aus im Einzelfall deutlich auf einen ſozialen Auf- oder Abſtieg 
ſchließen kann, ſobald die Angaben über die ſoziale Herkunft genau 
genug ſind, ſo gibt es demgegenüber auch ſoziale Schichten, bei 
denen dies keineswegs ſo eindeutig feſtſteht, die vielmehr in ſich 


1 Die Wehrfähigkeit zweier Generationen. Berlin 1905. 
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wirtſchaftlich und ſozial viel weniger gleichgeartet ſind, als es bei 
der Arbeiterſchaft der Fall iſt. Es gilt dieſes in ganz beſonderem 
Maße von den ſogenannten techniſchen Privatangeſtellten, für welche 
für die vorliegende Frage brauchbare und gründliche Erhebungen 
vorhanden ſind. Wir haben es hier mit einer ſozialen Gruppe zu 
tun, welche als Mittelſchicht in ganz beſonders hohem Maße den 
Übergang beim fozialen Auf- und Abſtieg zu bilden pflegt . Raß⸗ 
bach faßt die Hauptergebniſſe der drei unten genannten Erhebungen 
in folgende Tabelle zuſammen: 


Abſtammung von | Jäckel Günther D. H. V. 
/ 8 „ 9% 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden . | 12,99 28,93 30,04 
elbftändigen Kaufleuten 20,52 5,51 10,16 
ndwirtenn nen 7,32 9.77 812 
freien Berufen — 0,33 2,66 
öffentlichen Beamten 29,80 8,97 16 45 
Privatangeſtellteenn 15,86 20,21 11,99 
Arbeiteenn n 7.96 15,15 18,96 
Sonſt igen. 5,55 11,13 1,62 


Man ſieht, wie ganz verſchiedener Herkunft dieſe techniſchen 
Privatangeſtellten ſind. Das wird noch deutlicher, wenn man, was 
an dieſer Stelle nicht im einzelnen geſchehen ſoll, die Ergebniſſe der 
Erhebungen von Jäckel, der in noch eingehenderer Weiſe auf die 
ſoziale Herkunft zu ſprechen kommt, und dieſe auch mit der Frage, 
ob mit oder ohne Hochſchulbildung kombiniert, betrachtet. Freilich 
darf man dabei nie aus dem Auge verlieren, daß die techniſchen 
Privatbeamten, ähnlich wie auch die kaufmänniſchen, ganz verſchiedene 
Elemente in ſich enthalten, und daß mit dieſer Berufsbezeichnung 
eine ganz verſchiedene wirtſchaftliche Lage und ſoziale Stellung 
gedeckt wird. Das zeigt ja ſchon die ganz verſchiedene Herkunft, 
wie die oben gegebene Tabelle ergibt. Raßbach weiſt auch mit Recht 
darauf hin, daß gerade die Angeſtellten, bei vollſtändig verſchiedenen 


1 Jäckel, Die Lage der techniſchen Privatbeamten in Groß⸗Berlin. Jena 
1908. A. Günther, Die deutſchen Techniker auf Grund einer Erhebung unter 
den Mitgliedern des deutſchen Technikerverbandes. Leipzig 1912. — Die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage der deutſchen Handlungsgehülfen. Herausg. vom D. H. V. 1908. 
Die Hauptergebniſſe dieſer Erhebungen finden ſich zuſammengefaßt bei Raß bach, 
Betrachtungen zur wirtſchaftlichen Lage der techniſchen Privatangeſtellten in 
Deutſchland. Karlsruhe 1916. Vgl. dazu auch Lederer, Die Privatangeſtellten 
in der modernen Wirtſchaftsentwicklung. Tübingen 1912. 
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Berufen, alle Zwiſchenſtufen von der Klaſſe des Arbeiters bis zu 
der des Unternehmers aufzuweiſen haben. „Sowohl der Werkmeiſter, 
deſſen Vater Arbeiter war, und der ſelbſt als Arbeiter angefangen 
hat, wie der hochbezahlte Werkſtattleiter mit angeſchloſſener Hoch⸗ 
ſchulbildung ſind Angeſtellte. Aber es wäre offenſichtlich falſch, ſie 
beide zu der gleichen Klaſſe rechnen zu wollen.“ „Die Klaſſen⸗ 
zugehörigkeit des einzelnen Angeſtellten wird durch ſeine Herkunft, 
feine Bildung und ſeine Stellung in dem Unternehmen ſelbſt beſtimmt!.“ 

Es ergibt ſich alſo, daß man aus der Tatſache, daß zum Beiſpiel 
der Sohn eines Handwerksmeiſters oder der Sohn eines Arztes 
techniſche Angeſtellte geworden ſind, noch gar nicht ohne weiteres 
folgern kann, ob es ſich um einen ſozialen Auf- oder um einen 
ſozialen Abſtieg in dem einen oder dem anderen Falle gehandelt 
hat. Es kann recht wohl ſein, daß in dieſer Hinſicht gar keine Ver⸗ 
änderung vor ſich gegangen iſt. Es handelt ſich eben hier um eine 
Gruppe, bei der weder der Beruf, aber auch nicht die Stellung 
im Berufe, einen brauchbaren Maßſtab für die Klaſſenlage und 
demgemäß auch für die Klaſſenzugehörigkeit abgeben. 

Es gibt wichtige Anhaltspunkte dafür, daß zwiſchen Herkunft 
und Klaſſenlage ein ſehr enger Zuſammenhang beſteht. Das beide 
verbindende Glied iſt vor allem die Art der Erziehung und Aus⸗ 
bildung, von denen eben dann im Berufe die Höhe des Einkommens, 
die doch wieder für das Gefühl der Klaſſenzugehörigkeit und die 
Klaſſenlage eine große Rolle ſpielt, abhängt. Daß ſolche Zuſammen⸗ 
hänge beſtehen, ergibt ſich deutlich aus den eben beſprochenen 
Unterſuchungen. 

Für die ausgeſprochen höheren ſozialen Schichten 
liegt ein weſentlich geringeres Tatſachenmaterial vor, als für die 
Arbeiterſchaft. Waren die Unterſuchungen, welche ſich auf die 
letztere bezogen, geeignet, im weſentlichen ein Bild von dem ſozialen 
Abſtieg bei der Klaſſenbildung zu geben, ſo wird das Material aus 
den höheren ſozialen Schichten dazu dienen können vor allem Anhalts⸗ 
punkte über die Art und den Umfang des ſozialen Aufftieg? 
feſtzuſtellen. 

Sehr gutes Material dafür bietet vor allem eine Unterſuchung 
von Moſt: „Zur Wirtſchafts- und Eozialftatiftit höherer Beamter 
in Preußen“ ?. Die Erhebung umfaßt 479 Fälle von Staats- und 


1 a. a. O. S. 217. 
2 Leipzig 1916. 


| 
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Kommunalbeamten und betrachtet den Beruf des Vaters und des 
Großvaters. So klein das Material auch iſt, ſo intereſſante Er⸗ 
gebniſſe liefert es doch für die vorliegende Frage. Aus Gründen 
des Raumes ſoll aus den Ergebniſſen nur das Allerweſentlichſte 
wiedergegeben werden. Es handelt ſich in allen Fällen um die 
Herkunft von höheren Staats⸗ und Kommunalbeamten. Es gehörten 
dabei die Väter bzw. die Großväter väterlicherſeits in folgender 
Zahl den nebenſtehenden Berufen an: 
| Väter Großväter 


Mittlere Reichs⸗, Staat», Kommunalbeamte 34 3 
Niedere Reichs⸗, Staats⸗, Kommunalbeamte 14 3 
Lehrer ohne akademiſche Bildung 20 17 
Sandwerter 19 44 
IIC 88 1 2 


Bei anderen Berufsbezeichnungen, die ſich in dieſem Zuſammen⸗ 
hange vorfinden, wie ſonſtige Zivil⸗ oder Militärbeamte, oder Ge⸗ 
werbe⸗ und Handeltreibende, oder ſelbſtändige Landwirte, Schichten, 
aus denen ſich dieſe höheren Beamten ebenfalls in großem Umfange 
rekrutieren, kann man nicht ohne weiteres ſagen, ob man von einem 
ſozialen Aufſtiege reden kann. Dafür find‘ dieſe Bezeichnungen zu 
unbeſtimmt. 

In ſehr intereſſanter Weiſe hat ſich dann F. Maaß die Unter⸗ 
lagen für den Umfang und die Art des ſozialen Aufſtieges zu be⸗ 
ſchaffen gewußt. Seine Unterſuchung „Über die Herkunftsbedingungen 
der geiſtigen Führer“ baut ſich auf der von Bettelheim heraus⸗ 
gegebenen deutſchen Biographie auf. Aus dieſer ſind 4421 nach 
dem Jahre 1700 geborene, berühmte Perſönlichkeiten ausgeſucht, 
in 17 verſchiedene Berufsgruppen eingeteilt und auf ihre ſoziale 
Herkunft hin betrachtet worden. Von ihnen ſtammten 635 aus den 
niederen Volksklaſſen, 3151 aus den oberen, während bei 636 die 
Herkunft unbekannt war. Ein ziemlich erheblicher Bruchteil ſtammte 
alſo aus den niederen Volksklaſſen. Maaß zeigt nun, daß ſich dieſer 
Aufſtieg vor allem in den Berufen vollzogen hat, welche an keine 
Vorausſetzungen der Ausbildung und Erziehung gebunden ſind, bei 
denen die perſönliche Begabung ſich alſo ungehindert von wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorausſetzungen durchſetzen konnte. Dazu gehören in 
566 

1 Archiv für Sozialwiſſenſchaft, Band 41, 1916. Eine ähnliche Unter⸗ 
ſuchung, die mir jedoch nicht vorgelegen hat, gibt es für Frankreich: A. Odin, 
Genöse des grands hommes, gens de lettres frangais et modernes. 2 Bde. 
Paris. Maaß geht in ſeinem Aufſatze auf dieſe Unterſuchung genauer ein. 
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erſter Linie die künſtleriſchen Berufe. In den intellektuellen Berufen 
iſt dort der ſoziale Aufſtieg am ſtärkſten, wo ſich äußerlich fördernde 
Einflüſſe, wie vor allem bei den Theologen und Philologen, zum 
Beiſpiel durch Stipendien, vorfinden. 

Wenn auch das von Maaß benutzte Material in der Hauptſache 
zeitlich ſehr weit zurückliegende Verhältniſſe umfaßt, ſo wird man 
doch, nach allem, was wir darüber wiſſen, ſagen können, daß auch 
noch heute die Zuſammenhänge keine weſentlich anderen ſind. Auf 
den folgenden Seiten wird davon noch die Rede ſein. Es gelingt 
Maaß, auch deutlich zu zeigen, daß in den Berufen, wo es vor allem 
auf eine beſtimmte Begabung ankommt, wie vor allem bei den 
künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen, die Beteiligung der niederen 
Schichten eine weit ſtärkere ift, als dorten, wo, wie bei Staats— 
männern oder Militärs, die Milieuverhältniſſe eine beſonders große 
Rolle ſpielen. Wenn auch dieſe Unterſuchung, wie ſchon einmal 
betont, ſich vorwiegend auf älteres Material ſtützt, ſo verdient ſie 
doch in ihrem grundſätzlichen Teil, aber auch in ſehr vielen ihrer 
Ergebniſſe, für die Beurteilung unſerer gegenwärtigen Zuſtände 
alle Beachtung. 8 

Sucht man nach weiteren Möglichkeiten, für die Gegenwart 
Anhaltspunkte für den ſozialen Aufſtieg zu bekommen, ſo gibt dafür 
die deutſche Univerſitätsſtatiſtik gewiſſe Aufſchlüſſe. Wenn 
die Ergebniſſe derſelben, vor allem im Hinblick auf die Berufs: 
gliederung bei der ſozialen Herkunft, auch mancherlei Mängel auf— 
weiſen, ſo bekommt man daraus doch ein gewiſſes Bild von der 
ſozialen Herkunft der Studierenden. 

Schon im Jahre 1884 hat ſich L. Conrad! mit dieſer Frage 
befaßt. Zwanzig Jahre ſpäter hat dann Eulenburg! das gleiche 
getan, und neueſtens verdanken wir Nienhardt? eine äußerft ſorg⸗ 
fältig durchgeführte Unterſuchung für Württemberg über den gleichen 
Gegenſtand. Als weitere Quellen für die ſoziale Herkunft der 
Studierenden kommt daneben die übrige deutſche Univerſitätsſtatiſtik, 
wie ſie für eine Reihe deutſcher Staaten vorliegt, in Betracht. 

Es ſei an dieſer Stelle, wo es ja nur darauf ankommt, vor 
allem auf die Brauchbarkeit dieſes Materials für das Problem der 


1 Das Univerſitätsſtudium in Deutſchland während der letzten 10 Jahre. 
Jena 1834. 

2 Die Frequenz der deutſchen Univerſitäten. Leipzig 1904. 

3 Das Univerſitätsſtudium der Württemberger ſeit der Reichsgründung. 
Tübingen 1916. 
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Klaſſenbildung hinzuweiſen, zunächſt nur auf die Arbeit von Rienhardt, 
welche ja auch die neueſte und ſorgfältigſte Vearbeitung dieſes 
Gegenſtandes enthält, eingegangen. Rienhardt ſcheidet die Studierenden 
ihrer Herkunft nach in 23 Kategorien und faßt dieſe dann wieder 
in drei Gruppen zuſammen: A) Väter mit akademiſcher Bildung, 
B) ſolche mit höberer wirtſchaftlicher Bildung, O) ſolche, die den 
mittleren und unteren Berufsklaſſen angehören. Von 9594 Württem⸗ 
bergern, welche während der Jahre 18711911 mit der Reife⸗ 
prüfung zur Univerſität gingen, ſtammten aus der Gruppe A 33,27 /, 
aus der Gruppe B 11,61% und aus der Gruppe C 53,12 lo. In 
dem genannten Zeitraum ſtellten die Kleingewerbetreibenden, Land⸗ 
wirte, unteren Beamten und Arbeiter insgeſamt 3027 Studierende, 
wovon freilich 1614 auf das Studium der Theologie kamen. Damit 
iſt der beſonders hohe Anteil der Gruppe C erklärt. Es ſind ganz 
beſtimmte ſtudierte Berufe, denen ſich die Angehörigen dieſer Gruppe 
zuwenden. Es war eben, bei der Beſprechung der Arbeit von Maaß, 
davon ſchon einmal die Rede geweſen. Es entfielen unter den von 
Rienhardt betrachteten württembergiſchen Studierenden auf diejenigen, 
welche aus dieſer Gruppe O ſtammten, bei den katholiſchen Theologen 
953, bei den evangeliſchen Theologen 455, bei den Philologen und 
Philoſophen 602. Dagegen waren es bei den Juriſten und 
Regiminaliſten nur 369 und bei den Medizinern nur 272. 

Auch dieſe Gruppe C zerfällt natürlich in ſich wieder, worüber 
ſich auch bei Rienhardt eingehende Angaben vorfinden, in die ver⸗ 
ſchiedenſten ſozialen Kategorien. Um daraus nur einiges, ganz be⸗ 
ſonders Bemerkenswertes herauszugreifen, ſo ergibt ſich, daß im 
Durchſchnitt der Jahre 1906—1911 von 100 Studierenden über: 
haupt die folgende Zahl, die Väter der nebenſtehenden Berufe hatten: 


Kleingewerbetreibende (Handwerker) 11.21 
Kleinhandel (Krämer, Händler, Wirte) 5,53 
Land wirre 9,79 
Beamte ohne akademiſche Bildung 9,84 
Lehrer ohne akademiſche Bildung 11.62 
Unterbeam tee. 4,69 


In dem ganzen Zeitraume von 1871—1879 ſtammten nur 
79 Studierende unmittelbar von Arbeitern, Tagelöhnern und Ge⸗ 
hilfen ab. Davon ſtudierten 60 Theologie, während ſich nur 19 den 
anderen Fächern widmen konnten. 


1 Darunter ſind die Anwärter des Verwaltungs⸗ und Finanzdienſtes ver⸗ 
ſtanden. 
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Ahnlich, wenn auch keineswegs fo im einzelnen durchgearbeitete 
Angaben finden ſich auch in den Hochſchulſtatiſtiken mancher anderer 
deutſcher Staaten. Die Gliederung nach der Herkunft iſt dabei nicht 
immer eine ſo genaue, die textliche Darſtellung bleibt weit hinter 
dem zurück, was Rienhardt für Württemberg geboten hat. An dieſer 
Stelle ſoll nur ganz kurz auf die Ergebniſſe der badiſchen und 
preußiſchen Hochſchulſtatiſtik eingegangen werden. 

Für Baden! liegen Aufſtellungen für die Jahre 1905 — 1910, 
die ſich auf insgeſamt 44359 Studierende erſtrecken, vor. Von den 
Vätern dieſer Studierenden — es ſind dabei auch die Beſucher der 
Techniſchen Hochſchule in Karlsruhe eingeſchloſſen — waren Beamte 
ohne akademiſche Bildung 4832, Lehrer ohne akademiſche Bildung 
3467. Geht man etwas mehr auf die Einzelheiten ein, ſo bekommt 
man für den ſozialen Aufſtieg das folgende Bild. 

Es waren von den Vätern in dem betrachteten Zeitraum: 


Militärs im Unteroffiziersran g 26 
Kunſt⸗ und Handelagärtner. -. » - » 220. 94 
Berlicherungsgewerbetreibende . . . . . 2... 136 
Organiſten und niedere KHirchendiener. . . . - 28 
Niedere Bedienftete. - eee. 96 
c ae en Ben. a eh 26 


Gerade unter den für uns bedeutſamen Geſichtspunkten det 
Klaſſenbildung iſt es von Intereſſe, die Unterſchiede in der ſozialen 
Herkunft bei den Studierenden der Univerſitäten und der techniſchen 
Hochſchulen zu beobachten. Auch dazu bietet die vorliegende 
badiſche Statiſtik die Möglichkeit. Um nur auf eines hinzuweiſen, 
ſo ergibt ſich dabei, daß die Söhne von Lehrern ohne akademiſche 
Bildung in weſentlich ſtärkerem Maße die Univerſität als die 
techniſche Hochſchule beziehen, während bei den Söhnen der Beamten 
ohne akademiſche Bildung das Umgekehrte der Fall iſt. 

In der preußiſchen Statiſtik? findet ſich, was ihr einen 
beſonderen Wert verleiht, jedesmal eine eingehende Einleitung, in 
der auch wichtige allgemeine Geſichtspunkte, welche mit dieſen 
Fragen zuſammenhängen, erörtert werden. Es ſei an dieſer Stelle 
in Kürze auf einige beſonders markante Ergebniſſe der ſtatiſtiſchen 
Zuſammenſtellungen für den Durchſchnitt des Sommerſemeſters 1911 
und des Winterſemeſters 1911 auf 1912 abgehoben. Es ſind dabei 


1 Badiſche Schulſtatiſtik, 1. Band: Die Hochſchulen. Karlsruhe 1912. 
2 Preußiſche Statiſtik. Statiſtik der preußiſchen Landesuniverfitäten. 
Band 236, für das Studienjahr 1911/12. 
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nur diejenigen Berufe herausgegriffen, bei denen man von einem 
ſozialen Aufſtieg reden kann. Im Durchſchnitt dieſer beiden 
Semeſter gehörten von den reichsangehörigen Studierenden auf den 
preußiſchen Univerlitäten in der nachgenannten Zahl von Fällen die 
Väter den folgenden Berufsklaſſen an: 


1. Militärperſonen im Unteroffiziers rang 34 
2. Aufſichts⸗ und Rechnungsperſonal, ſowie ſonſtige Gehilfen in der 
Handwiriſcha fkk Er 
3. Organiſten, Küſter, Totengräber, niedere Kirchendiener 74 
4. Lehrer ohne akademiſche Bildunn-uggagangngggg 2740 
5. Sonſtige Staats⸗ und Kommunalbeamte ohne akademiſche Bildung 3705 
6. Niedere Bedienſtetttt c 28 
7. Arbeiter ohne nähere Bezeichnung. gg 16 


Weitere Angaben über die ſoziale Herkunft höherer Berufs⸗ 
ſchichten gibt die Unterſuchung von Eulenburg über den akade⸗ 
miſchen Nachwuchs . Es handelt ſich hier um einen Beruf, zu deſſen 
Ergreifung nach den allgemein herrſchenden Anſchauungen in be⸗ 
ſonders hohem Maße günſtige äußere Vorausſetzungen erforderlich 
ſind. Es iſt demgegenüber immerhin von Intereſſe, zu ſehen, daß 
ein gar nicht ſo kleiner Teil der akademiſchen Kreiſe ſich doch von 
recht weit unten her heraufgearbeitet hat. Von 2186 Hochſchul⸗ 
lehrern waren bei 90 die Väter Unterbeamte, bei 74 Lehrer ohne 
akademiſche Bildung und bei 52 Handwerker. Mehr als 10% 
haben ſich alſo ausgeſprochen von unten heraufgearbeitet. Ich ver⸗ 
weiſe auf die oben beſprochene Unterſuchung von Maaß, der eben⸗ 
falls auf Grund ſeines Materials feſtſtellen konnte, daß auch bei 
wiſſenſchaftlichen Berufen, wo die Begabung eine beſonders große 
Rolle ſpielt, der ſoziale Auftrieb nicht unerheblich ſei. 


Mit den im Vorangegangenen beſprochenen Arbeiten wäre das 
Weſentlichſte deſſen erſchöpft, was mir an Unterſuchungen bekannt 
geworden iſt, welche über den Umfang und die Art der ſozialen 
Klaſſenbildung Auskunft geben?. So dürftig eigentlich das vor— 


1 Leipzig 1908. 

2 Für dieſe Zuſammenhänge kommt noch weiter in Betracht: Harms, 
Handwerkerſöhne in höheren Lehranſtalten. Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statiſtik. Dritte Folge, Band 21, 1901. — Inama⸗ Sternegg, Das 
ſoziale Connubium in den öſterreichiſchen Städten. Stat. Monatsſchrift. Wien 
1898. Englig: Eine Erhebung über die Lebensverhältniſſe der Wiener Stu⸗ 
dentenſchaft. Ebenda 1915. — Chapman und Marquis, The recruiting 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 8 
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handene Material ift, denn die wenigſten Unterſuchungen find ja 
dem Zwecke gewidmet, die Tatſachen der Klaſſenbildung aufzuklären, 
dieſe Zuſammenhänge finden ſich in ihnen nur nebenbei berührt, ſo 
genügen ſie doch, um manches Wichtige für dieſe Frage ihnen ent⸗ 
nehmen zu können. Noch wichtiger vielleicht als dieſe poſitiven Er⸗ 
gebniſſe iſt jedoch dasjenige, was wir aus dieſen Arbeiten für die 
Problemſtellung für weitere Unterſuchungen auf dieſem ſo wichtigen 
Gebiete lernen können. 

Das eine, was ſich jedenfalls ohne weiteres feſtſtellen läßt, iſt 
dies, daß auf der ſozialen Stufenleiter ein fortdauernder Auf- und 
Abſtieg ftartfindet. Fortwährend kommen Leute von oben nach unten; 
anderen gelingt es, in die Höhe zu kommen. Daß das letztere ſich 
aus den betrachteten Unterſuchungen als die häufigere Erſcheinung 
ergibt, hängt nicht damit zuſammen, daß dieſes vorhandene Material 
ein ſehr lückenhaftes iſt und einen ſehr zufälligen Charakter trägt. 
Es liegt dies vielmehr in der Natur der Sache und hat vor allem 
die folgenden beiden Gründe. 

Einmal vermehren ſich mit wachſender Volkszahl alle ſozialen 
Schichten bzw. Klaſſen eines Volkes. Ob das in zahlenmäßig 
gleichem oder ungleichem Verhältnis geſchieht, hängt von den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen der betreffenden Zeit ab und iſt einem hiſtori⸗ 
ſchen Wandel unterworfen. Es hängt dies einmal, um nur weniges 
dafür Maßgebende hervorzuheben, von der ſozialen und wirtſchaft— 
lichen Verfaſſung des betreffenden Landes und ihren Wandlungen 
ab, genauer ausgedrückt, davon, welcher geſellſchaftliche Bedarf in 
einer beſtimmten Zeit nach den Angehörigen der verſchiedenen ſozialen 
Schichten vorhanden iſt. Hierbei ſind Verſchiebungen möglich, die 
einmal das Wachstum der einen, das andere Mal das einer anderen 
ſozialen Schicht günſtig oder ungünſtig zu beeinfluſſen vermögen. 
Man denke nur an Tendenzen zur Zentraliſation oder Dezentraliſa⸗ 
tion in den verſchiedenen Zweigen der Volkswirtſchaft oder denke 


of the employing classes from the ranks of the wage-earners in tbe 
cotton- industry. Journal of the Royal Statistical Society. Bd. 75, 1912. — 
Die Grundlagen dieſer letztgenannten Unterſuchung ſcheinen jedoch keine beſonders 
zuverläſſigen zu ſein. Die Verfaſſer teilen mit, daß von 80 Unternehmern in 
der Weberei 60 ihre Frage nach ihrer Herkunft beantwortet hätten. Davon 
hätten ihren eigenen Angaben nach 48 oder 76 ihren Beruf als Arbeiter be» 
gonnen und ſeien weder durch eigenes Vermögen noch durch Erbſchaft in ihre 
Stellung gelangt, ſondern lediglich durch eigene Kraft. Zu nicht viel anderen 
Ergebniſſen gelangen dann die Verfaſſer auch für Spinnerei und die geſamte 
Baumwollinduſtrie in Lancaſhire. 


1063] Die Tatſachen der Klaſſenbildung 115 


denke daran, daß auch die zunehmende Tätigkeit der öffentlichen 
Körperſchaften auf den verſchiedenſten Gebieten für lange Zeit hinaus 
auf die Vermehrung beſtimmter Berufsarten und damit auch ſozialer 
Schichten einen Einfluß auszuüben in der Lage iſt., 

Daß daneben die verſchiedene natürliche Vermehrung der einzelnen 
ſozialen Schichten unter dem Einfluß von Geburten- und Sterbe⸗ 
häufigkeit einen ähnlichen Einfluß auszuüben in der Lage iſt, liegt 
ebenfalls auf der Hand. Man denke nur daran, daß im Zuſammen⸗ 
hang mit der geringen Geburtenhäufigkeit der oberen ſozialen 
Schichten alles dafür ſpricht, daß dieſe Kreiſe ſich nur in unzu⸗ 
reichendem Maße fortpflanzen . Überlegt man dann noch, daß 
außerdem aus äußeren oder inneren Gründen fortdauernd Ans 
gehörige dieſer oberen Schichten auf der ſozialen Stufenleiter nach 
unten gleiten, ſo verſteht man es, daß allein ſchon deshalb dauernd 
ein Aufſtieg aus den unteren Schichten ſtattfinden muß, wenn jene 
oberen Schichten überhaupt auf die Dauer in ihrem zahlenmäßigen 
Beſtande bleiben wollen. 

Es ſei hier nur darauf hingewieſen, was ebenfalls für den 
Umfang des Aufſtiegs in Betracht kommt, daß für die Klaſſenbildung 
in der Neuzeit ganz andere Faktoren eine Rolle ſpielen als früher, 
und daß dieſe Faktoren mit großer Kraft den ſozialen Aufſtieg be⸗ 
günſtigen. Dazu gehört insbeſondere die Tatſache, daß ſich in den 
letzten Jahrzehnten eine Umwälzung im Denken und Wollen aller 
Schichten unſeres Volkes nach der Richtung hin vollzogen hat, daß 
heute in einem früher nie gekannten Maße ſozialer Ehrgeiz, das 
Streben nach äußerer Geltung, der Wunſch, den Kindern eine 
Stellung im Leben zu verſchaffen, welche in geſellſchaftlicher Hinſicht 
über die Stellung des Vaters hinausgeht, das Wollen und Denken 
beeinfluſſen. Es ſind dies Faktoren, mit denen bekanntlich in hohem 
Grade auch der neuzeitliche Geburtenrückgang zuſammenhängt. Es 
handelt ſich hier um Tendenzen, welche der Franzoſe Dumont? als 
capillarité sociale bezeichnet hat. Jeder Menſch iſt beſtrebt, ſich 
von den geſellſchaftlich geringer eingeſchätzten Berufen zu denjenigen 
emporzuringen, welche in dieſer Hinſicht höher gewertet werden. 


1 Aus der großen, hierher gehörigen Literatur ſei dafür nur verwieſen auf: 
Fahlbeck, a. a. O. Steinmetz, Der Nachwuchs der Begabten, Zeitſchrift 
für Sozialwiſſenſchaft, Bd. 6, und Schallmayer, Die Eoyiologifche Bedeutung 
des Nachwuchſes der Begabteren. Archiv für Raſſen⸗ und Geſellſchaftsbiologie, 
Band 2. 

2 Depopulation et Civilisation. Paris 1890, S. 106. 
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Es würde an dieſer Stelle zu weit führen, eingehender auf die 
Urſachen dieſer Wandlungen im menſchlichen Denken und Wollen 
einzugehen; ſie hängen jedenfalls in hohem Maße damit zuſammen, 
daß infolge des ſteigenden Einfluſſes vorwiegend wirtſchaſtlicher 
Momente auf die Klaſſenbildung das Auf und Ab auf der ſozialen 
Stufenleiter eine immer häufigere Erſcheinung wurde, daß die noch 
vorhandenen Reſte der alten ſtändiſchen Gebundenheit, wo Beruf 
und ſoziale Stellung durch Tradition oder Rechtsſatzung beſtimmt 
wurden, unter dem Einfluß wirtſchaftlicher Tatſachen immer mehr 
an Bedeutung verloren. Wo es, wie in der heutigen Zeit, in aller⸗ 
erſter Linie ſolche wirtſchaftlichen Tatſachen ſind, die Größe des Be⸗ 
ſitzes, die für den ſozialen Aufſtieg eine weſentliche Rolle ſpielen, 
iſt die Möglichkeit, in höhere ſoziale Schichten aufzuſteigen, gegen⸗ 
über den früheren Zuſtänden für viele in eine jo erreichbare Nähe 
gerückt, daß der Wunſch, dieſes Ziel für ſich oder ſeine Nachkommen 
zu erreichen, ein weſentlicher Beſtandteil des Wollens der Menſchen 
von heute werden konnte. Wie Fontane einmal geſagt hat: „Früher 
war man 300 Jahre lang ein Schloßherr oder ein Leineweber; jetzt 
kann jeder Leineweber eines Tages Schloßherr ſein.“ 

Mit dem Geſagten ſoll nur auf die allerwichtigſten Faktoren 
hingewieſen ſein, welche es erklären, warum ſchon in dem oben 
betrachteten, ſo lückenhaften und dürftigen Material der ſoziale Auf⸗ 
ſtieg ſo weit häufiger zu beobachten iſt als das Umgekehrte. Natür⸗ 
lich ſind mit dem Geſagten die Gründe dieſer Erſcheinung noch nicht 
erſchöpft. 

Ein weiteres, das ſich aus dem betrachteten Material ergibt, 
iſt dieſes, daß man eigentlich nur in recht ſeltenen Fällen von einem 
unmittelbaren Auf- und Abſtieg in eine ganz andere ſoziale Schicht 
reden kann. Es hängt dieſe Beobachtung aber jedenfalls ſehr eng 
mit der Art des beobachteten Materials zuſammen, das wohl An⸗ 
haltspunkte für den Umfang der ſozialen Klaſſenbildung abgeben 
konnte, aber doch nicht ausreichend iſt, ein ganz genaues Bild davon 
zu geben, in welcher Weiſe ſich nun im einzelnen dieſe Klaſſen⸗ 
bildung auch vollzieht. Der ſoziale Auf- und Abſtieg kann grund⸗ 
ſätzlich in einer doppelten Weiſe vor ſich gehen. Einmal ohne jeden 
Übergang, zum Beiſpiel in der Weiſe, daß es dem Sohne eines ein⸗ 
fachen Lohnarbeiters gelingt, einen ſozial weſentlich höher geſchätzten 
Beruf, wie zum Beiſpiel den eines Arztes, zu ergreifen, oder daß 
umgekehrt der Sohn eines Arztes in den Arbeiterſtand hinabſinkt. 
Ein Wandel in dieſer übergangsloſen Form iſt in dem betrachteten 
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Material nur in ganz ganz wenigen Fällen zu beobachten geweſen. 
Er wird auch in Wirklichkeit ſehr ſelten vorkommen, weil doch in 
den beiden, eben betrachteten Fällen die Gunſt oder Ungunſt der 
äußeren Verhältniſſe eine zu große Rolle ſpielt. Der begabte Sohn 
des Arbeiters wird unter der Ungunſt der äußeren Verhältniſſe nur 
in den allerſeltenſten Fällen in der Lage ſein, einen ſeinen Fähig⸗ 
keiten und Intereſſen entſprechenden Beruf zu ergreifen, und um⸗ 
gekehrt wird der unfähige Sohn aus wohlhabenden Kreiſen durch 
die günſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe doch in den allermeiſten 
Fällen davor beſchützt ſein, allzu tief auf der ſozialen Stufenleiter 
hinabzugleiten. 

Wenn aber auch dieſer übergangsloſe Wechſel innerhalb der 
ſozialen Schichten heute eine äußerſt ſeltene Erſcheinung iſt, ſo kommt 
ein ſolcher Wechſel doch unter Übergängen relativ häufig vor. Der⸗ 
artige Verſchiebungen vollziehen ſich ſortdauernd, wenn auch in der 
Regel erſt im Verlauf einiger Generationen. Um dieſe Verſchiebungen 
in ihrem Umfange und in ihren Einzelheiten zu erfaſſen, dazu bedarf 
es ganz anders gearteter Unterſuchungen, als die im Vorangegangenen 
benutzten geweſen ſind. Dazu iſt es ſchon nötig, den Wandel inner⸗ 
halb von drei oder vier Generationen zu beobachten, nicht nur den⸗ 
jenigen vom Vater auf den Sohn, wie es die oben zugrunde ge⸗ 
legten Arbeiten faſt ausnahmslos nur erlaubten. 

Hierfür fehlen alſo faſt gänzlich brauchbare Vorarbeiten. Aber 
auch ohne ein großes Tatſachenmaterial zur Verfügung zu haben, 
wird man als typiſchen Weg für den ſozialen Aufſtieg etwa den 
folgenden feſthalten können. Der erſte Aufſtieg aus den Kreiſen 
des Arbeiterſtandes oder der bäuerlichen Bevölkerung erfolgt in der 
Regel in den Beruf des Handwerkerſtandes, des kleinen Kaufmannes 
oder denjenigen der unteren Beamtenſchaft. Im letzteren Falle er⸗ 
folgte er bisher ſehr häufig über den Umweg des Militäranwärters, 
einer Einrichtung, welcher für den ſozialen Aufſtieg eine lange nicht 
genügend gewürdigte Bedeutung zugekommen iſt. Von da aus erfolgt 
dann in der Regel der Aufſtieg in die Berufe der Volksſchullehrer, 
der kaufmänniſchen und techniſchen Privatangeſtellten, in die mittlere 
Beamtenlaufbahn, mitunter auch ſchon in den höheren Poſt- und 
Eiſenbahndienſt, und von da aus dann in die ſozial noch höher ge: 
werteten Berufe. Das ſoll nur ein grobes Schema ſein. Mögen 
im einzelnen noch ſo viele Ausnahmen vorkommen, ſo wird man 
doch einem ſolchen etappenweiſen Aufftieg in dieſer oder einer ähn- 
lichen Weiſe eine typiſche Bedeutung zuerkennen müſſen. Auf ſolchen 


118 P. Mombert [1066 


Umwegen kann eben in ſehr vielen Fällen das durch das Beſitzmoment 
geſchaffene Hindernis für den Aufſtieg nach und nach überbrückt 
werden. Wir werden auch annehmen dürfen, daß ſich in den meiſten 
Fällen die umgekehrte Entwicklung, das Hinabgleiten auf der ſozialen 
Stufenleiter, in einer ähnlichen etappenweiſen Form vollzieht. 

Daß dieſer etappenweiſe Auf- oder Abſtieg die Regel bildet, 
dafür bieten trotz aller Mängel im einzelnen, die oben angeführten 
Unterſuchungen, vor allem die Arbeit von Rienhardt, wichtige Anhalts⸗ 
punkte. Rienhardt ſagt ſelbſt darüber (a. a. O. S. 22): Die Beamten 
und Lehrer ohne akademiſche Bildung und neuerdings äuch die 
Privatbeamten in untergeordneter Stellung, die alle überwiegend 
aus den unteren Erwerbsſchichten hervorgehen, bilden in der auf⸗ 
ſteigenden Klaſſenbewegung die Mittelſtufe für den Übergang in die 
höheren Klaſſen. 

Dieſe wenigen Bemerkungen mögen genügen, um darzutun, 
daß der ſoziale Auf- und Abſtieg in der Regel etappenweiſe vor 
ſich geht, daß man deshalb nur dann ein brauchbares Bild dieſes 
ſozialen Stoffwechſels erhalten kann, wenn man mehrere Generationen 
zuſammenfaßt. Freilich muß man aber dann auch dauernd im Auge 
behalten, daß auch die einzelnen ſozialen Klaſſen in ſich wieder reich 
gegliedert ſind und zahlreiche Abſtufungen aufweiſen, die man bei 
der Betrachtung dieſer Vorgänge nicht außer acht laſſen darf. Das 
gilt auch von der Lohnarbeiterſchaft, welche keineswegs eine ſo 
homogene, ungegliederte Maſſe iſt, als wie man es vielfach hinſtellt. 
Da gibt es zunächſt die Unterfchiede zwiſchen dem gelernten und 
dem ungelernten Arbeiter und dann auch wieder innerhalb der ge⸗ 
lernten Arbeiterſchaft mancherlei Abſtufungen. So hat man ſchon 
mit Recht von den Buchdruckern als von einer Arbeiterariſtokratie 
geſprochen. Die oben benutzte Arbeit von Abelsdorf hat ja auch 
gezeigt, daß gerade auch aus den Kreiſen dieſer Buchdrucker in der 
folgenden Generation ein relativ großer Bruchteil in höhere Berufe 
aufſteigt, und daß umgekehrt ſich bei den Buchdruckern eine ziemlich 
große Zahl ſolcher Perſonen befand, die aus höheren ſozialen Schichten 
ſtammten. Auch in den übrigen ſozialen Klaſſen kann man deutlich 
ſolche Abftufungen wahrnehmen, auch innerhalb der ſtudierten Be: 
rufe. In den meiſten Fällen wohl geht nun das Auf und Ab auf 
der ſozialen Stufenleiter in der Weiſe vor ſich, daß erſt die Etappen 
der eigenen ſozialen Kloſſe von unten nach oben oder umgekehrt 
durchlaufen werden, und daß dann erſt der Eintritt in eine ganz 
neue Klaſſe erfolgt. Über all dieſe wichtigen Zuſammenhänge wiſſen 
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wir alſo an Tatſächlichem heute noch ſehr wenig. Und doch handelt 
es ſich dabei um Fragen, die in ihrer Bedeutung für unſer wirt⸗ 
ſchaftliches und ſoziales Leben nicht hoch genug eingeſchätzt werden 
können. Die amtliche Statiſtik hat bis heute auf dieſem Gebiete 
überhaupt noch nichts geleiſtet, und das wenige, was wir darüber 
wiſſen, verdanken wir privater Initiative. Die Zuſammenhänge ſind 
aber ſo wichtig, daß ſie in ganz anderem Umfange als bisher auch 
von der amtlichen Statiſtik in Angriff genommen werden müßten. 
Man denke nur einmal daran, was nicht in den Perſonalakten unſerer 
Miniſterien und öffentlichen Verwaltungen an Material über dieſe 
Frage ſchlummert, und wie vieles nicht bei einzelnen Berufsgruppen, 
welche in ſich im Rahmen der Klaſſenhierarchie eine beſtimmte ſoziale 
Schicht repräſentieren, wie zum Beiſpiel die Volksſchullehrer, die 
mittleren und unteren Beamten an Poſt und Eiſenbahn, einzelne 
Gruppen hoch qualifizierter Arbeiter uſw., durch einfache Befragung 
über den Beruf und die Stellung von Vater und Großvater oder 
über den Beruf der Kinder feſtgeſtellt werden kann. Auch durch 
private Initiative kann noch unendlich Vieles auf dieſem Gebiete 
geleiſtet werden. Es iſt der Hauptzweck dieſer Zeilen, die 
Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe auf die Erforſchung 
dieſes heute noch ſo wenig beackerten Gebietes zu 
lenken. 

Es liegt nicht in der Abſicht dieſer Ausführungen, auch im 
einzelnen auf die Wege hinzuweiſen, die hierbei eingeſchlagen werden 
können; nur weniges Allgemeine ſei darüber geſagt. Es gibt grund⸗ 
ſätzlich zwei Wege, um den Verlauf dieſer Zuſammenhänge zu be⸗ 
obachten. Der eine geht ähnlich, wie es bei der Statiſtik der 
Haushaltungsrechnungen der Fall iſt, von dem einzelnen Individuum 
aus und unterſucht, für einige Generationen zurücklaufend, die ſoziale 
Herkunft, eventuell auch Beruf und Stellung der Kinder. Ein 
ſolches individuelles Verfahren geſtattet es dann auch, durch per: 
ſönliches Befragen die näheren Urſachen und Umſtände feſtzuſtellen, 
auf welche ein eventueller Wechſel in der ſozialen Stellung zurück— 
zuführen war. Auf dieſem Wege wird man alſo nicht nur die 
Tatſachen feſtſtellen, man wird ſie auch zum Teil mehr oder weniger 
erklären können. Es liegt auf der Hand, daß eine möglichſt um: 
faſſende Beobachtung auf ſolch individueller Grundlage die Kenntnis 
dieſer Zuſammenhänge am meiſten befördern kann. Neben dieſer 
individuellen Methode iſt aber dann auch der Weg einer ſtatiſtiſchen 
Erfaſſung im Sinne einer Maſſenbeobachtung möglich, indem große, 
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einheitliche Berufsſchichten ohne irgendwelches Eingehen auf Einzel- 
heiten einfach auf ihre ſoziale Herkunft hin unterſucht werden. Bei 
der Wahl dieſes letzteren Weges wird man nicht viel mehr als den 
zahlenmäßigen Umfang feſtſtellen können, vielleicht auch die Art und 
das Tempo, in welchem ſich ſolche Klaſſenverſchiebungen vollziehen. 
Man wird auch feſtſtellen können, welche Berufe und ſoziale Stellungen 
beim ſozialen Auf⸗ und Abſtieg den Übergang nach oben oder unten 
zu bilden pflegen. Man wird feſtſtellen können, ob ſich hier nicht 
Unterſchiede in regionaler Hinſicht zeigen, ob aber auch vielleicht 
hierbei Unterſchiede innerhalb der einzelnen Konfeſſionen vorhanden 
ſind. Es liegt auf der Hand, daß beide Methoden durchaus neben⸗ 
einander hergehen können, daß beide, jede in ihrer Art, geeignet 
ſind, dieſe Zuſammenhänge aufhellen zu helfen. 

Dabei iſt jedoch in allen Fällen darauf Wert zu legen, die 
Unterſuchung auf mindeſtens drei bis vier Generationen zu eritreden, 
denn erſt dann iſt es möglich, den ſtufenweiſen Charakter der Klaſſen⸗ 
bildung, der heute eines ihrer weſentlichſten Merkmale ausmacht, 
kennen zu lernen. Man darf ſich auch niemals damit begnügen 
wollen, mit einem kurzen, rohen Schema, wie z. B. höhere, mittlere, 
niedere Berufe, dieſe Mannigfaltigkeit, um die es ſich dabei handelt, 
meiſtern zu wollen. Gerade, wenn man ſehen will, welche Stellungen 
und Berufe vorwiegend das Sprungbrett nach oben abgeben, wird 
man nicht eingehend genug dieſe Klaſſifizierung der Berufe und 
Stellungen vornehmen können. Daß dabei noch zahlreiche andere 
Nebenfragen, wie z. B. nach der Herkunft der Mutter, dem Berufe 
der Geſchwiſter, Fragen nach dem Berufswechſel und der Art der 
Schulbildung, für die Aufhellung wichtiger geſellſchaftlicher Zu⸗ 
ſammenhänge von unſchätzbarem Werte ſein können, ſei hier nur 
nebenbei erwähnt. 

Freilich darf man derartigen Unterſuchungen gegenüber, mögen 
ſie noch ſo gründlich und vollkommen durchgeführt ſein, niemals die 
Erwartungen zu hoch ſpannen. Es wird auf ſolchen Wegen nie 
möglich ſein, die qualitative Seite dieſer Wandlungen in den 
ſozialen Schichtungsverhältniſſen ſeſtzuſtellen. Man wird immer nur 
feſtſtellen können, in welchem Umfange ſich ein ſolcher Auf- und 
Abſtieg auf der ſozialen Stufenleiter vollzieht, und in welcher Weiſe 
und mit welchen Übergängen derſelbe vor ſich geht. Ob es ſich 
jedoch dabei um eine Ausleſe im poſitiven oder negativen Sinne 
handelt, ob dabei die Beſten und die Tüchtigſten voran kommen 
und die weniger Fähigen und Begabten nach unten ſinken, das 
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wird ſich wohl niemals auf Grund ſolcher Unterſuchungen feſtſtellen 
laſſen. 

Würde man doch einen ſehr großen Fehler begehen, wollte man 
allein aus der Tatsache, daß jemand im Leben eine beſſere ſoziale 
Stellung erringt, oder auf der ſozialen Stufenleiter hinabſinkt, einen 
Schluß auf feine Fähigkeit und Begabung ziehen. Denn es können 
und es werden vielfach äußere, glückliche Erfolge ſein, eine Beſſerung 
oder Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, welche mit der 
Fähigkeit und der Begabung des Betreffenden nicht das geringſte zu 
tun zu haben brauchen, wie Spekulationen, Erbſchaften, geſchäftliche 
Zufälle uſw., welche dann für die folgende Generation die wirt⸗ 
ſchaftlichen Hinderniſſe eines ſchnellen Aufſtieges in eine andere 
ſoziale Schicht hinwegräumen, oder im umgekehrten Falle das Ver⸗ 
bleiben in der ſozialen Stellung der Eltern unmöglich machen. In 
wie vielen Fällen können nicht beim ſozialen Aufſtieg Protektion und 
Strebertum, gewiſſenloſe, geſchäftliche Manipulationen eine äußerft 
fördernde Rolle ſpielen. Man denke nur an den obenerwähnten 
Zuſammenhang zwiſchen den neuzeitlichen Rückgang der Geburten⸗ 
häufigkeit, dem Willen, die Familie nicht zu groß werden zu laſſen, 
und dem Streben, ſich und ſeine Nachkommen ſozial in die Höhe zu 
bringen. Es mag ſein, eine Frage, die heute mangels Materials nicht 
einmal andeutungsweiſe beantwortet werden kann, worauf aber 
hoffentlich in nicht allzu langer Zeit neue Unterſuchungen eine Ant⸗ 
wort geben werden, daß für den ſozialen Aufſtieg wirklich die Größe 
der Familie, d. h. die Zahl der Kinder, eine erhebliche Rolle ſpielt. 
Liegt es doch auf der Hand, daß die Ausbildungsmöglichkeiten für 
die Kinder um ſo günſtiger liegen, je kleiner ihre Zahl in einer 
Familie iſt. Umgekehrt iſt es dann bei beſonders kinderreichen 
Familien. All dieſes ſind Faktoren, die weder mit einer beſonderen 
Begabung oder Fähigkeit irgend etwas zu tun haben, die aber doch 
für die Klaſſenbildung eine ganz weſentliche Rolle ſpielen. Es mag 
ſein, daß heute bei gleichen Einkommensverhältniſſen für den ſozialen 
Aufſtieg die Kinderzahl eine verhältnismäßig größere Rolle ſpielt, 
als die Begabung dieſer Kinder. Wir müſſen uns alſo davor hüten, 
anzunehmen, daß heute beim ſozialen Aufſtieg die wertvollſten Ele— 
mente immer nach oben kommen. 

Es iſt z. B. gar kein Zweifel, daß der Krieg und ſeine Nach⸗ 
wirkungen bereits große Wandlungen in den ſozialen Schichtungs— 
verhältniſſen hervorgerufen hat und auch noch weitere hervorrufen 
wird. Man denke nur an die ſtarken Einkommensverſchiebungen, 
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welche in dieſer ganzen Zeit vor ſich gegangen find. Zahlreiche 
Familien, welche in langſamer Arbeit im Aufſteigen begriffen waren, 
ſind darin durch die gewaltige Steigerung der Koſten der Lebens⸗ 
haltung, durch die großen Verſchiebungen in den Einkommensverhält⸗ 
niſſen jäh unterbrochen worden. Die Hoffnung mancher Eltern, 
ihren Kindern eine beſſere Berufsausbildung zuteil werden zu laſſen, 
ſie über den Beruf und die ſoziale Stellung des Vaters hinausbringen 
zu können, iſt damit zu Grabe getragen worden, und an ihre Stelle 
ſind andere getreten, welchen der in und nach dem Kriege nicht 
immer in der einwandfreieſten Weiſe erworbene Reichtum des Vaters 
nun mühelos Berufe öffnet, die ihnen ſonſt verſchloſſen geblieben 
wären !. 

Die ſtatiſtiſche Erhebung wird alſo nicht in der Lage ſein, dar⸗ 
über Aufſchluß zu geben, ob der ſoziale Auf- und Abſtieg einen 
Ausleſeprozeß bedeutet hat, ob dabei Fähigkeit und Begabung an 
erſter Stelle ſtehen. Solche Unterſuchungen werden uns aber über 
viele andere wichtige Seiten unſerer geſellſchaftlichen Entwicklung 
wertvolle Aufſchlüſſe geben. In einer Zeit, in welcher ſo viel von 
Klaſſenproblemen, Klaſſenbildung und Klaſſenkämpfen die Rede ift, 
ſollte eigentlich alles geſchehen, um wenigſtens einiges Licht in dieſe, 
für uns jo wenig geklärten Zuſammenhänge zu bringen. Nicht nur 
der Initiative Privater, auch der amtlichen Statiſtik, harren hier 
noch große Aufgaben.“ Dem Hinweis auf dieſe Aufgaben 
waren die gegseese Zeilen in erſter Linie 
gewidmet. 


1 Dal. dazu Mombert, Die Einkommensverſchiebungen in und durch den 
Krieg. Soziale Praxis, N. F. 38. u. 39. Jahrgang 1917. 
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Der Einzelne und der Staat bei Stirner 
und Marr | 


Eine quellenkritiſche Unterfuchung zur Gefchichte 
des Anarchismus und Sozialismus 


Von Dr. G. Bückling 
Rechtsanwalt und Notar in Wolgaſt (Pommern) 


1. Grundriß der Anterſuchung 


ie nachfolgenden Ausführungen verſuchen die Staatsphiloſophie 

Marx' in Zuſammenhang mit den Grundlagen ſeiner übrigen, 
beſonders geſchichtsphiloſophiſchen Anſchauungen, die in vieler Hin⸗ 
ſicht ihre logiſche Ergänzung bilden, darzulegen. 

In der Begründung dieſes Zuſammenhangs iſt Marx wie in 
manchen anderen Beziehungen ein Schüler Hegels, deſſen bekannter 
Satz, daß die Weltgeſchichte der Fortſchritt im Bewußtſein der Frei⸗ 
heit iſt, den die geiſtige Freiheit verwirklichenden Staat als not⸗ 
wendige Folge der Geiſteslehre in den Mittelpunkt der Geſchichts⸗ 
betrachtung rückt !. 

Im Rahmen des vorliegenden Themas muß alſo einmal der 
Hegelſche Ausgangspunkt des Marxſchen Denkens in Berückſichtigung 
gezogen werden. Weiter ſoll Marx auch überhaupt in die Problem⸗ 
lage der nachhegelſchen Philoſophie hinein verſetzt werden. 

In dieſem Zuſammenhange iſt vornehmlich die anarchiſtiſche 
Staatslehre Stirners als Gegenſtück des Verhältniſſes Marx' zu 
Hegel als eine der bedeutſamſten Grundlagen für das Verſtändnis 
des Marxismus in ſeinem Eintwicklungsgange zu bewerten. Auch 
die Stirnerſche Lehre geht, wie der Marxismus, aus den Problemen 
der Hegelſchen Philoſophie hervor. 


2. Stirner: Stirners Geſchichtsphiloſophie. — 
Vergleich mit Hegel. Verbindendes. 


Die Beurteilung Stirners, deſſen Hauptwerk: „Der Einzige 
und ſein Eigentum“ im Jahre 1844 erſchien, iſt eine außerordentlich 


a Plenge, Marx und Hegel, Tübingen 1911, ©. 41. 
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ſchwankende !. Nach neueren Beurteilern ftedt feine richtige Bewer⸗ 
tung noch in den Anfängen? Wie bei einer großen Anzahl von 
Publiziſten jener Zeit? liefert eine ihrer wichtigſten Grundlagen die 
Feſtſtellung des Verhältnſſes zur Hegelſchen Philoſophie. Dabei 
muß man beſonders die Stirnerſche Geſchichtsphiloſophie in Er⸗ 
wägung ziehen. 

Beide, die Stirnerſche wie die Hegelſche Geſchichtsphiloſophie, 
gehen von dem in der Philoſophie des 18. Jahrhunderts vornehm⸗ 
lich ausgeprägten Begriff des „Menſchen“ in allgemeiner Bedeutung 
aus. Beide betrachten die menſchliche Entwicklung vom Geſichts⸗ 
punkt einer fortſchreitenden Sublimierung ſeiner geiſtigen Natur. 
Für Hegel ergibt ſich das bereits aus den allgemeinen Grundlagen 
ſeiner Philoſophie“, die ſchon in den Daſeinsformen der objektiven 
Welt die Denkformen der abſoluten Vernunft erblickt und folgerichtig 
ihre höchſte Idee als Geiſt in der Gattung Menſch zutage treten 
ſiehts. Von der Unruhe des in ihm wirkenden Prinzips, das nach 
gedanklicher Vollendung ſeiner jeweilig als einſeitig erkannten ab⸗ 
folgenden Bewußtſeinsſtufen treibt, ergriffen, ruht der menſchliche 
Geiſt nicht, bis er ſich ſelbſt erkennt als abſolutes Wiſſen im be⸗ 
greifenden Denken. Hierzu treibt ihn ſein Weſen logiſch, in ewiger 
zeitloſer Geſchichte ſowohl wie in der konkreten Geſchichte, in der 
Zufälligkeit ſeines erſcheinenden Daſeins ?. Auch Stirner faßt die 
Entwicklung des Menſchen als die Geſchichte ſeines Geiſtes auf. 
Auch er hat ein letztes Ziel, das ſich als Endergebnis alles 
bisherigen Denkens der Menſchheit darſtellt'. Dies erſcheint 


1 Nach einigen iſt er ein verachtender ſkeptiſcher Philoſoph (v. Hart⸗ 
mann, Preuß. Jahrb. 67, S. 521); nach anderen ein Fanatiker des rohen 
Fauſtrechts (Biermann, Anarchismus und Kommunismus, Leipzig 1906, 
S. 54); dann auch ein Optimiſt mit unendlicher Menſchenliebe oder ein Ber 
treter des Zeitalters, in dem der Weltſchmerz viele der Beſten beherrſchte. 

2 Engert, Das hiſtoriſche Denken Max Stirners, Leipzig 1911: 
Schultheiß, Stirner, Greifswalder Diſſ. 1906. 

Es ſei nur erinnert an Stein Marx, Laſſalle und den letzthin mehr 
beachteten Konſtantin Frantz (Stamm, Konſtantin Frantz, Heidelberger Ab 
handlungen [1907], Heit 19). 

4 Hegel, Geſchichte der Philoſophie I, 91: Es „muß der Begriff dei 
Geiſtes zugrunde gelegt werden und nun gezeigt werden, daß die Geſchichte der 
Prozeß des Geiſtes felpft iſt“. 

s Plenge, Marx und Hegel, S. 57. 

6 Barth, Philoſophie der Geſchichte als Soziologie, Leipzig 1915, S. 789. 

Engert, Das hiſtoriſche Denken Max Stirners, Leipzig 1911, S. 23. 
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Stirner als notwendig und über die Zufälligkeiten der Erſcheinung 
erhaben . Darauf hat bereits Karl Marx ſehr zutreffend hin⸗ 
gewieſen ?. 

Die Vergeiſtigung der menſchlichen Entwicklung betrachtet 
Stirner vornehmlich an dem Gegenſatze zwiſchen Heide und Chriſt. 
„Den Alten war die Welt eine Wahrheit.“ Sie waren abhängig 
von den Dingen. Vogelflug, Donner und Blitz und das Rauſchen 
der heiligen Bäume verkündete ihnen den Willen der Gottheit. 
Vor den „Zweltlichen Verhältniſſen“, zum Beiſpiel den natürlichen 
Blutsbanden, beugte ſich ihr ohnmächtiges Ich“. 

Dem Chriſtentum werden dagegen die weltlichen Verhältniſſe 
zur Unwahrheit. 

Schon Epikur wandte den Geiſt als Kampfmittel gegen das 
ungerüttelte Beſtehende an. Über Sokrates, der vor der „Reinheit 
des Herzens“ vollends Vaterland, Familie, Gemeinwohl zufchanden ® 
werden läßt; über die Skeptiker, die ſchließlich gänzlich die An⸗ 
hänglichkeit an die Dinge aus dem Herzen vertreiben, und es für 
nichts mehr ſchlagen laſſen, wird die ganze Beziehung zur Welt 
„wert⸗ und wahrheitslos“. Die an ſich wahrheitsloſe Welt überläßt 
der erkenntnisloſe Menſch ſich ſelbſt und macht ſich nichts mehr 
aus ihrs. 

Dem Chriſten gilt nur das Geiſtige als wahr. Erſt der 
Chriſt kann den Satz ausſprechen: Ich denke, d. h. ich bin. Er 
bedeutet bei ihm: Nur als Geiſt bin ich wirklich und lebe und 
kehre mich daher von den Dingen ab, deren Gewalt ich nicht mehr 
anerkenne, wenn ich alles daranſetze, ſie zu beherrſchen (wie die 
Juden)“. 

Aber auch der Geiſt iſt unwahr und hinter die Unwahrheit des 
Geiſtes kommen auch die Neueren. Bis zur Reformation zwar ſteht 


1 Engert, a. a. O. S. 30. 

2 In der wenig bekannten Jugendſchrift von K. Marx, Fr. Engels 
und Moſes Heß, Der heilige Max, auszugsweiſe veröffentlicht in den Doku⸗ 
menten des Sozialismus, herausg. von E. Bernſtein, Bd. III, Stuttgart 
1903, S. 28. 

3 M. Stirner, Der Einzige und ſein Eigentum, S. 81. Zitiert wird, 
wie üblich, nach der faſt allein zugänglichen Reclamausgabe mit der Abkürzung 
E., S. 81. 

4 Beiſpiel: Die Heiligkeit der Totenbeſtattung in der Antigone gegenüber 
dem chriſtlichen: Laßt die Toten ihre Toten begraben (Marc. 10, 29). 

5 Engert, ©. 26f. s E., S. 34. E., S. 30. 
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der Verſtand unter der Herrſchaft der chriſtlichen Dogmen, wie der 
Verſtand der Alten unter der Herrſchaft der Dinge. In der Zeit 
des Humanismus noch erhebt er ſich aber ſophiſtiſch und treibt mit 
den Glaubensſätzen ketzeriſches Spiel. Schließlich wird auch der 
Geiſt des Chriſtentums als Lüge erkannt, und damit iſt der Boden 
für den Einzigen bereitet. 

Im Einzelnen nimmt die Entwicklung folgenden Gang: die 
erſte Schöpfung des Geiſtes aus dem Nichts heraus iſt ſein 
Gottesbegriff . Aber damit ſetzt ſich der Geiſt ſelbſt in Zwieſpalt, 
wie die Philoſophie Feuerbachs (Weſen des Chriſtentums) zeigt. 
Dieſer erkannte nämlich den Gott im Jenſeits als die Wider⸗ 
ſpiegelung unſeres menſchlichen Weſens. Damit aber gewann 
er nur Platz für ein neues höheres Weſen, „den“ Menſchen, und 
vollzog im Grunde nur einen Herrenwechſels. Denn „Gott“ und 
„Menſch“ iſt dem Einzelmenſchen in gleicher Weiſe fremd und heilig“. 
So wird der Menſch ſich in ſeinem Menſchheitsbegriff ſelbſt zum 
Geſpenſt; er wird ſich ein unheimlicher Spuk, wie der Geiſt der 
Sünde beweiſt, der in ſeiner Bruſt wohnt. Aber nicht nur der 
„Menſch“, ſondern alles, was ein höheres Weſen iſt als ein Ein⸗ 
zelner, wird zum Spuk. Der Geiſt erſcheint in allem“. Heilig iſt 
vor allem der heilige Geiſt, das Geſetz, die gute Sache — Majeſtät, 
Ehe, Gemeinwohl, Ordnung, Vaterland’. In allem iſt Vernunft 
und heiliger Geiſt. Das Wirkliche wird vernünftig“. Begriffe 
herrſchen danach überall. Auch auf philoſophiſchem Gebiete hat der 
Liberalismus ſtatt den göttlichen nur menſchliche, ſtatt der gläubigen 
nur wiſſenſchaftliche Begriffe gelegt”. 

Den Liberalismus unterſcheidet Stirner in den politiſchen, 
ſozialen und humanen, die als aktuell herrſchende Richtungen ſein 
beſonderes Intereſſe beanſpruchen. 

Schon in der erſten Form erſcheint der Staat als die Ver⸗ 
körperung der Vernunft. Als Folge hieraus ergibt ſich der Satz: 
Nur unſer öffentliches Leben iſt ein rein menſchliches“. Das all: 
gemeine Intereſſe geht allen voran!“. Man wird nicht mehr vom 
Staat durch Mittelsperſonen getrennt. Darum iſt auch dieſe 


1 E., S. 41. E., S. 49. 2 E., S. 49 u. 61. 


4 E., S. 95. 5 E., S. 86. E., S. 111. 
E., S. 115. 8 E., S. 118. 9 Ebenda. 


10 Gegen den neuen Monarchen Staat macht ſich die Macht des früheren 
abſoluten Königtums nur beſchränkt aus. Die „beſchränkte“ Monarchie wird zur 
„abſoluten“ Monarchie. E., S. 121. 
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Ordnung die Vernunfterkenntnis, angewandt auf unſere beſtehenden 
Verhältniſſe. Jeder perſönliche Eingriff in die Sphäre des anderen 
empört den bürgerlichen Sinn, der frei geworden iſt von der 
ordonnance. Der perſönliche Herrſcherwille iſt geſchwunden, und es 
herrscht eine rein geiſtige Macht. Das Zeitalter der freien Kon⸗ 
kurrenz bricht an“. Immerhin beſtehen im Bürgerſtaate tatſächliche 
Bevorzugungen materieller Art, da der Staat ſich in den „guten“ 
Bürgern ſeine Diener ſichern muß. Darum ſieht der Nichtbeſitzende 
den Staat als Schutzmacht der Beſitzenden an?. 

Hiergegen reagiert der Soziale Liberalismus, der guch das 
„Haben“ auf die Geſellſchaft allein umſchreibt, indem er das per⸗ 
ſönliche Eigentum abſchaffts. Im kommuniſtiſchen Staat ſind alle 
für einander da, und das Arbeitertum verleiht ſeinen Mitgliedern 
die höchſte Würde“. | 

Aber auch die Sozialiften vermögen der durch die Arbeit ge: 
wonnenen Muße keinen menſchlichen Inhalt zu gebend. Übrigens 
wird auch der Arbeiter die Geſellſchaft für feine egoiſtiſchen Zwecke 
benutzen, genau ſo wie der Bürger. Daher fordert der humane 
Liberalismus, daß überhaupt nichts Anerkennung haben ſoll, was 
den Charakter des Privaten trägt; nicht nur kein perſönliches 
Vorrecht, kein Eigentum, ſondern auch: alles Private und Be⸗ 
ſondere kommt außer Betracht“. Dieſe Form ſtellt den Kampf 
gegen den Egoismus nach Stirner in ſeiner denkbar härteſten 
Form dar. 

Das Prinzip ſchlägt daher um: Gibt die Kritik der Humanen 
Stirner das Vorbild, daß dieſe alles Beſondere in den Menſchen 
auflöſt, ſo nimmt Stirner die Methode dieſes Vorbildes an® und 
vernichtet jede fixe Idee“. Daher verwirft er den Menſchheits⸗ 
begriff ſelbſt als letzte fixe Idee, weil er ihm als ein Jenſeits zu 
fremd geworden iſt. So erſt „ſteht die wirkliche Nacktheit, die Ent⸗ 
blößung von allem Fremden da“; der Lump hat die Lumperei ſelbſt 
ausgezogen und damit aufgehört, Lump zu ſein!“. 

1 E., S. 130. 2 E., S. 137. 2 E., S. 139. 

4 E., S. 141. — Nach Sombart, Sozialismus, Jena 1917, S. 27 ſteht 
die Verherrlichung der Arbeit im Mittelpunkt der ſozialiſtiſchen Ethik; als erſter 


hat wohl Smith der ehrlichen Arbeit ihren Adelsbrief erteilt, da er ſie nicht 
nur für die vornehmſte Quelle des Reichtums, ſondern auch für deren einzigen 


Wertmeſſer anſah. 
5 E., S. 149. 6 E., S. 151. 7 E., S. 159. 


8 E., S. 168. 9 E., S. 168. 10 Ebenda. 
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Unter geſchichtlicher Perſpektive erſcheint dieſer Standpunkt im 
folgenden Zuſammenhang: Der Menſch als ſolcher hat bisher ſchlecht⸗ 
hin den Mittelpunkt der Geſchichte gebildet. Der Menſch aber iſt 
imaginär. Der wirkliche Menſch iſt nur Ich. Der Menſch, das 
Ende und Ergebnis des Chriſtentums, iſt als Ich der Anfang der 
neuen Geſchichte !. Anders gefaßt: Die Geſchichte hat den Menſchen 
geſucht, als das Göttliche, erſt als Gott, dann als den Menſchen, 
und ſchließlich als den Einzelnen, den Endlichen, den Einzigen“. 

Berührt ſich Stirner darin, daß er die Entwicklung des 
Menſchen zum Endziel als notwendiges Denkergebnis faßt, mit 
Hegel, ſo tut ſich die Verwandtſchaft mit dieſem auch weiter in der 
dialektiſchen Dreiteilung der Geſchichte kunds. Schon die Ent⸗ 
wicklung des einzelnen Menſchen verläuft in den drei Stufen des 
Realismus, des Idealismus und des Egoismus. Die Lebens⸗ 
geſchichte des Einzelnen wird nun übertragen auf die Geſchichte der 
Menſchheit. Auch die beiden erſten Hauptepochen laſſen ſich dann 
wieder, wie Karl Marx bereits erkannt hat, dreifach gliedern; und 
zwar nach Engert“ je in eine naive, intellektualiſtiſche und praktiſche 
Epoche. Die erſte Epoche des Altertums ſchließt damit ab, daß der 
Menſch ſeine Sinne nicht mehr auf die Dinge, ſondern auf das 
Weſen richtet. Damit wird die logiſche Figur der Reflektion des 
Seins (das Weſen) in die geſchichtliche Betrachtung verwoben. Ju 
der hiermit eingeleiteten Zeit des Idealismus erſcheint der Menſch 
als das letzte Ideal'. Sobald dieſes wieder in Mich zurückgenommen 
wird, wird es nichtig werden, indem erkannt wird, daß Ich ſeine 
vollendete Realiſierung bin. Damit beginnt die dritte Stufe. 

Die beiden erſten Hauptperioden teilen ſich nun wieder je in 
eine naive, intellektualiſtiſche und praktiſche Epoche, die durch den 
undifferenzierten Menſchen, die Sophiſten und Sokrates einerſeits 
und durch die Zeit des Symbolismus, durch Luther und Carteſius, 
und die Zeit des Liberalismus anderſeits dargeſtellt werden. Dieſer 
wird wieder in den politiſchen, ſozialen und humanen Liberalismus 
eingeteilt. 

Der Vergleich läßt ſich aber auch, wie bereits Karl Marx er⸗ 
kannt hat, auf die ſtoffliche Würdigung der Geſchichte im einzelnen 
erſtrecken. Bei Hegel wird Afrika als das Kinderland der Geſchichte 


1 E., S. 427. 2 E., S. 285. 9 Engert, S. 32. 
4 Der heilige Max, S. 28. 
s Engert, S. 36. 6 E., S. 25. 1 E., S. 205. 
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aufgefaßt“, und er ſpricht von den Negern: Obgleich fie ſich der 
Abhängigkeit vom Natürlichen bewußt ſein müſſen, ſo führt dies 
doch nicht zum Bewußtſein eines Höheren?. Das Mongolenreich 
(des Dalai Lama) ſieht er als das geiſtliche, das Reich der theo⸗ 
kratiſchen Herrſchaft an?. Ahnlich liegen die Beeinfluſſungen hin⸗ 
ſichtlich der Bewertung des Katholizismus und des Luthertums“. 


3. Anterſcheidendes 


Der Unterſchied beruht vornehmlich darin, daß Hegel als geiſtes⸗ 
geſchichtlichen Endpunkt menſchlicher Entwicklung eine Stufe zu⸗ 
grunde legt, auf der die menſchliche Gattung in der Erkenntnis 
der Totalität ihres Weſens ihre Entwicklung im Bewußtſein der 
Freiheit vollendet, wogegen Stirner den Gattungsſtandpunkt verwirft. 

Schon in der Dispoſition ſeines Werkes ſetzt dieſer die Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte der alten und der neuen Zeit unter der Über⸗ 
ſchrift „Der Menſch“ als erſten Teil im Gegenſatz zum zweiten 
Teil, den er als das „Ich“ betitelt. 

Damit iſt offenbar ein radikaler Bruch mit der bisherigen Ge⸗ 
ſchichte angedeutet. 

Dies beſtätigt ſich in weiteren Wendungen Stirners, in denen 
er ſich zwar als Fortſetzer Hegels auffaßt®, die Fortſetzung aber 
nicht für eine Verſöhnung im bisherigen Sinne erklärt. Vielmehr 
ſoll der bei Hegel zutagetretende Gegenſatz zwiſchen dem Geiſt „des“ 
Menſchen und dem Einzelnen unverſöhnlich fein. Die Auflöſung 
des Gegenſatzes beſteht in der „Vernichtung“ “. | 

Es handelt ſich auch hier um einen radikalen Bruch mit der 
bisherigen Geſchichte. Das gleiche geht aus anderen Stellen hervor”. 

Die Ausdrucksweiſe Stirners iſt allerdings gelegentlich miß— 
verſtändlich; denn er faßt „den“ Einzelnen häufig wieder als „den“ 
Menſchen, alſo als eine allgemeine Größe; er jagt zum Beiſpiel“: 
Der Egoiſt iſt ſich ſelbſt der Hüter des „Menſchlichen“. Aber will 
hier Stirner wirklich von einem Allgemein-Menſchlichen reden? Von 
dieſem Allgemeinen wird wohl dasſelbe gelten, was Stirner a. a. O. 0 


1 Philoſophie der Geſchichte, S. 89. 


2 Ebenda S. 91. 3 Ebenda S. 110, 140. 
+ Bol. Marx, Der heilige Max, S. 118, 119 u. 122. 
s E., S. 425 f. E., S. 425. 


7 E., S. 211: Hier führt er aus, das Ideal der neuen Geſchichte fei nicht 
mehr eine Geſchichte der Menſchen, ſondern „Meiner“. 

s E., S. 211. 9 E., S. 272. 10 E., S. 244. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 9 
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von der allgemeinen Größe des „Rechts“ ausſagt, wo er in feinen 
Ausführungen über das Recht des Einzigen nachträglich ſeine „halbe 
Ausdrucksweiſe“ entſchuldigend zurücknimmt und Recht durch Macht 
erſetzt, weil Recht nur von dem Geiſte der Natur, der Gattung, 
der Menſchheit erteilt werde, um den es ſich bei ihm nicht handele. 
Darum bekämpft er auch die menſchliche Geſellſchaft als ſolche !. 
Das Wohl der menſchlichen Geſellſchaft, der Staat, erklärt er, liegt 
ihm nicht am Herzen?. Der „Menſch“ (als Einzelner) ſoll über die 
Schranken der Gattung hinausragen?. „Der Untergang der Völker 
und der Menſchheit wird Mich zum Aufgange einladen“ “. Der 
Staat iſt für die Entwicklung des Einzelnen nur ein „Hemmungs⸗ 
mittel“. 

Das Recht des Einzelnen wird daher von Stirner keineswegs 
als eine allgemein⸗gültige Norm feſtgelegt, etwa als ein neuer Rechts⸗ 
boden, auf dem der Gattungsbegriff Menſch wieder ſeine Betätigung 
findet, auf dem die Geſellſchaft die Mittel zur Erreichung der Zwecke 
des Einzelnen darbietet; denn gerade über dieſen Punkt läßt Stirner 
ſich in einer bemerkenswerten Ausführung hören“: „Der Gegenſatz 
des Einzigen gegen den Einzigen iſt im Grunde über das, was 
Gegenſatz heißt, hinaus, ohne in die Einheit“ (der gemeinſame 
Rechtsboden) „zurückgefallen zu ſein“. Man hat mit den anderen 
weder einen Rechtsboden, noch ſonſt einen gemeinſchaftlichen Boden. 
Der Gegenſatz verſchwindet „in der vollkommenen Geſchiedenheit 
oder Einzigkeit. Dieſe könnte zwar für das neue Gemeinſame oder 
eine neue Gleichheit angeſehen werden, allein die Gleichheit beſteht 
hier eben in der Ungleichheit, und iſt ſelbſt nichts als Ungleichheit, 
eine gleiche Ungleichheit“. 

Auch praktiſch will danach Stirner die allgemeinen Begriffe nur 
als Macht anerkennen. Er will das Heilige an dieſer Macht nicht 
begreifen und nicht demütig gegen ſie ſein, wie die Religion es 
lehrt“. Als „Feind jeder höheren Macht““ erklärt Stirner daher 
offen den Krieg Aller geger Alle, da es kein feſtes Heiliges für den 
Einzelnen mehr gebe. Es iſt dies der umgekehrte Gedankengang, 
wie er zum Beiſpiel den glänzenden Ausführungen Pascals“ über 
die Gerechtigkeit zugrunde liegt, wenn er den Urſprung der Gerechtig⸗ 
keit (bei Stirner das „Heilige“) in der Macht erblickt und aus dem 


1 E., S. 210. 2 Ebenda. 3 E., S. 213. 
E., S. 259. 5 E., S. 270. E., S. 243. 
7 E., S. 216. 8 Ebenda. 


» Pascal, Gedanken I, 9, 8. 
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Geſichtspunkt der Vermeidung des Krieges Aller gegen Alle die 
Gerechtigkeit gelten läßt: „Da man die Gerechtigkeit nicht hat ge⸗ 
waltig machen können, hat man die Gewalt gerecht gemacht, damit 
Gerechtigkeit und Gewalt Hand in Hand gingen und Frieden ſei.“ 

Stirner ſieht als das Recht des Einzelnen feine Macht an?. 
Vor dem Eigentum der anderen tritt er nicht ſcheuzurück, ſon⸗ 
dern er greift zu®. Er läßt ſich nicht auf Kompromiſſe und auf 
Petitionen an den Staat ein, ſondern er will die Empörung 
gegen ihn“. Sie geht im Gegenſatz zur Revolution darauf 
aus, uns nicht mehr einrichten zu laſſen, ſondern uns ſelbſt ein⸗ 
zurichten; ſie iſt der Kampf gegen das Beſtehende und nicht ein 
Revolutionieren, ſondern ein Her ausarbeiten aus dem Be⸗ 
ſtehenden. „Meine Abſicht iſt daher keine politiſche oder ſoziale, 
ſondern eine egoiſtiſche ö.“ 

Der Einzelne verwirft hiernach die Geſellſchaft, weil er nur 
ohne ſie beſtehen kann. 

Darum findet auch an dieſer Stelle Stirners Geſchichtsphilo⸗ 
ſophie ihr Ende; denn die Geſchichts philoſophie als ſolche hat 
nicht den Einzelnen, ſondern die größeren, zu einer Einheit zuſammen⸗ 
gefaßten Gebilde der Menſchheit zu ihrem Gegenſtande. Wenn „nur 
der Untergang der Völker und der Menſchheit Mich zum Aufgange 
einladen wird““, fo iſt vom Standpunkte der Geſchichtsphiloſophie 
dieſes Ich nicht mehr erheblich. Stirners Ausführungen finden alſo 
von hier ab nicht mehr mit der Bezeichnung einer Geſchichtsbetrachtung 
ihre zutreffende Würdigung. 


4. Stirners Stellung zum Staat. Grundlage der 
| Stellungnahme | 
Das Stirnerſche Ich iſt das Ich des wirklichen Einzelbewußt⸗ 
ſeins. Die Unterſchiede der Individuen ſind für Stirner ſo groß, 
daß er für fie keinen gemeinſamen Maßſtab mehr hat“. Der im 


1 Pol. die hiermit ſich berührenden Ausführungen von O. Gierke, 
Johannes Althuſius, Breslau 1880, S. 317: „Denn auf die Dauer vermag das 
menſchliche Bewußtfein jenen Zwieſpalt (von Recht und Macht) nicht zu ertragen. 
Darum verſchwindet zuletzt das Recht, das ſich nicht durchzuſetzen vermag, aus 
dem Geſamtbewußtſein. Die Macht aber, die ohne Recht beſteht, wird, wenn 
fie fich zu behaupten vermag, endlich vom allgemeinen Bewußtſein als zu recht 
beſtehend empfunden und verwandelt ſich ſomit in Recht.“ 

1 E., S. 217. s E., S. 289. E., S. 328. 

° E., S. 370. e E., S. 259. 7 E., S. 243 u. 157. 
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18. Jahrhundert gefundene Menſch, der, feiner zufälligen empiriſchen 
Eigenſchaften entkleidet, — ebenſo wie in der Natur zum Beiſpiel 
der Nebelfleck — als Schnittpunkt allgemeiner Geſetzesbegriffe be⸗ 
trachtet wurde, iſt das Gegenteil des Menſchen des Stirnerſchen 
Ichs 1. Im gleichen Gegenſatz ſteht Stirner auch zur deutſchen 
Philoſophie? und insbeſondere zu den ſozialiſtiſchen Ideen, die eben⸗ 
falls von einem menſchlichen Allgemeinbegriff ausgehen und für die 
ſozialiſtiſche Praxis aus ihm wichtige Schlüſſe herleiten, da ſie aus 
der aus den wirtſchaftlichen Lebensbedingungen erſchloſſenen Natur 
des Menſchen die geſchichtlichen Entwicklungsgeſetze folgern. In 
ähnlicher axiomatiſcher Nutzanwendung hatte bereits die franzöſiſche 
Revolutionsphiloſophie dem Begriffe des Menſchen die allgemeinen 
Menſchenrechte der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ent⸗ 
nommen“. 

Hieraus wird es erklärlich, daß Stirner den Sozialismus ſtets 
in einer Linie mit der klaſſiſchen deutſchen Philoſophie, mit den 
politiſchen Ideen des Bürgertums und mit den Moralſätzen des 
Chriſtentums ſieht. 


5. Nähere Ausführung der Stirnerſchen Anſicht 


Vom eben erörterten Geſichtspunkte aus unterſcheidet ſich Stirner 
aber auch von den anarchiſtiſchen Theorien in ihren herrſchenden 
Formen. 

Auch der Anarchismus in ſeiner vorherrſchenden Geſtalt ver⸗ 
wirft wie Stirner zwar den Staat, doch erſetzt er ihn durch frei: 
willige Aſſoziationen“!. Immer findet ſich bei ihm wieder: ein all⸗ 
gemeiner menſchlicher Boden. Wenn er die Forderung aufſtellt, daß 
das Individuum ſich in ſeinem Reichtum entfalten ſoll, ſo legt auch 
er ein natürliches Menſchenrecht zugrunde. Wenn er die natürliche 


1 Vgl. zum Beiſpiel E., S. 243 u. 157. 

2 Vgl. Baſch, L'Individualisme anarchiste: Stirner, Paris 1904, 
S. 114 und Simmel, Die beiden Formen des Individualismus, in der Zeit: 
ſchrift „Das freie Wort“ I, Nr. 13, S. 399. 

3 So folgen für Condorcet ſchon aus ſeiner Beſtimmung des Menſchen 
als „empfindendes Weſen, das imſtande iſt, vernünftig zu urteilen und moraliſche 
Begriffe zu bilden“, die Gleichheit, Freiheit und die Souveränetät des Volkes 
und die Menſchenrechte. Vgl. Taine, Entſtehung des modernen Frankreich 1, 
3. B. 4, K. 1. 

Kropatkine, L' Anarchie, sa Philosophie, son Ideal, Paris 1896. 

5 Baſch, L’Individualisme anarchiste: Stirner, S. 116. 
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Güte aller Menſchen verkündet, die die ſoziale Harmonie der in ſich 
unendlich verſchiedenen Individuen verbürgt, ſo findet er damit einen 
gemeinſamen menſchlichen Boden, wie ja auch die Idee der Gerechtig⸗ 
keit als der Kern feiner ethiſchen Anſichten anzuſprechen ift!, und 
gerade er alle Mächte der Sittlichkeit aufruft. Auf einem gemein⸗ 
ſamen Boden will er die freie Entfaltung des Einzelnen gewähr⸗ 
leiſten, allerdings ohne ein geſetzliches Band. Glaubt er auf dieſem 
Boden die Gleichheit und das Glück Aller erreichen zu können, ſo 
gibt er damit kund, daß ihm als Ziel eine Höherentwicklung des 
Menſchen als ſolchen vorſchwebt. 

Dieſe Richtung des Anarchismus geht daher von dem der 
Menſchheit angeblich von Hauſe aus innewohnenden Prinzip ihrer 
Solidarität aus, und die Anarchie oder der Anarchismus iſt ihm 
nur die Antitheſe des Staats, die Syntheſe aber iſt die Föderation, 
wie es ihr herrſchender Kopf, Bakunin, in Hegelſcher Form gelegent⸗ 
lich ausgedrückt hat?. Hier liegt alſo eine Art kommuniſtiſcher 
Anarchismus vor“, deſſen Vertreter übrigens in erſter Linie zu prak⸗ 
tiſcher Bedeutung gelangt ſind, da ſie ſich der Propaganda der Tat 
zuwandten“. 

Demgegenüber läßt ſich Stirner neben Tucker und J. H. Mackay 
als Vertreter des anarchiſtiſchen Individualismus bezeichnen., Einen 
gemeinſamen menſchlichen Boden gibt es nichts. Der Unterſchied 
der Individuen geht ſo weit, daß ein gemeinſamer Maßſtab fehlt. 
Auch das iſt nicht Stirners Ideal, jedem Individuum zur Aus⸗ 
bildung ſeiner Einzigkeit zu verhelfen; denn auch ein ſolches Ideal 
iſt ein objektives, da es ſehr wohl einen überperſönlichen Wert zum 
Gegenſtande haben kann, der ſich an der Perſönlichkeit verkörpert 
und verwirklichts. Für Stirner dagegen gibt es kein Kulturideal, 
ſondern nur das Ideal des Einzigen. 

Daß es ihm gelungen iſt, hiermit die von ihm aufrecht erhaltene 
Form des menſchlichen Gemeinſchaftslebens im „Verein“ zu ver⸗ 


1 Vgl. Grünberg, „Anarchismus“ im Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 
he rausg. von L. Elſter, Jena 1911, S. 94. 0 

2 Stein, Soziale Frage im Lichte der Philoſophie, Stuttgart 1897, S. 506. 

3 Stammler, Theorie des Anarchismus, Berlin 1894, S. 28. 

Grünberg, a. a. O. S. 96. 

s Darum ſpricht er auch ſpöttiſch von der von dem Anarchiſten Proudhon 
aufgeſtellten Sozialpflicht, die Erfindungen allen zugänglich zu machen, E., S. 168; 
vgl. dazu E. Bernſtein, Die ſoziale Theorie des Anarchismus in der „Neuen 
Zeit“, Jahrg. 10 (1892), S. 423. | 

Simmel, Grundfragen der Soziologie, Berlin 1917, S. 73. 
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ſöhnen, iſt allerdings mehrfach beſtritten worden. An dieſer Stelle 
ſei nur kurz das Wichtigſte dieſer Frage berührt. Stirner unter⸗ 
ſcheidet Verein von Geſellſchaft, und er findet in dieſer letzten 
Gemeinſchaftsform das geiſtige Prinzip wieder, das er in den „fixen“ 
Ideen, die ſich zum Herrſcher der Menſchen machen, bekämpft. So 
wenig wie er die feſten Ideen gelten läßt, weil aus ihnen die Energie 
des Gedankens genommen ſei, da ſie das Denken ſelbſt, als „raſt⸗ 
loſe Zurücknahme aller ſich verfeſtigender Gedanken“, ausſchalten “, 
ſo wenig läßt er die feſte Geſellſchaft als höhere Macht gelten. Der 
Verein dagegen erſtarrt niemals zu etwas dauerndem, ſondern er 
macht jeweilig nach Befriedigung der verfolgten Intereſſen, vielleicht 
einer anderen Vereinigung mit neuen Zielen Platz?. Obgleich er 
die Freiheit der Einzelnen beſchränken kann, läßt er ihren Gliedern 
doch ihre Eigenheit; denn der Einzelne geht den Verein aus Eigennutz 
ein, und er nimmt dafür allerdings Beſchränkungen hin s. Dagegen 
dient er in der Geſellſchaft dem Allgemeinen, einem Bund und 
einer Autorität; denn die Geſellſchaft übt moraliſchen Einfluß aus, 
ift Herr des Geiſtes, der Glauben fordert, und darum Mörder der 
Eigenheit wie der Staat“, der ſeine Glorie, den Höhepunkt ſeiner 
Macht, im kommuniſtiſchen Liebesſtaat findet ö. 

Die mit jeder menſchlichen Gemeinſchaft verbundenen ethiſchen 
Vorſtellungen der Liebe und Treue kehren daher auch bei Stirner 
wieder und ebenſo die natürlichen Zuſammenhänge der Familie“; 
ſie ſind aber ihres Idealitätswertes, des Wertes als feſter Größen 
entkleidet. Es liegt daher auch ein Bewußtſeinsunterſchied vor: 
„Ich liebe die Menſchen, nicht bloß einzeln, ſondern jeden, aber ich 
liebe fie mit dem Bewußtſein des Egoismus“ 7. Jede Liebe, an 
der auch nur der kleinſte „Flecken“ der Verpflichtung haftet, iſt un⸗ 
eigennützig und beſeſſen. Wer ſchuldig zu ſein glaubt, liebt roman⸗ 


1 E., S. 161. 

2 Dies beachtet m. E. E. Bernſtein, Die ſoziale Doktrin des Anarchismus 
(„Neue Zeit“, Bd. X, S. 427), zu wenig, in folgenden Darlegungen: Wenn 
Stirner die Ackersknechte ihrem bisherigen Herrn ankündigen läßt. daß ſie ſich 
nicht mehr unter dem Preiſe vermieten werden, ſo wird da bereits die Ein⸗ 
mütigkeit aller Ackersknechte vorausgeſetzt, nicht der Egoismus des Einzigen, 
ſondern der einer Vielheit, einer Klaſſe. Einen ähnlichen m. E. nicht zu⸗ 
treffenden Vorwurf macht K. Marx, Der heilige Max, S. 359: Im Stirner⸗ 
ſchen Verein erhalte jeder eine zweifache Anſtellung, als Menſch — im Hegel⸗ 
Feuerbachſchen Sinne — und als Einziger. Vgl. auch Engert, S. 26. 

3 E., S. 360. 4 E., S. 361. s E., S. 365. 

Grünberg, a. a. O. S. 95. 7 E., S. 340. 
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tiſch und religiös. Auch der Egoiſt kann darum ſelbſt fein Leben 
für den anderen in die Schanze ſchlagen, jedoch nur mit dem Vor⸗ 
behalte, daß er dabei ſeine Eigenheit nicht aufgibt. Wie daher der 
Stirnerſche Egoismus einen anderen Sinn hat als der landläufige, 
brutale, ſo erkennt Stirner anderſeits den Religiöſen und Geiſtigen 
gar nicht die landläufige Selbſtloſigkeit zu. Denn jene ſchwärmen 
für den Menſchen und laſſen die Perſonen außer acht. Ihre Un⸗ 
eigennützigkeit beſteht „nur“ in einem idealen Intereſſe, vor dem 
kein Anſehen der Perſon gilt. Gerade aus dem perſönlichen Anteil 
herausfallend, gerät man in den Philanthropismus . „Trans: 
zendentaler Altruismus der Theorie verſchwiſtert ſich häufig mit 
brutalem Egoismus der Praxis“, ſagt Herbert Spencer. „Der 


Idealiſt denkt von der Menſchheit fo hoch, daß er darüber in Gefahr 


kommt, den Menſchen zu verachten“, führt Schiller in hieran an⸗ 
klingendem Sinne aus. 

Mit dem Verwerfen des Staats und ſeiner zur Geſellſchaft er⸗ 
ſtarrten Formen wird alſo keineswegs jeder menſchliche Zuſammen⸗ 
hang verneint. Es wird vielmehr nur jede höhere, über dem Ein⸗ 
zelnen ſtehende Macht geleugnet, und ſomit der Begriff der Souve⸗ 
ränetät des Individuums nach allen Seiten hin ausgeſtaltet. In 
dieſer Ausgeſtaltung möchte ich mit Adler die von Stirner auf: 
geſtellten Folgerungen aus ſeinem Vereinsbegriffe am beſten zu⸗ 
ſammengefaßt anſehen ?. | 

Das „Recht“ des ſouveränen Individuums ift nach Stirner 
ſeine Macht, ebenſo wie der Machtſtandpunkt im Verhältnis der 
Staaten zueinander als eine Folge des Souveränetätsbegriffes an⸗ 
geſprochen werden kanns, vorausgeſetzt, daß man dieſen ſo faßt, daß 
er nicht wieder ein Rechtsbegriff iſt, d. h. an andere mit dem An⸗ 
ſpruch auf Beachtung herantritt oder, wie Stammler * ſich ausdrückt, 
damit mehrere unter ein verbindendes rechtliches Wollen ſtellt. — 
Der Souveränetäts⸗ und Machtſtandpunkt iſt vom Prinzip des 
Krieges aller beherrſcht, der Staaten“ wie der einzelnen bei Stirner. 
Verträge ſind in dieſer Atmoſphäre als Formen anzuſehen, in denen 


1 E., S. 94. 

2 Adler, Stirners anarchiſtiſche Sozialtheorie, Feſtgabe für Lexis, Jena 
1907, S. 41. | 

s Breuer, Die Wurzel des Krieges, in Zeitſchr. f. Rechtsphiloſophie II 2, 
Leipzig 1919, S. 252. 

* Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, Halle 1911, S. 252. 

5 Breuer, a. a. O. 
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die Verhältniſſe des permanenten Kriegszuſtandes wechſelnd zum 
Ausdruck kommen!. Der Krieg iſt nicht die ultima ratio regis, 
die Politik in anderer Form, ſondern die Grundlage, aus der ſich 
der Vertrag als exceptio erhebt. Dieſer iſt daher nur als der 
Ausdruck tatſächlicher Willensübereinſtimmung zu bewerten. Rechts⸗ 
verträge dagegen erheben ſich auf dem Boden des Rechts?, alſo — 
mit Stirner zu reden: eines höheren Dritten; Rechtsverträge würden 
die Staaten kraft der über ihnen ſtehenden höheren Macht des 
Rechtes binden. Die Einhaltung der ohne Rechtsgrundlage nur 
mit tatſächlicher Willensübereinſtimmung eingegangenen Verträge 
kann durch die Ethik geboten ſein, erzwungen werden kann ſie nur 
tatſächlich durch Macht. Dies drückt auch Stirner aus; denn nach 
ihm kann nicht einmal der eigene Wille das Individuum binden, 
da Mein Wille in dieſem Falle wieder erſtarrt, zu einem Höheren, 
zum Gebieter geworden wäre. 

Mit dem Verwerfen des Rechts und des Staats entwickelt 
hiernach Stirner die Souveränetät des Individuums in ganzer Folge⸗ 
richtigkeit. 


6. Kritik 


Die Kritik der Stirnerſchen Theorien hat beſonders an den 

Widerſpruch angeknüpft, daß Stirner — grundſätzlich wenigſtens — 
ſoziale Verkehrsregeln nicht verwerfe, ſie jedoch nur in begrenzter 
Weiſe anerkenne und es jedenfalls an einem Organ fehlen laſſe, 
das die Macht zu ihrer Durchführung habe. 
Wags den letzten Punkt angeht, jo können allerdings irgendwie 
kompliziertere ſoziale Vorgänge ohne eine objektive Macht ſchwer 
gedacht werden. Schon inſofern find die Stirnerſchen Grundſätze 
menſchlicher Differenzierung, Verfeinerung und Kultur feindlich. 

Wenn Stirner weiter bei dem Begriffe der Konventionalregeln 
als einer nur begrenzten Möglichkeit verbindenden Wollens? der 
menſchlichen Gemeinſchaft ſtehen bleibt, und darüber hinaus jedes 
Recht verwirft, ſo verzichtet er jedenfalls darauf, das ſubjektive 
Wollen als objektiv berechtigt hinzuſtellen“ und entſchlägt ſich da⸗ 
mit jeder Rechtfertigung und Begründung durch das Denken; denn 

1 Breuer, a. a. O. 

2 Ebenda; vgl. Hobbes, De cive I, 4, wonach es überhaupt nur im 
Staate Recht oder Unrecht gibt. 

2 Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, Halle 1911, S. 505. 

Stammler, Wirtſchaft und Recht, Leipzig 1896, S. 379. 
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der Rechtsgedanke iſt nichts anderes als Verallgemeinerung und 
gattungsmäßiges Denken in höchſter Potenz. Auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht bedeutet die Stirnerſche Lehre die Verneinung jeder Kultur. 

Wenn man vom Recht abſieht und den Kampf Stirners gegen 
die Verfeſtigung der Begriffe in Erwägung zieht, ſo kann man auch 
hier darüber ſtreiten, wieweit eine ſolche dem Menſchen heilſam iſt. 
Jede Kultur verlangt, wie jede äußere menſchliche Gemeinſchaft 
Stetigkeit und Erleichterung des Verkehrs dadurch, daß der Menſch 
in gewiſſem Umfange ſich von den gleichen Vorſtellungen dauernd 
motivieren läßt. Kein Menſch iſt ſo ſtark, ſagt Feuerbach in ſeiner 
Verteidigung gegen Stirner, daß er nicht in gewiſſen Augenblicken 
ſeines Lebens eines Helfers, einer Stütze bedürfte?. Die Menfchen 
können gar nicht den fortwährenden Kampf der Selbſtbehauptung 
ertragen“, weder im Leben der äußeren Gemeinſchaft, noch dem der 
Ideen, mit denen ſie vielmehr wie mit feſten und unverrückbaren 
Größen rechnen müſſen. Auch das Vorurteil iſt eine Art der Ver⸗ 
nunft, wenn auch in blinder Form. Die Wahrheit bedarf des 
Staatskleids der Autorität und der Feierlichkeit, und die ſtetig neue 
Begründung und Exdberung iſt höchſtens die Sache einiger Fach⸗ 
gelehrter. n 

In der pſychologiſchen Würdigung des Stirnerſchen Werkes 
wird man dem Urheber den Druck der vierziger Jahre und die je⸗ 
weilige Verknöcherung der nachhegelſchen Ideenwelt — mit einem 
witzigen Worte Senecas zu reden — ihre arzoxoAoxuvrwarsg, zugute 
halten dürfen. 

Der Marxismus ſchöpft zum guten Teil mit ſeiner Proklama⸗ 
tion des „wirklichen“ Menſchen aus der gleichen Gefühlslage wie 
Stirnex, aus dem Überdruß an der „Ideologie“. Im Hinblick 
auf die geſchichtlich unvergleichlich wirkungsvollere Lehre Marx' iſt 
im Rahmen der vorliegenden Unterſuchung die Stirnerſche Lehre 
nur als das intereſſante Gegenſtück des Verhältniſſes Marx' zu 
Hegel von Bedeutung. 

Als ſolches wird ſie im folgenden weitere Berückſichtigung er⸗ 
fahren. 


1 Vgl. Kohler, Shakeſpeare vor dem Forum der Jurisprudenz (Berlin 


1919), S. 321. 


2. Feuerbachs ſämtliche Werke, herausg. von Bolin und Jodl, 
Bd. III, S. 294. 
3 Adler, a. a. O. S. 33. 
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7. Der Vergleich mit Marx: Marx Geſchichtsphiloſophie. 
Grundlinien des Vergleichs 

Ebenſo wie die Stirnerſche ſteht die Marxſche Auffaſſung vom 
Staat mit der Geſchichtsphiloſophie in engem Zuſammenhange. Die 
Marxſche Staatsauffaſſung lehnt ſich nun im weſentlichen an die 
Hegelſche an, wie in jüngerer Zeit beſonders die Plengeſchen Unter⸗ 
ſuchungen ergeben haben. Dagegen verhält ſich die Geſchichtstheorie 
des Marxismus zu der Hegels gegenſätzlich. 

Ein intereſſantes Gegenbeiip:el bietet Stirner. Er entlehnt zu⸗ 
nächſt die Prinzipien der Hegelſchen Geſchichtsphiloſophie!, gibt dieſe 
aber da auf, wo er ſeine Verwerfung des Staats begründet. 

Marx und Stirner in ihrem gegenſeitigen Verhältnis zu Hegel 
laſſen ſich folgendermaßen beſtimmen: Marx läßt das indivi⸗ 
dualiſtiſche Prinzip, das der Stirnerſchen Staatsverneinung zu⸗ 
grunde liegt, in ſeiner Geſchichtsphiloſophie zur Geltung kommen. 
Stirner dagegen entwickelt in ſeiner Geſchichtsphiloſophie das 
Gattungs prinzip der Hegel-Marxſchen Staatsauffaſſung: Marx 
legt die Stirnerſche Figur des „wirklichen“ ipdividualiſtiſchen Men⸗ 
ſchen ſeiner materialiſtiſchen Geſchichtsauffaffung zugrunde. Den 
Standpunkt des „wirklichen“ Menſchen — die Anſicht, daß die 
Geſchichte von unmenſchlichen, ökonomiſchen Geſetzen beherrſcht wird, 
verläßt er erſt in der Endanſicht, in dem Augenblick, wo Stirner 
den Standpunkt des wirklichen Menſchen gewinnt. 

Bei Marx ſchweigen daher die ökonomiſchen Geſetze ebenſo 
plötzlich wie bei Stirner die Prinzipien der Hegelſchen Geſchichts⸗ 
philoſophie an der Stelle, wo er das Recht des Einzigen (des „Un⸗ 
menſchen“) begründet und den Staat verwirft. 

Die Marxſche Philoſophie weiſt daher ebenſo wie die Sternerſche 
einen unheilbaren organiſchen Bruch in den philoſophiſchen Grund⸗ 
lagen auf. 

Dies wird im folgenden näher nachgewieſen. 


8. Verhältnis der Marxſchen Geſchichtsphiloſophie zu 
Hegel und Stirner: Die Hegelſche Grundlage in der 
ſpäteren Faſſung der materialiſtiſchen Geſchichtstheorie 
Bei den Verſuchen, die das Geſchichtsbild zuſammenſetzenden 
Tatſachen nach beſtimmten Kulturzweigen einzuordnen und dieſe auf 


1 Wie Engels und Marx Stirner mit Recht nachweiſen. Vgl. G. Mayer. 
Friedrich Engels, Berlin 1920, S. 245. 
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das innerhalb ihrer und zwiſchen ihnen beſtehende Kauſalitäts⸗ 
verhältnis zu prüfen, bekämpfen ſowohl Marx wie auch Hegel den 
Begriff der ſogenannten „Wechſelwirkung“, der vielfach in naiver 
Weiſe angewandt zu werden pflegt !. Dieſer Geſichtspunkt läßt 
nämlich erſichtlich nur die Feſtſtellung von Beziehungen zwiſchen den 
einzelnen menſchlichen Lebensgebieten in zufälliger Betrachtungsart, 
außerhalb einer geſetzmäßigen Folge zu. Der methodiſch richtige 
Weg, zu einer Erklärung der Geſchichte zu gelangen, iſt demgegen⸗ 
über nach Hegel und Marx der, die gemeinſame Wurzel der ver⸗ 
ſchiedenen Lebensgebiete klarzulegen und aus ihrer Natur die Geſetze 
herzuleiten, die in dieſen zur Geltung gelangen. In allen Er⸗ 
ſcheinungen des menſchlichen Daſeins tritt nun die beſondere menſch⸗ 
liche Weſensanlage zutage. Nach ihr richten ſich auch die Be⸗ 
ziehungen der einzelnen Kulturzweige zueinander. Dieſe Grundanſicht 
der Hegelſchen Philoſophie und der mit ihr verwandten Geſchichts⸗ 
anſichten ſpricht ſich zum Beiſpiel in den Worten Hegels aus: 

„Um die urſprüngliche Dieſelbigkeit ihrer Subſtanz, 
ihres Inhaltes und Gegenſtandes willen ſind die Geſtaltungen 
in unzertrennlicher Einheit mit dem Geiſte des Staats; nur mit 
dieſer Religion kann dieſe Staatsform vorhanden ſein, ſowie 
in dieſem Staate nur dieſe Religion und Kunſt“ ?. 

Neben einer umfaſſenden Berückſichtigung aller Kulturzweige ift 
es nun gewiß eine zuläſſige Methode, den Entwicklungszug innerhalb 
eines jener Zweige zu betrachten und in ſeinen Auswirkungen auf 
die Geſamtkultur zu berückſichtigen; denn den allſeitigen Grund des 
Weltgeſchehens aufzudecken, wird bei deſſen ungeheurer Vielſeitigkeit 
überhaupt nicht gelingen. Die Betrachtung aller Geſchichte kann 
mehr oder weniger immer nur in einſeitiger Faſſung erfolgen. 

Wenn daher die Marxſche Theorie in ſpäterer Zeit vom Menſchen 
in Betrachtung ſeiner wirtſchaftlichen Erſcheinungen ausgeht, ſo mag 
dies (wenn man von der Unklarheit in dem Ausdruck „wirtſchaftliche 
Erſcheinungen“ abſieht), hingehen. Bedenklich aber iſt es, den ökono⸗ 
miſchen Tatſachenkomplex nun als den menſchlichen ſchlechthin 


1 Vgl. beſonders Plechan ow, Zu Hegels 60. Todestag, in der Zeit⸗ 
ſchrift „Neue Zeit“, Jahrg. 10, 1892, S. 201. Plechanow zieht beſonders die 
Stelle aus Hegel, Enzykl. § 156 (Zuſatz) heran: „Bleibt man dabei ſtehen, 
einen gegebenen Inhalt bloß unter dem Geſichtspunkt der Wechſelwirkung zu 
betrachten, ſo iſt das ein begriffloſes Verhalten“, da die beiden Seiten der 
Wechſelwirkung als Momente eines dritten höheren erkannt werden müſſen. 

2 Aus Plenge, Marx und Hegel, S. 143, ohne Beleg. 
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zu erklären l. Daß das Okonomiſche notwendige Exiſtenzbedingung 
iſt, hat noch nicht zur Folge, daß es der alleinige Grund der 
Geſchichtsentwicklung iſt. Seine Theorie der ökonomiſchen Trieb⸗ 
kräfte kann Marx nur in willkürlicher Pſychologie? damit begründen, 
daß er ausführt, daß hinter den Triebkräften wieder Triebkräfte 
ſtehen, die letzten Endes nur auf das Intereſſe an der Produktion 
und Reproduktion des unmittelbaren Lebens zurückgehen. 

Vollends widerſpruchsvoll erſcheint die weitere Anſicht, daß die 
Wandlungen des Wirtſchaftslebens in der Form eines blind mecha⸗ 
niſchen Prozeſſes erfolgen. Hiergegen iſt zu berückſichtigen, daß der 
Fortſchritt der Okonomie, wie überhaupt die Spannungen und Neu⸗ 
geburten der Geſchichte immer nur aus der beſonderen Lebenskraft 
des Menſchen erklärt werden können, in der ſie zum Durchbruch 
gelangen, alſo aus ſeiner ſchöpferiſchen Natur. Warum ließen ſich 
die Menſchen nicht in alle Ewigkeit an Naturalwirtſchaft und Vaſallen⸗ 
tum und den mit ihnen verbundenen Lebensbedingungen genügen“? 
Schon der Vorgang tätigen Fortſchreitens kann nicht blind mechaniſch 
ſein. Auch die Möglichkeit des Prozeſſes der ökonomiſchen Formen 
verlangt daher „die Selbſtbewegung der Idee“ und die Entwicklung 
des Menſchen aus feiner geiſtigen Natur“. 

Mit dieſer letzten Grundanſicht ſteht im Einklang, wenn der 
geſchichtliche Materialismus die Formen der Hegelſchen Dialektik in 
den ökonomiſchen Prozeß übernimmt; denn die Dialektik iſt ohne 
ein Vernunftprinzip in den Dingen undenkbar. Auf ihr beruht auch 
in der Lehre Marx' dasjenige, was L. Stein Marx' Konzeſſionen 
an die immanente Teleologie nennt“. Allerdings wird der dialektiſche 
Vorgang von Marx vielfach in dunkler Weiſe als eine Naturfolge 
auf außerlogiſchem Gebiet gekennzeichnet oder ſie erſcheint als em⸗ 
piriſche hiſtoriſche Notwendigkeit. 


1 Simmel, Die Probleme der Geſchichtsphiloſophie I, Leipzig 1915, 
S. 153; Bückling, Die Elemente der Hegelſchen Geſchichts⸗ und Rechtsphilo⸗ 
ſophie im Marxismus, Schmollers Jahrbuch, Bd. 43 (1919), S. 996. 

2 Simmel, Geſchichtsphiloſophie, S. 150. 

3 Ebenda S. 157. Ebenda S. 158. 

5 Den gleichen Gedanken drückt neuerdings Kinkel im Archiv f. Nechts⸗ 
und Wirtſchaftsphiloſophie Bd. 12, 1919, S. 331 recht glücklich folgendermaßen 
aus: Marx ſteht auf dem Standpunkt, daß die Dinge ſelbſt, d. h. die ökonomiſchen 
Verhältniſſe, die vernünftige Bewegung der Weltgeſchichte erzeugen. Dann aber 
liegt die Vernunft in den Dingen, und die angebliche Umkehrung Hegels iſt nur 
eine terminologiſche Frage. 

6 Stein, Soz. Frage, S. 379. 

7 Vgl. Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 787. 
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Die Grundanſicht kommt aber wieder zutage, wenn Marx als 
vorläufig letztes Entwicklungsziel; nen Zuſtand annimmt, in dem der 
Menſch ſich in der Erkenntnis ines Weſens von der Herrſchaft 
der unmenſchlichen ökonomiſchen + “eſetze befreit. Mit der Annahme 
einer erreichbaren höchſten Vernunftſtufe muß aber die voran⸗ 
gehende Entwicklung gleichfalls geiſtesgeſchichtlich aufgefaßt werden. 

Hierin tritt der Bruch mit der materialiſtiſchen Theorie völlig 
zutage, und ſo erklärt ſich auch die Gleichheit oder die Annäherung 
der Marxſchen an die Hegelſche Auffaſſung vom Staat. Denn der 
Hegelſche Staat bedeutet die Geburt der Vernunft auf dem Gebiete 
der äußeren Einrichtungen des Gemeinſchaftslebens, der objektiven 
Inſtitutionen !. 

Die hier nachgewieſenen Zuſammenhänge werden völlig beſtätigt, 
wenn wir die materialiſtiſche Theorie in ihrem Werden verfolgen. 
Hier können wir die Antitheſe des „wirklichen“, egoiſtiſchen und 
individualiſtiſch beherrſchten Menſchen und des Menſchen der ver⸗ 
wirklichten Staatsphiloſophie deutlich verfolgen. 


9. Die Hegelſche Grundlage in den Marxſchen 
Ingendſchriften 

Bevor nämlich Marx jenes widerſpruchsvolle Gebilde, das wir 
materialiſtiſche Geſchichtsanſicht nennen, in ſeiner endgültigen Faſſung 
feſtgelegt hatte, mußte er eine in mancher Hinſicht bemerkenswerte 
Entwicklung durchmachen, in der er ſich mit der Hegelſchen Philo⸗ 
ſophie auseinanderſetzte. In dieſem Stadium hat Marx auch die 
Stirnerſche Problemſtellung weſentlich beeinflußt. 

Es kommen hier die Marxſchen Aufſätze über die „Hegelſche 
Rechtsphiloſophie“ und die „Judenfrage“ i in der Re Zeitung“ 
und „Die heilige Familie“ in Frage e. 

Die ſelbſtverſtändliche Grundvorausſetzung nun, von der Marx 
in dieſen Arbeiten ausgeht, iſt die Annahme einer ſelbſttätigen und 
entwicklungsfähigen Bewufgeinsanlage des Menſchen ?. Aus ihr 
erwachſen in mannigfacher Projektion die Tatſachenreihen menſch⸗ 
licher Geſchichte, als geſellſchaftliche, religiöſe und Tatſachen des 


1 Ahnlich Plenge, Marx und Hegel, S. 79, 80, 139. Vgl. auch Schu⸗ 
macher, Gegenwartsfragen des Sozialismus, in dieſem Jahrbuch Bd. 44 
(1920), S. 18. 

2 Die beiden erſten nach dem I. Bande, der letzte im zweiten Bande der 
Ausgabe von Mehring, Aus dem literariſchen Nachlaß von Marx, Engels 
und Laſſalle, Stuttgart 1913, aufgeführt. 

3 Plenge, Marx und Hegel, S. 138, 85, 146. 
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politiſchen Bewußtſeins. Dabei taucht bei Marx das neuartige 
Problem auf, wie ſich die „Ideologie“ zu den übrigen Zuſtänden 
der „Wirklichkeit“ verhält. Marx faßt das Verhältnis von Wirk⸗ 
lichkeit (Staat, Sozietät) und Gedanken zunächſt aber noch wie das 
der Glieder einer „durchkonſtruierten Maſchine“! auf. Auch in der 
Praxis muß „die Menſchheit die Wahrheit, d. h. die Wirklichkeit 
und Macht, die Diesſeitigkeit ihres Denkens beweiſen“ ?. Gedanke 
und Wirklichkeit ſind unlösbar verbunden. „Es genügt nicht, daß 
der Gedanke zur Verwirklichung drängt; die Wirklichkeit muß ſich 
auch zum Gedanken drängen?.“ 

In dieſer Art faßt Marx das Verhältnis von „Wirklichkeit“ 
und Gedanken auch in ſeinen Ausführungen über die „Judenfrage“ 
auf. Auch hier geht er davon aus, daß der religiöſe Geiſt ſich in 
Parallele mit den „wirklichen“ geſellſchaftlichen Zuſtänden ent⸗ 
wickelt. Beide erwachſen aus dem einzigen Urgrunde des menſch⸗ 
lichen Geiſtes. Marx führt aus, daß ſich der demokratiſche Staat 
in idealer Form in der Religion widerſpiegelt. Dieſe will er als 
ſolche ſcharf von jener „weltlichen Form“ des Geiſtes, die ſich im 
Staatsleben offenbart, getrennt wiſſen. Denn ſchon ibrem Begriffe 
nach iſt die Religion die Ideologie des Staates oder, wie er an 
anderer Stelle ſich ausdrückt, die Logik der Welt „in populärer 
Form, ihr ſpiritualiſtiſcher point d'honneur, ihr Enthuſiasmus, 
ihre moraliſche Sanktion, ihre feierliche Ergänzung, ihr allgemeiner 
Troſt⸗ und Rechtfertigungsgrund““. Schon dieſem Begriffe nach, 
fährt Marx an obiger Stelle fort, kann der religiöſe Geiſt auch 
gar nicht wirklich verweltlicht werden; denn was iſt er ſelbſt anderes 
als die „unweltliche Form“ einer Entwicklungsſtufe des menſch⸗ 
lichen Geiſtes. Der religiöſe Geiſt kann nur verwirklicht werden, 
inſofern die Entwicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes, deren 
religiöſer Ausdruck er iſt, in ihrer weltlichen Form heraustritt 
und ſich konſtituiert. Dies geſchieht im demokratiſchen Staat. Nicht 
das Chriſtentum, ſondern der menſchliche Grund des Chriſtentums 
(die beſondere Entwicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes) iſt der 
Grund dieſes Staats. Die Religion bleibt das ideale, unweltliche 


1 Plenge, Marx und Hegel, S. 142. 

2 Bei Plenge, Marx und Hegel, S. 91, ohne Beleg; nach Hegel iſt das 
Ideal und die Idee der wahre Sinn des Wirklichen; anderſeits iſt die Wirklich⸗ 
keit auch die Enthüllung und Bewährung des Ideals. Belege im einzelnen vgl. 
Kronenberg, Geſchichte des Idealismus, II, München 1912, S. 687. 

> Mehring J, S. 393. Ebenda S. 384. 
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Bewußtſein ſeiner Glieder, weil ſie die ideale Form der menſchlichen 
Entwicklungsſtufe ift, die in ihm durchgeführt wird“ !. 

Religion als „unweltliche“, Staat und Geſellſchaft als weltliche 
Wirklichkeitsform find hiernach die Komponenten derſelben Ent⸗ 
wicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes. 

Der Gedanke der Einheitlichkeit des Entwicklungszuges aus 
ſeiner Grundlage heraus tritt aber auch darin hervor, daß Marx 
in Hegelſcher Art in der Geſchichte eine Entwicklung „im Bewußt⸗ 
ſein der Freiheit“ erblickt und ſomit alle Vorſtufen der Vollendung 
der Entwicklung geiſtesgeſchichtlich auffaßt. 

Das Prinzip der Unfreiheit ſieht er verkörpert in der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, die er als die „Geſellſchaft des egoiſtiſchen, vom 
Menſchen und Gemeinweſen getrennten Menſchen“ auffaßt?. Zur 
vollen Auswirkung gelangt dies Prinzip in der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution. Dieſe faßt er als die politiſche Emanzipation der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft auf, in der ſich das Individuum zur Unbeherrſcht⸗ 
heit ſeiner eigennützigen Inſtinkte befreit®. Dadurch aber gerät es 
mit ſeiner menſchlichen Natur in Widerſtreit. Der gleiche Gegen⸗ 
ſatz tritt auf religiöſem Gebiete hervor“, da die Religion nur eine 
der vielen Komponenten einer einheitlichen Kulturſtufe iſt. Der 
religiöſe Widerſtreit mit den Anforderungen des Staatsbürgertums 
— mit der „politiſchen Löwenhaut“, wie Marx jagt? — iſt nur 
ein Teil des allgemeinen „weltlichen Widerſpruchs zwiſchen dem 
politiſchen Staat und der bürgerlichen Geſellſchaft““. Denn dieſe 
ſetzt ſich aus den „materiellen“ Elementen, „wie dem Privateigen⸗ 
tum“, oder aus den „geiſtigen“, „wie Bildung, Religion“, zuſammen !. 

In dieſem Widerftreit® ſieht Marx den Zug zur geiſtigen Frei⸗ 


1 Mehring l, S. 440. 2 Ebenda S. 417. 

8 Ahnlich ſprickt F. Laſſalle, Reden und Schriften, herausg. von 
Bernftein, Berlin 1893, Bd. II, S. 29 ff. aus, daß die franzöſiſche Revolution nur 
den dritten Stand, die Bourgeoiſie, zur Herrſchaft brachte. S. 44 ſagt er: „Die 
fittliche Idee der Bourgeoiſie ift dieſe, daß ausſchließend nichts anderes als die 
ungehinderte Selbſtbetätigung ſeiner Kräfte jedem einzelnen zu garantieren ſei.“ 

4 Mehring J, S. 408. 5 Ebenda. 

6 Ebenda S. 415. 1 Ebenda S. 409. 

8 Den er mit großer perſönlicher Leidenſchaft, zum Beiſpiel in dem monu⸗ 
mentalen Satz herausarbeitet: „Darum muß man jede Sphäre der deutſchen 
Geſellſchaft als partie hontense der deutſchen Geſellſchaft ſchilderk: man muß 
dieſe verſteinerten Verhältniſſe dadurch zum Tanzen zwingen, daß man ihnen ihre 
eigene Melodie vorſingt“ (Mehring J, S. 3871. — Vgl. hiermit F. Laſſalle, 
Die Philoſophie Fichtes, in Reden und Schriften, herausg. von E. Bernſtein, 


\ 
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heit mit der Unfreiheit ringen, ſieht er aus den unmenſchlichen 
wirtſchaftlichen Geſetzen der bürgerlichen Geſellſchaft die Entwicklungs⸗ 
keime neuer Geſetze hervorgehen, in denen die Geſellſchaft die An⸗ 
forderungen des ſtaatsbürgerlichen Ideals verwirklichen wird. 

Der richtig organiſierte Staat hat daher für Marx die Be⸗ 
deutung der Vollendung der Vernunft !. 

Dem Staat gegenüber ſtellt der Geiſt der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft die Sphäre des Egoismus dar?. Er iſt eine „völlige Un⸗ 
wirklichkeit des Menſchen“, eine völlige „Wirklichkeit des Unmenſchen“. 
Dieſer Geiſt verkörpert ſich einmal in der beſitzenden Klaſſe, die in 
ihrer Macht nur den Schein einer menſchlichen Exiſtenz bat‘; 
dann aber auch im Proletariat. In ihm ſind „alle Lebensbedingungen 
der heutigen Geſellſchaft in ihrer unmenſchlichen Spitze zuſammen⸗ 
gefaßt“; in ihm hat ſich der Menſch verloren, „aber zugleich nicht 
nur das theoretiſche Bewußtſein dieſes Verluſtes gewonnen, vielmehr 
iſt er auch unmittelbar durch die Not zur Empörung gegen dieſe 
Unmenſchlichkeit gezwungen“. Die Not und das Bewußt ſein 
ſeines geiſtigen und phyſiſchen Elends treibt das Proletariat zur 
Befreiung von den unmenſchlichen Lebensbedingungen der heutigen 
Geſellſchafts. Der im Schacher der Juden verkörperte Egoismus 
wird durch den Gattungsgedanken überwunden. Das egoiſtiche 
Individuum wird durch den Staatsbürger abgelöſt. „Erſt wenn 
der wirkliche, individuelle Menſch den abſtrakten Staatsbürger 
in ſich zurücknimmt und als individueller Menſch in ſeinem empiriſchen 
Leben Gattungsweſen geworden iſt, erſt wenn der Menſch ſeine 
forces propres als geſellſchaftliche Kräfte erkannt und organiſiert 
hats und daher die geſellſchaftliche Kraft nicht mehr in der Form 
der politiſchen Kraft von ſich trennt, erſt dann iſt die menſchliche 
Emanzipation vollbracht.“? f 

Auf dem Boden höchſter Geſellſchaftserkenntnis vollzieht ſich 


Bd. I, Berlin 1892, S. 219: „Es exiſtiert eine Wirklichkeit, die, ſtatt Gegenwart 
im philoſophiſchen Sinne zu ſein, nach allen Seiten hin das verſteinerte Produkt 
vergangener Jahrhunderte bildet.“ 


1 Mehring J, S. 409. 2 Ebenda. Pie 
Ebenda III, S. 139. 4 Ebenda II, S. 137. 
s Ebenda II, S. 132, 137. s Ebenda I, S. 431. 


Ebenda J, S. 424. 

s D. h. wenn in Verwirklichung der ſtaatsbürgerlichen Idee die Verſöhnung 
der forces propres mit der geſellſchaftlichen vollzogen wird. 

Mehring II, S. 424. 
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der Grundtrieb zur Freiheit durch die e menſchliche Emanzi⸗ 
pation !. 

Der Ablauf der Bewußtſ . ſtellt ſich dar in der 
ſozialen Selbſterkenntnis und praktiſchen Ausgeſtaltung ?. Die Grund: 
vorausſetzung der Marxſchen Betrachtungen — die entwicklungs⸗ 
fähige Bewußtſeinsanlage des Menſchen? — tritt auch 
in dem „Reflektieren“ des Unmenſchen zum Menſchen, in dem 
Gedanken der Entwicklung des Menſchen zur vollen 
Freiheit ſeiner Vernunft, klar zutage. 


10. we allmähliche Herausarbeiten der materialiſtiſchen 
Theorie 
In dieſe Gedankenbildungen auf dem Boden Hegelſcher Philo⸗ 
ſophie ſind aber die Bruchſtücke einer ganz andersartigen Anſchauungs⸗ 
welt hineingebaut. | | 
Es handelt fih dabei um das Problem des Verhältniſſes der 
„Elemente“ der bürgerlichen Egoiſtengeſellſchaft zueinander oder 
beſſer: der Elemente, die die Situation“ oder das Sein“ der bürger⸗ 
lichen Menſchen ausmachen. Marx ſcheint nämlich das Verhältnis 
von Wirklichkeit und Gedanken nicht mehr unter dem Geſichtspunkt 
gegenſeitiger Beeinfluſſung aus der Grundlage der vernünftigen 
menſchlichen Naturanlage zu betrachten, indem die Wirklichkeit ſich 
zum Gedanken und der Gedanke zur Wirklichkeit drängt“, ſondern 
die Wirklichkeit erſcheint als die einzige Grundlage der „Ideologie“. 
Angedeutet iſt dies bereits in der Kritik der Hegelſchen Rechts⸗ 
philoſophie. Die Ideologie, das deutſche Staatswiſſen, iſt hier nach 
Marx den deutſchen Zuſtänden weit vorausgeeilt. Allerdings faßt 
Marx dies zunächſt noch als eine Parallelerſcheinung zu der 
geſamten tatſächlichen Situation, wie ſie ſich im modernen Staat 
ergibt, auf: Denn das abſtrackte, überſchwengliche (ſich über die 
wirklichen Zuſtände erhebende) Denken des modernen Staates war 
„nur möglich, weil und inſofern der moderne Staat ſelbſt vom wirk⸗ 
lichen? Menſchen abſieht oder den ganzen Menſchen auf eine nur 


1 Plenge, Marx und Hegel, S. 89. 


2 Ebenda S. 146. 2 Ebenda S. 138. 
* Siehe oben und Mehring, II, S. 132 („Lebensſituation“). 
s Ebenda II, S. 133. s Ebenda J, S. 393. 


1 Der Begriff wirklicher Menſch iſt, wie bereits Plenge, S. 76, erkennt, 
bei Marx ſehr unklar und vermag immer nur im jeweiligen Zuſammenhang 
richtig ausgelegt zu werden. 

Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 10 


“ 
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imaginäre Weiſe befriedigt“ “. Das Staatsbewußtſein ericheint fo 
als „ideelle Ergänzung“ 9 Dieſe iſt aber ſelbſt im Grunde 
nichts anderes als Wirklichkeit, wie Marx durch folgende 
weitere Überlegung erweiſt: Er wirft die Frage auf, wie es über⸗ 


haupt möglich iſt, daß ſich das „überſchwengliche Denken des 


modernen Staats“, daß ſich eine ſo weit vorgeſchrittene Theorie 
überhaupt verwirklichen kann, wo ihr gegenüber die „tatſächlichen“ 
Zuſtände noch nicht auf der Höhe der europäiſchen Wirklichkeit 
ſtehen? Denn eine Revolution kann immer nur die Revolution „wirk⸗ 
licher Bedürfniſſe“ ſein, da Revolutionen eines „paſſiven Elementes, 
einer materiellen Unterlage“ bedürfen?. Die Erklärung, die Marx 
auf jene Erwägung hin gibt, iſt folgende: Deutſchland hat in der 
Theorie die Leiden der europäiſchen Menſchheit“ miterlebt?. Darum 
wird die Theorie auch die Maſſen des Proletariats ergreifen. 
„Auch die Theorie wird zur materiellen Gewalt, ſobald ſie die 
Maſſen ergreift“ s. Nur weil fie zur materiellen Gewalt wird, 


wird die Theorie Deutſchland eines Morgens auf das Niveau des 


enropäiſchen Verfalls führen“, wird alle Verhältniſſe umwerfen, in 
denen der Menſch ein erniedrigtes geknechtetes Weſen iſt'. Das 
Proletariat wird die Philoſophie verwirklichens. Nur weil in 
jenem Falle die Theorie wirklicher Zuſtand iſt (materielle Gewalt, 
Bedürfnisfrage), gehört fie zu den eigentlich bewegenden Kräften, die 
die philoſophiſche Verwirklichung des Menſchen mit ſich führen. 
Die materialiſtiſche Anſicht tritt unvermittelt noch in einer 
weiteren Anſicht zutage: In der „Judenfrage“ wird die politiſche 
Emanzipation (franzöſiſche Revolution) als aus der bürgerlichen 
Welt hervorgehend bezeichnet. „Sie verhält ſich zur bürgerlichen 
Welt, zur Welt der Bedürfniſſe, der Arbeit, der Privatintereſſen, 
des Privatrechts als zur Grundlage ihres Beſtehens, als zu einer 
nicht weiter begründeten Vorausſetzung, daher zu ihrer Natur⸗ 
baſis“ 10. Die bürgerliche Welt, die Naturbaſis, wird alſo als die 


1 Mehring l, S. 391. 2 Ebenda S. 390. 

3 Mehring I, S. 389; vgl. F. Laſſalle, Die Philoſophie Fichtes (1862), 
Reden und Schriften, Bd. I, S. 436, der ähnlich ſagt, „daß die Franzoſen das 
Volk des praktiſchen Idealismus, die deutſchen das Volk des theoretiſchen Idea⸗ 
lismus ſind.“ 


Mehring l, S. 393. 5 Ebenda S. 392; Plenge, S. 86. 
6 Mehring J, S. 393. 17 Ebenda S. 392. 
8 Ebenda S. 392. 9 Ebenda S. 398. 


10 Ebenda I, S. 423. 


— . 
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unabhängige Variable aufgefaßt. Zugleich wird ſie rein auf die 
Welt der Bedürfniſſe zugeſchnitten. „Das praktiſche Bedürfnis, 
der Egoismus, iſt das Prinzip der bürgerlichen Geſellſchaft und 
tritt rein als ſolcher hervor, ſobald die bürgerliche Geſellſchaft den 
politiſchen Staat (das iſt den demokratiſchen Staat) vollſtändig aus 
ſich heraus geboren hat!“. 

Endlich wird die geſchichtliche Bewegung lediglich gar als Be⸗ 
wegung des Privateigentums angeſehen, als Bewegung wirtſchaft⸗ 
licher Kräfte. „Das Privateigentum treibt ſich ſelbſt in ſeiner 
nationalökonomiſchen Bewegung zu ſeiner Auflöſung fort, aber nur 
durch eine von ihm unabhängige, bewußtloſe, wider ſeinen Willen 
ſtattfindende, durch die Natur der Sache bedingte Entwicklung, nur 
indem es das Proletariat als Proletariat erzeugt, das ſeines 
geiſtigen und phyſiſchen Elends bewußte Elend?“. An dieſer 
Stelle tritt die ökonomiſche Theorie zum erſten Male 
in reiner Ausbildung zutage. Die nationalökonomiſchen 
Kräfte wirken unabhängig aus ſich, aus der Natur der Sache und 
blind mechaniſch. Es handelt fi) um einen transzendenten Wirt⸗ 
ſchaftsprozeß, wie ihn der Hegelſche Vernunftprozeß darſtellt, nur 
daß nicht ganz klar iſt, wo der geiſtig⸗ſchöpferiſche, treibende Be⸗ 
ſtandteil ſteckt, wenn nicht in der „Natur der Sache“ oder in der 
„Zeit“ oder in der „Tatſache des Überlebtſeins“ oder auch wieder 
in einer geheimnisvollen „Selbſtbewegung der dee“ ®. 

Denn das darf nicht vergeſſen werden, daß die Hegelſche 
Grundlage nur auf dem Wege einer ganz außerordentlichen Selbſt⸗ 
täuſchung ausgeſchaltet iſt. Über den Gang der Marxſchen Dar: 
legungen wird in dieſer Hinſicht folgendes ausgeſagt werden können: 
Marx zerlegt die Entwicklung des Vernunftprozeſſes in Weiter⸗ 
bildung Hegels zunächſt in die zwei Reihen der „Situation“ der 
Wirklichkeit und des Bewußtſeins; dann aber verdrängt die „tat⸗ 
ſächliche Situation“ (Wirklichkeit) als „weltliche Form“ oder als 
Welt der Bedürfniſſe oder der ökonomiſchen Geſetze beides — ein⸗ 
mal die geiſtesgeſchichtliche Grundlage, die bei Hegel letzten Endes 
eine Offenbarung des Aoyoc iſt, der ſich in feiner höchſten Spitze 
in der menſchlichen Gattung entfaltet. Dieſer Sinn wird vernach⸗ 
läſſigt, und es wird dem Idealismus in vager Art unterſtellt, er 
mache zum Ausgang die „Theorie“ oder das, was die Menſchen 


1 Mehring J, S. 428. 2 Ebenda II, S. 132. 
’ Simmel, Geſchichtsphiloſophie, S. 158. 
10 * 
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„ſagten, dachten und ſich einbildeten“ “. Das Bewußtſein in dieſem 
Sinne ſodann wird als „materielle Gewalt“ umgedeutet, ſo daß 
am Ende dieſes ſonderbaren Prozeſſes allerdings alle ſozialen 
Phänomene entgeiſtigt erſcheinen. N 


11. Die materialiſtiſche Theorie in ihren Beziehungen 
zum Stirnerſchen Einzigen \ 

So ſehr in dieſer ganzen Entwicklung der materialiſtiſchen 
Theorie das Vorbild franzöſiſcher Soziologen wirkſam geweſen ſein 
mag, ſo wenig wird man verkennen dürfen, daß der Gedanke der 
wirtſchaftlichen Geſetze an den Begriff des „wirklichen“ Menſchen, 
wie er in der Problemlage der deutſchen Philoſophie begründet er⸗ 
ſcheint, und beſonders auch bei Stirner zutage tritt, anknüpft. 

Es iſt überraſchend, wie bis in die Einzelheiten die Antitheſe 
des wirklichen Menſchen und des Gattungsmenſchen in Marxſcher 
Faſſung den Ausführungen Stirners gleicht. 

Wir vergegenwärtigen uns an dieſer Stelle in überſicht⸗ 
licher Form, daß Marx das Verhältnis näher als das der 
bürgerlichen Geſellſchaft, die vom Prinzip des Krieges aller gegen 
alle beherrſcht wird?, zur organiſierten Geſellſchaft auffaßt; 
des Menſchen als Egoiſten zum ſozialen Menſchen“; des indivi⸗ 
duellen“, wirklichen Menſchen? in feiner zufälligen Eriftenz° zum 
Menſchen als Gattungsweſen“, des egoiſtiſchen Menſchen? zum 

1 Mayer, Engels, S. 246. 

2 Mehring II, S. 409: Die Religion iſt zum Geiſte der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft geworden, der Sphäre des Egoismus, des bellum omnium contra 
omnes. 3 Vgl. S. 149, Anm. 4. 

Vgl. S. 149, Anm. 4 und Mehring I, S. 422: Die politiſche Revolution 
zerſchlug die bürgerliche Geſellſchaft in ihre einfachen Beſtandteile, einerſeits in 
die Individuen uff. 

s Mehring 1, S. 422: Die feudale Geſellſchaft war aufgelöft in ihren 
Grund, in den Menſchen, aber in den Menſchen, wie er wirklich ihr Grund 
war, in den egoiſtiſchen Menſchen, das Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft; 
vgl. S. 149, Anm. 5. 

6 Vgl. S. 149, Anm. 4. 7 Vgl. S. 149, Anm. 5. 

8 Mehring I, S. 422: Die Abſchüttelung des politiſchen Jochs (in der 
franzöfiihen Revolution) war zugleich die Abſchüttelung der Bande, die den 
egoiſtiſchen Geiſt der bürgerlichen Geſellſchaft gefeſſelt halten. — Ebenda: 
Der Menſch als Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft iſt die Anerkennung der 
zügelloſen Bewegung der geiſtigen und materiellen Elemente, die den Lebens⸗ 
inhalt des bürgerlichen Menſchen bilden. — Vgl. mit dieſen Stellen zum Beiſpiel 
Stirner, E., S. 118: „Wir ſcheiden genau den Staat von der bürgerlichen 
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moraliſchen!, des Unmenſchen zum wahren? Menſchen, der menjck 
lichen Monade? zur menſchlichen Gattung, des Menſchen als ſouve⸗ 
ränen Weſens“ zum geſetzlichen Menſchen, des Egoiſten zum Staats⸗ 
bürger ', des wirklichen Menſchen“ zum abſtrahierten und künſtlichen “. 


Geſellſchaft, in welchen der Egoismus fein Weſen treibt ... Darum weihet euch 
ganz dem wahren Menſchen, der Nation oder dem Staate. Der Staat wird 
euch die Menſchenrechte geben, der Menſch gibt euch ſeine Rechte! So lautet 
die Rede des Bürgertums.“ Oder a. a. O. S. 147% Das Bürgertum hat, weil 
es den Menſchen nur ſeiner Geburt nach für frei ausgab, ihn im übrigen in den 
Klauen des Unmenſchen (Egoiſten) laſſen müſſen, daher hat der Egoismus unter 
dem Regiment des politiſchen Liberalismus ein ungeheures Feld freier Benutzung. 

1 Mehring 1, S. 433: Der Menſch als Mitglied der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft gilt für den eigentlichen Menſchen, weil er der Menſch in ſeiner ſinn⸗ 
lichen, individuellen nächſten Exiſtenz iſt, während der politiſche Menſch 
nur der abſtrahierte, künſtliche Menſch iſt, als moraliſche Perſon. 

2 Vgl. Anm. 5. 

2 Mehring I S. 418: Es handelt ſich um die Freihett des Menſchen, 
(— in den Menſchenrechten —) als iſolierter, auf ſich zurückgezogener 
Monaden. 

Mehring I, S. 414: Die politiſche Demokratie, indem in ihr der Menſch, 
nicht nur ein Menſch, ſondern jeder Menſch als ſouveränes, als höchſtes 
Weſen gilt, aber der Menſch in ſeiner unſozialen, unkultivierten Erſcheinung, der 
Menſch in ſeiner zufälligen Exiſtenz, der Menſch, wie er geht und ſteht, der 
Menſch, wie er durch die ganze Organiſation unſerer Geſellſchaft verdorben, ſich 
ſelbſt verloren, veräußert, unter die Herrſchaft unmenſchlicher Verhältniſſe und 
Elemente gegeben iſt, mit einem Worte, der Menſch, der noch kein wahres 
Gattungsweſen iſt, das Phantafiegebild, der Traum, das Poſtulat des Chriſten⸗ 
tums, die Souveränetät des Menſchen, aber als eines fremden, von dem 
wirklichen Menſchen unterſchiedenen Weſens, iſt im demokratiſchen Staat finnliche 
Wirklichkeit, Gegenwart, weltliche Maxime. 

s Mehring J, S. 393: Der Menſch in feiner Wirklichkeit, in der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, iſt ein profanes Weſen, hier, wo er als wirkliches Individuum 
ſich ſelbſt und anderen gilt, iſt er eine unwahre Erſcheinung. In dem Staat 
dagegen, wo der Menſch als Gattungsweſen gilt, iſt er das imaginäre Glied 
einer eingebildeten Souveränetät, iſt er ſeines wirklichen individuellen Lebens 
beraubt und mit einer unwirklichen Allgemeinheit erfüllt. — Mehring !. 
S. 417: Die Menſchenrechte ſind die Rechte des Mitglieds der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft, d. h. des egoiſtiſchen Menſchen, des vom Menſchen und vom Gemein» 
weſen getrennten Menſchen. — Mehring I, S. 393: Der Zwieſpalt zwiſchen 
den Forderungen des deutſchen Gedankens und den Antworten der Wirklichkeit 
iſt der Zwieſpalt der bürgerlichen Geſellſchaft mit dem Staat. 

Mehring I, S. 414: Der Menſch in feiner unſozialen Erſcheinung in 
der bürgerlichen Geſellſchaft iſt ein von dem wirklichen Menſchen verſchiedenes 
Weſen. — Die hier gegebene Beſtimmung des wirklichen Menſchen im Vergleich 
zum wirklichen Menſchen als Einzelweſen iſt, wie bereits Plenge, Marx und 
Hegel, S. 76 ff. erkannt hat, nicht folgerichtig. 

7 Vgl. Anm. 1. 
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Offenbar iſt danach die Problemſtellung Stirners in weſent⸗ 
lichen Punkten von den Marxſchen Gedankengängen beeinflußt 
worden 1. Aber auch Marx wurde nachhaltig durch die nähere Aus⸗ 
führung des Gegenſatzes bei Stirner angeregt, und er verſuchte das 
Prinzip des wirklichen Einzelnen mit ſeinen inzwiſchen zur Geſtalt 
drängenden Gedanken über die wirtſchaftliche Grundlage aller Ent⸗ 
wicklung zu verſchmelzen. Einen bedeutſamen Fingerzeig gibt in 
dieſer Hinſicht der Brief Marx' an Engels vom 19. November 
18442, deſſen Ausführungen über Stirner darin gipfeln: „Wir 
müſſen vom Ich, vom empiriſchen leibhaftigen Ich ausgehen, uns 
von da aus zu den Menſchen zu erheben.“ „Kurz wir müſſen 
vom Empirismus und Materialismus ausgehen.“ 

Die Idee des „wirklichen“ Menſchen wird daher mit dem der 
franzöſiſchen Philoſophie entnommenen Prinzip der ökonomiſchen 
Geſetze als der Grundlage alles Geſchehens verſchmolzen. 

Der „wirkliche“ Menſch der unmenichlichen ökonomiſchen Ge⸗ 
ſetze wird mit der bürgerlichen Klaſſengeſellſchaft gleichgeſetzt, und 
es wird als die Überwindung der bürgerlichen Geſchichtsepoche die 
Verwirklichung der menſchlichen Emanzipation?, als die Verwirk⸗ 
lichung der geiſtigen Freiheit durch die Herrſchaft des Proletariats 
gefordert. 

Die Antitheſe Marx' und Stirners in urſprünglicher Faſſung 
wird man hiernach als gleiche anſehen dürfen, nur beſteht eine um⸗ 
gekehrte geſchichtliche Folge. Marx überwindet den Einzigen durch 
den im Staat vergeſellſchafteten Menſchen, wie Stirner dieſen 
durch jenen. 


12. Marx' Stellung zum Staat: Seine Anlehnung an 
Hegel, beſonders im Gegenſatze zu Stirner 


Als Ende der Geſchichte erſcheint bei Stirner die Vernichtung 
des Staats, bei Marx aber der organiſierte Staat. 


I Vgl. Stirner, E., S. 205. An dieſer Stelle ſchreibt er unter Be 
rufung auf Marx: „Um mich ganz mit dem Menſchen zu identifizieren, hat man 
die Forderung erfunden, ich müſſe ein wirkliches Gattungsweſen werden.“ 

2 Mayer, Engels, S. 210, ohne nähere Quellenangabe. 

2 Dieſer Vorgang kann auch als ein ſolcher bezeichnet werden, durch den 
das Programm einer neuen geſellſchaftlichen Organiſation (Plenge, S. 76) als 
einer menſchlichen vollendet wird wobei, wie Marx ſich überdialektiſch ausdrückt 
(Mehring 1, S. 424), der Menſch „die geſellſchaftliche Kraft nicht mehr in der 
Form der politiſchen Kraft von ſich trennt“. 
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Im Vergleich mit Stirner erſcheint daher der Ausgang der 
Marxſchen Geſchichtsphiloſophie dem, Hegelſchen Staatsbegriff be⸗ 
ſonders nahegerückt, da dieſer, wie Plenge ausführt, die „notwendige 
Organiſationsform jener höchſten, uns bekannten biologiſchen Einheit, 
genannt geiſtig zuſammengehaltene Geſellſchaft“, darſtellt !. 

Dieſe ſtaatsphiloſophiſche Anſicht, gehört zum eiſernen Beſtande 
marxiſtiſcher Ideen. 

In Anwendung auf die Formengebung des wirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktionsprozeſſes? findet fie ſich ebenſo in dem frühen Aufſatze Engels 
über die Kritik der Nationalökonomie“, wo dieſer ausführt: „Produ⸗ 
ziert mit Bewußtſein als Menſchen, nicht als zerſplitterte Atome 
ohne Gattungsbewußtſein, und ihr ſeid über alle dieſe künſtlichen 
und unhaltbaren Gegenſätze hinaus!“ — wie in dem ſpäteren 
Marxſchen Hauptwerke“, wo die Verwirklichung eines Produktions⸗ 
zuſtandes gefordert wird, in dem die Menſchen „ihre vielen indivi⸗ 
duellen Arbeitskräfte ſelbſtbewußt als geſellſchaftliche 
Arbeitskräfte verausgaben“ — oder indem der geſellſchaftliche Lebens⸗ 
prozeß „als Produkt frei vergeſellſchafteter Menſchen unter deren 
bewußter planmäßiger Kontrolle ſteht“ s. 

Das Stirnerſche Syſtem ſtellt hiernach den vollendetſten gedank⸗ 
lichen Gegenſatz zum Marxismus dar, ſowohl ſeiner geſchichtlichen 
Herkunft nach, wie in der Kritik maßgeblicher Sozialiſten der ſpäteren 
Zeit. So äußert ſich Bernſtein — wahrſcheinlich doch unbeeinflußt 
von den beſonderen, hier dargelegten Gedankengängen Marx' — 


1 Vgl. Plenge, Kritik Muckles in der Zeitſchrift f. d. gef. Staatsw. 
Bd. 67, 1911, S. 155 und Erdmann, Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, 
in dieſem Jahrbuch, Jahrgang 19 7, S. 51. Mit der ſich an die Auffaſſung 
Engels' anſchließenden Anſicht Plenges (a. a. O. S. 149), daß die Marxſche 
Anſicht des Geſchichtsprozeſſes von aller Spekulation befreiter Hegelianismus iſt, 
mit der geſellſchaftlichen Selbſterkenntnis des Menſchen als vorläufigem Schluß⸗ 
takt, ſtimme ich im weſentlichen überein. 

2 Dieſe wird man mit Stammler, zum Beiſpiel Wirtſchaft und Recht, 
S. 335 gewiß wieder als Ausführung einer beſtimmten Rechtsordnung zu be⸗ 
zeichnen haben. Es iſt intereſſant, wie in den oben weiter gegebenen Beiſpielen 
in unbewußter Beſtätigung deſſen die Beſtimmung der Wirtſchaftsform mit der 
Beſtimmung des Staats als rechtlicher Organiſation der Menſchen unwillkürlich 
zuſammenfließt. 

s Deutſch⸗ franzöſiſche Jahrbücher, Paris 1849, S. 103; jetzt auch bei 
Mehring J, S. 449. 

Marx, Das Kapital, Bd. I. Hamburg 1867, S. 37. Vgl. hierzu 
M. Weber, Fichtes Sozialismus und fein Verhältnis zur Marxſchen Lehre, 
Tübingen 1900, S. 103. 

s Marx, Das Kapital, Bd. I, S. 40. 


152.: G. Büdling [1100 


zuſammenfaſſend über Stirner folgendermaßen!: „Der ſcheinbare 
Realismus Stirners iſt in Wirklichkeit die höchſte Ideologie, die 
Idealiſierung des bürgerlichen Konkurrenzkampfes. Auch dieſer ſub⸗ 
ſtituiert eine Geſellſchaft von lauter Einzelnen.“ Die ökonomiſchen 
Machtmittel wachſen der bürgerlichen Klaſſe ſchließlich über den 
Kopf. „Hier wird von neuem da der Staat, dort die Gemeinde 
angerufen, helfend einzugreifen, von neuem bilden ſich Vereinigungen 
mit eigenen Geſetzen, in denen die Einzelnen ihre wirtſchaftliche 
Eigenheit ganz oder teilweiſe aufgeben, auf ihre Einzigkeit ver⸗ 
zichten.“ 

So entwickelt der Marxismus gegenüber dem „Recht“ des Ein⸗ 
elnen den Hegelſchen Begriff des Staates, worin ſich die Freiheit 
der Menſchen verwirklicht, indem „der einzelne Staatsbürger in den 
Staatsgeſetzen nur den Naturgeſetzen ſeiner eigenen Vernunft, der 
menſchlichen Vernunft gehorcht“. 


13. Marx Auſicht vom geſchichtlichen Staat 
Durchaus zu trennen von ſeiner grundſätzlichen Auffaſſung iſt 
die Anſicht des Marxismus vom Staat in ſeinen geſchichtlichen Er⸗ 
ſcheinungen ?. Nach Marx vertritt der moderne Staat die Intereſſen 
der Bourgeoisgeſellſchaft. Dieſer Staat wird untergehen mit der 
ſich wandelnden Wirtſchaft“. Ja, die wirtſchaftlichen Geſetze ſelbſt 


1 E. Bernſtein, Die ſoziale Doktrin des Anarchismus, in der „Neuen 
Zeit“, Jahrg. 10, 1892, S. 427. Mit der Bernſteinſchen, im Text wieder⸗ 
gegebenen Anficht berührt ſich die Kinkels (Was iſt Sozialismus? Archiv für 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie 12, 1919, S. 321), der den Stirnerſchen 
Anarchismus als den zu Ende gedachten individualiſtiſchen Liberalismus 
anſieht. — Vgl. hierzu auch die von Sombart, Sozialismus, S. 239 an⸗ 
geführte Außerung Laſſalles aus dem „Offenen Antwortſchreiben“, der der libe⸗ 
ralen Bourgeoiſie „einen inſtinktiven, aber grenzenloſen Haß“ gegen den Staats: 
begriff in jeder ſeiner Erſcheinungen zuſchreibt, und als einzigen Ausweg für die 
Arbeiter erklärt, daß fie „durch die Sphäre gehen, innerhalb derer fie noch als 
Menſchen gelten, d. h. durch den Staat.“ 

2 Mehring J. S. 180 (Einleitung). 

3 Die mangelnde Unterſcheidung in dieſer Hinſicht wird auch für den 
heutigen Sozialismus die Veranlaſſung zu vielen Verwechſlungen, zum Beiſpiel 
ſagt E. Bernſtein in F. Laſſalles Reden und Schriften II, S. 46, Laſſalle 
. entwidele in bezug auf den Staat Anſchauungen, die der geſchichtlichen Kritik 
nicht ſtandhalten. Das mag dahingeſtellt fein. Jedenfalls entwickelt Laſſalle 
an der fraglichen Stelle nur den Begriff Staat, während Bernſtein nur die ge⸗ 
ſchichtlichen Erſcheinungsſormen im Auge hat. Vgl. neuerdings zutreffend auch 
Oncken, Ferdinand Laſſalle, Stuttgart 1920, S. 246. 

Vgl. Weber, Fichtes Sozialismus, Tübingen 1900, S. 96. 
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die materialiſtiſche Geſchichtstheorie, iſt zeitlich in ihrer Geltung be⸗ 
grenzt. Wenn fie außer Kraft geſetzt ift, dann iſt auch der Staat 
nicht mehr nur der Exponent der Klaſſenkämpfe, das „Syſtem der 
1 Realität“, mit Hegel zu reden, oder der Individualiſtenſtaat des 
: 18. Jahrhunderts !, das den Staat mit bürgerlicher Geſellſchaft 
: gleichſetzte, ſondern die höchſte ſittliche Vollendung des Menſchen. 
i Bon dieſem Geſichtspunkte wird der Klaſſenkampf von Marx 
nur gepredigt zum Zwecke feiner Überwindung? im Staat; dieſer 
wird keineswegs verworfen, ſondern es wird geſagt: Nur im jetzigen 
Staate hat der Proletarier kein Vaterland 3. u 

Unrichtig ift daher die Feſtſtellung, daß Marx überhaupt zur 
Staatsauffaſſung des 18. Jahrhunderts zurückkehre“. Der Indivi⸗ 
dualiſtenſtaat iſt für ihn nur eine geſchichtliche Erſcheinung, ebenſo 
wie die materialiſtiſche Geſchichtstheorie zeitlich begrenzt iſt. Jene 
Feſtſtellung erſcheint daher ebenſo abwegig wie die der Marxiſten 
gegenüber Stirner, daß er die ſpekulative Idee als Grundprinzip 
aufnehme; denn im Endziel der Geſchichte verwirft gerade Stirner 
die Hegelſche Philoſophie, wie Marx den Individualiſtenſtaat. Dieſer 
iſt die dem Tode geweihte bürgerliche Klaſſengeſellſchaft, die mit 
ihrer Welt der Bedürfniſſe zum Herrn des Menſchen wird, und ſo 
die Verwirklichung des wahren Staatsbegriffes und der Freiheit des 
Menſchen antithetiſch hervorruft ö. 

Wie ſehr Marx gerade in dieſer ganzen Gedankenfolge ſich an 
die Hegelſche Philoſophie anlehnt, wird erſt aus der folgenden kurzen 
Darſtellung der Hegelſchen Philoſophie vom Staat klar. 


14. Die Hegelſche Staatsphiloſophie im Vergleich zu Marx 
und Stirner: Die Marxſchen Begriffe der bürgerlichen 
Geſellſchaft und des Staats in der Hegelſchen Philoſophie 

Den ſittlichen Geiſt des Menſchen läßt Hegel ſich verwirklichen 
in der Familie, in der bürgerlichen Geſellſchaft und im Staat. In 


1 Mit Recht ſtellt Meyer⸗ Moreau, Hegels Sozialphiloſophie, Tübingen 
1910, S. 69, feſt, daß der Staat der materialiſtiſchen Theorie der Staatslehre 
des 18. Jahrhunderts entſpreche. 

2 Vgl. Kommuniſtiſches Manifeſt ed. Kautsky, ©. 45. 

2 Vgl. Kinkel, a. a. O. S. 321. Meyer⸗ Moreau, S. 69. 

5 Ahnlich bereits v. Wenckſtern, Marx, Leipzig 1896, S. 169: Marx 
löſe zwar in ſeiner materialiſtiſchen Geſchichtsanſchauung eine einzelne Beſtimmt⸗ 
heit als „Syſtem des Erwerbes und Beſitzes“ „aus der ganzen Wirklichkeit“ 
heraus, doch laſſe die jetzige Wirklichkeit durch ſie (jene Beſtimmtheit) als neue 
(Wirklichkeit) den wahren Gattungsmenſchen entſtehen. 
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der bürgerlichen Geſellſchaft iſt die Idee der Sittlichkeit mit ſich in 
Zwieſpalt geraten . Mit der fortſchreitenden Differenzierung der 
Geſellſchaft treten nämlich die ſchweren inneren Widerſprüche der 
Produktion und Konſumtion zutage, ſowie die der Anhäufung von 
Reichtümern und der zunehmenden Armut und Not?, die das Fort⸗ 
ſchreiten des ſittlichen Geiſtes zeitweiſe hemmen. Die ſchweren Pro⸗ 
bleme der bürgerlichen Geſellſchaft vermag erſt wahrhaft zu löjen 
der Staat. 

Im Verhältnis zu dieſem iſt die bürgerliche Geſellſchaft als un⸗ 
vollkommener, nur in ideeller Anlage vorhandener Staat zu bezeichnen. 
Sie iſt der Staat, der ſich noch nicht zu einem organiſchen Ganzen 
zuſammengeſetzt hat; der Staat als Syſtem der Realität und mate⸗ 
rieller und ökonomiſcher Art?; als Maſchine, die ſich aus vielen 
einzelnen zuſammenſetzt“; das Geſetz des Staates aber bleibt in 
jenem unvollkommenen „Not⸗ und Verſtandesſtaat“ ein den Atomen 
fremder Verſtand, der ihre wahre Eigenart tötet. 

In der bürgerlichen Geſellſchaft ſteckt aber bereits jene Welt⸗ 
vernunft, die ſie ſchließlich zu einem „organiſchen Ganzen von Unter⸗ 
ſchieden“ gliedert. Hegel kann daher fagen, daß die bürgerliche 
Geſellſchaft „durch ihre Dialektik“ über ſich hinaus zum Staate ge⸗ 
trieben wird”. 

Dieſer Urſprung des Staatsbegriffs hat nun zur Folge, daß 


1 Rechtsphiloſophie $ 256, Bd. VIII, herausg. von E. Gans, Berlin 1888. 
S. 311: Die Entwicklung der unmittelbaren Sittlichkeit durch die Entzweinng 
der bürgerlichen Geſellſchaft zum Staat . . iſt der wiſſenſchaftliche Beweis des 
Begriffes des Staates. 

2 Rechtsphiloſophie § 243 ff., S. 302 ff. über dieſen Teil der Hegelſchen 
Lehre iſt eine beſonders gute Darſtellung bei Kronenberg, Geſchichte des dent⸗ 
ſchen Idealismus, Bd. I, München 1912, S. 795 ff. 

3 Pol. zum Beiſpiel Rechtsphiloſophie § 185, S. 247: „Der ſelbſtfüchtige 
Zweck in feiner Verwirklichung begründet ein Syſtem allſeitiger Abbängigteit, 
daß die Subſiſtenz und das Wohl des Einzelnen ... in die Subſiſtenz, daz 
Wohl und Recht aller verflochten if. Man kann dies Syſtem zunächſt als den 
äußeren Staat — Not: und Verſtandesſtaat — bezeichnen.“ 

Hegel, über die wiſſenſchaftlichen Behandlungsarten des Naturrechts, 
Hegels Werke, Bd. I, S. 362 und ebenda S. 236 im Aufſatz „Über den Unter 
ſchied des Fichteſchen und Schellingſchen Syſtems“, Werke, Bd I, S. 242 jag 
Hegel: „Jener Verſtandesſtaat iſt nicht eine Organiſation, ſondern eine Maſchine: 
das Volk nicht der gemeinſame Körper eines gemeinſamen und reichen Lebens, 
ſondern eine atomiſtiſche und lebensarme Vielheit. 

5 Ebenda S. 241. 

s Rechtsphiloſophie § 200, S. 263; § 207, S. 268. 

7 Ebenda $ 246, S. 304; $ 250, ©. 311. 
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im Staate die Prinzipien der bürgerlichen Geſellſchaft, das iſt die 
des „Wollens der Beſonderheit“, Aufnahme finden. Dieſe ſind aber 
zugleich die Bedingung dafür, daß die allgemeinen Zwecke vollendet 
werden!; denn immer ſind die Bahnbrecher des Gattungsgedankens 
die ſubjektiven Leidenſchaften und Intereſſen. Durch jenen wird 
wiederum die Partikularität zum objektiven Geiſt umgeſchmolzen 
und veredelt?; denn der Staat iſt objektiver und ſubjektiver Geiſt 
zugleich, da er das Individuum mit der Geſellſchaft verſöhnt“. 
Seine wahre Freiheit gewinnt das Individuum nach Hegel erſt aus 
dem Ganzen heraus, als ſein organiſcher Teils. Erſt die viel⸗ 
ſeitigen Beziehungen, in denen der Einzelne innerhalb eines reich: 
gegliederten Ganzen ſteht, vermögen ſeine Eigenart voll zu entfalten, 
wie jene auch erſt die äußeren Möglichkeiten gewähren, ſeine Wir⸗ 
kungen durch das Mittel der Geſamtheit zu vervielfältigen“. Daher 
wird die Freiheit nicht durch den Staat, ſondern „die Gewalt einer 
unbändigen Natur wird durch die Freiheit unterjocht.“ 

Anderſeits gewinnt auch das Ganze durch die Individualiſierung 
ſeiner Glieder an Kraft und Stärke. Je unvergleichlicher der Ein⸗ 
zelne iſt, je mehr das Individuum in der Ordnung des Ganzen an 
nur ihm vorbehaltener Stelle ſteht“, um fo mehr wird wiederum 
der Einheitsgedanke (im Gegenſatz zum Gleichheitsgedanken) aufs 
höchſte geſteigert, da ſo auch das Ganze für die Individualiſierung 
ſeiner Glieder unentbehrlicher wird. 

Als „objektiver Geiſt“ und als neue lebendige Einheit entnimmt 


1 Rechtsphiloſophie § 260, S. 321; ebenda § 261, S. 323 ſagt Hegel: 
„Gegen die Sphäre des Privatrechts iſt der Staat einerſeits eine äußere Not⸗ 
wendigkeit und ihre höhere Macht ... aber anderſeits iſt er ihr immanenter 
Zweck“ uſw. 

2 Rechtsphiloſophie § 260, S. 321; ebenda § 261, S. 323: „Der Staat 
hat ſeine Stärke in der Einheit ſeines allgemeinen Zwecks und des beſonderen 
Intereſſes der Individuen.“ 5 

3 Rechtsphiloſophie § 257, S. 312. 

Ebenda $ 258, S. 313; ebenda S. 314. 

5 Ebenda $ 260, S. 361. 

6 Vgl. hiermit auch die ganz Hegelſche Staatsauffaſſung F. Laſſalles, Ar- 
beiterprogramm, Schriften, Bd. II, S. 46: Der Zweck des Staats iſt der, „durch 
die Vereinigung die Einzelnen inſtand zu ſetzen, ſolche Zwecke, eine ſolche 
Stufe des Daſeins zu erreichen, die fie als Einzelne nie erreichen konnten.“ „Der 
Zweck des Staats iſt ſomit, das menſchliche Weſen zur poſitiven Entfaltung 
und fortſchreitenden Entwicklung zu bringen.“ Vgl. Oncken, Laſſalle, S. 346 
und paſſim. 

1 Simmel, Soziologie, S. 728. 
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dieſes feine Rechtfertigung nicht mehr dem Einzelnen, ſondern der 
Tatſache ſeines eigenen Daſeins 1. Gegenüber dem Staat als ab⸗ 
ſoluter Exiſtenz des Sittlichen werden alle anderen Exiſtenzen zu 
bloßen Akzidentien. Ihnen gegenüber iſt die Autorität des Staats 
unbedingt, ja, göttlich ?. 

Im gegenſeitigen Durchdringen der allgemeinen und der be⸗ 
fonderen Sache? erblickt alſo Hegel die Entwicklung des reichen 
Lebens, das den Staat kennzeichnet und ihn in Wahrheit erſt zu 
einem Organismus geftaltet*. Das Prinzip des modernen Staats⸗ 
begriffes hat die ungeheure Stärke und Tiefe, daß weder das All⸗ 
gemeine ohne das beſondere Intereſſe gilt, noch das Individuum 
ohne das Allgemeine“. 

Die lebendige Entwicklung des Subjeltiven® unterſcheidet den 
modernen Staatsbegriff von dem des klaſſiſchen Altertums, das 
bei dem Gedanken einer „unterſchiedsloſen Allgemeinheit“ ſtehen 
bleibt. Er beweiſt aber auch ſeine Überlegenheit gegenüber dem 
unentwickelten Staatsbegriff der bürgerlichen Geſellſchaft“, der auf 
die Annahme der Vertragsnatur des Staates zurückführt und daher 
die Rechtfertigung des Staates dem Zweck der Sicherheit und des 
Schutzes des Eigentums und der perſönlichen Freiheit entnimmt“. 

An die von Hegel ausgeprägten Begriffe der Staatsphiloſophie 
hat Marx unmittelbar angeknüpft; denn ſeine Darſtellung der 
inneren Widerſprüche der bürgerlichen Egoiſtengeſellſchaft berührt 
ſich in weſentlichen Punkten mit der der Widerſprüche der indivi⸗ 
dualiſtiſchen und in ſich entzweiten bürgerlichen Geſellſchaft bei 


Hegel. 


1 Kronenberg, Geſchichte des Idealismus, München 1912, S. 199: Der 
Staat iſt Selbſtzweck und höchſter Endzweck. 

2 Ebenda S. 797. 

8 Rechtsphiloſophie $ 261, S. 325. | 

Ebenda $ 260, S. 322: „Das Allgemeine muß alſo betätigt fein, aber 
die Subjektivität auf der anderen Seite ganz und lebendig entwickelt werden. 
Nur dadurch, daß beide Momente in ihrer Stärke beſtehen, iſt der Staat als 
gegliedert und wahrhaft organiſiert anzuſehen.“ 

5 Ebenda § 260, S. 321; § 261, ©. 325. 

6 Ebenda § 269, S. 331: „Dieſer Organismus entwickelt die Idee zu ihren 
Unterſchieden und zu deren objektiver Wirklichkeit.“ Vgl. § 261, S. 325: 
„Die Verbindung von Pflicht und Recht hat die gedoppelte Seite, daß das, was 
der Staat als Pflicht fordert, auch das Recht der Individualität unmittelbar 
ſei, indem er nichts eben iſt als Organiſation des Begriffs der Freiheit.“ 

7 Rechtsphiloſophie § 258, ©. 314 und § 260, S. 322. 

8 Ebenda $ 258, S. 313. 
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Allerdings enthält der Hegelſche Staatsbegriff eine ungleich 
ſtärkere Betonung des Gedankens der Organiſation des Staatskörpers 
in ſeine Unterſchiede als bei Marx; denn jede Organiſation als 
Vergeiſtigung bedeutet bei Hegel nicht nur Verallgemeinerung, 
ſondern auch Unterſcheidung und Gliederung in die Teile. Mit 
vieler Folgerichtigkeit läßt demgegenüber ſchon zum Beiſpiel das 
kommuniſtiſche Manifeſt das Individuum hinter der Geſellſchaft und 
der Klaſſe auch dort zurückſtehen, wo ſich Anklänge an den Freiheits⸗ 
begriff der klaſſiſchen Philoſophie finden . Der Hegelſche Gedanke, 
daß im Staat die Unterſchiede der bürgerlichen Geſellſchaft ver⸗ 
ſöhnt und als Moment aufgenommen werden, tönt bei Marx in 
die Forderung aus, den unmenſchlichen Zuſtand der bürgerlichen 
Geſellſchaft — in der Lage der Arbeiterklaſſe wie der Bourgeoiſie — 
zu überwinden und die menſchliche Emanzipation der Verwirk⸗ 
lichung entgegenzuführen . Damit verbindet ſich der Gedanke, daß ſich 
die ausgebeutete und unterdrückte Klaſſe von der ausbeutenden nicht 
befreien kann, ohne zugleich die ganze Geſellſchaft für immer von 
ihr zu befreien“. 

In ähnlicher Art findet ſich bei dem bekanntlich gleichfalls von 
Hegel ausgehenden Ferdinand Laſſalle dieſer letzte Gedanke an⸗ 
gedeutet. Er findet ſeine nähere Auslegung dahin, daß die Inter⸗ 
eſſen des vierten Standes gleichbedeutend mit denen aller Menſchen 
ſind, weil erſt mit der Revolution der Arbeiterklaſſe alle Privilegien 
aufhören“. Das Klaſſenintereſſe der Arbeiter fällt daher mit dem 
Siege der Idee, der Entwicklung der Freiheit und der Sache der 
Menſchheit zuſammen ?. 

Auf derartige Erwägungen dürfte in ideengeſchichtlicher Ab⸗ 
leitung wohl letzten Endes die Rechtfertigung des ſozialiſtiſchen 
Zieles zurückzuführen ſein, die Arbeiterklaſſe zur herrſchenden zu 
machen, und fo die ſoziale Wirtſchaftsgenoſſenſchaft durchzuführen“. 

Allerdings iſt gerade dieſer Teil der Marxſchen Lehre in 
jüngſter Zeit die Veranlaſſung zu vielfachen Mißverſtändniſſen ge⸗ 
worden. | 

Praktiſche Bedeutung haben dieſe beſonders durch das bekannte 


1 Mayer, Engels, S. 306. 

2 Mehring II, S. 130. 

Mayer, Engels, S. 241. 

Laſſalle, Arbeiterprogramm, Reden und Schriften II, S. 38, 44. 
6 Ebenda. 

Formulierung bei Kautsky, Das Erfurter Programm, S. 33. 
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Werk Lenins! erhalten, in dem dieſer die Politik der Erdroſſelung 
der Bürgergeſellſchaft unmittelbar aus Marx rechtfertigen zu können 
glaubt. Gegenüber der vielfach vertretenen Anſicht, die dem Marxis⸗ 
mus ſtaatsſozialiſtiſchen Charakter beimißt?, will Lenin die „wahre 
Marxſche Lehre vom Staate“ herſtellen. Er knüpft dabei an die 
Worte Engels' vom „Abſterben“ des Staats und vom „Aufheben“ 
des Staates als Staat (wenn das Proletariat die Staatsgewalt 
übernimmt), an. Der letzte Ausdruck bezieht ſich nach Lenin nur 
auf den bürgerlichen Staat, das „Abſterben“ aber auf die Zeit nach 
der ſozialen Revolution und der Vergeſellſchaftung der Produktions⸗ 
mittel. In dieſem Zuſammenhang unterſcheidet der Bolſchewismus 
die drei Phaſen des ausbeutenden Staats, des Staats nach der 
Revolution, der zur Unterdrückung der Minderheit der Ausbeuter 
erforderlich iſt, und endlich des Zuſtands, in dem der Staat nicht 
mehr nötig iſt, da der Unterdrückungsapparat ſich erübrigt . „Auf: 
heben“ ſoll ſich nun nach Lenin auf den Staat der erſten Periode 
und „Abſterben“ auf die zweite Phaſe im Übergang zur dritten 
beziehen. 

Dieſe Ausführungen halten aber in keiner Weiſe Stich“. Richtig 
erkannt iſt in ihnen nur die Doppelbedeutung des Ausdrucks 
„Staat“, der einmal auf den geſchichtlichen Ausbeuterſtaat zielt, und 
ein andermal auf die Idealform, die in jenem nur der Anlage nach 
vorhanden iſt. Die richtige Auslegung iſt nun die: der geſchichtliche 
Staat wird abſterben und aufgehoben, der Vernunftſtaat aber wird 
leben. 

Die gegenteilige Anſicht verſtrickt ſich in unhaltbare Wider⸗ 
ſprüche. Auch Mautner, der in Auseinanderſetzung mit den Aus⸗ 
führungen Lenins ſich der Annahme nicht verſchließen zu können 
glaubt, daß das kommende Gemeinweſen nichtſtaatlichen Charakter 
habe“, muß doch zugeben, daß dieſe Anſicht ſich nicht mühelos mit 
vielen anderen Marxſchen Ausſprüchen vereinen laſſe, die er näher 
anführt. Tatſächlich ſpricht gegen ſeine Ausführungen auch die 


1 Lenin, Staat und Revolution, Berlin 1919. 

2 Zum Beiſpiel Kinkel und Plenge; vgl. auch Mautner in dieſem 
Jahrbuch 1920, S. 39, der noch Philippovich und Bakunin anführt. 

8 Gisberts, Ideologie des Bolſchewismus, Preuß. Jahrb. 1919, S. 71. 

4 So bereits im Ergebnis K. Schmidt in der Beſprechung des Leninſchen 
Werkes, in dieſem Jahrbuch 1919, S. 1553. 

s Mautner, Bolſchewismus und Marxismus, in dieſem Jahrbuch 1920, 
S. 68. s a. a. O. 69. 
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Textkritik; ſchließt er zum Beiſpiel aus den Worten des Kommuni⸗ 
ſtiſchen Manifeſtes!, nach denen die öffentliche Gewalt den „poli⸗ 
tiſchen“ Charakter verlieren werde, auf den nichtſtaatlichen Cha⸗ 
rakter“ des kommenden Gemeinweſens, auf die Beſeitigung der 
politiſchen Autorität, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß das 
Wort „politiſch“ bei Marx gerade techniſch mit bürgerlich gleich⸗ 
geſetzt iſt“, fo daß in den von Mautner angeführten Stellen immer 
nur vom Bürgerſtaate geſprochen wird“. Auch der unterſtützenden 
Feſtſtellung Mautners, daß Marx der Staat als Klaſſenverſöhnung 
unbekannt ſei, wird ſchon nach früheren Ausführungen die Zu⸗ 
ſtimmung zu verſagen fein®. Schon im Kommuniſtiſchen Manifeft ® 
werden zum Beiſpiel mit der Herrſchaft des vierten Standes, mit 
der Verwirklichung des Staats begriffs „die Exiſtenzbedingungen 
des Klaſſengegenſatzes aufgehoben“. 

So führt die Betrachtung der Hegelſchen Staatsphiloſophie im 
Rahmen der Marxiſtiſchen Theorie in die brennenden Fragen der 
Gegenwart. Zugleich bietet die Geſchichte jenes Staatsbegriffes das 
interejlante Beiſpiel einer Entartung großer Gedanken. 


15. Das Stirnerſche Individnum im Hegelſchen Syſtem 
und in der Geſchichte der Staatstheorien 


Hiernach ſind die erwieſenen Hegelſchen Begriffe der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft und des Staats als die Vorbilder der entſprechenden 
Marxſchen Begriffe anzuſehen. 

In ihrer praktiſchen Ausgeſtaltung tritt die Marxſche Lehre 
neben die Hegels ergänzend nach doppelter Richtung: der in ſeiner 
Bedeutung vielfach ſchwankende Begriff der „bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft““ ermöglicht es Marx, mit ihrem Prinzip das des bourgeois 
als des dritten Standes gleich zu ſetzens. Das Prinzip der bürger⸗ 


1 Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 44. 

2 a. a. O. S. 169. 

8 An Zitaten vgl. oben beſonders S. 144 unten, 147 oben und 150 Anm. 3. 
Hiermit fallen auch die ganzen Ausführungen Mautners, S. 37 ff., wo das 
Wort „politiſch“ ähnlich unrichtig gebraucht iſt. 

1 Merkwürdigerweiſe kommt Mautner ſelbſt, aber erſt am Schluß feiner 
Ausführungen, S. 09, auf dieſe Erklärung. 

s Bal. zum Beiſpiel unſere Ausführungen oben S. 153. 

s Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 

7 Val. Stammler, Wirtſchaft und Recht, S. 647. 

s Vgl. auch Mayer, Engels, S. 239. 
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lichen Geſellſchaft in klaſſenloſer Hegelſcher Bedeutung wird der 
individualiſtiſch gerichteten klaſſenmäßigen Bürgerwelt unterſtellt !. 

Die Neigung Hegels ferner, die Kategorien geſchichtliche Wirk⸗ 
lichkeit annehmen zu laſſen, tut ſich bei Marx kund, wenn er die 
bürgerliche Geſellſchaft nicht nur als logiſche Grundlage des Staats. 
begriffs auffaßt, ſondern ihr individualiſtiſches Prinzip losgelöſt be 
trachtet, als beherrſchendes Prinzip einer beſtimmten Klaſſe und 
einer Geſchichtsperiode, die der Verwirklichung des wahren Staats 
begriffes vorangeht. 

Hierin gibt Marx einer funktionellen Eigenſchaft eines jeden Be 
griffes nach, nämlich nicht nur in Gedanken zu leben, ſondern ſich in die 
Wirklichkeit umzuſetzen. Denn immer fordert der Gedanke das Leben. 

Zwiſchen Gedanken und Wirklichkeit wird ſich daher, wie das 
von Vaihinger? näher ausgeführt iſt, leicht ein gewiſſes Spannungs⸗ 
verhältnis entwickeln, ſowohl im Hinblick auf die Tatſachen des 
umgebenden wie die des geſchichtlichen Lebens. Da, wo dieſe 
Spannung am größten iſt, begegnet der Begriff als Fiktion, d. h. 
er iſt als Denkmerkmal mit der konkreten Wirklichkeit in den 
Sinne verbunden, daß bewußt vorausgeſetzt wird, daß er in reiner 
Ausführung nie volle lebendige oder geſchichtliche Wirklichkeit ge⸗ 
wonnen hat. In dieſer Erkenntnis jagt Stammler“, ſpeziell im 
Hinblick auf die Vorſtellung des ſouveränen Individuums: „Das 
Individuum iſt eine Fiktion, fo gut wie das Atem“ — jagt Mauthner“ 
vom ſprachkritiſchen Standpunkt aus: „Wäre das Ich keine Illuſion, 
dann wäre der lachende Solipſismus Stirners als kritiſcher, ironi⸗ 
ſcher Ausgangspunkt unüberwindlich.“ Neben der fiktiven Form in 
nun eine gemilderte Form jenes Spannungsverhältniſſes denkbar. 
Dies iſt die Form der Hypotheſe. Überwunden aber wird die 
Spannung im Dogma s. | 


1 So noch in der Anmerkung E. Bernſteins, Laſſalles Reden ind 
Schriften II, S. 45: „Die Staatsidee, welche den Staat eigentlich ganz aufhebt. 
und ihn in die bürgerliche Geſellſchaft der egoiſtiſchen Intereſſen umwandelt, i? 
die Idee des Liberalismus.“ 

2 Vaihinger, Die Philoſophie des Als⸗Ob, Berlin 1911, ©. 175 u. palfız. 

3 Stammler, Wirtſchaft und Recht, S. 91. — Vgl. damit Kant, der in 
erſten Zeile feiner Metaphyſik der Sitten, in der „Rechtslehre“ ausführt: „Da 
Idee des Naturzuſtandes, in dem jeder ſeinem eigenen Kopfe folgt“, iſt eine 
Vernunftidee, da ein bellum omnium contra omnes nie eriftiert hat. 

Mauthner, Die Sprache, in der Sammlung „Die Geſellſchaft“, re 
M. Buber, ohne Jahr, S. 26. 

5 Vaihinger, a. a. O. 
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Die Beachtung dieſes Teiles der Vaihingerſchen Lehren in An⸗ 
wendung auf den Begriff des Individuums iſt in einer Betrachtung, 
die dieſen Begriff in der Entwicklung der Philoſophie vom Staat 
verfolgt, ganz beſonders gerechtfertigt; denn in der Staatslehre der 
neueren Zeit ſpielt der individualiſtiſche Gedanke eine beſondere 
Rolle, da die Idee der fortſchreitenden Überwindung der Souveränetät 
des Einzelnen als ihr Ausgangspunkt anzuſprechen iſt. 


Die Staatsphiloſophie der neueren Zeit geht aus der Lehre 
vom Geſellſchaftsvertrage hervor. Gegenüber der antiken Auffaſſung 
von dem Verhältnis des Einzelnen zum Staat, die den Menſchen 
im Bürger aufgehen ließ !, hat die germaniſche Gedankenwelt die 
Beſtandteile zu einem Syſtem der unantaſtbaren Rechte des Indivi⸗ 
duums geliefert. Den Ausgang bildet dabei die Vorſtellung von 
der anfänglichen Souveränetät des Individuums, im Zuſtande des 
Kampfes aller gegen alle. Als Grundlage dieſer Lehre ſtellt ſich 
daher, bald in fiktiver, bald in hypothetiſcher oder dogmatiſcher 
Form, die Herleitung der Gemeinſchaft aus dem Individuum dar; 
denn alles Verbandsrecht, und ſomit auch die Staatsgewalt, faßt 
ſie als einen Inbegriff ausgeſchiedener und zuſammengeſetzter Indivi⸗ 
dualrechte auf?. Die Souveränetät des Einzelnen iſt dabei grund⸗ 
ſätzlich ebenſowenig aufgehoben wie die Souveränetät der einzelnen 
Staaten durchs Völkerrecht. Dieſen Gedanken hält auch die be⸗ 
ſonders von Grotius begründete herrſchende Form der Lehre vom 
Geſellſchaftsvertrage inſoweit feſt, als das Individuum nur in dem 
Umfange auf ſeine Souveränetät verzichtet, als dies zur Erreichung 
des Geſellſchaftszweckes unbedingt erforderlich iſt?. In dieſem Sinne 
drang Locke mit der Formulierung der liberty und property als 
der beiden unantaſtbaren Urrechte des Menſchen durch, womit auch 
die künftige individualiſtiſche Wirtſchaftstheorie begründet war“. 
Die Vorſtellung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte als der urſprüng⸗ 
lichen Rechte, die die ewigen Scheidelinien zwiſchen Staat und 


1 O. Gierke, Naturrecht und deutſches Recht, Frankfurt 1883, S. 28. 
Allerdings vertritt Jellinek, Allg. Staatslehre, 1900, S. 28, die Anſicht, daß 
auch im antiken Staat dem Menſchen ein Bereich vom Staat unabhängiger 
Betätigung zugeſprochen war. 

2 O. Gierke, Johannes Althuſius, Unterſuchungen z. d. Staats⸗ und 
Rechtsgeſchichte, 7. Breslau 1880, S. 105. 

2 Ebenda S. 112. 

Ebenda S. 113. 

Smollers Jahrbuch XLIV 4. 11 
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Einzelnen ziehen, hat die Vorſtellung der urn des Einzelnen 
über den Staat zu ihrer Ergänzung !. 

Wie weit in dieſer letzten Hinſicht die ganze Idee des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages wirkt, ſieht man wohl am beiten an demjenigen 
ſeiner Vertreter, der die Allmacht des Staates praktiſch am un⸗ 
beſchränkteſten verfochten hat, an Hobbes. Gleichwohl erinnert er 
um der theoretiſchen Herleitung willen vielfach unmittelbar an die 
Grundſätze des äußerſten Individualismus in Stirnerſcher Faſſung: 
Bereits in den Ausführungen über den Urvertrag leugnet Hobbes 
zum Beiſpiel die Eigenſchaft des Menſchen als Cho mrodırızor im 
Sinne des Ariſtoteles?. Die Macht des Staates begründet er da⸗ 
mit, daß eine Regierung zur Niederhaltung des zügelloſen Egoismus 
beſtehen muß, und daß jeder einzelne eben ſchwächer iſt als die 
Regierung. Aus dieſem Grundſatz geht ohne weiteres hervor, daß 
derjenige, der die größte Macht hat, auch zur Herſtellung und 
Innehabung der Staatsgewalt berechtigt if. Damit vollzieht 
Hobbes überhaupt die Gleichſtellung von Macht und Recht. Macht 
geht vor Recht, iſt als Troſt der Tyrannen unnötig, da beides 
identiſch iſt“. Mit dieſen Folgen der Hobbesſchen Staatslehre 
ſtimmt auch die Bezeichnung des Staats als Leviathan oder wie 
ſich Hobbes, „um würdiger zu reden“, begreift, als des „ſterb⸗ 
lichen Gottes“ . 


1 Jellinek, Die Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte. München 
1919, S. 8, 67, 75. 

2 Leviathan, c. 17, III, S. 131, ed. Molesworth: Ego huic 
homini vel huic coetui auctoritatem et jus meum regendi meipsum con- 
cedo ea conditione, ut tu quoque tuam auctoritatem et jus tuum tui 
regendi in eundem transferas ... . Atque haec est generatio magni illius 
Leviathan, vel ut dignius loquar, moıtalis dei. Vgl. Th. Hobbes, über 
den Bürger, Kap. I, § 2. 

s Th. Hobbes, Über den Bürger, Kap. X, § 1: „Außerhalb des Staats 
iſt niemand der Früchte ſeiner Arbeit ſicher; im Staate haben alle dieſe Sicher⸗ 
heit. Endlich herrſchen außerhalb des Staats die Gewalt der Leidenſchaſten, 
der Krieg, die Furcht, die Armut, die Häßlichkeit, die Einſamkeit, die Barbarei, 
die Unwiſſenheit, die Roheit; dagegen beſteht im Staate die Herrſchaft der Ver⸗ 
nunft, der Frieden, die Sicherheit, der Reichtum, der Schmuck, die Gemeinſchaft, 
der Glanz, die Wiſſenſchaft und das Wohlwollen.“ 

4 Dieſe Sätze erſchließt wenigſtens Lange, Geſchichte des Materialismus 1, 
Leipzig 1908, S. 244 außerordentlich geiſtreich aus der Hobbesſchen Theorie. 

5 Hiernach wird man der Bemerkung Kinkels, Archiv für Nechts⸗ und 
Wirtſchaftsphiloſophie, 1919, S. 321, der Anarchismus ſei nur der zu Ende ge 
dachte und individualiſtiſche Liberalismus, einen Kern von Berechtigung nicht 
abſprechen können. 
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Jedenfalls wird man demgegenüber die Fortſetzer der Lehre 
vom Geſellſchaftsvertraͤg unter dem Geſichtspunkte fortſchreitender 
Überwindung des Individualismus betrachten dürfen. Gerade in 
der Gewährung unveräußerlicher Individualrechte an den Menſchen 
begründet man auf den übrigbleibenden Gebieten die rechtliche 
Omnipotenz des Staates um ſo ſchärfer und biegt die Folgen des 
Hobbesſchen Urvertrages um — bis dann in immer weitergehender 
Erſtarkung des Gedankens der Staats- und Rechtsmacht bei 
Rouſſeau auch die Menſchen⸗ und Bürgerrechte als Produkt ſtaat⸗ 
licher Gewährung erſcheinen, auf Grund eines Vereinigungsvertrages 
mit der Wirkung abſoluter Veräußerung allen Individualrechts !. 

In der Hegelſchen Staatslehre tritt endlich der individualiſtiſche 
Gedanke wieder bedeutſam hervor, jedoch nicht ſo, daß Hegel die 
Freiheit des Einzelnen außerhalb des Staates ſucht, ſondern ſie 
gerade in der Anteilnahme an der durch individuelles Leben be⸗ 
reicherten Gemeinſchaft verwirklicht ſieht. Der allgemeine Wille 
wird bei ihm zur Subſtanz des ſubjektiven. Damit bringt Hegel 
jeine moniſtiſche Auffaſſung gegenüber der naturrechtlichen äußeren 
Harmoniſierung der Vielheit der Individuenzur Geltung. 

So ſehen wir, wie in der ſpekulativen Bildung der Staats⸗ 
idee der Stirnerſche ſouveräne Einzelne, der die Geſchichte ab⸗ 
ſchließt, und die Marxſche Individualiſtenwelt, die der Vollendung 
der Geſchichte vorangeht, als Dogma, Hypotheſe und Fiktion, wie 
überhaupt als „heuriſtiſches Prinzip“ eine weſentliche Rolle ſpielt. 


16. Die Anwendung der Hegelſchen ſtaatsphiloſophiſchen 
Grundanſicht in ſeinen Ausführungen über das Völkerrecht. 
Ihre Beziehungen zum Marxismus. Schlußausführungen. 


Als eine der Grundanſichten der Hegelſchen Philoſophie er⸗ 
ſcheint der Gedanke, daß die Geſchichte als Verwirklichung menſch⸗ 
licher Freiheit und überhaupt als Vergeiſtigung ss prozeß die Er⸗ 
höhung und Veredlung der Natur bedeutet“. 


1 Gierke, Johannes Althuſius, S. 107; Jellinek, Menſchen⸗ u. Bürger⸗ 
rechte, S. 4 u. paſſim. 

2 Treſcher, Die philoſophiſchen Grundlagen der Staatslehre Hegels uſw., 
in dieſem Jahrbuch 42, 1918, S. 495. 

2 Vgl. hiermit F. Laſſalle, Arbeiterprogramm, Schriften, Bd. II, S. 45: 
„Die Geſchichte, m. H., iſt ein Kampf mit der Natur. Die fortſchreitende Be⸗ 
fiegung dieſer Machtlofigfeit iſt die Entwicklung der Freiheit“.“ — Über ähn⸗ 
liche Gedankengänge bei Marx vgl. M. Weber, Fichtes Sozialismus, Tübingen 
1900, S. 103. | 11* 
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Geiſt nun heißt in Hegelſcher Terminologie zweierlei: Ver: 
allgemeinerung! und Verzicht des Ichs auf ſeine Einzelheit“, 
zugleich aber Unterſcheidung?. Die vollendetſte Auswirkung 
des denkenden Geiſtes in objektiver Geſtaltung iſt darum die in die 
Unterſchiede verallgemeinerte und vereinheitlichte Geſellſchaft, der 
Staat. Wie der Geiſt ſich aus der Natur entfaltet, ſo iſt der 
Staat die völligſte Überwindung des Naturzuſtandes“ und die 
höchſte Kultur. 

Axiomatiſch liegen in der Hegelſchen Philoſophie vielleicht noch 
weitere, über den Einzelſtaat hinausgehende Gedankengänge. Der 
Sieg des Rechtes im Staat legt den Gedanken nahe, daß folge⸗ 
richtig weitergehend auch im Verhältnis der Staaten zueinander 
der Naturzuſtand durch den organiſierten Rechtszuſtand erſetzt 
wird!. Erſetzt der Staat innerhalb feiner. Grenzen jenen durch 
dieſen, ſo muß er ſeinem Prinzip auch außerhalb ſeiner Grenzen 
Geltung verſchaffen und die Kultur der menſchlichen Gattung 
vollenden helfen. Aus den geſchichtlichen Erfahrungen heraus iſt 
es kein unmöglicher Gedanke, daß, nachdem innerhalb des Staates 
die allgemeine Geſetzgebung den Familien und Geſchlechtern die 
Möglichkeit gewährt hat, ſich friedlich zu entfalten, in einer Zeit 
überſtaatlicher Rechtsorganiſation der Vergeſellſchaftungsprozeß ſeinen 
Abſchluß finden wird s. Für die Entwicklung der über den Einzelnen 
hinausgehenden Verbindungen läßt ſich „keine andere Grenze denken, 
als daß ſich in ferner Zukunft einmal die ganze Menſchheit zu 
einem einzigen organiſierten Gemeinweſen zuſammenſchließt und der 

1 Hegels Logik, § 50. 

2 Kronenberg, S. 680. 

3 Plenge, Zur Vertiefung des Sozialismus (zugleich in Individualismnz 
und Sozialismus, in dieſem Jahrbuch 41, S. 13 ff.) drückt dies folgendermaßen 
aus: „Geiſt iſt feiner Natur nach Viel⸗Ich, ein feſt verbundenes Ineinander⸗ 
leben einer Einheit aus Sonder» chen.“ 

über das Verhältnis des Begriffs „Naturzuſtand“ zu Recht vgl. auch 
Stammler, Theorie, S. 90 u. 84. 

5 Vgl. M. Weber, S. 103. 

s Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 438, und G. Groſch, 
Das Völkerrecht und die Weltfriedensbewegung, Zeitſchrift f. d. gef. Staatsw. 67, 
1911, S. 217. 

Groſch, a. a. O. S. 205. — Schon bei Fichte iſt daher die Frage bes 
Völkerbundes eins mit der Frage der kulturellen Freiheit des Menſchen. 
Medicus, Fichte und der Völkerrechtsgedanke, in Zeitſchrift f. Völkerrecht XI. 
1919, S. 153. 

s Kohler, Moderne Rechtsprobleme, Leipzig 1913, S. 95, und Groſch, 
a. a. O. S. 195. 


f 
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Tatſache, daß ſie nur die Glieder eines großen Ganzen umfaßt, 
den ſichtbaren Ausdruck gibt“ !. 

Allerdings liegt das Hindernis der Verwirklichung einer ſo 
weitgehenden Rechtsorganiſation in der Tatſache, daß die Menſchen 
weit hinter der intellektuellen und fittlihen Freiheit zurückſtehen, 
ohne die jene zu einem widerlichen Zerrbilde ihrer Idee werden muß. 
Vom Völkerbund kann daher jeweils immer nur axiomatiſch ge⸗ 
ſprochen werden, und es iſt zweckdienlich, in Erinnerung zu bringen, 
daß ſich gerade hier die deutſche Philoſophie von dem finſteren 


„Fanatismus des abſtrakten Gedankens“ ferngehalten hat?. Was 


Hegel insbeſondere angeht, ſo lag für dieſen die „Frage, warum es 
nicht bloß ein Volk, ſondern Völker gibt“ ?, zu prüfen, ſchon darum 
fern, weil er ſtets der Vernünftigkeit der geſchichtlichen Entwicklung 
Rechnung zu tragen geneigt war. So konnte ſich ihm der Geiſt 
der Welt auch in den Einzelvölkern ſehr wohl darſtellen. In ſeiner 
dem Wirklichen zugewandten Geiſtesart mußte Hegel geneigt ſein, 
in den geſchichtlichen Erſcheinungen die Kraft der potenziell gegebenen 
und ſtets zu höheren Entfaltungen drängenden Vernunft zu er⸗ 
kennen, und ſo auch den Völkerkrieg als notwendige Erſcheinung 
des Geiſtes der Welt, der den Einzelſtaat im Daſeinskampfe die 
höchſte ſittliche Kraft und Läuterung finden laſſe, zu bewerten. 
Daß Hegel aber überhaupt in naiver Weiſe einen „empiriſch⸗ 
individualiſtiſchen“ Standpunkt in der Beurteilung des Verhältniſſes 
der Völker zueinander eingenommen habe?, dürfte für einen Zeit⸗ 
genoſſen der Kantſchen Abhandlung über den ewigen Frieden nicht 
wahrſcheinlich klingen. In Wirklichkeit ſpricht Hegel bei der Er⸗ 
örterung völkerrechtlicher Grundſätze immer nur von denen des 


geltenden Rechtes. In dieſem Zuſammenhange geht er von der 


Souveränetät der Einzelſtaaten aus, verwirft er die Verbindlichkeit 
der Verträge und verneint er jedes über den Staaten ſtehende 
Gericht“. Damit verneint er auch das Beſtehen des Völkerrechtes 
jelbft*, aber dies bezieht ſich nur auf die geſchichtliche Geltung 


1 O. Gierke, Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſenſchaft, Berlin 1868, 
Bd. 1, S. 1. | 
| 2 Hinſichtl ich Fichtes: Medicus, a. a. O. S. 153. 

2 v. Sydow in der Kritik von Laſſon, Hegels Schriften uſw., in der 
Zeitſchrift für Rechtsphiloſophie II, 3, 1919, S. 398. 

* Rechtsphiloſophie § 330, S. 424; $ 322, S. 416 und § 339; „Es iſt 
fein Prätor vorhanden, der da ſchlichtet; der höhere Prätor iſt allein der all— 
gemeine, an und für ſich ſeiende Weltgeiſt.“ 

s Rechtsphiloſophie § 333, S. 426. 
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feiner Zeit. — Die Idee des Völkerrechtes gewinnt gerade bei ihm 
die höchſte Aktualität, wenn er nämlich ſein Prinzip unter den Ge⸗ 
ſichtspunkt des „Sollens“ rückt, es alſo ariomatiſch auffaßt und 
überhaupt in dem gegenwärtigen Verhältnis der Völker zu einander 
die Herrſchaft des „Naturzuſtandes“ erkennt 1. Berückſichtigt man, 
daß Hegel den Gedanken des Weltgeiſtes als das Andersſein des 
Naturzuſtandes auffaßte, und wie kein zweiter die abſolute Macht 
der Idee anerkannte, jo wird man ihm nur mit Vorſicht das Ver⸗ 
kennen des Völkerrechtsgedankens zuſchreiben können. Tatſächlich 
finden ſich gerade bei Hegel die erſten Anfänge ſeiner Verwirklichung 
ſkizziert, wenn er betont, daß der Umſtand, daß die Völker ſich 
gegenſeitig als Perſönlichkeiten anerkennen, darauf ſchließen laſſe, 
daß ſie ein ſie verpflichtendes Band anerkennen. In dieſer An⸗ 
erkennung liege bereits begriffen, daß „im Kriege ſelbſt der Krieg 
als ein vorübergehenſollendes beſtimmt ſei“ ?. Damit hat Hegel 
an Gedankengänge erinnert, wie ſie auch in der neueren Zeit von 
Stammler näher ausgeführt find “. 

Nur in dem ängegebenen Rahmen war Hegel indeſſen geneigt, 
die Wirkung der Rechtsidee für die europäiſchen Staaten an⸗ 
zuerkennen, und nur unter ihnen, die „eine Familie nach dem all⸗ 
gemeinen Prinzip ihrer Geſetzgebung, ihrer Sitten und ihrer Bildung 
darſtellen“, kann er zunächſt eine Modifikation in ihrem gegen⸗ 
ſeitigen völkerrechtlichen Betragen feſtſtellen, wo ſonſt das Zufügen von 
Übeln das Herrſchende ſeis. Die Frage vollends, ob aus einem 


1 Rechtsphiloſophie $ 330, S. 424 und palfim: Was an ſich an bemielben 
(dem „äußeren Völkerrechte“) iſt, erhält die Form des Sollens. Ebenda 
§ 333, S. 426: Das Völkerrecht iſt das allgemeine, an und für ſich zwiſchen den 

Staaten gelten ſollende Recht, weil das Verhältnis der Staaten ihre Sonve⸗ 
ränetät zum Prinzip hat. 

2 Dal. Hegels Logik, § 6, in der Bollandſchen Ausgabe, Leiden 1899. 
S. 12: Die Idee iſt „nicht ſo ohnmächtig, um nur ſein zu ſollen und uicht 
wirklich zu ſein“. 

2 Rechtsphiloſophie § 338, S. 429: „Die neueren Kriege werden daher 
menſchlich geführt“, fügt er hinzu. 

So ſieht Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 433, den Welt⸗ 
rechtsgedanken, d. h. den „Gedanken des einheitlichen Zuſammenhangs alles be⸗ 
ſtehenden Rechts“ gerade dadurch betätigt, daß die begrenzte Ordnung des Einzel⸗ 
ſtaats gegenüber den anderen Staaten den Anſpruch des rechtlichen Beſtandes, 
d. h. den Anſpruch auf Anerkennung erhebt; damit führe fie ſelbſt ſich auf 
ein über ihr ſtehendes rechtliches Wollen zurück. 

5 Rechtsphiloſophie 5 339, S. 430; vgl. hiermit v. Sydow, a. a. O. 
S. 398: „Hegel kannte noch nicht die internationale öffentliche Meinung“. 


1115] Der Einzelne und der Staat bei Stirner und Marx 167 


„Syſtem allſeitiger Abhängigkeit“! der „Körper eines gemeinſamen 
und reichen Lebens“ (Organismus) bereits erwachſen ſei, mußte in 
der Zeit Hegels verneint werden, wenn ſie auch andere Perſpektiven 
zuließ als heute. 

So ſehen wir, daß Hegel, weit entfernt, einer individualiſtiſchen 
Weltauffaſſung das Wort zu reden, auch im Verhältnis der Völker 
zu einander dem Gedanken der Kultur diente, in einer Zeit, in der 
eine derartige Gedankenrichtung am Platze ſein mochte. In ſeiner 
allem Überſpannten abgeneigten Betrachtungsart erblickte er aller⸗ 
dings die Möglichkeit einer Verwirklichung der Völkerrechtsforderung 
zunächſt nur in der Bildung einer Rechtsgemeinſchaft Europas. 

Mit dieſer jeweiligen zeitlichen und örtlichen Beſchränkung wird 
man daher auch das marxiſtiſche Axiom, die forces propres als 
geſellſchaftliche Kräfte zu erkennen, und ſo „die menſchliche Emanzi⸗ 
pation auch im Verhältnis der Völker zu vollbringen“?, aus Hegel 
ableiten können. 

Jene Gedankengänge ſcheinen mir daher überhaupt in den 
Prinzipien der deutſchen Philoſophie zu liegen. An ſie hat Marx 
angeknüpft. Seine Philoſophie ſcheint mir indeſſen im ganzen ge⸗ 
nommen keine wertvolle Weiterbildung ihrer Grundſätze zu bedeuten 
da ſie — zwar mit dem Feuer außerordentlicher Überredungskunſt 
vertreten — jedwede gedankliche Klarheit vermiſſen läßt. Dies beweiſt 
die Betrachtung der dornigen Pfade der „Menſchheitsphiloſophie 
Hegelſcher Epigonen. 

Ein weiteres Ergebnis der vorſtehenden Ausführungen, ſoweit 
ſie auf den heutigen Stand der Fragen hinzielen, iſt der Nachweis, 
daß an ein Prinzip ſtaatsphiloſophiſchen Denkens urſprünglich die 
Vorſtellung der Marxſchen bürgerlichen Individualiſtenwelt anknüpft 
und aus dieſer wieder die Geltung der ökonomiſchen Geſetze ab: 
geleitet wird. 

Der Begriff Wirtſchaft fließt alſo aus einer Kategorie rechts⸗ 
philoſophiſchen Inhaltes. | 

Dies Ergebnis der geſchichtlichen Betrachtung einer Theorie be= 
ſtätigt die bekannte Stammlerſche Anſicht, die, unter Zergliederung 
des Begriffes der Wirtſchaft, es für widerſinnig erklärt, von ökono⸗ 
miſchen Formen in Selbſtändigkeit zu reden: Soziale Wirtſchaft iſt 
als die Durchführung einer beſtimmten Rechtsordnung zu bewerten. 


1 Rechtsphiloſophie § 183, S. 247. 
2 Mehring l, S. 424 (Zur Judenfrage). 
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Die Stellung des Sozialismus zum 
Bankweſen, 
insbeſondere zu den Kreditbanken 
Eine dogmengeſchichtliche Anterſuchung 
Von Dr. Herbert Heimendahl⸗Düſſeldorf 


X 

Inhaltsverzeichnis: Die verſchiedenartigen Anſchauungen des 
Sozialismus über das Bankweſen S. 170. — Puffuchen der 
Gründe für die Verſchiedenartigkeit der Anſchauungen im 
philoſophiſchen Stammbaum des Sozialismus S. 170—174. — 
Aufſuchen der Gründe für die verſchiedenartigen Anſchauungen 
des Sozialismus in der allgemeinen Entwicklung der ſozia⸗ 
liſtiſchen Ideen S. 174—226. I. Erſte Epoche: a) Owen S. 178, 
b) Proudhon S. 178, c) Saint: Simon S. 180, d) Saint⸗Simon⸗Schule 
S. 181, e) Bankliche Ideen bei einigen weiteren Sozialiſten S. 184. II. Zweite 
Epoche: a) Erſtes Stadium: Marx S. 185, b) Zweites Stadium: Hilfer⸗ 
ding S. 191. III. Dritte Epoche in ihren drei Stadien S. 207. — 
Schluß S. en 


Ver dem Welürieg hatte die Zuſammenſtellung „Sozialismus 
und Banken“ etwas Ungewöhnliches an ſich. Der rein kauf⸗ 
männiſch orientierte Beamtenbetrieb, der ſich mit Geld: und Kredit⸗ 
geſchäften befaßte, hatte für den Sozialismus kein ſpontanes Inter⸗ 
eſſe, wie es die induſtriellen Betriebe mit großen Arbeitermaſſen 
hatten. 

Krieg und Revolution haben hier eine teilweiſe Anderung 
hervorgerufen. Das Zauberwort Sozialifierung traf auch die Banken. 
Dennoch behielt auch unter den veränderten Umſtänden die Ver⸗ 
bindung „Sozialismus und Banken“ ihre Beſonderheit, die ſich am 


1 In der bisherigen ſozialiſtiſchen Literatur Deutſchlands iſt mit einer ge» 
ſchichtlich leicht verſtändlichen, aber der Sache wenig förderlichen Einſeitigkeit 
das Intereſſe auf den Marxismus konzentriert geweſen und die Erörterung 
großenteils auf die Einzellehren von Marx beſchränkt worden. Darum dreht 
ſich dieſe Literatur zum ſehr großen Teile im Kreiſe und nützt wenig bei der 
praftiichen Löſung der Aufgaben, die die Gegenwart fordert. Es mußte deshalb 
der Verſuch gemacht werden, einmal die Lehre von Marx ſtärker als bisher in 
die Geſamtentwicklung der ſozialiſtiſchen Ideen einzugliedern und zweitens die 
Stellung des Sozialismus im ganzen zu den verſchiedenen Erſcheinungen und 
Einrichtungen des praktiſchen Wirtſchaftslebens darzulegen. Zu dieſem Zwecke 
find eine Reihe vor Unterſuchungen in Vorbereitung. Die erſte wird hiermit der 
Sffentlichkeit unterbreitet. Die Schriſtleitung. 
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beften in folgenden Worten des Auſtro-Marxiſten Bauer dokumentiert: 
„Einmal ſieht der Sozialismus in der Bankenſozialiſierung den 
eigentlichen entſcheidenden Schritt zur Überwindung der kapitali⸗ 
ſtiſchen Anarchie, und doch kann die Bankenſozialiſierung anderſeits 
nicht der Beginn des großen Sozialiſierungswerkes ſein, ſondern 
fie wird fein Abſchluß und feine Krönung ſein müſſen !.“ 


Die verſchiedenartigen Anſchaunngen des Sozialismus 
über das Bankweſen 


Sehen Fir nun näher zu, wie denn der heutige oder vor⸗ 
kriegsmäßige Sozialismus die Banken mit ſeinem Weſen erfüllen 
will, ſo finden wir mannigfache Vorſtellungen darüber. Der eine 
ſagt: die Banken müſſen verſtaatlicht werden; der andere ſagt: die 
Banken müſſen vergeſellſchaftet werden; ein dritter will der natur⸗ 
notwendigen Entwicklung ihren Lauf laſſen, welche die Banken ganz 
von ſelbſt zu Herren der Produktion mache; ein vierter ſagt: die 
Banken müſſen überhaupt überflüſſig gemacht werden; ein fünfter 
ſchließlich ſagt, die Banken müſſen zu Zentralorganen der ganzen 
Produktion gemacht werden. © 


Aufſuchen der Gründe für die Verſchiedenartigkeit der An- 
ſchauungen im philoſophiſchen Stammbaum des Sozialismus 


Bei Betrachtung dieſer verſchiedenen und entgegengeſetzten 
Meinungen entſteht die Frage: Wie iſt es möglich, daß in einem 
und demſelben Sozialismus, der doch eine einheitliche Weltanſchauung 
ſein will, über einen Gegenſtand ſo viele Meinungen vorhanden 
ſein können? Die Antwort können und werden wir an Hand der 
verſchiedenen Epochen des Sozialismus mit ihren Anſchauungen 
über das Bankweſen erhalten. Allein, es läßt ſich auch unabhängig 
davon im voraus ein Fingerzeig geben, wenn wir auf den über⸗ 
geſchichtlichen, ideellen Stammbaum des Sozialismus, den Stamm: 
baum, der in unſerem menſchlichen Weſen wurzelt, zurückgehen. 
Er zeigt uns die Gründe, die dem Sszialismus ſein vielſeitiges 
Gepräge geben. 

Wir finden in der Menſchennatur unter anderem zweierlei Gegen⸗ 
ſätze gegeben vor: einmal die urſprüngliche phänomenale Empfindung 
e individuellen Perſon, ſowie in gleich urſprünglicher Weiſe 


1 O. Bauer, „Der Weg zum Sozialismus“ (S. 25 oben u. S. 26 unten). 
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die Empfindung der Gemeinſchaft, in der fie ſich befindet!; das 
andere Mal den gedanklich erfaßten Gegenſatz von Notwendigkeit 
und Freiheit, von Geſetzmäßigkeit und Willkür oder auch Zufall, — 
das Erſtere als eine Einheit von Gemeintem und Gegebenem er⸗ 
faßt, das Zweite als eine gedankliche Abſtraktion auf Grund an⸗ 
ſchaulicher Weſenszuſammenhänge gegeben. Zu beiden Gegeben⸗ 
heiten weiſt der Sozialismus eine beſondere ihm eigentümliche Stellung 
auf, die von der des Liberalismus und Konſervatismus abweicht. 
Zunächſt die phänomenale Gegebenheit unſerer individuellen 
Perſon, ſowie der Gemeinſchaft, in der ſie ſich befindet. Dietzel 
hat die beiden menſchlichen Denkprinzipien, die ſich auf dieſer Ge⸗ 
gebenheit aufbauen, am eingehendſten unterſucht und gegenüber⸗ 
geſtellt. Das eine nennt er das Individualprinzip, das andere 
Sozialprinzip. Dem Individualprinzip iſt das Individuum höchſter 
Zweck, es fordert das höchſte Glück der größten Zahl, höchſtmög⸗ 
lichen Anteil des Einzelnen an den Früchten des jeweiligen Kultur⸗ 
zuſtandes. Familie, Geſellſchaft, Staat ſind ihm nur Mittel für 
die Zwecke des Einzelnen. Es iſt auch ein mehr dynamiſches Prinzip. 
Auf der anderen Seite ſteht das Sozialprinzip, das Prinzip, 
daß das ſoziale Ganze oberſter Zweck iſt, die Individuen nur dienende 
Organe im Leben des ſozialen Ganzen, wie die Gliedmaßen im 
Leben des phyſiſchen Körpers. Es iſt ein mehr ſtatiſches Prinzip. 
Das Individualprinzip wirft dem Sozialprinzip vor, daß die 
bei ihm Herrſchenden im Staate notwendig ihre Macht ausnützen 
und Ungerechtigkeit walten laſſen müßten; das Sozialprinzip ſieht 
im Individualismus immanente Triebe, die Freiheit der Geſellſchaft 
in ihr Gegenteil umſchlagen zu laſſen, während es von ſich be⸗ 
hauptet, göttlichen Urſprungs zu ſein und allein die Gerechtigkeit 
zu verbürgen. 
Dietzel meint nun, daß beide Prinzipien unvereinbar ſeien, 
und daß ſich der Menſch für eines von beiden entſcheiden müſſe ?. 


1 Ganz anders Marx: „Erft durch die Beziehung auf den Menſchen Paul 
als ſeinesgleichen bezieht ſich der Menſch auf ſich ſelbſt als Menſch (aus Nachlaß, 
herausg. von Mehring, Stuttgart 1902 ff. „Heilige Familie“, S. 19, Anm. 18); 
fiehe ferner Benno Erdmann, „Über den modernen Monismus“, S. 45 ff.; 
M. Scheler, „Kritik zu Plenges 1789 und 1914“, im A. f. S. S. 602 und 
„Der Formalismus in der Ethik“, S. 540 ff. 

2 Tugan⸗Baranowsky ſagt demgegenüber mit Recht: „Da beide 
Prinzipien, das Perſönliche und das Soziale, jeder menſchlichen Geſellſchaft 
eigen find, fo kann ihr Kampf nie mit dem endgültigen Triumph eines von 
ihnen beiden enden.“ 
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Er verkennt, daß es ein Drittes gibt, was dem Individuum und 
dem Ganzen in gleicher Weiſe gerecht wird, ein freies Handeln, 
das ſich ſozial gebunden fühlt. Dies iſt das Ideal, das natürliche 
Ziel, wo doch Individuum und Ganzes unzertrennlich mit uns ver⸗ 
bunden ſind, notwendig in jedem Menſchen miteinander ringen. 
In der gottgebundenen Freiheit des echten Chriſtenmenſchen, der 
ſich auf freiem individuellen Boden doch urſprünglich ſolidar und 
mitverantwortlich zum Nebenmenſchen fühlt, kommt dies Dritte zun 
idealen Ausdruck !. Aber auch der Sozialismus verbindet beide 
Prinzipien in eigener Weiſe. 
| Liberalismus und Konſervativismus ſehen ihr Ziel einfeitig 
im Individual⸗ bzw. Sozialprinzip verkörpert. Wenn nun der 
Sozialismus beide Seiten in ſich faßt — und er tut dies —, dann 
liegt der Gedanke nahe, daß er gewiſſermaßen die von Gott ge⸗ 
wollte Ideenrichtung menſchlicher Kultur verkörpert. Doch es fragt 
ſich, ob die Übereinftimmung von Sozialismus und Ideal nicht mehr 
äußerlich iſt, ob ſich die beiden Seiten nicht vielleicht unharmoniſch 
aneinandergeſtückt im Sozialismus zuſammengefunden haben, ob ſie 
vielleicht in gegenſeitiger Unterordnung anſtatt frei und gleich⸗ 
berechtigt nebeneinander beſtehen. Letzteres iſt in der Tat der Fall, 
denn das Glück des Individuums, ſeine Freiheit und Gleichheit 
ſoll auf dem Wege über das Ganze erreicht werden. Alles Individuelle 
iſt für den Sozialismus gar nicht denkbar ohne das Ganze, und 
doch hatte das Chriſtentum ſchon das harmoniſche Verbundenſein 
von Individuellem und Ganzem längſt vorher gefunden. Die Tat⸗ 
ſache jedenfalls, daß der Sozialismus wie immer auch beide Ge⸗ 
gebenheiten in ſich faßt, macht ihn umfaſſender, vielſeitiger, aufnahme⸗ 
fähiger für die verſchiedenartigſten Elemente und erklärt einen Teil 
der Schwierigkeiten, den Sozialismus auf eine einheitliche, leicht 
greifbare Formel zu bringen. 

Der zweite, dem erſten verwandte Grund, den wir erwähnten, 
war der Gegenſatz, den wir beim gedanklichen Abſtrahieren anſchau⸗ 
licher Geſchehniſſe finden, der Gegenſatz von Notwendigkeit und 
Freiheit, die Frage, wie ſich beide im Weltengeſchehen zueinander 
verhalten. Auch hier haben ſich Liberalismus, Konſervativismus 
und Sozialismus verſchieden zu der Frage geſtellt. 


1 „Der echte Solidaritätsgedanke ſteht dem Liberalismus ſchrankenloſer 
freier Konkurrenz durchaus nicht ferner als der prinzipielle Staatsſozialismus.“ 
(M. Scheler, „Kritik zu Plenges ‚1789 und 1914“, im A. f. S. Bd. 42, 
S. 596.) 
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Der Liberalismus des A. Smith zum Beiſpiel tritt für freies 
Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte mit und gegeneinander ein; er 
meint, daß damit zugleich nach innerer, mechaniſtiſcher Notwendigkeit 
eine Harmonie der Intereſſen ſich herausſtellen werde. Es iſt die 
Lehre der mechaniſtiſchen Marktbeherrſchung. Freie Betätigung 
des Individuums iſt alſo im Grunde Erfüllung einer immanenten 
Notwendigkeit. 

Beim Konſervativismus fließt die Notwendigkeit aus der Ge⸗ 
bundenheit alles Geſchehens an Gott oder deſſen Ausfluß, den Staat. 
Der Monarch, als Stellvertreter Gottes, leitet in notwendiger Ab⸗ 
hängigkeit von ihm die irdiſchen Geſchicke. Aber dieſe Notwendigkeit 
iſt im Grunde die freie Schöpferkraft Gottes, freies, aufbauendes 
Schaffen des Staates. 

Beim Sozialismus werden ſowohl Notwendigkeit wie Freiheit 
anders als beim Liberalismus und Konſervativismus aufgefaßt. 
Notwendigkeit iſt bei ihm nicht wie beim Liberalismus ein un⸗ 
beſtimmter Motor der freien menſchlichen Handlung, ſondern ſie wird 
genauer definiert, ſie wird an materielle Vorgänge und ſpäterhin 
Denkvorgänge gebunden. Die Freiheit anderſeits fließt nicht wie 
beim Konſervativismus aus Gott, ſondern ſie iſt rein menſchlich an 
das Ganze der Menſchheit gebunden. Der Sozialismus hat einmal 
die notwendig materiell⸗ökonomiſche Gebundenheit der Menſchheit, 
das andere Mal den freien Eingriff nach einem vernunftgemäßen 
Plan mehr betont. Als Kompromiß entſtand eine dritte Meinung, 
nämlich, daß Eingriff notwendig ſei, wenn die Entwicklung bis zu 
einem gewiſſen Grade gediehen ſei. 

Dieſer Gegenſatz wird recht klar, wenn wir ihn kurz an der 
geſchichtlichen Entwicklung des Sozialismus ſpiegeln, die ihn durch 
zwei entgegengeſetzt orientierte Perioden in die heutige dritte hinein⸗ 
geführt hat, die man zum Teil als eine Syntheſe der beiden vorher⸗ 
gehenden Perioden bezeichnen kann. Die erſte Periode iſt eine 
ſolche des freien Eingriffs, ſie iſt voluntariſtiſch orientiert und reicht 
bis zum „kommuniſtiſchen Manifeſt“ von Marx⸗Engels. Im Menſchen⸗ 
hirn willkürlich entſprungene Ideen will man in die Wirklichkeit 
umſetzen; man will den Sozialismus machen. Die zweite Epoche, 
die man bis zum Aufkommen der Rieſenorganiſationen der Truſte 
und Syndikate, oder weiter ausgedehnt auch bis zum Weltkrieg rechnen 
kann, iſt die Epoche des Evolutionismus; ſie geht zurück auf Marx 
und ſeine Lehrer und charakteriſiert ſich dahin, daß keine naturgemäße 
Entwicklungsphaſe überſprungen werden kann und darf. In der 
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dritten Epoche ſehen wir uns im Augenblick ſtehen; man hat 
in ihr auf die konſtruktiven Gedanken der erſten Epoche zurück⸗ 
gegriffen, aber auch den evolutioniſtiſchen Prinzipien der zweiten 
Epoche breiten Raum gelaſſen. Damit iſt ein bis dahin mangelnder 
Ausgleich von Notwendigkeit und Freiheit im Sozialismus erreicht. 
Daß er nicht in der rechten Weiſe gefunden iſt, wird die Unter⸗ 
ſuchung zeigen. 

Hiermit haben wir nun auch den zweiten Grund gefunden, 
der es ſo ſchwierig macht, den Sozialismus knapp und eindeutig 
zu umreißen. Auf Grund des aufgefundenen komplizierten ideellen 
Stammbaums des Sozialismus werden wir es verſtehen, daß die 
praktiſchen Tagesforderungen eine verſchiedenartige Stellungnahme 
des Sozialismus geradezu heraufbeſchwören müſſen. Das ſehen 
wir beſonders deutlich auch an der Frage „Sozialismus und Banken“. 


Aufſuchen der Gründe für die Verſchiedeuartigkeit der 
banklichen Anſchauungen des Sozialismus in der all- 
gemeinen Entwicklung der ſozialiſtiſchen Ideen 


Wenn wir nun auf die verſchiedenen Epochen des Sozialismus 
näher eingehen, ſie in ihren wirtſchaftlichen und geiſtesgeſchichtlichen 
Zuſammenhängen näher beleuchten, um die wechſelnde Stellung⸗ 
nahme des Sozialismus zum Bankweſen verſtändlich zu machen, ſo 
finden wir an der Wiege der erſten Epoche Aufklärung und fran⸗ 
zöſiſche Revolution. Zu älteren oder jüngeren Geſchwiſtern hat ſie 
den deutſchen Idealismus und die Organiſationsperiode Napoleons 
ſowie die beginnende wirtſchaftliche ganſazien im Fabrikweſen 
und Eiſenbahnweſen. 


I. Erſte Epoche 

Die ganze Aufklärung war eine Reaktion gegen die Theologie !, 
eine naturaliſtiſche, individualiſtiſche Verſtandeserkenntnis von Natur 
und Menſch geweſen, die mit der Verherrlichung der menſchlichen 
irdiſchen Vernunft zerſetzend gewirkt hatte und in der Revolution 
die Forderung nach Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit gezeitigt hatte. 
Kant rückte nun dieſer Vernunft in ſeiner abſtrakten Art auf den 
Leib. Er beginnt mit der menſchlich beſchränkten Vernunfterkenntnis 
des Einzelindividuums und trennt von ihr, als losgelöſt von aller 


1 Siehe auch Schmoller, Art. „Volksw. Lehre“ im H. d. St., 3. Aufl., 
Bd. VIII, S. 440 ff. 
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menſchlichen Bedingtheit, die reine Vernunft ab. Im ganzen bleibt 
er individuell gebunden; dennoch ſieht er ahnend am Ende des 
Weltengeſchehens ein Friedensreich, einen vollkommenen Staat, in 
dem der Menſch alle ſeine Anlagen, auch die geſellſchaftlichen, ent⸗ 
wickeln kann . Fichte, Schelling und Hegel? ſteigen nun aus der 
Sphäre der reinen Vernunft wieder, in metaphyſiſcher Reaktion 
gegen Kant, herab zur individuellen Vernunft, zum wirklichen 
Menſchen und ſtellen gleichſam wieder die Verbindungslinie beider 
Reiche her, die bis zur Aufklärung beſtanden hatte. Hegel veran⸗ 
ſchaulicht aber darüber hinaus, wie nunmehr die Zeit der herrſchenden 
Vernunft gekommen ſei, wie das Ich durch eine Geſtaltenfolge all⸗ 
mählich zum Selbſtbewußtſein, zur Vernunft emporgeſtiegen ſei, wie 
es auf dieſe Weiſe erkannt habe, daß es nicht allein für ſich beſteht, 
ſondern ſich in einem organiſchen Ganzen befindet; das Problem 
Vernunft hat ſich jo bei ihm zum Problem „ hiſtoriſches Geiſtes⸗ 
leben“, „vergeſellſchafteter Menſch““ erweitert. Er endet alſo ähnlich 
wie der franzöſiſche Sozialismus bei einem konſtruktiven Ganzen, 
in dem das Einzelindividuum als Glied verſchwindet. 

Vor ihm ſchon hatte Fichte den Menſchen rein als geſellſchaft⸗ 
liches Weſen erfaßt, das ſeine individuelle Beſtimmung allein im 
Zuſammenwirken mit einem Ganzen finden könne. Er erhofft als 
Folge der Gegenwartskämpfe eine Zukunft, die alle Volksglieder zu 
dem als organiſche Einheit gedachten abſoluten Staat zuſammenfaßt, 
in dem alle Kräfte dem Leben der Gattung gewidmet ſein ſollen“. 
Somit hatte alſo der Idealismus beim Einzelmenſchen und ſeiner 
Vernunft begonnen und hatte geendet bei einem Ganzen, beim 
Menſchen als Gattungsmenſchen, bei einer organiſchen Konſtruktion. 

Ahnlich war es mit dem wirtſchaftlichen und politiſchen Leben. 
Nach der zerſetzenden Zeit der Aufklärung, die mit kirchlichen und 
ftändiihen Vorrechten aufgeräumt hatte, war auch auf dieſem Gebiet 


1 „Ideen zur allgemeinen Geſchichte in weltbürgerlicher Abſicht“ (Kants 
Werke, herausg. von Hartenſtein, Lit. 67, 4. Bd.). „Der Menſch hat die 
Neigung, ſich zu vergeſellſchaften“ (S. 146). „Am Menſchen ſollten ſich diejenigen 
Naturanlagen, die auf den Gebrauch feiner Vernunft abgezielt find, nur in der 
Gattung, nicht aber im Individuum vollſtändig entwickeln“ (S. 144). Ferner 
„S. 148, 154/55“ 

2 Bei ihnen heißt die reine Vernunft „Abjolutes Ich“, „Abſolute Iden⸗ 
tität“, „Abfoluter Geiſt“ oder „Selbſtbewußtſein“. 

2 Siehe Plenge, „Realiftifche Gloſſen“, A. f. ſ. G. u. St., 1911. 3. 31. 

Fichte, „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, 180405 (Fichtes 
ſämtliche Werke, herausg. von J. H. Fichte, Berlin 1846, 7. Bd., S. 35). 
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‚eine Zeit des Aufbaues gekommen. Auf die Smithſche individua⸗ 
liſtiſche Lehre war die Reaktion in Geſtalt der Romantik und des 
Konſervativismus gefolgt. A. Müllers „Elemente der Staatskunſt“ 
gaben den Auftakt; er charakteriſiert die Smithſche Lehre als eine 
Okonomie der Sachen, welche die menſchliche Geſellſchaft ähnlidy wie 
das römiſche Reich desorganiſiere. Er tritt für den Nutzen des 
Ganzen, nicht des Einzelnen, für den ordnenden Staat ein. Haller 
weiſt auf die Naturgemäßheit von Über⸗ und Unterordnung der 
Menſchen hin gegenüber der liberalen Vorſtellung von der natür⸗ 
lichen Freiheit und Gleichheit aller Menſchen. Stahl tritt ein für 
ein gedankenvoll nach ſeinen inneren Zwecken eingerichtetes Gemein⸗ 
weſen, für das Prinzip des organiſchen Lebens der Geſellſchaft, für 
rechtliche, ſittliche und religiöſe Tradition. Die Elemente dieſer 
Staats⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung machten ſich geltend in dem 
ſtaatsmänniſchen Wirken Steins, in der teilweiſen Zurücknahme der 
liberalen Geſetzgebung aus dem Zeitalter der Befreiungskriege, in 
der aufkommenden Genoſſenſchaftsbewegung und ſchließlich in der 
Organiſation der Wohlfahrtspflege. Die der Zerſetzung folgende 
Zeit des Aufbaues dokumentiert ſich auch in dem napoleoniſchen 
Reich mit allen ſeinen gewaltigen wirtſchaftlichen Maßnahmen, wie 
Straßenbauten und Kanalbauten uſw. Es ſchloß ſich dann eine Zeit 
anderer großer organiſcher Maßnahmen im Wirtſchaftsleben, wie 
Eiſenbahnbauten und fabrikmäßiger Großbetriebe an: Maßnahmen, 
die gleichzeitig mit dem franzöſiſchen Sozialismus emporkamen. 
Auf dieſem Boden, parallel mit dieſen geſchwiſterlichen Be⸗ 
ſtrebungen, wuchs nun auch als Reaktion gegen Individualismus 
und klaſſiſche individualiſtiſche Nationalökonomie der franzöſiſche 
Sozialismus der erſten Epoche mit ſeinem Streben, die ſoziale Frage 
organiſch zu löſen. Nach dem Chaos der Revolution machte ſich in 
ihm der Drang zur Geſtaltung zum herrſchenden Prinzip. Louis 
Blanc zum Beiſpiel gibt das Schlagwort „Organiſation der Arbeit“ 
aus; man will den Sozialismus machen. Die Verwurzelung im 
Individualismus und in der Aufklärung bleibt dennoch wie beim 
Idealismus genügend erkenntlich im Glauben an die Unüberwind⸗ 
lichkeit der Beweisgründe der Vernunft, im erſtrebten Ziel: Her⸗ 
ſtellung des individuellen Glücks und ſchließlich darin, daß die Löſung 
der ſozialen Frage abſeits vom Staate erſtrebt wird. Es iſt eben 
die Zeit der entſtaatlichten Okonomie. Vom Individualismus wollte 
man nichts wiſſen, aber vom Staate wollte man gleichfalls nichts 
wiſſen, ihm nur eine Nachtwächterrolle überlaſſen. Der Staat fol 
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nur gelegentlich Beihilfe leiſten. Als Mittel zum Zweck, d. h. zur 
Löſung der ſozialen Frage, aber wählt man ein Zwiſchenprodukt 
zwiſchen Staat und Individuum, die Geſellſchaft, die mit den Banken 
die Aufgabe löſen ſoll; ſo entſteht die erſte Verbindung des Sozia⸗ 
lismus mit dem Bankweſen. 

Fragen wir nach den Gründen, warum gerade die Banken zum 
Mittel gewählt wurden, ſo laſſen ſich zwei Gründe anführen. Ein⸗ 
mal wirkte das aus dem individuellen Gleichheitsdogma heraus⸗ 
geborene Streben, die Arbeit zum wirklichen Wertmaßſtab aller 
Dinge zu machen und damit eine gerechte Verteilung zu erreichen, 
bei einigen Sozialiſten dahin, Inſtitute zu gründen, welche befugt 
ſein ſollten, die Arbeit abzuſchätzen und mit entſprechend ausgegebenen 
Beſcheinungen gerecht zu entlohnen. Es war das ein Moment, 
welches ſich in mancher Hinſicht gegen die neuaufkommende Zeit 
ſträubte. Die Banken ſollten dem in ſeiner Exiſtenz bedrohten 
Proletariat helfen, die früheren, kleinbürgerlichen, mittelalterlichen 
Zuſtände wieder zurückzuführen. 

Auf der anderen Seite hingegen wollte man mit den Banken 
nicht alte verlorene Zuſtände, ſondern ganz neue, noch nie dageweſene 
beſſere Zuſtände herbeiführen, indem man die Produktion anregte !. 
Der große ideelle Anreger und Befruchter dieſer nachnqpoleoniſchen 
Tage iſt der Graf St. Simon. Vom Reichtum plötzlich in die 
Armut gefallen, kam er dazu, die Pſychologie der Armut zu ſtudieren. 
Die individualiſtiſche Idee der Gleichberechtigung aller Menſchen 
ließ ihn darauf ſinnen, den Armen und Armſten zu helfen. Mit 
Hilfe eines großen wiſſenſchaftlich durchdachten Planes, in deſſen 
Mittelpunkt die Banken ſtehen ſollten, will er durch freie Entfaltung 
aller im Menſchengeſchlecht ſchlummernden geiſtigen Kräfte ein neues 
Gottesreich auf Erden ſchaffen. Die Banken lagen ihm dabei als 
Mittel zum Zweck ſo nahe, weil ſie in jener Zeit der wachſenden Kredit⸗ 
not eine geſteigerte Bedeutung bekommen hatten, und weil er ſelbſt in 
einem Kreiſe von Bankangehörigen ſeine Freunde und Bekannten hatte. 

Betrachten wir nun dieſe zweifach begründete Verbindung der 
Banken mit dem Sozialismus etwas genauer, ſo ſind es vor allem 
drei Männer, die in dieſem Zuſammenhang von Bedeutung ſind: 
der Engländer Owen und die beiden Franzoſen Proudhon und 
St. Simon, außerdem mögen die Engländer Thompſon und John 


1 Es war der durch das Aufkommen der Maſchine hervorgerufene Glaube 
an die unbegrenzte Steigerungsfähigkeit der Produktion. 
Schmollert Jahrbuch XLIV 4. 12 
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Gray, die Franzoſen Pequeur, Fourier, Louis Blanc, die Deutſchen 
Rodbertus und Laſſalle mehr ſummariſch erwähnt werden, da ihre 
Bedeutung in dieſem Zuſammenhange zurücktritt. 


a) Owen 

Zunächſt Owen. 1832 errichtete er ſeine Labour⸗Exchange, um, 
wie oben herporgehoben, die Arbeit zum Wertmaßſtab aller Dinge 
machen zu können. Die Banken ſollten die Abſchätzung vornehmen 
und die Arbeit entlohnen. 

Obwohl ſelbſt Fabrikant, ſtemmt er ſich gegen das induſtrielle 
und beginnende Eiſenbahnfieber ſeiner engliſchen Heimat. Als 
Individualiſt, von Aufklärung und naturrechtlichen Ideen erfüllt, 
will er den Staat allerhöchſtens zur Einführung der von ihm ge⸗ 
planten Geſellſchaftsordnung ausnutzen, um ihn dann hinterher von 
der Bildfläche wieder verſchwinden zu laſſen. Der Sozialtrieb in 
ſeiner Seele ſchließt mit dem Individualtrieb dennoch in der Weiſe 
einen Pakt, daß er föderaliſtiſche, ſich ſelbſt erhaltende kommuniſtiſche 
Gemeinweſen ſchaffen will. Auf dem Wege über dieſe ſoll dem In⸗ 
dividuum geholfen werden. In dieſen Gemeinweſen ſoll die Arbeits⸗ 
zeit zum allgemeinen Wertmaßſtab gemacht werden. 

Um dies Programm durchführen zu können, braucht er die er⸗ 
wähnte Labour⸗Exchange, eine Tauſchbank, die eine Art Arbeits geld, 
eine Labour⸗Note ausgeben ſoll, welche allen Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliedern den wirklichen Wert ihrer Arbeit garantieren ſoll. Als 
Gegenwert nahm die Bank Waren an, die von ihr abgeſetzt werden 
mußten. Mit den Labour-Notes konnte der Genoſſe aus den ein- 
gebrachten Warenbeſtänden der Bank beliebig Waren kaufen. 

Dies ganze Bankexperiment mußte mißglücken, weil naturgemäß 
Teilprodukte der ſeinerzeit neu aufkommenden arbeitsteiligen Pro⸗ 
duktionsweiſe, ferner bequem herſtellbare, wenig begehrte Waren und 
Luxuswaren vorzugsweiſe eingebracht wurden, die dann von der 
Bank nicht abgeſetzt werden konnten; es mußte mißglücken, weil alſo 
kein richtiges Verhältnis von Warenangebot und nachfrage hergeſtellt 
werden konnte. 

b) Proudhon 

In vielem ähnlich, in manchem anders ſtellt ſich Proudhon zu 
den Banken. Auch er braucht die Banken, um eine Darlehensſumme 
gemäß dem nach Arbeit beſtimmten Preis der produzierten Ware 
feſtſetzen zu können. Aber er will die Banken auch, von St. Simon 
beeinflußt, zur Durchführung eines Organiſationsplanes benutzen. 
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Seiner Herkunft nach iſt er ausgeſprochener Individualiſt. 
Seinen perſönlichen Gemeinſchaftsgedanken verſucht er mit dem 
Individualgedanken auf folgende Weiſe zu verſöhnen: Die Indivi⸗ 
duen treten zur Wahrung ihrer durch wirtſchaftliche und politiſche 
Einrichtungen bedrohten Souveränität zu einer auf freiem Vertrage 
beruhenden Gemeinde zuſammen, die alle Arbeitsloſigkeit verhindern 
und die Konſumkraft der Maſſen gemäß ihrer Arbeitskraft heben 
ſoll. Dennoch ſoll das Individuum ſtets mehr Recht als dieſe 
société haben und ungebunden ſein. 

Als im Jahre 1848 mit der Februar⸗Revolution die meiſten 
Banken liquidieren mußten und der Kredit allgemein erſchüttert 
war, entwirft auch er mit vielen anderen gleichzeitig unter dem Ein⸗ 
fluß St. Simoniſtiſcher Ideen einen großen Organiſationsplan ). 
Seine société will er jetzt zu einer „Société Nationale de la 
banque de l'échange“ ausgeſtalten, mit ihr will er den Kredit in 
großem Stile organiſieren. 

Im einzelnen war fein Plan der folgende: Die société ſollte 
freies Beitrittsrecht gewähren, auch der Staat konnte — ſolange er 
noch exiſtierte — Mitglied werden. Kapital ſollte die Bank nicht 
beſitzen, verdienen ſollte ſie auch nichts, nur ihre Unkoſten mit Kom⸗ 
miſſionsgebühren decken. 

Aufgabe der Bank war es, überall, in allen Zweigen der Produktion 
und des Verkehrs beratend und unterſtützend zu wirken. Sie ſollte 
ferner allen Mitgliedern alles zum Leben Notwendige beſchaffen, alſo 
Produkte, Lebensmittel, Dienſte, Arbeiten; ſie beſorgte Zahlungen 
und Einkaſſierungen; ſie ſollte die Landwirtſchaft organiſieren, Handel 
und Induſtrie, denen es an Abſatz fehlte, zu Hilfe kommen, indem 
ſie zurzeit nicht abſetzbare Produkte abkaufte oder an alle Be⸗ 
dürftigen „eredit gratuit“ gegen Bürgſchaften gab. Die aus⸗ 
gegebenen bons d'échange glaubt er durch die Waren und Bürg⸗ 
ſchaften wertbeſtändig gemacht zu haben. Die Bank ſollte die 
Produkte dann verwahren, bis ſich ein Käufer fand, oder nach 
einem beſtimmten Termin zugunſten der Produzenten verauktionieren. 

Die Leitung der Bank ſollte in den Händen eines von der 
Generalverſammlung gewählten Verwaltungsrates liegen, der durch 
einen aus allen Zweigen der Produktion und der öffentlichen Dienſt⸗ 
leitung zuſammengeſetzten Aufſichtsrat kontrolliert werden ſollte. 

Dieſer Vorſchlag Proudhons fand nun keinen Beifall. Der 


1 Siehe Lor. v. Stein, „Sozialismus und Kommunismus des heutigen 
Frankreich.“ Leipzig 1848, S. 150 ff. 125 
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Plan kam nicht zur Ausführung; ſo entſchloß ſich Proudhon, auf 
eigene Fauſt zur Gründung der Bank zu ſchreiten. Das Programm 
wurde etwas verändert. Doch kam das Ganze nicht über Anfänge 
hinaus, da er wegen längerer Freiheitsſtrafe vom Unternehmen 
zurücktreten mußte. Erſt in der Pariſer Kommune 1871 tauchte der 
Proudhonſche Plan wieder auf. N 

Proudhon hatte feſt an die Durchführbarkeit ſeines Planes ge⸗ 
glaubt. Genau wie Owen bedachte er nicht, daß ſeine auf eventuell 
unliebſamen Waren baſierten bons trotz aller Bürgſchaften nicht 
wertbeſtändig ſein konnten. Die zinsloſe Kreditgabe wäre praktiſch 
nur haltbar geweſen, wenn ſie auf ein Minimum eingeſchränkt ge⸗ 
blieben geweſen wäre. Das war ja aber nicht der Zweck des weit⸗ 
ausgreifenden Bankinſtituts. 


e) St. Simon 


Neben Owen und Proudhon iſt nun vor allem St. Simon 
mitſamt ſeiner Schule anzuführen. Wir wieſen ſchon hin auf den 
großen wiſſenſchaftlich durchdachten Organiſationsplan, der die ganze 
Volkswirtſchaft umfaſſen und vor allem der Produktion dienen ſollte 
und in deſſen Mittelpunkt er die Banken ſtellen wollte. 

1760 geboren, wie Owen und Proudhon ein Kind der Auf⸗ 
klärung und des Individualismus, liegt ihm der Gedanke an eine 
außermenſchliche höhere Macht, ſei es nun eine Gottheit oder der 
Staat, die ausgleichend und fördernd auf die menſchliche Geſellſchaft 
einwirken könne, fern. Er ſelber fühlt ſich als der Heiland der 
Menſchheit. Von ſich aus muß der Menſch in die Geſchicke ein⸗ 
greifen und mit einem großen Organiſationsplan dem Individuum 
wie der Allgemeinheit dienen. Im Gefolge ſolcher Gedanken will 
er eine aufbauende Zeit heraufführen und der Menſchheit eine 
geiſtige Einheit geben. Dieſer Aufbau wird von dem arbeitenden 
Teil der menſchlichen Geſellſchaft — von ihm die „induſtrielle 
Geſellſchaft“ genannt — vollbracht werden. Der Aufbau der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft ſoll ſich jedoch nicht, wie vielfach bei anderen 
Sozialiſten jener Tage, nach einem ſpekulativ erfundenen Plane 
vollziehen, ſondern an vorhandene „germes organiques“ anknüpfen. 
Solche germes organiques aber ſieht er in den Banken. Sie 
haben, meint er, ſchon eine gewiſſe Organiſation der Geſellſchaft 
geſchaffen. 

Wie St. Simon gerade auf die Banken verfiel, ift leicht 
einzuſehen, wenn man ſeinen Lebensweg verfolgt. Er hatte in 


— 
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jungen Jahren Necker erlebt; hatte das Gedeihen der Banken bei 
den Transaktionen der franzöſiſchen Revolution geſehen; hatte ſelbſt, 
durch die Revolution arm geworden, mit Unterſtützung ſeines Bankiers 
Peérregeaux in Nationalgütern ſpekuliert, hatte die zunehmende Papier⸗ 
geldwirtſchaft jener Tage mitgemacht, hatte im Jahre VI, als man 
damit umging, die durch die Auflöſung der caisse d’escompte 
1763 entſtandene Lücke auszufüllen, die Gründung einer Bank ge⸗ 
plant, hatte dann 1815 unter Empfehlung der Preußiſchen Pfand⸗ 
briefe ein Agrarbankprojekt vorgebracht; er ſah, wie Lafitte und 
Ternaux mit Krediten die Induſtrie förderten, ſah die führende 
Stellung der großen Bankiers im politiſchen Kampfe gegen die 
Reſtauration !. 

Und weiter: der Kreis, in dem er verkehrte, ſetzte ſich neben 
Ingenieuren großenteils aus Bankleuten zuſammen. Enfantin war 
ein Bankkaſſierer und Bankiersſohn. Olindes Rodrigues, der ſpätere 
Chef de J'Industrie, war der Direktor der caisse hypothécaire. 
Mit Lafitte, dem ſpäteren Gründer der caisse Lafitte und mancher 
anderer Banken, verkehrte er geſellſchaftlich. Ferner gehörten zu 
ſeinem Kreiſe die Bankiers Ternaux, Deleſſert, Hottinguer, der 
Bankiersſohn d'Eichthal, Duveyrier, der Sohn eines Bankauſſichts⸗ 
rats und ſpäterer Herausgeber des „credit“. Vor allen anderen 
aber zählte er die Brüder Pereire zu feinen Bekannten?. 

So lag es wohl beſonders nahe, daß er auf die Banken als 
die kommenden Mittelpunkte des weltbeglückenden Syſtems hinwies. 
Die Banken ſollten die Leitung des ganzen Wirtſchaftslebens über⸗ 
nehmen?. Als er im Jahre 1825 ſtarb, hatte er jedoch nähere Aus⸗ 
führungen über ſeine Pläne nicht hinterlaſſen. 


d) St. Simon ⸗Schule 
In ſeinen Jüngern aber lebten die Ideen des Meiſters mit 
unverminderter Kraft fort, ſie lebten um ſo mehr fort, als bald 
die kommenden Revolutionen von 1830 und 1848 bei der Verarmung 
der Privatbanken und der Intereſſeloſigkeit der Bank von Frank⸗ 
reich die Kreditnot aufs äußerſte ſteigerten und ferner beſonders das 
Aufkommen der Eiſenbahnen geradezu eine Revolution im Kapital⸗ 


1 Plenge, „Gründung und Geſchichte des credit mobilier“. Tübingen 
1903, S. 47. 

2 Ferner Graf Cabarrus, ein Bankdirektor und ſpaͤterer ſpaniſcher Miniſter, 
mit dem er einen Kanal von Madrid zum Meere plant (Muckle, „Geſchichte d. 
ſ. J.“, S. J). 

8 Siehe „Religion St. Simonienne“. Paris 1831, p. 98 u. 104. 
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bedarf hervorrief. Die Möglichkeit, Städte und Länder mit Hilfe 
der Eiſenbahn in nahe Verbindung zu bringen, belebte allerſeits 
das Gefühl für große Zuſammenhänge, weckte überſchäumende 
Hoffnungen und erweiterte die organiſatoriſchen Pläne und Ideen!“. 

Die Banken aber ſollten dieſe Rieſenaufgabe zur Durchführung 
bringen. Als erſter entwarf Enfantin im „Producteur“ 1826 einen 
Plan, 1829 hielt Bazard Vorträge über den Gegenſtand in Paris; 
dann folgten zwei Pläne der Pereire, der erſte 1828, der zweite 
als ein mömoire im „Journal de commerce“ vom 6. September 
1830, im Anſchluß an die Julirevolution. Im Jahre 1831 hielt 
Iſaac Pereire, der eine Generalbevollmächtigte des Pörs supréme. 
im Athenäum, dem neuen Verſammlungsraum der St. Simoniſten, 
Vorleſungen über das Thema. 1832 nannte Chevalier, der andere 
Generalbevollmächtigte des Pere supréme, als erforderliche Summe 
für die Durchorganiſierung des ganzen Bankſyſtems die damals 
ganz ungeheuerliche Zahl von 4,5 Milliarden, eine Zahl, die ſo 
recht ein Licht auf die Ausdehnung der Pläne wirft. 

Um ein Bild dieſer Pläne zu geben, mögen die ungefähren 
Ideen Enfantins und Bazards, der beiden Peres suprömes ber 
St. Simoniſtiſchen Hierarchie hier folgen: Über das ganze Land 
hin ſollen Banken verteilt werden, die in einem Zentralinſtitut eine 
hierarchiſche Zuſammmenfaſſung finden ſollen. Die geſamten Produk⸗ 
tionswirtſchaften werden der Aufſicht dieſer Zentralbank unterworfen 
werden. Von den einzelnen Zweigbanken über den Bedarf, über 
den Stand der Wirtſchaft, über Arbeiterfragen uſw. genau unter⸗ 
richtet, hält ſie das ökonomiſche Gleichgewicht durch entſprechende 
Zuteilung der Produktionsmittel aufrecht. Die Chefs der verſchiedenen 
Bankabteilungen bilden zuſammen mit einem mehr allgemein⸗theoretiſch 
gebildeten college spirituel die Leitung der Bank. „Ces 6cono- 
mistes“, ſagt Enfantin, „etaient les veritables théoriciens et 
en méme temps les prophetes de l'industrie démontrants 
ou presentants son avenir“ “. 

Ganz anders nun als dieſe irreellen und phantaſtiſchen Pläne 
der beiden Peres supr&mes ſahen von vornherein die Gedanken 
der beiden Péreire aus. Vor allem Emil Pereire, der von Heine 


1 Siehe Plenge, a. a. O. S. 52. ö 

2 Siehe Plenge, „Gründung und Geſchichte des credit mobilier“, Anm. 
S. 133, ſowie Vorleſungen Bazards (herausg. als „La doctrine de St. Simon. 
Exposition“ 182829, verwendet bei L. v. Stein, „Sozialismus u. Kommunismus 
des heutigen Frankreichs“. Leipzig 1848, S. 282 ff.). 
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ſogenannte Pontifex maximus der Eiſenbahnen, war als Aus⸗ 
führer der erſten! und mancher nachfolgenden Eiſenbahnen auf 
franzöſiſchem Boden ein durchaus praktiſch geſinnter Kopf. Wenn 
auch ihre erſten Pläne aus den dreißiger Jahren als zu weitgreifend 
zunächſt ohne Ergebnis blieben, ſo konnten ſie doch vieles von ihren 
erſten Ideen ſpäterhin nach der 1848 er Revolution zur Ausführung 
bringen. Auch dieſe ſpätere Gründung, die ſie vornahmen, blieb 
jedoch ganz ein Kind des St. Simonismus. 

Was die Not der Zeit zunächſt unter teilweiſer Befruchtung 
durch St. Simoniſtiſche Ideen wirklich zur Ausführung bringen ließ, 
konnte den Anſprüchen der Zeit nicht genügen, um ſo mehr, als 
durch die Revolution von 1848 der Kredit von neuem ſchwer er⸗ 
ſchüttert wurde und eine große Anzahl der Neugründungen liqui⸗ 
dieren mußte. Dazu kam, daß die Bank von Frankreich zu vor⸗ 
ſichtig beiſeite ſtand und James Rothſchild durch die Revolution 
vollſtändig außer Faſſung geriet und vor allem auch als Orleaniſt 
ſich abſeits zu ſtellen begann ?. 

In dieſer Not tauchten nun die alten weit ausgreifenden Pläne der 
St. Simoniſten aus den zwanziger und dreißiger Jahren wiederlauf. 
Von Proudhons Plane haben wir ſchon gehört. Rodrigues ließ 
einen Bankplan öffentlich anheften. Vor allem aber griffen nun die 
Pereire ihre alten Pläne wieder auf; fie wußten, daß eine Eiſen⸗ 
bahnbank jetzt notwendig geworden war. Nur eine Anlagebank 
konnte genügendes und billiges Kapital beſchaffen. Sie fanden ihre 
Unterſtützung an dem dritten Napoleon, dem die ruhmreiche Gründung 
der Bank von Frankreich durch ſeinen Oheim vorſchwebte, und der ſich 
aus dynaſtiſchen Gründen mit den neuaufkeimenden ſozialen Kräften 
verband. So geſchah 1852 die Gründung des „orsdit mobilier“, 
des Urquells aller europäiſchen Anlagebanken, ein Erzeugnis des 
St. Simonismus und des Bonapartiſtiſchen Cäſarismus. Bei der 
Gründung hatten die Pereire noch kühne St. Simoniſtiſche Hoff: 
nungen; ſie dachten an eine Aufſaugung der geſamten Volkswirt⸗ 
ſchaft in einer rieſigen Aktiengeſellſchaft, glaubten noch, mit ihr das 
ganze Wirtſchaftsleben organiſieren und harmoniſieren zu können. 
So wurden Rieſenprojekte in Frankreich und im Ausland geplant, 
Eiſenbahnbauten und Bankgründungen in vielen Ländern Europas“. 

Auch nach Deutſchland griffen die Pläne über. Hier hatte 


1 Paris⸗St. Germain. 
2 Plenge, a. a. O. ©. 64. 
Ebenda S. 84 ff. 
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Meviſſen ſchon Anfang der dreißiger Jahre durch die Heineſchriften 
den St. Simonismus kennengelernt und ſich für ihn begeiſtert. 
Reiſen nach England und Frankreich hatten vereint mit dem St. 
Simonismus ſeine organiſatoriſche Begabung angeregt. Wenn er 
auch nicht unbedingt für eine ſo zentraliſtiſche Regelung zu haben 
war, wie ſie den St. Simoniſten vorſchwebte, ſo dachte er doch an 
eine planmäßige Umgeſtaltung des ganzen rheiniſchen Induſtrie⸗, 
Handels⸗ und Verkehrsweſens und führte ſchon 1848 im Schaafhauſen⸗ 
ſchen Bankverein die Verbindung von Depoſiten⸗ und Gründungs⸗ 
bank durch. Der „credit mobilier“ 1852 regte ihn zu weiterem 
Ausbau des neuen Syſtems an. Er gründete mit Oppenheim zu⸗ 
ſammen 1853 die „Bank für Handel und Induſtrie“, deren Aktien 
ſeinerzeit nur an der Pariſer Börſe unter Vermittlung des credit 
mobilier untergebracht werden konnten. 

Wenn ſchließlich die zentraliſtiſchen Organiſations⸗ und Harmoni⸗ 
ſierungspläne, die den Pereire bei der Gründung des „credit 
mobilier“ vorſchwebten, in keiner Weiſe zuſtande kamen, wenn weder 
Geſchäftsformen noch Ertragsquellen des wirklichen „credit mobilier“ 
den kühnen Hoffnungen bei der Gründung entſprachen, ſo kam es 
nicht zum wenigſten daher, daß man die Gegner unterſchätzte und 
die Gefahr des eigenen Weſens nicht erfannte!. Es wurde ge 
gründet und emittiert, nur um Geld hereinzubekommen und das 
Pariſer Stammhaus zu ſtützen. Die Börſe bemächtigte ſich der 
Aktien des „eredit mobilier“ als gefundener Spielobjekte; die 
Bank mußte zuſammenbrechen. Ä 

So fanden bei aller Anregung, die fie gaben, die St. Simoniſti⸗ 
ſchen Bankpläne auch in dieſer Pereireichen Form ein böſes Ende, 
das dann von großem Einfluß auf die Stellungnahme des Sozia⸗ 
lismus zum Bankweſen in der kommenden zweiten Epoche werden 
jollte. 


e) Bankliche Ideen bei einigen weiteren Sozialiſten 

Außer den genannten drei hervorragenden ſozialiſtiſchen Denkern, 
Owen, Proudhon und St. Simon, ſpielen in jener erſten Epoche 
auch noch bei einigen anderen Sozialiſten die Banken eine Rolle. 
Die Engländer Thomſon und John Gray bringen ähnliche Bank⸗ 
konſtruktionen wie Owen. Bei den Franzoſen Fourier und Louis 
Blanc vollziehen Magazine, Gemeindekontore bzw. Entrepöts ähn⸗ 
liche Aufgaben wie die Labour- Exchange Owens und die Banque 


1 Siehe Plenge, a. a. O. S. 108, 109, 117. 
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de l’echange Proudhons. Pecqueur ſieht in den Banken, ähnlich 
wie St. Simon, organiſierende Gebilde, die die ganze nationale 
Produktion regieren. 

Der deutſche Rodbertus nennt ſeine Inſtitute, in denen Waren 
gegen Arbeitsbeſcheinigungen abgeliefert und eingetauſcht werden, 
wiederum Magazine; außerdem denkt er mit Notenemiſſionen die 
Kreditgewährung an Handel, Induſtrie und Eiſenbahnen zu erleichtern. 
Laſſalle ſchließlich dient Notenemiſſion zu Kapitalbeſchaffungszwecken 
für ſeine Produktivaſſoziationen. 

Die Betrachtung der erſten Periode hat damit ihr Ende er⸗ 
reicht. Dieſe Epoche hatte ihre Wurzeln im Boden des Individua⸗ 
lismus geſchlagen, hatte dann in Stamm und Krone ſich mit dem 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgedanken vermählt. Ein in ſich ruhendes 
Menſchheitsgebilde, ein Organimus ſollte geſchaffen werden, in dem 
der Einzelne wieder als Teil verſchwinden ſollte. So wirkten in 
dieſer Epoche die beiden großen Menſchheitsprinzipien, das Indivi⸗ 
dual⸗ und das Sozialprinzip. Sie kämpfen miteinander, ergänzen 
ſich einander, ſtreben darnach, ſich zuſammenzufinden und zu durch⸗ 
dringen; das Sozialprinzip gewinnt dabei mit Einſchränkung die 
Herrſchaft. Nur auf dem Weg über ein Ganzes ſcheint das Glück 
des einzelnen Individuums erreichbar. Aber St. Simons und der 
anderen organiſatoriſche Gedanken blieben unreife Kinder, die ſich 
nicht entwickeln konnten. Der freie, allzu freie Eingriff der menſch⸗ 
lichen Vernunft in das Weltengeſchehen war gleichzeitig eine gar zu 
einſeitige Negierung jeder natürlichen (Newton) oder übernatürlichen 
Notwendigkeit. Darum wurde in der folgenden zweiten Epoche die 
Löſung der ſozialen Frage auf einem anderen Wege verſucht. 


II. Die zweite Epoche 
a) Erſtes Stadium: Marx 


Die Stellungnahme der zweiten Epoche des Sozialismus zu den 
Banken iſt kurz dahin zuſammenzufaſſen, daß die Banken ihm nicht 
mehr als Mittel dienen, um ihr ſoziales Endziel zu erreichen, ſondern 
daß ſie im Zuſammenhang mit allen anderen geiſtigen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Erſcheinungen als Faktoren des Wirtſchaftslebens hin⸗ 
genommen werden, an denen ſich eine geſetzmäßige notwendige Ent— 
wicklung mit dem Endergebnis Sozialismus vollzieht. 

Da entſteht zunächſt wieder die Aufgabe, nach der Herkunft 
der neuen Ideen, nach der ideellen Verknüpfung der neuen Epoche 
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zu fragen. Weil Marx ihr eigentlicher alleiniger Inſpirator ik, 
ſpezialiſiert ſich die Aufgabe dahin, Marx' Entwicklungsgang zu be⸗ 
leuchten. Wir können bei ihm eine geiſtesgeſchichtlich, wirtſchafts⸗ 
geſchichtlich und perſönlich bedingte Einſtellung den Tatſachen des 
Lebens, mithin den Banken gegenüber verfolgen. Zunächſt die 
geiſtesgeſchichtliche Bedingtheit: 

Mannigfache Perſonen und Faktoren ſind es, die in dieſer Be⸗ 
ziehung auf Marx einwirken. Vor allem Hegel, deſſen hiſtoriſche 
Geſetzesmäßigkeit Marx adoptierte. Die Völker, ſo lehrte Hegel, 
ſteigen auf in geſetzmäßiger Geſtaltenfolge bis zur Herrſchaft der 
ſelbſtbewußten Vernunft. Was wirklich ſei, das ſei dann auch von 
der höheren, über den Dingen ſtehenden Vernunft jo gewollt . Der 
Menſch könne nun dieſe innere Geſetzmäßigkeit alles Geſchehens intuitiv 
erkennen. Dies das eine, was Marx von Hegel übernimmt. Es 
wird ſpäterhin ergänzt und erweitert durch Elemente, die er von 
Comte übernimmt, nämlich die Möglichkeit der Zulunftsprognofe‘. 
So kann Marx ſpäter verkünden, daß eine Geſellſchaftsform erſt ge⸗ 
boren werden kann, wenn ſie im Schoße der alten ſchon heran⸗ 
gereift iſt, daß man die Zukunft wiſſenſchaftlich vorausſehen und die 
Elemente zu ihrer Entwicklung freilegen könne, auf dieſe Weiſe den 
Fortſchritt erleichtern könne. Das Notwendige, Geſetzmäßige der 
Entwicklung war ihm zum Bedürfnis geworden, das auch ſtets neue 
Nahrung fand durch das klägliche Scheitern aller voluntariſtiſchen 
Organiſationsverſuche jener Zeit bis zum „eredit mobilier“ hin. 

Die Anerkennung der Geſetzmäßigkeit iſt nicht das einzige, was 
Marx von Hegel übernimmt. An Hegel entzündet ſich auch ſein 
Gefühl für das Ganze, das Allgemeine; denn für Hegel erhielt 
alles Individuelle ſeine Berechtigung erſt vom Allgemeinen aus. 
Das Ganze drückt ſich ſpäterhin bei Marx allerdings nicht wie bei 
Hegel im Staate aus, ſondern in der proletariſchen Geſellſchaft“. 

Wenn Marx nun die Vernunftſpekulationen Hegels, die gegen⸗ 
über Kant ſchon einen Schritt hin zur Wirklichkeit bedeuteten, 


. Alſo Einheit von Vernunft und biologiſchem Sein, ekwas Menſchlich⸗ 
Übermenſchliches, alſo Metaphyſiſches. 

2 „savoir pour prévoir“. 

3 Marx: „Erſt wenn der wirkliche individuelle Menſch Gattungsweſen 
geworden iſt, erſt wenn der Menſch ſeine forces propres als geſellſchaftliche Kräfte 
erkannt und organiſiert hat, erſt dann iſt die menſchliche Organiſation voll⸗ 
bracht.“ (Aus Marx, „Heilige Familie“, im Nachlaß zitiert bei Büdling. 
in dieſem Jahrbuch 1919, S. 1009.) 
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dennoch nicht mitmachte, ſo geſchah es einmal, weil er Hegel gleich 
als einer der Junghegelianer in ſich aufgenommen hatte, welche die 
ganze Bewußtſeinsbildung allein diesſeitig verſtanden. Feuerbach 
und das zeitgeſchichtliche naturwiſſenſchaftliche Bewußtſein taten dabei 
das ihrige. Vor allem aber geſchah es auch unter dem Einfluſſe 
von Lorenz von Stein, der franzöſiſchen Sozialiſten und Friedrich 
Engels. Der kontemplative Philoſoph wurde zum Nachfühler und 
Geſtalter der Wirklichkeit, der den ſozialen Zuſtänden ſeiner Zeit 
auf den Grund ging und ſich an den wirklichen Menſchen, das 
Leben klammerte. Engels gibt ihm dabei den tiefen Einblick in die 
Zeittendenzen, indem er ihn mit der Lage der engliſchen Induſtrie 
und ihrer Arbeiterſchaft eingehend vertraut machte. So wurde er 
zum Sozialiſten. 

Jedoch das Neue, das in dem Streben von der Vernunft weg 
zur Wirklichkeit lag, ließ ihn unter dem indirekten Einfluß der 
mechaniſtiſchen Naturauffaſſung Newtons, die auf dem Wege über die 
franzöſiſchen Mathematiker (wie d' Alembert) in den dreißiger Jahren 
von neuem nach Deutſchland gedrungen war, über das Ziel hinaus. 
ſchießen. So wurde Marx durch Anwendung der naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Methode auf die Geſchichte zum Materialiſten. Er verengerte 
und vereinfachte damit das menſchliche Bewußtſeinsleben in un⸗ 
gebührlicher Weiſe, erfüllte allerdings durch die Materialiſierung der 
Hegelſchen Geſetzmäßigkeit „die hiſtoriſche Miſſion, ein bisher un⸗ 
zureichend gewürdigtes Gebiet hiſtoriſcher Kulturleiſtungen in die 
Aufgaben der Geſchichtsforſchung einzuordnen“ 12. 

Als Folgen aller dieſer Einflüſſe ergab ſich nun, daß alle Be⸗ 
ſchäftigung mit Organiſationsgedanken im St. Simoniſtiſchen Sinne 
gleichſam in die Zukunft verſchoben wird. Wenn die Entwicklung 
einmal ſo weit fortgeſchritten ſein wird, dann werden ſich auch die 
Organiſationsgedanken im menſchlichen Bewußtſein ſo weit entwickelt 
haben, daß ſie ſich im Augenblick des proletariſchen Sieges ganz von 
ſelbſt Geltung verſchaffen und die Geſellſchaft nach vorher beſtimmtem 
Plan organiſch umgeſtalten. Den Staat ſtrich Marx dabei nicht aus 
dem Lexikon der zukünftigen Geſellſchaft?“, wie es die utopiſchen 


1 Siehe Erdmann, in dieſem Jahrbuch 1907, S. 972/73. 

2 Mit der Materialiſierung verbaute er nebenbei dem Sozialismus reiche 
Entwicklungsmöglichkeiten, die ihm in Verbindung mit dem Chriſtentum geöffnet 
geblieben wären. Die Darwinſche Entwicklungstheorie wurde ſpäter als ſchein⸗ 
bare Beſtätigung der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung mit Freuden ergriffen. 

3 Ahnlich Jellinek, „Recht des modernen Staates“, S. 81 ff. 

„Marxismus, Krieg und Internationale“, Stuttgart 1917, S. 28. 
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Sozialiſten getan hatten. Er konnte das, weil er in ihm keinen feiten 
Kriſtall erblickte, ſondern der Anſicht war, daß jede Epoche ihren ihr 
zukommenden Staat habe. Zukünftige proletariſche Geſellſchaft und 
der Staat fallen für ihn vollkommen zuſammen. Sein Drang zum 
Allgemeinen konnte alſo den gegenwärtigen Staat nicht als Inhalt 
erhalten. Der ſtark verengerte Geſellſchaftsbegriff der proletariſchen 
Klaſſe wurde ihm, dem Sozialiſten, zum Inhalt ſeines Strebens. 
Der Drang zur Wirklichkeit, zur Tat aber ließ in ihm die neue 
Taktik des Klaſſenkampfes reifen !. 

Damit hat ſich das Bild der Marxſchen Gedankenwelt gerundet. 
Vergleichen wir es noch einmal mit dem der erſten Epoche, ſo ergibt 
ſich, daß die wichtigſten Unterſchiede methodiſcher Art ſind. An Stelle 
einer frühreifen, ohne Zuſammenhang mit dem realen Leben ſtehenden 
Organiſationsidee, die der menſchliche Wille in die Wirklichkeit um⸗ 
ſetzen wollte, tritt die Idee der geſetzmäßigen, materiell⸗ökonomiſch 
bedingten Weiterentwicklung der menſchlichen Geſellſchaft. Hier Not⸗ 
wendigkeit — dort Freiheit! An die Stelle des Glaubens an die 
Macht der Vernunft, der Überzeugungsmöglichkeit, ſowie einer ſich 
unterſchiedslos an alle Klaſſen wendenden Propaganda tritt der 
Klaſſenkampf?. — Das Zuſammenfallen von Geſellſchaft und Staat 
gibt ihm die Möglichkeit, im kommuniſtiſchen Manifeſt die Ver⸗ 
ſtaatlichung verſchiedener Betriebe, darunter auch der Banken, 
zu fordern. 

Das Ziel beider Epochen war das gleiche. Marx wollte, wie 
es im kommuniſtiſchen Manifeſt heißt: „eine Aſſoziation, worin die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung 
aller iſt“, eine Verknüpfung des Sozialprinzips mit dem Individual⸗ 
prinzip, den freien gleichberechtigten Menſchen in einem planvoll 
gegliederten höheren Verbande. Aber die frühreife Überſpannung 
des Sozialgedankens, des Organiſationsgedankens eines Hegel und 
St. Simon löſte in Marx jene neue, mehr individualiſtiſche Methode 
der geſetzmäßig vor ſich gehenden Entwicklung aus, die allerdings 
für die Zukunft ein organiſatoriſches Ganze vorausſah. 


1 „Marxismus, Krieg und Internationale.“ Stuttgart 1917, S. 28. 

2 Die St. Simoniſten hatten die Klaſſenkampflehre bereits für die Ver⸗ 
gangenheit formuliert, hatten aber aus ihr infolge ihrer religidſen Überzeugung 
keine Schlüſſe gezogen. Erſt der Chartismus hatte die Lehre praktiſch der Welt 
vor Augen geführt. Er war die erſte elementare Volksmaſſen⸗ und Klaſſen⸗ 
bewegung geweſen. Marx nimmt die Lehre auf und gibt im kommuniſtiſchen 
Manifeſt ihre theoretiſche Begründung. 
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Neben dieſen in der Hauptſache geiſtesgeſchichtlichen Einflüſſen 
wirkte auf Marx eine wirtſchaftliche Tatſache. Mit dem „eredit 
mobilier“ war dem kontinentalen Bankweſen ein ungeheurer Anſtoß 
gegeben worden. Eine empfindliche Lücke, die bis dahin, d. h. ſolange 
nur Noten⸗ und Girobanken beſtanden, das Kreditweſen zu ver⸗ 
zeichnen gehabt hatte, war mit ihm und den Gründungen, die von 
ihm ausgingen, ausgefüllt. Somit mußten die Banken notwendig 
mehr oder weniger in dem Ideenkreis der damaligen Zeit wieder 
etwas in den Hintergrund treten. Die mit Hilfe der Banken ein⸗ 
ſetzende induſtrielle Entwicklung tritt in den Vordergrund von 
Marx' Intereſſe. 

Schließlich iſt noch auf eine Tatſache mehr perſönlicher Art 
hinzuweiſen. Marx kam im Jahre 1849 nach England, wo die 
Bankentwicklung in ganz anderen Bahnen vor ſich ging als auf 
dem Kontinent. Die dortigen, auf geringem Eigenkapital und enormen 
Summen fremder Gelder baſierten Depoſitenbanken waren unfähig 
zur Gewährung riſikoreicher Kredite. So hatte das ganze Gründungs⸗ 
weſen dort einen anderen Charakter. Marx verlor daher etwas die 
Fühlung mit dem Teil des Bankweſens, der auf dem ganzen Kontinent 
das Charakteriſtikum der neuen Epoche werden ſollte. Der „credit 
mobilier“, meint er ganz vom Standpunkt des ſtolzen Engländers 
aus, habe nur in einem Lande wie Frankreich vorherrſchend werden 
können, wo weder das Kreditſyſtem noch die große Induſtrie zur 
modernen Höhe entwickelt ſei!. Er ſieht alſo auf die franzöſiſche 
Entwicklung als auf etwas herab, was noch in den Kinderſchuhen 
ſteckt und nur lokale Bedeutung hat, deshalb der näheren Unter⸗ 
ſuchung nicht wert iſt. Die Bank von England iſt vor allem das 
Inſtitut, an dem er ſich banklich orientiert, ſoweit die Banken ihn 
überhaupt neben der Induſtrie intereſſieren. Um ſo erſtaunlicher 
iſt es allerdings, daß er dennoch einige vorausahnende Bemerkungen 
über die Bankentwicklung macht, an die ſpäterhin dann Hilferding 
anknüpfen kann!. 

Nach Berückſichtigung all dieſer geiſtesgeſchichtlichen, wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen und perſönlichen Tatſachen, die auf Marx einwirkten, 
wird die obige Feſtſtellung verſtändlich erſcheinen, daß nun in dieſer 
zweiten Epoche die Banken nicht mehr als ein Mittel verwandt 
werden, um ein ſoziales Endziel zu erreichen, ſondern daß ſie, ſo 


1 „Kapital“, Bd. III, S. 145. 
3 Siehe S. 190. 
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wie fie find, als notwendig hingenommen werden, als Faktoren des 
Wirtſchaftslebens, an denen ſich eine geſetzmäßige Entwicklung mir 
dem Endergebnis Sozialismus vollzieht. Das muß ſich nun auch 
zeigen an den ſpeziellen Ideen, die Marx bezüglich der Banken ent⸗ 
wickelt hat. 

Gegenüber der Tätigkeit der Banken in der geſchichtlichen Ver⸗ 
gangenheit, die Marx mit einfacher Wucherei! bezeichnet, ſieht er 
gemäß ſeinen Anſchauungen von geſetzmäßiger Entwicklung in den 
nunmehrigen Zuſtänden des Bankweſens einen Fortſchritt, der zu 
bejahen iſt. | 

Ihre Wirkung auf das Wirtſchaftsleben bezeichnet ſich nach 
Marx dahin, daß ſie mit dem Kredit eine ungeheure Ausdehnung 
der Produktion und der Konzentration? ermöglichen. Es liegt im 
Weſen des Kredits, wie Marx meint, daß er zu einer Überproduktion 
führt, er verurſacht alſo und beſchleunigt die Kriſen ?. Es iſt jeine 
hiſtoriſche Aufgabe, die alte Produktionsform aufzulöſen, die materiellen 
Unterlagen der neuen geſellſchaftlichen Produktionsform zu ſchaffen. 
Die Kapitalverteilung hat durch den Kredit bereits einen geſellſchaft⸗ 
lichen Charakter bekommen. 

Die Kapitalzentraliſation gibt den Banken „Macht, in die Pro⸗ 
duktion einzugreifen““, denn „je größer die Störungen, um ſo größeres 
Geldkapital muß der indufkkielle Kapitaliſt beſitzen, um die Aus 
gleichung abwarten zu können“ . „Das Bankſyſtem iſt dos künſt⸗ 
lichſte und ausgebildetſte Produkt, wozu es die kapitaliſtiſche Pro⸗ 
duktionsweiſe überhaupt bringt. Daher die Macht der Banken über 
Handel und Induſtrie ...“, womit formell die private Produktions- 
weiſe ſchon aufgehoben iſt. Die Peels⸗Akte von 1848 erſcheint Mar 
ein Zeichen wachſender Bankenmacht. 

Da das derzeitige Bankſyſtem mit dem Monopol der Produktions⸗ 
mittel in den Händen der Kapitaliſten notwendig verbunden iſt, wird 
es von Marx im Hinblick auf die Zukunft verneint. Mit dem Wegfal 
dieſes Monopols fällt aber das ganze Bankſyſtem fort. In einem 
planvoll geregelten, alle Ausbeutung hindernden ſozialen Ganzen 
aber hat der Kredit „keinen Sinn“ mehr“ s. 


1 Siehe „Kapital“, Bd. III, S. 132 ff. u. 151. 

2 Die Konzentrationsidee bleibt bei Marx ganz allgemein gefaßt. 

3 Siehe „Kapital“, Bd. III, S. 428. 4 Ebenda Bd. III 2, S. 84. 
s Ebenda Bd. II, S. 84. 6 Ebenda Bd. III, S. 146. 
7 Ebenda Bd. III 2, S. 147. 8 Ebenda Bd. III !, S. 429. 
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b) Zweites Stadium: Hilferding 


Soweit der erſte Teil der zweiten Periode: Marx' Gedanken 
über die Banken; ſie ſollten nun, wie oben geſagt, ihre Fortſetzung 
finden durch Hilferding, deſſen „Finanzkapital“ 1909/10 erſchien. Ein 
breiter Zwiſchenraum lag alſo zwiſchen den letzten Schaffensjahren 
von Marx und dieſem Spätling ſeiner Schule, faſt 40 Jahre. Was 
war in der Zwiſchenzeit alles geſchehen, und wie weit hat es Ein⸗ 
fluß auf Hilferding gehabt? 

Zunächſt die geiſtesgeſchichtlichen Tatſachen: Wie der Materialis⸗ 

mus eine Reaktion gegen die Metaphyſik war, ſo bahnte ſich als 
Reaktion gegen den Materialismus in den 60 er Jahren eine Neu⸗ 
belebung von Kant an, die bis in unſere Tage reicht. Schopen⸗ 
hauer wies zuerſt auf ihn hin, dann F. A. Lange, dann die Marburger 
Philoſophenſchule. Kant hatte hervorgehoben, daß ſich das menſch⸗ 
liche Denken auf allgemeingültige Formen des Denkens beziehe, es 
beitehe eine unbedingte Notwendigkeit und ſtrenge Allgemeinheit der 
Vernunftprinzipien, eine reine, von aller Realität losgelöſte Ver⸗ 
nunft, die über alle Erfahrungen hinausgehe und durch keine Er⸗ 
fahrungen begründbar ſei, die dennoch unſerem Bewußtſein zugäng⸗ 
lich ſei, alſo nichts Metaphyſiſches an ſich habe. Alle Beziehungen 
auf Gegenſtände entſprängen dieſen aprioriſchen Denkformen. Dieſe 
Denkformen — das Bewußtſein überhaupt — ſind für ihn der 
übergreifende Zuſammenhang, in dem alle Gegenſtändlichkeit ge= 
dacht wird. Sie machen die Erfahrungserkenntnis erſt möglich. 
Dieſe kauſale Verknüpfung unſerer Erfahrungserkenntniſſe mit den 
aprioriſchen Denkformen iſt für Kant eine Notwendigkeit, darin be⸗ 
ſteht die Geſetzmäßigkeit des Denkens. 

Dieſe regreſſiv tranſzendentale Methode hatte Kant auf allen 
Gebieten mit Ausnahme des Gebiets der Ethik, des kategoriſchen 
Imperativs angewandt, auf welchem die nur durch ſich ſelbſt be⸗ 
ſtimmte Freiheit, die aber gleichzeitig mit einem allgemeinen Geſetz 
zuſammenfällt (Kauſalität aus Freiheit), als Poſtulat der praktiſchen 
Vernunft, als Glaubenspoſtulat herriht!. 

Die Marburger Philoſophenſchule hielt ſich nun an die theo⸗ 
retiſche Seite des Kantiſchen Syſtems. Sie übernahm die Kantiſche 


— 


1 „Handle nach Maximen, die ſich ſelbſt zugleich als allgemeine Natur⸗ 
geſetze zum Gegenſtand haben können“ (aus Grundleg. d. Metaphyſ. d. S., 
Kants Werke, herausg. von d. preuß. Akad. d. W., Berlin 1911, Bd. IV, 
S. 421 u. 434). 
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Methode, wandte fie nur konſequenter noch als Kant ſelbſt an. 
Nur das reine Denken kann nach Cohen wahres Sein erzeugen. 
In allen Kulturtaten muß die ratio als Geſetzesgrund aufzuzeigen 
ſein; alles Sein, ſelbſt die Ethik, wird in eine Bewegung des 
Denkens aufgelöſt und von der Logik umſpannt. „Nicht unmittelbar 
läßt ſich dem Unmittelbaren des ſeeliſchen Erlebniſſes beikommen !.“ 

Von anderer Seite war auf Kants praktiſche Vernunft oder 
auf beide Teile ſeines Syſtems zurückgegriffen worden. — Dieſe 
ganze Neubelebung von Kant ſollte auch auf den Sozialismus ſeine 
Wirkung ausüben. 

Mit Bezug auf die wirtſchaftsgeſchichtlichen Tatſachen der Zwiſchen⸗ 
zeit waren große Umwälzungen zu verzeichnen. Seit der Reichsgründung, 
die mit dem Erlahmen von Marx Schaffenskraft zuſammenfiel, hatte 
eine gewaltige Entwicklung eingeſetzt, die Kreditbedürfniſſe waren 
allſeitig ſtark geſtiegen, jo des Staates, der Städte, des noch zunädt 
privaten Eiſenbahnweſens, der Montaninduſtrie und aller mit ihr 
im Zuſammenhang ſtehenden Branchen — beſonders ſeit Einſetzen 
der Schutzzollpolitik im Jahre 1879. Dadurch war für die Banken 
die Notwendigkeit entſtanden, fremde Kapitalien (Depoſiten) in großem 
Maßſtabe heranzuziehen. Seit Mitte der neunziger Jahre war die Ent⸗ 
wicklung der Induſtrie geradezu ſtürmiſch geweſen. Unter der Agide 
des Kohlenſyndikates und, angeregt durch techniſche Erfindungen 
auf dem Gebiete der Elektrizität, reckte ſich die Induſtrie gewaltig 
empor und ſchloß ſich in Syndikaten zwecks Konkurrenzregelung 
zuſammen. Die Banken ſahen ſich immer mehr zu einer plan⸗ 
mäßigen Induſtriepolitik gezwungen. Sie tauſchten mit der Induſtrie 
gegenſeitig Delegationen aus und gingen zu immer ſtärkerer Kon⸗ 
zentration über, um dem wachſenden Kapitalbedarf Genüge zu leiſten 
und nicht unter dem ſteigenden Riſiko zuſammenzubrechen. 

So war die Induſtrie allmählich mit tätiger Unterſtützung der 
Banken zum Hauptarbeitgeber in Deutſchland geworden, hatte es 
ermöglicht, daß die Bevölkerung ſo rapide anwachſen und ſich mit 
Kleidung und Nahrung verſorgen, Wohlſtand erwerben konnte. 

Dieſe ſtarke Anteilnahme der Banken an der ganzen Ent⸗ 
wicklung macht es verſtändlich, daß dieſe nunmehr innerhalb und 
außerhalb des Sozialismus wieder an Intereſſe gewannen. 

Jedoch auch Landwirtſchaft, Handel und Verkehr hatten ſich 
gewaltig gehoben. Indeſſen drohte die ſteigende Bevölkerung, die 


1 So Natorp in „Kant und die Marburger Schule“, Berlin 1912, S. 6. 
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ſteigenden Not⸗ und Wohlſtandsbedürfniſſe uns immer abhängiger 
vom ausländiſchen Rohſtoff⸗ und Nahrungsmittelbezug zu machen. 
Da empfand es der geſunde, ſeiner Kraft und ſeines guten 
Glaubens bewußte Deutſche als unerträglich, in Produktion und 
Bezug von Rohſtoffen nur auf fremde Hilfe angewieſen zu ſein. 
Deutſchland wollte als Gleicher unter Gleichen ſeine Miſſion in der 
Welt erfüllen, darum warf es das „Suum cuique“ als den Ge⸗ 
danken in die Welt, den ihr Deutſchland zu geben hatte, es ver⸗ 
langte ihn in der Geſtalt der „offenen Tür“ für ſich und alle 
anderen . So war es auch dazu gekommen, Kolonien zu erwerben, 
in ihnen Rohſtoffe zu produzieren und ſich in Handel und Verkehr 
von übermächtigen Konkurrenten immer unabhängiger zu machen. 

Induſtrie, Handel, Banken und Verkehr waren die Träger der 
neuen Ideen geworden, und der Staat bot hilfreich ſeine Hand dazu, 
wie er der ſtürmiſchen Entwicklung die Wege ſchon von Anfang an 
geebnet hatte. Nach Losſagung von den Ideen des ſchrankenlos 
ſich auslebenden Liberalismus und des freien Kräfteſpiels war er 
mit der Schutzzollpolitik zum Schutz der Schwachen übergegangen, 
auf welchem Gebiete auch immer ein Schwacher ſeines ſtarken Armes 
bedurfte. So hatte er die Vorausſetzungen zu dem glänzenden 
Aufſtieg geſchaffen, ſo lieferte er auch den neuen Ideen ſeinen 
ſtützenden Arm und machte Deutſchland ſtark und geachtet in der 
Weltorganiſation, indem er den Trägern des deutſchen Gedankens 
behilflich war, ſich die nötige Ellenbogenfreiheit, die der harmoniſchen 
Ausbildung aller menſchlichen Eigenſchaften und dem Rahmen des 
suum cuique entſprach, zu verſchaffen. 

Auf Grund dieſes ſtarken wirtſchaftlichen Aufſchwungs auf faſt 
allen Gebieten und faſt aller Klaſſen, der jo wenig mit den Marx— 
ſchen Theorien zuſammenſtimmte, hatte ſich in einem Teil der 
Arbeiterſchaft eine ſtarke Unzufriedenheit mit dem ganzen Marxismus 
und ſeiner orthodoxen Vertretung durch Kautsky entwickelt, genährt 
durch das ſpäte Erscheinen der nachfolgenden Bände des „Kapitals“?, 
in den Jahren 1885 bzw. 1894. Der Marxismus erſchien von der 
Wirklichkeit überrumpelt. Auch kam die gar zu einſeitige Betonung 
des Materiell⸗Okonomiſchen dem Bildungsdrang der gehobenen Arbeiter 
ſchichten nicht mehr genügend entgegen. Aus alledem zog Bernſtein 


— 


1 Daß der Gedanke vor und im Kriege nicht rein genug in Erſcheinung 
getreten war, war unſere tragiſche Schuld, die die Nemeſis zur Folge hatte. 

2 Siehe Eckſtein, „Der Marxismus in der Praxis“, S. 112. 
Schmollets Jahrbuch XLIV A. | 13 
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die Schlüſſe und griff nicht nur die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 
und die Wertlehre von Marx an, ſondern auch die einzelnen wirt⸗ 
ſchaftlichen Theorien: die Konzentrationstheorie, die Akkumulations⸗ 
theorie, die Verelendungstheorie, die Kriſen⸗ und Zuſammenbruchs⸗ 
theorie und ſchließlich die Klaſſenkampftheorie. Die Regierung 
bedürfe neuerdings der Arbeiterpartei, um ihre Wünſche gegen Inter⸗ 
eſſenten durchſetzen zu können. Der Gedanke der Gemeinhaftung, 
der Verſtaatlichung, der halböffentlichen Betriebe ſei im Wachſen 
begriffen, und an eine revolutionäre Erhebung ſei überhaupt nicht 
zu denken. | 

Gegenüber der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung ſtimmt Bern: 
ſtein in den Ruf „Zurück auf Kant“ ein und betont die Tatſache 
der freien menſchlichen Willenstätigkeit. Dieſe Tatſache, ſagt er, 
ſchließe die Möglichkeit aus, über gewiſſe allgemeine Sätze hinaus 
geſchichtliche Entwicklung vorher zu beſtimmen. Die moderne Geſell⸗ 
ſchaft ſei reicher geworden an Ideologie, die nicht von der Okonomie 
beſtimmt ſei. Auch Marx und Engels ſei ſpäterhin das Verſtändnis 
für dieſe Tatſache gekommen. Deswegen ſei ein immer größerer 
Teil des Lebens der Notwendigkeit entzogen, es ſei immer größere 
Leitung der Okonomie entſtanden, Sozialismus ſei daher „keine 
reine Wiſſenſchaft, ſondern Tendenz“, weil ſich das Charakteriſtiſche 
an ihr, die kommende Geſellſchaftsordnung, der wiſſenſchaftlichen 
Feſtſtellung entziehe. 

Damit waren die Grundlagen des Marxismus erſchüttert. Die 
Folge war, daß ſich in Wien eine Reihe von Marxanhängern 
zuſammentat, um in „Marx-Studien“ die Lehren des Meiſters von 
neuem zu begründen und zu vertiefen. Wien brachte ſo eine Nach⸗ 
blüte des Marxismus. Man will dem marxiſtiſchen Geiſte getreu 
ſeine Dogmatik erneuern, den vollen Inhalt aus den Lehren heraus: 
holen, ſie gleichzeitig in den lebendigen Zuſammenhang des geſamten 
modernen Geiſteslebens (Okonomie, Philoſophie, Recht) ſtellen. Man 
will ihn jo erweiſen als eine logiſche, objektive, vorurteilsfreie 
Wiſſenſchaft, die den Sozialismus zur einfachen Konſequenz habe!. 

Bei ſolchen Zielen mußten die Auſtromarxiſten ſich auch mit 
Kant auseinanderſetzen, der wiederum ſo hoch im Kurſe ſtand. Die 
Arbeit wurde ihnen erleichtert durch bloßes Zurückgreifen auf die 
Marburger Philoſophenſchule, die reichlich vorgearbeitet hatte; hatte 
doch Cohen ſich ſelbſt als Sozialiſten bezeichnet. Es galt, praͤziſe 


1 Siehe Marx⸗Studien, 1. Bd. Vorwort u. Hilferdings „Finanz Kapital‘, 
Vorwort. 
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Anſchauungen über die Grundbegriffe Wiſſenſchaft, Geſetzmäßigkeit, 
Notwendigkeit zu erhalten, um Marx ſtützen zu können. Wie war 
die notwendige Abhängigkeit aller Vorgänge des Bewußtſeins, aller 
Willensvorgänge vom Okonomiſchen zu verſtehen !? Marx hatte 
nicht von direkter materieller Abhängigkeit geſprochen, er hatte den 
abgeſchwächten, ſekundären Ausdruck „ökonomiſche Abhängigkeit“ 
gebraucht“. Es war die hiſtoriſche Geſetzmäßigkeit Hegels ökonomiſch 
umgedeutet. Eine Selbſtentwicklung der mechaniſch wirkenden Materie 
würde alſo, obwohl ein ſolcher Eindruck von ihm erweckt wird, 
Marx wohl wahrſcheinlich abgelehnt haben, wie das Adler auch mit 
Recht hervorhebt?. Aber das „Wie“ der ökonomiſchen e 
blieb damit doch noch ungeklärt“. 

Hier greifen nun die Auſtromarxiſten, vor allem Adler, ein 0 
ſuchen an Hand von Kant dieſe Geſetzmäßigkeit tiefer zu begründen, 
um den Sozialismus als reine Wiſſenſchaft hinſtellen zu können. 
Kant hatte die geſamten Bewußtſeinsvorgänge in eine abhängige 
Beziehung geſetzt zu allgemeingültigen aprioriſchen Formen des 
Denkens. Dieſe Abhängigkeit war für ihn eine Notwendigkeit und 
Geſetzmäßigkeit. Dieſe Anſchauung von Geſetzmäßigkeit übernimmt 
nun Adler von Kant. Die Abhängigkeit wird alſo damit in den 
Denkprozeß verlegt, der die Realität des Daſeins erfaſſen ſoll. Er 
[öft damit das Geſetzmäßige von allem materiellen Gehalt und hält 
nur feſt an der Gebundenheit aller individuellen Erfahrungskenntniſſe 
an dieſe überindividuellen reinen Denkformen s. 

Dieſe notwendige Verknüpftheit aller individuellen Erfahrungs: 
erkenntnis mit den aprioriſchen Denkformen bekommt nun bei Adler 
einen ſozialen Charakter. Er ſieht in dieſen philoſophiſchen Erkennt- 
niſſen von Kant, der doch an ſich ganz der individualiſtiſchen Auf— 
klärung zugehörig iſt, eine Ergründung des ſozialen Zuſammenhanges 


1 Eine ſachliche Begründung dieſer Anſicht fehlte, worauf Bückling in 
feinen „Elementen der Hegelſchen Geichichte u. Rechtsphiloſophie im Marxismus“ 
(in dieſem Jahrbuch 1919, S. 992) gut hinweiſt; es war reiner Empirismus 
bei Marx. 

2 Siehe Erdmann in dieſem Jahrbuch 1907, S. 952. 

3 Ebenſo Plenge, „M. u. H.“, S 79, 87 ff. 

Auch Engels brachte keine Klärung, wenn er in ſeinem „Feuerbach“ 
auf Beſeitigung der künſtlichen Hegelſchen Zuſammenhänge ducch die Entwicklung 
der allgemeinen Bewegungsgeſetze hinwies (L. Feuerbach, 3. Aufl. S. 43). 

s Gleichzeitig wird damit auch die Freiheit, die Zweckſetzung in dte Kauſal⸗ 
form, in die ſoziale Gebundenheit eingefügt, weil die erkannte Raufalgeſetzluchkeit 
ſich zugleich als Zukunftsaufgabe darſtellt. 

13 * 
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alles Menſchlichen. Damit wird die Abhängigkeit vom Okonomiſchen 
zu einer Abhängigkeit vom Sozialen !. Kants Verknüpfung des 
menſchlichen Denkens mit dem unbedingt Allgemeinen hält er für 
eine gattungsmäßige Verknüpfung. Darin dokumentiere ſich der 
Yattungsmäßige Charakter alles Denkens, die Identität des indivi⸗ 
duellen Denkens, des Einzelbewußtſeins mit einem Ganzen, mit dem 
Bewußtſein überhaupt. Damit iſt für Adler die gattungsmäßige 
Bedingtheit des Menſchen wiſſenſchaftlich erwieſen ?. 

Doch nicht nur in der theoretiſchen, auch in der praktiſchen 
Vernunft Kants ſucht Adler dieſe ſozialen Momente auf. So wird 
ihm der kategoriſche Imperativ zu einer Herausſchälung des Willens⸗ 
primates der Geſellſchaft. Auch in der Kantſchen Idee der endlichen 
Auflöſung der ſtaatlichen Antagonismen in einem Friedensreich, 
einem Staatenbund, ſieht er ein Zeugnis für Kants unbewußt ſoziale 
Auffaſſung, die Betonung des Gattungsmäßigen im Menſchen. 

So glaubt Adler das wiſſenſchaftliche Fundament des Sozialis⸗ 
mus neu befeſtigt zu haben. In dieſer Sphäre, auf dieſem neuen 
Wiener auſtromarxiſtiſchen Boden lebt und ſchafft nun auch Hilfer⸗ 
ding. Er zieht die ökonomiſche Gebundenheit von Marx wieder 
hervor, aber fein Ausgangspunkt iſt doch die gattungsmäßige Be 
zogenheit alles Menſchlichen, die Adler von neuem befeſtigt hatte. 
Im Lichte dieſer Tatſqche hebt er „Aufdeckung von Kauſalzuſammen⸗ 
hängen“? als fo überaus notwendig ſtark hervor“ und will die 
„Bewegungsgeſetze der Waren produzierenden Geſellſchaft“, ihre 
ökonomiſche Abhängigkeit erforſchen. Letztere wird zum ſekundären 
Faktor der geſellſchaftlichen, der ſozialen Gebundenheit, zum Element 
der Eigengeſetzlichkeit des ſozialen Lebens. 

1 Auch Marx hatte anfänglich nach dem Vorgang Hegels die Geſellſchaft. 
das ſoziale Ganze als Träger der Entwicklung angeſehen. Erſt nachträglich jeht 
bei ihm der Prozeß der Entgeiſtigung der ſozialen Phänomene ein (ſ. Büdlirg 
a. a. O. S. 1003 04). 

2 Siehe „Kauſalität und Teleologie“, zum Beiſpiel S. 362 und 367—319 
neben vielen anderen Stellen. 

3 „Finanz⸗ Kapital“, Vorwort S. X. 

Jene Art von Denknotwendigkeit, die aus der ſozialen Gebundenheit 
alles Denkens von ſelbſt folgt, iſt für ihn das Kriterium aller Wiſſenſchaft (was 
Rickert Geiſteswiſſenſchaften nennt, fällt für die Auſtromarxiſten aus dem Gebiet 
der Wiſſenſchaft überhaupt heraus). 

s Er würde gleich wie Adler nicht jo weit gehen, zu ſagen, daß das Sein 
aus dem Denken folgt; er meint aber, daß Marx den Parallelis mus von begriff. 
licher und hiſtoriſcher Entwicklung „durch die Aufdeckung perſönlicher Beziehungen 
aufgehoben habe“ (Hilferding, Böhm⸗Bawerks Marx⸗Kritik, S. 60/61) 
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Von der ehedem bewußt geregelten patriarchaliſchen Familie 
wird die Menſchheit wieder zu einer bewußt geregelten Produktions⸗ 
gemeinſchaft der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft kommen. An beiden 
Enden des Menſchheitswerdeganges ſteht für ihn ein Ganzes, in der 
Mitte ein Zerfallprodukt, eine Teilheit, die Tauſchgeſellſchaft, die mit 
ſozialer Naturnotwendigkeit wieder zum Ganzen ſtrebt. Die Tauſch⸗ 
geſellſchaft iſt, wie er meint, mit Geld, Kredit, Ausbeutung und 
Kapitalismus notwendig verbunden. Nach einer Periode der abſo⸗ 
luten wirtſchaftlichen Anarchie folgt in der Tauſchgeſellſchaft eine 
Periode immer mehr eingeſchränkter Konkurrenz, fortſchreitender Kon⸗ 
zentration der Betriebe und Akkumulation der Kapitalien. Das 
Bankk!kapital hilft dabei mit, wird zugleich „vom Diener zum Herrn“. 
Und nur, über Marx hinausgehend, meint Hilferding weiter: 
induſtrielles, kommerzielles und Bankkapital wachſen zu einem gemein⸗ 
ſamen „Finanzkapital“ zuſammen, das die Verfügung über die ge⸗ 
ſamte Produktion und die Macht über den Staat hat! und, in der 
Hand weniger Kapitaliſten befindlich, aus Kapitalintereſſe folgende 
Politik betreibt: Herſtellung eines großen Wirtſchaftsgebietes, Ab⸗ 
ſchluß desſelben gegen ausländiſche Konkurrenz, Herausbildung der 
Heimat zum monopoliſtiſchen Ausbeutungsgebiet; Größe und Macht; 
ſteht auf dem Panier dieſer Politik. Folge iſt geſteigerte Feindſchaft 
in der Welt, die zum Ausbruch kommen muß. Mit der Macht des 
Finanzkapitals iſt jedoch gleichzeitig durch den Druck desſelben auf 
den inneren Markt die Macht der Arbeiterklaſſe gewachſen. Auf dem 
Höhepunkt der Macht des Finanzkapitals kommt es zum Macht⸗ 
umſchlag, zur Herrſchaft des Sozialismus !. 

Dieſe Entwicklung erſcheint für Hilferding ein Naturgeſetz. 
„Dieſes Streben wird zur ökonomiſchen Notwendigkeit“ ?, wie er 
ſagt. Der Grundfehler, den er dabei von Marx und feinen öſter⸗ 
reichiſchen Freunden übernimmt, der Eckſtein, auf dem ſich alle 
anderen Irrtümer aufbauen, iſt die Hypotheſe des nur geſellſchaft⸗ 
lichen Menſchen, der durch das Ganze erſt zum Individuum werden 
ſoll, während doch das Individuum und das Ganze beide gleich pri⸗ 
mär gegeben ſind. Iſt dieſer irrtümliche Gedanke aber einmal ge⸗ 
faßt, fo verlangt die reine, von Adler fo hervorgehobene und be⸗ 
feſtigte Geſetzmäßigkeit des Denkens, daß ein Ganzes, welches mit 
Einſetzen des Tauſches in ſeine Teile zerfallen iſt, notwendig wieder 


— 


1 „Finanz⸗Rapital“, Kap. 25, S. 426 ff. u. 473 ff. 
2 Ebenda S. 427. 
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zum Ganzen ſtreben muß. Aus ihr folgt notwendig der ganze 
Kapitalismus, die ganze angebliche Beſtimmtheit aller Tatſachen des 
Bewußtſeins und Lebens durch das Okonomiſche. Dieſe Geſetzmäßig⸗ 
keit und Notwendigkeit bilden dann die Tatſachen des in Wirklichkeit 
durchaus eigengeſetzlichen wirtſchaftlichen Lebens um und fügen ſie 
künſtlich dem logiſchen Gedankenprozeß ein, der für Hilferding eine 
Art reales Daſein hat. 

Im einzelnen läßt ſich an banklichen Ideen nun bei Hilfer⸗ 
ding folgendes nachweiſen: über Vergangenheit und letzte Zukunft 
der Banken denkt Hilferding das gleiche wie auch Marr; was jedoch 
ihre Rolle im gegenwärtigen Leben und in der nächſten Zukunft an⸗ 
belangt, ſo iſt er über Marx hinausgeſchritten. Wir ſchieden bei 
Marx Gedanken über den Einfluß der Banken auf Konzentration 
und Steigerung der Produktion ſowie die kommende Macht der 
Banken über die Induſtrie. Hilferding ſetzt bei beiden Punkten ein 
und fügt einen dritten Punkt mehr techniſchen Charakters, über den 
auch Marx einige wenig Intereſſe weckende Gedanken hinterlaſſen 
hatte!, hinzu, nämlich Gedanken über Bankkapital und Bankgewinn. 

Marx hatte hervorgehoben, wie die Banken die induſtrielle Pro⸗ 
duktion fördern, die Konzentration der Induſtrie, die Überproduktion 
herbeiführen. Hilferding ergänzt dieſen Gedanken dahin, daß die 
Ausdehnung der induſtriellen Produktion auch wiederum auf die 
Banken zurückwirkt und deren Konzentration und Betriebsvergröße⸗ 
rung im Gefolge hat; er meint, die ganze Technik des Bankweſens 
hat ſchon eine Tendenz zur Konzentration an ſich. Dieſe Tendenz 
wird verſtärkt durch das veränderte Verhältnis der Banken zur 
Induſtrie. Denn mit der Zunahme der Aktiengeſellſchaften hat der 
Anlagekredit zugenommen. Die Anlagemittel für die Induſtrie kann 
aber nur die große Bank mit genügendem eigenen Kapital als Reſerve⸗ 
und Garantiefonds für ausgeliehene Gelder — die ja erſt nach längerer 
Zeit zurückſtrömen — aufbringen; nur die Großbank kann die Aktien 
bei ihrer eigenen ausgedehnten Kundſchaft gut unterbringen und 
damit das emittierte Kapital raſch zurückſtrömen laſſen?. Nur das 
große, kapitalkräftige Inſtitut kann den geeigneten Zeitpunkt zum 
Abſatz wählen, die Börſe präparieren und die Kursentwicklung der 
Aktien beherrſchen. Auch bringt die ſteigende Ausſchaltung der 
Konkurrenz größere Sicherheit des inveſtierten Kapitals, die Bank⸗ 


1 Marx, „Kapital“, Bd. III ?, Kap. 29, S. 1 ff. 
* „Finanz⸗Kapital“, S. 100 ff. 


1147 Die Stellung des Sozialismus zum Bankweſen „ 199 


konzentration geſtattet ferner durch den erweiterten Geſchäftsumkreis 
und Ausdehnung desſelben über verſchiedene nationale Wirtſchafts⸗ 
gebiete eine viel größere Riſikoverteilung. Aus allen dieſen Gründen 
ſowie infolge des kapitaliſtiſchen Gewinnſtrebens ſchreitet die Kon⸗ 
zentration ſtändig weiter fort und muß notwendig in der Gründung 
einer kapitaliſtiſchen Zentralbank ihren Endpunkt erreichen. 

In der Konſtatierung der Gründe, die zur Bankenkonzentration 
führen, hat Hilferding in allen Punkten recht, abgeſehen davon, 
daß er auch hier wie ſonſt das Gewinnmoment etwas ſtark in den 
Vordergrund rückt 1. Schumacher? hat über die Bankenkonzentration 
ausführlich und ſyſtematiſch gehandelt: Von außen iſt der letzte Anſtoß 
durch die Entwicklung der volkswirtſchaftlichen Kräfte, insbeſondere 
der Induſtrie, gegeben worden, deren ſtarke Kreditbedürfniſſe von 
kleinen und vereinzelten Banken nicht befriedigt werden konnten. 
Von innen betrachtet, verlangten die ſteigenden Riſikoſchwierigkeiten 
eine Abſtoßung des Riſikos durch Umwandlung des Kontokorrent⸗ 
kredites in Emiſſionskredit, eine Teilung oder Kompenſation des 
Riſikos durch lokale und branchenmäßige Ausdehnung des Betriebes 
und Zuſammenſchluß verſchiedener Banken, begleitet von Erhöhung 
der Betriebsmittel. 

Aber Hilferding geht weiter und ſieht die ſteigende Konzentration 
naturnotwendig in einer Zentralbank enden. Niemand kann ſagen, 
ob die Entwicklung bei uns vor dem Kriege dahin geführt hätte. 
Tendenzen zu einem Bankentruſt waren vorhanden. Solche Anſätze 
zeigten ſich ſchon vor dem Kriege in den Anleihekonſortien, in der 
ſogenannten Stempelvereinigung, im Zentralverein des Deutſchen 
Bank⸗ und Bankiergewerbes, in dem Zuſammenarbeiten aller Groß: 
banken bei der ſtärkſten induſtriellen Konzentrationsform, im Löwe⸗ 
konzern. Zu dieſen von Schumacher? hervorgehobenen Anſätzen 
kommt die 1912 erfolgte Gründung des Konditionenkartells hinzu, 
„das durch Erhöhung der Rente die Laſt der noch nicht durchgreifend 
erhöhten Liquidität vorweg erträglich machen wollte“ “. 

Ein wichtiger treibender Faktor zum Zuſammenſchluß fehlte, die 


— 


1 Das tritt ganz beſonders im Punkte „Bankkapital“ und „Bankgewinn“, 
wie ſich noch zeigen wird, hervor. 

2 Schumacher, „Die Urſachen und Wirkungen der Konzentration im 
deutfchen Bankweſen“, 1906. (Weltw. Studien, Leipzig 1911, S. 172 ff.) 

s Ebenda S. 201. 

Plenge, „Von der Diskontpolitik zur Herrſchaft über den Geldmarkt“, 
1913, S. 5 u. 32. 
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ausländiſche Konkurrenz, die die induſtrielle Konzentration fo ſehr 
befördert hatte. Es wäre durchaus möglich geweſen, daß die Kon⸗ 
zentration bei einigen wenigen Rieſenbetrieben ſtillgeſtanden hätte, 
wie ja in der Tat vor dem Kriege bereits ein gewiſſer Stillſtand 
in der Konzentrationsbewegung eingetreten war. Es hätte ſo enden 
können, wie die Konzentrationsbewegung im engliſchen und franzö⸗ 
ſiſchen Eiſenbahnweſen geendet hat!. Es hätte auch anders kommen 
können. 

Es iſt aber falſch, wie das Hilferding tut, die Zentralbank als 
eine Notwendigkeit in der Entwicklung hinzuſtellen. Wenn die 
heutige Entwicklung Hilferding recht zu geben ſcheint, ſo iſt das doch 
in allererſter Linie eine Folge des Weltkrieges und Zuſammenbruches 
von Deutſchland. Infolge der enormen Valutaentwertung iſt die 
Zuſammenſchlußtendenz ſtark vermehrt worden, weil ſich ſonſt die 
Banken nicht gegen die Konkurrenz des Auslandes würden halten 
können und dem ſtarken Kapitalbedarf der inländiſchen Induſttie 
und Landwirtſchaft ſonſt nicht genügend würden Folge leiſten können. 
Es muß allerdings auch feſtgeſtellt werden, daß ſich durch den in 
Kriege erfolgten Zuſammenſchluß aller Sparkaſſen zur „Girozentrale“ 
die Gegnerſchaft der Sparkaſſen ſtark entwickelt hat, ſo daß auch von 
innen heraus die Machtſtellung unſerer Großbanken erſchüttert und 
bedroht wird und ſie auch von dieſer Seite her neuerdings immer 
mehr zum Zuſammenſchluß gedrängt werden. 

Zum Punkte Macht der Banken über die Induſtrie meint 
Hilferding ungefähr folgendes: Die Entwicklung iſt vom Zirku⸗ 
lationskredit über den Betriebskredit immer mehr zum Anlagekredit 
vorgeſchritten. Solange es ſich um bloßen Zirkulationskredit handelt, 
iſt die Bank in ihrem Beſtehen von der Gewährung dieſes Kredits 
abhängig, ſie kann ſich nicht frei bewegen?; je mehr es zum Anlage⸗ 
kredit kommt, um ſo freier wird die Bank in ihren Dispoſitionen, 
um fo überlegener ihren Kunden, dem Handel und der Induſtrit 
gegenüber, denn letztere ſind infolge der Notwendigkeit einer gleich⸗ 
mäßigen Entwicklung und infolge des Konkurrenzkampfes immer 
mehr auf den Kredit angewieſen, da er ihnen ſowohl bei günſtiger 
wie auch ungünſtiger Marktlage mancherlei Vorteile gewährt. Folge 
iſt, daß die Bank immer genauere Kontrollmöglichkeiten der Induſtrie 
und immer ſtärkeres Intereſſe an der Induſtrie gewinnt. 


1 Plenge, a. a. O. S. 5 u. 32. 
2 „Finanz⸗Kapital“, S. 92 ff. 
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Auch von ſich aus hat die Bank Intereſſe an induſtrieller An⸗ 
lage, weil ſie ſonſt ihre ä nicht mehr ſo günſtig wie bisher 
verzinſen könnte. 

Die ganze Entwicklung iſt durch die zunehmende Bedeutung der 
Aktiengeſellſchaften geſteigert worden, weil mit ihnen ein immer mehr 
zunehmender Teil des Kapitals nicht mehr Induͤſtrie⸗, ſondern Bank⸗ 
kapital geworden iſt, das in der Induſtrie arbeitet und als „Finanz⸗ 
kapital“ bezeichnet werden kann !. Dieſes Finanzkapital bringt die 
Verfügung über die geſamte Produktion immer mehr in die Hände 
einer geringen Anzahl größter Kapitalaſſoziationen. Finanzkapital 
bedeutet gleichzeitig Vereinheitlichung des Kapitals; die früher ge⸗ 
trennten Sphären des induſtriellen, kommerziellen und Bankkapitals 
ſind jetzt unter eine gemeinſame Leitung geſtellt, die ſich in der 
Perſonalunion der Induſtrie⸗ und Bankherren kennzeichnet. 

Der Rivalitätsſtreit zwiſchen Induſtrie und Banken kann nun 
der Beeinfluſſung durch natürliche wie mindernatürliche, von außen 
hineingetragene Momente unterliegen. Letztere kommen zum Beiſpiel 
in der amerikaniſchen Entwicklung zur Geltung. Die Banken durften 
dort geſetzlich keine Filialen, keine Intereſſengemeinſchaften haben 
und Kredit an einzelne Firmen nur im Verhältnis zu ihrem eigenen, 
Kapital geben. Sie konnten ſich aus dieſem Grunde nicht in großem 
Stile entwickeln. Die Induſtrie blieb daher, weil ſie bei Hunderten 
von kleinen Banken Kredit ſuchen mußte, von der einzelnen Bank 
völlig unabhängig“. 

Anders kann unter Umſtänden der Enderfolg ausſehen, wenn 
der Rivalitätsſtreit durch äußere Momente ungehemmt entbrennen 
kann. Schumacher“ hat die dann entſcheidenden drei Momente 
treffend hervorgehoben: Kapitalkraft, Organiſation, Perſönlichkeit. 
In allen drei Beziehungen, ſagt er mit Recht weiter, ſpricht die 
Entwicklung in ſteigendem Maße zugunſten der Induſtrie, zuun⸗ 
gunſten der Bank !. 


1 Siehe „Finanz⸗Kapital“, S. 283. 

2 Eine Abhängigkeit entſtand hier dagegen vom finanziellen Handelshaus 
oder vom großen Finanzier, wie zum Beiſpiel der Standard Oil Comp., die 
nur die Hälfte ihres Reinertrags als Dividende ausſchüttete, um die andere 
Hälfte als Reſerve oder zum Geldverleihen benutzen zu können (fiehe Gothein, 
G. d. S., S. 330). 

2 Schumacher, a. a. O. S. 206. 

4 Siehe auch Liefmann, Art. „Finanzierungsgeſellſchaften“ im Handwb. 
der Staatsw., Bd. IV, S. 266. 


202 Herbert Heimendahl [1150 


Wo die Entwicklung der Induſtrie noch in ihren Anfängen ſteckt, 
da iſt, wenn in einer Periode des Aufſchwungs ſtarke Betriebs⸗ 
erweiterungen erforderlich werden, die Stellung der Banken die 
ſtärkere. So haben im kapitalarmen Rußland und Oſterreich die 
Banken die finanzielle Führung der Induſtrie bis in die letzte Zeit 
vor dem Kriege gehabt. Ahnlich ſpielte auch in dem anfangs kapital⸗ 
armen Weſtdeutſchland die Bank den Schrittmacher in faſt allen 
Induſtrien !. 

Wo dagegen die induſtrielle Entwicklung einen gewiſſen Sätti⸗ 
gungszuſtand erreicht hat, oder wenn der Induſtrie an anderer 
Stelle (nicht Banken) angeſammelte Kapitalien zugeführt werden, 
dann bedarf ſie der Banken in geringerem Maße. Deutſchland war 
vor dem Kriege in dieſer Entwicklung begriffen. Im einzelnen 
bieten dafür Belege: die oberſchleſiſche Induſtrie, einzelne große 
gefeſtigte Betriebe im übrigen Deutſchland ſowie die engliſche 
Induſtrie. 

Die oberſchleſiſche Induſtrie wurde von den ſchleſiſchen Magnaten 
(Henckel⸗Donnersmarck, Tiele⸗Winkler, .. ..), die ihr Vermögen in 
der Landwirtſchaft erworben hatten, finanziert. Die Banken mußten 
ſich mit dem lohnenden geſchäftlichen Verkehr begnügen ?. 

Große, gefeſtigte, von den Banken unabhängige Betriebe waren 
in Deutſchland Krupp und z. T. Siemens & Halske, ferner ſtanden 
die Banken auch mit Borſig nur durch das reguläre Geſchäft in 
Verbindung; auch die Ilſeder Hütte vermochte Anſchaffungen aus den 
Betriebseinnahmen zu decken. Die A. E. G. hatte Emil Rathenau 
infolge bitterer Erfahrungen mit ſeinen Geldgebern dadurch un⸗ 
abhängig gemacht, daß er Jahresgewinne, Aktienagos und Buch⸗ 
vorteile, offene und ſtille Reſerven aufhäufte und ſo ſelber zum großen 
Induſtriefinanzier wurde?. Die A. E. G. wurde gewiſſermaßen ihre 
eigene Bank! Sie und die Elberfelder Farbwerke benutzten die 
Banken nur zur Emiſſion aus rein techniſchen Gründen, ſie wollten 
die weitverzweigte Bankorganiſation benutzen, waren aber durch 
keine finanziellen oder moraliſchen Verpflichtungen an eine Bank ge⸗ 
bunden. 


1 Vgl. auch Somary, „Bankpolitik“, S. 39/40 ſowie auch J. Hanſen, 
„Meviſſen“, S. 471. 

2 Vgl. auch G. Gothein, Art. Bergbau im „G. d. S.“, S. 317. 

8 In dieſem Jahrbuch 1919, S. 383. 
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In England! iſt die Induſtrie zuſammen mit Baugewerbe und 
Landwirtſchaft für ihren langfriſtigen Kredit auf private Unterſtützung 
angewieſen. Es iſt das eine Folge der geſchichtlichen Entwicklung, 
die die Induſtrie lange vor den modernen Banken groß werden und 
auch nicht ſo ſtürmiſch aufwachſen ließ wie bei uns in Deutſchland. 
Die meiſten Fabrikunternehmen, ſagt Jaffé, find durch Inveſtierung 
von eigenem oder Familienkapital, durch die Beteiligung von Freunden 
oder Verwandten, z. T. auch durch Beihilfe von Händlern und 
Kaufleuten (Lieferanten von Rohmaterial und Verkaufsagenten) ent⸗ 
ſtanden, die ſich auf dieſe Weiſe beſonders günſtige Lieferungs⸗ 
bedingungen ſichern wollten. Die Baumwollinduſtrie von Lancaſhire 
gar nimmt in größtem Maßſtabe Depoſitengelder direkt aus dem 
lokalen Publikum auf. 

Auch die zunehmende Konzentration wirkt mehr auf die Indu⸗ 
ſtrie als auf die Banken ſtärkend. Schumacher und Adolf Weber 
geben dieſer Meinung Ausdruck? ?. Auch die Dresdner Bank ge⸗ 
ſteht es in ihrem Geſchäftsbericht im Jahre 1908 ein, indem ſie 
ſagt, „die Konzentrationsbewegung und Verbandsbildung in der 
Induſtrie, insbeſondere in der ſogenannten ſchweren Induſtrie, hat 
dieſe unleugbar von den Banken unabhängig gemacht“. 

Schließlich ſind vor allem die Perſönlichkeiten beſtimmend. Mit 
Recht ſagt Jeidels“ in dieſer Hinſicht: „Wer im letzten Prozeß die 
Initiative hat, iſt nicht allgemein feſtzuſtellen, im Grunde auch gleich⸗ 
gültig, es wird in größerem Maße als bisher Sache der Perſönlich— 
keit.“ Die Induſtrie bietet aber zweifellos, wie das Schumacher 
mit guter Begründung hervorhebt, einen fruchtbareren Boden zur 
Entwicklung von Perſönlichkeiten als die Bank. Wie entſcheidend 
die Perſönlichkeit wirkt, dafür mag folgende Außerung Liefmanns 
als Beleg dienen: „Ein Direktor der Deutſchen Bank ſagte mir, 
wenn Thyſſen zu uns kommt, ſchwindelt uns immer der Kopf 
von all den großen Plänen, die er mit unſerem Gelde aus⸗ 
führen will ö.“ 


1 Kaffe, „Das engliſche Bankweſen“, S. 197 u. 213 ff., ſowie v. Wieſer, 
„Der finanzielle Aufbau der engliſchen Induſtrie“, Jena 1919. 
5 2 Schumacher, a. a. O. S. 206. 

2 Ad. Weber, „Depofitenbanten und Spekulationsbanken“. (2. Aufl. 
1915, S. 343.) 

1 Jeidels, „Das Verhältnis der deutſchen Großbanken zur Induſtrie“. 
(Staats- u. ſozialw. Forſch., 24. Bd., S. 252.) 

s Liefmann, Beteiligungs- und Finanzierungsgeſellſchaften. Jena 1909, 
S. 272; außerdem über das Verhältnis von Banken zur Induſtrie: Rothſchild, 
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Zuſammenfaſſend mag als Zeugnis für den Gang der Ent: 
wicklung in Deutſchland vor dem Kriege das bekannte Wort Kirdorfs 
auf der Generalverſammlung des V. f. S. im Sept. 1905 an⸗ 
geführt ſein: „Niemals war der Einfluß der Großbanken in der 
Großinduſtrie Rheinlands und Weſtfalens vorher ſo gering, wie er 
zurzeit iſt““. Dies Wort gilt nun zwar nicht für die gejamte 
Induſtrie, ſondern nur für die einheitlich wenig differenzierte Induſtrie, 
die Schwerinduſtrie, und auch hier nur für jene Unternehmungen, 
die erfolgreich gearbeitet haben. Die Schwerinduſtrie war aber der 
wichtigſte Teil der Induſtrie, und die Erfolge waren in Zunahme 
begriffen. 

Hilferding irrt alſo durchaus, wenn er meint, mit der Beſitz⸗ 
ergreifung der Banken auch die Macht über die Produktion zu be⸗ 
kommen 2. Durch den Krieg iſt nun die Machtverſchiebung zugunſten 
der Induſtrie zum Stillſtand gekommen oder gar rückläufig geworden. 
Niemand kann mit Sicherheit vorausſehen, wie ſich in der weiteren 
Zukunft, d. h. endgültig, die Entwicklung geſtalten wird. | 

Über Bankkapital und Bankgewinns denkt Hilferding wie folgt: 
Während ein jedes produktive induſtrielle Unternehmen Durchſchnitts⸗ 
profit erzeugt, einen Gewinn, der ſich aus Zins- und Unternehmer⸗ 
gewinn zuſammenſetzt, iſt das bei den Banken des Kapitalverkehrs, 
die keine produktiven Unternehmen ſind, anders, ſie erzeugen nur 
Zins, d. h. einen Teil des Durchſchnittsprofites“. Deshalb iſt ihr 
Streben darauf gerichtet, es dennoch auf den Durchſchnittsprofit zu 
bringen, um hinter der Induſtrie nicht zurückzuſtehen und einen 
Kapitalabfluß zu gewärtigen. Das iſt, meint Hilferding, möglich 
durch Verminderung oder Vermehrung des Eigenkapitals, je nach 
dem gegebenen Gewinn. Bei großem Gewinn, alſo Gewinn über 
den Durchſchnittsprofit hinaus, findet Verwandlung von Leihkapital 
in Eigenkapital, bei kleinem Gewinn Umwandlung von Eigenkapital 
in Leihkapital ſtatt. Indem ſomit das Bankkapital, obwohl es keinen 


„Kartelle, Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften“, S. 59/60. — Jeidels, „Das 3. 
d. d. Großb. z. Ind.“, S. 160, 250 und Kapitel „Die Banken und die Ent⸗ 
wicklung ganzer Induſtrien“. — Loewenſtein, „Geſchichte des württembergiſchen 
Kreditbankweſens“. Zitiert bei A. Weber, S. 140. N 

1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 116, S. 285. 

2 „Finanz⸗Kapital“, S. 473. 

3 Kap. 10, S. 204 ff. 

4Hilferding geht hier von der falſchen ſozialiſtiſchen Theorie aus, daß 
nur die direkt Produkte ſchaffende Arbeit des Arbeiters produktiv ſei. 
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Durchſchnittsprofit erzeugt, dennoch auf den Durchſchnittsprofit 
kommt, erweckt es den Anſchein von produktivem Kapital, es iſt 
Geldform des produktiven Kapitals, aber eben nur Form. Sein 
Ausmaß iſt daher relativ willkürlich, während das Ausmaß des 
induſtriellen Kapitals durch die objektiven Bedingungen des Produk⸗ 
tionsprozeſſes gegeben iſt. 

Eine ähnliche Theorie ſtellt Hilferding bei Betrachtung des 
Emiſſions⸗ und Gründungsgewinnes auf, der, da er nur Unter: 
nehmergewinn, jedoch keinen Zins einſchließt, ebenfalls darnach ſtreben 
muß, es auf die Höhe des Durchſchnittsprofites zu bringen, was 
wiederum nur durch Veränderung des Eigenkapitals möglich iſt. 

Hilferdings Anſichten über Bankkapital und Bankgewinn gehen 
von drei falſchen Vorausſetzungen aus. Einmal iſt nicht allein die 
direkt Produkte ſchaffende Arbeit, wie zum Beiſpiel die Arbeit des 
Kohlenhauers, produktiv, ſondern auch die Arbeit aller derer, die es 
in letzter Linie dem Kohlenhauer ermöglichen, direkt ſein Produkt 
zu ſchaffen. Zu dieſer indirekten Arbeit gehört aber auch die Tätig⸗ 
keit der Banken 1. Der zweite Irrtum iſt die Hypotheſe, daß der 
Gewinn das Agens ſei, welches die Handlungen der Banken beſtimme, 
jene Theorie, aus der die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung mit 
all ihrer künſtlichen Verarmung und Verengung des menſchlichen 
Bewußtſeinslebens herausſchaut. 

Und ſchließlich überſchätzt Hilferding auch die Bedeutung des 
Eigenkapitals für die Banken; denn das Paſſivgeſchäft ſoll das 
Aktivgeſchäft ermöglichen, wobei es wegen der terminellen Ungewiß⸗ 
heit deu Paſſivgeſchäfts hauptſächlich auf die Fähigkeit der Bank 
ankommt, bankmäßige Deckung zu üben. Das Eigenkapital dient 
mehr zur Ermöglichung nebenſächlicher Geſchäfte. 

Die Höhe des Bankkapitals wird vielmehr anders beſtimmt. 
Es kann wohl vorkommen, daß bei anhaltend ſinkender Konjunktur 
Kapitalien aus einem Geſchäftsbetriebe herausgezogen werden, damit 
das Kapital im Verhältnis zum Gewinn ſteht, es können auch um» 
gekehrt wieder Kapitalien hineingeſteckt werden, um den Gewinn zu 
erhöhen. Der privatwirtſchaftliche Gewinn iſt dabei jedoch immer 
ein ſekundäres Moment. Das treibende Agens iſt vielmehr der 
Entwicklungsſtand der nationalen Produktion, die mehr oder minder 


1 Hilferdings Irrtum geht in letzter Linie auch hier wie bei den ſolgenden 
Punkten auf ſeine Verwerfung der Waren produzierenden Tauſchgeſellſchaft und 
ſeine Hypotheſen vom nur geſellſchaftlichen Menſchen zurück. 
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große Blüte der Volkswirtſchaft, und dieſe hängt ihrerjeit3 wiederum 
nicht allein vom Gewinnſtreben der Nation ab!. 

Von innen geſehen wird die Höhe des Eigenkapitals von 
folgenden Geſichtspunkten aus beſtimmt: 

Hohes Eigenkapital dient zur Schaffung von Vertrauen oder 
Kundenſicherung; 
ermöglicht die Deckung von Verluſten; 
erhöht die Sicherheit der Dispoſition, da es der Bank nicht 
entzogen werden kann; 
ermöglicht Geſchäfte mit Kapitalfeſtlegung ?. 
Das ſind gewiß alles ökonomiſche Geſichtspunkte, aber als treibender 
Faktor ſteht hinter ihnen doch wiederum nicht allein das Gewinn⸗ 
ſtreben, ſondern der einfache Zwang, für Nahrung und Kleidung 
Sorge zu tragen, ſowie der ganze Schaffensdrang der menſchlichen 
Perſönlichkeit?. 

So hat denn in letzter Linie die hypothetiſche Notwendigkeit 
und Geſetzmäßigkeit des geſellſchaftlichen Denkens, die Hilferding im 
Gedanken der ökonomiſchen Abhängigkeit alles Geſchehens und menſch⸗ 
lichen Tuns beſtärkt hat, ihn hier zu abſurden Konſequenzen geführt, 
die vor dem wirklichen Leben nicht ſtandhalten können. 

Hilferding ſtellt alſo auf Grund der falſchen Vorausſetzung 
vom nur geſellſchaftlichen Menſchen Entwicklungen feſt, die, wie wir 
geſehen haben, nicht in allen Punkten zutreffen. Auf Grund dieſer 
Entwicklungen kommt er zu der oben erwähnten Hypotheſe vom 
vereinigten Finanzkapital, das die Verfügung über die geſamte 
Produktion und die Macht über den Staat haben ſoll, das not⸗ 
wendig jene imperialiſtiſche Politik treiben muß und auf deſſen Höhe: 
punkt der plötzliche Machtumſchlag zugunſten des Sozialismus kommen 
ſoll. Wenn die Konzentrationsbewegung der Banken nicht mit Not⸗ 
wendigkeit zu einer Zentralbank führen'muß, wenn die Banken nicht mit 
Notwendigkeit zu Herren über die Induſtrie werden müſſen, dann be⸗ 
ſteht auch keine Notwendigkeit zur Bildung jenes Finanzkapitals, das den 


1 Dieſe Gründe führt Hilferding merkwürdigerweiſe ſelber als mit⸗ 
beſtimmend für die Höhe des Bankkapitals an, ohne ſich wohl über ihre Ver⸗ 
wendung als Gegenbeweis zu ſeiner Hypotheſe ganz klar geworden zu ſein. — 
Ahnlich weiſt auch Jeidels auf den Zuſammenhang induſtrieller Ausdehnung 
mit Erweiterung des Bankkapitals hin. 

2 Dieſe Punkte find von Somary treffend hervorgehoben (fiehe „Bank⸗ 
politik“, S. 5). Punkt 2 iſt von untergeordneter Bedeutung gegenüber den 
übrigen Punkten. 


2 Auch Ehrgefühl, Pflichtgefühl. 
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Staat beherrſchen ſoll und ein einſeitiges Machtideal aus Profit⸗ 
intereſſe predigt !. | 

Mit Hilferdings „Finanzkapital“ ift die zweite Epoche des Sozia⸗ 
lismus zum Abſchluß gekommen; ſie war als Reaktion gegen die 
frühreifen organiſatoriſchen Verſuche der erſten Epoche entſtanden 
und ſtand im Banne eines genialen Mannes: Karl Marx. Die 
erſte Epoche ſtand im Zeichen der Freiheit, die zweite Epoche im 
Zeichen der Notwendigkeit. Beide Epochen — die zweite Epoche in 
letzter Linie nicht minder als die erſte, obwohl mit Hervorkehrung 
der Notwendigkeit die individualiſtiſchen, mechaniſchen Momente im 
Vordergrund zu ſtehen ſcheinen? — als ſozialiſtiſche Epochen dem 
Sozialprinzip mehr untertan als dem Individualprinzip. Das Glück 
des Individuums ſoll allein auf dem Wege über das Ganze ge= 
funden werden, wo doch im Chriſtentum ein zweiter rein individueller, 
dem ſozialen gleichberechtigter und ihn ergänzender Weg als gangbar 
gezeigt worden war, der dann in der Aufklärung rein verſtandes⸗ 
mäßig begriffen und neu verkündet worden war. In dieſer ver⸗ 
ſtandesmäßigen Form war das Individualprinzip vom Sozialismus 
übernommen worden und konnte ſich in dieſer Form dem Sozial⸗ 
prinzip gegenüber nicht genügend behaupten. 


III. Die dritte Epoche 
a) Erſtes Stadium 

Die nun folgende dritte Periode kennzeichnet ſich dahin, daß 
die Organiſationsbeſtrebungen der erſten Epoche wieder aufgenommen 
werden, daß jedoch aus der zweiten Epoche die Erkenntnis von der 
Schädlichkeit gar zu überhitzter und voreiliger Umgeſtaltungen mit 
herübergenommen wird. Sie führt zu zwei vorläufigen Löſungen 
oder Verſuchen, die durch den Kriegsbeginn getrennt ſind und die 
eine Hauptlöſung bei Kriegsſchluß zum Endergebnis haben. 

Die ganze neue dritte Epoche iſt tief in der zweiten Epoche 
verwurzelt. Ihre Fundamente wurden ſchon geſtreift bei Berührung 

1 Die Anlage zum Beiſpiel der franzöſiſchen Spargelder in Rußland 
ſpricht anſcheinend zugunſten von Hilferdings Anſicht; aber es kommt nicht 
darauf an, daß ſich Beiſpiele für Hilferdings Anſicht finden laſſen, ſondern es 
kommt darauf an, zu erweiſen, daß es keineswegs fo zu fein braucht, wie 
Hilferding annimmt. 

2 Denn das mechaniſtiſch-individualiſtiſche Moment der Notwendigkeit hatte 
fi) mit dem Sozialprinzip zur notwendigen Abhängigkeit alles Individuellen 
von einem Ganzeu, vom geſellſchaftlichen Menſchen verbunden. 


— 
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von Bernſtein und vom Reviſionismus. Bernſtein hatte die Grund- 
mauern des marxiſtiſchen Baues erſchüttert, hatte die wachſende 
Leitung der ökonomiſchen Entwicklung hervorgehoben 1. Dieſes Gefühl, 
daß die organiſatoriſchen Momente wieder ſtärker im Sozialismus 
betont werden müßten, breitete ſich allgemein aus. Auch der Auſtro⸗ 
marxiſt Max Adler konnte ſich vor der Freiheitsſphäre des menſch⸗ 
lichen Individuums im Anſchluß an ſeine Kantſtudien nicht ver⸗ 
ſchließen. Er erkennt an, daß „der Menſch in erſter Linie ein 
praktiſch wollendes, zielſetzendes Weſen iſt“?, und daß ſich „in der 
praktiſchen Tat, welche die erkannte Naturgeſetzlichkeit ſelbſtgeſetzten 


Zwecken bewußt unterſtellt, der Sprung aus dem Reich der Natur: 
notwendigkeit in das der Freiheit vollzieht“ “. 


Das Werden der neuen Epoche kündigt ſich auch in zurüd: 
greifenden Studien über die erſte, die organiſatoriſche Epoche, an. 
Plenge verfällt durch ſeine Beſchäftigung mit der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des modernen Bankweſens dem Studium der organi⸗ 
ſatoriſchen Kräfte des franzöſiſchen Sozialismus und brandmarkt 
in ſeinem „Marx und Hegel“ die Organiſationsarmut des Marxismus. 
Muckle wählte ſich den Hauptvertreter des franzöſiſchen volunta⸗ 
riſtiſchen Sozialismus, den Grafen Saint⸗Simon, zum beſonderen 
Studium. | 

Der fih vom Sozialismus nur durch ſchärfſte Hervorkehrung 
ideeller Momente unterſcheidende W. Rathenau meint, „die neue 
Zeit zeige einen Zug von Abſtraktion, gewollter Zwangsläufigkeit 
und zweckhaft rezeptmäßigem Denken“ “, die Mechaniſierung (Organi⸗ 
ſierung) entſpringe wirtſchaftlicher Notwendigkeit. 

Doch welches waren nun die wirtſchaftlichen Tatſachen, auf 
die ſich Rathenau; bezog und die im Einklang mit dem geiſtigen 
Umſchwung ſtanden? Seit Mitte der neunziger Jahre war ein großer 


1 Bernſtein, „Vorausſetzung des Sozialismus“, S. 10. 

2 M. Adler, „Kauſalität und Teleologie“, Marx⸗ Studien, Bd. I. 
S. 431/432. 

3 Allerdings bleibt dieſe feine Freiheit vollſtändig ſozial gebunden, da er 
ein auf ſich geſtelltes Individuum für denkunmöglich erklärt. Max Adler und 
Hilferding gehen auch beide fegen die allzu fetiſchiſtiſche Verehrung der Ent- 
wicklungsnotwendigkeit an, um nicht den Kapitalismus und Imperalismus an- 
erkennen und dadurch ſtärken zu müſſen. „Das kommuniſtiſche Manifeſt hat 
nur den werdenden, nicht den zur Geſtalt gelangenden Kapitalismus gemeint“ 
(ſiehe Guſtav Mayer, „Der deutſche Marxismus und der Krieg“, im Archi 
für Sozialw. u. Sozialp., Bd. 43, S. 128/129.) 

W. Rathenau, „Kritik der Zeit“, S. 52. 
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Teil der Wirtſchaft durchorganiſiert worden. Die Induſtrie⸗ 
wanderungen hatten eingeſetzt, Marktbeherrſchung war das neue 
Ziel geworden. Auf den verſchiedenſten Gebieten waren Kartelle 
und Truſte entſtanden, Verbände aller Art waren begründet worden. 
Die Intereſſenten, auch Arbeitgeber und -nehmer, hatten ſich zu⸗ 
ſammengeſchloſſen und organiſiert. 


Auch die öffentlichen Körperſchaften, Staat und Kommunen, 
hatten ſich an der Entwicklung beteiligt. Aus dem Polizeiſtaat war 
ein aufbauender Staat geworden, mit dem, um ſeiner poſitiven, 
dem Allgemeinwohl dienenden Kräfte willen, der Sozialismus in 
der Form des Reviſionismus ſeinen Frieden gemacht hatte. Der 
Neviſionismus ſah, wie ſich die Keime eines kommenden ſozialiſtiſch 
organiſierten Staates entwickelten, wenn der Staat ganze Betriebe 
wie die Eiſenbahn und die Poſt in die Hand bekam, wenn er den 
Gedanken der Gemeinhaftung in der Arbeiterſchutzgeſetzgebung und 
im Verſicherungsweſen ausbreitete, der Lohndrückerei einen Riegel 
vorſchob, wenn, er die Genoſſenſchaften ſtützte, wenn die Kommunen 
Elektrizitäts., Gas- und Waſſerwerke in ihre Verwaltung nahmen, 
wenn ſich die halböffentlichen Betriebe vermehrten und der Gedanke 
ſtaatlicher Hilfe, ſtaatlichen Eingreifens in die Wirtſchaft, der in 
direktem Anſchluß an die erſte Periode von Rodbertus, Laſſalle und 
den ſogenannten Kathederſozialiſten hochgehalten worden war, immer 
konkretere Formen anzunehmen ſchien. 

Auf dieſem, in geiſtiger und wirtſchaftlicher Hinſicht organi- 
ſationsfreudigen Boden war es möglich geworden, daß ſich der Geiſt 
des Experimentierens wieder von neuem erhob. Doch das große 
Rätſel blieb: Wer ſollte die Organiſation in die Hand nehmen? 
Damals, in der erſten Periode, dachte man nicht an den Staat. 
Seitdem aber waren durch Marx die Begriffe Sozialismus und 
Staat immer mehr zuſammengefallen. Vom kapitaliſtiſchen Staat 
wollte man zwar nichts wiſſen, nun aber waren die ſozialen Kräfte 
im Staate aufgedeckt worden. So konnte es geſchehen, daß im 
Staat der große Organiſator nicht nur einer fernen Zukunft ge— 
ſehen wurde, ſondern daß der Verſtaatlichungsgedanke ins helle 
Rampenlicht der Gegenwart rückte. Aber es iſt keine Verſtaatlichung 
um jeden Preis, an die gedacht wird, kein bloßes Darauflos— 
experimentieren, ſondern die organiſatoriſchen Gedanken treten in 
enger Verbindung mit den hiſtoriſch geſetzmäßigen, von Marx über⸗ 
kommenen Gedanken auf. 

Schmollers Jahrbuch XLIV 4. a 14 
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Das alles zeigt ſich an den Vorſchlägen von Parvus mit Bezug 
auf die Bankenverſtaatlichung. Zweifel, ob er im Staat den richtiger 
Organiſator gefunden hat!, ſchlägt er gleich nieder, indem er auf 
die im ganzen Wirtſchaftsleben zur Verſtaatlichung drängenden 
Tendenzen hinweiſt und meint, daß es ſich nur noch darum handle, 
„den beſtehenden wirtſchaftlichen Zuſammenhängen den entſprechende: 
rechtlichen Ausdruck zu geben“. Er ſchlägt dann vor, die Staats 


bank ſolle den alleinigen Abſatz der Staatspapiere wieder an na 


nehmen und zur Depoſitenverzinſung übergehen. Dann würde pr 
die Konkurrenz mit den Privatbanken leicht auf ſich nehmen können, 
die Privatbanken würden allmählich zum Anſchluß an die Staat: 
bank gezwungen werden. 

Als Folge ſieht er die Herrſchaft des Staates auf dem Pro⸗ 
duktionsmarkt, dem Konſumtionsmarkt und Kapitalmarkt. Es würde 
nur noch Staatspapiere geben, die Börſe wäre überflüfjig, der 
Zinsfuß würde ſinken. 

An die ſchädlichen Folgen der Verquickung von Staats: und 
Bankkredit denkt er nicht, wie: Mißtrauen des Auslandes wegen 
Verwendung der Banken zu ſtaatsfinanziellen Zwecken?, verftärk 
durch die erforderliche Milliardenverſchuldung zwecks Ablöſung der 
Privatbanken. 

Als Marxismus kennzeichnet ſich in dieſem Vorſchlag das Rechnen 
mit der allmählichen geſetzmäßigen Entwicklung. Das Organiſatoriſche 
zeigt ſich in dem ganzen Verſtaatlichungsplan ſowie in mancherle 
Zweifeln, die er in bezug auf die marxiſtiſche Notwendigkeit der 
Entwicklung hat“. 


b) Zweites Stadium 


Da kam der Krieg und rückte den Staat in den Zenith ſeins 
Ruhms“. Der Staat ſchuf plötzlich Wohlſtand und Armut, a 


1 „Es handelt ſich nicht mehr um die Berechtigung, ſondern nur noch za 
die Zweckmäßigkeit der Verſtaatlichung, darum, ob und inwiefern das Bar 
geſchäft auf den Staat und die Kommunen hinübergeleitet werden kann, obe 
daß dadurch die wirtſchaftliche Entwicklung geſtört bzw. gehemmt werde. (ir 
Verſtaatlichung der Banken und der Sozialismus. „Der Staat, die Indufm 
und der Sozialismus“, S. 101, 1909 od. Berlin 1919, S. 1.) 

2 Darüber Ad. Wagner, „Syſtem der Zettelbankpolitik“, S. 121 ff., 594.7 
„Erfahrungsgemäß liegt hier eine gefährliche Klippe ſür Staatsbanken ..“ 

s a. a. O. S. 42. 

Mit Recht meint Graf Keyſerling (,„Deutſchlands wahre politiik 
Miſſion“, Darmſtadt 1920, S. 13 ff.), daß nur der weſentlich unpolitiſche Deutjte 
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kaufte alles, bezahlte alles, löhnte alles. Daß er dabei ſich und 
ſeine Zukunft belaſtete, das ſtand anfänglich weniger klar vor aller 
Augen. Man ſah nur den geſchloſſenen Handelsſtaat mit allen 
ſeinen ungeheuren und bewundernswerten Leiſtungen. 

Dieſe Staatsbegeiſterung mußte auch auf den Sozialismus 
feine Wirkung ausüben! Kennzeichnend wurde hierfür die Neu⸗ 
aufnahme von Fichte aus dreierlei Gründen: 

Einmal befriedigte er mit ſeinen „Reden an die deutſche Nation“ 
die nationale Leidenſchaft, ohne doch national⸗chauviniſtiſch zu wirken, 
weil er den Krieg als Krieg zur Herbeiführung des Vernunftſtaates, 
eines Reiches der Freiheit aller gerechtfertigt hatte“. Sodann hatte 
Fichte ſtets den geſellſchaftlichen Charakter auch des ſcheinbar ganz 
felbftändigen individuellen Denkens und Tuns betont!. 

Und ſchließlich hatte er in ſeinem geſchloſſenen Handelsſtaat 
ein Staatsweſen als wünſchenswert aufgezeigt, das genau wie unſer 
deutſches Staatsweſen im Kriege aus dem Produktions-, Konſumtions⸗, 
Handels- und Verkehrszuſammenhang der Welt faſt gänzlich losgelöſt 
war. Der Staat ſollte die ganze Produktion und Konſumtion unter 
dem Geſichtspunkt der auskömmlichen Exiſtenz jedes Einzelnen um⸗ 
organiſieren, allgemeine Arbeitspflicht einführen und ſo allmählich 
einen Vernunftſtaat errichten. 

So war die Kriegs- und Staatsbegeiſterung auch philoſophiſch 
gerechtfertigt. Nenner ®, der aus dem auſtromarxiſtiſchen Lager mit 
Kriegsbeginn in das reviſioniſtiſche Lager übergeſchwenkt war, ſuchte 
die Schwenkung auch ſtaats- und wirtſchaftspolitiſch zu rechtfertigen, 


die Staats⸗ und Machtverherrlichung fo weit treiben konnte, desgl. die Orga⸗ 
niſation. Es fehlt der innere Hang zum Organiſieren und Zuſammenarbeiten. 
(Scheler nennt es den mangelnden Formenſinn des Deutſchen.) „Bewußt ver⸗ 
herrlicht der Menſch nie das, was er iſt und Hat, ſondern wem feine Sehnſucht 
gilt“: ſo Hegels extremer Etatismus a priori, ſo Nietzſches Machtapotheoſe, ſo 
Preußen ⸗Deutſchlands grandioſe Staatsmaſchinerie, jo Moellendorffs Plan- 
wirtſchaft. 

1 „Den Erleuchteten geht ein Staat, aufgebaut auf dem Grundbegriff der 
Eigentumshaltung, mit allen feinen Teilen in einem Kriege gar nichts an, außer 
wie fern er ihn betrachtet als den Entwicklungspunkt eines Reiches der Frei⸗ 
heit. (Nachgelaſſene Werke, S. 418.) 

2 „Das Individuelle iſt nur das eine und ſich ſelber gleiche Leben der 
Vernunſt, welches in der irdiſchen Anſicht ſich ſpaltet in verſchiedene Individuen 
und darum im ganzen als Leben der Gattung erſcheint.“ 

3 K. Renner, „Marxismus, Krieg und Internationale“. Stuttgart 1917, 
S. 26 ff. 

14 * 
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indem er nachzuweiſen ſucht, wie zwar — nach Hilferding — ein 
zunehmende organiſche Vereinigung aller Privatkapitale im Finanz⸗ 
kapital ſtattgefunden habe, wie aber gleichzeitig Nationalkapital und 
Staat immer mehr zuſammenfielen, der Sozialismus deshalb auch 
Intereſſe am Kapital bekommen habe! und dafür eintreten müfe. 
Der Staat ſei das „höchſte ſoziale Mittel“; weitere Durchitaatlichung, 
wie ſie der Krieg mit ſeiner Staatshoheit über die Kartelle mi 
ſich gebracht habe, führe auch ohne Revolution zum Sozialismus. 

Doch nicht nur innerhalb des reinen Sozialismus hatte der 
Staat ſich eine Liebe erworben, auch auf den vom Unternehmertun 
herkommenden Sozialismus eines Rathenau und Moellendorff hatt: 
er Anziehungskräfte ausgeübt. Rathenau kann ſchreiben: „Unſere 
Kriegswirtſchaft bietet, wenn man ſie recht betrachtet, gerade den 
Beweis ..., daß der Staat, ſofern man ihn nur richtig bei der Hand 
nimmt, ſich mit ſeinen Organen und Einrichtungen auf jedes Arbeits⸗ 
gebiet leiten und wirkſam einſtellen läßt.“ „So iſt ein Mißtrauen 
gegen den Staat, als würde jedes Werk der Zukunft durch ſeine leiſeſte 
Mitwirkung gefährdet oder undurchführbar gemacht, ein ſchmähliches 
Mißtrauen gegen uns ſelbſt?“.“ 

Und Moellendorff variiert die Anſicht dahin: „Das Bewußtſein 
vom Wirtſchaftsſtaat iſt erwacht ... Wer will dem Staat wehren, 
ſich Macht und Wiſſen für eine Aufgabe anzueignen, die er allein zu 
loͤſen groß genug iſt“.“ „Das wirtſchaftliche Geſamtbewußtſein eine 
Volkes, vereinigt im Gehirn eines allwiſſenden Staates, muß ein 
für allemal der beſſere Hort und die beſſere Pflanzſtätte für In⸗ 
itiative ſein als das Teilbewußtſein privater Unternehmungen, der 
Banken oder Börſen .“ | 

Auf dieſem Untergrund konnte der Wunſch entſtehen, der ge 
ſchloſſene Handelsſtaat der Kriegszeit möge die Grundlage bilden 
für einen kommenden ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat. Es konnten 


1 Im gleichen Sinne will Goldſcheid den Finanzſozialismus gegen bes 
Finanzkapitalismus mobil machen („Staatsſozialismus oder Staatekapitalis ns: 
S. 22.) — Auch Cunow für Staatskontrolle der wichtigſten Zweige der Groß 
produktion und der Finanzwirtſchaft. („Parteizuſammenbruch“ und Aufſätze u 
der „Neuen Zeit“, zum Beiſpiel vom 6. Dez. 1918.) 

W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft“, S. 74. Ahnlich in „Probleme de 
Friedensw.“, S. 34. 

3 W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft“, S. 76. 

W. v. Moellendorff, „Von Einſt zu Einſt“, S. 2. ö 

s W. v. Moellendorff, „Deutſche Gemeinwirtſchaft“, S. 39. 


| 
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Staatskonſtruktionen entſtehen, die mehr oder weniger allmählich der 
Wirklichkeit zugeführt werden ſollten, in denen der Staat alles be⸗ 
ſtimmte, in denen alſo die Banken als Wirtſchaftsträger gänzlich 
verſchwinden ſollten. 
Goldſcheid! leuchtete der Gedanke auf, daß gerade durch die 
ſtarke Verſchuldung des Staates im Kriege die ſozialiſtiſche Staats⸗ 
wirtſchaft in greifbare Nähe gerückt ſei, indem ſie eine einmalige 
radikale Vermögensabgabe in Natura möglich mache, wodurch der 
Staat von Schulden frei würde und in den Beſitz vieler Betriebe 
komme. Auf dieſem Wege müſſe ſich die ſtaatliche Wirtſchaft all⸗ 
mählich ausdehnen. Der ſchuldenfreie Staat würde ein Förderer 
aller Initiative ſein, der Kredit würde dann bei ſteigender Aus⸗ 
dehnung der Staatswirtſchaft eine immer geringere Rolle ſpielen. 
Es würde eine Bedarfsdeckung aus ſtaatlichen Betrieben mit zen⸗ 
traler Erfaſſung und Verwaltung aller Kraftquellen eintreten, eine 
Naturalwirtſchaft entſtehen. Durch fortſchreitende Verſtaatlichung 
der Wirtſchaft würde der Staat erzogen, die Aufgaben ſpäter zu 
erfüllen, die der Sozialismus ihm zu übertragen gewillt ſein muß. 
Ohne Staatskapitalismus und Staatswirtſchaft kein Staatsſozialismus. 
Während Goldſcheid ſeinen Staatsbau von unten beginnt, fängt 
Neurath? ſeinen Bau mit der Kuppel an. Er tritt für eine Voll⸗ 
ſozialiſierung ein, eine Eingliederung aller Zweige des Wirtſchafts⸗ 
lebens in eine planmäßige Geſamtwirtſchaft. Was der Militarismus 
als Organiſator ihn, den Verpflegungsoffizier, gelehrt hatte, das 
ſollte der Sozialismus vollenden. Allen Handel will er ausſchalten, 
Produktion und Konſumtion einander annähern, eine Univerſalſtatiſtik 
ſoll den Bedarf feſtſtellen, Geld und Kredit ſollen überflüſſig werden. 
In der Übergangszeit beauftragt das Zentralwirtſchaftsamt die 
Bankkonzerne und Induſtrieverbände unter Kontrolle der Arbeiter⸗ 
ſchaft, dieſe mit Wohnung, Kleidung, Nahrung zu verſorgen. Späterhin 
übernimmt das Zentralwirtſchaftsamt alle dieſe Funktionen ſelbſt. Mit 
Errichtang dieſes Amtes, meint er, ließe ſich die Sache ſchon durchführen. 
Einer der weſentlichen Irrtümer, denen Goldſcheid und Neu⸗ 
rath erliegen, liegt darin, daß ihre Pläne, ebenſo wie der von 
Parvus, nur bei iſolierter Wirtſchaft durchführbar wären. Auf das 
Ausland, deſſen wir dringend bedürfen, iſt von ihnen ungenügende 


1 Goldſcheid, „Staatsſozialismus oder Staatskapitalismus“, 1917. „Die 
Sozialiſierung der Wirtſchaft oder Staatsbankrott“, 1918, zum Beiſpiel S. 17. 

2 Neurath, „Die Sozialiſierung Sachſens“, Chemnitz 1919, zum Beiſpiel 
S. 23, 42/3. 
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Rückſicht genommen. Weitere Kritik ergibt ſich aus den nachfolgenden 
Ausführungen. 

Auch bei Goldſcheid zeigt ſich der Einfluß der Marxiſtiſchen 
Periode. Seine Abſichten will er nur allmählich in Erfüllung gehen 
ſehen. Neurath denkt gleichfalls marxiſtiſch, hält aber die Zeit der 
Verwirklichung von organiſatoriſchen Plänen, die für Marx in mehr 
oder minder ferner Zukunft lag, ſchon für gekommen. 


e) Drittes Stadium 


Der übergroßen Staatsfreudigkeit ſollte aber gegen Kriegsende 
eine Ernüchterung, eine Staatsmüdigkeit folgen. Es ſollten die 
Töne zum Durchbruch kommen, die bei den Unternehmern Rathenau 
und Moellendorff, gleich von vornherein, bei aller Staatsbegeiſterung 
auch ſtark mitgeklungen hatten: die alte Erkenntnis von der wirt: 
ſchaftlichen Unfähigkeit des Staates. Je länger der Krieg dauerte, 
um ſo mehr waren die Schattenſeiten der ſtaatswirtſchaftlichen Organi⸗ 
ſation und Bevormundung zum Vorſchein gekommen. Allerſeits 
entſtand infolgedeſſen der Ruf nach baldiger Rückführung der freien 
Wirtſchaft. 

Rathenau ſtellt feſt, „daß es ihm nicht um Verſtaatlichung der 
Wirtſchaft zu tun ſei“ 1. Moellendorff meint, „das Verhältnis des 
Staates zur Wirtſchaft bleibe platoniſch, ſonſt zeugt er kranke Kinder 
in ihr“ 2. Wiſſell predigt gegen die „polizeiſtaatliche, bureaukratiſche 
Regelung der Kriegswirtſchaft und gegen deren Verewigung““. 
Bauer“ kann ausſprechen, „niemand verwaltet Induſtriebetriebe 
ſchlechter als der Staat“. Und die Sozialiſierungskommiſſion“ kann 
in ſyſtematiſcher Unterſuchung feſtſtellen, „jegliche Ausdehnung des 
ſtaatlichen Betriebes iſt unökonomiſch und daher abzulehnen.. 
Als warnende Kennzeichen ſtaatlicher Organiſation führt ſie an: 
„Überhäufung der qualifizierten Beamten mit Kleinarbeit, unzweck⸗ 
mäßiger Wechſel der Stellen, abſolut ſehr geringe, im Verhältnis 
zur Privatinduſtrie direkt lächerliche Beſoldung, Einengung der freien 
Betätigungsmöglichkeit, weitgehender Mangel an Verantwortungs⸗ 
freudigkeit in finanziellen Fragen, vervielfachtes Vorgeſetzten verhältnis 


1 W. Rathenau, „Probleme des Friedens“, S. 34. 

2 W. v. Moellendorff, „Von Einſt zu Einſt“, S. 5. 

2 Wiſſell⸗Moellendorff: „Wirtſchaftliche F S. 8. 

Bauer, „Der Weg zum Sozialismus“, S. 6. 

s Vorläufiger Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Forms der 
Sozialiſierung des Kohlenbergbaues vom 15. Februar 1919, ©. 5. 
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bis herauf zur Abhängigkeit vom Parlament, jahrelanges Verhandeln 
über Fragen, die in der Privatinduſtrie in wenigen Stunden ent⸗ 
ſchieden werden. Kurz in allem Kontrolle über Kontrolle, ſtatt Ver⸗ 
trauen und Anreiz zum ſelbſtändigen Handeln !.“ 

So war der Kurs des Staates bald erheblich geſunken. Doch 
nun frug es ſich, wer denn die Organiſation an Stelle des Staates 
in die Hand nehmen ſolle. Da verfiel man wiederum, wie es in 
der erſten Epoche des Sozialismus geweſen war, auf ein Zwiſchen⸗ 
produkt zwiſchen Staat und Individuum, die Geſellſchaft?. Rathenau 
weiſt Ende 1916“ auf die. Möglichkeit bedeutender Unternehmungen 
gemiſchter Wirtſchaft hin, ſtellt die Wirtſchaft als Sache der Gemein⸗ 
ſchaft hin und fordert dann bald darauf Gemeinwirtſchaft, d. h. 
autonome Unternehmungen, eine Mittelſchicht zwiſchen ſtaatlicher 
Verwaltung und privatem Geſchäft, als die Wirtſchaften der Zu⸗ 
kunft; privater Initiative entſprungen, von privater Initiative ge⸗ 
leitet, der Staatsaufſicht unterworfen, ſollten fie ein vollauf jelb- 
ſtändiges Leben führen. Staat, Wirtſchaftsführer, Angeſtellte und 
Arbeiter ſollten Sitz und Stimme im autonomen Einzel unternehmen 
haben“. Der Staat ſoll dabei überwachende und eingreifende Rechte 
haben“. Die gleichartigen Einzelunternehmungen ſollen ſich in Gilden 
zuſammenſchließen, deſſen oberſte Spitze ein Wirtſchaftsparlament 
ſein müſſe. Der Staat ſoll den Berufsverbänden Aufgaben über⸗ 
tragen und Gegenleiſtungen dafür in Anſpruch nehmen“. Dieſe 
Art der Wirtſchaft werde ſchon Erfolg haben, „weil die heutige 
Wirtſchaft im Begriff ſtehe, mit ihren bekannten und erlernbaren 
Methoden in Wiſſenſchaft und Verwaltung überzugehen, während 
ſie bis dahin Geheimnis und Wagnis geweſen ſei, das nur durch 
kühne Einzelnaturen überwindbar geweſen“ ſeis. 

Ahnlich wie Rathenau denkt auch Moellendorff. Wirtſchaftliche 
Selbſtverwaltung der Berufsverbände, deren Unterbau im Kriege 
ſchon ausgemauert war, das iſt ſeine Loſung?. Der Staat müſſe 


1 Schumpeter ſagt: „Das Gehirn des Schöpfers des Betriebes kann man 
nicht verſtaatlichen.“ 

2 Ahnliche Entwicklung in England: dort ſcharen ſich die Sozialreformer 
um das „national guild system“. 

s W. Rathenau, „Probleme des Friedens“, S. 47. 

W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft“, S. 27 u. 58. 

s W. Rathenau, „Auton. Wirtſchaft“, S. 28. 

5 W. v. Moellendorff, „D. G.“ S. 32 u. 40; „Von Einſt zu Einſt“, 

S. 4½5. ö 
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ſich beſcheiden lernen als Aufſichtsrat, Vermögenseigner und Ertrags⸗ 
empfänger !. Wiſſell verlangt Selbſtverwaltung und Mitbeteiligung 
aller Glieder, Beſtimmung des Wirkungskreiſes der Selbſtverwaltungs⸗ 
organe durch dieſe ſelbſts. Beide zuſammen, Wiſſell und Moellen⸗ 
dorff, ſtellen dann jenes bekannte Rieſenſchema auf und wollen mit 
dieſer Planwirtſchaft das Wirtſchaftsleben zum neuen Blühen 
bringen. Der Ingenieur Moellendorff, der mit totem Stoff umzu⸗ 
gehen gewohnt war, glaubt auch lebenden Stoff beliebig formen zu 
können. 

Neben anderen Organiſationen ſoll eine Reichsvermögensbank 
in Form eines gemiſcht⸗wirtſchaftlichen autonomen Betriebes ins 
Leben gerufen werden, ein Vermögensfonds ſoll angegliedert werden. 
Die Leitung des Betriebes iſt in dieſem Falle jedoch nicht wie bei 
den gleichzeitig geplanten Gilden⸗ oder Wirtſchaftsbünden in die 
Hände von Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Handel, Verbraucher und 
Staat gelegt, ſondern folgendermaßen gedacht: Die Reichsregierung 
ſoll die geſamte Aufſicht über die Bank haben und außerdem im 
Auffihtsrat mit einem Viertel der Stimmen vertreten ſein. Das 
zweite Viertel Stimmen wird durch von der Reichsregierung ernannte 
Vertreter des Reichswirtſchaftsrates und der Narionalverſammlung, 
die alſo als vom Reich Ernannte wahrſcheinlich den Reichsvertretern 
im Effekt nahe ſtehen würden, die beiden übrigen Viertel durch Ver⸗ 
treter der Aktionäre — d. h. Reich, Gliedſtaaten und eventuell 
Private“ — gebildet. Als Vorſtand find private Unternehmer ge: 
dacht. Dieſe ſollen das Schiff ſteuern, aber der Staat bleibt dennoch 
Kapitän und 8 Machthaber mit weitgehendem Einſpruchs⸗ 
recht, deſſen Abgrenzung nicht klar erſichtlich iſt. 

| Aufgabe der Bank fol es fein, neben der Führung von Bank⸗ 
geſchäften jeglicher Art, in Konkurrenz mit den beſtehenden Aktien⸗ 
banken vor allem die durch eine Vermögensabgabe ans Reich fallen⸗ 
den gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Beteiligungen oder Vermoͤgensobjekte auf 
eigene Rechnung zu verwalten und dem Reich als Gegenwert den 
Preis zu erſtatten, den das Reich gegenüber den Steuerpflichtigen 


1 W. v. Moellenborff, a. a. O. 

2 Wiſſell u. Moellendorff, „Wirtſchaftliche Selbſtverwaltung“, S. 89. 

2 Dem Entwurf gemäß ſollen die Aktien zwar zunächſt von Reich und 
Gliedſtaaten übernommen werden, eine Weiterbegebung an Private iſt aber vor⸗ 
behalten. Der ganzen Idee des Entwurſes nach ſcheint mit dieſer Weiter⸗ 
begebung auch gerechnet geweſen zu fein (Plutus, 16. Jahrg., Heft 23/21, 
S. 186/190). 
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bei der Erhebung der Steuern zur Verrechnungsgrundlage nimmt. 
Das Reich ſoll durch die Erträge und teilweiſen Verkäufe der Ob⸗ 
jekte Geldmittel in die Hand bekommen, um ſeine Schulden abdecken 
zu können. Da die auf dieſe Weiſe flüſſig gemachten Geldmittel 
für die Staatsbedürfniſſe noch nicht ausreichen oder zu langſam ein⸗ 
fließen, ſollen auf Grund der Vermögensobjekte Obligationen aus⸗ 
gegeben werden, die dann eine ſchnellere Schuldabtragung ermöglichen 
und außerdem das Reich in den Stand ſetzen, die Anteile an be⸗ 
ſtimmten Unternehmungen, auf die es beſonderen Wert legt, dauernd 
in der Hand zu behalten. Eine Minimaldividende von 5% ſoll 
durch das Reich garantiert ſein. 

Jedoch bleiben dieſe Gedanken und Pläne von Rathenau, 
Moellendorff und Wiſſell nicht die einzigen Folgen der neuen Ent⸗ 
wicklung gegen Kriegsende. In ganz anderem Boden wurzelnd, im 
Lager der Auſtromarxiſten waren ähnliche Gedanken zur Entwicklung 
gekommen, die in umfaſſender Weiſe mit den Banken in Verbindung 
ſtanden, und das kam daher, daß ihr Urheber, Otto Bauer, ſchon 
als Oſterreicher und dann überhaupt den Kriegsorganiſationen nicht 
ſo nahe ſtand! und darum wieder auf die Banken als Organiſations⸗ 
mittelpunkte verfallen konnte, wie das ehedem in der erſten Periode 
gleichfalls der Fall geweſen war. 

Im öſterreichiſchen Sozialiſierungsentwurf und in ſeinem „Weg 
zum Sozialismus“? entwickelt er fein Programm: Allmähliche Über⸗ 
führung allen Beſitzes in das Eigentum der Volksgeſamtheit; Sozia⸗ 
liſierung, Vergeſellſchaftung der Produktion?, d. h. Leitung der Be⸗ 
triebe von den Vertretern derjenigen Geſellſchaftskreiſe, deren Be⸗ 
dürfniſſe der ſozialiſierte Wirtſchaftszweig fortan befriedigen ſoll. 
Endziel iſt die planmäßige Leitung der Produktion durch eine 
Zentralbank, die ihrerſeits wieder der Leitung durch die Volks⸗ 
geſamtheit unterſteht. Aber die Verwirklichung denkt er ſich unter 
guter Begründung allmählich. Der Bau ſoll von den Fundamenten 
aus begonnen werden. Die Kuppel des Baues, die Zentralbank, ſoll 
erſt zum Schluß kommen — ebenſo Hilferding auf dem Rätekongreß 


1 Bauer war lange Zeit in Sibirien gefangen. 

2 In vielfach wörtlichem Anſchluß an Bauers Plan wurde in der vor⸗ 
läufigen Verfaſſung des Freiſtaates Braunſchweig vom 27. Januar 1919 die 
Sozialiſierung der Banken feſtgeſetzt (ſiehe „Braunſchweigiſche Landeszeitung“ vom 
27. Auguſt 1919). 

2 So im „Weg zum Sozialismus“, ©. 6. 
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Dezember 19181 —. Somit ſteht ſein Plan alſo fern allen Kon⸗ 
ſtruktionen der erſten Periode, aber ebenſo fern auch dem friedlichen 
Hineinwachſen in den Sozialismus nach Art eines Bernſtein oder 
Renner. Sein Plan vereinigt beide: Marx und die Organiſation. 
Er bildet die dritte umfaſſende und endgültige Löſung der ſozia⸗ 
liſtiſchen Organiſationspläne dieſer Epoche mit Bezug auf das Wirt⸗ 
ſchaftsleben und ſteht in enger Verbindung mit den Banken. 

Das Sozialiſierungswerk beginnt mit den reifen Zweigen der 
Induſtrie und findet ſeine Krönung im Zuſammenſchluß aller Groß⸗ 
banken des Landes zu einer nationalen Zentralbank. Aufgabe der 
Bank wird es ſein, das ganze Kreditweſen des Landes zu regeln. 
Sie wird „die Kapitalien immer dorthin leiten, wo das Volk ſie 
braucht“. Sie wird oberſte Verteilungsſtelle aller Kapitalien und 
damit zugleich oberſtes leitendes Organ der ganzen Volkswirtſchaft. 

Den Aktionären und dem Verwaltungsrat ſoll die Macht über 
das anvertraute Kapital entwunden und der Volksgeſamtheit über⸗ 
tragen werden. Die Herrſchaft der Volksgeſamtheit iſt nun folgender⸗ 
maßen gedacht: Direktorium und Verwaltungsrat werden unter⸗ 
ſchieden. Das Direktorium von Fachleuten ſoll nach Vorſchlägen 
eines Kollegiums gewählt werden, das ſich aus den führenden 
Männern der ſtaatlichen Finanzverwaltung, den leitenden Direktoren 
der Induſtrieverbände und der großen Handelsorganiſationen, aus 
Vertretern des Lehrkörpers der Handelshochſchulen und aus Ver⸗ 
tretern der Bankbeamtenorganiſationen zuſammenſetzt. Der Ver⸗ 
waltungsrat könne ſich zum Beiſpiel zuſammenſetzen zu einem Drittel 
aus Gewählten von der Nationalverſammlung, zu zwei Drittel aus 
Gewählten von den Induſtrieverbänden, landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften, Konſumvereinen, Gewerkſchaften und Angeſtellten⸗ 
organiſationen. 

Bei vereinfachender Zuſammenrechnung dieſer Organe, die Ein⸗ 
fluß auf die Zuſammenſetzung der Leitung haben ſollen, ergeben ſich 
als beſtimmend: Staat, Kreditgeber, Kreditnehmer und Arbeitnehmer, 
d. h. die Bankbeamten. Im Endſtadium der Entwicklung fällt auch 
der privatwirtſchaftliche Kreditgeber fort; er iſt dann abgeloͤſt, ent⸗ 
ſchädigt und zum Verwaltungsbeamten heruntergedrückt worden. 

Als hauptſächlichſte Wirkung der ganzen Umgeſtaltung ſieht 
Bauer in Verbindung mit dem Wegfall aller Bankkonkurrenz und 


1 Stenogr. Bericht, herausg. vom Zentralrat ber ſozial. Reg. Deutſchlands, 


S. 157 u. 158. 
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dem Wegfall der Effektenbörſe eine erhebliche Zinsherabſetzung. Außer⸗ 
dem glaubt er u. a. an Herſtellung der Proportionalität zwiſchen 
Produktion und Konſumtion. N 

Eine Kritik der Pläne von Moellendorff⸗Wiſſell und von Bauer 
läßt ſich erſt nach Unterſuchung deſſen geben, was eine vorwärts⸗ 
ſtrebende Wirtſchaft braucht: Bevölkerungszuwachs oder ⸗-ſtagnation, 
Zentraliſation oder Dezentraliſation, Mehrheitswille oder Einzelwille. 
Wir werden weiter fragen, was eine zum Neuaufbau drängende 
Volkswirtſchaft wie die unſere mit Bezug auf den Zinsſatz im Ge⸗ 
folge hat. 

Unſer Ziel muß Fortſchritt' und Wiederaufbau unſerer Wirt⸗ 
ſchaft ſein; es kann nur erreicht werden bei wachſender Bevölkerung 
und genügender Wahrung der Dezentraliſation, zwei Momente, die 
eng zuſammenhängen. 

Künſtliche Geburtenbeſchränkung widerſpricht der Natur, iſt daher 
eine Erſcheinung der Disharmonie und des Verfalls. Das ver⸗ 
ſtandesmäßige Rechnen, das egoiſtiſche Bedachtſein auf das eigene 
Wohl tritt dabei zu ſtark gegenüber dem urſprünglichen und ſieg⸗ 
haften Glauben an die eigene Zukunft, der Vorbedingung allen 
Fortſchritts, in den Vordergrund. 

Zentraliſation oder Dezentraliſation hängt inſofern mit dem Be⸗ 
völkerungsproblem zuſammen, als zentrale Wirtſchaft bei ſtagnierender 
Bevölkerung relativ leicht durchführbar iſt, dezentrale Wirtſchaft 
aber von der wachſenden Bevölkerung verlangt wird. In ſtagnierender 
Wirtſchaft iſt der einzelne Menſch relativ bekannt, er iſt ein ſicherer 
Faktor in der Rechnung einer zentralen Leitung. Bei ſtagnierender 
Bevölkerung entſteht ferner nicht der Drang nach Erfindung, nach 
neuen Methoden, um den Bevölkerungszuwachs ernähren zu können. 
Alte und bekannte, zu Wiſſenſchaft gewordene, daher für jedermann 
erlernbare Methoden genügen. Das bureaukratiſche Moment, das 
jeder Verwaltung von Natur eigen iſt, kann keinen Schaden an⸗ 
richten, da nichts Neues zur Entſtehung kommt, an dem es ſeine 
lähmende Macht zur Geltung bringen könnte. 

Geburtenzuwachs hingegen wirkt umgekehrt fortſchrittfördernd, 
lebenſteigernd. Zentrale Verwaltung wird dabei ſchwerer durchführ⸗ 
bar; denn der einzelne Menſch kann nicht ſo bekannt ſein, wo ſehr 
viel mehr Menſchen in den Kreis der Wirtſchafter eintreten. Es entſteht 
aber auch ein größerer Drang nach Erfindungen und neuen Me⸗ 
thoden. Das bureaukratiſche Moment, zentrale Verwaltung muß 
hier mit Notwendigkeit Schaden anrichten. 
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Als Folgerung ergibt ſich, daß eine vorwärtsſtrebende Wirtſchaft 
auf Dezentraliſation bedacht ſein muß. Dezentraliſation muß überall 
dort zu ihrem Recht kommen, wo die Perſon gegenüber der Sache, 
dem Techniſchen, dem Mechaniſchen, dem Erlernbaren in den Vorder⸗ 
grund tritt, wo das Schöpferiſche in der Menſchennatur geſchützt 
und angeregt werden ſoll. Auf Perſonenkenntnis und deren För⸗ 
derung kann von einer Zentrale aus nicht Bedacht genommen werden. 
In gleicher Richtung wirkt eine erforderliche Kenntnis beſonderer 
örtlicher Verhältniſſe, der Standortsverhältniſſe, die nichts mit Per⸗ 
ſonen zu tun haben. — Zentraliſation kommt andererſeits dort in 
Frage, wo das Techniſche im Vordergrunde ſteht. 

Wo Perſönliches und Techniſches gleich wichtig ſind, erſcheint 
Zentraliſation bei genügender Wahrung der Dezentraliſation durch 
lokale Selbſtverwaltung am Platze. 

Eine vorwärtsſtrebende Wirtſchaft verlangt aber zweitens eine 
genügende Wahrung des Einzelwillens gegenüber dem Maſſenwillen. 
Der Wille einer großen Perſönlichkeit kann — und das hat die 
Geſchichte hinlänglich bewieſen — ! unter Umſtänden das Wohl der 
Geſamtheit und die Möglichkeit des Aufſtiegs viel beſſer erkennen 
als der Mehrheitswille durch die Summierung vieler Einzelwillen. 
Es darf deshalb die Möglichkeit freier Einzelentſcheidung zum Wohle 
des Ganzen nicht verbaut werden?. Maſſenwille muß nur in Re 
ſerve ſtehen, um dort einzugreifen, wo der Einzelwille ſeine Schranken 
überſchreitet und ſich individualiſtiſch⸗egoiſtiſch betätigt. Zur Ein⸗ 
dämmung dieſer Gefahr bedarf es daher eines Sicherheitsventils, 
eines Bremſerdienſtes, den unter anderem ein Mehrheitsvotum ver⸗ 
richten kann. Es muß den Einzelwillen an ſeine Pflichten gegen⸗ 
über der Geſamtheit erinnern und entarteten Einzelwillen beſeitigen 
können “. 


1 „Aus dem Einzigkeitsprinzip heraus ſpricht Gottes Stimme, nie ans 
dem der Mehrheit. In der Maſſe löſt ſich die Seele auf.“ (Graf H. Keyſer⸗ 
ling, „Deutſchlands wahre politiſche Miſſion“, S. 51/54.) Siehe auch Delbrück, 
„Regierung und Volkswille“, zum Beiſpiel S. 30 und 42, und Schmollers 
„Grundriß“ 1919, II, S. 644. 

2 Selbſt Marx ſagt, daß „die gemeinſchaftliche Arbeit auf größerem Maß⸗ 
ſtabe einer Direktion bedürfe“ („ Kapital“, Volksausgabe, S. 278), und Leuin 
hat die freiſchaffenden Unternehmer zurückgerufen. 

s Entartet war zum Beiſpiel die Gewährung franzöfiſcher Anleihen nur 
nach politiſchen Geſichtspunkten (ſiehe G. Scheuerl, „Kriegschronik der Neichs⸗ 
bank. Die Bankaufſicht, ein Sieg ſtaatsſozialiſtiſcher Ideen in Frankreich“; 
fiehe auch E. Agahd, „Großbanken und Weltmarkt“) Nachgeben des über- 


1169) Die Stellung des Sozialismus zum Bankweſen 221 


Jede aufſtrebende Wirtſchaft iſt kapitalbedürftig. Wenn die 
Kapitalnachfrage das Angebot aber überſteigt, ſo ergibt ſich als not⸗ 
wendige Folge ein hoher Zinsſatz. 

Dieſe volkswirtſchaftlichen Grundſätze ſeien nun zunächſt mit 
dem Wiſſell⸗Moellendorffſchen Plane verglichen: nach ihm ſollen von 
einer zentralen Stelle aus die — was die Branchen angeht — 
verſchiedenartigſten und über das ganze Reich verſtreuten örtlich 
verwurzelten Betriebe geleitet werden oder dem ſtaatlichen Anteil 
entſprechend ſachgemäß beeinflußt werden. Dieſer Plan muß als 
undurchführbar bezeichnet werden angeſichts der Tatſache, daß es 
ſich um eine große Menge riſikoreicher und in keinem Sinne 
ſozialiſierungsreifer Betriebe handeln wird, die mithin außer Sach⸗ 
kenntnis eine eingehende Perſonen- und Standortskenntnis zur 
Vorausſetzung haben, falls ein wirtſchaftliches Reſultat erzielt werden 
ſoll — auf die Einſtellung von Sachverſtändigen allein, wie der 
Entwurf es vorſieht, kommt es ferner nicht an, ſondern auch auf 
die Art ihrer Verwendung. Dieſe Verwendung iſt jedoch nicht ſo 
gedacht, daß ſie ein wirtſchaftliches Reſultat verbürgen kann. Denn 
die überwiegende Macht über die ganze Reichsvermögensbank ſoll 
nach dem Entwurf öffentlichen Körperſchaften zufallen, mindeſtens 
ſo lange, als ſich nicht ſämtliche Aktien in privaten Händen befinden. 
Es werden ſich deshalb, wenn überhaupt, ſo nur ſehr ſchwer und 
nicht die beſten Sachverſtändigen und Unternehmer bereitfinden 
laſſen, Betriebe zu übernehmen, bei deren Leitung ihnen die Hände 
gebunden ſind. Das macht den Zwittercharakter der Moellendorffſchen 
Vorſtellungen aus. Einer von beiden muß Riſiko und Verantwortung 
tragen und entſprechend freie Hand haben: entweder der Staat 
oder der Unternehmer. Bei Moellendorffs Plan fällt das letzte 
Riſiko, die letzte Verantwortung dem Staate zu; das zeigt ſich auch 
darin, daß er die Dividende ſtaatlich garantieren will, eine Abſicht, 
die dem Staate ebenſo wie die Obligationenausgabe auf Grund der 
Objekte teuer zu ſtehen kommen kann, weil ein Vermögensobjekt erſt 
dann einen verhältnismäßigen Wert erhält, wenn es auch richtig 
bewirtſchaftet wird. Bei dieſer Organiſation, derart an den Wagen 


individuellen Einzelwillens gegenüber dem Mehrheitswillen kann aus 
taktiſchen Gründen, der Beruhigung und Einigung halber, notwendig werden in 
dem Sinne, wie Meinecke in „Nach der Revolution“ ſagt: „Unſere Nation 
muß jetzt in ihrem Unglück zuſammenrücken zur engſten brüderlichen Lebens⸗ 
und Arbeitsgemeinſchaft, das muß auch der Sinn der wirtſchaftlichen Soziali⸗ 
ſierung werden, der wir entgegengehen“ (S. 68). 
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des Staatsorganismus geſpannt, wird auch jeder Sachverſtändige 
und Unternehmer bald die ſtaatlichen bureaukratiſchen Manieren 
annehmen. Eine Entbureaukratiſierung wird ein frommer Wunſch 
bleiben. Ob ſich ſolch ein Betrieb dann Miniſterium oder Bank 
nennt, bleibt gleichgültig. Erſt wenn ſtaatlicher Wille und Unter⸗ 
nehmerwille ſich mindeſtens gleich ſtark gegenübertreten, kann allen⸗ 
falls ein erſprießliches Reſultat erzielt werden. Der Staat kann 
dann unter Umſtänden im Allgemeinintereſſe förderlich wirken. — 
Was die eigentlichen, insbeſondere die riſikoreichen Bankgeſchäfte 
angeht, ſo wäre Ahnliches zu ſagen. Es ſei zu dieſem Punkte auf 
die Kritik des Bauerſchen Projekts mit verwieſen. 

Anſtatt daß der Reichsvermögensfonds produktive Verwendung 
findet, ſoll durch ihn ganz analog, wie es ſeinerzeit ſchon Proudhon 
wollte, zur Kriſenverhinderung die Wirtſchaft mit Aufträgen ver⸗ 
ſehen werden, als ob es allein auf die Aufträge ankäme, um eine 
verfallende zu einer blühenden Wirtſchaft umzugeſtalten. 


Vergleichen wir nunmehr die volkswirtſchaftlichen Grundſätze 
mit Bauers Forderungen und ſeiner Zukunftsprognoſe: Bauer will 
von einer Zentralſtelle aus alle Kapitalien an die einzelnen Wirt⸗ 
ſchafter zuteilen, eine Aufgabe, die alſo über ein großes Gebiet ver⸗ 
ſtreuten Perſonen zum wirtſchaftlichen Aufſtieg verhelfen will und 
aus oben dargelegten Gründen von einer Zentralſtelle aus nicht be⸗ 
friedigend erfüllt werden kann !. Iſt Zentraliſation aus techniſchen 
Gründen — wie Geldausgleich, mangelnde Kapitalkraft zu kleiner 
vereinzelter Banken, Kapitalerſparnis, Mechaniſierung der Buchungs⸗ 
und Verrechnungsmethoden? — notwendig, ſo muß auf anderem 
Wege für genügende Dezentraliſation geſorgt werden?. Gerade bei 


1 Rieſſer meint ähnlich, daß eine Großbank die zweckmäßige Verwendung 
der von Zweigſtellen, Kommanditen, Tochtergeſellſchaften uſw. geſtellten Kredit ⸗ 
anſprüche nicht kontrollieren kann (Art. „Bankpolitik“ im „Handbuch der Politik“, 
S. 342). Wygodcezinsky hebt die Wichtigkeit der lokalen Sachkenntnis der 
Provinzialkaſſen hervor, die ein reines Zentralinſtitut niemals in gleichem Maße 
erwerben kann („Die neuere Entwicklung des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens“, Hannover 1913, S. 31). 

Darüber Otto Schoele in der Zeitſchrift „Der bargeldloſe Zahlungs 
verkehr“ vom 30. Septemder und 31. Oktober 1919. 

s Auch Schär tritt („Die Bank im Dienſte des Kaufmanns“, 20. Aufl. 
Vorwort) für eine ſyſtematiſche Lokaliſierung der zentraliſierten genoſſenſckaſtlichen 
Volksbank ein, die er in Zukunſt einmal kommen ſieht. Nur ſcheint er dennoch 
die Bedeutung der Lokaliſierung nicht richtig einzuſchätzen, wenn er Liquidität 
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Kreditbanken iſt die Gefahr ungenügender Berückſichtigung lokaler 
Verhältniſſe und Perſonen weit näherliegend als etwa bei Spar⸗ 
kaſſen und Genoſſenſchaften, weil ihr Beamtenbetrieb nicht ſo lokal 
verwachſen iſt. Auch mag eventuell bei zentraliſiertem Betriebe die 
Konkurrenz von Genoſſenſchaften und Sparkaſſen einerſeits, Aus⸗ 
landbanken anderſeits nicht zwingend genug auf die Kreditbanken 
wirken wie bisher in alle feinen und feinſten Kanäle hineinzu⸗ 
ſpüren !. N 

Weiterhin will Bauer die Entſcheidung über die Kapitalzuteilung 
in die Hände eines Kollegiums legen, das ſich aus Kreditgeber (jei 
es nun der private Kreditgeber + Staat, oder ſei es der Staat 
allein), Kreditnehmer und Arbeitnehmer zuſammenſetzt. Über die 
Art der Entſcheidung, ob durch Abſtimmung oder auf andere Weiſe, 
ſagt er nichts. Mehrheitsvotum ſcheint in ſeinem Sinn zu liegen. 
Durch Mehrheitsvotum können nun, wie oben gezeigt, wohl Kom⸗ 
promiſſe, kann aber die gerechteſte und beſte Löſung nicht gefunden 
werden. Auch hat die Vielköpfigkeit eines ſolchen Kollegiums eine 
Schwerfälligkeit des Entſchluſſes zur Folge; es müßte alſo zum 
mindeſten aus dem Kollegium ein Direktorium? delegiert werden, 
dem die eigentliche Leitung und Durchführung der banklichen Auf- 
gabe zufiele und das bei aller Gebundenheit an das geſamte Kollegium 
doch die genügende Freiheit der Entſcheidung behielte “. 

und Solidität als die erlernbaren Prinzipien in jeder Bankverwaltung ſo in 
den Vordergrund rückt und als ausſchlaggebenden Grund möglicher Zentrali⸗ 
fierung anführt. 

1 Als ſekundär ſchädliche Folge iſt noch zu nennen: Herabminderung der 
Zahl der Selbſtändigen, dadurch geringere Möglichkeit der Gewinnung von 
Geſamtüberblicken. — Anders Adolf Wagner über Zentraliſierung und 
Dezentralifierung: er hält die Gründe für und wider für weſentlich relativ 
(Schönbergs Handbuch, Bd. I, S. 496 und Syſtem der Zettelbankpolitik, 
S. 13 ff., 620, 635). 

2 Bei Bauers Direktorium iſt nicht erſichtlich, wie weit es ſelbſtändig tätig 
ſein darf, S. 25. 

8 Die von Schär mit warmem Empfinden vorgetragene Idee einer Volks⸗ 
bank auf genoſſenſchaftlicher Grundlage käme in der Art ihrer Leitung der be⸗ 
ſagten Mindeſtforderung nicht genügend entgegen, da der Vorſtand hier bei Be⸗ 
willigung größerer Kredite nicht felbftändig entſcheiden kann. Auch wäre eine 
genoſſenſchaftliche Volksbank als einzige Bankart bei einer auſſtrebenden und 
mit Riſiko verbundenen Wirtſchaſt doch kaum ausreichend, da bei Kreditierung 
großer und riſikoreicher Unternehmen ihre Sicherheit im Intereſſe des kleinen 
Mannes zu tark gefährdet wäre oder der große Unternehmungsdrang nicht ge 
nügend Kredit erhielte. Eine gewiſſe Stagnation müßte auch hier die Folge 
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WAnderſeits erſcheint die Zuſammenſetzung des Kollegiums nach 
dem Bauerſchen Programm eine Unmöglichkeit, wenn man die gegen⸗ 
überſtehenden Intereſſen vergleicht. Kreditgeber und Bankangeſtellte 
haben bei ſteigender Konjunktur das gleiche Intereſſe an hohen 
Preiſen oder Zinsforderungen, ſie werden daher in dieſem Falle 
an einem Strange ziehen; bei fallender Konjunktur und zurück⸗ 
gehenden Preiſen werden ſich die Arbeitnehmer nur ſchwer mit einem 
geringeren Lohn zufriedengeben. Viel ſchwieriger aber iſt der Aus⸗ 
gleich zwiſchen Kreditnehmer und ⸗geber; wenn zwar in Zukunft, 
wie Bauer hofft, der ſozialiſtiſche Staat der alleinige Kreditgeber iſt, 
dann werden Konfliktsmöglichkeiten künſtlich beſeitigt werden, eine 
gerechte Verteilung im Sinne des Gleichheitsdogmas wird vielleicht 
erreicht ſein, das Produktionsintereſſe aber, das doch ausſchlag⸗ 
gebend für die Blüte oder Nichtblüte einer Wirtſchaft iſt, wird dabei 
zurückſtehen, und ſtagnierende Wirtſchaft wird abermals die Folge 
ſein. Wenn jedoch der private Kreditgeber noch neben dem Staat 
ſteht und das Produzentenintereſſe genügend berückſichtigt wird, jo 
kann der Staat eventuell durch Unterſtützung der Kreditnehmer⸗ 
intereſſen letztere vor Ausbeutung ſchützen. Die Kreditgeber⸗ und 
⸗nehmerintereſſen werden aber dann im Kollegium ſtets unüber⸗ 
brückbar gegenübertreten. Ein Ausgleich der Intereſſen kann nur 
auf dem Kapitalmarkte ſtattfinden !. 

Als Folge der Umgeſtaltung glaubt Bauer Zinsherabſetzung 
buchen zu können. Wir ſagten oben, daß eine aufſtrebende Wirtſchaft 
ſich durch hohen Zins auszeichne. Bauers ſtagnierende Wirtſchaft 
wird allerdings mit wenig Kapital auskommen, nur ſo viel Kapital 
bedürfen, als zur Reproduktion, zur Aufrechterhaltung der Wirtſchaft 
überhaupt notwendig iſt. 

Aber auch durch den Wegfall der Konkurrenz tritt kaum eine 
Verbilligung des Betriebes ein, die wiederum eine Zinsherabſetzung 
zur Folge haben könnte, denn wenn auch einige Unkoſten (wie Reklame 
aller Art und Unkoſten durch techniſche Mängel) in Fortfall kommen, 
ſo treten auf der anderen Seite durch die Zentraliſierung Unkoſten⸗ 


ſein. In einer aufſtrebenden Wirtſchaft muß es Banken geben, die ferner nicht 
durch die Dienſte, welche ihr Haftpflicht- und Genoſſenſchaſtsanteil des Kredit⸗ 
ſuchers leiſten, genötigt ſind, beſondere Rückſicht auf letzteren in bezug auf Zins 
und Proviſionsberechnung zu nehmen, wenn das einzugehende Riſiko anderes 
verlangt (ſiehe Schär, „Die B. i. D. d. Kaufmanns“, Leipzig 1920. Vorwort.) 

1 Vgl. darüber Schumacher, „Gegenwartsfragen des Sozialismus“, in 
dieſem Jahrbuch 1920, S. 12. 
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ſteigerungen ein. Denn das leitende Perſonal muß bei allzu großem 
Betrieb unverhältnismäßig verſtärkt werden. Auch müſſen jetzt be⸗ 
ſondere Einrichtungen erſetzen, was durch geringere Überfiht des 
Leiters verlorengeht !. 

Eine Zinsherabſetzung wird deshalb, wie Bauer glaubt, kaum 
eintreten, es ſei denn, daß Stagnation unſerer Wirtſchaft zur Tat⸗ 
ſache wird. 

Mit Bauer iſt vorläufig die dritte Epoche zum Abſchluß ge⸗ 
kommen. Wenn in der erſten Epoche frühreife organiſatoriſche 
Verſuche im Vordergrund ſtanden, wenn in der zweiten Epoche alle 
organiſatoriſchen Pläne auf ſpätere Zeiten verſchoben wurden, in 
denen ſie von ſelbſt mit Naturnotwendigkeit heranreifen würden, 
ſteht die dritte Epoche wieder im Zeichen des Pläneſchmiedens. 
Jedoch iſt es kein Planen und Organiſieren um jeden Preis, man 
berückſichtigt den Stand der Entwicklung und die Folgen des Krieges. 
Bauer ſetzt deshalb die Bankenſozialiſierung an den Schluß ſeines 
ganzen Organiſationsplanes. 

Greifen wir nunmehr auf die philoſophiſchen Grundlagen des 
Sozialismus zurück, ſo werden wir ſagen, daß in dieſer dritten 
Epoche die Freiheit ſchöpferiſcher Konſtruktion mit der Naturnot⸗ 
wendigkeit oder Geſetzmäßigkeit der Entwicklung verbunden iſt. Wenn 
in der zweiten Epoche das konſtruktive, jo eminent fozialiftiiche 
Moment unter dem indirekten Einfluß der individualiſtiſchen, mecha⸗ 
niſtiſchen Aufklärung, deren Elemente Marx ſo ſehr in ſich auf⸗ 
genommen hatte, zu ſtark vernachläſſigt worden war, ſo tritt es nunmehr 
wieder in ſeine Rechte ein und verlangt bei allem Streben, die 
geſetzmäßige Entwicklung zu berückſichtigen, doch das Übergewicht. 
Bauers Ideen harmanoſieren nicht mit einem natürlichen lebens⸗ 
vollen Organismus, ſondern haben etwas Konſtruktives und Ge⸗ 
machtes an ſich. Dies kann auch nicht anders ſein, wenn das 
Individuelle, wie es beim Sozialismus der Fall iſt, nicht die ge⸗ 
bührende Berückſichtigung findet. Das individuelle Moment kommt 
zwar zum Ausdruck in dem allmählichen Werdenlaſſen, in der Be⸗ 
achtung der geſetzmäßigen Entwicklung, ſowie in dem ſchließlichen 
Ziel, dem Glück des Einzelindividuums, aber es ſteht nicht gleich— 
berechtigt neben dem erſtrebten Ganzen, befindet ſich in Abhängigkeit 
von einer Geſamtheit, ſei es nun die Geſellſchaft, ſei es der Staat, 


1 Vgl. darüber auch Schumacher, „Urſachen und Wirkungen“, S. 199, 
ſowie Rieſſer, „Bankpolitik“ im „Handbuch der Politik“, II. Bd., S. 342. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 15 
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ſei es die Menſchheit. Somit bleiben auch die Ideen der dritten 
Epoche Konſtruktionen, die ſich im Leben nicht bewähren können 
oder, wenn ſie die Macht erlangen ſollten, das Leben töten müſſen. 


b Schluß 

Wir ſahen: Was den Sozialismus am Bankweſen intereſſiert. 
ſind nicht die kleinen Gegenwartsfragen, nicht Fragen über techniſche 
Einzelheiten, nicht Fragen, wie die Banken am beſten ihrer Aufgabe 
im Gegenwartsſtaat gerecht werden, ſondern ſie werden einzig und 
allein im Hinblick auf die ſozialiſtiſche Zukunft angeſehen. Man 
unterſucht, wie weit ſie ſchon ſozialiſtiſche Momente in ſich tragen, 
man ordnet ſie in die große ſozialiſtiſche Zukunftskonſtruktion ein 
und teilt ihnen entſprechende Aufgaben zu. Die mannigfachen 
Elemente, aus denen ſich der Sozialismus aufbaut, haben die 
Meinungen über das Bankweſen in den verſchiedenen Epochen 
variieren laſſen, dennoch wurden ſie immer in Hinſicht auf den großen 
ſozialiſtiſchen Zukunftsbau gefaßt. Die Irrtümer, denen ſich der 
Sozialismus mit Bezug auf die Banken hingibt, folgen alle aus der 
Verkennung und Verneinung der urſprünglichen Gegebenheit des Ich. 
Der Sozialismus kann ſich das Individuum nur in Abhängigkeit 
von einem Ganzen denken!. Er meint, daß es losgelöſt und auf 
ſich geſtellt nichts anderes als Unheil anrichten kann. Darum will 
er es unter das Ganze zwingen, und zwar von außen her, weil er 
als Verächter des Chriſtentums die innere Gebundenheit nicht kennt 
und kennen will, jenes gleichberechtigte Nebeneinander von Indi⸗ 
viduellem und Sozialem, jene gottgebundene Freiheit. So kann 
der Sozialismus, auch wenn er je ſein Märchenland, den Zukunfts⸗ 
ſtaat, erreichen ſollte, ſein Ziel, das Glück aller Individuen nimmer 
finden. Die erreichte Freude über ſoziale Gleichſtellung aller 
Menſchen wird immer eine Eintagsfreude bleiben, und auch Heimanns! 
Glaube, durch Verkürzung und Verringerung der Arbeitslaſt allein 
das Leiden aufheben zu können, wird immer entiäufcht werden 
müſſen, ſolange nicht das Chriſtentum mit ſeiner Erkenntnis der 


1 Das Streben zum Ganzen und Allgemeinen berührt ſich auch mit den 
Drang nach Sicherung und Verſicherung auf den verſchiedenſten Gebieten Gun 
Beiſpiel Annexionspolitik im und nach dem Kriege hüben und drüben oder 
Klaſſenherrſchaftspolitik jeglicher Art). | 

2 Ed. Heimann, „Die Sozialiſierung.“ Kap. VIII, Schluß, S. 5880 
im „Archiv. f. S. u. S.“, Bd. 45, 3. 


1175] Herbert Heimendahl: Die Stellung des Sozialismus z. Bankweſen 227 


Urſprünglichkeit des wertenden und praktiſch⸗ſchaffenden Bewußtſeins, 
der Erkenntnis vom wahren Wert der Perſönlichkeit bei aller Wahrung 
der Verantwortlichkeit gegenüber der Maſſe vom Sozialismus in 
ſeine Rechte wieder eingeſetzt wird. Dann verliert auch der „Weg 
ins Freie“ jenen „asketiſchen“ Zug, den Heimann ihm notwendig 
beilegen zu müſſen glaubt, weil dann das Abhängigkeitsgefühl von 
äußeren Verhältniſſen, das notwendig mit dem Großbetrieb ge⸗ 
ſteigert werden mußte, zurücktritt gegenüber dem Abhängigkeits⸗ 
gefühl von dem inneren Pulsſchlag der harmoniſchen Perſönlichkeit. 
Erſt wenn der Sozialismus den Perſönlichkeitsgedanken in der 
weſentlich unegoiſtiſchen, d. h. chriſtlichen Form mit allen Folgerungen 
in ſich aufnimmt, dann erſt kann er auch dem Wunſch Plenges 
nachkommen, nicht die „Parteidoktrin einer Klaſſe“ zu bleiben, viel⸗ 
mehr zu einer „gemeinſamen Grundgeſinnung aller“ zu werden. 
Erſt wenn das Gleichgewichtsverhältnis zwiſchen Perſönlichem und 
Ganzem hergeſtellt iſt, bekommt der Sozialismus einen univerſellen 
Sinn, der es allen ſolidar Denkenden ermöglichen würde, ſich Sozia⸗ 
liſten zu nennen. Damit hätte aher der Sozialismus ſeinen Partei⸗ 
charakter verloren, es würde auch „keine in Verteidigungsſtellung 
gedrängte Bourgeoiſie“, „keine bedrohte Erb⸗ und Geſinnungs⸗ 
ariftofratie” ! mehr geben. Der Sozialismus wäre zu dem geworden, 
wonach ſich alle ſehnen, die ſich über das Parteigetriebe zu er⸗ 
heben vermögen ?. 

Bei Herſtellung des Gleichgewichtsverhältniſſes werden aber auch 
die Banken ihr eigengeſetzliches Leben führen müſſen. 


1 Graf Herm. Keyſerling, „Deutſchlands wahre politiſche Miſſion“ 
S. 47. 
2 Ahnlich E. Hammacher, „Das philoſophiſch⸗ökonomiſche Syſtem des 
Marxismus“. „Die höchſte Verfaſſung wäre die, in der jeder in äſthetiſcher 
Harmonie den ihm ſpzeifiſchen Kulturwert verwirklichte, innerhalb eines orga⸗ 
niſch Augemeinen, dem er ſich aus eigener Erkenntnis oder ſelbſtgewählter Auto» 
rität unterwirft“ (S. 720). E. Troeltſch ſpricht von der „Freiheit einer frei⸗ 
willigen Verpflichtetheit für das Ganze“. 


15 * 


Digitized „Google 


1177] 229 


Anterſuchungen über Bodenpreiſe, 
Mietpreiſe und Bodenverſchuldung 
in einem Vorort von Berlin 


Von Dr. Walter Nothkegel⸗ Berlin 


Juhaltsverzeichnis: Sechſtes Kapitel. Die Beziehungen zwiſchen den Boden⸗ 
preiſen, den Mietpreiſen und der Bodenverſchuldung in Mariendorf S. 229 
bis 238. — Siebentes Kapitel. Schlußbetrachtung S. 238— 247. 


Sechſtes Kapitel 


Die Beziehungen zwiſchen Bodenpreiſen, Mietpreiſen und 
der Bodenverſchuldung in Mariendorf 


1. Unſere Unterſuchungen der Zuſtände auf dem Groß⸗Berliner 
Boden⸗ und Wohnungsmarkt haben ſich auf einen örtlich und zeit⸗ 
lich ſehr engen Ausſchnitt beſchränken müſſen und haben natürlich 
zunächſt nur Geltung für dieſen. Aber ein Berliner Vorort führt 
kein Einzeldaſein. Ein jeder iſt vielmehr mit den Nachbargemeinden 
und mit Berlin durch die geſamten wirtſchaftlichen Beziehungen auf 
das engſte verbunden, und wirtſchaftliche Erſcheinungen, die in der 
einen Gemeinde feſtgeſtellt ſind, finden ſich vielfach auch in anderen 
gleichartigen Gemeinden wieder. Das gilt ganz beſonders von den 
Verhältniſſen auf dem Wohnungs- und Grundſtücksmarkt. Und 
darum werden wir viele der für Mariendorf feſtgeſtellten Zuſtände 
als typiſch betrachten können für zahlreiche Vorortgemeinden von 
Berlin und von Großſtädten überhaupt. Es wird daher möglich 
ſein, auf Grund der gemachten Feſtſtellungen gewiſſe Anſchauungen 
und Lehrmeinungen über wichtige Probleme der Boden⸗ und 
Wohnungsfrage auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen und vielleicht 
auch einige Streitpunkte ihrer Löſung näherzubringen. 

Im Mittelpunkt aller Erörterungen über die Wohnungsfrage 
ſteht noch immer die Frage nach den Beſtimmungsgründen der 
Bodenpreiſe in der Stadt. Auf welchen Urſachen beruht die Höhe 
der Bodenpreiſe? Iſt insbeſondere die Preisbildung auf ungeſunde 
und willkürliche Grundlagen, vor allem auf Machenſchaften der 
Bodenſpekulation zurückzuführen? Und kann durch künſtlich hoch 
getriebene Bodenpreiſe das Wohnen unnötig verteuert werden? 
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Dieſe Frage wird, wie ſchon im 1. Kapitel erwähnt, von einer 
Gruppe von Wohnungstheoretikern bejaht. Die Bodenſpekulation 
beſitzt nach ihrer Auffaſſung die Macht, die Bodenpreiſe nach ihrem 
Ermeſſen feſtzuſetzen. Das Mittel, mit deſſen Hilfe die Spekulanten 
ihre Preistreibereien durchſetzen können, beſteht in der Zurückhaltung 
des Baulandes von der Bebauung, alſo in der Verminderung des 
Angebotes auf dem Grundſtücksmarkt. Dieſem Gedanken hat 
Oppenheimer beſonders prägnanten Ausdruck gegeben: 

„Rudolf Eberſtadt hat das Wort geſagt: ‚Die ſtädtiſche Grund⸗ 
rente kommt von außen, nicht von innen. Nie ward ein wahreres 
Wort geſprochen. Die Grundbeſitzer in der Umgebung der wach⸗ 
ſenden Städte werden ſämtlich Spekulanten. Sie ſperren ihr 
Eigentum gegen das Bau- und Wohnungsbedürfnis, geben es nicht 
eher her, als bis ihnen der Preis gezahlt wird, den ſie verlangen, 
und dieſer Preis iſt nie geringer als der letzte erpreßbare Wucher⸗ 
preis. Soweit hinaus, wie die Transportkoſten und Transportzeit 
das Wohnen der Großſtädte irgend geſtatten, iſt das Gelände rings 
um die Zentren nur noch gegen die Zahlung dieſes faſt unerſchwing⸗ 
lichen Tributs zugänglich. So ſchnürt ein unſichtbarer Wall von 
Grundrente die Städte ein, und die von ihm eingepreßte Bevölkerung 
kann nicht nach außen ausweichen, wo Boden genug zu ausreichender 
Behauſung für alle wäre, trotz der größeren Entfernung, wenn er 
nur für den normalen landwirtſchaftlichen Nutzungswert zu erwerben 
wäre. Sie kann nicht ausweichen und muß daher zähneknirſchend 
bewilligen, was die Bodenherren von ihr verlangen ...“. 

Der Gedanke von einer künſtlichen Ausſperrung des Baugeländes 
vom Markte durch die Bodenſpekulanten kehrt in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und namentlich in der populären Literatur und Agitation in 
den verſchiedenſten Formen wieder. Am beachtenswerteſten von 
dieſen iſt v. Mangolds „Theorie des ſchmalen Randes“. Danach 
kommt für die Ausdehnung einer Stadt immer nur ein ganz ſchmaler 
Streifen Landes in Betracht, der ſich unmittelbar an das bebaute 
Land anſchließt. Die Beſitzer dieſes ſchmalen Randes nehmen eine 
monopolähnliche Stellung ein und können hohe Bodenpreiſe fordern, 
die dann zu den notwendigen „Produktionskoſten“ der Wohnungen 
gehören und in dem Marktpreis der Wohnungen ſo gut wie die 
anderen Produktionskoſten ihre Deckung finden müſſen. Damit iſt 


1 Bericht über den erſten Allg. Deutſchen Wohnungskongreß in Frank⸗ 
furt a. M. 1904. 
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ausgeſprochen, daß die Höhe der Mietpreiſe ſich nach der Höhe der 
gezahlten Bodenpreiſe richten müſſe, daß alſo die Bodenſpekulanten 
die Mieten ſteigern können. 

Dieſe Anſchauung von dem großen Einfluß des Spekulanten⸗ 
tums auf die Wohnungspreiſe iſt namentlich in der populären, vor⸗ 
nehmlich bodenreformeriſchen Literatur weit verbreitet. In der 
Wiſſenſchaft wird te vor allem von Eberſtadt mit Energie ver⸗ 
treten und verteidigt. Allerdings hält Eberſtadt dieſen Einfluß 
nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen, die ſich gerade in Deutſchland vorfinden, für möglich. 
Zu dieſen gehören die gedrängte (vielſtöckige) Bauweiſe, die durch 
die bisher üblichen Bebauungspläne (breite Straßen, große Bau⸗ 
blocks) erzwungen werde. Ferner gehöre dazu die eigenartige Ein⸗ 
richtung unſeres Grundbuch- und Hypothekenrechts, das eine Ver: 
ſchmelzung des Bauwertes und des ſpekulativen Bodenwertes ge⸗ 
ſtattet, und das dadurch der Bodenſpekulation ermöglicht, den 
durch die Bautätigkeit erzeugten Wert in Beſchlag zu nehmen. 
Eberſtadt geht ſoweit, daß er ſogar die Wirkung der allgemeinen 
Preisgeſetze für den Grund und Boden überhaupt in Abrede ſtellt. 
Nach ſeiner Auffaſſung können bei uns die Bodenbeſitzer die Preis⸗ 
lage der Wohnungen beſtimmen, die der Unternehmer herſtellt!. 

2. Um die Frage, ob eine ſolche Ringbildung der Terrainbeſitzer 
um Berlin tatſächlich beſteht oder beſtanden hat, reſtlos beantworten 
zu können, dazu reichen die vorliegenden Unterſuchungen gewiß nicht 
aus, denn ſie beſchränken ſich auf einen viel zu kleinen Ausſchnitt 
aus dem gewaltigen Gebiet von Groß-Berlin. Immerhin gehört 
Mariendorf doch mit zu den Randgemeinden Berlins, und darum 
müßten ſich doch hier irgendwelche Anhaltspunkte dafür ergeben 
daß „kapitaliſtiſche Hände bei der Stadterweiterung das Geſetz von 
Angebot und Nachfrage ausgeſchaltet haben, indem ſie das beſte 
Gelände aufkauften und dann mit der Abgabe desſelben zurück⸗ 
hielten“ ®. 

Aus der ganzen Art des Grundſtückshandels in Mariendorf 
ergeben ſich aber keine Anhaltspunkte dafür, daß unter den Speku⸗ 
lanten derartige Beſtrebungen geherrſcht haben. Das zuerſt in 
Mariendorf zur Aufſchließung gelangte größere Spekulationsgelände 


1 Dol Wörterbuch der Volkswirtſchaftslehre, Artikel: Wohnungsfrage und 
Wohnungsweſen. 
2 Jäger, „Die Wohnungsfrage“. Berlin 1903. 
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ift die Villenkolonie Südende geweſen. Wir wiſſen aus unſeren 
Ausführungen im dritten Kapitel, daß dort bald nach dem Kriege 
1870/71 das Gelände in Bauplätze eingeteilt worden iſt, daß ſofort 
mit dem Verkauf derſelben begonnen wurde, und. daß ſich die Kauf⸗ 
preiſe faſt 20 Jahre lang auf der gleichen Höhe von 5,0— 7,0 Mk. 
je qm gehalten haben. Von einem Zurückhalten des Landes zu 
dem Zwecke, noch höhere Preiſe herauszuholen, iſt in Südende 
zweifellos nichts zu merken. Dasſelbe iſt auch von den nicht zur 
Aufſchließung gekommenen Terrains im Norden und Nordoſten der 
Gemarkung zu ſagen, die im Anfange der 1870er Jahre zu Spe⸗ 
kulationszwecken erworben worden ſind und dann ſehr häufig die 
Beſitzer gewechſelt haben. Wenn man in Tabelle 1 die Kaufpreiſe 
überblickt, die in den Jahren 1873 bis 1907 bei zwei ſolchen Grund⸗ 
ſtückskomplexen erzielt worden ſind, ſo hat man eher den Eindruck, 
daß die meiſten Erwerber danach geſtrebt haben, die Grundſtücke 
möglichſt bald wieder los zu werden, als daß ſie abſichtlich mit dem 
Verkauf zurückgehalten haben. 

Der eigentliche Bauſtellenhandel größeren Stils beginnt in 
Mariendorf ſelbſt erſt nach der Umwandlung der Pferdebahn nach 
Berlin in eine elektriſche Bahn und vor allem nach der Einführung 
der Baupolizeiordnung von 1903. Und nunmehr tritt uns hier 
eine andere Erſcheinung entgegen, auf die viele Wohnungstheoretiker 
und insbeſondere Eberſtadt in dieſem Zuſammenhang häufig hin⸗ 
gewieſen haben, nämlich daß bei dem Zuſtandekommen der Bau⸗ 
ſtellenpreiſe keinerlei wirtſchaftliche Regeln zu erkennen ſind, daß die 
Wirkung der Preisgeſetze hier ausgeſchaltet iſt. Die meiſten der in 
den Jahren 1904 bis etwa 1910 bewilligten Preiſe ſind derart in 
die Höhe getrieben, „aufgebläht“, daß ſie in keinem richtigen Ver⸗ 
hältnis zu den erzielbaren Erträgen mehr ſtehen. Wir wir durch 
die Rentabilitätsberechnungen im Kapitel 5 feſtgeſtellt haben, konnte 
durch die Reinerträge nur ein Bodenpreis von 10,6 Mk. je qm 
verzinſt werden. Und nur wenn Beträge für Amortiſation und 
Mietausfälle unberückſichtigt blieben, erſchien ein Höchſtpreis von 
23,2 Mk. je qm gerechtfertigt. Gezahlt wurde aber häufig das 
doppelte dieſes Preiſes, im Durchſchnitt etwa 35,0 Mk. je qm. 
Nun liegt der Gedanke nahe, daß die übertrieben hohen Bodenpreiſe 
durch eine Zurückhaltung des Landes von den Käufern erpreßt 
worden ſind. Aber dieſe Annahme ſetzt voraus, daß eine ſtarke 
Nachfrage nach ſolchen Parzellen geherrſcht hat. Tatſächlich hat es 
aber an einer ſtärkeren Nachfrage gefehlt. Für den in Frage 
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ſtehenden Teil von Mariendorf kam nur der Bau von Kleinwohnungs⸗ 
häuſern in Frage. Es iſt bekannt, daß die Unternehmer im all⸗ 
gemeinen nicht gern Miethäuſer für die ärmeren Schichten der Be⸗ 
völkerung errichten, und daß die Hausbeſitzer nicht gern an ſolche 
vermieten. „Gegen den Bau von kleinen Wohnungen beſteht nach 
wie vor eine große Abneigung der Bauunternehmer. Die Abneigung 
richtet ſich nicht ſowohl gegen das Herſtellen von kleinen Wohnungen 
überhaupt, als gegen den Bau von Häuſern mit vorwiegend oder 
mit nur kleinen Wohnungen, weil ſolche Häuſer des außerordentlich 
hohen Riſikos und der vielen Widerwärtigkeiten wegen ſchwer Ab⸗ 
nehmer finden !.“ 

Mit dieſer Abneigung hatten die Mariendorfer Spekulanten 
zu rechnen?. Sie fühlten ſich nicht fähig, ihre Grundſtücke ſelbſt 
weiter zu veräußern, und ſie mußten ſich daher der Zwiſchenhändler 
bedienen, um überhaupt Abnehmer zu finden, die bauen wollten. 
Wie in ſolchen Fällen die hohen Preiſe in Wirklichkeit zuſtande ge⸗ 
kommen find, daß ſchildert Höpker? auf Grund der Darſtellungen 
von Sachverſtändigen aus Bauhandwerkerkreiſen folgendermaßen: 

„Der Terrainbeſitzer, ſei es nun eine Privatperſon oder eine 
Terraingeſellſchaft, wünſcht ſeine ſchwer verkäuflichen Grundſtücke zu 
einem möglichſt hohen, den wirklichen Wert überſteigenden Preiſe 
loszuſchlagen. Zu dieſem Zwecke hat er Agenten (Strohmänner) 
an der Hand, die auf der Suche nach Leuten gehen, die trotz ihrer 
Vermögensloſigkeit Luſt haben, als Bauunternehmer aufzutreten, 
und die möglichſt wenig ſowohl von dem Bau als auch von dem 
Terraingeſchäft verſtehen. Geeignet ſcheinenden Perſonen wird jo: 
lange das Bauen als ganz beſonders gewinnverſprechend dargeſtellt, 
bis ſie ſich entſchließen, ein Terrain von dem hinter dem Agenten 
ſtehenden Terrainbeſitzer zu erwerben. In den meiſten Fällen lernen 


1 Richard Calwer, Handel und Wandel. Berlin 1902. 

Wie ſchwer es für die Spekulanten war, Bauſtellen zu veräußern, läßt 
ſich auch daraus erkennen, daß ſie unter anderem verſuchten, das Grundſtücks⸗ 
geſchäft mit Darlehensgeſchäften zu verquicken. Sie veranlaßten Darlehens⸗ 
nehmer, zum Beiſpiel Offiziere, die mit dem Grundſtückshandel nicht das geringſte 
zu tun hatten, Grundſtücke mit in Zahlung zu nehmen. Ein derartiger Kauf⸗ 
vertrag wurde zum Beiſpiel im Jahre 1912 angefochten, mit der Begründung, 
daß der Käufer ſich in einem Irrtum über die Verkäuflichkeit der Grundſtücke 
beſunden habe. Der Spekulant war genötigt, die Grundſtücke wieder zurück⸗ 
zunehmen. 

s Penkſchrift über die Verluſte der Bauhandwerker und Baulieferanten bei 
Neubauten in Groß-Berlin in den Jahren 1909— 1911. Berlin 1914. 
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fie hierbei weder den privaten Beſitzer des Terrains noch auch den 
Direktor der in Frage kommenden Terraingeſellſchaft, ſondern nur 
weitere Agenten und Zwiſchenperſonen kennen. Zum Abſchluß des 
Kaufvertrages opfern ſie für die geringe Anzahlung und die Koſten 
ihr kleines Kapital, oder es werden ihnen, falls ſie vollſtändig ver⸗ 
mögenslos ſind, die Koſten für die Anzahlung vorgeſtreckt. Der 
Preis des Grundſtückes fol bei dieſen Verkäufen um 50 —100 % 
höher geſtellt werden, als es ſonſt der Fall iſt. Dies, ſo wird an⸗ 


genommen, ſei ohne Schwierigkeit möglich, weil der nunmehrige 


Bauunternehmer nichts von dem Wertverhältniſſe des Grund und 
Bodens verſteht und ihm als vermögensloſen Mann auch nur die 
Wahl bleibt, jeden ihm geſtellten Preis anzunehmen oder auf die 
Rolle eines Bauunternehmers, die ihm nach den Reden der Agenten 
als eine ganz beſonders glänzende erſcheint, zu verzichten.“ 

Wirtſchaftliche Regeln laſſen ſich alſo hier bei dem Preisbildungs⸗ 
prozeß nicht erkennen, die Preiſe ſind in keiner Weiſe durch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe bedingt und gerechtfertigt, ſie können 
nur auf hohe, ganz willkürliche Forderungen zurückgeführt werden. 
Große Skrupelloſigkeit auf der Angebotsſeite und eine ſehr geringe 
geſchäftliche Gewandtheit und Überſicht und ein ganz ungerecht⸗ 
fertigter Optimismus, der ſchon mehr Leichtfertigkeit genannt werden 
muß, auf der Nachfrageſeite, ſind die Vorausſetzungen dafür, daß 
derartige Forderungen überhaupt geſtellt und angenommen werden 
konnten. 

3. Es ſteht alſo feſt, daß die Bodenpreiſe im eigentlichen 
Mariendorf durch die Bodenſpekulation, insbeſondere durch den 
Zwiſchenhandel auf eine durch die Erträge nicht gerechtfertigte Höhe 
hinaufgetrieben worden find. Soweit ſtimmen alſo unſere Feſt⸗ 
ſtellungen mit den Beobachtungen Eberſtadts und vieler Wohnungs⸗ 
reformer überein. Der ſpringende Punkt iſt aber die weitere Frage, 
ob dieſe hochgetriebenen Bodenpreiſe auch ein Hinauftreiben der 
Mieten zur Folge gehabt haben. Unſere Rentabilitätsberechnungen 
im fünften Kapitel haben uns gezeigt, daß das auf den Bau der 
Mietshäuſer verwendete Anlagekapital durch die erzielbaren Rein⸗ 
erträge nicht ausreichend verzinſt werden konnte, und daß infolge⸗ 
deſſen die Erbauer in eine Notlage geraten mußten. Die Verſchuldung 
war hoch und mußte drückend wirken. Wir ſind daher auch zu der 
Annahme berechtigt, daß die Hausbeſitzer alles daran geſetzt haben, 
um durch Erzielung höherer Mieten das fehlende Gleichgewicht 
zwiſchen ihren Unkoſten und den Mieteinnahmen herzuſtellen. Iſt 
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ihnen das gelungen? Mußten die Mieter dem Druck der Haus: 
beſitzer nachgeben? 

Auf dieſe Frage geben uns unſere Unterſuchungen über die Ent⸗ 
wicklung der Mietpreiſe im vierten Kapitel ſehr klare Antwort. Wir 
konnten dort für die reinen Wohnſtraßen des eigentlichen Marien⸗ 
dorf eine ganz geringe Mietpreisſteigerung für die Jahre 1904 bis 
1906 bzw. 1908 feſtſtellen, die aber aufgehoben worden iſt durch in 
den Jahren 1907 und 1910 eingeführte Erhöhung der Gemeinde⸗ 
grundwertſteuer, ſo daß der Reinertrag der Gebäude in den zehn 
Jahren von 1904 bis 1913 unverändert geblieben iſt. Die Zahlen 
der Tabellen 4 und 5 laſſen einwandfrei erkennen, daß es den Haus⸗ 
beſitzern Mariendorfs trotz des auf ihnen laſtenden, durch zu hohe 
Bodenpreiſe hervorgerufenen Druckes nicht gelungen war, höhere 
Mietseinnahmen zu erzielen. Eberſtadts Theorie, wonach die Boden⸗ 
beſitzer durch die Feſtſtellung der Bodenpreiſe auch die Preislage der 
Wohnungen, die die Bauunternehmer bauen, beſtimmen können, 
findet hier nicht die geringſte Beſtätigung. Im Gegenteil, die Ent⸗ 
wicklung der Mietpreiſe hat ihren Gang völlig unabhängig von der 
Höhe der Bodenpreiſe genommen. Das offenſichtliche Mißverhältnis 
zwiſchen der Höhe der Bodenpreiſe und den Mieterträge n hat nicht 
zur Folge gehabt, daß die Mietpreiſe in die Höhe gingen, ſondern 
daß die Hausbeſitzer ſich nicht halten konnten. Wir hatten ſchon im 
Kapitel 3 bei der Darſtellung der Entwicklung der Bodenpreiſe 
wiederholt feſtſtellen müſſen, daß ganze Häuſerreihen und Straßen⸗ 
viertel zwangsweiſe verſteigert worden ſind. Auch von den 51 Ge⸗ 
bäuden, deren Rentabilitätsverhältniſſe im fünften Kapitel unter⸗ 
ſucht wurden, ſind 38, das ſind drei Viertel, zur Zwangsverſteigerung 
gekommen. 

Die Bodenſpekulanten hatten ihren Gewinn bei dieſen Zwangs⸗ 
verſteigerungen in der Hauptſache realiſieren können, da ihre For⸗ 
derungen zum größten Teil im Range vor dem Baugeld und der 
Reſt unmittelbar dahinter im Grundbuche eingetragen war. Die 
Leidtragenden bei dieſen wirtſchaftlichen Zuſammenbrüchen ſind nach 
Höpkers Feſtſtellungen! die Handwerker geweſen. Nachdem ein er⸗ 
heblicher Betrag, bis zu einem Drittel, des Baugeldes zur Löſchung 
eines Teiles des Reſtkaufgeldes verwendet worden war, konnten mit 
dem Baugeld nur 60% p, höchſtens 70% ꝓ des Baues hochgebracht 
werden. Die Lieferanten und Bauhandwerker wurden daher auch 


1 Höpker, Denkſchrift über die Verluſte der Bauhandwerker uſw. 
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nur teilweiſe befriedigt. Kam dann nach Verbrauch des Baugeldes 
das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo fielen mindeſtens die 
Ausbauhandwerker mit einem großen Teil ihrer Forderungen aus. 
In Mariendorf haben nach Höpker die Verluſte, die die Handwerker 
an Villen, Mietshäuſern, Geſchäftshäuſern und Fabrikgebäuden in 
den Jahren 1909, 1910 und 1911 erlitten hatten, 699 600 Mk. be⸗ 
tragen. Die Bodenbeſitzer hatten alſo wohl vermocht, durch das 
Emportreiben der Bodenpreiſe die Bauhandwerker um einen beträcht⸗ 
lichen Teil ihres Verdienſtes zu bringen, ſie beſaßen aber nicht die 
Macht, die Mieten in die Höhe zu treiben. 

Die Hypotheken jener vorhin erwähnten zwangsweiſe verfteigerten 
38 Gebäude, die in der Spalte 9 der Tabelle 7 mit enthalten find, 
ſind ſämtlich nach der Verſteigerung aufgenommen worden. Da 
man im allgemeinen wohl annehmen kann, daß verſteigerte Gebäude 
um die ausgefallenen Hypotheken wertvoller geworden ſind, und daß 
der neue Erwerber dementſprechend beſſer daſteht als der alte, ſo 
iſt das ungünſtige Verhältnis zwiſchen der Höhe der Belaſtung und 
dem Reinertrage doppelt bemerkenswert. Zu erklären iſt die hohe 
Beleihung wohl Aut dadurch, daß bei der Berechnung des der Be- 
leihung zugrunde zu legenden Grundſtückswertes die hohen Kauf⸗ 
preiſe für den Boden angehalten, und die Mieterträge mit einem 
viel zu hohen Betrage eingeſetzt worden ſind. Jedenfalls iſt zu er⸗ 
kennen, daß auch die neuen Erwerber unter dem Druck einer hohen 
Verſchuldung ſtanden, ohne daß es ihnen gelungen wäre, den Druck 
durch ein Hinaufſchrauben der Mietpreiſe etwas zu erleichtern. 

Die Unterſuchung, ob und inwieweit ein Zuſammenhang zwiſchen 
der Höhe der Bodenpreiſe und den Zwangsverſteigerungen von 
Mietshäuſern überhaupt feſtzuſtellen iſt, wurde noch weiter, auf 
82 Gebäudebeſitzungen, ausgedehnt, von denen 53 zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gekommen ſind. Der Grund und Boden dieſer ver⸗ 
ſteigerten Gebäude iſt im Durchſchnitt mit 34,8 Mk. je qm be⸗ 
zahlt worden, während er bei den 29 nichtſubhaſtierten Gebäuden, 
ſoweit ſie nicht von dem Urbeſitzer erbaut waren, nur 20,1 Mk. je 
qm gekoſtet hat. Auch dieſe Zuſammenſtellung läßt darauf 
ſchließen, daß die Notlage der Hausbeſitzer in Mariendorf vornehm⸗ 
lich durch die Bewilligung der hohen Bodenpreiſe entſtanden iſt. 

Die wirtſchaftlichen Kataſtrophen, die über einen großen Teil 
der Bauunternehmer und Hausbeſitzer Mariendorfs, vornehmlich in 
den Jahren 1904 bis 1910 eingebrochen waren, ſind aber auch für 
den Grundſtücksmarkt nicht ohne Folgen geblieben. Die hohen 
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Bodenpreiſe haben ſich nicht halten können, und die Spekulanten 
mußten mit ihren Forderungen erheblich heruntergehen. Schon im 
Jahre 1909 (ogl. Kapitel 4) iſt eine größere Anzahl von Bau⸗ 
plätzen (in der Rathausſtraße) für 28,2 Mk. je qm an acht Bau⸗ 
unternehmer verkauft worden, alſo zu einem Preiſe, der ſehr erheb⸗ 
lich unter den bisher üblichen Preiſen ſtand. Und in den Jahren 
1911 bis 1913 überwiegen die Preiſe von 18,0 bis 25,0 Mk. Damit 
ſind die Bauſtellenpreiſe auf einen Betrag herabgedrückt worden, 
der, wie unſere Rentabilitätsberechnungen gezeigt haben, durch die 
erzielbaren Reinerträge noch je verzinft werden kann, wenn man 
auf Rücklagen für Amortiſation und Mietsausfälle verzichtete. Wo 
nach 1911 höhere Preiſe (von über 30,0 Mk. je qm) vorgekommen 
find, konnten aus den Grundakten in den meiſten Fällen feſtgeſtellt 
werden, daß es ſich um Tauſchgeſchäfte oder um Scheinverkäufe 
handelte. 

4. Mit dieſen Feſtſtellungen iſt auch ſchon eine weitere Frage 
beantwortet, nämlich in welchem Verhältnis die Bodenpreiſe und 
Mietpreiſe zur Bodenverſchuldung ſtehen. Bekannt ſind die 
Schlagworte, die Eberſtadt für dieſe Beziehungen geprägt hat: 
„Bodenſpekulation iſt Hypothekenſpekulation“, „das Grundſtück wird 
nach der Beleihung bewertet“, d. h. der Preis des Grundſtückes wird 
beſtimmt durch die Höhe, bis zu der es gelingt, die Beleihung 
hinaufzutreiben. „Nicht wirtſchaftliche Maßſtäbe, ſondern die grund⸗ 
buchlichen Beleihungsziffern werden maßgebend für die Geſtaltung 
unſerer Bodenwerte.“ Der Grund dafür, daß es der Boden⸗ 
ſpekulation gelingt, die Bodenpreiſe in die Höhe zu treiben, iſt nach 
Eberſtadt, wie ſchon erwähnt, in unſeren Inſtitutionen des Real⸗ 
kredits zu ſuchen, die eine Verſchmelzung des Bauwertes mit dem 
ſpekulativen Bodenpreis geſtatten. 

Viele dieſer Ausführungen Eberſtadts fanden wir durch unſere 
Unterſuchungen ſchon beſtätigt. Wir hatten geſehen, daß parallel 
mit den hochgetriebenen Bodenpreiſen eine ebenſo übertrieben ſtarke 
Verſchuldung des unbebauten Bodens ging, und daß auch die 
unbebauten Grundſtücke in einem Grade mit Hypotheken belaſtet 
waren, der wirtſchaftlicher Weiſe nicht zu rechtfertigen iſt. Ebenſo 
iſt in Mariendorf, wie auch ſonſt in Deutſchland, die von Eberſtadt 
berührte Eigenart unſeres Grundbuchrechtes von den Bodenbeſitzern 
ausgenutzt worden, indem bei Bauſtellenverkäufen vertraglich aus⸗ 
gemacht wurde, daß ein größerer Anteil des Reſtkaufgeldes (bis zu 
zwei Dritteln) aus dem Baugelde noch vor Fertigſtelung des Baues 
beſtritten werden mußte. 
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Wir können alſo auch für Mariendorf jagen, daß die Boden⸗ 
ſpekulation durch den Realkredit ſehr erleichtert worden iſt. Eber⸗ 
ſtadt und zahlreiche andere Wohnungstheoretiker bringen den Real- 
kredit aber weiter mit der Wohnungsfrage in Verbindung, indem 
ſie behaupten, daß durch die leichte Beſchaffung von Leihkapital, 
insbeſondere durch die Verquickung des ſogenannten Meliorations⸗ 
kredits mit den eigentlichen Bodenſchulden (Reſtkaufgeld) die Miet⸗ 
preiſe in die Höhe getrieben werden können. Eine ſolche Wirkung 
war aber, wie wir ſchon wiſſen, für Mariendorf nicht zu erkennen. 
Die Mietpreiſe ſind in dem unterſuchten zehnjährigen Zeitraum un⸗ 
verändert geblieben und haben ſich weder durch die „aufgeblähten“ 
Grundſtückspreiſe noch dadurch beeinfluſſen laſſen, daß die Rein⸗ 
erträge der Häuſer nur knapp hinreichten, die aufgenommenen 
Hypotheken zu verzinſen. 


Siebentes Kapitel 
Schlußbetrachtungen 


1. Unſere Unterſuchungen haben gezeigt, daß in Mariendorf 
ein ſolcher Zuſammenhang zwiſchen den Bodenpreiſen und der 
Bodenverſchuldung einerſeits und den Mietpreiſen andererſeits nicht 
zu erkennen iſt, wie er von einer Gruppe von Wohnungstheoretikern, 
als deren markanteſter Vertreter Eberſtadt gelten kann, behauptet 
wird. Wir finden auf dem Mariendorfer Grundſtücksmarkt gewiß 
viele der Übelſtände vor, auf die Eberſtadt ſchon ſeit langer Zeit 
hingewieſen hatte, insbeſondere ein wildes Hochtreiben der Boden⸗ 
preiſe und eine gewaltige, dauernd zunehmende Bodenverſchuldung. 
Aber die Bodenſpekulanten hatten keinen Einfluß auf die Mietpreiſe. 
Das Hin⸗ und Herwogen der Spekulationspreiſe für den Boden iſt 
für die Wohnungsvefhältniſſe bedeutungslos geblieben, die Preis⸗ 
treibereien der Spekulation haben nicht zu einer dauernden Be⸗ 
laſtung der Konſumenten durch höhere Mieten führen können. Da 
es den Bodenſpekulanten durch die Inſtitutionen unſeres Grund⸗ 
buchrechtes möglich war, ihre übertriebenen Forderungen durchzu⸗ 
ſetzen, mußten natürlich die hierdurch erforderlichen Summen irgend⸗ 
wie eingebracht werden. Das geſchah aber nicht durch eine Er⸗ 
höhung der Mieten, ſondern durch erhebliche Schädigungen der Bau⸗ 
unternehmer und Hauseigentümer und der hinter ihnen ſtehenden 
Lieferanten und Handwerker. Es erfolgte nicht eine Anpaſſung der 
Mieten an die hochgetriebenen Grundſtückswerte, ſondern umgekehrt 
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eine Anpaſſung der Grundſtückswerte an die Mietpreiſe, an den 
Ertragswert, und zwar geſchah dieſe Entwicklung kataſtrophal durch 
Herabſetzung des Grundſtückswertes im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
rung. Vollſtändig war aber dieſe Anpaſſung, wie die Zahlen der 
Tabelle 7 erkennen ließen, doch noch nicht gelungen. Denn ob⸗ 
gleich zwei Drittel der unterſuchten, in der Tabelle 7 enthaltenen 
51 Gebäude zwangsweiſe verſteigert worden ſind, und die in der 
Spalte 9 aufgeführten Hypotheken nach der Verſteigerung auf⸗ 
genommen wurden, ſtanden die Beſitzer dieſer Häuſer immer noch 
ſehr drückenden, im Verhältnis zum Ertrage viel zu hohen Hypo⸗ 
thekenſchulden gegenüber, ohne daß ſie, wie wir wiſſen, imſtande ge⸗ 
weſen wären, auch nur die geringſte Anderung in den Mietpreiſen 
zu erreichen. Die alte Streitfrage, die ſeit Jahrzehnten die Woh⸗ 
nungsliteratur beherrſcht: wird die Höhe der Bodenpreiſe durch die 
Höhe der Mietpreiſe oder umgekehrt, die Höhe der Mietpreiſe durch 
die der Bodenpreiſe beſtimmt, kann ſomit für Mariendorf auf Grund 
einwandfreien induktiven Materials dahin beantwortet werden, daß 
die Bodenpreiſe jedenfalls auf die Mietpreiſe gar keinen Einfluß 
gehabt haben. 

Dieſe Auffaſſung von der Abhängigkeit der Miete von den 
Bodenpreiſen hat für einen Beobachter, der ſich mehr an die Außen⸗ 
ſeiten der Dinge hält, etwas Beſtechendes. Er ſieht auf Schritt 
und Tritt, daß bei jedem Hausbau durch den Bodenpreis und die 
Baukoſten ein beſtimmtes Kapital von vornherein feſtgelegt iſt, das 
durch die Mieten verzinſt werden ſoll. Und da ferner jederzeit zu 
beobachten iſt, daß in abgelegenen Gegenden einer Stadt, wo die 
Bodenpreiſe niedrig ſtehen, niedrigere Mietpreiſe für ganz gleich⸗ 
artige Gebäude verlangt und gezahlt werden, als in anderen Stadt⸗ 
teilen mit hohen Bodenpreiſen, ſo wird daraus geſchloſſen, daß der 
Bodenpreis für die Höhe der Mietpreiſe maßgebend ſei. In Wirk⸗ 
lichkeit iſt damit aber über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
beiden noch gar nichts bewieſen. Der Erbauer eines Mietshauſes 
muß allerdings ſo rechnen, daß durch die Höhe des Bodenpreiſes 
und der Baukoſten ſich ein beſtimmter Mietpreis ergibt, den er 
fordern muß, wenn er ſein aufgewendetes Kapital in normaler 
Weiſe verzinſt haben will. Aber hierbei dürfen wir nicht ſtehen 
bleiben. Offen bleibt noch die weitere Frage, warum der Baus 
unternehmer gerade dieſen Preis zahlt. Welche Erwägungen leiten 
die beim Kauf Beteiligten bei der Normierung des Kaufpreiſes? 
Ausſchlaggebend iſt lediglich der Ertrag. Der Käufer will die 
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Sicherheit haben, daß der Ertrag zum mindeſten hinreicht, um die 
von ihm als Preis hinzugebende Geldſumme in gemeinüblicher Weiſe 
zu verzinſen und daneben noch wenigſtens ein gewiſſes Minimum 
an Unternehmergewinn, einen „Überſchuß“ zu gewähren. An dern⸗ 
falls könnte er aus dem Kauf keinen Vorteil ziehen, und er würde 
von dem Kauf abſtehen. Der Käufer richtet ſich nach dem Ertrags⸗ 
wert des Grundſtückes. Ebenſo wird der Verkäufer mit ſeinen 
Forderungen mindeſtens bis an die Grenze des Ertragswertes her⸗ 
anzugehen verſuchen. Paul Voigt! drückt dieſen Sachverhalt 
folgendermaßen aus: In den älteren Bebauungsgebieten „ſind die 
Terrainſpekulanten über die ungefähre Höhe des aus der Art der 
baulichen Ausnutzung reſultierenden Bodenpreiſes unterrichtet und 
laſſen die Bauſtelle an den Erbauer eines Hauſes nur zu einem 
wenig unter dem Maximum bleibenden Preiſe ab“. 

Die Bodenpreiſe können alſo immer nur das Ergebnis be⸗ 
ſtimmter Mietpreiſe ſein. Über die durch den Mietertrag beſtimmte 
Grenze vermag die Spekulation auf die Dauer die Bodenpreiſe 
nicht hinaus zu treiben. Und wenn dies einmal, wie im eigent⸗ 
lichen Mariendorf, von einer wilden Spekulation dennoch verſucht 
wird, ſo muß ſich das ſtets durch wirtſchaftliche Schädigungen der⸗ 
jenigen Perſonen rächen, die ſolche unwirtſchaftlichen Preiſe be⸗ 
willigt haben. Bei einem ruhigen Gange der Geſchäfte, wie wir 
ihn in Südende kennen gelernt haben, entſprechen die Bodenpreiſe 
regelmäßig dem Ertragswert, d. h. der Preis für den Bauplatz 
wird ſo bemeſſen, daß der Erwerber und Erbauer eines Miethauſes 
aus den Mieterträgen noch einen „Überſchuß“ über die Verzinſung 
des Anlagekapitals, einen Unternehmergewinn, heraus wirtſchaften 
kann. 


2. Mit der Feſtſtellung, daß die Bodenpreiſe ſich nach der 
Höhe der Mietpreiſe richten müſſen, iſt aber unſer Problem noch 
nicht gelöſt. Übrig bleibt noch die Frage, wonach richtet ſich die 
Höhe der Mietpreiſe? Eberſtadt behauptet bekanntlich, daß für 
Deutſchland bei der Miete das Geſetz von Angebot und Nachfrage 
„aufgehoben“ ſei, daß die Höhe der Mietpreiſe einſeitig von der An⸗ 
gebotsſeite, von den Bodenſpekulanten, feſtgeſetzt wird, und daß der 
Mieter lediglich das Objekt ſei, „das als körperliche Grundlage der 
ſpekulativen Wertbewegung dient“. Für dieſe Behauptungen, die 


1 Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und ſeinen Vororten. 
Jena 1901. 
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theoretiſch ſehr anfechtbar ſind und auch oft genug angefochten 
wurden, hat Eberſtadt keinerlei induktives Tatſachenmaterial bei⸗ 
gebracht. Er beruft ſich nur an einer Stelle auf einen im „Tag“ 
(21. Oktober 1904) erſchienenen Aufſatz des langjährigen Leiters 
des „Beamtenwohnungsvereins“, Regierungsrat Koska, in dem 
folgendes ausgeführt iſt: 

„Auf Grund meiner Erfahrungen ſchließe ich mich denen an, 
die der Eigenart der Bildung der Baugrundpreiſe den größten Ein⸗ 
fluß (gegenüber den Baukoſten) zuſchreiben .. Der Käufer des 
Bodens und Erbauer des Hauſes kann nur beſtehen, wenn er die 
„vorausgeſetzten hohen Mieten auch erzielt. So entſteht eine ver⸗ 
hängnisvolle Wechſelwirkung: Die Mieten ſind in letzter Reihe vom 
Bodenpreis abhängig, die bloße Möglichkeit einer Erhöhung der 
Mieten erhöht unmittelbar den Bodenpreis, und der geſteigerte 
Bodeapreis legt wiederum die Notwendigkeit einer Forderung der 
höheren Mieten ſofort feſt.“ | | 

Gewiß, ein Bauunternehmer, der feinen Bauplatz zu teuer, 
d. h. zu einem den Ertragswert überſteigenden Preiſe gekauft hat, 
wird beſonders dringend darauf hinzuwirken ſuchen, daß er durch 
eine Ervöhung der Mietpreiſe das richtige Verhältnis zwiſchen 
ſeinen Einnahmen und Ausgaben wieder herſtellen kann. Aber 
keinesfalls liegt es, wie wir für Mariendorf einwandfrei feſtſtellen 
konnten, in ſeiner Macht, die höheren Forderungen den Mietern 
aufzuzwingen und durchzuſetzen. Das gibt übrigens auch Adolf 
Wagner, der ſonſt den Bodenipekulanten einen großen Einfluß auf 
die Höhe der Mietpreiſe einzuräumen geneigt iſt, in einem öffent⸗ 
lichen Vortrag zu: Im allgemeinen haben die Bauſtellen und ſtädti⸗ 
ſchen Grundſtücke in einem beſtimmten Zeitpunkte unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen ſchon einen Maximalwert. So beliebig höher 
treiben kann man den Wert der Grunditüde keineswegs.“ 

Man kann auch Mietpreis und Bodenpreis nicht derart mit⸗ 
einander in Verbindung bringen, daß man, wie v. Mangold und 
zahlreiche andere Schrifiſteller es tun, den Bodenpreis zu den not⸗ 
wendigen Produktionskoſten der Wohnung rechnet, die ebenſo wie 
die anderen Produktionskoſten in dem Marktpreis der Wohnungen 
ihre Deckung finden müſſen. Die Produktionskoſten ſpielen wohl 
in dem Preisbildungsprozeß der Maſſengüter eine Rolle. Die ein- 
zelnen Produzenten arbeiten bekanntlich niemals unter gleichen Be— 
dingungen, ſondern ſtets mit verſchiedenen Produktionskoſten und 


daher verſchiedenem Gewinn. Als untere Grenze für die Preiſe 
Schmollers Jahrbuch XLIV4 16 
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beliebig vermehrbarer Güter können wir daher die Produktions⸗ 
koſten der teuerſten Anbieter betrachten, deren Produkte noch zur 
Deckung des Bedarfs notwendig ſind, während die Wertſchätzungen 
der Käufer die Grenze für die Preishöhe nach oben bilden. Für 
die Preisbildung des Bodens kommt aber die Beſonderheit in Be⸗ 
tracht, daß er nicht reproduzierbar iſt, daß er alſo nicht auf andere 
Koſten zurückgeführt werden kann!. Darum können beim Boden 
auf der Angebotsſeite auch keine Koſten als Preisbeſtimmungsgrund 
in Betracht kommen, wie zum Beiſpiel bei den Maſſengütern. Nur 
die Schätzungen auf der Nachfrageſeite ſpielen bei der Preisbildung 
des Bodens als obere Grenze für die Preiſe eine Rolle. 

Die obere Grenze der Erträge, die der Boden als Grundlage 
von Mietwohnungen abwerfen kann, wird man im allgemeinen in 
den Beträgen zu ſuchen haben, die die Bevölkerung überhaupt für 
Wohnungen aufwenden kann. Adam Smith? war der Meinung, 
daß der Betrag, den der Mieter für ſeine Wohnung auszugeben 
pflegt, im allgemeinen ein feſtſtehender Teil ſeines Einkommens ſei. 
Wird der Mietpreis erheblich erhöht, dann wird ſich der Mieter 
mit einer ſchlechteren Wohnung begnügen. Und Philippovich formuliert 
dieſe Anſicht in ſeinem Referat für die Verhandlungen des Vereins 
für Sozialpolitik in München folgendermaßen®: „Die gegebenen 
Einkommenverhältniſſe und die Lebensgewohnheiten beſtimmen die 
Summe, die man für die Miete auszugeben bereit ſein wird. In 
jedem Augenblick haben wir mit einem ſolchen beſtimmten Maße zu 
rechnen, und nach ihm kalkuliert der Bauunternehmer ſeine Gewinn⸗ 
chancen und den Bodenpreis, den er bezahlen kann. Wenn wir zu 
einer gegebenen Zeit, jagen wir 25% unſeres Einkommens, für 
das Wohnen ausgeben, und dabei, normale Verzinſung und 
Amortiſation des Baukapitals vorausgeſetzt, ein Bodenpreis von x 
reſultiert, fo kann dieſer nicht beliebig auf x + xi erhöht werden, 
denn die infolgedeſſen notwendige Steigerung der Mietpreiſe 
fände in dem gegebenen Einkommen eine ſchwer zu überwindende 
Grenze.“ 


1 Die Koſten, die einem Terrainunternehmer für den Ausbau von Straßen. 
für die Anlage der Kanaliſation u. dergl. erwachſen, kommen hier, wo es ſich 
um die reinen Bodenkoſten handelt, nicht in Frage. 

2 Der Reichtum der Nationen, 5. Buch, 2. Kapitel, 2. Teil, Abſchnitt: 
„Steuern auf die Hausrente“. 

s Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik, 1901. Leipzig 1902. 
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Die Frage, ob die im Privathaushaltplan eingeſetzte Quote 
des Einkommens für Miete feſtſtehend iſt und infolgedeſſen die 
Nachfrage nach Wohnungen den Veränderungen im Einkommen ent⸗ 
ſprechend mehr oder weniger wechſelt, oder ob die Tendenz zu er⸗ 
kennen iſt, daß auch bei ſinkendem Einkommen die zur Befriedigung 
des Wohnungsbedürfniſſes zu machenden abſoluten Aufwendungen 
nicht vermindert werden auf Koſten der Befriedigung anderer Be⸗ 
dürfniſſe, iſt in der Literatur ſchon häufig behandelt und in ſehr 
verſchiedener Weiſe beantwortet worden. Man kann aber wohl an⸗ 
nehmen, daß die obere Grenze des für die Wohnung verfügbaren 
Einkommenteiles um ſo mehr verſchiebbar iſt, je höher das Ein⸗ 
kommen, insbeſondere das ſogenannte „freie“ Einkommen iſt. Da⸗ 
gegen dürfte ſich bei den kleinen Einkommen unſerer Arbeiterbevöl⸗ 
kerung eine größere Feſtigkeit des Betrages ergeben, der für die 
Wohnungsmiete aufgewendet wird. Dieſe Annahme wird durch 
die Entwicklung der Mietpreiſe in Mariendorf in gewiſſer Hinſicht 
beſtätigt. Wir ſehen, daß in dem faſt ausſchließlich von Arbeitern 
und ſogenannten kleinen Leuten bewohnten eigentlichen Mariendorf 
die Mietpreiſe in den unterſuchten 10 Jahren von 1904 — 1913 
nahezu unbeweglich geblieben waren, obgleich feſtgeſtellt werden 
konnte, daß die wirtſchaftliche Lage des Hausbeſitzers infolge hoher 
Verſchuldung der Häuſer ſehr ſchwierig war. Demgegenüber fand 
ſich in der Villenkolonie Südende, wo ſich die Hausbeſitzer in einer. 
ſehr viel beſſeren wirtſchaftlichen Lage befanden, ein ſtändiges, lang⸗ 
ſames Anziehen der Mietpreiſe während des gleichen Zeitraumes. 
In dem eigentlichen Mariendorf hat es ſicher nicht an dauernden 
Verſuchen gefehlt, höhere Mietpreiſe herauszuſchlagen. Aber offen⸗ 
bar iſt es für die Hausbeſitzer leichter geweſen, die wohlhabenden 
Einwohner Südendes in der Miete zu ſteigern, als die arme Be⸗ 
völkerung in Mariendorf. Dieſe war vermutlich ſchon nahe an das 
Maximum gelangt, das ſie für die Wohnung ausgeben konnte, und 
ſetzte daher den Hausbeſitzern einen viel ſtärkeren Widerſtand ent⸗ 
gegen als die Südender Mieter. 

3. Aus unſeren Ausführungen in den Kapiteln 3—6 iſt zu 
erkennen, daß das ganze Grundſtücksgeſchäft in Südende ſeinem 
Charakter nach grundverſchieden iſt von demjenigen in dem eigent⸗ 


1 Zuſammenhänge zwiſchen Lohnerhöhungen und Mietsſteigerungen haben 
ſicher auch beſtanden, doch beſißen wir hierüber noch keine ausreichenden Unter⸗ 


uchungen. 
16 * 
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lichen Mariendorf. Es handelt ſich um zwei grundverjchiebene 
Typen von Bodenſpekulanten, die man auseinanderhalten muß, 
wenn man den Einfluß und die Wirkungen der Spekulation über⸗ 
haupt beurteilen will. Der populären Meinung, der Oppenheimer 
auf dem Erſten Allgemeinen Deutſchen Wohnungskongreß im Jahre 
1904 beſonders ſcharfen Ausdruck verliehen hat (vgl. Kapitel 6), 
daß nämlich die Bodenſpekulation an ſich ſchon als ein Wucher⸗ 
geſchäft anzuſehen ſei, iſt keineswegs beizupflichten. Die Tätigkeit 
der Aktiengeſellſchaft Südende, die im Anfang der 1870 er Jahre 
mit der Anlage von Straßen begonnen hatte, und nunmehr ſchon 
weit über 40 Jahre den Bauluſtigen Bauſtellen zu einem Preiſe zur 
Verfügung ſtellte, bei dem ſie beſtehen konnten, iſt ſicher nicht als 
wucheriſch zu bezeichnen. Völlig anderer Art waren aber die Grund⸗ 
ſtücksgeſchäfte in einem großen Teile des eigentlichen Mariendorf, 
wo die Spekulanten die Bauſtellen an mittelloſe und geſchäftlich 
unerfahrene oder ſkrupelloſe Perſonen zu einem Preiſe verkauften, 
der nach der Lage des Wohnungsmarktes völlig ungerechtfertigt iſt, 
und der nur erpreßt werden konnte auf Koſten der Baulieferanten 
und Bauhandwerker. Hier lernten wir eine Verwilderung und Ver⸗ 
wahrloſung des Grundſtückshandels kennen, die man viel eher als 
„Bodenwucher“ bezeichnen kann. Allerdings ſind dieſe Wucher⸗ 
geſchäfte nur möglich geworden durch die Einrichtung unſeres Grund⸗ 
buchrechtes, durch das ſtarre Feſthalten an dem Grundſatz: prior 
loco, potior jure. 

Die Vermutung liegt übrigens nahe, daß zu jener Verwilde⸗ 
rung des Grundſtücksgeſchäftes in gewiſſer Hinſicht auch die Irr⸗ 
lehre von der Abhängigkeit der Wohnungsmieten von den Boden⸗ 
preiſen beigetragen hat. Zwar kann man annehmen, daß bei vielen 
dieſer unregelmäßigen Geſchäfte lediglich „Bauſchwindel“ vorgelegen 
hat. Die Spekulanten waren von vornherein an die Bauausführung 
mit der Abſicht herangetreten, die Lieferanten und Handwerker zu 
betrügen und auf deren Koſten zu leben. Aber ſicher wird es auch 
viele Bauunternehmer gegeben haben, die an die namentlich in der 
populären Literatur immer wieder verkündete Allmacht der Boden⸗ 
beſitzer glaubten und erwartet hatten, daß ſie die übernommenen 
Unkoſten durch eine Erhöhung der Mieten decken könnten. Wären 
über die hier in Frage ſtehenden Zuſammenhänge im Volke richtige 
Vorſtellungen verbreitet geweſen, ſo hätten ſich gewiß viele Schädi⸗ 
gungen auf dem Baumarkte vermeiden laſſen. 


- 
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4. Die unſoliden Grundſtücksgeſchäfte, die wir in Mariendorf 
kennen gelernt haben, ſind aber nicht lediglich auf dieſe Gemeinde 
beſchränkt geblieben, ſie waren vor dem Kriege vielmehr überall in 
Groß⸗Berlin zu finden. Die ſchon mehrfach genannte Denkſchrift 
des Regierungsrates Höpker ſtellt folgendes feſt. In 48 Gemeinden 
Groß⸗Berlins waren in den Jahren 1909 — 1911 6962 Gebäude 
mit einem Geſamtwerte von 1154 Mill. Mk. errichtet worden. An 
2818 Gebäuden (= 40 %%) wurden Verluſte in Höhe von 
20,5 Mill. Mk. (= 1,78% der Neubauwerte) angemeldet. Etwa 
die Hälfte dieſer 2818 Gebäude kam zur Zwangsverſteigerung, wo⸗ 
bei 43,3% -der gefährdeten Forderungen ausfielen. Die größten 
Verluſtziffern fanden ſich bei den Wohnhäuſern mit drei und mehr 
Geſchoſſen, während bei den Villen und Geſchäftshäuſern die Ver⸗ 
luſte erheblich geringer ausgefallen waren. Höpker unterſuchte auch 
die Preisbildung bei den Bauſtellen. Er beurteilte vor allem die 
Wirkung des Zwiſchenhandels auf die Bodenpreiſe und auf die 
Sicherheit der Forderungen der Bauhandwerker durchaus ungünſtig. 
Durch den Zwiſchenhändler „wird auf der einen Seite der Grund 
und Boden ganz zweifellos zum Schaden des für die Bauhand⸗ 
werker zur Verfügung ſtehenden Baugeldes um 30—36 % über den 
allgemeinen Preis hinaus verteuert, und auf der anderen Seite 
zieht er, da es ihm nur darauf ankommt, Käufer zu finden, Perſonen 
als Erwerber der Parzellen ohne Rückſicht auf ihre Zahlungs⸗ 
fähigkeit heran. Bei vermögensloſen Unternehmern und einem über⸗ 
laſteten Grund und Boden iſt für die Handwerker der Verluſt eines 
Teiles ihrer Forderungen kaum mehr zu vermeiden.“ 

Wir finden hier alſo für ganz Groß-Berlin ganz ähnliche Er⸗ 
ſcheinungen und Zuſtände wieder, wie wir ſie ſoeben für Marien⸗ 
dorf kennen gelernt haben, vor allem das zügelloſe Emportreiben 
der Bodenpreiſe auf der einen Seite und die zahlreichen Schädi⸗ 
gungen und Zuſammenbrüche im Baugewerbe auf der anderen Seite. 


Und dieſe Zuſammenbrüche der Bauunternehmer und Hausbeſitzer 


laſſen darauf ſchließen, daß es auch anderwärts nicht gelungen war, 
den hochgetriebenen Bodenpreiſen entſprechende Mietpreisſteigerungen 
durchzuſetzen. Darauf läßt unter anderem auch ein Aufſatz „Be⸗ 
trachtungen eines Grundſtücksfachmannes“ in Nr. 264 der „Voſſi⸗ 


ſchen Zeitung“ von 1914 ſchließen, in dem folgendes ausgeführt 


iſt: Für die typiſche Arbeiterwohnung bis zu zwei Zimmern „haben 
fich. feit Jahren Monatspreiſe herausgebildet, die faſt ganz ftabil 
ſind. Das in Frage kommende Publikum beantwortet eine Steige⸗ 
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rung von oft nur 50 Pf. pro Monat häufig mit einem Wechſel 
der Wohnung, und zur Vermeidung der hierbei ſtets entſtehenden 
Reparaturkoſten willigt der Hausbeſitzer trotz ſteigender Laſten 
meiſtens in Vertragsverlängerung zu gleichen Preiſen. Infolge⸗ 
deſſen haben bei dieſer Gattung von Wohnhäuſern die erhöhten 
Steuerlaſten im Verein mit den Preiserhöhungen für Baumaterialien 
und Löhne den Gewinn für die Unternehmer ſoweit herabgedrückt, 
daß ſie ſich von der Errichtung ſolcher Häuſer immer mehr fern⸗ 
halten.“ 

In ganz Groß⸗Berlin konnten alſo die Preistreibereien der 
Bodenſpekulation den Mietern ziemlich gleichgültig bleiben. Die 
Überfpannung der Preiſe ſchädigt auf die Dauer nicht fie, die 
Konſumenten der Wohnungen, ſondern die Produzenten, das Terrain⸗ 
und Baugewerbe, ſie mußte ſchließlich zu einem Zuſammenbruch der 
Spekulation, zu einer allgemeinen Grundſtückskriſis führen. Eine 
ſolche iſt bekanntlich im Jahre 1912 tatſächlich eingetreten. Es 
fanden ſich für die Bauſtellen keine Abnehmer mehr, die Bautätig⸗ 
keit hörte faſt ganz auf und die mit dem Hochbaugewerbe im engſten 
Zuſammenhange ſtehenden Induſtrien gerieten in große Schwierig⸗ 
keiten. Gleichzeitig ſetzte eine Verſteifung des Geldmarktes ein. Für 
Anlagen auf dem Baumarkt war Geld von Banken und von 
Privaten kaum noch zu haben, im Gegenteil, ſowohl von den großen 
Bankinſtituten als auch von Privatkapitaliſten wurden Beträge in 
großem Umfange vom Baumarkt zurückgezogen. Es entſtand die 
Not der zweiten Hypothek. Der Groß-Berliner Baumarkt machie 
nach dem Jahresbericht der Handelskammer für 1913 eine Periode 
des Rückganges durch, wie ſie ſchlimmer ſeit mehr als 40 Jahren 
noch nicht erlebt worden iſt. 

Die Gründe für die hereingebrochene Kriſis auf dem Grund⸗ 
ſtücksmarkt ſind in der Literatur ſehr viel erörtert worden. Die 
Wohnungsreformer glauben ſie vornehmlich in dem ganzen bis⸗ 
herigen Syſtem der Bodenaufſchließung ſuchen zu müſſen, und die 
Feſtſtellungen und Ergebniſſe dieſer Arbeit ſind durchaus geeignet, 
dieſen Standpunkt zu beſtätigen. Der ganze wirtſchaftliche Mecha⸗ 
nismus, der dem Städtebau bisher zugrunde gelegen hat, funktionierte 
nicht mehr. Bei dieſem Syſtem war es den Bodengeſellſchaften in 
Verbindung mit den Bauunternehmern zwar möglich geweſen, in 
Jahren anhaltender ſtarker Geldflüſſigkeit eine Zeitlang ein Über: 
angebot von Maſſenmiethäuſern verhältnismäßig ſchnell auf den 
Markt zu werfen. „Dieſem zweifelhaften Augenblickswert ſtanden 
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aber ſchwere Schäden gegenüber: Die wirtſchaftliche Zerrüttung zahl- 
reicher Exiſtenzen (Bauunternehmer, Handwerker, Hypothekengläubiger, 
kleine Aktionäre), die unproduktive Aufwendung einer Unſumme von 
Kapital und Arbeit (Zinsverluſt, Proviſionen, Zwiſchenhandel) und 
als Erfolg endlich eine ungenügende Befriedigung des Konſums 
hinſichtlich Beſchaffenheit, Anzahl und Preis der Produkte!.“ Das 
bisherige Bebauungsſyſtem iſt jedenfalls durchaus unwirtſchaftlich. 
Die Gewinnausſichten waren ſo gering geworden, daß ſie nicht mehr 
dem Niſiko eines Hausbaues entſprachen, und daß eine weitere Be⸗ 
bauung nur mit Hilfe von, wie wir ſahen, ganz verzweifelten Mitteln 
noch durchzuſetzen war. | Ä 

Die ſchwierige Lage, in der ſich der Haus⸗ und Grundbeſitz 
vor dem Kriege infolge ſeiner wirtſchaftlichen Schwäche befunden 
hat, verſchlimmerte ſich durch den Krieg ſelbſt und den unglücklichen 
Kriegsausgang. Und jetzt, einundeinhalb Jahre nach dem Kriegs⸗ 
ende iſt die private Bautätigkeit, die ja die Vorausſetzung für die 
Geſchäftstätigkeit der Bodenſpekulation bildet, noch vollſtändig unter⸗ 
bunden, ſo daß es den Anſchein hat, als ob die Rolle der Spekula⸗ 
tion im Hausbau überhaupt ihrem Ende entgegenneige. Welche 
Wege jetzt zweckmäßig einzuſchlagen ſein werden, ob das Bauen 
künftig von öffentlicher Hand beſorgt werden ſoll, wie einmal während 
der landesfürſtlichen Bauperiode, oder ob privatwirtſchaftliche Unter: 
nehmungsformen irgendwelcher Art vorzuziehen ſein werden, das 
zu unterſuchen würde weit über den Rahmen dieſer Arbeit hinaus 
gehen. Nur darauf ſei hingewieſen, daß das alte Syſtem wegen 
ſeiner offenbaren Unwirtſchaftlichkeit möglichſt ausgeſchaltet werden 
muß. Wenn jemals, ſo iſt jetzt unſere Volkswirtſchaft auf den 
Grundſatz allergrößter Wirtſchaftlichkeit angewieſen. 


ı Vilma Carthaus, Wo hinaus? Nr. 1 der Mitteilungen des deut⸗ 
ſchen Vereins für Wohnungsreform, 1919. | 
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Die Brüſſeler internationale Finanz⸗ 
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Inhaltsverzeichnis: Vorbemerkung S. 249. — A. Ergebniſſe der Brüſſeler 
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Vorbemerkung 0 


V' Haag aus erließen 1919 eine Reihe hervorragender Privat: 
perſonen, darunter Staatsmänner und Finanzleute aus den 
ſkandinaviſchen Ländern, Holland und der Schweiz, England, Frank⸗ 
reich und den Vereinigten Staaten von Amerika, ein Memorandum an 
ihre Regierungen. In dieſem Memorandum wipde die Einberufung 
einer Verſammlung von Vertretern der Finanzwelt gefordert. Dieſe 
Verſammlung ſollte nicht nur die Neutralen Europas und Südamerikas, 
ſondern auch die bisher kriegführenden Länder einſchließlich Deutſch⸗ 
lands und Oſterreichs umfaſſen. Aufgabe der Konferenz ſolle ſein, 
die Lage der Finanzen, den Zuſtand der Zahlungsmittel und des 
Kreditmarktes zu unterſuchen, ſowie Abhilfe zu empfehlen. Ausgangs⸗ 
punkt dieſer Anregungen war, daß eine Verminderung übermäßiger 
Konſumtion und eine Erhöhung der Produktion erreicht werden müſſe, 
ſonſt. drohe ein weiterer Fortgang der Geldentwertung und ein Zus 
ſammenbruch ſowie Anarchie in Europa. Nirgends ſei Beſſerung 
zu erwarten, wenn die Zettelvermehrung weiterſchreite. Der Kardinal⸗ 
ſatz des Memorandums lautet: „Es kann keine Zukunft geben in 
ſozialer und wirtſchaftlicher Beziehung für irgend ein Land, 
welches die permanente Politik verfolgt, feine laufenden Aus: 
gaben zu beſtreiten durch unausgeſetzte Inflation ſeines Geld⸗ 
weſens und durch Vermehrung ſeiner verzinslichen Schulden ohne 
Vermehrung ſeiner wirklichen Mittel.“ Deutſchland und Oſterreich 
müßten zwar ſchwerere Laſten tragen als ihre Gegner, aber „es darf 
dadurch nicht eine ſolch draſtiſche Verſchlechterung der Lebensverhältniſſe 
herbeigeführt werden, daß die Bereitwilligkeit, eine gerechte Schuld 
zu bezahlen, verwandelt wird in einen Geiſt der Verzweiflung und 
Auflehnung“. Ebenſo befänden ſich auch einige ſiegreiche Staaten 
in der ſchlimmſten Finanzlage, die zu finanziellem Chaos und ſozialen 
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Unruhen führen könne. Nötig ſei, daß überall die Ausgaben auf die 
Grenzen der Steuerkraft reduziert würden, ferner, daß die Verpflich⸗ 
tungen der Länder gegeneinander auf die Grenzen des Erträglichen 
zurückgeführt würden. Dazu würde auch gehören, daß die Reparations⸗ 
kommiſſion, wenn eine eingehende Unterſuchung der Lage Deutſchlands 
und Oſterreichs die Unmöglichkeit dartun ſollte, die jetzt feſtgelegten 
Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen, ſich auf den Standpunkt ſtelle, 
„daß der Umfang der jährlichen Beiträge auf die Grenzen reduziert 
werden muß, innerhalb deren es möglich iſt, dieſe Länder zahlungs⸗ 
fähig zu erhalten, ſelbſt wenn es zu dieſem Zwecke notwendig ſein 
ſollte, den Zeitraum für die jährlichen Zahlungen zu verlängern.“ 

Vor allem müßte Klarheit durch Ermittelung der tatſächlichen 
Lage der verſchiedenen Länder geſchaffen werden. Als weiteres Ziel 
ſei alsdann zu erſtreben, daß man die notleidenden Länder mit dem 
Betriebskapital verſehe, „deſſen ſie bedürfen für die Bezahlung der 
Einfuhren, die ſie benötigen, um den normalen Warenverkehr wieder 
in Gang zu bringen, ferner zur Wiederherſtellung ihrer Produktivität 
und zur Reorganiſation ihrer Währungen“. Man faßte internationale 
Kreditoperationen hiefür ins Auge, deren Vorausſetzung aber ſei, 
daß die Darlehen empfangenden Länder ernſthaft auf eine Geſundung 
ihrer Verhältniſſe ſelbſt hinarbeiten. Für den Fall einer internationalen 
Kreditoperation ſei zu fordern, daß von den Darlehen empfangenden 
Ländern ſpezielle Sicherheiten geſtellt würden. 

Von den drei Zielen, die hier entwickelt wurden: Reviſion der 
Reparationsſchuld, Sanierungsanleihe, Feſtſtellung der tatſächlichen 
Lage, ſtieß das erſte ſofort auf den lebhafteſten Widerſtand der 
Franzoſen. Für das zweite Ziel der Sanierungsanleihe ſind Projekte 
ausgearbeitet worden. Es war aber von vornherein den deutſchen 
Teilnehmern der Konferenz klar, ſchon als ſie nach Brüſſel gingen, 
daß hier keinerlei Illuſionen am Platze ſeien, da erſtens zu Kredit⸗ 
operationen zwei Parteien gehören und die geldgebende Partei nicht 
zu entdecken war, und da zweitens auf eine Aufforderung, für 
eine auswärtige Anleihe die deutſchen Zölle zu verpfänden, unter 
keinen Umſtänden eingegangen werden könne. Das dritte Ziel da⸗ 
gegen, die Feſtſtelluug der tatſächlichen Lage auf Grund einwand⸗ 
freier Ziffern und vor Augen der ganzen ziviliſierten Welt, erſchien 
erreichbar und erſtrebenswert. Auf dieſem Gebiete liegt auch, wie 
heute geſagt werden kann und wie von beſonnenen Leuten erhofft 
werden durfte, der wirkliche Wert der inzwiſchen einberufenen und 
beendigten Brüſſeler Konferenz. Daß ihr Wert noch in mehr als 
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dem beſtanden hat, wird vielleicht aus den folgenden Ausführungen 
ſich ergeben. 

Erwähnt ſei noch, daß tatſächlich unter den Teilnehmern der 
Brüſſeler Konferenz verſchiedene Männer ſich befunden haben, die 
im Haager Memorandum die Initiative mutig ergriffen hatten. Einer 
der hervorragendſten Unterzeichner des Memorandums, der ſchwediſche 
Nationalökonom Guſtav Caſſel, war zwar nicht als Delegierter feines 
Landes, aber in nichtoffizieller Eigenſchaft anweſend. 

Der Völkerbund hat ſich im Mai 1920 in Rom und im Auguſt 
1920 in San Sebaſtian mit der Anregung des Haager Memorandum 
beſchäftigt. Ehe die Konferenz von Brüſſel zuſtande kam, wurde in 
Spa zwiſchen Deutſchland und der Entente über Wiedergutmachung 
verhandelt, ohne daß eine definitive Feſtlegung der überhaupt von 
Deutſchland zu bewirkenden Leiſtungen und der Zahlungsweiſe feſt⸗ 
gelegt wurde, da man ſich auf Einzelabmachungen von vorübergehendem 
Charakter beſchränkte. 

Frankreich legte den größten Wert darauf, daß drei Bedingungen 
reſpektiert würden, wenn es zur Brüſſeler Konferenz kommen würde: 

a) Keine der Fragen, über welche hinſichtlich der Wiedergut⸗ 
machung zwiſchen Deutſchland und der Entente verhandelt werden 
ſolle, dürfe Gegenſtand der Diskuſſionen der Brüſſeler internationalen 
Finanzkonferenz ſein. 

b) Bei der an Deutſchland zu richtenden Einladung ſoll dieſer 
Vorbehalt beſonders ausgeſprochen werden. 

c) Ein Vertreter der Wiedergutmachungskommiſſion ſolle an der 
Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz beteiligt werden !. 


Nach verſchiedenen Verzögerungen kam wirklich als Veranſtaltung 
des Völkerbundes die Brüſſeler Konferenz zuſtande. 

Die erſte Sitzung wurde am Freitag, 24. September 1920 nach⸗ 
mittags, die letzte am Freitag, 8. Oktober, abgehalten. Die Voll⸗ 
verſammlungen fanden in voller Offentlichkeit unter Zuziehung der 
Preſſe im Saale des belgiſchen Abgeordnetenhauſes ſtatt. Der Vor⸗ 
ſitzende und deſſen Stellvertreter wurden nicht von der Verſammlung, 
ſondern vom Völkerbund beſtimmt. Nahezu alle Verhandlungen 
leitete der Vorſitzende, der ſchweizeriſche Präſident Ador, ſelbſt, und 


1 Vgl. hierzu „League of Nations. International financial Conference. 
Report presented by the French representative, M. Léon Bourgeois, and 
adopted by the Council of the League of Nations meeting at San Sebastian, 
on August 5 th, 1920. (20/41/42. f 
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zwar mit einer Gewandheit und Energie, die wohl bei allen Be 
teiligten dankbare Annerkennung fanden. 

| Die Arbeiten der Konferenz ſollten ſich erſtrecken auf Prüfung 
der Lage der Staatsfinanzen der beteiligten Länder, auf Prüfung 
der Geldverfaſſungen, auf Unterſuchung der Lage des auswärtigen 
Handels und auf Erörterung der Abhilfemittel gegenüber den erkannten 
Übelftänden, insbeſondere auch auf die Frage einer internationalen 
Kreditbeſchaffung. | 

Die hauptſächliche Tätigkeit in der Vollverſammlung beftand in 
der Entgegennahme von Berichten der Vertreter der verſchiedenſten 
Länder über deren finanzielle und wirtſchaftliche Lage. Die Ver⸗ 
handlungsſprachen waren franzöſiſch und engliſch. Jede Rede und 
jedes Schriftſtück wurde in beiden Sprachen zugänglich gemacht. 
Das Bureau war vom Völkerbund geſtellt und verfügte über aus⸗ 
gezeichnete Überſetzer. 

Die Konferenz umfaßte Vertreter von 39 Ländern der Welt, 
unter denen jedoch Rußland und die Türkei fehlten. Die Teilnehmer 
der Konferenz waren zum Teil Delegierte der eingeladenen Staaten, 
zum Teil dieſen beigeordnete Sachverſtändige ohne Stimmrecht. 
Außerdem waren noch Vertreter mit beſonderer Stellung anweſend!. 

Die Hauptarbeit wurde nicht in den öffentlichen Vollverſammlungen, 
ſondern in den Kommiſſionen geleiſtet. In den vier Kommiſſionen 
für ſtaatliche Finanzen, Zahlungsmittel, auswärtigen Handel, inter⸗ 
nationale Kreditorganiſation waren Delegierte einzelner Nationen 
vertreten; in der vom Präſidenten ernannten Kommiſſion, welche 
das Bureau bei Ausarbeitung des Berichts? unterſtützen ſollte, 
waren nicht Delegierte, ſondern Beiräte, die den Delegierten bei- 
gegeben waren, tätig. Bei allen Kommiſſionen wurde Deutſchland“ 
angemeſſene Vertretung zugebilligt. 

Die ſämtlichen Vorbereitungen zur Konferenz waren vom Bureau 
des Völkerbundes organiſiert. Eine Reihe von Denkſchriften und 


1 Die Vertreter Eſtlands, Armeniens, Lettlands, Littauens nahmen ohne 
Stimmrecht an der Konferenz teil, ebenſo Vertreter einiger internationaler Ge⸗ 
meinſchaften. 

2 Vgl. den im Text auf S. 253 unter 2 zitierten Report. 

® Deutſchlands Delegierte waren bei der Brüſſeler Konferenz: Staa tsſekretät 
Bergmann, der Vizepräfident des Reichsbankdirektoriums von Glaſenapp und 
der Geſchäftsinhaber der Direction der Disconto⸗Geſellſchaft Urbig. Als Beiräte 
waren Geh. Rat Kauffmann, Geh. Rat Trendelenburg, Prof. Lotz, als Sekretär 
Dr. Reſpondek der Delegation beigegeben. Außerdem unterſtützte und vertrat 
Staatsſekretär Dr. Schröder die Delegierten bei ihrer Arbeit. 
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Gutachten ſind den Teilnehmern überreicht worden. Hiervon ſind 
im Buchhandel bereits erhältlich: 

1. Currencies after the war. A survey of con- 
ditions in various countries, compiled under the auspices of 
the international secretariat of the League of Nations. London, 
Harrison and Sons, St. Martin's Lane, W. C. 2. 

2. Report of the Conference. Printed for the 
League of Nations, Th. Dewarichet, 5 Montagne de Sion, 
Brussels. (Beides auch in franzöſiſcher Sprache veröffentlicht.) 

Außerdem wurden eine Reihe weiterer Druckſachen geliefert!. 


1 Unter den übrigen Druckſachen ſeien genannt: 

Draft rules of procedure of the international financial conference. — 
Report of the advisory committee. 

Paper Nr. I. Memorial on international finance and currency with rela- 
tive documents (enthält das Haager Memorandum ufiw.). 

Paper Nr. 2. Economic declaration of the Supreme Council, approved 
on March 8th 1920. 

Paper Nr. III. Currency statistics. 

Paper Nr. IV. Public finance. — Appendix to Paper No. IV. Public 
finance — Analysis of expenditure and revenue. 

Paper Nr. V. International trade. | 

Paper Nr. VI. Report of the Consultative Food Committee of the Supreme 
Economic Council. 

Paper Nr. VII. Official statistics of retail prices. Memorandum by 

Professor Bowley. 

Paper Nr. VIII. Coal statistics. 

Paper Nr. IX. The European transport situation. 

Paper Nr. X. Relief credits and the promotion of export. 

Paper Nr. XI. Exchange control. 

Paper Nr. XII. Solutions proposed. 

Paper Nr. XIII. Monetary problems. Memoranda prepared by economie 
experts (Geſamtbericht, Denkſchriften von Bruins, Caſſel, Pigou, Gide.) 

Paper XIV. Price of Silver by G. Findlay Shirras. 

Von Deutſchland wurden außerdem geliefert: ein ſchriftlicher Bericht gemäß 
Nr. 6 der Tagesordnung, die Denkſchrift des Reichsfinanzminiſteriums vom 
30. April 1920 „Die Steuerbelaſtung in Deutſchland“, die Denkſchrift des Reichs⸗ 
finanzminiſters Dr. Wirth in Nr. 254 der Reichstagsdruckſachen, die für Spa 
verfaßten Denkſchriften „Deutſchlands wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit“ und „Die 
Zahlungsfähigkeit Deutſchlands für die Wiedergutmachung”, endlich die Dent- 
ſchrift der Reichsbank „über das deutſche Geld⸗ und Währungsweſen“. 

Es wäre dringend erwünſcht, daß dieſe Materialien ſowie die Vorträge der 
Delegierten und die Berichte über die Diskuſſionen jedermann durch den Buch⸗ 
handel zugänglich gemacht würden. Inzwiſchen iſt eine amtliche deutſche Denk⸗ 
ſchrift „Die internationale Finanzkonferenz in Brüſſel“ und der Bericht im 
Oktoberheft der „Revue économique internationale“ veröffentlicht worden. | 
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Mit Darſtellung und Kritik zweier dieſer Druckſachen, des Rapport IV 
(Finances publiques) und des dazu erſchienenen Ergänzungsheftes 
Annexe I au Document No. IV (Finances publiques. — Ans: 
lyse des dépenses et recettes), beides bei Harriſon & Sons Ltd., 
St. Martins Lane, London W. C. 2, in engliſch und franzöſiſch 
gedruckt, muß ſich zunächſt die folgende Darſtellung beſchäftigen, 
da die franzöſiſche Preſſe dieſe Druckſachen ſehr viel erörtert 
hat, während in Brüſſel eine Detailkritik dieſer Veröffentlichungen 
unterlaſſen werden mußte, da andere dringendere Aufgaben zu er⸗ 
ledigen waren. 


A. Ergebniſſe der Brüſſeler Konferenz hinſichtlich der 
Steuerbelaſtung in Deutſchland und Frankreich 


1 


Der Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz iſt ein ausführ⸗ 
Bericht („Finances publiques“) — im folgenden als Rapport IV 
zitiert — vorgelegt worden, in welchem verſucht wurde, Materialien 
über die Schulden, die Ausgaben und die Einnahmen verſchiedener 
Länder nach Regierungsmitteilungen auf Grund eines Schemas zu⸗ 
ſammenzuſtellen und Vergleiche zu berechnen. Die Bearbeiter dieſes 
Dokuments ſchicken voraus, daß man dieſe Vergleichungen mit Sorg⸗ 
falt und viel Vorbehalten leſen müſſe. „En vérité les éléments 
d'appréciation sont si incertains qu'il ne faut attacher d'im- 
portance qu' aux résultats fournis par la comparaison directe. 
Leur interöt réside surtout dans les nouvelles données que 
procure leur examen, lorsqu'on veut apprécier la situation 
actuelle.“ 

Als Nachtrag hierzu iſt eine Denkſchrift: Annexe I au 
document IV — im September 1920 den Teilnehmern der Brüſſeler 
Konferenz überreicht worden. Hierin waren auf Grund von Rund⸗ 
fragen vom Juni 1920 neue genauere Ziffern gegeben. Soweit 
bekannt, hat die öffentliche Diskuſſion in den franzöſiſchen Zeitungen 
durchweg nicht die Ziffern des Annexe J, ſondern die unverbeſſerten 
des Rapport IV zugrunde gelegt. Dem Vernehmen nach wird der 
Völkerbund demnächſt einen neuen Nachtrag zum Rapport IV ver⸗ 
öffentlichen. Die korrekten deutſchen Ziffern, welche der Annexe I 
in den Angaben vom Juni 1920 noch nicht enthielt, wurden in Brüſſel 
dem Sekretariat des Völkerbundes überreicht und werden von dieſem 
in einer ergänzenden Veröffentlichung demnächſt verwertet werden. 
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Ehe man Folgerungen zum Vergleich der Steuerbelaſtung der 
Deutſchen und Franzoſen zieht, müſſen die Zahlen ſtimmen, von 
denen ausgegangen wird. Die Zahlen der Steuerbelaſtung pro 
Kopf ſind abhängig von zwei Größen: dem abſoluten Steuerertrag 
und der Bevölkerung. Über beide Größen iſt keine fichere Berechnung 
heute möglich. Bei den Steuern handelt es ſich um die Schätzungen 
nach den Voranſchlägen für das laufende Rechnungsjahr 1920; der 
wirkliche Ertrag wird ſowohl in Frankreich wie in Deutſchland von 
den Schätzungen abweichen können. Im Rapport IV war die 
Steuerlaſt der Deutſchen 1920 angenommen auf 16 950 Mill. Mk. 
direkte Steuern und 11000 Mill. Mk. indirekte Steuern, insgeſamt 
27 950 Mill. Mk. Steuern. Pro Kopf wurde für Deutſchland er⸗ 
rechnet eine Belaſtung von 288 Mk. mit direkten Steuern (zum 
Kurs von 1 Doll. = 37,88 Mk.! am 30. Juni 1920 umgerechnet 
in 7,6 Doll.). Die indirekten Steuern Deutſchlands waren im 
Rapport IV berechnet auf 11000 Mill. Mk. = 186,9 Mk. pro 
Kopf —= 4,9 Doll. zum Tageskurs. Für die Geſammtſteuerbelaſtung 
Deutſchlands lautete die Angabe: 27950 Mill. Mk. = 474,9 Mk. 
pro Kopf = 12,5 Doll. zum Tageskurs vom 30. Juni 1920. 

Die Angaben für Frankreich lauteten entſprechend: Direkte 
Steuern 8415,2 Mill. Fres., indirekte Steuern 7426,2 Mill. Fres., 
Summa 15 841,4 Mill. Fres. Hieraus wurde errechnet: eine Steuer⸗ 
belaſtung der Franzoſen an direkten Steuern pro Kopf von 221,3 Fres., 
zum Kurs von 1 Doll. = 12,04 Fres. am 30. Juni 1920 ergibt 
dies 18,4 Doll.; indirekte Steuern 195,5 Fres. pro Kopf = 16,2 Doll., 
insgeſamt Steuern 416,8 Fres. pro Kopf = 34,6 Doll. 

Die deutſchen Ziffern waren berechnet nach inzwiſchen ſtark 
veralteten Schätzungen des Reichsfinanzminiſters Dr. Wirth vom 
April 1920. Die franzöſiſchen Schätzungen ſollen angeblich auf 
den Ziffern des von der Kammer beſchloſſenen Budgets beruhen. 
Vergleicht man das definitive Budget Frankreichs, welches im 
Journal officiel vom 1. Auguſt 1920 veröffentlicht iſt, mit dieſen 
Angaben, ſo iſt erſichtlich, daß dem Bureau des Völkerbundes bei 
der Benutzung der franzöſiſchen Ziffern Mißverſtändniſſe unterlaufen 
ſind. Die Ziffer von 8415 Mill. Fres. begegnet in der Tat in 
dem franzöſiſchen Budget, aber nicht als Ertrag der direkten Steuern, 
ſondern in I § 6 unter „ressources exceptionnelles“ als ein 


I Nach den Aufſtellungen des Archivs der Disconto⸗Geſellſchaft in Berlin 
betrug der Berliner Kurs der Deviſe New York am 30. Juui 1920 38 8—88 88. 
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Sammelpoſten, in welchem die Kriegsſteuer und anderes, außerdem 
aber 2915 Mill. Fres. Erlös aus Verkauf von Staatsgut enthalten 
iſt. Mit welcher Flüchtigkeit von den Bearbeitern dieſer Ziffern 
verfahren wurde, ergibt ſich daraus, daß im Rapport IV die irr⸗ 
tümlich bei den direkten Steuern ſchon aufgeführte Summe des 
Erlöſes aus verkauftem Staatseigentum mit rund 3 Milliarden Fres. 
als weiterer Poſten unter den Einnahmen Frankreichs noch einmal 
gezählt iſt (vgl. daſelbſt S. 44 Note 5). Welches find nun die 
korrekten Zahlen Frankreichs? Nach dem Schema für die Ver⸗ 
gleichung der Budgets in den Veröffentlichungen des Völkerbundes 
ſind zu den direkten Steuern die veranlagten Steuern vom beweg⸗ 
lichen und unbeweglichen Eigentum, die Einkommenſteuern ſowie die 
Erbſchaftsſteuern zu rechnen; zu den indirekten Steuern werden die 
beiden Gruppen „Verbrauchsſteuern und Zölle“ und „Verkehrs⸗ 
ſteuern“ gerechnet. Prüft man das im Journal officiel vom 
1. Auguſt 1920 veröffentlichte franzöſiſche Budget für 1920, ſo 
ergibt ſich, daß die direkten Steuern Frankreichs einſchließlich der 
Erbſchaftsſteuer auf 6423 Mill. Fres. einſchließlich 4 Milliarden 
Ertrag der außerordentlichen Kriegsgewinnabgabe geſchätzt wurden. 
Dieſe Ziffer erſcheint tatſächlich auch als Ertrag der franzöſiſchen 
direkten Steuern in Annexe I au document IV der Brüſſeler 
Finanzkonferenz. Will man jedoch die franzöſiſchen Steuern korrekt 
berechnen, ſo iſt zu berückſichtigen, daß an anderer Stelle im Budget 
1500 Mill. Fres. „Prelevement sur les plus- values fiscales de 
l’exercice 1920“ enthalten find. Es find dies die Zuſchläge, welche 
in dem Voranſchlag, angeſichts der Praxis, die Einnahmen nicht 
nach dem Iſtertrag des letzten, ſondern des vorletzten Jahres zu 
ſchätzen, für den vermutlichen Mehrertrag eingeſtellt werden. Ver⸗ 
teilt man dieſe 1500 Mill. Fres. auf ſämtliche franzöſiſche Steuern, 
ſo ſtellen fie einen Zuſchlag von 10,026 % zu den Schätzungen des 

vorletzten Jahres dar. Dementſprechend würden zu den 6423 Mill. 
Fres. direkte Steuern noch 644 Mill. zuzuſchlagen ſein. Dies ergibt 
7067 Mill. direkte Steuern der Franzoſen !. Bei den als indirekte 
Steuern bezeichneten Abgaben werden in dem Schema des Völker⸗ 
bundes zwei Gruppen unterſchieden: nämlich Verbrauchsabgaben, 
Zölle uſw. und Verkehrsſteuern. Im Annexe I au document IV 
der Brüſſeler Konferenz ſind die Verbrauchsſteuern und Zölle ein⸗ 
ſchließlich des Anteils von Elſaß⸗Lothringen auf 3725,5 Mil. Fres., 


1 Siehe die Anmerkung auf der folgenden Seite. 
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die Verkehrsſteuern auf 4298,3 Mill. Fres. geſchätzt. Dies ergibt 
insgeſamt 8024 Mill. Fres. indirekte Steuern jeder Art. Auch dieſe 
Ziffern bedürfen jedoch der Korrektur. Es ſind keineswegs alle 
hierher gehörigen Belaſtungen der Franzoſen darin enthalten. Der 
Verſuch einer Richtigſtellung der Ziffern wird hier nicht unter⸗ 
nommen, um für eine von vornherein in Ausſicht genommene Be⸗ 
hauptung Material zu liefern, ſondern vom rein wiſſenſchaftlichen 
Standpunkt der Aufhellung der Wahrheit aus, mag das Ergebnis 
uns oder Frankreich auch unbequem ſein. Demgemäß erhöhe ich 
die Ziffern der Franzoſen über deren eigene Angaben hinaus, wo 
es im Intereſſe der Wahrheit richtig erſcheint. Die Beſteuerung 
des Tabaks, der Zündwaren und des Schießpulvers uſw. erfolgt 
bekanntlich in Frankreich in Monopolform. Der Reinertrag dieſer 


1 Nach dem franzöſiſchen definitiven Budget (Journal Aficiel vom 
1. Auguſt 1920, S. 10934 ff.) werden vom europäiſchen Frankreich erwartet: 
a) Impöts directs: 


Contribution foncière (bätie) . ee 254 668 157 

2 (non bäti e) 151 602 590 
Impöt sur les bénéfices industriels et com- 

Mefei)ihuſuſ ee a 500 000 000 


Impöt sur les bénéfices d exploitgtion agricole 30 000 000 
- - traitements, indemnites et &mo- 


luments, salaires, pensions etc. . . . . 55 000 000 
Impöt sur les benefices des professions non 

commerciales A 8 000 000 
Impöt général sur le revenu . ...... 800 000 000 
Contribution personelle-mobiliere . . . . . 5 273 661 
- des portes et fenéètres 3 502 692 
- —patentes7 14 899 099 

Frais d'avertissement.. 1 175 000 1 823 621 199 

b) Taxes assimiléèes aux contributions directes. 99 036 275 
c) Successions et donations (enthalten in Ein: 478 538 500 


nahmen aus Enregistrement). .... . . . 22079 500 500 618 000 


d) Produit de la contribution extraordinaire 
sur les benefices de guerre (enthalten in I, 
§ 6 Ressources exceptionell es)). 4 000 000 000 


Summe der direkten Steuern Frankreichs 
(die franzöſiſche Kapitalertragſteuer wird zu den 
indirekten Steuern gerechnet): 6423 275 474 
e) hierzu Anteil an dem prelövement sur les | 
plus-values fiscales de l’exercice 1920 von 
insgeſamt 1500000000 . 2... 22.2.2... 644 000 000 


a—e Geſamte direkte Befteuerung . . - . 7 067 275 474 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 17 
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Monopolverwaltungen einſchließlich Elſaß⸗Lothringen muß natürlich 
zum Ertrag der Verbrauchsfſleuern und Zölle hinzugefügt werden. 
Dann würden die Verbrauchsſteuern und Zölle einſchließlich der 
Monopole in Frankreich 4238,3, die Verkehrsſteuern 4298,3 Mill. 
Fres. ergeben. Rechnet man zur Geſamtſumme der Verbrauchs⸗ 
ſteuern, Zölle und Verkehrsſteuern noch den Anteil an den plus- 
values fiscales hinzu, fo ergibt ſich ein viel größeres Steuer⸗ 
aufkommen an indirekten Steuern, als ſelbſt in dem Annexe I au 
document IV berechnet war: naͤmlich 9393 Mill. Fres. . Bei 
insgeſamt 16460 Mill. Fres. franzöſiſchen Steuern und 38,5 Mill. 
Bevölkerung ergibt ſich eine Steuerlaſt pro Kopf von 427,53 Fres. 


1 Nach dem franzöſiſchen definitiven Budget für 1920 werden erwartet; 
1. Verbrauchs ſteuern, Zölle ufw.: 


a) Produits des contributions indirectes 

(ohne Tabak uſw., aber einſchließlich 

350 Mill. Fres. auf Eiſenbahnbeförderung) 1 534 902 300 
b) Sucres et saccharin s 367 250 (00 
c) Douane s 1 791 365 000 
d) für indir. Steuern uſw. aus Elſaß⸗Lothr. 32 000 000 


a—d) Summe der Verbrauchsſteuern und 

Zölle ungefähr entſprechend den Angaben 

im Annexe I au Document No. IV.. 3 725 517 900 
e) Im Annexe I au Document No. IV nicht 

enthalten: Ertrag der Steuermonopole von 

Tabac, allumettes, poudres à feu etc. 

, En 1 064 113 000 
Hiervon ab Ausgaben des Finanzminiſteriums 

4 partie, Chap. 136, 141-155 mindeſtens 587 330 100 476 782 900 


f) Ertrag der Monopole in Elſaß⸗Lothringen 36 000 000 
a—f) Geſamtertrag der Verbrauchs⸗ 
ſteuern, Zölle, Monopole 4 238 300 200 


II. Taxes sur les transactions: 
Enregistrement (abzüglich Erhſchaftsſteuer), 
timbre, Börſenſteuer, Mobiliareinkommen⸗ 
ſteuer, Taxes sur les payements et sur 
les chiffres d' affaires, Enregistrement 


in Elſaß⸗Lothringeenn 4 298 289 000 

I—II Summe der indirekten Steuern 8 536 589 200 
III. Anteil am Prélèvement sur les plus- values 

RS a a Ru Wr el 85 000 N 0 


I—IV Geſamtlaſt der indirekten und Verkehrs⸗ 
feiiecit: 4 a ae ee ee es 9 392 589 200 
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Sind im vorigen die Ziffern der franzöſiſchen Steuerbelaſtung 
gegenüber den Berechnungen des Völkerbundes auf Grund des 
Budgets weſentlich erhöht worden, um im Dienſte der Wahrheit 
vergleichbares Material für die Finanzſtatiſtik zu gewinnen, ſo be⸗ 
dürfen die deutſchen Ziffern ſowohl des Rapport IV wie des 
Annexe I au document IV erſt recht der Korrektur. Die deutſche 
Steuerbelaſtung beſteht 1. in Reichsſteuern, 2. in Steuern der 
Länder und Gemeinden. Die Gemeinden ſollen ebenſo bei Deutſch⸗ 
land wie bei Frankreich außer Betracht bleiben, obwohl die Gemeinde⸗ 
aufgaben in beiden Ländern verſchieden bemeſſen ſind. Die Steuern 
des Reiches werden zunächſt im folgenden, um dem Schema des 
Völkerbundes zu entſprechen, abzüglich der Überweiſungen aus 
Reichsſteuererträgen an die Länder und Gemeinden berechnet Nach 
dem im Herbſt 1920 dem Reichstag vorgelegten Haushaltsentwurf 
1920 des Deutſchen Reiches ſtellen ſich abzüglich der Überweiſungen 
die Reichsſteuereinnahmen auf 14196 Mill. Mk. direkte Steuern 
(veranlagte und Erbſchaftsſteuern) und 14 520,88 Mill. Mk. indirekte 
Steuern (Verbrauchsſteuern, Zölle, Verkehrsſteuern) . Das Geſamt⸗ 
ſteueraufkommen, welches nach Ausſchüttung von 9404,9 Mill. Mk. 
Überweiſungen dem Reiche zu verbleiben hat, wird auf 28 716,88 Mill. 
Mk. geſchätzt. 

Die Bevölkerung, die bei der Prokopfberechnung des Völker⸗ 
bundes zugrunde gelegt wurde, war angenommen nach Rapport IV 
Seite 18/19 auf 

38 Mill. für Frankreich einſchließlich Elſaß⸗Lothringen, 

58,86 = = Deutihland abzüglich der abgetretenen Gebiete. 
Hierzu iſt zu bemerken: Deutſche ſtatiſtiſche Autoritäten ſchätzen die 
mittlere Bevölkerung Frankreichs 1920 ebenfalls auf 38—38,5 Mill., 
letzteres dürfte genauer ſein; für Deutſchland ſchwanken die Schaͤtzungen 
desjenigen Gebietes, welches 1920 mit Reichsſteuern herangezogen 
werden kann, zwiſchen 59,6 und 60,16 Mill. Letztere Ziffer wird 
im folgenden zugrunde gelegt. Dabei wird vorausgeſetzt, daß 
Oberſchleſien für die Steuerzahlung 1920 Deutſchland erhalten 
bleibt. ö 

Berechnet man auf Grund der angegebenen Budgetziffern und 
Bevölkerungsziffern nach dem Schema des Völkerbundes die Steuer⸗ 
belaſtung pro Kopf, ſo würden ſich ergeben für Frankreich 


1 Hierin fehlen noch einige Gebühren des Reichs. 
2 Anmerkung 2 und 3 fiehe auf der folgenden Seite. 
17* 
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183,56 Fres. direkte Steuern, 
243,97 = indirekte Steuern, 


insgeſamt 427,53 Fred. Steuern überhaupt pro Kopf. 


Die entſprechenden Ziffern für Deutſchland unter Abzug der 
den Ländern und Gemeinden zufließenden Überweiſungen von 


Verſuch eiuer korrekten Schätzung der deutſchen Steuerlaſten 1920 


Reichsſteuern 
nach dem im Herbſt 1920 dem Reichstag vorgelegten Haushaltsentwurf 1920 
„einfehließlich Über- ohne Über- 
Überweifungen weifungen weifungen 
Mt. Mill. Mk. Ml. 
I. Direkte Steuern 


Einkommenſ teuer. 12 000 000 000 8000 4 000 000 000 
Körperſchaftsſt euer 900 000 000 600 300 000 000 
Kapitalertragſteuer. 1 300 000 000 — 1 300 000 0% 
Reichsnot opfer 3 500 000 000 — 3 500 000 000 
Beſitzſ teuer 100 000 000 — 100 000 000 
Erbſchaftsſteuer 620 000 000 124 496 000 000 
Kriegsabgabe v. Vermögenszuwachs 4 500 000 000 — 4 500 000 000 


Direkte Reichsſtenern indgefamt . 22 920 000 000 8724 14 196 000 000 
II. Indirekte Steuern f 
Zölle, Verbrauchsſteuer, Monopole. 9 147 000 000 22,9 9 124 100 000 
Ausfuhrabgabenn 700 000 000 — 700 000 000 
Weitere Ausfuhrabgaben für Kohle, 
Salz, Holz beim Reichswirt⸗ 


ſchaftsminiſteriuu nun 392 600 000 8 392 600 000 
Vom Branntweinmonopolamt. . . 62 000 000 — 62 000 00 
Ausgleichsbeträghge 180 000 — 180 000 
Indirekte Steuern insgeſamt . 10 301 780 000 22,9 10 278 8380 000 

III. Verkehrsſteuern 
Umſatzſ terer 3650 000 000 548 3 102 000 000 
Grunderwerbſ teuerer 220 000 000 110 110 000 000 
Reichsſtempelabgaben einſchl. Ab⸗ 
gaben v. Perſonen⸗ u. Güterverkehr 1 030 000 000 — 1 030 000 000 
Verkehrsſtenern indgefamt . . 4 900 000 000 658 4 242 000 000 


II u. III. Indir. u. Verkehrsſteuern 15 201 780 000 > 14 520 880 000 


I—1IV. Geſamtſteuern des Reichs 
nach dem Schema d. Völkerbundes 38 121 780 000 940,9 28 716 880 000 


3 Die deutſche Bevölkerung wird im Statiſtiſchen Jahrbuch f. d. Deutſche 
Reich 1919, S. 38 berechnet auf grund der Zählung von 1910: 

unter Abzug der damals abgetretenen Gebiete, ferner des Saargebiets. 

ferner von Eupen und Malmedy, dagegen unter Einrechnung der Gebiete, 

in denen damals Volksabſtimmung noch entſcheiden ſollte, alſo auch der 
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Reichsſteuern würden lauten bei Annahme einer Bevölkerung von 
60,16 Millionen 
235,97 Mk. direkte Steuern, 
241,37 indirekte Steuern, 
insgeſamt 477,34 Mk. Steuern überhaupt pro Kopf. 


Rechnet man nach der Methode des Völkerbundes dieſe Ziffern 
zum Tageskurs vom 30. Juni 1920 in Dollars um, ſo ergibt ſich 
natürlich wiederum eine niedrigere Ziffer für Deutſchland, da die 
Mark gegenüber dem Dollar mehr entwertet iſt als der Frank. 
Vom Standpunkt einer ſtrengen Methode aus iſt zu bemerken, daß 
hier zunächſt auf die Richtigſtellung der Berechnungen verzichtet wird, 
welche in den Veröffentlichungen des Völkerbundes die Ausgabe⸗ 
budgets Deutſchlands und Frankreichs und anderer Länder vergleichen. 
Eine ſolche Vergleichung nach einem Schema ohne individuellſte Be⸗ 
rückſichtigung der Beſonderheiten der Budgetierung führt ſtets zu 
ſtatiſtiſchen Fehlſchlüſſen. Was aber die geſchätzten Steuereinnahmen 
betrifft, ſo iſt die erſte methodiſche Frage, ob es korrekt iſt, die Steuer⸗ 
einnahmen des Deutſchen Reiches abzüglich der Überweiſungen mit 
den Steuereinnahmen Frankreichs zu vergleichen. Die überwieſenen 
Summen ſind ſicher Belaſtungen der deutſchen Steuerzahler. Sie 
werden von den Ländern und Gemeinden für Erfüllung öffentlicher 

nördlichen Zone von Schleswig⸗Holſtein, die inzwiſchen verloren ging, auf 

58 859 857, ebenſo wie im Rapport IV. 
Seitdem haben die Statiſt. Vierteljahrshefte f. d. Deutſche Reich IV, 1919, 
S. 127 die vorläufigen Ergebniſſe der deutſchen Volkszählung vom 8. Oktober 
1919 in einer Nachweiſung der aus der Zahlgemeinde verſorgten ortsanweſenden 


und vorübergehend abweſenden Zivilbevölkerung mitgeteilt. Dabei fehlen noch 
einige Gemeinden und die Reichswehr, alſo 150 000 Perſonen mit Angehörigen. 
Die Ziffer lautte 59 667 929 
hiervon gehen ab die inzwiſchen von 
Deutſchland abgetretenen, damals 
mitgezählten ſchleswigſchen Kreiſe 
Hadersleben mit 64 038 
Apenrade 31 699 
Sonderburg - 35 920 
Tondern „60 813 
192 470 192 470 


59 475 459 
hierzu Militärperſoneeen 150 000 
59 625 459 
Nach erhaltener Auskunft iſt die Geſamtbevölkerung auf grund von Be⸗ 
richtigungen auf ungefähr 60 161 808 anzunehmen. | 
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Aufgaben verwendet, für die in Frankreich zum großen Teil der 
franzöſiſche Staat aufkommt. Völlig korrekt würde es ſein, die 
Steuereinnahmen des Reiches abzüglich der Überweiſungen, ver 
mehrt um die Steuereinnahmen der einzelnen deutſchen Länder, mit 
den Steuereinnahmen Frankreichs als eines Einheitsſtaates zu ver⸗ 
gleichen. Vielleicht ließe es ſich vom franzöſiſchen Standpunkt aus 
noch rechtfertigen, die Steuerzuſchläge der Departements zu den 
franzöſiſchen Staatsſteuern hinzuzuzählen. Eine ſolche Aufſtellung 
muß den Franzoſen überlaſſen bleiben. Prinzipiell iſt zuzugeben, 
daß ſie für die Vergleichung in Betracht kommen könnte. Freilich 
müßten dann auch die Steuern der Provinzen, Kreiſe und kleineren 
Kommunalverbände in Deutſchland herangezogen werden. Die Ver⸗ 
gleichung iſt zurzeit mit ſo weitgehender Detaillierung nicht möglich. 
Beſchränkt man ſich darauf, die Steuerlaſten, welche das Deutſche 
Reich und die deutſchen Länder 1920 den deutſchen Steuerzahlern 
auferlegen, mit den entſprechenden Steuerlaſten des franzöſiſchen 
Staates zu vergleichen, ſo würde es ſich nach einer mir 
vorliegenden vorläufigen Erhebung ergeben, daß zu den um die 
Überweifungen verminderten Reichseinnahmen an Steuereinnahmen 
der Länder 1920 4883923000 Mk. Landesſteuern hinzuzurechnen 
wären. Ich habe durch einige Stichproben dieſe Berechnungen nach⸗ 
geprüft und zweifle, ob ſie ganz einwandfrei ſind, vermag aber zur⸗ 
zeit nach dem mir vorliegenden Material keine unanfechtbare Ziffern: 
angabe zu geben. Mit aller Reſerve, die demgemäß geboten iſt, 
rechne ich die Geſamtſteuereinnahmen des Reiches und der Länder 
1920/21 auf 33 600,8 Mill. Mk. Pro Kopf der Bevölkerung würde 
ſich ergeben 558,52 Mk. 1. Solange die mühevolle Arbeit nicht ge 
leiſtet iſt, aus den einzelſtaatlichen Budgets kritiſch die direkten 
Steuern einſchließlich der Erbſchaftsſteuer und die übrigen Steuern 
zu berechnen, ziehe ich es vor, eine Zahl zu verwenden, die die ge⸗ 
ſamte Steuerlaſt der Deutſchen nach einer anderen Methode berechnet. 
Ich gehe davon aus, daß die an die Länder und Gemeinden zu 
überweiſenden Reichsſteuern unzweifelhaft eine Steuerbelaſtung der 
Deutſchen bedeuten und laſſe die weitere Belaſtung durch ſtaatliche 
Ertragsſteuern, Gebühren uſw. ganz außer Betracht. Bei dieſer 
Methode muß der Mangel zugeſtanden werden, daß darin Über⸗ 
weiſungen des Reiches, die ſchließlich den Gemeinden zugute kommen, 


Nach der — allerdings von mir nicht gebilligten — Methode des Völker: 
bundes und der Franzoſen ergäbe dies 14,51 Dollars (zum Kurſe 38,5 Mk. = 
1 Dollar). 
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enthalten ſind. Dafür ſind die Ertragsſteuern, Gebühren uſw. der 
Länder ignoriert. Es iſt nicht dem Schema des Völkerbundes ent⸗ 
ſprochen. Aber es ſteht feſt, daß es ſich um eine Steuerlaſt handelt, 
die vom Reich auferlegt und von dem deutſchen Volke zu tragen iſt. 
Man hätte dann davon auszugehen, daß ohne Abzug der Über⸗ 
weiſungen an Länder und Gemeinden die Belaſtung durch Reichs⸗ 
ſteuern im Jahre 1920 auf 38121780000 Mk., d. h. 633,67 Mk.“ 
pro Kopf der Bevölkerung zu ſchätzen iſt. Der Unterſchied bleibt, 
daß bei der Schätzung der Landesſteuern nur 4883,9 Millionen, bei 
dieſer Berechnung aber 9404,9 Millionen zu den dem Reiche ver⸗ 
bleibenden Steuern zugeſchlagen werden. Ich mache daher auch 
von dieſer Schätzung nur mit aller Reſerve Gebrauch. 


II 

Ein Teil der franzöſiſchen Preſſe pflegt mit den Ziffern des 
Rapport IV der Brüſſeler Konferenz folgendermaßen zu argumentieren. 
Man legt zugrunde, daß die Beſteuerung Deutſchlands pro Kopf 
474,9 Mk. betrage und daß dies zum Tageskurs vom 30. Juni 1920 
12,5 Doll. ausmache. Die entſprechenden Zahlen für Frankreich 
werden dann mit 416,8 Frs. Steuerlaſt pro Kopf der Bevölkerung 
in 34,6 Doll. umgerechnet. Gegenüber dieſer Berechnung iſt ein⸗ 
zuwenden, daß ſie vorausſetzt, die innere Kaufkraft der Mark und 
des Franks und damit die wirkliche Belaſtung durch Steuern ſei 
genau dem Tageskurs der Dollars in Berlin und Paris entſprechend. 
Rechtfertigen ließe ſich dies, wenn Deutſchland und Frankreich be⸗ 
ſchloſſen hätten, eine Devalvation durchzuführen und zum Tages⸗ 
kurſe vom 30. Juni 1920 in Gold ihre Notenſchuld einzulöſen, ſo⸗ 
wie freie Einfuhr und Ausfuhr dann zu geſtatten, wodurch der 
Weltmarktpreis gemeſſen im nunmehr maßgebenden verringerten 
Werte der neuen Goldmark und des neuen Goldfranks ſich auf Löhne, 
Mietpreiſe und Warenpreiſe in Deutſchland und Frankreich aus⸗ 
dehnen würde. Es würde dies den Verzicht auf jeglichen Preis- 
abbau, einen Umſturz in den Einkommensverhältniſſen und eine 
völlige Zerrüttung der Finanzen in beiden Ländern bedeuten. Denn 
nach Vornahme der Devalvation würde die auswärtige Schuld 
Frankreichs und die in bisherigen Goldmark berechnete Wiedergut⸗ 
machungsſchuld Deutſchlands in devalviertem nationalem Geld phan— 
taſtiſche Summen koſten und beim Fehlen des Preisabbaus würden 


1 Nach der in Anm. 1 auf der vorigen Seite charakteriſierten Methode er⸗ 
gäbe dies 16,46 Dollars. 
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alle Warenanſchaffungen für den Fiskus nur zu unerſchwinglichen 
Preiſen erfolgen können. Es wird alfo von den franzöſiſchen Autoren, 
»Die dieſe Rechnung aufſtellen, vorausgeſetzt, daß ſowohl Deutſchland 
wie Frankreich den verzweifeltſten und bedenklichſten Schritt, die Papier⸗ 
wirtſchaft zu ſanieren, leichten Herzens wagen. Nimmt man dieſe 
Vorausſetzung einſtweilen nicht als gegeben an und rechnet man mit 
den beſtehenden Verhältniſſen, ſo iſt jedenfalls heute die innere Kauf⸗ 
kraft der Mark für eine große Menge des Lebensbedarfs in Deutſch⸗ 
land höher als dem Auslandswerte der Mark von 1920 entſpricht. 
Es iſt richtig, daß Steuern in Papiermark und Papierfranks mit⸗ 
einander nicht vergleichbar ſind. Einen korrekten Maßſtab in Gold 
oder in Dollars für Vergleichung der heutigen Kaufkraft der Papier⸗ 
mark und des Papierfrank und damit der darin ausgedrückten 
Steuerbelaſtung zu finden, halte ich mich nicht für kompetent. Soll 
überhaupt ein Vergleich gewählt werden, ſo müßte eine andere 
Methode als die auf den Ziffern des Völkerbundes begründete ver⸗ 
ſucht werden. Dies um ſo mehr, da ſchon — wie nachgewieſen — 
die im Rapport IV verwerteten Budgetziffern für Frankreich und 
Deutſchland veraltet ſind. Würde man aber auf dem Syſtem der 
franzöſiſchen Rechnung beſtehen, ſo blieben noch zwei methodiſche 
Bedenken beſtehen. 1. Es kommt nicht bloß auf die Steuerlaſt in 
Dollars an, ſondern auch darauf, wieviel vom Einkommen — in 
Dollars gerechnet — nach Bezahlung der Steuern dem Deutſchen 
und dem Franzoſen übrig bleibt, und da würde ſich, nach dieſer 
Methode berechnet, wohl eine Mehrbelaſtung des Deutſchen heraus⸗ 
ſtellen können. 2. Es iſt bei der Prokopfberechnung überſehen, daß 
der Anteil der jugendlichen Bevölkerung an der Geſamtbevölkerung 
in Deutſchland viel größer iſt als in Frankreich und daher dieſelbe 
in Dollars ausgedrückte Steuerlaſt pro Kopf auf piel mehr Erwerbs⸗ 
unfähige in Deutſchland als in Frankreich ſich verteilt. 


III 


Das Bureau des Völkerbundes hat im Rapport IV Seite 14 
und 15 den Verſuch unternommen, die Belaſtung mit Schulden und 
das Staatseinkommen pro Kopf mit dem durchſchnittlichen Ein⸗ 
kommen der Bevölkerung verſchiedener Länder zu vergleichen. Die 
Methode, das gegenwärtige Einkommen pro Kopf in verſchiedenen 
Ländern zu berechnen, iſt nicht ohne Intereſſe. Hierzu bemerkt das 
Bureau des Völkerbundes auf S. 12—15: Die Schätzung war vor 
dem Kriege eine verwickelte Aufgabe, welche die Aufmerkſamkeit 
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der Statiftifer viele Jahre hindurch mit dem Ergebnis auf ſich 
lenkte, daß gewiſſe vorläufige Ziffern allgemein angenommen 
wurden. Eine Schätzung des gegenwärtigen Einkommens angeſichts 
der Valutaentwertung und beim Fehlen der weſentlichſten Anz 
gaben zu verjudhen, iſt eine faſt unmögliche Aufgabe, die zu 
unternehmen nur damit gerechtfertigt werden kann, daß „die Wahr⸗ 
heit leichter aus dem Irrtum als aus der Konfuſion ſich heraus⸗ 
bildet“. 

Die Methode iſt, zunächſt eine Anzahl unſicherer und unbewieſener 
Größen für die Zeit vor dem Kriege einzuſetzen, zum Beiſpiel pro 
Kopf 350 Doll. Einkommen in den Vereinigten Staaten, 960 Fres. in 
Frankreich, 625 Mk. in Deutſchland. Dies geſchieht, obwohl in 
Frankreich vor dem Kriege die allgemeine Einkommenſteuer überhaupt 
nicht in Kraft war und Anhaltspunkte ſomit fehlten, in Deutſchland 
aber die Statiſtik zuverläſſige Schlüſſe deshalb nicht erlaubte, weil 
bei den Nachweiſungen der Einſchätzungsergebniſſe in einer Anzahl 
von Staaten das Einkommen der juriſtiſchen und phyſiſchen Perſonen 
» nicht geſchieden war. Aus dieſer total unſicheren Größe wird nun 
in der gegenwärtigen Papiervaluta ein durchſchnittliches Einkommen 
erſchloſſen unter der Vorausſetzung, daß das Vorkriegseinkommen 
gegenwärtig in Deutſchland in Papiermark auf das 6 fache ge⸗ 
ſtiegen ſei, ſomit pro Kopf 3900 Papiermark betrage, während es 
für Frankreich mit einer Multiplikation mit 31˙8 fein Bewenden hat, 
ſomit 3200 Papierfrancs anzunehmen ſeien, und für die Vereinigten 
Staaten eine Verdoppelung auf 700 Doll. beliebt wird. Dieſe 
Schätzungen ſind eine ſtatiſtiſche Monſtroſität nach dem Prinzip: 
ignotum per ignotius zu berechnen. Jede Folgerung hieraus muß 
von jedem ernſthaften Fachmann abgelehnt werden, es ſei denn, 
daß er die naive Anſicht hat / falſche Ziffern ſeien beſſer als gar 
keine. 

Trotz dieſer Schwächen der Schätzungen des durchſchnittlichen 
Einkommens von 1920 in verſchiedenen Ländern hat es der Franzoſe 
Andre Tardieu in der Pariſer Zeitſchrift „L'Illuſtration“ vom 
9. Oktober 1920 fertig gebracht, aus den phantaſtiſchen Ziffern des 
Rapport IV der Brüſſeler Konferenz noch viel Unglaublicheres zu 
berechnen und zu folgern. Die angeblichen Prokopfeinkommen 1920 
in entwerteter Papiervaluta rechnet er in amerikaniſche Dollars um, 
aber nicht zum Kurs von 1920 (), ſondern zum Goldpari. Er be⸗ 
kommt dann heraus, daß 1920 das durchſchnittliche Einkommen 
betrug: 
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in Deutſchland 975 Doll., wobei die Ziffern ſtatt mit der richtigen 
Goldparität mit 4 Mk. pro Dollar berechnet ſind; 

in Frankreich 640 Doll., wobei wieder ungenau gerechnet wird, 
indem 5 Fres. —= 1 Doll. gerechnet werden. 

Da alles in amerikaniſcher Währung verglichen werden ſoll, jo 
kommt bei Berechnung des durchſchnittlichen Einkommens des Bürgers 
der Vereinigten Staaten kein Fehler der Umrechnung vor. Dafür 
erhalten wir aber die überraſchende Mitteilung, daß gegenwärtig 
der Amerikaner 700 Doll. Einkommen pro Kopf bezieht, der Deutſche 
aber 975 Doll. Hätte Tardieu für Deutſchland die wirkliche Gold⸗ 
parität von 4,1978 Goldmark = 1 Golddollar zugrunde gelegt, fo 
wäre nur ein deutſches Einkommen von 953 Golddollars pro Kopf 
herausgekommen. Dies wäre aber nicht minder falſch; denn erſtens 
iſt der Ausgangspuukt, daß jeder Deutſche durchſchnittlich 3900 Papier⸗ 
mark bezöge, gänzlich unbewieſen, und zweitens kann kein Menſch 
für 3900 Papiermark heute 953 Doll. kaufen. 

Noch ſchlimmer iſt, daß Herr Tardieu im übrigen die Ziffern 
des Bureaus des Völkerbundes verwertet, um mit groben Fehlern 
der Methode darzutun, daß der Deutſche pro Kopf weniger Steuern 
von ſeinem Einkommen als der Franzoſe zahle. Im Rapport IV 
S. 14 und 15 der Brüſſeler Konferenz hatte das Bureau des Völker⸗ 
bundes das angebliche deutſche Einkommen pro Kopf von 3900 Papier⸗ 
mark und die Geſamtein nahmen des Reichs, welche auf Grund heute 
veralteter Ziffern auf 474 Mk. pro Kopf berechnet wurden, verglichen 
und errechnet, daß vom nationalen Einkommen 12% in Deutſchland 
auf Reichseinnahmen entfielen, während man in Frankreich den Staats⸗ 
einnahmen von 574 Fres. — die mit irrigen Ziffern errechnet find — 
ein völlig unſicher geſchätztes Einkommen von 3200 Fres. pro Kopf 
gegenüberſtellte, um herauszubekommen, daß 18% des National: 
einfommens an den franzöſiſchen Staat fielen. Die franzöſiſchen 
Staatseinnahmen von angeblich 574 Fres. pro Kopf find errechnet, 
indem gemäß Rapport IV S. 30 und 31 zuſammengezählt ſind: 

N 8415, Mill. Fred. direkte Steuern !, 
14262 = indirekte Steuern, 
5978,77 „ ſonſtigen Einnahmen, 
21820,1 Mill. Fres. ingeſamt. 

21 820,1 Mill. Fres. ergeben in der Tat bei 38 Millionen Be 
völkerung pro Kopf rund 574 Fres. Aber in dieſen 21820,1 Mill. Fre. 


1 Irrige Zahl des Völkerbundes, die dieſer ſpäter in Annexe au docu- 
ment IV korrigiert hat. 
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ſtecken nach Rapport IV S. 44 nicht weniger als 5978,7 Mill. Fres. 
nichtſteuerliche Einnahmen, z. B. 3 Milliarden Fres. Erlös aus dem 
Verkauf von Kriegsmaterial, ferner Überſchüſſe der Domänen und 
Forſten. 

Der Völkerbund hatte auf Grund mangelhaft geſichteten Materials 
das unbekannte Einkommen pro Kopf mit den Einnahmen aus Steuern 
und anderen Dingen, z. B. Verkauf von Staatseigentum und Ertrag 
von Staatsbeſitz, vergleichen wollen. Herr Tardieu zieht hieraus 
Folgerungen, als ob die Steuerleiſtung mit dem Einkommen ver⸗ 
glichen ſei. Er wirft auf Grund dieſer Berechnung Deutſchland 
vor, es hätte der Beſtimmung des Verſailler Friedens entgegen⸗ 
gehandelt, wonach Deutſchlands Steuerlaſten verhältnismäßig ebenſo 
ſchwer wie die irgend einer der alliierten Mächte ſein müſſen. Das 
iſt würdig eines Schriftſtellers, der mit einer unmöglichen Methode 
auch berechnet hat, daß jeder Deutſche 275 Dollars mehr Einkommen 
in Goldeswert als jeder Bürger der Vereinigten Staaten beziehe. 
Und mit ſolchem Ziffernmißbrauch ruft ein franzöſiſcher Schriftſteller 
die öffentliche Meinung Frankreichs gegen Deutſchland auf. Ein 
Fachmann kann nicht ernſthaft genug wegen ſolch frivoler Ziffern⸗ 
ſpielerei getadelt werden. Einige Schuld trifft aber auch das Bureau 
des Völkerbundes, welches unzuläſſige Berechnungen aufgeſtellt hat, 
allerdings mit Warnungen vor der Verwendbarkeit dieſer Ziffern 
und ohne ahnen zu können, daß dieſe Ziffern obendrein von den 
Franzoſen total mißverſtanden werden würden. 


(Ein weiterer Artikel folgt.) 
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Beſprechungen 


Kaulla, Rudolf: Über das Verhältnis der Weltmwirt- 
ſchaftslehre zur Rechtswiſſenſchaft und zur Politik. 
Iſt die Volkswirtſchaftslehre eine ſelbſtändige Wiſſenſchaft? Berlin 
und Leipzig 1919. 51 S. 


Eine bemerkenswerte Schrift! Kaulla beginnt, ähnlich dem im 
vorigen Heft angezeigten Othmar Spann, mit einer ſkeptiſch ge⸗ 
haltenen Darſtellung des bisher erreichten Standes unſerer Wiſſenſchaft. 
Dem iſt kaum etwas Weſentliches beizufügen. 

Sodann geht Kaulla dazu über, das Verhältnis der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre zur Rechtswiſſenſchaft grundſätzlich zu erörtern (S. 18 — 22). 
„Es gibt keine wirtſchaftliche Betätigung, die nicht zugleich eine Rechts⸗ 
handlung einſchlöſſe, keine wirtſchaftliche Einrichtung, die nicht gleich⸗ 
zeitig eine Rechtseinrichtung wäre.“ Die Rechtsordnung umſchränkt 
demnach das Wirtſchaftsleben, wie Stammler und Diehl genug: 
ſam hervorgehoben haben. In der Tat ſetzt jedes wirtſchaftliche 
Tätigwerden irgendein rechtliches Geſtalten mit Denknotwendigkeit 
voraus — was ſich ſogar an den Grenzfällen der „Anarchie“ und der 
„Robinſonade“ erweiſen ließe. Kaulla formuliert dieſen durchaus 
richtigen Gedanken nun dahin, daß die Rechtsordnung unmittelbare 
Grundlage alles volkswirtſchaftlichen Geſchehens ſei. So gelangt er 
zu einem Ergebnis, welches der Volkswirtſchaftslehre den Charakter 
einer ſelbſtändigen Wiſſenſchaft nimmt: ſie ſei „die Lehre von den wirt⸗ 
ſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung“. 

Vollkommen richtig hebt Kaulla dieſen inneren Zuſammenhang 
beider Wiſſenſchaftsgebiete hervor. Auf den erſten Blick ſcheint es 
erſtaunlich, daß die Grenzſcheiden zwiſchen juriſtiſcher und ökonomiſcher 
Begriffsbildung nicht ſtets nachgezogen werden, wie dies zum Beiſpiel 
Adolf Held in ſeinem „Grundriß für Vorleſungen“ (2. Aufl. 1878) 
getan hat. Die auf dem „bürgerlichen Recht“ ruhende „bürgerliche“ 
Wirtſchaftsordnung forderte zu ſolchen Parallelen eigentlich heraus; 
dennoch wurden weder die Rechtsnormen auf ihren wirtſchaftlichen Ge⸗ 
halt noch die ökonomiſchen Begriffe auf ihre rechtliche Struktur Bin- 
reichend unterſucht. Die individualiſierende Methode des liberalen 
Wirtſchaftstheoretikers wäre jedoch dem ſozialrechtlichen und letzthin 
ſtaatlichen Gehalt ihrer juriſtiſchen Grundlagen nicht gerecht geworden, 
und auf der anderen Seite wandte der Juriſt dem wirtſchaftlichen In⸗ 
halt ſeiner „bürgerlichen“ Rechtsbegriffe kein grundſätzliches Intereſſe zu. 

Die liberale Ara zerriß ſomit die Fäden, welche noch der aus— 
gehende Merkantilſtaat von der „Okonomie“ zur „Polizey“ gezogen 
hatte. Hinfort erfolgte die Erforſchung des wirtſchaftlich tätigen und 
des rechtlich handelnden Menſchen grundſätzlich getrennt (vgl. Kaulla 
S. 28), das Gerichtsforum ſchied ſich ein anderes Mal vom Marktforum. 
Der Marxismus verſuchte zwar, die ökonomiſchen Grundlagen der 
Rechtsordnung in jeder Epoche aufzuzeigen, er ſah jedoch Recht und 
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Wirtſchaft der bürgerlichen Geſellſchaft zu kritiſch an, als daß er fid 
die Mühe genommen hätte, die Beziehungen beider an den einzelnen 
Inſtituten nachzuweiſen !. Die jüngere hiſtoriſche Schule unſerer 
Wiſſenſchaft knüpfte allerdings auf allen Gebieten der wirtſchaftlichen 
und ſozialen Reform jene merkantilſtaatlichen Verbindungen neu; ſie 
entbehrte aber eines hinreichenden Intereſſes für die Aufgaben der 
Begriffsvergleichung. So geſchah es, daß die begriffliche Verwandtſchaft, 
in welcher Recht und Wirtſchaft zu jeder Zeit ſtehen, unverhältnis mäßig 
wenig beachtet wurde, ſeitdem die liberale Wirtſchaftstheorie ſich aus 
den Banden der „Okonomie⸗ und Polizeywiſſenſchaften“ löſte. 


Unſere Zeit unterwirft nun — vom „Neu-Merkantilismus“ zur 
„Planwirtſchaft“ und „Sozialiſierung“ übergehend — immer weitere 
Gebiete einer rechtlichen Regelung; kaum gibt es noch ein Sondergebiet 
individueller Wirtſchaftstätigkeit, das nicht mit einem Netz juriſtiſcher 
Vorſchriften überzogen würde. Hält dieſe Bewegung an, dann treten 
wir unweigerlich in eine neue Ara der ökonomiſchen und jurijtifchen 
Begriffsbildung ein. Das öffentliche Recht wird ſeinen Geltungsbereich 
auf neue Lebensgebiete erſtrecken, und auch im Privatrecht wird der 
ökonomiſche Gehalt jeder Norm ſtärker hervortreten. Dieſe Tendenz 
war ja ſchon im alten Staate unverkennbar; ich erinnere nur an den 
gewohnheitsrechtlichen Ausbau des kollektiven Dienſtvertrages, an die 
Geſetzes vorbereitung durch „Enqueten“ und „Kommiſſionen“, an den 
Verein „Recht und Wirtſchaft“. Die Analogien der juriſtiſchen und 
ökonomiſchen Gedankenarbeit mußten ſich infolgedeſſen beiden Forſchungs⸗ 
gebieten aufdrängen; es iſt beinahe erſtaunlich, angeſichts der Vorliebe 
für wiſſenſchaftliche Grenzgebiete, daß dies nicht ſchon in ſtärkerem Maße 
geſchah. Es geht nicht mehr an, die ökonomiſche Theorie unbekümmert 
um ihre rechtlichen Begrenzungen darzuſtellen; ebenſowenig darf der 
künftige Juriſt Inſtitute wie das Eigentum oder das Erbrecht als 
gleichſam natürliche Gegebenheiten hinnehmen. Was bedeutet z. B. der 
„gute ſoziale Zuſtand“, den Dernburg zum Kennzeichen ſittenwidriger 
Geſchäfte ſetzt? Je nach deſſen inhaltlicher Beſtimmtheit wird man den 
§ 138 BGB. auslegen ?. Wir erleben ja ſeither, wie nicht nur die 
Forſchung, ſondern ſogar das Studium der Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaften auf deren Verwandtſchaft ſich beſinnt, wie im Lehrgang 
der „Sozial-“ und „Wirtſchaftsbeamten“ alte kameraliſtiſche Unterrichts⸗ 
weiſen auferſtehen. 

Lehre wie Erforſchung der geſellſchaftlichen Zuſammenhänge wandeln 
ſich ſomit, und wir brauchen nur einen Blick auf dieſe Wandlungen zu 
werfen, um zu erkennen, daß die Rechtsordnung kein letzter Beſtimmungs⸗ 
grund der Wirtſchaftsordnung iſt, wie Kaulla meint, ſondern daß fie 


1 Laſſalles „Syſtem der erworbenen Rechte“ ſteht in bezeichnender Iſo⸗ 
lierung neben dem Marxismus, deſſen Staatsverneinung nur den Begriff der 
„Klaſſenjuſtiz“ kennt. 

2 Vgl. Klingmüllers Anzeige von Fuhrs „Allgemeinem Teil des deut 
ſchen bürgerlichen Rechts“ in der „Deutſchen Literaturzeitung“ vom 12. Juni 
1920 und Diehls Theoretiſche Nationalökonomie 1, S. 36 ff. u. 436 ff. 
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ſelber nur die wechſelnde Stellung des Staates zum Wirtſchaftsleben 
ausdrückt, die ihn leitenden Ideen und Kräfte. Kaulla geht an dieſem 
Kernpunkt ähnlich Stammler vorbei! Nachdem er unſere Wiſſenſchaſt 
als „Lehre von den wirtſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung“ 
definiert, gibt er an ſich dankenswerte Betrachtungen über lex lata und 
lex ferenda, über Wirtſchafts lehre und Wirtſchafts politik. Diele 
Paralleliſierung der Rechts⸗ und Wirtſchaftspolitik enthebt den „ſozial⸗ 
rechtlichen“ Beobachter jedoch nicht der Pflicht, den Schleier zu entfernen, 
mit dem die „Rechtsordnung“ ihren Träger — eben den Inhaber der 
rechtspolitiſchen Gewalt — verhüllt. Hätte Kaulla dies getan, ſo 
wäre ſeine Definition vermutlich anders ausgefallen. Denn ſie verengt 
nun freilich die Eigenheit der Wirtſchaftswiſſenſchaft über Gebühr. 
Wären allein die wirtſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung Gegen⸗ 
ſtand unſerer Wiſſenſchaft, ſo hieße dies nach dem Geſagten, daß einzig 
die normenſetzende Gewalt des Staates den Umkreis unſerer Wiſſen⸗ 
ſchaft beſtimme. Wie weit und welcher Art dies zutrifft zu erläutern, 
überſchreitet den Rahmen einer Anzeige. Gerade als Anhänger der 
„wirtſchaftlichen Staatswiſſenſchaften“ muß ich aber auch die Selbſtändig⸗ 
keit unſeres Forſchens betonen. Schon die Motivenberichte des Geſetz⸗ 
gebers, deren „politiſchen“ Erkenntniswert Kaulla betont, verbieten 
es, in der Rechtsordnung als ſolcher die „Grundlage alles volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchehens“ zu erblicken. Formal wird ja keineswegs der 
geſamte Umfang nationalökonomiſcher Problemſtellung durch Rechts- 
normen umgrenzt: die Bevölkerungslehre z. B. doch nicht vom Familien-, 
Armen⸗ und Perſonenſtandsrecht! Eine inhaltliche Beſtimmtheit derart, 
daß wir die Rechtsordnung zur Veranlaſſerin des wirtſchaftlichen 
Geſchehens machten, bliebe vollends unbewieſen. Vielmehr iſt zu ſagen: 
Die Rechtsordnung gleicht keineswegs nur einem Gefäß, welches das 
formloſe wirtſchaftliche Geſchehen umfängt; die Wirtſchaft formt ſich 
auch ihrerſeits dieſe Normen. Recht wie Wirtſchaft begreifen wir ſo 
als verſchiedenartige Anſichten der gleichen ſtaatlich verfaßten Geſellſchaft. 
Auch Kaullas Formulierung führt uns zu dieſem Schluſſe hin: 
Wirtſchaftliche Tätigkeit iſt nur innerhalb des Staates möglich. 
Oder nochmals berichtigt: Jede wirtſchaftliche Ordnung enthält not⸗ 
wendig ein ſtaatliches und dadurch ein rechtliches Element. 

So viel zum Grundſätzlichen. Was Kaulla weiterhin ausführt 
(S. 23—47) über Wirtſchaft, Recht, Politik und deren Zuſammen⸗ 
hänge, enthält außerordentlich viel Beherzigenswertes. Das Mißliche, 
was aus jener Trennung von Jurisprudenz und Okonomik folgt: die 
Urteilsloſigkeit des Juriſten hinſichtlich der rechtlich geordneten Lebens⸗ 
inhalte, ſein Eingeſtelltſein auf die Ausnahmefälle des rechtswidrigen 
Handelns, anſtatt auf die Hauptmaſſe normgerecht gelagerter Tat- 
beſtände, ſeine Gleichgültigkeit gegen den undurchführbaren und ent⸗ 
ſittlichenden Schwall der Kriegs wirtſchaftsgeſetze, — alles dies wird 
hart getadelt. Damit münden Kaullas Erörterungen in die Reform- 
anſätze der ſozialrechtlichen und Freirechtsſchulen. Er empfiehlt 
namentlich, in einer einleitenden Vorleſung über bürgerliches Recht auf 
Zweck und Wirkung der Rechtseinrichtungen einzugehen. Derartige 
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„Inſtitutionen“ - Vorleſungen könnten allerdings vortrefflich wirken und 
dürften unentbehrlich werden, falls jene obenerwähnte Angleichung von 
Recht und Wirtſchaft anhält. Es ſollte für die Unterrichtsweiſe einen 
Unterſchied begründen, ob der Dozent den Dienſtvertrag der römiſchen 
Wirtſchaftsordnung vorträgt oder jene Normen, unter denen die Parteien 
des heutigen induſtriellen Arbeits verhältniſſes leben. 

Für den Nationalökonomen iſt die Rechtsordnung zwar nicht, wie 
Kaulla wieder formuliert, der „eigentliche Kern der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre“; wohl aber kann ihr Studium zur „eigentlichen logiſchen 
Grundlage der Darſtellung des volkswirtſchaftlichen Lebens“ dienen 
(S. 38). Ein wirkliches Studium beider „Staatswiſſenſchaften“ iſt 
nur zu empfehlen. Kaulla weiſt darauf hin, daß eine derartige 
Verbindung in Forſchung und Lehre ſeit alters für ein Teilgebiet 
beſtehe: nämlich für die Finanzwiſſenſchaft. Dies iſt nun kein 
Zufall, ſondern — um Kaullas Erklärung abermals zu vertiefen — 
ein Ausdruck jener oben beſprochenen Wandlung von der merkantil⸗ 
ſtaatlichen zur liberalen Ara. Die Finanzwiſſenſchaft ragt ſeit Rau 
als ein wahres Stück Kameraliſtik in die deutſche Wirtſchaftswiſſenſchaft 
hinein; zur „Staatswirtſchaftslehre“ im engeren Sinn geworden, ver⸗ 
ſchmilzt ſie ihre juriſtiſchen und ökonomiſchen Elemente nach wie vor 
zu einem „kameraliſtiſchen“ Ganzen. Aus den obengenannten Gründen 
erhalten ſeither auch die übrigen Teilgebiete der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
wieder einen ſtärkeren juriſtiſchen Zuſatz; ich erinnere an die Lehren 
vom Arbeiterſchutz, von der Verſicherung, von der ſtaatlichen Wirtſchafts⸗ 
politik, der Wohnungspolitik, der Kommunalwirtſchaft. Kaulla hebt 
mit Recht hervor, daß jene kameraliſtiſche Tradition der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft zu eigentümlichen wiſſenſchaftlichen Fortſchritten verholfen habe, 
beſonders in der Lehre von der Steuerüberwälzung. Dazu möchte ich 
jedoch mit Meiſel anmerken, daß der theoretiſche Geſamtgehalt der 
modernen Finanzwiſſenſchaft hinter dem theoretiſchen Ertrag jener 
anderen Teilgebiete zurückgeblieben iſt, auf denen ſeit Rau das 
ökonomiſche und das juriſtiſche Element geſchieden ſind. Auch erſcheint 
es mir nicht wünſchenswert, die Lehre von den einſchlägigen Rechts⸗ 
normen überall derart in die Hände der Nationalökonomen zu legen, 
wie dies hinſichtlich des Steuerrechts in der Finanzwiſſenſchaft akademiſcher 
Brauch geworden iſt. Gerade bei einer Umgeſtaltung unſerer Lehr⸗ 
und Forſchungsweiſen werden wir nicht umhin können, die Lehren vom 
Steuerrecht, Verſicherungsrecht, Arbeitsrecht uſw. innerhalb der juriſtiſchen 
Vorleſungen entſprechend auszubauen. 

Kaulla weiſt darauf hin, daß die Steuerüberwälzung nur ein 
Unterfall der Lehre von der Koſtenüberwälzung ſei, und daß die all⸗ 
gemeine Wirtſchaftslehre in dieſem Punkte hinter der finanzwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Literatur ſichtlich zurückgeblieben ſei; zugleich erkennt er aber 
an, daß die Preisgeſtaltung durchaus im Mittelpunkt der liberalen 
Wirtſchaftstheorien ſtehe. Dies führt mit zu einer letzten grundſätzlichen 
Anmerkung. Wenn es wahr iſt, daß jedes Recht Sozialrecht iſt, 
und daß die liberale Wirtſchaftsſchule ihre Forſchungsweiſe von juriſtiſchen 
Elementen zu reinigen beſtrebt war, ſo erklärt das bereits, warum der 
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individualiſtiſche Ausgangspunkt und die iſolierende Methode (abſeits 
der Finanzwiſſenſchaft) zu einer Theorie der iſolierten Wirtſchaft 
führen mußten. Dies gilt, wie Kaulla hervorhebt, von den objektiven 
wie den ſubjektiven Werttheorien. Es leidet aber keinen Zweifel, daß 
der mehrerwähnte Richtungswandel unſerer Forſchungsaufgaben — falls 
der Wandel des Erkenntnis ſtoffes ihn erzwingt — auch der allgemeinen 
Wirtſchaftslehre neue Aufgaben aufdrängt. Ein derart verwandelter 
Erkenntnisinhalt läßt ſich mit den Methoden und Annahmen der 
liberalen Schule nicht mehr begrifflich voll ausſchöpfen. Die neuen 
Aufgaben ſind von Theoretikern wie Fried. v. Wieſer und Othm. 
Spann bereits formuliert worden. Wie weit nun der Verſuch, eine 
„Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft“ neben der „Theorie der 
freien Wirtſchaft“ aufzubauen, ſchon gelungen ſei, kann ich an dieſer 
Stelle nicht erörtern. Genug, daß gerade auf die Preisgeſtaltung auch 
kollektive Elemente einwirken, welche einer theoretiſchen Erfaſſung durch⸗ 
aus würdig ſind. Dieſe von Schmoller hiſtoriſch begründete Er⸗ 
kenntnis drängt im Zeitalter der ſtaatlichen Kriegswirtſchaft nach einem 
ſyſtematiſchen Ausbau. Eine Wirtſchaftstheorie, welche allen Elementen 
ihres Beobachtungsſtoffs gerecht zu werden vermag, bleibt in jedem 
Fall das Ziel, um das wir — mit dem Rüſtzeug aller Forſchungs⸗ 
weiſen und einſchlägigen Diſziplinen — kämpfen müſſen. Dann wird 
das Erbe unſerer hiſtoriſchen Schule und auch das nachbarliche Gut des 
Rechtslehre uns unverloren bleiben; dann erſt werden wir jenen Fort⸗ 
ſchritt in unſerer Wiſſenſchaft endgültig geſichert haben, deſſen ſich 
unſere glücklicheren Nachbardiſziplinen ſeit den Tagen Savignys und 
Rankes rühmen dürfen. | 

Dabei möchte auch ich davor warnen, das juriſtiſche Element an 
ſich in unſerer Wiſſenſchaft zu überſchätzen (vgl. Kaulla S. 46 —47). 
So unverlierbar mir beiſpielsweiſe der Fortſchritt ſcheint, den Knapps 
„Staatliche Theorie“ für die Geldlehre bedeutet, ſo unbeſtreitbar 
deucht mir doch, daß mit dem juriſtiſchen Element allein der eigen- 
tümliche ökonomiſche Erkenntnisgehalt ſolcher Phänomene noch nicht 
ausgeſchöpft iſt. Kaulla ſetzt ſich leider nirgends mit ſeinen Vor⸗ 
gängern auseinander. 

Der Schluß feiner Arbeit (S. 47—51) iſt Unterrichtsfragen 
gewidmet, unter denen ihm namentlich die ſogenannten Volkshochſchul⸗ 
kurſe wichtig find; ich denke hierüber erheblich ſkeptiſcher, möchte mich 
jedoch eines Urteils enthalten. 

Ich ſchließe meine Anzeige, indem ich nochmals auf den leſens— 
werten Inhalt dieſer Schrift hinweiſe. Sie zeigt, wie fruchtbar eine 
Verbindung nationalökonomiſchen und juriſtiſchen Wiſſens in der 
Perſon eines Forſchers wirken kann. Seit Stammlers Beginn iſt 
jeder Verſuch, die Grundlagen der Wirtſchaftswiſſenſchaſt zu feſtigen, 
zu begrüßen und überaus zeitgemäß. Kaullas Studie bietet einen 
dankenswerten Beitrag. 


Gießen Friedrich Lenz 


Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 18 
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Muhs, Dr. Karl: Begriff und Funktion des Kapitals. 
Kritik und Verſuch einer Neubegründung der Kapital- und Zins⸗ 
theorie. Jena 1919, Guſtav Fiſcher. 104 S. | 


Mit der verbreiteten Unterſcheidung zwiſchen Kapital als produ⸗ 
ziertem Produktionsmittel und Kapital als Erwerbsvermögen iſt Muhs 
durchaus nicht einverſtanden. Er verlangt einen einheitlichen Kapital 
begriff und verſucht zu einem ſolchen durch Aufdeckung der Bedingungen 
zu gelangen, unter denen ſachliche Wirtſchaftsmittel vermöge ihrer 
Verwendung bei der Produktion einen Mehrertrag abwerfen. In hand⸗ 
werksmäßigen und kleinbäuerlichen Wirtſchaften übertreffe, meint der 
Verfaſſer, der Ertrag den Koſtenaufwand in der Regel nicht. Erſt 
dort, wo die Produktion auf breiterer Grundlage betrieben wird, 
kämen entſprechende Überſchüſſe zuſtande. Entſcheidend hierfür ſei die 
techniſche Überlegenheit des Großbetriebs in Verbindung mit ſeinem 
monopolartigen Charakter. Dieſem empiriſchen Sachverhalt glaubt 
Muhs terminologiſch in der Weiſe gerecht werden zu können, daß er 
die Bezeichnung „Kapital“ ſolchen Komplexen von Produktionsmitteln 
vorbehält, deren Umfang einen Mehrertrag gewährleiſtet. „Das Kapital 
iſt alſo“, leſen wir bei Muhs, „eine wirtſchaftsorganiſche Akkumulation 
von ſachlichen Wirtſchaftsmitteln mit der Funktion, als Mittel zur 
Beſchaffung eines Plus von Wertſubſtraten bei gleichem Koſtenaufwand 
im Verhältnis zur minder akkumulierten Wirtſchaft zu dienen zwecks 
Erlangung eines Mehrertrags.“ Dieſer Mehrertrag ſei aber nichts 
anderes als der Kapitalzins. Letzterer erſcheint dementſprechend als 
Differentialgewinn, der mit zunehmender „Akkumulation“ progreſſio 
wachſe. Für den Übergang vom bloßen Produktionsmittel zum Kapital 
gebe es keine Norm von abſoluter Gültigkeit. Es komme hierbei auf 
die jeweilig erreichte Entwicklungsſtufe der Volkswirtſchaft, namentlich 
des Verkehrsweſens, an. „Die Akkumulation muß ſteis einen rela— 
tiven Seltenheitscharakter haben“, bemerkt der Verfaſſer. 
„Ein Motor zum Beiſpiel,“ fügt er erläuternd hinzu, „der bei weit⸗ 
gehender Elektrizitätsverſorgung durch Überlandzentralen infolge der 
Allgemeinheit ſeiner Verwendung keinen Mebrertrag abzuwerfen ver: 
mag und darum bloßes Produktionsmittel iſt, kann bei eigener Kraft— 
erzeugung in einem entlegenen Gebiet bei monopolijiertem Kohlen⸗ 
vorkommen oder innerhalb einer kapitaliſtiſchen Unternehmung ſeinem 
Wirtſchafter zu einem ſolchen verhelfen und infolgedeſſen Kapital⸗ 
funktion ausüben.“ Wie ſchon dieſes Beiſpiel zeigt, braucht im Sinne 
von Muhs nicht immer ein“ relativ höherer Grad der Akkumulation 
vorzuliegen, damit ein Produktionsmittel den Charakter eines Kapital⸗ 
guts annehme; dazu genüge unter Umſtänden die monopoliſtiſche 
Stellung ſeines Beſitzers. Praktiſch wichtige Fälle dieſer Art ergeben 
ſich aus den „künſtlichen“ Einwirkungen der Kartelle, Syndikate und 
Truſts auf die Preisgeſtaltungen. Gelingt es hier. die Preisfeſtſetzung 
von den Produktionskoſten zu emanzipieren und den Abſtand zwiſchen 
Marktpreis und Koſtenniveau zu erweitern, ſo kriſtalliſiere ſich daraus 
der Zins als „Differentialgewinn auf monopoliſtiſcher Grundlage“. 
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Er ſei dann zwar nicht als unmittelbares, wohl aber immer noch als 
mittelbares „Funktionsprodukt des Kapitals“ zu betrachten, weil nämlich 
„wirkſame“ Kartelle nur möglich ſeien, wenn ein Induſtriezweig von 
einer kleineren Zahl großkapitaliſtiſcher Unternehmungen beherrſcht 
würde. Auf dieſe Weiſe ſucht der Verfaſſer die ausnahmsloſe Geltung 
ſeiner Grundauffaſſung zu erweiſen, derzufolge der Zins als „funktio— 
neller Ausfluß des akkumulativen Weſens des Kapitals“ erſcheint. 
Damit will er eine neue Theorie, die er die „akkumulative Kapitals— 
theorie“ nennt, begründet haben. „Wohl ſind“, meint er, „bisweilen 
die Beziehungen zwiſchen den Produktionskoſtenunterſchieden und der 
Entſtehung des Zinſes einerſeits und ſolche zwiſchen der Ausdehnung 
eines Betriebs und einer Reduktion der Wirtſchaftsaufwände ander⸗ 
ſeits erwähnt worden; doch iſt nicht auf das enge und unbedingte 
Kauſalverhältnis zwiſchen kapitaliſtiſcher Akkumulation, Verringerung 
der Produktionskoſten (bzw. Mehrerzeugnis an Gütern) einerſeits und 
der Bildung der ſachlichen Grundlagen des Kapitalzinſes anderſeits 
mit genügendem Nachdruck hingewieſen und der Zins als mittelbares 
Ergebnis der Akkumulation von ſachlichen Wirtſchaftsmitteln gekenn⸗ 
zeichnet worden.“ 

Der Haupteinwand gegen die theoretiſche Konſtruktion des Ver⸗ 
faſſers liegt auf der Hand: die Differentialgewinne, von denen er 
handelt, ſind nicht der Kapitalzins im Sinne der nationalökonomiſchen 
Wiſſenſchaft. Es iſt zunächſt unbegreiflich, daß Muhs ſich für berech— 
tigt hält, die bald ein Jahrhundert alte Lehre von der Zerlegung des 
Unternehmereinkommens in ſeine Beſtandteile (worüber das Nähere in 
dogmengeſchichtlicher Beziehung bei J. Pierſtorff, „Lehre vom Unter- 
nehmergewinn“, Berlin 1875, zu finden iſt) gänzlich zu ignorieren. 
Er hat ſich ſodann die Frage offenbar gar nicht geſtellt, wie ſich ſeine 
Auffaſſung vom Kapitalzins mit der doch nicht ganz aus der Luft 
gegriffenen Vorſtellung reimt, daß es in jeder Volks wirtſchaft zu einer 
gegebenen Zeit ſo etwas wie eine beſtimmte Norm des Kapitalzinſes, 
den landesüblichen Zinsfuß, gibt. Denn die Differentialgewinne, die 
er als Kapitalzins bezeichnet, weiſen, relativ genommen, d. h. wenn 
man ſie auf die zugehörigen Kapitalien bezieht, ſo viele Abſtufungen 
auf, als jeweils „Akkumulationsgrade“ vertreten ſind. Schließlich 
ſetzt er ſich über die von verſchiedener Seite unternommenen Verſuche, 
die Sondergewinne, welche aus der bevorzugten Stellung einiger unter 
den konkurrierenden Unternehmern entſpringen, theoretiſch zu erfaſſen, 
ohne weiteres hinweg, obſchon ihm, wie aus jeinen Zitaten hervor⸗ 
geht, dieſe Verſuche, wenigſtens zum Teil, nicht unbekannt ge⸗ 
blieben ſind. 

Dem „error in objecto“ gegenüber, der für die Kapitalzinsthvorie 
des Verfaſſers kennzeichnend iſt, fallen andere Schwächen ſeiner Dar— 
legung und Beweisführung nicht mehr ſonderlich ſchwer ins Gewicht. 
Ich habe vor allem die in verſchiedener Hinſicht ſich äußernde Un⸗ 
beſtimmtheit ſeines Kapitalbegriffs im Auge. Er ſetzt ihn als „akku— 
mulativen“ dem ſeitherigen „ſingularen“ Kapitalbegriff entgegen. Dabei 
meint er ſowohl den Gegenſatz zwiſchen einem einzigen Objekt einer 
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beſtimmten Art, das als Produktionsmittel Verwendung findet, und 
einer Vielheit von Objekten derſelben Art, wie auch den Gegenſatz 
zwiſchen einem ſolchen Objekt und einem Komplex verſchiedenartiger 
Objekte. Der erſten Auffaſſungsweiſe bleibt er inſofern nicht treu, 
als er ſelbſt, wie aus einem vorhin zitierten Paſſus hervorgeht, keinen 
Anſtand nimmt, unter Umſtänden einem einzigen Objekt Kapitalqualität 
zuzuſchreiben. Es hat ſich da um einen Motor gehandelt. Es iſt 
anzunehmen, daß Muhs einem Hochofen den Ehrentitel „Kapital“ erſt 
recht nicht verſagen würde. Was aber die zweite Auffaſſungsweiſe 
anlangt, ſo kann ſie nur darauf Bezug nehmen, daß kein Sachgut, 
für ſich genommen, iſoliert, im Produktionsprozeß nutzbar gemacht zu 
werden vermag. Die Behauptung von Muhs, „daß ſämtliche ſingular 
fungierenden Größen keine Kapitalgüter ſind“, wäre alſo dahin richtig⸗ 
zuſtellen, daß es „ſingular fungierende Größen“ überhaupt nicht gibt. 
Das gilt vom „bloßen Produktionsmittel“ nicht minder wie von einem 
Produktionsmittel, das als Zinsquelle Kapitaleigenſchaft beſitzt, und 
kann daher, möchte man meinen, keine dem Kapital zukommende 
„differrentia specifica“ begründen. Unbeſtimmt wird der von Muhs 
konſtruierte Kapitalbegriff auch noch dadurch, daß ſeiner Anſicht nach 
ein Gut erſt dann Kapital tft, wenn es ſich im Zuſtande „kapita⸗ 
liſtiſcher Aktivität“ befindet und nicht bloß die Möglichkeit einer ſolchen 
in ſich trägt, d. h. wenn es tatſächlich einen Zins abwirft. Demnach 
hätte man immer erſt den Rechnungsabſchluß einer gegebenen Unter⸗ 
nehmung abzuwarten, ehe man ſich dazu entſchließt, die ihr gehörenden 
Baulichkeiten, Maſchinen uſw. als Kapital anzuſprechen. Mit einiger 
Verwunderung vernimmt man, daß Rohſtoffe nicht als Kapital anzu⸗ 
ſehen ſeien, weil nicht ſie ſelbſt als Kapital fungieren, ſondern ſich an 
ihnen die Funktion des Kapitals auswirke. Leihbibliotheken hingegen, 
obſchon ſie mit der Produktion nichts zu ſchaffen haben, ſeien dem 
Kapital zuzurechnen, ſofern der Beſitzer aus ihnen einen Gewinn er⸗ 
zielt. Weitere akzeſſoriſch in Frage kommende Schwächen der Muhs⸗ 
ſchen Darſtellung ſind zu erblicken: in der Verſchwommenheit des 
Monopolbegriffs, mit welchem der Verfaſſer operiert, in ſeinem Be⸗ 
kenntnis zur phyſiokratiſchen Auffaſſung von der Grundrente, die er 
ein „Produkt der Urkraft des Bodens“ ſein läßt, ſolange ſie nicht „in 
den Bodenpreiſen kapitaliſiert und damit wirtſchaftlich negiert worden 
iſt“, in ſeinem Unvermögen, zu begreifen, daß die Preiſe von Fertig⸗ 
fabrikaten ſehr wohl auf die Preiſe der zugehörigen Koſtengüter zurück 
wirken können uſw. uſw. 

Eine wohlwollende Kritik muß ſich noch fragen, ob Muhs nicht 
vielleicht, wenn auch keine Erklärung des Kapitalzinſes, ſo doch un⸗ 
gewollt eine Erklärung des arbeitsloſen Einkommens, alias des Mehr⸗ 
wertes, im allgemeinen geliefert habe. Die ſo geſtellte Frage iſt ſchon 
aus dem Grunde zu verneinen, weil die Produktionskoſten, auf deren 
Grundlage ſich die bewußten Differentialgewinne ergeben, ihrerſeits 
bereits Beſtandteile mehrwertartigen Charakters enthalten. Dieſe 
Differentialgewinne können alſo das arbeitsloſe Einkommen unmöglich 
erſchöpfen. 
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Der Verfaſſer verſichert im Vorwort, daß er ſich der Schwierig⸗ 
keiten wegen, die auf dem Büchermarkt herrſchen, der „knappſten Dar⸗ 
ſtellungsweiſe“ befleißigt habe. Leider merkt das der Leſer nicht. 
Allerdings geht Muhs mitunter, namentlich in der Kritik, etwas ſum⸗ 
mariſch vor, ſo zum Beiſpiel wenn er die Marxſche Theorie des Kapital⸗ 
zinſes in acht Zeilen erledigt. Aber, im ganzen genommen, iſt die 
Darſtellung eher wortreich, und an ermüdenden Wiederholungen iſt 
kein Mangel. Dabei wimmelt es von gewagten Neologismen, wie zum 
Beiſpiel „marktlich“, „wertlich“, „preislich“, „zinsſubſtratbeſorgend“ 
und „mehrertragbeforgend“. Von Liefmann angeſteckt, dem er im 
übrigen mehr oder weniger kräftigen Widerſtand leiſtet, ſpricht Muhs 
immerzu von allerlei „pſychiſchen“ Dingen, namentlich“ von pſychiſchen 
Motiven, pſychiſchen Wertſchätzungen, pſychiſchen Zielſetzungen, als ob 
es daneben phyſiſche Motive, phyſiſche Wertſchätzungen, phyſiſche Ziel⸗ 
ſetzungen gäbe. Auch „pſychiſche Kapitalstheoretiker“ treten auf. Am 
unerfreulichſten iſt aber der direkt ſinnwidrige Gebrauch von Fremd⸗ 
wörtern: ſo iſt zum Beiſpiel einmal von Produzenten die Rede, die 
auf einen Gewinn verzichten und ſich mit der „erlangten Homogenität 
von Koſtenaufwand und Ertrag“ begnügen. Gemeint iſt offenbar die 
Gleichheit beider! „Temporär“ wird im Sinne von „bezugnehmend 
auf die Zeit“ gebraucht, tranſitoriſche Erſcheinungen werden als 
„Tranſiterſcheinungen“ bezeichnet u. dgl. m. 

Berlin v. Bortkiewicz 


Moede, Walther: Die Experimentalpſychologie im 
Dienſte des Wirtſchaftslebens. Berlin 1919, Springer. 
111 S. 

Moede, der eifrige Verfechter der praktiſchen Pſychologie, hat im 
März 1918 im Hauſe des Vereins deutſcher Ingenieure zu Berlin 
einen Vortrag gehalten, in welchem er dasjenige zuſammenfaßte, was 
er den Vertretern der Praxis über die Beziehungen zwiſchen Experi— 
mentalpſychologie und Wirtſchaftsleben glaubte ſagen zu müſſen. Das 
Stenogramm dieſes Vortrages füllt etwa die Hälfte des Bändchens. 
Weiterhin ſind Diskuſſionsbemerkungen aus dem Zuhörerkreiſe und 
Moedes Schlußwort mitgeteilt, und endlich hat Moede ein ergänzendes 
Nachwort beigefügt, in welchem die zwiſchen dem Vortrag und dem 
Erſcheinen des Buches gemachten Fortſchritte beſprochen werden. So 
iſt ein reicher, aber nicht leicht überſehbarer Inhalt zuſammengekommen. 
Wir wollen verſuchen, den Stoff nach den von Moede in ſeinem Vor— 
trage gegebenen Geſichtspunkten zu ordnen. Er faßt zuerſt die Güter— 
erzeugung und dann den Güterabſatz ins Auge und fragt ſich, 
wieweit dieſe Prozeſſe durch pſychologiſche Methoden regulierbar ſind. 

Betreffs der Gütererzeugung wieder kommt einerſeits die Eignungs— 
prüfung der Individuen, anderſeits die Rationaliſierung des 
Arbeit sprozeſſes in Frage. 

Bei der Eignungsprüfung ſind getrennt zu betrachten die „pſycho— 
techniſchen“ Details der Prüfungsmethoden und die durch ihre Ein- 
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führung in die Praxis ins Spiel kommenden allgemeineren Faktoren 
(„Bedenken der Praxis“). 

5 In Moedes Vortrag iſt vor allen Dingen den techniſchen Details 
der Eignungsprüfung ein breiter Raum gewidmet. Er beſpricht aus⸗ 
führlich die Kraftfahrereignungsprüfung (S. 9, 32, 36—40) und die 
Eiſenbahnerprüfung (S. 32—36), für welche die ſächſiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen ein eigenes Laboratorium in Dresden eingerichtet haben. 
Ebenfalls zum Thema der Eignungsprüfung gehört die Ausleſe der 
Volksſchüler für den Übergang in höhere Schulen (S. 46—49): es 
handelt ſich ja hier um nichts anderes als um die Eignungsprüfung 
für die „höheren“ oder „geiſtigen“ Berufe. (Wer ſich ſpeziell für 
dieſes Problem näher intereſſiert, ſei hingewieſen auf: Moede, Pior⸗ 
kowsky, Wolff, Die Berliner Begabtenſchulen und die experimentellen 
Methoden der Schülerauswahl. 1. Aufl. 1917, inzwiſchen in 3. Aufl. 
erſchienen.) Mitteilungen über einzelne Methoden, ohne Rückſicht auf 
ihre Zugehörigkeit zu dem Komplex eines auf einen Beruf zugeſchnittenen 
Prüfungsverfahrens, bringen S. 44—46 u. 50. 

In der Diskuſſion wurden die techniſchen Details der Eignungs⸗ 
prüfungen ebenfalls ſehr ausführlich behandelt. Prof. Schleſinger 
macht Mitteilungen über die Prüfung der Leiſtungsfähigkeit von Arm⸗ 
und Beinamputierten (S. 66— 70); er kommt im Gegenſatze zu den 
Anſichten vieler Arzte zu dem Reſultat, daß zum Beiſpiel die Tätig⸗ 
keit des Hämmerns! und Feilens? bei Unterarmamputierten ſehr ſchwierig, 
bei Oberarmamputierten unmöglich iſt (S. 68). Riebe macht Be⸗ 
merkungen über die Gelenkempfindlichkeitsprüfung, Heiland über die 
pſychotechniſche Lehrlingsprüfung bei der Allgemeinen Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft (S. 75/76). Lincke und Piorkowsky befaſſen ſich mit der 
Prüfung der höheren Funktionen (S. 78, 79 80). Moede (im Schluß⸗ 
wort) ſpricht von der Fähigkeit zum Geſchwindigkeitsſchätzen (S. 87), 
von den Begabtenſchulen (S. 88/89), von den Fehlerquellen (S. 80 f.), 
welche der Unterſuchung dadurch erwachſen, daß der Prüfling mit der 
Aufgabe bereits bekannt iſt (was nicht immer vermieden werden kann), 
und endlich von dem hiermit verquickten Problem: wieweit die Eigen⸗ 
ſchaften welche die Prüfung analyſiert, ſich durch die bei der Prüfung 
vollbrachten Leiſtungen ändern (S. 82 ff.). 

Im Nachwort iſt dann von den Fortſchritten der Eignungsprüfung 
die Rede. Die A. E. G. hat die Unterſuchung der Lehrlingsprüfung 
vervollkommnet; bei Ludwig Löwe iſt eine Lehrlingsausleſe eingeführt; 
die Firma Riebe-Weißenſee baute ebenfalls ihr pſychotechniſches Labo⸗ 
ratorium aus; die Kriegserfahrungen der Armee betr. der Kraftfahrer: 
eignungsprüfung ſind niedergelegt worden (S. 95). Der Gelenk⸗ 
empfindlichkeitsprüfer, der Taſtgefühlsprüfer und das Tremometer 
werden beſprochen (S. 96— 98); über einige neue Teſts ſ. S. 107— 110; 


1 Inzwiſchen erſchien: a ander Pſychotechnik und Betriebswiſſen⸗ 
ſchaft, 1920. Vgl. daraus: Kap. 10. Arbeitsmöglichkeiten der Kriegsſchwer⸗ 
beſchädigten; insbeſondere S. 109. 

2 Vgl. ebenda S. 114. 
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eine Zuſammenſtellung von Prüfungsmethoden für techniſch begabte 
Schüler bringen S. 104/105. Der Pflege der Eignungsprüfung dienen: 
der vom Verein deutſcher Ingenieure gegründete Arbeitsausſchuß für 
induſtrielle Pſychotechnik (S. 101); die Forſchungsgeſellſchaft für be⸗ 
triebswiſſenſchaftliche Arbeitsverfahren, Geſchäftsſtelle Charlottenburg 
(S. 103); das Verſuchsfeld für Werkzeugmaſchinen und Betriebslehre, 
Abteilung für induſtrielle Pſychotechnik, an der techniſchen Hochſchule 
Charlottenburg (Schleſinger, Moede), (S. 103). — Wir haben uns 
damit begnügt, dem Leſer in bezug auf die Details der Eignungs- 
prüfungen ſo etwas wie einen Wegweiſer durch das Büchlein zu geben. 
Nähere Mitteilungen in dieſem Referate erſcheinen untunlich. Was 
ſich darüber mit wenigen Worten ſagen läßt, weiß heute jedermann 
aus den zahlreichen in populären Zeitſchriften erſchienenen, oft mit Ab⸗ 
bildungen 9 Aufſätzen. Das tiefere Eindringen aber erfordert 
breite Darlegungen und ſetzt fachmänniſches Verſtändnis voraus 
Hinzu kommt als Erſchwerung, daß die Methoden ſozuſagen von einem 
Tag auf den anderen verbeſſert werden. 

Die Einführung der Eignungsprüfungen in das Wirtſchaftsleben 
kann zu Reibungen und Unſtimmigkeiten führen, auf welche Moede 
nicht verfehlt einzugehen („Bedenken der Praxis“, S. 40—44). Am 
ausführlichſten behandelt Moede das Bedenken, der Arbeiter werde ſich 
die Unterſuchung nicht gefallen laſſen, weil ſie dazu führe, den einzelnen 
eventuell zu disqualifizieren und zu deklaſſieren. Moede betont, daß 
gerade genaues Studium der Eignungen zu der Erkenntnis führe, 
wie ein Mann, der bei der einen Arbeit verſagt, auf einem anderen, 
ſcheinbar gar nicht ſo ſehr verſchiedenen Gebiete Gutes leiſten kann. 
Aber auch abgeſehen davon, hat der Arbeiter ein Intereſſe daran, daß 
er von einem Arbeitsgebiete fern gehalten wird, wo er Ausſchuß macht 
und Lohnabzüge erhält. Man wird dieſe Ausführungen des Vor— 
tragenden als richtig anerkennen müſſen, ſich aber des Gedankens nicht 
erwehren können, daß die Arbeiterſchaft möglicherweiſe gleichwohl gegen 
die Eignungsprüfung Stellung nehmen könnte. Um ſo mehr wird man 
die Mitteilung Moedes begrüßen können, daß „die Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften ... allen Einrichtungen zur Erkennung der Ge: 
eignetheit keinen Widerſtand“ entgegenſetzt und „fie eventuell ſogar mate= 
riell unterſtützen“ wolle (S. 40/1). 

Auch von ſeiten der Arbeitgeber könnte Widerſtand merklich wer— 
den: man könnte ſagen, die bisher angewandten Methoden genügten 
bereits, um ungeeignete Arbeiter und Lehrlinge fernzuhalten (S. 42), 
oder ſelbſt zugegeben, daß der augenblickliche Zuſtand in dieſer Hin— 
ſicht nicht ſo befriedigend ſei, ſo würde doch mit fortſchreitender Ent— 
wicklung der Arbeitsprozeß mehr und mehr mechaniſiert, eine Diffe- 
renzierung der Arbeiterſchaft alſo immer weniger nötig (S. 43). In 
letzterer Hinſicht weiſt Moede darauf hin, daß die Entwicklung neben 
der Mechaniſierung mancher Arbeitsprozeſſe auch immer neue verfeinerte 
Arbeitsprozeſſe ſchafft. Es iſt bemerkenswert, daß bei der Dis kuſſion, 
in welcher die zahlreich anweſenden Männer der Praxis Gelegenheit 


hatten, ſich auszuſprechen, von dergleichen Bedenken nicht die Rede ge⸗ 
weſen iſt. 
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Betreffs der Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes 
unterſcheiden die Ausführungen des Vortrages zwiſchen der qualitativen 
„Arbeitsſtudie“ und der „Zeitſtudie“. Mit etwas anderen Worten als 
Moede glaube ich dasjenige, worauf er dabei hinaus will, folgender⸗ 
maßen ausdrücken zu können: es kommt einmal darauf an, den ein⸗ 
zelnen, ein einheitliches Ganzes bildenden Arbeits akt (zum Beiſpiel 
die Ausführung eines Hammerſchlages oder eines Feilſtriches) ſo gut 
wie möglich zu geſtalten; und ſodann: die „Arbeitstrakte“, welche 
ſich aus mehreren gleichartigen Arbeitsakten zuſammenſetzen, in der 
richtigen Weiſe zu geſtalten. Das Studium der Arbeitstrakte läßt 
die wichtigen Einflüſſe der Übung und der Ermüdung an relativ ein⸗ 
fachen quantitativen Verhältniſſen erkennen. Moede erinnert hier an 
Kraepelins Unterſuchungen über das fortlaufende Addieren (S. 54, 57) 
und an die Ergographenverſuche (S. 59). Es gilt, auf nöglichſt un⸗ 
unterbrochene Fortſetzung des Arbeitstraktes bedacht zu ſein, ſolange 
die Übung noch nicht ihr Maximum erreicht hat, dagegen ihn abzu⸗ 
brechen, ſobald durch Ermüdung die Leiſtung in qualitativer oder 
quantitativer Hinſicht herabgedrückt wird. Moede erwähnt Taylors 
Bemühungen um Gewinnung von „Zeitnormalen“ zwecks Verringerung 
der Schwankungen der Arbeitskurve (S. 59). — Setzen ſich die Ar⸗ 
beitsakte zu Trakten zuſammen, fo bilden wieder mehrere Trakte zu⸗ 
ſammen genommen eine Tagesleiſtung, die Tagesleiſtungen ſetzen fich 
zu Wochenleiſtungen zuſammen, dieſe zu Monats-, Jahres- uſw. 
Leiſtungen. Wie es „Leiſtungskurven“ gibt, welche für den Trakt charak⸗ 
teriſtiſch ſind, jo gibt es Tages-, Wochen- und Jahreskurven. (Moede 
gibt zum Beiſpiel S. 55 eine Wochenkurve von Leinewebern.) Auch 
dieſe großen Kurven ſind in gewiſſem Grade beeinflußbar (zum Beiſpiel 
durch Placierung eines Erholungsurlaubes), wodurch alſo die Arbeit 
rationeller geſtaltet werden kann. — Unter den Diskuſſionsbemerkungen 
findet man bei Schleſinger (S. 70— 73) einen Beitrag zur Frage der 
Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes: Zeitſtudien an Briefſtemplern, 
bei der Bedienung der Bohrmaſchine, beim Nähen von Wunden durch 
den Chirurgen. — Moedes Schlußwort betont (S. 93/4), wie wenig 
davon die Rede ſein könne, daß bei der Rationaliſierung des Arbeits⸗ 
prozeſſes die Hebung der Arbeitsleiſtung etwa auf Koſten des Arbeits⸗ 
nehmers erfolge. — Das Nachwort endlich bringt zur Frage der 
Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes eine Beſprechung der Arbeitsſchau⸗ 
Uhr und der mit ihrer Hilfe gewonnenen Reſultate (S. 98— 101). 

Dem Güterabſatze hat Moede in ſeinem Vortrage nur einige 
knappe Bemerkungen gewidmet. Sie gelten einerſeits der „pſycho⸗ 
techniſchen Eichanſtalt“, anderſeits der Pſychologie der Reklame. Bei 
der pſychotechniſchen Eichung der Ware iſt — ſo führt Moede S. 60— 62 
aus — der Gedanke dieſer: jeder Artikel, der für den menſchlichen 
Gebrauch beſtimmt iſt, beſitzt gewiſſe Indizes, welche angeben, wieweit 
er den Bedürfniſſen genügt, die zu befriedigen er produziert wird, — 
und wie weit er unerwünſchte Nebenwirkungen hervorbringt; es gilt, 
dieſe Indizes zu beſtimmen. Moede führt nur nach der negativen 
Seite hin ein Beiſpiel an: welches iſt der Ermüdungseffekt einer Leſe⸗ 


U 
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lampe, zum Beiſpiel bei dreiſtündiger Leſedauer? Da gerade dieſer 
Punkt in der Diskuſſion aufgegriffen wurde, jo bringt Moedes Schluß⸗ 
wort noch eingehendere Ausführungen über den Begriff der Ermüdung 
und ihre Meſſung (S. 89 f.). 

Aus dem Gebiete der Reklamepſychologie teilt Moedes 
Vortrag als Ergebnis von Unterſuchungen mit, wie die Deutlichkeit 
von Aufſchriften durch ihre eigene Farbe und die des Untergrundes 
(bzw. alſo durch das Verhältnis beider zueinander!) beſtimmt wird 
(S. 63); Diskuſſionsbemerkungen hierzu findet man S. 78/9 u. 90/1. 


So weit die Wiedergabe des Inhaltes. Beſinnt man ſich gegen⸗ 
über der Fülle des Stoffes auf die Pflicht der wiſſenſchaftlichen Kritik, 
ſo wäre vor allem zu fragen: Was behauptet Moede, und was hat 
er bewieſen? Wir beſchränken uns in dieſer Hinſicht auf das Thema 
der Eignungsprüfungen, welches ja den breiteſten Raum einnimmt und 
im Vordergrunde der Intereſſen ſteht. Die verſchiedenen Behauptungen 
Moedes laſſen ſich ſämtlich reduzieren auf die Formel, daß eine be⸗ 
ſtimmte Methode oder ein beſtimmter Komplex von Methoden geeignet 
ſei, um erkennen zu laſſen, ob ein Menſch gewiſſe Eigenſchaften beſitzt, 
welche ihn befähigen, in einem beſtimmten Berufe diejenige Höhe der 
Leiſtungen zu erreichen, welche ſeine Verwendung in dieſem Berufe 
als wirtſchaftlich rationell erſcheinen laſſen. 


Derartige Behauptungen können auf verſchiedenen Wegen erwieſen 
werden. Eine Klaſſe von Beweiſen rückt dem Problem mit Hilfe 
einer vertieften biologiſchen und pſychologiſchen Kenntnis des Organismus 
zu Leibe. Wir wollen ſie im folgenden kurz die biologiſchen Beweiſe 
nennen. Man verſucht dabei, die in Frage kommende Eigenſchaft 
biologiſch und pſychologiſch zu definieren und zu zeigen, daß fie es iſt, 
welche einerſeits die Berufsleiſtungen bedingt und gewährleiſtet, und 
welche anderſeits auch bei der Prüfung erfaßt wird. Iſt ein ſoma⸗ 
tiſches Subſtrat der Eigenſchaft bekannt, ſo kann die Erfaſſung der 
Eigenſchaft auf die direkte Unterſuchung dieſes ſomatiſchen Subſtrates 
(Bau des Auges, Beſchaffenheit der Muskulatur uſw.) hinauslaufen. 
Kennt man dergleichen Subſtrate nicht, ſo kommt nur eine indirekte 
Meſſung der Eigenſchaft in Frage: man muß von den im Prüfungs— 
experiment zu vollbringenden Leiſtungen entweder zeigen, daß fie inte= 
grierende Beſtandteile der Berufsleiſtungen ſind, oder daß ſie in hoher 
Korrelation mit denſelben ſtehen. 


Bei der zweiten Klaſſe von Beweiſen ſieht man von ſolchen Ana⸗ 
lyſen ab und hält ſich an den greifbaren Erfolg; wir wollen ſie hier 
kurz die praktiſchen Beweiſe nennen. Dabei zeigt man alſo, daß Leute, 
welche nach dem betreffenden Prüfungsverfahren als brauchbar für 
ihren Beruf befunden ſind, ſich auch in der Praxis bewähren; daß 
ſolche, welche in der Prüfung nicht beſtanden, es auch im Beruſe nicht 
tun uſw. Und zwar kann man hier wiederum unterſcheiden zwiſchen 
einem mehr praktiſchen und einem mehr wiſſenſchaftlichen Beweis- 
verfahren: das eine begnügt ſich mit dem Nachweiſe, daß die betreffenden 
Leute „in Stellungen ſind“, nach dem Urteile ihrer Arbeitgeber ſich 
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bewähren uſw., das andere Verfahren verlangt eine exakte Meſſung 
der praktiſchen Berufsleiſtungen. 

Was die biologiſchen Beweiſe anbetrifft, ſo können dieſelben für 
diejenigen Methoden, welche Moede anwendet, nicht geführt werden. 
(Methoden, welche eines ſolchen Beweiſes fähig ſind — wie etwa die 
Unterſuchung der Sehſchärfe und Farbentüchtigkeit uſw. —, find. natür⸗ 
lich längſt anerkannt. Es iſt gerade Moedes Verdienſt, daß er den 
Mut hatte, Methoden einzuführen, für welche der biologiſche Beweis 
noch nicht erbracht war!) Unſere Kenntniſſe der pſychophyſiſchen 
Zuſammenhänge im Organismus ſowie der Teilprozeſſe von Berufs⸗ 
und Laboratoriumsleiſtungen find noch viel zu gering, als daß wirklich 
ineinander greifende Beweisketten geliefert werden könnten. Was man 
tun kann, iſt im allgemeinen zunächſt nur: zu zeigen, daß zwiſchen 
Berufsleiſtungen und Laboratoriumsleiſtungen Ahnlichkeiten und Ver⸗ 
wandtſchaften beſtehen, welche eine Korrelation zwiſchen ihnen wahr- 
ſcheinlich machen. Und wenn in fachmänniſchen Diskuſſionen alle 
hierher gehörigen Fragen ſo eifrig erörtert werden, ſo geſchieht das 
nicht, weil man damit alsbald abſolute Beweiſe in die Hand zu be⸗ 
kommen hofft, ſondern einerſeits, weil auch Wahrſcheinlichkeiten ſchon 
hohen Wert haben auf einem Gebiete, wo jeder praktiſche Verſuch viel 
Geld und viel Zeit koſtet, und anderſeits, weil man ſehr wohl weiß, 
daß auf die Dauer nur die biologiſchen Beweiſe eine wirklich wiſſen⸗ 
ſchaftliche Fundierung des ganzen Verfahrens liefern können, und daß 
nur eine unabläſſige Bearbeitung der Beweisglieder ſchließlich die voll⸗ 
ſtändige Schlußkette liefern kann. Moede weiß das alles ſehr wohl, 
und wenn er es nicht immer betont, ſondern dem Zutrauen, das er 
als Pſycholog zu ſeinen Methoden auch ſchon vor der praktiſchen Er» 
probung hat, gelegentlich ohne Verklauſulierung Ausdruck gibt, ſo iſt 
es töricht, ihm dies als Kritikloſigkeit deuten zu wollen: es iſt die 
natürliche Einſtellung des Mannes, der für ein ihm als Ideal vor⸗ 
ſchwebendes Ziel kämpft. — Wie man ſieht, würde es überhaupt kein 
glücklich gewählter Ausgangspunkt ſein, wenn an die einzelnen in 
Moedes Schrift enthaltenen Ausführungen, welche ſo viele verſchiedene 
Methoden betreffen, Betrachtungen darüber angeknüpft würden, was 
in Sachen der biologiſchen Beweiſe heute als feſtſtehend betrachtet 
werden kann oder nicht. Dazu kommt nun aber, daß dieſes Jahrbuch 
nicht der Ort iſt für ſolche Betrachtungen: ſie gehören vor das Forum 
der pſychologiſchen Fachwelt. Angeſichts der zahlreichen von Laien ge 
führten Debatten über dieſe Dinge muß immer wieder betont werden, 
daß nur derjenige ein Urteil über ſie fällen kann, welcher auf Grund 
eingehender empiriſcher und insbeſondere experimenteller Studien ſich 
Fachkenntniſſe erworben hat. 

Wenden wir uns jetzt den praktiſchen Beweiſen zu, ſo beſteht 
eben, wie wir ſchon andeuteten, Moedes Verdienſt gerade darin, daß 
er den Weg zu dieſen Beweiſen erſchloſſen hat, indem er die Prüfungs⸗ 
methoden kurz entſchloſſen in die Praxis einführte, wozu vor allem 
gehört, daß er die Induſtrie dafür zu intereſſieren wußte. Bringt er 
nun wirklich „praktiſche Beweiſe“? An einzelnen Stellen deutet er 
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ſolche an: Leute, welche die Prüfung nicht beſtanden hatten, wurden 
gleichwohl ausgebildet und wieſen ſchlechte Leiſtungen auf, ufm. Im 
ganzen genommen iſt das kein Material, das den Wiſſenſchaftler be= 
ſsiedigt: man ſehnt ſich nach tabellarifchen, auf Meſſung und Statiſtik 
begründeten Aufſtellungen. Aber das Buch legt uns die Tatſache vor, 
daß eine große aus Männern der Praxis beſtehende Zuhörerſchaft dem 
Verfaſſer Vertrauen und Intereſſe entgegenbringt, wie das in der 
Diskuſſion deutlich zum Ausdruck kommt. Von einem anderen Beweiſe 
konnte zu der Zeit, als das Buch entſtand, wohl überhaupt nicht die 
Rede ſein. Es hat keinen Zweck, heute noch darüber zu diskutieren, 
welchen Wert dieſer Beweis damals hatte. Heute hat das ſteigende 
Intereſſe der Induſtrie ein neues, ſchwer zu überblickendes Beweis— 
material erbracht. Den Skeptiker wird dies nicht zu entwaffnen ver⸗ 
. mögen: auch Männer der Praxis können, jo wird er ſagen, ihr Herz 
an eine Modeſache hängen; wie oft hat die Geſchichte der Medizin 
dergleichen gezeigt! So wird der Ruf immer dringender nach den 
„biologiſchen“ Beweiſen und nach theoretiſcher Durchforſchung des 
ganzen Gebietes. Möchte uns eine nicht allzu ferne Zukunft wenigſtens 
die Forſchungsſtätten beſcheren, welche dieſen Aufgaben in wiſſenſchaft— 
licher Ruhe und mit nicht allzu kargen Mitteln nachgehen können. 
Ihre Tätigkeit würde nicht nur akademiſch klärend wirken, ſondern 
durch Aufweiſung neuer Prüfungsmethoden die Praxis immer von 
neuem befruchten. Wer ſich für die Weiterentwicklung der hier an— 
geſchnittenen Fragen intereſſiert, ſei auf die von Moede und Piorkowsky 
herausgegebene Zeitſchrift h Pſychologie“ (Verlag Hirzel) 
hingewieſen. 
Göttingen Walter Baade 


Adler, Wilhelm: Die Organiſationsbeſtrebungen in 
Stabeiſenfabrikation und Stabeiſenhandel, ihre 
Bedeutung für die Geſamtorganiſation der Eiſen⸗ 
induſtrie. Heft 6 der von Kurt Wiedenfeld herausgegebenen 
Sammlung: Moderne a Bonn 1920, 
Marcus & Weber. 146 S 


Das Buch iſt aus einer Se b hervorgegangen. Es gibt 
im 1. Kapitel als Einleitung ganz kurze Hinweiſe auf die Technik, 
Erzeugungsverteilung, Abſatzwege und Organiſationsformen der Be— 
triebe (S. 1—12). Der Hauptteil des Buches zerfällt in zwei Ab— 
ſchnitte, von denen der erſte die Geſchichte der Kartellierungsverſuche 
der Produzenten (S. 13— 67) und die Organiſationsbeſtrebungen der 
Händler (S. 67—87) gibt, während der zweite die Ergebniſſe und 
Lehren nochmals zuſammenſaßt (S. 88 — 112). Im Anhang find 
einige Kartellentwürfe, verträge und »vorſchläge zuſammengeſtellt 
(S. 113—144). 

Der Hauptteil der Arbeit beſteht alſo in der geſchichtlichen Dar— 
ſtellung. Die Geſchichte der Kartellierungsverſuche der Produzenten 
(2. Kapitel) zerfällt in vier Teile. Der erſte ſchildert die Anſänge 
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der Kartellbewegung, die 1879 einſetzten. Die Beſtrebungen führten 
nach vergeblichen Verſuchen, ſchon 1885 eine Organiſation zu ſchaffen, 
wie ſie erſt 1904 der Stahlwerksverband verwirklichte, zur Gründung 
des Deutſchen Walzwerksverbandes im Jahre 1887. Erörterung 
über die Preispolitik des Verbandes und feine Auflöſung im Jahre 
1893 ſchließen ſich an. 

Im zweiten Teil wird die Zeit bis zur Gründung des Stahl⸗ 
werksverbandes behandelt: zunächſt die vergeblichen Bemühungen in 
der Hochkonjunktur 1895— 19060, beſonders in der Zeit der Halbzeugnot, 
die Lage der reinen Walzwerke durch Preiskonventionen zu beſſern; 
ſodann die Verſuche in den Jahren des Niederganges, den alten Walz⸗ 
werksverband wieder ins Leben zu rufen und, da ſie nicht glückten, 
durch Zuſammenfaſſung der Halbzeugverbraucher deren Poſition den 
Verbänden der gemiſchten Werke gegenüber zu ſtärken. 


Der dritte Teil behandelt die Zeit ſeit der Gründung des 
Stahlwerks verbandes. Hier werden die Gründe erörtert, die im Gegenſatz 
zum oberſchleſiſchen Stahlwerksverbande nur zu einer Kontingentierung 
und nicht zu einer Syndizierung der B -Produkte im Stahlwerks⸗ 
verbande führten. Dann folgt die Schilderung der zahlreichen ver⸗ 
geblichen Verſuche, die ſeit 1904 bis zum Kriegsausbruch teils von 
den reinen Werken, teils von den Stahlwerken unternommen wurden, 
um eine beſſere Regelung der Erzeugung und des Abſatzes der 
B⸗Produkte und inbeſondere des Stabeiſens zu erreichen. Das Ver⸗ 
gebliche der Bemühungen kommt am beſten zum Ausdruck 1. durch 
die 1908 erhobene Forderung der Halbzeugverbraucher, die Zölle auf 
Roheiſen, Schrott und Halbzeug aufzuheben und 2. durch die Frei 
gabe der B -Produkte bei der zweiten Erneuerung des Stahlwerks⸗ 
verbandes im Jahre 1912. Die durch dieſen Rückſchritt in den Ver⸗ 
bandsbeſtrebungen geſchaffene neue Lage rief kurz vor Kriegsausbruch 
den wertvollſten Syndizierungsvorſchlag, der von Kommerzienrat Eich 
ſtammt, hervor. 


Der vierte Teil des 2. Kapitels iſt den Verbandsbeſtrebungen 
in der Kriegszeit gewidmet, jedoch nur bis Herbſt 1917. Das Buch 
iſt Dezember 1917 abgeſchloſſen worden. 


Erfolgreicher als die Organiſationsbeſtrebungen der Erzeuger find 
die der Stabeiſenhändler, die im 3. Kapitel dargeſtellt werden. Die 
Beſtrebungen ſetzen erſt nach 1895 nach der Auflöſung des Walzwerks⸗ 
verbandes ſtärker ein. Zuerſt wird die Entwicklung der lokalen Ber⸗ 
liner Organiſation geſchildert, die ſchon 1897 zu einer Preiskonvention 
und nach einigen Kampfjahren 1912 zur Bildung eines feſten Syn⸗ 
dikates führte. Sodann behandelt Adler die Konzentrationsbewegung 
im Stabeiſenhandel und jene zwiſchen Stahlwerken und Händlerfirmen. 
Eine mehr als lokale Bedeutung hat das Kartell der Stabeiſenhändler⸗ 
Vereinigungen von Rheinland und Weſtfalen erlangt, deſſen Entwicklung 
und Organiſation an letzter Stelle erörtert wird. 

Im zweiten Abſchnitt ſtellt Adler die „wirtſchaftlichen Ergebniſſe 
und Lehren der Geſchichte der Organiſationsbeſtrebungen“ zuſammen, 
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d. h. er bringt hier zunächſt im 4. Kapitel die bekannten Erklärungen 
der Entſtehung und Notlage der reinen Walzwerke und des Verhaltens 
ſowohl der Stahlwerke wie der Martinwerke. Nach meiner Anſicht 
wäre es vorteilhafter geweſen, dieſe Ausführungen immer im Zuſammen⸗ 
hang mit den einzelnen Teilen des 2. Kapitels zu bringen, zumal 
in dieſen Teilen die Erklärungen ſchon angeſchnitten werden. Dieſe 
Einteilung würde zunächſt die Veranlaſſung geweſen ſein, das Cha⸗ 
rakteriſtiſche der einzelnen Perioden ſchärfer herauszuſtellen und ein- 
gehender zu belegen: Erſte Periode: Sieg der Flußeiſenerzeugung 
über die Schweißeiſenerzeugung und Herausbildung der reinen Walz— 
werke; zweite Periode: techniſche und organiſatoriſche Ausgeſtaltung 
der gemiſchten Werke, die erſt in der Depreſſion nach 1900 voll zum 
Ausdruck kam, und Heranwachſen der Martinwerke; dritte Periode: 
Verhinderung der vollen Ausgeſtaltung des Stahlwerksverbandes und der 
Untergang der reinen Werke. Zweitens würde die von mir gewünſchte 
Einteilung auch den Anreiz gegeben haben, unſere Kenntnis der all- 
gemeinen Zuſammenhänge möglichſt zu vertiefen, d. h. die ſpeziellen 
Einzelvorgänge auf ihre Gründe zu unterſuchen. Die Stahlwerke, 
die Martinwerke, die Schweißeiſen⸗ und reinen Walzwerke treten ein⸗ 
mal als Gruppen auf, ſodann aber auch als Einzelwerke. Entwicklung, 
augenblickliche Lage und Ziele der Einzelwerke geben erſt den Schlüſſel 
zum vollen Verſtändnis des widerſpruchsvollen Verhaltens der Werke 
bei den Verbandsverhandlungen. Und wie auf der Angebotsſeite, ſo 
könnte auch eine nähere Analyſierung der Geſtaltung der Nachſrage 
nach den Walzprodukten im allgemeinen und Stabeiſen im beſonderen 
und ihre Wirkung auf die Gruppen wie innerhalb der Gruppen auf 
die einzelnen Werke wahrſcheinlich neue Einblicke geben. Sind doch 
die Kartelle Produkte der Marktgeſtaltung. Der Wert der Spezial- 
unterſuchungen über Kartellierungsbeſtrebungen liegt außerdem darin, 
daß ſie nicht nur lehren, warum das theoretiſche Ideal ſich praktiſch 
nicht durchſetzen läßt, ſondern, was für unſere Zeit mit ihren Sozia= 
liſierungsbeſtrebungen beſonders wichtig iſt, daß auch die Nichterfüllung 
des Ideals keineswegs immer als volkswirtſchaftlicher Nachteil an— 
geſehen werden darf. Es iſt der große Vorzug der aus dem Wirt— 
ſchaftsleben ſelbſt geborenen Organiſationen und Organiſations— 
beſtrebungen vor den Zwangsorganiſationen, daß ſie weiteſten Raum 
laſſen, die Entwicklungschancen, die teils von dem techniſchen und orga⸗ 
niſatoriſchen Produktionsfortſchritt, teils von der Bedarfsgeſtaltung 
ausgehen können, auszuwerten. Den Nachteilen, die von den Miß— 
erfolgen der Stabeiſenkartellierungsverſuche ausgingen, ſtehen die 
Vorteile der gewaltigen Ausgeſtaltung der Stahlwerke gegenüber, die 
ohne Zweifel im Falle einer vorzeitigen Verwirklichung des Kartell— 
ideals ſtark gehemmt worden wäre. Auf Grund dieſes Beiſpiels 
möchte man den Sozialiſierungsfreunden zurufen, wer iſt fo vermeſſen, 
auf jeder Stufe die volkswirtſchaftliche Bedeutung der weiteren Ent— 
wicklungs möglichkeiten abzuſchätzen, um danach das Ziel vorzuſchreiben. 
Das Ringen vieler ſelbſtändiger Köpfe gibt bei eigener Verantwortung 
und freier Wirtſchaft im großen Ganzen beſſere Gewähr, daß die auch 
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der Geſamtheit zweckdienlichere Entwicklung eingeſchlagen und die jeweils 
zweckentſprechenden Organiſationen geſchaffen werden. 

So laſſen ſich aus dem Studium der Frage der Stabeiſen⸗ 
kartellierung noch umfaſſendere Folgerungen ziehen, als ſie Adler im 
5. Kapitel bringt, das in der Hauptſache eine nochmalige Darſtellung 
der Eichſchen Vorſchläge gibt. 

Bonn H. Mannſtaedt 


Bruck, W. F.: Türkiſche Baumwollwirtſchaft. Eine kolonial⸗ 
wirtſchaftliche und ⸗politiſche Unterſuchung. Bd. 29 der „Probleme 
der Weltwirtſchaft“, herausg. von Prof. Dr. Bernhard Harms. 
Jena 1919. 116 S., 1 Karte. 


Ohne Beachtung des Untertitels würde man in dem Buch eine 
Wirtſchaftsmonographie über ein ausländiſches Produktionsgebiet be⸗ 
grüßen. Eine ſolche, wiſſenſchaftlichen Anſprüchen auch nur einiger⸗ 
maßen genügende Behandlung der türkiſchen, Baumwollwirtſchaft iſt 
bisher nicht geſchrieben worden, nicht einmal für die Baumwollkultur. 
Der Untertitel ſoll jedach darauf hindeuten, daß dieſes Werk eine ſolche 
Grundlegung, die den Ausgangspunkt für jede Produktions- und 
Handelspolitik bilden müßte, nicht oder wenigſtens nicht in erſter Linie 
zu bieten beabſichtigt; nicht fo ſehr wiſſenſchaftliche Intereſſen, als viel⸗ 
mehr praktiſche Bedürfniſſe der Kriegswirtſchaft riefen dieſe wirtſchafts⸗ 
politiſchen Unterſuchungen hervor. Sie verdanken ihre Entſtehung der 
Anregung einer deutſchen Intereſſenten vereinigung, als deren Vertrauens⸗ 
mann der Verfaſſer eine elfmonatige Studienreiſe in die Türkei (Klein: 
aſien, Syrien, Meſopotamien bis Kut) unternahm, um „einen Bericht 
über Lage und Ausſichten, über Erzeugung und Induſtrie zu geben“. 
Man wollte ſich klar darüber werden, ob und unter welchen Be⸗ 
dingungen die türkiſche Baumwollproduktion für unſere Textilinduſtrie 
etwas bedeuten könne. Dieſer Bericht iſt 1917 als Geſchäftsdruckſache 
des „Arbeitsausſchuſſes der deutſchen Baumwollſpinnerverbände“ ge⸗ 
druckt worden und mit geringen Veränderungen wörtlich in die „Tür⸗ 
kiſche Baumwollwirtſchaft“ übergegangen (Kap. II und IV). Seine 
wirtſchaftspolitiſchen Anſichten hat der Verfaſſer ſpäter in einem Vor⸗ 
trage in der Vorſtandsſitzung des kolonial-wirtſchaftlichen Komitees 
dargelegt (gedruckt in deſſen Verhandlungen 1917, Nr. 1, S. 88 —99); 
fie bilden jetzt, ebenfalls in wörtlicher Übernahme, den weſentlichen In⸗ 
halt des erſten Kapitels, das dem Baumwollproblem im Rahmen der 
deutſch⸗türkiſchen Wirtſchaftspolitik gewidmet iſt. Neu gearbeitet find 
in dem vorliegenden Buche nur das dritte Kapitel über die „allgemeinen 
Grundlagen türkiſcher Landwirtſchaft“, ſowie einige Erweiterungen der 
Darſtellung der Baumwollproduktion im Adanagebiet und in Syrien 
auf Grund der vorhandenen Literatur. 

Mit jenen Veröffentlichungen hatte Bruck ſeine eigentliche Aufgabe 
gelöſt. Das vorliegende Buch ſtellt die wiſſenſchaftliche Auswertung 
ſeiner Reiſe dar. Dieſe hat heute nur noch hiſtoriſches und theoretiſches 
Intereſſe für uns, und ſelbſt dieſes muß bei der Lektüre des Buches 
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manche Belaſtungsprobe aushalten; denn es fehlt ihm in manchen 
Teilen an innerem Zuſammenſchluß der Gedanken und an der Strenge 
der Materialbehandlung. Die Stellungnahme zu den Bruckſchen Ge— 
dankengängen hängt von der wirtſchaftspolitiſchen Grundauffaſſung des 
Leſers ab. Denn das Problem der deutſch-türkiſchen Baumwollwirt⸗ 
ſchaft war zwar nicht eine „kolonialwirtſchaftliche“, jedoch eine weſent⸗ 
lich wirtſchaftspolitiſche Frage, deren Löſung durch die Betätigung 
privater Handelsgeſellſchaften verſucht wurde. Ein Weg, den Bruck 
nicht unbeſtritten für den einzig gegebenen hält. Die Geſellſchaften 
hatten denn auch mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen, die teils der 
Wiriſchaſtsverfaſſung des Landes, teils ſeiner korrupten Verwaltung 
und nationaliſtiſchen Wirtſchaftspolitik entſprangen. In der Beibringung 
von Material, das dieſe Vorgänge beleuchtet, iſt die Bruckſche Arbeit 
nützlich; viel Neues erfährt ran. Dabei allerdings nicht, manche extreme 

ußerung wird man beſſer überſehen, da Bruck in der Stellungnahme 
gegen die Türkeiſchwärmer leicht einem übertriebenen Peſſimismus ver- 
fällt. Von Intereſſe ſind des Verfaſſers Unterſuchungen über die an— 
zuratende Anpaſſung der Unternehmungsformen an das im Kriege neu 
geſchaffene türkiſche Geſetz für Aktiengeſellſchaften, ſowie feine praktiſchen 
Vorſchläge zur Hebung der Baumwollkultur; beides iſt für uns durch 
den Ausgang des Krieges einſtweilen hiſtoriſch geworden. 

Wenn trotzdem der „Türkiſchen Baumwollwirtſchaft“ hier noch 
einige Worte gewidmet werden, jo veranlaßt dazu der auffällige Gegen— 
ſatz zwiſchen Zielſetzung und Vollbringen in des Verfaſſers Arbeits— 
weiſe. In der Einführung (S. 1) ſteht das ſtolze Wort: „Es iſt nicht 
die Abſicht des Verfaſſers, eine neue Arbeit zu kompilieren, nur um 
ein Buch zu ſchreiben, ſondern es ſollen hier vor allem perſönliche Ein— 
drücke wiedergegeben werden.“ Der Arbeit gibt aber nicht ſo ſehr 
ſelbſtändige Tatſachenerfaſſung ihr Gepräge, als vielmehr Abhängig— 
keit von Literatur und Gewährsleuten, deren das Vorwort 48 nennt. 
Die oben angezeigte Methode geſammelter Werke iſt wegen unvermeid⸗ 
barer Wiederholungen und der Auflockerung der Gedankenentwicklung 
nicht zu empfehlen; einen ſehr ſchlechten Dienſt tut ſie überdies der 
Würde des Gelehrtenberufes, wenn ſie andere Autoren in ein ähnliches 
Verfahren einbezieht. Trotz der einleitenden Beteuerung hat Bruck 
ſein Material gern durch Anleihen ergänzt; der Autor wird dann meiſt 
auch im Text g nannt, es iſt aber nicht zu erkennen gegeben, zum 
Beiſpiel durch Anführungszeichen, daß die gedruckten Sätze wörtlich 
entnommen ſind, ſondern es wird der Eindruck ſelbſtändigen Referierens 
erweckt, wo nur wörtliches Entlehnen vorliegt, eines Entlehnens, das 
verſchiedentlich das Mindeſtmaß an Forderungen nach Sorgfalt ver— 
miſſen läßt; ſo wenn man auf S. 88 den unverſtändlichen Satz lieſt: 
„Indem der arabiſche Pflug die Erde nur 10 12 cm tief auflodert, 
ſchafft er eine dünne, lockere Decke, welche die Kapillarität der nach 
oben () in einer dem Samenkorn erreichbaren geringen Tiefe ſtändig 
feucht erhält“, und wenn man dann ſchließlich bei einer der Bruckſchen 
Quellen (Ruppin, Syrien als Wirtſchaftsgebiet, S. 218) die an der 
von mir durch () bezeichneten Stelle fehlende Zeile findet, die der 
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Autor in der Eile der Arbeit überleſen und dann dauernd ausgelaſſen 
hat und nach deren Einfügung der Nelativfag lautet: „Welche die 
Kapillarität der nach oben ſteigenden Bodenfeuchtigkeit unterbricht und 
ſo den Boden in einer dem Samenkorn erreichbaren geringen Tiefe 
ſtändig feucht erhält.“ Dieſe Flüchtigkeit wäre vielleicht noch durch 
die Nervoſität des letzten Kriegsjahres entſchuldbar, wenn man nicht 
häufiger auf ſinnentſtellende, flüchtige „Zitate“ ſtieße. So iſt S. 54 
bei der Beſchreibung der ciliciſchen Böden vom Bos⸗Toprak die Rede, 
der durch ſeinen Kalk- und Mergelgehalt „in einem ſchweren Ton als 
Lehmboden eine wichtige Rolle ſpielt“, während Bruck aus Soskin 
(„Tropenpflanzer“, 1916, S. 256), der hier nicht genannt wird, richtig 
hätte entnehmen ſollen „Ton⸗ oder Lehmboden“. Drei Seiten ſpäter 
wird eine Regenbeobachtung Fitzner zugeſchrieben, die Soskin eindeutig 
als vom Stationschef in Adana herrührend bezeichnet hatte; zugleich 
werden dort die Regenzahlen für die neun erſten Monate 1904 miß⸗ 
verſtändlich ſo angeführt, als gälten ſie für einen dreizehnjährigen 
Durchſchnitt. Ferner: Ruppin hatte geſagt: „Wo, wie im Jordantal, 
kein Tau ſällt ...“; Bruck gibt wieder „in Gegenden ohne Tau iſt 
im Jordantal . ..“. Weitere Beiſpiele für des Verfaſſers Art zu 
zitieren gibt die Darſtellung S. 104/5 beim Vergleich mit der Quelle 
(Tholens in der Zeitſchr. d. Gef. f. Erdk. Berlin, 1913, S. 344 ff.). 
Nach ſolchen Erfahrungen wird man gut tun, den Inhalt des Buches 
vorſichtig aufzunehmen, weil der Verfaſſer durch ſeine Enqueten ja oft 
auf die Wiedergabe mündlicher Auskünfte angewieſen war. Mit dem 
Gegenſtand eingehender vertraut werden und eigene Erfahrungen 
ſammeln konnte der Verfaſſer nicht. Denn darüber muß man ſich klar 
ſein, daß Studienreiſen zwar Anſchauungswerte und Aufklärungen ver⸗ 
mitteln, kenntnisreicher und urteilsfähiger gerade in den Beziehungen 
machen, die gewöhnlich verdeckt bleiben, daß aber der Reiſende hinter 
dem im fremden Lande arbeitenden Sachverſtändigen zurück bleibt, der 
in dauernder Berührung mit dem Gegenſtand ſteht und die Möglich⸗ 
keit ruhigen praktiſchen Erprobens hat. So wäre zu Einzelheiten der 
Arbeit noch gar mancherlei zu bemerken; es kann darauf aber verzichtet 
werden, da ihr Gegenſtand für uns zur wiſſenſchaftlichen Erörterung 
in der nächſten Zeit kaum Anlaß bieten dürfte. 
Berlin⸗Schöneberg H. Tillmann 


Nechlin, Dr. Wilhelm: Syriens Stellung in der Welt⸗ 
wirtſchaft. Band 1 der Greifswalder Staatswiſſenſchaftlichen 
Abhandlungen. Herausgegeben von Profeſſor Dr. W. Ed. Bier⸗ 
mann und Profeſſor Dr. W. Kähler. Greifswald 1920, 
Verlag der Ratsbuchhandlung L. Bamberg. 


Zwei gute Bücher über Syriens Wirtſchaft ſind während des 
Krieges erſchienen: Ruppin: „Syrien als Wirtſchaftsgebiet“, und 
Schulman: „Zur türkiſchen Agrarfrage“. Rechlin glaubt, das ſyriſche 
Volk in ſeinem Sehnen nach einer eigenen Wirtſchaft belauſcht zu 
haben, und wollte in Syrien Geſchautes mit dem in der Literatur 
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Geleſenen verſchmelzen, um jo einem neuen Werkchen feine perſönliche 
Note zu geben. Aber außer dem Titel, dem der Zuſatz „Weltwirt⸗ 
ſchaft“ zugelegt wird, findet man von der Verflechtung Syriens Volks⸗ 
wirtſchaft mit der anderer Völker kaum Neues, da das Wichtige von 
Ruppin, Schulman u. a. entnommen worden iſt. Was das Buch 
ſympathiſch macht, ſind nicht Abhandlungen über wirtſchaftliche Fragen — 
es iſt Kleinmalerei, die da und dort ſelbſt Geſehenes, wenn auch weniger 
Wichtiges, anſchaulich darzuſtellen weiß. Das Buch wäre vielleicht ein 
eigenes Werk geworden, wenn der Verfaſſer zuerſt das eigene Wiſſen 
ſyſtematiſch verarbeitet hätte und dieſes dann durch die Literatur 
ergänzt hätte. Offenbar iſt die Schrift umgekehrt unter faſt ängſtlicher 
Anlehnung an die Werke von Ruppin, Schulman, Banſe u. a. 
zuſtande gekommen. Von Ruppin hat ſich der Verfaſſer ſogar ſo ſehr 
beeinfluſſen laſſen, daß er einen guten Teil ſeines Inhaltsverzeichniſſes 
(und damit den Aufbau der Arbeit) übernommen hat. Bei dem Ver⸗ 
gleich der Wirtſchaft Syriens mit der der geſamten Türkei hätte das 
Buch von Renner: „Der Außenhandel der Türkei vor dem Welt⸗ 
kriege“ 1919 gute Dienſte geleiſtet. Den geſchichtlichen Teil des Buches 
entlehnt der Verfaſſer vielfach von Schulman (den er ſtändig, nebenbei 
bemerkt, mit zweinn ſchreibt). Unſtimmigkeiten — zum Teil ab⸗ 
geſchriebene — enthält das Buch reichlich. Auf einige ſei kurz ein⸗ 
gegangen: Geographie: Bei der Beſchreibung des Klimas wird 
auf die Meſſungen des American College in Beirut hingewieſen. 
Genauere und abſolut einwandfreie Meſſungen ſind vom meteorologiſchen 
und aſtronomiſchen Inſtitut in Kſara ausgeführt worden. — In der 
Beſchreibung der Flüſſe iſt dem Lita ni fluß Unrecht geſchehen. 
„Träge und langſam“ iſt er in ſeinem Oberlauf im Sommer nur, 
wenn ſein Waſſer zur Bewäſſerung der Felder und Gärten abgeleitet 
wird. Und das geſchieht mit dem Litani und ſeinen Nebenflüßchen 
ausgiebig. Am deutlichſten iſt dies am Berdoni zu ſehen, der in Zahle 
bei Austritt aus dem Gebirge noch waſſerreich iſt und nach der Be⸗ 
wäſſerung der Gärten und Felder von Zahle und Moallaka bei der 
Mündung in den Litani in den Bewäſſerungszeiten nur wenig Waſſer 
hält. Als bedeutendſter Nebenfluß des Litani iſt übrigens ſelbſt den 
Geographen bzw. Kartographen der aus den ergiebigen Quellen von 
Handjar am Fuße des Antilibanon kommende Huſſeir kaum bekannt. 
Sein Lauf iſt kurz, er hat geringere Flächen zu bewäſſern und führt 
daher auch im Sommer dem Litani reichliche Waſſermengen zu. 
Landwirtſchaft. — Von den wichtigeren Weizen ſorten ſind 
nicht erwähnt die Hindi⸗ und die Yabrudiſorten. Von den Hauran⸗ 
ſorten ſind die Zerri, Schikari und Urfali die bekannteſten. Auch 
polniſchen Weizen ſieht man zuweilen. — Gerſte (mehrzeilige) wird 
außer im Hauran, bei Damaskus und Aleppo, auch in der Bekäa 
angebaut. Hauptſächliche Gerſtenſorten in Syrien ſind: Chevalier, auch 
Haurani und Masri (ägyptiſche). — Von den Futterpflanzen 
wurden nur der Klee, der als Nefle und als Berſim (Alex. Klee) 
bezeichnet wird, und die Luzerne (Alfalfa, Dubraja) erwähnt, 
während die Wicke (Vicia sativa = Beéi, auch Kersani) und die 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 19 
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Platterbſe (Lathyrus Sativus = Dschilbani), die als Körnerfutter⸗ 
mittel am meiſten angebaut werden, nicht genannt find. — Bemerkens⸗ 
wert iſt es auch, daß Rechlin den ziemlich bedeutenden Anbau von 
Linſen (Adès abiat und achmar) ſowie von Erbſen (Bisella) Kicher⸗ 
erbſen (Nebischid) und dicken Bohnen (einheimiſche und ägyptiſche 

„Fuul“ſorten) nicht anführt. Überhaupt läßt das landwirtſchaftliche 
Kapitel (auch in anderen ſyriſchen Büchern) manches vermiſſen, und 
doch iſt es in Ländern wie Syrien das wichtigſte. — Bei der Wein⸗ 
produktion iſt die von Moalakka und Kſara — beide fo bedeutend 
wie die von Schtora (nicht Stora) — nicht erwähnt. In Kſara wurde 
während des Krieges auch reiner Alkohol (für mediziniſche Zwecke) 
ſowie auch Raki und Eſſig hergeſtellt. — Raki kann nicht als das 
„Nationalgetränk der Araber“ angeſprochen werden; Raki wird (auch 
unter dem Namen Duziko) in der ganzen Türkei und auch in Griechen⸗ 
land hergeſtellt und getrunken. 

Die Obſtkultur ſpielt beſonders im Antilibanon eine Rolle 
(Apfel von Sebdani), auch in der Bekaäa (Tanail) und im Libanon 
gibt es vielfach Apfel, Pflaumen, Aprikoſen, Pfirſiche, Erdbeeren ufm. — 
Die Mandelkultur hatte mehr als örtliche Bedeutung. Manche 
jüdiſchen Kolonien lebten nur davon. — Die ſyſtematiſche Anpflanzung 
vom Maulbeerbaum für die Seidenraupenzucht ging bis in 
die Bekäa herunter. Der Anbau von Maulbeerbäumen ging entgegen 
der Annahme Rechlins während des Krieges ſehr zurück. Für Heiz⸗ 
zwecke (beſonders der Libanonbahn) fielen wenigſtens 25% der Bäume 
zum Opfer. Zur Verwertung der nicht ausgeführten Kokons entſtand 
während des Krieges im Hammanatal eine türkiſche Seidenfabrik. 

Über die Heuſchrecken der Türkei iſt während des Krieges eine 
vorzügliche Monographie: „Die Heuſchreckenplage und ihre Bekämpfung 
in Anatolien und Syrien“, von Bücher, Bauer, Bredemann, 
Fickendey, La Baume und Loag erſchienen, die dem Verfaſſer 
unbekannt zu ſein ſcheint, aber für den Abſchnitt über die Heuſchrecken 
in Syrien wichtig geweſen wäre. — Von den Gewerbeſchulen 
hätte die von Direktor Stöckle während des Krieges vorzüglich geleitete 
Damaszener Kunſtgewerbeſchule erwähnt werden müſſen. — Bei den 
Induſtrien iſt auch die Sodawaſſerfabrikation Syriens an⸗ 
geführt, wozu, wie Rechlin jagt, zum Teil „deſtilliertes“ Waſſer ver: 
wendet wird. Bekanntlich iſt der Genuß von deſtilliertem Waſſer 
ſchädlich. Der Verfaſſer meint aber ſicherlich „filtriertes“ Waſſer. 
Dieſer Fehler iſt von Ruppin S. 164 abgeſchrieben worden. 

Bei dem Abſchnitt über Bergbau vermißt Rechlin eine genaue 
geologiſche und bergmänniſche Erforſchung der Bodenſchätze Syriens. 
Nur wenige Länder des Orients ſind aber ſo gut durchforſcht wie 
Syrien. Beſonders deutſchen Gelehrten iſt die Durchſorſchung von 
Gebieten wie dem Libanon oder von Paläſtina zu verdanken. Über 
Geologie des Libanon ſchrieb der alte Fraas, „Drei Monate am 
Libanon“, Levy & Müller, Stuttgart 1876, eine heute noch als Muſter 
geltende Abhandlung. Blankenhorn hat außer in dem Handbuch 
der regionalen Geologie ſchon 1912 Material in ſeinem „Kurzen Abriß 
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der Geologie Paläſtinas“ geboten. Ferner hat Blankenhorn geſchrieben 
über den „Boden Paläſtinas, ſeine Entſtehung, Beſchaffenheit, Be⸗ 
arbeitung und Ertragsfähigkeit“, Pro⸗Paläſtina Heft 5. Frech hat noch 
kurz vor ſeinem in Aleppo erfolgten Tode die Geologie des Taurus 
und Amanos in ſeinem Buche: „Die Geologie Kleinaſiens im Bereich 
der Bagdadbahnen“ und die „Mineralſchätze und Bergbau in der 
aſiatiſchen Türkei 1916“ charakteriſiert. Zwei namhafte deutſche 
Geologen, Profeſſor Dr. Wolf und ſein Aſſiſtent Dr. Beyſchlag, haben 
ſich während des Krieges mit der geologiſchen und bergmänniſchen 
Erforſchung Syriens reichlich beſchäftigt und bemerkenswerte Ergebniſſe 
erzielt. Die Kohlenbergwerke im Libanon (Hammanatal) wurden unter 
Leitung von Herrn Zelle ausgebeutet und das Produkt von der Station 
Bhamdun aus verladen. Die Ol haltenden Geſteine (Olſchiefer) nahe 
Samach am See Genezareth wurden durch Dr. Beyſchlag ausgebeutet. 
Das gewonnene Geſtein wurde mit Holz zuſammen für die Heizung 
von Lokomotiven der Damaskus-Jeruſalem⸗Bahn verwendet, und wurde 
dadurch viel Kohle und Holz geſpart. 
Berlin | P. Koenig 


‘ 


Freiherr v. Humboldt-Dachroeden, Wilhelm: Die deutſche 
Diamantenpolitik. Jena 1918, Verlag von Guſtav 
Fiſcher. 

Im Jahre 1910 habe ich an dieſer Stelle einen Überblick über 
eines der intereſſanteſten Kapitel der deutſchen Kolonialpolitik, 
„Die Diamanten Südweſtafrikas“, veröffentlicht, der ſich 
in ſeiner Tendenz erheblich von der damals üblichen Literatur 
unterſchied. Über Südweſtafrika und ſeine Diamanten ſchrieb damals 
meiſt nur, wer in den Dienſten der ſüdweſtafrikaniſchen Minen 
intereſſenten ſtand oder zum mindeſten unter deren geiſtinem Einfluß 
war, und fo finden ſich denn in der Literatur der Jahre 1908 —1910 
nur wenige Bücher, in denen der Verſuch gemacht wird, objektiv der 
damaligen Politik des Kolonialminiſters gegenuͤberzuſtehen. Das 
Schimpfen auf Dernburgs Politik war damals an der Tagesordnung. 
Man braucht nur an die Broſchüre von Erzberger über die „Millionen- 
geſchenke“ und die zahlloſen Schriften von Paul Rohrbach zu erinnern. 
Unbeirrt durch das Geſchrei, das von Intereſſenten Südweſtafrikas 
erhoben wurde, habe ich damals in „Schmollers Jahrbuch“ die deutſch— 
ſüdweſtafrikaniſche Diamantenpolitik unterſucht und die Vorausſetzungen 
geprüft, von denen der damalige Kolonial Staatsſekretär Dernburg 
ausging, und wenn ich im einzelnen auch Kritik geübt habe, ſo lautete 
mein Urteil im großen und ganzen doch dahin, daß die Diamanten— 
politik des Kolonialamtes richtig geweſen iſt und trotz mancher Schön— 
heitsfehler ſowohl den Kolonien als auch dem Mutterlande zugute 
gekommen iſt. 

Ganz unbeeinflußt von mir und unbeeinflußt von meinem Ergebnis 
hat der Urenkel Wilhelm von Humboldts im Jahre 1909 die Ver⸗ 
hältniſſe in Südweſtafrika an Ort und Stelle ſtudiert und ſich mit 
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allen einſchlägigen Fragen vertraut gemacht. Er hatte gar keine 
Gelegenheit gehabt, meine Arbeiten kennen zu lernen, kommt aber, 
und das iſt das Erfreuliche, in dem vorliegenden Buche zu genau dem⸗ 
ſelben Reſultat wie ich, daß nämlich die Kritik, die ſeinerzeit ſowohl 
in Südweſtafrika als auch im Mutterlande geübt wurde, im großen 
und ganzen nicht berechtigt geweſen iſt. Wie ein Abſchiedsgruß an 
die verlorene ſchöne Kolonie mutet heute die Schrift des jungen 
v. Humboldt an. Sie zeigt uns die Entwicklung einer im Aufblühen 
begriffenen wertvollen Kolonie, die durch den Krieg verloren gegangen 
iſt. Wenn auch die Probleme, um die man damals ſtritt, und die 
wochenlang die Preſſe und das Parlament beherrſchten, heute kein 
aktuelles Intereſſe mehr beanſpruchen können, ſo iſt das Studium der 
deutſch⸗ſüdweſtafrikaniſchen Diamantenpolitik auch heute noch für jeden 
von großem Intereſſe, der ſich mit der Frage der ſtaatlichen Beteiligung 
an Kartellen uſw. befaßt. Denn in Südweſtafrika hatte man zum 
erſten Male ein Kartell aller Großbanken geſchaffen, bei dem dem 
Staate ſehr weitreichende Rechte eingeräumt waren. Eine Organiſation 
wie die Diamantenregie, die gleichzeitig die Intereſſen der Förderer 
und des Fiskus wahrnahm, die es ermöglichte, aus dem Diamanten: 
ſegen von Deutſch⸗Südweſtafrika gewaltige Summen der Allgemeinheit 
der Kolonien zuzuführen, dieſe Gründung war das alleinige Werk des 
damaligen Kolonial⸗Staatsſekretärs Dernburg, und ſie hat in vieler 
Beziehung vorbildlich gewirkt. 

An Hand der Erfahrungen, die Humboldt in Südweſtafrika 
gemacht hat, gibt er zunächſt einen Überblick über den volkswirtſchaft⸗ 
lichen Charakter des Landes und die Rechtsverhältniſſe im ſüdweſt⸗ 
afrikaniſchen Bergbau, die gerade für die Diamantenpolitik von aus⸗ 
ſchlaggebender Bedeutung geweſen ſind. Alsdann wird eine Geſchichte 
der Entwicklung der Diamanten geboten und eine Schilderung, wie 
ſich in der erſten Zeit der Abbau der Diamantenfelder vollzog. 
Intereſſant iſt, zu erfahren, wie primitiv die Abbaumethoden im Anfang 
geweſen find. Später iſt man vom Handbetrieb zum Maſchinenbetrieb 
übergegangen. Die Gewinnungskoſten ſind raſch geſtiegen, die Ergiebig⸗ 
keit ebenſo ſchnell geſunken. Kompliziert wurden die Verhältniſſe 
dadurch, daß ſich eine Reihe von Geſellſchaften bildete, die zum Teil 
wieder Tochtergeſellſchaften ſchufen. Der Verfaſſer gibt eine Reihe 
intereſſanter Überblicke über die Verhältniſſe auf dem Diamantenmarkt, 
die ſich von den Zuſtänden auf anderen Märkten ganz erheblich 
unterſcheiden, da es ſich hier um einen ausgeſprochenen Luxusartikel 
handelt. In einem weiteren Abſchnitt wird die Politik des Kolonial⸗ 
amtes geſchildert, und die Vorwürfe, die gegen Dernburg erhoben 
wurden, werden ſachgemäß geprüft. Die Pläne Dernburgs, ſo ſagt 
der Verfaſſer (S. 71), find von Fernſtehenden durchaus mißverſtändlich 
beurteilt worden, oder ſie wurden nicht in ihrem richtigen Wert 
erkannt. Zum Teil liegt das „in einer gewiſſen Unfähigkeit, verwickelte 
volkswirtſchaftliche Aufgaben zu durchſchauen“, zum Teil auch daran, 
daß das Kolonialamt nichts getan habe, um ſeine Abſichten bekannt⸗ 
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zugeben. So iſt denn die Erhitzung der Gemüter in Südweſtafrika 
vielfach zu verſtehen. 

Eine Tabelle zeigt die ſehr komplizierte Konſtruktion der zahl⸗ 
reichen Tochtergeſellſchaften und ihre Beteiligung an der Diamanten⸗ 
regie, wobei angegeben iſt, welche Geſellſchaften auf Betreiben des 
Kolonialamtes gegründet wurden, und wo es ſich um reine Privat- 
gründungen handelt. Die Aufſtellung zeigt, daß der Verfaſſer ſich 
genau mit den in Betracht kommenden verwickelten Verhältniſſen ver⸗ 
traut gemacht hat. Die Politik Dernburgs wird im einzelnen ſehr 
genau geſchildert, namentlich ſoweit die Monopoliſierung des Diamanten⸗ 
handels in Betracht kam, und wenn es ſich hier auch um Probleme 
handelt, die der Vergangenheit angehören, ſo ſind die Erfahrungen aus 
Deutſch⸗Südweſtafrika außerordentlich lehrreich. Es kam bei der 
Diamantenregie nicht darauf an, die Produktion möglichſt zu erhöhen, 
ſondern für die geförderten Steine ſo hohe Preiſe wie nur möglich zu 
erzielen und dafür zu ſorgen, daß durch das Auftreten der ſüdweſt⸗ 
afrikaniſchen Diamanten auf dem Weltmarkt kein Druck auf die Preiſe 
ausgeübt wurde. Die Förderer ſelbſt und der Fiskus waren gleich⸗ 
mäßig an einer möglichſt hohen Bewertung intereſſiert. Wie ſich die 
Einnahmen des Fiskus geſtaltet haben, das wird im einzelnen genau 
gezeigt, und zwar kommen hier in Betracht: 

1. die Beſteuerung, 
2. die Bergwerksabgaben und der Ausfuhrzoll, 
3. die Einnahmen aus der eigenen Förderung. 

Der Verfaſſer ſtellt als Reſultat ſeiner Unterſuchungen feſt, daß 

die deutſche Diamantenpolitik zum Wohle des Ganzen dem Fiskus 
aus dem Diamantvorkommen hohe Einnahmen verſchafft hat. Er 
charakteriſiert Dernburg dahin, daß er einen ungewöhnlich ſtarken Blick 
bewieſen hat für die Löſung ſchwieriger volkswirtſchaftlicher Fragen. 
Die Vereinigung der großen und kleinen Betriebe der Diamanten- 
induſtrie zu einem gemeinſamen Abſatz könnte, ſo ſagt der Verfaſſer, 
als Beiſpiel dienen für die Löſung von Wirtſchaftsfragen, wo es ſich 
darum handelt, einen Zuſammenſchluß der Produzenten zu bilden, bei 
dem das Mitanſchließen von kleinen Betrieben Schwierigkeiten bereitet. 
Die Wirtſchaftspolitik Dernburgs ſei, ſo ſagt der Verfaſſer — und ich 
ſtimme ihm hierin vollſtändig zu — ſtark unterſchätzt worden. Ein 
Fehler iſt es geweſen, daß man den pſpychologiſchen Verhältniſſen der 
deutſchen Kolonialpioniere nicht genügend Rechnung getragen hat. 
Humboldt ſtellt ſelbſt feſt, daß in Deutſch-Südweſtafrika außerordentlich 
große Hartköpfigkeit und ein ungewöhnlich rechthaberiſcher Sinn vor— 
handen war, daß aber auch die engliſche Kolonialregieruog unter ähn— 
lichen Verhältniſſen ſtets zu leiden gehabt hat. 
Das Buch Humboldts bedeutet eine wertvolle Bereicherung unſerer 
geſamten Kolonialliteratur. Es iſt das umfaſſendſte — weil ab— 
ſchließend —, was wir über die deutſche Diamantenpolitik beſitzen. Die 
Schlußfolgerungen des Verfaſſers machen in ihrer wiſſenſchaftlichen, 
ſtreng objektiven Weiſe einen ausgezeichneten Eindruck. 

Berlin Jöhlinger 
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Hirſch, Paul: Kommunalpolitiſche Probleme. Leipzig 
1920, Quelle & Meyer. 160 S. 


Das vorliegende Buch des früheren Präſidenten des preußiſchen 
Staatsminiſteriums iſt aus Vorträgen an der Univerſität Berlin hervor⸗ 
gegangen. Der Verfaſſer hat es in geſchickter und leicht anſchaulicher 
Weiſe verſtanden, mit dieſen Vorträgen in wichtige Probleme der 
gegenwärtigen Gemeindepolitik einzuführen. Er ſpricht zunächſt über 
die Stellung der Gemeinden im neuen Deutſchland, dann über ihre 
Tätigkeit während des Krieges, über Gemeindeſozialismus, kommunale 
Lebensmittelverſorgung und Kulturpolitik der Gemeinden, kommunale 
Wohlfahrtspflege, Geſundheitspflege und Wohnungspolitik. Wie dieſe 
Aufſtellung zeigt, iſt es faſt ausſchließlich dieſe kultur- und ſozial⸗ 
politiſche Seite der Gemeindepolitik, die in dem Buche behandelt wird, 
während die wirtſchafts- und finanzpolitiſchen Seiten nur hier und da 
knapp geſtreift werden. Und doch glaube ich, daß man beides enger 
zuſammen behandeln muß, als es hier geſchehen iſt. Denn was die 
Gemeinde auf kultur- und ſozialpolitiſchem Gebiete leiſten kann, hängt 
mit in erſter Linie von ihrer wirtſchaftlichen und finanziellen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ab. Das iſt dem Verfaſſer natürlich wohlbekannt, wie vor 
allem ſeine Ausführungen über die Umgeſtaltung unſeres Steuerweſens 
zeigen. Aber trotzdem hätte dieſe Frage noch etwas eingehender be⸗ 
handelt werden dürfen, und es wäre ſehr zu begrüßen geweſen, wenn 
ein ſo guter Kenner dieſer Fragen, wie es der Verfaſſer iſt, dieſes 
getan haben würde. So geht er doch über manche ſtrittigen Punkte, 
die ſich mit der wirtſchaftlichen Seite der Gemeindepolitik beſchäftigen, 
etwas ſchnell hinweg. Den von ihm aufgeſtellten Satz: „Die Gemeinden 
können nicht nur ebenſo vorteilhaft, ſondern noch weit vorteilhafter 
wirtſchaften wie Private, und ſie haben es ebenſo leicht wie dieſe ver⸗ 
ſtanden, ſich die Errungenſchaften der Technik nutzbar zu machen. Auch 
die Befürchtung, die Kommunalverwaltungen würden zu ſchwerfällig 
arbeiten, hat ſich in der Praxis nicht beſtätigt“, wird man doch nach 
neueren Unterſuchungen über dieſe Fragen nicht ohne weiteres unter⸗ 
ſchreiben dürfen. Natürlich liegt in einer anderen als der in dieſen 
Worten vertretenen Anſchauung keineswegs eine grundſätzliche Ablehnung 
einer Übernahme wirtſchaftlicher Unternehmungen durch die Gemeinden, 
ſondern nur die Forderung nach einer gründlichen Reform der gemeind⸗ 
lichen Betriebsführung und Verwaltung nach der kaufmänniſchen Seite 
hin. Man wird dieſe Forderung um ſo ſtärker unterſtreichen müſſen, 
je mehr man ſelbſt ein Anhänger dieſes Gemeindeſozialismus iſt. Was 
der Verfaſſer über die einzelnen Seiten der kommunalen Kultur- und 
Sozialpolitik ſagt, enthält ſehr viel Beherzigenswertes. Es kann auch 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Entwicklung in vieler Hinſicht die 
von ihm vorgezeichnete Richtung einſchlagen wird und im allgemeinen 
Intereſſe auch einſchlagen muß. Ich verweiſe vor allem auf die Aus⸗ 
führungen über kommunale Lebensmittelverſorgung und kommunale 
Wohnungspolitik. Aber auch bci dieſen Aufgaben erhebt ſich die Frage, 
ob nicht eine Reform und eine Vereinfachung unſerer ſtädtiſchen Ber: 
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waltungen vorausgehen muß, ehe es gelingt, unſeren Gemeinden die 
Löſung und Durchführung ſolch großer Ziele ohne Schaden für die 
Geſamtheit anzuvertrauen. 

Freiburg i. B. P. Mombert 


Thieme, Ernſt: Der wirtſchaftliche Aufbau der Hanauer 
Edelmetallinduſtrie. LIII. Ergänzungsheft der i 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft, herausg. von K. Büche 
Tübingen 1920, H. Laupp. IX u. 144 S. 


Häberle, Alfred: Die deutſche Teppichfabrikation. Ihre 
geſchichtliche Entwicklung, ihre Lage vor dem Kriege. 143. Stück 
der Münchener volkswirtſchaftlichen Studien, herausg. von Lujo 
Brentano und Walther Lotz. VIII u. 105 S. 8° mit einer 
Karte. Stuttgart 1919, J. G. Cotta. 


Rein, Kurt: Konkurrenzmöglichkeiten der peutſch en 
Feinkeramik am Weltmarkte, unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der Porzellaninduſtrie. Heft VI der Kölner 
Studien zum Staats- und Wirtſchaftsleben, herausg. von P. Aberer, 
Chr. Eckert, J. Flechtheim, J. K. Julius Friedrich, 
Ed. Gammersbach, H. Geffcken, K. Haſſert, J. Hirſch, 
B. Kuske, Paul Moldenhauer, F. Stier⸗Somlo, 
Adolf Weber, K. Wiedenfeld, A. Wieruſzowski, 
W. Wygodzinski. Bonn 1914, A. Marcus & E. Weber. 
64 S. 


Die drei aufgeführten Veröffentlichungen haben das gemeinſam, 
daß ſie alle drei Luxusinduſtrien behandeln, die der Mode unterworfen 
und auf ſtarke Ausfuhr ins Ausland und über See angewieſen ſind. 
Die Luxusinduſtrien zeichnen ſich durch eine ſehr hohe Empfindlichkeit 
gegen Anderungen in der Kaufkraft und Kaufluſt der Kundſchaft aus. 
Dies wirkt zurück auf den Aufbau der Erzeugung und auf die 
Gliederung des Abſatzes. Es führt zu ſtillen Zeiten zwiſchen ſolchen 
hochgeſpannter Arbeitstätigkeit (Saiſon), macht geneigt, der Stockung 
des Abſatzes in den ſtillen Zeiten oder bei niedergehendem Wohlſtand 
durch großes Entgegenkommen bei der Gewährung von Kredit abzu— 
helfen. Als Ausfuhrinduſtrien ſind dieſe Induſtrien von den Ernte— 
verhältniſſen, überhaupt von der wirtſchaftlichen und politiſchen Geſamt— 
lage in allen Ländern der Welt abhängig, die ihnen ihre Waren ab— 
nehmen. Deshalb kann auch ein Sonderzweig dieſer Induſtrien von 
einem Rückgang getroffen werden, der die übrigen nicht berührt. 

Die Arbeit Thiemes hat den Preis der philologiſch-hiſtoriſchen 
Sektion der philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Marburg für eine 
Unterſuchung des wirtſchaftlichen Aufbaues einer Großinduſtrie Heſſen— 
Naſſaus erhalten. Die Hanauer Edelmetallinduſtrie wurde in Neu: 
Hanau von Flamen und Wallonen gegründet, die gegen das Ende des 
16. Jahrhunderts aus den Niederlanden eingewandert waren und hier 
einen eigenen neuen Stadtteil erbaut hatten. Die Zunftordnung der 
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Gold⸗ und Silberſchmiede von 1610 ſchloß fi an die von Franken⸗ 
thal und Frankfurt am Main an, wahrte aber die freiheitlichen An⸗ 
ſchauungen der Holländer dadurch, daß ſie hinſichtlich der Zahl der 
Arbeitskräfte den Meiſtern freie Hand ließ, die Erzeugung alſo nicht 
beſchränkte. Aber ſchon in der Zunftordnung von 1616 wurde wegen 
des Zuzugs aus Frankfurt am Main der Einzug auf das Doppelte 
erhöht und die Erzeugung dadurch beſchränkt, daß ein Meiſter nicht 
mehr als vier Perſonen beſchäftigen durfte. Durch die Wirren des 
Dreißigjährigen Krieges kam das Goldſchmiedehandwerk in Verfall, der 
um 1700 ſeinen tiefſten Stand erreichte. Das Silberſchmiedehandwerk 
war ebenfalls bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts gelähmt. In 
der Mitte des 18. Jahrhunderts kam durch ein merkantiliſtiſches Edikt 
vom 23. Mai 1736, nicht durch die Aufhebung des Edikts von Nantes 
(1785), neues Blut in das Gewerbe und eine neue Richtung der Er⸗ 
zeugung durch den Zuzug von franzöſiſchen Hugenotten. Dieſe Galanterie⸗ 
warenarbeiter begründeten die Bijouterie, die 1765 bis 1790 ihren 
Höhepunkt erreichte, aber unter der Kontinentalſperre zuſammenbrach. 
Eine neue Blüte zeitigte die mit 1810 einſetzende deutſche Zeit, die 
bis zum Jahre 1848 in ſtetigem Aufſtieg verlief, dann aber durch 
maſſenhafte Auswanderung von Arbeitern nach Amerika unterbrochen 
wurde, aber in den folgenden Jahren bis zum 70 er Krieg eine ſtarke 
Zunahme der gewerbetätigen Bevölkerung brachte. Seit 1848 er⸗ 
weiterte ſich ebenſo wie in Pforzheim das Abſatzgebiet und die Abſatz⸗ 
verfahren wurden fortgebildet. Der Aufſchwung nach dem ſiegreichen 
70 er Krieg wurde unterbrochen durch den Wiener Börſenkrach (1873), 
die engliſche Wirtſchaftskriſe und die Zollpolitik Rußlands (1885/86), 
die Londoner Kriſe des Hauſes Baring-Bros (1890), den finanziellen 
Zuſammenbruch Argentiniens, die Cholera in Hamburg, die Kriegs⸗ 
wirren in Transvaal und China. 1903— 1907 zeigte eine aufſteigende 
Entwicklung, die wieder durch die Balkanwirren (1908 und 1912) und 
durch die Voreingenommenheit der engliſchen Kundſchaft geſtört wurde. 

Was nun den Aufbau der Erzeugung der Hanauer Induſtrie an⸗ 
langt, ſo bedingt ihre Eigenſchaſt als Luxusinduſtrie ihre hohe Empfind⸗ 
lichkeit für Störungen des Wirtſchafts- oder politiſchen Lebens und 
ihre Eigenſchaft als Modeinduſtrie die wellenförmige Bewegung des 
Bedarfs und der Nachfrage. Sie zeichnet ſich durch örtliche Zuſammen⸗ 
faſſung der Erzeugung für einen örtlich außerordentlich zerſtreuten 
Bedarf aus. Dieſer Umſtand iſt der Heranziehung eines beſtändigen 
Arbeiterſtammes günſtig. Im Vergleich zu Pforzheim und Gmünd 
liefert Hanau die Qualitätsware. Es herrſcht hochqualifizierte Hand⸗ 
arbeit vor, die Maſchinenarbeit findet nur viel langſamer Eingang als 
bei der Maſſenherſtellung in jenen beiden andern Städten. Der Roh⸗ 
ſtoff wird durch die Banken, eine Platinſchmelzanſtalt von Welt⸗ 
bedeutung, die auch für techniſche Zwecke in großem Umfang Platin 
liefert, und einige Krätzeaufbereitungsanſtalten geliefert. Die Technik 
zeigt mehr einen handwerksmäßigen Charakter als die Maſſenherſtellung 
von Doublé in Pforzheim. Entſcheidend iſt immer noch die Leiſtung 
des Arbeiters, nicht der Maſchine, obwohl Kleinmotoren in großer Zahl 
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angewendet werden. Der Kredit, insbeſondere für die Rohſtofflieferung, 
ſpielt eine große Rolle, er wird meiſt in der Form des Perſonalkredits 
gegeben. Er erleichtert das Aufkommen neuer Unternehmungen, das 
ſonſt bei dem hohen Wert des Rohſtoffes ſehr ſchwierig wäre, wird 
aber ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit beſonders dann gefährlich, 
wenn er von Großhändlern und Steinhändlern gewährt wird. 

Sowohl in der Goldwaren⸗ als in der Silberinduſtrie herrſchen 
die Mittelbetriebe vor. Auch iſt noch keine Tendenz zur Entwicklung 
der Großbetriebe und zur Zuſammenfaſſung der Betriebe wie in Pforz⸗ 
heim zu erkennen. Überhaupt zeigt die ganze Induſtrie mehr einen 
ariſtokratiſch⸗konſervativen Charakter. Vorherrſchend iſt die Fabrik, der 
Verlag kommt nur ausnahmsweiſe bei gewiſſen Vorarbeiten und in 
der Kettenmacherei als Lohnwerk vor. Als Rechtsform herrſcht das 
Teilhabergeſchäft und zwar die offene Handelsgeſellſchaft. Von den 
Hilſsgeſchäften ſind die Diamant- und Edelſteinſchleifereien, die Graveur⸗ 
geſchäfte und die Etuisfabriken die wichtigſten, wozu noch die an Zahl 
(drei) ſehr geringen ſelbſtändigen Zeichner kommen. 

Was die Arbeiter anlangt, ſo überwiegt bei ihrer Entlohnung 
der Stundenlohn. Der Verſaſſer beurteilt die Lohnverhältniſſe alles 
in allem günſtig, weil die Leiſtung ihren Verdienſt finde. Nach der Abſtufung 
der Löhne trifft das zu. Aber die geſamte Lohnhöhe bei einem Luxus- 
gewerbe, das mit den teuerſten Stoffen arbeitet und eine vier- und 
viereinhalbjährige Lehrzeit verlangt, iſt ganz ungenügend. Es ver- 
dienen nämlich nur 18% der Arbeiter jährlich über 2000 Mk., 52,9% 
dagegen 1000 — 2000 Mk. und 29,1% fogar unter 1000 Mk., davon 
13,6% unter 500 Mk. Dieſe Löhne wurden erſt nach langen Lohn— 
kämpfen unter Führung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes erreicht. 
Der Grund der ungenügenden Geſamthöhe der Löhne liegt im Luxus— 
und Modecharakter der Induſtrie und ihrer großen Empfindlichkeit für 
Wechſelfälle des Wirtſchaftslebens und wird noch verſchärft durch ihre 
Abhängigkeit vom Kredit, was Thieme nicht hervorhebt, weil er es 
überhaupt nicht beachtet zu haben ſcheint, was ſich aber aus ſeinen 
Darlegungen ergibt. 

Eingehend wird die Organiſation des Abſatzes, ſeine geſchichtliche 
Entwicklung, ſeine Formen, die Art der Märkte geſchildert und ge⸗ 
zeigt, wie den ſchlimmſten Mißſtänden erſt durch die Ziel- und Preis⸗ 
konvention vom 1. Auguſt 1915 geſteuert worden iſt. Weiter erörtert 
der Verfaſſer die Tätigkeit der Fachſchulen, von Vereinen und Körper⸗ 
ſchaften, ſowie der Fachpreſſe im Dienſte ſeiner Induſtrie. Aus dem 
am Schluß gezogenen Vergleich zwiſchen Pforzheim und Hanau ergibt 
ſich, daß die Herſtellung von künſtleriſcher Qualitätsware eine mehr 
handwerksmäßig⸗konſervative, ruhige und ſolide Entwicklung, die Be- 
friedigung des raſch ſteigerungsfähigen Maſſenbedarfs dagegen eine 
raſchere Zunahme des Gewerbes zur Folge hat, die nicht ſelten auf 
Koſten der Zuverläſſigkeit ſprunghaft und mit empfindlichen Rückſchlägen 
vor ſich geht. 

Die Ausführungen werden durch einen umfangreichen Tabellen— 
anhang belegt. Die Heranziehung zahlreicher anderer Luxus- und 
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Modeinduſtrien zum Vergleich bringt die gewonnenen Ergebniſſe in 
den richtigen volkswirtſchaftlichen Zuſammenhang und erhöht den Wert 
dieſer gründlichen und ſachkundigen Einzelbeſchreibung eines hoch⸗ 
angeſehenen deutſchen Gewerbes weſentlich. 

Häberle ſchildert zunächſt die techniſchen Vorgänge bei der Her⸗ 
ſtellung der verſchiedenen Arten von Teppichen und weiſt darauf hin, 
daß ſich ſeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts auch der Begriff 
deſſen verſchoben hat, was unter Teppich verſtanden wird. Der ein⸗ 
heimiſche Markt veranlaßte 1790 deutſche Unternehmer die Herſtellung 
von Teppichen aufzunehmen. Nach Aufhebung der Kontinentalſperre 
ſtand die Induſtrie mit ihren einfachen Erzeugniſſen leiſtungsfähig auf 
dem Plan. Die Bevorzugung von Jacquard- und Druckteppichen auf 
dem deutſchen Markte warf aber dann das deutſche Gewerbe zurück. 
Eine umfangreiche Muſterauswahl, deren Herſtellung nur bei großer 
Auflage des einzelnen Muſters lohnend iſt, war ebenſo wie die Maſſen⸗ 
erzeugung dem deutſchen Gewerbe wegen ſeiner noch immer ſtarken 
Abhängigkeit vom örtlichen Markt und der ungenügenden Entwicklung 
der Verkehrsmittel unmöglich. Die Verbeſſerung der Verkehrsmittel, 
die Zunahme der deutſchen Nachfrage und die Erfindung eines voll⸗ 
ſtändig mechaniſch arbeitenden Rutenſtuhles im Jahre 1851 förderten 
dieſe Entwicklung auch in der deutſchen Teppichfabrikation. Sie hoben 
ihre Leiſtungsfähigkeit ſeit Mitte des 19. Jahrhunderts von Jahr 
zu Jahr, ſie ſtellten die deutſche Teppichfabrikation der engliſchen in 
techniſcher Hinſicht in den ſechziger Jahren, in bezug auf Ausnützung 
der Produktionsmittel in den achtziger Jahren ebenbürtig zur Seite. 

Von kleinen Anfängen in Brandenburg, dem Rheinland und den 
heſſiſchen Gegenden iſt die Teppichfabrikation zu einem Zweige der 
Wollwarenfabrikation herangewachſen, deſſen jährliche Leiſtungsfähigkeit 
1846 5635 dz, 1861 14135 dz, 1907 168642 dz und 1913 
221893 dz erreichte. Im Laufe dieſer Entwicklung hat ſich die 
Fabrikation faſt über ganz Deutſchland verbreitet. Hauptſitze wurden 
das Königreich Sachſen und die Provinz Brandenburg, bedeutende 
Sitze das Rheinland, Schleſien, Hannover, Weſtfalen und Nordbayern. 

Die Handelspolitik bewegte ſich für unſer Gewerbe in einer ge— 
raden Richtung und war ihm im großen und ganzen günſtig. Nur 
die Herabſetzung des Zolles von 120 auf 60 Mk. für den Doppel⸗ 
zentner im Jahre 1865 war eine zu ſtarke Minderung des Zollſchutzes, 
die ſich allerdings erſt nach 1879 nachteilig geltend machte. Eine 
Minderung war berechtigt und zweckmäßig, nur durfte ſie mit einem 
Male nicht fo weit gehen. Bis zu den Bäülowſchen Handelsverträgen 
war die Induſtrie dagegen ſo erſtarkt, daß ſie den Zollſchutz ent⸗ 
behren konnte und von der ſtarken e der Garnzölle großen 
Nutzen hatte. 

Die nur in geringem Umfang beſtehende Heimarbeit hat auch, 
insbeſondere für die Nebenbeſchäftigung der Heimarbeiter, Vorteile, 
weshalb ſie von den Arbeitern geſchätzt wird. 

Unter dem engliſchen Wettbewerb hatte das Gewerbe wiederholt 
zu leiden. Die Einfuhr war bis in die letzte Zeit vor dem Kriege 
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immer recht beträchtlich. Beſonders empfindlich machte ſich die Einfuhr 
geknüpfter orientaliſcher Teppiche geltend, weil die deutſche Erzeugung 
mit den billigen Arbeitslöhnen des Oſtens den Wettbewerb nicht auf— 
nehmen konnte. Eine Vertruſtung in Berlin und ein Kartell in Sachſen 
waren, trotzdem letztgenanntes nur ein Jahr beſtand, von gutem Er= 
folg, da es gelang, durch eine Ausſtellung die Kundſchaft für die 
deutſche Ware zurückzugewinnen. 

In der Ausfuhr nahm Deutſchland die dritte Stelle ein; es hatte 
die überragende Stellung Englands auf dem Weltmarkt eingeholt. Die 
unter dem Schutz jede Einfuhr hindernder Zölle herangewachſene be— 
deutende amerikaniſche Induſtrie hat merkwürdigerweiſe bis zum Aus⸗ 
bruch des Krieges ihre Waren auf dem Weltmarkt nicht angeboten. 
Bei der Abſatzorganiſation ſpielen die Muſterreiſenden und der unmittel⸗ 
bare Verkehr mit den Einzelhändlern, der den Großhandel allmählich 
zurückdrängt, eine große Rolle. Auch die Warenhäuſer werden gute 
Kunden. Der Teppich entwickelt ſich zum allgemeinen Volksbedürfnis 
der Städte bis herab in die Arbeiterklaſſe. Große Schwierigkeiten 
entſtehen für einzelne Zweige des Gewerbes durch Anderung der 
Richtung der Nachfrage und durch den allzu häufigen Wechſel der 
Muſter. Unverkäufliche oder nur mit Verluſt abſetzbare Ware häuft 
ſich für die Fabrikanten, die den Geſchmack der Mode nicht treffen. 
Der Umſtand, daß von Anfang an der Großbetrieb vorgeherrſcht hat, 
ließ bei dem wertvollen Rohſtoff die Hausinduſtrie zurückgehen und 
war der wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter günſtig. Die Verbeſſerung 
der Maſchinen iſt den Arbeitern unmittelbar durch eine Erhöhung der 
Verdienſtmöglichkeit um 25% bei den gleichen Stücklohnſätzen zugute 
gekommen. 

Der wirtſchaftsgeographiſche Teil hätte unter Berückſichtigung der 
geſchichtlichen Entwicklung des Gewerbes beſſer ausgebaut werden 
können. Auch wäre es der Arbeit zugute gekommen, wenn die Stellung 
des Gewerbes innerhalb verwandter Modegewerbe eingehender behandelt 
worden wäre. 

Dem Verfaſſer iſt eine dreijährige Tätigkeit im Gewerbe zu— 
ſtatten gekommen. Seine Schrift, die nach der bisherigen Entwicklung 
des Gewerbes eine Wiederbelebung der Ausfuhr erhoffen läßt, bereichert 
unſer Wiſſen über die tatſächlichen Zuſtände und den Werdegang eines 
Mode⸗ und Luxusgewerbes. 

Das gleiche kann nicht geſagt werden von der etwas dürftigen 
Schrift Reins. Sie behandelt überhaupt nur die Porzellaninduſtrie, 
weshalb der Titel irreführend iſt. Sie kommt nicht hinaus über das, 
was in der Schrift von Propſt, Die deutſche Porzellan- und Stein- 
gutinduſtrie (Halle 1909), von Dr. Paul Wildner im Handbuch der 
Wirtſchaftskunde Deutſchlands und von mir in der Jubiläunsſchrift 
„Die deutſche Induſtrie 1888 —1913“ (Berlin 1913, Weiß) ausgeführt 
iſt. Die Ausfuhrzahlen ſind bis zum Jahre 1911 recht eingehend 
zuſammengeſtellt. Nur was über Ausſtellungen und über die Leip⸗ 
ziger Meſſe beigebracht wird, bildet eine Ergänzung der angeführten 
Schriften. Insbeſondere iſt zu vermiſſen eine Darſtellung der Wirt⸗ 
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ſchaftsgeographie, ohne die die Entwicklung der Ausfuhr nicht ver⸗ 
ſtanden werden kann. Dem Verfaſſer iſt entgangen, daß der ſogenannte 
Nürnberger Bund nicht bloß ein wirtſchaftspolitiſcher Verband, ſondern 
auch neben „Nord und Süd“ die größte Einkaufsgenoſſenſchaft der 
Kleinhändler für Glas-, Porzellan⸗ und Luxuswaren, ſowie Haus⸗ 
und Küchengeräte iſt. | 

Berlim Mariendorf Cl. Heiß 


Kuczynski, N.: Ein Reichsfinanzprogramm für 1920. 
Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 66 S. 


Der erſte Teil der Oſtern 1920 erſchienenen Schrift bringt eine 
ſachverſtändige ſtatiſtiſche Kritik an dem durch die Steuergeſetzgebung 
von 1919/20 verwirklichten Erzbergerſchen Finanzprogramm, der zweite 
eigene Reformvorſchläge des Verfaſſers. Das Finanzprogramm mutet 
ihn an „wie die erfrorene Melodie in Münchhauſens Poſthorn“. Es 
ſichert, wie er nachzuweiſen unternimmt, nur 10 ſtatt der von Erz— 
berger errechneten 19,63 Milliarden Mk., während der Bedarf, ohne 
die Leiſtungen an die Entente, 17¼ Milliarden beträgt. Kein Poſten 
ſtimme. An der Hand eingehender Nachrechnungen findet Kuczynski, 
daß die neuen Steuern höchſtens 11,32 Milliarden ergeben können, 
alſo ein Fehlbetrag von mindeſtens 6,18 Milliarden verbleibt. Die 
in den Anmerkungen (S. 28 —66) niedergelegten Berechnungen, auf 
die ſich dieſe Kritik und Gegenrechnung ſtützt, verdienen ſorgfältige 
Beachtung und ſind der verdienſtvollſte Teil der Schrift. Zahlreiche 
Fälle von unzutreffenden Angaben, Flüchtigkeiten und Oberflächlichkeiten 
in den Denkſchriften, Begründungen der Steuergeſetzentwürfe und 
Reden des ehemaligen Reichsfinanzminiſters werden, beſonders an Hand 
der Statiſtik der preußiſchen direkten Steuern, aufgezeigt. Beiſpiels⸗ 
weiſe gibt das Reichsfinanzminiſterium das durchſchnittliche Lohn⸗ 
einkommen mit 7—8000 Mk. an. Nach Kuczynski würde das geſamte 
Lohneinkommen danach 120 Milliarden betragen bei einem von der 
Regierung ſelbſt auf 80 Milliarden geſchätzten Volkseinkommen. Angeſichts 
der Notwendigkeit unbedingt zuverläſſiger Berechnungs- und Schätzungs⸗ 
unterlagen für neue Reichsſteuern verdient die Kritik des erfahrenen 
Statiſtikers eingehende Beachtung, um gemachte Fehler wenigſtens für 
die Zukunft zu vermeiden und überhaupt die Methode der Ertrags⸗ 
und ſonſtigen Berechnungen ſo einwandfrei wie möglich zu geſtalten. 

Die eigenen Vorſchläge von Kuczinski ſind, da die Steuerreform 
keineswegs abgeſchloſſen iſt, nicht überlebt, ſtoßen aber auf ſchwere 
Bedenken. Das Notopfer will er durch eine einmalige, nicht raten⸗ 
weiſe (ſchon weil der Geldentwertung dadurch nicht abgeholfen werde), 
ſondern auf einmal und ſofort zu entrichtende Abgabe in Höhe von 
nicht weniger als unterſchiedslos der Hälfte aller Vermögen erſetzen. 
Die Gründe dafür ergänzt er durch eine Widerlegung der Gegengründe. 
Enthalten beide auch manches Treffende, ſo iſt die Radikalkur dem 
geſchwachten deutſchen Wirtſchaftskörper doch nicht zuzumuten. Der 
Hauptgrund, daß die Preiſe dadurch auf die Hälfte ſinken werden, iſt 
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eine recht unſichere Annahme, beſonders weil dieſe ſich weſentlich mit 
auf der Zufuhr ausländiſcher Erzeugniſſe aller Arten und Grade auf⸗ 
bauen, und die deutſche Valuta ſchwerlich a tempo ſo hoch ſteigen 
wird, wie für ſolchen Preisſturz erforderlich wäre. Es ſei denn, daß 
man mit Dalberg eine unmittelbare und — auch dem Grade nach — 
automatiſche Einwirkung der Valutabewegung auf die Höhe der Inland⸗ 
preiſe annimmt. Denn weder die Zahlungsbilanz noch das Vertrauen 
des Auslandes würden durch ſolche Abgabe in dieſem Maße zum Vor— 
teil unſerer Valuta beeinflußt werden. Daß die Unternehmungen 
weniger Betriebskapital brauchen werden, wie Kuczynski gegen die mit 
Recht zu befürchtende Schmälerung des volkswirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
kapitals anführt, hängt aber auch von dem nicht zu erhoffenden Preis- 
ſturz auf die Hälfte ab. Er hält freilich die große Geldflüſſigkeit nur 
für ein Symptom volkswirtſchaftlicher Krankheit. Die Ungerechtigkeit 
des einheitlichen Steuerſatzes von 50 %% wird dadurch, daß es „irgend- 
eine Regel für das Verhältnis von Vermögenshöhe und ſteuerlicher 
Leiſtungsfähigkeit nicht gibt“, wenn dies wahr iſt, nicht beſeitigt. Man 
braucht nur an das Schickſal der Kleinrentner zu denken, das jetzt 
ſchon traurig genug iſt. Überhaupt würde die Radikalkur der Ampu⸗ 
tierung aller Vermögenshälften dem Mittelſtande einen tödlichen Stoß 
verſetzen und das Gegenteil einer ſozialen Mittelſtandspolitik ſein. 
Gerade der Mittelſtand hat es aber, auch im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen, am nötigſten, pfleglich behandelt zu werden. Und welche 
Bevorzugung der Vielen, die große Einkommen bei geringem oder 
keinem Vermögen beziehen, der Vorſchlag in ſich ſchließt, ſei nur an⸗ 
gedeutet. Den Ausfall an Erbſchafts- und Kapitalrentenſteuerertrag 
bei Ausführung ſeines Planes will Kuczynski decken durch ſeinen 
früheren Vorſchlag eines Pflichtteilsrechtes des Reiches bei Hinterlaſſung 
von weniger als drei Kindern oder Nachkommen von drei Kindern. 
Die Höhe der jetzigen Erbſchaftsſteuer, bis zu 90 %, erledigt dieſen 
Plan. Endlich ſoll eine verbundene Aufwand- und Vermögenszuwachs— 
ſteuer die Einkommenſteuer ergänzen — eine Zwickmühle für jeden 
Pflichtigen, da man ſein Einkommen entweder verzehrt oder erſpart. 
Jeder Aufwand ſteht aber heutzutage unter dem Druck der noch immer 
wachſenden Geldentwertung. Sein an ſich unſicherer Wert als Maß— 
ſtab ſteuerlicher Leiſtungsfähigkeit ſinkt parallel mit dem Geldwert. 
Der von Kuczynski zugelaſſene Abzug von 6000 Mk. und weiteren 
je 2000 Mk. für jeden Haushaltangehörigen iſt daher nicht nur, wie 
jede ſolche Grenze, ganz willkürlich, ſondern auch heute, wo 5000 Mk. 
geſetzlich unpfändbares Lohnminimum ſind, längſt überholt. 

Im Hintergrunde aller derartigen Pläne ſteht die Erkenntnis, daß 
mit Steuern allein, auch in der verſchleierten Form von Zwangsanleihen, 
dem Reichsfinanzelend auf die Dauer nicht beizukommen iſt. Erſchöpfend 
laſſen ſich die Vorſchläge von Kuczynski natürlich hier nicht würdigen. 
Nur ſei noch kurz auf die pſychologiſche Seite hingewieſen: die Er- 
en des Antriebs zum Wirtſchaften durch zerſtörend wirkende 

teuern. | 


Marburg a. d. Lahn | H. Köppe 
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Eingeſendete Bücher und Zeitfchriften 


— bis Ende November 1920 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Bernhard, L. : Die Polenfrage. Dritte, neu bearbeitete e Auflage. München 
und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. IX u. 572 S 


Kjellen, R.: Die Großmächte und die Weltkriſe. Leipzig u. Berlin 1921. 
B. G. Teubner. 249 S. 


— 1 zu einem Syſtem der Politik. Leipzig 1920, S. Hirzel. 
Lamrzaſch⸗ H.: Völkermord oder Völkerbund. Haag 1910, M. Nijhoff. 


S ez Guſtav: Zwanzig Jahre ao olitik. München u. Le 
N 1920, at & le VI u. 2 ® ipzig 


Spann, D.: Vom Weſen des 1 Was iſt deutſch? Eger 1920, 
Böhmerland⸗Verlag. 22 S. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Eckardt, P., und Kuttig, E.: Das internationale Arbeitsrecht im Friedens⸗ 
vertrage. Nebſt Anhang: Die ſoziale ya Br n den abgetretenen 
Gebieten. Von A. Manes. Berlin 1920, Franz Vahlen (H. R. Engel⸗ 
mann). X und 133 S. (Veröffentlichung aus dem e zum 
Friedensvertrag. Herausg. von W. Schücking.) 


Goldſchmidt, Hans: Eigentum und Eigentumsteilrechte in ihrem Verhältnis 
aut Sozialiſierung. Marburg 1920, Elwertſche Verlagsbuchhandlung. 
V u. 231 S. (Arbeiten zum Handels- Gewerbe⸗ und eHandwiriſchafts⸗ 
recht. Herausg. von E. Heymann, Nr 31.) 


Käckell, L.: Der Schweigebefehtl. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 
XIX u. 158 S. 
rn eo Das neue Arbeitsrecht. Berlin 1920, J. Springer. VI und 


dee a: Der N als Rechtsbegriff. Tübingen 1920. 
ohr. XII u. 254 
aupperden, H. C.: l und diktierter tie ab 
uftav Fiſcher. VI u. 168 ©. ( a des Inſtituts 1 

ſchaftsrecht zu Jena. Herausg. von J. W. Hedemann. Nr. 1 

Ne 1 8 Das neue deutſche Wirtſchaftsrecht. Berlin 1920, J. cs 

u : 

Schollenberger, J.: 2 ANDERSEN der Schweiz. Berlin 1920, 
J. Springer. XII u. 

Schröder, N. und ER ee Deutſche Rechtsgeſchichte. 2. Aufl. Berlin 
und Leipzig 1920 Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, 2 Bde. 160 u. 
90 S. (Sammlung Goſchen.) 

Stier ⸗Somlo, Fr.: Die e Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt 
1919. 2. Aufl. Bonn 1920, A. Marcus & Weber. 208 S. 


Stimming, Er Deutſche Verfaſſungsgeſchichte vom Anfange des 19. Jahr⸗ 
hunderts bis zur Gegenwart. Leipzig und Berlin 1920. 118 S. Mus 
Natur und Geiſteswelt, 639) 
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3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 


Heller, H.: Hegel und der nationale . in Deutſchland. 
Leipzig 8 Berlin 1920, B. G. Teubner. VI u. 210 S. 


. Sich ii Studien über das 1 Volk. Jena 1920, 
u. 144 


„ As Geſammelte TE zur Religionsſoziologie. Bd. 1. Tübingen 
1920. 573 S. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Budge, S.: Der Kapitalprofit. Jena 1920, Guſtav Fiſcher. XII u. 155 ©. 


Obſt, G.: Volkswirtſchaftslehre. Zweite, vollſt. umgearbeitete Auflage. 
Stutigart 1920, C. E. Poeſchel. XII u. 343 S. (Sammlung kauf⸗ 
männiſcher Unterrichtswerke, 18. Band.) 


Dswalt, H.: Vorträge über wirtſchaftliche Grundbegriffe. 2. Aufl. Jena 
1920, G. Fiſcher. VIII u. 163 


Schwarz, O. G.: Grundriß der Nationalökonomie. Berlin 1920, C. Hey- 
manns Verlag. 144 S. 


e „ n nr Philoſophie der Volkswirtſchaft. Jena 
1920. G. Fiſcher. VII ũ u 

Viſſering, G.: * N und Finanzprobleme. Berlin 
und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, 92. S. 

Wilbrandt, R.: Otonomie. Ideen zu einer Philoſophie une sagiologie 
der Wirtſchaft. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. VIII u. 152 S. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Zur Geſchichte der deutſchen Eiſengießereien. Feſtſchrift zur fünfzi ſten 
euer fammlung des Vereins Deutſcher Eiſengießexpeien. Düſſelborf 
920, L. Schwann. 274 S. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


von Dietze, Conſtantin: Stolypinſche Agrarreſorm und een 
Leipzig und Berlin 1920. 89 S. (Oſteuropa-Inſtitut, Quellen und 
Studien, I. Abt., 3. Heft.) 


7. Bergbau und Induſtrie 


Behrend, Fritz: Die Kupfer⸗ und ee von Oſteuropa. Leipzig und 


Berlin 920, B. G. Teubner. VIII und 88 S. (Oſteuropa-Inſtitut, 
Quellen und Studien, III. Abt., 3. Heft.) 


Flegel, K.: Die wirtſchaftliche Bedeutung der Montaninduſtrie Rußlands 
und Polens. Leipzig und Berlin 1920. VIII u. 101 S. (Oſteuropa⸗ 
Inſtitut, Quellen und Studien, III. Abt., 1. Heft.) 


von zur Mühlen, L.: Die Elſchiefer des europäiſchen Rußlands. Leipzig 


und Berlin 1920, B G. Teubner. 31 S. (Oſteuropa⸗Inſtitut, Quellen 
und Studien, III. Abt., 4. Heft.) 


Schrepfer, K.: Das Handwerk in der neuen Wirtſchaft. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 132 S. 


Willms, M.: Zur Frage der Rohſtoffverſ Srgug der deutſchen Jute⸗Induſtrie. 


Jena 1920, Guſtav De 77 S. (Probleme der Weltwirtſchaft, 
Herausg. von B. Harms. 34.) 
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8. Handel und Handelspolitik 
DAN F. W.: 3 6. 5. 8 0 über Lebensmittelrationierung im Kriege. 
184 S. 


ünchen o. G. D. W. Callwey. 
es G.: 8 Syſtem des Wirtſchaftskrieges. Tübingen 1920, 
B. Mohr. 192 S. 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Sax, Emil: Die * in Volks⸗ und Staatswirtſchaft. II. Band: 
Land. und Waſſer N Poſt, Telegraph, Telephon. Berlin 1919, 
J. Springer. IX u. 533 S. 

Weld, E. W.: Indias 3 for transportation. New York 1920, 
Golumbia University. 127 S. (Studies in history, economics and 
public law. Vol. XC, Number 2, Whole Number 206.) 


10. Geld., Bank⸗ und Börſenweſen 


Behnſen, H. und Genzmer, W.: Valuta⸗Elend und Friedens ⸗ Vertrag. 
Leipzig 1920, F. Meiner. 72 S. 


Sebi W: Kann das Geld abgeſchafft werden? Jena 1920, G. Fiſcher. 
kl: ; 


Elſter, Karl: Die Seele des Geldes. Jena 1920, G. Fiſcher. XVI u. 370 ©. 
Inflationen. Ihre Entſtehung, ihr Verlauf und ihre Heilung an geſchicht⸗ 
iche Beiſpielen dargelegt. Sonderbeilage des Vankarchids, 17 
in Gemeinſchaft mit dem Wirtſchaftsdienſt des Hamburgiſchen Welt⸗ 
wirtſchafts⸗Archivs. 20 S. 
Kaulla, R.: Die Grundlagen des Geldwerts. Stuttgart und Berlin 1920, 
Deutſche Verlagsanſtalt. 96 S. 
Singer, K.: Das Geld als Zeichen. Jena 1920, G. Fiſcher. VI u. 206 S. 
Süß, G.: Das De im beſetzten Frankreich. München 1920, Drei 
Masken⸗Verlag. 181 S 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus . 


Goebel, O.: Entwicklungsgang des ruſſiſchen i bis zur 
erſten Revolution (1905). Leipzig und Berlin 1920. B. G. Teubner. 
44 S. (Oſteuropa⸗Inſtitut, Quellen und Studien, I. Abt., 4. Heft.) 
ae: BI: Die ruf 1 i von 1905— 1917. 
zig und Berlin 1920, eubner. VII u. 106 S. (Oſteuropa⸗ 
Sn Quellen und Studien L Abt., 5. Heft.) 
3 W.: Der Bolſchewismus. Berlin, Stuttgart und Leipzig 1920. 
W. Kohlhammer. XXIII u. 368 S. 


13. Sozialpolitik 


Ayusawa, |. F.: International labour legislation. New York 1920, 
Columbia University. 258 S. (Studies in History, Economics and 
Public Law. Vol. XCI, Number 2, whole Number 208.) 


Entwurf eines Gefeges betreffend Ardeitsvermittlung und Arbeit 
loſenverſicherung. Bearbeitet von der Handelskammer zu Berlin 1920. 


Günther, A.: Lebenshaltung des Mittelſtandes. München u. Leipz 
n umblot. XII u. 177 S. (Schriften des Vereins fir egal 
politik 146/11.) 
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Herrmann, Kurt: Teuerung und Lohn. Berlin 1921, C. Heymanns Verlag. 
54 S. 


eden, Sh.: Zur Arbeitsloſenverſicherung. Leipzig 1920, F. Meiner. 
2 S. Krankefiaſſenbibllo ge Heft 18.) | 


Kumpmann, K.: Die Fu. 20ſt und ihre Bekämpfung. Tübingen 1920, 
J. C. B. Mohr. VI u. 209 S. | 


Robinson, J. O.: The amalgamated association of iron, steel and tin 
workers. Baltimore 1920, Johns Hopkins Press. 162 S. (Johns 
Hopkins University Studies XXXVIII, 2.) 


Sachs, H.: Zur Organiſation der Eignungspſychologie. Leipzig 1920, 
8 A. Barth 16 ©. ( 1 zur colo e der erufseignung und 
des Wirtſchaftslebens, Heft 14.) 


Schulz, H.: Wahl und Aufgaben der Betriebsräte. Zweite, verbeſſerte und 
erweiterte Auflage. Berkin 1920, Julius Springer. VI u. 194 S. 


Seyfert, E. W.: Der Arbeitsnachweis in der deutſchen Maſchineninduſtrie. 
erlin 1920, Julius Springer. Y u. 103 S. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


15. Finanzen 
Dalberg, N.: Finan eſundung aus Währungsnot. Berlin 1920, E. Hey⸗ 
0 Verlag. VIII und 103 S. | den 


Decke, E.: Die neuen Reichsſteuern. Leipzig u. Berlin 1920, B. G. Teubner. 
113 S. (Aus Natur und Geiſteswelt, 767.) 


Földes, Bela: Finanzwiſſenſchaft. Jena 1920, G. Fiſcher. XIV u. 686 S. 


16. Verſicherungsweſen 


17. Statiſtit 


Breuer, J.: Die Methoden der gandelsftatiftit. aderborn 1920, F. Schö⸗ 
ningh. X u. 190 S. (Görres⸗ eſellſchaft. Verb entlichungen der Sektion 
für Rechts und Sozialwiſſenſchaft, 39. Heft.) 


Die Ergebniſſe der Wohnungszä lung vom 1. 5 Panber 1910 in den 
Gemeinden Aarau, Boden, Ennetboden und Brugg. Leipzig und 
Berlin 1920, B. G. Teubner. 108 S. (7. Ergänzungsheft zum Deutſchen 
Statiſtiſchen Zentralblatt.) 

Hersch, L.: Linsgalité devant la mort d'après les statistiques de la ville 
de Paris. Paris 1920, Recueil Sirey. 54 S. 


18. Verſchiedenes 


Der Juriſt und der Volkswirt. Herausg. von der Deutſchen Zentralſtelle 
für atabemiſchem Fee Akademiker. Berlin 1920, Furche⸗Verlag. 342 S. 
(Die akademiſchen erufe, Band V.) 


Nickliſ H.: Der Weg au ärts! Organiſation. Stuttgart 1920, 
C. E. Poeſchel Verlag. 951 8 S. aan 9 


Tönnies, F.: Hochſchulreform und Soziologie. Jena 1920, G. Fiſcher. 36 S. 


von erkall, J. 2 Biologische Briefe an eine Dame. Berlin 1920, Gebr. 
Paekel. 130 S. 


ESchmollers Jahrbuch XIIV I. 20 
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- Aufſätze in Zeitſchriften 
1. Allgemeine Politik 


Brinkmann, C.: Weltpolitik und Weltwirtſchaft 155 ff. e Welt⸗ 


8 Archiv, 1. Oktober 1920, S. 


F.: Wandlungen der internationalen Wirtſchaftspolitik. Weltwirt⸗ 
wäſchaftliches Archiv, 1. Oktober 1920, S. 202 ff. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 
Francke, E.: Das einheitliche Arbeitsrecht in udn und feine Orga: 
nifarion. Soziale Praxis, 20. Oktober 1920, S. 1303 ff. 


Gieſe. Fr.: Staatsrecht und Staatsgebiet. Zeitſchrift für Völkerrecht. 
XI. Band, 4. Heft, S. 461 f. 


3. Sozial- und Nechtsphiloſophie 
Delbrück, H.: Die 18 Geſchichtsphiloſophie. Preußiſche Jahrbücher, 
November 1920, S. 157 ff. 


Singer, K.: Die Kriſis 15 Soziologie. Weltwirtſchaftliches Archiv, 1. Ok⸗ 
tober 1920, S. 246 ff. g ee j 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Fetter, F. A.: Price economics versus welfare economics. American 
economic review. September 1920, S. 467 ff. 

Haney, H. L.: 920, S. 528 ff in marketing. American economic review. 
September 1920 528 

Howard, St. E.: Interest, rent and normal return on capital invest- 
ment in their relation to manufacturing costs. American economic 
review, Geptember 1920, ©. 546 ff. 


Mitſcherlich, W: Skizze einer Ele tsſtufentheorie. Weltwirt li 
io 1. Oktober 1920, S. 165 ff. ftsſtufenth ſchaftliches 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
Blum: Betrachtungen zur Verkehrsgeographie (S lu Archiv für Eiſen⸗ 
i September Ottober en 5 b. N je 


Hoffmann, P.: Wirtſchaftliche Streiflichter aus Rußland. Der Oſterreichiſche 
Volkswirt, 2. Oktober 1920, S. d ff. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
Bulletin de statistique agricole et commerciale. Herau sgegeben vom 
Institut International d’Agriculture. Rom, Januar bis Oktober 192. 
Bulletin mensuel des Institutions économiques et sociales. Heraus- 
gegeben vom Institut Iuternational d’Agriculture. Nom, Januar bis 
eptember 1920. 
Bulletin mensuel des renseignements agricoles et des maladies des 
ne Herausgegeben vom Institut International d’Agriculture. 
om, Januar bis Mai 1920. 


1 Es werden hier nur ſolche Aufſätze eingeſendeter Zeitſchriften angeführt, 
die der Schriftleitung bemerkenswert erſcheinen. 
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8 7. Bergbau und Induſtrie 
Herz, Fr. Die 8 05 Oſterreich. Der Oſterreichiſche Volkswirt, 
0. November 1920, 19 ff. 

Beil, 2: 5 en Preußiſche Jahrbücher, Auguſt 1920, 


ie, J.: Der Wiederaufbau der frangöfifchen Wirtſchaft. Der Oſter⸗ 
reichiſche Volkswirt, 11. September 1920, ©. 914 ff. 


— 


8. Handel und Handelspolitik 


von 1 C. or Friedensblockaden. Zeitſchrift für Völkerrecht, XI. Band, 
Heft 
9. Verkehr und Verkehrspolitik 
Rich, E. J.: The transportation act of 1920. American economic review, 
September 1920, S. 507 ff. 


Weſtenberger: Friedrich Liſts Wirken für ein ne a (Fortſ.). 
Archiv für Eiſenbahnweſen, September / Oktober 1920, 09 ff. 


10. Geld., Bank ⸗ und Börſenweſen 
Bielſchowsky, E.: Die e des Silbers ſeit Kriegsbeginn. Bank⸗ 
archiv, 1. Oktober 1920, S. 12 ff. 


Chlepner, B. S.: Le chèque postal en Belgique. Revue de l'Institut de 
ociologie, Novembre 1920, ©. 91 ff. 


edern, W. ur Frage des qualitativen Unterſchiedes zwiſchen Banknoten 
8 und Giro⸗Buttaben. Bankarchiv, 15. November 1920, S. 51. 


Hoffmann, W.: Die Berliner e während des Weltkriegs, II. 
Conrads Jahrbücher, Auguſt 1920, S. 97 ff. 


Liefmann, R.: Kapitalbildung und Reichswirtſchaftsbank. Bankarchiv, 
1. November 1920, S. 37 ff. 


Merge C. L.: AR Terminhandel in Deviſen. Bankarchiv, 1. November 


Voigt, A.: Theorie des Geldverkehrs. SEIN, a Sozialwiſſenſchaft, f 
91920, Heft 7 u. 8, S. 337 ff.; Heft 9 2 10, ©. 496 ff. j nen 


Weil, B.: Die Einführung der franzö en a rung in Elſaß⸗Lothringen. 
Bankarchiv, 15. September 1920. In hrung ſaß⸗Lothring 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


Manſchke, R.: Die Bewegung der Bedölkerung und die Ergebniſſe der 
amilienſtatiſtik im „ Luxemburg. Zeitſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft 1920, Heft 7 u. 8, S. 362 2 ff 


12. Sozialismus 
BE, Der gegenwärtige Stand der Sozialiſierungsfrage. Bankarchiv, 
tober 1920, S. 18 f. sr eefrog 


ER D.: Die internationale Bedeutung 110 . von Halle a. S. 
Der Kampf, Wien, November 1920, S. 4 


Kaſſowitz, T.: Die Sozialiſierung des Beticen Kohlenbergbaues. Der Ofter⸗ 
reichiſche Volkswirt, 9. Oktober 1920, S. 22 ff. a 


13. Sozialpolitik 


Brauer, Th.: er ebeorganliation und Betriebsräte. Soziale Praxis, 3. No⸗ 
vember 1920, S. 1351 ff. 


20 * 
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Preußiſche Jahrbücher, November 1920, S 
Francke, E.: Amtliche und freie Sozialpolitik. an Praxis, 10. November 
1920, S. 137. ff. 
Herrnſtadt, E.: Die gegenwärtige Lage der i in Deutſch⸗ 
land. Sn für Sozialwiſsenſch chaft, 1920, Heft 9 u. . 445 
Kaſſowitz, T.: Die Vorgeſchichte des 200% 970 1 Der Öfter- 
reichiſche Volkswirt. 30. Oktober 1920, S. 70 ff. 

Röhling: Die . ng von Arbeitsſtreitigkeiten zwiſchen den un 
eſellſchaften in den Vereinigten Staaten von Amerika und ihrem 
ſonal nach dem aner on Act vom 28. Februar 1920. Archiv für 
Eiſenbahnweſen, September Oktober 1920, S. 775 ff. 

Simon, H.: Abbau oder Reform der Armenpflege. Soziale Praxis, 22. Sep⸗ 
tember 1920, S 1199 ff. 


e 217 f. 8 r Frage der Indexlöhne. Soziale Praxis, 6. Oktober 1920, 


von Dewitz: Die Gewinnbeteiligung und 5 5 Moment. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Kaufmann, H.: Die Genoſſenſchaftsbewegung im Deutſchen Reiche im erſten 
S. 804 f 1920. Internationales Genoſſenſchaftsbulletin, September 1920, 


15. Finanzen 


Camstock, A.: British income tax reform. American economic review 
September 1920, ©. 488 ff. 


Gothein: Neue Wege, die Finanzen zu ſanieren. Bankarchiv, 25. Oktober 
1920, S. 23 ff. 


von der Leyen: Die Finanzen der Reichsbahnen. Bankarchiv, 25. Oktober 
1920, S. 25 ff. 


' 


16. Verſicherungsweſen 


17. Statiſtit 
Meerwarth, R.: Über Teuerungsſtatiſtik und Inbegziffern. Deutſches Stati⸗ 
ſtiſches Zentralblatt, Auguſt September 1920, S. 107 ff. 
18. Verſchiedenes 


Tönnies, F.: Soziologie in ochſchulreform. Weltwi tliches Archiv, 
1. Oktober 1920, S. 212 ff. 8 rtſchaftlich chi 
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